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Einleitung. 


I. Die Verfaſſung des Norddeutichen Bundes hatte am 1. Juli 1867 ') 
Geſetzeskraft erlangt, obwohl diejelbe im Bundesgejegblatt des Norddeutjchen 
Bundes erit durch Publifandum vom 26. Juli 1867 vom Könige von Preußen 
zur öffentlichen -Kenntniß gebracht worden war. Der König von Preußen 
handelte daher bereits auf Grund der ihm durch die Verfaſſung des Nord: 
deutfchen Bundes übertragenen Befugniſſe und Pflichten, ala er durch den 
Allerhöchſten Erlaß vom 14. Juli 1867 den Bräfidenten des preußifchen 
Staatsminiftertums und Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Grafen von 
Bismard-Schönhanfen, „in Ausführung der Beitimmungen der Verfaſſung des 
Norddeutichen Bundes (IV, Art. 15 und 17)* zum Bundeskanzler des Nord» 
deutijhen Bundes ernannte (BGB. ©. 23). Die politiichen Ereignijje des 
Jahres 1870 führten dazu, daß im November dieſes Jahres zwiſchen dem 
Norddeutichen Bunde und den einzelnen ſüddeutſchen Staaten mehrere Ber: 
träge abgejchlojjen worden, aus denen der „Deutiche Bund“ hervorging. Die 
Berfafjung des Deutichen Bundes iſt als Geſetz nirgends von Bundeswegen 
publizirt worden, fondern findet fih nur als Beilage zum Vertrag zwiſchen 
dem Norddeutfhen Bunde, Baden und Helen vom 15. November 1870 im 
Bundesgejepblatt (S. 627—649) abgedrudt. Nachden am 1. Januar 1871 
der Deutſche Bund ins Leben getreten war, und derjelbe die Bezeichnung 
‚Deutfches Reich“ erhalten hatte, wurde die Reichsverfaſſung feitens der ge- 
jfeßgebenden Faktoren des Reiches einer Nevifion unterzogen. Dieſe repidirte 
Reichsverfaſſung wurde unter dem 16. April 1871 vom Kaifer im Reichsgeſetz— 
blatte ne und hat feit dem 4. Mai 1871 geſetzliche Geltung. 

Il. Während die Berfafjungen des Norddeutfchen Bundes und des 
Deutijhen Bundes von der Stellung des Bundesfanzlers nur an drei 
Drten (Art. 15, 17, 23) handeln, wird der Neichsfanzler in der Verfaſſung 
des Deutjchen Reiches an fünf Stellen (Art. 15, 17, 23, 70, 72) erwähnt. 
Die Art. 15, 17 und 23 der NReichsverfafjung haben — abgejehen von ber 
Bezeihnung „Reichsfanzler" für Bundeskanzler, „Kaifer” für Präfidium und 
„Reich“ für Bund — ganz denjelben Wortlaut, wie die Art. 15, 17 und 23 
der Berfafjungen des Norddeutichen und des Deutjchen Bundes. In den 
Art. 70 und 72 der zulegt gedachten beiden Verfaſſungen war beftimmt, daß 


) Vergl. Laband, das Staatärecht des Deutichen Neihes, Bd. I, ©. 32, 33; Meyer, 
Lehrbuch des Deutichen Staatörechtes, S. 138—140, insbeſ. Anm. 16; Zorn, dad Staatsrecht 
des Deutihen Reiches, Bd. I, S. 23—27; Seydel, Kommentar zur Verfaſſungs-Urkunde für 
da3 Deutihe Reih, ©. 4 fi. 
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die gemeinjchaftlichen Ausgaben des Bundes, infoweit diejelben durch die im 
Art. 70 näher bezeichneten Einnahmen nicht gededt werden, durch Beiträge 
der einzelmen Bundesjtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen 
und dieſe Beiträge bis zur Höhe de3 budgetmäßigen Betrages durch das 
Präfidium auszufchreiben jeien, ſowie ferner, daß über die Verwendung aller 
Einnahmen des Bundes von dem Präſidium dem Bundesrathe und dem 
Neihstage zur Entlaftung jährlich Rechnung zu legen fei. In den Art. 70 
und 72 der Reichsverfaſſung findet fi) anftatt des Wortes „Präſidium“ das 
Wort „Reichskanzler“, weil man wohl — wie von Held, die Verfajjung des 
Deutjchen Reiches S. 89, mit Recht vermuthet — „die durch die fraglichen 
Artikel vorgejchriebene Kontrole mit der Faijerlichen Stellung unverträglich er: 
achten mochte.“ Die Amtsbefugnifje und Pflichten des Reichskanzlers find 
dur Art. 70 und 72 der Reichöverfafjung wejentlich vermehrt worden. Im 
Uebrigen nimmt aber der Reichskanzler ganz diejelbe jtaatsrechtliche Stellung 
ein, welche der Bundeskanzler inne hatte, und die Bezeichnungen „Bundes: 
fanzler“ und „Reichskanzler“ können demnach in diefer Darjtellung als identisch 
behandelt werden. 

Trogdem ift e8 vom formellsjuriftiichen Standpunkte aus zu tadeln, daß 
eine Verkündigung der Ernennung des Bundeskanzler zum Reichskanzler im 
Neichsgefegblatt nicht erfolgt ift, zumal da der Reichskanzler nicht nur der 
höchſte Reichsbeamte, ſondern auch die höchite Neichsbehörde ijt und durd 
Allerhöchſten Erlaß vom 12. Mai 1871 (RGB. ©. 102) befannt gemacht 
wurde, daß das Bundesfanzler-Amt fernerhin den Namen „Reichsfanzler:Amt“ 
zu führen habe. ') 

Der „Kanzler des Norddeutichen Bundes“ hat die lebte Bekanntmachung 
unter dem 14. November 1870 (BGB. ©. 618) erlafien. Die erite Bekannt: 
madhung des „Bundesfanzlers“, d. 5. des Kanzler des Deutjchen Bundes, 
datirt vom 13. Dezember 1870 (BGB. ©. 624), die letzte vom 28. März 
1871 (RGB. ©. 62), während der „Reichsfanzler“ die erfte Befantmachung 
am 22. Mai 1871 (RGB. S. 102) veröffentlichte und der erjte an 
den „Reichsfanzler“ gerichtete Allerhöchſte Erlaß im Neichsgejeßblatte vom 
29. April (RGB. S. 9) datirt. 


Erftes Kapitel. 
Die ſtaatsrechtliche Stellung des Reichskanzlers im Allgemeinen. 


I. Die grundlegenden Beftimmungen für die ftaatsrechtliche Stellung des 
Reichskanzlers finden fi) in den Art. 15 und 17 der NReichöverfafjung, ins— 
befondere im Art. 15, Abſ. 1, welcher lautet: 

„Der Vorſitz im Bundesrath und die Leitung der Gefchäfte fteht dem 
Neichsfanzler zu, welcher vom Kaiſer zu ernennen tft.“ 

Hierdurch ift unzweifelhaft angeordnet, daß der Reichsfanzler vom Kaifer 
zu ernennen ift, und diefer vom Kaifer ernannte Reichskanzler den Vorſitz im 
Bundesrathe zu führen hat. Große Schwierigkeiten dagegen bieten die Worte 
„und die Leitung der Gejchäfte.“ 


%) Bergl. auch die Belanntmahung des Reichskanzlers vom 1. Juni 1871, betr. die 
Reichshauptkaſſe RKGB. ©. 126). 


Beyer — 
en, — x 
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Die herrichende Theorie nimmt an, daß unter der „Leitung der Gefchäfte“ 
die Leitung der Gejchäfte des Bundesrathes zu verftehen fei.t) 

Nach einer anderen Anficht ift unter der im Art. 15 der Neichsverfafjung 
erwähnten „Leitung der Gejchäfte“ die Leitung der gefammten Reichsgeſchäfte, 
nicht nur die der Bundesrathsgejchäfte zu verftehen. ?) 

Da aus dem Wortlaut des Art. 15, Abſ. 1 der Neichsverfafjung nicht 
deutlich zu erjehen ift, welchen Sinn die gejeßgebenden Faktoren des Nord: 
deutſchen Bundes, bezw. des Deutjchen Reiches in Die Worte, „und die Leitung 
der Geſchäfte“ Haben legen wollen, jo ift es nöthig, näher auf die Ent: 
ſtehungsgeſchichte des Art. 15 einzugehen. 

Der dem Efonftituirenden Reichstage des Norddeutfchen Bundes von 1867 
vorgelegte Verfaſſungsentwurf hat im Art. 12 folgende Beftimmung: 

„Das Präfidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundes: 
rathe den Vorſitz führt und die Gejchäfte leitet.“ 

Während die Art. 13—15 des Entwurfes Anordnungen über Berufung, 
Eröffnung, Bertagung und Schließung des Bundesrathes und Reichstages 
durch das Bundespräfidium (übereinftimmend mit Art. 12—14 der Reichsver— 
faſſung) treffen, findet fich im Art. 16 des Entwurfes folgende Borfchrift: 

„Der Bundeskanzler kann fi in Leitung der Geſchäfte durch 
jede3 andere Mitglied des Bundesrathes vermöge jchriftlicher Sub- 
ftitution vertreten lafjen.“ 

Zu Art. 12 des Entwurfes hatte der Abgeordnete Ausfeld beantragt, 
ftatt der Worte „die Gejchäfte leitet“ zu jegen: „deſſen Gejchäfte leitet.“ 
Diejer Antrag wurde vom Neichstage abgelehnt; da aber der ganze Art. 12 
des Entwurfes vom Reichstage verworfen worden war, jo wurde der Inhalt 
diefes Artifel3 bei der Berathung des Art. 16 des Entwurfes wieder aufge- 
nommen. Zu Art. 16 des Entwurfes hatte der Abg. v. Bennigjen bean: 
tragt, hinter „Leitung der Geichäfte” die Worte „des Bundesrathes" einzu— 
fügen, während der Abg. Lasker den Antrag geftellt hatte, Hinter „Leitung 
der Gejchäfte" die Worte „im YBundesrathe” einzufchalten. Beide Amende— 
ments verfolgten offenbar den Zweck, in die Verfaſſung die unzweideutige 
Beitimmung zu bringen, daß unter der „Leitung der Geſchäfte“ die Leitung der 
Geſchäfte des Bundesrathes zu verjtehen fei. Das Amendement des bg. 
Lasker wurde von demjelben zurüdgezogen, das Umendement des bg. 
v. Bennigfen — vom Reichstage abgelehnt. Dieſe Ablehnung ift nicht, 
wie Meyer, ©. 338 annehmen zu wollen jcheint, deshalb erfolgt, weil der 
Inhalt des Amendements des Abg.v. Bennigfen als jelbjtverftändlich angejehen 
wurde; gegen diefe Anffaſſung ſpricht Schon der Umftand, daß über die Ausleg— 
ung der Worte „und die Gejchäfte leitet“ in der Theorie großer Streit herricht. 
Der Reichstag hat vielmehr das Amendement des Abg. dv. Bennigjen deshalb 
abgelehnt, weil er unter „der Zeitung der Geſchäfte“ nicht nur die Leitung 








) Diefe Anfiht wird vertreten von Qaband I, ©. 274, 276; Meder, Lehrbud 

©. 319, 337; von Rönne, Staatörecht des Deutichen Reiches, 2. Auflage, Bd. I, ©. 292; 

orn, I, ©. 194; Seydel, Kommentar zur Verfaſſungsurkunde fir das Deutſche Reich 
S. 122; Riedel, die Reichöverfafjungsurtunde vom 16. April 1871 x., ©. 42; Weiter: 
kamp, Ueber die Reihöverfafiung, S. 99, Haujer, die Verfaſſung des Deutjchen Reiches ꝛc., 
©. 73; von Pözl, Lehrbuch des Bayeriichen Berfafiungsrechts, 5. Auflage, S. 618, 

2) Diefer Anficht find Hänel, die organifatoriihe Entwidelung der Deutihen Reichs— 
verfafjung, ©. 33; von Martig, Beratungen über die Verfaſſung des Norddeutichen 
Bundes, S. 49 und namentlih Jo&l in jeiner Abhandlung: die Subjtitutionsbefugniß des 
Reichslanzlerd nad) Deutihem Staatsrecht, „Annalen“ 1878, ©. 402 bis 421, 
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der Bundesrathsgeichäfte, jondern die der gefammten Reichsgeſchäfte verſtan— 
den willen wollte. Obwohl nun weder Art. 12 noch Art. 16 des Entwurfes, 
Sondern das Amendement des Abg. Grafen Bethuſy-Huc, welches als Art. 
15 in der Reichsverfaffung Aufnahme gefunden hat, zur Annahme gelangte, jo 
ift dennoch) aus der Ablehnung des Amendements des Abg. v. Bennigjen 
zu folgern, daß der Neichstag unter der „Leitung der Geſchäfte“ die Leitung 
der gejammten Neichsgeichäfte gemeint hat, weil dag Amendement des Abg. 
Grafen v. Bethujy=Huc (d. i. der jegige Art. 15 der Reichsverfaſſung) ganz 
diefelben Beftimmungen enthält, wie die Art. 12 und 16 des Verfaſſungsent— 
wurfes und nur eine neue Redaktion, nicht aber eine Abänderung dieſer beiden 
Artikel it. 

Die hier vertheidigte Anficht wird auch vom gegenwärtigen Reichsfanzler, 
Fürften v. Bismard geteilt, welcher ihr in der Sitzung des Deutjchen 
Neichstages vom 5. März 1878!) Ausdrud verlieh. Dieſe Neußerung fällt 
umfomehr ins Gewicht, als Fürſt Bismarck preußifcher Bevollmächtigter zum 
Bundesrathe ift, bezw. war. Es haben demnach, infofern als Fürjt v. Bis— 
mard damals preußischer Bevollmächtigter zum Yundesrathe, alfo Mitglied 
des Ießteren war, beide gejeßgebende Faktoren des Reiches fich dahin aus: 
gefprochen, daß dem Reichskanzler die Leitung der Reichsgeſchäfte nach 
Art. 15 der Reichsverfafjung zufteht. 


Nach der hier vertretenen Anficht überträgt Art. 15 der Reichsverfaſſung 
dem Neichsfanzler jowohl den Vorſitz im Bundesrathe, als auch die Leitung 
der Neichsgefchäfte, d. H. die gefammte Reichsverwaltung. Die Vertreter der 
berrfchenden Theorie dagegen vermögen nicht, ſich auf eine Verfaſſungsbe— 
jtimmung zu jtügen, wodurch dem Reichskanzler die Stellung eines Chefs der 
Neichsverwaltung eingeräumt würde. Sie fuchen dieſe Stellung zwar aus 
Art. 17 der Reichsverfafjung abzuleiten; da jedoch durch denjelben eine 
Minifterveranttvortlichfeit im gewöhnlichen Sinne des Wortes für den Neichs- 
fanzler nicht begründet wird, jo kann er auch unmöglich die Grundlage für 
die Stellung des Reichskanzlers als Chef der Neichsverwaltung bilden. 
Wenn Seydel, Kommentar zur Verfaſſungsurkunde für das Deutjche Neich, 
©. 126 behauptet, daß durch die Beſtimmung des Art. 17 der Reichsver— 
fafjung der Reichskanzler zum oberjten Neichsbeamten, zum Neichsminifter 
(d. i. Chef der Neichsverwaltung) erklärt wird, jo vergißt er, daß die Ver: 
antwortlichfeit des Reichskanzlers Feine Berantiwortlichkeit im gewöhnlichen 
Sinne de3 Wortes ift, und er jelbjt diefe Verantwortlichkeit auf S. 129 ala 
blofe „Phraſe“ bezeichnet?) 


II. Der Reichskanzler ijt auf Grund des Art. 15 der Reichsverfaſſung 
Chef der gefammten Neichsverwaltung; als ſolchem jtehen ihm die Befugnifie 
zu, welche nach) dem Staatsrechte der meijten Deutfchen Bundesjtaaten dem 
Gefammtminifterium, bezw. dem Meinijterium eingeräumt find.®) Der Reichs: 
fanzler bildet das Reichsminiſterium und vereinigt in feiner Perſon etwa die 


!) Sten. Berichte, ©. 343; Hahn, Fürjt Bismard, Bd. II, ©. 359, 360. 

2) Vergl. über die unter I gegebene Daritellung Bezold, Materialien der Deutichen 
NReihsverfafjung Bd. I, S. 713—767. — Die hier vertheidigte Anficht wird vertreten von 
Soöl, a. a. D., ©. 403—407, 

) Vergl. Meyer, Lehrbuch. S. 261, 262; Schulze, Lehrbuch des Deutichen Staats: 
rechts, I, ©. 295—297, 302, 303, 
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Befugniſſe, welche dem preußischen!) und ſächſiſchen?) Staatsminifterium zu= 
fommen, jelbjtverjtändfich jedoch nur infoweit, als dem Reiche die Kompetenz auf 
dem Gebiete der Verwaltung zufteht. Der Reichskanzler ıft in einer Perjon 
Minifter aller derjenigen Reſſorts, für welche es nach Neichsftaatsrecht eine 
bejondere Verwaltung gibt; er ift „Chef der auswärtigen, wie der inneren, 
der militärischen und maritimen, wie der zivilen Angelegenheiten des Neiches.“ ?) 
Nach früherem Neichsftaatsrecht war der Neichsfanzler auch der Chef der ge: 
jammten Verwaltung des Neichslandes Eljaß-Lothringen. Das Gejeg vom 
4. Juli 1879, betr. die Verfaſſung und Verwaltung Eljaß-Lothringens (RGB. 
S. 165) bejtimmt dagegen in $ 2, daß „die durch Gejege und Verordnungen 
dem Reichsfanzler in elfaß-lothringischen Landesangelegenheiten überwieſenen 
Befugniffe und DObliegenheiten auf den Statthalter von Eljaß Lothringen 
übergehen.“ Nach dem heute geltenden Neichsftaatsrecht hat der Neichsfanzler 
in Bezug auf Eljaß-Lothringen*) ganz diefelben Befugniſſe, wie in Bezug auf 
die Deutjchen Bundesitaaten. 

Da der Reichskanzler das Gefammtminifterium des Neiches in feiner 
Berjon vereinigt, fo ift er eine Neichsbehörde und zwar die höchſte Reichs» 
behörde. Für die Erfenntniß der rechtlichen Natur der Stellung des Reichs: 
fanzlers bieten fich injoferne nicht unbedeutende Schwierigkeiten, al® mit dem 
Ausdrud „Reichstanzler“ ſowohl das Amt“), als der Träger diejes Amtes 
bezeichnet wird, während dieje beiden Begriffe nach Reichs- und Landesſtaats— 
recht in der Regel auch äußerlich durch verjchiedene Bezeichnungen für das 
Amt und den Träger des Amtes auseinander gehalten werden.) Die jtaats- 
rechtliche Betrachtung der Stellung des Reichskanzlers muß beide Begriffe jcharf 
von einander trennen, und es iſt ftaatsrechtlich ein großer Unterjchied, ob in 
concreto mit dem Worte „Reichskanzler“ das Amt des Neichsfanzlers oder 
der Träger dieſes Amtes, ob der Neichsfanzler als Reichsbehörde oder als 
Reichsbeamter gemeint ift. f 

Da der Reichskanzler allein die höchite Neichsbehörde bildet, jo beruht 
das Behördenſyſtem des Deutjchen Neiches auf dem Brinzipe ftrengjter Zen— 
tralijation. 

Ill. Der Träger des höchſten Neichsamtes, welches die Bezeichnung 
„Reichskanzler“ führt, hat ebenfall® den Titel „Neichsfanzler.“ Der Reiche: 
fanzler ift ſonach höchſter Reichsbeamter. Hier taucht zunächit die ſtaats— 
rechtlich jehr wichtige Frage auf: Iſt der Reichskanzler Neichsbeamter im 
Sinne des Reichsgeſetzes vom 31. März 1873, betr. die Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten? 


1) Bergl. von Rönne, dad Staatörecht der preußiichen Monarchie, 1. Aufl., Bd. 2, 
55 


0 


2) Bergl. Verfafiungsurkunde des Königreihs Sachſen vom 4. September 1831, 8 41. 

» Held, a. a. ©., ©. 177; ihm folgt faſt wörtlid von Rönne, Staatärecht des 
Teutichen Reiches, 2. Auflage, Bd. 1, S. 293. 4 

* *) Ueber die jtaatsrechtliche Stellung, melde der Reichskanzler vor dem Geſetz dom 
4. Juli 1879 in Eljaß-Lothringen inne hatte, vergl. Laband I, €. 585 ff.; Meyer, Lehr: 
budh ©. 348 ff.; Born IL ©. 421 ff. 

5) Ueber die Begriffe „Amt“ und „Behörde“ vergl. die treffliche Darftellung bei 
Laband I, ©. 293 fi. 

) Vergl. einerfeits die Bezeichnungen für die Nemter: „Reichsamt des Innern“, 
„Oberpojtdireftion“, „Landrathamt”, „Bezirksamt“, „Amtshauptmannſchaft“, „Amtsgericht“ 
und andererjeitd die Bezeichnungen für die Träger diejer Aemter: „Staatsjetretär des 
Innern“, „Oberpojtdireftor”, „Landrath“, „Bezirtsamtmann“, „Amtshauptmann“, „Amts— 
richter.“ 
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Aus dem Umftande, daß Art. 18 der Neichsverfafjung die Beſtimmung 
enthält, die Neichsbeamten ſeien vom Kaiſer zu ernennen, und daß Art. 15 
befonders vorjchreibt, der Neichsfanzler ſei vom Kaiſer zu ernennen, könnte 
vielleicht die Anficht abgeleitet werden, daß der NReichsfanzler gar kein Reichs— 
beamter fei, fondern eine weit höhere, unabhängigere Stellung als die Reiche: 
beamten einnähme, welche etiva der Stellung des Präfidenten der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika ähnlich ſei!). Eine jolche Anficht wäre jedoch falſch; 
denn gerade zu Folge der Beitimmung in Art. 15 der Neichsverfafjung, wonach 
der Reichskanzler vom Kaijer zu ernennen ift, erjcheint der Neichsfanzler als 
Neichsbeamter im Sinne des Art. 18 der Neichsverfaflung. Wie der Reichs: 
fanzler Schon Reichsbeamter im Sinne der Reichsverfaſſung war, jo ift er auch 
Neichsbeamter im Sinne des Neichsbeamtengejeßes vom 31. März 1873. 
Dies geht deutlich aus den SS 1, 25 und 35 diejes Geſetzes hervor, inäbe- 
fondere aus der Nebeneinanderjtellung des Reichskanzlers einerfeit® und des 
Präfidenten des Reichskanzleramtes, des Chefs der Staiferlichen Admiralität, 
des Staatsjefretärd im Auswärtigen Amte, aljo einiger Träger der höchſten 
Neichsämter, andererjeits. Nah 8 1 des Neichsbeamtengejeges ift Reichs: 
beamter im Sinne dieſes Geſetzes jeder Beamte, welcher enttwveder vom 
Kaiſer angejtellt oder nach Vorſchrift der NReichsverfafjung den Anordnungen 
des Kaijers Folge zu leiften verpflichtet ift. Da nun bezüglich der Ernennung 
des Neichsfanzlers noch die Spezialvorfchrift des Art. 15 der Neichsverfafjung 
beiteht, jo findet das Neichsbeamtengefeg auf den Reichskanzler ohne allen 
Zweifel volle Anwendung. Nur in einer Beziehung ift dem Neichsfanzler 
eine bevorzugte Stellung vor den übrigen Reichsbeamten eingeräumt. Das 
Neichsbeamtengejeß legt an mehreren Stellen (3. B. 88 15, 16, 33, 69, 84, 
85) den „oberjten Neichsbehörden"?) gemwilje Befugnijje bei. Iſt e8 num aud 
unzweifelhaft, daß die oberjte Reichsbehörde für die Chefs der oberjten Reichs: 
ämter der Neichsfanzler ift,?) jo kann doch Streit darüber entjtehen, weſſen 
Genehmigung der Neichsfanzler in den 88 15, 16, 33 2c. bedarf, und wen 
die Befugnifje zuftehen, welche in den 88 69, 34, 85 ꝛc. der „oberjten Reichs: 
behörde“ zugemwiejen find. Diefe Frage ilt Durch Hinweis auf $ 347 der 
Zivilprozeßordnung, bezw. $ 49 der Strafprozeßordnung fir das Deutjche 
Reich dahin zu entjcheiden, daß an Stelle der „oberjten Reichsbehörde“ für 
den Neichsfanzler der Kaifer tritt. 

1. Für die ftaatsrechtliche Stellung des Neichsfanzlers bildet alſo nächſt 
den Art. 15 und 17 der Weichsverfajjung das Reichsbeamtengeſetz Die 
Grundlage. Nah $ 4 dieſes Geſetzes hat der Neichsfanzler bei jeiner An- 
jtellung eine Anftellungsurfunde (in SS 54 und 66 „Beitallung“ genannt) zu 
erhalten, welche nach der Kaijerl. Verordnung vom 23. November 1874 (RGB. 
©. 135 ff.) $ 2 in Form einer „SKaiferlichen Bejtallung“ (vergl. SS 54 und 
56 des Neichsbeamtengejeges) ertheilt wird. Mllerdings ſchreibt $ 2 diejer 
Verordnung nur vor, daß „Die Mitglieder der höheren Neichsbehörden, jowie 
diejenigen Reichsbeamten, welche nach ihrer dienstlichen Stellung denjelben vor: 
gehen oder gleichjtehen" eine Kaijerliche Beltallung erhalten jollen, und der 


') Xeptere Unficht jcheint Haujer, a. a. D., ©. 78—80 zu vertreten, ohne jedoch dies 
felbe aus Art. 15 abzuleiten. 

”) Das (jegt theilweife veraltete) Verzeihniß der „oberjten Reichsbehörden“ findet ſich 
im RGB. 1874, ©. 136. 

®) Dies ijt anerkannt in der Naijerl. Verordnung vom 19. Dezember 1875 $ 2 
(REB. ©. 378) 
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Wortlaut diejes Paragraphen ift demnach ziemlich unklar. Indeß iſt es als 
jelbjtverjtändlich zu betrachten, daß, wenn den Mitgliedern der höheren Reich3- 
behörden eine Kaijerliche Beftallung ertheilt wird, aud) der höchſte Reichsbeamte, 
der Reichäfanzler, eine folche erhält. Dieſe Kaiferliche Bejtallung wird dem 
Anzuftellenden zugeftellt; diefelbe bedarf, da fie als eine Anordnung oder Ver: 
fügung des Kaifers zu betrachten ift, der Gegenzeichnung des Reichskanzlers.!) 
Bon diefem Gefichtspunfte aus unterliegt der Allerhöchite Erlaß vom 14. Juli 
1567 (BGB. ©. 23), wodurch der Präfident des preußifchen Staatsmini- 
ſteriums und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten zum Bundeskanzler 
des Norddeutichen Bundes ernannt wurde, erheblichen Bedenken. Die Gegen: 
zeihnung von zwei preußijchen Staatsminiftern war jtaatsrechtlich ohne jede 
Bedeutung. 

Bor dem Dienjtantritt ift der Neichsfanzler auf die Erfüllung aller Ob- 
liegenheiten des ihm übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten?) (Art. 18 der 
Neichsverfaflung; $ 3 des Neichsbeamtengefeges). Die Eidesformel ijt durch 
Kaijerlihe Verordnung vom 29. Juni 1871 (RGB. ©. 303) feſtgeſetzt. 

2. Das Reich3beamtengefeß ift auch maßgebend für die Rechte und Pflichten, 
welche der Reichsfanzler hat. Während die Beftimmungen der Reichsverfafjung 
über die Stellung des Neichsfanzlers hauptſächlich den Reichskanzler als 
höchſte Reichsbehörde im Auge haben, bejchäftigen ſich das Neichsbeamten- 
Eh. (mit Ausnahme des 5 29 diefes Geſetzes) und die auf Grund desjelben 
en jenen Berordnungen lediglich) mit dem Neichsfanzler ala höchſtem Reichs— 
eamten. 

In legterer Eigenſchaft hat der Reichskanzler die Verpflichtung, das ihm 
übertragene Amt der Berfafjung und den Gejegen entjprechend gewiſſenhaft 
wahrzunehmen ($ 10); für die Gejegmäßigfeit feiner amtlichen Handlungen ift er 
verantiwortlih. Der Reichsfanzler kann demnach jowohl vor den Erg 
Strafgerichten, als vor den ordentlichen Zivilgerichten, jei e8 zum Zwecke der 
Beitrafung, oder um Schadenerjag zu erlangen, zur Verantwortung gezogen 
werden. (Thudichum a. a. D., ©. 277.)3 

3. Nach $ 25 des Reichsbeamtengeſetzes kann der Reichskanzler jederzeit 
mit Gewährung des gejeglichen Wartegeldes durch Faiferliche Verfügung einft- 
weilig in den Ruheſtand verjegt werden; nad) $ 35 fann er jederzeit auch 
ohne eingetretene Dienjtunfähigfeit entlafjen werden. Umgekehrt fann nach $ 35 
der Reichskanzler auch ohne eingetretene Dienjtunfähigfeit feine Entlafjung 
fordern, und er hat in beiden Fällen Anfpruch auf Penſion, wenn er zwei 
Jahre lang Neichsfanzler gewejen if. Im $ 35 des NReichsbeamtengejeßes 
wird der Neichsfanzler einigen Chefs der „oberjten Reichsbehörden“ *), im $ 25 
ebenfalls einigen Chefs der oberjten Reichsbehörden, aber auch den vortragen 
den Räthen und etatsmäßigen Hilfsarbeitern im auswärtigen Amte, Meilitär- 
und Marines Intendanten, Diplomatifchen Agenten, Konfuln 2c. gleich gejtellt. 


!) Anderer Anjicht it Thudihum, Berfaflungsreht des Norddeutichen Bundes und 
des Deutſchen Zollvereins, S. 129. 

2 Uebereinſtimmend Thudichum, das Reichsbeamtenrecht („Annalen“ 1876, ©. 271). 

2) Eine ausführliche Darjtellung der Rechte und Pflichten des Reichskanzlers nad) dem 
Reihsbeamtenrehte kann bier nicht gegeben werden; es mag genügen, auf die Darjtellung 
des Reichsbeamtenrechts bei Qaband I, S. 382—498 und Thudihum in deſſen Kommentar 
zum Reihsbeamtengejeß, jowie auf die Darjtellung des Reichs- und Landesbeamtenrechtes 
von Meder, Lehrbud), S. 353—398 zu verweilen. 

*) Die Aufzählung derjelben im $ 35 ift veraltet. 
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Als höchſter Neihsbeamter hat alfo der Neichsfanzler feine bevorzugte 
Stellung vor den übrigen Neichsbeamten; als höchſter Neichsbeamter jteht er 
den übrigen Neichsbeamten, ing en den Chefs der oberjten Reichsbehörden 
— abgejehen davon, daß er in gewiſſen Fällen die Genehmigung des Kaiſers 
einholen muß — ftaatsrechtlich völlig gleich, während er als höchite Reichs— 
behörde eine bevorzugte Stellung vor allen übrigen — einnimmt. 

4. Durch den Allerhöchſten Erlaß vom 3. Auguſt 1871 (RGB. ©. 318) 
beſtimmte der Kaiſer, daß „die nach Maßgabe der Verfaſſung und der Geſetze 
des Deutſchen Reiches vom Kaiſer ernannten Behörden und Beamten als 
Kaiſerliche zu bezeichnen ſind.“ Obwohl nun aber der Reichskanzler nach der 
Reichsverfaſſung ein vom Kaiſer zu ernennender Beamter iſt, ſo führt doch 
der Reichskanzler nicht den Titel „Kaiſerlicher Kanzler des Deutſchen Reiches“ 
oder „Kaiſerlicher Reichskanzler“, und auch die Allerhöchſten Erlaſſe ſind an den 
„Reichskanzler“, nicht aber an den „Kaiſerlichen Reichskanzler“ gerichtet. 
Held, a. a. D., S. 173, nennt diefen Umjtand „eine Erjcheinung, die dem 
Neichsfanzler in bedeutungsvoller Weife eine ganz erzeptionelle Stellung im 
Reiche anweiſt.“ Dem Neichsfanzler ift aber nirgends eine derartige exzep— 
tionelle Stellung eingeräumt worden, insbejondere nicht durch den Allerhöchiten 
Erlaß vom 3. Auguſt 1871. Die Praris, wonach der NReichsfanzler nicht das 
Prädikat „Kaiferlich” geführt, ift daher ftaatsrechtlicy nicht zu rechtfertigen, 
zn vielmehr als eine Ddiefem Allerhöchiten Erlafje mwiderjprechende bezeichnet 
werden. 


Zweites Kapitel. 


Der Reichskanzler und die Organe des Reiches. 
$1. Der Reihskanzler und der Kaifer. 


1. Nach Art. 15 der Reichsverfaſſung ernennt der Kaiſer den Reichs— 
fanzler als Chef der Reichsverwaltung und als Vorfigenden des Bundesrathes ; 
nad) $ 25 bes Neichsbeamtengejeges kann er ihn jederzeit nach freiem Belieben 
in den Ruheſtand verjegen. Hierdurch ift dem Kaiſer die oberjte Leitung der 
Neichsverwaltung übertragen; „er bejtimmt die Richtung der Bolitif, die Ziel- 
punfte der jtaatlichen Geichäftsführung des Reiches. Wenn auch thatſächlich 
die Führung der Gefchäfte dem Neichsfanzler obliegt, jo ift derſelbe doch redht- 
(ich lediglich das Willenswerkzeug und der Gehülfe des Kaijers“ Eaband J, 
©. 228, 229.) 

II. Der Reichskanzler ift ala höchſte Neichsbehörde und als höchſter 
Neichsbeamter nur dem Kaijer untergeordnet und nur deſſen Befehlen und An— 
ordnnungen zu gehorchen verpflichtet: „Demgemäß bedarf der Reichsfanzler zur 
nn gewiljer Handlungen der Genehmigung des Kaifers.“?) 

. Die Frage, ob der Kaifer bei der Wahl des Reichsfanzlers bejchränft 
ſei, zn er jede Perſon zum Reichskanzler ernennen könne oder ob die zum 
Reichskanzler ernannte Perſönlichkeit eine beſtimmte Eigenſchaft haben müſſe, 
iſt iſt vielfach Gegenſtand ſtaatsrechtlicher Erörterungen geweſen. Es herrſcht 


9) y vVergl. Ei 8 341 der Zivilprozeßordnung und $ 53 der Strafprozeßordnung, ſowie 
S. 18. — Vergl. aud) Kap. 7 diefer Daritellung. 
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nämlich Streit darüber, ob der Neichsfanzler preußiicher Bevollmächtigter zum 
YBundesrathe fein muß oder nicht. Daß der Neichsfanzler nicht preußijcher 
Staatsminifter, insbefondere preußiicher Minijterpräfident zu fein braucht, wird 
von allen Staatsrechtölehrern als unzweifelhaft anerfannt. Die Streitfrage 
wird unten in $ 2 in dem Sinne entichieden, daß der Neichsfanzler nicht 
Bevollmächtigter zum Bundesrathe, nicht Mitglied dieſer Körperichaft jein 
muß, der Kaifer ſonach in der Ernennung des Neichsfanzlers vollfommen 
freie Hand hat. Er braucht insbejondere feinen Beamten und kann ebenjogut einen 
preußijchen, wie einen bayerischen oder ſächſiſchen Staatsangehörigen zum Reichs: 
fanzler ernennen. So lange der Art. 15 der Neichsverfaffung in Geltung ift, 
wird es freilich vom politifchen Standpunkte aus ſehr zwedmäßig fein, daß 
der Reichskanzler zugleich Präfident des preußiſchen Staatsminifteriums ift. 

IV. Nach Art. 17 der Neichsverfajjung bedürfen die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaifers zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichs— 
fanzlerd. Hier ift zunächſt die Frage aufzuwerfen, was die NReichsverfaflung 
unter den Anordnungen und Verfügungen!) des Kaijers verjteht. Beide Aug: 
drüde find fehr allgemein und deshalb ungenau; auch ift aus der Entjtehungs- 
geichichte des Art. 17 nicht zu erjehen, was unter den „Anordnungen und Ver— 
fügungen“ gemeint fei. Am richtigiten iſt es wohl hiezu alle diejenigen Willens- 
afte des Kaifers zu rechnen, welche ala Willensafte der Reichsgewalt zu be- 
traten find. Demnach bedürfen insbejondere alle Gejege und Faijerlichen 
Berordnungen, jowie die allerhöchiten Erlafje?) des Kaijers der Gegenzeichnung 
des Neichsfanzlerd. Die Verkündigung von Reichsgeſetzen und Reichsverord— 
mungen im Neichsgefeßblatt, welche nur die Unterfchrift des Kaifers tragen, 
würde zur Folge haben, daß dieſe Gejege bezw. Berordnungen feine verbind- 
liche Kraft erlangen. 

Der Kaifer ift demnach bei der Ausübung der wichtigiten Obliegenheiten, 
welche ihm die Neichsverfaffung überträgt, on die Mitwirfung des Reichs: 
fanzlers gebunden. 

V. Wird der Kaifer in der Ausübung feiner Befugniſſe und Pflichten 
durch einen Andern vertreten und erläßt diefer Vertreter im Namen oder Auf: 
trag des Kaiſers Anordnungen und Berfügungen, jo bedürfen diefelben ebenjo 
der Gegenzeichnung des Neichsfanzlers, als ob fie vom Kaifer ſelbſt ausge: 
gangen wären. Demgemäß find aud) alle Anordnungen und Verfügungen des 
Kronprinzen des Deutjchen Reiches, welcher durch allerhöchiten Erlaß vom 
4. Juni 1878 (RGB. ©. 101) zeitweilig mit der Stellvertretung des Kaiſers 
in den Regierungsgejchäften beauftragt war, vom Reichskanzler gegengezeichnet.?) 


$ 2. Der Reihskanzler und der Bundesrath. 


I. BVorfigender des Bundesrathes ijt nach Art. 15 der Reichsverfaſſung 
der Neichsfanzler. Der Bundesrath ift „das im Namen und Auftrage der 
verbündeten Regierungen fungirende oberjte Organ der Neichsjtaatsgewalt“ 
(Zorn I, ©. 142); in ihm kommt der Bundescharafter des Reiches zum Aus— 
drud. Es iſt demnach ganz jelbjtverjtändlich, daß der Chef der Reichsver— 


') Bergl. über den Begriff „Verfü ügung Labandel, S. 254, II, ©. 216 ff. und 
Meder in jeiner et des II. Bandes von Laband's Staatöreht des Deutichen 
Reiches „Annalen“ 1878, 

2) Die rechtliche — ve Allerhöchſten Erlafie ift in der Literatur des Reichsſtaats— 
rechts nod nicht gehörig erörtert worden. 

3) Beifpiele RGB. 1878, ©. 103, 104, 105, 109, 127, 141 ꝛe. 
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waltung zugleich Vorfigender diejes oberjten Organes der Reichsſtaatsgewalt 
jein muß. Denn nur auf dieſe Weiſe fünnen ernjtliche Differenzen in der 
höchſten Yeitung der Neichsgejchäfte vermieden werden. Der Reichskanzler 
führt ſowohl als Chef der Neichsverwaltung, wie als Vorfigender des Bundes— 
rathes Geichäfte des Neiches, nicht etwa im letzterer Eigenjchaft Gejchäfte 
des preußiichen Staates. Während die ftaatsrechtliche Stellung der Bevoll- 
mächtigten zum Bundesrathe, d. i. der Mitglieder des Bundesrathes in erjter 
Linie nach dem betr. Yandesjtaatsrecht zu beurtheilen iſt, fommt für die Stell- 
ung des VBorfigenden des Bundesrathes allein das Reichsſtaatsrecht in Betracht. 
Die jtaatsrechtliche Stellung des Vorfigenden des Bundesrathes iſt demnach 
wejentlich verjchieden von der eines Mitgliedes des Bundesrathes. Dieje Ver— 
jchiedenheit findet auch äußerlich in Eorrefter Weiſe ihren Ausdrud in der Ge- 
ihäftsordnung des Bundesrathes.!) Diejelbe gebraucht die Worte „Reiche- 
fanzler“ und „Vorjigender* als völlig identische (vergl. 88 10 und 13 dieſer 
GOD.), trennt dagegen jcharf die Begriffe „Neichsfanzler“ und „Borjigender“ 
einerſeits und die einzelnen „Bevollmächtigten“ andererjeits (vergl. SS 9 umd 
15). Daß der Neichskanzler nur felten den Vorſitz jelbit führt, ſich alfo 
thatjächlich die Begriffe „Reichsfanzler“ und „Vorjigender“ in der Regel nicht 
deden, fommt für die jtaatsrechtliche Darjtellung nicht in Betracht. 

I. Iſt es nun auch ganz unzweifelhaft, daß der Reichsfanzler Vorfigender 
des Bundesrathes ift und in leterer Eigenschaft Gejchäfte des Reiches, nicht 
aber Gejchäfte eines Bundesjtaates führt, jo iſt e8 doch jehr beitritten, ob der 
Neichsfanzler auch Mitglied des Bundesrathes, insbejondere preußiicher Bevoll- 
mächtigter zum Bundesrathe fein muß. Sit Lebteres der Fall, jo ijt Die 
Stellung des Reichsfanzlers ala Borfigenden des Bundesrathes nach Reichs: 
jtaatsrecht, die Stellung des Neichsfanzlers als preußiichen Bevollmächtigten 
zum Bundesrathe nach dem preußischen Staatsrechte zu beurtheilen. Als Vor: 
fitender des Bundesrathes würde dann der Neichsfanzler Gejchäfte des Reiches, 
als Mitglied desjelben Gejchäfte Preußens führen. Es ijt nun näher auf die Streit- 
frage einzugehen, ob der NReichsfanzler preußiſcher Bundesrathsbevollmächtigter 
nad Reichsjtaatsrecht jein muß. 

Die Neichsverfaffung jchreibt nirgends vor, daß der Reichskanzler 
preußiicher Bevollmächtigter zum Bundesrathe fein muß. "Dagegen enthält 
Art. 15, Abſatz 2 der Reichsverfaſſung die Beitimmung, daß fich der Reichs: 
fanzler „Durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes“ vertreten laſſen Fann. 
Theils aus den Worten „jedes andere“ (welche vorausjegen jollen, daß der 
Reichskanzler jelbit Mitglied des Bundesrathes jein muß), theils aus Gründen 
der Zwedmäßigfeit und jolchen politischer Natur hat die herrichende Theorie 
den Schluß gezogen, daß der Neichsfanzler Mitglied des Bundesrathes nad) 
Neichsjtaatsrecht jein muß. Diefe Meinung wird vertreten von Yaband IT, 
©. 306, 307; Meyer, ©. 319; Rönne J, ©.2%; Zorn J, ©. 147, 194; 
Seydel a.a. O. ©. 121, Hierjemenzel, die Verfaſſung des Norddeutjchen 
Bundes, ©. 64; Thudichum, Verfaffungsrecht des Norddeutichen Bundes 2c. 
©. 130; Riedel, a. aD. ©. 42; Martig, Betrachtungen ꝛc. ©. 42; 
Held a. a. O. ©. 177; Weiterfamp, a. a. O. S. 99, 100 und bejonders 
Hänel, a. aD. ©. 27, 28. Die Mehrzahl diefer Staatsrechtlehrer jtellt 


N) Die Geihäftsordnung für den Bundesrath iſt in der Situng des Bundesrathes vom 
27. Februar 1871 beichlofien und in der Sitzung vom 26. April 1880 revidirt worden. In 
diefer Darftellung werden die 88 der revidirten Gejchäftsordnung (abgedrudt in der „Allge— 
meinen Zeitung“, Nr. 142, Jahrgang 1880) citirt. 
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die Behauptung auf, daß der Reichskanzler preußiſcher Bevollmächtigter 
zum Bundesrath ſein müſſe. Muß der Reichskanzler nach Reichsſtaatsrecht 
Mitglied des Bundesrathes ſein, ſo muß er allerdings aus den von Laband 
und Meyer a. a. D. angeführten Gründen preußiſcher Bevollmächtigter zum 
Bundesrathe jein. Es kann aber die Frage aufgetworfen werden, ob der Reichs: 
fanzler überhaupt Mitglied des Bundesrathes zu fein braucht. Bevor jedoch 
diefe Frage erörtert wird, muß auf die Beweisführung Hänels a. a. O. 
©. 27, 23 näher eingegangen werden. Hänel fucht die von ihm vertretene 
Anfiht, daß der Reichskanzler preußischer Bevollmächtigter zum Bundesrath 
fein müſſe, aus der Entjtehungsgefchichte des Art. 7 mit Art. 15 der Reichs: 
verfaſſung abzuleiten, verfennt aber dabei vollitändig den Begriff „Präſidial— 
jtimme“, wenn er aus den Worten des Art. 7, Abi. 3 der Neichsverfafjung 
„bei Stimmengleichheit giebt die Präfidialjtimme den Ausschlag“ die Folgerung 
zieht, daß „der Ausichlag bei Stimmengleichheit dem Leiter der Verhandlungen 
(d. 1. dem Neichsfanzler) gegeben iſt“. Die Bräfidialitimme ijt aber nicht eine 
Stimme, nicht etwa die Stimme des Vorfigenden des Bundesrathes; ſie ift vielmehr 
die „preußiiche Stimme“ (Laband I, ©. 234) umfaßt demnach die nad) Art. 6 
der Reichsverfajfung Preußen zuftehenden 17 Stimmen. Nicht der Leiter der Bundes- 
rathaverhandlungen, nicht der Vorjigende des Bundesrathes giebt bei Stimmen 
gleihheit den Ausjchlag, jondern das Verhältniß it vielmehr folgendermaßen 
zu denfen. Würden 3. B. jämmtliche 58 Stimmen im Bundesrathe vertreten 
und 29 Stimmen für, 29 Stimmen gegen ein bejtimmtes Geſetz fein, jo würden 
diejenigen 29 Stimmen den Ausfchlag geben, unter denen fich die 17 preuß- 
üchen Stimmen!) befinden. Die preußischen Stimmen geben auch in dieſer 
Weiſe den Ausschlag, wenn ein bayerifcher Bevollmächtigter Fraft fchriftlicher 
Subftitution des Reichskanzlers den Borfig im Bundesrathe führt. Die Er- 
Örterungen Hänels?) a. a. D. beruhen demnach auf unrichtigen Anschauungen 
und find nicht im Stande, die von ihm vertretene Anficht zu rechtfertigen. 
| 2. Die bier zu erörternde Streitfrage hat ſich aljo dahin zugeipigt: 
Muß der Neichskanzler überhaupt Mitglied des Bundesrathes fein? Daß die 
Worte des Art. 15 der Neichsverfaffung „durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrathes“ nicht nothwendig vorausjegen, daß der Neichskanzler Mitglied 
des Bundesrathes fei, hat Hänel a. a. D. ©. 26, 27 anerkannt. Und in 
der That läßt der Art. 15 den Neichskanzler nur infofern als ein Mitglied 
des Bundesrathes neben den anderen erjcheinen, als er den Vorſitz führt. Da 
die Bundesrathöbevollmächtigten nach Inſtruktionen, nicht nach eigener Ueber: 
zeugung ihre Stimmen abzugeben haben, jo werden große Debatten im Bun— 
desrathe Schwerlich vorkommen, und die Abgabe der Stimmen feitens der einzelnen 
Bevollmächtigten ſtellt fich demnach im Vergleich mit den Rechten und Pflichten, 
welche dem Neichsfanzler ala Vorſitzenden des Bundesrathes durch die Geſchäfts— 
ordnung eingeräumt find, als eine jehr geringe Bethätigung der Mitgliedichaft 
dar. Der Neichsfanzler iſt alſo Vorfigender des Bundesrathes, aber als 
ſolcher nach Neichsjtaatsrecht nicht der Bevollmächtigte irgend eines Bundes: 




















', Wer thatjächlich dieje preußischen Stimmen, weldye nadı Art. 6 der Reichsverfaſſung 
einheitlich abgegeben werden müfjen, im Bundesrathe führt, bejtimmt fich lediglich nad) preuß- 
iſchem Staatörecht, jelbjt dann, wenn der Reichskanzler zum preußiſchen Bevollmächtigten er- 
nannt iſt. 

. 9 Häünel fceidet aber wenigitens jcharf die er des Reichskanzlers als Bor: 
senden des Bundesrathes von der Stellung desielben als Bevollmächtigten zum Bundes— 
tathe, was die andern Staatärechtälehrer nicht thun. 
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itaates, insbefondere Preußens. Der Reichskanzler führt als Vorjigender 
feine Stim me, insbefondere nicht die preußifche Stimme; er jteht als Vor— 
jißender den übrigen jtimmberechtigten Mitgliedern des Bundesrathes gegenüber. 
Daher drückte ſich der gegenwärtige Neichsfanzler Fürjt von Bismard ganz 
forreft aus, als er in der Sigung des Reichstages vom 13. März 1877 äußerte: 
„Der Neichsfanzler braucht nach der Verfaflung, wie ich glaube, gar nicht 
Mitglied des Bundesrathes zu jein. Nach der Verfaſſung führt er den Vorſitz 
im Bımdesrathe und injoweit ein VBorfig ohne Mitgliedichaft denfbar ijt, wäre 
es auch möglich, daß er nicht Mitglied wäre.“ (Sten. Berichte ©. 127). 

3. Die hier vertheidigte Anficht ift auch in der Praxis zur Geltung ge— 
fommen; denn in der Bekanntmachung, betr. die Ernennung der Bevollmäch- 
tigten zum Bundesrathe vom 10. Auguſt 1867 (BGB. ©. 26) fehlt die Er— 
nennung des Bundeskanzler zum Bevollmächtigten zum Bundesrathe. Der 
Bundesfanzler war alſo Anfangs nicht Bevollmächtigter zum Bundesrathe, 
jondern nur deſſen Borfigender. Seit 1868 dagegen ift der Bundeskanzler, 
beziehungsweife Reichskanzler preußiicher Bevollmächtigter zum Bundesrathe. 
Doch iſt bemerfenswerth, daß in den Bekanntmachungen, betreffend die Ernenn— 
ung der Bevollmächtigten zum Bundesrathe, nur der Neichsfanzler ala jolcher, 
nicht etwa als Präſident des preußiichen Staatsminifteriums zum Mitglied des 
Yundesrathes ernannt wird (vergl. RGB. 1872, ©. 78; 1873, ©. 48; 1874, 
©. 4 ic.) 

II. Als Borfigendem des Bundesrathes jtehen dem Neichsfanzler weit- 
gehende Befugniſſe zu, welche in der Gejchäftsordnung des Bundesrathes aus— 
führlich geregelt worden find. 

1. Der Reichskanzler hat zunächit die Bundesrathsfigungeu anzuberaumen 
($ 13) und zu eröffnen, obwohl Letzteres in der Gejchäftsordnung nicht aus— 
drücklich vorgejchrieben ift. An ihn gelangen die Mittheilungen des Reichstages 
(8 8), die Anträge der einzelnen Bundesjtaaten ($ 9) und alle jonjtigen an 
* Bundesrath gerichteten Eingaben. Die Mittheilungen des Reichstags 
werden von dem Reichskanzler dem Bundesrathe in deſſen nächſter Sitzung 
vorgelegt, ebenſo werden die Anträge der einzelnen Bundesſtaaten, welche ſich 
nicht etwa im Verlaufe der Diskuſſion eines auf die Tagesordnung geſetzten 
Gegenſtandes entwickelten, vom Reichskanzler auf die Tagesordnung der nächſten 
Sitzung gebracht. In einigen Sachen kann der Reichskanzler auch ſelbſtſtändig 
entjcheiden, ohne an die Genehmigung des Bundesrathes gebunden zu fein. So 
fann er 3. B. Eingaben, welche unzweifelhaft nicht zum Geſchäftskreiſe des 
Bundesrathes gehören, jofort jelbjt in geeigneter Weile (nach jeinem Ermeſſen) 
erledigen und Beſchwerden, aus denen nicht erhellt, daß der gejeßliche Inſtanzen⸗ 
zug erſchöpft iſt, zur Zeit zurückweiſen ($ 9). Er kann ferner die auf 
Grund des 8 66, Abja 2 des Neichsbeamtengejeges eir we Necurje un— 
mittelbar dem Ausschuß für Suftizwejen überweiſen ($ 1 

Während Art. 27 der Neichsverfafjung dem —— das Recht ver: 
leiht, die Legitimation ſeiner Mitglieder zu prüfen, beſteht für den Bundesrath 
eine analoge Beſtimmung nicht. Doch wird es dem Geiſte der Reichsverfaſſung 
mehr entſprechen, wenn der Bundesrath ſelbſt die Legitimation ſeiner Mitglieder 
prüft, als wenn dazu der Reichskanzler als Vorſitzender des Bundesrathes be— 
rechtigt iſt. Letztere Anſicht wird von Laband I, ©. 245 und Zorn J, 
©. 145 vertreten, ohne daß diejelben jedoch einen Grund für deren Nichtigkeit 
anführen. Die hier verfochtene Anficht wird auch von Meyer, ©. 318 getheilt. 

3. Nach $ 2 der Gejichäftsordnung kann jeder ftimmführende Bevollmäch- 
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tigte in Verhinderungsfällen den Bevollmächtigten eines anderen Staates fub- 
ſtituiren; die Subftitution gilt indeß nach der revidirten Geſchäftsordnung nie 
länger als für eine Sitzung. Von dieſer Subſtitution iſt dem Reichskanzler 
unverzüglich Mittheilung zu machen. Derſelbe beſtimmt ferner für jede Seſſion 
des Bundesrathes den Zeitpunkt, von welchem an die wichtigeren Geſchäfts— 
aufgaben des Bundesrathes, insbeſondere die Geſetzesvorlagen, in möglichſt raſch 
ſich folgenden Sitzungen zur definitiven Erledigung gebracht werden ſollen. 
Vorlagen, welche nicht früher als drei Wochen vor dem vom Reichskanzler 
beſtimmten Zeitpunkt an den Bundesrath gelangen, werden in der laufenden 
Seſſion nur dann endgültig feſtgeſtellt, wenn ſie durch Mehrheitsbeſchluß als 
dringlich erklärt werden. ($ 3). 

4. Auch hinfichtlich der Ausſchüſſe des Bundesrathes (Art. 8 der Reichs: 
verfaſſing) hat der Reichskanzler weitgehende Befugniffe, beziehungsweife Pflichten. 
Der Ausſchuß für Zoll und Steuerwejen ift von dem Reichskanzler in fort: 
laufender Kenntniß von den Berichten der im Art. 36 der Neichsverfaffung 
bezeichneten Reichsbeamten zu halten und muß über die Anordnungen im Per: 
jonal diefer Beamten vernommen werden. ($ 21.) Dem Ausſchuß für Rech: 
nungsweſen hat der Neichsfanzler den Entwurf des Neichshaushaltsetats und 
die Jahresrechnung über die Verwendung der Einnahmen des Reiches zur 
Prüfung vorzulegen; andererjeits ijt diefer Ausſchuß verpflichtet, auf Grund der 
von den Direktivbehörden der Bundesjtaaten eingefandten Quartalertrakte und 
jinalabjchlüffe von 3 zu 3 Monaten den von der Kalle jedes Bundesjtaates 
der Reichskaſſe jchuldigen Betrag an Zöllen und Berbrauchsiteuern vorläufig 
feitzuftellen und von dieſer Feititellung den Neichsfanzler (und die Bundes- 
ftaaten) in Kenntniß zu jeßen. ($ 23). 

5. Ueber jede Sigung des Bundesrathes ift ein Protokoll aufzunehmen, 
welches von einem auf Vorſchlag des Reichskanzlers von dem Bundesrathe 
gewählten Beamten geführt und vom Neichsfanzler unterzeichnet wird (8 24). 
Hmfichtlich Der Geheimhaltung der Behandlung einzelner Gegenftände legt $ 26 
dr GO. dem Reichskanzler ein nicht unbedeutendes Recht bei. 


6. Der Neichsfanzler vertritt den Bundesratb nad Außen. Er bringt 
die Ernennung der Bundesraths:Bevollmächtigten durch das Reichsgeſetzblatt 
zur Öffentlichen Kenntniß. Eine befondere Borjchrift hierüber bejteht zwar nicht, _ 
doch iit diefe Bekanntmachung der Bundesraths Bevollmächtigten ſeitens des 
Reichskanzlers zur fonitanten Praxis geworden. Dagegen bejtimmt $ 27 der 
Geſchäftsordnung, daß die zur Ausführung der Beichlüjfe des Bundesrathes 
errorderlihen Verfügungen vom Reichskanzler getroffen werden. Infolge dejjen 
bat der Neichsfanzler die Beſchlüſſe des Bundesrathes im Neichsgejegblatt, 
bezw. Zentralblatt für das Deutjche Reich zu verkünden und die betreffende 
„Bekanntmachung“ zu unterzeichnen. Es finden fich jedoch im Zentralblatt 
mehrere Bundesrathsbejchlüije verfündet, welche vom Reichskanzler nicht unter: 
zeichnet find, überhaupt gar feine Unterfchrift haben.) Derartige Bekannt: 
madungen können als gültige nicht betrachtet werden und find ohne jede ver: 
bindliche Kraft. 

IV, Nach einer fonjtanten Praxis wird der Neichsfanzler vor jeder Be— 
rufung des Bundesrathes (Art. 12—14 der Reichsverfaſſung) durch Kaiferliche 


-— m — 


') Beiipiele: Zentralblatt 1876, ©. 267, 578, 579, 628, 629; 1878, ©. 223, 425 
1879, ©. 781 fi. c. 
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Verordnung beauftragt, die zum Zujammentritt des Bundesraths nöthigen Vor: 
bereitungen zu treffen.") 

V. Durch einige Neichsgejege, jowie durch die Reichsverfaſſung wird der 
Neichsfanzler als Chef der NReichsverwaltung dem Bundesrathe gegenüber zu 
verschiedenen Handlungen verpflichtet. 

1. Art. 72 der Neichsverfaflung legt dem Reichskanzler die Verpflichtung 
auf, über die Verwendung aller Einnahmen des Reiches dem Bundesrathe zur 
Entlaftung jährlih Rechnung zu legen. 

2. Art. 16 der Reichsverfaſſung beftimmt, daß die erforderlichen Vorlagen 
nad) Maßgabe der Beichlüffe des Bundesrathes im Namen des Kaiſers an 
den Neichstag gebracht werden. Da der Neichsfanzler den Verkehr zwischen 
Bundesrath und Reichstag vermittelt, jo hat er die Verpflichtung, die 
Vorlagen nad) Maßgabe der Beichlüjfe de Bundesraths im Namen des 
Kaijers an den Reichstag zu bringen. Kann fich der Reichsfanzler mit den 
Beichlüffen des Bundesrathes nicht einverjtanden erklären, jo muß er fie troß- 
dem an den Reichstag bringen oder feine Entlafjung fordern. ?) 

3. „Im Einvernehmen mit dem Bundesrathe“ hatte der Bundeskanzler 
nad) $ 5 des Gejetes vom 4. Juli 1868 die Inftruftion für die preußijche Ober: 
rechnungsfammer als Rechnungshof des Norddeutichen Bundes und nach 8 11 
des Neichsgejepes vom 23. Mai 1873 die Gejchäftsinftruftion für die Ver: 
waltung des Reichs: Invalidenfonds zu erlaffen. An die „Zuftimmung des 
Bundesrathes“ ijt der Reichsfanzler gebunden, in den Vorfchriften des $ 6 des 
Neichsgefeßes vom 4. Dezember 1871, des $ 4 des Art. 3 und des Art. 12 
des Münzgefeges vom 8. Juli 1873, des Art. 10 des Eiſenbahn-Poſtgeſetzes 
vom 20. Dezember 1875°) und der 88 4 und 207 der Konfursordnung für 
das Deutiche Neid). 

4. Durch einige Gejeßesbeitimmungen wird der Reichskanzler an die Zu: 
ftimmung der Ausjchüffe des Bundesrathes gebunden. Der Zuftimmung des 
Bundesrathsausichufies für Handel und Verkehr bedarf der Reichskanzler nad) 
S 1 des Gejeßes vom 21. Juli 1870, jowie $ 2 des Geſetzes vom 10. Juli 
1879 während die SS 11 und 35 der Schiffsvermeſſungs-Ordnung vom 5. Juli 
1872, welche eine Verordnung des Bundesrathes ift, vorjchreiben, daß der 
Neichskanzler die Bundesrathsausichüfle für das Seewejen und für Handel 
und Verkehr „anzuhören“ hat. 

VI. Da der Neichsfanzler nach Reichsftaatsrecht nur Vorfigender, nicht 
aber jtimmführendes Mitglied des Bundesrathes ift, jo ift noch die Frage auf 
zumerfen, ob der Neichsfanzler ala Vorfigender die Rechte und Pflichten der 
Bundesrathsbevollmächtigten hat. Diefe Frage ift ohne jedes praftiiches 
und politiiches Intereſſe; denn jo lange die Art. 15 und 17 der Reichsver— 
fafjung in Geltung find, wird der Neichsfanzler aus politijchen Gründen 
ſtets Präfident des preußiſchen Staatsminifteriums und zugleich preußifcher Bes 
vollmächtigter zum Bundesrathe fein. Der Verſuch, das Amt des preußiichen 


1) Beilpiele: RGB. 1875, ©. 201; 1880, ©, 185. 

2) lebereinjtimmend Hänel a. a. O. S. 48. Vergl. aud) deſſen trefflihe Ausführungen 
a. a. O. S. 49 ff. Siehe ferner die Ausführungen des Abg. Richter (Hagen) in der Sipung 
des Reichſtags vom 24. Februar 1881 (Sten. Ber. S. 26) und die Aeuferungen des Fürſten 
v. Bismard ebenda ©. 30 f. 

8) Hiernad hat der Reichskanzler nicht nur die Zuftimmung des Bundezrathes einzu: 
holen, jondern auch vor dem Erlaß der betreffenden Vollzugsbeitimmungen die Reichspoit 
Verwaltung und das Reichseifenbahnamt „anzuhören“. Eine derartige Verpflichtung des 
Reichskanzlers findet fich ſonſt nirgends. 
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Miniiterpräfidenten von dem des Reichskanzlers zu trennen, ift mißglückt.) 
Die Staatsrechtswiljenichaft darf jedoch nicht Nückjicht darauf nehmen, was 
vom politiichen Standpunkte, d. h. aus Gründen der Zweckmäßigkeit, that- 
fählih notbwendig iſt; fie hat vielmehr nur den formell juriftischen Gejichts- 
punkt im Auge zu behalten. So bedeutungslos die in Rede jtehende Frage 
für die politiiche Betrachtung der Stellung des Reichsfanzlers ift — jo wichtig 
it jie für Die jtaatsrechtliche Erfenntniß dieſer Stellung. Die Frage it 
dahin zu beantworten, daß der Neichsfanzler die Rechte und Pflichten 
eines Bevollmächtigten zum Bundesrathe hat, da er fi) von diefem nur da= 
durch unterjcheidet, daß er nach Reichsitaatsrecht feine Stimme führt und Die 
Stimmenabgabe im Verhältniß zu den dem VBorfigenden des Bundesrathes ein- 
geräumten Befugniljen als eine geringe Bethätigung der Mitgliedichaft erjcheint. 
Der Reichskanzler hat daher auf Grund des Art. 15 der Reichsverfaſſung das 
Recht, im Reichstage zu erjcheinen und muß daſelbſt auf Verlangen gehört 
werden,?) um „Die Anfichten feiner Regierung zu vertreten“ (Art. 9 der Reichs: 
verfaffung). Da aber der Reichsfanzler Chef der Reichsverwaltung, alſo jelbit 
die „Reichsregierung“ iſt, jo hat er das Recht, feine eigenen Anfichten im 
Reichstage zu vertreten.) Der Reichsfanzler als VBorjigender des Bundesrathes 
fan auch nicht Mitglied des Neichstages jein (Art. 9). 


8 3. Der Reichskanzler und der Reichstag. 


J. Das Berhältniß des Neichsfanzlers zum NReichstage wird in der Heide. 
verfafjung an zwei Stellen (Art. 23 und 72) berührt. Art. 23 legt dem Reichs: 
tage das Necht bei, „an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, refp. Reichs— 
fanzler zu überweiſen.“ Hier ift zumächjt die Frage aufzumerfen, welche Be: 
deutung die Worte: „dem Bundesrathe, rejpektive Neichsfanzler“ haben. Die 
Berathungen des Eonftituirenden Reichstages des Norddeutichen Bundes über 
Art. 23%) geben hierüber feine Auskunft. Die hier zu erörternde Beitimmung 
des Art. 23 beruht auf einem Amendement des Abg. Baumjtarf, aus dejjen 
Rede jedoch auch nicht erfichtlich ift, welchen Sinn er in die Worte „dem 
Bundesrathe, reſp. Reichskanzler“ hat legen wollen. In Ermangelung von 
Interpretationsmitteln werden diefe Worte hier in dem Sinne ausgelegt, daß 
die Betitionen dem Bundesrathe zu überweilen find. Weil aber der Reichs: 
tanzler der Vorſitzende des Bundesrathes iſt, jo gelangen die Petitionen zu— 
nädjit in die Hände des Reichskanzlers, da diejer den Verkehr zwiſchen Bundes— 
rath und Reichstag vermittelt (vgl. $ 8 der Geſchäftsordnung des Bundesrathes). 
Art. 23 legt dem Bundesrathe bezw. Reichsfanzler nicht die Verpflichtung auf, 
die Petitionen des Neichstages zu berüdjichtigen; es jteht vielmehr ganz im 
freien Ermejjen des Bundesrathes, ob er diejen Petitionen irgendwelche Bedeu: 
tung beilegen will oder nicht. Diejes jog. Petitionsrecht des Reichstages mag 
politiich von größter Wichtigkeit jein und dem Neichstage bedeutenden Ein- 
Huf auf die Maßnahmen des Bundesrathes und der Reichsregierung einräumen 





) Bal. Hahn, Fürſt Bismard, Bd. II, ©. 547, 610 und die Nede des Fürjten von 
Bismard in der Sigung des Reichstags vom 10. März 1877 (Hahn a.a.D. ©. 844, 845.) 

% Der Einwand Thudihum’s a. a. D. ©. 155 gegen die hier vertheidigte Anſicht, 
wonach der Reichskanzler nicht Bepollmächtigter zum Bundesrathe zu jein braudt, ijt durd) 
dieje Annahme bejeitigt. 

® Eine konjtante Praxis hat dem Reichskanzler ala Chef der Reichsverwaltung aud) 
längjt diefes Recht beigelegt. Val. auh Hänel a. a. O., ©. 43. 
*) Bezold, Materialien, Band II, S. 85—100. 
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— ſtaatsrechtlich iſt es von ſehr geringer Bedeutung, weil dem Rechte 
des Reichstages keine Pflicht des Bundesrathes, bezw. Reichskanzlers ent— 
ſpricht.) Während daher Art. 23 dem Reichstage nur eine politiſch wichtige 
Kontrole über die Neichsverwaltung verleiht, fteht ihm nach Art. 72 eine Kon- 
trole ftaatsrechtlicher Natur über die Finanzverwaltung des Neiches zu, 
von welcher jpäter noch die Rede jein wird. 

I. Auf Grund des Art. 27 der Reichsverfafjung, welcher dem Reichstage 
das Recht der Autonomie verleiht, hat fich der Reichstag eine Geichäftsordnung?) 
gegeben, in der das Verhältniß des Reichskanzlers zum Neichstage ausführlich 
geregelt iſt. Doch iſt Hierbei zu berüdfichtigen, daß dieje Gejchäftsordnnung 
nur Rechte und Pflichten für die Mitglieder des Neichstages jelbjt erzeugt,?) 
alfo weder den Neichsfanzler, noch die Bundesrathämitglieder jtaatsrechtlich 
verpflichten fan. Die Beſtimmungen der Gejchäftsordftung find ſonach nur 
von gerhiger ſtaatsrechtlicher Bedeutung: | 

1. Die Gefhäftsorditing beitimmt im $ 29, daß von dem Zujammentrift 
der Reichsſtagskommiſſionen und dem Gegenjtande der Verhandlungen in den= 
jelben dem Reichsfanzler Kenntniß gegeben werden muß. 

2. Die 88 32 und 33 der Gejchäftsordnung behandeln das jogenannte 
Snterpellationsrecht des Neichstages. Hiernach müfjen die an den Bundesrath 
gerichteten Interpellationen dem Präfidenten des Reichstages überreicht und von 
diefem dem Reichskanzler abjchriftlich mitgeteilt: werden. In der nächiten Sitz— 
ung des Neichstages hat der Präfident den Neichsfanzler zur Erklärung darüber 
aufzufordern, ob und wann er die Interpellationen beanttvorten werde. Erflärt 
der Reichskanzler jich zur Beantwortung bereit, jo wird an dem von ihm be= 
jtimmten Tage der Interpellant zu deren näherer Ausführung verftattet ($ 32). 
Eine ftaatsrechtliche Pflicht für den Neichsfanzler, die Interpellation zu be— 
antworten, wird jedoch durch dieſe Beitimmungen der Geichäftsordnung keines— 
wegs begründet ;*) der Neichsfanzler kann vielmehr jede Antwort auf die Inter— 
pellation verweigern; er fann fie je nach jeinem Belieben einer Antivort würdigen 
oder unbeantwortet lajien. 

3. Auch in Bezug auf die Wahl der Mitglieder des Neichstages iſt dem 
Reichsfanzler durch die Geſchäftsordnung eine Mitwirkung eingeräumt worden, 
indem bei Erledigung eines Sibes im Neichstage der Präfident desjelben dem 
Neichskanzler davon Anzeige zu machen bat, damit leßterer in der kürzeſten 
Friſt die Neuwahl veranlajie (S 66). Bei den allgemeinen NReichstaanswahlen 
it Dagegen dem Neichsfanzler weder im Wahlgeſetz für den Deutjchen Reichs» 
tag vom 31. Mai 1869 noch im Wahlreglement vom 28. Mat 1870 irgend 
welche Mitwirkung eingeräumt worden. Denn unter der im $ 35 des Wahl- 
reglements erwähnten „Zentralverwaltungsbehörde“ find die Zentralverwaltungs- 
behörden der Bundesftaaten zu verjtehen. 

4. Der Neichskanzler vermittelt den Verkehr zwiſchen dem Bundesrathe 
und dem Neichstage, bezw. dem Präfidenten des Neichstags. Hierher gehört 
die Borichrift, daß Geſetzes-Vorlagen nach erfolgter Beichlußnahme ſeitens des 
Reichstages dem Neichsfanzler zu überjenden find ($ 69 der Gejchäftsordnung), 


1) Eine zu große Bedeutung legt Yaband (I, ©. 519, 520) diefem Betitionsrechte des 
Reichstages bei. 

?) Die neuejte Faſſung der Geſchäftsordnung des Neichstages datirt dv. 10. Febr. 1876, 

3) Uebereinſtimmend Yaband I, ©. 559. 

*) Die ſtaatsrechtliche Natur des jogen. Interpellationsrechtes des Deutjchen Reichstages 
wird richtig erfannt von Qaband I ©. 521—523 und Meyer ©. 325 f. 
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welcher jie dem Bundesrathe in deſſen nächſter Sigung zur weiteren Entſchließung 
vorlegt ($ 8 der Gejchäftsordnung Des Bundesrathes). Umgekehrt werden die 
vom Bundesrathe, ausgehenden Vorlagen durch den Keichsfanzler dem Reichs— 
tage übermittelt... Den Verkehr zwifchen den beiden gejebgebenden Faktoren des 
Reiches vermitteln die Präfidenten beider Körperjchaften, der Präfident des 
Reihstages und der Vorfigende des Yundesrathes. 

III. Auf Verlangen des Reichstages wird nad) Art. 31, Abi. 3 der Reichs- 
verfaflung jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des Neichstages und jede 
Unterfuchungg= oder Zivilhaft für die Dauer der Siungsperiode aufgehoben. 
Die Erfüllung dieſes Verlangens erfolgt nad) der Praris durch VBermittelung 
des Reichskanzlers. — Wird eine Beleidigung gegen den Reichstag begangen, 
jo bedarf es zwar feines Antrages; dieſelbe kann jedody nur mit Ermächtigung 
des Reichstages verfolgt werden (Strafgeſetzbuch fiir das Deutjche Reich, $ 197). 
Diefe Ermädhtigung wird nach fonftanter Braris durch den Reichskanzler beim 
Reichstage eingeholt. — Wird eine Entjcheidung des Plenums des Reichs— 
tages über die Beanitandung einer Wahl (vgl. die S$ 3—6 der GO.) nöthig, 
jo fönnen die erforderlichen thatlächlichen Keitftellungen nad) der Praxis durch 
Vermittelung des Reichskanzlers erhoben werden.) 

IV. Nad einer Tonftanten Praxis wird der Neichsfanzler vor jeder Be- 
rufung des Reichstages (Art.. 12, 13 der Reichsverfaſſung) durch Faiferliche 
Verordnung beauftragt, die zum Zujammentritt des Neichstages nöthigen Vor— 
bereitungen zu treffen.?) | 

V, Eine eigenthümliche Beitimmung enthält das Gejeg vom 4. Juli 1868, 
ketreftend die Kontrole des Bundeshaushalts für die Jahre 18671869 (BGB. 
8.433— 434), $5. Hiernach hat der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesrathe. die Inſtruktion für die preußifche Oberrechnungsfammer als Rech- 
nungshof: des Norddeutichen Bundes zu erlaffen und „diefe Inſtruktion dem 
Reihstage bei deſſen nächftem Zuſammentritt mitzutheilen.“ Hierdurch wird 
dem Neichstage nicht das Recht beigelegt, Ddiejer Inſtruktion machträglich Die 
Genehmigung zu ertheilen; diefe Bejtimmung legt vielmehr nur dem Neichs- 
fanzler die Pflicht auf, den Reichstag mit diefer Inftruftion bekannt zu machen. 


$ 4 Der Reihskanzler und die Reichsbehörden. 


I. Der Reichskanzler iſt die höchſte Neichsbehörde; alle übrigen Reichs 
behörden find ihm untergeordnet, injfoweit fie Neichsverwaltungsbehörden find. 
Letztere ſind „gewiſſermaßen nur die Bureaux des Neichsfanzlers, welche eine 
Selbititändigkeit des Decernates nur inſoweit haben, als der Reichskanzler fie 
ihnen geftattet“.?) Dieje Unterordnung aller Neichsverwaltungsbehörden. unter 
den Reichskanzler ergibt ſich ſchon aus der gejchichtlichen Entwidelung des 
Reichsbehördenſyſtems, indem fait alle Reichöverwaltungsbehörden, welche jetzt 
unmittelbar dem Neichsfanzler unterjtellt find, aus dem Bundes- bezw. Neichs- 
tanzleramt hervorgegangen find. Durch den Allerhöchiten Erlaß vom 12. Aug. 
367 wurde unter dem Namen „Bundeskanzleramt“ eine Behörde errichtet, 
„für die dem Bundeskanzler obliegende Verwaltung und Beauffichtigung der 
durch die Verfafjung des Norddeutichen Bundes zu Gegenständen der Bundes- 
verwaltung gewordenen bezw. unter Die Aufficht des Bundespräfidiums ge- 





ı Raband I, © 554. 
’) Beifpiele RGB. 1874, ©. 7: RGB. 1880, ©. 11; RGB. 1881, ©. 25, 269. 
5; Saband I, ©. 305. 
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jtellten Angelegenheiten, jowie für die dem Bundeskanzler zujtehende Bearbeitung 
der übrigen Bundesangelegenheiten. Durch den allerhöchſten Erlaß vom 12. Mai 
1571 erhielt dieje Behörde die Bezeichnung „Reichstanzleramt“. Der Gejchäfts- 
umfang diefer Behörde!) umfaßt ziemlich die gefammte, dem Reiche zuftehende 
Verwaltung. Im Laufe des legten Jahrzehntes wurden vom Reichskanzler— 
amte alle größeren Gefchäftszweige abgelöft und für diefelben befondere Zentral: 
behörden errichtet, jo daß ſich jchlieflich die Kompetenz diefer Behörde nur 
auf diejenigen Angelegenheiten erjtredte, für welche nicht eine bejondere Zentral: 
behörde errichtet worden war. In Folge dejjen erhielt das Reichsfanzleramt 
durch Allerhöchiten Erlaß vom 24. Dezember 1879 (RGB. S. 321) die Be: 
zeichnung „Reichsamt des Innern.“ 

Daß der Reichskanzler die höchſte Reichsbehörde iſt, ergibt ſich auch aus 
der Stellung, welche der Reichskanzler im Haushalts-Etat für das Deutſche 
Reich einnimmt. Während in den früheren Etats der Reichskanzler inkorrekter 
Weiſe gar nicht aufgeführt war, ſondern nur das dem Reichskanzler unterge⸗ 
ordnete Reichskanzleramt als Kapitel I figurirte, nahm der Reichskanzler im 
Etat für das Etatsjahr 1878/79 die erſte Stelle (Kapitel I) ein, während das 
Reichskanzleramt unter Kapitei Ia, Bundesrath und Reichstag, unter Kapitel II 
und III figurirten. Im Etat für das Etatsjahr 1879/80 bildet der Etat des 
Neichsfanzlers (Neichsfanzler und NReichsfanzlei)?) Kapitel I, der des Neichs- 
fanzleramtes Kapitel II, der des Bundesrathes und des Neichstages Kapitel III 
und IV 2c. Zum richtigen Ausdrud kommt die jtaatsrechtliche Stellung ber 
Drgane des Neiches in den Etats für das Etatsjahr 1880/81 und 1881/82, 
indem der Etat der gejeßgebenden Faktoren des Neiches, des Bundesrathes 
und Reichstags, in Kapitel I und II, der des Reichsfanzlers ala höchſter Reichs: 
behörde in Kapitel III enthalten it. 

I. In unmittelbarer Unterordnung unter den Neichsfanzler befteben 
für die meisten Verwaltungszweige des Reiches Zentralitellen, welche „oberite 
Heichsbehörden“ find. Nach dem heutigen Reichsjtaatsrecht find die dem Reichs— 
fanzler direft untergeordneten Neichsverwaltungsbehörden: 1. das Neichsamt 
des — 2. das Auswärtige Amt; 3. die Admiralität; 4. das Reichs— 
Juſtizamt; 5. das Reichs-Schatzamt; 6. das Reichs: Eifenbahnamt : 7. das Reichs— 
Poſtamt; 8. das Reichsamt fuͤr die Verwaltung der Reichs— Eifenbahnen. 

Außerdem iſt dem Neichsfanzler die Verwaltung der Reichsbank unter: 
jtellt, indem die Neichsbanf- Behörden, das Neichsbanf-Huratorium und das 
Neichsbanf: Direktorium der Leitung des Reichskanzlers unterftehen. Alle 
übrigen Reichsverwaltungsbehörden find dem Neichsfanzler unmittelbar unter: 
geordnet; es gibt feine VBerwaltungsbehörde, welche den Anordnungen umd 
Befehlen des Neichsfanzlers nicht unbedingt Folge zu leisten hätte. — Die 
dem Reichskanzler unmittelbar untergeordneten oberjten Neichsbehörden haben 
nicht etwa die jtaatsrechtliche Stellung, welche 3. B. nach preußiichem, bayer: 
ischem und ſächſiſchem Staatsrecht den einzelnen Meinifterien zufommt. Denn 
während die einzelnen Minifterien nach preußiichem, bayerifchem und jächfischem 
Staatsreht zujammen das Staatsminifterium (Gefammtminifterium) bilden, 
und in Diefem der Minifterpräfident nur primus inter pares ift, gibt es 


') Bergl. hierüber Qaband I, ©. 313 ff. 

2 Die Reichstanzlei vermittelt den Verkehr des Reichskanzlers mit den Chefs der ein— 
zelnen Reſſorts. Dieſe Behörde iſt dem Reichskanzler direft unterftellt; ihre Errichtung be— 
ruht auf dem Etat, aljo auf einem Reichsgeſetz. 
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nad Reichöftaatsrecht nur Untergebene, nicht Kollegen des Reichskanzlers. Die 
Chefs der oberiten Neichsbehörden find in demjelbem Maße verpflichtet, den 
Befehlen des Neichsfanzlers Folge zu leiften, wie etwa die Neichs- Schiffe: 
vermejjungsinfpeftoren oder die Kaiferlichen Konfuln. 

III. Der „oberen Leitung“ des Neichsfanzlers unterftellt, für die Geſetz— 
mäßigfeit ihrer Amtshandlungen aber jelbjtftändig und unbedingt verantwortlich 
jind folgende Reihsfinanzbehörden: 

1. Die Reichsſchuldenverwaltung und 

2. die Verwaltung des Reichsinvalidenfonds. 

Ganz unabhängig vom Reichgfanzler find der Rechnungshof des Deutjchen 
Reiches und die Reichsſchuldenkommiſſion.) Beide Finanzbehörden haben dem 
er re gegenüber eine ebenjo unabhängige Stellung wie das Reichs: 
gericht. 

IV. Die rihterlihen Reihsbehörden zerfallen in Juftizgerichte 
(Reichsgericht, Reichskonfulargerichte), Disziplinargerichte (Disziplinarfammern, 
Disziplinarhof, Militär-Disziplinar-KRommifjionen, Neichsgeriht und Bundes— 
amt für das Heimathweſen) und Verwaltungsgerichte (Bundesamt für das Hei- 
mathweſen, verjtärftes Reichseifenbahnamt, Neichspatentamt, Reichsoberſeeamt, 
Reichs-Rayonkommiſſion). Alle diefe richterlichen Reichsbehörden find vom 
Reichskanzler völlig unabhängig und nur dem Gejege unterworfen. Hiermit 
it e8 wohl vereinbar, daß dem Reichskanzler hinfichtlih Reichsjuſtizver— 
waltung ziemlich diejelben Befugnifje zuſtehen, welche nach Landesjtaatsrecht 
de Juftizminifterien Hinfichtlich der Landesjuftizverwaltung haben. 


S 5. Der Veichskanzler und die Reichsbeamten. 


I. Der Reichskanzler ift der höchſte Neichsbeamte und als jolcher der 
Vorgejegte aller Reichsbeamten, unbejchadet der Unabhängigkeit, welche den 
Mitgliedern der oben $ 5 umter Ziff. III und IV genannten NReichsbehörden 
gejeglich eingeräumt ift. Als Chef der gefammten Neichsverwaltung hat der 
Reichskanzler weitgehende Befugniſſe hinfichtlich der Ernennung, Verſetzung, 
Gewährung von Urlaub ꝛc. der Neichsbeamten, welche ihm zwar nicht durd) 
die Reichsverfaffung, aber doch durch die auf Grund derjelben erlafjenen Reiche: 
geſetze beigelegt find. 

II. Nacd Art. 18 der Reichsverfaſſung werden die Neichsbeamten vom 
Katjer?) ernannt. Dieſe Befugniß ift indeß durch einige Reichsgeſetze und Ber: 
ordnungen ausdrüdlic” dem Neichsfanzler übertragen worden. Derjelbe er: 
nennt die Subaltern= umd Unterbeamten des Reichg-Eijenbahnamtes (Geje vom 
27. Juni 1872, $ 2), die Beamten des Reichs-Patentamtes mit Ausnahme 
der „Mitglieder“ diefer Neichsbehörde (Patentgefeg vom 25. Mai 1877, 8 13), 
die Reichskommiſſäre bei den Seeämtern (Geſetz vom 27. Juli 1877 8 13). 
Die Beamten der Neichsbanf, foweit fie nicht in Gemäßheit des Bankgeſetzes 
vom 14. März 1875, SS 27 und 36 vom Kaifer zu ernennen find, werden 
ebenfalls vom Reichskanzler angeftellt. Derjelbe kann jedoch dem Präfidenten 
des Reichsbank-Direktoriums die Ermächtigung ertheilen,, dieſe Reichsbanfbe- 
amten zu ernennen (Kaijerliche Verordnung vom 19. Dezember 1875, RGB. 
S. 378). Die Beamten der Rendantur des Neichskriegsichages ernennt der 
Reichskanzler aus dem Perjonal der Reichshauptkaſſe; ebenjo bejtellt er den 





ı) Handbuc) für das Deutihe Neid) (1881), ©. 295. Laband I, ©. 254, 355. 
2) Der Kaifer ijt jedoch vieliah an die Mitwirkung des Bundesrathes gebunden. 
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Kurator, welcher die Aufficht über den Reichskriegsichag und dejien Nendantur 
führt. Die Inſpektoren über das Schiffsvermeljungsmwejen ernennt der Neichs- 
fanzler nach Anhörung der Bundesraths-Ausichüfje für das Seeweſen und für 
Handel und Verkehr (Schiffgvermefjungsordnung vom 5. Juli 1872, 8 21. 
Auch die Verordnung des Bundesrathes vom 18. April 1880 (Zentralblatt, 
S. 203-207) über die Gejchäftsordnung für die Disziplinarbehörden legt 
dem Neichsfanzler ein Ernennungsrecht hinjichtlich des Subaltern= und Unter- 
beamten-PBerjonals der Disziplinarfammer bei, indem fie bejtimmt: „In Betreff 
des erforderlichen Subaltern= und Unterbeamten-Berjonals wird der Reichs— 
fanzler!) auf Borjchlag des Präfidenten der Disziplinarfammern die geeigneten 
Anordnungen treffen“ ($ 21). Während der Bundes: oder Neichsfanzler die 
Sefretäre beim ehemaligen Bundes= bezw. Reichsoberhandelsgericht zu ernennen 
hatte (Gejeß vom 12, Juni 1869, 8 4), liegt eine direkte Ermächtigung des 
Neichsfanzler8 zur Ernennung der Gerichtsichreiber beim Reichsgericht nicht 
vor. Da aber nad) den SS 154 und 155 des Gerichtsverfafjungsgejeges für 
das Deutiche Reich die Gejchäftseinrichtung der Gerichtsichreiberei und die 
Dienjt- und Gejchäftsverhältnijje der Gerichtsvollzieher beim Reichsgerichte 
durch Den Neichsfanzler bejtimmt werden, jo muß er auch als befugt gelten, 
die Gerichtsjchreiber und Gerichtsvollzieher bei dem Neichsgerichte zu ernennen. 
Bejondere Gerichtsvollzieher bei dem Neichsgerichte find jedoch bis jetzt nicht 
angejtellt worden.?) 

III. Der Reichskanzler hat einigen vom Kaiſer ernannten Reichsbeamten 
gewiſſe wichtige Kompetenzen zu ertheilen. Hierher gehören folgende Beſtimm— 
ungen: Zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von Eiden find mur 
Diejenigen Konjuln befugt, welche dazu vom NReichsfanzler bejonders ermächtigt 
find (Gefeb vom 8. November 1867, betr. die Organifation der Bundesfon: 
julate 2c., $ 20). Der Reichsfanzler kann ferner einem diplomatischen Ber: 
treter oder einem Konful des Deutichen Reiches die allgemeine Ermächtigung 
zur Vornahme von Ehejchliegungen und zur Beurkundung der Geburten, Hei: 
rathen und Sterbefälle für Neichsangehörige wie für Schußgenojjen ertheilen 
(Geſetz vom 6. Februar 1875, betr. die Beurkundung des Perjonenftandes und 
die Ehejchließung, $ 85, Abſ. 2, vgl. 885, Abſ. 1 diefes Geſetzes und Gejet 
vom 4. Mai 1870, 8 1). Der Neichsfanzler kann endlich einem Konſul die 
Befugniß zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ertheilen (Gejeg vom 10. Juli 
1879 über die Konjulargerichtsbarfeit $ 5). 

IV. Der Reichskanzler hat weitgehende Befugniſſe hinfichtlich des den 
Neichsbeamten zu ertheilenden Urlaubs. Die auf Grund des $ 14 des Reichs: 
beamtengejeßes erlajjene Kaiferl. Verordnung vom 2. November 1874 (RGB. 
S. 129—130) jchreibt vor, daß der NReichsfanzler die Stellen (d. h. die betr. 
Behörden, bezw. Beamten), welche zur Ertheilung von Urlaub berechtigt find, 
jowie die Zeiträume, fiir welche von denjelben Urlaub gewährt werden darf, 
bejtimmt ($ 2). Der Neichsfanzler bezeichnet jedoch nicht nur die Behörden, 
bezw. Beamten, welche zur Ertheilung von Urlaub berechtigt find, er er: 
theilt auch jelbjt Neichsbeamten, und zwar den höchiten Neichgbeamten, Urlaub. 


) Im Regulativ für die Geichäftsordnung bei den Disziplinarbehörden vom Dezember 
1873 (Zentralblatt S. 390—395) findet ſich anjtatt des Wortes „Reichskanzler“ das Wort 
„Reichskanzleramt“. 

2) Bgl. Kommentar zur Zivilprozeßordnung von Strudmann und Koch, 3. Auf— 
lage, ©. 922. 
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Vom Präfidenten des Neichsgerichtes ift jeder Urlaub beim Reichskanzler 
nadhzujuchen, von den Senatspräfidenten und Räthen des Reichsgerichts nur 
der Urlaub, welcher die Dauer eines Monates überjchreite. (Gejchäftsord: 
nung des Reichsgerichtes vom 8. April 1880 $ 27. Zentralblatt S. 190— 196.) 
Der Borjigende des Bundesamts' für das Heimathwejen hat jeden Urlaub, 
welcher die Dauer von acht Tagen überjchreitet, die Mitglieder dieſer Behörde 
baben jedoch nur jeden Urlaub, welcher die Dauer von ſechs Wochen über: 
ichreitet, beim Reichskanzler einzuholen. (Negulativ zur Ordnung des Gejchäfts- 
ganges bei dem YBundesamte. Fir das Heimathweien $ 3 Zentralblatt 1873 
S. 4—7.) Der NReichsfanzler ertheilt ferner allen!) gejandtjchaftlichen und 
Konfularbeamten den erforderlihen Urlaub; mur den Kaiferlichen Bot: 
ſchaftern, außerordentlichen Gejandten und bevollmächtigten Miniſtern und Minijter- 
refidenten wird der Urlaub vom Kaifer — jedoch auf Antrag des NReichsfanzlers 
— bewilligt. (Katjerliche Verordnung vom 23. April 1879, 8 2, RGB. 
S. 134 ff.)) Außerdem bat unzweifelhaft der Neichskanzler den Chefa und 
Mitgliedern der oberſten Reichsbehörden, insbeſondere der oberſten Reichsver— 
waltungsbehörden den erforderlichen Urlaub zu ertheilen, obwohl eine ausdrück— 
liche Beſtimmung hierüber nicht beſteht. — Hierher gehört auch die Vorſchrift 
des $ 29 des Reichsbeamtengeſetzes, wonach die einſtweilig in den Ruheſtand 
verſetzten Reichsbeamten ihren Wohnſitz außerhalb des Deutſchen Reiches nur 
dann nehmen dürfen, wenn ſie hierzu die Genehmigung des Reichskanzlers er— 
halten haben; ſie bedürfen alſo gewiſſermaßen eines Urlaubes ſeitens des 
Reichskanzlers. 

V. Die auf Grund des $ 18 des Reichsbeamtengeſetzes erlaſſene Kaiſer— 
lihe Verordnung vom 21. Juni 1875 (RGB. S. 249 - 252) unterjcheidet 
binfichtlih der Höhe der Tagegelder 7 Klaſſen, binfichtlidy der Höhe der zu 
vergütenden Umzugsfojten ebenfalls 7 Klafien von Neichsbeamten (SS 1 und 
10). Der Reichskanzler iſt Feiner Klafje zugetheilt, da er nicht zu den „oberjten 
Neihsbehörden“ gehört; es ift Daher nicht gejeglich geregelt, in welcher Höhe 
der NReichsfanzler Tagegelder und Fuhrkoſten beanfpruchen kann. Dagegen be— 
ſtimmt der Neichsfanzler, welche Beamten zu jeder einzelnen der 7 Beamten: 
Hafien ($ 1 und 10) gehören oder denfelben gleichzuftellen find. Außerdem 
bat der Neichsfanzler die weitgehenditen Befugnijie hinfichtlich der Feſtſetzung 
der Tagegelder, Fuhrkoſten und Umzugskoſten mehrerer Kategorien von Reichs— 
beamten.?) 

VI. Rad) S 3 der Kaiferlichen Verordnung vom 23. November 1874 
(RGB. ©. 135° ff.) werden die Anjtellungsurfunden aller Neichgbeamten mit 
ne der Mitglieder der höheren Neichsbehörden und der Konjuln im 


!) Ueber eine unbedeutende Ausnahme vergl. $ 2, Abjag 2 der Kaijerlihen Verord— 
nung ‚dom 23. April 1879. 

2) Weitere fugnife hinfichtlic des Urlaubes der gejandtihaftlien und Konſularbe— 
amten — dem Reichskanzler in den 88 3, 6—9 der Kaiſerlichen Verordnung dom 
23. April 1879 eingeräumt. 

*) Bergl. Kaijerl. Verordnung vom 23. April 1879, betr. die Tagegelder, die Fuhrkoſten 
und die Umzugskoſten der gejandtichaftlichen und Konfularbeamten REB. ©. 127 ff.) 
88 2—4, 7, 14, 17, 18, und die Kaijerl. Verordnung vom 7. Februar 1881 (NGB. ©. 27), 
wodurch 88 3 und 4 bieſer Verordnung abgeändert, bezw. aufgehoben werden; Geſetz dom 
27. Juli 1877, betr. die Unterjuhung von Seeunfällen, (RGB. ©. 549 ff.) $ 29; Kaiſerl. 
Verordnung vom 5. Juli 1875, betr. die Tagegelder, Fuhr- und Umzugsfojten von Beamten 
der Reichs-Eiſenbahnverwaltung und der —— RGB. ©. 253 fi.) $ 6, und 
Kaiferl. Verordnung vom 21. Suni 1875, 8 6. 
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Namen des Kaifers vom Neichsfanzler ertbeilt. Derjelbe kann indejien auch 
eine andere Reichsbehörde zur Ertheilung diefer Anjtellungsurfunden ermächtigen. 
Dieſe Befugnig des Neichsfanzlers findet jedoch auf diejenigen Reichgbeamten 
feine Anwendung, über deren Anftellung durch Reichsgeſetz oder vertragsmäßig 
eine abweichende Beitimmung getroffen iſt. (S 4.) 

II. Das Geſetz vom 20. April 1881, betr. die Fürjorge für die Witt: 
wen und Waiſen der Neichsbeamten der Zivilverwaltung (RGB. ©. 85 ff.), 
welches nach der Kaiferlichen Verordnung vom 8. Juni 1881 (RGB. ©. 117) 
auch auf die Reichsbankbeamten Anwendung findet, räumt dem Reichskanzler 
hinfichtlih der Entrichtung von Wittwen- und Waijengeldbeiträgen und der 
Feſtſetzung des Wittwen- und Waijengeldes umfaljende Nechte ein. Berg. 
über das Nähere SS 14 und 24 dieſes Geſetzes, jowie die auf Grund des 
8 24 ]. c. vom Reichskanzler unter dem 30. Mai 1881 erlaſſene Verordnung. 
(Zentralblatt ©. 232 f.) 


Drittes Kapitel. 


Der Neihsfanzler und die Bundesitaaten. 


I. Die deutjchen Bundesjtaaten find nicht ſouveräne Staaten, jie haben nur 
das Necht der Autonomie hinjichtlich derjenigen Angelegenheiten, deren geſetz— 
liche Regelung fi) das Reich nicht vorbehalten hat. In dieſe Autonomie der 
Bundesſtaaten einzugreifen, ift der Reichskanzler ebenfowenig bereitigt, als etwa in 
die dem Neichstage durch Art. 27 der Neichsverfallung garantirte Autonomie. Da: 
gegen hat der Reichskanzler einen Einfluß auf die Gejchäftsleitung der Bundesftaaten 
injoweit, als dem Reiche das Necht der Gejeßgebung und der Beauffichtigung 
über die jtaatliche Thätigfeit der Bundesstaaten zuiteht. (Art. 4 der RB.) 
Diejes Oberauffichtsrecht des Neiches überträgt Art. 17 der NReichöverfafjung 
bis zu einem gewillen Maße dem Kaiſer,) indem derjelbe die Ausführung der 
Neichsgejege zu überwachen hat. Diefe Ueberwachung übt der Kaijer haupt: 
gächlich durch den Neichsfanzler als den Chef der gefammten Reichsverwaltung 
aus. Die Einhaltung des gejeglichen Verfahrens bei der Erhebung und Ber: 
waltung der Zölle und Verbrauchsiteuern dagegen wird vom Kaiſer durch be: 
jondere Neichsbeamte überwacht, welche er den Zoll und Stenerämtern umd 
den Direftivbehörden der einzelnen Staaten, nach Vernehmung des Ausjchuffes 
des Bundesrathes für Zoll und Steuerwefen, beiordnet. (Art. 36, Abi. 2 
der Neichsverfaflung.) Dieſe Reichsbeamten werden jedoch vom Reichskanzler 
ernannt, wie aus der Gejchäftsordnung des Bundesrathes, S 21, hervorgeht; 
denn, wenn der Ausschuß für Zoll: und Steuerwejen über die Menderung in 
dem Perjonal der in Art. 36 der Neichsverfaffung bezeichneten Reichsbeamten 
von dem Neichsfanzler „vernommen“ wird, fo liegt bierin ftillfchweigend Die 
Beltimmung, daß der Neichsfanzler diefe Beamten „nach VBernehmung des Aus: 
ichufies für Zoll- und Steuerweſen“ ernennt, 

Hält der Neichsfanzler die Ausführung eines Neichsgejehes ſeitens eines 
Bundesijtaates für unrichtig oder mangelhaft, jo ijt er berechtigt, die betreffende 
Negierung darauf aufmerkſam zu machen und jie zur Abhilfe aufzufordern. 


) Bergl. Seydel, Kommentar, ©. 57 ff. 


rn 
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Dem Recht des Kaijers zur Ueberwachung der Bundesregierungen entjpricht die 
Prliht der Bundesregierungen zur Berichterjtattung an die Reichsregierung, d. 1. 
an den Reichsfanzler.') 

Der Reichsfanzler ift das Organ, welches den gejchäftlichen Verkehr zwijchen 
den Bundesjtaaten einerjeits und dem Kaifer, Bundesrath und Reichstag andrer- 
ſeits vermittelt. 

II. Der NReichsfanzler iſt zwar die höchſte Neichsbehörde und der 
höchſte Reichs beamte — er ijt aber feineswegs der Vorgejegte der Behörden 
und Beamten der Bundesitaaten. Sobald die Neichsgejege von diejen in for: 
rekter Weiſe ausgeführt werden, find jie vom Reichskanzler völlig unabhängig, 
da fie dieſem nicht untergeordnet, jondern foordinirt find. Hievon wird je: 
doch eine Ausnahme gemacht durch das Gejeg vom 7. April 1869, betr. Maß— 
regeln gegen die NRinderpeit, $ 12, und das Geſetz vom 23. Juni 1880, 
betr. die Abwehr und Unterdrücung von Biehjeuchen, S 4 Es wird hierin 
zunächit dem Neichsfanzler die Pflicht auferlegt, die Ausführung dieſer 
Öejege und der auf Grund derjelben erlajienen Anorduunge "zu überwachen. 
Tiefe Beitimmung iſt überflüjjig, da der Neichsfanzler die Ausführung 
jedes Neichsgejeges zu überwachen hat.?) Die genannten Gejege enthalten 
jedoh die weitere Borichrift, daß, wenn die Seuche im Gebiete mehrerer Bun- 
desitaaten zugleich auftritt, der Bundes, bezw. Neichsfanzler (oder ein von ihm 
beitellter Kommiljar) nöthigenfalls die Behörden der betheiligten Bundesſtaaten 
unmittelbar mit Anweilungen zu verjeben hat. 

Eine eigenthümliche Stellung wird dem Neichsfanzler als Chef der Reichs: 
verwaltung Durch die Kaijerliche Verordnung vom 1. April 1576, betr. Die 
Ausführung des Gejeges vom 13. Juni 1873 über die Kriegsleiftungen (HGB. 
<. 137 ff.), III, 7 eingeräumt, indem diejelbe beftimmt, daß „gegen die Ent- 
Iheidung einer Rekursbehörde innerhalb einer Präflufivfrift von 14 Tagen die 
Berufung an den Reichskanzler zuläflig iſt, jedoch nur infoweit, als die Ber: 
legung eines Neichsgejeges oder einer Ausführungsbejtimmung zu einem 
jolhen behauptet wird.“ Die „Nekursbehörde“ wird aber in Preußen umd 
Bayern von den Minifterien des Innern und des Krieges, in Sadjen vom 
Lriegsminiſterium, in Württemberg, Baden und Heſſen vom Miniſterium des 
Innern, in den meiſten übrigen Bundesſtaaten?) von dem Staatsminiſterium 
gebildet. Durch dieſe Kaiſerl. Verordnung wird alſo der Reichskanzler zur 
höchſten (dritten Inſtanz)) in gewiſſen Verwaltungsangelegenheiten ge— 
macht, während die betreffenden Miniſterien die zweite Inſtanz bilden. Der 
Reichskanzler erſcheint hier gewiſſermaßen als Reichsoberverwaltungsgericht 
und nimmt gegenüber den Miniſterien der Bundesſtaaten eine ähnliche Stellung 
ein, wie ſie das Reichsgericht gegenüber den Oberlandesgerichten hat. 

III. Das Verhältniß des Reichskanzlers zu Preußen und Bayern bedarf 
noch einer beſonderen Erörterung. 

1. Die in der Theorie herrſchende Anſicht, daß der Reichskanzler preußi— 
ſcher Bevollmächtigter zum Bundesrath oder preußiſcher Miniſterpräſident ꝛc. 
ſein müſſe, iſt bereits oben als irrig widerlegt worden. Die Anſicht Laband's 
(I, ©. 275), daß der Vorſitz im Bundesrathe ein Recht Preußens, wie das 


N Laband II, ©. 235. 

?, Qaband |, ©. 311. 

2) Bergl. hierüber RGB. 1876, S. 156—158 
) Vergl. auch $ 12, II, 2. 
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Bizepräfidium ein Recht Bayerns jei, wird zunächſt von Laband jelbit 
widerlegt, indem er (I, S. 274) jagt: Die Reichsverfaffung knüpft den Vorfig 
im Bundesrathe nicht an die Eigenfchaft, preußiicher Bevollmächtigter, ſondern 
an die Eigenschaft, Neichsfanzler zu fein. Die Unrichtigkeit der Anficht 
Laband's wird auch auf's Ueberzeugendfte von Hänel (a. a. O. ©. 25, 
Anm. 1) nachgewiefen. Der Vorſitz im Bundesrathe ijt hiernach lediglich ein 
Recht des Neichsfanzlers, nicht ein Necht Preußens; der Reichskanzler fteht 
nach NReichsftaatsrecht in feinem anderen Verhältnig zu Preußen, als zu den 
übrigen Bundesitaaten. 

2. Nach einer Beftimmung des Schlußprotofoll® vom 23. November 1870, 
VU werden die Reichsgefandten in Verhinderungsfällen von den bayerischen 
Gefandten vertreten. Wenn die bayeriichen Gejandten mit der Stellvertretung 
der Reichsgeſandten beauftragt werden, jo finden auf fie die im jechjten Kapitel 
$ 1 darzuitellenden Grundjäge Anwendung. 

Ueber das Bayern eingeräumte Recht bezüglich des Vorjiges im Bundes: 
rathe wird fpäter zu handeln jein. 


Diertes Kapitel, 
Der Reichskanzler und die Gefeggebung des Reiches. 


I. Die Neichsgejeggebung wird nad) Art. 5 der Reichsverfaſſung durch 
den Bundesrath und den Reichstag ausgeübt; die Hebereinftimmung der Mehr: 
heitsbefchlüfje beider VBerfammlungen ift zu einem Neichsgejege erforderlich 
und ausreichend. Dieje Beitimmung des Art. 5 widerjpricht jedoch den Vor: 
ichriften der Art. 2 und 17 der Neichsverfafjung. Die Uebereinftimmung der 
Mehrheitsbeſchlüſſe beider gejebgebender Faktoren des Neiches ift zwar zu einem 
ne erforderlich, aber nicht ausreichend. Die Anordnung des Art. 5 
betrifft vielmehr lediglich die Feſtſtellung des Gejegesinhaltes. Um diejen 
Inhalt mit Gejeßesfraft auszuftatten, muß noch der Gejegesbefehl oder die 
Sanktion, welche durch einen Beichluß des Bundesrathes erfolgt, hinzukommen. 
Menn der Reichstag und Bundesrath einem Neichsgefege die Zuftimmung er: 
teilt, und der letztere dasjelbe fanktionirt hat, jo find die materiellen Voraus— 
fegungen für den Erlaß des Geſetzes gegeben. Damit das Geſetz jedod) 
formell gitig und wirfjam werde, muß es noch ausgefertigt und verfündigt 
(Art. 17) werden. ') 

1. Auf die TFeititellung des Gejegesinhaltes hat der Neichsfanzler nur 
infoferne Einfluß, als er im Neichstage die Anfichten der Neichsregierung, 
d. h. jeine eigenen Anfichten über einen Geſetzentwurf vertreten kann. Politiſch 
mag dieſer Einfluß oft von größter Bedeutung jein; ftaatsrechtlich iſt er 
ohne Belang, da über den Gejegesinhalt nur Bundesrat und Reichstag zu 
entfcheiden haben und der Reichsfanzler als jolcher nicht Mitglied des Bundes: 
vathes ift. Der Reichsfanzler hat auch kein Recht darauf, die an den Reiche: 
tag gelangenden Gejegentwwürfe von den ihm unterjtellten Behörden ausarbeiten 
zu lafjen.?) Dagegen ift der Reichsfanzler verpflichtet, einen vom Bundes: 


! 
') Die im Terte vertretene Theorie vom Zuſtandekommen der Neichögejege ift zuerit 
«von Zaband I, ©. 24 ff. in lichtvoller Weiſe aufgejtellt worden. 
2) llebereinjtimmend Yaband I, ©. 25. 
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rathe angenommenen Gejegentwurf an den Neichstag zu bringen, wenn er auch 
demjelben feine Zuftimmung nicht geben kann. 

2. An der Sanktion der Reichsgeſetze hat der Neichsfanzler feinen An— 
tbeil, da er als folcher nicht jtimmführendes Mitglied des Bundesrathes it. 

3. Die Ausfertigung der Neichsgejege jteht dem Kaifer zu. Da diejelbe 
in Form einer Urkunde erfolgt, alſo den volljtändigen Wortlaut des Ge— 
jeges, die eigenhändige Unterjchrift des Kaifers und das Datum enthalten 
muß, an welchem die Ausfertigung vom Kaifer ertheilt wurde, jo qualifizirt 
jie jih als eine „Anordmung“ des Kaiſers, welche zu ihrer Gültigkeit der Ge— 
genzeichnung des Reichskanzlers bedarf. Dem Kaifer steht außer der Aus— 
fertigung der Reichsgeſetze noch die Verkündigung derjelben zu (Art. 17 der 
Reihsverfafjung). Diejer Ausdrud bedeutet an diejer Stelle nicht die Bekannt- 
machung jelbjt, welche im Art. 2 geregelt iſt, jondern den Verkündigungsbe— 
febl. Der faijerliche Befehl ift an den Neichsfanzler gerichtet und jteht mit 
der Ausfertigung in jo untrennbarem und engem Zujammenhange, daß beide 
tbatlächlich zufammenfallen.) Der Verfündigungsbefehl braucht bei Reichsge— 
jegen nicht ausdrücklich ertheilt zu werden; nur bei Allerhöchiten Erlafjen findet 
ji zuweilen der Verfündigungsbefehl an den Reichskanzler: „Dieſer Erlaß it 
durch das Reichsgeſetz befannt zu machen“.?) Dieſer Befehl it überflüffig, da 
nah der Verordnung vom 26. Juli 1867 (BGB. ©. 24) jämmtliche An— 
ordnungen und Verfügungen des Bundespräfidiums (bezw. des Kaiſers), 
alſo auch die Allerhöchiten Erlajje durch) das BGB. bezw. RGB. zu ver: 
findigen find. 

4. Auf Grund des faiferlichen Verfündigungsbefehles — mag Dderjelbe 
nun ausdrüdlich oder ftillichweigend ertheilt jein — bat der Reichskanzler die 
Reichsgeſetze im Reichsgeſetzblatte zu verfündigen (Art. 2 der Reichsverfaſſung). 
Da diefe Verkündigung nur durch das Neichsgefeßblatt?) (Verordnung vom 
26. Juli 1867, $ 1) und nur durch den Neichstanzler (bezw. deſſen Stell: 
vertreter) erfolgen fann, jo erjcheint der Reichsfanzler als der Herausgeber des 
Reichsgeſetzblaties, für deſſen Inhalt er verantwortlich iſt. Ohne die Mit— 
wirkung des Reichskanzlers kann demnach kein Reichsgeſetz verbindliche Kraft 
erlangen; der Reichskanzler iſt ein nothwendiges Organ beim Zuſtandekommen 
der Reichsgeſetze. Bundesrath, Reichstag, Kaiſer und Reichskanzler find alſo 
die Organe, ohne deren Mitwirkung kein Reichsgeſetz mit verbindlicher Kraft 
ausgeſtattet werden kann. 

II. Die unter J erörterte Mitwirkung des Reichskanzlers bei der Aus— 
fertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze ſteht demſelben nur bei Geſetzen 
im formellen Sinne*) zu, d. h. bei ſolchen Geſetzen, welche durch Ueberein— 
ſtimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesrathes und des Reichstages zu 
Stande gekommen ſind. Eine ganz andere Mitwirkung hat der Reichskanzler 
beim Erlaß von Geſetzen im materiellen Sinne, inſoferne zu den letzteren nicht 
nur Geſetze im formellen Sinne, ſondern auch Verordnungen gehören, und 





NY Laband II, ©. 53. 

9 Beijpiel: RGB. 1875, ©. 72. 

” Die Herausgabe besreiben erfolgte nad der Verordnung vom 26. Juli 1867 im 
Bureau des Bundeskanzlers, jept erfolgt fie im Neichdamt des Innern, nicht im der 
Reihskanzlei. 

) Auf den hg on von Gejegen im formellen und materiellen Sinne ijt zuerjt von 
Yaband I, ©. 59 ff., 206 ff. in flarjter Weije hingewiejen worden. — Bergl. auh Meyer, 
©. 424, inöbef. ln 1. 
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zwar ſolche Berordnnungen, welche Rechtsregeln enthalten (ſog. Rechtsver— 
ordnungen). Denn jede Aeußerung der Staatsgewalt, welche Rechts ver— 
hältniſſe regelt, iſt ein Geſetz im materiellen Sinne. Da aber die Reichsver— 
faſſung keinem Organe des Reiches eine allgemeine Befugniß zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen zuſpricht, ſo kann dieſe Befugniß nur in jedem einzelnen 
Falle durch ausdrückliche Anordnung eines Reichsgeſetzes feſtgeſetzt werden. 
Jede Verordnung alſo, welche Rechtsvorſchriften enthält, kann nur giltig er— 
laſſen werden auf Grund einer ſpeziellen, reichsgeſetzlichen Delegation.) In 
den Eingangsworten einer derartigen Verordnung iſt Eorrefter?) Weiſe an: 
zugeben, auf Grund welcher Geſetzesbeſtimmung ſie erlaſſen iſt. Dies iſt z. B. 
nicht geſchehen in der früher geltenden Telegraphenordnung für das Deutſche 
Reich vom 21. Juni 1872, welche vom Reichskanzler erlaſſen worden iſt 
(ſ. unter III). 

Die Delegation des Verordnungsrechtes kann zu Gunſten des Bundes— 
rathes, des Kaiſers, der Bundesſtaaten oder des Reichskanzlers erfolgen.?) Es 
ijt jedocdy nur dasjenige Organ zum Erlaß von Rechtsverordnungen berechtigt, 
welches hierzu im Neichsgejeg ermächtigt wurde. Sit aljo durch ein Reiche: 
gejeß eine Delegation des Berordnungsrechtes zu Gunſten des Kaijers oder des 
Bundesrathes erfolgt, jo fünnen nur der Kaiſer, bezw. der Bundesrath dieje 
Verordnungen erlafien, nicht aber 3. B. der NReichöfanzler.*) Wird umgefehrt 
durch ein Neichsgejeg dem Neichsfanzler die Befugniß zum Erlaß von Rechts— 
verordnungen ertheilt, jo kann nur er, nicht aber der Bundesrath oder der 
Kaiſer dieſe Rechtsverordnung gültig erlaſſen. Denn einem Reichsgeſetz, d. b. 
dem libereinjtimmenden Willen von Bundesratb und Reichstag haben jid) 
alle Organe des Neiches, der Bundesrath ſowohl, wie der Kaiſer und Weiche: 
Fanzler, zu fügen. Es it daher die Anficht Laband's (II, ©. 81, 82), wo— 
nach eine Delegation zu Gunften des NReichsfanzlers gleichzeitig als eine Dele- 
gation zu Gunsten des Kaiſers aufzufajlen it, zu vermwerfen; die Beweis: 
führung Yaband’s a. a. DO. beruht nur auf Gründen politifcher, nicht auf 
jolchen jtaatsrechtlicher Natur. 

Räumt aber die Reichsverfaſſung einem Organe des Reiches die 
Berugniß zum Erlaß von NRechtsverordnungen ein, jo darf ein Reichs gejek 
Diefe Befugniß nicht einem anderen Organe des Reiches oder den Bundesitaaten 
ertbeilen, außer wenn das betreffende Neichsgefeg nach Mahgabe der Be: 
jtimmungen des Art. 75, Abſatz 1 der Neichsverfaflung zu Stande fommt. 
Die Nechtsverordmungen bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Ausfertigung umd 
Verkündigung ganz ebenfo, wie die Geſetze im formellen Sinne. Bei der 
Ausfertigung und Berfindigung der vom Kaiſer zu erlaflenden Nechtsverord- 
nungen jteht dem Neichsfanzler ganz diejelbe Mitwirfung zu, wie bei der Aus: 
fertigung und Verkündigung der Geſetze im formellen Sinne. Die Ausfertigung 
und Berfündigung der Rechtsverordnungen des Bundesrathes?) liegt dem Reiche: 


Y Yaband II, ©. 77 

°) Bergl. Laband II, S. 77, Anmerkung 3. 

°, Yaband II, ©. 78 und —— S. 425 führen auch die Delegation zu Gunſten 
einer anderen Reichsbehörde an; eine derartige Delegation findet ſich jedoch im Reichsſtaats— 
recht nicht. 

„JAuch Laband Il, S. 85, Anmerkung 3 ertennt an, daß eine vom Kaiſer zu 
erlafiende Verordnung nicht vom Reichskanzler auögefertigt werden fann. 

°) Ueber die rechtliche Natur der Ausfertigung und Verkündigung der — —————— 
nungen des Bundesrathes ſeitens des Reichskanzlers vergl. Hänel, a. a. O. S über 
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fanzler als dem Borfigenden des Bundesrathes ob, und die vom Reichskanzler 
jelbit zu erlaflenden Nechtsverordnungen werden von dieſem ausgefertigt und 
verfündigt.") Die Verkündigung dieſer ſämmtlichen Rechtsverordnungen, mögen 
jie num vom Kaiſer, Bundesrat oder Neichsfanzler erlajjen jein, hat im 
Neichsgejegblatt zu erfolgen, wie Laband UI, S. 91, 92 überzeugend nach: 
weilt. Rechtsverordnungen des Neiches, welche nicht im Neichsgejegblatt, 
jondern etwa im Zentralblatt?) verfündigt worden find, haben Feine ver- 
bindlihe Kraft und brauchen vom Richter nicht berüdfichtigt zu werden, da 
derjelbe das Recht hat, zu prüfen, ob ein Geſetz oder eine Verordnung aud) 
in der That den Erfordernijien eines Geſetzes, bezw. einer Verordnung ent- 
Ipricht, und dieſes Geſetz, bezw. diefe Verordnung als nichtig zu behandeln, 
falls die Prüfung zu einem verneinenden Reſultat führt?) Das Reichs— 
geieß, welches den Weichsfanzler zum Erlaß von Nechtsverordnungen er- 
mächtigt, kann auch beitimmen, daß hierzu die Zuftimmung des Bundesrathes 
oder eines Bundesraths-Ausſchuſſes nöthig it. Wird Dies gejeßlich vorge: 
ihrieben, jo muß der Inhalt der Verordnung zwiichen dem Neichsfanzler und 
dem Bundesrathe, bezw. Bundesraths-Ausſchuſſe erit vereinbart werden, wäb- 
rend die Sanktion der auf dieſe Art Feitgeitellten Verwendung durch den 
Reichskanzler erfolgt (Yaband U, ©. 83).*) Die vom Neichsfanzler kraft ge: 
jegliher Delegation erlaffenen Nechtsverordnungen find wohl zu unterjcheiden 
von den Verwaltungsverordnungen des Neichsfanzlers, ſowie von den Anord- 
mngen, twelche der Reichsfanzler als Chef der Neichsverwaltung erläßt. 

III. Bon diejen Gefichtspunften aus unterliegen einige vom Reichskanzler 
elafiene Rechtsverordnungen hinfichtlich ihrer rechtlichen Gültigkeit erheblichen 
Bedenken. Letztere beruhen theils darauf, daß der Reichskanzler Nechtsver- 
ordnungen auf Grund eines verfaflungswidrig zu Stande gefommenen Reichs 
geiepes erlajjen hat, theils darauf, daß er Nechtsverordnungen erlafjen hat, 
ohne hiezu Durch ein Neichsgejeß ermächtigt zu jein, theils endlich darauf, daß 
der Reichsfanzler NRechtsverordnungen nicht im Neichsgejegblatt verfündigt hat. 

l. Art. 50 der Reichsverfaſſung jchreibt vor, daß der Kaiſer die regle 
mentariichen Feſtſetzungen und allgemeinen adminiftrativen Anordnungen?) auf 
dem Gebiete des Poſt- und Telegraphenweſens zu erlafjen hat. Dagegen ent: 
hält $ 50 des Poftgejeges die Beitimmung, daß der Reichskanzler ein Re— 
glement zu erlaſſen hat, wodurch die bei Benügung der Poftanftalt zu beob- 
achtenden Vorjchriften, welche ala Beitandtheil des Vertrages zwiſchen der Poſt— 


die rechtliche Uebung, Redtsverordnungen des Bundesrathes im Reichsgeſetzblatte 
befannt zu machen, vergl. Hänela. a O. © 89—91. 

'; Die von den Bundesitaaten zu erlajienden Necht3verordnungen werden nad) den 
diesbezüglichen jtaatärechtlihen Bejtimmungen des Landes ausgejertigt und verfündigt. 

%, Neider jind zahlreiche Nechtäverordnungen des Bundesrathes im Zentralblatte ver 
öffentlicht worden. (Beijpiele hierzu gibt Hänel a. a. O. ©. 92, 93, welcher die Rechtsver— 
ordnungen „gejeßvertretende Verordnungen“ nennt.) Diejelben find natürlid ohne jede ver- 
bindlihe Kraft. Auch der Reichsfanzler hat mehrere Rechtsverordnungen im Zentralblatt 
veröffentlicht (vergl. unter III). 

) Vergl. iiber das jog. richterlihe Prüfungsreht Meyer, ©. 440 ff. und Yaband II, 
2.43 ff. Die Ausführungen des Lepteren fünnen nicht als richtig bezeichnet werden. 

*) Bergl. Kap. 2 $2, IV — wo jedod meijt nur von der um des Bundes: 
tathes und der Bundesraths-Ausſchüſſe zu Werwaltungsverordnungen die Rede iſt, und 
$ 50, Abj. 4 des Pojtgejeges vom 28. Oktober 1871. 

) Ueber die rechtliche Bedeutung diejer reglementariichen Feitiegungen und allgemeinen 
administrativen Anordnungen vergl. Art. 48 der Reichsverfaſſung und Dambach, Kommentar 
zum Pojtgejeg vom 28. Oftober 1871, ©. 122. 
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anftalt und dem Abfender, bezw. Neifenden gelten, getroffen werden. Da das 
Poftgefeß nicht als ein verfaffungsänderndes Geſetz vom Bundesrathe behandelt 
worden ift, jo enthält die Vorfchrift des 8 50 dieſes Geſetzes eine Verfaſſungs— 
verlegung.!) Auf Grund des $ 50 des Poſtgeſetzes hat der Reichskanzler das 
Boftreglement vom 30. November 1871, die Poſtordnung vom 18. Dezember 
1874, die jet geltende Poftordnung vom 8. März 1879, ſowie mehrere Ab- 
änderungen dieſer Poftordnungen erlaffen. Alle diefe Pojtordnungen waren, 
bezw. find ohne verbindliche Kraft, da fie auf einem verfafjungverlegenden 
Gejege beruhen. Ebenjo ungültig war, bezw. ift die Telegraphenordnung für 
das Deutſche Reich vom 21. Juni 1872 und die jebt geltende Telegraphen- 
ordnung für das Deutjche Neich vom 13. Auguft 1880. Nach Art. 50 der 
Reichsverfafjung ift nur der Kaijer berechtigt und verpflichtet, Telegraphenord: 
nungen zu erlaffen. Beide Telegraphenordnungen find aber vom Reichskanzler 
erlafjen worden, und zwar hat der Neichsfanzler die jeßt geltende Telegraphen— 
ordnung auf Grund des Art. 48, anjtatt auf Grund des Art. 50 der Reid): 
verfafjung erlajien. 

Das Geſetz über die Wechjelftempelftener vom 10. Juni 1869, $ 22 er- 
mächtigt das Bundespräfidium, wegen der Anfertigung und des Debit3 der 
Bundesſtempelmarken und gejtempelten Blankets, jowie wegen der Bedingungen, 
unter welchen für verdorbene Stempelmarten und Blanfets Erjtattung zuläflig 
it, die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Auch diefe Anordnungen hat 
der Bundes bezw. Neichsfanzler getroffen (vgl. BGB. 1869, ©. 695; BOB. 
1870, ©. 36; RGB. 1871, S. 823), während es hierzu einer Staiferlichen 
Verordnung oder eines Allerhöchiten Erlafjes bedurfte.?) Demnach fommt aud) 
diefen Anordnungen des Bundes- bezw. Reichsfanzlers feine rechtliche Geltung zu. 

2. Aus Gründen der Zwedmäßigfeit erfolgt die Negelung gewifjer Poſt— 
und Telegraphenangelegenheiten nach Art. 48, Abjag 2 der Reichsverfaflung ?) 
nicht im Wege der Gejeggebung, jondern durch „reglementariiche Feſtſetzung 
oder adminijtrative Anordnung“, d. h. im Wege der Verordnung. Während 
das Rechtsverhältniß zwifchen der Post: und Telegraphenanftalt einerjeits und 
dem Publikum andererfeits im Prinzip der Negelung durch die Gejeßgebung 
unterliegt, werden nad) $ 50 des Poſtgeſetzes diejenigen Vorſchriften, welche als 
Beitandtheil des Vertrages zwifchen der Poſtanſtalt und dem Abjender, bezw. 
Reijenden gelten, durch ein Neglement, d. h. im Wege der Verordnung, feit- 
gejeßt. Diejes Neglement ordnet demnah wichtige Privatrechtsverhält- 
niſſe und ijt ein Aft der Gefeggebung, nicht ein Akt der Verwaltungsthätigkeit. 
Es mußte daher im Neichsgefegblatt bekannt gemacht werden, Die Vorſchrift 
des $ 50 des Poſtgeſetzes, wonach das Neglement „mittelft der für die Publi- 
fationen amtlicher Bekanntmachungen bejtimmten Blätter zu veröffentlichen 
it“, widerſpricht dem Art. 2 der Neichsverfafjung, welcher feſtſetzt, daß Rechts: 
verordnungen im Neichsgefegblatt zu verkündigen find.t) Auch dieje Be: 
itimmung des $ 51 des Poſtgeſetzes enthält aljo eine Verfaſſungsverletzung. 
Auf Grund des $ 50 des Poſtgeſetzes ift das Poſtreglement vom 30. November 


') Die gegentheilige Anjicht vertritt Held a. a. O. 5.89, ohne jedoch diejelbe ſtich— 
baltig begründen zu können. 

) Webereinitimmend Laband, das Finanzrecht des Deutihen Reiches „Annalen“ 
1873, ©. 469. 

°) Ueber Grund und Bedeutung diejer Verfajiungsbejtimmung vergl. Qaband, Fi— 
nanzredt, ©. 462, 463, 

) ©. das Nühere bei Laband, Staatsrecht II, ©. 91, 92. 
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1371 im „Amtsblatt der Deutſchen Reichspoſtverwaltung“ als Anhang zu 
einer „Öeneral:Berfügung des General-Poſtamtes“ (S. 557 ff.), die Poſtord— 
nung vom 18. Dezember 1874 im Bentralblatt (S. 6, 41) und die Poſt— 
ordnung vom 8. März 1879 ebenfalls im Zentralblatt (S. 185— 222) vom 
Neihsfanzler verfündigt worden. 

Auch die Telegraphenordnung vom 13. Auguft 1880, welche das Rechts— 
verhältniß der Telegraphenanftalt zum Abjender von Depeichen normirt, aljo 
ebenfall® wichtige Privatrechtsnormen regelt, ift vom Neichsfanzler nur im 
Zentralblatt (S. 560570) verfündet worden, während die frühere Telegra- 
phenordnung vom 21. Juni 1872 Eorrefter Weiſe im Reichsgejegblatt befannt 
gemacht worden iſt. 

Würde der Poſt- und der Telegraphenordnung vom 8. März 1879, bezw. 
13, Augujt 1880 nicht Schon aus den unter 1 angeführten Gründen die recht- 
liche Gültigkeit abzufprechen fein, jo wirden fie aus den unter 2 angeführten 
Gründen ohne verbindliche Kraft jein. 


Zünftes Kapitel. 
Der Reichskanzler und die Staatsverträge des Reiches. 


I. Die völferrechtliche Vertretung des Neiches fteht nach Art. 11 der 
RKeichsverfaſſung unbejchränft und ausjchließlich dem Kaiſer zu. Diejer hat 
demnach in der Regel die Staatöverträge mit fremden Regierungen im Namen 
des Neiches abzufchliegen. Der Abſchluß jolcher Verträge erfolgt durch die 
Ansitellung einer Urkunde, welche vom Kaiſer jelbit unterzeichnet ift. Eine 
derartige Urkunde bedarf zu ihrer völferrehtlidhen Gültigkeit nicht der 
Gegenzeichnung des Neichsfanzlers, wohl aber ijt legtere unbedingt nöthig zur 
taarsrehtlichen Gültigkeit!) der Staatsverträge. Dieje beruht nicht auf 
dm Bertragsabichluß, jondern lediglich auf dem Berehle des Staates, den Inhalt 
des Vertrages als bindende Vorſchrift anzufeben.?) Ze nach dem Inhalte diejes 
Befehles bemeſſen fich deſſen jtaatsrechtlichen Erfordernijje.?) Er fann in Form 
eines Geſetzes oder einer Verordnung erlajien werden, und hiernach beitimmt 
ih auch die Mitwirkung des Neichsfanzlers bei der Ausfertigung und Ver— 
fündigung der Staatsverträge. Es finden demnach hier die oben dargeitellten 
Srundjäge über die Mitwirkung des Reichskanzlers bei dem Zujtandefommen 
der Gejege und Berordnungen des Reiches analoge Anwendung. 

Im Deutjchen Reiche beiteht jedoch hinfichtlicdy der Ausfertigung und Ver: 
kündigung der Staatsverträge eine fehlerhafte Praxis;“) insbefondere mangelt 
es an dem Geſetze, welches den Befehl der Staatsgewalt an die Unterthanen 
enthält, den Inhalt des Staatövertrages zu befolgen. Demnach ijt auch Die 
Mitwirtung des Neichsfanzlers beim Zuftandefommen der Staatsverträge eine 
fehlerhafte; die meilten Staatöverträge werden fogar im Neichsgejegblatt ohne 
die Unterfchrift des Kaifers umd ohne die Gegenzeichnung des Neichsfanzlers 


', Vergl. über den Unterjchied der völkerrechtlihen und jtaatsrechtlichen Gültigkeit völ— 
terrehtlicher Verträge Laband IL, ©. 158 ff, 185 ff. u. Meyer, ©. 485, 486. 

», Yaband II, ©. 186, 

° Das Nähere fiehe bei Yaband II, ©. 186 ff. 

+) Diejelbe ift zuerjt erfannt worden von Qaband II, ©. 152—198. 
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abgedrudt. Den meijten Staat3verträgen, insbejondere denjenigen, deren Inhalt 
in den Bereich der Gejeßgebung fällt, muß demnach die verbindliche Kraft 
abgejprochen worden. 

II. Der Kaijer braucht die Staatsverträge mit fremden Regierungen nicht 
ſelbſt abzujchließen; er Fann in minder wichtigen Fällen Neichsbeamte, aljo 
auch den Reichskanzler ermächtigen, den Vertrag definitiv abzujchließen, 
und die hierüber aufgenommene Urkunde zu unterzeichnen. ine bejondere 
Stellung iſt hierbei dem Reichskanzler nicht eingeräumt;*) der Kaifer fann 
ebenjogut den Staatsjefretär des Neichspoftamtes, wie einen Gejandten oder 
einen anderen Reichsbeamten mit dem Abjchluß von Staatsverträgen beauf- 
tragen, als den Reichsfanzler. In der That hat auch der Neichsfanzler bis 
jegt nur jehr wenige Staat3verträge abgejchlofjen.?) Einige völferrechtliche 
Verträge, welche nit vom Kaifer abgeſchloſſen worden find, hat der Reichs— 
fanzler im Neichsgejegblatt veröffentlicht.?) 


Sechſtes Kapitel. 
Der Reichskanzler und die Verwaltung des Reiches. 
I. Allgemeine Grunöfäße. 


I. Der Reichsfanzler ift Chef der gefammten Reichsverwaltung.*) Da nun 
aber das Wejen der Verwaltung in der Durchführung der dem Staate ob: 
liegenden Aufgaben unter Beobachtung, d. h. ohne Verlegung der Geſetze 
bejteht und demnach die Thätigkeit der Verwaltung nicht nur Dasjenige umfaßt, 
wozu jie durch Gejeß ausdrücklich ermächtigt iſt, ſondern Alles, was ihr 
nicht durch Geſetz verboten iſt,“) fo ift der NReichsfanzler ala Chef der Reiche: 
verwaltung befugt, alles Dasjenige zu thun, was ihm nicht durd 
die Reihsverfafjung oder durch Reichsgeſetze ausdrüdlich unter: 
jagt iſt. Der Reichsfanzler darf demnach innerhalb der ihm durch die Ber: 
fafjung und die Gejeße des Neiches gezogenen Grenzen auf jedem Gebiete der 
Neichsverwaltung thätig eingreifen. Er kann insbejondere die Aufgaben, welde 
den einzelmen Neichsverwaltungsbehörden durch die Berfafjung, die Gejege und 
Verordnungen des Reiches zugewieſen find, ſelbſt erledigen und hat alle Reiche: 
behörden zu beaufjichtigen und zu leiten, ſoweit nicht durch Geſetz eine ab- 
weichende Bejtimmung getroffen worden ift. Alle Reichsbehörden find verpflichtet, 
den Befehlen, welche der Neichsfanzler innerhalb feiner Kompetenz ertheilt, 
Folge zu leijten. 

Soldye Befehle des Reichskanzlers fünnen ſowohl in der Form all 
gemeiner Verordnungen al3 in der Form fonfreter Verfügungen ergehen.‘) 


) Abweichender Anficht iſt Yaband I, S. 309, 310, 

2), Val. RGB. 1871, ©. 376. Hier erjcheint als Bevollmäcdtigter des Kaiſers der 
„Kanzler des Deutichen Reiches“. 

9) Beijpiele: RGB. 1872, ©. 193; RGB. 1873, ©. 337, RGB. 1880, ©. 10. 

*) Ueber das Verhältniß der Reichsverwaltung zur Verwaltung der Bundesjtaaten vgl. 
Yaband U ©. 229—238, 

5) Meyer, ©. 452. 

e, Meyer, ©. 451. 
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Durch Befehle der letzteren Art kann der Neichsfanzler die Vornahme einer 
beitimmten Handlung, den Erlaß einer bejtimmten Verfügung 2c. anordnen. 
Die Befehle der erjteren Art umterjcheiden ſich von den vom Weiche: 
tanzler erlafjenen Rechtsverordnungen namentlid) dadurch, daß jene nur von 
den Reichsbehörden und Reichsbeamten befolgt zu werden brauchen, nur an jie 
gerichtet find, während die Nechtsverordnungen ebenjo wie die Gejege im for- 
mellen Sinne an jeden Unterthanen gerichtet jind und für Jedermann Rechte 
und Pflichten erzeugen fünnen. Die Befehle der eriteren Art nennt man ges 
wöhnlich Reglements oder Inſtruktionen. Doc ijt hierbei wohl zu beachten, 
dak ein „Reglement“ auch eine Rechtsverordnung fein fann, wie Dies 3. B. 
bei dem Bojtreglement vom 30. November 1871 der Fall war. Die Inſtruk— 
tionen und Neglements erläßt der Reichsfanzler als Cher der Reichsverwaltung, 
als oberjte Neichsbehörde, welcher alle Reichsbehörden untergeordnet find. Zum 
Erlaß derartiger Verordnungen ijt feine bejondere gejeßliche Delegation nöthig ; 
auch bedürfen diejelben zu ihrer Gültigkeit feiner Verkündigung im Reichsgeſetz— 
blatt, wie die Nechtsverordnungen. Es genügt vielmehr, daß dieſe Verord— 
nungen vom Neichsfanzler denjenigen Reichsbehörden mitgetheilt werden, welchen 
jie VBorfchriften geben. Dies gejchieht entweder durch jchriftliche Zufertigung 
der Verordnung an die betreffende Neichsbehörde, oder durch Abdrud der Verord— 
nung in jolchen Amtsblättern, welche die betreffenden Neichsbehörden zu halten 
verpflichtet find. Durch verjchiedene Neichsgejege iſt bejtimmt worden, daß 
der Neichsfanzler für gewilje Behörden die Injtruftionen zu geben, daß er gewiſſe 
Anordnungen zu ertheilen und Neglements zu erlajjen hat. Der Reichskanzler 
it imdejjen auch ohne dieſe Gefegesbeitimmungen als Chef der Reichsver— 
waltung zum Erlaß der betreffenden Inſtruktionen, Neglements ꝛc. berechtigt 
geweien. Dieje Gejegesbejtimmungen haben ihm jedoch die Pflicht auferlegt, 
jene Injtruftionen, Reglements 2c. zu erlaſſen. 

1. Das Recht des Reiches, VBerwaltungsverordnnungen zu erlafien, erjtrect 
jih nicht nur auf diejenigen Angelegenheiten, welche jich in unmittelbarer Reichs— 
verwaltung befinden, jondern umfaßt auch ſolche Gegenjtände, welche nicht der 
Verwaltung, jondern nur der Gejeßgebung des Neiches unterliegen. Das Reich 
lann den Bundesjtaaten Befehle dariiber ertheilen, in welcher Art und in welchem 
Umfange jie die Neichsgejege zur Ausführung zu bringen haben. Zum Erlaß 
derartiger Befehle ift der Bundesrath befugt, da derjelbe nach Art. 7 der Reichs— 
verfajiung über die zur Ausführung der Reichsgejege erforderlichen allgemeinen 
Berwaltungsvorjchriften und Einrichtungen, jofern nicht durch Reichsgejeg etwas 
Anderes bejtimmt ift, bejchließt. Diejes im Art. 7 der NReichsverfallung dem 
Bundesrathe beigelegte Recht ift von der Befugniß, Rechtsverordnungen zu er: 
lafien, wohl zu unterjcheiden. Während leßtere mur auf Grund bejonderer gejeß- 
liher Delegation gültig erlafien werden fünnen, ift durch die Neichsverfaflung 
das Recht zum Erlaß von Berwaltungsverordnungen im Prinzip dem Bundes- 
rat) beigelegt worden. Nur wenn dasjelbe dem Bundesrath entzogen und 
entweder dem Kaiſer, dem Reichsfanzler oder einer anderen Neichsbehörde über: 
tragen werden joll, muß dies durch bejondere Anordnung eines Reichsgeſetzes 
geichehen. In der That enthalten viele Neichsgejege derartige Anordnungen 
und ermächtigen insbejondere den Neichsfanzler zum Erlaß der Verwaltungs: 
verordnungen, twelche zur Ausführung der Neichsgejege erforderlich find. 
Der Reichsfanzler bedarf aljo jowohl zum Erlaß von NRechtsverordnnungen, 
als zum Erlaß derartiger Berwaltungsverordnungen einer gejeglichen Dele: 
gatton. Beide Arten von Verordnungen untericheiden fich jedoch hauptjächlich 
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darin, daß die Berwaltungsverordnungen zu ihrer Gültigkeit nicht der Ber: 
kündigung, und insbejondere nicht der Verfündigung im Reichsgeſetzblatt bedürfen. 
Die Bekanntmachung der Berwaltungsverordnungen im Zentralblatt iſt ohne 
jtaatsrechtliche Bedeutung.) Erfolgt jedoch trogdem deren Bekanntmachung, 
um das Publikum mit dem Inhalt derjelben befannt zu machen, jo find 
die VBerwaltungsverordnungen des Bundesrathes vom Neichsfauzler als deſſen 
Borfigenden, die Verwaltungsverordnungen des Neichsfanzlers vom Reichs— 
fanzler als Chef der Reichsverwaltung befannt zu machen und Die Ber: 
waltungsverordnungen des Kaiſers vom Neichsfanzler gegenzuzeichnen. Aus den 
bereits oben angeführten Gründen ift nur dasjenige Organ zum Erlaß von 
Berwaltungsperordnungen berechtigt, welches hierzu durch das betreffende Reichs— 
gejeß ermächtigt worden ift. Wenn aber eine Neichsbehörde zum Erlaß von 
Verwaltungsverordnungen, welche zur Ausführung der Reichsgeſetze erforderlich 
jind, durch ein Reichsgeſetz ermächtigt wird, jo iſt der Neichsfanzler als befugt 
zu erachten, diefe Verordnung jelbjt?) zu erlafien, da die ftaatliche Thätigkeit 
der Neichsbehörden gemwiljermaßen nur ftaatliche Thätigfeit des Reichskanzlers 
it und die Neichsbehörden nur die Bureaur des Neichsfanzlers find. Das 
Neichsgejeg, welches den NReichsfanzler zum Erlaf von Verwaltungsverordnungen 
ermächtigt, fann bejtimmen, daß er dieje Verordnung mit Zuftimmung des Bun- 
desrathes oder eines Ausſchuſſes desjelben zu erlaſſen hat. 

III. Die unter II erwähnten Berwaltungsverordnungen des NReichsfanzlers 
find wohl zu unterjcheiden von den unter I erörterten Verordnungen des Reiche: 
fanzlers (Neglements, Inftruftionen 2c.), welche derjelbe als Chef der unmittel— 
baren NReichöverwaltung zu erlajien berechtigt it. Es gibt jonach Drei Arten 
von Berordnungen des NReihsfanzlers, welche fich hinfichtlich ihrer 
rechtlichen Natur weientlich von einander uuterjcheiden. Auf Grund gejeßlicher 
Delegation erläßt der Neichsfanzler 1. Rechtsverordnungen, welche zu ihrer 
Gültigkeit der Verkündigung im Neichsgejegblatt bedürfen und 2. Verwalt⸗ 
ungsverordnungen, deren Bublifation ohne rechtliche Bedeutung ift; ohne gejeß- 
liche Delegation — als Chef der Neichsverwaltung — erläßt der Reichskanzler 
3. Verordnungen an die ihm untergebenen Neichsbehörden. 

IV. Der Reichsfanzler jchließt im Namen des Reiches Verträge mit 
Privatperjonen, phyſiſchen oder juriftischen Berfonen, ab. Durch verjchiedene 
Neichsgefege wird der Neichsfanzler zum Ankauf von Grundftücden für das 
Reich, ſowie zum Abſchluß von Berträgen ermächtigt.) 

V. Nach Reichsjtaatsrecht gibt es fein Gefammtminifterium, bei welchem 
die Leitung der Reichsgeſchäfte ruht; die oberjten. dem Reichskanzler unmittelbar 
untergeordneten Neichsbehörden haben nicht die Stellung, welche nad) Landes: 
jtaatsrecht den einzelnen Minifterien zukommt. 

Eine Daritellung des Verhältniſſes des Neichsfanzlers zu den einzelnen 
Berwaltungszmweigen des Neiches auf Grund des Reichsbehördenſyſtems iſt um 
jo weniger möglich, als leßteres nur den Charafter einer proviforischen Inſti— 
tutton hat und bloß als ein Uebergang zur Errichtung verantwortlicher Reichs: 
minifterien zu betrachten it. 

RLaband II, ©. 234, 285. 

2) Vgl. das Gejeg, betr. das Urheberrecht an Scriftwerten, Abbildungen, mufitaliichen 
Kompofitionen und dramatiichen Werfen vom 11, Juni 1870. (BGB. ©. 339 ff.), $ 31, 
Abi. 3 und die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 16. Juli 1879 NGL. ©. 226). 


2) Beiſpiele: RGB. 1874, ©. 24, 39; RGB. 1875, ©. 17; RGB. 1877, ©. 500; 
AGB. 1879, ©. 139 und Banigefeb vom 14. März 1875, $ 6 


Der Reichskanzler und die Verwaltung des Reiches. 33 


Aus den Aufgaben der Thätigkeit jedes Staates ergeben fich mit Noth- 
wendigkeit fünf Minifterien: das Meinijterium der auswärtigen Angelegenheiten, 
das Minifterinm des Innern, das Juftizminifterium, das Finanzminiſterium 
und das Kriegsminifterium. 

Keines dieſer Minifterien kann in einem Staate fehlen, welcher völlig 
jelbitftändig ijt und feine Funktion der Staatsthätigfeit an eine übergeordnete 
Staatsgewalt abgegeben hat. Dieje fünf Miniſterien können daher als die 
erganisch nothtwendigen bezeichnet werden.!) Mit Rückſicht auf diefe Erwägungen 
gliedert fich die folgende Darjtellung des Verhältnifjes des Reichskanzlers zu 
den einzelnen Bertvaltungszweigen, welcher im Uebrigen der Artifel 4 der Reichs: 
verfafjung zu Grunde gelegt wird. 


I. Der Reichskanzler und die einzelnen Vermwaltungszmweige. 
8 1. Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten. 


Die Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten umfaßt die gefammte 
Thätigkeit des Reiches, welche die Rechte und Intereſſen des Reiches und der 
Reihsangehörigen fremden Staaten und Staatsangehörigen gegenüber vertritt. 
Tiefe Thätigfeit wird theil8 vom Auswärtigen Amte, theils von den Gejandt- 
Ihaften und Konſulaten geleitet. Das auswärtige Amt ijt unmittelbar dem 
Reichskanzler untergeordnet, das Geſandtſchafts- und Konjulatswejen des Reiches 
tteht nach Art. 11 und 56 der Neichsverfafjung unter unmittelbarer Aufficht 
de Kaiferd. Diefe Aufficht übt der Kaiſer durch den Reichsfanzler aus, welcher 
uber ala Chef der Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten des Reiches 
zu betrachten it. Dies wird auch durch zahlreiche Reichsgeſetze ausdrüdlich 
onerfannt. Das auswärtige Amt des Deutichen Reiches ijt nur die Behörde, 
durch welche der Reichskanzler die ihm als Leiter der auswärtigen Angelegen: 
beiten des Neiches obliegenden Befugniſſe und Pflichten ausübt. 

I. Die Gefandten des Reiches find direft dem Reichskanzler unterftellt. 
Derjelbe ertheilt ihnen Inſtruktionen oder Anweiſungen, welchen fie unbedingt - 
Folge zu leijten haben. Die Gejandten haben über die Ausführung der ihnen 
aufgetragenen Gejchäfte, ſowie über alle Verhältniſſe, welche für den Verfehr des 
Reihes mit fremden Staaten von Wichtigkeit jind, wahrheitsgetreue Berichte 
an den Reichskanzler zu erftatten. Im Zufammenhange mit diejer ftreng durch— 
geführten Zentralifation des diplomatischen Dienjtes fteht der Grundjag, daß die 
Gerichts: und VBerwaltungsbehörden in der Regel nicht direft mit den Gejandt- 
Ihaften in jchriftlichen Verkehr treten und deren Dienfte in Anfpruch nehmen 
dürfen, jondern daß alle Requifitionen durch Vermittlung des Reichsfanzlers 
erledigt werden müjjen. Demnach erfolgen die Buftellungen an die Sejandten 
mittel3 Erjuchens des Reichskanzlers (Civilprozeßordnung, 3 183). Der Reiche: 
tanzler ijt der Vorgeſetzte aller Gejandten, insbejondere aud der Vorgeſetzte im 
Sinne des $ 353 a des Neichzjtrafgejegbuches. Er kann als Vorgejegter den 
Bejandten des Reiches die allgemeine Ermächtigung zur Vornahme von Ehe— 
Ihliegungen und zur Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle, 
wie für Neichsangehörige, jo auch für Schußgenojjen ertheilen.?) 


N) Bol. Schulze, Lehrbuch des Deutſchen Staatsrechtes, I, 295—297. 
9) near die Pilichten, welche der Reichsfanzler gegenüber dem Baier hat, vgl. Laband 
I, 5. 218. 
— des Deutſchen Reichs. 1882. 3 
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II. Die Konfuln des Neiches find der Aufficht des Reichskanzlers 
unterworfen, wie dies im Gejeß vom 8. November 1867, betr. die Organifation 
der Bundeskonſulate, jowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln, 
8 3 ausdrüdlich anerfannt iſt. Sie erhalten wie die Gejandten vom Reichs: 
fanzler Inftruftionen und haben an ihn über wichtige Angelegenheiten zu 
berichten.) Der Reichskanzler iſt daher der oberjte Vorgeſetzte der Kaiferlichen 
Konfuln,?) insbejondere auch der Vorgejegte im Sinne des 8 353a des Reichs— 
RERTBereRDCIen. 

1. Durch verjchiedene Reichsgeſetze wird der Reichskanzler ermächtigt, den 
Konfuln gewiſſe Kompetenzen zu ertheilen; diefe Ermächtigung wird den Kon: 
juln perfönlich, nicht den Konfulaten ertheilt. 3) 

Hierher gehört auch die Vorjchrift des 8 11 des Konfulargefeßes vom 
8. November 1867, wonad die Konſuln nur dann in ihrem Amtsbezirke 
Konjularagenten beftellen fünnen, wenn fie hierzu die ausdrüdliche Genehmig- 
ung Reichskanzlers erhalten haben. 

Der Reichskanzler bejtimmt die Konfulargerichtsbezirfe nach Ber: 
— des Bundesrathsausſchuſſes für Handel und Verkehr (Geſetz vom 
10. Juli 1879 über die Konfulargerichtsbarfeit, $ 2) und ijt in einem ge 
willen Grade die höchſte Inſtanz über den Konfulargerichten. Er ift nämlich 
befugt, die von dem Konful erlafjenen polizeilichen Borfchriften aufzuheben 
($S # 1. c.); ferner findet gegen die Verfügung eines Konfuls, durch welche der 
Antrag einer Perjon auf Zulaffung zur Ausübung der Redhtsanwaltichaft ab: 
gelehnt oder die Zulafjung zurücdgenommen wird, Beichwerde an den Reiche: 
fanzler ftatt ($ 111. ce), endlich find Beſchwerden über den Anſatz der Ge— 
bühren und Koſten „bei dem Reichskanzler (Auswärtiges Amt)“, d. h. ver— 
mittels des Auswärtigen Amtes, anzubringen (Geſetz vom 1. Juli 1872, betr. 
die Gebühren und Koſten bei den Konfulaten des Deutjchen Reiches, $ 9, 
RGB. ©. 245 ff.). Der Reichskanzler kann in diefen drei Fällen die fonjular- 
gerichtlichen Entjcheidungen des Konjuls aufheben, bezw. abändern. Er er: 
icheint aljo hier gewiſſermaßen als das höchſte Konfulargericht. Im Intereſſe 
einer unabhängigen Rechtspflege ift es jedoch zu tadeln. daß nicht ein nnab— 
hängiger Gerichtshof, jondern eine VBerwaltungsbehörde mit der Beſcheidung 
der betreffenden Beſchwerden betraut worden ift. 

3. Zwei Geſetze ermächtigen den Neichsfanzler zum Erlaß der zu 
ihrer Ausführung erforderlichen Berwaltungsverordnungen. Nah 8 7 des 
KKonjulargejeges vom 8. November 1867 hat der Neichsfanzler die näheren 
Beitimmungen über die bejondere Prüfung, welche für die Befleidung des 
Amtes eines Berufskonſuls eingeführt ift, zu erlafien. Auf Grund Ddiefer 
gejeglichen Delegation hat der Neichsfanzler unter dem 28. Februar 1873 das 
Regulativ über die Konfulatsprüfung*) erlafjen, welches aus den bereits früher 
angeführten Gründen zu feiner Gültigkeit nicht der Publikation bedurfte. Durch 
5 51 des Gefeges über die Konfulargerichtsbarfeit vom 10. Juli 1879 iſt 
jerner dem Bundesrathe das ihm im Art. 7, Ziffer 2 der Reichöverfaflung en 
geräumte Necht entzogen und dem Reichskanzler beigelegt worden, indem $ 51 
bertimmt, daß der Neichsfanzler die zur Ausführung des Geſetzes vom 10, Juli 


N) al. König, Handbuch des Deutichen Konſularweſens, 2. Ausgabe, S. 34 und 
8 31 des Konſulargeſetzes vom 8. November 1867. 

2) Val. König, ©. 36, 37. 

2) Laband Il, ©. 257. 

) Abgedrudt bei König,a. aD, S. 39—41. 
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1879 erforderlichen Anordnungen zu erlaffen hat. Auf Grund diefer gefeglichen 
Ermächtigung hat der Neichsfanzler unter dem 10. September 1879 die „In: 
itruftion zur Ausführung des Gejeßes über die Konfulargerichtsbarfeit vom 
10. Juli 1879* (Zentralblatt, ©. 575—578) erlajjen. Inkorrekter Weife 
findet ſich aber in dieſer „Inſtruktion“ nicht das Geſetz angegeben, welches den 
Reichskanzler zum Erlaß derjelben ermächtigte. 

4. Während in den beiden, unter 3 angeführten Fällen nur die gefeßliche 
Delegation den Reichskanzler zum Erlaß der betreffenden Verwaltungsverord— 
nungen berechtigte, hat der Bundes, bezw. Reichskanzler die „Allgemeine Dienjt- 
inftrufttion für die Konſuln des Norddeutichen Bundes vom 15. März 1868" 
und die „Allgemeine Dienftinftruftion für die Konjuln des Deutjchen Reiches 
vom 6. Juni 1871* in feiner Eigenſchaft als Chef der gejammten Reichs— 
verwaltung, als höchſter VBorgejegter der Konſuln erlafien. Dasjelbe gilt von 
der Inſtruktion des Reichskanzlers zu dem Geſetze vom 4. Mai 1870, betr. 
die Ehejchliegung und die Beurkundung des Perjonenjtandes von YBundesan- 
gehörigen im Auslande,) welche derjelbe unter dem 1. März 1871 erlafjen hat. 

5. Auf der Ddienjtlichen Unterordnung der Reichskonſulate und Reichs— 
tonfuln unter den Reichsfanzler beruht die Vorjchrift des 5 183 der Zivil- 
prozeßordunng, wonach BZuftellungen an die Vorſteher der Reichskonſulate 
mittel3 Erſuchens des Reichskanzlers zu erfolgen haben. ?) 


8 2. Die Derwaltung der inneren Angelegenheiten. 


Während der Neichsfanzler die Verwaltung der auswärtigen Angelegen- 
beiten durch eine Zentralbehörde (das Auswärtige Amt) beauffichtigt und Ieitet, 
nd die Verwaltung der inneren Angelegenheiten von ihm durch mehrere Zen- 
tralbehörden (Reichsamt des Innern, Reichs-Eifenbahnamt, Reichs-Poſtamt, 
Reichsamt für die Verwaltung der Neichseifenbahnen) ausgeübt. Hier find 
mr diejenigen Verwaltungszweige zu betrachten, welche für die jtaatsrechtliche 
Stellung des Neichsfanzlers Bedeutung haben. Es iſt jedoch zu berückſichtigen, 
daß der Neichsfanzler als Chef der gefammten NReichsverwaltung auch die 
Verwaltung über diejenigen Verwaltungszweige des Neiches ausübt, hinfichtlich 
deren ihm weder durch Geſetze, noch durch Verordnungen des Reiches befondere 
Befugnifje eingeräumt find. ®) 

I. Berwaltung des Paß- und Gewerbemwejens und der Fremdenpolizei. 

1. Durch die Kaijerlichen Verordnungen vom 2. Februar 1879 (ROB. 
<.9) $ 4, 14. Juni 1879 (RGB. ©. 155) $ 3 umd 29. Dezember 1880 
(RGB. 1881, ©. 1), $ 3 wird der Neichsfanzler ermächtigt, die zur Aus— 
führung diefer drei Verordnungen, durch welche die Pappflichtigfeit der aus 
Rußland kommenden Reiſenden geregelt wird, erforderlichen allgemeinen An— 
ordnungen zu treffen. Eine derartige Ermächtigung ift nach Reichsftaatsrecht 
zuläffig. Dagegen kann der Reichsfanzler durch eine Kaiferlihe Verordnung 
nicht gültig ermächtigt werden, die zur Ausführung von Reichsgeſetzen er- 
torderlichen allgemeinen Anordnungen zu erlafjen. 


N Abgedrudt bei König, a. a. DO. ©. 509-516. 
2) Bergl. den Kommentar zur Zivilprogehordnung von Endemann, Band-I, ©. 570. 
) So hat z. B. der Reichskanzler die oberjte Leitung der techniſchen Kommiſſion für 
Seeihiffiahrt und des Statıftischen Amtes des Deutihen Neicyes, obwohl weder ein Gejeg, 
noch eine Verordnung des Reiches dem Reichskanzler die Leitung diefer beiden Reichsbehörden 
überträgt. Vergl. Handbuch für das Deutſche Reich 1881 ©. 90, 105. 
3% 
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2. Das Gewerbemwejen ift durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
einheitlich geregelt worden. Durch $ 56 der Gewerbeordnung werden gewiſſe 
Gegenstände vom An: und Verkauf im Umberziehen ausgejchlofien. Der Bun- 
desrath ift befugt, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder der Gejund: 
erde anzuordnen, daß auch andere Gegenjtände, als die in $ 56, Ziff. 

—5 aufgezählten, innerhalb einer zu bejtimmenden Friſt nicht im Umberziehen 
feilgeboten oder angefauft werden können. Im dringenden Fällen jteht dieſe 
Befugniß jedoch dem Reichskanzler zu, welcher die betreffenden Anordnungen im 
Einvernehmen mit dem Bundesraths-Ausſchuſſe für Handel und Verkehr zu er: 
lajien hat. Nach der heutigen Faſſung des $ 110 der Gewerbeordnung (vgl. 
Geſetz vom 17. Juli 1878, betr. die Abänderung der Gewerbeordnung) wird 
dem Neichsfanzler die Befugniß ertheilt, die Einrichtung der Arbeitsbicher 
($ 107 ff. der Gewerbeordnung) zu bejtimmen. Auf Grund des $ 29 der 
Gewerbeordnung werden die Namen der approbirten Aerzte, Zahnärzte, Thier- 
ärzte und Apotheker theils vom Neichsfanzleramt bezw. Reichsamt des Innern,') 
theils vom Reichskanzler?) veröffentlicht. 

II. Verwaltung des Maaß-, Münz- und Gewichtsweſens nebſt Feſtſtellung 
der Grundſätze über die Emiſſion von fundirtem und unfundirtem Papiergelde. 

J a $ 21 der Sciffsvermefjungsordnung vom 5. Juli 18723) 
(RGB. ©. 281) wird dem Neichsfanzler ausdrüdlich die Aufficht über das 
Schiffsvermeſſungsweſen zugewiefen; der Neichsfanzler übt diefe Aufjicht durch 
von ihm ernannte Infpeftoren aus. Der Neichsfanzler wird durch $ 35 der 
Sciffsvermefjungsordnung ferner ermächtigt, die zur Ausführung diejer Ver— 
mejjungsordnung erforderlichen Beitimmungen zu erlaſſen. Eine derartige Er: 
mächtigung durch eine Verordnung des Bundesrathes ift ebenfo zuläfjig, wie 
die unter I, 1 erwähnte Ermächtigung durch eine Kaiferliche Verordnung. Auf 
Grund des 8 35 der Sciffsvermejjungsordnung hat das Reichsfanzleramt 
unter dem 23. November 1872 eine Inſtruktion erlaſſen, zu welcher einige 
Abänderungen und Ergänzungen binzugefommen find. Dieſe Inftruftion mußte 
aber £orrefter Weile vom Reichskanzler erlaſſen werden. 

Die Schiffsvermejjungsordnung bietet für die Erfenntniß der ſtaatsrecht— 
lichen Stellung des Reichskanzlers injoferne Intereſſe, als dieſelbe vom Reichs— 
fanzler als Borjigenden des Bundesrathes im Neichsgejegblatt veröffentlicht 
wurde, während die Ausführungsverordnungen zu derjelben vom Reichskanzler 
al3 Chef der Reichsverwaltung zu erlafjen waren. 

2. Die ausschließliche Berugniß zur Regelung des Münzſyſtems (j. g. 
Münzhoheit) fteht dem Neiche zu, die Bundesjtaaten dagegen haben nur die 
Befugniß zur Prägung von Reichsmünzen (ſ. g. Münzmonopol). Die Bundes- 
Staaten prägen die Münzen auf Bejtellung und auf Kojten des Reiches; die 
Landes-Münzſtätten werden ſeitens des Neiches durch Kommiſſare beaufjichtigt, 
welche der Reichskanzler ernennt.) Der Reichskanzler bejtimmt ferner unter 
Zuftimmung des Bundesrathes die in Gold auszumünzenden Beträge, die Ver: 
theilung dieſer Beträge auf die einzelnen Miünzgattungen und auf die einzelnen 
Münzjtätten und die den leßteren für die Prägung jeder einzelnen Münzgatt— 








!) Beijpiel: Zentralblatt 1874, S. 397—412., 

2) Beiipiel: Jentralblatt 1878, ©. 565. 

®) Diejelbe iit aus den von Hänela. a. O. ©. 84, 85 angeführten Gründen rechts— 
ungiltig. 

* Qaband II, ©. 430. 

5) Bgl. Laband II, ©. 415. 
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ung gleihmäßig zu gemwährende Vergütung. Die Münzjtätten verfieht der 
Neichsfanzler mit dem Golde, welches für die ihnen überwiefenen Ausprägungen 
erforderlich ift (Gejeg vom 4. Dezember 1871, betreffend die Ausprägung von 
Reichsgoldmünzen $ 6, Abſ. 2). Diefe Beltimmung findet nach dem Münz— 
gejege vom 9. Juli 1873, Art. 3, $ 4 auf die Silber-, Nickel- und Kupfer: 
münzen analoge Anwendung. Soweit in Gemäßheit des Art. 12 des Münz— 
gejeges Privatperjonen das Recht haben, Reichsgoldmünzen für ihre Rechnung 
ausprägen zu laſſen, wird die für ſolche Ausprägungen zu erhebende Gebühr 
vom Reichsfanzler mit Zuftimmung des Bundesrathes fejtgeftellt, darf aber das 
Marimum von 7 Mark auf das Pfund fein Gold nicht überjteigen.!) 

3. Das Gejeh vom 30. April 1874, betreffend die Ausgabe von Reichs- 
kaſſenſcheinen, ermächtigt im $ 1 den Neichsfanzler, Reichskaſſenſcheine im Ge— 
iammtbetrag von 120 Millionen Mark in Abjchnitten zu 5, 20 und 50 Marf 
ausfertigen zu lajjen und unter die Bundesjtaaten nad) dem Maaßſtabe ihrer 
dur die Zählung vom 1. Dezember 1871 fejtgejtellten Bevölkerung zu ver: 
tbeilen (vol. auch $ 3, Abi. 2 dieſes Geſetzes). — Nah $ 1 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1870, betreffend die Gründung öffentlicher Darlehenskaffen und 
die Ausgabe von Darlehensfajjenicheinen (BGB. S. 499 ff.) jollen an den- 
jenigen Orten innerhalb des Bundesgebietes, an welchen ſich ein Bedürfniß 
bierzu herausstellt, auf Anordnung des Bundesfanzlers, nad) Vernehmung des 
Ausichufies des Bundesrathes für Handel und Verkehr, Darlehensfajjen er: 
richtet werden mit der Beitimmung, zur Abhilfe des Kreditbedürfnifies, vorzüg⸗ 
lich zur Beförderung des Handels- und Gewerbebetriebes gegen Sicherheit Dar: 
eben zu geben. Soweit jedoch das Bedürfnif zur Fortdauer einer folchen 
darlehenskaſſe nicht mehr bejteht, hat der Bundeskanzler nach $ 18 dieſes 
Gejeges deren Auflöſung zu verfügen und öffentlich befannt zu machen. 

III. Verwaltung des PBatentweiens. 

Auf diefem Gebiete ift dem Reichskanzler eine weitgehende Befugniß durch 

$ 5 des Patentgeſetzes vom 25. Mai 1877 eingeräumt. Die im S 4 dieſes 
Öeiehes bezeichnete Wirkung des Patentes tritt nämlich, abgejehen von dem 
im $ 5, Abi. 1 angegebenen Grunde, aud) injoweit nicht ein, als die Erfin- 
dung nach Beitimmung des Neichsfanzlers für das Heer oder die Flotte oder 
jonft im Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt benügt werden joll ($ 5, Abi. 2). 
Bas unter dem „Intereſſe der öffentlichen Wohlfahrt“ zu verjtehen ijt, hängt 
ganz vom Ermejjen des Reichsfanzlers ab. 

IV. Verwaltung des Eiſenbahnweſens. 

Die dem Reiche nach Maßgabe der Beitimmungen der Art. 41—47 der Reichs- 
verfajjung zuftehende Oberaufficht über das Eijenbahnmejen übt der Reichs: 
fanzler durch das Reichs-Eiſenbahnamt aus. Die Berwaltung der Neichseijen- 
bahnen in Eljaß Lothringen leitet der Reichskanzler mittels des Reichsamtes 
für die Verwaltung der Reichgeifenbahnen. Beide Neichsbehörden handeln nur 
im Auftrage und nad) den Anordnungen des Reichskanzlers, wie dies binficht- 
lich des Neichgeifenbahnamtes auch ausdrüdlich im $ 3 des Geſetzes vom 27. 
Juni 1873, betreffend die Errichtung eines Neich3-Eifenbahnamtes, anerkannt 
it. Da ein Neich-Eifenbahngefeß noch nicht erlaflen worden iſt, jo hat der 
Reichskanzler nah $ 5 Ziff. 3 des Geſetzes vom 27. Juni 1873 den Reichs— 
eiſenbahnen gegenüber die Verfügungen des Reichs-Eiſenbahnamtes zum Boll: 


!) Val. auch $ 11 des Gejepes vom 4. Dezember 1871, —— jetzt gegenſtandslos ge— 
worden in und Art. 7 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873 
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ag, zu bringen. Durch Allerhöchſten Erlaß vom 27. Mai 1873 (RGB. 
1879, ©. 193) wurde die Verwaltung der Reichseiſenbahnen einem befonderen 
Neichgamte übertragen, welches, wie das Reichs-Eiſenbahnamt, dem Reiche: 
fanzler unmittelbar untergeordnet iſt. Nach ae Reichsſtaatsrecht könnte 
daher der Reichskanzler in die Lage kommen, dem ihm unterſtellten Reichsamt 
für die Verwaltung der Reichseiſenbahnen gegenüber die Verfügungen des ihm 
ebenfalls unterſtellten Reichs-Eiſenbahnamtes zum Vollzuge zu bringen. 

Die auf Grund der Art. 42, 43 und 45 vom Bundesrath erlaſſenen 
Bahnpolizeis und Betriebsreglements!) und die Signalordnung für die Eifen- 
bahnen Deutfchlands, ſowie die hierzu ergangenen Abänderungen hat der Reichs— 
fanzler ala Vorfigender des Bundesrathes im Zentralblatt veröffentlicht. 

Durch verjchiedene Reichsgeſetze wird der Neichsfanzler zum Bau von 
Eijenbahnen in Eljaß-Lothringen ermächtigt.?) 

V. Berwaltung des Poſt- und Telegraphenwejeng.?) 

Die dem Reiche nad) den Art. 48--52 der Reichsverfaſſung zuftehende 
Leitung des Poſt- und Telegraphenwejens übt der Reichsfanzler mit Hülfe des 
Reich3-Boftamtes aus. Eine befondere Ermächtigung wird dem Reichskanzler 
durch das Eifenbahn-PBojtgejeg vom 20. Dezember 1875 erteilt, indem derſelbe 
nad) Art. 9 dieſes Gejeges befugt ift, für Eifenbahnen mit jchmalerer als der 
Normalfpur und für Eifenbahnen, bei welchen wegen ihrer untergeordneten Be- 
deutung das Bahn-Polizeireglement für die Eifenbahnen Deutſchlands nicht für 
anwendbar erachtet ift, die im Art. 1—Ba. a. D. näher bezeichneten Verpflichtungen 
für die Zwecke des Pojtdienftes zu ermäßigen oder ganz zu erlajjen. Auf 
Grund diejer gejeglichen Ermächtigung hat der Reichsfanzler unter dem 23. Mai 
1879 eine Verordnung mit der Bezeichnung „Beitimmungen, betr. die Ver— 
pflichtungen der Eifenbahnen untergeordneter Bedeutung zu Leiftungen für die 
Zwede des Poſtdienſtes“ (Zentralblatt, S. 380—381) erlafjen. 

Nah Art. 10 des Eifenbahn-Poftgefeges hat der Reichskanzler im Ein: 
vernehmen mit anderen Organen des Reiches die Bollzugsbeitimmungen zu 
erlaffen, welche die näheren Anordnungen über die Ausführung der in den 
Art. 1—9 des Eiſenbahn-Poſtgeſetzes bezeichneten Leiftungen, ſowie über die 
Feftfegung und die Berechnung der Vergütung für die gegen Entgelt zu ge- 
währenden Leiftungen zu treffen haben. Auf Grund diejer gejeglichen Dele- 
gation hat der Neichsfanzler unter dem 9. Februar 1876 die „Bollzugs: 
beftimmungen zum Gifenbahn-PBojtgefeg vom 20. Dezember 1875" (Bentral: 
blatt S. 87—93) erlafien. — Beide Verordnungen des Neichsfanzlers (vom 
28. Mai 1879 und 9. Februar 1876) qualifiziven ſich ala Verwaltungsverord: 
nungen im oben angegebenen Sinne, bedurften alfo zu ihrer Gültigkeit nicht 
der Berfündigung im Neichsgejeßblatte. 

Ohne bejondere gejegliche Ermächtigung hat der Reichskanzler unter dem 
7. März 1876 das „Reglement über die Benugung der innerhalb des Deutjchen 
Neichs : Telegraphengebietes gelegenen Eijenbahntelegraphen zur Beförderung 
folcher Telegramme, welche nicht den Eiſenbahndienſt betreffen" (Bentralblatt 
S. 156 — 158) vollzogen. Hierzu war der Neichsfanzler ala Chef der Reiche: 


') Ueber die juriftiihe Bedeutung diejer Neglements vgl. Yaband II, ©. 373 ff.: 
Hänel a. a. O. ©. 81 fi. 

2) Beiſpiele: RGB. 1877, ©. 513; RGB. 1879, ©. 195. 

8) Ueber die rechtliche Natur der Poſt- und Telegraphenverwaltung und deren Unter: 
ihied von anderen VBerwaltungszweigen vergl. Laband II, ©. 294 ff 
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verwaltung berechtigt. Diejes Reglement iſt vom Generalpojtmeijter, welcher 
1876 dem Reichsfanzler unmittelbar unterjtellt war (vgl. Kaijerl. Verordnung 
vom 22. Dezember 1875, $ 1, RGB. ©. 379) im Zentralblatt befannt ge- 
macht worden, was jtaatsrechtlich vollkommen zuläjjig war. 

Durch die Kaijerl. Verordnung vom 5. Juli 1875 (RGB. ©. 253 ff.) 
wird bejtimmt, daß der Neichsfanzler zwei Reglements zu erlafjen hat. Die- 
jelben haben fejtzufjtellen, welche Vergütungen die Beamten der Reichs-Eiſen— 
bahnverwaltung, bezw. die der Pojtverwaltung an Stelle der Tagegelder und 
Fuhrkoſten erhalten. ') 


VI Verwaltung des Medizinal- und Veterinärmwejens. 


In der Ausübung des Auffichtsrechtes des Reiches auf dem Gebiete der 
Medizinal- und Veterinärpolizei hat den Reichsfanzler das Reichs-Geſundheits— 
amt, welches zum Reſſort des Neichsamtes des Innern gehört, dem Reichs— 
fanzler aljo nur mittelbar unterjtellt ijt, zu unterjtügen.?) 

Hinfichtlich diefes Verwaltungszweiges räumen mehrere Reichsgejege dem 
Reihskanzler bedeutende Befugnifje ein. Nach $ 12 des Gejepes vom 7. April 
1869, betr. Maßregeln gegen die Rinderpeſt hat der Neichsfanzler die Ver— 
pflihtung, die Ausführung diejes Geſetzes und der auf Grund Ddefjelben er: . 
lofjenen Anordnungen zu überwachen. Dieje Bejtimmung ijt ebenjo überflüflig, 
wie die gleiche Vorjchrift des $ 4 des Geſetzes vom 23. Juni 1880. Auf 
Grund des 8 12 des Gejepes vom 7. April 1869 hat der Neichsfanzler 
zahltreiche Verfügungen getroffen, welche er im Sentralblatt befannt gemacht 
bat.) Im $ 10 des Viehjeuchengejeges vom 23. Juni 1880 werden die Seuchen 
aufgezählt, auf welche fich die im $ 9 dieſes Geſetzes geregelte Anzeigepflicht 
zu eritreden hat. Der NReichsfanzler ift jedoch befugt, die Anzeigepflicht vor: 
übergehend auch für andere, als die im $ 10 a. a. ©. aufgezählten Seuchen 
einzuführen. Vergl. auch $ 7, Abſatz 3 diejes Gejehes. 

Auch duch Kaiferliche Verordnungen werden dem Reichskanzler auf diefem 
Verwaltungsgebiete Befugniſſe und Pflichten auferlegt. Die Kaijerliche Ver— 
ordnung vom 29. Januar 1879, betr. Beichränfungen der Einfuhr aus Rußland 
(RGB. ©. 3), ermächtigt im $ 2 den Reichskanzler, anzuordnen, in welchem 
Umfange und auf welche Weije die im $ 1 diejer Verordnung genannten Gegen- 
itände, deren Einfuhr aus Rußland bis auf Weiteres durch dieje Verordnung 
verboten wurde, einer Desinfektion zu unterwerfen find. Durch $2 der Kaiſerl. 
Verordnung vom 25. Juni 1880, betr. das Verbot der Einfuhr von Schweine- 
Hleiih und Würften aus Amerifa (RGB. S. 151) wird der Neichsfanzler er- 
mädhtigt, Ausnahmen von dem im $ 1 diejer Verordnung enthaltenen Verbote 
zu geftatten und die desfalls erforderlichen Kontrolmaßregeln zu treffen. 

VI. Das Gejeg vom 6. März 1875, Mafregeln gegen die Reblaus— 
krankheit betr., ermächtigt im $ 1 den Neichsfanzler, Ermittelungen innerhalb 
des Weinbaugebietes der einzelnen Bundesitaaten über das Auftreten der Reb— 
laus anzuftellen und Unterfuchungen über Mittel zur Vertilgung diejes Inſektes 
anzuordnen. Mit diefen Ermittelungen und Unterjuchungen kann der Reichs: 
fanzler auch bejondere Organe (Reichs: und Landesbehörden) betrauen ($ 2). 


— — — — 


N) Ob, bezw. wo dieſe Reglements erlaſſen worden ſind, war nicht zu ermitteln. 

2) Vergl. Handbuch für das Deutiche Reich auf das Jahr 1881 (herausgegeben von 
Reihsamt des Innern), S. 107. 

3) Beiipiele: Zentralblatt 1877, ©. 381, 393, 399. 
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VIII. Verwaltung der Preßpolizei und des Vereinsweſens.!) 

Das Reichsgeſetz über die Preſſe vom 7. Mai 1874 beruht auf dem 
Prinzip der Preßfreiheit. Die Preſſe iſt nach demjelben nur denjenigen Be— 
ichränfungen unterworfen, welche das Geſetz ſelbſt zugelaſſen hat. Als jolche 
Beichränfungen erjcheinen Die dem Reichskanzler in den 88 14 und 15 1. c. 
eingeräumten Befugnifie. Nach 5 14 des Preßgejeges kann der Reichskanzler 
für den Fall, daß gegen eine Nummer einer im Auslande erjcheinenden period: 
iſchen Druckſchrift binnen Jahresfriſt zwei Mal eine Verurtheilung auf Grund 
der SS 41 und 42 des Strafgeſetzbuches erfolgt iſt, innerhalb 2 Monaten nad) 
Eintritt der Nechtöfraft des legten Erfenntnijjes das Verbot der ferneren Ber: 
breitung diejer Drudichrift bis auf 2 Jahre durch öffentliche Bekanntmachung 
ausjprechen. Nach $ 15 des Preßgeſetzes kann der Neichsfanzler in Zeiten 
des Krieges oder der Kriegsgefahr VBeröffentlichungen über Truppenbewegungen 
oder Bertheidigungsmittel mittels öffentlicher Befanntmacdjungen verbieten. Die 
Folgen der Zumiderhandlung gegen die Vorſchriften der 83 14 und 15 werden 
im $ 23 des Prefgejeßes näher geregelt. 

Das im Preßgejege anerkannte Prinzip der Preßfreiheit ift durch das 
Geſetz gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie vom 
21. DOftober 1878 durchbrochen worden. Durch diefes Gejeß ift den Polizei: 
behörden, insbejondere den Landespolizeibehörden ‚?) ein weitgehender Ein: 
fluß auf den Betrieb des Prefgewerbes eingeräumt worden. Nur an zwei 
Stellen diejes Gejeßes ift den Landespolizeibehörden die Reich 8 polizeibehörde 
gegenübergeftellt; die Neichspolizeibehörde ift aber der Reichskanzler. In 
diefer Eigenschaft jteht dem Neichsfanzler das Verbot jolher ausländijcher 
Bereine, welche nach 8 1 des Sozialijtengefeßes zu verbieten find ($ 6), ſowie 
das Verbot der ferneren Berbreitung einer im Auslande erjcheinenden period- 
ischen jozialdemofratifchen ($ 11) Drudichrift zu ($ 12). Diejes Verbot it 
vom Neichfanzler durch den Neichsanzeiger befannt zu machen. Zahlreiche 
Verbote find jedoch vom Reichskanzler (beziv. deſſen Stellvertreter) im 
Hentvalblatt befannt gemacht worden. Gegen ein vom Neichsfanzler gemäß 
s 12 des Sozialiſtengeſetzes erlafjenes Verbot jteht das Recht der Bejchwerde 
Riemanden zu.®) 

IX. Verwaltung des Banfıwejens.*) 

Auf Grund des $ 12 des Banfgejeßes vom 14, März 1875 iſt unter 
dem Namen „Neichsbanf“ eine Banf mit dem Hauptfige in Berlin errichtet 
worden, welche der Aufſicht und Leitung des Reiches unterliegt. Das Reich 
ſteht in einem doppelten Verhältniß zur Reichsbank, in einem privatrechtlichen 
und einem ſtaatsrechtlichen. Dieſem doppelten Verhältniß des Reiches zur 
Reichsbank entſpricht es, daß zwei verſchiedene Reichsbank-Behörden beſtehen, 
von denen die eine die dem Reiche zuſtehende Bankhoheit, d. i. die Aufſicht 
über die Neichsbanf, die andere das privatrechtlihe Mitgliedichaftsrecht des 
Neiches, die Leitung der Reichsbanf wahrzunehmen hat.) An der Spitze 


') Das Bereinswejen iſt reichsgeſetzlich noch nicht geregelt worden; nur $ 6 des 

Sozialiftengejepes enthält eine diesbezügliche Bejtimmung. 
; 2 at n- diejen Begriff Gareis, Kommentar zum Spozialiftengejeg („Annalen“ 

1879, 5 355 

3, Vergl. Gareis a. a. O. ©. 334, 335. 

*) Ueber die rechtliche Natur diejes Verwaltungszweiges und dejjen Unterſchied von 
anderen — — vergl. Laband II, ©. 381 fi. 

5) Qaband II, ©. 345, 
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beider Neichsbanf:Behörden fteht der Neichsfanzler; durch dieſe Beitimmung 
wird das dem Reiche zuftehende Auffichtsrecht illuſoriſch gemacht, weil der 
Reichskanzler über feine eigene Verwaltung (Leitung) der Neichsbanf Feine 
Aufficht führen kann. 

Die dem Weiche zuftehende Aufficht über die Reichsbank wird von einem 
Banf-Kuratorium ausgeübt, defien Vorfigender der Reichskanzler ift (Bankgeſetz 
z 25). Die dem Reiche zuftehende Leitung der Neichsbanf übt der Reichs: 
tanzler durch das Reichsbanf-Direftorium aus. In Fällen der Behinderung 
des Reichsfanzlers wird die Leitung durch einen vom Kaijer hierfür ernannten 
Stellvertreter wahrgenommen (Bankgeſetz $ 26, Abſ. 1). Dieje Stellvertretung 
des Reichskanzlers in der Leitung der Neichsbanf wird durch das Gejeß vom 
17. März 1878, betr. die Stellvertretung des Reichskanzlers, nicht berührt. 
Der Neichsfanzler leitet die gefanımte Bankverwaltung innerhalb der Beitimm: 
ungen des Bankgejeges und des Statutes der Neichsbanf vom 21. Mai 1875. 
Das NReichsbanf-Direftorium ift die verwaltende und ausführende, ſowie die 
Reichsbank nach Außen vertretende Behörde. Es beiteht aus einem Präfidenten , 
und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern. Dasjelbe faßt zwar feine 
Beichlüffe nach Stimmenmehrheit, hat jedoch bei feiner Verwaltung überall 
den Borfchriften und Weifungen des Neichsfanzlers Folge zu leilten ($ 27). 
Der Neichsfanzler erläßt auch die Gejchäftsanweilungen für das Reichsbank— 
Direftorium und verfügt die erforderlichen Abänderungen der bejtehenden 
Geihäftsanmweifungen. Er beſtimmt ferner die Form, in welcher die im $ 29, 
Abſ. 1 geregelte jährliche Nechnungslegung zu erfolgen hat und erläßt Die 
Vienjtinftruftionen für die Beamten der Banf, verfügt auch die erforderlichen 
Abänderungen derjelben ($ 26, Abi. 2; vgl. auch $ 28). Der Neichsfanzler 
beruft Die Generalverfammlung, welche die Gejammtheit der Antheilseigner 
vertritt (Bankgejeg $ 30) mitteld einer mindeſtens 14 Tage vorher in die dazu 
beitimmten Blätter aufzunehmenden öffentlichen Bekanntmachung und führt den 
Borjig in dieſer Generalverfjammlung (Statut der Reichsbanf 88 18, 19). 
Der Reichskanzler erläßt die für die Antheilseigner bejtimmten Bekanntmach— 
ungen und veröffentlicht diefelben in dem Deutjchen Reichs-Anzeiger, jowie am 
Sige einer jeden Reichsbankhauptſtelle in einem durch Bekanntmachung zu be= 
itimmenden Blatte (Statut der Reichsbank $ 30). Im Falle der Aufhebung 
der Reichsbank (Bankgefeg $ 41) erfolgt die Liquidation unter Leitung des 
Reichskanzlers durch das Neichsbanf- Direktorium (Statut $ 31). Soll die 
Reichsbank nad) Maßgabe der Beitimmungen des $ 41 des Bankgejeges auf: 
gehoben 2c. werden, jo ijt dies ein Jahr vor der beabfichtigten Aufhebung 
anzufündigen. Dieje Anfündigung it auf Kaiferliche Anordnung, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrath, vom Neichsfanzler an das Reichsbank— 
Direktorium zu erlafjen und von leßterem zu veröffentlichen. — Vgl. auch 
$ 63 des Bankgeſetzes und $ 2 des Statutes der Reichsbank. — Weitgehende 
Befugnijje hat der Reichskanzler auch Hinfichtlich der Zweiganftalten der Reichs: 
banf, welche nach 8 12 des Bankgejeges an allen Orten des Reiches errichtet 
werden fünnen. Der Reichsfanzler erläßt die Geichäftsanweijungen für Die 
Zweiganftalten (Banfgejeg $ 26, Abi. 2). Das Bankgeſetz unterjcheidet zu— 
nächſt zwei Arten von BZweiganftalten: Reichsbanfhauptitellen, welche an 
größeren Plägen zu errichten find ($ 36) und Zweiganftalten i. e. ©. ($ 37.) 
Die Errihtung der erjteren erfolgt durch den Bundesrath, die der legteren 
durch den Reichskanzler, joferne Diele Bweiganftalten dem Reichsbanf-Direftorium 
unmittelbar untergeordnet werden (jogen. Reichsbanfitellen), durch das Reichs— 
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banf-Direftorium, joferne fie einer anderen Zweiganftalt untergeordnet werden 
(fogen. Reichsbanf-Kommanditen oder Agenturen). Bei jeder Reichsbankhaupt— 
jtelle joll, wenn möglich ein Bezirksausſchuß bejtehen, auf deilen Zuſammen— 
jegung der Reichskanzler nad) $ 36 des Bankgejeges großen Einfluß hat. 
Während die bisher erörterten Befugniffe dem Reichskanzler als oberjtem 
Leiter der Reichsbank zuftehen, übt der Reichskanzler durch die ihm zuftehende 
Aufficht über die Privat-Notenbanfen ein Hoheitsrecht des — aus. Dieſe 
Befugniß ſteht dem Reichskanzler als Vorſitzendem des Bank-Kuratoriums zu. 
Er hat das Recht, durch Kommiſſäre die Bücher, Geſchäftslokale und Kaſſen— 
beitände der Brivat-Notenbanfen zu revidiren, um ſich die Ueberzeugung zu 
verjchaffen, daß diejelben die für fie beftehenden VBorfchriften befolgen, die ihnen 
auferlegten Bedingungen und Bejchränfungen der Notenausgabe innehalten und 
die vorgejchriebenen Wochen: und Fahresüberfichten und Nachweilungen der 
wirflihen Sachlage entjprechend anfertigen (Bankgeſetz $ 48). Die Klage, 
welche auf Entziehung der Befugniß zur Notenausgabe gerichtet ift, kann jo- 
wohl die Regierung des Bundesjtaates, in welchem die Banf ihren Sitz hat, 
als der Neichsfanzler erheben (Bankgeſetz $ 50). Die Vollitredung des 
Urtheiles erfolgt auf Verfügung des Prozeßgerichtes; dem Reichskanzler jteht 
aber hinfichtlich der Einziehung und Vernichtung der Banknoten eine Kontrole 
zu, worüber 88 51 und 52 des Bankgeſetzes nähere VBorjchriften geben. ine 
bejondere Beitimmung enthält $ 45 des Banfgejeges, wonach Banken, welche 
von den Beitimmungen des $ 4 a. a. D. zu ihren Gunſten Gebrauch machen 
wollen, dem Reichskanzler nachzuweiſen haben, daß ihre Statuten den im 
$ 44 aufgejtellten Vorausjegungeu entjprechen, und daß die erforderliche Ein- 
löſungsſtelle eingerichtet ift. (Wal. über das Nähere Bankgeſetz $ 45 Abj. 2). 


S 3. Die Verwaltung des Iufizwefens. 


I. Während binfichtlic) der Nechtiprechung die Gerichte des Deutjchen 
Reiches völlig unabhängig und nur dem Gejege untertworfen find (Gerichtsver- 
fafjungsgefeg für das Deutfche Reich, $ 1) ftehen Hinfichtlich der Befegung und 
Thätigfeit der Gerichte des Reichs dem Reichskanzler wichtige Befugnifje zu. 
Der Neichskanzler ijt Chef der Reichsjuftizverwaltung, welche er mittel3 des 
Reichs Fuftizamtes und des Reichsamtes des Innern ausübt. Daß der Reichs— 
fanzler, nicht etwa den Staatsjefretär des Reichs-Juſtizamtes, die ee 
verwaltung“ bildet, ergibt fich deutlich) aus den Beltimmungen der 88 148, 
154 und 155 des Gerichtsverfafjungsgejeges und bejonders aus der Faſſung 
des $ 98 der Redhtsanwaltsordnung und des $ 20 des Einführungsgefeßes 
zum Gerichtsverfafjungsgejege. In dieſen Band twerden dem Reichsfanzler 
ganz diejelben Befugnijje hinfichtlich des Reichsgerichtes eingeräumt, welche der 
ra hinſichtlich der Gerichte des betreffenden Bundesjtaates 
zuſtehen. 

II. Der Reichskanzler als Reichsjuſtizwerwaltung hat nach 8 132 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes die Zahl der Zivil- und Strafſenate des Reichsge— 
richtes zu bejtimmen. Dieſer Grundſatz iſt auch in der vom Plenum des 
Reichsgerichtes ausgearbeiteten, vom Bundesrath genehmigten Geſchäftsordnung 
des Reichsgerichtes vom 8. April 1880 (Zentralblatt S. 190—196) aus— 
drücklich anerkannt, indem $ 1 derſelben die Vorſchrift enthält, daß bei dem 


) Vgl. über diejen Begriff den Kommentar zur Zivilprogehordnung von Strudmann 
und Kod, 3. Aufl., S. 846. 
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Reichsgerichte „bis auf anderweite Anordnung des Reichskanzlers“ 5 Bivil- 
und 3 Straffenate bejtehen. Der Reichskanzler beſtimmt ferner die Zuſammen— 
ſetzung der durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrathes 
zu errichtenden Hilfsſenate des Reichsgerichtes und die Vertheilung der Geſchäfte 
derſelben We — zum GVG. $ 16 Abi. 2.) Ob die im Abſatz 3 des 
8 16 a.a. DO. näher bezeichnete „Beauftragung“ durch den Reichskanzler zu er: 
folgen hat, ift zweifelhaft.') Hierbei iſt es bemerfenswerth, daß die Errichtung 
neuer Zivil- und Strafjenate im Belieben des Reichsfanzlers liegt, während 
Hilfsfenate nur durch Kaiferliche Verordnung, mit Zuftimmung des Bundes: 
rathes, errichtet werden fünnen. 

Der Reichskanzler beftimmt die Gefchäftseinrichtung der Gerichtsfchreiberei, 
fowie die Dienſt- und Gejchäftsverhältniffe der Gerichtsvollzieher bei dem 
Reichsgericht (GBG. 88 154, 155). Die auf Grund des $ 154 des Geridhts- 
verfafjungsgejeges erlafjenen?) oder zu erlajjenden VBorjchriften über die Ein- 
rihtung der Gerichtsjchreiberei bei dem Neichsgerichte bejtimmen die Form der 
nad Dr Vorſchrift von den Gerichtsjchreibern zu ertheilenden Ausfertig- 

en (Geſch.O. $ 20) und regeln die Einrichtung der Akten, Gejchäftsbücher 
er. Regijter (Geſch⸗O. $ 24). Auf Grund der Sefchäftsbücher und Regijter 
wird am Schluſſe des Gejchäftsjahres eine Zuſammenſtellung der geſammten 
Geſchäfte angefertigt und dem Neichsfanzler überfandt. 

Der Reichsfanzler als Neichsjuftizverwaltung ift der Vorgeſetzte des Ober: 
reihsanmwalts und der Reichsanwälte. Diefelben find verpflichtet, den Anord- 
— — — des Reichskanzlers unbedingt Folge zu leiſten (GVO. 
8 14 

Hinfichtlich der bei dem Reichsgerichte zugelafjenen Rechtsanwälte ftehen 
dem Neichsfanzler faft ganz dieſelben Befugniſſe zu, welche Hinfichtlich der 
Rehtsanwaltichaft bei den Landesgerichten der Se einge: 
räumt find (vgl. Recdhtsanwaltsordnung für das Deutiche Reit) 88 98, 18, 
49, 50, 61, 96). Der Reichsfanzler hat demgemäß zu beftimmen, intvietveit 
Rechtsanwälte bei dem Reichsgerichte in den Vororten von Leipzig ihren Wohn- 
fig haben fünnen. Wird ein beim Reichsgericht zugelafjener Rechtsanwalt von 
der Nechtsanwaltichaft ausgeſchloſſen, jo iſt hiervon dem Neichsfanzler Mit: 
tbeilung zu machen. Der Reichsfanzler ift befugt, von Vorjtande der An 
waltsfammer bei dem Weichsgerichte (Rechtsanwaltsordnung $ 102) Gut: 
achten und vom Borfigenden dieſer Anmwaltsfammer jährlich einen fchriftlichen 
Bericht über die Thätigfeit der Kammer und des Vorſtandes einzufordern (Rechts- 
anwaltsordnung 88 98, 49 Ziff. 4, 61), wie umgefehrt der Vorſtand ſowohl, 
al3 die Kammer berechtigt find, Vorftellungen und Anträge, welche das Inter— 
eiie ter Rechtspflege oder der Nechtsanwaltichaft bei dem Neichsgerichte be- 
treffen, an den Reichskanzler zu richten (Nechtsanwaltsordnung $ 50). 

Eine eigenthümliche Mitwirkung jteht dem Reichskanzler bei der Fällung 
von Schiedsjprüchen zu. Nach $ 2 der Geichäftsordnung des Reichsgerichtes 
find Schiedsjprüche von den vereinigten Bivilfenaten zu fällen, wenn nicht 
„bei Uebertragung des Schiedsjpruches eine andere Beitimmung getroffen ijt.“ 
Ein jchiedsgerichtliches Verfahren ijt aber nach $ 14 der Geſch.O. bei dem 
Reichsgerichte nur dann einzuleiten, wenn „der Schiedsſpruch demſelben vom 





) val. Struckmann > ala a.D. ©. 95 und Endemann, Kommentar zur 
—— Bd. J, S. 
Vgl. den Erlaß des — ——— vom 20. September 1879 über die Einrichtung 
der —— bei dem Reichsgerichte. 


——— 
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Reichsfanzler in Folge eines Bejchluffes des Bundesrathes oder in anderer 
Veranlaſſung') übertragen oder auf Grund eines Schiedövertrages unter Ge: 
nehmigung des Reichskanzlers vom Neichsgerichte übernommen wird.“ Der 
Schiedsſpruch kann alſo dem Neichsgericht vom Neichsfanzler „übertragen“ 
werden; er kann demnach nach $ 2 der Gejch.-D. auch bejtimmen, daß die 
Schiedsiprüche nur von einem, zwei, drei oder vier Ziviljenaten gefällt werden). 


Ill. Die auf Grund des $ 92 des Reichsbeamtengejeges vom Disziplinar- 
hofe entworfene und vom Bundesrath genehmigte Gejchäftsordnung für Die 
Disziplinarbehörden des Neiches räumt dem NReichsfanzler hinfichtlich des Dis- 
ziplinarhofes feine Befugnifje ein, wohl aber hinfichtlic) der Disziplinarfammern. 
Der Präfident einer jeden Disziplinarfammer hat nämlih am Schlujje des 
Jahres dem Neichsfanzler eine Zufammenjtellung über den Gejchäftsitand zu 
überreichen umd auf Borjchlag des Präfidenten der Disziplinarfammer trifft der 
Neichsfanzler in Betreff des nöthigen Gejchäftslofales und der Bejtreitung der 
Bureaubedürfnifje die geeigneten Anordnungen (Geſch.O. $ 21, Abj. 1. Bl. 
auch Geſch.O. $ 21 Ab. 2). 

IV. Das auf Grund des $ 5, Ziff. 4 des Gejeges vom 27. Juni 1873 
vom Bundesrath beſchloſſene Regulativ, welches unter dem 5. Januar 1874 
im Bentralblatt (S. 27 ff.) veröffentlicht worden ift, regelt den Eollegialen 
Geſchäftsgang und die Befugnijje, welche hierbei dem PBräfidenten des durch Zu: 
ziehung von zwei richterlichen Beamten verjtärkten Reichs-Eiſenbahnamtes zustehen. 
Die Einleitung des Verfahrens bei dem durch Richter verjtärkten Reichs-Eiſen— 
bahnamte fteht nach $ 1 des Regulatives dem Reichskanzler zu. Bei Letzterem 
ift die „Gegenvorftellung“, d. h. die Beichwerde über die Nechtswidrigfeit 
einer Verfügung des Reichs -Eifenbahnamtes zu erheben. Der Reichsfanzler 
überweift fodann die Sache an das durch Richter verftärfte Reichs-Eiſenbahn— 
amt. Ebenſo wird nach $ 9 des NRegulatives der endgiltig gefaßte Beſchluß 
des durch Richter verjtärften Reichs-Eiſenbahnamtes in formeller Ausfertigung 
dem Reichskanzler zur weiteren Veranlaſſung überreicht. 

V. Das in Ausführung des $ 45 des Geſetzes über den Unterjtügungs: 
wohnfiß vom 6. Juni 1870 (BGB. S. 369) vom Bundesamt für das Heimath- 
wejen entworfene, vom Bundesrathe bejtätigte „NRegulativ zur Ordnung des 
Geſchäftsganges bei dem Bundesamte für das Heimathweſen“ (abgedrudt im 
Zentralblatt 1873, ©. 4 ff.) bejtimmt im $ 13, daß am Schlujje jedes Ge— 
ihäftsjahres das Bundesamt für das Heimathweſen dem Neichsfanzler eine 
Ueberjicht der erledigten Gejchäfte „berichtlich einzureichen“ hat. 

VI. Der Reichsfanzler kann das auf Grund des $ 13 des Patentgejeges 
errichtete Patentamt des Deutjchen Reiches ermächtigen, an außerhalb feines 
dur) das Patentgeſetz geregelten Geſchäftskreiſes Beſchlüſſe zu fallen oder 
Gutachten abzugeben (Patentgeſetz $ 18). 

IL. Während das Oberſeeamt eine Neichsbehörde ift, find die Seeämter 
Landesbehörden (Geſetz vom 27. Juli 1877, betr. die Unterfuchung von See: 
unfällen, $ 6). Da jedody das Reich die Dberaufficht über die Seeämter 
führt, jo iſt der Neichsfanzler nah S 13 befugt, für jedes Seeamt einen 
Kommiſſar zu beftellen, welcher Anträge an das Seeamt oder feinen Vorſitzen— 
den zu jtellen, den Verhandlungen des Seeamtes beizumohnen, Einficht von 
den Akten zu nehmen und für den Fall, daß der Vorfigende die Einleitung 





i) Die Worte „oder in anderer Beranlafjung“ find jehr allgemein und deßhalb iſt e& 
völlig unklar, was mit ihnen gemeint iſt. 
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einer Unterjuchung verweigert, Anträge auf Anordnung einer Unterjuchung bei 
dem Reichöfanzler zu ftellen berechtigt ift. Gegenstand der Unterfuchung find 
Seeunfälle: 1. deutjcher Kauffahrteifchiffe unter allen Umftänden; 2. auglän- 
diicher Kauffahrteifchiffe nur dann, wenn der Unfall fich innerhalb der deut: 
ihen Küjtengewäljer ereignet hat oder die Unterfuchung vom Reichsfanzler an- 
geordnet it. (Gejeg vom 27. Juli 1877, $ 2). Im $ 5 dieſes Gejehes 
werden endlich dem Weichsfanzleramt, bezw. Neichsamt des Innern gewiſſe 
Befugniſſe übertragen, welche in Folge dejien auch dem Reichskanzler zuftehen. 

VIH. Die unter II erörterten Befugnifje und Pflichten des Reichskanzlers 
übt derjelbe vermitteld des Reichs: Juftizamtes, die unter III—VII erörterten 
vermittel3 des Reichsamtes des Innern aus.) 

IX. Eine weitgehende Einwirkung auf das materielle Recht räumt 
dem Reichskanzler die Konfursordnung für das Deutiche Reich ein. Der 
Reihskanzler kann nämlich unter Zuftimmung des Bundesrathes anordnen, 
daß gegen die Angehörigen eines ausländiichen Staates und die Nechtsnach- 
tolger derjelben ein Vergeltungsrecht zur Anwendung gebracht werde ($ 4 der 
Konkursordnung). Er kann ferner unter Zuftimmung des Bundesrathes an- 
ordnen, daß, falls ein im Auslande in Konkurs gerathener Schuldner Ver— 
mögensgegenftände im Inlande (d. h. im deutichen Neiche) befigt, Zwangsvoll- 
ftredung in das inländische Vermögen unzuläjfig it (8 207). Beide Be- 
itimmungen lajjen die Frage offen, ob der Neichskanzler nur für einzelne 
Fälle oder für gewiſſe Kategorien die diesbezüglichen Anordnungen treffen Fann. 


8 4. Die Verwaltung des Finanzwefens. 


Der Chef der Finanzverwaltung des Neiches ift der Neichsfanzler, welcher 
diefelbe mit Hilfe des Neichsihagamtes führt. Daß der Neichöfanzler und 
mt etwa der Staatsjefretär des Reichsſchatzamtes der Chef der Finanzver- 
waltung des Reiches ift, erhellt far und deutlich aus der Neichsverfafjung und 
zahlreichen Gejegen, welche dem Reichskanzler hinfichtlich der Finanzverwaltung 
weitgehende Befugnifje einräumen. 

I. Alle Einnahmen und Ausgaben des Neiches müſſen für jedes Jahr 
veranjchlagt und auf den Reichshaushalts-Etat gebracht werden. Zur Beſtreit— 
ung aller gemeinfchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt die etwaigen Ueberſchüſſe 
der Borjahre, ſowie die aus den Zöllen, den gemeinschaftlichen Verbrauchsſteuern 
und aus dem Poſt- und Telegraphenwejen fich ergebenden Einnahmen. Inſoweit 
die Ausgaben durch diefe Einnahmen nicht gededt werden, find fie durch Beiträge 
der einzelnen Bundesjtaaten nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen. Dieje 
Matrifularbeiträge?) hat der Neichsfanzler „bis zur Höhe des budgetmäßigen 
Betrages" — nicht etwa nach Maßgabe des Bedürfniſſes — auszujchreiben. 
(Art. 69 und 70 der Reichsverfaffung). Ueber die Verwendung aller Ein- 
nahmen des Neiches hat der Neichsfanzler dem YBundesrath und dem Reiche: 
tage zur Entlaftung jährlich Rechnung zu legen (Art. 72 der Reichsverfaflung). 
Hierdurch wird dem Reichskanzler die Pflicht auferlegt, einerjeits dem Bundes— 
rathe und dem Reichstage den Nachweis zu erbringen, daß die Finanzverwalt— 
ung des Neiches den beftehenden Gejegen und dem NReichshaushalts-Etat ge- 
mäß geführt worden ift, bezw. die thatjächlichen Gründe darzulegen, aus denen 
Abweihungen von dem Etatsgefeß fich ergeben haben, andererjeitS den Be— 


— — 





ı) Bergl. Handbuch für das Deutſche Reich auf das Jahr 1881, ©. 93 f, 149 fi. 
?) Ueber die Matritularbeiträge vergl. Laband, Finanzrecht, a. a. D. ©. 519—524. 


46 Henfel: Die Stellung des Reichskanzlers. 


weis zu liefern, daß die Einnahmen und Ausgaben des Reiches in der anges 
gebenen Höhe wirklich jtattgefunden haben. Bundesrath und Reichstag haben 
diefen Bericht des Neichsfanzlers über die Finanzverwaltung des Reiches — 
jedes Organ für fi”) — zu prüfen und müſſen, falls fie feine Ausstellungen 
gegen denfelben zu erheben haben, der NReichsregierung, d. i. dem Reichskanzler, 
das Anerfenntniß gejegmäßiger, ehrlicher und ordentlicher Verwaltung aus 
jprechen, indem fie ihm „Entlaftung ertheilen.“ ') 

II. In Fällen eines außerordentlichen Bedürfnijjes kann im Wege der 
Neichsgejeggebung die Aufnahme einer Anleihe, jowie die Uebernahme einer 
Garantie zu Laften des Reiches erfolgen (Art. 73 der Neichsverfaflung). Auf 
Grund diefer Verfafjungsbeftimmung find zahlreiche Gejege?) erlaſſen worden, 
welche die Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke verjchiedener Verwaltungs: 
zweige, 3. B. für die Zwecke der Poſt-, Telegraphen-, Marine, Militärver: 
waltung, oder zur Durchführung der Müngreformen, zum Ankauf von Grund: 
jtüden für das Neich, zum Bau von Eifenbahnen in Eljaß-Lothringen zc. ans 
ordnen. Durch) alle dieſe Gejege wird der Neichsfanzler ermächtigt, die 
erforderlichen Geldmittel im Wege des Kredites flüffig zu machen und 
demgemäß eine verzinsliche, nach den Beltimmungen des Geſetzes vom 
19. Juni 1868 zu vermwaltende Anleihe aufzunehmen und Schaganmweifungen 
auszugeben. Eine ähnliche Befugniß wird dem Neichsfanzler in den Gejepen 
über die Feitftellung des Neichshaushalts-Etats®) ertheilt. Diefelben ermächtigen 
in der Regel den Neichsfanzler, zur vorübergehenden Berftärfung des ordent: 
lichen Betriebsfonds der Reichshauptkaſſe nach Bedarf, jedoch nicht über einen 
in jedem dieſer Geſetze näher bezeichneten Betrag hinaus, ſowie behufs der Be: 
Ihaffung von Betriebsfonds zur Durchführung der Müngzreform bis zu einem 
ebenfall3 näher bezeichneten Betrage Schakanweifungen*) auszugeben. Den 
Zinsſatz dieſer Schaganmweifungen, jowie die Dauer der Umlaufszeit (welche 
jedoch einen in jedem Geſetze näher bezeichneten Termin nicht überjchreiten 
darf) hat der NReichsfanzler zu bejtimmen. Demgemäß hat der NReichskanzler 
im Reichsgejegblatt zahlreiche „Bekanntmachungen, betr. die Ausgabe verzind- 
liher Schaganweifungen“ erlaſſen, in welchen er den Zinsjaß dieſer Schatan- 
weilungen und die Dauer ihrer Umlaufszeit feſtſetzt und mittheilt, daß die 
preußifche Hauptverwaltung der Staatsjcyulden wegen Ausfertigung dieſer 
Schatzanweiſungen mit näheren Anweifungen verjehen worden jei.d) Durch andere 
Reichsgeſetze wird der Neichskanzler ermächtigt, zu einem in dem betreffenden 
Gejege näher angegebenen Zwede, 3. B. zum Anfauf von Grundftüden für 
dag Reich, einen bejtimmten Betrag zu verwenden;®) oft werden aber auch dem 
Neichsfanzler durch Reichsgeſetze beträchtliche Summen ohne Angabe der Ber: 
wendung „zur Verfügung gejtellt“.”) 

Ill. Dem Reichskanzler ift ein großer Einfluß auf die Verwaltung des Ver: 
mögens des Reiches, insbefondere auf die Verwaltung der Fonds, welche aus der 


i ') Bergl. Laband, Staatöreht I, ©. 515, 516 und Laband, Finanzıeht a. a. O. 
©. 561, 562. 
2) Beilpiele: RGB. 1875, ©. 18; RGB. 1878, ©. 87; RGB. 1879, ©. 139 und 
195; RGB. 1880, ©. 95; RGB. 1881, ©. 68, 93—94. 

9) Beipiele: RGB. 1878, ©. 17; RGB. 1879, ©. 19; NGB. 1880, ©. 27. 

*) Ueber die Nothwendigkeit diefer vorübergehenden Kreditbenügungen vergl. Laband, 
Finanzrecht, S. 444—446. 
*) Beiſpiele: NGB. 1871, ©. 53; RGB. 1877, ©. 8, 40, 251 ꝛe. 
9) Beilpiele: RGB. 1872, S. 209, 290; RGB. 1877, ©. 500; RGB. 1881, ©. 93. 
?) Beiipiele: RGB. 1872, ©. 209 ff., 290 fi. 
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franzöfiichen Kriegsfoftenentfchädigung gebildet find (Reichskriegsſchatz, Reichs— 
Invalidenfonds, Neichsfeitungsbaufonds und Fonds für die Errichtung des 
Reichstagsgebäudes), eingeräumt. 

1. Das Gefeg vom 11. November 1871, betr. die Bildung des Reichs: 
friegsihaßes, überträgt im $ 3 die Verwaltung des Me dem 
Reichöfanzler. Der Reichskanzler hat jedoch dieſe Verwaltung unter Kontrole 
der Reihsichulden-Kommiljion zu führen, ift alfo leterer —— der Ver— 
waltung des Reichskriegsſchatzes untergeordnet. Deshalb iſt der Reichskanzler 
verpflichtet, der Reichsſchulden-Kommiſſion jährlich einen Nachweis über den 
Beſtand des Reichskriegsſchatzes und außerdem in kürzeſter Friſt Mittheilung 
von allen in Anſehung deſſelben ergehenden Anordnungen und vorkommenden 
Veränderungen zu überliefern. Die Reichsſchulden-Kommiſſion iſt befugt, ſich 
von dem Vorhandenſein und der ſicheren Aufbewahrung der Beſtände des 
Reichskriegsſchatzes Ueberzeugung zu verſchaffen (Geſetz vom 11. November 1871, 
$ 3, Abſ. 2). Eine derartige Unterordnung des Reichskanzlers unter eine andere 
NReihsbehörde iſt durch fein anderes Geſetz Feitgejegt worden. Die Verwalt— 
ung des Neichskriegsichages hat der Neichsfanzler nad) den darüber mit Zu— 
ſtimmung des Bundesrathes ergebenden Anordnungen des Kaiſers zu führen 
(Gejeb vom 11. November 1871, 8 3, Ab. 1). Auf Grund diefer gejeglichen Vor: 
ihrift hat der Kaifer unter dem 22. Januar 1874 die Verordnung, betr. die 
Verwaltung des Reichskriegsſchatzes (KGB. S. 9 ff.) erlaffen, in welcher je: 
doh die der Reichsjchulden-Kommillion durch das Geſetz vom 11. November 
1871 eingeräumte Kontrole über die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes ſeitens 
des Reichskanzlers fait gar feinen Ausdrud findet. Nach diefer Kaijerl. Ver: 
erdnung wird die Verwaltung der Beitände, der Ausgaben und der Einnahmen 
des Neichöfriegsschages von der Nendantur desjelben, und die Aufficht über 
den Reichskriegsſchatz und deſſen Nendantur von einem Kurator geführt. Da 
der NReichsfanzler den Kurator und die Beamten der Rendantur ſelbſt er- 
nennt, jo liegt die Verwaltung des Neichsfriegsichages faft ganz in den 
Händen des Reichskanzlers, ohne deſſen bejondere ——— auch Nichts ver— 
ausgabt oder vereinnahmt werden darf (Verordnung vom 22. Januar 1874, 
56). Vergl. auch 88 10—14 der Kaiſerl. Verordnung vom 22. Yan. 1874, 
welche dem Reichskanzler weitgehende Befugniſſe hinſichtlich der Verwaltung 
des Reichskriegsſchatzes einräumen. Die der Reichsſchulden-Kommiſſion zu— 
ſtehende Kontrole findet nur im $ 15 der Kaiſerl. Verordnung vom 22. Yan. 
1874 Ausdrud, indem dort bejtimmt ijt, daß der Kurator die Reichsſchulden— 
Kommiſſion zu jeder vorzunehmenden Revifion einzuladen hat und verpflichtet 
it, jo oft die Kommiljion es außerdem für nöthig hält, fich von dem Vor: 
bandenjein und der ficheren Aufbewahrung der Bejtände des Reichskriegsſchatzes 
Ueberzeugung zu verschaffen, das hierzu Erforderliche zu veranlafjen. Selbit- 
verftändlich bejteht die der Reichsſchulden-Kommiſſion gejeglich zuſtehende 
Kontrole über den Reichskanzler — fort. 

2. Das Geſetz vom 23. Mai 1873, betr. die Gründung und Verwaltung 
des Reichs-Invalidenfonds überträgt die Verwaltung des Reichs-⸗Invalidenfonds 
einer Reichsbehörde unter dem Namen „Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds.“ 
Diefe Reichabehörde iſt für die gejegmäßige Anlage, Verrehnung und Ber: 
waltung des Reichs-Invalidenfonds unbedingt verantwortlich und ſelbſtſtändig. 
Sie unterliegt nur inſoweit „der oberen Leitung des Reichskanzlers“, als dies 
mit der ihr im $ 12 des Geſetzes vom 23. Mai 1873 beigelegten Unabhängig: 
feit vereinbar iſt. Hiemit iſt die Vorjchrift des $ 11 des Geſetzes vom 
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23. Mai 1873 wohl vereinbar, wonach der Reichskanzler die Geſchäfts— 
inftruftion für die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds im Einvernehmen 
mit dem Bundesrathe zu erlajjen und im Neichsgejeßblatte zu veröffentlichen 
hat. Auf Grund dieſer Gejeßesbejtimmung hat der Neichskanzler im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe unterm 11. Juni 1874 die „Gejchäftsanweij: 
ung für die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds“ erlaffen und im Reichs: 
gejegblatt (S. 104 ff.) verfündigt. Diejelbe räumt in den S$ 8, 10—14 dem 
Neichskanzler bedeutende Befugnifje Hinfichtlich der Verwaltung des Reichs-In— 
validenfonds ein, wahrt jedoch im $ 13 die Selbitftändigkeit der „Verwaltung 
de3 Reichs-Invalidenfonds.“ Der Reichskanzler hat alſo durch eine von ihm 
jelbjt erlajjene Verordnung ſich ſelbſt Befugnijje und echte beigelegt, wozu 
er jtaatsrechtlich vollfommen berechtigt war. 

3. Die „Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds“ verwaltet auch den 
Neichsfejtungsbaufonds und den Fonds für die Einrichtung des Reichstags: 
gebäudes.!) Auf die Verwaltung diejer beiden Fonds hat der Reichsfanzler 
denjelben Einfluß, twie auf die Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. Es 
finden demgemäß auf die Verwaltung beider Fonds die unter 2 dargejtellten 
Grundſätze analoge Anwendung. 

IV. &3 erübrigt noch, das Berhältniß des Reichskanzlers zu einigen 
‚sinanzbehörden des Neiches näher darzulegen. 

1. Die Reichsjchuldenverwaltung wird von der preußiichen „Hauptver: 
waltung der Staatsſchulden“ bejorgt und unterliegt der oberen Leitung des 
Reichskanzlers. Dieſe Anordnung ift zuerjt getroffen worden durch das Geſetz 
vom 19. Juni 1868 über die Verwaltung der auf Grund des Geſetzes vom 
I. November 1867 aufzunehmenden Bundes:Anleihe, 88 1 und 2 (BGB. 
©. 339); fie ift dann binfichtlich aller jpäteren Anleihen und Emijjionen von 
Scapjcheinen wiederholt worden. Die „obere Leitung“ räumt dem Weiche: 
fanzler die Befugniß ein, Verfügungen?) zu erlafien, welche von der Reichs— 
ſchulden-Verwaltung befolgt werden müljen; aber die Reichsjchulden-Vermalt- 
ung bat das Recht und die Pflicht, jelbititändig und unabhängig zu prüfen, 
ob die Anordnung des Neichsfanzlers ſich in Uebereinjtimmung mit den ge: 
jeglichen Vorſchriften befindet.) Die dem Neichsfanzler hinfichtlich der Reichs: 
ſchulden-Verwaltuug zuftehenden Befugnilje übt er vermittels des Reichsſchatz— 
amtes*) aus. 

2. Durch das Geſetz vom 4. Juli 1868 (BGB. ©. 433, 434) wurde 
die Kontrole des gefammten Haushaltes des Norddeutichen Bundes für die 
Sahre 1867—1869 der preußischen Oberrechnungstammer unter der Benenn- 
ung „Rechnungshof des Norddeutichen Bundes“ übertragen. Die preußifche 
Dberrechnungsfammer fungirt jeßt ala „Rechnungshof des Deutſchen Reiches" ?) 
auf Grund alljährlich wiederholter gejeglicher Anordnung.) Diefer Rechnungs: 
hof ilt dem Neichsfanzler gegenüber völlig unabhängig. Hiermit ift jedoch die 


') Vergl. Laband, Staatäreht, Band I, S. 533, 

2) Vergl. den Schlußſatz der Allerh. Erlaſſe vom 13. Juni 1879 (RGB. ©. 152, 153) 
und vom 13. Oftober 1880 (RGB. 5. 187, 188), 

s) Laband I ©. 351. 

4) Bergl. Handbud für das Deutjche Neich 1881, S. 154. 155. 

5) Vergl. Handbuch, S. 166. 

°) Die lette derartige Beitimmung wurde durch das Geſetz vom 1. Juni 1881 (RGB. 
S. 100) getroffen. 
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fanzler die Inftruftion für die preußiſche Oberrechnungskammer als Rechnungs- 
hof des Norddeutichen Bundes im Einvernehmen mit dem Bundesrathe zu er- 
lajien hat, wohl vereinbar. Der Reichskanzler fonnte jogar diefe Inſtruktion 
al Chef der Neichsverwaltung, d. h. auch ohne dieſe A Ermächtigung 
erlaſſen. $ 5 des Geſetzes vom 4. Juli 1868 Hat jedoch infofern Be- 
deutung, al3 er vorjchreibt, daß der Bundeskanzler diefe Inſtruktion im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe zu erlaflen hat. Auf Grund Diefer 
Beitimmung hat der NReichsfanzler unter dem 5. März 1875 die Inſtruktion 
für den Rechnungshof des Deutjchen Reiches erlafjen (Zentralblatt S. 157—163). 
In derjelben ift jedoch inforrefter Weije nicht angegeben, ob fie mit Zuftimm- 
ung des Bumdesrathes erlajjen, bezw. dem Reichstag mitgetheilt worden: ift. 
Unbejchadet der dem Rechnungshof des Deutichen Neiches gejeglich zugeficherten 
Selbitjtändigfeit hat derjelbe bei der dem Reichsfanzler im Art. 72 der Reichs— 
verfajjung auferlegten Rechnungslegung denjelben zu unterjtügen. Jedoch hat 
die Thätigfeit des Nechnungshofes nur die Bedeutung und Aufgabe, den 
großen Schlußaft der ganzen Finanzverwaltung, nämlich die definitve Legung 
und Abnahme der Rechnung über die gejammte Neichsverwaltung vorzu- 
bereiten. Diejer Akt jelbit kann nur zwiſchen dem Chef der gefammten 
Reihsverwaltung, dem Neichsfanzler, als Rehnungsleger und den gejep- 
gebenden Faktoren des Neiches, Bımdesrath und Reichstag, als Rechnungs: 
abnehmer erfolgen.!) 

3. Die Zentralfajjengeichäfte des Reiches werden von der Reichsbank 
wahrgenommen. ine bejondere Abtheilung der Reichsbank-Hauptkaſſe dient 
als Zentral-Kaſſenſtelle des Neiches unter der Bezeichnung „Reichs-Hauptkaſſe“.?) 

Die Aufficht über diejelbe führt der Neichsfanzler vermittels des Reichs: 
ſchatzamtes. Geſetzliche Beitimmungen über das Berhältniß des —** 
kanzlers zur Reichs-Hauptkaſſe exiſtiren nicht. Der Reichskanzler hat jedoch in 
ſeiner Eigenſchaft als Chef der Reichsverwaltung unter dem 13. Januar 1872 
im Einverſtändniß mit dem Bundesraths-Ausſchuſſe für Rechnungsweſen „Be— 
ſtimmungen zur Regelung der Abrechnungen zwiſchen der Reichshauptkaſſe und 
den Landeskaſſen der Bundesjtaaten”?) erlaſſen. 


85. Die Verwaltung des Militär- und Marineweſens. 


I. Nach Art. 4 Ziff. 14 der Neichsverfallung unterliegt „das Militär: 
weien des Neiches*) der Beaufjichtigung jeitens des Reiches und der Gejeß- 
gebung dejjelben“, und Art. 57—68 der Reichsverfaſſung enthalten nähere Be- 
itimmungen über das Neichsfriegsweien. Dem Neichsfanzler jtehen demnach 
binfichtlich der Militärverwaltung und Militärgejeggebung des Reiches die: 
jelben Befugniffe, wie hHinfichtlich der übrigen im Art. 4 aufgeführten 
Verwaltungszweige zu. Der Neichstanzler hat alfo alle Gejege und Verord— 
nungen militäriichen Inhaltes gegenzuzeichnen und iſt auch als befugt zu 
erachten, jelbjt derartige Verordnungen nach Maßgabe der oben Kap. 6, I 


Y Laband, Finanzredt, S. 560. 

2) Bergl. Handbuch, S. 154, 155 und die Belfanntmahung des Reichskanzlers dom 
1. Juni 1871, betr. die Reich&hauptlaffe (KGB. ©. 126). 

N Ueber den juriſtiſch relevanten Inhalt diefer Beitimmungen vergl. Laband, Fi— 
nanzrecht, ©. 507, 508. 

* Der Wortlaut des Art. 4 ijt jehr unklar und unlogiih. Daß das Militärweien des 
Reiches der Beaufjihtigung jeitens des Neiches zu unterliegen hat, ijt mehr wie jelbit- 
verständlich. 

Annalen des Deutihen Reiche. 1882. 4 








50 Henjel: Die Stellung des Reichskanzlers. 


gegebenen Ausführungen zu erlaſſen. Daß die Verfügungen des Kaiſers, 
welche den Charakter des militärischen Oberbefehles (Art. 63 der Reichsver— 
fafjung) tragen, nicht der Gegenzeichnung des Neichsfanzlers zu ihrer Gültigkeit 
bedürfen, ijt jelbjtverftändlich.‘) Als Chef der Militärverwaltung wurde der 
Neichsfanzler durch den Allerhöchiten Erlaß vom 20. Mai 1871 (RGB. ©. 111) 
beauftragt, das vom Kaiſer vollzogene Statut, betr. die Stiftung einer Kriegs: 
denfmünze für die Feldzüge 1870/71, durch den Deutjchen Neichg- und 
Staatsanzeiger zu veröffentlichen. Als Chef der Militärverwaltung fteht dem 
Neichsfanzler eine Mitwirkung bei der Feſtſetzung der Entfchädigungen zu, 
welche das Neid) auf Grund des $ 34 des Gejehes vom 21. Dezember 1871, 
betr. die Beichränfungen des Grundeigenthbums in der Umgebung von Feſt— 
ungen, zu leijten hat (vergl. $ 35, Abf. 2 diejes Geſetzes).“) Auch die zur 
Ausführung des Geſetzes über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden vom 13. Februar 1875 erlajjiene Inſtruktion (CRGB. 1875, 
©. 262—272) ijt unter dem 2. September 1875 vom Neichsfanzler erlajien 
worden. Durch Allerhöchſten Erlaß vom gleichen Tage iſt dieſe Injtruftion 
vom Kaijer ausdrücdlich genehmigt worden. Dieje Genehmigung mar jtaats- 
rechtlich überflüſſig. 

Die deutjche Wehrordnung (Zentralblatt 1875, ©. 535—648) ijt vom 
Reichskanzler nicht unterzeichnet, bezw. gegengezeichnet worden; fie trägt über: 
haupt feine Unterfchrift. Es ijt daher aus derjelben nicht erfichtlih, ob fie 
eine Verordnung des Kaiſers, des Bundesrathes oder des Neichsfanzlers ift. 
Eine verbindliche Kraft kommt demnach diefer Wehrordnung nicht zu.?) 

Als Chef der Neichsverwaltung hat der NReichsfanzler die Lehranitalten, 
welche zur Ausftellung von Zeugniſſen zur Berechtigung des einjährigsfreimwilligen 
Militärdienjtes befugt find, befannt zu machen*) und die Reichsſchulkommiſſion 
aufzufordern, die vorliegenden Anträge von Lehranjtalten auf Zuerfennung der 
Berechtigung, derartige Zeugnifje gültig auszustellen, zu begutachten.?) 

II. Während es nirgends ausdrüdlich ausgejprochen wird, daß der Reichs— 
fanzler Chef der Militärverwaltung des Reiches ift, wird der Neichskanzler 
durch den Allerhöchiten Erlaß vom 1. Januar 1872 (RGB. ©. 5) ausdrüdlid) 
zum Chef der Verwaltung des Marineweſens ernannt. Die Verwaltung des 
Marinewejens führt der Neichsfanzler vermittel3 der Kaiferlichen Admiralität. 
Im Uebrigen finden hier die unter I dargeftellten Grundjäge analoge Anmwendung. 

Der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1871, betr. die Gejchäftsführung 
der oberen Marinebehörde (NGB. ©. 272), ſowie das Negulativ, betr. die Ge: 
Ihäftsführung der oberen Marinebehörde, vom gleichen Tage (RGB. S. 272 
bis 274) find vom Neichskanzler und vom preußischen Kriege: und Marine: 
minifter gegengezeichnet. Die Gegenzeichnung des letteren ijt nach Weiche: 
ftaatsrecht völlig überflüflig.‘) 

1) Webereinjtimmend von Rönne, Staatöreht des Deutjchen Reiches, Bd. I, S. 301; 
Sendel, Kommentar, ©. 126. 

%) Ueber den Sinn der unklaren Beftimmung des $ 35, Abjah 2 des Gejepes vom 
21. Dezember 1881 vergl. Regelsberger, über die Berehnung der Erſatzſumme nach $ 35 
des Neichögejeges vom 21. Dezember 1871 x. („Annalen ‘, Jahrgang 1880, ©. 241—254). 

®) Uebereinſtimmend Hänel a. a. O. ©. 78, 

*) Beiipiele: RGB. 1871, ©. 333; RGB. 1872, ©. 62 ꝛe. 

5) Handbuch, S. 90. 

6) Wergl. dagegen Raband, Gtaatäreht, Bd. J, ©. 335, 
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Siebentes Kapitel. 


Die Berantwortlichteit des Reichskanzlers. 


I. Während die bisher behandelten Mlaterien verhältnigmäßig nur jelten 
Gegenitand jtaatörechtlicher Erörterungen geweſen find, wird die Verantwort— 
lichkeit de3 Reichskanzlers, von welcher die Reichsverfaffung im Art. 17 han— 
delt, von den meiſten Staatsrechtslehrern einer ausführlichen Betrachtung unter: 
zogen. Dies erklärt fich daraus, daß die rechtliche Natur der Verantwort— 
lichkeit de3 Reichsfanzlers von großer politifcher Bedeutung it. Die herr- 
chende Theorie ijt der Anficht, daß Art. 17 der NReichsverfajjung für den 
Reichskanzler eine Verantwortlichkeit jtatuirt, wie fie nach Landesstaatsrecht 
für die Minifter bejteht (jog. Meinifterverantwortlichkeit).") Die Veranttvortlich- 
feit des Reichskanzlers wird bald als eine „moralische“, „politische“ oder 
„hiitoriiche“, bald ala eine „rechtliche“ oder „jurijtiiche* bezeichnet. Nach La— 
bandl, S. 312, Mohl, das Deutiche Reichsitaatsrecht, S. 396 und Rönne, 
Bd. I, ©. 294 ijt die VBerantwortlichkeit des Neichsfanzlers eine „moraliſche“; 
nah Meyer, S. 480 und Zorn I, ©. 1% iſt fie eine „rechtliche. Da— 
gegen meint von Martig, Betrachtungen, S. 140: „Es würde eine Abfurdität 
jein, einer einzigen Perjon (dem Reichskanzler) die rechtliche Verantwortung 
für alles da8 aufzubürden, was in den verjchiedenen Departement? der Bundes- 
(bezw. Neichs=) Negierung geichiebt“. Held, ©. 136, 137 Teugnet die „Eon: 
fituttonelle Verantwortlichkeit“ des Reichskanzlers und bezeichnet dejien Ber: 
anttvortlichkeit als „das größte Ehrenrecht des Reichskanzlers, mit welchem 
ihm die Macht gegeben wurde, jein eigenes Werk, die Neichsverfaflung, gegen 
Attentate, gegen einzeljtaatliche Reaktion 2c. zu ſchützen“. Dieſe Definition ijt 
unjuriftiich, da fie von einer bejtimmten Perfon, dem gegenwärtigen Reichs— 
fanzler, jpricht. Die Staatsrechtswifjenjchaft hat e8 jedoch nie mit Berfonen zu 
thun, mögen diejelben noch jo exceptioneller Art fein. Wejterfamp, über 
die Reichsverfaljung, S. 131 nennt die Verantwortlichkeit des Neichsfanzlers 
eine „lediglich theoretische, nicht eine praktische“. Seydel, Kommentar, 5. 129 
bezeichnet dagegen diefe Berantwortlichkeit als „eine Phrafe, für welche der 
Schöpfer der Reichsverfaſſung die moraliiche Verantwortlichfeit mit Recht ab: 
lehnen mag“. 

Wie in der Theorie, jo herricht auch innerhalb der gejeggebenden Faktoren 
des Neiches großer Streit über die rechtliche Natur der Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers. Abgeordneter Hänel bezeichnete dieſelbe in der Situng des 
Neichstages vom 9. März 1878 als eine „juriftifche und rechtliche nad) der 
Reichöverfaffung“ und erhob Widerjpruch dagegen, daß die Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers nur eine „hijtorisch-politiiche” oder eine „moralifche” ſei 
(Sten. Berihte, S. 407), während in derfelben Sigung der Abgeordnete 
Reichenjperger (Krefeld) äußerte: „Auf mich macht es, ehrlich geitanden, 
immer den Eindrud, wenn das Wort „Berantwortlichkeit“ bier gebraucht, fo 
itarf betont wird von allen Seiten her, al3 ob man fid) mit Redensarten wech: 
jelfeitig abfinde* (Sten. Berichte S. 408). In der Sitzung des Neichstages 
vom 1. Dezember 1873 bemerkte der Reichsfanzler Fürjt von Bismard, über 
die rechtliche Natur der Verantwortlichfeit des Reichskanzlers: „Ich bin meines 
Erachtens dafür verantiwortlih, daß an der Spite der einzelnen Zweige der 





N Bergl. Meyer, ©. 476 ff. 
4* 
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Reichsverwaltung Leute tehen, die ihre Verwaltung im Großen und Ganzen 
in der Richtung des Stromes führen, den das deutjche politische Leben nad) 
der augenbliclichen Richtung des deutjchen Geijtes und der deutjchen Geijter 
zu laufen genöthigt it... im Wejentlichen aber dafür, daß an jeder Stelle, 
die zu bejegen tft, Jemand fteht, der nach dem gewöhnlichen Ausdrud ‚tanti‘ 
iſt, dieſe Geichäfte zu bejorgen“.") 

Mie über die Natur und das Weſen der Verantwortlichkeit des Reichs— 
kanzlers die verjchiedenften Anfichten bereichen, jo auch darüber, wem der 
Reichskanzler verantwortlich ift, ob nur dem Reichstag, oder dem Reichstag 
und dem Bundesrath; ob nur dem Kaifer, oder dem Kaifer, Bundesrath und 
Reichstag. Nach Thudihum, Verfaſſungsrecht ze. S. 132 befteht die Ver— 
antwortlichkeit des Reichskanzlers nur der Neichsgewalt (tm Gegenjaß zu der 
Gewalt der Bındesjtaaten) gegenüber: er jcheint alfo eine jolche gegenüber dem 
Kaifer, Bundesrat und Neichstag anzunehmen. Mohl a. a. D. ©. 3% 
nimmt eine Verantwortlichkeit des Reichskanzlers gegenüber dem Neichstage an, 
jcheint aber auch eine jolche gegenüber dem Bundesrathe annehmen zu wollen, 
obwohl er jagt: „Eine bädliche Frage ift es immerhin,“ ob der Reichskanzler 
dem Bundesrathe gegenüber verantwortlich ijt. Rönne a. aD. ©. 267 
und Zorn J, ©. 198 erfennen eine Verantivortlichkeit des Reichskanzlers gegen— 
über Reichstag und Bundesrath an, während Held a. a. O. S. 136 dieſelbe 
„in einer disziplinären Verantwwortlichkeit gegen den Kaiſer“ jucht. 

Endlich herricht in der Doftrin Streit darüber, wofür und in welchem 
Umfange der Reichskanzler verantivortlich iſt. Nach Laband I ©. 512 iſt 
der Neichsfanzler auf dem Gebiete der eigenen Verwaltung des Reiches dafür 
verantwortlich, daß die gefammte amtliche Thätigfeit der Neichsbehörden den 
Gejegen des Neiches gemäß geichieht, auf dem Gebiete der Selbjtverwaltung 
der Bundesjtaaten Dagegen nur dafür, daß die dem Weiche zuftehende Leber: 
wachung wirffam gehandhabt wird. Nah Mever ©. 480 eritredt ſich die 
Berantivortlichkeit des Neichsfanzlers darauf, daß die vom Neichsfanzler aus: 
gehenden oder Fontrafignirten Akte der Reichsverfaſſung, den Neichsgejegen umd 
auf den Gebieten, auf welchen der Bundesrath Kompetenz befigt, den Verord— 
nungen und Beſchlüſſen des Bundesrathes entiprechen. 

Il. Bei der Unterfuchung der rechtlichen Natur der Verantwortlichkeit 
eines Beamten it davon auszugehen, daß jeder Beamte für die Gejebmäßigfeit 
feiner amtlichen Handlungen verantwortlich ift, wie dies hinfichtlich der Reichs— 
beamten ausdrüdlich im 5 13 des Neichsbeamtengejeges ausgeſprochen ift. Bon 
der Berantwortlichfeit, welche für alle Beamten befteht, iſt die Verantwortlich: 
feit der oberjten Beamten, der Minister, Scharf zu trennen. Doch kommt dieje 
eigenartige Stellung der Meinifter, welche fie von der aller übrigen Beamten 
wejentlich unterjcheidet, mur im fonftitutionellen Staate zur Anerkennung. Die 
Berantwortlichkeit der Miniſter bejteht dort nicht nur, wie im abjoluten Staate, 
dem Monarchen, jondern auch der Verfaſſung und den Gejegen gegenüber. 
Deßhalb kann fie nicht nur vom Monarchen, jondern auch von dem ftaatlichen 
Organe geltend gemacht werden, welchem vor Allem der Schub der Verfaflung 
zufteht, von der Volfspertretung. Der Unterschied zwiſchen der Verantivort: 
lichkeit, welche für alle Beamten bejteht und der Minifterverantwortlichkeit 
liegt demnach hauptjächlich darin, daß für die Geſetzmäßigkeit ihrer amtlichen 
Handlungen die Beamten nur ihrem VBorgejegten und in legter Inſtanz dem 





Hahn, Fürſt Bismard, Bd. IL ©. 717, 
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Monarchen, die Minifter dagegen außer dem Monarchen auch der Volksver— 
tretung verantwortlich jind. 

Die Minifterverantwortlichkeit iſt theils eine parlamentarijche (politische), 
theil3 eine rechtliche. Unter jener verjteht man die Pflicht des Minifters, die 
politiihe Zwedmäßigfeit jeiner Maßregeln dem Parlamente gegenüber zu ver: 
treten. Sp wichtig dieje parlamentarische Verantwortlichkeit in politischer Be— 
ziehung auch ijt, jo bildet fie doch feinen Gegenſtand jtaatsrechtlicher Be— 
trahtung. Für das Staatsrecht hat nur die rechtliche Verantwortlichkeit 
Bedeutung. Dieſe iſt entweder eine zivilrechtliche oder eine jtrafrechtliche oder 
eine ftaatsrechtliche (d. h. fonjtitutionelle) Berantwortlichkeit. Nur die Fonfti- 
tutionelle Berantivortlichkeit ift Meinifterverantwortlichkeit im engeren Sinne; denn 
eine zivile und ftrafrechtliche Berantwortlichkeit bejteht für alle Beamten, indem 
jie wegen widerrechtlicher Handlungen oder Unterlafjungen vor den Zivilgerichten 
mit privatrechtlichen Klagen belangt oder, wenn fie fich eines gemeinen oder 
eines Amtsverbrechens jchuldig gemacht haben, vor ein Strafgericht geftellt 
werden fünnen. Die Minifterverantwortlichkeit beruht auf dem Rechte der 
Volfävertretung, die Minijter wegen Berfafiungsverlegung, Beitechung, Ber: 
tatb, Erprefiung, Mißbrauch der Auntsgewalt 2c.') bei einem bejonderen 
Gerihtshofe, dem Staatsgerichtshofe, anzuflagen. Iſt diefes Necht der Volks— 
vertretung nicht durch die Verfaſſung oder bejondere Gejege eingeräumt, jo kann 
von einer Meinijterverantiwortlichkeit im eigentlichen Sinne nicht gefprochen 
werden; die Minifter find dann nur ebenjo verantwortlic), wie alle übrigen 
Kamten. Am deutlichiten findet ſich das Prinzip der Minifterverantiwortlichkeit 
aigejprochen in den bayerischen Gejeben vom 4. Juni 1848, betr. die Verant— 
wertlichkeitt der Meinifter, und vom 30. März 1850, betr. den Staats» 
gerihtshof und das Verfahren bei Anklagen gegen Minijter.?) 

I. Welche Beitimmungen enthält nun die Reichsverfaſſung über die 
Berantwortlichkeit des Reichsfanzlers als Neichsminifters ? 

Art. 17 der Neichsverfaflung jagt, daß „die Anordnungen und Verfüg- 
ungen des Kaiſers zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Neichsfanzlers 
bedürfen, welcher dadurch (d. bh. durch Die Gegenzeichnung) die Verantwort- 
lichkeit übernimmt“. Eine andere VBorjchrift über die Verantwortlichkeit des 
Reichskanzlers fennt die Neichöverfaflung nicht. Die Worte des Art. 17 
„welher dadurch die VBerantivortlichkeit übernimmt“ beruhen auf einem 
Amendement des Abg. von Bennigjen?) und fanden fich im Art. 18 des 
von den Staaten des Norddeutichen Bundes vereinbarten Berfafiungsentwurfes 
nicht.) Diefe Worte find jedoch ziemlich überflüffig, da der Bundeskanzler 
durh die Gegenzeichnung der Anordnungen des Präfidiums, welche Art. 18 
des Entwurfes jchon vorjchrieb, Die Verantwortlichkeit für die Gejegmäßigfeit 
des Erlaſſes derjelben ohne Weiteres übernommen bätte.’) Daß aber Art. 17 
der Reichsverfaſſung für den Reichskanzler feine konftitutionelle Verantwortlich: 
feit, feine Minifterverantwortlichkeit im eigentlichen Sinne begründet, bedarf nach 





Bol. Meyer, ©. 476 ff., wo die Minijterverantwortlidifeit und Miniiteranklage, 
wie fie nach Landesſtaatsrecht ſich ausgebildet haben, eingehend beſprochen werden. 

) Pözl, Sammlung der bayeriichen Berfajiungsgeiege, 2. Auflage, Z. 111—119. 

’) Die Bedeutung diejes Amendements wird von Hänela.a.{. ©. 19 ff. überichäßt. 

* Val. Bezold, Materialien, Bd. I, ©. 768. 

°) Dieje Anficht vertrat Abgeordneter von Sänger in der Sigung des konjtituirenden 
Rorddeutichen Neichstages vom 27. März 1867 (Sten. Berichte ©. 402; Bezold a. a. O. 
e. 769), 
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den unter II. entwidelten Grundjägen feiner weiteren Ausführung. Es kann 
demmach auch weder von einer parlamentarifchen (politiichen), noch von einer 
rechtlichen Minifterverantwortlichfeit die Rede fein, wie dies hinfichtlich jener 
auch aus der Ablehnung des Antrages des Abgeordneten Braun (Wiesbaden), 
wonach der Reichstag das Recht haben follte, bei jeinen Berathungen die An: 
weſenheit des Bundesfanzlers zu verlangen,!) zur Genüge hervorgeht. Da für 
den Neichsfanzler alfo eine Minijterverantwortlichkeit nicht bejteht, jo iſt er 
nur in dem Maße wie jeder andere Neichsbeamte für die Geſetzmäßigkeit 
feiner amtlichen Handlungen verantwortlich. Die unter I dargeitellten Anfichten 
über die rechtliche Natur der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers find daher, 
infoweit als fie eine Minifterverantivortlichkeit für den Neichsfanzler ſtatuiren 
wollen, als irrig zu bezeichnen. Nur die oben angeführte Aeußerung des Ab: 
geordneten Neichensperger (Krefeld), ſowie die zitirte Anficht Seydel's, 
demzufolge die VBerantwortlichkeit des Reichskanzlers nur eine Phraſe iſt, be: 
urtheilen die angebliche Minijterverantwortlichfeit des Reichskanzlers richtig. 

IV. GErzeugt auch Artikel 17 der Reichsverfaſſung für den Reichskanzler 
feine Meinifterverantwortlichkeit, jo legt er ihm doch die Pflicht auf, die An- 
ordnungen und Verfügungen des Kaiſers gegenzuzeichnen. Ein Gejeß oder eine 
Verordnung des Reiches mit der bloßen Unterjchrift des Kaijers ijt ohne ver: 
bindlihe Kraft. Durch die Gegenzeichnung bekundet der Neichsfanzler, daß 
er, bei Prüfung der Frage, ob der vom Kaifer unterjchriebene Tert eines Geſetzes 
auch dem vom Neichstage und Bundesrathe befchlofienen Wortlaut entjpreche, 
die Heberzeugung gewonnen habe, daß das Gejeb gemäß den Beitimmungen der 
Neichsverfafjung errichtet worden jei. Bei Reichsgejfegen und Berordnnungen 
des Kaijers ijt der Neichsfanzler ferner dafür verantwortlich, daß der Abdrud 
derjelben im Neichsgejegblatt fehlerfrei ohne Zuſatz und Auslafjungen erfolgt. 
Sollten aber dennody Drudfehler in den im Neichsgejegblatt verfündigten Ge- 
jegen und Faiferlichen Verordnungen vorfommen, jo hat dieje der Reichskanzler 
im Reichsgejeßblatt zu berichtigen.?) Trogdem finden jich im Neichsgejegblatt 
mehrere Drudfehlerberichtigungen,?) welche vom NReichsfanzler nicht veröffentlicht 
find, überhaupt feine Unterjchrift tragen. Man kann aljo nicht wiljen, ob Diele 
Berichtigungen vom Neichsfanzler oder von einem Setzer der Neichsdruderei 
herrühren. Daß dieſe Drudfehler-Berichtigungen nicht durch den Reichskanzler 
jelbjt veröffentlicht werden, iſt als inforreft zu bezeichnen, da er nach Art. 17 
F a für den forreften Text des Neichsgejepblattes verantwort— 
lich iſt. 

Art. 17 der Neichsverfaffung legt demnach dem Reichskanzler eine Pflicht 
auf, welche ganz Diejelbe rechtliche Natur wie die durch zahlreiche Reiche: 
gejeße dem Neichsfanzler auferlegten Pflichten bat. Nur in einer Beziehung 
unterjcheidet jich Die Verantwortlichkeit des Neichsfanzlers für die Gejegmäßig: 
feit der ihm durch Art. 17 der Reichsverfaflung übertragenen Handlungen von der 
Berantwortlichkeit für die Geſetzmäßigkeit jeiner übrigen amtlichen Handlungen. 
Sit nämlich ein Neichsgejeß oder eine Ktatjerliche Verordnung vom Neichsfanzler 
nicht gegengezeichnet oder jonjt in verfallungswidriger Weife zu Stande ge: 
kommen, entjpricht insbefonders ein im Reichsgeſetzblatt verfündigtes Reichs: 





N) Bezold, Materialien, Bd. II, S. 86— 101, 

2) Webereinjtimmend Yaband II, ©. 57. 

8, Beipiele: RGB. 1872 (zu Nummer 16); RGB. 1873, ©. 349; RGB. 1879, ©. 122; 
RGB. 1880, ©. 98. 

4 Vgl. Verordnung vom 26. Juli 1867 GGB. ©. 24, 8 1. 
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geje nicht den Beichlüfien des Neichstages und Bundesrathes, jo braucht der 
Richter ein jolches Geſetz, bezw. eine derartige Verordnung feinen Entſcheidungen 
nicht zu Grunde zu legen, da der Richter das Recht und die Prlicht hat, zu 
prüfen, ob ein Gejeß oder eine Verordnung nah Maßgabe der Verfaſſung und 
der Geſetze des Reiches zu Stande gefommen it (jog. richterliches Prüfungs: 
recht). Das richterliche Prüfungsrecht bietet alfo eine Garantie dafür, daß der 
Reihstanzler die ihm im Art. 17 auferlegten Pflichten in verfafiungsmäßiger 
Weiſe erfüllt. 

V. Die bisherige Betrachtung der Verantwortlichkeit des Neichsfanzlers 
liefert das Rejultat, daß der Neichsfanzler für die Gejegmäßigkeit aller!) ihm 
durch die Verfaſſung, insbe). durch Art. 17 derjelben, die Geſetze und Verord— 
nungen des Reiches auferlegten amtlichen Handlungen nach Maßgabe der dies: 
bezüglihen Beitimmungen des NReichsbeamtengejeges verantwortlich it. 

Wenn der Neichsfanzler daher verfajjungs: oder geſetzwidrig handelt, 
jo begeht er ein Dienftvergehen und hat die Disziplinarbeitrafung verwirkt 
(Reihsbeamtengejfe SS 10, 72). Es kommen dann die Beitimmungen 88 73 
id 119 des Neichsbeamtengejeges mit der Maßgabe zur Anwendung, daß in 

ss 75, 81, 85, 101 an Stelle der „oberjten Neichsbehörde“ der Kaiſer 
* Ohne diefe Annahme würde der Reichstanzler überhaupt nicht zur Ver: 
antwortung gezogen werden fünnen. Nach dem Wortlaut des Reichsbeamten- 
geſetzes kann der Neichsfanzler nur vor einer Disziplinarfammer, nicht vor dem 
Disziplinarhofe wegen Berlegung der ihm obliegenden Pflichten zur Verant— 
wortung gezogen werden und fteht aljo in diefer Beziehung mit allen Reichs: 
beamten auf gleicher Stufe. Der Neichsfanzler ift demnach weder dem Reichs: 
tage?) noch dem Bundesrathe gegenüber verantwortlich, jondern nur dem Kaiſer 
gegenüber ; insbejondere iſt dem Reichstage nicht das mindejte Hecht dazu 
eingeräumt, den Neichsfanzler wegen gejegwidriger Handlungen zur Verant— 
wortung zu ziehen, zumal da leßterer überhaupt nicht im Neichstage zu er: 
icheinen braudıt. 

VI. Die Verantwortlichkeit des Neichsfanzler® wird nicht nur in der 
Neichsverfafjung, jondern auch in einigen Gejegen und Verordnungen er: 
mwähnt. Im Gejeg vom 27. Juni 1873, betr. die Errichtung eines Reichs: 
Eijenbahnamtes, $ 3 wird bejtimmt, daß das Neichs-Eijenbahnamt feine Ge— 
ihäfte unter Verantwortlichkeit des Reichsfanzlers führt. In der Kaijerlichen 
Berordnung vom 22. Dezember 1875, $ 1 wurde angeordnet, daß die Leitung 
der Verwaltung des Poſt- und Telegraphenwejens vom 1. Januar 1876 an 
unter der Verantwortlichfeit des Reichskanzlers dem Generalpojtmeifter (ſeit 
dem Allerhöchiten Erlaß vom 23. Februar 1830 dem Reichs-Poſtamt, bezm. 
Staatsjefretär des Reichs-Poſtamts) übertragen werde, und durch den Aller: 
höchſten Erlaß vom 1. Januar 1872 wurde die Kaiferliche Admiralität ge— 
geicharfen, welche einen Chef zum Borjtand erhalten joll, der die Verwaltung 
unter der Verantwortlichkeit des Neichsfanzlers führte. Die an Ddiejen drei 
Stellen für den Reichskanzler jtatuirte VBerantwortlichkeit hat nur die Bedeut- 
ung, daß nicht die Chefs des Reichs-Eiſenbahnamtes, des Neichspoitamtes 
und der Kaiferlichen Admiralität für die Gejegmäßigfeit ihrer amtlichen Hand» 


) Der Reichäfanzler ijt aljo für die Geſetzmäßigkeit der Handlungen, welche er als 
Chef * Reichsverwaltung und als Vorſitzender des Bundesrathes vornimmt, 
verantwortlid. Art. 17 jpricht jedoch nur von der Berantwortlichkeit des Reichskanzler als 
Chef der Reichsverwaltung 
3) Gegentheiliger Anficht it Laband U, ©. 237, 
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lungen nad) Maßgabe des Neichsbeamtengejeges dem Kaijer verantivortlich 
find, ſondern daß hierfür einzig und allein der Reichskanzler verantwortlich ift, 
ein weiterer Beweis, daß die jtaatliche Thätigfeit der oberjten Reichsbehörden 
nur ftaatliche Thätigfeit des Reichskanzlers iſt. Selbitverjtändlich find die 
Chef3 der oberjten Reichsbehörden dem Neichsfanzler für die Gejegmäßigkeit 
ihrer amtlichen Handlungen nad) den diesbezüglichen Beitimmungen des Reichs— 
a li berantwortlid). 

VI. Soweit nach dem Gejeg vom 17. März 1878 eine Stellvertretung 
des Neichsfanzlers geftattet ijt, find die Stellvertreter des Neichsfanzlers, der 
Generaljtellvertreter, wie die Spezialftellvertreter, für die Gefeßmäßigfeit der 
bon ihnen vorgenommenen amtlichen Handlungen, insbejondere für die Gegen- 
zeichnung von Gejegen und Kaiſerlichen Verordnungen allein verantwortlid). ') 
Ueber dieſe Berantiwortlichfeit der Stellvertreter des Reichskanzlers gelten die— 
Keen Grundjäge, welche für die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ſelbſt 
eſtehen. 


Achtes Kapitel. 
Die Stellvertretung des Reichskanzlers. 
8 1. Die Stellvertretung des Reichskanzlers in der Leitung der Reichsgefchäfte. 


I. Da Art. 15 der Neichsverfaflung dem Neichsfanzler den Vorſitz im 
Bundesrathe und die Leitung der Neichsgefchäfte überträgt, jo kann fich der 
Reichsfanzler jowohl im Vorfite des Bundesrathes als in der Leitung der Reiche: 
geichäfte vermöge schriftlicher Subjtitution durch ein Mitglied des Bundesrathes 
vertreten lajjen.?) Das nad) Art. 15 der Neichsverfaflung vom Neichsfanzler in 
Leitung der Reichsgeſchäfte jubjtituirte Mitglied des Bundesrathes fann demnach 
alle dem Neichsfanzler obliegenden Gejchäfte wahrnehmen, insbejondere die 
Anordnungen und Berfügungen des Kaiſers gegenzeichnen,?) iſt aber für feine 
Gejchäftsführung nicht dem Kaifer, jondern nur dem Neichsfanzler verantwort- 
lih. Diejer ijt binmwiederum für die Handlungen des Subjtituten dem Kaifer 
ebenjo verantwortlich, wie für die Geichäftsführung der oberjten Neichsbeamten. 
Nach Art. 15 Abſatz 2 der Neichsverfajjung kann ſich der Neichsfanzler nur 
durch ein Mitglied des Bundesrathes im Vorſitze des Bundesrathes 
und in der Leitung der Reichsgeſchäfte vertreten lafjen. Sonach würde jede 
Handlung eines vom Neichsfanzler nach den Beftimmungen des Art. 15 der 
Reichsverfaflung mit feiner Vertretung Beauftragten null und nichtig fein, 
wenn der Beauftragte nicht Mitglied des Bundesrathes wäre. In der Praxis 


) Dies ijt in den Sitzungen des Reichſstages vom 5. und 9. März 1578 ausdrüdlich 
betont worden von dem Abg. Hänel (Stenogr. Berichte, ©. 322), dagegen geleugnet worden 
vom Abg. Windthorſt (Etenogr. Berichte, ©. 3381. in auf die gejepliche Anerkennung 
der Verantwortlichfeit der Stellvertreter geridteter Antrag des Abg. Bejeler wurde vom 
Antragiteller in der Sigung vom 8. März 1878 zurüdgezoger. 

e 3) Webereinftimmend Joel, die Subjtitutionsbefugnifie des Reichskanzlers a. a. D. 
S. 407. 

3) Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 22. Eeptember 1869 (BGB. ©. 659), auf 
welchem nicht etwa militäriiche, ſondern Rojtverbältnifie gerenelt werden. Derjelbe ijt gegen 
gezeichnet von damaligen preußiichen Bevollmäctigten zum Bundesrathe, von Roon, mit 
dent Zujage: „in Vertretung des Bundes fanziers.“ 
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it es indeß oft vorgefommen, daß in Vertretung des Reichskanzlers von einem 
Keichsbeamten, welcher nicht Mitglied des Bundesratheg war, Handlungen 
vorgenommen worden find, die nur der Neichsfanzler oder ein von ihm ver— 
fafjungsgemäß bejtellter Vertreter gültig vornehmen konnte.) 

Alle diefe Grundfäge werden durch das Geſetz vom 17. März; 1878, betr. 
die Stellvertretung des Neichsfanzlers nicht berührt?), wie dies im $ 4 diejes 
Geſetzes ausdrüdlich anerkannt ift. Der Reichsfanzler kann fich aljo auch jeßt 
noch vermöge jchriftlicher Subjtitutionen in der Leitung der Nechtsgejchäfte 
durch ein Mitglied des Bundesrathes vertreten lajjen. Doc) ijt die Vertretung 
des Neichskanzlers auf Grund des Art. 15 der Reichsverfaſſung wejentlich ver— 
Ichieden von der im Gejeg vom 17. März 1878 geregelten Stellvertretung des 
Reichsfanzlers (f. III). 

11. Nach dem Gejege vom 17. März 1878, 8 1, fünnen die dem Reichs— 
fanzler durch die Verfaſſung und Die Gejeße des Neiches übertragenen Ob- 
liegenheiten, insbejondere die zur Gültigkeit der Anordnungen und Berfügungen 
des Kaiſers erforderliche Gegenzeichnung des Neichsfanzlers, durch Stellver- 
treter wahrgenommen werden. Dieje Stellvertreter ernennt der Kaiſer „auf 
Antrag des Neichsfanzlers in Fällen der Behinderung desjelben“. Es iſt im 
Reihstage bei der Berathung des Stellvertretungsgejeßes die Frage aufge= 
worfen worden, ob die Beitimmung in deſſen $ 1, wonach der Kaiſer die 
Stellvertreter auf Antrag des Reichsfanzlers ernennt, den Vorſchriften 
der Art. 15 und 18 der Neichsverfafjung widerjtreiten?), und es ift eine getrennte 
Abſtimmung über Beibehaltung der Worte „auf Antrag des Neichsfanzlers“ 
vorgenommen worden. Die Ablehnung des auf auf Streichung diejfer Worte 
gerichteten Antrages jeitens des einen geießgebenden Faktors, des Neichstages, 
legt in den $ 1 des Stellvertretungsgejeges den Sinn, daß der Kaiſer nur 
dann jtaatsrechtlich berechtigt iſt, Stellvertreter des Neichsfanzlers zu ernennen, 
wenn ein hierauf gerichteter Antrag des Neichsfanzlers vorliegt. Dies wider: 
Ipricht *) aber den Art. 15 und 18 der Neichsverfaffung, welche dem Kaifer 
unbejchränft das Necht einräumen, den Neichsfanzler, bezw. die Neichsbeamten, 
umd — ſind die Stellvertreter des Reichskanzlers, zu ernennen, und ſonach 


Beiſpiele finden ſich im Reichsgeſetzblatte von 1877, ©. 406, 408, 527, 575 und 
von 1878, ©. 10, wo der Wirfl. Geheime Rath Ed in Vertretung des Reichskanzlers theils 
als Borfigender des Bundesrathes, theils als Chef der Reicdysverwaltung, Belanntmadhungen 
veröffentlicht hat. Daß Ed zu jener Zeit nidyt Mitglied des Bundesrathes war, erhellt aus 
den Befanntmadhungen, betr. die Ernennung der Bevollmächtigten zum Bundesrathe (RGB. 
1876, ©. 217; RS . 1877, ©. 39). 

Sb die Betanntmachungen, welche der Wirkl. Geheime Rath Ed, ohne Mitglied des 
Bundesrathes_ zu jein, „im Muftrage“ des Neichsfanzlers veröffentlicht bat (Beijpiele: 
RGB. 1873, ©. 244, 295, 299; RGB. 1874, 5.148; RGB. 1876, ©. 123; Zentralblatt 1875, 
©. 348 — —349) Anipruch auf rechtliche Gültigkeit machen fünnen , iſt mindeitens zweifelhaft. 

2) Dieje Anficht wird von Hänel a. a. O. S. 35 als eine irrige bezeichnet, dagegen 
vertheidigt von Joel, das Geſetz, betr. die Stellvertretung des Neichstanzlers („Annalen* 
1878 ©. 794 und 795) und Subjtitutionsbefugnii 2c., S. 407 ff. Den von Josl in diejen 
beiden Abhandlungen aufgejtellten Srundjägen fann, von unbedeutenden Details abgejehen, 
allenthalben beigejtimmt werden. Es wird daher binfichtlid der näheren Ausführung der 
im Tert aufgejtellten Sütze auf dieje beiden Abhandlungen No&ls verwiejen. 

3, Dieje Frage wurde bejaht von den Abgeordneten Reihenjperger-Dlpe (Sten. 
Berichte 1878, S_ 393), Windthorjt (Sten. Berichte, S. 434) Neihenjperger: Krefeld 
(Sten. Berichte, ©. 438), Dagegen bielten es die Abgeordneten Hänel (Sten. Berichte. 
€. 434) und Laster (Sten. Berichte, S. 435— 437) für gleichbedeutend, ob die Worte „auf 
Antrag des Reichskanzlers“ im Geſetze ſtehen oder nicht. 

4, Anderer Anſicht ift Joel, Gejep vom 17. März 1878, a. a. D. ©. 766. 
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it den Meußerungen der Abgeordneten Reichenſperger-Olpe, Windtborit 
und Reichenjperger=Strefeld beizujtimmen. Mögen die Worte „auf Antrag 
des Neichsfanzler8“ praftiich und politisch noch jo belanglos jein,') für die 
jtaatsrechtliche Stellung des Neichskanzlers find jie von nicht geringer Be: 
deutung. Die Stellvertretung des Neichsfanzlers in der Leitung der Reichs— 
geſchäfte kann nach) dem Gejeß vom 17. März 1878 in zweifacher Art 
erfolgen.?) 

1. Es kann ein Stellvertreter allgemein für den geſammten Umfang der 
Geſchäfte und Obliegenheiten des Neichsfanzlers bejtellt werden. Diejem Ge: 
neraljtellvertreter (ſog. Vizekanzler) jteht Die Leitung der Reichsverwaltung in der: 
jelben Weiſe zu, wie dem Neichsfanzler jelbit; er iſt insbejondere zur Gegenzeich: 
nung jämmtlicher Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers berechtigt. Dem: 
gemäß werden diejelben vom Generaljtellvertreter ohne Angabe des Stellver: 
tretungsverhältniffes gegengezeichnet. Der Generaljtellvertreter braucht ebenjo: 
wenig wie der Neichsfanzler Mitglied des Bundesrathes zu fein. Nach der 
Faſſung des $ 1 des Stellvertretungsgejeges iſt ein Generalitellvertreter nur 
„un Fällen der Behinderung des Reichskanzlers“ vom Kaiſer zu ernennen. 
Die „Behinderung des Reichskanzlers“ it aljo Vorausfegung der Bejtellung 
eines Generaljtellvertreters. In dieſem Sinne hat fih auch Fürſt Bismarck 
in der Sigung des Neichstages vom 5. März 1878 geäußert (Sten. Berichte, 
©. 347). Troßdem iſt in der Praxis der Generalftellvertreter eine dauernde 
Injtitution geworden. Er ſetzt feine Funktionen fort, gleichviel ob der Reiche: 
fanzler „behindert“ ift, oder nicht. Doch erjcheint diejer jog. eiferne General: 
jtellvertreter in der Praxis nur als der Gehülfe des Reichsfanzlers, da es 
ganz im Belieben des Legteren liegt, welche Geſchäfte er ſelbſt, welche er durch 
den Generaljtellvertreter führen Lajjen will. Wenn aber auch ein Generalitell- 
vertreter „in einem Falle der Behinderung des Reichskanzlers“ bejtellt, der 
Reichskanzler alfo beurlaubt oder erkrankt ift, jo jteht dem Reichskanzler troß: 
dem das Recht zu, jede Amtshandlung jelbjt vorzunehmen. Die oberite Leitung 
der Neichsgejchäfte Liegt demnach auch in Fällen der Behinderuny des Reichs: 
fanzlers ganz in den Händen dejjelben. 

2. Spezialjtellvertreter fünnen nur „für diejenigen einzelnen Amtszweige, 
welche jich in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden“ ?) 
bejtellt werden. Zu derartigen Stellvertretern fünnen aber nur die Vorjtände 
der dem Neichskanzler untergeordneten oberjten Reichsbehörden ernannt werden 
(Gejeg vom 17. März 1878, 8 2).9 Dieje Spezialjtellvertretung kann ſich 
entweder auf den ganzen Umfang des Gejchäftskreifes der betreffenden oberiten 
Neichsbehörde, oder nur auf einzelne Theile desjelben erjtreden. Die Spezial: 
jtellvertreter des Neichsfanzlers können die in ihr Reſſort einjchlagenden Anord— 
nungen und Verfügungen des Kaijers, insbejondere auch Reichsgeſetze, gültig 
gegenzeichnen. Die Beitellung von Spezialvertretern kann jowohl im Falle 
perjünlicher Behinderung des Neichsfanzlerd neben der Ernennung eines Ges 
neralitellvertreters erfolgen, als auch für die Zeit, wo der Neichsfanzler jelbjt 
ſich in — befindet, um ihm eine Entlaſtung von den Geſchäften zu ge— 


) Hierauf ſtützen ſich die Ausführungen der Abgeordneten Hänel und Lasker 
(Sten. Berichte S. 434 —439). 

2) Beiipiele: NGB. 1878, ©. 227 und 243: RGB. 1878, S. 1, 3 und 5. 

) Vergl über die rechtliche Bedeutung diejer Bejtimmungen die EMEIRDEINGEN von 
Joel, Geſetz vom 17. März 1878, ©. 766 —756 und Meyer, Lehrbuch S 

Vergl. Zorn I, ©. 206, 207 (Anmerkung 29). 
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währen.) Im erjteren Falle kann die Gegenzeichnung von —— und 
kaiſerlichen Verordnungen ſowohl vom Reichskanzler, wie von deſſen General— 
ſtellpbertreter, oder von dem betreffenden Spezialſtellvertreter gültig erfolgen. 
Der Reichskanzler kann auch während der Dauer der Spezialitellvertretun 
jede Amtshandlung in dem betreffenden Reſſort vornehmen. Selbftverftändfich 
brauchen die Spezialjtellvertreter nicht Mitglieder de3 Bundesrathes zu fein. 
II. Während die auf Grund des Art. 15 der Reichsverfaſſung zu Stell 
vertretern des Reichskanzlers ernannten Bundesrathsmitglieder nur dem Reichs— 
fanzler verantwortlich find, tragen die auf Grund des Geſetzes vom 17. März 
1878 Vertreter des Reichsfanzlers für alle Handlungen, welche fie auf Grund 
ihrer Stellvertretungsbefugnig vornehmen, die VBerantwortlichkeit in demjelben 
Maße, wie der Reichskanzler; fie find alſo nur dem Kaiſer verantwortlid). 


$ 2. Die Stellvertretung des Reihskanzlers im Vorſihe des Bundesrathes. 


Die im vorigen Baragraphen enttwidelten Grundjäge finden auf die Stell: 
vertretung des Reichsfanzlers im Vorjite des Bundesrathes nad) Mafgabe der 
folgenden Bejtimmungen analoge Anwendung. 

1. Will der Reichskanzler einen Vertreter nad) Art. 15 der Reichsver— 
fafiung bejtellen, jo fann er zunächit jeden preußischen Bundesraths-Bevoll- 
mächtigten mittels jchriftlicher Subjtitution mit dem Vorſitze im Bundesrathe 
betrauen. Sit jedoch in einer Sitzung des Bundesrathes Fein preußiiches 
Bundesrathsmitglied anweſend, oder will der Neichsfanzler aus irgend einem 
Grunde den Vorſitz nicht einem preußifchen Bevollmächtigten ertheilen, jo it 
er verpflichtet, einem bayerischen Bundesrathsmitgliede?) den Vorſitz mittels 
Ihriftlicher Subftitution zu übertragen. Nur wenn fein bayerijcher Bevoll— 
mädtigter in einer Sitzung anmejend ift, kann der Reichskanzler (jelbjt mit 
Uebergehung der preußiichen Bevollmächtigten) den Bevollmächtigten jeden 
Staates mit jeiner Vertretung im Vorſitze des Bundesrathes betrauen. 

U. Iſt ein Generaljtellvertreter des Reichskanzlers ernannt, jo ijt derjelbe 
als ſolcher ohne Weiteres (d. h. auch ohne jchriftliche Subjtitution) berechtigt, 
den Borfi im Bundesrathe zu führen. Der Reichskanzler kann jedoch dem 
Generaljtellvertreter dieſes Recht entziehen, und mittel3 jchriftlicher Subjtitution 
jedem Bundesrathsmitgliede den Vorfiß im Bundesrathe übertragen. Macht 
der Reichsfanzler von der leßteren Berugniß Gebrauch, jo ijt er verpflichtet, 
„ım Falle der Verhinderung Preußens“ einen bayeriichen Bevollmächtigten 
mit feiner Vertretung im Vorſitze des Bundesrathes zu beauftragen. 

Fit dem Generalitellvertreter der Vorfig im Bundesrathe nicht ausdrücklich 
entzogen worden, jo fann auch er fich nach den Beitimmungen des Art. 15 
der Reichöverfaflung und des bayerischen Schlufprotofolles vom 23. November 
1870 Ziffer IX im Vorſitze des Bundesrathes vertreten laſſen. Die Spezial: 
jtellvertreter fünnen den Reichskanzler nicht im Vorſitze des Bundesrathes ver: 
treten. Dagegen ilt es jelbitverjtändlich zulällig, AR der Reichskanzler einen 
Spezialjtellvertreter nad) Maßgabe der Beitimmungen des Art. 15, Abſatz 2 
der Reichsverfaſſung mit dem Vorſitz im Bundesrathe betraut. 

III. Alle diejenigen, welche den Neichsfanzler im Borjige des Bundes: 
rathes vertreten, haben während der Dauer diejes Stellvertretungsverhältnijjes 
diejenigen Befugnijfe und Prlichten, welche dem Neichsfanzler als VBorjigenden 
des Bundesrathes zujtehen. 


ı) Meyer, Lehrbud, ©. 340, 341. 
9) Bergl. Bayeriſches Schluhprotofoll vom 23. November 1870, Ziffer IX. 
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II. 


Wir haben bereits in den „Annalen“, Jahrgang 1877, Seite 772 einige 
Angaben über die Arbeitslöhne der Textilindustrie in Elſaß-Lothringen mit- 
getheilt, welche wir hier durch weitere Einfichtsnahmen in die Gejchäftsbücher 
desielben Zweiges und vwerjchtedener anderer Branchen der Fabrifinduftrie zu 
vervollſtändigen im Stande find. Zunächſt jei in Hinficht der Lohnveränder— 
ungen mit Beginn des gegenwärtigen Jahrhunderts bemerkt, daß im Vergleich 
der jepigen Sätze eine Handipinnerin für Wolle, Leinen oder Baumwolle in 
den eriten Jahren des Kahrhunderts vor Entjtehung der Fabrifinduftrie höch- 
tens 35 Pfennige pro Tag erhielt und das Berjpinnen eines Pfundes Baum— 
wolle zu gemeinem Garne im Eljaß 18 Sous = 72 Pfennige einbrachte. 
— iſt nun dort der Taglohn eines Spinners auf 3,60 bis 4,50 Fres. — 

38 bis 3,60 6. geitiegen, derjenige in den Spinnereien beichäftigter rauen 
auf 1,50 bis 2,50 Fres. Alte, im Archiv zu Mülhauſen aufbewahrte Rech: 
nungen vom Fahre 1606 geben den Lohn für ein mit der Hand veriponnenes 
Kilogramm Baummolle auf 34 Centimes an. Hundert Jahre jpäter, von 
1709 bis 1711, bezahlte man in demſelben Orte 70 bis 74 Gentimes für die Ver- 
ſpinnung eines Kilogramms Leinen, 35 bis 37 Centimes, alſo um die Hälfte 
weniger, für die Verſpinnung eines Kilogramms Heede. In Straßburg erhielten 
die Leinenweber im Jahre 1486 ein und einen halben Heller für eine Elle 
Kleiderſtoff oder Tiſchzeug, einen Werth, welchen Hanauer in ſeinen „Etudes 
économiques sur l'Alsace ancienne et moderne“ auf 15 Centimes pro 
Meter ſchätzt. Der Meter eines halbwollenen Stoffes koſtete damals 1?/, Heller, 
nad) jegiger Währung 12 Gentimes zu — In den Zeiten von 1604 
bis 1609 ſtiegen die Löhne von 4 auf 10 Deniers für die Elle, gleich 10 
bis 26 Centimes pro Meter, um 1712 wieder auf 12 Gentimes zurüczufallen. 
Die Rechnungsbücher des Kloflers Unterlinden in Colmar enthalten Berech— 
nungen zu 14 und 26 Centimes für die Herſtellung eines Meters Leinen in 
den Jahren 1709 und 1710, ohne daß es dabei feſtſteht, ob in beiden Fällen 
von einer und derſelben Qualität Stoff die Rede iſt, während wir dagegen 
heutzutage für den Meter Hausleinwand dem Handweber einen Lohn von 
60 Gentimes bis 1 Franc bezahlen. Dies um uns über die Schwanfungen der 
Yohmverhältnijje von früheren Zeiten her bis zur Gegenwart zu orientiren. 

Nun folgen Angaben, welche ich, als Berichterjtatter einer Enquete für 
die Société induftrielle von Mülhauſen im Elfaß, aus uns zur Verfügung 
geitellten Gejchäftsbüchern vieler Fabrifen im Neichslande, in der Normandie 
und in England, entnehme. Die Preije jind in Franc und Gentimes: 
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Baummollenjpinnerei Elijah Normandie England 
Schläger, Männer . . 2 2 2.2....2.00—3.00 2.00— 2.25 2.60— 3.00 

FA Srauen . 2 2 22020. 150-—-1.75 2.00—2.10 2.00— 2.50 
Kragen, Regler . . 2 2 2 2250-38. 75 3.50— 4.00 4.00—5.20 

— JJ ce re 2.10— 2.30 1,50— 2.75 2.20— 2.40 

— Mädchen.. 5% 1550 - 1.75 — — 
Kämmen, Mädchen. .. 1.80-2.00 — — 
Strecker, Mädchen. 160-2.00 2.20—2.50 2.50— 3.00 
Vorſpinnen, Mäddhen . . » . 10-2.25 2.00— 4.00 3.00—3.40 
Spuler, Kinder . . . . . . . ...1.10—1.50 1.00— 1.75 2.25—3.00 
Anknoter, Männer. . . 2.2... 2.00—2.25 1.50— 2.50 2.60— 3.20 
Spinner, Männer . . . 2... 3.50—4.25 4.00—5.00 5,60—6.20 


Die Säte für Elſaß beruhen auf Angaben von Mülhaufen und Colmar; 
jene für die Normandie von Bolbec; jene für England von Mancheiter. In 
den meiften Fällen wird jebt Die Arbeit nicht im Taglohn, jondern im Akkord, 
nach dem Gewicht de8 Erzeugnifjes bezahlt. Ein Blick auf obige Tabelle 
zeigt, daß die Löhne in der Normandie und bejonders in England höher 
ftehen als im Eljaß, welcher aber in diefer Hinficht Deutjchland noch über: 
trifft. Auch habe ich in meiner früheren Abhandlung („Annalen des 
Deutſchen Reiches“ 1877 ©. 773) ſchon nachgewieſen, wie auch bei uns 
die Preije in größeren Städten jene in Gebirgsgegenden und auf dem Lande 
übertreffen. Dabei habe ic) während meiner Wanderungen durch die industriellen 
Gebiete Englands, in Lancaſhire bejonders, wahrgenommen, daß die Spin- 
nereien für diefelbe Anzahl von Spindeln durchjchnittlich nur die Hälfte von 
Arbeitern brauchen, welche hier als nothwendig angejtellt find und zugleich in 
56 Stunden mwöchentlicher Arbeit mehr produziren, als deutjche Arbeiter in 72 
Stunden wöchentlih. In Bolton habe ich jogar in forporativen Spinnereien 
auf je 1000 Spindeln nur 3 Arbeiter gezählt, gegen 7 bis 8 im Elſaß. 
Werfmeijter verdienen in Mülhauſen und Kolmar 50 bis 78 Francz, gegen 
75 bis 90 in England, wo die Sätze im Durchſchnitt die unjerigen um 50 
pro 100 übertreffen. Noch höher als in England jtanden die Löhne in Amerika 
bis zum Jahre 1875, aber feitdem die Zahlung wieder in Gold anjtatt in 
Papierwährung jtattfindet, find die Verhältnifje der Vereinigten Staaten den: 
jenigen in Manchejter nahe gekommen. 

Mit Ausnahme einiger Spezialitäten, die Talent und bejondere Gejchid- 
lichkeit erfordern, hängt der Lohnjag mehr von den Lofalbedingungen als von 
der Natur der Induſtrie ab. So ijt der Gewinnſt der Arbeiter in den Baum: 
wollenmwebereien und in den Woll- und Leinenwebereien wenig verjchieden. In 
den Kolmarer Webereien für Tiichzeug und Packtuch aus Jute erhalten die 
männlichen Weber Fres. 2 bis 3.50 pro Tag, die weiblichen res. 1.25 bis 
250. In der Wollfabrif von Bühl, bei Gebweiler, werfen die Merino- 
gemwebe den Frauen einen täglichen Gewinn von res. 2 bis 2.50 ab, der für 
die Männer bis 3.50 jteigt. Die Tuchtweber in Bijchweiler erhalten weniger, 
da jeit 1870 zufolge der Annerion diefe Induftrie viel verloren hat. Ja die 
Zahl der bejchäftigten Arbeiter ift dort um 75 pro 100 gejunfen und die Löhne 
fielen während des legten Jahrzehnts für die Weber von 18—25 Fres. pro 
Woche auf 11—15 Fres. und auf nur 7—8 Fres. für die Frauen. Wir bemerken 
übrigens, daß die Verminderung der Löhne bei der Handweberei zu Haufe viel 
leichter eintritt als in den Fabriken. Was dann die Nebenbranchen der Textil: 
Induſtrie betrifft, jo beläuft fich in der Bleicherei der Kohn eines Mannes in der 
Woche auf 12 bis 16 Fres. alſo durchfchnittlich auf 2.50 Free. für eine tägliche 
Arbeitszeit von 11 Stunden; die Frauen erhalten 9 bis 12 Fres. oder 1.75 Fres. 
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pro Tag; ein Knabe von 15 bis 18 Jahren 8 bis 12 res. wöchentlich, ein 
Mädchen von demjelben Alter 7 bis 9 Fres. In den Kattun-Druckereien 
variiren die Löhne von 15 bis 90 Fres. pro zwei Wochen, je nach Art der 
Arbeit, und für eine Arbeitszeit von zehn bis elf Stunden pro Tag. Für Hand: 
druder mit Platten ijt der Lohn 40 bis 55 Fres. für die Männer für zwei 
Wochen, alſo 3.33 res. pro Tag, für Frauen 2 Fres. pro Tag; die Walzen- 
Druder erhalten 35 bis 70 Fres. oder 4 Fres. pro Tag; die Hülfsarbeiter 
24 bi3 26 Fres. oder 2.18 Fres. pro Tag; die jungen Gehülfen oder Lehr: 
linge, Knaben von 16 bis 19 Jahren, 1.75 Fres. täglich; die Graveure der 
Walzen 72 bis 90 Fres. für zwei Wochen oder 6 Fres. täglidh; die Polirer 
5 Fres. pro Tag, die Handlanger 2.50 Fres. täglich. Der Lohn für die 
Holzſtecher ſchwankt zwiichen 3 und 4 Fres. pro Tag; der für die in der 
Färberei bejchäftigten Männer zwiſchen 2 bis 2,50 res. pro Tag, während 
dort die Frauen 1.20 bis 2 Fres., die Knaben von 16 bis 18 Fahren 1.50 bis 
2.20 Fres., die Mädchen von demjelben Alter 1 Fres. bis 1.50 Fres. erhalten. 
Belannt iſt Jedermann, daß die Arbeiten in den Kattun-Fabriken oder 
Drudereien nicht jo regelmäßig find wie in der Weberei und in der Spinnerei. 
Es gibt eine Jahreszeit lebhafter Thätigfeit, gewöhnlich im Winter, wo der 
Mann, welcher zu normalen Zeiten in zwei Wochen 24 Fes. verdient, leicht 
auf 30 fteigt. Die außergewöhnlichen Arbeitsjtunden werden ſtets darüber 
und mit einem höheren Sab bezahlt. 

Ueberall erhalten die einfachen Taglöhner die niedrigiten Löhne mit ge= 
ringen Differenzen zwiichen dem einen und dem anderen Ort. Für die hier 
noch nicht genannten Induſtriezweige ergibt unfere elſäſſiſche Enquete, deren 
Rejultate ich in einem bejonderen Werfe') dargelegt habe, folgende Lohnfäte: 
Fabriken von Stärke und chemischen Broduften 2.25 bis 3 res. für das Tag: 
werf eines Mannes in Thann, Straßburg und Kolmar. Papier- und Tapeten- 
Fabrifen in Rirheim und Türdheim: Kinder 1 bis 1.20 Fres., Frauen 1.50 Fres., 
als Taglöhner beichäftigte Männer 2.50 Fres.; Mafchinenführer, Druder und 
Graveurs 3.60 bis 6 Fres. Lohgerberei in Straßburg und Barr: 3.25 Free. 
als Mittel im Jahre 1880 gegen 2.25 res. im Jahre 1850. Glashütte in 
Wildenjtein: Männer 2,50 bis 3 Fres., Buben 1.50 Fres., Steigerung 25 
pro 100 jeit 50 Jahren. Brauerei in Straßburg 4 bis 4.50 res. pro Tag, 
mit Bier nach Belieben als Zugabe. DQTabadsmanufaktur: Männer 2.75 bis 
4 Fres.; Frauen 1.75 bis 2,50 Fres.; Werfführer und Aufjeher 5 bis 7.50 
Fres. Buchdruderei in Straßburg: 25 bis 35 res. per Woche, Seber 20 
bis 35 Fres. in Akkord und pro Woche; Kinder als Einleger an den mechan- 
iſchen Prejien 4 bis 16 Fres. pro Woche, junge Mädchen zum Falzen 4 bis 
12 Fres. pro Woche, Buchbinder 10 bis 36 Fres. pro Woche. In den Ma— 
ichinenbauanftalten ift gegenwärtig der mittlere Lohnſatz 3.70 Fred. pro Tag 
zu Mülhauſen; 3.80 Fres. zu Grafenftaden, wo er für die Grobjchmiede und 
Sieger ein Marimum von 5.80 den anderen Klafjen gegenüber erreichte. In 
den Graviranftalten für die Druderei von Kattun in Meülhaufen und Umgegend 
erhalten die beiten Arbeiter einen Tagelohn oder beſſer einen Gewinnſt bis 
12 Fres. täglich. Die letzteren Löhne find hoch, jedoch ſchwankend nach den Jahres- 
zeiten wie die gewiſſer ländlicher Arbeiter, 3. B. der Winzer, die im Sommer 
4 bis 5 Fres. oder mit Beköftigung und 3 Liter Wein auf den Kopf 2 bis 


*) Charles Grad: Etudes statistiques sur l’industrie de l’Alsace, Zwei Bünde 
in 8. Colmar, 1880. Buchhandlung von E. Barth. 
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2.50 Fres. täglich erhalten. Eine große, der Tertilinduftrie angehörige Fabrik 
im Ober-Eljaß, nahe bei Mülhaufen, bezahlte im Jahre 1880 in ihren Re 
paraturmwerkjtätten folgende Preiſe: Tagelöhner 23 res. in zwei Wochen oder 
2.40 Fres. pro Tag, Mechanifer 42 bis 60 Fred. pro zwei Wochen oder 
4.16 Fres. pro Tag, Eifendrechsler und Schmiede 54 bis 57 Free. pro zivei 
Wochen oder 4.65 Fres. täglich, Grobjchmiede 32 bis 36 Fred. pro zwei 
Wochen oder 2.90 Fres. täglich, Kupferichmiede 63 Fres. pro zwei Wochen 
oder 5.25 Fres. täglich, Klempner 51 Fres. pro zwei Wochen oder 4.25 Fres. 
täglich, Sattler 42 Fres. pro zwei Wochen oder 3.50 res. täglich, Zimmer: 
leute 42 bis 54 Fres. pro zwei Wochen oder 4 Fres. täglich, Tifchler 35 und 
48 Fres. pro zwei Wochen oder 3.06 Fres. täglich, Maurer 42 Fres. pro zwei 
Wochen oder 3.50 Fres. täglich, Handlanger 30 Fred. pro zwei Wochen oder 
2,40 Fres. täglih. Dabei war der Lohn des Maurerpoliers 60 Fres. für 
die zwei Wochen, der des Tijchlermeiiters 85 Fres., der des Dbermeijters 
110 Fres. 

Allgemein genommen regulirt das Verhältniß von Angebot zur Nachfrage 
allerdings die Höhe der Löhne. Der Preis der Lebensbedürfnijje wirft aber 
auch unmittelbar auf den Preis der Arbeit und ruft die zwijchen dem einen 
und andern Orte Eonjtatirten Differenzen hervor. Wenn die Löhne auf dem 
Lande, wo nicht alle Hände eine dauernde Beichäftigung haben, weniger hoch 
find, jo rührt dies daher, daß hier einerjeitS die Lebensmittel weniger theuer 
find als in den jehr bevölferten Städten, während andererjeits der Tändliche 
Arbeiter gewöhnlich ein oder mehrere Stücdchen eigenes Land befigt, das er 
für jeine Familie bebaut. Mean begreift danach, wie bei diejen Verhältniſſen 
ein weniger hoher Yohn, ein niedrigerer Gewinnjt doch für die Unterhaltung der 
Arbeiter genügen kann. Die äußerjte Yohnjteigerung in den Vereinigten Staaten 
bis zum Jahr 1876 hatte dort die Vertheuerung des Lebens ihren hauptjächlichen 
Grund. Ebenjo in England, wo jich aber doch der Arbeiter bejjer nährt als 
bei uns und bejonders in den armen Gegenden Deutichlande. In der Nor- 
mandie erfordert der Preis der Lebensmittel gleichfall® höhere Löhne als im 
Elſaß. Was ferner noch dazu beiträgt, Die Arbeiter in den Fabriken der 
Neichslande zu balten, troß des Neizes eines höheren Gewinns in ferneren 
Gegenden, das find die Unterjtügungs: und Hülfsanftalten, welchen Eljaß es auch 
verdankt, das Eingreifen der Sozialdemokratie big jegt ferne gehalten zu haben. 
Wo der Lohnherr fich für das Wohlgedeihen des Arbeiters interejjirt und fich 
um deſſen Zukunft kümmert, hat der Arbeiter mehr Anhänglichkeit an den 
Arbeitgeber als dort, wo mit dem ausgemachten Gehalt alles fertig iſt und 
jede andere Vorſorge feblt. 

Wir wollen jegt betrachten, in welchem Maße die Arbeitslöhne in den 
bauptjächlichen Zweigen der Fabrikinduſtrie des Eljaß fich in unferer Zeit 
verändert haben. Hier fommen zuerjt die Lohnſchwankungen für Metallarbeiter 
bei der Mafchinenbaugejellichaft zu Grafenftaden feit dem Jahre 1854: 

Löhne der Metallarbeiter in France, 
1854 1865 1875 1880 pro 100 Erhöhung 


Schmiede und Gieher. . 4,23 4,60 5,20 5,18 20 
Maihinenwärter . . . 2,57 3,06 3,75 3,70 44 
Drechsler.. 3,28 4,28 4,63 4,60 40 
Aujtierer und Monteurd. 3,30 3,51 4,27 4,30 80 
Modelleurs und Tiichler. 2,44 2,86 3,70 4,10 68 
Kupferihmiede . . . . 2,50 3,44 4,45 4,40 76 


Durdichnittlih . -». . . 2,80 3,08 3,85 3,50 36 
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Es find alfo in der Metallurgie, wie wir das auch in der Tertilinduftrie 
fonftatiren werden, die niederen Kühne, welche feit dreißig Jahren ihre Säße 
am meiften geändert und die beträchtlichjte Erhöhung erlangt haben. Während 
für Gießer und Grobjchmiede nur ein Zuwachs von 20 pro 100 nachzuweiſen 
ift, fand für Kupferfchmiede und Tiſchler ein folcher von 68 bis 78 pro 100 
itatt. Ganz bemerfenswerth ift, daß bejonders die Frauen- und Kinderarbeit 
jegt viel bejjer bezahlt wird als früher, was aus folgenden Tabellen erfichtlich ift: 


Baumwollenweberei zu Mülhauſen, 1830—1880 Löhne in Francd pro Tag. 
1830 1845 1865 1880 Erhöhung pro 100 


BWerfführerr . . 2,68 3,02 4,20 5,00 94 
Beber. . -. .» . ....1,00 1,50 1,97 2,30 130 
Barage, Schlidterr . . . 8,00 8,33 . 3,68 4,72 57 
ettln . >» 22.2. 115 1860 1,89 2,75 140 
BRIER. u: 4 0,90 1,30 1,40 1,67 86 


Spinnerei in Miülhanfen 1835 — 1880. 
1835 1855 1865 1880 Erhöhung pro 100 


Verfführerr . . . . . 2,90 4,37 4,58 6,25 115 
Schmiererr . . . .. 150 200 250 3,10 107 
Schlägerfrauen . . . . 0,96 1,06 1,33 1,70 17 
Krempelauffeher. . . . 1,33 2,83 2,22 2,70 103 
Krempelfrauen . . . . 0,87 1,01 1,31 1,60 81 
Boripinnfrauen . . . . 1,50 1,60 1,78 2,40 60 
Spinne . . :.... 19 2,50 3,52 4,25 194 
UAntnoterbuben . . . . 0,65 1,25 1,42 2,30 256 
Spulentinder . . — 0,92 1,08 1,60 250 


Es geht alfo aus diefen Tabellen, in Uebereinjtimmung mit jenen unferer 
eriten Abhandlung S. 775 der „Annalen“ von 1877, die Thatjache hervor, 
daß befonders die niedrigften Löhne im Zeitraum von fünfzig Jahren eine Er: 
böhung von bis 256 pro 100 andeuten, während die höheren Säße wenigſtens 
jeit dem Jahre 1870 faſt jtationär bleiben. In den Spinnereien zu Logel— 
bah und in der Umgegend von Colmar jtieg der Lohn der Spinner in dem 

eitraum von 1832 bis 1863 um 65 pro 100, um jeither feinen beträchtlichen 
— zu bieten, während aber in denſelben Etabliſſements die Löhne der 
Frauen um 170, die der Kinder um 187 pro 100 ſich erhöhten. In Mül— 
haufen fonjtatiren wir zwar durch die hier oben jtehende Zabelle für die 
‚frauen einen Zuwachs von nur 60 bis 81 pro 100 jeit dem Jahre 1835, 
was aber daher fommt, daß im Jahre 1835 die weiblichen Lohnjäte dort 
jene in anderen Landestheilen jchon übertrafen. Allgemein genommen hat fich 
der Preis der Arbeit in der Tertilinduftrie jeit fünfzig Jahren im Durchſchnitt 
verdoppelt, mit einer mittleren Steigerung von 60 pro 100 vom Jahre 1850 
ab. Der Fortſchritt der Zeit bringt es auch mit fich, die ehemalige Ungleich: 
mäßigfeit zwijchen den höchjten und niederiten Sätzen allmälig zu verbejjern. 
Betreffend den noch immer beträchtlichen Unterjchied zwijchen den Löhnen in 
Städten und auf dem Lande, darf nicht unbemerkt bleiben, daß die in großen 
Orten, in den Städten, beſſer gelohnte Arbeit dort auch produftiver ift und 
die jtädtiichen Fabrifarbeiter bejjer produziren als die ländlichen. Sch habe 
dieje Thatjache mit allen möglichen Erläuterungen in den Ktudes statistiques 
sur l’industrie de l’Alsace ausführlich bewiejen. Als Beijpiel will ich nur 
erwähnen, daß die Preife für Herjtellung derjelben Artikel im Kreiſe Mül- 
haufen niederer fommen als auf dem Lande und in der Gebirgsgegend, mithin 

Annalen des Deutihen Reihe 1882, 5 
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auch vortheilhafter für den Fabrikanten. Der mittlere Arbeitslohn in den 
Baummwollen= Spinnereien zu Mülhaufen erreichte im Jahre 1872 täglich 
Frances 2,31 und die Erzeugungsfoften 0,37 per Kilogramm Garn gegen 
Francs 0,44 Heritellungsfoften und 1,77 mittleren Berdienft in den Spinnereien 
des Kreiſes Colmar. Troß der in den Vogeſen-Thälern am Preiſe der 
Handarbeit und durch die Verwendung von hydrauliſchen Triebfräften erzielten 
Erſparniß überjchreiten die im Gejchäft als Frais generaux oder allgemeine 
Fabrikationskoſten bezeichneten Koften in den Spinnereien von Mülhaufen nicht 
48—50 res. per 1000 in Betrieb befindlichen Spindeln jährlich, während 
der Durchſchnitt dejjelben Konto für Eljaß 52—53 erreicht. 

Wir bringen ferner noch als Vergleich mit den Löhnen in der Baum: 
wollen-$nduftrie folgende Säße einer ſich in Gebweiler befindlichen Weberei 
von Seidenbändern, welche ungefähr ein Taufend Arbeiter beſchäftigt. Dort 
waren die Löhne in den Jahren 1848 und 1878 in Franecs täglich: 


1848 1878 
Weber, Männer . . . . . 2,00 bis 3,50 2,10 bis 4,25 
— DRNER. u... 05,5 — 2,00 — 3,80 
—  Xebrlinge. . » . . — 1,20 2,25 
Bettlerinnen . . ». . » ..150 — 2,50 1,90 3,00 
Cannettemaderinnen . . . 0,50 — 0,80 1,25 2,45 


0,40 — 0,70 0,60 — 1,60 


Auspuperinnen . —— 

Plieurs, Männer und Frauen 1,00 — 1,25 1,70 — 3,05 
Hafplerinnen . +0,75 — 1,50 1,50 2,35 
Fürber -. . . 2 2 2.2...150 — 2,50 

Vertmeilterr . . » 3300 — 4,50 5,00 — 5,50 


Bom Fahre 1848 bis 1878 betrug hier in der Seidenbänder-Fabrifation die 
Erhöhung je nad) Art der Beichäftigung nur 15 bis höchſtens 45 pro 100. Für 
denjelben Zeitraum war die Erhöhung in den Straßburger Gerbereien 44 pro 
100, gegen 25 pro 100 vor fünfzig Jahren in der Glashütte von Wilden: 
ftein und 36 pro 100 feit 1854 in den Majchinenbauanjtalten von Mülhaufen 
und Grafenftaden. Manchmal kommen ung auch rüdläufige Bewegungen vor, 
wie in der QTuchfabrifation von Biſchweiler und in Marfirch, aber das find 
Ausnahmen, welche mit einem allgemeinen Rüdgang des Gejchäftes bei den be- 
treffenden Induſtrien in Verbindung ftehen. Wie jchon gejagt, beläuft fich in 
Summa die Erhöhung des Arbeitslohnes jeit 30 Jahren bei den Fabrifationen 
auf 50 pro 100. Dies ift auch das von der offiziellen Statiftif Frankreichs 
fonftatirte Berhältniß für die Arbeiter von 61 verjchiedenen Gewerben oder 
Induſtriezweigen, deren Lohn durchichnittlich von 1,88 im Jahre 1853 auf 2,65 im 
Sahre 1878 jtieg. Auch dort haben die niedrigiten Löhne, namentlich die der 
rauen, die erheblichite Steigerung erfahren und die offizielle Statiſtik fonftatirt 
für Paris eine Erhöhung von 44 pro 100 gegen 45 für ganz Franfreih. Wenn 
wir endlich noch einen Blick auf die Löhne der Bauarbeiter und der Ländfichen 
Taglöhner im Eljaß werfen, jo habe ich Folgendes hinzuzufügen. Der Arbeits: 
lohn für Maurer beträgt in Colmar und Mülhaufen gegenwärtig Fres. 2,75 
bis 4,40 täglich, der der Zimmerleute 2,50 bis 5,00. Hingegen zahlt man den 
Arbeitern in der Landwirthichaft jebt je nach Jahreszeit 2 Free. bis 2,50 
per Tag, wenn fie das ganze Jahr bejchäftigt find, außerdem erhalten fie, 
zur Erntezeit umd wenn bejonders viel zu thun iſt, Beföftigung. Ein Pflüger 
verdient außer der Beföftigung im Eljaß heutzutage jährlich 350 FFres., eine 
Magd 150 Fres., bei Wohnung und Unterhalt. Im Sommer erhält ein Tag: 
löhner in den Weinbergen zu Türdheim 5 Fres., oder mit der Nahrung umd 
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2—4 Liter Wein — denn mit weniger nehmen die Leute dort nicht Vorlieb 
— 2 Fres. in Geld. Im Ober-Eljaß betrug 1875 der Lohn der als Träger 
und Kelterer bejchäftigten Männer Fres. 2,50 gegen 1,00 vor hundert Jahren, 
Speife und Trank immer mit einbegriffen. Der Taglohn eines Schnitters be— 
trägt heute 1,75 Fres. mit und 4,00 ohne Beköftigung, wo hingegen 1850 
man in Colmar für das Mähen von 10 Ar Wintergetreide Fres. 2 und jeßt 
4, aljo 100 pro 100 für diefelbe Arbeit mehr bezahlt. 

Bwifchen dem Preife der Arbeit und der Erhöhung der Lebensmittelpreije 
fonjtatiren toir ein dauerndes und direktes Verhältniß. Je nachdem der Preis 
der Nahrungsmittel fteigt, fteigen auch gradweiſe die Löhne, und die Löhne in 
den elſäſſiſchen Fabriken erhöhten fich feit 50 Jahren gefchwinder als die noth- 
wendigjten Bedarfsartifel. Verfolgt man die Bewegung der Brod-, Fleiſch-, 
Milch-⸗, Wohnungs und Kleidungspreife feit den erjten Jahren des laufenden 
Jahrhunderts umd vergleicht mit diefen Preifen die Löhne der Arbeit in der: 
felben Zeit, fo läßt eine genaue Beobachtung die beftändige Berbejjerung der 
Lebensbedingungen erkennen. Won 1801 bis 1825 war der Preis des Ge— 
treides Fres. 19,20 der Heftoliter, von 1826 bis 1850 Fres. 19,74 und von 
1851 bis 1875 Fres. 23, was eine Erhöhung von faum 20 pro 100 in 50 
Jahren ergiebt. Das halbweiße Brod, das während der erjten 20 Jahre des 
Sahrhunderts in Straßburg durchichnittlich Fres. 0,31 das Kilogramm koſtete, 
erreichte in den 20 legten Jahren den Preis von 0,335, alſo eine Erhöhung von nur 
14 pro 100. Das Ochfenfleifh, das in den NRechnungsbüchern des Straß- 
burger Hoſpitals von 1801 bis 1810 mit Fres. 0,86 das Kilogramm aufge 
führt ift, ftieg von 1866 bis 1875 auf Free. 1,22; das Schweinefleifch von 
Fres. 0,91 auf 1,44, mithin um 42 rejp. 58 pro 100. Die Milch, die 1830 
in Colmar für 15 Gentimes der Liter verfauft wurde, koſtet jegt 20 Cent., 
oder 33 pro 100 mehr. Luder, der in den 20 erjten Jahren des Jahrhun— 
derts 3—4 Fre. koſtete, iſt heute auf Fres. 1,20 gefallen, der Kaffee von 
6 auf 3 Fres. Was die Kleidung betrifft, jo find, Dank den Fortichritten der 
Industrie, die Preife der Tücher heute niedriger als früher. Kurz, im Ganzen 
find die Löhne feit fünfzig Jahren mehr geftiegen, als die Preife der zum 
Leben nöthigen Dinge, und wenn der Arbeiter klagt, wie wir e3 ja Alle thun, 
jo gefchieht es, weil Bedürfnifje entjtanden find, die ſonſt unbefannt waren. 

Ich habe im erften Band der „Etudes statistiques sur l’in- 
dustrie de l’Alsace“ längere Tabellen über die Preije der Lebensmittel 
gegeben und die Anlagen zum zweiten Band enthalten eine Anzahl von Ar— 
beiterbudget3, welche unjere Schlüſſe vollftändig rechtfertigen. Hier jei nur er- 
mwähnt, daß ſeit der Annexion des Elſaß an Deutfchland der Preis des Fleiſches 
den Sag früherer Jahre weit überjteigt, übrigens aber von einem Ort zum 
andern des Landes merklich ſchwankt. Die jchon erwähnte Enquäte der Societe 
industrielle von Mülhauſen erlaubt uns die Erijtenzbedingungen der dortigen 
Arbeiterbevölferung genau nachzuweifen. Ich habe die detaillirten Rechnungen 
von 16 Haushaltungen verjchiedener Profeffionen, deren jede aus 5 Perjonen 
beiteht, aljo das Budget von 80 Perfonen (aus dem großen durch die En— 
quöte gefammelten Material), welche die mittlere Lage der in der Fabrikindu— 
itrie bejchäftigten Arbeiter darftellen können, gegenwärtig vor den Augen. Aus 
diefen Rechnungen ergibt fich für die 16 je aus dem Bater, der Mutter umd 
3 Kindern beitehenden Haushaltungen eine jährliche Gejammtausgabe von 
29.132 Fres., nämlich 4367 Fres. für Wohnung, 4800 für Kleidung, 17,591 
für Nahrung, 2367 für Heinere Ausgaben. Die Nahrung nimmt mithin 61 pro 
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100 der Gefammtausgaben, die Kleidung 16 pro 100, die Wohnung 15 pro 
100, die Eleineren Ausgaben 8 pro 100 in Anſpruch. Bon 17.298 Fres. für 
die Nahrung entfallen 5731 Fres. auf Brod, 2308 Fres. auf Fleiih, 2337 
auf Milh, 4250 auf Spezereiwaaren, 2872 auf verjchiedene Artikel. Der 
Preis der fraglichen Nahrungsmittel Hat fic) nach unferer Enquete jeit 1850 
um 25 pro 100 erhöht, während die Arbeitslöhne um 40 pro 100 gejtiegen 
find. In Mülhaufen ift die Preisfteigerung bedeutender, als in den anderen 
Theilen des Elſaß, aber ai reg ift der Fleifchverbraud) von 55 
Kilogr. per Kopf im Jahre 1857 auf 74 Kilogr. im Jahre 1877 geftiegen. 
Ein offenbarer Beweis zunehmenden Wohlftandes troß der Vertheuerung der 
Lebensmittel. 

Nicht nur nährt fich der Arbeiter befjer, fondern auch feine Wohnung und 
Kleidung find bejjer geworden. Statt der traurigen Winfel, in die er früher 
verwieſen war, bejigt er heute ſelbſt in den überfüllten Induftrieftädten gefunde 
und anftändige Wohnungen. Polirte oder gefärbte Möbel erjegen die früheren 
Möbel aus weißem Holz. Die Teller und Schüfjfeln find von Steingut anftatt 
früher von Thon. Die Familie jchafft ſich auch mehr Wäſche und bejiere 
Kleider an. In der Werkſtatt tragen Arbeiter, Männer und Frauen gewöhnlich 
ſchmutzige Anzüge, auf der Straße würden fie aber fich deſſen ſchämen. Kommt 
der Sonntag, jo ift ihr Anjehen jo weit geändert, daß man nicht mehr diefelbe 
Bevölkerung vor jich zu haben glaubt. Die Männer gehen in guten Tuch— 
paletot3, die Frauen in Schleiern und jaubern Roben. Junge Mädchen über: 
treiben bier wie anderwärt3 ihre Ausgaben für Toilette vielleicht, aber diejer 
Luxus liefert einen Gegenstand der Irbeit mehr und wir werden ihn ver: 
zeihen, injofern er nicht zur Zerrüttung der Verhältnifje führt. Genau ges 
nommen, verhehlen wir es nicht, daß es fchwer ift, den wachſenden Unter 
Ichied zwijchen den Lohnjägen und dem Preis der Lebensbedürfniſſe ziffermäßig 
auszudrüden. 

Was die Urjachen der Preis: und Lohnerhöhung betrifft, jo find Ddieje in 
dem Herabſinken der Macht des Geldes zu juchen. Die Konkurrenz, Die ver: 
änderlichen Berhältnijje von Angebot und Nachfrage üben ihren Theil Ein- 
fluß. Aber die Preije erhöhen ſich namentlich, weil das Geld an Werth ab: 
nimmt oder ich reichlicher vorfindet. Eine gleiche Summe Geld, als Münz- 
einheit genommen, fteigt oder finkt im Werth, je nachdem die Menge Produfte 
oder anderer Gegenftände, die man dafür in Taufch erhält, größer oder geringer 
wird. Das heißt die Macht des Geldes drückt die Menge Getreide, Kleidung 
oder Arbeit aus, die dafür in Taujch zu haben ift. Da diefe Menge Arbeit, 
Kleidung oder Getreide, welche man für diefelbe Summe Geldes, als Münz— 
einheit genommen, erhalten kann, ſich allmälig vermindert hat und noch ver: 
mindert, jo jagt man, daß die Macht des Geldes heute geringer ift als früher, 
oder daß die Dinge theurer geworden find. Die Bertheuerung der Waaren 
und die Verminderung der Macht des Geldes find alſo zwei verjchiedene Aus: 
drüde für diefelbe wirthichaftliche Erjcheinung. Die Entwerthung des Geldes 
ud die VBertheuerung der Preiſe verfolgen weder einen regelmäßigen noch einen 
beitändigen Gang. Nicht alle Preife erhöhen fich in derjelben Periode gleich: 
mäßig, und wenn auch die Wejultate ihrer Bewegung fteigen, jo gibt es 
doh auch Epochen der Störung, wo die Preife zeitweilig fallen; es gibt 
auch gewiſſe Waaren, deren Preiſe ſich dauernd verringern. Ein eifriger 
Forſcher der elſäſſiſchen Gejchichte, Profeſſor Hanauer, deſſen werthvolles Wert 
„Etudes économiques sur l’Alsace ancienne et moderne“ wir 
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Ihon erwähnt haben, Liefert dajelbjt genaue Belehrungen über die Veränder— 
ungen der Preiſe im Reichslande jeit dem Mittelalter bis auf jet. Wir erjehen 
darin, wie jeit vier bis fünf Jahrhunderten die Nahrungsmittel immer theuerer 
werden, die Fabrifate aber im Preiſe finfen und die heute auf 100 gejchäßte 
Macht des Geldes am Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts 500 bis 600 
war. Im legten Jahrhundert hat fich der mittlere Preis der Nahrungsmittel 
verdoppelt, während die Iehte Periode der Verdoppelung der Löhne im Elſaß 
einen Zeitraum von faum einem halben Jahrhundert umfaßt. So bemeijen 
denn die volkswirthſchaftlichen Thatjachen, das Verhältniß der Löhne zu den 
Preifen der Lebensmittel, eine unbejtreitbare Verbejjerung des Wohljtandes der 
arbeitenden Klaſſen der Gefellichaft und diefer zunehmende Wohljtand hängt 
von der, Dank dem TFortfchritt des menschlichen Willens, der Konjumtion 
überlegenen Entwidelung der Produktion ab. 


Staatswirthſchaftliche Literatur. 


Dr. forenz v. Stein: Die drei Fragen des Grundbeſitzes 
und jeiner Zukunft. (Die irische, die fontinentale und die 


transatlantiiche Frage.) Stuttgart Verlag der 3. 3. Cotta'ſchen Buch— 
handlung, 1881 IV und 305 ©. 


Bon Profeſſor Dr. Frhr. v. Stengel in Brezlau. 
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Wir waren bisher gewohnt, bei dem Ausdrucke „ſoziale Frage“ zunächſt 
nur an die Verhältniſſe der Induſtrie und vor Allem an die Lage der Fabrik— 
arbeiter zu denken. Die ſoziale Frage des Grundbeſitzes ſchien durch die Grund— 
entlaſtung auf immer oder doch wenigſtens auf lange hinaus gelöſt. Seit einiger 
Zeit hat ſich aber mehr und mehr bei Allen, welche den Verhältniſſen des Grund— 
beſitzes nur einigermaßen Beachtung ſchenkten und welche insbeſondere die Lage 
des mittleren und kleinen Grundbeſitzes in einem größeren Theile von Europa 
ins Auge faßten, die Ueberzeugung geltend gemacht, daß auch für den Grund— 
beſitz wieder eine ſoziale Frage entſtanden iſt, welche der Löſung harrt. Wie 
dies bei tiefgreifenden Erſcheinungen des ſozialen und wirthſchaftlichen Lebens zu 
geſchehen pflegt, haben diejenigen, welche in Vereinen und Verſammlungen, in der 
Tagespreſſe und in der Literatur ſeit etwa zwanzig Jahren die Nothlage des 
Grundbefiges, die Krifis der Landwirthichaft u. f. w. zum Gegenftande von Er: 
örterungen machten, fi zunädhft vor Allem damit beichäftigt, die Thatſache 
einer bedrängten Lage des Grundbefiges überhaupt feitzuftellen und darzuthun, 
daß es fich dabei nicht etwa blos um eine vorübergehende Erjcheinung handle, 
fondern daß eine tiefere wirthichaftliche Krankheit vorliege. 

Auch diejenigen aber, welche nad) den Gründen diefer Erſcheinung forichten, 
haben häufig Symptom mit Urjache verwechielt oder doch die Sache zu einjeitig 
betrachtet.) So werthvoll daher auch Alles dasjenige, was jeit etwa zwei Jahr: 
zehnten in der angegebenen Richtung geſprochen und gejchrieben worden ift, fein 
mag, jo ift e8 doch nicht genügend, um den Gegenftand zu erichöpfen. Es han: 
delt fich vielmehr darum, zu unterfuchen, ob nicht die mißliche Lage des Grund: 
befiges, wie fie zweifellos für große Streden von Europa Eonitatirt ift, in uns 
mittelbarem Zufammenhange mit unferer ganzen Geſellſchafts- und Rechtsordnung 
fteht, fo daß eine ernftliche Abhilfe nur von einer theilweifen Menderung der 
gegenwärtigen gejellihaftlihen Anichauungen und des auf denjelben beruhenden 
Rechtsſyſtems erwartet werden kann. Bon diefem Standpunkte geht die in der 
Ueberfchrift genannte Schrift Stein’ aus, welcher ja alle Erjcheinungen unjeres 
wirthichaftlihen und fozialen Lebens mit regiter Aufmerkſamkeit verfolgt und 
ftetö beftrebt ift, jede einzelne Frage auf diefem Gebiete im Zulammenhange mit 
unjerem ganzen Kultur: und Rechtsleben zu betrachten. 


) In legterer Beziehung darf wohl vor Allem das im llebrigen hoch bedeutjame Wert 
von Rodbertus „Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Kreditnoth des Grundbejigers“ I 
(1868) genannt werden. 
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Stein hat in feinen verſchiedenen Werfen!) immer und immer wieder be— 
tont, welche maßgebende Bedeutung für Neht, Staat und Gejellichaft die jog. 
Güterwelt hat, daß insbejondere die Bildung der geiellichaftlichen Klaſſen durch 
die Vertheilung der wirthichaftlichen Güter bedingt ift, daß der Staat in der Ge: 
ftaltung jeines öffentlichen Rechtes einerjeit3® von der auf der Vertheilung der 
Güter ruhenden Gejellihaftsordnung abhängt, daß andererjeit3 aber der ethiſche 
Inhalt feines Lebens der bejtändige Kampf der reinen Staatsidee mit der Ge- 
mwalt ift, welche das Güterleben in der Geftalt der Gefellichaft über ihn ausübt. 

Ausgehend von der Thatjache des Einfluffes der Güterwelt auf da3 foziale, 
rehtlihe und jtaatliche Leben der Völker hebt nun Stein in der erwähnten 
Schrift hervor, daß die Güterwelt, abgejehen von den hier nicht weiter in Betracht 
fommenden jogenannten geiftigen Gütern, in das Grunbfapital und das gewerbliche 
oder Werth- bezio. Geldfapital zerfällt und daß der Einfluß, welchen die Güter: 
welt in der angegebenen Richtung ausübt, je nad der Güterart ein verichiedener 
fein muß. Nun beiteht das Wejen alles Grundbefiges darin, daß er ein räumlich 
für jeden Einzelnen befchräntter, feft an den Ort und feine Lebensverhältniſſe ge— 
bundener, durch feine Kraft in feiner Quantität wejentlich vermehrbarer und jeine 
Produktion, weil von Naturgewalten abhängig, in ihrer Arbeit weſentlich gleich- 
artig, durch die fulturellen Verhältniffe zu ftrenger Ordnung und feiter Regel: 
mäßigfeit gezwungen ift. Deßhalb hat der Grundbejig von jeher dem Leben des 
Menihen das Maßhalten in allen Dingen, die Ordnung in aller Thätigfeit, das 
Jeithalten an dem Beitehenden und die Ehrfurht vor den Gewalten eingepflanzt, 
welhe zulegt den Erfolg feiner Arbeit und damit jeine eigene Exiſtenz beherrichen. 
Der Werthbefig ift dagegen an und für ſich unbejchränft, er hat feine Grenze 
weder für die Hoffnungen und Berechnungen, noch für die wirkliche Wrbeit, 
während andererjeit3 aber die Gleichwerthigfeit der Erzeugung ihrer Produfte 
durch die Gleihmäßigfeit der Nachfrage nicht gefichert wird, wie beim Grundbeſitz. 
Gegenüber dem Eonjervativen Charakter des Grundbefiges tritt demnach beim Werth: 
fapital da3 Element der Beweglichkeit in den Vordergrund und es ift daher ber 
Werthbefig in Recht, Gejellihaft und Staat das Lebendige und Neugeitaltende, 
der Grundbefis das Maßvolle und Erhaltende Es iſt Elar, daß der Grundbeſitz 
des Werthfapital? nicht entbehren kann und umgekehrt, daß fich vielmehr beide 
Güterarten ergänzen müffen, wenn eine harmonijche Entwidlung in Staat und 
Geſellſchaft möglich fein ſoll. Ebenjo gewiß iſt aber, daß die beiden verjchiedenen 
Srundformen des Güterlebend und die ſich daraud ergebenden Rechtsordnungen 
eben wegen ihrer prinzipiellen WVerjchiedenheit fi) gegenjeitig befämpfen und zu 
unterwerfen juchen werden. Zunächſt ift allerdings der Kampf der beiden Ele— 
mente des Güterlebens ein wirthichaftlicher Vorgang, in welchem beitändig Grund 
und Boden zu Geld wird und das Geld ftet3 in irgend einer Form zum Grund 
und Boden zurückkehrt. Da aber jedes der beiden Glemente des Güterlebens 
ieine eigene Rechtsordnung zu erzeugen die Neigung und auc die Fähigkeit hat, 
werben diejelben ganz naturgemäß nad) der Staatsgewalt jtreben, um dann mittels 
derfelben das andere Element zu unterwerfen und in fich aufzunehmen, d. h. den 
tiefen Unterfchied, der nicht blos wirthichaftlih und rechtlich, jondern auch ethiſch 
zwiſchen beiden befteht, aufzuheben und das ganze Güterleben in allen feinen 

%) Vergl. 3. B. „Handbuch der Berwaltungslehre“ 2. Auflage (1876) S. 738 fi. Ferner 
die im Jahrgang 1876 der „Annalen“ S. 252—264 beiprochene Schrift: „Gegenwart und 
ukunft der Rechts- und Staatswiſſenſchaft Deutſchlands“ (1875) und endlich vor Allen 

d. IS. I-CXLI des Werkes „Begriff der Gejellihaft und die joziale Geſchichte der fran— 
zöſiſchen Revolution” (Leipzig 1850). 
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Theilen gleichartig zu machen. Mit anderen Worten ausgedrückt: es wird einer: 
ſeits das Grundkapital alles Werthkapital und alle perjönlihe Kapital an den 
Grund und Boden binden, das ift zum wirthichaftlichen Dienft und zur gejellichaft- 
lihen Unterordnung unter dad Gigenthum des Grundbefiges und feiner Vertheilung 
machen wollen, während andererjeit3 das Geldfapital in dem Grund und Boden, 
feinem Betriebe und feinem Werthe nicht? anderes anerkennen will und geiell- 
Ihaftlih zur Geltung gelangen läßt, als die Geſetze, welche über feine eigene 
Entitehung, Vermehrung und Pertheilung enticheiden. Entwickelt ſich dieſer 
Prozeß bis zu dem Grade, daß er rechtlich formulirt und nachweisbar ift und 
in Folge deijen einerjeits die Empfindung von jenem Gegenſatze zwiichen Grund» 
fapital und Geldfapital zum flaren Bewußtjein kommt, 'andererjeit3 die zwei 
Rehtsordnungen ernftlih in Kampf gerathen, jo handelt e3 fi dann darum, 
„ob der Staat in dee und Organiömus weit genug ausgebildet ift, um fich 
bon der Herrichichaft des einen oder anderen Elemente nicht etwa blos an und 
für ſich, ſondern ganz fonfret in Verfaffung und Verwaltung los zu machen. 
Kann er es nicht, jo wird er jelbit in diefem Kampfe auf irgend eine Weiſe jeine 
eigenthümliche Kraft verlieren und untergehen. Sann er es aber, fo wird er 
zwiſchen der Macht beider Elemente irgend eine rechtliche in Verfaflung und Ber: 
waltung objektiv beftimmte Grenze ziehen, welche das eine Clement vor der 
völligen Auffaugung von dem andern bewahrt.“ 

Gegenwärtig ift nun nad Stein in ganz Europa der Zeitpunft herange: 
fommen, in welchem das Geldfapital im Begriffe fteht, das Grundkapital fich zu 
unterwerfen und zinspflichtig zu machen. Das Geldfapital muß nämlich, um 
überhaupt beitehen zu können, von Jemand gebraudyt werden, der dem Beſitzer 
des Geldfapitald den Werth diejes Gebrauchd entweder in der Form von Dienft: 
barfeit und Leiltungen, oder in der Form von Zinjen zahlt. Allerdings wird 
zunächſt die Vereinigung de3 Geldfapitald mit dem Grundkapital befruchtend auf 
das legtere wirken. Dies ift jo lange der Fall, als der Betrag der Zinjen, welche 
die Grundbefiger an die Stapitaliften für den Gebraud) des Geldkapitals geben 
müſſen, jo niedrig iſt, daß den erjteren die eigene Kapitalabildung aus dem Ein: 
kommen ihres Grundbefiges noch ermöglicht ift. Iſt dies nicht mehr der Fall, 
fo arbeiten die Grundbefiger nicht mehr für fi, jondern für das Geldfapital, von 
dem fie dann in Wirklichkeit abhängig find. ine derartige Abhängigkeit des 
Grundbefige® vom Geldfapital, welche deſſen fvezifiihe Natur und Funktion 
auflöfen muß, wird aber, bei aller Anerkennung der Bedeutung des Werthfapitals 
als ein Uebel empfunden, gegen welches gerade die germanifchen Völker um jo 
energiicher anzufämpfen geneigt find, je mehr diefelben das Bewußtſein von der 
Bedeutung des Grundbefiges für unfere ganze Kultur haben. Sobald daher die 
Gefahr der Zinspflichtigkeit des Grundbefiges gegenüber dem Geldkapital Klar er: 
fannt ift, tritt für den Staat, welcher die verjchiedenen widerftreitenden wirth: 
Ihaftlihen und gelellichaftlichen Intereffen auszugleihen und zu verfühnen hat, 
die Aufgabe heran, den Grundbefig von der Abhängigkeit und Zinspflichtigfeit 
gegenüber dem Geldfapital zu befreien, ohne deßhalb dem letzteren die Bedeutung 
für das Gejammtleben des Volkes zu nehmen. 

Nachdem der Verfaſſer in diefer Weile die Grundlage feitgeitellt hat, von 
welcher aus der gegenwärtige Zuftand des Grundbejiges zu beurtheilen it, gibt 
derjelbe in einem weiteren Abjchnitte in großen Zügen eine Gejchichte des Grund: 
bejiges und feines Necht3 bei den germanifchen Völkern bis zur Mitte des 19. Jahr: 
hundert. Gr jtellt dar, wie die Griechen, Nömer und Germanen, als fie ans dem 
unbekannten Oſten erobernd in Guropa eindrangen, fih zunächſt auf Grund des 
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Prinzips der Gemeinſchaft alles Grundbeſitzes organifirten, wie nad) und nach 
aus dem Geſammtbeſitz das Einzeleigenthum und ſeine Rechtsbildung ſich ent— 
wiclelte, wie das Einzeleigenthum mit Nothwendigkeit die Ungleichheit des Beſitzes 
zur Folge hatte und verſchiedene geſellſchaftliche Klaſſen entſtehen ließ, welche an— 
fänglich blos faktiſche Bedeutung hatten, nach und nach aber zu Rechtsklaſſen 
wurden, ſo daß auf der einen Seite der unfreie Bauernſtand, auf der andern 
Seite die Grundherrſchaft ſtand, welche den Staat in eine Anzahl ſouveräner 
Grundherren auflöfte. Sodann führt er weiter aus, wie in dieſer zerriffenen und 
zerflüfteten Geſellſchafts- und Nechtsordnung im germanischen Königthum die 
Staatöidee wieder lebendige Kraft erhielt und endlich das Königthum in jahr: 
hundertelanger Arbeit einerjeit3 dem Staate jelbft, welcher von den gejellichaft- 
lihen Kräften überwucdert war, wieder zu feinem Rechte verhalf, andererjeit3 dem 
unfrei gewordenen Eigenthum am Grund und Boden in der Grundentlaftung feine 
Freiheit, feine höhere Einheit und fein Recht zurüdgab. 

Auf die Einzelnheiten der Darftellung dieſes Entwidelungsprozefies kann 
natürlich hier nicht eingegangen werden. Noch viel weniger ift aber hier der Plag 
zu unterfuchen, ob Stein’ Auffaffung von der Entwidelung des germanijchen 
Königthums und der Geichichte des Grundbefiges in allen Punkten zutreffend iſt. 
Mag dieje Auffaflung auch im Einzelnen Widerſpruch verdienen; richtig ift jeden- 
fal3 jo viel, daß die germaniichen Völfer mehr als irgend ein anderes Volt von 
jeher die hohe Bedeutung des Grundbefiges für die ftaatliche und fulturliche Ent: 
widelung erfannt haben und insbeſondere von der Heberzeugung durchdrungen find, 
dab die Erhaltung des freien bäuerlichen Beſitzes hoch über blos national» 
ötonomishen Forderungen fteht, und eine Hauptforderung jeder wahrhaft kon— 
jervativen Staatöfunft fein muß. !) 

Mit der Durchführung der Grundentlaftung jchien die befreiende Arbeit des 
Staats für den Grundbefig gethan und eine Zeit lang war die Anficht verbreitet, 
daß derielbe fih nunmehr jelbit überlaffen werden könne. Wie fommt es nun, 
daß nad) verhältnigmäßig furzer Zeit der Grundbeiig wieder in wirthichaftliche 
Unfreiheit gefommen, daß er dem Gelbfapitale zinspflichtig geworden ift? Stein 
beantwortet dieje Frage, indem er darlegt, daß durch die Grundentlaftung der freie 
Grundbefig zum Kapitale und in Folge deſſen den wirthichaftlichen Gejegen, welche 
das Kapital und jeine Produktivität beherrichen, unterworfen wurde, und daher 
demjelben auch in Bezug auf Verfehrd: und Erbrecht unterliegt. Die Wirkung 
diefer veränderten Stellung und Lage des Grumdbefiges mußte zunächſt eine 
günstige fein. Solange nämlich dur eine gegebene Rechtsordnung die Perſön— 
(ichfeit in der freien Verfügung über dad Güterfapital beichränft oder gehindert 
it, jo wird dasſelbe durh das perjönlihe, im Menſchen ſelbſt erzeugte 
und vorhandene perjönlihe Kapital an Kräften, Fähigkeiten und Crfahr: 
ungen nicht oder nur in fehr geringem Maße befruchtet werden. Es wird 
daher dem Güterfapitale, aljo ſpeziell dem Grundbefige die Produktivität 
fehlen, während der Wegfall der erwähnten Schranke die entgegengejegte Wirt: 
ung haben muß. So hat denn auch die Erhebung des Grundbeſitzes zum freien 
Kapital zuerſt für die Landwirthſchaft das perſönliche Kapital in Betrieb und 
Intelligenz entfeffelt, feine werthproduzirende Kraft zur Geltung gebracht und 





9) Vielleicht findet die Bewegung, welche ſeit einiger Zeit in Deutſchland gegen einen 
gewiſſen eingewanderten Stamm zu Tage getreten iſt, zwar nicht ihre Rechtfertigung, jo doch 
ihre theilweije Erflärung darin, dab gerade diefer Stamm, wie die Geſchichte zeigt, am wenigiten 
Verftändnik für die wahre Bedeutung de3 Grundeigenthums gehabt, und den Grundbeſitz 
ſtets ala Waare behandelt hat, wie jede andere bewegliche Sadıe. 
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den Werth des Grundbefiges erheblich geiteigert. Die Erhebung des Grundbefiges 
zum freien Kapitale hatte aber auch die andere Folge, daß nunmehr ebenjo in 
der Landwirthſchaft, wie in jeder anderen Induftrie das Kapital vom Betriebe 
nicht blos thatſächlich und wirthichaftlih, jondern auch rechtlich durd Verträge 
geſchieden werden fonnte und der Eigenthümer des Grundfapital3 in die Lage 
fam, den Betrieb und feinen Erwerb verpadhten zu fünnen, oder das Grundkapital 
im Grunbdbefige einem britten zumenden zu fünnen und nur den Betrieb zu be 
halten, das heißt, den Grundbefiß zu verfchulden. 

Die in der Verpahtung und Verſchuldung des Grundbeſitzes liegende 
Scheidung des Kapitald von der Arbeit war nun an und für ſich feineswegs ein 
Uebel, allein es treten fih nunmehr in Kapital und Arbeit zwei verjchiedene 
wirthichaftlihe Intereflen gegenüber, welche mit einander in Kampf gerathen 
mußten. In diefem Kampfe muß aus verichiedenen Gründen das Kapital fiegen, 
die Arbeit, d. h. der landwirthſchaftliche Betrieb verliert feine Produktivität oder 
fapitalbildende Kraft, indem der Pachtzins über die Höhe der Grundrente hinaus- 
geiteigert wird oder, wo es jih um ein Schuldverhältniß handelt, indem die 
Zinjen des dargeliehenen Geldfapitald höher werden, als die Rente des Grund: 
fapitald. Den Beweis für diefe Anihauung findet Stein in den Verhältnifien 
des Grundbefiged in Irland und in der zunehmenden Verichuldung des Grund: 
befited auf dem Kontinente. 

Bezüglich der irifhen Frage jagt Stein, daß fie zunächſt zwar jcheinbar 
nur eine englifche jei, aber jchon für unjere unmittelbare Empfindung etwas habe, 
das iiber diejelbe hinausgeht. „Das, worüber dort an den lifern des atlantijchen 
Meeres geitritten und gekämpft wird, reicht weit über die Grenzen Irlands. Das 
tiefe Intereffe, mit welchem vor Allem die Deutiche Landwirthichaft den Prozeß 
verfolgt, der fich dort vollzieht, bedeutet, daß analoge Elemente auch auf dem 
Kontinente vorhanden find, mit denen, wenn auch die Gegenwart fie noch nicht 
ganz Klar erfennt, dennoch die Zufunft zu rechnen hat.“ Es find nämlich aller: 
dings lokale und Hiltoriiche Umstände, welche der Grundeigenthumsfrage in Ir: 
land eine bejondere Färbung gegeben haben, ein allgemeines Intereſſe bieten aber 
die Zuftände in Irland um deßwillen, weil fie zeigen, wie durch dad Mittel des 
Pachtweſens der landwirthichaftliche Betrieb vom Großgrundfapital, das hier 
den Charakter des arbeitslojen Werthfapitald annimmt, auögebeutet und auf dieſe 
Weiſe die Freiheit des fleinen Grundbeſitzes überhaupt vernichtet werden kann. 
Im Pachtverhältniſſe find nämlich die beiden im Grundbefige ftedenden Kapitalien, 
dad Grundfapital und das Betrieböfapital, von einander getrennt, der Pachtzins 
ift die Vergütung, welchen der Pächter für den Gebrauc des Grundfapitals zahlt, 
derjelbe ift ebenjo, wie die Verzinſung des Betriebsfapitals, aus dem Gewinne zu 
beftreiten, welchen der Pächter durch die Produktion, d. h. durd den Ueberſchuß des 
Marktpreijes der Produkte über die Geftehungsfoften derfelben erzielt. Wie groß der 
Antheil des Kapitaliften an diefem Gewinne ift, beitimmt fich allerdingd an und 
für fih durch freie Vereinbarung zwiichen Pächter und Grundeigenthümer. Es 
zeigt ſich aber auch hier wieder, daß die in thesi beftehende und vom bürger: 
lihen Rechte ald vorhanden angenommene Vertragöfreiheit in Wirklichkeit häufig 
gar nicht vorhanden ift. Die Eigenthümer des verpadhteten Grund und Bodens 
werden nämlich ganz naturgemäß das Beitreben haben, ihren Antheil an dem 
erwähnten Gewinne möglichft zu fteigern. Sie können dieſes thun, indem fie 
ihre Grumdbefigungen in möglichit viele fleine Pachtgüter zerlegen und die Pacht: 
perträge auf möglichit kurze Zeit abſchließen. Durd die Schaffung vieler Eleiner 
Pachtgüter wird eine Menge fleiner Leute, welche fi) mit dem geringjten Eins 
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fommen begnügen und im Streben nad Selbitändigfeit den möglihit hohen 
Pahtzins zu zahlen geneigt find, herbeigezogen und der Preis der Pachtgüter 
daher geiteigert; die Kürze der Pachtzeit aber ermöglicht den Grundeigenthümern 
jede ihnen günſtige Konjektur des Marktpreifes der Bodenprodukte durch fort: 
währende Steigerung der Pachtzinſe für fih auszunügen. Es fann auf Diele 
Weiſe geihehen, daß die Pächter von dem Ertrage der Pachtgüter jo viel an bie 
Örundeigenthümer abgeben müflen, daß fie nur noch die nothmwendigfte Lebens— 
nothdurft beitreiten fünnen, von einer Kapitalsbildung bei ihnen aber feine Rede 
mehr ift. Naturgemäß muß ein derartige® Pachtſyſtem zu allmähliger Verarmung 
der Landwirthſchaft, Bildung von Latifundien, Auswanderung und Verminderung 
der Bevölkerung führen, Folgen, welche fich bereit3 in Irland in erjchredlichen 
Mape geltend gemacht haben. Irland ift zugleich auch ein Beweis dafür, daß durch 
eine freie Verfaſſung tiefgreifende ſoziale Schäden nicht geheilt werden können, 
wenn für eine thatkräftige Verwaltung die wirthſchaftliche und ſoziale Grund— 
lage fehlt. Dies iſt aber in Irland der Fall, wo jenes Selfgouvernement, welches 
in England die größten Aufgaben der Verwaltung übernimmt, weil es ſie aber 
auch vollbringen fann, zur leeren Phraſe wird, weil dafelbft fein Mittelftand, 
insbejondere fein bäuerlicher Mittelftand, ja nicht einmal eine rechte gentry bes 
ſteht, ein jolcher Mittelitand vielmehr erft durch eine Neihe allerdings recht ſchwer 
auszuführender Neformen zu jchaffen wäre. Daß Zuftände, wie fie in Irland 
und theilweiſe in England und Schottland durch rückſichtsloſe und durd feine 
tehtlihe Schranfe gehinderte Ausnützung des Pachtſyſtems entitanden find, im 
übrigen Europa nicht beftehen und überhaupt nicht möglich find, läßt ſich nicht 
jo apodiktifch behaupten, zumal fih noch gar nicht überfehen läßt, in welche 
Page die europäiſche Landwirthichaft durch die noch weiter zu bejprechende über: 
feerihe Konkurrenz möglicher Weile noch gebracht wird. Immerhin ift aber jpeziell 
für Deutihland und überhaupt für Mitteleuropa zunächſt eine dringende Gefahr in 
dieier Hinficht nicht vorhanden, dagegen liegt für diefen Theil von Europa eine große 
Gefahr in der fortwährend zunehmenden Verihuldung des Grundbefiges. Es iſt 
das, was Stein die fontinentale Frage des Grundbefiges nennt. Bei Be— 
Iprehung der Verihuldung des Grundbefiges beflagt Stein mit Neht, daß es 
faft in allen Ländern an einer auch nur einigermaßen gemügenden Statiftit be— 
züglich dieſer hochwichtigen Erjcheinung fehlt, ja daß es fait jcheint, als habe 
man niht den Muth dazu, die für die Zukunft Europa's enticheidende Thatfache 
Öffentlich zu konſtatiren, daß ſchon jest das Geldfapital den größten Theil des 
jinfentragenden Werthes alles Grundbefiges in feinen Händen hat, daß dieſe ab: 
ſolute Herrichaft desielben durch die beitändigen Erbtheilungen und die Höhe der 
Zinfen in einer bisher ungeahnten Weiſe zunimmt , daß die eine Hälfte der Be— 
völferung der anderen ſchon jest zinspflichtig ift, daß die Erefutionen des Grund: 
befitesd und der ländlichen Betriebe in einer furdtbaren Weiſe wachſen und den 
ländfihen Mittelftand geradezu vernichten, und daß wir damit, wenn nicht Hilfe 
geihafft und das unbeſchränkte Verfügungsrecht des individualifirten Eigenthums 
begrenzt wird, Europa durch die Verarmung feines Grundbefiged aud in feinem 
Kapitalbefige verarmen muß.” Aber au ohne eine jolche genaue Statiftik iſt 
die fortichreitende Verſchuldung des Grundbefiges in ganz Mitteleuropa eine leider 
niht mehr zu Teugnende Thatſache und die Sache ift bereit? ſoweit gediehen, 
dab, wie in der bemerfenswerthen Abhandlung zur Bauern-National-Dektonomie 
in Nr. 174 der „Allg. Ztg.“ von 1881 ganz mit Recht hervorgehoben worden ilt, 
bald nicht mehr von einer Erleichterung des landwirthichaftlichen Kredits, ſondern 
zweckmäßiger von einer Beſchränkung und Erſchwerung desjelben zu jprechen jein wird. 
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Es bedarf feiner befonderen Hervorhebung, daß ed durchaus verfehlt wäre, 
die Urfache der ſchweren Verjhuldung des Grundbeſitzes im Mangel an wirth: 
ichaftlichen Anlagen und Tugenden beim Stande der Landwirthe zu juchen. Im 
einzelnen Falle mag ja oft genug der Grund des wirthichaftlichen Untergangs 
in diejen Umſtänden zu fuchen fein, aber zweifellos ift die Verſchuldung des 
Grundbefiges überhaupt durch Umftände hervorgerufen, welche tiefer liegen als 
die wirthichaftlihe Tüchtigfeit oder Liederlichkeit des einzelnen Landwirths; die: 
felbe mußte vielmehr, wie. Stein darlegt, mit einer gewiſſen Naturnothwendig- 
feit daraus fich ergeben, daß der Grundbefiß denfelben Regeln des Erb: und Ber: 
fehrörechtö unterworfen wurde, wie dad Werthfapital der unbedingten Theilbarfeit 
unterliegt, Objekt wucheriſcher Spekulationen wurde u. j. w. Es ift über Diele 
Dinge ſchon jo viel geichrieben und gejagt worden, die Literatur über den Boden: 
fredit und den landwirthichaftlichen Kredit und die Organijation der verichiedenen 
Anftalten zur Befriedigung desjelben ift eine jo umfängliche, daß ed wohl ge 
nügt, alle diefe Punkte nur anzudeuten. Nur darauf joll noch hingewieſen werden, 
dag Stein je nad der Urſache -der Entftehung der Schuld die eigentlichen Grund: 
ſchulden von Betrieböfredit in der Landwirthichaft ſcheidet und die Grundichulden 
jelbft ebenfalld wieder nad) ihrer Veranlaffung in die in Folge der Theilbarfeit des 
Srundbefiges entftehende Familienihuld, die Neftkaufichillinge und die Anlags— 
ſchulden eintheilt und die verſchiedene Bedeutung diefer Schuldgattungen beipridt. 


Es handelt ſich natürlic nicht blos darum, feitzuftellen, welche jchlimmen 
Folgen für den Grundbeſitz ein Pachtſyſtem hat, wie es in Irland und etwa in 
Süpditalien befteht, und wie jehr jchließlich der ganze ftaatlihe Organismus in 
Mitleidenschaft gezogen wird, wenn der Grundbeſitz durch fortichreitende Verſchuld— 
ung in immer fühlbarere Abhängigfeit vom Geldfapitale geräth. Viel wichtiger 
ift, Mittel anzugeben, dur welche den bejtehenden Uebelſtänden abgeholfen 
werden fann. Stein glaubt nun, die Uebel des erwähnten Pachtſyſtems könnten 
zunächit dadurch bejeitigt werden, daß die Vertheilung der Pachtgründe jo geordnet 
werde, daß diejelben nicht jo flein werben, daß der Pächter zum Tagelöhner des 
Grundeigenthümers wird, dann daß die Dauer der Pachtzeit auf ein Minimum 
bafirt werde, welches dem Pächter noch eine rationelle Bewirthichaftung des Pacht— 
gut3 geftatten würde. Beide Maßregeln wären geeignet, die fapitalbildende Kraft 
des Pachtweſens gegen das Einzelintereffe zu ſchützen und auf dieſe Weile die 
Bildung und Erhaltung eines bäuerlihen Mittelitandes zu ermögliden. Yür 
Irland kommen freilih auch noch andere Gefichtspunfte in Betraht, welche es 
doppelt jchwierig machen werden, die gänzlich zerfahrenen Verhältnifje des Grund» 
beiiges wieder in das richtige Geleife zu bringen. 


Mas die Mittel gegen die Folgen der Verihuldung des Grundbeſitzes an- 
langt, jo geht Stein auf die Idee der Grundrentenjcheine von Rodbertus zurüd, 
und ift der Anficht, daß die Nothwendigfeit, dieſe Idee praftiich durchzuführen, 
fih bald als unabweisbar zeigen werde, daß aber die Durchführung derjelben 
von zwei Vorausjegungen abhängig fei. Die erite Vorausſetzung ift, daß bie 
Gemeinde wieder in ihr alt= germanisches Recht eintrete, und als Genoſſenſchaft 
der Grundbefiger auch für das Grundichuldenweien zu funktioniren beginne, in 
der Weiſe, daß fie bei der IImwandlung der fündbaren Hppothefichulden in uns 
kündbare Grundrenten die Nententitel ausgibt, daß fie daher auch über die Noth- 
wendigfeit jeder Schuldaufnahme enticheidet und daß fie endlich die Nente ein- 
faffirt und dem Inhaber des Nentenscheines den entfallenden Betrag auözahle, jo 
dab nicht etwa das Geldfapital vom Grundbefige ausgeſchloſſen oder zinslos 
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werde, fondern daß e3 künftig ftatt der Einzeljchulden nur noch Gemeindegrund: 
ihulden gibt. 

Die zweite Vorausſetzung beftehr nah Stein darin, daß, da natürlich neben 
diefen Gemeindegrundfchulden der Einzelne als freier Mann noch immer perſön— 
liche Schulden eingehen kann, wegen folcher perfönlicher Schulden niemals eine 
Grefution gegen den Grundbefig und fein Betriebsinventar gerichtet werden darf, 
fondern daß im Konkursfalle der Grundbefig an die Gemeinde zurüdfällt, welche 
denjelben gegen die Grundrentenfcheine wieder als Ganzes zu verfaufen berechtigt 
fein muß und unter Umftänden verpflichtet werden fann. 


Menn bisher trog der wachienden Verjchuldung der Grundbefiß noch immer 
eriftenze und felbit entwidelungsfähig blieb, jo lag die vor Allem darin, daß 
nicht blos die Produktion, jondern auch der Marktpreis der landwirthichaftlichen 
Produkte fortwährend ftieg, damit aber der Ertrag und mithin auch die Größe 
des Grundfapital® wuchs. Dadurch wurde der Grunbbefig freditfähiger und 
indem die beiden großen Boiten, Kapitalswerth des Beſitzes und Kapitalsſchuld 
desſelben, gleihmäßig ftiegen, wurde eben durch die Gleihmäßigkeit der Steiger: 
ung der Grundbejig doc zulegt vor jeder ernften Erichütterung bewahrt. Nun 
trat aber vor wenig Jahren durd die amerifanijch-auftralifche Konkurrenz in Ges 
treide und Fleiſch ein Umftand ein, welcher dem Grundbefig in Welt: und Mittel: 
europa auch feinen letten Halt, die Höhe und das fortwährende Steigen des 
Marktpreijes feiner hauptfählichen Produkte zu rauben droht. Es mag dahin 
geitellt bleiben, ob diefe Gefahr für unſere Landwirthichaft wirklich jo groß ift, 
als jie gewöhnlich gejchildert wird und als fie insbefondere aud) Stein jchilbert. 
Wenn dies aber aud nicht der Fall ift und wenn die Gefährdung unferer Land» 
wirthſchaft durch die erwähnte Konkurrenz auch nur eine vorübergehende jein 
wird, jo Liegt doch auch in diefem Falle die Möglichkeit nur zu nahe, daß die 
Grundlagen unſerer gefammten Landwirthihaft auf das Ernſtlichſte erichüttert 
werden. 

Die Geſtehungskoſten der landwirthichaftlihen Produkte in Amerifa und 
Auftralien find eben aus einer Neihe von Gründen weit geringer al3 in Europa 
und nur die Höhe der Transportfoften war es bisher, welche die Konkurrenz 
diefer Produkte auf dem europäiſchen Markte unmöglich machte oder doch er- 
ihmwerte. Allein auch diefe Schranke erweiſt fi mehr und mehr als nicht aus: 
teihend, da Alles aufgeboten wird, diejelben auf das möglichit geringe Maß 
berabzudrüden. 

Begreiflicherweife find bereit allerlei Vorichläge gemacht worden, um der 
überjeeiichen Konkurrenz zu begegnen. Auch Stein begnügt fich nicht damit, blos 
die Thatfache der Konkurrenz zu fonftatiren, fondern er jchlägt auch Mittel vor, 
diefelbe zu befümpfen. Er geht dabei zunädit von der Beobadhtung aus, daß 
für die amerifanifche und auftralifche Landwirthichaft ein großes Webergewicht 
über die europätiche fi) aus der Verwendung von allen möglichen Majchinen er- 
gibt und daß der Anwendung von Maſchinen im Iandwirthichaftlichen Betriebe 
bei und vor allem das zeriplitterte EinzeleigenthHum im Wege fteht. Es handelt 
fi) daher darum, Maichinenland zu fchaffen, d. h. die Gemeinjchaft der Markt: 
genofien als Grundlage des Beitandes der alten Hufe und zugleich als Voraus— 
ſetzung wieder aufzufuchen, und aus den bisherigen Gemeinden Betriebögemeinden 
mit jtrenger Feldordnung zu bilden, welche jich Gemeindemajchinen anjchaffen und 
mit diefen im Neihedienit arbeiten, etwa wie man jest Gemeindejprigen und Ge— 
meinde⸗Feuerwehren hat. 
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In zweiter Linie verlangt jodann Stein Schug der Landwirthihaft dur 
Zölle auf Fleifh und Korn und möglichite Minderung der Grundfteuer, um auf 
diefe Weile die Geftehungsfoften unferer Iandwirthichaftlihen Produkte herab: 
zuſetzen. 

Es iſt im Vorſtehenden verſucht worden, den Gedankengang dieſer neuen, 
höchſt bedeutenden Schrift Steins, den Hauptpunkten nach wiederzugeben und mag 
es am Schluſſe geitattet ſein, den weſentlichen Inhalt derſelben in einigen Sätzen 
zu ſkizziren, um auf dieſe Weiſe den Standpunkt, welchen Stein einnimmt, ſcharf 
zu marfiren: Staat: und NRechtöleben ftehen im legten Grunde unter dem Ein: 
fluffe der durch die Mertheilung der Güter bedingten Gejellihaftsordnung; je 
nachdem diejelbe den Grundbefig oder dad Werthfapital zur Grundlage hat, wird 
ber Charakter des öÖffentlihen und Privatrecht ein verjchiedener fein, jo daß jede 
Güterart ihre befondere Rechtsordnung zu bilden in der Lage ift, welche dann 
aud für die andere Güterart unbedingte Gültigkeit beanfprucht. Gegenwärtig 
beherricht nun die Rechtsordnung des Werthfapitald auch den Grundbefig und hat 
eine weitgehende Abhängigkeit und Zinspflichtigfeit des leßteren gegenüber dem 
eriteren bewirkt, welche um fo bedenflicher erjcheint, als auch die Produktivität 
bed Grumdbefige® durch die überfeeiihe Konkurrenz bedroht ift. Aufgabe bes 
Staates ift es nun, dem bebrängten Grunbdbejige durch Aenderungen des be 
ftehenden bürgerlichen und öffentlihen Rechts zu Hülfe zu kommen. Sicherlich 
werden die Ausführungen Steins manchen Widerfprucdh hervorführen und mög: 
liher Weife wird dem Berfaffer aud) der Vorwurf des Neaktionärd, Agrarierd 
und Schutzzöllners nicht eripart werben, weil er vielleicht theilweile im Wider: 
ſpruch mit früheren Darftellungen fi) gegenwärtig für Abänderungen unferes 
auf den Grundfägen des römifchen Verkehrs: und Erbrechts beruhenden bürger: 
lihen Rechts im Intereffe des Grundbefige® ausgeſprochen und ebenjo eine Be 
rüdfihtigung der Landwirthichaft in der Zolle und Steuergefeßgebung befür- 
wortet hat. 

Während Jahrzehnte hindurch das allgemeine Looſungswort „Selbithülfe“ 
war, und der Staat mehr oder minder al3 ein nothwendiges llebel betrachtet 
wurde, hat ſich jeit Jahren der Wind jehr ftarf gedreht, der Staat ift nicht blos 
wieder zu Ehren gefommen, ſondern man erwartet jegt im Gegentheil zu viel 
von der Staatshülfe. Auch Geijter, wie Stein, find nicht völlig unabhängig 
von derartigen Strömungen und feine pofitiven Vorſchläge zur Beſeitigung ber 
gegenwärtigen Nothlage des Grundbefiges, bei welchen die Möglichkeit wenigſtens 
theilweifer Hülfe dur freie Selbitthätigfeit wohl zu wenig berüdjichtigt ift, 
zeigen deutlich, daß diejelben zu einer Zeit gemacht worden find, in welcher das 
log. Mancheſterthum als überwundener Standpunft gilt. 

Bei der großen Wichtigkeit, welche der von Stein beiprocdhenen Frage bei: 
gelegt werden muß, liegt es jehr nahe, die von ihm gemachten Vorichläge im 
Einzelnen kritiich zu beleuchten; es würde dies aber nicht blos auf viele Punkte 
unferer neuen Wirthſchafts-, Steuer: und Zollpolitif führen, jondern auch noth— 
wendig machen, die Hauptfragen des Bodenfredits zu beiprechen, die im innigften 
Zufammenhange mit unferem Erbrechte ftehende übermäßige Hinaufſchraubung 
der Werthtaration von Grund und Boden zu beleuchten u. ſ. w. Zu derartigen 
Ausführungen bietet jelbitverftändlich gegenwärtige Beiprechung der mehrerwähnten 
Schrift feinen Raum. Es fann aber auch auf eine fritiihe Beiprehung ber 
fraglichen Auffallungen des Verfaſſers um jo mehr verzichtet werden, als ficherlich 
Stein jelbit am mwenigjten der Anficht fein wird, in feiner Schrift ein unfehl- 
bares Rezept gegen die von ihm jo Elar bejchriebene joziale und wirthichaftliche 
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ftirantheit gegeben zu haben. Die große Bedeutung der „drei Fragen des Grund: 
befiged und feiner Zukunft“ Tiegt auch gar nicht auf diefem Gebiete, ſondern 
darin, daß Stein von einem hohen, weiter Umblicke geftattenden Standpunfte 
aus dargelegt hat, daß e3 ſich nicht um den wirthichaftlichen Untergang einer 
größeren oder geringeren Anzahl von Grumbdbefigern und auch nicht blos um 
eine Kriſis der Landwirthſchaft handelt, welche die übrigen Geſellſchaftsklaſſen 
mehr oder weniger gleichgültig laffen könnte, ſondern daß mit der politiichen und 
wirthichaftlihen Leiftungsfähigfeit des Grundbejites die Solidität des ftaatlichen 
Gefüge in Frage fteht und daß daher der Staat den mehrerwähnten Eridein: 
ungen gegenüber fih nicht gleichgültig verhalten fann. Nach diejer Richtung 
bin bietet Steins Schrift eine Fülle von Anregungen, welche auch für Diejenigen 
von Intereſſe jein werden, die Beruf und Neigung in erfter Linie auf die mehr 
technischen Fragen der Ausbildung unferer Kommunikationsmittel im Intereſſe 
der Landwirthichaft, der Erjeguug der einen landwirthſchaftlichen Produktionsart 
durh eine andere u. j. w. hinweifen. Mit Einem Worte: wir haben hier eine 
Schrift vor und, welche wieder zeigt, wie jehr Stein es verfteht, alle Fragen 
unſeres ftaatlichen und wirthichaftlichen Lebens durch jeine Behandlungsweije zu 
bertiefen und fie badurd in die richtige Beleuchtung zu bringen, daß er ihren 
innern Zufammenhang mit den legten Urſachen miss Staats- und Geſellſchafts— 
ordnung darlegt. 


——— ee 


Miszellen. 


Eheſchließungen zwiſchen Blutsverwandten. Als Eheſchließungen zwiſchen 
Blutsverwandten gelangen in Preußen ſeit Anfang 1875 diejenigen zwiſchen Ge— 
ſchwiſterkindern, zwiſchen Oheim und Nichte, ſowie zwiſchen Neffe und Tante zur 
Erhebung und Anſchreibung. Die Zahl ſolcher Eheſchließungen iſt eine ziemlich 
ſchwankende, wie nachfolgende Tabelle ausweiſt. 

Darunter zwiſchen Blutsverwandten 


I aller R E : 
Fahre: ab überhaupt Geſchwiſter⸗ Oheim und Neffe und 
Eheſchließungen kinder Nichte Tante 

1875 281,331 1,557 1,418 106 38 
1876 221,727 1,342 1,227 96 19 
1877 210,357 1,993 1,773 166 54 
1878 207,716 1,847 1,695 122 30 
1879 206,752 1,711 1,522 159 30 
1880 208,456 1,685 1,519 133 33 
Mittel 214 ‚390 1 ‚689 1 "525 130 34 


Unter je 1000 Eheſchließungen überhaupt befanden fich solche zwiſchen 
Blutsverwandten im Jahre 1875: 6,73, im Jahre 1876: 6,0%, im Jahre 1877: 
9,4, im Jahre 1878: 8,8%, im Jahre 1879: 8,23 und im Jahre 1880: 8,0%, 

Von je 1000 während der Jahre 1875 bis 1880 im preußiichen Staate 
vorgefommenen Eheichliegungen zwiichen Blutsverwandten entfielen durchſchnittlich 
902, auf Ehen von Geichwifterfindern, 76,9" auf Ehen zwifchen Oheim und 
Nichte, ſowie 20,1? auf Ehen zwiſchen Neffe und Tante. Unter der ländlichen 
Bevölkerung find dergleichen Eheſchließungen häufiger als unter der jtädtifchen, 
und insbeſondere find es die zwijchen Neffe und Tante (1875: 26, 1876: 13, 
1877: 42, 1878: 25, 1879: 25, 1880: 28 Fälle), ſowie zwiichen Obeim und 
Nichte (1875: 72, 1876: 61, 1877: 112, 1878: 89, 1879: 114, 1880: 86 
Fülle), welche vorwalten. Wie fich die blut3verwandten Eheſchließungen auf Stadt 
und Land vertheilten, laſſen folgende Zahl deutlich erkennen. Eheſchließungen 
zwiichen Blut3verwandten erfolgten bei der jtädtiichen und ländlichen Bevölkerung: 

Unter je 1000 Eheſchließ⸗ 


Zahl der Zahl der — 

Eheſchließungen Eheſchließungen zwiſchen — en 

im überhaupt Blutsverwandten Vlusv u 2, en 
Jahre : auf ; auf : auf 

— dem platten — dem platten u dem platten 

Lande Lande Sande 
1875 87,462 143,869 440 1,117 5,08 9,97 
1876 83,226 138,501 346 986 4,16 7,9 
1877 81,181 129,226 575 1,418 7,0 10,97 
1878 79,519 128,197 494' 1,353 6,8 10,55 
1879 80,058 126,694 507 1,204 6,8 g,5C 
1880 81,228 127,228 498 1,187 6,83 9,88 
im Mittel 82,104 132, 286 477 1 212 5, 9,58 


Man hält im Allgemeinen die Eheſchließungen zwiſchen Blutsverwandten 
der körperlichen und geiſtigen Entwickelung der daraus hervorgehenden Kinder 
für nachtheilig. Es wäre ſicher von großem Intereſſe, dieſe Behauptung ſchon 
jetzt ſtatiſtiſch prüfen zu können; allein dazu ſind die vorhandenen Materialien 
noch keineswegs ausreichend. Es werden noch Jahre vergehen, ehe hierüber be— 
ſtimmte, über eine erhebliche Zahl von ſolchen Ehen ſich erſtreckende Nachweiſe 
gegeben werden können, und man wird ſich daher einſtweilen mit dem Nachweiſe 
der bloßen Zahl genonnter Eheſchließungen begnügen müſſen. (Stat. Korr.) 


Das Deutſche 
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Erſtes Kapitel. 


Das Gejandtihaftsredht.') 
81. Begriff und Auellen. 


I. Diejenigen Organe der Staatsgewalt, welche die internationalen Be- 
jiehungen des Staates amtlich zu pflegen berufen find, werden unter dem Ge— 
lammtbegriff Diplomatie zujammengefaßt. In diefem weiteren Sinne des 
Vortes gehören zur Diplomatie auch diejenigen Beamten, welche im inneren 
Dienft zur Bearbeitung der internationalen Angelegenheiten berufen find, die 
Beamten im Miniſterium des Auswärtigen oder Auswärtigen Amt.?) Im 
engeren Sinne verjteht man unter Diplomatie jedoch nur diejenigen Beamten, 
welhe im äußeren Dienft mit der Pflege der Beziehungen von Staat zu 
Staat betraut find, welche von einem Staat in den anderen zu dem angegebenen 
Zwecke entjendet werden. 

In jedem Falle aber hat der Begriff Diplomatie zur VBorausfegung, daß 
es fih um Perfonen handelt, welche zur Führung von Gejchäften des Staates 
berufen find, um agentes in rebus publieis. Perſonen, welche zur Bejorgung 
von Privat geſchäften eines Fürjten in einen fremden Staat entjendet werden, 
agentes in rebus privatis, fallen niemals unter den Rechtöbegriff Diplomatie.®) 

Die diplomatischen Amtsträger fünnen zu dauernder Thätigfeit oder 
nm zu vorübergehenden Funktionen berufen jein; für die juriftifche Be: 
trachtung ift Dies völlig irrelevant. 


') Daß Gefandtichaftsrecht hat eine fehr umfangreiche Literatur. Vgl. die Angaben bei 
Nirug: das europäiihe Gefandtichaftsrecht (1847). Zweite Abtheilung. Alt, Handbuch 
des europäiichen Gejandtichaftsrechtes (1870) ©. 2°. von Ompteda: Literatur des ge 
lammten, jowohl natürlihen als pofitiven Wölferredhtes (1785). Leider vermag bei einem 
leberblid über dieje Literatur das Urtheil nicht unterdrüdt zu werden, daß der juriftifche 
Berth im umgefehrten Verhältnih zu Zahl und Umfang der das Geſandtſchaftsrecht behandelnden 
Berte ſteht. Die meijten Schriftjteller erzählen Anekdoten oder geben breite Erörterungen 
über die diplomatifche Kunft, über Ceremonialfragen und andere theild juriftiich werthloje, 
tbeild der juriftiichen Bafıs gänzlich ermangelnde Dinge. Mit erfreulichem juriftiihen Sinn 
it die Materie behandelt von Bynfershoef: traite du juge competent des ambassadeurs 
(id zitire nach der franzöfiihen Leberjegung von Barbeyrac. 1723). 

2) Battel, droit des gens 1. IV. $ 56. Bluntſchli, Völkerrecht (3. Aufl.) $ 170. 
Martens-Geffden, Guide diplomatique 5. Aufl. 88 1—3. 

NHeffter-Geffcken Völkerrecht (8) ©. 449 f., Klüber Völkerrecht (2) $ 171. 
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Schon das Alterthum kennt einen unftändigen diplomatifchen Verkehr; ') 
doch entwidelte fich derjelbe nicht zu einer ordentlichen Staatsinjtitution, da 
der antiken Auffafjung gemäß der regelmäßige Verkehr von Staat zu Staat 
lediglich ein feindlicher war, diplomatifche Beziehungen friedlicher Natur jomit 
immer nur die Ausnahme fein fonnten. Doc hatten jchon die Römer in der 
älteren Zeit ein nicht unbedeutendes Gejandtichaftsrecht ausgebildet, das jus 
fetiale ,?) und weiterhin wurde in der juftinianischen Gejeßgebung auch das 
Gejandtichaftsrecht des römischen Kaiſerreiches Fodifizirt.?) 

Ständige Einrichtungen für den diplomatischen Verkehr wurden erjt feit 
dem Weſtfäliſchen — (1648) ausgebildet. „C'est depuis la paix de 
Westphalie et celle d’Utrecht et plus encore à dater du ministere du 
cardinal de Richelieu que l’Europe se trouva sous l’influence d’une foule 
d’agents diplomatiques mis en action perpetuelle par la politique re- 
muante de ce ministre et cet ordre E choses s’etant developp& de 
plus en plus les nations se trouvent aujourd’hui sous la 
surveillance constante et active de la diplomatie.“*) In 
diefen Worten liegt eine bis zu diefer Stunde vollfommen zutreffende Cha: 
rafterifirung des für die Ausbildung der heutigen ftändigen Gefandtichaften 
maßgebenden Gedankens. Aber auch heute noch kommen neben diejen jtändigen 
Sejandtichaften unftändige Gejandte vor, 3. B. zu Beglüdwünjchungen, Bei: 
leidsbezeugungen, feierlihem Empfang eines Souveräns, bejonderen politifchen 
Miſſionen u. dgl. 

Die Gejammtheit der bei einem Staat beglaubigten fremden Gejandten 
wird diplomatifches Korps genannt. Es handelt fich jedoch dabei nicht 
um eine juriftiiche Einheit, überhaupt nicht um einen juriftiichen Begriff. Wenn 
auch in neuerer Zeit das diplomatifche Korps unter Führung des Ältejten Mit: 
gliedes („Doyen“) oder durch diefes leßtere vertreten da und dort amtlich thätig 
wurde (3. B. in Konftantinopel), jo ijt dies dach nur Etwas rein Thatfächliches; 
das diplomatische Korps fann weder zur Zeit als juriftiiche Einheit betrachtet 
werden, noch ji) jemals zu einer folchen entwideln, da für dasſelbe, abgejehen 
von den doc) immer divergirenden Interejjen der Staaten, eine einheitlidye 
juriftiiche Baſis begrifflicy gar nicht fonftruirt werden fann. ®) 

II. Das Gejandtihaftsreht ijt der Inbegriff aller auf die 
Diplomatie bezüglihen Rechtsſätze; dasjelbe bildet einen Theil 
des Staatsrehtes und zwar de3 Äußeren Staatsrechtes.“) Das 


ı) HeffterGeffcken $ 199. Calvo droit international I, ©. 456. Alt 88 4-7. 
Mirup 1.88 7—15. 

2) S. hierüber Puchta-Krüger Injtitutionen 9. Aufl. $ 88. 

3), Bynkershoek 1. VI Es handelt ſich aber fajt bei allen diefen Vorſchriften des 
römijchen Rechtes nicht um Gejandte von Staat zu Staat, jondern um Gejandte von Pro: 
vinzen an den Kaiſer. Bgl. a. a. ©. ©. 69. Gottſchalk die Erterritorialität der Ges 
fandten. Diſſ. 1878, ©. 4. 9. 

) Martend:Geffden $1. Galvo I, ©. 456. 

) Bluntſchli $ 182 erkennt zwar das im Tert Gejagte dermalen noch als richtig 
an, erblidt aber in dem wiederholten forporativen Auftreten des diplomatijchen Corps den 
„Keim einer völterrechtlihen Organijation, der ji in der Zukunft weiter entwideln läßt.“ 

°) Yaband Etaatsrecht des Deutichen Reiches) II $ 70 bemerkt: „im Allgemeinen 
(wie weit reicht dieſe Allgemeinheit ?) find die Rechte der diplomatischen Bertreter und Agenten 
durch Regeln des Völkerrechtes und durch die Gebräuche des internationalen Verkehres bejtimmt; 
ſtaatsrechtliche Grundläge finden nur in recht beſchränktem Maße Anwendung.“ Iſt die im 
Terte gegebene prinzipielle Ausführung richtig, jo muß die Zweitheilung des Gejandtichaftd 
rechtes in einen ſtaats- und einen völferrechtlichen Theil verworfen, das ganze Geſandtſchafts— 
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Gejandtihaftsrecht ift begrifflih wie alles Recht an den Staat gebunden; es 
gibt ein deutſches, englisches, franzöfiiches zc. Gejandtichaftsrecht, aber es gibt, 
wie überhaupt fein Recht, jo insbefondere kein Gejandtichaftsrecht, welches vom 
Begriffe des Staates getrennt werden könnte, fein Gejandtichaftsrecht, welches, 
aus einer über den Staaten vorhandenen Duelle erjlofien, diefe leteren im 
Redtsfinne zu binden vermöchte, jo wie etwa das Straf- oder Zivilgefeß des 
Staates die Unterthanen bindet und zwingt. Die Auffafjung des „Völkerrechtes“, 
welche diejen legteren Gefichtspunft zum Fundament der juriftifchen Konftruftion 
nimmt, iſt begrifflic) unmöglich, weil ein Widerfpruch zur Souveränetät, dem 
einzigen ejjentiellen Begriffsmoment des Staates. 

Das im Folgenden darzuftellende Gefandtihaftsredt ift 
fomit deutiches Recht. 

II. Diejes deutihe Gejandtichaftsredht ift jedoch in weitem 
Umfange internationales Recht. Den gemeinfamen Intereſſen der Staaten 
bezüglich des diplomatischen Verfehres gemäß haben ſich in den legten Jahr: 
hunderten in nicht unerheblichem Umfange gemeinfame Grundfäße über die 
Rehtsverhältnifje des diplomatiſchen Berjonales und Dienstes 
ausgebildet, welche zum Theil geradezu den Charakter von übereinftim- 
mendem Gemwohnheitsreht aller Staaten, die am diplomatijchen Ber: 
fehre theilnehmen, gewonnen haben, zum Theil auch durdy Staatsverträge 
pofitiv figirt twurden, zum Theil endlich die partifulare Gejeßgebung der einzelnen 
Staaten bejtimmend beeinflußt haben. Ferner gibt es außerhalb diejes 
juriftiihen Rahmens noch eine Reihe von Grundſätzen für den 
diplomatijchen Verkehr, deren Anerfennung als eine moraliſch— 
politiiche Pflicht der Staaten gegen einander betrachtet wird. 
Immer aber ijt, jomweit nicht Staatöverträge in Frage ftehen, die Nechtsbildung 
der einzelnen Staaten auch auf dem Gebiete des Gejandtichaftsrechtes völlig 
jouverän und unbejchränft; eine Abweichung von jenen gemeinfamen Grund» 
lägen, eine Abänderung derjenigen Gejeßgebung oder desjenigen Gewohnheits— 
rechtes, welches aus jenen gemeinfamen Grundſätzen des internationalen Ver: 
fehres erwachſen iſt, wäre feine Verlegung einer Rechts-,) höchſtens viel- 
leicht einer moraliſch-politiſchen Pflicht. Thatſächlich ift auch die Fixirung 
jener gemeinfamen Grundfäge als pofitives Recht der Staaten in einer nicht 
unweſentlich verjchiedenen Weije erfolgt, jo daß jelbjt von gemeinjamem 
internationalen Gejandtichaftsrecht doch nur in Bezug auf die äußeren Umrifje 
gefprochen werden kann. 

IV. Das Gefandtichaftsrecht hat der Natur der Sache gemäß eine doppelte 
Seite. Jeder Staat empfängt Gejandte fremder Staaten bei ich, er übt das 


teht vielmehr als eine jyftematifche Einheit behandelt werden. Uebrigens erhebt ſich gegen 
die Laband' ſche Zweitheilung aud) das Bedenken, daß ſich eine Abgrenzung der völkerrecht— 
lihen und der jtaatsrechtlichen Sphäre ſchwerlich wird feititellen lafjen. it 3.8. der erhöhte 
ftrafrechtliche Schuß der Gejandten ( KStGB. $ 104) völkerrechtlic oder ftaatsrehtlih? Sit 
die Eremtion von der Gerichtsbarkeit (GVG. 8 18) völkerrechtlich oder ſtaatsrechtlich? Iſt 
das Recht Urkunden zu legalifiren (ZPO. $ 453) völkerrechtlich oder ſtaatsrechtlich? 

9 Dies gibt auch Bynkershoek zu, indem er bezüglid) des Erterritorialitätsrechte® der 
Gejandten bemerkt (VIII $ 111): „rien n’empöche qu’en les recevant on ne leur déelare 
qu’on ne veut le faire qu’ä la charge qu’ils se soumettent à notre jurisdiction.“ 
Vgl auch c. XXIV 8 X u. befonders treffend e. XIX $ VII. „Würden aber, jagt dagegen 
Gottihalt ©. 22, durch ftaatörechtliche Beſchränkungen der Erterritorialität die Prinzipien 
des Völkerrechtes verlegt, jo ftände den betroffenen Staaten das Recht zu, Retorjion zu üben, 
oder aber die ganze diplomatijche Verbindung abzubrechen.” Dieje Argumentation bewegt 
ſich nicht mehr auf juriſtiſchem, jondern auf politiihem Gebiete. 
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pafjive; und jeder Staat entjendet jeine Gejandten in fremde Staaten, er übt 
das aftive Gejandtichaftsrecht, er ift Abjende- und Empfangsjtaat. (Zeichnet fic 
diefe Terminologie auch nicht durch Eleganz aus, jo bezeichnet diejelbe doch kurz 
und zutreffend das in Frage ftehende Verhältniß). Feder Staat wird demnad) 
für das von ihm in’3 Ausland zu entjendende diplomatiiche Perjonal Rechtsſätze 
aufjtellen müfjen, welche einen bejonderen Theil des Beamtenrechtes bilden. 

Die im fremden Staate befindlihen Diplomaten anderer 
Staaten ftehen prinzipiell unter dem alle Rechtsverhältniſſe 
der modernen Entwidelung gemäß beherrſchenden Territoriali: 
tätsprinzipe. Es gibt heute feinen anderen begrifflihen Aus 
gangspunft für die prinzipielle Erfajjung des Rechtes über- 
haupt und jedes einzelnen Rechtszweiges insbejondere als den 
Grundfaß: quidquid est in territorio est etiam de imperio 
territorii. Der am englifchen Hofe beglaubigte deutſche Gejandte fteht 
prinzipiell unter der Herrichaft des englichen Rechtes, wie jeder innerhalb des 
englifchen Staatsgebietes Lebende Menſch, gleichgiltig, ob er dem englijchen 
Staatsverband juriftifch angehört, oder ob er im Rechtsſinne jtaatsfremd ift. 
Ebenfo der englifche Gejandte am Hofe des deutjchen Kaiſers. Nicht jcharf 
genug kann der Saß, der fich nicht jelten in der Literatur des Völkerrechtes 
findet, zurückgewieſen werden, als jeien die Gejege des Staates „Doch nur für 
die Unterthanen verbindlich“, nicht aber für Fremde.“) 

Das Territorialitätsprinzip erfährt jedoch den inter: 
nationalen Grundfägen gemäß für die Gejandten eine weit- 
gehende Modifikation. Sit Schon für gewöhnliche Fremde jenes 


) So Alt 8 60. Mit nichten folgt aus dem im Tert Gejagten, wie behauptet, 
daß man dann „folgerichtig dem Sejandten auc das unbejtrittene Necht der Erterritorialität 
abſprechen“ müfje (j. hierüber unten). $ 82 wird das Recht der Erterritorialität darauf be 
gründet, daß der Bejandte „nicht Unterthan des Staates“ wird, in welden er gejandt ift, 
jondern Unterthban des Abiendejtaates bleibt, fomit „in feiner Weile weder der gi noch 
der Criminalgerichtsbarkeit des annehmenden Staates unterworfen“ ſein könne. ieſe Mo⸗ 
tivirung iſt völlig verfehlt, denn jeder Fremde iſt während ſeines Aufenthaltes 
im Staatögebiet der Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsjtaates unterworfen 
(D. StGB. $ 3: „Die Strafgejege des Deutjhen Reiches finden Anwendung 
auf alle im Gebiete desſelben begangenen ftrafbaren Handlungen, aud 
wenn der Thäter ein Ausländer ift“, und die analoge Beitimmung GBG. & 18). 
Wenn fomit Alt jagt, der Geſandte fünne, da er nicht Untertban des Empfangsitaates jei, „uns 
möglich der Jurisdiltion des fremden Landes unterworfen werden“, jo hat diefer Schriftjteller, 
„um zu einer richtigen Entjcheidung diejer wichtigen Frage zu gelangen“, gerade den diametralen 
Gegenjag des richtigen und in der deutichen Gejepgebung zu klarem Ausdrud gelangten 
Prinzipes zum Ausgangspunkt jeiner Argumentation genommen. Wähcend gerade Alt, 
indem er die Gerichtsbarkeit eines Staates iiber alle, die ihm nicht unterthan find, für „un: 
möglich“ erffärt, die Gefandten und die fremden zujammenmwirft, macht derjelbe Schriftiteller 
in ganz confujer Weiſe denjenigen, melde das richtige Prinzip vertreten, den Vorwurf, die 
Gejandten „in eine Kategorie mit jonjtigen Fremden“ zu jtellen. Alle Fremden find prin- 
zipiell der Staatögerihtäbarkeit unterworfen, nur die Gejandten find davon fraft der bejon- 
deren Erterritorialitätsfoncejlion erimirt. Alt hat jeine faliche Konftruftion übrigens aus 
Bynkershoet entnommen, der IIS2 das Princip dahin faht: „C’est une rögle inviolable 
du droit de gens qu'on ne doit commander qu’ä ses sujets. Tout depend de la sujetion 
sans laquelle la jurisdiction n’a aucune force. Siehe aber $ V. Dagegen wieder 1. V. 
$ VII: „Selon l’usage constamment regu un ambassadeur n'est point regard& comme sujet 
de la puissance auprös de laquelle il est envoy&, mais demeure sujet de celle qui l’envoie 
et par cons&quent n’est cense soumis en aucune matiere ni pour dettes ni pour crimes 
à la jurisdietion du Souverain chez qui il reside.* L. VIII $1: „nous ne nous attri- 
buons aucune jurisdietion sur les &trangers.* Dagegen 1. XXIV $ 10: „sout dependants 
de la jurisdiction du Souverain ceux qui se trouvent dans l'enceinte de ses &tats.“ 
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Princip in einzelnen Bunften modifizirt, jo ift die bezüglich 
der Öejandten geltende Modifikation eine jo weitgehende, daß 
jie geradezu den Öegenjaß zum Brinzip darftellt. Die Gejandten 
baben das Borredt der Erterritorialität. Die Erterritorialität der 
Geſandten hat eine negative umd eine pofitive Seite. Die negative Seite, 
welche in allen Darjtellungen des Gejandtichaftsrechtes allein behandelt wird, 
beiteht darin, daß die Gejandten von jeglicher Art der Jurisdiktion des 
Empfangsjtaates befreit find, um in volljter Unabhängigkeit des ihnen über: 
tragenen Amtes walten zu können (ſ. hierüber unten ©. 110 ff.). 

Biel wichtiger aber als die negative noch iſt die pojitive 
Seite des Erterritorialitätsrechtes der Gejandten: Die Befugniß 
derjelben, im fremden Staate amtlich thätig jein zu föünnen. 

Die Gejandten im fremden Staate find nicht gewöhnliche Privatperjonen, 
jondern Staatsbeamte; fie find zu dem Zwecke in den fremden Staat ge: 
ihidt, um amtliche Funktionen ihres Staates wahrzunehmen, um obrigfeitlich 
thätig zu fein; fie bilden ein Stücd der Staatögewalt und üben das Im— 
perium ihres Staates im fremden Staate aus’) Es iſt unzuläßig, 
den Gejandten diefen amtlichen Charakter abzujprehen. Wenn auch that 
ſächlich die amtliche Thätigfeit der Gefandten zum größeren Theile nicht direkt 
gegen Menjchen, gegen Unterthanen gerichtet ift, welche der durch die Gejandten 
repräfentirten Staatsgewalt Gehorjam zu leiften hätten und deren Gehorfam 
eventuell erziwungen werden fünnte, jo trifft doch diejer Gefichtspunft einmal 
feineswegs überall bei der gejandtichaftlichen Thätigkeit zu und zweitens ijt 
derfelbe für den Begriff der amtlichen Thätigkeit irrelevant. 

Vollzieht der Geſandte eine Ehefchließung, ftellt er einen Paß aus, lega— 
Iifirt er eine Urkunde, jo jtehen ihm Unterthanen gegenüber, genau ebenſo wie 
dem Standes=, dem Verwaltungs, dem Nichterbeamten im Inlande. Und 
jelbit die Möglichkeit des Zwanges fehlt ihm nicht: der Gejandte kann eiumal 
zur Erzwingung jeiner Befehle eigene Erecutivbeamte haben; er fann aber 
ferner auch durch Requifition die Hilfe der Landesbehörden feines Empfangs- 
ftaates in Anfpruch nehmen und in diefem Fall ijt der von diefen Behörden 
geübte Zwang juriftiih vom Gejandten geübt. ?) 

Aber auch wenn Unterthanen und Zwang nicht in Frage ftehen, iſt die 
Thätigfeit des Gefandten doch immer eine amtliche und darum obrigfeitliche, 
alfo 3. B. die Beobachtung und Berichterjtattung über die politifchen, militär= 
iſchen, wirthichaftlihen Verhältniſſe des Empfangsſtaates. Auch inländijche 
Behörden haben ja vielfah in diefer Weile amtlich zu handeln, ohne daß 
biebei ein direktes Unterthanenverhältnig von Menſchen Ausdrud fände. Der 
Rehtsbegriff der Amtsthätigkfeit ift nicht davon bedingt, daß 
in jedem Falle ein Unterthanenverhältniß zum praftijhen Aus— 


NA. 4. Laband II, 245: Die Gejandten „haben obrigkeitliche Rechte der Natur der 
Sache nad) in der Regel (aljo wäre doch auch etwas Anderes möglich ?) nicht auszuüben, da 
ihre Thätigfeit im Auslande, aljo außerhalb des Herrichaftsgebietes des Reiches ſich vollzieht.“ 
„Verfügungen, durch welche Handlungen oder Unterlafjungen anbefohlen werden, fünnen Ge— 
jandte demnach nicht erlafien, da fie nicht in der Lage find, die Befolgung ihrer Befehle zu 
erzwingen.“ 

g Derartige einen Zwang Seitens deutſcher Staatöbeamten im Ausland zulafiende 
Beitimmungen — ob es ſich dabei um Gejandte oder Konſuln handelt, ijt für das Prinzip 
natürlich ganz irrelevant — finden fi in einer Anzahl von Staatäverträgen des deutichen 
Reiches mit fremden Staaten. Man vergl. 3. B. den Handelövertrag mit San Salvador 
vom 13. Juni 1870 (RGB. 1872, 377) Art. XXIX. 


ee. 
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drud käme, fondern nur davon, daß virtuell ein jolches bejteht, 
daß für einen bejtimmten Kreis der Staatsthätigfeit alle Unter: 
thanen eintretenden Falls dem Beamten als dem Vertreter des 
Staates zu gehorchen haben.') Es fann aber diejer Kreis von der Art 
fein, daß eine thatfächliche Aeußerung des Amtszwanges und der demjelben 
gegenüberjtehenden Gehorſamspflicht gar nicht vorkommt. Es iſt jehr mohl 
——— daß die name Amtsthätigkeit eine Beamten eine gemwijjermaßen 
theoreti iche jei 3. das Studium fremder Gejeggebungen behufs möglichit 
richtiger — der eigenen Geſetzgebung. 

Die geſammte Thätigkeit der Beamten iſt demnach begriff— 
lich eine amtliche. Alles, was ſie als Geſandte handeln, handeln 
ſie amtlich, obrigfeitlidh, in Ausübung des Imperium ihres 
Staates. 

Wie aber läßt fich dies juriſtiſch Eonjtruiren? 

Das Imperium des Staates erſtreckt fich begrifflich nur bis zu den Grenzen 
des Staatsgebiete8?): nur was ſich innerhalb des Staatsgebietes befindet, 
fann principiell dem Imperium des Staates unterworfen fein, aber alles 
was ſich innerhalb des Staatsgebietes befindet, ijt dem Imperium des Staates 
unterworfen. Wo immer im Rechtsſyſteme Abweichungen von diefem Prinzip 
vorfommen, find dies Ausnahmen, bedürfen jomit eines bejonderen Titels. 
Das Gejandtichaftsrecht ift, wie oben jchon bemerkt, zu großem Theile eine 
fulche Ausnahme. Der allgemeine Titel für die ausnahmsweiſe Rechtsitellung 
der Gejandten liegt in deren Annahme Seitens des Empfangsjtaates. Die 
Thätigfeit der Gejandten ifteine amtliche; jede amtliche Thätig- 
feit ijt Ausübungvon Staatsgewalt; die amtliche Thätigfeit der 
Gejandten im Empfangsitaate ift Ausübung fremder Staat 
gemalt. 

Dies zuzulafjen iſt prinzipiell fein Staat verpflichtet: weder läßt fich eine 
Abjende- noc läßt fich eine Annahmepflicht von Gejandten für die Staaten 
als NRechtspflicht des „Völkerrechts“ fonftruiren.?) Jeder Staat entjcheidet 
fraft jeiner Souveränetät in völliger Dispofitionsfreiheit da- 
rüber, ob er die Öejandten eines fremden Staates annehmen, 
bezw. ob er Gejandte abjenden will oder nicht. 

Nur eine moralisch-politiiche Pflicht der Staaten läßt fich behaupten, unter 
regelmäßigen Berhältnifjen die Gejandten anderer Staaten anzunehmen.*) 

Einzelnen halbzivilifirten Staaten gegenüber hielt man es jedoch für 
erforderlich, jene moraliſch-politiſche Pflicht auch juristisch zu firiren.®) 





N Bergl. über die Begriffe von Amt und Beamter Zorn Staatärecht des deutichen 
— 88 13, 14 je sub I. Laband, I $ 32 sub II $ 37. Pözl, Bayr. Verf. Recht 
8 179, 180. Me er, Staatäreht 88 173, 174. Die Schriftiteller divergiren in ihren 
Sunfichten über dad Beamtenredjt jehr bedeutend und über die grundlegenden Fragen herrſcht 
wenig Uebereinſtimmung. 
. die oben ©. 85! zitirte Meuferung von Laband. 
2) Manche Schriftiteller behaupten eine ſolche Redhtspflicht, jo beionders Bluntſchli 
$ 163. Richtig enticheiwen die Frage Alt $ 41, Martens-Geffcken ©. 37, Miruß J, 
88 78, 81, Wheaton Droit international I, ©. 189, 
) Wheaton a. a. O. „Aucun état n’est strictement parl& oblig& par le droit 
positif des nations d’envoyer ou de recevoir des ministres publics quoique l’usage et 
la politesse des nations semblent avoir &tabli & cet &gard une sorte de devoir re&ci- 


s) Bol. 3. B. den Handelsvertrag mit Japan vom J — 1869 (RGB. 1870, 1) 
Art. 2, mit Berfien vom 11. Juni 1873 (RGB. 351) Art. 
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Die Nechtsbafis der gefandtfchaftlihen Aemter beruht dem- 
nah in erjter Linie aufder in der Annahme liegenden Konzeſſion 
des fremden Staates. Als Beamte ihrer Staaten ftehen aber die Ge— 
fandten unter dem von ihrem Staate gejegten Recht, fei es dem allgemeinen 
Beamtenrecht, jei es dem jpeziellen Gefandtichaftsrechte. In der Konzeſſion 
der Annahme liegt demnach zugleich die Konzefjion, daß der Ge 
fandte gemäß dem von feinem Staate für ihn erlajjenen Rechte 
fungiren dürfe!) Ebenſowenig aber wie ein Staat rechtlich verpflichtet 
it, die Konzefjion der Annahme zu gewähren, ift. er rechtlich verpflichtet, das 
fremditaatliche Gejandtichaftsrecht ohne weiteres zuzulaſſen. WBielmehr hat 
jeder Staat das Recht, von fih aus gejeglihe Vorſchriften für 
die fremdjtaatlihen Gejandten aufzustellen. Diefe Borjchriften 
qualifiziren fih dann als rechtliche Vorausfegung für die Zu: 
lafjung und amtlihe Thätigfeit der fremden Gejfandten; fie 
bilden den Rahmen, innerhalb deſſen der fremde Gejandte fein 
fremdes Recht zur Anwendung bringen darf.?) Niemals kann jomit 
diefes fremde Recht dem Rechte des Empfangsftaates widerfprechen. Iſt dieß 
doch der ‘Fall, jo ift das fremde Recht ipso jure hinfällig. Soweit aber der 
Empfangsjtaat nicht von ſich aus Rechtsvorfchriften für die fremden Gejandten 
aufgeitellt hat, darf der Gejandte fein eigenes Recht anwenden. Für lebteres 
Ipriht immer die Präfumtion.?) 

Der Gefandte im fremden Staate bedarf ſomit für feine 
amtlihen Handlungen immer eines doppelten Titels: einmal der 
juriftiihen Konzejjion Seitens des Gmpfangsjtaates, die an 
gejegliche Bedingungen gefnüpft fein kann; zweitens des jurift- 
iihen Auftrages Seitens des Abjendeftaates.t) 

Gibt 3. B. die Gejeggebung eines Staates den im Auslande befind- 
lihen Gejandten das Necht, Ehejchliegungen der eigenen Staatsangehörigen 
vorzunehmen, verweigert jedoch der Empfangsftaat die Konzeffion hiezu, indem 
er generell und abjolut vorschreibt: Eheſchließungen innerhalb des Staatsgebietes 
können giltig nur vor dem Standesbeamten oder etwa in der tridentinifchen Form 
erfolgen?) — jo muß jene vom Abfendejtaat feinen Gejandten geieetih erteilte 
gakultät ein Vakuum bleiben, weil der juriftische Titel für deren Benützung 
Seitens des Empfangsſtaates fehlt. 


") Gut hervorgehoben von Gottſchalk ©. 21, vgl. Bhillimore II, $ 176. | 

’) ©. die oben ©. 83! zitirte Aeußerung von Byntershoel. Vgl. aud) Gottſchalk 
= 22. Im Prinzip ebenfo Grotius de jure belli 1. II, c. XVIIL, IV, 2, Wheaton I], 

. 191, 

) So auh Byntershoela. aD. 

*) Für die gänzlihe Prinziplofigkeit in der älteren Behandlung des Gejandtichaftsrechtes 
bietet ein augenfällige® Zeugniß die Erörterung der Scriftfteller über die Frage, ob dem 
Gejandten im Empfangsftaat eine Gerichtäbarkeit über jein Perjonal zukomme. Dieje Frage 
wird nach „natürlichem Völkerrecht“ verneint; wohl aber könne eine joldhe Gerichtsbarkeit be- 
gründet jein durch befondere Konzefjion, welche nad) der einen Meinung der Abjendeitaat, 
nad der andern der Empfangsjtaat zu ertheilen hat (vgl. Alt $ 89), während doch nur auf 
Grund der beiderjeitigen rechtlichen Ermädtigung eine ſolche Gerichtöbarkeit, wie jede amtliche 
Thätigfeit der Gejandten, fonftruirt werden fann. Richtig Gottſchalk ©. 61. Bynters- 
boet I XX 8 IV. 

9) © 3. B. RG. v. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des Perfonenftandes und 

die Eheſchließung (RGB. 23) 8 41: „innerhalb des Gebietes des deutſchen Reiches kann 

eine Ehe rechtsgiltig nur vor dem Standesbeamten geſchloſſen werden.“ Vgl. hierher ſpeziell 
Erörterung unten ©. 122 f. 
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Diefe prinzipiellen Richtpunfte haben allerdings für die Gefandten feine 
jo hohe Bedeutung als für die Konjuln. Das Gejandtenrecht ift einmal in 
— Umfange ein gemeinſames aller Staaten; die poſitive Staatsgeſetz— 
ie ung wird fich vielfach darauf bejchränfen fünnen und aus moralifch-politifchen 

ründen bejchränfen müfjen, gemeinfame Grundjäße des internationalen Ber: 
kehrs juriſtiſch zu fixiren;) immerhin aber wird fie auch Veranlafjung nehmen 
dürfen und müfjen, den Werth dieſer gemeinfamen Grundjäge jelbjtändig zu 
prüfen und demgemäß diejelben auch eventuell zu modifiziren. 

Andererjeit3 bringt es die Natur gerade des diplomatischen Dienftes mit 
fich, daß gejegliche Vorſchriften materieller Art nır in geringem Umfange möglich 
find; die Hauptmafje der diplomatifchen Thätigfeit läßt ſich gar nicht rechtlich 
zirfumjfribiren oder doch nur in Spezialinjtruftionen, welche gegenüber dem 
Empfangsjtaate geheim bleiben. Der letztere Umſtand hat allerdings zur noth: 
twendigen Folge, daß die fremden Diplomaten ala Amtsträger anderer Staaten 
auf Grund ganz unfontrolirbarer Dienjtinjtruftionen ftet3 für den Empfangs- 
ftaat ein Gegenſtand des Miftrauens fein müſſen. 

V. Das Gejandtihaftsrecht nad) jeiner aktiven wie pafjiven Seite ift ein 
Stüd der Staatsgewalt, eines derjenigen Hoheitsrechte, welche einheitlich 
gefaßt den Begriff der Souveränetät bilden. Die Theorie, welche die einzelnen 
Hoheitsrechte des Staates jchablonenhaft aufzählen zu fünnen und zu follen 
meint, jubjumirt das Gejandtichaftsrecht unter den Spezialbegriff der Reprä— 
fentativhoheit, was jedoch ſyſtematiſch und prinzipiell ohne Werth it. 

Sit das Gejandtichaftsrecht ein Ausfluß der Souveränetät, jo folgt daraus 
mit logifcher Nothwendigfeit, daß nur fouveräne Staaten das Ge- 
fandtihaftsreht haben fünnen.?) 

Ueber dieſen Prinzipalfag find auch, joweit ich ehe, Die Theoretifer voll- 
fommen einig, die Konjequenzen aber aus dem Vorderſatze werden in jehr ver: 
Ichiedener Weije gezogen, was wohl darin feinen Grund hat, daß die Praris 
des Geſandtſchaftsrechtes vielfach den Forderungen der logiſchen Konſequenz 


n Keinesiwegs aber darf Korg ejeglihen Vorſchriften eine Tediglich deflaratorijche Be. 

deutung beigelegt werden, wie dieß 3. B Gottihalt ©. 22 bezüglich des deutichen GVBG— 

& 18 behauptet. Ebenio Ortolan Droit penal 5 510. Ein Gejep kann niemals eine nur 

deflaratoriiche, jondern muß begrifflih immer auch eine fonftitutive Wirkung * Vgl 

gr v. Marti über den ——— Begriff des Geſetzes in Zeitſchr. f. d. 
a eh 36. Jahrg. ©. 234 ff. 

2) CalvoI,468: „Le droitde lögation &tantinhörentä celui de sou- 
verainet& on comprend qu’il ne puisse ötre exercö par un Etat d& 
pendant ou misouverain qu'autant qu’il y est specialement autoris& par l’Etat ou 
les Etats dont il relöve.‘ Martens-Geffeken 34—35: „Le droit d’envoyer et 
de recevoir des ministres publies n’'appartient qu'a la souverainet&, 
les etats ind&pendants seuls ont donc le droit de l&gation actif et 
passif et les etats misouverains ne l’ont qu’autant que la puissance souveraine dont 
ils d&pendent les y autorise, les corporations et les particuliers peuvent entretenir 
des agents à l’&tranger, mais quelque &minent que soit leur rang ou leur condition, 
ils ne peuvent jamais donner & ces employ&s un caractere public et ils sont repre- 
sentes & l’&tranger par le ministre du souverain dont ils relövent. Quant aux £tats 
confeder&s leur droit de s’envoyer des ministres publics les uns aux autres ou à des 
etrangers d&epend de la nature particuliöre et de la constitution de l’union par 
laquelle ils se sont li&s ensemble. En general (sic?!) on peut dire que dans l'Etat 
fedsral (Bundesftaat) le droit de légation est devolu au pouvoir central, pendant qu’il 
est conserv& à chaque &tat dans la confederation (Staatenbund)“. 

Richtig im prinzipiellen Ausgangspunkt auch Bhillimore II, ©. 149. Vattel IV, 8 57. 
Alt 881,2. Klüber 8175. Bluntichli $ 159. Heffter-Geffden 8200. Grotiud 
1. U. e. XVII, U, 1: „Qui summi imperii sunt, compotes inter se.” Wheatonl, ©. 189. 
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widerftreitet. So jehr aber auch die der Fall jein mag, jo entbindet dieß 
doch den Theoretifer nicht von der Pflicht, die jtaatsrechtlichen Konjequenzen 
des Prinzipes zu formuliren und die fehlerhaften Abweichungen der Praxis hievon 
auch als jolche zu kennzeichnen. 

Die Staatöform ift für das Gejandtichaftsrecht ganz irrelevant: ob Mo- 
narchie oder Nepublif, ob fonftitutionelle oder abjolute Monarchie — für das 
Gejandtichaftsrecht fommt es nur auf das Merkmal der Souveränetät an. 

Daraus ergeben fich folgende jtaatsrechtliche Konjequenzen: 

1. Unterthanen können ein Gefandtichaftsrecht als eigenes nicht haben, weder 
—— Privatperſonen, noch kaufmänniſche oder andere Korporationen, noch 

mmunale Körperſchaften, die einem Staatsverbande angehören, noch Heerführer 
an der Spige einer Armee, aud) wenn dieje im Ausland operirt, noch Standesherren, 
welche früher Oberhäupter ſouveräner Staaten waren, noch entthronte Fürften.!) 

Zwar fann derartigen Perſonen oder Körperjchaften die Ausübung des 
ftaatlichen Gejandtichaftsrechtes generell oder für jpezielle Fälle delegirt werden 
(jo der oftindischen Kompagnie früherhin von England, jehr häufig jelbjtändig 
operirenden Heerführern) ,*) aber immer handelt es fich hierbei nicht um ein 
eigenes, jondern um ein Namens de3 Staates, jure delegato, ausgeübtes 
Recht. Entthronten Fürften wird zumeilen aus Kourtoifie noch ein Gejandt- 
Ihaftsrecht fonzedirt oder weil die Entthronung nicht als rechtsbejtändig aner— 
kannt wird; aus dem Prinzip aber folgt die Nichtigkeit der englifchen Note 
von 1861 an den Gejchäftsträger des früheren Königreiches Neapel, welcde 
diefem legteren notifizirte, daß nach Anerkennung des Königreichs Italien und 
damit der Entthronung des Königs von Neapel Seitens Englands die amt- 
liche Stellung des neapolitaniichen Gejchäftsträgers erlofchen jei. Allerdings 
werden für dieſe Frage nicht felten politiiche Rückſichten an die Stelle der 
juriftiichen Konjequenz treten. 

. Die fogenannten halbjouveränen Staaten können begrifflich fein Ge- 
fandtihaftsrecht haben, e3 jei denn, daß der Suzerän ihnen ein ſolches aus— 
drüdlich geſtatte.“) Iſt Lebteres nicht der Fall, jo werden die halbjouveränen 
Staaten diplomatifch nur durch den Suzerän vertreten. Die Halbjouveränetät 
it ein juriftifch unmöglicher Verlegenheitsbegriff, wie die unter dieje Kategorie 
fubfumirten „Staaten“ politiiche Verlegenheitsgebilde der Weltgeichichte find, 
welche die ftaatsrechtliche Entwickelung ſtets in kurzer Frijt ausſcheidet. Serbien 
und Rumänien find jet jouveräne Staaten. Für Aegypten und Tripolis it 
die oben präzifirte Konfequenz anerkannt, ebenjo für Bulgarien; Bosnien ijt 
Provinz des öjterreichisch-ungarifchen, Oftrumelien des türfiichen Staates.*) 


U A. Martens-Geffcken 38, der „en prineipe“ entthronten Fürſten dad Ges 
fandtihaftärecht einräumen will. Rihtig Miruß U, $ 77. Grotius 1. II ec. XVIL, 
II,2. Heffter-Geffcken $ 200 meint, das Gejandtichaftärecht könne „nicht verweigert werden“ 
„einem ujurpatoriichen Souverän, fofern man mit ihm Verbindungen eingehen will oder ſich 
ihnen nicht entziehen fann, jowie andererjeit3 einem verdrängten Souverün, dejien Wieder: 
beritellung nody immer für möglih zu halten ift, joweit es nur das Verhältniß zu dem 
Ufurpator gejtattet.” Für die jurijtifche Begriffsbeftimmung wird mit diefem Sage faum 
etwas gewonnen jein. 

9), Battel IV, 8 59. Alt 8 3% 

8, Brinziplos Heffter-Geffden 8 200. Alt$2 Miruß 1, $ 77. Geffcken 
——— meint, die halbſouveränen Staaten dürften nur „Agenten“, nicht „Geſandte“ 

laubigen. Räumt man den halbſouveränen Staaten überhaupt ein Geſandtſchaftsrecht ein, 
ſo iſt nicht einzuſehen, warum ſie nur „Agenten“ ſollten entſenden dürfen. 

) Bol. über die ſtaatsrechtlichen —— der im Texte genannten Länder den 
Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 (RGB. 307). 
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3. Beſteht zwiſchen mehreren Staaten Perſonalunion (Oeſterreich-Ungarn, 
Schweden-Norwegen, früher England-Hannover), ſo hat jeder der unirten 
Staaten das Geſandtſchaftsrecht mit der Souveränetät. Dadurch iſt aber nicht 
ausgeſchloſſen, daß die unirten Staaten das Gejandtichaftsrecht gemeinſam durch 
die gleichen Vertreter auszuüben beſchließen; e8 bedarf dieß jedoch immer einer 
pofitiven Borjchrift. 

Die in der Theorie ala „Realunion“ bezeichnete Art der Staatenverbindumg 
entbehrt der begrifflichen Unterlage. 

4. Im Staatenbunde behalten die einzelnen YBundesglieder die Souver- 
änetät, folglich audy das Gejandtichaftsreht. So im alten deutjchen Bunde 
und in der Eidgenofjenjchaft vor 1848. Wohl aber fünnen die Bundesglieder 
fich zur gemeinjamen Ausübung des Gejandtichaftsrechtes durch den Bundes— 
vertrag generell oder auch für einzelne Spezialfälle vereinigen, jo 3. B. übte 
der deutiche Bund bei Anlaß der Londoner Konferenz über die ſchleswig-hol— 
fteinifche Frage i. 3. 1864 das Gejandtichaftsrecht aktiv aus, ebenjo generell 
das paſſive Gejandtichaftsrecht.') 

5. Im Bundesſtaat haben die Einzelſtaaten durch den Bundesvertrag die 
Souveränetät auf die Zentralgewalt übertragen.“) Somit ſteht bei dieſer Art 
der Staatenverbindung das Geſandtſchaftsrecht prinzipiell bei der Bundesgewalt. 
Dieſe Konſequenz iſt Seitens der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und der nord— 
amerikaniſchen Union in voller. Reinheit gezogen.?) Immerhin iſt es auch bei 
dieſem ftaatlichen Verhältniſſe möglich, daß die Ausübung des Gejandtichafts- 
rechtes den Einzeljtaaten generell oder jpeziell delegirt werde. 

Im Deutjchen Neiche beftehen zur Zeit noch bezüglich des Geſandtſchafts— 
rechtes jehr eigenthümliche, ungeordnete Berhältnilie. 

Das oben für den Bundesftaat formulirte Prinzip ift auch in der Reichs: 
verfafjung anerfannt und daraus die praktischen Konſequenzen gezogen.) Des 


') Ganz ohne Prinzip Bluntjchli $ 160: „In zujammengejegten Staaten (Staaten: 
bünden, Bundesjtaaten, — Bundesreichen) wird dieſes Recht je nad) der Ver— 
faſſung derſelben entweder von den Einzelſtaaten und dem Geſammtſtaat oder nur von dieſem 
oder vorherrſchend von jenem oder von dieſem ausgeübt.“ Was will man noch mehr? 
Martens-Geffcken $ 35 vindizirt dem Bund le droit de légation actif et passif. Alt 
82 gibt das Geſandtſchaftsrecht den Einzelitaaten, „jofern nicht die Souveränetät der einzelnen 
verbündeten Staaten durd den Bundesvertrag etiva eingeichränkt ift.“ Dann haben die 
Einzeljtaaten niemald das Gejandtichaftsrecht, denn jeder, jelbjt der loſeſte jtaatsrechtliche 
Bund bejteht eben darin, da die Souveränetät des Bundesgliedes „eingeſchränkt“ wird! 

2, ©. hierüber Zorn Staatöreht I, $ 4 und in der Zeitichr. f. d. geſ. Staatswiſſen- 
ſchaft, Jahrg. 1881, ©. 292—322. Vgl. die Neuerung von Calvo I, ©. 147: „Si un &tat 
de l’une ou de l’autre de ces maniöres abandonne ses droits de negocier et de conclure 
des traites et perd ses attributs essentiels d’ind&pendance il ne peut plus ötre 
regard& comme un ötat souverain.‘ 

°) Galvo I, ©. 468. Martens-Geffcken ©. 36. Unrichtig über die Schweiz Alt 
©. 3%. Auch in die norddeutiche Bundesverfafjung jollte eine analoge Borihrift aufgenommen 
werden, der Antrag wurde jedoch abgelehnt. Sten. Ber. 1867, ©. 370 (v. Carlomwiß). 
Phillimore I, 151 über die Union: „There was one common centre of authority 
in the hands of which the individual members of the Union had loaded the supreme.“ 
executive power. It followed therefore that in that power was the right of embassy 
Und jehr richtig iſt dieſes Schriftiteller8 weiteres Urtheil: „It is clear that foreign 
nations were exposed to great uncertainty in their relations with such a confederacy 
and that the double authority was inconsistent with the object of the Union “ 
Auh Laband I, ©. 240 bemerkt zu dem Gejandtichaftsreht der Einzeljtaaten im 
Deutihen Reiche: „woferne fremde Staaten den diplomatiichen Verkehr mit ihnen fortzujepen 
geneigt find.” 

) RV. Art. 11. 
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einzelftaatlihen Gejandtichaftsrechtes gedenft die Reichsverfaſſung nicht. Wohl 
aber geht aus dem Schlußprotofoll zu dem zwijchen dem Norddeutschen Bunde 
und Bayern unterm 23. November 1870 abgejchlojjenen Bertrage') hervor, daß 
neben dem Gejandtichaftsrecht des Neiches das Gejandtichaftsrecht der Einzel: 
ftaaten prinzipiell anerfannt werden jollte. Es bejteht auch in der Literatur 
über das Gefandtfchaftsrecht der Einzeljtaaten fein Zweifel. Nechtsjäge aber, 
welche die im Bundesſtaat unbedingt erforderliche organifche Verbindung diejes 
doppelten Gejandtichaftsrechtes ordnen würden, fehlen bis jetzt völlig. (Val. 
das Nähere unten ©. 94.) 

Außerdem ordnen die fämmtlichen Einzelftaaten Beamte zu dem oberjten 
Vertretungskörper des Neiches, zum Bundesrathe, ab. Die Mitglieder des 
Bundesrathes als einer inländifchen Reichsbehörde fallen jedoch nicht unter den 
Rechtsbegriff der Diplomatie,?) jo wenig, wie die Mitglieder des jchweizeriichen 
Ständerathes oder die „Geſandten“ zum Reichstag im alten Deutjchen Reiche; 
denn fein Staat kann Gefandte bei fich jelbft beglaubigen, das Deutjche Reich 
aber ift ein Staat. 

Endlich fchiden die zum Deutfchen Neiche vereinigten Staaten fid) zum 
Theil gegenfeitig Gejandte.?) Auch diefe Gefandten Laffen fich begrifflich nicht 
mehr unter den Nechtsbeariff der Diplomatie bringen, da es fich nicht mehr um 
Bertreter eines jouveränen Staates bei einem fouveränen Staate handelt; fie 
werden jedoch nach Maßgabe des Gejandtichaftsrechtes behandelt. 

Finden fich ſomit hier mehrfach Punkte, welche der Logischzjuriftifchen Be— 
trahtung faum überwindbare Schwierigkeiten bieten, jo erflärt ſich das Doc) 
ſehr wohl aus der Neuheit unferer ftaatsrechtlichen Zujtände, jowie daraus, 
daß der deutſche Bundesſtaat aus Monarchieen von theilweife recht erheblichem 
Umfange und alter hiftorifcher Tradition gebildet werden mußte. Nur joviel 
muß gefordert werden, daß zwifchen dem Gejandtichaftsrecht des Reiches und 
dem der Einzeljtaaten eine organifche Verbindung hergejtellt werde. 

6. Sehr eigenthümlich liegen jebt die Verhältnifje bezüglich des Gejandt- 
Ihaftsrechtes des Papftes.t) So lange der Papſt Oberhaupt eines Staates, 
wenn auch noch jo geringen Umfanges, war, ftand ihm das aftive und pafjive 
Sejandtichaftsrecht wie allen fouveränen Staaten zu. 1870 wurde der legte 
Reit des Kirchenftaates dem Königreich Italien einverleibt. Nachdem das ge: 
ſammte bis dahin päpftliche Staatsgebiet jomit königlich italienisches Staats— 
gebiet getvorden war, hatte der Papſt die Souveränetät verloren und zwar 
nicht allein die weltliche, jondern überhaupt die Souveränetät, da fich ein be- 
fonderer Begriff einer kirchlichen Souveränetät nicht fonftruiren läßt.) Mit 
dem Untergange feiner Souveränetät durch Einverleibung feines Territoriums 
in das italieniſche Staatsgebiet war der Papſt logiſch nothwendig in ein Unter- 
tbanenverhältniß zum italienischen Staate- gefommen. Dieſes Unterthanenver- 
hältnig wurde jedoch durch das italienische Staatsgefeß vom 13. Mai 1871 


) Ziff. VII, VII. 

2, Völkerrechtliche“ Geſichtspunkte bezüglich de8 Bundesrathes Hingen an in RB. 
Art. 10, ferner GBG. 8 18%. 

8) Vgl. 3. B. für Preußen das Hof und Staats-Handbuch f. 1882 ©. 64, 66. 

*) Bgl. hierüber v. Holgendorif im jeinem Jahrbuch IV, 308 ff. Diejer Schrift- 
fteller erörtert einzelne Schwierigkeiten, zu welchen das jog. Garantieengejeg Anlaß giebt. 
a aud) Bluntigli: die rechtliche Verantwortlichteit und Unverantwortlichleit des röm— 
hen Papſtes 1876. Ueber die jurijtiiche Unmöglichkeit des Garantieengejeges j. auch Zorn 
in den Preuß. Jahrb. XLII, ©. 547 ff. 

) Sehr richtig Bluntidhlia. a. D. 16 f. 


Kape._ 
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über die Prärogativen des Papſtes (das fogenannte Garantieengeſetz) infofern zum 
nudum jus gemacht, al3 der italienifche Staat dem Papſte gegenüber auf die 
Erfüllung aller Unterthanenpflichten Seitens desjelben Verzicht leiftete und den 
Papſt mit quafi königlichen Ehren und Rechten ausjtattete. Insbeſondere ift 
durch Art. 11 des erwähnten Geſetzes dem Papit das aktive und paſſive Ge: 
fandtichaftsrecht eingeräumt und zwar gelten für die päpjtlichen oder beim 
Papſt beglaubigten Gejandten alle Rechtsjäße, welche für die italienischen oder 
am italienischen Hofe beglaubigten Gejandten bejtehen, jei eg nach „Völkerrecht“, 
ſei e8 nad italieniſchem Recht.“) 

Das heutige päpſtliche Geſandtſchaftsrecht beruht ſomit nicht 
auf der Souveränetät des Papſtes, da eine ſolche Mangels eines päpit- 
lichen Staates nicht mehr erijtirt und eine blos „Firchliche Souveränetät“ nicht 
denkbar ift, jondern dasſelbe hat jeine rechtliche Baſis in Art. 11 
des italienischen Staatsgejeges vom 13. Mai 1871. 

7. Sit ein Staat gewaltjam in mehrere Theile zerrifien, jo ſteht das 
Gejandtichaftsreht, jo lange die alte Staatsgewalt eriftirt, ausjchließlich bei 
diefer. Der in Revolution befindliche Staatstheil hat juriftiich fein Geſandt— 
Ichaftsrecht; die Annahme von Gejandten der Revolutionspartei Seitens fremder 
Staaten ijt ein Rechtsbruch gegenüber der legitimen Staatsgewalt.?) Iſt da— 
gegen die alte Staatsgewalt ganz bejeitigt und kämpfen verjchiedene neue 
Mächte unter einander um die Herrichaft, jo entzieht ſich ein ſolcher Zujtand 
jeder juriftiichen Formulirung, wie überhaupt, jo jpeziell hinfichtlich des Ge— 
Sandtichaftsrechtes.?) 

„VI. Die Ausübung des Gejandtichaftsrechtes jteht prinzipiell dem Träger 
der Souveränetät zu, alfo in der Monarchie dem Monarchen, in der Republik 
dem Volke bezw. dem von diefem zur Ausübung der Souveränetätsrechte be: 
rufenen Organe, im monarchiſchen Bundesstaate der Korporation der Monarchen, 
beziehungsweije dem von diejen zur Ausübung der Souveränetätsrechte be— 
rufenen Organe. Im Falle einer Negentichaft geht die Ausübung des Ge- 
jandtichaftsrechtes wie aller Souveränetätsrechte an den Regenten über.*) 

Im Deutjchen Reiche ift in Abweichung von diefen prinzipiellen Richt— 
punkten die Ausübung des aftiven und nallocn Gefandtichaftsrechtes durch 
pofitive Verfafjungsvorjchrift dem Kaijer übertragen.) 


') „Gli inviati dei governi esteri presso Sua Santitä godono nel regno di tutte 
le prerogative ed immunitä che spettano agli agenti diplomatici secondo il diritto 
internazionale. Alle oflese contro di essi sono estese le sanzioni penali per le offese 
agli inviati delle potenze estere presso il Governo Italiano. Agli inviati di Sua 
Santitä presso i governi esteri sono assicurate nel territorio del regno le prerogative 
ed immunitä di uso secondo lo stesso diritto nel recarsi al luogo di loro missione ® 
nel ritornare.' 

2 Diefe Frage wurde i. J. 1861 lebhaft erörtert zwiichen England und Frankreich 
und der nordameritaniichen Union. Die Südjtaaten befanden fih im Zuftande der Revo 
Iution gegenüber der legitimen Staatsgewalt der Union. Gejandte im Rechtsſinne waren 
die Abgeordneten der Südjtaaten demnach überhaupt nicht. Vgl. über die engliſche Auffaſſung 
Phillimore I, ©. 161. Marquardien der Trentiall S. 1 f. Ih kann die Anfict. 
dieſes letzteren Schriftitellers über die Rechtsſtellung der jüdjtaatlihen „Geſandten“ nicht theilen 

2) Salvo I, ©. 468. Phillimore IL,©. 163 behauptet ganz willfürlich: „If both 
parties to the civil war be de facto independent, they enjoy the full right of legation, 
but if one party be still struggling and not yet independent, they enjoy these rights 
with regard to third states only.* al. auh Grotius 1. II. c. XVIIL II, 3. 

) Martens-Geffcken 37. Battel IV $ 62 (aber mit irriger aus dem Prinzipe 
der Volksſouveränetät geichöpfter Begründung). 

) RB. Art. 11. 
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VI. Das deutjche Gejandtichaftsrecht ift nicht Fodifizirt. Die einzelnen 
das Gefandtichaftsrecht betreffenden Vorſchriften find: die Reichsverfafjung (RV.) 
Art. 11, die preußifche Kabinets-Ordre vom 27. Dftober 1810, das Gejeß vom 
31. März 1873 über die Nechtsverhältniffe der Reichsbeamten (RBG.) 88 19, 
21, 22, 25, 35, 40, 51, 88°, 114, das Gerichtsverfaſſungsgeſetz ( GBG.) SS 18 
bis 20, die Zivilprozegordnung (ZPO.) 88 16, 182, 183, 403, das Neichsitraf: 
geſetzbuch ( KStGB.) SS 103a, 104, 353 a, die Strafprozefordnung (StPO.) 
$ 11, das Gefeb vom 4. Mai 1870 über die Beurkundung des Berjonen- 
ftandes und die Eheichließung von Deutjchen im Auslande, das Gejeh über 
das Paßweſen vom 12. Dftober 1867 8 6, die Verordnungen vom 23. No- 
vember 1874 (RGB. ©. 135), 23. April 1879 (RGB. ©. 127) und 7. Februar 
1881 (RGB. ©. 27), endlich vom 23. April 1879 (RGB. S. 134), die Staats: 
verträge von Wien d. d. 19. März 1815 (Wiener Reglement), Aachen d. d. 
21. November 1818 (Aachener Protokoll), der Zollvereinigungsvertrag vom 
8. Juli 1867 Art. 15, ſowie Einzelbeftimmungen in deutichen Handelsverträgen. 


$ 2. Die äußere Organiſation des diplomatifhen Dienftes. 


I. Die Ausübung des Gejandtichaftsrechtes ſteht, wie oben bemerft, 
prinzipiell dem Träger der Souveränetät zu, aljo im monarchiſchen Einzeljtaate 
dem Fürften. Wie alle Beamten jich jtaatsrechtlicdy als Gehilfen des Monarchen 
qualifiziren, jo insbejondere auch die des diplomatischen Dienjtes. 

Im monarchiſchen Bundesjtaate muß dem Prinzipe entjprechend die Aus: 
übung des Gejandtichaftsrechtes der Korporation der Monarchen bezw. deren 
Repräfentanten, dem Bundesrath, vindizirt werden. Kraft pofitiver Vorjchrift 
der Berfafjung ift jedoch die Ausübung des deutjchen Gejandtichaftsrechtes dem 
Kaifer übertragen. Der Kaijer empfängt Namens des Neiches die aus- 
wärtigen Gefandten und entjendet die von ihm ernannten Gejandten in fremde 
Staaten.?) Der Bundesrath hat gerade an dieſem Stüde der Reichsgewalt 
gar feinen Antheil. Nach der Verfaſſung bejteht zwar ein jtändiger Bundes 
ratbsausihuß für die ausmärtigen Angelegenheiten, gebildet 
aus Vertretern von Bayern, Sadjjen, Württemberg und zwei vom Bundes— 
rathe alljährlicdy zu wählenden Mitgliedern, in welchem Bayern den Vorſitz 
führt,?) doch find diefem Ausſchuſſe weder durch die Verfaſſung noch durch die 
Spezialgefeßgebung des Reiches bejtimmte Funktionen zugewiejen, jo daß es 
völlig im freien Belieben des Kaiſers ſteht, dieſen Ausſchuß zu berufen oder 
dieß zu unterlafjen und ihm Arbeitsmaterial zuzuweiſen oder Dies nicht zu 
thun. Juriſtiſch firirte Befugnifje hat jener Ausichuß demnach überhaupt gar 
niht. In der Organijation der norddeutjchen Bundesgewalt fehlte die In— 
ftitution und für das deutſche Neich hat diejelbe eine Bedeutung gleichfalls 
nicht gervonnen Der Kaifer ift in Ausübung des ihm durch die Verfajlung 
überwiejenen Gejandtichaftsrechtes völlig umbejchränft, Bundesrath und Reichs: 
tag fünnen einen Einfluß nur indireft vermittelft des Budgetgejepes ausüben. 

II. Die Leitung des diplomatischen Dienjtes erfolgt Namens des Kaiſers 
durch den Reihsfanzler, den nach der Berfaffung einzigen verantwortlichen 
Minister des Neiches.?) Alle Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers aud) 


) RV. Urt. 11%: „Der Kaiſer hat das Neich völferrechtlich zu vertreten, im Namen bes 
Reiches Krieg zu erflären und Frieden zu jchließen, Bündniffe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu beglaubigen und zu empfangen.“ 

RB. Art. 8°. 

MR. Art. 17. 


en. * 
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für den auswärtigen Dienjt müjjen vom Reichskanzler gegengezeichnet werden, 
der hiedurch die jtaatsrechtliche VBerantiwortlichkeit übernimmt. Während der 
Zeit des norddeutjchen Bundes wurden die Arbeiten des auswärtigen Dienftes, 
obwohl bereits damals durch die Verfaſſung der Zentralgewalt zugewiejen, 
durch das preußiiche Minifterium des Auswärtigen bejorgt. Seit 1870 trat 
an deſſen Stelle, dem wiederholten Verlangen des Reichstags entjprechend, das 
auswärtige Amt des Reiches. Dasjelbe iſt „oberjte Reichsbehörde“ im 
Sinne des Reichsbeamtengeſetzes.) ES beruht nicht auf einem Organifations: 
gejeß, fondern lediglich auf dem Etatsgejeg.?) Dasfelbe hat in feiner erjten 
Abtheilung die Bearbeitung des diplomatischen Dienftes zu bejorgen. An der 
Spitze des Amtes und zugleich jpeziell der diplomatijchen Abtheilung jteht ein 
Staatsjefretär.?) Das auswärtige Amt gehört zu denjenigen einzelnen Amts: 
zweigen der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reiches, deren Vor: 
ftände gemäß dem Gejege vom 17. März 1878 mit der ftaatsrechtlichen Stell: 
vertretung des Reichskanzlers beauftragt werden fünnen*) und es ift von diefer 
Fakultät Seitens des Kaiſers auch Gebrauch gemacht worden. 


Das auswärtige Amt hat ferner noch einen Direktor, eine Anzahl vor: 
tragender Räthe, Hilfsarbeiter, Erpedienten, Zentrale und Depejchenbureau, 
Ehiffrirbureau, Geheime Regijtratur, Geheime Kanzlei, ſowie eine bejondere 
Legationgkajje. . 

III. Neben den Reichsgejandtichaften beftehen auf Grund des geltenden 
Rechtes Randesgejandtichaften fort und jeder Einzelftaat ift berechtigt, neue 
Sejandtichaften in eigener Kompetenz zu errichten.d) Eine organische Ber: 
bindung zwijchen diefer doppelten Behördenreihe des nämlichen Staatsweſens 
wurde bis jeßt nicht hergeitellt. Die bayerischen Gefandten müfjen jedoch an: 
gewiejen werden, „in allen Fällen, in welchen dies zur Geltendmachung allge: 
meiner deutſcher Intereſſen erforderlich oder von Nuten fein wird, den Reichs: 
gefandten ihre Beihilfe zu leiſten.“,“ Doc kann es troß de Mangels aller 
jpeziellen Rechtsſätze feinem Zweifel unterliegen, daß für die Landesgefandt: 
ſchaften folgende Sätze des Reichsrechtes in Kraft ftehen: 


1. Der Abbruch der diplomatischen Beziehungen Seitens des Neiches 
muß aucd den Abbruch der diplomatischen Beziehungen Seitens der Einzel- 
ftaaten zur Folge haben,) falls nicht etwa das Reich die ausdrückliche 
Autorifation zur Fortfegung der einzeljtaatlichen diplomatischen Beziehungen 
bei dem betreffenden Staate geben würde. 


2. Die in der Anfnüpfung diplomatiicher Beziehungen liegende Anerkennung 
eine3 neuen Staates als legitim darf nur von Seiten des Neiches erfolgen und 
erjt nach diefer Anerkennung fann die Anfnüpfung diplomatifcher Beziehungen 
durch den Einzeljtaat gejchehen. 


!), RGB. 1874, ©. 136, 

2) Geſetz vom 13. Juni 1869 (Etat für 1870, RGB. ©. 211). Laband I, ©. 330 fi. 

2) C. DO. vom 27. Oftober 1810, 

*%) Burn I, 8 12 B. 

) Berjailler Schlußprotofol zum bayer. Vertrag, Ziff. VII. VIII; Meyer, Staat 
reht ©. 483, Pözl, baver. Berfaffungsredit 8 177; Zaband U, ©. 241; Seydel 
Kom. ©. 115. Daß das einzelftaatliche Sejandtichaftsrecht „durd) die zweckmäßigere Reichs— 
diplomatie thatjächlich bejeitigt jei”, wie Bluntjchli $ 160 N. behauptet, ift nicht richtig. 

°) Bözla. aD. $ 176. 

) Thudihum in dv. Holgendorff'3 Jahrbud I, ©. 340, 
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3. Das einzeljtaatliche Gejandtichaftsrecht unterliegt der Aufficht des 
Reiches.) Zwar fehlen für die Geltendmachung diefes Auffichtsrechtes Spezial: 
normen, der allgemeine Grundjag aber folgt fchon aus der ftaatsredht- 
lihen Natur des Reiches überhaupt?) und insbejondere daraus, daß das 
Gejandtihaftsreht durch die Reichsverfajjung primär der Zentralgewalt zu— 
gewiejen wurde. 

4. Auf pofitiver Rechtsvorfchrift endlich beruht der Satz, daß die bayer. 
Gejandten in Berhinderungsfällen zur Vertretung der Reichsgefandten berufen 
find.) Es bedarf jedoch Hiefür immer eines peziellen Auftrages Seitens des 
Kaiſers, zu deſſen Erfüllung ihre Gefandten anzumweifen die bayerifche Re— 
gierung vertragsmäßig verpflichtet ift. Dafür, daß a) Bayern feine Gejandten 
für Verhinderungsfälle der Reichsgeſandten zur Verfügung ftellt, J da, wo 
Bayern eigene Geſandtſchaften hat, „die Vertretung der bayeriſchen Angelegen— 
heiten den Reichsgeſandten nicht obliegt“, wird Bayern eine beſondere finanzielle 
Vergütung berechnet, welche rechneriſch in den Matrikularbeiträgen zum Aus— 
druck kommt.) 

Iſt eine Landesgeſandtſchaft erledigt, ſo können deren Geſchäfte auch einer 
anderen Landesgeſandtſchaft überwieſen werden; wird eine Stellvertretung nicht 
angeordnet bezw. die Stelle nicht wieder bejegt, jo hat ipso jure die Reichs— 
geſandtſchaft einzutreten.®) 

6. Aus der Zulaſſung des einzeljtaatlichen Gejandtichaftsrechtes neben dem 
Reihsgefandtichaftsreht muß gefolgert werden, daß ein Einzelftaat, welcher 
feine eigene Gejandtjchaft unterhält, berechtigt ift, eine andere Landes geſandt— 
Ihaft mit der Wahrnehmung feiner Gejchäfte zu — 

IV. Die Hierarchie des diplomatiſchen Dienſtes beruht auf internationalen 
Verträgen, in welche das deutſche Reich eingetreten iſt. Zur Erledigung viel- 
fach entſtandener Streitigkeiten über den Rang der diplomatiſchen Amtsträger 
einigten ſich —— ng Frankreich, Spanien, England, Portugal, 
Rußland, Schweden bei Anlaß des Wiener Kongrejjes über einen Staatöver- 
trag, d d. 19. Mär; 1815 (Annexe XVII. à l’acte du congres de 
Vienne. Reglement sur le rang entre les agents diplomatiques), der 
weiterhin noch auf dem Aachener Kongrejje eine Ergänzung durch einen zwiſchen 
Preußen, Dejterreih, Frankreich, England und Rußland abgejchlofjenen 
Staatövertrag vom 21. November 1818 fand.) Dieſe beiden Staatöverträge 
wurden allgemein angenommen und auf ihnen beruht allenthalben und jpeziell 
auch im Deutfchen Reiche die Organijation des diplomatiichen Dienftes, fie 
bilden einen unzmweifelhaften Beitandtheil des deutjchen Reichsrechtes. 

Die Hierarchie des diplomatischen Dienftes gliedert ſich demnach folgen- 
dermaßen: päpftliche Zegaten und Nuntien, Botfchafter (ambassadeurs), Ge- 
fandte oder bevollmädhtigte Minifter (envoyes, ministres plEnipotentiaires), 


1) Ebenjo nimmt Qaband I, ©. 240 ein Aufficht3recht des Reiches an. Wenn aber 
diejer Schriftiteller a. a. D. behauptet, das Reich habe aud) das Recht, den diplomatiichen 
Verleht der Einzeljtaaten „gefeglich zu regeln“, jo ijt die unbegründet. Die Einzelftaaten 
haben das Gejandtichaftärecht und find injoweit autonom. 

orn I, ©. 79. 

2) Schlußprotofoll zum Berfjailler Vertrag vom 23. November 1870 Ziff. VII, dazu 
dv. Pözl ©. 4618. 

h Schlußprot. 3. VII. 

®) Qaband II, ©. 244. 

*, Ebenfjo Laband I, ©. 242. 

N) Meyer Corp. Fur. Eonf. Germ. I, 285 f. 
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Minijterrefidenten (ministres residents), Gejchäftsträger (charges d'af- 
faires);!) hiezu miüfjen nach der dermaligen Entwidelung anhangsweiſe noch 
die diplomatischen Kommiljarien gefügt werden. Unter ſich haben die an 
einem Hofe beglaubigten Diplomaten der nämlichen Rangesklaſſe den Rang 
nad) dem Datum der Anzeige ihrer Ankunft an den Emfangsjtaat („d’apres 
la date de la notification de leur arrivee“),? 

Ein juriftiich relevanter Unterfchied zwiſchen ftändigen und unftändigen, 
zwiſchen ordentlichen und außerordentlichen, zwijchen Gejchäfts- und Geremonial- 
gejandten bejteht nicht,?) insbefondere bejteht Fein rechtlicher Vorrang auf 
Grund von Tyamilienverbindungen oder politijchen Allianzen der betheiligten 
Staaten‘) oder des „außerordentlichen“ Charakters der Gejandten;°) das 
legtere Prädikat pflegt vielmehr nach gegenmwärtiger Praxis allen Boiſchafiern 
und bevollmächtigten Miniſtern beigelegt zu werden. 


J. Die päpſthichen Legaten und Nuntien.) 


Den päpſtlichen Legaten und Nuntien pflegt kraft alten Herkommens der 
Vorrang vor allen weltlichen Geſandten eingeräumt zu werden. Das Wiener 
Reglement beſtimmt ausdrücklich, daß hinſichtlich der päpſtlichen Geſandten 
feine Neuerung eingeführt werden ſolle.) Doch haben jenen Vorrang nicht 
alle, jondern nur die „katholiſchen“ Mächte anerkannt. Beim deutſchen Reiche 
ijt ein päpftlicher Gejandter überhaupt nicht beglaubigt,?) wohl aber beim 
Einzeljtaate Bayern. 

Päpſtliche Yegaten als außerordentliche unftändige Geſandte fommen jchon 
im Mittelalter vor; heute wird dieje Form des päpftlichen Gefandtichaftsrechtes 
nur jelten verivertbet und ijt fajt unpraftiich geworden.?) Zu Legaten werden 
nur Kardinäle verwendet (daher die Bezeichnung „a latere* (scil. papae).'") 
Einen diplomatischen Charakter tragen nur die legati dati oder missi; die 
jogenannten legati nati find Erzbiſchöfe beftimmter Diözefen, welche” nur 
jenen Titel führen, ohne daß damit überhaupt ein juriftiicher Charakter ver- 
bunden wäre. ’") 

Die regelmäßig benützte Form des päpftlichen Gejandtichaftsrechtes find 
die jtändigen Nuntien.'?) Dieje päpitlichen Beamten hatten nicht von Anbeginn 
an eine in erjter Linie diplomatische Aufgabe; fie waren vielmehr primär kirch— 
liche Würdenträger zur Ausübung des Rirchenregimentes in den verjchiedenen 
Theilen des Erdfreijes in direkter Stellvertretung des Papſtes und insbeſon— 
dere war es ihre Aufgabe, die Mifjionsarbeit gegen die Ketzer, ſpeziell die 


') Wiener Negl. Art. 1 dazu Aachener Prot. 
») Wiener Regl. Art. 4. 
3) Bluntjhli $& 181. 
*) Wiener Regl. Art. 6. 
5) Wiener Regl. Art. 3. 
°, Alt $ 13. Miruß I, $ 9. 
„) Wiener Negl. Art. 4%, 
IR I. die wiederholten Verhandlungen des deutfchen Reichdtaged über eine zu er- 
ten ir des Reiches beim Papite gelegentlic) der Etatöberathungen. 
188, Mejer Kirchenrecht 8 130, 
un Calvo I, S. 473 den Legaten im Gegenjag zu den Nuntien einen jpezifiich 
firdenrechtlichen Charakter vindigirt, jo ijt dies unbegründet. 
) Mejer AR. 8 180%, 
2) Bal. zum Folgenden Mejer Propaganda I, S. 323 ff. Mejer KR. 88 139 186. 
Richter-Dove HAN. 182, Miruß IS 96. 
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Proteftanten, in den ihnen zugewiefenen Jurisdiftionsbezirfen zu leiten.‘) Die 
Runtien find ſomit firchenrechtlich zur Ueberwachung der ordentlichen Diözefan- 
biichöfe und zur Bekämpfung der Härejieen berufen, fie rejjortiren demgemäß 
auch von der Eentralbehörde für Verbreitung des Glaubens in Rom, der Kar— 
dinalsfongregation de propaganda fide. Dieje firchenrechtliche Stellung der 
Nuntien hat vielfach zu Konflikten mit den ordentlichen Diözeſanbiſchöfen ſowie 
mit den Staaten geführt.) Manche Staaten forderten, um fich zu fichern, 
vor Empfang des Nuntius die Vorlage der ihm ertheilten Injtruftionen, andere 
ließen Nuntien überhaupt gar nicht zu, jo insbejondere Preußen auch dann, als 
diefer Staat feinerfeit3 einen Gejandten beim päpftlichen Stuhl beglaubigt hatte. 
Die kirchenrechtliche Stellung der Numntien ift bis zur Stunde die oben 
präzifirte, woraus fich ergibt, daß in der That die Zulaffung päpftlicher Nuntien 
in Staaten mit nicht katholischer Bevölferung den ſchwerſten Bedenken unterliegt.?) 
Diejenigen Staaten, welche Nuntien überhaupt zulajjen, gewähren den— 
jelben auch den oben bezeichneten Nang vor allen weltlichen Gejandten.*) 


2. Die Botjchafter.’) 


Unter den weltlichen Gefandten haben den oberjten Rang die Botichafter. 
Sie werden als perfönliche Stellvertreter der Monarchen betrachtet, eine Stellung, 
welhe al3 „caractere representatif‘‘ bezeichnet wird.) Die Folge diejer 
auögezeichneten Stellung ift ein befonders reich entwickeltes Chrenceremoniell.”) 
Die Befugniß, jederzeit mit dem Souverain des Empfangsitaates direkte Ver— 
handlungen führen und jederzeit zu diefem Zwecke Zulafjung bei demjelben 
fordern zu dürfen,“) kann als Nechtsfag nicht behauptet werden. Die Bot: 
Ihafter werden von Monarch zu Monarch beglaubigt. Beſondere Vorrechte 
materieller Natur haben die Botjchafter nicht. Deutjche Botjchafter fungiren 
ftändig in Rußland, Dejterreich-Ungarn, — Italien, Großbritannien 
und der Türkei;) die genannten Staaten haben ihrerſeits auch ſtändige („außer— 
ordentliche und bevollmächtigte”) Botjchafter beim Deutjchen Reiche beglaubigt. 


N, Inſtruktion für den Luzerner Nuntius Maldeschi (1665): „So wird E. 9. der 
Veg zur Belehrung der Ketzer erleichtert werden, welche der Hauptzwed des Aufenthaltes des 
Nuntius in der Schweiz iſt.“ (Mejer Prop. II, 111.) 

3) Weber die Konflikte, weldhe zur Aufhebung der jchweizeriihen Nuntiatur in Quzern 
iJ. 1873 führten, ſ. Gareis u. Zorn Staat u. Kirche i. d. Schweiz I, S. 108. Martens: 
Geffcken S. 153' berichtet einen Konflift mit Frankreich. In England ift die Zulaffung 
eines Nuntius gejeßlich verboten: Martens: Gefiden ©. 41. Ueber die Nuntiaturjtreitig- 
kiten, weiche zum Emjer Kongreß 1786 führten, Mejer KR. $ 134 u. bei. Römiſch-deutſche 
Frage I, ©. 89 fi. 

5) Bal. Heffter-Geffcken $ 200. Bluntſchlins 165. 

* Daß an dem Vorrang der Nuntien durch den Untergang des Kirchenſtaates nichts 
eändert ift, bemerkt richtig Calvo I, ©. 490. Bluntjhli $ 172. A. A. Holpendorff 
—* IV, ©. 310. 

5) Heffter-Geffden $ 208 ff. Alt $ 144 ff. Bluntſchli 8171 fl. Klüber 
179 FH Martens-Geffcken ©. 51 fi. 

°, Wiener Regl. Art. 2. dazu die Erörterungen über diefen jurijtifh völlig werthlojen 
Begriff bei Heffter 8200. Klüber $ 202. Alt $ 11. BHillimore IL, 241. Battel 
IV, 8 70. ®heaton I ©. 192. „Bon manden Publiciften werden höchſt nebelhafte 
Begriffe mit dem Ausdrud Repräfentativcharakter verbunden.” (Hefiter). 

?) Sehr genau davon Alt 88 9—155. Martens-Geffcken SS 38—48. 

9 ©. Geffcken zu Heffter $ 220° („das bei weitem wichtigite Recht der Bot— 
khafter'*) Martena:Geffden ©. 58. Klüber 8201. Wheaton I, ©. 19. 

9 Die Angaben über die deutihen VBerhältniffe find dem Reichshaushaltsetat von 
1881/82 und dem preußiichen Hof: und Staatö-Handbuc pro 1881 entnommen. Vgl. Bes 
richte des deutichen Reichſstages 1881, Bd. IV, ©. 14—15. 

Annalen des Deutihen Reichs. 1882, 7 
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Menn man die Befugniß, Gefandte mit dem Range von Botjchaftern zu bes 
jtellen, nur den Staaten mit „Eüniglichen Ehren“!) zufpricht, jo ift auch diejer 
Sa feinesfalls als NRechtsjag anzuerkennen.) Bon den großen Republifen 
unterhält nur Frankreich Botjchaften, nicht dagegen die nordamerifanische Union 
und die ſchweizeriſche Eidgenoſſenſchaft. Im Sinne des deutſchen Reichs— 
beamtengeſetzes find die Botſchafter „höhere Reichsbehörde.“?) 


3. Die Geſandten i. e. ©. oder bevollmächtigten Minijter.*) 


Die zweite Rangklaſſe der Gejandten bilden die bevollmächtigten Minijter; 
auch fie werden unmittelbar von Monarch zu Monarch beglaubigt, haben aber 
nicht den jogenannten Repräfentativcharafter und demgemäß auch nur geringere 
Ehrenredte. 

Deutjche Gejandte diefer Rangklafje „außerordentliche Gejandte und be— 
vollmächtigte Minifter“ find beglaubigt: für Belgien, Dänemark, Griechenland, 
die Niederlande, Portugal, Schweden-Norwegen, Rumänien, Schweiz, Spanien; 
für die nordamerifaniiche Union und Brajilien; für China, Japan. Beim 
Reiche andrerjeit3 find Gefandte der nämlichen Staaten beglaubigt, ausgenom— 
men von China, welches nur einen Gejchäftsträger beim Reiche unterhält. 
Andrerfeit3 haben Hawai, Perſien und Peru Gejandte beim Reiche, während 
letzteres in Hawai und Perſien gar feinen diplomatijchen Vertreter, in Peru 
nur einen Gejchäftsträger unterhält. 

Die Gejandten find „höhere Reichsbehörde“ im Sinne des Reichbeamten- 


gejeßes.?) 
4. Die Minifterrefidenten.®) 
Dieje diplomatifche Rangklaſſe wurde durch das Aachener Protokoll vom 
15. November 1818 zwifchen die beiden eriten und die legte Klafje eingefügt. 
Auch die Minifterrefidenten werden von Souverän zu Souverän beglaubigt. 
Deutſche Meinijterrefidenten fungiren in Serbien, Columbia, Chili, Ma: 
rocco, Venezuela, Merico, Peru, den la Blata-Staaten (Argentin. Republik, 
Uruguay, Paraguay); beim Reiche andrerjeits find Minijterrefidenten beglau: 
bigt von Zentralamerifa und Merico, während Columbia, Marocco und die 
la Blata-Staaten beim Reiche ganz umvertreten find. Die Minijterrefidenten 
find „höhere Reichsbehörde“ im Sinne des Reichsbeamtengejetes.?) 
5. Die Gejhäftsträger.?) 
Sie bilden die legte Rangklaſſe jelbitjtändiger diplomatifcher Amtsträger 


und werden nicht von Souverän zu Souverän, jondern nur von den Miniftern 
des Auswärtigen beglaubigt.") 


4 Ö S. über diejen ftaatlihen Ranggrad Bluntſchli 88 87. 88. Heffter-Geff 
en $ 28. 

2) GalvoI, ©. 477. Klüber$$ 183, 184. Marten&ßeffden 44. Alt $ 32, 
Phillimore U, ©. 242. Bluntſchli $ 172. Heffter-Geffden ©. 430. Battel IV, 
$ 78. Der Bapjt nimmt angeblid nur Botjchafter von den vier fatholifchen Mächten 
Dejterreih, Spanien, Frankreich und Portugal an. 

) RGB. 1874, ©. 136. (Verzeihnig der Reichsbehörden als Anlage zu der kaiferL 
V. v. 23. Nov. 1874), 

) Galvo I, 474. Bluntſchli $ 173. Alt 21%, 

) RGB. 1874, ©. 136. 

% Alt 21°. 

r, RGB. 1874, ©. 136, 

) Bluntihli $ 174. 

) Wiener Regl. Art. 1%. 
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Ein deutscher Gefchäftsträger fungirt in Zentralamerifa, (Coftarica, Gua— 
temala, Honduras, Nicaragua, San Salvador); fremdjtaatliche Gefchäftsträger 
beim Reihe von China, Haiti, Honduras, Luxemburg, Nicaragua, während 
das Neih in China einen Gejandten hat, in Haiti und Luremburg gar nicht 
vertreten ift und für die fämmtlichen Staaten von Zentralamerifa nur einen 
einzigen Gejchäftsträger bejtellt hat. 

Die Gejchäftsträger find „höhere Neichsbehörde” im Sinne des Neichs- 
beamtengejeges.") 

6. Außer den oben bezeichneten Kategorien ftändiger diplomatifcher Amts— 
träger fommen in neuerer Zeit noch vielfach unftändige Gejandte vor, welche 
unter der Gejammtbezeichnung „Kommifjarien“ zufammengefaßt werden. Ueber 
die rechtliche Stellung diefer Kommifjarien wird in der Literatur ein lebhafter 
unausgetragener Streit geführt.?) 

Die reiche Entwidelung der internationalen Beziehungen im 19. Jahr— 
hundert hatte zur Folge, daß die Staaten vielfach das Bedürfniß empfanden, 
zu gemeinfamen Berathungen zujfammenzutreten, um durch folche teils den 
Abſchluß von neuen Staatsverträgen vorzubereiten, theils die gemeinfame Durch: 
führung abgejchloifener Verträge zu überwachen. Während ſchon in früherer 
Zeit derartige gemeinfame Berathungen ausfchließlih politifcher Natur 
ftattfanden, werden neueſtens ſolche abgehalten über die verſchiedenſten Zweige 
des Öffentlichen Lebens, welche eine internationale Bedeutung gewonnen haben. 
ob es ſich aber bei diefen Berathungen der Staaten um politiiche Fragen oder 
um Zoll, Münze, Maß- und Gewicht, Poſt-, Eifenbahn-, Telegraphen- oder 
andere dergleichen Dinge handelt, ift für die juriftiiche Qualififation der hiezu 
abgeordneten Vertreter der Staaten vollfommen irrelevant. Der juriftifche 
Unterfchied zwifchen Kongrejien und Konferenzen, welcher im Zufammenhang 
biermit gemacht wurde, it nicht zu begründen.?) Mehrfach find durch neuere 
Staatäverträge regelmäßig wiederkehrende Berathungen diefer Art vorgejehen :*) 
aber auch der Umstand ift juriftifch irrelevant, ob nur einmalige oder peri- 
odiich fich wiederholende Zufammenfünfte in Frage jtehen. 

Die Abgeordneten zu derartigen Konferenzen oder Kongrejjen find in der 
Regel nicht dauernd im diplomatischen Dienfte, jondern Beamte anderer Zweige 
des Staatsdienjtes; fie jcheiden auch aus der legteren Stellung nicht aus behufs 
der Theilnahme an jenen internationalen Zufammenkünften; jo lange fie aber 
im fremden Staate in amtlicher Eigenjchaft weilen, treffen für fie dennoch alle 


i) RGB. 1874, ©. 136. 

2 Alt $ 22. Klüber $ 171. Calvo I, ©. 476. Martens ©. 62. Bluntſchli 
88 241— 243. Heffter $ 222. Calvo, Marten3 und Bluntjchli jpreden diejen 
Kommifjarien den diplomatiichen Charakter an fih ab, Calvo will einen folden nur an— 
erkennen, wenn er ausdrüdlic; verliehen wurde. Bluntſchli vindizirt ihnen einen „bejon= 
deren Schutz“ des BVöllerrechtes, der nur negativ dahin präzifirt wird, dab „Eremtion von 
der Gerichtsbarkeit und Erterritorialität” (zwei verichiedene Begriffe?) darin nicht enthalten 
fi. Heffter will Unverlegbarfeit und Eremtion von der Gerichtäbarkeit zugeftehen, nur 
feine „bolljtändige Erterritorialität“; dagegen erklärt ſich jedoch Geffſchen N. 2 

) Bluntſqgli $$ 12. 108. 114. beiiters@eifden 8 240, beide Darjtellungen 
interefjiante Specimina moderner „völferrechtlicher” Jurisprudenz, die Bluntſchli'ſche überdies 
auch noch ausgezeichnet durch die lebhafte Phantafie ‘des Verfaſſers hinjichtlicd der „Organi- 
jation Europas“, für welche das „Bedürfniß“ „erwacht“ jei! 

*) Vgl. insbejondere Bertr. betr. die Gründung eines allgemeinen Poſtvereins 
eltpojtverein) v. 9. Oft. 1874 (NGB. 1875, ©. 223) Art. 18. Internationale Meterton- 
bention v. 20. Mai 1875 (RGB. 1876) Anner. I. Art. 7. Barijer fr. v. 13. März 1856 
Art. 17. Berliner Fr. v. 13. Juli 1878 (RGB. 307) Urt. 53. 
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juriftiihen Meerfmale diplomatiicher Amtsträger zu, folglih muß auch das 
Gejandtichaftsrecht auf fie volle Anwendung finden.!) Es gehört durchaus nicht 
zum Begriff des diplomatiichen Amtes, daß der Träger desfelben eine polit- 
iſche Mifjion zu erfüllen habe, fondern nur daß er Staatsgefchäfte zu bejorgen 
hat; die andermweitigen Beziehungen des internationalen Verfehres jtehen jurijtiich 
völlig unter den gleichen Gefichtspunften wie die politischen.?) 

7. Die gejandtichaftlichen Behörden haben regelmäßig ein mehr oder minder 
ahlreiches Perſonal, twelches gleichfall3 unter dem jpeziellen Gejandtichaftsrecht 
ft.) Für die Anwendung diejes Teßteren ift auch der Gegenjag zwiſchen 
offiziellem und nicht offiziellem PBerfonal, welcher von den meiſten Theoretifern 
gemacht wird, gleichgiltig. Zum Perjonal der Geſandtſchaft gehört juriſtiſch 
Alles vom oberjten Rath bis zum unterjten Diener. Den wichtigeren Gejandt- 
Ichaften werden in neuerer Zeit befondere militärifche Beamte beigegeben. Deutjche 
Meilitärattaches find beigegeben den fämmtlichen Botſchaften mit Ausnahme der 
türkischen, ferner den Gejandtichaften in Belgien und der Schweiz, außerdem 
iſt noch ein deutfcher General ganz jpeziell der Perſon des Kaiſers von Ruf: 
land beigegeben; je einen Prediger und Arzt haben die Botjchaften in London, 
Rom und Konftantinopel, einen Prediger die Gefandtichaft in Liffabon, einen 
Arzt die zu Madrid. Fremde Militärattaches beim Neiche find beigegeben den 
ſechs Botichaften, den Gefandtichaften von Japan, Schweden:Norwegen, Spanien, 
China; der Perſon des deutjchen Kaiſers ift ferner noch jpeziell ein rufjischer 
General aggregirt; Marine-Attaches haben die ruffishe Botſchaft und die 
ſpaniſche Geſandtſchaft; endlich ift der ruffischen Botſchaft noch ein bejonderer 
UT beigegeben. 

. 1. Die Ernennung der diplomatiichen Amtsträger*) erfolgt prinzipiell 
wie die Ernennung der Beamten überhaupt durch das Staatsoberhaupt, im 
deutichen Weiche Bat die Verfaffung das Ernennungsreht dem Kaiſer über: 
tragen.) Nach deutſchem Recht müfjen die jelbititändigen diplomatischen Amts: 
träger aller Klafjen, auch die Gefchäftsträger eine faiferliche Beitallung erhalten, 
ebenjo die Gejandtichafts- (Legations-) Räthe, fei es, daß diefelben im innern 
oder im äußeren Dienjte fungiren.‘) Die übrigen Beamten erhalten ihre An: 
ftellungsurfunden vom Reichskanzler oder vom auswärtigen Amt.?) 

2. Für die Bekleidung diplomatifcher Aemter ftellt das deutſche Necht 
befondere Vorausfegungen nicht auf.) Gemohnheitsrechtlich hat fich jedoch 
auf Grund der internationalen Praxis der Sat ausgebildet, daß jeder Staat 
bon fremden Staaten nur diplomatifche Amtsträger, welche ihm 


) Died nahm man aud) jeit 1854 bezüglich der deutichen Zollvereinstommifjarien mit 
Recht an, ebenjo bezüglich” der durd den Harifer Frieden v. 1856 Urt. 17 eingejegten 
Donautommilfion. 

) A. A. Bluntihli $ 241. 

®) Ueber die auf Widerruf oder Kündigung angeftellten Beamten des deutichen aus 
mwärtigen Dienjtes vgl. Verh. d. Reichst. 1872 Anl. Nr. 144, sub. L 

*) Heffter-Geffden $ 209. Klüber $ 186. Bluntjhli $ 162. Calvo |, 
©. 469, 481. Alt 8$ 41—43,. 

5), MB. a. 11, 18, 

9) Kaiſerl. Verord. dv. 23, Nov. 1874 (RGB. ©. 135) 8 27, 1. 

) Ebenda $ 3. 

®) Die völkerrechtlichen Schriftiteller beichäftigen fich eingehend mit der frage, ob ein 
Weib Gejandter jein könne und erzählen bei diefem Anlaß allerlei Anekdoten. Auch exiſtiren 
mehrere Monographien über die Frage. Bynkers hoek bejaht die aufgeworfene Frage mit 
der Motivirung: Falleris si putes solos esse qui sapiunt viros! Sehr ausführlich in 
aneftodenhafter Manier Miruß I, $ 127 fi. 
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genehm find, anzunehmen braucht. Demgemäß bejteht eine Rechts— 
pfliht, den zu bejendenden Staat über die Berjon des Gefandten 
vorher zu befragen. Dieje Rechtsvorjchrift findet ihre Rechtfertigung in 
der eigenartigen, zu Mißtrauen immer Anlaß bietenden Stellung der diplo— 
matiſchen Amtsträger. Nachdem, wie oben bemerkt, eine Rechtspflicht zur 
Annahme von Gejandten überhaupt nicht befteht, kann noch weniger eine 
Rechtspflicht zur Annahme bejtimmter Berfönlichkeiten behauptet werden. Daraus 
folgt, daß jedem Staate völlig Male eine ihm bezeichnete Perſon ala Ge— 
fandten anzunehmen, oder zurüdzumweifen, in legterem Fall, ohne daß Gründe 
angegeben "zu werden brauchen.) Die fafuiitiiche Aufzählung von folchen 
Gründen der Zurüdweifung, welche fich bei vielen Schriftitellern findet, ift 
juriftiich nicht brauchbar; es kann fich dabei doch immer nur um politische 
Gefichtspunfte handeln.?) 

3. Die vielverhandelte Frage, ob ein Gejandter Unterthan des Empfangs- 
ftaates fein könne,?) ijt mehrfach durch pofitive Rechtsvorfchriften im verneinenden 
Sinne entichieden, jo für Frankreich, Schweden, die Niederlande.) Wo folche 
pofitive Rechtsjfäße nicht vorhanden find, wie dies für das Deutſche Reich der 
Fall, muß die Frage bejaht werden. Zwar find unzweifelhaft die Beamten: 
qualität in dem einen und die Unterthanenqualität in einem anderen Staate 
prinzipiell infompatible Rechtsverhältnifje und können zu unlösbaren Konflikten 
führen; aber derartige Berhältnifje gibt es im internationalen Rechte auch fonft, 
jo ift 3. B. ein Ddoppeltes Unterthanenverhältnig überhaupt an fich juriftisch 
ebenſo unmöglid. So zwedmäßig e3 demnach ijt, derartige infompatible Ber: 
bältnifje?) pofitiv zu verbieten, jo darf doch Mangels pofitiver Rechtsvorfchriften 
ein Verbot nicht präfumirt werden, ebenjowenig die Zulaſſung unter Beding- 
ungen. Wo ein Verbot nicht beiteht, kann doch jeder Staat den Ausichluß 
feiner Unterthanen von diplomatischen Aemtern bei ihm ſelbſt dadurch erreichen, 
daß er die betreffende Perſönlichkeit ablehnt. 

4. Jeder Gejandte muß ein Beglaubigungsfchreiben (Kreditive)®) 
empfangen. Dasjelbe bildet neben der Beitallungsurkunde ein rechtlich noth— 
wendiges Erforderniß für den Antritt des diplomatischen Amtes. Das Be: 
glaubigungsjchreiben ift an den Empfangsftaat gerichtet: bejtimmte Rechtsſätze 
bejtehen für dasjelbe weder Hinfichtlich der Yorm?) noch des Inhaltes. Nur 


') Richtig Alt $ 41. England fordert die Angabe von Gründen. Martens-Geffcken 
S. 432. Bol. auch Bluntjhli $ 164 N. Miruß I, $ 122. 

) Grotius l. U, c. XVIII. UI, 1: „Non omnes admitti praecipit gentium jus, 
sed vetat sine causa rejici. Causa esse potest ex eo qui mittit, ex eo qui mittitur, 
ex eo ob quod mittitur.‘ 

2) Bluntſchli $166. Klüberg186c. Alt$37. Calvol, S. 470. Phillimorell, 
8 172. Battel IV 8 112. Heffter-Geffden $ 202. Miruß I$ 124. 

*, E3 werden biefür angeführt ein hol. G. v. 10. Oft. 1727, ein ſchw. &. v. 20, 
Nov. 1727, ein franzdi. ©. v. 26. Aug. 1811, das djterr. Bürg. GB. $ 39 (Alt ©. 44! 
Martens:Geffden ©. 41); das deutiche GBG. $ 18 jegt die Möglichkeit eines deutichen 
Unterthanenverhältnifjes fremdftaatticher Gejandten voraus. 

8) Treffende Bemerkungen hierüber fiehe bei Gottfhalt ©. 53. Vgl. andrerjeits 
Bynkershoek J. XI, $ VI, der ein ſolches Verhältniß ganz normal findet. 

®, Phillimore I, ©. 284 ff. Wheaton I, ©. 196. Vattel VI, $ 76. Klüber 
$ 193, Hejfter-Gefjfden S. 210. Bluntfhli $ 184. Alt $45 94—117. Calvo I, 
©. 482. Miruß I, $ 132 ff. Der juriftiiche Inhalt diefer Erörterungen „über die Papiere 
des Geſandten“ bejchränkt fi) auf ein Minimum. 

T) Ueber den Unterſchied der Form von Kanzleis und Nabinetsichreiben Alt $ 45. 
Eine juriftiihe Bedeutung hat dieje Form nicht. 
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infoweit hat ſich das internationale Herkommen zu einem vertragsmäßig firirten 
Rechtsſatze verdichtet, als bei den drei erſten Klaſſen der Gefandten die Kredi- 
tive vom Souverän an den Souverän gerichtet ift, während bei der vierten 
nur die Minifter thätig werden.) Bei den päpitlichen Nuntien hat das Be: 
glaubigungsjchreiben die Form einer Bulle. Das Beglaubigungsfchreiben pflegt 
ganz allgemein die perjönlichen und amtlichen Verhältniſſe des Gejandten zu 
bezeichnen ;?) feine Annahme Seitens des Empfangsjtaates qualifi- 
zirtfich juriftifch als die Konzeffion, von welder, wie oben bemerft, 
die ganze Amtsjtellung des Gefandten rechtlich bedingt iſt.“ Es 
fann auch im Beglaubigungsfchreiben allein die vom Abjendejtaat dem Ge— 
fandten zu ertheilende Vollmacht liegen, auf welcher die Amtsjtellung des Ge: 
fandten nach) der anderen Seite beruhen muß; in der Regel wird allerdings 
diefe Vollmacht in der Beltallungsurfunde bezw. der amtlichen Inſtruktion 
enthalten jein. 

Mit dem Empfang des Beglaubigungsfchreibens, welcher bejonders bei den 
Botſchaftern in feierlichiter Audienz zu erfolgen pflegt,*) beginnt juriftiich das 
Amt der Gejandten; doch beftimmt fi) der Rang gemäß der Vorſchrift 
des Wiener Neglements nach dem Datum der Notififation der Ankunft und die 
im folgenden Paragraphen zu erörternden Pivilegien hat der Gejandte nad) 
internationalem Herfommen, welches zum Rechtsſatz geworden it, jchon vom 
Moment des Eintrittes in den Empfangsftaat.d) Die übrigen Rechte und 
Pflichten des Amtes entſtehen juriftifch mit der Entgegennahme des Be 
glaubigungsſchreibens. 

5. Die anderweiten Erörterungen über die „Papiere des Geſandten“ ſpe— 
ziell über Inſtruktionen und Chiffre find juriſtiſch völlig werthlos; Päſſe find 
nach deutſchem Recht nicht erforderlich;') die Unterſcheidung zwiſchen begrenzter 
en unbegrenzter Vollmacht läßt fich gleichfall3 allgemein juriſtiſch nicht be- 
timmen. 

VI. Da die — Stellung des Geſandten auf einem doppelten Titel 
beruht, einem vom Abſende- und einem vom Empfangsſtaate ertheilten, erliſcht 
dieſelbe durch Wegfall des einen wie des anderen.”) 

1. Ipso jure fällt der doppelte Titel dahin und es tritt damit von jelbit 
die Beendigung des Amtsverhältnijjes ein durch Tod des Gejandten, ferner 
durch Zeitablauf und Erledigung des Gejchäftes, wenn die Miſſion eine in 
dieſer Weiſe befchränfte war. Beim Tod eine® Gefandten darf nach inter: 
nationalem Herfommen, das die Kraft von Gemohnbeitsrecht gewonnen hat, 
der Empfangsitaat fich in feiner Weife, außer im äußerjten Nothfall, in die 
Regulirung des amtlichen wie perfünlichen Nachlaſſes miſchen; der Abſende— 


Wiener Regl. Art. 1. Aachener Prot. 

2) Den Inhalt der Kreditive bezeichnet Martens-Geffcken als „indiquant leurs 
noms, specifiant le caractöre dont ils sont revötus ainsi que l'objet général de leur 
mission et demandant qu’on ajoute foi pleine et entire à ce qu’ils pourront dire.“ 

2) ©. oben ©. 87. 

* Alt $ 44 Prinzipiell richtig befonders Gottihalt S. 77. Bol. au Calvol, 
S 459. Heffter ®eifden $ 210. 

) Alt $ 58. Gottihalt © 78. Vattel IV S 83. Klüber $ 204. Heffter 
Geffcken $ 210. Galvo 1, $ 515. Phillimore IT $ 153. 

G. v. 12, Dft. 1867 über das Paßweſen (BGB. ©. 33) 8 2, vgl. dazu allerdings 5 9. 

) Bal. zum Folgenden: Phitlimore UI, 255. Wit S$ 179, 189. Heffter— 
Getfden $ 223. Galvo I, ©. 49 fi. Klüber $ 228. Bluntichli $$ 227, 240. 
Martens-Geffcken $$ 56, 59. Wheaton TI, ©. 224. 
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ftaat kann vielmehr zu diefem Zwecke einen befonderen Kommiſſär entjenden; 
geichteht Dieß nicht, jo ilt der erite Beamte der Gefandtichaft hiefür Fompetent; 
Mangels eines folchen darf die Negulirung durch den Chef oder einen Beamten 
einer anderen Gejandtichaft erfolgen.') 

2. Eine ipso jure eintretende Erledigung des Amtes wird ferner ange= 
nommen bei Tod oder Abdanfung eines der beiden an der Gejandtichaft be- 
theiligten Souveräne.?) Diejer Nechtsfag beruht auf der alten Sitte, welche 
durch das Wiener Reglement ihre rechtliche Präzifirung empfangen hat, daß 
die Gejandten der drei erjten Klaffen von Souverän zu Souverän beglaubigt 
werden.?) Es ergibt fich hieraus: Bei NRepublifen kann der Nechtsjag nicht 
zur Anwendung fommen; bier ift der Wechiel des Staatsoberhauptes rechtlich 
irrelevant.*) Steht dagegen nur ein Souverän gegenüber einer Republik in 
Frage, jo fommt e3 auf den Grund des obigen NRechtsjages an: nimmt man 
ala ſolchen die Vermittelung der perjönlichen Beziehungen von Souverän zu 
Souverän an, jo hat die Anwendbarkeit das VBorhandenjein von zwei Souveränen 
zur Vorausſetzung und der Rechtsjag zeilirt, ſobald nur ein jolcher betheiligt 
it. Iſt aber der Grund das perfünliche Vertrauensverhältniß zu dem einzelnen 
diplomatischen Amtsträger, jo muß der Nechtsjag auch dann in vollem Um— 
fange angewendet werden, und zwar ſowohl bezüglich der entjendeten als der 
empfangenen diplomatischen Amtsträger, wenn der eine Souverän ftirbt bezw. 
— freiwillig oder geziwungen — abdanft. Dieje letztere Argumentation wird 
al die der Natur des diplomatischen Amtsverhältnijjes entiprechende betrachtet 
werden müſſen. 

In der Regel erfolgt lediglich eine neue Beglaubigung, welche aber juriftiich 
ein neues Amt begründet. 

3. Beförderung eines Gejandten zu einer höheren Klaſſe iſt juriftiich 
gleichfalls Begründung eines neuen Amtes, der Gejandte bedarf jomit auch in 
diefem Falle einer neuen Beglaubigung.) 

4. Einfeitig vom Empfangsjtaate fann dem Gejandten der Rechtstitel 
de3 Amtes entzogen und damit juriftiich eine Erledigung des Amtes bemirft 
werden durch die Erflärung des Abbruches der diplomatischen Beziehungen, 
durch die Aufforderung, das Staatsgebiet zu verlafjen, durch gewaltſame Ent: 
fernung aus demjelben. Db in derartigen Maßnahmen eine Beendigung oder 
nur eine Sujpenfion des Amtes zu finden jei, ift lediglich quaestio facti im 
einzelnen Falle. 

5. Die regelmäßige Art der Beendigung iſt Abberufung durch den Ab— 
ſendeſtaat.) Die Abberufung muß nach deutfchem Necht bei denjenigen Be- 
amten des diplomatischen Dienjtes, welche eine Faijerliche Bejtallung empfangen 


N) MartensGeffcken ©. 194. Klüber 8 209. Calvo I, S. 495. Phillimore 
1, 257. Heffter-Geffcken $ 224 (hier wird das frühere barbarijche Verfahren gerügt, 
jegt habe jich die Staatenpraris „längjt einer bejieren Richtung ergeben“). 

A. A. Bluntihli $ 229: „Der Tod oder die Abdanfung des abjendenden Sou— 
veränd hebt die Wirkſamkeit des Kreditived nicht nothivendig auf“. Ebenſo bezüglich des 
a Souveräns $ 231. Richtig Geffcken zu Heffter $ 233. N. 1. Wheaton J, 

. 224. 

’) Neue Beglaubigung ift juriftiih neue Ernennung, hat alfo zur Vorausſetzung bie 
Beendigung des früheren Amtsverhältniffes. Phillimore a. a. DO. Calvo I, ©. 497. 
Battel IV & 125. Martend:Geffden 66. 

) Ebenjo Geffiden zu Zee ©. 452', 
d) Martens: Gefiden ©. 188. 
°6, Martend-Gefiden S. 1W. Heffter-Geffden $ 226. 
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haben, durch den Kaifer erfolgen!) und wird dem Empfangsjtaate amtlich nos 
tificirt; bei den drei erſten Rangklaſſen gefchieht dies durch ein bejonderes Ab- 
berufungsfchreiben (lettre de rappel), für deſſen Ueberreichung ebenſo wie für 
die Ueberreichung des Beglaubigungsjchreibens befondere mehr oder minder 
feierliche — beobachtet werden. 

Der Kaiſer kann die diplomatiſchen Amtsträger jederzeit verſetzen. Ferner 
können alle diplomatiſchen Amtsträger und ebenſo die im Inland fungirenden 
Beamten des auswärtigen Dienſtes, nämlich der Reichskanzler, der Staats— 
fefretär des auswärtigen Amtes, die Direktoren, Abtheilungsvorjtände, vor: 
tragenden Räthe und etatsmäßigen Hülfsarbeiter des genannten Amtes jederzeit 
ohne weitere® mit dem gejeglichen Wartegeld durch Faiferlihe Verfügung in 
den einjtweiligen Ruheſtand verjegt werden.?) 

Für die Penfionirung der Beamten des auswärtigen Dienjtes gelten die 
allgemeinen VBorjchriften des Neichsbeamtenrechtes. Nur bezüglich des Reichs— 
fanzlers und des Staatsſekretärs des auswärtigen Amtes ijt ſowohl einerjeits 
der Kaifer berechtigt, jederzeit die Benfionirung zu verfügen, als auch find Die 
betreffenden Beamten berechtigt, diejelbe jederzeit audy ohne eingetretene Dienit- 
unfähigfeit zu fordern; der Anspruch auf das Penſionsgehalt beginnt für dieje 
Beamten bereit3 nad) zweijähriger Dienftzeit.?) 

$ 3. Das diplomatifhe Amt.*) 

I. Die diplomatischen Amtsträger haben alle diejenigen Rechte und Pflichten, 
welche überhaupt den Staatsbeamten zufommen und überdies noch mehrfach 
befondere Rechte und Pflichten. Zu den allgemeinen Rechten gehören in eriter 
Linie der dem Amte entjprechende Rang und Gehalt. Ueber den Rang der 
im äußeren Dienfte fungirenden diplomatischen Amtsträger wurde auf dem 
Wege des Staatsvertrages eine internationale Vereinbarung getroffen (j. oben 
©. 95 fi). Außerdem bejteht überall fpeziell für die Gefandten, beſonders die 
Botichafter ein reich ausgebildetes Ehrenzeremoniell, welches theils auf inter- 
nationalem Herfommen, theil3 auf fpezieller Anordnung der einzelnen Staaten 
beruht. Ein internationales Gewohnheitsrecht hat ſich insbejondere dahin feſt— 
geftellt, daß dem Botjchafter das Prädikat „Erzellenz“ beigelegt werden muß.°) 

Die Gehaltsfäge werden alljährlich durch das Budgetgefeh bejtimmt und 
ftehen unter den allgemeinen für das Gehalt der Beamten geltenden Rechts: 
vorſchriften.) Zum Gehalt gehören auch die Tagegelder, Fuhr- und Umzugs 


ı) RBG. 8 66. 

2) RBG. $ 25, dazu die Denfichrift de3 Bundesrathes vom 12. März 1873 (Sten. 
Ber. Anl. 1873 Nr. 4), ferner die Verhandlungen im Reichstag (StB. 1872, 185—197, 
911—913, 1873, 63—65). Thudihum bei Sirth „Annalen“ 1876, ©. 289. Zorn], 
S. 247. Laband I, ©. 481, IL, ©. 246. 

2) RBG. $ 35. Thudihum S. 293. Zorn I, ©.249. Laband I, ©. 491. 492. 

) BVergl. im Allgemeinen den Kommentar zum Reichsbeamtengefeg von Thudichum 
in Hirths Annalen 1876, ©. 261—398; dem ———— iſt eine Zuſammenſtellung aller 
das Beamtenrecht betreffenden reichsrechtlichen Beſtimmungen bis zum Jahre 1876 beigegeben. 
Laband I, 88 40, 42. Born I, S, 286, 239. 

5) Vergl. hierüber Klüber 8 218. Von großem juriftiichen Werthe iſt jedenfall® aud 
die Mittheilung von Miruß 1, 8 168, daß der Sejandte „einer angemefienen Wohnung 
nebjt vollftändigem Ameublement, Silber:Service u. ſ. mw.“ bedarf! Ebenjo $ 318 „über 
die Audienzen in China“ und $ 327 „vom Rechte mit 6 Pferden zu fahren.“ ! 

°) Die deutihen Botichafter und Gejandten beziehen nad) dem Etatsgeſetz pıo 1881/82 
folgende Gehälter: je 150,000 M die Botichafter für Ruhland und Großbritannien, 120,000 M 
die Botichafter für Frankreih, Defterreih= Ungarn, Türkei, 100,000 M der Botichafter für 
Italien, 63,000 M der Gejandte bei der nordamerifaniichen Union, 60,000 M der bei China, 
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toften, welche für die diplomatifchen Amtsträger durch kaiſerliche Verordnung 
vom 23. April 1879 (RGB. ©. 127) und vom 7. Februar 1881 (RGB. 
©. 27) normirt wurden.') 


54,000 M bei Spanien, je 48,000 M bei Belgien, Brafilien, den Niederlanden, 40,000 M bei 
een, je 36,000 M bei Griechenland, Schweiz, Rumänien, Dänemark, Por: 
tugal, Japan. 
!) Dieie Verordnungen bejtimmen: 
, 81. Die etatömähigen en und Stonfularbeamten erhalten bei Dienit= 
reifen Tagegelder nad den folgenden Süßen: außerhalb innerhalb 


des Reichsgebiets 
AM M 


L die Botſchafteer.. aa MW 30 
I. die außerordentlihen Gejandten und bevollmäctigten Minifter 30 24 
DU. die Minifterrefidenten, die jtändigen Gejchäftäträger, die 

Generaltonjuln und die erjten Botichaftsjeretäre . . . . 25 18 


IV. die übrigen Botjchaftsjetretäre, die Legationsſekretäre, die 
Konjuln, die Bizefonjuln, die Dolmetjher und Dragomans 
und die Gefandtihaftsprediger - > > 22 nn nenn 20 12 
V. die Kanzleivorjteyer und Kanzlijten bei den Gejandtichaften, 
die Kanzler, Kajjirer, Regiftratoren und Sekretäre bei den 
DEREN 5 ee nee a ae 9 
VI. die Unterbeamten. 5 3 
Bewegt fich eine Dienjtreife an demjelben Tage innerhalb und außerhalb des Reichs- 
Sa jo wird für den Tag des Uebergangs aus Deutichland in dad Ausland der höhere, 
ür den Tag der Rüdfehr in das ‚Inland der niedrigere Tagegelderjag gewährt. 
$ 2. Erfordert eine Dienjtreije einen außergewöhnlichen Koftenaufwand, jo fann der 
Tagegelderjag ($ 1) von dem Reichskanzler angemejjen erhöht werden. 
$ 3. Etatsmäßig angejtellte Beamte, melde außerhalb ihres Amtsſitzes kommiſſariſch 
beihäftigt werden, erhalten für die Dauer diejer Beihäftigung neben ihrem vollen etats— 
mäßigen Diensteintommen Tagegelder, deren Höhe der Reichskanzler in jedem Falle bejtimmt. 
Benn gejandtichaftlice und Konfularbeamte in Folge bejtehender Uebung oder in Folge 
der zeitweilen Berlegung der Refidenz des betreffenden fremden Hofes mit Genehmigung des 
Reichslanzlers vorübergehend ihren Aufenthalt außerhalb ihres Amtsfiges nehmen, jo fünnen 
denjelben für die Dauer dieſes Aufenthalts gleichfall® Tagegelder nad) Feitjegung des Reichs— 
fanzlers gewährt werden. 
8 4 aufgehoben. 
85. An Fuhrloften einschließlich der Koſten der Gepädbeförderung erhalten: 
I. bei Dienftreifen, welde auf Eijenbahnen, Dampfſchiffen oder Segelichiffen gemacht 
werden können: 

1. die im $ 1 unter I bis V bezeichneten Beamten für das Kilometer 13 Pfennig 
und für jeden Zu: und Abgang außerhalb des Reichsgebiets 6 Mark, inner: 
halb dejielben 3 Mark. 

Hat einer der im $ 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten einen Diener 
auf die Reife mitgenommen, fo erhält er für denjelben 7 Pfennig für das 
Kilometer. 

2. die dajelbjt unter VI bezeichneten Beamten für das Kilometer 7 Pfennig und 
für jeden Zu: und Abgang außerhalb des Reichsgebiets 2 Marl, innerhalb 
desjelben 1 Mart; 

II. bei Dienftreijen, welche nit auf Eifenbahnen, Dampfihiffen oder Segelſchiffen 
zurüdgelegt werden fünnen: 
außerhalb innerhalb 
des Reichsgebiets 
Ma MM 


1. die im $ 1 unter I bis III bezeichneten Beamten 1,00 0,90 
2. die dajelbjt unter IV bezeichneten Beamten . . . . O0, 0,0 
3. die dafelbjt unter V bezeichneten Beamten . . . . 0 OÖ, 


4. die dajelbjt unter VI bezeichneten Beamten . 0,9 

für das Kilometer der nächten benugbaren Straßenverbindung. 

Haben erweislih höhere Fuhrkoſten als die unter I und II feſtgeſetzten aufgewendet 
werden müſſen, jo werden dieje erjtattet. 
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8 6. Die Fuhrkoſten werden für die Hin- und Rückreiſe beſonders berechnet. Hat 
jedoch ein Beamter Dienjtgefhäfte an verichiedenen Orten unmittelbar nad) einander ausge— 
richtet, jo ift der von Ort zu Ort wirklich zurüdgelegte Weg ungetheilt der Berechnung der 
Fuhrkoſten zu Grunde zu legen. 

$ 7. Für Dienftgeihäfte am Amtsfige des Beamten und für jolde Dienitgeichäfte, 
welche Beamte, die einer Gejandtichaft oder einem Konjulate voritehen, in geringerer Ent= 
fernung als acht Kilometer, die übrigen Beamten in geringerer Entfernung als zwei Kilos 
meter von ihrem Amtsſitze vornehmen, werden weder Tagegelder nod) Zubrkojten gewährt. 

Für einzelne Orte fann durch den Reichskanzler bejtimmt werden, daß den Beamten bei 
den auferhalb de3 Dienjtgebäudes vorzunehmenden Dienftgefchäften die für erforderlich ges 
wejene Transportmittel verausgabten Koften jowie die verauslagten Brüden- und Fährgelder 
zu erjtatten jind. 

Die Beitimmungen der Nr. 11 des Tarifs zum Geſetz, betreffend die Gebühren und 
Koiten bei den Konjulaten, vom 1. Juli 1872 (Reichs-Geſetzbl. S. 245) werden durch Bor: 
jtehendes nicht berührt. 

Die etatsmäßig angejtellten Beamten erhalten bei Neu: und Wiederanjtellungen ſowie 
bei Verjegungen eine Vergütung für allgemeine Umzugskoſten einſchließlich der den 
Gejandten und Konſuln biöher — bezw. nach $ 8 des Geſetzes, betr. die Organiſation 
der Bundestonjulate, vom 8. November 1867 (Bundes-Geſetzbl. ©. 130) zuftehenden Ein— 
richtungsgelder, und zwar in folgenden Beträgen: 

Die Botſchafter erhalten 200 Prozent, die übrigen einer Geſandtſchaft und die einem 
Konfulate vorstehenden Beamten 50 Prozent des einmaligen Jahresbetrages ihres perjönlichen 
Gehalts, alle anderen Beamten die im $ 20 zu b bejtimmten Sätze. 

Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der vorgedachten Beträge. 

Die vorjtehend fejtgejegte Vergütung wird für diejenigen zu Gejandten oder ſelbſtän— 
digen Korjuln ernannten Beamten um ein Drittel erhöht, welche bis, zu diefer Ernennung 
einer Gejandtichaft oder einem Koufulate noch nicht oder nur einer Gejandtichaft oder einem 
Konjulate von geringerem Range vorgejtanden haben. 


8 9. Wird einem Gefandten oder Konful eine Dienftwohrung mit möblirten Em— 
pfangsräumen zugemiejen, ‘jo erhält derjelbe nur zwei Dritttheile der im $ 8 feitgejeßten 
Vergütung. 

$ 10. Die erjte Hälfte der Bergütung für allgemeine Umzugskoſten wird mit dem 
Tage der Ernennung des Beamten, die zweite Hälfte mit dem Tage jeined Eintreffens an 
dem neuen Amtsjipe fällig. 

Hat der Beamte in Folge eigener Entihliegung oder Schuld den Boften nicht ange 
treten, fo ift derjelbe zur Wiedererjtattung der ihm etwa bereits gezahlten Hälfte der Ver— 
DEREN: verpflichtet. 

ird dem Beamten vor dem Eintreffen auf dem ihm verliehenen Poſten eine andere 
Stelle übertragen, jo fann die ihm etwa bereit3 gezahlte Hälfte der VBergütungsjumme auf 
die ihm für die neue Stellung zujtehende Vergütung angerechnet werden. 

8 11. Wird ein Beamter unter ee an feinem bisherigen Amtsfige zum Bor: 
jteher einer Gejandtichaft oder eines Konſulats befördert, jo hat er die für das ihm über: 
tragene höhere Amt in den 88 8 und 9 bejtimmte Vergütung abzüglid) des für das bisher 
von ihm bekleidete Amt bezogenen VBergütungsbetrages zu beanjprucden.. Derjelbe Anſpruch 
fteht dem Borjteher einer gejandtichaftlichen oder konſulariſchen Behörde zu, wenn jein Boften 
im Range erhöht wird. 

$ 12. Die etatsmäßig angeftellten Beamten erhalten in den im $ 8 bezeichneten 
Fällen für den Umzug von ihrem bisherigen nad) dem neuen Wohnorte eine Vergütung der 
jpeziellen Umzugskoſten, und zwar: 

1. fämmtlihe Beamte für den Transport (ausſchließlich Verpadung und Verficherung) 
der Gegenstände der häuslichen Einrichtung die wirflid gezahlten Beträge, auf 
Grund jpezieller und belegter Liquidationen, mit der Maßgabe, daß, falls und in- 
joweit der Transport der Gegenjtände mitteljt Eilfradht erfolgt ift, nur ein Dritt— 
theil der hierfür gezahlten Beträge zur Vergütung gelangt; 


2. die in $ 1 unter I bi8 IV bezeichneten Beamten . 10 Pfennig 
die dajelbjt unter V bezeichneten Beamten . . » 2.2... 8 - 
die dajelbit unter VI bezeichneten Beamten . . . 7 R 


für jedes mitgenommene Familienmitglied; die im $ 1 unter 

I bis IV bezeichneten Beamten für jeden mitgenommenen 

DIERRDORER 0 ee ee 
pro Kilometer der fürzejten benußbaren Straßenverbindung. 


— 
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Außerdem ift der Miethzind zu vergüten, welchen der verjepte Beamte für die Wohn: 
ung an jeinem bisherigen Aufenthaltorte während der Zeit von dem Verlaſſen des letzteren 
bis zu dem Zeitpunfte hat aufmenden müflen, mit welchem die Auflöjung des Miethsver- 
bältnifies möglich wurde. Dieje Vergütung darf jedoch längitens für den Zeitraum eines 
Jahres gewährt werden. 

Hat der Beamte im eigenen Haufe gewohnt, jo fann demjelben gleichfalls eine Ent- 
ihädigung und zwar höchſtens bis zum Sahresbetrage des ortsüblichen Miethswerthes der 
von ihm benugten Wohnung gewährt werden. 

8 13. Die zur Feititelung der jpeziellen Umzugskoſtenvergütung in jedem einzelnen 
Falle erforderlichen Beläge hat der Be.mte bei Berluit Feines Anſpruchs auf diefe Vergütung 
—— Jahresfriſt nach ſeinem Eintreffen auf dem neuen Poſten an das Auswärtige Amt 
abzuſenden. 

$ 14. Für die Dienſtantritts- oder Verſetzungsreiſe erhalten die zum Bezuge von 
Umzugstoften berechtigten Beamten Fuhrkoſten nad Mahgabe des $ 5 dieſer Verordnung 
für ihre Perſon, jowie, wenn fie nicht während des Umzugs ihr volles etatsmäßiges Dienit- 
eintommen beziehen, QTagegelder nad) Maßgabe der SS 1 und 2 diefer Verordnung für die 
zur Ausführung der Umzugsreife nad) Enticheidung des Reichskanzlers durchſchnittlich er- 
torderlihe Zeit. 

$ 15. Bei Berechnung der Entfernungen für die Feititellung ſowohl der Fuhrkoſten wie 
der ſpeziellen Umzugskoſten wird jedes angefangene Kilometer für ein volles Kilometer geredynet. 

$ 16. Für die Höhe der Tagegelder, Fuhrkoſten und Umzugskoſten ift nicht der per: 
fönlihe Rang des Beamten, jondern das Amt, welches er etatsmähig befleidet, und zwar bei 
Neus und Wiederanftellungen und Berjegungen nicht das Amt, aus welchem, jondern das— 
jenige, in welches er verjegt wird, maßgebend. 

8 17. Den Gejandtichafts-Attahes jtehen weder Tagegelder noch Fuhr- oder Umzugs: 
foiten zu. Nur wenn diejelben jeitens des Reichskanzlers mit einem Kommifjorium betraut 
werden, erhalten fie für die Dauer desjelben Tagegelder und Fuhrkoſten nach Beitimmung 
des Reichskanzlers. 

$ 18. Die übrigen nicht etatsmähig angeftellten Beamten erhalten bei Dienftreijen 
ſowie bei ihrer Anstellung und Verfegung und bei dienjtliher Beihäftigung außerhalb ihres 
Vohnortes Tagegelder und Fuhrkoften nad Beitimmung des Reichskanzlers, jedoch höchſtens 
bis zu demjenigen Betrage, welcher nach Maßgabe diejer Verordnung den etatsmähigen Be: 
amten, deren Tunttionen jte zu verjehen bejtimmt find, zuftehen. Spezielle Umzugskoſten 
werden ihnen nicht gewährt. Allgemeine Umzugstojten können fie ausnahmsweiſe, jedod in 
jedem Falle nur bis zum Betrage von höchſtens 1,500 Mf. erhalten, wenn fie in überſeeiſchen 
Ländern Verwendung finden, 


$ 19. Die Beitimmungen des $ 18 finden aud auf die im inneren Dienjte des Reichs 
oder im Dienjte eines Bundesſtaats etatsmäßig angeftellten Beamten, welche im gejandts 
ichaftlihen oder Konjulardienjte des Reichs auferetatsmäßig verwandt werden, Anwendung. 
Wird ein jolher Beamter jpäter im gejandtichaftlichen oder Konjulardienite etatsmäßig an— 
geitellt, jo ift auf die ihm alddann gemäß $ 8 zuftehende Vergütung für allgemeine Um— 
zugstoften der Betrag der ihm etwa auf Grund des $ 18 bereits gezahlten allgemeinen Um— 
zugsfoftenvergütung anzurechnen. Der Berechnung der jpeziellen Umzugskoſten it alsdann 
die Entfernung zwiichen demjenigen Orte, wo der betreffende Beamte zulegt etatsmäßig an- 
geitellt gemwejen ift, und jeinem neuen Wohnorte zu Grunde zu legen. 

8 20. Werden gejandtichaftliche oder Konjularbeamte in den Ruheſtand oder in den 
einitweiligen Rubeftand verjegt, jo find ihnen gemäß 8 40 des Gejepes, betreffend die Rechts— 
verhäftnifte der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 GReichs-Geſetzbl. S. 61) die Koſten des 
Transport3 ihrer Einrichtungsgegenftände bis zu dem innerhalb des Reichs von ihnen ges 
wählten Wohnorte nach den wirklich gezahlten Beträgen, auf Grund jpezieller und belegter 
Liquidationen, zu erjtatten. 

Daneben erhalten jie: 

a) für ihre Perſon Fuhrloften nad) Maßgabe des $ 5, fowie, wenn fie nicht während 
des Umzugs ihr volles etatsmäßiges Dienjteintommen beziehen, Tagegelder nad) 
Mafgabe der SS 1 und 2 diejer Verordnung; 

b) allgemeine Umzugskoſten, und zwar: 


die im $ 1 unter I bezeichneten Beamten . . . . . 2,500 Marl, 
die daſelbſt unter II bezeichneteu Beamten . . . . . 2,000 „ 
die dajelbjt unter III bezeichneten Beamten . . . . . 120 „ 
die dajelbjt unter IV bezeichneten Beamten . . . . . 600 
die dajelbjt unter V bezeichneten Beamten . . «2... 40 „ 


die dajelbjt unter VI bezeichneten Beamten . . . . .- 200 „ 
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Gleichfalls unter den Rechtsbegriff des Gehaltes fallen Wartegelder und 
Penfion. Bezüglich der erjteren gelten lediglich die allgemeinen Nechtsjäge. 
Ebenjo bezüglich der Penſion, nur mit der einzigen Modifikation, daß für Be- 
rechnung des Penfionsanjpruches die in Oſt- und Mittelafien, ſowie Mittel: 
und Südamerifa zugebrachte Dienftzeit doppelt gerechnet wird, wenn der be 
treffende Beamte überhaupt länger als ein Jahr in außereuropätichen Ländern 
gedient hat.!) Durch Beichluß des Bundesrathes fünnen aud andere außer: 
europäiſche Länder den oben bezeichneten gleichgeitellt werden. ‘Ferner ijt ge: 
jeglich bejtimmt, daß allen in dauernden oder einſtweiligen Ruheſtand verjegten 
Beamten, welche ihren Amtsfig im Auslande hatten, die Umzugskoſten in 
vollem Umfange nach dem von dem betreffenden Beamten frei gewählten Wohn 
orte innerhalb des Heiches erjegt werden müjjen.?) 

u den allgemeinen Pflichten gehört ſodann in eriter Linie die Pflicht, am 
Amtsſitze fich aufzuhalten. Genaue Vorjchriften wurden neuerdings erlafjen über 
die Beurlaubung diplomatischer Amtsträger.?) Anträge auf Urlaub find darnad) 
unter Angabe der Veranlaſſung und des Zwedes — falls ein Urlaub zur Wieder- 
berjtellung der Gejundheit verlangt wird, unter Vorlage eines ärztlichen Zeugnifjes, 
wovon jedoch der Reichsfanzler auch ausnahmsweiſe dispenfiren fann ($ 3) — 
bei der vorgefegten Behörde, alſo von allen jelbjtändigen diplomatijchen Amts— 
trägern beim Auswärtigen Amt, von den übrigen Beamten beim Chef der Miſſion 
einzureichen ($ 1). Botſchafter, Gejandte und Minifterrefidenten können nur 
vom Kaifer auf Antrag des Neichsfanzlers Urlaub erhalten, die übrigen diplo- 
matischen Beamten durch den Neichskanzler, bezw. durch den Chef der Gejandt- 
Ichaft, wenn es ſich nur um die , Zeitfrift einer Woche zu Neifen außerhalb 
Deutjchlands handelt ($ 2). Der Urlaub kann jederzeit, wenn das dienftliche 
Bedürfniß dies erfordert, zurüdgenommen werden ($ 12). Der beurlaubte Be: 
amte hat dafür zu jorgen, daß ihm auch während des Urlaubes jederzeit dienit- 
liche Berfügungen zugejtellt werden fünnen ($ 4). Beträgt der Urlaub nur 
bis zu 3 Monaten, jo werden Gehaltsabzüge nicht gemacht, beträgt er mehr als 
3 bis zu 6 Monaten, jo wird für die Zeit über 3 Monate die Hälfte des etats— 
mäßigen Gehaltes, beträgt der Urlaub über 6 Monate, jo wird für die Zeit über 
6 Monate das ganze Gehalt einbehalten ($ 7). Bis zum Eintritt diefer Einbe- 
haltungen haben die beurlaubten Beamten alle nicht erjtattungsfähigen Koften 
ihres Amtes zu tragen ($ 11). Bei Berechnung der Friſten wird Die Reiſe— 
zeit nicht eingerechnet, fall3 die Reife von einem außereuropäiſchen Amtsfigaus 
angetreten wird ($ 7°). Die Monate werden bei der Berechnung ftet3 zu 
30 Tagen gerechnet. Liegt der Amtsfig in Mittel- oder Siüdamerifa, Mittel: 


mit der Maßgabe, daß Beamte, ohne Familie nur die Hälfte diefer Beträge 
erhalten ; 
ec) die im $ 12 dieſer Verordnung feſtgeſetzten Vergütungen für die Umzugsreiſen der 
Familienmitglieder nnd Dienjtboten, jowie die ebendort feitgejegten Miethözins- 
oder Miethswerths-Entſchädigungen. 
$ 21. Gejandtichaftliche und Konjularbeamte, welche, ohne ihre etatsmäßige Stellung 
im Auslande beizubehalten, in eine etatsmäßige Stelle des Auswärtigen Amts verjegt oder 
zur Beichäftigung in das Auswärtige Amt einberufen werden, erhalten für den Umzug von 
ihrem bisherigen Rojten nad) Berlin die im vorgehenden Paragraphen feitgejegten Ber 
gütungen. 
s 22. Auf Wahlfonfuln und die von diefen angejtellten Perjonen finden die Beſtimm— 
ungen diejer Verordnung feine Anwendung. 
ng .$ 
) NGB. 8 40. 
°, Rail. V. v. 23. April 1879 (RGB. S. 134), erlafien auf Grund von RBG. $ 141. 
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oder Ditafien, jo erfolgt Fein Gehaltsabzug für die Urlaubszeit biß zu 6 
Monaten. Bon diejen Bejtimmungen über Gehaltsabzüge kann der Reichs— 
fanzler dispenfiren ($ 8°). Ferner gelangen diefelben nicht zur Anwendung : 
J J Eintritt in den Reichstag, 2. bei Urlaub in Folge von Krankheit 
($ 8°).') 

Für die Zeit big zum Eintritt der —— des halben oder ganzen 
Dienſteinkommens werden, falls der Urlaub über 14 Tage beträgt, 20 Proz. 
der Repräfentationsgelder einbehalten; in anderen Fällen entjcheidet der Reichs— 
fanzler, ob und in welchem Betrage bis zum Eintritt jener Abzüge eine Ein- 
bebaltung der Ortszulage zur Dedung der Stellvertretungskoften erfolgen foll; 
der Abzug darf jedenfalls nicht mehr ala 20 Prozent betragen ($ 9). 

Bei jeder Beurlaubung eines diplomatischen Beamten muß für die Stell: 
vertretung desjelben Sorge getragen werden ($ 5). Der Stellvertreter erhält, 
falls der Urlaub über 14 Tage Deträgt, eine Dienjtaufwandsentichädigung aus 
den dem beurlaubten Beamten zu machenden Abzügen, bei den Botſchaften 15, 
bei den übrigen Gejandtichaften 20 Prozent der für die Urlaubszeit fälligen 
Repräfentationsgelder. In allen anderen Fällen entjcheidet der Reichskanzler 
über die zu gemährende Entihädigung ($ 6). 

I. Den auswärtigen Diplomaten, welche innerhalb des Reiches, jei es 
bei diefem felbit, jei e8 bei einem Einzeljtaate, fungiren, gewährt das deutjche 
Strafreht einen erhöhten Schuß gegen Beleidigungen, indem es jolche mit 
Gefängnißſtrafe bis zu einem Jahre oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer 
bedroht; die Verfolgung folcher Beleidigungen ift jedoch vom Antrag des Be— 
leidigten abhängig gemadht.?) 

Ein derartiger erhöhter jtrafrechtlicher Schuß für Geſandte, wie ihn der 
oben angegebenen Vorjchrift gemäß das Deutjche Reich jtatuirt, findet ſich überall 
auch in anderen Staaten anerkannt. Dieje ftrafrechtlichen Borjchriften find 
die der heutigen Nechtsentwidlung entjprechende juriftiiche Ausprägung des 
alten Gedankens von der Unverlegbarfeit der Gejandten, des Sabes, daß die 
Perſon des Gefandten „sainte, sacree et inviolable“ fei.?) Für das Alter- 
tbum und das Mittelalter hatte diefer Sa bei dem mangelhaften Zujtande 
des Strafrechtes eine wirkliche juriftiiche Bedeutung und unzivilifirten Völkern 
gegenüber mag die auch heute noch der Fall jein. Für das deutjche Recht 
und analog für die übrigen zivilifirten Staaten dagegen iſt es heute oberjter 
Grundſatz, daß nicht allein die Perſon der Diplomaten, ſondern ebenjo jede 
andere Perjon umverlegbar und in diefer Unverleßbarkfeit jtrafrechtlich geſchützt 
ſei. Der in der Theorie bis zur Stunde fo eingehend erörterte Rechtsſatz 
von der Unverlegbarfeit der Gejandten ift demnach jet juriftiich völlig gegen— 
ftand3lo3.*) °) 

N Bgl. die generelle Beitimmung RBG. 8 14, 

) RStGB. $ 104, vgl. dazu auch $ 103a, über böswillige Wegnahme, Zeritörung, 
Beihädigung oder Berübung beijdimpfenden Unfugs an „öffentlihen Zeichen der Autorität“ 
oder „Hoheitäzeichen“ fremder Staaten. 

Bynkershoet L. I, $ VU, ferner 1. V. Vattel VIIS81. Bluntſchli $ 191, 
Klüber $203. Heffter-Geffcken 88 204, 205, 212. Die Unverleglichkeit bejteht darin, 
„daß nicht blos der fremde Staat, an welden die Mifiion erfolgt, in jeinen Regierungs- 
organen, jondern auch jeder Angehörige desjelben ſich aller verlegenden fürperlichen und 
untörperlihen Angriffe gegen dergleihen Perjonen enthalten muß und jede Art von Be- 
leidigung derjelben zugleich auc für eine Beleidigung des abjendenden Staates zu halten iſt.“ 
Und für eine ſolche Trivialität drei ganze Paragraphen! Aehnlich Bluntichli $ 192. 

) Darauf weit ihon Bynkershoek l. V. 8 III Hin und findet $ IV mit Recht den 
Ausdrud der „Unverlegbarfeit“ der Gejandten lediglich in dem erhöhten jtrafrechtlichen Schuß. 
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Gegen Handlungen der Nothwehr ift der Gejandte jo wenig gejchügt, 
wie andere Perſonen. 

Ein Recht der Selbithilfe hat der Gejandte in feiner Weije, jomweit er ſich 
nicht etwa im Stande der Nothwehr befindet; ein ſolches Recht der Selbitbilfe 
wäre mit einem geordneten Rechtszuſtande völlig unverträglicdh.") 

Sit ein Gejandter nicht durch eine Brivatperjon, jondern in feiner amt 
lichen Eigenichaft durch den Empfangsſtaat beleidigt, fo laſſen fich hiefür be- 
ftimmte Rechtsſätze in feiner Weiſe aufjtellen, derartige Fälle müſſen der Natur 
der Sache nach immer in das rein politifche Gebiet fallen.?) 

II. Gemäß altem Herfommen des internationalen Verfehres haben die 
Gefandten das jogenannte Recht der Erterritorialität.?) Die juriftiiche 
Beitimmung diefes Rechtes bietet erhebliche Schwierigkeiten und ift in der Li— 
teratur äußerjt kontrovers. Das Erterritorialitätsrecht bildet, wie jchon das 
Wort befagt, den jurijtiichen Gegenjag zum Zerritorialitätsprinzipe. Ganz 
unhaltbar iſt die juriftiihe Begründung des Erterritorialitätsrechtes mit dem 
Sate, daß der Gejandte nicht Unterthan des bejendeten Staates, folglich auch 
defien Imperium nicht unterworfen jei.t) Verſucht man aber die juriſtiſche 
Begründung diejes Rechtes durch den Sab zu geben, daß die erterritoriale 
Perſon als auf ihrem eigenen Staatögebiete befindlich, als gar nicht im Gebiete 
des Empfangzjtaates ſich aufhaltend fingirt werden müſſe,“) fo iſt dies die Fiktion 
einer Unmöglichkeit und für die juriftiiche Beſtimmung des Rechtes unbrauchbar. 


$ IV: „Voilä en qui consiste et à mon avis uniquement le privilöge qu’ont ces ministres 
pablics d’ötre regard&s comme des personnes sacrees." A. WU. Alt ©. 63: „Diele 
Heiligkeit der Gefandten, welche lediglih aus dem Naturrecdhte hergeleitet werden kann, er: 
ſcheint ohnjtreitig al3 das bedeutendite der Prärogativen der Gejandten!“ Bynkershoel 
1. V $ 1 bemerft darüber mit Redt und um mieviel mehr gilt dies heute: „quo quis 
eruditior fuit eo plures auctoritates attulit ad rem quam nemo negat probandam.* 

5) Das Gleihe gilt von dem Briefgeheimniß und der Unverletzbarkeit der Kouriere. 
(Diefe haben nad Klüber den „höchſten Grad der Inverlegbarkeit!”) Vgl. Calvo I, ©. 576. 
Ortolan $ 513. 

) U. U. Alt, 88 59, 60, der dem Gejandten das Recht der Selbfthilfe generell bei: 
legt im Anjchluge an Römer, welcher Schriftjteller nad) Alt „das Verdienſt bat, dieſe 
Frage dadurd), daß er die Selbjthilfe aus der natürlihen Freiheit herleitet, auf ebenjo einfade 
wie gründliche und erichöpfende Weile zu einer Enticheidung gebracht zu haben.” In der 
That eine ebenjo einfache wie gründliche und erjchöpfende Jurisprudenz! Auch Klüber 
$ 203 meint, dab dem Gejandten das Recht der Selbitbilfe „nad dem natürlichen Völkerrecht 
nicht verjagt werden“ fünne. 

Einen interefanten Konflitt diejer Art Hatte das Deutſche Reich mit der mittel: 
amerifaniichen Republit Nicaragua 

s Alt 88 63—93. Miruf I, 8 342. Wheaton I, 200 fi. Martens-Geffcken 
109. Bhillimore IL, 195 ff., 228 ff. Klüber $ 204 ff. Heffter-Gefiden $ 214. 
Bluntjhli$ 135 ff. Gottſchalk 15ff. Vattel IV, 8 92 fi. Bynkershoet l. VI 
über die einſchlägigen Vorſchriften des römiſchen Rechtes. Vgl. Allg. Pr. Landr. Einleit. 
$ 36: „den Sejandten und Rejidenten auswärtiger Mächte, jo wie den in ihren Dieniten 
jtehenden Berjonen bleiben ihre Befreiungen nad) dem Völkerrechte und den mit dem ber 
idiedenen Mächten obwaltenden Verträgen vorbehalten.“ 

* ©. hierüber ausführlid) oben ©. 84. 

®) So die meijten Schriftjteller: Calvo I, ©. 561: „Par une espäce de fiction 
legale command6e en quelque sorte par la situation &levee qu’elles occupent les 
personnes qui re£present un Etat au dehors sont generalement regarddes comme 
n’ayant pas quitt& le territoire de leur nation et comme devant & ce titre öchapper 
à la juridiction du pays oü elles se 'rouvent pour rester exclusivement soumises aux 
lois de leur propre pays.“ Vgl. Gottihalt ©. 16. Grotius 1.IL, ec. XVII, IV, 5, 
ſcheint dieje Fiktion zuerit aufgejtellt zu haben. Bpntershoefl. I. Bhillimore I, 
$ 179. Wheaton I, ©. 199. Bedenken gegen die Fiktion erhebt Heffter:-Geffden $ 42 
bef. N. 2. Richtig Gottihalt ©. 20, ferner vortrefflich über die Unmöglichkeit jener Fiktion 
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Vielmehr muß begrifflich nothwendig auch für die Gefandten das Territoria= 
Itätsprinzip den Ausgangspunkt der juriftiichen Argumentation bilden. Dem- 
emäß gelten primär aud) für die Gejfandten die Gefege des Staates, in welchem 
fe ſich thatjächlich befinden. Die ganz eigenthümliche Natur des diplomatischen 
Dienite3 aber hat allen Staaten die Nothwendigfeit gezeigt, die Träger diejes 
Dienjtes in weitem Umfange von der Staatsgewalt des bejendeten Staates zu 
erimiren, da nur unter dieſer Vorausjegung eine entjprechende Erfüllung der 
Aufgaben des diplomatiihen Dienjtes als möglich gedacht werden fann. ') 
Dieje Eremtion von der Staatsgemwalt des Empfangsijtaates 
heißt Erterritorialität. Die Erterritorialität ift jomit ein aus— 
nahmsmweijes, weitgehendes Privilegium der diplomatijhen Be— 
amten. Als jolches bedarf es eines bejfonderen Rechtstitels, der 
nur in der Konzejjion des Empfangsitaates gefunden werden 
fann.?) Das Erterritorialitätsprivileg berubtfomit juriftifch 
ausihließlich auf der Konzejfion des Empfangsjtaates und 
bat feinen anderen Rechtstitel als dieje, wobei allerdings 
bervorgehoben werden muß, daß moralijch=politijche Pflichten 
alleStaatennöthigen, dieſe Konzejjionzugemwähren. Aus diefer 
juriftiichen Natur des Eprterritorialitätsrechtes folgt, daß dasfelbe nur foweit 
reihen kann, als die Konzejlion des Empfangsitaates reicht und daß dasjelbe 
nah allgemeinen Grundjägen auf's engjte interpretirt werden muß. Es ijt 
ſomit unrichtig, das Erterritorialitätsrecht juriftifh ſo zu fallen, als enthalte 
es für den Berechtigten eine generelle Eremtion von der Staatögewalt des 
Empfangsjtaates.) Eine ſolche wäre jurijtiich unmöglid. Die Erterritoria- 
Ität bejteht vielmehr Lediglih in einzelnen Vorredhten, welche den Ge- 
andten dem internationalen Herfommen gemäß durch das po- 
litive Recht eingeräumt find uud welche in bedeutendem Umfange eine 
Eremtion von der Staatsgewalt des Empfangsftaates in fich jchließen. Die 
Erterritorialität reicht aber nur foweit, als dieſe pofitiven 
Rehtsvorjchriften reihen und darf niht durch allgemeine 
Grundfäße ergänzt oder erweitert werden.) 

Die Erterritorialität der fremden Gejandten bejteht nach deutſchem Rechte: 
l. in der Eremtion von der Gerichtäbarfeit der deutjchen Gerichte; 2. in einer 


— 





Ortolan $ 521: „La fiction de l’exterritorialit& se trouve en perpetuelle contradiction 
avec les faits — — on croit avoir donn& une formule de solution, on n’a donné 
qu’une image fausse, occasion de controverses multiples, sous laquelle s’efface et 
disparait la veritable raison de döcider. Il serait temps de rejeter de la pratique 
comme de la theorie ces figures mensongöres Jont le droit romain et l’ancienne juris- 
pradence avaient beancoup trop repandu le goüt,* 

', Bol. ſchon für das römische Recht dazu Bynkershoet 1. VLSI. DOrtolan 
$$ 512, 521: „La necessit& d’assurer aux ministres diplomatiques toute la securit& et 
toute l’ind&pendance necessaires à l’accomplissement de leurs fonctions.“ 

2) Richtig Klüber $ 204. A. A. Gottſchalk ©. 14, wo die Eremtion „auf das 
Bölterrecht“ begründet, während fie S. 21 richtig „auf den ftillihweigenden Konſens der be 
Iendeten Staatsgewalt“ zurüdgeführt wird. 

2) So behauptet insbejondere audy Kent Commentaries ©. 38: „The ambassadors 
are exempted absolutely from all allegiance and from all responsability to the laws 
ofthe country to which they are deputed.* Ausgezeichnet Byntkershoet l. XIX S$ VII, 
dagegen Barbeyrac in der Note. 

* Ein umfafjendes Gejepesmaterial der verjchiedenen Staaten ftellt zufammen Gott— 
halt ©.40 —48, 63—64, 73—75. (Vom Zollver. V. v. 8. Juli 1867 a. 18 weiß übrigens 
auch diefer Schriftjteller Nichts. 
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beſchränkten Befreiung von finanziellen Verpflichtungen der Unterthanen. Ander- 
weitige Eremtionen der Gejandten exiſtiren nach deutſchem Rechte nicht. 
Die Eremtion von der Gerichtsbarkeit bezieht ſich auf die 
efammte Zivil» und Kriminaljurisdiftion einjchlieflidh Der 
B oligeigerichtäbarteit,") auch für Verbindlichkeiten, welche vor Antritt 
der Geſandtſchaft enftanden find; denn auch für jolche trifft der Grund des 
Privilegs in vollem Umfange zu.) Die Eremtion bezieht fi) nur auf Die 
Gerichtsbarkeit; den Geſetzen des Staates, in welchem fie ihr Domizil 
haben, müſſen auch die auswärtigen Gejandten Gehorjam leiften und keines— 
wegs kann diefer Grundfag, wie dieß meiſt geichieht, auf die Anordnungen der 
Bau-, Sanitäts- und Sicherheitspolizei eingejchränft werden,?) vielmehr ijt Die 
ganze Redhtsordnung, jo weit fie zwingendes Recht enthält, 
auch für die auswärtigen Diplomaten verbindlich, insbejondere 
aljo auch das gefammte Kriminalrecht, denn es läßt fich doch nicht denken, 
daß die Rechtsordnung in minder wichtigen ihrer Theile (Baupolizei u. dgl.) 
verbindlich fein joll, während fie in Bezug auf die wichtigen Theile unverbindlich 
jein joll. Ebenſo ift das Zivilrecht prinzipiell für die Gefandten bindend und eine 
Befreiung bejteht nur injoweit, als überhaupt fremden Staatsangehörigen eine 
jolche eingeräumt wird,*) was ja befanntlich in jehr weitem Umfange der Fall ift. 


i) GBG. 88 18,19. Bynkershoek 1.IX. Fitting Eiv.-Pr. (5...) $9.v. Lifzt 
Strafreht $ 41. Als „völterrechtliches“ Kuriojum verdient erwähnt zu werden, dab in der 
neuejten von Geffden i. 3. 1880 bejorgten Ausgabe des Heffter'ſchen Lehrbuches für das 
Eremtionsprivileg zitirt werden eine dänijche Verordn. v. 8. Oft. 1708, die nordamerifan- 
iihe Kongreßakte v. 1790 und die Preuß. Allg. Ger.O. v. 1794 Th. I, tit. II, $ 63, 
67 ff., daS deutſche Reichsgerichtsverfaſſungsgeſetz v. 27. Januar 1877 aber eriitirt für den 
Verfaſſer niht! Bulmerincq in v. Holtzendorff's RLex. (3. U. 1881 erjchienen) s. v. „Er- 
territorialität“ (B. I, S. 770 ff.) zitirt für das Privileg 1. ein jchwediiches Zollreglement v. 
2. Nov. 1766, 2. ein Reſkript d. ruß. Finanzminiſters dv. 11. Febr. 1817, 3. ein Dekret d. 
Königreichs beider Sicilien dv. 22. Febr. 1819, 4. einen Firman des Schah von Perjien v. 
15. Sept. 1839 und März 1840, 5. einen Beichluß des Deutichen Bundes v. 19. Februar 
1824, 6. einen Vertrag Frankreichs mit China dv. 27. Juni 1858 — über das Gerichtöver- 
fafjungsgejeß de8 Deutihen Reiches v. 27. Januar 1877, jowie den Bollvereinigungsvertrag 
v. 8. „juli 1867, dagegen jagt der gelehrte Verfafier fein Wort! 
ev ? Calvo I, ©. 586. Klüber $ 210, e. Gottſchalk ©. 28. Bynkershoet IX, 

II. 

2) Galvo I, ©. 599. Bluntjhli $ 176. Klüber$ 209. Gottſchalk ©. 24, 52, 
64 f. Heifter-Geffden $ 215. Die im Tert aufgejtellte Anficht fteht im Widerſpruch 
zur berrihenden Meinung, welche die Erterritorialität als Eremtion von den Gejegen faht. 

*) Nur mit diefer Beſchränkung ift es richtig, wenn Gottjhalf ©. 24 jagt, daß die Ge- 
fandten in privatrechtlicher Beziehung den Gejegen ihrer Heimath unterworfen bleiben. Wenn 
Calvo beider Lehre von der Erterritorialität bemerft: „ses enfants bien que nés à l'étranger 
sont regardös comme originaires du pays de leur pere*, jo gilt die nicht blos für die 
Kinder von Gejandten, jondern von allen Fremden. Auch Gottſchallk ©. 21 findet für 
nöthig, dieß bejonders zu betonen („jelbjt (!) feine im Auslande geborenen Finder ꝛc.“ und 
noch einmal wiederholt & 24. Was Gottihalt©. 24 f. hHinfichtlich der Geltung des eigenen 
BZivilrcchtes für die Gefandten behauptet, gilt zum größten Theile nad den Grundfägen des 
internationalen Privatrechtes für alle Fremden. Be üglich anderer Punkte ift die Deduktion 
Gottichalts mindejtens zweifelhaft z.B. bezüglich der Be ob ein Gejandter nit an $ 41 
des RG. dv. 6. Febr. 1875 Hinfichtlic der Form der Eheichliegung gebunden if. Nah der 
Ausführung ©. 26 f. hätte der Gejandte das Hecht, ſich ganz nad) Belieben des Zivilrechtes 
feines Heimathsjtaates oder nach der Regel locus regit actum des Rechtes des Aufenthalts 
orted zu bedienen, aber wenn er „Nectögeichäfte mit den Einwohnern des bejendeten 
Staates” abſchließt „und will er hier aus denielben Rechtsanſprüche erwerben, jo hat er fich 
durchaus an die Formen zu halten, weiche dort für die Nechtsbejtändigkeit des Vertrages er- 
forderlich find.“ „Außerdem, fährt G. fort, wird durd die Erterritorialität auch nicht die 
lex loci contractus durchbrochen“, ebenjowenig das Jmmobiliarredht. Was bleibt dann noch? 


— nu 
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Muß demnach die Rehtsordnung des Empfangsjtaates prin- 
zipiell auch als für die Gejfandten verbindlich betradhtet werden, 
fo verzichtet Do der Empfangsftaat auf jede Möglichkeit, die 
Vorihriften feiner Rehtsordnung gegenüber diejen Berfonen 
mit eigenen Mitteln zu erzwingen. Das gefammte Perfonal der fremden 
Gejandtichaften iſt exemt von der inländischen Zivil-") und Kriminaljurisdiktion.?) 
Dies iſt alter internationaler Grundjag, welcher im deutjchen Gerichtsverfajjungs- 
gefege Anerkennung fand. Die Rechtsordnung des ee ee 
iſt er den Gejandten und fein Berfonal zwar lex, sed lex im- 

erfecta. 

Es fragt ſich jedoh: kann auf diefes Privileg verzichtet werden ??) In 
der Literatur wird hierüber ein lebhafter Streit geführt. Soviel dürfte nicht 
zu bezweifeln fein, daß ein derartiger Verzicht in jedem einzelnen Falle der 
ausdrüdlichen Genehmigung des Abfendeftaates bedarf, denn das Privileg it 
nicht der einzelnen Berjon, jondern dem Staate ertheilt.*) Im übrigen wird 
man unterjcheiden müſſen zwiſchen der Zivil» und Kriminalgerichtsbarfeit und 
wird bei erfterer die Zuläjligkeit eines WVerzichtes annehmen, bei leßterer ver- 
neinen müflen. Das Erterritorialitätsprivileg hat darin feinen Grund, daß die 
greiheit der Ausübung des diplomatischen Amtes in feiner Weije durch eine 
Einwirkung der Staatsgewalt des Empfangsftaates auf die Berfon des Amts» 
trägerd direft oder indireft behindert werde, „ut ne impediatur legatio.“ 
Jeder Kriminalprozeß würde eine derartige Behinderung enthalten, denn jeder 
auch der geringjte Kriminalprozeß involvirt einen Zwang gegen die Perjon.?) 
Die Vorſchrift des GVG.: die inländifche Gerichtsbarkeit „erſtreckt fich nicht“ 
u. ſ. w. ift demnach für das Gebiet des Kriminalrechtes dahin näher zu prägte 
firen: die inländijhen Gerichte dürfen gegen Gefandte unter feinen 
Umftänden einen Kriminalprozeß anftrengen. 

Anders liegt die Sache dagegen bei Zivilprozejien. Für diefe Sphäre die 
Zuläffigkeit eines Verzichtes auf da8 Eremtionsprivileg anzunehmen, wird als 
unbedenklich betrachtet werden müſſen, da im Zivilprozeß nad) deutjchem Recht 
Zwangsmittel gegen die Perfon nicht zur Anwendung fommen, jomit der Grund, 
auf welhem das Eremtionsprivileg beruht, hier jedenfalls nicht in der Weife 
vorliegt, wie im Kriminalprozeß. In Uebereinftimmung mit den obigen Aus: 


') Mehrere Schriftiteller meinen (zuerft jheint Bynkershoek die Theorie aufgeitellt zu 
haben), die Gefandten könnten zivilrechtlih belangt werden mit denjenigen Klagen, welde 
einen Schuß gegen Gefahren geben, welche aus dem baufälligen Zuftande des Geſandtſchafts⸗ 
hotels rejultiren; jo Phillimore II, 218: „that the ambassador might on account of the 
dangerous condition of his house or for other causes threatening his neighbour with 
injary be subject to that class of actions familiar to the Koman Laws through which 
the praetor administered an immediate temporary remedy against an impending wrong.“ 
Ebenio Martens-Geffcken ©. 109': Diejer Anficht Liegt überhaupt eine Berwechjelung 
von Bivilreht und Baupolizei zu Grunde und fie entbehrt für das deutjche Recht bei der 
abjoluten Vorjchrift des GBG. $ 18 jedes pofitiven Fundamentes. 

) Die Unterjcheidung von offiziellem und nicht offiziellem Perſonal ift hiefür ganz irrelevant. 
Gottihalt ©. 35 ff. zieht aus derjelben juriftiiche Konjequenzen, die nicht begründet find. 

N Klüber $ 210. Battel IV, $ 1ll. Martend-Gefiden ©. 97, 103 mit 
Genehmigung des abjendenden Souveränd. Bergl. Phillimore II, ©. 217, Alt $ 85 fi., 
Gortihalt ©. 33, 62. Galvo I, ©. 590, läßt den Verzicht zu „jusqu’ & un certain point“, 
der nicht näher bejtimmt wird, fordert aber immer „autorisation formelle et pr&alable de 
son gonvernement.* Bluntſchli $$ 214, 218 gejtattet den Verzicht auf das Privileg in 
Bezug auf die Zivil-, nicht aber auf die Kriminalgerichtsbarkeit. Byntkershoet c. XXIII. 

*) Ebenjo Byntershoet ee. XXIII 8 VII. 

5) Ebenjo Byntersboefa. a. O. 

Annalen des Deutihen Reis 1882. 8 


114 Born: Deutſches Geſandtſchafts-, Konſular- und Seerecht. 


führungen iſt die Mehrzahl der Schriftſteller auch der Meinung, die Kompetenz 
der inländiſchen Zivilgerichte über Geſandte ſei begründet, wenn ein Geſandter 
ſelbſt durch Klageſtellung ſich dieſer Kompetenz unterwirft. Darin muß dann 
aber auch die Unterwerfung unter die Vorſchriften über die Exekution zivil— 
richterlicher Urtheile gefunden werden,) ebenſo über den Inſtanzenzug und eine 
etivaige Widerflage. ?) 

Mehrere Schriftfteller behaupten, das Cremtionsprivileg Hinfichtlich der 
Gerichtsbarkeit zeifire, wenn der Gejandte Unterthan des Empfangsſtaates jei.?) 
Nach deutfchem Necht bedarf es dann, wenn Chefs oder Mitglieder von Ge: 
fandtfchaften, welche beim Neiche beglaubigt find, in einem deutjchen Unter: 
thanenverhältniß ftehen, allerdings noch eines befonderen Verzichtes desjenigen 
Staates, dem gegenüber das Unterthanenverhältniß begründet ijt.*) 

Die Familienglieder ſowie das Gefchäftsperjonal der Gejandtichaft ftehen 
unter den gleichen Rechtsfägen wie die Gejandten felbft, ebenfo das Dienft- 
perfonal,’) letzteres jedoch nur ſoweit es fich nicht um deutſche Unterthanen 
handelt; für ſolche ift nur die deutjche Gerichtsbarkeit begründet, auch wenn 
fie zum Perfonal einer Gefandtichaft gehören.®) Doch darf der Eintritt in den 
gefandtichaftlichen Dienst nicht blos zu dem Zwecke erfolgt fein, um fich der 
inländifchen Gerichtsbarkeit zu entziehen. 

In Immobiliarftreitigfeiten befteht feine Eremtion von der deutſchen Ge— 
richtsbarkeit, auch nicht für das gefandtichaftliche Hotel, da dag deutſche Recht 
eine Ausnahme von dem ausschließlich dinglichen Gerichtsftand für letzteres 
nicht macht.”) 


U. U. die Mehrzahl der Schriftiteller auf Grund des Grotius'ſchen Satzes: 
„omnis conitio abesse debet a legato,* Nur für conitio gegen die Perjon muB diejer 
Satz als abjolut betrachtet werden. Calvo I, ©. 586: „Aucune saisir de ses biens ne 
pent y ötre exerc&e contre lui.“ Vgl. hieher die fritiihen Bemerkungen von Bynkers— 
hoet 1. XVI$ VI Bluntjhli $ 140 geitattet Erxefution in Bezug auf vermögensredt- 
liche Klagen nidt. 

nu A. bezüglich der Widerflage Bluntſchli (3) $ 140®. Bol. auch Bynkershoe!t 
a. a. 


2) Martens-Geffcken S. 105. AIt$85 2.1. Bluntidhli 8140. Wheaton|, 
©. 200. Klüber $ 210. Gottfhalt ©. 25, 32. Alle diefe Schriftteller behaupten den 
Wegfall ded Privilegs in abfoluter Weije, Feiner gedenft der im pofitiven deutichen Rechte 
biefür gemachten Modifikation. Calvol, ©. 579 jehr unbejtimmt: „Lorsque par exception 
un ministre est sujet du pays oü il r&presente une nation &trangöre il reste soumis 
tant qu'il conserve sa nationalit# d’origine aux lois territoriales pour tous les actes 
qui ne se rattachent pas ä son emploi et ne jouit des prörogatives et des immunites 
qui y sont attach&es que dans la mesure indispensable au libre exercice de ses fonctions.* 

) GBG. 88 18, 19. Vol. Allg. Pr. Landr. Einl. $ 37. 

5) Bynkershoet l. XV. XX. Phillimore II, S. 218 ff. Bluntſchli 88 145, 213. 
Heffter-Geffden ©. 447. Calvo I, ©. 486, 604. Klüber $ 190. Der Unterjchied 
zwiſchen „offiziellem“ und „nicht offiziellem“ Verfonal ift für das deutiche Recht völlig irrelevant. 

GVO. 8 19. Wenn Bluntihli $ 212 jagt: „die Befreiung von der Strafgemalt 
des bejendeten Staate® und die Unterwerfung unter die Strafgewalt des Abſendeſtaates er: 
ftredt fi) aud) auf joldhe Diener fremder Gejandten, welche Unterthanen des ecjteren find“, 
fo ift nach deutichem Recht gerade dad Gegentheil richtig. 

) GBG. $ 20. ZPO. 8 25. Fitting BZiv.-Pr. (5. WU) ©. 41, 3.12. Calvol, 
©. 590: Die Jmmobilien „sont toujours rögis par la loi du pays oü ils sont situes, ils 
restent absolument ötrangers aussi bien & la fiction de l’exterritorialit& qu’au principe 
de l’immunit& personelle.“ Phillimore I, ©. 214; „The territorial possession is in 
no way attached to the character of the ambassador.* Klüber $ 207 ff. Marten 
Geffcken ©. 101. Vattel IV, 8 115. Gottjhalt ©. 31. Heffter-Geffden ©. 449. 
Alt 865 ff. Bluntſchli $ 202. Bynlershoel ec. XVI $ XI, aber „bien entendu 
que la chose qu’on reclame ne soit pas un accompagnement de l’ambassade,.“ 
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Die Eremtion von der Gerichtsbarkeit fchließt auch die Eremtion von der 
BZeugnißpflicht ein. Es fteht im freien Belieben der im Genuffe des Erterri- 
torialitätsprivileg3 ftehenden Berjonen, ob fie Zeugniß geben wollen oder nicht. 
FJedenfalls darf dasſelbe nicht direft von den Gerichten requirirt, fondern muß 
durh Vermittelung des Minifters des Auswärtigen eingeholt werden. 

Sollte der Gefandte etwa neben feiner diplomatifchen Amtzeigenjchaft noch 
Kaufmann oder Gewerbetreibender fein, oder eine Vormundſchaft, Güterpflege, 
Teſtamentsvollſtreckung übernommen haben, jo würde er in erſter Eigenfchaft 
erimirt, in leterer aber den Gerichten des Inlandes unterworfen fein.) Im 
Zweifelsfalle präfumiren die meiften Schriftiteller für die diplomatifche Eigen: 
Ihaft, folglich für die Eremtion. Schwerlich wird fich bei folchen Verhältniſſen 
immer zutreffend abgrenzen lafjen, was in der einen und was in der andern 
Eigenſchaft beſeſſen wird.) Praktiſch wird die Streitfrage faum mehr in großem 
Umfange fein und jedenfalls ift e8 am beften, den Gejandten jeglichen Serhäfts- 
betrieb ganz zu verbieten. Für Die deutichen Gefandten ift ein folcher wie für 
die Beamten überhaupt abhängig gemacht von der Genehmigung der oberjten 
Reichsbehörde, welche jchwerlich ertheilt werden mird.®) 

Die zweite Gruppe von Privilegien, welche im Recht der Erterritorialität 
enthalten find, iſt finanzrechtlicher Natur.) Dieſe Privilegien find: 


) Ealvo I, ©. 588. Gottſchalk ©. 32. Phillimore I, ©. 217. Martens 
Geifden ©. 101 („qui appartiennent manifestement au ministre sous une autre r&- 
lation que celle de ministre.*) Bynfershoef I. XIV „d'un ambassadeur marchand ou 
negociant.* 

) Gottſchalk ©. 35. 

RBG. 5 16: „Kein Reichsbeamter darf ohne vorgängige Genehmigung der oberjten 
Reichsbehörde ein Nebenamt oder eine Nebenbeihäftigung, mit welcher eine fortlaufende Re 
muneration verbunden ijt, übernehmen oder ein Gewerbe betreiben. Diejelbe Genehmigu 
it zu dem Eintritte eines Reichsbeamten in den Borjtand, Verwaltungs: oder Auffichtsrand 
einer jeden auf Erwerb gerichteten Geſellſchaft erforderlih. Sie darf jedoch nicht ertheilt 
werden, jofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer Remuneration verbunden ift. 
Die erteilte Genehmigung ift jederzeit widerruflich.“ Mit Recht empfieglt BHillimore ein 
— Verbot dieſer Art, welches am beſten durch einen internationalen Vertrag fixirt 

de 


) Gottſchal S. 1-76. Wheaton J, ©. 218. Klüber 88 205. 206. Vattel IV 
8 105. Galvo I, S. 600. Phillimore I, S. 232. Alt 8 77ff. Heffter-Geffcken 
8 217. Bluntihli $ 138. Martens-Geffcken S. 110 ff. Alt begründet auch dieſes 
Privileg auf die ganz verkehrte Anficht, daß Steuern nur Unterthanen auferlegt werden 
önnten. Unrichtig iſt ferner die Behauptung diejes Schriftitellers: „Die Befreiung der Ge- 
fendten von perjönlihen Staatsauflagen wird indejjen auch auf indirefte Abgaben wie Zölle, 
Atziſe, Konjumtionsfteuern ausgedehnt, jo dab man die Gegenftände, welche der Gejandte 
für feinen oder feines Gefolges eigenen Bedarf aus dem Auslande fommen läßt, zollfrei ein— 
pafiiren läßt.“ ($ 77.) Wit (das Handbuch ift 1870 erfchienen) zitirt für feinen Satz ver— 
khiedene Gejege, u. a. „für Preußen“ dad Regulatif (sic!) von 1787, der deutjche Zollverein 
und fpeziell der Zollvereinigungsvertrag von 1867 eriftirt für den Verfaſſer nit. Ebenſo 
troftlo8 wie bei Alt ift die Back der Materie bei Bluntſchli und Heffter, aud 
in der neuejten von Geffden bejorgten Ausgabe. Bluntſchli $ 138 fagt zunächſt ganz 
allgemein: „die erterritoriale Berjon ijt nicht jteuerpflichtig” und fährt dann Ag „ed ver— 
ſteht ſich, daß der Erterritoriale feiner Einkommen oder Wermögenäfteuer, feiner 
Kriegs⸗ oder Armenfteuer /sic!) unterworfen iſt und ebenjo, daß er Zoll: und Oktroi— 
freiheit genießt für die Effeften und Waaren, welche er mit fich führt oder zu feinem Ge— 
brauche kommen läßt.” Uber: (8 223) „Das Völkerrecht hindert die Zollbehörden nicht, auch die 
Sendungen von Waaren an den Gejandten einer Prüfung zu unterwerjen“ und endlich „das 
deutſche Zollgefeß (sic!) vom 8. Juli 1867 Art. 15% betrachtet das Privileg „nicht als ſelbſtver— 
Bändlih.“ — Heffter $ 217 behauptet gleichfalls im Allgemeinen Freiheit der Gejandten von 
Böllen und indireften Steuern, geiteht jedoch die Zuläfligkeit abweichender jtaatlicher Vorſchriften 
zu und bemerkt dazu wörtlih: „Wegen Preußen ein Reglement von 1797!“ So noch zu lejen 
in der i. %. 1881 erjdhienenen a Ausgabe, bejorgt von Geffden. Der deutſche Zoll» 
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1. Die Gefandten find für ſich und ihr Perfonal frei von allen direkten 
Staatd- und Kommunalfteuern, dagegen find fie nicht befreit von der Grund» 
fteuer, auch nicht bezüglich der Gefandtichaftshotel3. 

2. Die Gefandten und ihr Perfonal find frei von den Leiſtungen für 
Militärzwede im Frieden, ſowohl von der Duartier- als der Naturalleijtungs- 
pflicht,'") dagegen enthält das Krieggleiftungsgejeg eine analoge Befreiung für 
die Gefandten nicht. 

Eine Befreiung von der Zollpflicht gewährt das deutfche Recht den Ge- 
fandten prinzipiell nit. Was für letztere über die Zollgrenze importirt wird, 
erfährt die nämliche zollamtliche Behandlung, wie alle übrigen Gegenjtände. 
Jedoch wird den beim Reich beglaubigten Gejandten der Betrag der ent: 
richteten Zölle rüdvergütet. Ob die Einzeljtaaten den bei ihnen beglaubigten 
Geſandten dasſelbe Privileg gewähren, bejtimmt fi nad) dem Landesrecht, 
feinesfall3 aber erfolgt hier eine Rüdvergütung auf NReichsrechnung.?) 

Das fog. Kapellenredht der Gejandten?) endlich, welches fich ſtaats— 
rechtlich al3 eine Eremtion von der Kirchenhoheit des Empfangsftaates quali 
fizirt, ift für das deutfche Recht gegenjtandslos. Man vindizirt den Gefandten 
„nach Völkerrecht“ die Befugniß, ihren eigenen Gottesdienjt in befonderer Ka: 
pelle durch einen eigenen Prediger, der zur Gefandtichaft gehört, abhalten zu 
lafjen, wenn der Gottesdienst der betreffenden Konfejjion im übrigen im Em: 
pfangsſtaat nicht zugelaſſen ift. Auf diefen Gottesdienjt werden die Firchen- 
rechtlichen Grundjäße von der devotio domestica qualificata*) angetvendet, 
Für das deutiche Recht fehlt die Vorausſetzung des Privileges, da es Nie- 
manden verboten ijt, privaten Gottesdienjt nad) ** Grundſätzen einzurichten 
und abzuhalten.“) Wohl aber hat das Kapellenrecht inſoferne für das deutſche 


bereinsvertrag von 1867 ijt auch für den Herausgeber einfach nicht vorhanden. In welchem 
——— muß ſich eine wiſſenſchaftliche Disziplin Ben. in welcher derartige Dinge möglich jind! 

tatt die pojitiven Sätze des Deutichen Reiches anzuführen, erzählt Alt eine Anzahl von 
Anekdoten über Mißbrauch des Zollprivilegs in Paris und anderwärts. 

) ORG. (BGB. 1868, 523) $ 4 gi .2. NLG. (NGB. 1875, 52) 88 3. 5. 

2) Zoll-V. V. vom 8. Juli 1867 (BGB. 81) Art. 15 dazu V. d. Bundesraths dom 
29. Upril 1872 (nicht publizirt), von Aufjeß, die Zölle und Verbrauchsſteuern (2) ©. 38. 
Zi 18. Der alleg. Art. 15 lautet: „Bon der tarifmähigen Abgabenentrichtung bleiben die 
Hegenjtände, welche für die Hofhaltung der hohen Souveräne und ihrer Regentenhäujer oder 
für die bei ihren Höfen aktreditirten Botſchafter, Gejandten, Gejchäftsträger u. j. w. nicht 
ausgenommen und wenn dafür NRüdvergütungen ftatthaben, jo werden joldhe der Gemein: 
* nit in Rechnung gebracht.“ Dieſer Urt. 15 ift gemäß RV. Art. 40 Verfaſſungsrecht 
geworden. Die alieg. Verordnung des Bundesrathes, welche die Rückvergütung auf Reichs— 
rechnung nimmt, widerſpricht ſomit dem Verfaſſungsrecht. Hänel Studien J, S. 131 gibt 
dem Art. 15 allerdings nur einfache Geſetzeskraft, aber auch in dieſem Falle iſt die bundes— 
räthlihe Verordnung kraftlos. Delbrüd der Art. 40 d. RV. ©. 64 ift der Anficht, daß 
die Verordnung den Urt. 15 nicht abgeändert, jondern nur „aus dem Grundjag desjelben, 
da die auf internationalem Herkommen beruhende Zollfreiheit des diplomatiſchen Korps 
demjenigen Staate zur Lajt fällt, bei defien Oberhaupte diejes Korps beglaubigt ift, die den 
veränderten politiſchen Berhältnijjen entjprechende Folgerung“ zieht. Dieje Anſicht kann mit 
dem Wortlaut des Art. 15 a. a. O. verb. mit RB. Art. 40 nicht in Einklang gebracht werden. 

) Battel IV $ 104. Phillimore II. 237. Gottſchalk 68—71. Alt 88 11 
bis 75. Bluntſchli $$ 204—208. Heffter-Geffden $213. Calvo I, 601. Klüber 
88 215. 216. Martend:Geffden 113. Wheaton I, 223. 

*) Dan vgl. über diefen Begriff Richter: Dove KR. $ 98. Mejer AR. 8 87°. Hin- 
fichtlih der Semahlinnen der Gejandten bemerft Heffter-Geffden $ 221: „Ein fürmlicer 
Religionskult nad) eigener Konfeſſion außer der einfachen Hausandadıt kann nicht prätendirt 
werden.“ Ich habe mir vergeblid) den jurijtiihen Sinn diejes Sapes Mar zu machen verfucht. 

) Richter-Dove KR. $ 72 führt die einzelnen verfafiungsrechtlihen Beſtimmungen 
des deutſchen Rechtes an. Diejelben find erjegt durd das NG. vom 3. Juli 1869 (RGB. 
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Recht einige Bedeutung, als in mehreren Staat3verträgen und Staaten, Die 
nicht wie das deutjche Reich) das Prinzip der Religiongfreiheit zum Staats— 
grundgejeg erhoben haben, den deutichen Gejandten jenes Recht ausdrüdlich 
eingeräumt wurde.) Dem internationalen Herfommen gemäß darf die gefandt- 
Ihaftliche Kapelle äußerlich nicht als Kirche (mit Thürmen, Gloden) ſich dar: 
ftelen und der Kultus ift auf das Innere der Kapelle bejchränft. Daß es 
jedem Staate freilteht, die Bedingungen für Ausübung des Kapellenrechtes 
durch pofitive Vorjchriften zu firiren, fei e8 zu bejchränfen,?) fei e8 zu er: 
weitern,“) iſt nach der rechtlichen Natur des Privilegs jelbjtverftändfih. Aus 
diefer rechtlichen Natur des Privilegs als einer dem Gejandten und feinem Per— 
fonal gewährten Eremtion ergibt fi) auch, daß nur die im Genuß der Er: 
territorialität ftehenden Perſonen ipso jure zur Theilnahme an dem Gottes: 
dienfte berechtigt find. Eine Ausdehnung des Privileg auf andere Staats- 
angehörige des Gejandten oder gar auf Angehörige des Empfangsjtaates folgt 
niht aus der juriftiichen Natur des Privileges, ſondern bedürfte eines aus— 
drüklichen Rechtstitel3 Seitens des Empfangsitaates, da Privilegien aufs engjte 
interpretirt werden müjjen. Bejondere —— fungiren bei den 
deutſchen Botſchaften in London, Rom, Konſtantinopel, ſowie bei der Geſaudt— 
ſchaft in Liſſabon. 

Die Exterritorialität iſt, wie oben ausgeführt, juriſtiſch nicht als generelle 
Eremtion von der Rechtsordnung des Empfangsſtaates, ſondern nur von ein— 
zelnen pofitiv bejtimmten Theilen derjelben zu fajjen. Eine materielle Eremtion 
von der ganzen Rechtsordnung ift juristisch überhaupt nur fonftruirbar für den 
Monarchen, der die Rechtsordnung gibt, princeps legibus solutus est; der . 
Monarch ift an die Rechtsordnung, die er gegeben hat, auch im fonftitutionell 
verfaßten Staate nur moraliſch-politiſch, nicht juriftiich gebunden, weil zum 
Begriffe des Rechtes der Zwang gehört und weil ein Rechtszwang gegen 
denjenigen nicht gedacht werden fann, der jelbjt das Recht gibt; Hier fann 
immer nur freiwillige Unterwerfung vorliegen. Der Monarch kann juristisch 
nicht unter den Gejegen ftehen, weil er über denfelben jteht. Darum kann 
der Monarch nur moraliſch an die Rechtsordnung gebunden fein und dieſe 
moraliſche Pflicht findet ihren bejonders hohen Ausdrud in dem Eid, den der 
Monarch beim Antritt der Regierung auf die Verfaſſung leijtet.*) 

Alle übrigen Perfonen aber find der Rechtsordnung jurijtifch unterworfen, 
auch die Gefandten; fraft alten feiten Herkommens aber verzichten die Staaten, 


292) durch welches „die individuelle Belenntnißfreiheit, welche das Recht der häuslichen Gottes- 
verebrung umjchließt, mit einer dur Ausnahmen nicht eingejchränkten Gewähr des gemeinen 
Rechtes verjehen wurde.“ (Richter-Dove [7.) ©. 260). 
1) Vgl. 3. B. Handelövertiag mit San Salvador vom 13. Juni 1870 (RGB. 1872, 
377) Art. VII. mit Japan vom 20. Febr. 1869 (RGB. 1870, 1) Art. 4. Dieſe Beitimm- 
on beziehen ſich jedoch nicht fpeziell auf Gejandte, jondern auf alle Deutſchen in jenen 
ndern 


2) ©. oben ©. 83. 111. Beſchränkungen diefer Art waren z. B. die Geſetze einzelner Staaten, 
daß der Sejandtichaftägottesdienit in der Sprache des Empfangsftantes — werden müſſe. 

8, Jede Erweiterung des Privilegs iſt, wie Phillimore richtig bemerkt, „a matter 
entirely of permission and comity.“ Richtig Martens-Geffcken S. 113. Alt $ 174, 
indet Bluntjchli $ 204 das Privileg auf „die Landsleute und Schugbefohlenen der Ge: 
fandten,“ Bhillimore ll, ©. 237 wenigſtens auf die Landsleute desjelben ausgedehnt wifien 
will. Val. bieher die intereffanten Erlafje des Großen Kurfürjten über diejes Recht, melde 
Lehmann Preußen und die fathol. Kirhe I, S. 146 (Urk. 16) mittheilt. 

) In diefem fundamentalen Punkte jcheint mir die im übrigen durd Schärfe und 
Richtigkeit der Begriffsbeftimmung ausgezeichnete Abhandlung von v. Martig „über den 
fonititutionellen Begriff des Gejeges“ (Zeitichrift f. d. gef. Staatswifienichaft 1880 S. 207) verfehlt. 
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wie oben ausgeführt, gegenüber fremdftaatlichen Gejandten prinzipiell auf die 
Geltendmachung ihrer Staatshoheit in einzelnen Punkten, insbefondere auf die 
wichtigſte Seite derfelben, den Gerihtszmwang. Diejer Verzicht aber hat 
nicht den Sinn, als ob die Gefandten unter gar feinem Gerichtszwange ftünden, 
ein ſolches Verhältniß läßt fich überhaupt nur für den Monarchen denten. 
Der Berziht der Empfangsftaaten auf die Geltendmadhung der 
Gerihtshoheit hat vielmehr nah dem nämlichen fejten Her 
fommen des internationalen Verfehrs zur Vorausjegung, daß 
der erforderlihe Gerichtzzwang über die Gejandten von dem 
eigenen Staate geübt wird.!) Lafjen fih Geſandte eine Ver: 
legung der Rechtsordnung im Empfangsjtaate zu jchulden 
fommen, jo müfjen die Geyichte des Abjendejtaates angerufen 
mwerden.?) 

Dies ift allgemein anerkannter internationaler Grundfag. Im deutjchen 
Rechte iſt diefer Grundſatz dahin präzifirt, daß für die im Ausland beglaubigten 
Diplomaten und deren Perſonal der Gerichtsftand, welchen fie im Heimaths— 
ftaate hatten, nach wie vor begründet bleibt, eventuell ift der Gerichtsftand bei 
den Gerichten der Hauptitadt des Heimathsſtaates, fubeventuell der Reichs: 
hauptjtadt begründet; iſt die Hauptjtadt in mehrere Gerichtsbezirfe getheilt, 
jo ift das kompetente Gericht durch die Juftizverwaltung des betreffenden 
Staates zu bejtimmen.?) 

Durch die obigen Vorſchriften ift übrigens die Kompetenz der Konfular: 
gerichte, wo jolche bejtehen (vgl. hierüber Kap. 2), nicht ausgejchlofjen.*) 

Das materielle Recht, nad) welchem die Gefandten zu beurtheilen find, 
it in erfter Linie das Neichgrecht, eventuell das Necht des Heimathöftaates, 
jubeventuell das preußiiche Necht.‘) 

Zuftellungen an deutiche Staatsangehörige, welche im Ausland als zu 
einer Gejandtichaft gehörig das Erterritorialitätsprivileg haben, werden, wenn 
es fih um eine Neichsgejandtichaft handelt, durch den Neichsfanzler bezw. 
dejjen Stellvertreter für die auswärtigen Angelegenheiten vermittelt, wenn um 
Landesgejandtichaften durch den betreffenden Minifter des Auswärtigen. ©) 

Schwere Berlegungen der Rechtsordnung durch einen fremden Gejandten, 
ingbejondere hochverrätheriiche Konfpirationen gegen den Empfangsjtaat be 
rechtigen übrigens dieſen legteren zu jeder erforderlichen Maßnahme gegen den 
Gejandten, ja jelbjt zum Eindringen in das gejandtichaftliche Hotel und fogar 
zur Ergreifung der Perſon des Gefandten; ebenſo ift der Empfangsjtaat be- 
rechtigt zur Ergreifung aller erforderlichen Maßregeln, wenn der Gelandte fein 
Haus oder die unter dem Schuge der Erterritorialität ftehenden Meobilien, 
3. B. die Equipage, dazu benützt, um flüchtige Verbrecher den Gerichten zu 
entziehen. Für derartige Fälle fann jedoch eine juriftiiche Formulirung nicht 
gegeben werden, nnd die zu ergreifenden Maßnahmen fallen Lediglich in das 


') Treffend Ortolan $. 516 „Il »’agit donc moins en ceci d'un veritable cas 
d’ irresponsabilit& penale que d'une question de juridietion competente.* 
2) Nicht in jedem einzelnen Falle der Monard) des Abjendejtaates wie Vattel IV, 
$ 116 behauptet. Bgl. Klüber $ 204. Galvo I, ©. 581. Heffter-Geffden ©. 216. 
Byntershoetl. X. 
6 BB. SPD. 8 11. ZPO. $ 16'. RBG. 8 21., dazu Thudihum bei Hirth Ann. 1876, 
. i. 


4 RBG. 8 22, 
5 RBG. 8 19! 
* 3PO. 8 183. 


ur: 
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politifche Gebiet.) „Il ne s’agit plus de punir, il s’agit de defendre.“ 
(Ortolan ©. 517.) 

Eine Gerichtsbarkeit der deutichen Gefandten über ihre Familie und Per: 
ſonal iſt nicht anerkannt und ex) nach internationalen Grundfäßen nicht zu 
fordern.?) Ueber die ausnahmsweijen Rechtzverhältnifje Hinfichtlich diefer Frage 
in der Türfei und deren Nebenjtaaten, in China, PBerfien, Japan und Siam 
fiehe unten. 

Die in diefen Staaten den Vertretern der fremden Mächte Eonzedirte Ge: 
rihtsbarfeit ift aber nicht auf Reziprozität gegründet. Die Vertreter jener 
Staaten beim Deutfchen Reiche haben eine Gerichtsbarkeit — 

Was den Geſandten an Funktionen der jog. freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vindizirt wird, bezieht fich nicht auf die unter dem Schuße der Erterritorialität 
—* Perſonen allein, ſondern auf alle Staatsangehörigen der Geſandten 
(}. unten). 

Kriminalgerichtsbarfeit haben die Gejandten gar nicht. Es wird jedoch 
ala im gejandtichaftlichen Amte auch ohne bejondere Feitjegung liegend aner— 
fannt werden müſſen, daß der Gejandte hinfichtlich der exterritorialen Perſonen, 
welche fich ftrafrechtlich verfolgbar gemacht haben, den zur Aburtheilung bes 
rufenen einheimifchen Gerichten alles Material zur Kognition der Sache, jo: 
weit immer ihm dieß möglich, vorzubereiten habe, durch Aufnahme des 
Thatbeitandes, Zeugenvernehmung, Einnahme des Augenjcheins u. dgl.?) Der 
Gejandte wird zu diefem Zwecke die Hilfeleiftung der Gerichte und Behörden 
des Empfangsjtaates in Anspruch zu nehmen berechtigt fein. Die deutſche 
Strafprozegordnung enthält Spezialvorjchriften hierüber nicht. 

Die Erterritorialitätsprivilegien find begrifflich befchränft auf den Ems 
pfangsftaat, werden aber in dieſem nach altem, zum Rechtsſatz gewordenen 
Herfommen gewährt vom Momente des Eintrittes in das Staatsgebiet bis 
zum Momente des Austrittes aus demfelben. Die juriftische Uebernahme bezw. 
Beendigung des Amtes (j. oben S. 102) ijt demnach hiefür irrelevant. Voraus— 
ſetzung aber für jene zeitliche Ausdehnung der gefandtichaftlichen Privilegien 
it die amtliche Mitteilung des Abjendejtaates an den Empfangsjtaat von der 
bevorftehenden Ankunft des Gefandten. Ein Anſpruch auf irgendwelde 
Privilegien gegenüber einem andern als dem Empfangsjtaate tjt 
weder ſachlich noch juriftifch irgendwie zu begründen. In fremden 


') Phillimore untericheidet zwiichen verjchiedenen Arten jtrafrechtlicher Thatbeftände 
und will bei gewifien Delicten ein Einjchreiten der inländiichen Gerichte gegen fremde Ge— 
landte gejtatten. Abgejehen davon, daß jener Unterſchied ſich nicht juriftiich wird präzifiren 
lofien (vgl. hieher au Ortolan $ 515), emtbehrt die Anficht des engliichen Schriftitellers 
für das deutjche Recht jedes Fundamented. Die ganze Frage fällt lediglich dem politischen 
Gebiet anheim. Bol. Alt $ 65. Martens-Geffden $ 92. Phillimore II, 208 ff. 
Sattel IV, $ 83. Calvo I, 575. Heffter-Gejfden $ 207. Bynkershoet XVLU. 

2, Bl. Alt 8 69. Vattel IV, $ 124. Martens-Geffcken ©. 106. Heffter- 
Geifden S. 406. Bluntjhli 88 216—220. Klüber $ 212. Calvol, ©. 116. Gott- 
ihalt©. 37, 60. Grotius 1. Il.c. XVII. VIII, 2 „juris gentium non est.“ Bynkers— 
boet 1. XV. 88 III und IV enticheidet die Frage nicht richtig, injofern er die Ziviljuris- 
diltion der Geſandten lediglich, gegen Grotius polemifirend, von dem Auftrag der abjendenden 
Souveräne abhängig macht; richtig dagegen 1. XX $ IV bezüglich der Kriminalgerichtsbarteit. 

) Wie Alt 8 92, Heffter a.a. D. und Gottſchalk a. a. D. behaupten. Bluntſchli 
$ 216 N. „Ausnahmsweiſe wird den fränkiſchen Gejandten und ſogar den Konjuln in der 
Türkei und hinwieder mujelmännifchen Gefandten in Europa eine Strafgerichtsbarfeit dort 
über ihre chrijtlichen, hier über ihre muhamedaniſchen Landsleute zugejtanden!“ 

+ Biel zu allgemein Bluntihli $ 221. i 

)Alt 8 9. Martens: Geffiden ©. 106. Bynkershoek 1. XX $$ IV. VI 





— — — 
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Staatsgebiete find durchreifende Gejandte Lediglich gewöhnliche Fremde und es 
eriftirt für fie feinerlei „befonderer Schuß des Völkerrechtes“, denn die Ex— 
territorialitätsprivilegien können begrifflich nicht gelöft werden von dem Staate, 
in welchem der Gejandte zu fungiren berufen ift; ihr einziger innerer Grund 
ift die Rückſichtnahme auf dieje Funktionen, im fremden Staate entbehren fie 
fomit der logischen Vorausſetzung.,) Dadurch ift jedoch nicht ausgejchlofjen, 
daß ein Staat durchreifenden Gefandten auf bejonderen Antrag oder auch 
motu proprio bejondere Privilegien oder das gefammte Erterritorialitätsprivileg 
generell einräumt;?) das ijt aber immer nur Courtoifie, nicht Rechtspflicht. 

Sit das Territorium eines Staates von einer feindlichen Macht offupirt, 
fo bejteht für letztere ſelbſtverſtändlich keinerlei Rechtsverhältniß gegenüber den 
bei dem okkupirten Staate beglaubigten Geſandten; die letzteren ſind für den 
Okkupanten vielmehr lediglich Privatperſonen und es ſteht völlig in feinem 
freien Ermejjen darüber zu befinden, ob diejen PBrivatperjonen mit Rückſicht 
auf ihren anderweitigen diplomatiichen Charakter irgendwelche befonderen Rechte 
eingeräumt werden wollen oder nicht. Es folgt dies genau aus den nämlichen 
Gründen, welche oben zur Verneinung bejonderer Privilegien für durchreifende 
Gejandte führten. Ein Gejander iſt nicht überhaupt Gejandter, fondern Ge— 
fandter bei einem bejtimmten Staate, im übrigen, joweit nicht das innerjtaat- 
liche Beamtenverhältniß in Frage jteht, Privatperfon.?) 

Bejondere, den über die Soldatenteftamente bejtehenden analoge Vor— 
Ichriften enthält das preußiiche Recht für Tejtamente von Gejandten und Ber: 
onen des gejandtjchaftlichen Dienftes, welche im Staatsdienjte ſtehen, jofern 
fie im Auslande ftationirt find ($$ 1. 4). Darnad) find rechtsgiltige (S 3) 
Zejtamente jolcher Perjonen nur möglih 1. gemäß der lex domieilüi ($ 1) 
2. in nachfolgender bejonderer Form: das Tejtament ift vom Tejtator eigen- 
händig zu Schreiben und zu unterjchreiben, auch zu datiren. Mittels eigen— 
händigen Gejuches des Tejtators unter Vermerk von Tag und Jahr ijt jodann 
das Tejtament dem Auswärtigen Amte einzureichen und durch dieſes ſammt 


!) Unrichtig Kent ©. 39, auch Bluntjhli$ 186 N. über den „naturgemäßen Anſpruch“ 
der Sejandten auf „völferrechtlichen Schuß im fremden Staate.” Richtig ift, aber nit noch 
bejonders betont zu werden braucht die Angabe Heffters 8 207, daß dem Sejandten im fremden 
Staat nur die Rückſichten zukommen, welche überhaupt reiſenden Fremden gewährt werden. 
GottſchaltS S. 78 fordert „eine gewiſſe Achtung.“ Sehr richtig urtheilt über die Frage, wie 
immer im Vergleich mit den meiſten modernen Schriftſtellern über Völkerrecht ausgezeichnet 
durch wohlthuende Nüchternheit Bynkershoet 1. IX, $ VII: C'est une maxime 
communäment reconnue que les droits et privile ges desambassades 
nont lieu qu’ entre le Prince qui envoie des ambassadeurs et celui 
ä quiilles envoie; eu sorte que par rapport ä tout autreilsnesont 
que comme simples particuliers, 

2) So z. B. das Beiep der Generaljtaaten vom 9. Sept. 1679 („y passants“) vgl. 
Byntershoefl. IX $S VII fehr richtig. „Les hautes puissances t&moignent beaucoup 
de bont& envers les at Die Interpretation, welche übrigens Bynlersbhock 
weiterhin den Worten „y passants“ gibt, iſt jhwerlic haltbar. Vgl. auch Gottſchalt 79, 
WheatonT, 221. 

) Val. die Kontroverje zwiichen 15 beim franzöfifchen Staate beglaubigten Gejandten mit 
der deutjchen Staatsgewalt während der Belagerung von Paris. Die Bemertung von Calvo 
I, ©. 605 gegen den Fürſten Bismard, der durchaus forreft handelte, er habe das Völkerrecht 

„nad jeiner Fagon“ interpretirt, ijt ein Produkt blinden Parteihaſſes. Der franzöſiſche 
Miniiter Jules Favre konnte den fremden Gejandten die Fortdauer ihrer Privilegien während 
der Belagerung gar nicht zufihern und die deutiche Militärgewalt war in ihrem vollen 
Rechte, als fie den Gejandten die Baflirung von Kourieren mit geheimen Briefihaften durch 
die Belagerungslinien verweigerte. In jedem andern Falle würde ein jonjt jo nüdterner 
Denker wie Calvo dies wohl als selbftverjtändlich betrachten. 
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dem Geiuche bei dem Berliner Kammergerichte niederzulegen, welches hierüber 
einen Depofitionsichein ausſtellt ($ 2°). Das Teftament ijt giltig, ſobald e3 
der Poſt oder einem ordentlichen Gefandtichaftsfourier zur Beförderung über: 
— wurde und die Giltigkeit dauert, bis ein Jahr nach der auf erfolgte Ab— 
erufung geſchehenen Rückkehr ins Inland (88 2°. 5). Im übrigen gelten 
auch für folche Tejtamente die allgemeinen Vorjchriften des Landrechtes. ($ 6.)') 

IV. Die Funktionen der Gefandten?) find nur zum geringen Theile durch 
pofitive Rechtsvorjchriften bejtimmbar. Die Hauptaufgabe der Gejandten ijt 
die allgemeine Pflege der internationalen Beziehungen von Staat zu Staat; 
die Beobachtung der politischen, wirthichaftlichen, militärischen, überhaupt aller 
Berhältnifje des Empfangsjtaates und Berichterjtattung hierüber an den eigenen 
Staat; die Kontrole über die Durchführung der zwiſchen Empfangsitaat und 
Abjendeitaat bejtehenden Staatsverträge, eventuell die Vorbereitung und Ver: 
handlung von neuen Verträgen, endlich neben diefen das Intereſſe ihres Staates 
wahrenden Funktionen noch die allgemeine Fürforge, aber auch Beauffichtigung 
der im Empfangsitaate des Gefandten fich aufhaltenden Staatsangehörigen des 
eigenen Staates. 

In allen diejen Beziehungen — und in denjelben liegt weitaus der wid): 
tigfte Theil des diplomatischen Amtes — beftehen gejegliche Vorjchriften nach 
deutichem Recht nicht und laſſen fich wohl überhaupt ſchwerlich aufitellen. 
Soweit hier pofitive Rechtsvorſchriften möglich find, werden diefelben höchſtens 
den Charafter einer geheimen Inſtruktion tragen fünnen. 

Immerhin aber iſt doch der Sag nicht richtig, daß die Thätigfeit der 
Gejandten an feinem Punkte Ausführung von Gefegen fei.?) Nach deutjchem 
Reht Liegen den Gejandten vielmehr folgende ‚Funktionen auf Grund 
gejeglicher Vorſchrift ob: 1. fie haben die AZuftellungen an Perſonen ihres 
Amtsbezirfes zu vermitteln, für welche fie im Auftrag deutjcher Gerichte durch 
das Auswärtige Amt requirirt twerden;*) 2. fie fönnen Urkunden von Behörden 
ihres Amtsbezirkes legaliſiren, wodurch der Beweis der Echtheit ohne weiteres 
erbracht ijt;?) 3. fie können Päſſe zu Reifen in das deutjche Reichsgebiet aus— 
ftellen,®) 4. fie fungiren als Zivilitandesbeamte für Deutjche und Schußgenojjen, 
wo vom Reichskanzler hiefür ein befonderer Auftrag ertheilt ijt.”) Nicht alle di- 
plomatifchen Amtsträger find alfo ipso jure zu Standesbeamten bejtellt, jondern 


YG. v. 3. April 1823 (G. ©. ©. 40). 

” Alt 88 156—178. Calvo J, ©. 493. Klüber $ 178, 197. Martens-Geffcken 
85 2. 3. 49 fi. In der neueften Auflage von Heffters Lehrbuch hat Geffden mit Recht 
das Kapitel über die „diplomatijhe Kunst“ geftrihen. Won dem juriftiihen Inhalt der be= 
treffenden Abjchnitte in den Lehr: und Handbücern mag man fich eine Borjtellung bilden, 
wenn man in dem berühmten Martens'ſchen Guide hier den Satz lieft: „Il faut &crire 
la fenille pli6e en deux pour laisser la marge aux corrections et aux additions“ oder 
wenn Alt in dem ganzen $ 164 das „einnehmende Wejen“ behandelt, weldyes für den Ge— 
jandten erforderlich vn Bei diefer Art, die Thätigkeit der Gejandten zu erörtern, iſt es nicht 
mehr auffallend, wenn Bunktershoekl. VII S II urtbeilt: „Les ambassadeurs qui rösident 
pendant long temps dans une Cour &trangöre comme font aujourd’hui la plupart n’ont 
presque rien à faire et ne passent guöre leur temps qu’en festins, en spectacles ou 
autres sortes de divertissements, se contentant d’&crire quelquefois & leur Prince pour 
lui apprendre qu’ils sont encore en vie et qu’ils pensent à lui quelquefois.*“ 

2) Welden Yaband II. ©. 245 aufftellt. 

) ZPO. 8 182. 

®) ZPO. 8 403. Bol. aud Pr. Lb.-R. I, 13 $ 117, Anhang $ 46. 

©, &. v. 12. Oft. 1867 (BGB. ©. 33) 8 6 2.1. 

) ©. v. 4. Mai 1870 (BGB. ©. 599) $1. Vgl. zu dieſem Gejege die Verh. d. Reichsſtages 
Sten. Ber. 20. 597 ff., 638, ferner v. Sicherer Berfonenjtand und Eheichliegung ©. 495 ff. 
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e3 bedarf hiefür eines befonderen Auftrages, der nicht dem Amt, jondern dem 
Amtsträger ertheilt wird, jomit bei Wechjel des leßteren erneuert werden muß.') 
Doc macht das Reichsgefeb den Vorbehalt, daß, wenn etiwa Tandesrechtlich 
den Gefandten weitergehende Befugnifje zuftehen oder wenn fie generell als 
Standesbeamte für ihre Staatsangehörigen bejtellt feien, diefe Beitimmungen 
ohne weiteres auch für die Reichsgejandten Anwendung finden follen ($ 13). 
Landesrecht diefes Inhaltes eriftirt nur für Baden. 

Kraft des Geſetzes vom 4. Mai 1870 Haben die hiemit beauftragten 
diplomatischen Amtsträger eine doppelte Funktion: 1. die Beurfundung des Per: 
fonenftandes, 2. Eheſchließungen von Deutfchen und Schußgenofjen ihres Amt3- 
bezirfes vorzunehmen ;?)?) fie find zu diefen Akten auch dann jchon berechtigt, wenn 
nur ein Theil Deuticher ift ($ 10). Das Geſetz jchreibt jedoch nicht vor, daß 
Deutfche die hier gebotene zivile Form der Eheſchließung benügen müjfen: 
e3 beruht nicht auf dem Prinzip der obligatorifchen Zivilehe, jondern 
auf dem der fafultativen. Will ein Deutfcher die durch das Landesrecht ge— 
botene Form benügen, jo ift er hieran durch das Geſetz nicht behindert, aljo 
3. B. deutſche Katholiken fünnen ihre Ehen giltig nad) der tridentinifchen Form 
Ichließen, wo dieſe landesrechtlich vorgejchrieben, aucd) wenn der Gejandte mit 
der durch das Gejeh vom 4. Mai 1870 gegebenen Fakultät ausgeftattet en 

Wie für alle amtlichen Funktionen der Gejandten im Empfangsjtaate,® 
jo bedarf es insbefondere auch für die Vornahme von Eheſchließungen durch 
Gejandte einer befonderen Konzeflion, von welcher die Giltigfeit diefer Ehen 
für das betreffende Ausland jurijtiich bedingt if. Ein internationales Prinzip 
ift die Giltigfeit der in Ddiefer Form abgejchlofjenen Ehen nicht,*) wie ja 3. 2. 
das Deutjche Reich den in jeinem Gebiet befindlichen Gejandten die zur Giltig— 
feit erforderliche Konzeljion verjagt. Ein Gejandter, welcher im Widerjpruche 
biezu eine Ehejchliegung zwiſchen zwei Staatsangehörigen feine® Staates vor— 
nehmen würde, fünnte zwar nicht ftrafrechtlich verfolgt werden, da denjelben 
vor dieſer Nechtsfolge feiner Handlung das Erterritorialitätsprivileg ſchützt, 
wohl aber wäre die fo geſchloſſene Ehe für das Deutjche Reich zivilrechtlich 
nichtig. Es bejteht demnady im deutjchen Necht ein abjolutes Verbot für fremde 


ı) Den Antrag, dur das .. alle diplomatischen Amtsträger (und Konjulen) als 
Zivilftandesbeamte der Deutihen im Auslande zu bejtellen, hatte der Abg. v. Sybel bei 
Berathung des Gejepes geftellt. Der Antrag wurde abgelehnt, da es ſich bei dem Geſetze 
nad) der Erklärung des Referenten nur um ein „Ausnahmegejeg“ handelte, welches den 
Deutſchen die Eheihliegung und die Beurkundung des Zivilitandes erleichtern ſollte, wo ge 
ordnete Formen biefür nicht vorhanden ſeien (Sten Ber. ©. 598). 

2) Bluntjihli $ 221 Note: „ES ift ein Bedürfniß des internationalen Verkehrs, daß 
die Ehen, weldhe von Landsleuten des Geſandten in dejien Wohnung abgejchlojien werden 
und nad) dem betreffenden Landesrecht als giltig erflärt werden, auch anderwärts als giltig 
anerfannt werden, wenn gleich das Privileg der Erterritorialität fi nicht auf jene —— 
bezieht.“ Darüber, ob das „Bedürſniß“ zu einem Rechtsſatz geführt habe, ſagt Bluntſchli— 
er Reichsgeſetz v. 4. Mai 1870 erijtirt für den Verfaſſer aud) im Jahre 1876 
noch nid!t. 

®) Weber den Begriff der „Schußgenofjen“ vgl. das nächſte Kapitel. 

) Val. die Aeußerungen des Abg. Beder(Sten. Ber. S. 604). Der urjprüngliche Regg3.: 
Entw. bezog ſich nur auf Evangeliihe und war wohl gerade durd den Nothitand von evan— 
geliihen Deutſchen in Ländern, die nur die tridentiniiche Eheichliegungsform haben, verurjadtt. 

5) Val. die prinzipielle Erörterung oben ©. 86 ff. 

°) Richtig der Bundeskommiſſar Pape (Sten. Ber. ©. 602). Angeregt hatim Reichstage 
die Frage der Abg. Reichensperger (Sten. Ber. ©. 599 ff.). Das Prinzip, auf welchem die 
Entjcheidung der Frage beruhen muß, wurde aber von feiner Seite in zutreffender Weiſe 
formulirt. Vgl. auh Gottſchalt ©. 70. 
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Gefandten und ebenjo für das zur Gejandtichaft gehörende Perfonal, alfo 
in erfter Linie die Gejandtichaftsprediger, Eheichliegungen ihrer Staats-An— 
gehörigen vorzunehmen. Analoge Vorſchriften beftehen in den meijten zivili- 
firten Staaten und find demgemäß die dort lebenden Deutjchen behufs der 
Eheſchließung lediglich auf das Landesrecht verwiefen. Der Reichsfanzler wird 
aljo in jedem einzelnen Falle, wo e3 jih um Ertheilung des Auftrages handelt, 
feftäuftellen haben, ob von Seiten des Empfangsftaates die erforderliche Kon— 
zeilion gewährt wird, von der die Giltigkeit der betreffenden Ehen bedingt ift 
und wird den Auftrag nicht ertheilen dürfen, wo dieje Konzejjion fehlt. Das 
Recht zur Vornahme von Ehejchliegungen ift den diplomatischen Amtsträgern 
des Reiches in folgenden Staaten beigelegt: Spanien, Serbien, Brafilien, 
Bentralamerifa, Kolumbia, Beru, Ecuador, Venezuela, China, Japan, Maroffo.') 

Die Vorjchriften, welche das Gejeg vom 4. Mai 1870 für die Beur: 
tundung des Perfonenjtandes und die Eheſchließung von Deutjchen im Aus— 
lande gegeben hat, find analog den jpäter durch das Geſetz vom 6. Februar 
1875 auch für das Inland erlafjenen und find durch 8 85 diefes letzteren 
ein. ausdrüdlich aufrecht erhalten worden und ausgedehnt auf Schutz— 
genojjen. 

Die Eheichließung erfolgt in der Weifel, daß 1. der Gejandte an die 
Nupturienten in Gegenwart von zwei Zeugen die Frage und zwar an jeden 
der beiden Theile einzeln richtet, ob er die Che mit dem gegenwärtigen anderen 
Theile eingehen wolle, 2. durch die bejahende Antwort der Verlobten, 3. durch 
den Ausſpruch des Gefandten, daß er fie nunmehr Fraft des Geſetzes für 
rehtmäßig verbundene Eheleute erfläre.. Mit diefem Ausfpruche ift die Ehe 
perfeft ($3 7, 8). 

Der Ehejchließung hat ein Aufgebot voranzugehen, von dem nur aus 
ganz bejonder3 dringenden Gründen durch den Gejandten dispenfirt werden 
darf ($ 6). Das Aufgebot hat den Zweck der Konftatirung, daß der beab- 
fihtigten Ehe zivilrechtliche Hindernifje nicht im Wege ſtehen. Demgemäß find 
zum Zwecke der Bornahme des Aufgebotes dem Gejandten „die zur Eingehung 
einer Ehe nad) den Gejegen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erforder: 
nifje als vorhanden nachzumeijen,“ ?) insbefondere müſſen dem Gejandten in 
beglaubigter Form vorgelegt werden: 1. die beiderjeitigen Geburtsurfunden, 
2. die urkundliche Erklärung über die Zuftimmung derjenigen Perfonen, deren 
Buftimmung gemäß dem Geſetz vom 6. Februar 1875 erforderlich ift. Von 
der Borlage diefer Urkunden kann der Gejandte abjehen, wenn ihm die That: 
fahen, welche zu beweijen find, perjönlich befannt find oder auf andere Weife 
glaubhaft nachgewiejen wurden. Iſt durch die vorgelegten Urkunden oder durch 
die anderen beigebrachten Beweismittel dem Gejandten nicht voller Beweis er: 
bracht, jo ift er berechtigt, eine Ergänzung desjelben durch eidesjtattliche Ver— 
ſicherung der Verlobten zu verlangen ($ 3). 

Das Aufgebot hat in Form einer öffentlichen Bekanntmachung zu geſchehen 
und zwar durch Anjchlag an der Thüre oder an einer in die Augen fallenden 


N) Abg. Beder: „In denjenigen Ländern, in denen eine gute Zivilftandögejepgebung 
eriftirt, wie in frankreich, Belgien, Holland, England, werden wir nicht verlangen, daß unjer 
Konjul erſt mit einem Ausnahmerecht ausgejtattet werde.“ (Sten. Ber. 604.) 

2) Dieje Erfordernifje find jet einheitlich für das ganze Reich geordnet dur das Geſetz 
dom 6. Februar 1875, 88 28—40. ©. hiezu den trefflichen Kommentar von vd. Sicherer 
Rerfonenitand und Eheſchließung ©. 127 ff. Hinſchius Komm. ©. 99 fi. Bezüglich der 
Edußgenofien v. Siherer ©. 497. 
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Stelle vor oder in der Kanzlei. Der Anfchlag muß eine Woche lang ange- 
heftet bleiben. Außerdem muß das Aufgebot noch in eine Zeitung eingerüdt 
werden, falls eine jolhe am Amtsſitz des Gefandten erjcheint und die Ehe— 
Ichliegung darf nicht vor Ablauf des dritten Tages nach Ausgabe des be- 
treffenden Blattes erfolgen ($ 4). Das Aufgebot hat an dem Drte zu ge 
fchehen, wo die Ehefchliegung erfolgen ſoll und, falls innerhalb der letzten 
6 Monate einer der Nupturienten noch einen anderen Wohnfit hatte, außerdem 
noch an diefem Orte nach den dort geltenden Borfchriften; dieſes letztere Auf: 
gebot aber kann auch erjeßt werden durch ein gehörig beglaubigte Zeugniß 
der Obrigkeit des früheren Wohnortes, daß „Ehehindernijje in Betreff der 
einzugehenden Ehe nicht befannt jeien“ ($ 5). 

Das Aufgebot hat zu enthalten Vor- und Familiennamen, Alter, Stand 
und Gewerbe, Wohnort der Verlobten und ihrer Eltern ($ 4). 

Der Gefandte hat ferner die Zivilftandsregifter für die Deutfchen feines 
Amtsbezirfes zu führen und zwar hat dies in 3 gejonderten Regiftern, nämlich 
je einem für Geburten, Eheſchließungen und Sterbefälle zu gejchehen. Die 
Eintragungen erfolgen in protofollarifcher Form unter fortlaufender Nummer. 
Die Formulare der Regijter ftellt der Reichskanzler feſt. Die Regiſter find 
doppelt zu führen, am Jahresſchluſſe abzujchliegen und da3 eine Eremplar dem 
Reichskanzler einzufenden bezw. wenn überhaupt fein Eintrag erfolgte, hierüber 
eine amtliche Bejcheinigung einzufenden. Zugleich hat der Gefandte den zum 
Reich gehörigen Einzelftaaten einen amtlichen Auszug aus den Regijtern über 
die ihre Staatsangehörigen betreffenden Fälle einzujfenden ($ 2). 

Die Geburtöregifter haben zu enthalten: 1. Ort, Tag und Stunde der 
Geburt des Kindes, 2. das Gefchlecht desfelben, 3. die Vornamen desfelben, 
4. Bor: und Familiennamen, Staatsangehörigfeit, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort der Eltern, jowie zweier bei der Eintragung zuzuziehender Zeugen, 
5. die Unterjchrift des Vaters, wenn er anweſend ijt und der beigezogenen 
Zeugen. Der Geſandte ift verpflichtet, vor der Eintragung fich durch Ver— 
nehmung des Vaters de3 Kindes oder anderer Perfonen die Ueberzeugung von 
der Richtigkeit des zu machenden Eintrages zu verfchaffen ($ 11). 

Die Heiratheregilter haben zu enthalten: 1. Vor: und Familiennamen, 
Staatsangehörigfeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts: und Wohnort der 
die Ehe eingehenden Perjonen, 2. Vor: und Familiennamen, Alter, Stand 
oder Gewerbe und Wohnort ihrer Eltern, 3. Vor: und Familiennamen, Alter, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen, 4. die auf Be— 
fragen des Gejandten abgegebene Erklärung der Verlobten, ſowie die Erklärung 
des Gejandten über die gejchloffene Ehe, 5. die Unterjchrift der anweſenden 
Perſonen, bez. deren Handzeichen oder die amtliche Konftatirung der Unfähig- 
feit, wenn jie nicht jchreiben fünnen?) ($ 9). 

Die Todtenregifter haben zu enthalten: 1. Vor: und Familiennamen des 
Berjtorbenen, deſſen Staatsangehörigkeit, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohn: 
und Geburtsort, 2. Vor: und Familiennamen feines Ehegatten, 3. Vor⸗ und 
Yamiliennamen, Staatsangehörigfeit, Stand oder Gewerbe, Wohnort der 
Eltern des Verjtorbenen, 4. Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes, ſoweit 
dieſe Verhältniſſe befannt find, 5. Bor: und Familiennamen, Alter, Stand 
oder Gewerbe, Wohnort der Zeugen, welche die Erklärung abgeben und wenn 
es Verwandte find, auch den Grad der Verwandtichaft, 6. Unterjchrift der 


©. die Verhandlung hierüber Sten. Ber. S. 606 f. 
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Zeugen. Der Eintrag darf nur auf Grund der Erflärung zweier Zeugen er- 
folgen‘) ($ 12). 

Die Bertheilung der Funktionen zwifchen den Reichs- und Landesgefandten 
bat in der Weiſe ftattzufinden, daß Alles, was zur Kompetenz des Reiches 
gehört, auch ausschließlich von den Reichsgeſandten zu erledigen, und nur fo: 
weit die Autonomie und Selbitverwaltung der Einzelftaaten reicht, überhaupt 
eine Thätigkeit der Landesgejandten möglich ift.) Andrerſeits ift aber aud) 
der Reichsgeſandte nicht fompetent, in diefen Amtskreis eines Landesgejandten 
einzugreifen.?) 

V. Die Leitung des diplomatischen Dienftes erfolgt durch den Kaifer bezw. 
den Reich3fanzler und den Staatsjefretär des Auswärtigen Amtes, Die Kom: 
munifation der inländifchen Staatsbehörden mit den Gelandten und umgekehrt 
muß durch Vermittelung de3 Auswärtigen Amtes erfolgen. Für die Leitung 
des Dienjtes ift bis heute das ältere preußifche Necht*) maßgebend. Darnach 
iſt mehr als bei allen anderen Dienjtzweigen gerade beim diplomatischen Dienfte 
die Leitung dem Kaiſer perfönlich vorbehalten. Zwar hat der Neichsfanzler 
bezw. fein Stellvertreter für die auswärtigen Angelegenheiten die Injtruftionen 
zu ertheilen, aber jtet3 erjt nad) erholtem Befehl des Kaifers; wo es fich 
um Abweichung von früheren Inſtruktionen handelt, foll fogar die Inftruftion 
in der Regel durch den Kaifer jelbjt ausgefertigt werden. Der Reichsfanzler 
hat dem Kaifer auf Grund der gefandtichaftlichen Relationen fortlaufenden Be— 
riht über den Stand der auswärtigen Beziehungen zu eritatten. 

„Wir jelbjt, jo heißt e3 in der Verordnung v. 27. Dftober 1810, wollen 
ftet3 die genauefte Ueberfiht und Kenntniß ſämmtlicher auswärtigen Berhält- 
nifje haben, daher legt Uns der Minifter, dem folche anvertraut find, alle 
Berichte der Gejandten und Gefchäftsträger, jowie von Fremden übergebenen 
Noten oder gemachten Eröffnungen vor oder thut Uns Bortrag daraus in 
Gegenwart des Staatsfanzlers. 

Nach Unferen Entſchließungen Teitet er fodann die Gefchäfte feines Reſſorts, 
ertheilt den fremden Gejandten Antwort und bejcheidet die Unfrigen. Sobald 
es darauf ankommt, diefen Abweichungen von den ihnen früher gegebenen Vor: 
Ihriften über politische Werhältnijje oder die Verfolgung wichtiger Gegenjtände 
aufzugeben, muß die Ausfertigung der Negel nad) von Uns Höchſtſelbſt voll- 


N Einzelne diplomatifhe Amtsträger find auch mit dem Recht aufgeftattet, Zeugen zu 
vernehmen. Diejes Recht beruht aber nicht auf ihrer diplomatischen, fondern auf ihrer zugleich 
tonfulariihen Amtseigenichaft (vergl. Kap. I). Für diplomatijche Amtsträger befteht nad) 
unjerem Recht die gejepliche Fakultät, fie mit der Abhörung von Zeugen zu beauftragen, 
nicht. Unrichtig behauptet Bluntjhli $ 221 N. ganz allgemein dad Recht der — 
vernehmung für Geſandte; ebenſo unrichtig iſt die Behauptung desſelben Schriftſtellers, 
dab die Geſandten allgemein berechtigt ſeien, „letzte Willenserklärungen aufzunehmen” und 
„im Intereſſe der Sicherſtellung von Verlaſſenſchaften ſchützende Maßregeln theils zu er— 
greifen, theils zu veranlaſſen.“ Nach deutſchem Recht iſt dies nicht der Fall. Auch die Bes 
bauptung Bluntſchliſs über das Recht der Gejandten zur Beurfundung des Zivilitandes 
und Vornahme von Ehefchliegungen ift in diefer Allgemeinheit falſch. 

2) Qaband II, ©. 242 f. Seydel ©. 115. Thudichum bei Holgendorff Jahrb. IV, 
329. Letzterer Schriftjteller gibt den Einzeljtaaten unter Berufung auf die analoge Vorſchrift 
bezüglich der Konfuln das Recht, den Reichsgeſandten Weifungen zu ertheilen. Dieſe Anficht 
ift unbegründet; die Gejandten jtehen ausichließlih unter dem Auswärtigen Amt; die aus» 
nahmsweiſe Vorſchrift bezüglich der Konjuln darf nicht ausdehnend interpretirt werden. 

NA U Thudihum ©. 304, der dem Reichigejandten jederzeit Kompetenz zufchreibt. 

8. v. 27. DM. 1810 über die Veränderung aller oberjten Staatsbehörden in der 
Preußiſchen Monardie (G. ©. 1810, ©. 3, auch abgedrudt bei Stöpel Gej.-Eoder I, 
©. 24—34). 
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zogen werden. In anderen Fällen erläßt der Minifter der Auswärtigen An- 
gelegenheiten die Verfügungen, da der bisherige Kurialjtil abgejchafft iſt, nur 
in feinem Namen. 

In wichtigeren, dringenden und eiligen Fällen, wo Unjere Genehmigung 
nicht eingeholt werden Fann, gejchieht dieſes von ihm, wo möglich gemeinschaft: 
ih mit dem Staatsfanzler, oder den Umfjtänden nach von ihm allein, doch 
getwärtigen Wir fogleich Anzeige davon, wenn der Gegenjtand der Regel nad) 
Unjere Vollziehung erfordert hätte.“ 

Der Gehorfam der diplomatischen Beamten ift in ganz bejonderer Weije 
mit ähnlicher Strenge, wie der militärische Gehorjam, theils durch jtrafrechtliche 
theils disziplinarifche Vorjchriften geichügt. Die Disziplinarordnung für das 
diplomatische Perfonal ift nicht publizirt. Die für alle im Auslande domi— 
zilirten diplomatischen Amtsträger kompetente Disziplinarfammer ift Die zu 
Potsdam.!) Für das Disziplinarverfahren gelten die allgemeinen Vorſchriften, 
nur mit der Modififation, daß die gejeglichen Frijten zur Anmeldung und 
Nechtfertigung der Berufung und zur Beantwortung der Berufung des Staat: 
anwaltes, wenn der Angejchuldigte im Auslande wohnt, mit wat auf die 
Entfernung des Amtsfiges entfprechend zu erweitern und dem Angejchuldigten 
— Mittheilung zu machen iſt gleichzeitig mit der Zuſtellung des Urtheils 

ezw. der vom Staatsanwalt eingelegten Berufung.?) 

Außerdem aber ift der diplomatische Gehorſam noch durch die folgenden 
ftarfen Vorſchriften des Strafrechtes geſchützt: 

1. Beamte des auswärtigen — inneren oder äußeren — Dienftes, welche 
Aktenjtücde, die ihnen amtlich anvertraut oder auch nur amtlich zugänglich find 
oder welche dienjtliche Anweiſungen der Vorgejegten an ihre Untergebenen 
twiderrechtlich dritten Perfonen mittheilen, werden mit Geldbuße bis zu 5000 
Marf oder mit Gefängniß beftraft. 

2. Mit gleicher Strafe find diplomatische Perſonen des äußeren Dienftes 
bedroht, welche amtlichen Injtruftionen des Vorgejegten vorſätzlich ) zu: 
wider handeln. 

3. Ebenſo die nämliche Beamtenfategorie, wenn dem Vorgeſetzten erdichtete 
oder entjtellte Thatjachen berichtet werden, um ihn in feinen amtlichen Hand» 
lungen irre zu leiten.*) 

Endlich ift hier noch Hinzumeijen auf die bereit oben angegebene Bor: 
Schrift über die jederzeitige Zurdispofitiongftellung der Beamten des diplomatifchen 
Dienftes als folcher, „bei welchen eine fortdauernde Uebereinſtimmung mit der 
leitenden Autorität unbedingt erforderlich ift.“°) 


i) RGB. 8 88%, 

2) RBG. 8 114. 

Der Borjap ald VBorausjegung des Thatbeitandes wurde vom Reichstag eingefügt; 
nad dem Regierungdentwurf follte jeder Ungehorjam ftrafbar fein. 

+ RStGB. $ 353 a, der fog. Arnimparagraph. Bol. die Motive der Reggs.-Borl.: 
Verb. 1875/76 ©. 182. Gten. Ber. ©. 462 (Fürft Bismard) 1016 fi. (Marquardien, 
Hänel). Laband U, ©. 247. 

) RBG. 8 25. 


(Fortſetzung folgt.) 


— — Waaren Durchſchnittspreiſe 


für das Jahr 1880. 


—— 


Vorbemerkung. Die nachfolgenden Tabellen, welche den legten Jahrgäugen der vortrefflichen 


(amtlichen) 


amburgijhen Handels. und Scififahresftatiftit entnommen find, fchließen ſich den 


früheren Ueberfihten in den „Annalen“ 1869 ©. 85 (für 1847—67), 1870 ©. 399 (für die 


Jahre 186769), 


1871 ©. 357 (für 1870), 
1876— 77), 1880 ©. 81 (für 1877—78) und ©. 856 (für 1879) an. 


1877 ©. 165 (für 1871— 75), 1879 ©. 81 (für 
Die Methode, nad welder 


die Boarendurchfchnittspreife für die Hamburger Statiftil gewonnen werden, findet fih in den 
„Annalen“ 1869 ©. 81 und 1870 ©. 429 auseinandergejekt. 
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Sytup u. Melaſſe 
nig. 
bade 
Tubedbengelund 


Zigarren . 
Zigaretten R 


Sao. 

Biefier. 

Iimnt . . 

Cassia lignea u. 
-vera . e 
„ fores 

Cauehl 

Cardamom . 

Kelten. 

Reitenftengel.. 

Macie u. Macis- 
nüffe 


100 kg. 


2 


zus 3 3 32 


— Mille 
. Bunde 
Ans...  100%g. 


zyyıı 23 


136, 


105, [Wein . 
175,79 
1,583,’ IRum . 
"273,08 Aral . 


851,9 


Durd- 
ſchnitt 
A 


YUrtile 


I 


A. Weberfiht nach Gruppen. 


Durd- 
ſchnitt 


M 


Berzehrungs-Gegenftände. 


143," IBanille 
237,''lrober Ingber 
131,58 


51,2! [Mpfelfinen. 
Eitronen . . 
54,9 [Drangen . 
Mandeln . 
60,9% Roſinen . 
71, Corinthen 
50, » Feigen. . 
17; ‚" lfandirter Smgber 
64,9 Succade u. and. 
fand. Früchte 
Paranüfle . 
13,9 Wall⸗ u. Hafel 
76. I nmüfe . 
0,8 Ifrifches Obſt u. 
19, e⸗ Gemüje . 
36,9 Igetr. Pflaumen 
86,9) u. Zweiſchgen 
85," landeres getrod- 
netes Obſt 
75,8 


65,0 Cognat u. and, 
franz. Brannt- 
wein . 


Shampagı. 


222 2222 2 


100 Kg. 3,681,Franz. u. Span. 


65,2] Sprit . 

orn«, Kartoffel», 
28,5] Niüben-Sprit. 
31,'"IGenever . A 
29, Liqueur u. and. 
163,1] Branntweine . 


54, 2 Fruchtſaft. 


28 — 
156,97 Eifig . 





Erbjen 


andere Gewürz: 


Artikel 


*22222222 


* 


Durch⸗ 
ſchnitt 


128 


— — 


Artikel 


Kartoffeln 
Eichorienwurzeln 
Eichorien und 
Kaffeefurrogate 
Mehl, Weizen-. 
„  NRoggen». 
»„  Geriten-, 
Hafer, Mais ıc. 
Mehl, Kartoffel- 
Amidam . 
Graupen, Grutze 
und Gries 


Rand- u. — 


and. Viehfutter . 


100 kg. 


” 


Hamburger Waaren-Durfchnittspreife 


| 
| se. 
| 
9,” 


15,7? 

81,18 
31,9 
25,4 
36,9% 
32,00 
48,9 


* 


33,5 





15,8 
| 11,8! 
| 6,78 





 —— u nn — 











Durch Durc⸗ 
Artikel ſchnin Artikel ſchniti 
IM 4 
Schiffs- u. and. friſches Fleiſch 100 kg.| 99,* 
Brot 100kg.| 28, 9geſalz. u. — 
Hefe . er 7937 leid . r 87% 
Traubenzuder 23 38, er Mirfte — 182,4 
Heringe . 2. m 25,9 Butter. & 217, 
Sardelen . . u 213, Schmalz . r 84,% 
Sardinen. 203,10 Käſe u 120,% 
Anfhovis. 682,Eier . Mille 41," 
Caviar . „| 186,]Eigelb 100kg.| 9" 
geräucherte Fische „ 1. 80,Dlud . ‚AL 15,# 
Auftern Mille | | 101 —2B und Ser 
getrodhtete Fijche 100kg.| 3922 falz . . 100 kg. 2,” 
friſche Fiſche. 93,7 Fleiſch Ertralt . „ 1,422, 
Wild und Ge- Conſerves und 
flügel — 133,14 Preſerves. — 118* 
Schlachtvieh . . Stüd — Jandere Vikualien, | 131,” 


Rohftoffe und Halbfabrikate, incl. Bau: und Brennmaterial. 


Indigo . . 
Cochenille. 
Blauholz . 
Rothholz . x 
Gelbhol . . . 
Duerzitron 2 
Ertraft, rain 
„  Rorhholz- 
»  Gelbholz- 


„ Duerzitron« 


Orſeille . . 
DOrfeille = Ertraft 
u. Perfio . 

Orlean 
Curcuma 
Dividivi . 
Gallen, 
Kropp. . - 
Sumad . . . 
Terra Eatehu . 
Japonica 
a. vegetabiliſche 
Farben, 
Ultramarin . 
Bleimeiß . . 
Bintweiß u. Zint- 
grau... 
—J—— 
itriol, blauer . 
„ grüner. 
— Salzburg. 
„weißer. 
Anilinfarben . 
Alizarinfarben . 


100 kg. 


za 3 3 y v3 2 8 


Kur zu; zz 2 3 3 2 = 3 


zz ya ye 2 


|" ‚304, Flavine 


508,4 


Firniß. . W 
land. mineralifche 
Barben. - » 
Blutegel . . Mille 
Span. liegen 


(Cantharides) 100 kg. 


188,8 Haufenblafen. . „ 


128,08 
73,6 
64,9 


202,9 
127,8 
35,3 
27,50 
145,9 
67,1% 
22,» 
59,91 
38,70 


79," 
80,18 
43,9 


49,08 


434. [Tontabohnen 
44,% IGarobbe . 


Schwämme, Waſch⸗ 
u. Bade- . . 
Saffaparille . 
Rhabarber 
züßholz . 
Brehmwurzelun . 
Galangamurzeln 
alappmwurzeln . 
binarinde . 
a. med. Wurzeln, 
Rinden, Hölzer 
Frländ. u. 8 
läud. Moos . 
Vorbeerblätter . 
a. med. Blätter 
und Blürhen . 
Wurmſaat . . 
Spießtümmel 
Sternanis . . 


ss ı 23 ss sy ı 33 


= 


= 


zu 2 3 3 23 


7,1 Drangen- u. Bi« 


27,9 


tronenjchalen. „ 


18,% la. med. Säme- 


1,653,9 


reien u. Früchte 


407,7 Lakritzen . . z 


100 kg. 


Alos 
Rampbor, rober 
0.7 raffinirt. 
21. ur Gutta Percha 
Scellad . 
648,97] Terpentin 
961,5 |Salipot 

Arabit. 


—* 
ummi 

Kopal 
„Damar 


„Elaſtik. 
u Gummiforten 






Bern. , 
260,%] Oel, Rizinus- . 
a. med. feıte Dele 


Sin, :, Drang.» 

86,0% „ Caffia- ; . 
34,9% Pfeffermünz · 
u. Kraufemänz 

124,9) „ Sternanis- 
64,9! Terpentin« , 
8U,81la. aetheriiche Oele 
171.9 Säure, Schweiel- 
1,490,5? Salpeter⸗ 

16,71 „ Salz 

Weinſtein⸗ 
54, „ Burouen- 
„Zuckero. 

79,* Klee . 


andere Säuren . 


” 


318,"Iroher Bernftein 100 kg.|1,073,® 
9 100,’ 


187," 
251,* 
269 
272," 
48," 
25, 
1u,® 
137” 
131, 
181,9 
500, 
170," 
523,9 
1,719,% 
1u9,% 
294,4 


1,724 " 
835,# 


2,842," 
1,710,® 
53,* 
1,023,# 
y 
42" 
5,» 
387," 
52u," 


| 54,# 
167,"' 


- — Lo. n ne a. .y - 
ETUI UT TRITT? —A u; „7 .. 
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Durch⸗ Durch⸗ Durch⸗ 
Artikel ſchnitt Artifel ſchnitt —AA——— ſchnitt 


MM. Me 
























Salpeter, rober Quedfilber . 100kg. 434, ®|veder . . . 100kg.| 301,% 
Side. . 100kg.| 30,4] Nidel 601,5" IFeimleder . . „ 26, 
Salpeter, rober Antimonium . „ 140,1 Wallfifchbarten u. 
Dfindiiher . „ 41,2%] Münzträge . . „ 384,8] Filhbein . . „  |1,544, 
Salpeter, raffin. „ 48,7] andere Dietalle. „ 149,7°|Elephantenzähne 
Schwefel, ober „ 11,%®] gewalzte Eiſen— u Glfenbein. „  |1,496,% 
2 raffin. | 22,1 biehe -. . . „ 22,*0 Wallroßzähne u. 
Beinſteiin 147, 0) verzinnte Eiſen— and Zähne. „ 497,9 
Erpftall- u. Ere- bie . . . „ 46,9% Berlmutter- 
mor tartari . „ 244,5] Eifendraft . . „ 255% ihalen. -. - 201,2% 
Bottle. -. . „ 36,9] Stablbleh und Schildplatt . . „ 129,347 # 
Saugenfluß und :Dradbt. . . „ 109,1 Büffelbörner . „ 118,89 
cauft. Soda . „ 27,*'I neue Zintblehe. „ 43,1 Ochien» u. Kuh— 
andere Soda u 13,32) Meffingbieh u. böomerr .. „ 67,97 
Alaun 15,271 -Drabt . . „ 169,1 Hirjch-, Reh⸗ u. 
Kali, hromfaures m 113,2°] Rupferdraht . . „ 205,5] Rennthierhörn. „ 90,°* 
blauſaures | 177,9] Steintoblen und Hornipigen . .» 96,'* 
„ Glor- und Braunfoblen. „ 1,3'IHornabfal . . „ 22,39 
ſchwefelſaures „ 130,9] Einders . . . m | 1,9. Inoden . . :  „ 11,9 
Kali, hydroj. u. Torf . . in 1,201Knochenſchwärze 
Jodine..2141,«0 Asphalt u. Gou- u Mehl. . „ 16,'? 
ditſchhornſalz — 14831,1 +; 4141 6,2Knochenſchaum 
div. med. u. and. Gementu.Tarras „ 4,0] geb. K.:Kohlee . 10, 
Edle...» u 61,78] Kalk und Gips . „ 2, ISedärme . . u 77, 
Boraxtalt 35,2®] Kalk⸗ und Gips- Guam . 2. u 12,08 
Berof. . » om 101.9 Bene :. cu 0,1 Düngelad . » u 10,*! 
Choral... . „ 16,2%] Mauerfteine . . Mille | 16,5”"Janderer Dünger „ 16,9% 
Omfen. . . „ 17,52] Dadhpfannen . „ | 44, fBferde . . . Stüd |1,023,°° 
Arjemit u 41,7) Schiefer . . 100kg. 9," Bierdehaare „. 100k8. 290,0 
Phosphor KA 543,71 liefen . . oo 4,1Borfien . . . „ 770, 
Chinin — 265,39 bifteine . . „ 17,9] Schweinshaare u, 
Abumin . = 372, Sand uud Gra- Wolle. . . „ 82,' 
Deffäß( Glycerin) n 92,9] mitfteine . . „ 1,""IRub-, Ochjen- u. 
and. Droguen u. Scleif- u. Litho⸗ Kälberhaare . „ 34," 
Ehemitalien . „ 97,*01 graphirfteine. „ 18,9 IRanin= u. Hafen» 
Kupfererz z 55,2] Marmor u. Alas 1 7» EEE 737,01 
—— Me 190,9] bafter . . . 12,1) Menfchenhaare „  |1,865,' 
” 23,0] Thon, Erde ‚Sand = 0,8 div. and. Haare „ 307,* 
Graphit . — — 21,271 Kreide . . > 3,89] Bettfedern u. * 
Kobalt- u. Nidel- Schweripatb . „ 6] neu. . » PR 191,5! 
— ee Ya 109,59] Glasfherben . „ 2,0Federpoſen J 148,** 
andere ie . „ TE . . R 1,22] Strauß- u. and. 
Roh-u. Schmelz „ 1 Häute, trodene u. Schmudfedern „  |4,351,% 
>. 6,5] gefalgene . . „ 116,%]Thran ae 45,'2 
Stangen- und Kulbfele. . . „ 212, Talg . , EA 69,9 
Schmiedeeifen „ 16,50] Schaf-, Lamm u. Leim u. Gelatine „ 96,®! 
——— "5 37," Biegenfelle 0 172, Wachs und * 178, er 
E25 131,* Hirſch⸗, Reh⸗ u. 295,08 wadhs . ö 
Mfing . . .o u 81,19 Renntbierfelle * Stearin . ap: 107, 
Gelb · Metall( Yel⸗ Nobbenfelle. . „ 120,%:Baraffin . . er 122,:9 
(lom- Me „ 197," Kanin- u. a Spermaceti = 210,77 
J Tal a 30,20) file . . z 404,9 |Theer. . J 14,8 
VE 178,42 — and. Bed * 16,* 
ee 377 Felle 5 Sr Brauerpeh . R 49,9% 


Annalen des Deutihen Reichs. 1882, 9 














130 Hamburger Wearen-Durhidnittspreife 
a | 
Durch⸗ Durch⸗ Durch⸗ 
Artikel ſchnitt Artikel ſchuitt Artikel | Tem 
AM Me | Me 
Steintohlentheer | and. Feld u. Gar- Schilf, Reth, Be- 
u. Pech 100kg. 4,5] tenjämereıen 100kg. ſenreiſer 100kg. 8, 
Petroleum und | Oelkuchen Seegras. * 6, 
Napa . . „ | 19% doB, Baur . Papier u. Papp- 
andere Gasflüj- | Stab-. mafle . . e 25,” 
figteiten „1338 Brenn- Yumpen u. altes 
Del, Balm- . ” 65,1? Mahagoni TZamelt . . „ 32,* 
„Cocus-⸗ „| 76,58 Yalaranda- Borftenhanf J 74,* 
„Oliven⸗ 103,20 Gedern- and. vegetabilische 
„ NRüb- z 57,40 Eben- . Rohſtoffe — 24,* 
„Lein— 60,0 Pod- . . Schafwolle 284,” 
„ Baummol« Buchsbaum- Shuddy-Wolle B | 154, „ei 
lenfaat- — 56,2% Nußbaunı- Seide und Sei— 
Talg- und and. Korkdolz . denabial . . „ 1,148, 
fette Oele. x 73,9 Fourniere Baummwole . . „ 122,” 
Delfat und and. Nutbölzer Flachs. z 90, 
Scmiere . — 56,°'] Borfe u. Lohe 13,9 Hanf und Jute J 58,* 
Saat, Klee . e 105,%®} Holzfohlen 12,88|Heede und Werg „ 32," 
„ Gras u. Stuhlrohr 54,28Twiſt⸗ u. Baum⸗ 
Timothee . . 44,01) rohe Stöde wollengarn z 269,” 
Saat, Happ- und 11,02 Wollen⸗ u. Halb- 
1 1 Pe 5 wollengarn A 531, 
Saat, Lein- und lebende Pflanzen „ 108,% IVeinengarn und 
Dotter- A 26,°°| Balmterne und Bwim .. „ 211,* 
Saat, Sefam- . „ | 32, Nüfle . „| 87, "sand. Rohſtoffe u. 
„ Sue . „ 18,22] aud. DOel- und Halbfabrilate 52," 
„ Baummol- | Dredslernüffe 32,53 
len« — 18,00] Biaffava . — | 43,'8 
Manufaktur: und Induſtriewaaren. 
Seiden- u. Halb: and.Lederwaaren „ 569, is Bapier- u. Papp · 
feidenwaaren. „  [2,883,5%] Ledertuh . . = 227,9] mwaaren . . „ 233% 
Bollen- u. Halb- Gummifchube 5 655,2: Schreibmateria- 
wollenwaaren 794,°%| andere Gummi- lien. . MR 276,* 
Baumwollenwaa— fabrikate 586,0gedr. Bücher und 
F 518,4 neues Taumerl. „ 77,0] Mufitalien . „ 343,” 
Segelleinen . s 218,76] Segelgarn n 156,67 |®emälde Lithogr. 

Pad- u. Sadlei- 77,83] Matten R 890] Kupfefid . „ 11,243,” 
1 Pe Strohgefledhte J 683,0 Glasperlen . . „ 345, 
andere Leinen Mi 447,6] Korbmacherarbeit ,, 136,'Tafelgla8 . . „ 36, 
Wachstuch J 227,9] Korte . . Mille 6,8515piegel . . . „ 163,” 

artuh . z 752,88] Holznägel und Demiiohns . . „ 20, 

lite und Hut- Holzpflöde 100kg.| 27,0land. Glaswaaren „ 67,” 

material „1,282,08) Mobilten . Rt 140,8] Borzclan . . „ 168," 
neue Kleidungs- feine Holzwaaren „ 108,'"®ıhonerne Röhren 

2. 856,9] grob.Holzwaaren „ 30,%] u. Netorten . „ 4,9 
div. Manufaltur- Steinzeugu. and. 

u. Modem. . 764,8] Bapier “ 67,9] Thonwaaren. „ 40," 
Ehirme und Pappe . . “ 24,'"]Marmor- u. and, 

Schirmfournis Dachpappe u. As: | Steinwaaren. „ 95, 

turen . . “ 341,  phaltfilz " 16,3] Schiefertafel und 
led. dandſchuhe „  |4,016,%°] Tapeten ® 119,9] Schuſſer . „ 40," 
led. Fußzeug — 646,“0) Spielkarten. 256,*Eiſenbahnſchienen 14,5 
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’ Durd: Durd- 
Artılel Schnitt Ara Ete] ſchnitt 


Se 








246, &MNaturalien Alters 


eiferne Röhren 10062. 25,%] Pianoforte . 100kg. 

















and. grobe Eijen- | and. Muſik⸗In⸗ thum, Curio- 
maaren * 29,9] ftrumente . „ 308,01 ftät . . 100kg.| 327,0 
eijerne Nägel. „ | 34,9 Tafchenubren . „ .23,285,%]Spielwmaaren . „ 150,'! 
Ren... „ 516,8] Uhren u.lihrfour- | Nnöpe . 2: 2 662,83 
Schreibftablfedern „ 1,046,"°| nituren . » „ 330, e ldiv. Kurzwaaren, 438, 
and. feine Eijen- Telegraphen-Ap- DBMIE ». =. = 5 51,9 
n.Stablwaaren „ 147,9] parate . . „ | 207,421 Stearin- u. Bas 
Preriofen,Gold-u. | mathem. u. and. | raffinlidte . „ 114,'? 
Eilberwaaren „ 58, 185,*80) Inſtrumente „| 5937 Mland. Yihte - . „ 232,9 
Bleiwaaren . „ | 45,4] Wagen u. Wagen⸗ | Parfümerien . „ 255,9 
Binfwaoren > 1 1750| tele „| 66, leere Säde . . , 78,6% 
Zinnwaaren . „ 219,91 Waflen . - . 233,9 leere Gebinde,Ki- 
Kupfer, Meiling- Zündhüthen . „ 518,86] ten, Körbe :c. „ 15,3% 
n.a.Metallm. „ | 266,7] Zündhölzer und Bafjagier- u.Um- 
Naſchinen u. Ma⸗ | Zündrequifiten „ | 83,70] ziehegut . . „ 232,’ 
Ihinentheile. „ 98,97] Schießpulver 171,® 
Alpbabetifche Ueberficht. 
Durd- Durch— Durd- 
ſchnitt ſchnitt ſchnitt 
—ee—— pro riıket pro aArtitel pro 
100 kg. 100 kg. 100 kg. 
M Ab. Ma 
Wr . . : | nmel 5; 5. | 87 6666 
111090 Bleiweinßg 43,0 jCardamom... . 11, 583,* 
une ... 48,48 |Bohnen, Pferde⸗ und Garden . -» - 2» | 158,0 
wu ..% 45,37 Zauben- . | 17, MGCarobbe . . . - . 16,27 
Auimonium. . . „| 140, — weiße . . 26, Caffta flores. - . . | 105,2 
: BOTEBDAE: : = 4% 101,595 „ Hana . . . 75,8% 
Anowerroot -. . . . FOR » 5% 5 | 70; 0 Gaftanien. . . ; 29,70 
u, ... 41,4" Branntwein, Korn u. Eement nnd Tarras ; 4,# 
Kartoffel 47, Cichorien und Kaffee 
Balfam Beewae . «| 523,9 Brauerpehb . . . . 49,9] Surrogate. . . - 31,'8 
Beru i 1,719. % Buchweizen . - . . 18,9 Zigarren im Ganzen . |1,523,08 
Saummolle a inter. » : | 221% „ Havana . . |4,075,% 
Saummollenwaaren . | 485, s Eitronen- u. Orangen- 
Bettfedern und Dunen | 191, ꝓi ſCacao. . . | 1812] Schalen . . . - 54, 
} 17, ‚2 Kaffee im Ganzen . j 143," Cochenille. . . 598,3° 
Blätter, Lorbeer . . 34,50 „ Java. . . . + 170, Cognac und Franz. 
Senne . „| 1049| „ Brafll. . -. „| 134,9] Branniwein . . . | 185,9 
Bleche, gewalgte Eifen- 2251 „ Domingo. . „| 185,MCoriander . . . . 41,5? 
„  berzinnte 46,91 „ Laguayra. . . | 136,HCorinthben . . . . 45,08 
Meifing » und „ MBortorio. . „| 182,Crpftall-e und Cremor | 
Meifingbraht . | 169, ISamphor, roher . . | 187,12] tartari . 19244, 
VS... 43,98 — raffinirter . | 251, IGubeben . - . - -» | 170,? 


9* 



















132 Hamburger Waaren ⸗Durchſchnittspreiſe 
Durch⸗ Durd- = Durd- 
Schnitt ſchnitt ſchnitt 
pro i pro Artikel pro 
Artikel 100 kg. Artitel 100 kg. rtile 100kg 


A 
































Eurcuma . 35,2 Gummi, Damar . Ki ä 
je Elaftitum. 500,118 upfer 131,8 
Draht, Eifen- 25,59 „ Senegal . 127% 
„ Stahl: . 169, 57 ISummijchube . |) 685,®'/Lac dye. 232,8 
Butta-Berha . . . | 289, Myache, geräuderter. 558,® 
Eifendunen — Lackmus. 34* 
Eiſen, Roh- u. Schmeiz- 6,* 34, batritzen 169,8 
„» Stangen-, Band- 301,# 
und Blatten f 16,55 ; 2, ‚ keim . i 26% 
„ Stangen, Band- äute, —— u. Leiin und Gelatine 96," 
Englijches 16,9 Kips⸗ Leinen. » . . 187," 
„ Stangen-, Band- „  trodene Rind- 116 volfichte, Stearin- . 114," 
Schwedifhes. . 21,90] „  gejalgene „ ) „ Tal » 79," 
Eiſenbahnſchienen 14,21), Roß — Wacqhs-· — 
Eiſenwaaren, grobe 28,“Hafer . . leinfen . 39,8 
— — 1,496,% : Lumpen 32,” 
HH Er 20, * 
26,9 k ' IM 
—* Blauholz⸗ 84,4% BR und Badniife. 45," ne ie ne 
* Gelbholz- 128,08 IHaufenblaje . i 961,59 Mal 90,58 
z Rothholz- 138,2 Ipeede und Werg 32,9 een. Mr " 163 5 
„ Duercitron-. 73,* [Heringe ; DD Ing 
Holz, Blau⸗ 14,60 Marmor 12." 
Federpoſen 148,** Gelb⸗ . . 11,1 Mehl Kartoffel» 390 
—* mn; 52 „ Rohe... . 19,9 —— 95 
‚ Sirld, ‚Reh u. „ She. . 2,0 "7 nal 310 
ennthier . 295,00), Quaſſia-. 12, m enniae 3 340 
” Kalb-. . 212,49 ” Cedern . . . 2 M fin ; —— —3 
„Schaf · u.Biegens 1720| „ Eben. . 0 | m «0. ; 
uchel 80,oJ, Sacaranda- . a2 
*8 getrodnete » 39,2] „ Korl: ERBE 67,»|Rägel, eiferne 40,2 
90, | „ Mahagoni» . 20,ssjRelfen . 278, 
Ich, gell u ger F Pock⸗ —— 17,1 Nudeln und Maftaroni 61, 
äud. Ochſen. | g7,»5 [Ponig . 64,9 
” gejalz und g * Hopfen . . 234, Dder . 16, 
räud). — Hörner, Buffel⸗ 1218) e⸗ Del, Anis. ; 2,079,# 
„Hirſch-⸗, Reh- 90,58 „ Bergam.«, Bitro- 
Galipot 25,9 u. Rennthier« nen-, Orangen- . |1,724,' 
Gallen . | 145,% z Rind: . . 67,7) „ Kajfia-. 835,* 
Garn, Baummwollen« . 269,5° „ elften, $ 1,251, 
„» feinen» umd | 211,% Indigo . . 1,304,7] „ Breffermüng- und 
-Zwim . . | 581,9 I$ngber, rober . 65,2" Kraufemünz«. 2,842, 
»„ Bollen- und candirter 156,9) „ Sternanis- 1,710,® 
Halbwollen . 97,1 „ Terpentin« 53,9 
Gelbmetall (Hellow— „ Rizinus- . 109,” 
Metall) Bee „ Dliven- 103,? 
Genever . r Baummollenfaat- 56, 
Gerfte. 21,10 al „Kolus-. 76,*⸗ 
Glätte. 42,% „ Hanf. 67,% 
Graphit . 21,9 „  Yein- 60, 
Graupen . 32,9 „ Palm: . 65,” 
Guano 12,0 I Rüb⸗ 57 4 
Gummi Arabicum. 137," — 243,17 Deltuchen 15,9 
» Benzoe 367, Krapp und Sarancine | 67,7 Orlean 127,09 
„  Kopal. 131.27 |ftreide . . . 3,89] Orfeille 64,9: 
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Durd- Durch⸗ Durd- 
ſchnitt ſchnitt ſchnitt 
Artikel pro Artikel Ppro Artikel pro 
100 kg. 100 kg. 100 kg. 
AM Mi 
J 
vech Schelad . 272,’ Zaumerf, neues 77, 
Berimutterichalen . Scießpulver ; 171,0] Terpentin 48,9" 
Leaf . . ; Sciffe- und anderes Terra Gatechu 59,9 
Betroleum Brot . . 29,” „ SJaponica | 38," 
Pfeffer re Schildpatt 231720 Thee ee ee 
Plaumen, getrodnete | Schmalte — Theer..... | 14,9% 
und Zwetichgen . Schmalz. 84,00 Thran . . ... 45,8 
Photogene und andere Schmwämme.. . 857,97 
Gasflüffigkeiten . Schwefel, rober 11,9] Vanille . . [3,581,'9 
Piment . 2 2 raffinirter . 22,20 
Pommeranzen, ttodene Schwefelblumen s 22,2] Wachholderbeeren . 17,8 
Pottafche . i Schweripath : 6, Wachs ...1 187,% 
Seegras —8 Balkläkartenn. diſo 
Duedfilber . Segelgarn E 156,4) bein . . 1,544,59 
Duegzitron . Seide, rohe und ger | Bein im Ganzen 93, 
jwirnte . . 13,360,#] , erfi.Chamvagner | 88,2 
Reis im Ganzen . Seiden- u. Halbfeiden- | „ Champagner 389,12 
„ Carolina . mwaaren . 2,383,52] „ anderer von 
„ Java . Seife .| 51,8% Frautreich 92,9 
Rhabarber . Soda, talzinirte ' 15,”| „ von Spanien 64,9 
Koggen „ Apftallifite . | 8,” von Portugal 167,7 
um: Spangriin En ı 1898,97 Weinftein ; — 
Spaniſche Fliegen 648,97 Y 'o 
Kumtelrüben j 5 | il Biden . :, . 17, 
permaceti . | 210, Wolle, Siaf. R 
_ Sprit, Franz. und | nu Ha un 284, 1 
Saat Sanarien- . Spanifcher | 88 66 Lamm⸗ —* 
„ Nee. „ Korn u. Kar ’ Schweine. . ge 
„ fein. toffel- —J 470 Shubbye . | 154, 
= Rapp- u. Rüb- Stahl g7 7 Wollen- und Halb- Pe 
„ Su . Stearin . | 107,0] „ mollenwaaren . . | 794, 
Sfr . . . Steine, Zement . . | 4,8 Wurzeln, Balbrian- . —— 
Safran . . - Halt: . I ge „  Brede . . 1,155, 
Zago . JMauer— d⸗ Gentian- * a 
Salmiat . . J Mühl- . 17,5: „Jalapp⸗ 0, 
Salpeter, roher Oft · Steinkohlen u. Cinders | 1,9 „  Eidorien . | 15, 
indiſcher XF Sternanis 171,7] Zink, rohes . 39,® 
. „ Süd. Stublrohr R 54,7] Zinkweis und Zintgrau 49,08 
ee.» 2.00. Suffade und DOrangeat 156,97] Ziun 178,4 
— „‚raffimirter . Sumat . . 2, Yinnober 434,92 
Salz, girihborn- Sprup und Melafle . 17] Zuder,roperimGangen | 51, 
„ Kod- u, See 2 s „ Brafil 41,9 
Sardellen ; Tabad, im Ganzen . | 186,% „  „ Havanna 44," 
Saflaparille.. i „ Kuba. . | 373,% o. z on . 42,80 
Säure, Zitronen- . »„ Domingo 103, „ Kryſtall Sand: | 54,” 
"„ Salpeter- . „Portoriko 97 43 „ Bajtern n. Farin 50,% 
.„ Sal». . Tapadftengel u. Se 13,  „ Kandis . 71,0 
„ Schmefel- . Talg 69,89 „ NWaffinaden, Mes 
„ Beinftein-. — 3, ie lis, Lumpen 60,89 


m -——znm — * 








Neunte Denkichrift 


die Ausführung der Münzgeſetzgebung.) 


— — ae 


Goldausprägung. Den Münzſtätten ſind bis Ende 1880 zur Ausprägung 
von Reichsgoldmünzen: 
946,513,6°95 Pfund Feingold auf Reichsrechnung, 
309,724, , R „Privatrechnung, 
zuſammen 1,256,238,3%%* Pfund Feingold 
zugegangen, welche ſich auf die Zeit vor 1880 bezw. dad Jahr 1880, ſowie 
auf die verjchiedenen Goldforten, vertheilen. (Tabelle fiehe nebenftehend.) 

Bon den 1,256,238,99%+ Pfund Feingold hatten die Münzitätten bis Ende 
1880 zur Ausprägung von Neihögoldmünzen 1,252,501,1% Pfund fein, wo— 
runter 306,333,05% Pfund fein zur Prägung für Privatrehnung, verwendet, 
und hieraus — 1,3895 M für ein Pfund fein — die folgenden Beträge in 
Reichsgoldmünzen hergeitellt, nämlich: 

bis Ende 1879 im Jahre 1880 Zuſammen 
M M 


Ab. . * 
in Doppelfronen . . . .  1,268,111,720 2,398,200 1,270,509,920 
in Sronen . >» 2 22. 423,165,210 25,594,040 448,759,250 
in halben Kronen . . . . 27,969,925 — 27,969,925 


find 1,719,246,855 27,992,240 1,747,239,095 
darunter auf Privatrehnung 399,498,450 27,836,140 427 ,334,590 
Von den im Jahre 1880 hergeitellten Kronen entfallen 25,437,940 AM. auf 
denjenigen Betrag von 50 Millionen Mark, welcher zufolge Bundesrathöbeichlufies 
vom 3. Mai 1879 (vergl. die 8. Denkichrift „Annalen” 1880 ©. 510), bei den 
für Rechnung der Reichsbank ftattfindenden Goldausprägungen, unter Uebernahme 
der gegen die Prägung von Doppelkronen dadurch erwachſenden Mehrfoften auf die 
Reichskaſſe, vorweg ausgemünzt werden follte. Nach Hinzurechnung der auf Grund 
des angezogenen Beſchluſſes bereit3 im Jahre 1879 hergeitellten 17,857,840 M 
ftellt jich die ausgeprägte Summe auf 43,295,780 MA, jo daß auf die vorgedachten 
50 Millionen Mark Ende 1880 noch 6,704,220 M. auszumünzen waren. 
Als nicht mehr umlaufsfähig find an Neihsgoldmünzen eingezogen worden: 
bi8 Ende 1879 im Jahre 1880 Zuſammen 
M Mb, 


Mb. . 
in Doppelfronen . . . . 240,620 86,400 327,020 
in Kronen . 2 2 202. 189,690 64,230 253,920 
in halben Kronen . . . 1,985 1,790 3,775 


zuſammen 432,295 152,420 584,715 


ı) Bal. die früheren Denkichriften „Annalen“ 1872 ©. 858, 1874 ©. 618 und 875, 
1876 ©. 180, 1877 ©. 353, 1879 S. 905 und 923, 1880 ©. 508, 
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Hiervon find: 
bi8 Ende 1879 im Jahre 1880 Zufammen 
Me. N. Ab. 


in Doppelfrouen . . . 165,680 85,720 251,400 
in ronen . . 2... 129,100 67,950 197,050 
in halben Kronen . . . 780 1,310 2,090 

zuſammen 295,560 154,980 450,540 


der Münzftätte in Berlin, und zwar: 


295,560 M zur Umprägung in Doppeltronen und 
154,989 „ u e „ Kronen 
überwiejen worden. 


| Die nad) Obigem den Münzftätten bis Ende 1880 für Reichsrechnung über⸗ 
wieſenen 946,513,6% Pfund na — (a, 395 M. für ein Pfund fein) 
einen Münzertrag von . . ‚ .  .. 1,320,386,611,'1 M 
wogegen ihr Anihaffungswerth — . . 13192, 155, 7760,20 
betragen hat. Es iſt ſonach bei der Goidausprägung 
für Reichſsrechnung bis Ende 1880 ein Brutto-Münz— 


gewinn von . Da er mr 8,230,834,2° M 
entitanden (vergl. Anlage J 


Der nad) der Beſtimmung in Nr. II des Bundesrathsbeſchluſſes vom 
29. Mai 1875 (vergl. die 4. Münzdenkſchrift „Annalen“ 1876 ©. 180) bei 
den PBrägungen für Privatrehnung in die Neichsfafle fließende Antheil an ben 
Prägegebühren von 0,25 M. für das Pfund Feingold betrug: 


bi8 Ende März 1879. . 2 2 66884469,*27 M 
im Gtatsjahre 1879/1880 . . u 89 5 
in ber Zeit vom 1. April bis Ende 1880 — „ 
fonad) zufammen bis Ende 1880. .. . * 76,478,07 Ma 


Anfauf von Gold durd die Neihsbant. In den nach deu Mittheilungen 
der früheren Denkſchriften hinfichtlich des Umtaufches von Gold gegen Noten der 
Reichsbank nah) Maßgabe der Vorjchrift des $ 14 des Bankgeſetzes vom 14. 
März 1875 bei der Reichsbank beitehenden Einrichtungen ift nur infofern eine 
Uenderung eingetreten, als türfilche Lire zum Feingehalt von O,95 Taufendtheilen 
und verſuchsweiſe auch wieber öfterreichiiche Dufaten zum Feingehalt von 0,984 ?/, 
Taufendtheilen, beide zum Preiſe von 1,392 M. für dad Pfund Fyeingold, an: 
gekauft werden. 

Für Rechnung des Reichs ift während des Jahres 1880 Gold nicht an: 
gefauft worden. 

Die Reichsbank hat bisher Gold erworben: 

in Münzen: 
von Privaten vom Reich 
für für 
bi8 Ende 1879  83,252,795,4° M.  12,100,396,'* Ma 
im Jahre 1880 38,250,606,07 „ — 
im Ganzen 121,503,402,1° M.  12,100,396,!4 Me. 
133,603,798,27 M. 
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in Barren: 
von Privaten vom Neid) Zufammen 


für für r 
bis Ende 1879 11,719,474,2 M. 303, 409,547,8 M. 410,482,213,05 M 
im Jahre 1880 7,958,221, „ — 46,208,828,4 „ 
im Ganzen 19,677,696,'? M. 303,409,547,9° M. 456,691,041,19 M. 


323,087,243,52 M. 
(Bergl. die als Anlage II beigefügte Weberficht der wöchentlichen Goldanfäufe 
der Reichsbank für das Jahr 1880.) 


Reichsſcheidemünzen. Die durch den Bundesrathsbeſchluß vom 23. Oftober1879 
(vergl. die 8. Münzdenfichrift Seite 6) angeordnete Umprägung von 5 Millionen 
Mart Zwanzigpfennigitüde je zur Hälfte in Ein- und Zweimarkſtücke ift im 
Jahre 1880 beendigt worden. 


Als nicht mehr umlaufsfähig find eingezogen worden: 
bi8 Ende im Jahre 


1879 1880 Zuſammen 

in Fünfmarkftüden . . 2,075, 445,90 2,520,% 
„ BZweimarkftüden . . 2,430,00 456,00 2,886, 
„ Einmartftüden. . . 1,315, 404,0 1,719, 
„ Yünfzigpfennigftüden 662,50 243,0 519,4 
„ Zmwanzigpfennigjtüden 412,0 107,40 519, 
zufammen 6,894,9°  1,655,* 8,549, 


Hiervon waren bi Ende 1880 der Münzftätte in Berlin zur Umprägung 
in Einmarkſtücke überwieſen: 


in Fünfmarkſtücken1,980,00 4 
„ Zweimarkftüden . . 2,368,00, 
„ Ginmartftüden . . 1,289,0 „ 


„ Fünfzigpfennigftüden 643,9 „ 
„ Zwanzigpfennigitüden 407,40 „ 
zufammen 6,687, M. 
In Folge dieſer Menderungen vertheilte fi) der dem Verkehr übergebene 
un von Reichsſilbermünzen Ende 1880 auf die einzelnen Sorten in der 
ie, daß 


in Fünfmarkftüden . . . 71,650,575,00 Mb. 
„ BZmeimarfitüden . . . 101,024,056,00 „ 
„ Einmarfitüden. . . . 152,209,716,% „ 
„ Fünfzigpfennigftüden 71,485,646,° „ 
„ BZmwanzigpfennigftüden .  30,717,403, „ 


zufammen 427,087,396,”0 M. 
im Umlauf waren. 

Zur Ausprägung der NReichöfilbermünzen find den Münzjtätten an Landes— 
filbermüngen und Barren aus affinirten Landesſilbermünzen überhaupt 4,271,086,5* 
Pfund Feinfilber — worden, welche einen Münzertrage (100 AM. für das 

Bfund fein) von . nenn... 427,108,654,9 M. 
entiprehen, wogegen ber Anihaffungswerth berjelben 385,489,78423 „ 
betragen hat. Es iſt ſonach bei der ——— ein 


Brutto⸗Münzgewinn von. .» . . . 2. 41,618,870,2? M. 


— — — — — 
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fähigen Reichsfilbermünzen und der 


Mart Zwanzigpfennigitüde von zuſammen. 


ermäßigt (vergl. Anl. IIL). 
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welcher fi) nad) Abzug des Verluſtes bei der 
Umprägung der wieder eingezogenen, 


nicht mehr umlaufs- 
gedahten 5 Millionen 


auf 


19,817,” 
41,599,052,° M. 


Me 


Bon den ausgeprägten Nidel- und Kupfermünzen im Betrage von 


23,502,530,70 
11,657,813,75 


6,213,207 ‚+ 
3,382,722,89 
9,595,930,?7 
in Summa von 44,756,274,7? M 
nicht mehr umlaufsfähig eingezogen 


in Zehnpfennigftüden 
Fünfpfennigſtücken 


in Zweipfennigſtücken 
„Einpfennigſtücken. 


zuſammen 260,16 Mb. 


Ne. in Zehnpfennigftüden 
„ » Yünfpfennigftüden 


35,160,344,* 


A. in Nidelmünzen 
M in Zweipfennigitücden 
„ „ Einpfennigitüden 
M in Kupfermünzen 


(vergl. die 8. Denkſchrift S. 7) find als 


worden: 
bi Ende im Jahre 
1879 1880 Zuſammen 
M M M 
114,80 53,0 167,89 
55,05 24,, 7 9,45 
100, 77,9 247, 
4,% 3,30 7, 
3,“ 2,08 5,* 
7, 5,19 12,9 


Einziehung von Landesſilbermünzen und Silberverwerthung. Eine Ein— 


ziehung von Landesſilbermünzen, 


Silberbarren hat im Jahre 1880 nicht ftattgefunden. 
Der Beitand an Silberbarren hat ſich im Jahre 1880 durch nachträgliche Berech— 
nung von 206,’ Pfund fein und durch Weberweilung von 20 Pfund fein an 
deutihe Münzitätten gegen Wertheritattung auf 339,126,0°% Pfund fein verringert. 
Finanzielle Ergebniffe der Münzreform. Die finanziellen Ergebniffe ver 
Münzreform berechnen fi) bis Ende März 1880 wie folgt: 


Es beträgt die 


ſowie eine Heritellung und Verwerthung von 













Einnahme 





Nummer 


a) der Reichsgoldmünzen. 
b) der Reichsfilbermüngen 
ec) der Reichsnickelmünzen 





Brutto-Münzgeminn bei der Prägung 


bis Ende 
März 1879 


im Etatsjahr 
1879/80 










Se 


9,806,115,39 
41,618,870,2 


22,362,572,°° 


Zufammen 


se 








9,806,115,# 


41,618,870,# 
22,362,572,5° 



















d) der Reichsſskupfermünzen . . 5,433,219,%° 5,433,219,® 

2.| Bergütung für das aus Älteren Fandesfilber- 
münzen ausgejchiedene Gold und Kupfer | 2,014,154,*! 2,020,677,° 

3.| Reichsantheil an den Prägegebühren für das 
auf Privatrehnung gelieferte ———— 68,469 87 72,861,' 
4.| Sonftige Einnahmen . 412,312,10 413,818, 
Zumme * — 81,715,713,% 12,421,5: | 81,728,134," 
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5 bis Ende Bufam 
3 Ausgaben März 1879 — 
B 
= 
[23 Ma M 
1.] Prägegebühren für 
a) Reihsgoldmünzen . 4,389,116,*? 4,434,893, 
b) Reichsfilbermüngzen . 7,851,437,'® 7,914,449,9 
c) Reihenidelmüngen . . 1,226,044,7? 1,226,044,78 
d) Reichskupfermünzen. 1,503,389,% 1,508,889,% 


2.1 Berluft bei der Umprägung der eingezo- 


genen 

a) Landesgoldbmünzen . . u — 1,574,540,*! 

b) Reihsgoldmüngen . . .» » . . 399, : 740,9 

c) Reihsfilbermüngen . . 19,817,% 
3,| Ausmünzungswerth der in Referve gelegten 

a) Nidelminzplättchen . 1,327,735,% 1,327,735, 

b) Kupfermüngplätthen . . 2,479,578,10 2,479,578,” 
4.| Schmelz- und Probirgebühren fowie &e- 

bühren für die Affinirung von — 

münzen . ’ 736,680,* 13,213,98 749,894, 


Berluf beim Bertauf von Silber . 
Berlufte beim Berfauf von Kupfer. 
Zinfen des Münzbetriebsfonds . 
Sonftige Ausgaben 


Summe der Ausgabe 


94,545,505,® | 2,025,242,0 |1)96,570,748,0' 
677,364,%° | 2,065,789,°° | 2,743,153,50 
3,777,546,9° | 465,641,0°| 4,243,187,09 
945,211,0 64,189, | 1,009,400,@ 
121,034,562,°'| 4,763,012,° | 125,797,574,° 


am 





81,728,134,"% 


Nah Abzug der Einnahme von 
44,069,439,69 


verbleibt zu Laften der Reichskaſſe eine Mehransgabe ı von 
welche aus der Reichsanleihe und zwar mit . . . - 
im Gtatsjahre 1878/79 auf Grund des Gejeges vom 
29. April 1878 (R.G. Bl. 87) und mit . . . 19,069,489,6 „ 
im Etatsjahre 1879/80 auf Grund des Geſetzes vom 
30. März 1879 (R.G.Bl. S. 121) gedeckt worden find 

ſind wie oben. 

Bon der durch das letztgedachte Geſetz für das Münzweſen aus der 
Anleihe bewilligten Summe von 25,000,000 M find nad der Erläuterung 
zu Kapitel 20 Tit. 15 auf Seite 325 der Haushalts-Ueberficht für 1879/80 
1,846,780,°° A in Abgang und 4,083,779,% M in Heft geftellt worden. 


25,000,000,0 M 


44,069,439,% 


Eine ſpezielle Rachweiſung der im Nechnungsjahr 1879/80 erwachjenen 
—— und Ausgaben bei Durchführung der Münzreform iſt als Anlage IV. 
igefügt. 


Einſchließlich eines Verluſtes von 70,262,27 AM bei Verwerthung fremder Münzen. 
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Anlagei. 


Ueberficht über das den deutjchen Münzitätten von Reichswegen bis Ende 

März 1880 zur Ausprägung von Reichdgoldmünzen überwiejene Präge: 

gold, den Befund in Pfund fein, den Ausmünzungsertrag und den 

Anſchaffungswerth desjelben, jomwie über den dabei entjtandenen Gewinn 
und Berluit. 





— und einem ein mit einem Brutto-Münz- 
R = einem | Münzertrage — einem ö 
f ebalt von 1395 M ufhaffungs- ewinn Verluſt 
ẽ Es find überwiefen von für ein Pfund werth von von 
& fein von 
Pfund fein Sb Me Mi M 


la| in Landesgoldmünzen, 
Barren und Sorten 
bis Ende März 1879 
(vergl. die 7. Dent- 
Ihrift Anlage I Nr. 
la und b) . . . [946,191,2°2e| 1,319,936,811,%1] 1,311,705,236,9°] 9,806,115,%2]1,574,540,% 

bj im Etatsjahre 1879/80 
nichts. 


Summe 1 für fi 


2a] in nicht mehr umlaufs- 
fähigen Reichsgold- 
münzen bis Ende 
März 1879 (vgl. 
wie oben Nr. 2) 


295,560 Mi 211,56 295,160,52 = 399,4 
im 
bj Etatsjahre 
1879/80 154,980 „ 110,821 154,638,99 de — 341,* 





450,540 Mk 
Summe 2 322,487 449,799,%9 450,540,° 740,# 
Dazu: r 1 1946,191,2%®| 1,319,936,811,9:] 1,311,705,236 6 9,806, 6,115,# 1,574,5403 N 
Ueberhaupt . . |946,513,°%T 1,320,386,611,'1] 1,312,155,776,°2] 9,806,115,#9] 1,575,281. 
—— 
8,230,834,29 
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Anlage 2. 
Heberficht über die Goldanfäufe der Reichsbank. 
In der Zeit Münzen Barren — 
vom bon Privaten von Privaten | vom Reich 
Ma A I A. 
1880 

1.— 7. Zanuar | 1,062,295,10 157,988, — 1,220,2883,*0 
——— 668184,20 250,327,” — 913,512,8 
16.233. , 464,335,% 170,989,88 — 635,325,92 
4-31. „ 1,248,411,% 222,450,'° er 1,470,861,47 
1.— 7. Februar 145,046,9% 756,585,98 — 901,632,9! 
1. „ 61,666,% 76,586,9 — 138,253,#' 
16.—23,. „ 30,762,80 * an 30,762, 
4-29. „ 5,151,55 — BE 5,151,55 
1.— 7. März 16,692, 10 — — 16,692, i0 
— 5.73200 — — 5.782 

16-8. , _ — — _ 
N... „ 6,991,'"7 27,819,9 — 34,811,07 
1.— 7. April 1,725,687,92 ni —* 1,725,687,98 
8-15. „ — em 28,237,8 
16.—23. „ 9,315, = - 9,315,6 
24.—-30. „ 70,497 ,* — — 70,497,* 
1.— 7. Mai 33,038 50 — — 33,038,50 
8-15. „ 55,412,9 54,407, — 109,820,51 
16.—23, „ 52,805, '8 59,147, — 111,952,99 
Ka. ; 594,708, 16 = — 304, 708,10 
1.— 7. Juni 151,631 8 — — 151,631,81 
8-15, „ 6,687,5 — — 6,687, 
16.—23, „ 1,666, — — 1,666,* 
24-30, „ 2,970,02 — — 2,970, o⸗ 
1.— 7. Juli 4,699,9 _ — 4,699, ⸗ 
8-16. „ 21,911,% _ — 21,911,% 
16.—23. , 8,534,® — = 8,594,9 
4.-31. „ 9,291, BR — o 291 
1.— 7. Auguſt 1,898, — — 1,898 8° 
.-i5 , 2,265,75 — — 2,265,75 
16.—23. „ 945,85 — Er 945, 
4-31. „ 7,102, — _ 7,102,% 
1.— 7. Septbr. 3,078 40 — — 8,078,“ 
J——— 830,9 = = 830,58 
16.—23, „ 4,874,368,02 2,270,469,8 _ 7,144,837,0 
4.30. „ 4,643,556, 10 2,739,777,91 _ 3,237,079,25 
1.— 7. Dttober | 2,686,119, 550,960,10 — 2,555,844,% 
8.5, 5 2,529,841,08 26,008,2° — 5,226,441,9 
16.— 23. 5,202,543,8' 23,897,58 — 3,150,129,0% 
24.—31. pa 3,120,948,% 29,180, — 2,553,439,92 
£atus . . | 29,560,563,07 2,542,947,68 — 39,530,896,1 
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: Barren 
In der Zeit Bufamımen 





vom Reid 
A 






von Privaten 
A 


vom von Privaten 
AM Mb 


29,560,863,07 | 






Se 





















Transport . 2,542,947,0 39,530,896 ° 











| 
1880 
1.— 7. Novbr. | 2,409,163,9" = 144,275,% 2,553,439,3 
— — 1,142,940,55 a _ u 1.142.940 55 
16.23. , 1.247.322 50 — 52,853,7+ — 1,299,676,.% 
24.30. _ 434,125, — 2,7100 — 460.842," 
1.— 7. Dezbr. 108,527 4 — 220,657,18 | > 329,185,% 
— _ 449,247,10 — ⸗ — 449 247,” 
16.3. 5 2,366 952,28 2 41,990 — 2,408,881/%% 
24.—31. 531.463, = Be — 587.158. 








zufammen für 
1880 . . | 38,250,606,7 — 7,958, 221,*0 — 

Vorher vom 1. 

Januar 1876 

ab (vgl. die 8. 

Dentſchrift) . |83,252,795,*° | 12,100,396,'* 


Summe bis 31. 
Dezbr. 1880 


46,208,828,4 


11,719,474,72 |308,409 547,22] 410,482,213,® 





121,503,402,'2| 12,100,896, "+ | 19,677,696, 1 |303,409,547 ,#21456,691,041,'° 


— — 
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Anlage 4. 


Ueberfiht über die finanziellen Ergebnifje der Münzreform für die 
Nechnungsperiode vom 1. April 1879 bis Ende März 1880. 


I. Einnahme. 


Es beträgt: 
der Antheil des Reichs an den Prägegebühren für das den Münzitätten 


1. 


2. 


auf Privatrehnung gelieferte Prägegold . ; 

die Vergütung für das bei der Affinirung von Landes 
ſilbermünzen zur ie gefommene Gold und 
Kupfer . 


. der Ueberjchuß < gegen ben Selbftkoftenpreis bei dem vom 


Reich in London aus dem dortigen Reichsguthaben an— 
geihafften und demnächſt an die Reichsbank abgegebenen 
Barrengolde 


. der Gewinn, welcher | ſich bei Vergleichung der Ratural⸗ 


Einnahmen an eingezogenen Landesſilbermünzen mit den 
für die letzteren von der Reichshauptkaſſe im Silberein— 
ziehungskonto gebuchten Ausgaben ergeben hat . 


. der Erlös aus dem Verkauf entbehrlich gewordenen 


Verpadungdmaterials . 


I. Angabe, 


Diefelbe fett fih zufammen aus: 
1. a) der Mehrvergütung an Prägekoften für Ausmünzung der Kronen und 
zwar zu 3,25 M für das in ſolche Stüde audgemünzte Pfund Fein— 


gold mit. . . . . 45,472,’ M. 
b) der normalen Prägegebühr für die 
umgeprägten 154,980 M. Reichs- 


4,39 1,81M 


6,523,° . 


284”; 


749,9 , 


473,” , 


Summe der Einnahme . . . 12,421, — 


goldmünzen = 110,99: Pfund 
Feingold & 2,5 M mit. ». . . 804,8 _ 
find 45,776, 4 
2. den Prägefoften für die Silbermünzen mit . j 63,012,% 
zufammen . . . 108,789,9° 


3. dem Verluſt, welcher fich bei der IImprägung der wieder 


eingezogenen Reichsgold- und Silbermünzen gegen deren 
Nennwert von 154,980 M. bezw. 5,004,859,99 Mb. 
außer den unter 1 und 2 berüdfichtigten Prägekoften 
ergeben hat (vergl. 1 und — mit 341,9? und 
19,805,2° M. . .= 


—— 


20,146,62 
20,146,5? M. 





4. 


10. 


über die Ausführung der Münzgejeßgebung 1880. 


Transport . . 
den Koften für den Transport des Münzmetalls und 
der Münzen, ſoweit berjelbe nicht, wie es die Regel ift, 
durch die Poſt portofrei erfolgt, ferner an Verpackungs— 
foften, Portoauslagen und jonftigen Verwaltungs— 
foften mit . 


. ber ertraordinären Remuneration, welche den betheiligten 


Beamten der Reichs-Poſtverwaltung mit 42,000 Me, 
fowie den betreffenden fgl. bayerifchen und kgl. württem 
bergiichen Zandesbeamten mit 6,000 M bezw. 2,000 M. 
bewilligt worden it, zufammen mit 


. den Gebühren für die Einjchmelzung bon Landesmünzen 


zu Barren einſchließlich der Probirgebühren für die 
Prüfung der Silberbarren auf den Feingehalt mit 


. den Gebühren für die Affinirung von Landesſilber— 


münzen mit 


. dem Berluft, welcher fi ſich beim Vertauf von 107, 77 6, su 


Pfund fein in Silberbarren aus eingejchmolzenen Landes: 
filbermünzen im Nominalwerthe von 9,956,589,°* M. 
ergeben hat, mit . . 
wovon 256,676,?® . auf bie durch bie Abnutzung der 
Münzen bezw. deren minderwerthige Ausprägung ent= 
ftandenen Verluſte zu rechnen find; 


. dem Verluſt an Probefilber bei Prüfung der für Reichs— 


rechnung hergeitellten Silberbarren mit . 

dem Verluft, welcher fich beim Verkauf von 808, 842, 7 
Pfund Kupferbarren aus eingejchmolzenen Landestupfer⸗ 
münzen im Nominalwerthe von 2,568,231,50 A. er: 
geben hat, mit. J J 


Außerdem ſind in Ausgabe verrechnet: 


11. 


Zinſen auf Schatzanweiſungen, welche auf Grund des 
Etatsgeſetzes zur Durchführung der Münzreform aus— 
gegeben find (vergl. Kapitel 78 Titel 3 der fort— 
dauernden Ausgaben in der ———— 187 ru 
©. 166), mit . — 

— * Ausgabe 


Unnalen des Deutihen Reichs. 1882 
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20,146,°? M. 


14,189,®® 


50,000, 


3,482,98 


9,730,'5 


2,006,185,"7 


4 


19,056, ?? 


" 


2,065,780,° „ 


465,641,0! „ 
4,763,012,'9 Ma. 


10 


4,297,371,9 M. 
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III. Begrenzung und Bevölkerung 


ber Direftiv-Bezirfe für die Verwaltung der Zölle und gemeinſchaftlichen indirekten 


Steuern jowie der Zoll-Ausichlüffe des Deutichen Reiche. 


A. Pirektiv-Bezirke für die Verwaltung der Zölle und gemeinfhaftliden Steuern 


in ihrer Begrenzung am 1. Dezember 1880. 


——— Bevöllerung 
am 1. Dezember 1880 


















I. Preußen. 
1. Oſtpreußen: Reg.-Bez. Königsberg u. Gumbinnen 
2. Weſtpreußen: * >> Danzia und Marien— 
werder . . .  1,405,898 


Dazu: von der — baten: Aeittergut 
und Dorf Crampe mit Einſchluß des Bor: 
werks Pfingitfurth [141 Ew.], Dorf Spechts— 
dorf [254 Ew.] mit dem Vorwerk Lübjee 
[71 Ew.], Dorf Neu-Studni [188 Ew.] mit 
dem Gut Neu:Stubnig [92 Ew.] . . 746 

Ferner v. db. Provinz Pofen: Rittergut Sriebingen 


Mithin Direktiv-Bezirt Weftpreußen 


3. Brandenburg: Stadt Berlin, Reg-Bez Pots— 
dam und Frankfurt 2 2 2 nn nn. 3,389,155 
Davon abzufegen: nad) ag (ſ. L 2) 

746 Ew., nad) va. 1 A 1,122 Ew., 
zufammen . ; 
Bleiben — 
Dagegen gehen hinzu: von der Provinz Poſen 
Vorwerk Neu-Hochzeit [122 Ew.] und von 
Mecklenburg-Schwerin die Enklaven Roſſow, 
Netzeband und Schönberg [844 Ew.], zuſammen 966 


Mithin Direktiv-Bezirt Brandenburg 


4. Pommern: Provinz Pommern ee ee: 
5. Poſen: Provinz Pojen . . 1,703,397 
Davon abzufegen: nad Weſtpreußen dh. I. 2) 
227 Emw., nad) EN 1 I. 3) 122 Ew., 
zufammen . : 
Bleiben — 
Dagegen geht hinzu von der Provinz Branden— 
burg: Dorf Morrn [894 Ew.], Gut Morrn 

und deſſen Vorwerk Wallhof [228 Em.] 
Mithin Direktiv-Bezirk Poſen 


6. Schleſien: Provinz Sclefien . N rer en 
7. Sachſen: Provinz Sadjen. . 2,312,007 
Davon abzufegen: zum ThüringifchenXerein (f. ViIh 134,383 
Bleiben . . 2,177,624 


1,933,936 


1,406,871 


3,388,253 
1,540,034 


1,704,170 
4,007,925 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 
Transport 00,000 























Dagegen gehen hinzu: 
von der Provinz Hannover: Grafſchaft Hohen— 
ſtein [10,753 Ew.] und Amt Elbingerode 


[3961 Ew.], zufammen. . 14,714 
vom HerzogtHum Sachſen— Koburg⸗ Gotha: Amt 
Bolkenroda. . 2,889 
Unterherrichaft des Fürftenthums Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt. . . 17,360 
Unterherrichaft des Fürftenthums Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen . . > 37,488 


Mithin Direktiv- Bezirt Sachſen — —— an a 

8. Schleswig-Holſtein: Prov. SIR Holitein 1,127,149 
Zollausihlüffe (ſ. B. 1). . . ; ; 104,637 
Bleiben für bas Boügebiet 

Dazu: von der Provinz Hannover: Preuß. An: 
theil von Kirchwerder, Amt? Minen 

[437 Emw.)], und Ortihaft Overhaken, 


2,250,075 


| 


Amt? Harburg [15 Einw.], zuſammen 452 
Medlenburg:Streligifche Enklaven Mannhagen, 

Horjt, Domhof und Palmbrg  . . . . 1,123 

Dldenburgiiches Fürſtenthum Lübeck. . . . 35,145 


Stadt Lübeckiſche Enklaven im Oldenburgiſchen 
Fürſtenthum Lübeck: Gemeinden Diffau, Krum— 
bei, Curau lüb. Anth. und Malkendorf 
[806 Einw.] und im Preußiſchen Kreiſe 
Lauenburg: [2844 Einw.], zufammen . . 3,650 

Hamburgiſche Gebietötheile recht? der Elbe: 
Gemeinden Großborftel, Fuhlsbüttel, Klein— 

borjtel mit Strudholt, Langenhorn, Ohls— 

dorf, Theil des Vorort3 Eppendorf und 

Gemeinde Alfterdorf . . . . 4,860 
Gemeinde Farmſen nebſt Stupfer: 

damm , Lehmbroot und Berne 

[460 Einw.], Gemeinden Volks— 

dorf, Ohlſtedt und Wohlborf 

[1042 Einw.], Gr. Hansborf 

mit Schmalenbed und Beymoor 

[432 Einw.], Theile des Vor: 

orts Barmbek, der Gemeinde 

Billmärder und des Morortö 

Billwärder Ausſchlag, die Ge 

meinden Spadenland, Tatenberg, 

Ochienwärder, Neitbroof, Stadt 

und ehemaliges Amt Bergedorf, 

Gemeinden Moorfleth und Aller: 

möhe [23,129 Ginw.] . . . 25,063 

Mithin Direktiv:Bezirt Schleswig-Holſtein 


29,743 


1,092,635 





10. 


11. 


12. 


. Hannover: Provinz Hannover . . . .»  .  2,120,168 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 


Transport 1,092,635 
3u 8. Unter der Verwaltung der Zoll 
dbireftion für Schleswig-Holftein 
ftehen ferner: 
Freie Stadt Lübeck [63,571 Einw.] nad Ab— 
zug der vorerwähnten Erflaven in Schles— 
wig-Holftein [3,650 Einw.] . . . ’ 59,921 


Mithin Direktivbezirt Schleswig-Holftein mit Tübed 
























Zollausfhlüffe (ſ. B. 1). . - . ; 11,977 
Bleiben für das "goligebiet 
Davon abzufegen: nad Sachſen (Provinz — |. L. 7) 
14,714 Einw., nad) Schleswig-Holſtein (f. I. 8) 
452 Einw., nad) ——— 6 we 16 Einw., 
zufammen . . . : 15,182 
Sleiben 2,093,009 
Dagegen gehen Hinzu: 

Dldenburgifhe Gemeinde Dedesdorf und Theile 


ber Gemeinden Hadbergen und Stuhr . . 4,797 
Fürſtenthum Schaumburg:Lippe . . ; 35,374 
Bremiſche Gebietötheile am rechten [3,885 Einw. 

und linken Weſerufer [14,343 Einw.] . . 18,228 


Hamburgiiche Gebietötheile am linken Elbufer 
(Moorburg und Moorwärber), Amt und 
Flecken Rigebüttel und Curhaven, (mit Aus— 
nahme des Hafend und der Häufer am Außen- 


deih in Cuxhaven und der Inſel Neumerf) 9,200 
Mithin Direktivbezirt Hannover 


MWeitfalen: Provinz Weftfalen . . .  2,043,442 
Dazu: von der Provinz Hefjen-Naffau ber Kreis 


Rinteln . . ; . 39,554 
Fürſtenthum Walded und Pyrmont ng 56,522 
Fürftenthum Lippe. . . } 120,246 

Mithin Direltivbezirk vefr 


Heſſen-Naſſau: Provinz HeflenNaffaun . . 1,554,376 
Davon abzufegen: zum Thüringiſchen Verein (ſ. 
VII.) 81,082 Einw., zu Weftfalen 4 I. 10) 


39,554 Einw., zufammen a ; 70,636 
Heiden 
Dagegen geht hinzu: von ber Aheinprovinz Kreis 
re war un a 48,867 
Mithin Direktivbezirt Heflen-Naflau . . . . 
Rheinland: Rheinproviny . . .  4,074,000 


Davon abzufegen: zu Heſſen— Naſſau . I. 11) : 48,867 
Dleiben 4,025,133 


1,152,556 


2,158,608 


2,259,764 


1,532,607 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 
Transport 1,532,607 
Dagegen geht Hinzu: Oldenburgiſches SFürften- 
thum Birkenfeld . . . . . 
























38,685 


Mithin Direktivbezirt Rheinland 4,063,818 
13. Hohenzollern: Reg.Bez. Sigmaringen 67,624 
N. Bayern. Königreih Bayern . . . . . 5,284,778 
Dazu: Sachſen-Weimariſches Amt Oftheim, aus: 
ihließlih Ort Melpers!) . . 2 2 2 2. 3,868 
Sadjen-Koburg-Gothaifches Amt (und Stadt) 
Königsberg). - - > - 2 2 2 2 2 2,326 
Die öfterreihifche Gemeinde Jungholz . . 211 
Mithin Direktivbezirt Bayern einschl. Oftheim (ohne 
Melpers) und Königöberg 5,291,183 
II. Sachſen. Königreih Sadjen . 2,972,805 
IV. Württemberg.) Königreid) Württemberg 4 1,971,118 
V. Baden.?) Großherzogthum Baden . . . 1,570,254 
Zollausſchlüſſe (ſ. B. 2) 
Mithin Direktivbezirt Baden 1,564,940 
VL Heflen.*) Großherzogthum Heffen 936,340 
VI. Medienburg. Großherzogthum Medlenburg: 
HERREN: = 5 ae ae ra SDREDDE 
Großherzogthum Medlenburg:Strelit . . . 100,269 
Zufammen 677,324 
Davon abzufegen: zu Brandenburg (j. I. 3) 
843 Ew., zu Schleswig Holitein (j. I. 8) 
1123 Ew, zufammen . . : 2 2 2. 
Mithin Direktivbezirt Medlenburg 675,357 


VII. Thüringifher Verein. Dazu gehören: 
Bon der Preußifchen Provinz Sachen die Dörfer 
Kiſchliz [62 Ew.], Mollihüg [58 Em.], 
Stadtkreis Erfurt [53,254 Ew.], Landfreis 
Erfurt [24,921 Ew.], Kreis Ziegenrüd 
[15,700 Ew.] und Kreis Schleufingen 
[40,388 Ew.], zufammen . . . 2... 
Bon der Preußifchen Provinz Heffen: Naffau : 
Kreid Schmalkalden . a I 
Großherzogthum Sachjen-Weimar[309,577 Ew.] 
mit Ausnahme der Aemter Oftheim excl. 
atus 165,465 








) Die Aemter Oſtheim (excl. Melpers) und Königsberg find bezüglich des Malzaufs 
chlags und der Uebergangsabgaben dem Bayerifchen Steueriyitem — oſſen. 

Zwiſchen Württemberg und Baden jowie zwiſchen Baden und Heſſen ift wegen der 
Auffiht in den beiderfeitigen Enflaven bezw. der Autbeiung derjelben im Jahre 1835 eine 
Uebereinkunft getroffen. 


— — — — 


Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 
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Transport 165,465 

Melpers [3,868 Ew. — ſ. I. Bayern] und 

Allſtedt mit Dldisleben [10,706 Em. — 

f. zu VII] Bu 298,003 
Herzogthum Sachſen⸗Meiningen ni 207,075 
Herzogthum Sachſen-Altenburg . - 155,036 
HerzogthHum Sacdjen-Koburg » Gotha [194, 716 

Ew.] mit Ausnahme der Aemter Königsberg 

[2,326 Ew. — ſ. I. Bayern] und Bolten» 

roda [2,889 Ew. — ſ. I. 7] 189,501 
Oberherrſchaft des Fürſtenthums Schwarzburg⸗ 

Rudolſtadt . . . 62,936 
Oberherrſchaft des Fürſtenthums Schwarzbung 

Sondershauſen 33,619 
Fürſtenthum Reuß älterer Linie Ira 50,782 
FürftentHum Reuß jüngerer Linie . . - 101,33 

Mithin Thüringiſcher Berein 1,260,747 
Zu VII. Unter der Verwaltung der 

Großherzoglih Sädhjifhen General. 

Inſpektion der Zölle und Steuern 

in Erfurt ftehend: 

ER Amt en mit Oldis⸗ 
leben!) . ? ; 10,706 
Mithin Thüringiicher Berein einfl. Amt Yuftedı mie Ä 


Oldisleben 


IX. Oldenburg. Großherzogthum Oldenburg 
Zollausſchluß (ſ. B. 8) . 
Bleiben für das Zollgebiet 
Davon, abzufegen: nah Schleswig = Holftein 
(j. I. 8) 32,145 Ew., nad) Hannover (j. 
I. 9) 2,797 Eiw., nad Rheinland (j. I. 12) 


38,685 Ew., zufammen . — 76,627 
Heiden 

Dagegen gehen Hinzu: — öſtliches 

Sadegebit . . - 16 


Mithin Direttivbezirt Oldenburg 

X. Braunfhweig. Herzogthum Braunſchweig 
XI. Anhalt. Herzogthum Anhalt 

XI. Eljaß:Lothringen 

XII. Quremburg. Großherzogthum — 


1,271,453 


258,547 
349,367 
232,592 
1,566,670 
209,570 


!) Außer dem Amte Alljtedt mit Oldisleben jteht das Amt Djtheim excl. Melpers 
N — bezüglich der Zölle und Reichsſteuern unter der Verwaltung der Großherʒogl 
eneralinſpektion zu Erfurt, welche auch die Stelle eines dem Malzaufſchlagsamte in Oſtheim 


vorgeſetzten Oberaufſchlagsamts vertritt. 


nn 
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Wiederholung. 


am 1. Dez. 1880 

Ortsanweſende 

Bevölkerung 

I. Preußen. 

1. Oſtpreußen 1,933,936 
2. Weitpreußen . 1,406,871 
3. Brandenburg 3,388,253 
4. Pommern 1,540,034 
5. Poſen . 1,704,170 
6. Sclefien . 4,007,925 
7. Sadjien . . 2,250,075 
8. Schleswig⸗ Boten mit übe 1,152,556 
9. Hannover 2,158,608 
10. Weitfalen . 2,259,764 
11. Heſſen-Naſſau 1,532,607 
12. Rheinland 4,063,818 
13. Hohenzollern 67,624 


I. Bayern mit ben Yemtern Shthein (one Meiers) und 


Königäberg 5,291,183 
II. Sachſen 2,972,805 
IV. Württemberg . 1,971,118 
V. Baden . 1,564,940 
VI. Selen . . 936,340 
VI. Medlenburg . - 675,357 
VIII. Thüringifcher Verein mit dem Sroßherzogt Süöfiiien © Amte 
Allſtedt einſchl. Oldisleben 1,271,453 
IX. Oldenburg eh 258,547 
X. Braunfchweig . 349,367 
XI Anhalt . ; 282,592 
XI. Eliaß-Lothringen . 1,566,670 
XII. Zuremburg . 209,570 


Zufammen deutjches Zollgebiet | in der Bene bom 1 Du. 1880 44,766,183 


B. Die Zollausſchlüſſe in ihrer Begrenzung am 1. Dezember 1880. 
1. Breußifhe Zollausſchlüſſe. 


Orts⸗ 
anweſende 
Einwohner 
Theil der Stadt Altona . . .. 90,431 
a. in Schleswig-Holftein ? „ „ Stadtgemeinde Wandsbe mit Gui 
Marienthaa... 1434, 196 
Freigebiet Lehe⸗ 246 
Freihafen Geeſtemünde 4,023 
b. in Hannover Dorf Altenwerber . 1,714 


Hof Kruſenbuſch . - 2 12 
— ee ar 2 27 
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Orts⸗ 
anweſende 
Einwohner 
en ———— ohne — Blumen⸗ 
—— 709 
b. in Hannover — Hoheſchaar BE A er — _ 
Landgemeinde Neuhof - 524 791 
Theil der Landgemeinde Wilhelmsburg ..44455 
2. Badiſche Zollausſchlüſſe. 
Inſel Reichenuann.. V 1,480 
a. im Kreiſe Konſtanz Gemeinde Büfingen . aa 720 
Höfe Pittenhard (Püttenhard) . nr — 27 
Gemeinde Altenburg - . > 2 2 2 2. 439 
Baltersmel . >: 2 2 2 246 
Berwanggen. 182 
b. im Kreiſe Waldshut Dettighofen... 2 0. 276 
z Jeſtettennn. 143120 
— Lottſtetten. 22 795 
Ort Albführen. . 4 28 
3. Oldenburgiſcher Zollausſchluß. 
— RR 14 u. 2 das ae ee re SE 
4. Bremiihe Zollausſchlüſſe. 

Stadt Bremen (ohne füdliche BEN 7 Sa a nen ser 
GSonftige Gebietötheile . . er zur WB 
5. ——— ei 
Stadt und Vorftadt Hamburg » 22 nn nenne. 289,859 
Sonftige Gebietstheiiliie. ne. 125,067 


Wiederholung. 


mit Angabe der Staatdangehörigfeit der Bevölkerung der zum vormaligen 
Norddeutihen Bunde gehörenden Zollanjchlüffe. 
Angehörige 
Staatö- anderer Bundes Bufammen 
angebörige!) Bundes: Wusländer 


taaten 

Preußiſche Zollausihlüffe-. . . . 109,937 sis 1,351 116,604 
Badiſche Zollausfhlüfle. . - - - — — — 5,314 
Dfdenburgiiher Zolausihluß. . . 2,118 179 23 2,320 
Bremiſche Zollausihlüfe . - . 102,899 33,665 1,931 138,495 
Hamburgifhe Zollausihlüfe . - » 260,100 144,375 10,451 414,926 
Summe ber Bevölkerung der Zollaus— 

ſchlüſſe des vormaligen — 

Bundes 24 475,654 183,535 13,756 672,345 
Summe aller Zollausſchlüſſe . — — — 677,659 


) Mit Einjhluß der Perfonen, deren Staatdangehörigkeit nicht ermittelt ift. 
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IV. Begrenzung und Bevölkerung der Armeekorps-Bezirke 
des Deutfhen Reiches. 












Ortsanweſende Bevölkerung 


Armeekorps-Bezirke 1. Dezember 1880 


und 


ihre Beſtandtheile 





Militärperſ. 
u. ber Bundes⸗ 
ausländer‘) 


überhaupt 








I. Armeelorps. 


Freuß. Reg.-Bez. —— Een. Gr 1,155,545 1,143,556 

innen . . u 778,391 774,771 
Teil des Freub, Reg.-Bez. Danzig") (ſ. u). 321,760 314,271 
.. Marienmwerder?) (. I) 481,892 473,816 


” Bufammen Bezirk ded I. Armeelorps 2,737,588 2,706,414 


Il. Armeeforps. 


ige Res Bez. Stettin 737,789 726,571 
Köslin . 586,115 582,261 

. — Stralſund 216,130 213,705 
Bromberg j 607,514 602,744 

Teil deö Breuf Reg.⸗Bez. Danzige) (j. 1) i 247,421 247,067 
"n Marieumerber®) (j. I). 354,825 354,655 


” Bufammen Bezirk des II. Armeekorps 2,749,804 2,727,008 


UI. Armeelorps. 


Freuf, * Bez. Potsdam mit Berlin . 
" Frankfurt . 
Bujammen Bezirk des III. "Armeetorps 


IV. Armeelorps. 


2,283,662 | 2,234,773 
1,105,498 | 1,098,747 
8,889,155 | 8,328,520 


nn Neg.-Bez. Magdeburg 937,305 926,289 
& Merjeburg 971,098 961,576 

Erfurt . 403,604 399,463 

Hergogthum Sadjien-Altenburg 155,036 153,958 
„»  Mndalt . . 232,592 230,501 
Fürſtenthum Schwarzburg- Rudolſtadt 80,296 79,623 
" ae un ; 71,107 70,447 

F Reuß älterer Linie ; 50,782 50,303 

" Reuß jüngerer Linie 101,330 100,557 


Zufammen Bezirk des IV. Armeekorps 3,008/150 | 2,972/712 





— D. i. diejenige Bevölkerung, welche der Vertheilung des Rekrutenbedarfs zu Grunde 
zu legen iſt 

Kreife: Stadtkreis Danzig, Landkreis Danzig, Stadtkreis Elbing, Landkreis Elbing, 
Kreis Marienburg in Weitpr. 

Kreiſe: Stuhm, Marienwerder, Rofenberg in Wejtpr., Löbau, Straßburg, Thorn, 
Kulm, Graudenz. 

N Kreife: Pr. Stargard, Berent, Karthaus, Neuftadt in Wejtpr. 

’) reife: Schweg, Ronib, Schlohau, Flatow, Deutſch Krone, Tuchel. 
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Ortsanweſende Bevölkerung 


Armeekorps-Bezirke am 1. Dezember 1880 


mit Ausſchluß 

der aktiven 

überhaupt | Militärperf. 
u. der Bundes: 

ausländer 


und 


ihre Beſtandtheile 





V. Armeelorps. 


Preuß. — Bez. we ; 1,095,873 1,084,550 
rn Liegnig 1,022,337 1,007,389 
Bujammen Bezirk des V. Armeetorps 2,118,210 2,091,939 

VI. Armeelorps. 
Preuß. Reg.Bez. Breslau 1,544,292 1,522,820 
a z Oppeln . 1,441,296 1,426,755 
Bufammen Bezirk des VI. Armeekorps 2,985,588 2,949,575 

VI Armeelorps. 
Preuß. Reg.-Bez. Münfter . 470,644 466,073 
Minden . . 504,657 500,524 
Theil des Breuf. Reg.Bez. Arnsberg!) f. X1.) 762,077 759,797 
Düffeldorf?) f. Yin) 1,288,063 1,271,464 
Fürſtenihum Scraumburg: Lippe . . 35,374 34,781 
2 ippe 120,246 119,482 
— Bezirk des VII. Armeetorps 3,181,061 8,152,121 

VII. Armeelorps. 
Preuß. Reg.:Bez. Koblenz ohne Kreis Weplar (ſ. XL). 555,185 547 434 
Fr r DE: Na 792,934 691,964 
ö Re Trier . 651,548 644,492 
— — Aachen. 524,097 516,007 
Sigmaringen . 67,624 67,339 
Theil des Preuß. Ne. Bezirkes Düffeldorf®) (. Vin) 303,306 300,581 
Dldenburgifches Fürftentyum Birkenfeld . 38,585 38,640 
* — Bujammen Bezirk des VIIL Armeekorbs 2,843,379 2,806,457 

IX. Armeelorps. 
Preuß. Reg.:Bez. Schleswig . 1,127,149 1,085,288 
„Landdr.Bez. Stade . . i 322,249 320,026 
Großherzogtyum Medlenburg- Schwerin ; 577,055 570,319 
Streli J 100,269 99,331 
Oldenburgiiches Fürftenthum übe 85,145 34,310 
Freie und Hanjejtadt Lübeck 1 63,371 61,628 
„m „ Bremen . ; 156,728 153,636 
ER ö Hamburg . 453,869 441,784 
Zuſammen Bezirk des IX, Armeetorps 2,836,030 2,766,822 

X Armeelorpe. 
Preuß. Landdr.Bez. Hannover 462,099 454,038 
" " ildesheim 432,694 428,578 


N) Kreife Lippftadt, Soeſt, Hamm, Stadtkreis Dortmund, Landkreis Dortmund, 


Hagen, Iſerlohn, Siaditreis vochum, Landkreis Bochum. 

*) Kreiſe Kleve, Rees, Stadtkreis Krefeld, Landkreis Krefeld, Stadtkreis Duisbu ud, 
Stadtkreis Eſſen, Landtreis Eſſen, Mörs, Geldern, Stadtkreis Düſſeldorf, Landkreis Düſſe 
dorf, Stadtkreis Elberield, Stadtkreis Barmen, Metimann, Lennep, Solingen, Mülheim a. Ruhr. 

s) Kreife: Kempen, Neuß, Grevenbroid, Gladbach. 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 


mit Ausſchluß 

der altiven 

überhaupt | Militärperf. 
u. der Bundes» 

ausländer 









Armeekorps-Bezirke 
und 


ihre Beſtandtheile 





Preuß. Landdr.⸗Bez. re, 401,339 397,377 
J „SOsnabrück 290,135 288,259 
Aurich) 211,652 206,888 
Freuß, Kreis Rinteln (. XL) . 89,554 39,508 
Adenburgiſches Herzogthum Oldenburg 263,648 260,340 
Hetzogthum Braunſchweig 349,367 345,837 
Zujammen Bezirt des X. Armeekorps 2,450,488 2,420,825 

XI Armeelorps. 
Preuß. Reg.-Bez. Kaſſel (ohne Kreis Rinteln (j. X.) 783,397 775,846 
Wiesbaden . j 731,425 721,224 
Theil des Preuß, Reg. >. Srnsbeng‘) 6. van) 306,064 305,859 
Treuß. Kreis Weblar (j. VIII.) 48,867 48,801 
Großherzogthum fen Belnar ; 309,577 807,152 
Herzogthum Sahjen-Meiningen 207,075 205,155 
Sachſen Koburg Gotha 194,716 192,938 
Fürftenthum BWalded . 56,522 55,930 
Zuſammen Bezirt des XI. Armeekorps 2,637,643 2,612,905 

25. Divijion. 
Gtoßherzogthum Heſſen 936,340 917,776 


XI. Armeelorpe. 
Königreih Sachſen. 

XII. Armeelorps. 
Königreih; Württemberg . 

XIV. Armeelorps. 
Großherzogthum Baden . 


XV, Armeelorps. 


2,972,805 | 2,912,934 


1,971,118 | 1,942,498 


1,570,254 1,541,277 


Ehaß Lothringen 1,566,670 1,493,859 
1. Bayerifhed Armeekorps. 

Bayer. Reg. * Oberbayern 951,977 915,408 

. — 646,947 632,423 

Schwa ; 634,530 615,825 

Theil des Bayer. — Oberpfalz ” ; 185,827 183,110 

. Mittelfranten?) 215,644 214,476 


"Zufammen Bezirk des I. Bayer. Armeetorps 2,634.925 | 2,561.242 


„get Arnsberg, Meichede, Brilon, Altena, Olpe, Siegen, Wittgenftein. — 
Stadt Regensburg und Bezirksämter Cham, Beilngries, Regensburg, Stadtambof 


— Dinkelsbühl, Eichſtädt, Schwabach, Weißenburg und Bezirksämter Dinkels— 
bühl, Eichſtädt, Feuchtwangen, Gunzenhaufen, Hilpoltftein, Schwabach und Weihenburg. 
Unnalen des Deutſchen Reichs. 1882. 11 
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Ortsanweſende Bevölkerung 
am 1. Dezember 1880 








Armeekorps-Bezirke 
und 


ihre Beſtandtheile überhaupt 


Militärperi. 
u. der Bundes⸗ 
ausländer 






I. Bayerifhed Armeelorps. 


Baper. Reg.-Bez. Pia . 677,281 671,070 
= u Ober anfen i 575,357 570,021 
Unterfranten . . 926,305 621,634 

Teil des Bayer. Reg.Bez. Oberpfalz") . 342,737 336,000 
Mittelfranken‘) 428,173 422,335 

Bufammen Bezirk deö II. Bayer. Armeekorps 2,649,853 2,621,060 


Wiederholung. 


— — — — — —— — — ——— — — — 


Bezirke des 
I. Armeekorps 2,737,588 2,706,414 
I. — —B— 2,749,804 2,727,003 
II. . De 3,389,155 3,328,520 
IV. “ 3,003,150 2,972,712 
V. > 2,118,210 2,091,939 
vl. = 2,985,588 2,949,575 
v1. 5 3,181,061 3,152,121 
vn. “ 2,843,379 2,806 457 
IX. 5,836,030 2,766,822 
X. A 2,450,488 2,420,825 
XL. z 2,636,643 2,612,905 
25. Divifion 937,840 917,776 
XI. Armeekorps 2,972,805 2,912,934 
X. . 1,971,118 1,942,498 
XIV. . 1,570,254 1,541,277 
XV. 1,566,670 1,493,859 
J vBaherichen Armeẽkorps 2,634,925 2,561,242 
E 2,649,853 2,621,060 





Bufonmen Deutidhes Hei 





45,234,061 | 44,525,939 





) D. i. der Regierungsdbezirt mit Ausſchluß der auf der vorigen Seite in den An- 
merfungen 2 und 3 genannten Theile. 


Deutliche Haushaltungsbudgets.“ 


Bon 
Paul Dehn. 


— — — 


V. Rheinländiſche Budgets. 


Obſchon die Gegenwart ſich nach verſchiedenen Richtungen hin in löb— 
lichem Beſtreben mit der Unterſuchung und Erörterung ſozialpolitiſcher Pro— 
bleme beſchäftigt und der Gemeinſamkeit neue und große ſozialpolitiſche Aufgaben 
zuzuweiſen im Begriffe iſt, ſo läßt ſie es dennoch ſich nicht angelegen ſein — 
ttotz aller Enqueten, Berichte und Verhandlungen —, in Bezug auf die that— 
ſachliche wirthſchaftliche Lage der verſchiedenen, zunächſt der nothleidenden, 
oder unzufriedenen oder überhaupt handarbeitenden Bevölkerungsklaſſen, ein— 
gehendere Forſchungen zu verſuchen, genauere Ermittelungen anzuſtellen, exaktere 

enntniß zu verbreiten. Nach den ſchätzbaren Anläufen des vielgenannten, ſeit 

1876 nicht mehr recht lebendigen, internationalen ſtatiſtiſchen Kongreſſes, nach den 
verheißenden Beſchlüſſen der deutſchen Städteſtatiſtiker vom Oktober 1879 in 
Bezug auf die Art und Weiſe der Ermittelung deutſcher Arbeiterbudgets (An— 
nalen Jahrg. 1880, ©. 577 ff.) iſt mit Ausnahme der Berliner und Frank— 
furter Budgetproben fo gut wie Nichts gethan worden und Ernſt Engel’3 Vor— 
trag vom Winter 1882 in einer Berliner Gejellichaft über „das Rechnungs: 
buh der Hausfrau und feine Bedeutung im Wirtbichaftsleben der Nation“ 
(Berlin 1832) ift ein zeitnothiwendiger Mahnruf zur bedeutfamen Arbeit auf 
dieſem Gebiete. 

Mit Hinweis auf die Vervollkommnung der Segelichifffahrt zeigt Engel, 
welch' hohe Bedeutung die Beobachtungen von wechjelvollen und doch typiſchen 
Eriheinungen für die Wifjenfchaft, wie für das praftifche Leben haben, aud) 
dann, wenn fie nur an verhältnigmäßig wenig Stellen unternommen werden. 
Und jo folgert Engel in Bezug auf die Feititellung von Hausyaltungsbudgets 
behufs Erkundung des Wirthichaftslebeng einer Nation: 

„In jeder Stadt, auf jedem Dorf leben viele Haushaltungen, wenn aud) 
met unter ganz gleichen, doch unter wenig von einander verjchiedenen Ver— 
bältniffen. Um jo mehr ähneln fich Ießtere, wenn man gleiche Berufs- und 
Sozialftellungen der Haushaltungsvorjtände, und, joweit dieg möglich ijt, auch 
gleiche Zahl der Haushaltungsglieder in’3 Auge faßt. Man braucht dabei 
met einmal jeden Beruf berüdfichtigen; denn es läßt ſich jchon a priori 
annehmen, daß, unter übrigens gleichen Umftänden, die Haushalts-Verhältniſſe 
eines Schuhmachermeifters nicht wejentlich von denen eines Schneidermeifterg 
oder Tiichlermeifters verfchieden fein werden. Ebenjo werden dieje Verhältniffe 
gleichgeftellter Staate- und Komunalbeamten fehr ähnlich fein. Ständen alſo 


N Bergl. Unnalen Jahrg. 1881, ©. 540 ff. 
11* 
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in einem Staate von der Ausdehnung Preußens jährlich tauſend oder einige 
tauſend gut geführter Rechnungsbücher verſchieden ſituirter, aber gleichſam 
typiſcher Haushaltungen aus allen Theilen des Landes regelmäßig zur Ver— 
fügung, ſo würden die darin niedergelegten Daten über Menge und Werth 
des Verbrauchs von Mitteln zur Befriedigung der Lebensbedürfniſſe ebenſo 
intereſſante Schlüſſe auf das Steigen und Fallen des Wohlbefindens der 
Bewohner der betreffenden Provinzen bezw. der ganzen Nation zulaſſen, wie 
uns die Angaben der Logbücher den phyſikaliſchen Zuſtand der Meere zu 
gewiſſen Tages- und Jahreszeiten oder wie uns die Tabellen weniger feſt— 
ländiſcher meteorologiſcher Stationen die Beſchaffenheit des Klimas ganzer 
Länder und Reiche erſchloſſen haben und noch fortwährend erſchließen. 

Einige Tauſend ſolcher Haushalts-Rechnungsbücher an eine Zentralſtelle 
(ſelbſtverſtändlich entweder ohne Namen und nur unter Chiffre, oder unter der Be— 
dingung unverbrüchlicher Diskretion) zur Aufbereitung eingeſandt, — dieſe Arbeit 
ließe ſich unſchwer und um ſo beſſer und ſchneller bewältigen, je mehr die Haus— 
haltungen ihre Rechnungen bereits konzentrirt hätten. Die für jede Haushaltung 
ſelbſt ſo lehrreichen ſyſtematiſchen Jahresabſchlüſſe würden hiezu allenfalls ſchon 
genügen. Allein viel beſſere Inſtrumente zur Meſſung des Volks-Wohlſtandes 
wären die vollſtändigen ſyſtematiſchen Theile der —* 

Geſetzt z. B., man entnähme daraus, daß in gewiſſen Berufskreiſen zwar 
die Einnahmen der Haushaltungen im Jahre oder in kleineren Zeitabſchnitten 
geſtiegen ſind, daß aber die Duelle dieſes Einkommenszuwachſes vermehrte Lohn— 
arbeit der Hausfrauen und der Kinder iſt, ſo wird man dieſe Erſcheinung doch 
nur für einen zweifelhaften Segen halten dürfen. Erführe man aus den Aus— 
gaben, daß die Fleiſchnahrung in vielen Berufskreiſen ab-, die Kartoffelnahrung 
zugenommen hat, daß die Ausgaben für Vor- und Fürſorge zurückgegangen, 
dagegen die für Bier und Branntwein oder Vergnügungen gewachſen ſind, er— 
kennte man ſogar eine ſtetige Degreſſion und Progreſſion in dieſen Dingen, ſo 
würde man Das mit Recht für eine bedenkliche, einer Kriſe zutreibende Ström— 
ung erachten müſſen. 

Oder, wenn in günſtigen Zeiten, bei reichlichem Arbeitslohn, die Aus— 
gaben für Geiſtespflege bergabgehen, und nicht einmal die für Wohnung berg— 
auf, ſondern faſt Alles auf Eſſen und Trinken und Putz und Tand verwendet 
wird, wird man gleichfalls die wirthſchaftliche Lage nicht als eine geſunde zu 
bezeichnen Urſache haben. Ergäbe ſich ferner aus den Haushalts-Rechnungen 
verſchiedener Berufsklaſſen, daß ſich bei den einen das Einkommen ungleich 
ſchneller mehrte, als bei den anderen, trotzdem beide Klaſſen mit gleichem Fleiße 
ihren Berufen obliegen, mit gleicher Sparſamkeit ihren Haushalt führen, ſo 
wird man behaupten dürfen, daß das eine Gewerbe ſich in gedrückter, das andere 
in guter Lage befindet, und man wird den tieferen ragen dieſer Erjcheinung 
nachipüren können.“ 

Auf die Frage, durch welche Mittel und Kräfte denn eine auf Haushaltungs- 
budget3 aufgebaute joziale Meteorologie in’8 Leben gerufen und durchgeführt 
twerden könnte und jollte, gibt Engel zur Antwort, daß er dabei weder an den 
Staat, nody an das Reich denke, objchon der Umſtand, daß die phyſiſche Me: 
teorologie, und zwar die fontinentale wie die maritime, überall gleichfall8 von 
den Staaten bezw. von dem Reiche verwaltet werden, dafür ſpräche. Engel 
glaubt vielmehr, daß die joziale Meteorologie oder Klimatologie, wie er ſich 
ausdrücdt, deshalb aus freier Vereinsthätigfeit hervorgehen müſſe, weil Nie- 
mand zur Führung von Haushaltungs-Rehnungsbüchern und zur Weggabe der- 


jelben auf kurze Zeit an eine zentrale Borarbeitungsjtelle gezwungen werden 
fünne. Zu folcher freien Thätigkeit erblidt Engel jchon vielverjprechende An- 
fänge, zunächit in den Bejtrebungen der „Concordia“, des Vereins zur Für: 
derung des Wohles der Arbeiter mit dem Site in Mainz, deren Ergebnifie 
das gleichnamige Vereinsorgan regelmäßig vierteljährlich veröffentlicht, in den 
Erhebungen der Deutjchen al Ba in den Beſchlüſſen der ſtatiſtiſchen 
Aemter der Deutichen Großftädte ꝛc. „Wenn diefe jegt noch zeriplitterten 
Kräfte in einem Brennpunkte geſammelt werden, wenn fie außer der Erforichung 
der Lage der arbeitenden Klaſſen auch die der übrigen und namentlich auch 
der bemittelten Klajjen der Bevölkerung ſich angelegen fein lajjen, dann dürfte 
der Zeitpunkt nicht fern jein, wo die Meſſung des Volks-Wohlſtandes durd) 
das Volk die Mejiung eben desjelben durch die Regierungen zu fontroliren, 
ju ergänzen und, jofern nöthig, auch zu berichtigen im Stande it.“ 

Was die „Concordia“ betrifft, jo hat ihr Vereinsorgan feit feinem Be— 
ſtehen — Ende 1879 — in vierteljährlichen Zwiſchenräumen umfaſſende Zu— 
lammenftellungen über Löhne, Lebensmittel- und Wohnungspreije in etwa drei— 
hundert Städten des Deutjchen Neiches veröffentlicht und hiemit ein Material 
für die Beurtheilung der Lebensführung der arbeitenden Klafjen in Deutjch- 
land geliefert, dejien Aufarbeitung von fundiger Hand in hohem Grade er: 
münjcht wäre. 

In der wiſſenſchaftlichen Sigung des Vereins für Geographie und Statiftif 
zu Frankfurt am Main vom 5. März 1879 hat Hr. Gottlieb Schnapper da— 
jelbjt, wie die Frankfurter Blätter ſ. 3. berichteten, einen hieher gehörigen, 
jehr inftruftiven Vortrag über die Statiftif des Haushaltungsbudgets ala Er- 
fenntnig des Nationalwohljtandes gehalten, worin er darzulegen juchte, daß 
der Nationalreihthum eines Landes durch Unterfuchung ausgewählter Privat: 
wirthichaften ermittelt werden müſſe. Er erinnerte an den umfafjenditen Ver: 
ſuch diefer Art in Maſſachuſetts bei der Volkszählung im Jahre 1875, wo 
indeß die Angaben zu jehr fondenfirt geweſen jeien, als daß großer Werth 
darauf zu legen gewejen wäre. 1787 jchon gab der engliiche Geiftliche Davies 
über hundert Arbeiterbudgets in einer Sammlung heraus. Unabhängig hievon 
machte in Belgien Viſchers einen derartigen vergeblichen Verſuch. In Deutjch- 
land ließ zuerit Rodbertus im Verein mit Rudolf Meyer und Schuhmacher: 
Zarlien eine jolche Sammlung erſcheinen, welche fich indeß nur auf Yandiwirthe 
bezog und auch ſonſt jehr unvolljtändig war. Ein bejieres Nejultat erzielte 
der Fabrifinfpektor für Schlefien, Trief, bei jchlefiichen Arbeiterfamilien. Herr 
Schnapper demonjtrirtein feinem erwähnten Vortrage in einem von ihm angefertigten 
Diagramm, welches die Ausgaben vier verjchiedener Familien zeigte, zunächit 
die eines armen Handjtriders in Biedenkopf, welche 985 M. ausgibt, aber bei 
der größeren Billigfeit der Preife noch mwohlhabender zu nennen ift, als die 
zweite, die eines Taglöhners in Arnoldshain, der 1312 m braucht. Die dritte 
war die eines jtädtiichen Kaufmanns mit 5000 M Einfommen, die vierte die 
eines reichen Kaufmanns mit 20,000 #. Einfommen. Die einzelnen vertikalen 
Rubriken der Rechtede, deren Bajen im Verhältniß der Gejammtausgaben 
Itanden, zeigten das Verhältniß der einzelnen Arten von Ausgaben: Brod, 
Gemüſe, Fleisch, übrige Nahrung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Kleidung, 
Bedürfnifje für Religion, Kunst, Wohlthätigkeit, Ausgaben für Gejundheit, Er- 
bolung, Neinlichkeit, Krankenpflege, Steuern x. Da ergab fich denn, daß in 
den ärmſten Familien die Nahrung 71 Proz., in den zweiten 65, dann 30 
und zulegt nur 20 Proz. der Ausgaben in Anjprucdy nimmt. Brod erfordert 
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bei den ärmften Familien 26 Brz., bei den reichjten nur 1'/, Prz. der Ausgaben. 
An Heizung braucht der Tagelöhner verhältnigmäßig dreimal jo viel als der 
Reiche, die Beleuchtung fällt von 1 auf "/; Proz., Ausgaben für Gejundheit 
finden fich nur bei den beiden jtädtiichen Familien 2c. 


In dem erwähnten Vortrage ſprach Schnapper die Anjicht aus, daß der 
Ausdrud des Verbrauchs in den einzelnen Bedürfnißfategorien durch nadte 
Geldwerthzahlen nicht genügend fei, daß die jtatiftiiche Genauigkeit auf unjerem 
Gebiete in erjter Linie in möglichjt exakter Aufzählung die verbrauchten Quan— 
titäten und Sachgüter zu beftehen und daß, wo Zahlen nicht ausreichen, das 
bejchreibende Wort einzutreten habe. In diefem Sinne veröffentlichte Schnapper 
bald darauf in der Tübinger Zeitfchrift Jahrgang 1880, ©. 133 ff. eine jehr 
ins Einzelne gehende „Bejchreibung der Wirthſchaft und Statiftif der Wirth: 
Ichaftsrechnungen der Familie eines Uhrſchildmachers im badifchen Schwarz 
wald vom Herbit 1878. Mit liebevollem Eingehen auf jedes Detail führt 
Schnapper das ganze Lebensführungswejen der J———— Uhrſchildmaler⸗ 
familie vor in Bezug auf Beſitz, Erwerb, Lebensweiſe, nebſt kurzer Geſchichte 
der Familie und ihrer Ausſichten für die Zukunft. Der knappe, doch aus— 
kömmliche Haushalt der rechtſchaffenen und fleißigen Familie weiſt eine Ein— 
nahme von 1302 M und eine Ausgabe von 1125 AM, ſomit einen Ueberſchuß 
von 176 M. auf. Da die Ausgaben auf das Genauefte und Suverläffigie 
verzeichnet worden find, jo mag wenigjtens die jummarijche Gejtaltung derjelben 
bier Raum finden 


Ausgabe - Budget einer badifhen Uhrfchildmalerfamilie (Eltern und 2 fchul- 
pflihtige Kinder) im Jahre 1878. 


LEMODERDE:- ee: ae nr se a er RE 
II. Hausmwejen 
2 Wohnung . 2 2 202... 84,90 M. 
2) Mobilar . . 2 2 020..89,60 M. 
3) Heizung . 2 2 202020. 79,08 M. 
4) Beleuhtung.. . . » . . 16,50 M. 
220,08 M 
II. Kleidung und Shmud . . 2 2 2 280,62 M. 
IV. Berjchiedene Bedürfniſſe 
1) Pſychiſche Bedürfniffe . . 18,30 M. 
2) Vergnügungen . . 2... 38,40 A. 
3) NReinlichfeit und Körperpflege 13,46 Mb. 
4) Krankenpflege 2 ....80,00 M. 
5) Steuern -. . . 2 2 .....16,98 M 
167,04 M 


Insgeſammt: 1125,64 . 


Bon jozialdemofratischer Seite ift u. A. einmal im Pforzheimer „Genojjen: 
Ichafter“ (Sahrgang 1872) das Wochenbudget eines dortigen Gold: und Silber: 
arbeiter aufgejtellt worden, deren Wochenlohn damals in guter Zeit fich für 
die Mehrzahl zwischen 8 — 20 fl. bewegte, für auserlefene Arbeiter bis zu 
30 — 40 fl. jtieg, im Durcchichnitt aber auf 13 fl. = 22,30 AM. zu veranfchlagen 
war. Diejes Budget jtellte ſich wie folgt: 


* 
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edürfniſſe. 
Rande in fl. und fr. 
9— — per Woche 
Wohnung — 2.02 
Licht und Heizung pr 30 0.56 
Kleidung, Schuhe und Bettwerk, Waſche ꝛc. 119.36 2.18 
Lebensmittel: 
Bid .... 0. . 114f. 
Mehl . . .». 2... —l2 fl. 
Fleiſch. 1.— fl. 
— Butter, De —as fl. 
Milch 1. 6 fl. 
Gem . ee —bb fl. 
Kartoffel . 2.34 fl. 
Gewüre . . 2.16 fl. 
— —————— 6.15 
Schulgeld für 2 Kinder. . . 2 2... 5.12 —.06 
Schulbücher, Schreibmaterialien . . . . — 12 
Zeitungen, Bücher u. dergl. Bedürfniſſe . . — 24 
Steuern und Umlagen . . —.08 
seuerverjicherungs =, Lebensverficherungs , ⸗ 
Kranken⸗ und Inbalidentaff⸗ Er 1.— 
Beipergeld und jonjtige Ausgaben . . . 1.12 
ft. 14.40 


Hiernady würde fich für den Arbeiter mit einem Durchſchnittslohn von 13 fl. 
ein Defizit ergeben. Indeſſen erjcheinen die Ausgaben hier durchweg etwas 
er angejegt; fie belaufen fich für eine Familie mit zwei Kindern auf jährlich 
762 fl. 40 fr. = 1300 M, jegen aljo eine Einnahme voraus, welche zahlreiche 
Beamten und Lehrersfamilien nicht haben. Aehnliche ungünſtige Berechnungen 
wie der „Genoſſenſchafter“ für Pforzheim hat im Jahre 1872 der „Gewerbe— 
verein“ für Nürnberg aufgeſtellt, und daraus nachgewieſen, daß auch bei den 
mäßigften Anjägen der gezahlte mittlere Lohn jchlechterdings nicht zur Er: 
nährung einer Familie ausreicht. Gleichzeitig fait wurden in Lörrach, der 
Hauptjtadt des badischen Wiejenthals, Unterjuhungen über denjelben Gegen: 
ftand von durchaus unbefangener, eher den Arbeitgeberit zugeneigter Seite an— 
geitellt. Das Reſultat diejer mit der peinlichjten Genauigkeit ausgeführten 
Arbeit war, daß eine Familie aus Mann, Frau und zwei Heinen Kindern, 
falls ſie eine Wohnung für 60 fl. erhalten kann, was aber nur dann möglich 
üt, wenn fie in einem der von Fabrifbefigern erbauten Miethhäufer Unter: 
fommen findet, äußerjten Falles mit 530 fl. jährlich) auszufommen vermag. 
Da aber der Arbeitslohn jich höchſtens bei 20 %/, der Arbeiter auf 1 Thaler 
pro Tag jtellte, jo genügte jelbjt im diejer Gegend für die unendliche Mehrzahl 
von Arbeiterfamilien die Arbeit des Mannes ſchlechterdings nicht! Auf Grund 
dieſer und anderer Thatſachen konſtatirte die Konkordia“, ein Organ mittel— 
rheiniſcher Fabrikanten, im Jahre 1872 (S. 235), „daß in den meiſten Fällen 
die Arbeitslöhne, wennſchon bei den ſtädtiſchen Arbeitern nicht nur in abſolutem, 
jondern auch relativem Verhältniß zum Geldwerth, höher wie früher, dennoch 
nicht ausreichen, um dasjenige Maß von phyfiichen und moraliichen Lebens— 
anjprüchen zu befriedigen, dejjen Erreichung wir jelbit für wünjchenswerth 
halten müſſen.“ 
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Einem Aufſatze von A. Emminghaus über „Löhne für ſogenannte gemeine 
tar und Lebensmittelpreife in Baden“ (Arbeiterfreund, Jahrgang 1873, 
>. 10 ff.) entnehmen wir über den Brodbedarf badiſcher Arbeiterfamilien 
folgende Tabelle: Bei 300 Arbeitstagen und einem täglichen Bedarf von 
21/, Kilo Getreide (?/, Roggen und ?/, Weizen) für eine Familie von Mann, 
Frau und drei Kindern wird eine Arbeiterfamilie 


verdient haben nad]... y von ihrem Lohn zu anderen 
den Marimaljägen a ee Zweden erübrigt haben in 

In dem der Jahre den Jahren 
Amtsbezirk — | J... — 
1868 1869 1870/1871 1868 | 1869 1870 | 1871| 1868 | 1869 | 1870 | 1871 
nee kr. fl. kr. st. tr. fl. kra Sl. kr. fl. kr. Pl. kr. Hi. kr. 



































Konftanz . | 450 | 390] 390] 450] 109/55] 81/32] T 
Dillingen . | 400 | 450| 360| 450] 111/53) 91/30| 971351108 51| 288] 7358/30/262 25 341) 6 
Mülheim. | 240 | 240, 240) 280] 11435, 79127] ——|11233| 125115, 160 33) — |— 1167127 
Freiburg . | 250 | 375| 450) 450] 123) 1) 98.381102) 8|112]31] 128'591281|22)347|52,337/29 
fienburg. | 240 | 240| 240) 270] 115149| 9243| 99.491116) 1|1241111157117]15011/153,59 
Mannheim | 300 | 450) 360) 400] 116/48] 96291107, 4120/24] 188 12 853 31 252 56 279 36 











Es ijt dabei zu erinnern, daß die Getreidepreife in den Jahren 1869 und 
1870 um 20—25 °/, niedriger waren als in den Jahren 1868 und 1871, 
woraus Emminghaus folgert, „daß Getreidetheuerung und Einfommenjchmälerung 
der gewöhnlichen Handarbeiten nicht nothwendig Hand in Hand gehen und daß, 
wenn zwilchen dem Stand der Getreidepreife und dem der Löhne für gewöhn— 
liche Handarbeit beftimmte Wechjelbeziehungen bejtehen, dieſe doch nicht auf ein 
gleihartigts Steigen oder Fallen Beider hinauslaufen.‘ 

Ende 1874 bejchloß der mittelrheinifche Fabrifantenverein, über die Lage 
der Arbeitnehmer Unterjuchungen nach einem umfafjenden Plane und jehr de- 
tailirtem Fragebogen (abgedrudt im „Arbeiterfreund“, Jahrg. 1875, ©. 732 fi.) 
vorzunehmen. Als Zweck dieſer Enquete war die Ermittelung ficherer Nach— 
richten über das Verhältnig von Erwerb und Verbrauch bei einer hinläng— 
lichen Menge von Arbeiterfamilien angegeben, damit daraus annähernde Schlühe 
auf Die Selammtheit gezogen werden fönnten. Kürzer gejagt, jollte das Unter: 
nehmen eine Enquete über mittelrheinifche Arbeiterbudgets werden, welche man 
in BZwijchenräumen von 2— 3 Jahren regelmäßig zu wiederholen beabfichtigte. 
Allein dieje, nad) einem allzu minutiöfen und irreführenden Fragebogen unter: 
nommene Enquete mußte in der Vereinsſitzung vom 17, Juli für verfehlt er: 
färt werden. Ueber ihre Ergebniflofigfeit findet man Näheres in den „Mit: 
theilungen für den mittelrheinifchen Fabrifantenverein”, Jahrg. 1875, Auguft, 
September. | 

Um jo ergebnißvoller waren die Ermittelungen des Hrn. Dr. v. Obern- 
berg, des Vorſtandes des ſtädtiſchen jtatiftiichen Amtes von Frankfurt a. M. 
in Ausführung und nach dem Schema der Beichlüjie der Deutichen Städte: 
statijtifer vom Jahre 1879. Diejer danfenswerthen Arbeit entjtammen die 
auf Seite 170 nachfolgenden Frankfurter Haushaltungsbudgets. 

Werfen wir auch einen Blid nach den weiter unterrheinifchen Induſtrie— 
bezirfen, aus welchen zulett Alphons Thun in feinem Buche „Die Induſtrie 
am Niederrhein und ihre Arbeiter“ (Leipzig, 1879/80, 2 Bde.) jo lebensfriſche 
Schilderungen gegeben. Nach jeinen Unterfuchungen bewegen ſich die Budgets 
Aachener Texrtilarbeiter aus den Jahren 1877 bis 1878 von folgenden Mini: 
malzahlen aus aufwärts: 
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a) für einen alleinjtehenden Arbeiter b) für ein Arbeiterehepaar mit zwei feinen 
Kindern 
Me 4 
Frühftüd: 1%, Loth Kaffe. . . . 0,08 Frühftüd: 3 Loth Kafte . . -» . 0,06 
2 Semmeln . . 2». 0,06 Milch. 0,01 
Schwarzbrod0220 
JJ 0,05 
Mittag: Kartoffeln und Suppe . . 0,05 Mittag: Kartoffeln mit Fett und 
BE 5 a 0,20 Zwiebeln . . .. 0,40 
Nachmittag: Frübftüd wie oben . . 0,32 
Abend: Brod und Käle . ». . . 0,12 Abend: - ae re ER 
Insgeſammt 0,56 Insgeſammt 1,36 
Ron rn 16,80 Monatlih . - > 2 2 2 een 40,80 
Dazu BER ei Da Melle ei 7,71 
21,88 48,51 
Dagegen Einnahme: Dagegen Einnahme: 
Durchſchnittslohn.. 2 2... 40,00 Durdichnittlohpn -. . . 2»... 40 —50 


Zu den Ausgabepofitionen bemerkt Thun (a. a. O. ©. 65), der aus 
eigener Anjchauung jchildert: „Niedriger laſſen die Sätze ſich gar nicht mehr 
eifen, und fie deden ja nicht mehr Bedürfnifje, als fie das höhlenbewohnende 
hier in der Wildniß befriedigt; nur das fchügende Dach und die kümmerliche 
griftung des leiblichen Daſeins durch rein vegetabilifche Stoffe wie Cichorien 
(zum Kaffeewafjer), Kartoffeln und Brod find dadurch gefichert. Die fonftigen 
Ausgaben für Kleidung, Heizung und Beleuchtung, Abgaben, Ausgaben für 
Unterricht, Erholung und Derartiges find hier noch gar nicht eingerechnet... 
Aleinftehende Arbeiter und Familien mit erwachſenen Kindern finden, foferne 
nicht Arbeitslojigkeit, Krankheit oder Verunglückung eines Mitgliedes ſtörend 
dazwiichen treten, im Allgemeinen ihr Ausfommen. Dagegen herrſcht unter 
den Familien mit zwei und mehr Eleinen Kindern ein chronischer Nothitand. 
Hier erwirbt der Mann in der fchlechten Zeit gleichfalls nur 40 M. im Mo— 
nat, und doch beträgt da3 Minimum der Ausgaben für Obdach und Lebens— 
ftiſtung 48,51 M. — —“ Thun jchildert mweiter, wie das Ehepaar in der 
Regel von der Haushaltung Nichts verjteht und die Liederlichite Wirthichaft 
führt. Hat doch die Frau ihre Kinder: und Mädchenjahre an der Spul= und 
Spinnmafchine zugebracht, fo daß die Künfte des Nähens und Wafchens ihr 
vollitändig fremd geblieben find. Selbſt wenn größere Geldmittel ihr zur 
Verfügung ftehen, ha fie außer Stande, dem Manne mehr zu bieten als Kaffee: 
waſſer, Brod und gefochte Kartoffeln, und jtellt fie fich einmal an den Keſſel, 
jo wird fie zur Hekate, die Unheilvolles zufammenbraut . .. Aachen, jagt 
hun, ijt die Stadt der grellen Gegenſätze. In einer Karnevalsnacht rief bei 
Ihäumendem Kelch ein Parvenü der Tuchinduftrie in die Gejellichaft das über- 
müthige Wort: „Wer heutzutage nicht 20,000 Thaler zu verzehren hat, it 
ein Lump!“ 

Wie aus dem im Auftrage des preußifchen Handelsminifter® 1875 ver: 
Öffentlichten Werke „Die Einrichtungen zum Bejten der Arbeiter auf den Berg: 
werfen Preußens“ zu erjehen ijt, bejtehen vielfach auf Privatbergwerfen in 
Preußen für die Arbeiter Schlafhäufer, wo fie gegen billige Vergütung (von 
1,50 bis 3 A. monatlich) Wohnung, Heizung und Licht, hier und da auch in 
angebauten Speifefälen Beköſtigung erhalten. Im Mansfeldiſchen ift der Preis 
für die halbe Koft (Kaffee, Pfd. Fleifch, 1 Duart Gemüſe) 0,50 ME., für 
die ganze Kot (außer dem vorigen noch Frühſtück und Abendeſſen) 0,90 Mk. 


ren 
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Eine große Anlage dieſer Art beſteht auf der Zeche Boruſſia im Revier Weſtlich— 
Dortmund, welche einen Koſtenaufwand von 36,000 Thaler beanſpruchte. 
Feder Inſaſſe zahlt dafelbft täglich 0,80 ME. für volle Belöftigung und 
Logis, wobei indeß ein durchichnittlicher Zechenzufhuß von 0,30 ME. pro 
Mann und Tag erforderlih it. Im Dortmunder Bezirk bewegte fich der 
Tageslohn der Bergarbeiter in dem allerdings günftigen Jahre 1874 zwiſchen 
1,30 und 4 ME. 

In leidlich günftiger Lage befinden ſich die Arbeiter der Stahl- und 
Eijenwaareninduftrie des bergischen Landes, namentlicd; da, wo fie, mie in 
Nemjcheid, in eigener Werfftätte und jelbititändig jchaffen, einmal der beſſeren 
Löhne wegen, weil die Frau fi) der Häuslichfeit widmet und ihre mirth> 
ichaftliche Fähigkeit verwerthet (Thun a. a. D. Bd. II, S. 152—160), un— 
ähnlih den Saarbrüder Bergleuten, welche, wie die Remſcheider Schmiede 
eigene Häuschen, vortreffliche Kafjeneinrichtungen und gleich guten Verdienſt 
haben und dennoch weit ungünftiger daran find, eben durch die Schuld der 
rauen. Die Bergmannstöchter find zu Stolz, fich durch Dienjte in fremden 
Häufern auszubilden und werden daher fchlechte Wirthinnen. Manche Frauen 
lajjen ihre Männer tagaus tagein mit einem Topf jchwarzen Kaffees und 
einem Stüdchen Brod in die Grube fahren; andere wärmen nicht einmal das 
Ejjen, jondern jteden e8 in ein Tuch und dann ins Bett. Sie verjtehen nicht, 
eine geregelte Haushaltung zu führen und von Zahltag zu Zahltag zu kalkuliren. 
. .. In guten Zeiten find die Frauen verjchwenderifch, in jchlechten Jahren 
verjtehen fie au dem kargen Verdienft Nichts zu machen. — Derartige foziale 
Berhältnifje find allerdings von einfchneidender Bedeutung und dürfen in Zus 
funft bei Unterfuchungen von Arbeiterbudgets nicht außer Acht gelafjen werden. 

An dieje bedenklichen Zuftände knüpfen fich indeß vom Oberrhein her 
neue beachtenswerthe Reformbejtrebungen zu Gunſten der hauswirthichaftlichen 
Erziehung der Frau, welche Beachtung und Sympathie beanfpruchen; ihre 
Heimath ift Darmjtadt, ihr Urheber ein praftiicher Gefchäftsmann, von feinen 
Mitbürgern zu dem twichtigften Ehrenamt innerhalb der ftädtiichen Selbit- 
verwaltung erhoben, der Stadtverordnete Herr Gaule in Darmjtadt, Mitglied 
des dortigen Schulvorjtandes. 

In diefem feinem öffentlichen Wirkungsfreife hatte Herr Gaule bei den 
Prüfungen der erſten Klaſſe der Mädchenjchule die nämlichen Beobachtungen 
gemacht, welche fich jedem Beſucher derartiger Baraden, jet es, daß fie in 
einem höheren Tüchterbildungsinftitut, oder in einem Penfionat, jei es, daß 
fie in einer bürgerlichen Mädchenſchule veranjtaltet werden, aufdrängen 
müſſen. Was auf diefem Gebiete in Deutjchland noch immer gejündigt 
wird, iſt erftaunlid. Seit ich einmal eine Literaturprüfung in der Mann: 
heimer höheren Töchterſchule unter einem befannten Direktor beigetwohnt 
habe, Halte ich die unglaublichjten Zeitungsnotizen über derartige Vorkommniſſe 
für nicht mehr unwahrſcheinlich. Unverjtanden plappern die „höheren Töchter“ 
Unverjtändliches über die Charafterunterfchiede zwiſchen Schiller und Goethe, 
über die Fortichritte Schiller’3 in Kabale und Liebe 2c., in den bürgerlichen 
Mädchenjchulen über die Entfernung des Sirius vom großen Bären, über 
Kubifwurzeln ꝛc. Als Herr Gaule derartige Beobachtungen machte, ftellte 
er das Erjuchen an die Zehrerfonferenz, in der erjten Klaſſe der Volksmädchen— 
ichule die Rechenaufgaben aus dem praftifchen Leben zu greifen und darnach 
das jeitherige Uebungsbuch umzuarbeiten. So entjtand fein Küchenhaushaltungs- 
buch, welches fich berechtigter Anerkennung in mweiteften Kreifen zu erfreuen hatte. 
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Schon die Schule ſollte, wie Herr Gaulé ausführt, der künftigen Haus— 
frau einen Einblick verſchaffen in die Zuſammenſetzung und Geſtaltung buͤrger— 
licher Haushaltungsbudgets und zugleich Voranſchläge derſelben entwerfen lehren, 
ſowohl für die Verhältniſſe des Arbeiters, wie für diejenigen des Kaufmanns, 
Beamten ꝛc. Zu dieſem Behufe hat Herr Gaule ein Haushaltungs-Ausgabeheft 
für den Schulgebrauch in folgender Anordnung herausgegeben: 
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In diefer für Schule und Haus gleih brauchbaren einfachen und über- 
fihtlihen Anordnung können allmonatlich die täglichen Ausgaben für den Haus— 
halt zufammengeftellt werden. Am Schluß einer jeden Seite werden die 
Kolumnen jummirt, auch die Bofition (Addition der Kolumnen) mit der Summe 
der Addition ausgefüllt und das Refultat in die Kolumne Total gebradt. Die 
7 Kolumnen-Additionen müfjen mit der Additionsfumme, die ins Totale ein- 
— wurde, auf jeder Seite ſtimmen und da ſie übertragen werden, eben 
o am Schluſſe des Monats den Gebrauch der Familie für Fleiſch, Brod, 
Butter 2c. genau nachweiſen. Der Hausfrau, welche gewiljenhaft dies Buch 
führt, die jorgfältig Monat für Monat abjchließt, dient es weiter zur Ver— 
gleihung, wenn die Monate gegen das Vorjahr abweichen und diefer fleißigen 
Hausfrau erhöht die Führung des Ausgabebuchs die Sicherheit, mit der fie 
für ein fommendes Jahr ihren Voranſchlag feſtſtellt. 

Herr Gaule hat bei feinem Haushaltungs-Ausgabebuche zunächſt die jog. 
täglihen Ausgaben für Ernährung berüdfichtigt und mit Recht, denn von 
diejem Theile der Haushaltung und feiner richtigen Veranfchlagung hängt ganz 
meientlih das phyſiſche und das wirthſchaftliche Wohl der Familie ab. 
Während dieſe Ausgaben täglich und ſtündlich wiederfehren und wegen ihrer 
mannigfachen Zufammenftellung ſchwer zu überfehen find, fallen die übrigen 
Ausgaben für Miethe, Kleidung ꝛc., weil fejterftehender Art, mehr in die Augen 
und erwerben fich jelbjt hinreichende Beachtung. 

Welchen praftifch-wirthichaftlichen Werth ein derartiges Haushaltungsbuch 
hat, zeigt gleich und augenscheinlich die erſte Spalte desfelben mit der Ueberjchrift 
„Auslagen“. Diefelbe wird von großem Nuten fir die verjtändige Hausfrau 
fein, da fie ihr den Anſpruch auf Rüderjag folcher Vorlagen wahrt, die fie, 
wenn ihr Ehemann im Beruf abmwejend ift, für diefen bejtreitet, wie etwa Steuer, 
Schulgeld, Miethe, Porto, Schuhmacherlohn u. |. w. In den Familien, in 
welchen die Hausfrau ein Ausgabebuch nicht oder undeutlich führt, wird die 
Wiedererftattung folcher Vorlagen des zu fchaffenden Nachweijes megen 
ſchwierig; wird aber der Erfaß für folche nicht zur Beſtreitung der Küche er- 
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forderlichen Vorlagen nicht geleiftet, jo bleibt die Frau dem Vorwurf ausge 
ſetzt, verſchwenderiſch gehauft zu haben, wenn ihre durch die Vorlagen ge 
jchmälerte Monatsfafje nicht ausreicht. Soiche nicht begründete Auslagen tragen 
aber der Hausfrau auch leicht den ſchweren Vorwurf ein, daß fie die Haus: 
haltung nicht verjtehe; während gegen all’ diejes jene kleine Rubrik fichert, wenn 
man fich gewöhnt, ſolche Auslagen regelmäßig zu notiren umd fich nicht auf 
das Gedächtniß zu verlajien. Die jo notirte Auslage veranlaft, den Erjah zu 
reflamiren, da die Sache mit dem Küchenetat nicht? zu thun hat. 

Allgemeines Intereſſe wird — jo glauben wir mit Herrn Gaulé — Die 
Kenntniß, einen VBoranjchlag für die Küche machen zu fünnen, in der Familie 
anregen, wenn die SFamilienglieder gewahr werden, daß man unter der Herr: 
ſchaft eines wohl überlegten Voranſchlags bejjer lebt. Der Gewinn ftecdt darin, 
daß durchdachte Anſchaffungen bejjere Preile und beſſere Qualität erzielen, als 
Ausgaben in den Tag hinein. Die jorglame Hausfrau hat den Triumph, daf 
ihre Sparjamfeit die Quelle einer Behaglichkeit wird, twelche den häuslichen 
Herd verihönt. Wenn ihr die Schule durch Führung eines Kiüchenausgabe: 
buchs diefe Anleitung gibt, gewährt fie der denfenden Schülerin eine Freude. 
Es wird ihr eine Stärfe gegenüber den Anforderungen verleihen, welche die 
Zukunft an fie ftellt. Ihr Selbjtvertrauen wird *5* und wenn an eine 
ſo vorbereitete Jungfrau ein Antrag für einen Ehebund kommt, ſo wird ſie 
ihre Einwilligung mit Selbſtbewußtſein geben können, weil ſie im Stande iſt, 
die Grundlage zu prüfen, auf welcher die Ehe ruhen muß, um die Sorge vom 
Haushalt fern zu halten. Herr Gaulé ſchließt ſeine Ausführungen mit den 
Worten: „Dazu iſt aber erforderlich, daß das Einkommen, welches die beiden 
Gatten durch Arbeit oder Vermögen ſich beſchaffen, eine ausreichende und ge— 
ſunde nn zuläßt, und dies zu beurtheilen, ſoll nach meiner Anficht 
die Schule die Schülerin der 1. Klaſſe befähigen.“ 

Inzwiſchen iſt das Gaulé'ſche Küchenausgabebudh in den Darmitädter 
Mädchenſchulen eingeführt worden und man follte e8 auch anderwärts ſich an— 
eignen, vor Allem in bejtehenden oder zufünftigen Fortbildungsanftalten für 
erwachſene Mädchen. 

Denn auch auf dem Gebiete der Haushaltungswirthichaft ift die Erfenntniß 
der Kaufalität zu fordern. Es genügt nicht, wenn die Hausfrau eine ausge: 
zeichnete Kochkünftlerin ift, wenn fie als ſolche Geſchicklichkeit und Kenntnifje 
entwidelt — fie muß auch ein Weniges von der Kaufalität willen, einige phyjio- 
logiſche Grundſätze verjtehen, über das Zuſammenwirken der Tandläufigjten 
Nahritoffe im Klaren fein. Und ebenfo genügt e& nicht, wenn die —— 
Erfahrung und Sparſamkeit bekundet und ordnungsliebend ihre Ausgaben bucht 
— ſie muß ſich auch durch Nebeneinanderſtellung von Einnahmen und Aus— 
gaben Rechenſchaft darüber ablegen, ſie muß die Bilanz ziehen und ſich der 
Erfolge ihrer Mühen und Beſtrebungen bewußt werden. 
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I. Geſetzentwurf, 
betreffend das Reichstabackmonopol. 


J. Allgemeine Grundlagen. 


$ 1. 1. Begriff des Reichstabackmoönopols. Der Ankauf von Rohtaback, 
abgejehen vom Ankauf zur Ausfuhr in den Fällen des $ 26, die Heritellung 
von Tabadfabrifaten und der Berfauf von ſolchen ftehen ausschließlich dem Reiche 
zu und werden für Rechnung desjelben betrieben (Reichstabackmonopol). 

$ 2. 2. Tabackbau. Zum Tabackbau, ſowohl für die Monopolverwaltung 
al3 auch zur Ausfuhr, ift eine amtliche Grlaubniß erforderlich (8 10). 

$. 3. 3. Einfuhr von Tabak. Die Einfuhr von Rohtabad und Tabad: 
fabrifaten ift, vorbehaltlich der in den 88 26 und 32 zugelaffenen Ausnahmen, 
nur der Monopolverwaltung geftattet. 

Die unmittelbare Durhfuhr von Taback und Tabadkfabrifaten kann über die 
dafür beſonders beitimmten Zollftellen ftattfinden. 

s 4. 4. Tabacfabrikation. Die Zubereitung und Bearbeitung von Roh— 
tabad darf, abgejehen von der erforderlichen Behandlung der Tabadblätter bei den 
Tabadpflanzern und konzeſſionirten Nohtabadhändlern ($ 26) und von den im 
$ 28 a. &. bezeichneten Ausnahmen, nur in den hierfür beitimmten Anſtalten 
der Monopolverwaltung oder mit Erlaubniß der legteren an anderen Stellen ftatts 
finden ($ 27). 

63 ift unterjagt, die von der Monopolverwaltung gelieferten Tabadfabrifate 
gewerbsmäßig in irgend einer Art weiter zu bearbeiten, insbejondere denjelben 
irgend welche Zuſätze beizumijchen, ſowie die bezeichneten Fabrikate im weiter 
verarbeiteten Zustande zu verfaufen oder anzufaufen. 

Auch ift verboten, aus anderen Stoffen, als der Tabadpflanze, gewerbsmäßig 
Erzeugniffe herzuftellen, welche ftatt des Tabadfs zum Nauchen, Schnupfen oder 
Kauen dienen können, desgleichen folche Erzeugnifie zu verfaufen oder anzufaufen. 

$ 5. 5. Handel mit Labakfabrikaten. Tabadfabrikate dürfen im Monopol: 
gebiet nur von den hierzu ermächtigten Perſonen ($ 30) verkauft und nur bei 
diejen angefauft werden. 

$ 6. 6. Verwaltung des Heihstabackmonopols. Die Verwaltung des 
Reichstabackmonopols fteht dem Neich zu. Die obere Leitung der Monopolver: 
waltung führt das dem Neichskanzler unterjtellte Neichstabadanıt. 

Die Anftellung der Verkäufer von QTabadfabrifaten (vergl. $ 5) erfolgt 
durch die Landesregierungen. Die Stontrole des Tabadbaus (vergl. $ 10 
bis 17, 22, 23), die Geitattung und Kontrole des Handels mit Nohtabad ($ 26), 
die Abfertigung und Kontrolirung der Ginfuhr, Ausfuhr und Durhfuhr von 
Rohtabad und Tabadfabritaten (vergl. 883, 24 bis 26, 32), fowie die Bewach— 
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ung der Grenze gegen die unerlaubte Tabadeinfuhr wird durd die mit der Ver: 
waltung der Zölle und Verbrauchsſteuern des Reichs beauftragten Yandesbehörden 
ausgeübt, welche auch im übrigen bei allen Maßregeln zur Sicherung des Reichs: 
tabadmonopol® vorzugsweile mitzuwirken haben (vergl. $S 33 bis 35). Die 
hiernach den Zoll und Steuerbehörden zugewielene Amtsthätigfeit unterliegt der 
Ueberwachung durch die Organe der Reichskontrole für Zölle und Verbrauchs— 
fteuern. Für die durch den bezeichneten Dienft den Landesregierungen erwachienden 
Koſten wird Vergütung aus der Neichsfaffe gewährt. 

Die Beamten der Monopolverwaltung find befugt, den auf die Stontrole 
des Tabadbaus bezüglichen Dienftverrihtungen beizumwohnen, beziehungsweiie von 
denjelben Stenntniß zu nehmen. 


II. Bom Tabadban. 


A. Tabadbau für die Monopolverwaltung. 


8 7. 1. Umfang und Vertheilung des Tabakbaus. Zum Tabadbau für die 
Monopolverwaltung find die in der Anlage!) bezeichneten Anbaubezirfe mit der 
Mahgabe zugelajien, daß der jedesmalige Jahresbedarf der Monopolverwaltung 
an Rohtaback auf diejelben nad) dem Verhältniß des durdichnittlichen Anbaus 
in den dem betreffenden Jahre zunächſt vorhergegangenen 3 Jahren vertheilt wird. 

Erforderlihen Falles kann der Bundesrath andere Anbaubezirfe vorüber: 
gehend oder dauernd zulafien. 


) Zum Tabadbau für den Bedarf der Monopolverwaltung ($ 7) find die nachbezeidr 
neten Anbaubezirke zugelajien: I. Im Königreih Preußen. A. Provinz Oſtpreußen. 
1. Kreis Tilfit, 2. Kreis Ragnit (im Negierungsbezirt Gumbinnen). B. Provinz Wejtpreußen. 
3. Kreis Marienwerder, 4. Graudenz (im Megierungsbezirt Marienwerder. C. Provinz 
Brandenburg. 5. Kreis Prenzlau, 6. Kreis Angermünde, 7. Kreis Oberbarnim (im Regier- 
ungsbezirk Potsdam), 8. Kreis Königsberg, 9. Kreis Lebus, 10. Kreis Ludau (im Regierung 
bezirt Frankfurt a. D©.). D. Provinz Bommern. 11. Kreis Ueckermünde, 12. Kreis Nandow, 
13. Kreis Greifenhagen (im Regierungsbezirk Stettin). E. Provinz Poſen. 14. Kreis Won- 
growig (im Regierungsbezirt Bromberg), 15. Kreis Birnbaum, 16. Kreis Mejerig (im Re 
gierungsbezirt Pojen). F. Provinz Schlefien. 17. Kreis Neumarkt, 18. Kreis Ohlau (im 
Negierungsbezirf Breslau). G. Provinz Sadjien. 19. Kreis Gardelegen, 20. Kreis Jerichom ], 
21. Kreis Wolmirjtedt, 22. Kreis Neuhaldensieben (im Negierungsbezirt Magdeburg), 
23. Kreis Bitterfeld (im Regierungsbezirt Merjeburg). H. Provinz Hannover. 24. Amt 
Gieboldehauien, 25. Amt und Stadt Göttingen, 26. Ant umd Stadt Nordheim (im 
Landdrofteibezirt Hildesheim). 1. Provinz Heſſen-Naſſau. 27. Kreis Eſchwege, 28. Kreis 
Witzenhauſen, 29. Kreis Schmalfalden (im Negierungsbezirt Kaſſel). K. Rheinprovin;. 
30. Kreis Kleve, 31. Kreis Rees (im Negierungsbezirt Düjleldorf), 32. Kreis Kreuznach 
(im Negierungsbezirf Koblenz), 33. Kreis Wittlih, 34. Kreis Merzig (im Regierung 
bezirf Trier). IT. Im Königreih Bayern. 35. Bezirksamt Speyer, 36. Bezirksamt 
Germersheim, 37. Bezirksamt Yandau, 38. Bezirksamt Bergzabern, 39. Bezirksamt Nen— 
jtadt a. D., 40. Bezirksamt Frankenthal (im Regierungsbezirt Pfalz), 41. Bezirksamt umd 
Stadtbezirt Schwabad), 42. Bezirksamt Fürth, 43. Bezirksamt und Stadtbezirt Erlangen, 
44. Bezirksamt und Stadtbezirt Nürnberg (im Regierungsbezirk Mittelfranken). III. Im 
Königreih Württemberg. 45. DOberamt Heilbronn — ohne Stadt, 46. Oberamt 
Maulbronn, 47. Oberamt Nedarjulm (im Nedarkreife). IV. Im Großherzogthum 
Baden. 48. Amtsbezirk Ettenheim, 49. Amtsbezirk Breiſach, 50. Amtsbezirt Emmendingen, 
51. Amtsbezirt Freiburg — ohne Stadt — (im Kreiſe Freiburg), 52. Amtsbezirk Lahr, 
53. Amtsbezirt Kork, 54. Amtsbezirk Offenburg (im Kreiſe Offenburg), 55. Amtsbezirk Karls— 
ruye — ohne Stadt, 56. Amtsbezirk Bruchjal, 57. Amtsbrzirt Durlach (im Kreife Karlarue), 
58. Amtsbezirk Achern, 59. Amtsbezirt Bühl (im Kreiſe Baden), 60. Amtsbezirt Mannheim 
— mit Stadt, 61. Amtsbezirt Schweßingen, 62, Amtsbezirt Weinheim (im Kreife Mannheim), 
63. Amtsbezirt Heidelberg — mit Stadt, 64. Amtsbezirt Eppingen, 65. Amtsbezirk Sinsheim, 
66. Amtsbezirt Wieslod) (im Kreiſe Heidelberg), 67, Amtsbezirt Mosbah (im Kreije Mos— 
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$ 8. Der Neichöfanzler bejtimmt jährlich für das nächftfolgende Jahr die 
Zahl der Hektaren Land, welche mit Tabak für die Monopolverwaltung bepflanzt 
werden dürfen, und deren Vertheilung auf die Anbaubezirke, desgleichen die von 
der Monopolverwaltung nad) der Qualität der Tabade zu zahlenden Preiſe. Die 
[egteren werden jpäteftens im November jeden Jahres befannt gemacht. 

Erreicht der Tabackbau einzelner Anbaubezirke nicht den geitatteten Umfang, 
jo iſt das Reichſtabackamt befugt, den Umfang des Tabadbaus für andere Ans 
baubezirfe in demſelben Jahre entiprechend zu erhöhen. 

$ 9. In welchen Gemeinden der Anbaubezirfe Tabadbau für die Monopol: 
verwaltung erlaubt werden kann, beitimmen alljährlich die Landesregierungen. 

$ 10. 2. Anmeldung zum Cabakbau und Anbauerlaubnif. Wer die Gr: 
laubnig zum Tabackbau erhalten will, hat jedesmal bis zum 15. Januar des 
Planzungsjahres bei der Steuerbehörde, in deren Bezirk die betreffenden Grund: 
ftüde liegen, eine fchriftlihe Anmeldung einzureichen, welche insbejondere den 
Namen, die Lage und die Größe jedes Grundſtücks angeben muß. 

Die Anmeldungen folder Perſonen, welchen wegen Zuwiderhandlung gegen 
diejes Gejeß der Tabadbau unterjagt ift, und die Anmeldungen aus joldhen Ge: 
meinden, in welchen die insgefammt zum Tabackbau angemeldete Fläche für das 
betreffende Jahr zwei Hektar nicht erreicht, find von der Steuerbehörde zurüdzumeiien. 

In allen anderen Fällen enticheidet die zuftändige Tabackbaukommiſſion ($ 11), 
ob und wie weit der Anmeldung Folge zu geben ift. Die Anbauerlaubniß darf 
nur an die Eigenthümer oder Nusungsberechtigten der angemeldeten Grundſtücke 
ertheilt werden. 

Tritt nad) der Anmeldung eines Grundftüds ein Wechſel im Beſitz desjelben 
ein (dur Erbgang, Berfauf, Verpachtung u. 1. w.), jo hat der neue Inhaber 
hiervon binnen 3 Tagen der Steuerbehörde des Bezirks jchriftliche Anzeige zu 
maden und fich wegen Uebernahme der Anmeldung feines Vorgängers zu erklären. 
Auch dem letzteren Liegt in den Fällen freiwilliger Befigübertragung Anzeige 
hiervon ob. 

$ 11. Zur Enticheidung über die Anmeldungen (8 10) werden für die 
einzelnen Anbaubezirfe Tabadbaufommiffionen, und zwar mindeitens je eine für 
jeden Bezirk, eingeſetzt. Die Eintheilung der Anbaubezirke in Kommilfionsbezirke 
und die Bertheilung der dem Anbaubezirt nach 8 8 zugewielenen gefammten 
Tabadbaufläche auf die einzelnen Kommiſſionsbezirke ift den Landesregierungen 
überlajlen. 

Jede Tabackbaukommiſſion beiteht aus 

1. einem Beamten der Landesverwaltung als Borfigenden, 

2. einem Vertreter der Monopolverwaltung, 

3. einem oberen Steuerbeamten des Bezirks, 

4. und 5. zwei Vertretern der am Tabackbau betheiligten Gemeinden des 
Bezirks. 


bad). V. Im Großherzogthum Heſſen. 68. Kreis Bensheim, 69. Kreis Heppenheim 
(in der Brovinz Startenburg),. VI. Im Großberzogtbum Medlenburg-Strelip. 
70, Yandwehrtompagniebezirf Neubrandenburg. VI. Im Herzogthbum Braunſchweig. 
1. Kreis Helmftedt. VIII. Im Herzogthum Sadhjen-Meiningen. 72, Kreis Mei— 
ningen. IX. Im Fürſtenthum Schwarzburg:-Rudolitadt 73. Unterherricait. 
X. Im Herzogthum Anhalt. 74. Kreis Dejiau. XI. In Elſaß-Lothringen. 
5. Stadtkreis und Landkreis Straßburg, 76. Kreis Weihenburg, 77. Kreis Dagenau, 
18. Kreis Molsheim, 79. Kreis Schlettjtadt, 80. Kreis Erjtein (im Bezirk Unter:Eljaß), 
81, Kreis Kolmar (im Bezirt Ober-Eljah). 
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Die Mitglieder zu 1 und 3 werden von den Landesregierungen ernannt, 
die Mitglieder zu 4 und 5 aus den Bezirks- oder Gemeindevertretungen nad) 
näherer Beitimmung der Landesregierungen gewählt. 

Die Entfheidungen der Tabadbaufommiffionen find endgültig und müſſen 
den Anmeldern bis zum 15. März des Pflanzungsjahres zugehen. 

$ 12. Der Inhaber eines zum Tabackbau zugelaffenen Grunditüds (Tabad- 
pflanzer) ift verpflichtet, dasjelbe mit Tabad zu bebauen und die geſammte Tabad: 
ernte gegen die feitzuftellende Vergütung (58 8, 19) an die Monopolverwaltung 
abauliefern. 

Die Rechte und Pflichten aus der Anbauerlaubniß gehen, wenn der Belit 
eines betreffenden Grunditüds vor beendeter Tabadernte wechjelt, auf den neuen 
Befiger über. Demfelben, in Fällen freiwilliger Befigübertragung auch dem bis- 
herigen Inhaber, liegt Anzeige des Befigwechield bei der Steuerbehörde des Bezirks 
innerhalb 3 Tagen ob. 

Dem Tabadpflanzer kann von der Steuerbehörde der Anbau ganz oder theil- 
weije erlafien, auch die Bepflanzung anderer als der urſprünglich angemeldeten 
Grundſtücke geftattet werden, fofern es demjelben durch bejondere Verhältniſſe un: 
möglich wird, überhaupt oder auf den urfprünglich beſtimmten Grundftüden Ta: 
bad zu pflanzen. 

8 13. 3. Kontrole des Qabakbaus. a) Im Allgemeinen. Nad) 
beendeter Pflanzung des Tabads werden die Angaben der Anmeldung zum Tabad: 
bau ($ 10) an Ort und Stelle jeitens der Steuerbehörde, welche dabei von dem 
Gemeindebeamten zu unterftügen ift, geprüft. Wermeilungsfoften dürfen dem 
Tabadpflanzer hierdurch nicht erwachſen. 

Die Steuerauffihtsbeamten find jederzeit zur Reviſion der Tabadpflanzungen 
befugt. 

S 14. b) Ermittelung der zu vertretenden Blätterzahl. Bor 
dem Beginn der Tabadernte jchreitet die Steuerbehörde, um die vollftändige Ab- 
lieferung des erzeugten Tabads an die Monopolverwaltung zu fichern, zu einer 
für den Inhaber des Grundjtüds verbindlichen Feititellung der Blätterzahl, welche 
mindeſtens abgeliefert werden muß. Auf Erfordern hat dazu der Tabadpflanzer 
eine verbindliche Deklaration über die Anzahl der Pflanzen und die durchichnitt: 
liche Blätterzahl einzureichen. 

Die behufs amtlicher Feitiegung der zu vertretenden Blätterzahl (Haftmenge) 
erforderlihen Grmittelungen werden an Ort und Stelle durch Steuerbeante, 
unter Mitwirkung eines geeigneten Stellvertreterö der Gemeinde, vorgenommen. 
Der hierzu anberaumte Termin ift der Gemeindebehörde und durch diefe den Tabad: 
pflanzern vorher befannt zu machen. Seder Tabadpflanzer iſt berechtigt, den 
Grmittelungen auf jeinen Grundftüden beizuwohnen. 

Das Ergebniß wird für jedes einzelne Grunditüd in ein Negifter eingetragen 
und durch Offenlegung des leßteren in der Gemeinde oder Zuftellung eines Aus: 
zugs an den Tabadpflanzer befannt gemacht. 

Innerhalb einer präflufiviichen Frift von 3 Tagen nad) der in ortsüblicher 
Meife erfolgten Bekanntmachung der Offenlegung des Regiſters beziehungsweile 
nad) dem Empfange des Auszugs kann der Tabadpflanzer gegen die Feſtſetzung 
Einſpruch erheben. Der Einſpruch ift in die dazu beftimmte Spalte des Regiiters 
einzutragen oder der Steuerbehörde jchriftlich zuzuftellen und muß in allen Fällen 
den Betrag der verlangten Grmäßigung genau bezeichnen. 

Die endgültige Enticheidung über den Ginfpruch wird von der für den be: 
treffenden Bezirk hierzu berufenen Kommiſſion erlaffen, welche aus einem oberen 
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Steuerbeamten des Bezirks, ald Vorfigendem, und zwei von der höheren Ver: 
waltungsbehörde des Bezirks ernannten vereideten Sacjverftändigen beiteht. 

Wird der Einſpruch unbegründet befunden, jo können dem Tabadpflanzer 
die durch die Unterfuhung und Enticheidung entitandenen Koſten ganz oder theil: 
weile zur Laft gelegt werben. ’ 

$ 15. Die feitgeleßte Haftmenge erleidet eine Verminderung: 

1. in Folge etwaiger vor der Ablieferung an die Monopolverwaltung ein— 


2. 


getretener Unglüdsfälle (wozu auch ein nach Feſtſtellung der Blätter: 
zahl eingetretener Mißwachs zu rechnen), joweit dadurch erweislich die 
Blätterzahl des erzeugten Tabads vermindert ilt. 

Bon jedem derartigen Unglüdsfall ift jpäteftens am vierten Tage 
nach deilen Eintreten und wenn derjelbe den Tabak auf dem Felde be- 
troffen hat, jedenfalls vor vollendeter Ernte jchriftliche Anzeige an die 
Steuerbehörde zu machen, welche die amtliche Erhebung des Verluſtes 
zu veranlaflen und über den Anfpruch auf Minderung der zu vertreten- 
den Blätterzahl zu enticheiden hat; 
in Folge des unter gewöhnlichen Verhältniffen bis zur Ablieferung ent— 
ftehenden Abgangs an Bruch und Abfällen. 


Wegen des hierfür zuzugeftehenden Abzugs, fowie wegen des Verfahrens 
in den unter Ziffer 1 gedachten Fällen find die von dem Bundesrath zu erlafjen- 
den Anordnungen zu beobachten. | 

$ 16. c) Borjhriften für den Tabadbau. Für die Behandlung 
der ker ne gelten die folgenden Vorſchriften: 


1. die Pflanzung iſt in geraden Neihen mit gleichen Abitänden der einzel- 


nen Pflanzen von einander innerhalb der Reihen und mit gleichen oder 
gleihmäßig wiederkehrenden Abitänden der Reihen von einander anzulegen. 


. Tabak darf nicht mit anderen Bodengewächlen gemiſcht gebaut werden ; 


jedoch ift bei gänzlichem Ausfall der Tabadpflanzen auf einer mindeſtens 
4 Quadratmeter haltenden Fläche der Nachbau anderer Gewächſe auf 
diefer Fläche geitattet. 


. Bid zu dem zur amtlichen Feſtſtellung der Blätterzahl bejtimmten Termin 


(8 14) muß die zur Regelung der Blattzahl erforderlihe Behandlung 
der Tabadpflanzen (dad Köpfen, Ausgeizen) vollitändig bewirkt fein. 


. Bevor die zu vertretende Blätterzahl amtlich feitgeitellt und über den 


etwa dagegen erhobenen Einſpruch entichieden worden ift, dürfen Tabad: 
blätter nur nad) vorheriger Anzeige bei der Steuerbehörde und unter 
Beobahtung der von diejer wegen Feititellung der Menge zu erlaffenden 
Anordnungen eingejammelt werden. 


. Alle vor der Ernte entjtehenden Abfälle (Spindeln, Geize, mißrathene 


Pflanzen u. j. w.) find auf dem Felde jofort zu vernichten. 


. Will der Tabadpflanzer das Tabadfeld vor der Ernte wegen Mißwachſes 


u. ſ. w. umpflügen, jo ift hiervon der Steuerbehörde zuvor Anzeige 
zu machen. 


. Späteftend am zehnten Tage nad) dem Abblatten müſſen, joweit Die 


Steuerbehörde nicht eine längere Frift geitattet hat, die Tabadpflanzen 
abgehauen oder in anderer Art bejeitigt werden. Die Erzielung einer 
Nachernte (da3 jogenannte Geizenziehen) fann nur ausnahmsweiſe mit 
beionderer, vor der Ernte einzuholender Genehmigung der Steuerbehörde 
und unter den von berjelben vorzufchreibenden Bedingungen geitattet 
werden. 
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Bezüglich des Verfahrens bei der Trodnung, Aufbewahrung, Cortirung und 
Verpadung des Tabads find die Beltimmungen des Bundesraths und die zu 
deren Ausführung erlaffenen Anordnungen des Reihstabadamts maßgebend. 

Ninmt der Tabadpflanzer die ihm obliegenden Verrihtungen nicht rechtzeitig 
oder ungenügend vor, jo fann die Steuerbehörde diejelben auf feine Koften aus: 
führen laſſen. 


$ 17. d) Anmeldung und amtlidhe Revifion der Trodenräume. 
Die Tabadpflanzer dürfen den geernteten Tabak nur in den der Steuerbehörde 
des Bezirks angemeldeten Räumen trodnen oder aufbewahren. Zur Benutzung 
von hierzu beſonders gemietheten Räumen oder von Räumlichkeiten außerhalb 
der Gemeindegemarktung, zu welder die Tabadpflanzung gehört, ift die Geneh: 
migung der Steuerbehörde erforderlich. 


Zu den Räumen der Trodnung und Aufbewahrung des Tabads ift den 
Stenerbeamten der Zutritt geitattet. Diejelben können jederzeit die Uebergabe zur 
Identifizirung des Tabads geeigneter Proben verlangen, vorbehaltlid) der dem: 
nächſtigen Nücdgabe oder Abrechnung der Blätterzahl von der Haftmenge. 

$ 18. 4. Einlöfung des geernteten Tabacks. Der geerntete Tabad iſt, 
begleitet von einer fchriftlichen Deklaration, zu der Zeit und an dem Orte, welde 
dem Tabadpflanzer vorgejchrieben find, der zuftändigen Einlöfungstommiflion 
vorzuführen Für den Transport werden den Tabadpflanzern, falls die Ent: 
fernung ziwifchen dem Anbauort und dem Ablieferungsort mehr als 20 Kilo: 
meter beträgt, Frachtbeiträge nadı den vom Reichskanzler zu bejtinnmenden Sägen 
gezahlt. 

Die Einlöfungstommiflionen werden aus je zwei Beamten der Monopol: 
verwaltung und drei von den zuftändigen Landesbehörden ernannten vereideten 
Sacverftändigen gebildet und bewirken das Einlöjungsgeihäft bis ſpäteſtens zum 
1. März des dem Erntejahr folgenden Jahres. Ihre Enticheidungen find endgültig. 

8 19. Den Einlöfungstommiflionen liegt insbeiondere ob, die Zahl der 
vorgeführten Tabadblätter feitzuftellen, die Einihäßung des Tabads in die Preis: 
laflen und die Ausicheidung des unbrauchbaren Tabacks vorzunehmen, die Ber: 
twiegung zu überwachen und über den für die Monopolverwaltung abgenonmenen 
Tabadf einen Empfangichein zu ertheilen, welcher auch das Guthaben des Tabad: 
pflanzers an Tabadpreiien und event. Frachtbeiträgen angeben muß. Der Tabad: 
pflanzer darf der Einlöſung des von ihm geitellten Tabads beiwohnen und etwaige 
Ginmwendungen gegen das dabei beobachtete Verfahren porbringen. 

Wird ein Ausfall an der Haftmenge feitgeitellt, To ift für die fehlende 
Menge, abgejehen von der etwa verwirften Gelditrafe, Erfag nah dem Maße des 
doppelten Verkaufspreiſes der geringſten Rauchtabadiorte zu leiiten. 

Sollte vorgeführter Tabad überhaupt unbrauchbar befunden werden, jo wird 
derjelbe unter amtlicher Aufſicht vernichtet, falls nicht der Tabadpflanzer denſelben 
innerhalb einer von der Steuerbehörde beitimmten Frift nnter Steuerfontrole in 
dad Ausland ausführt. 

Ebenſo darf der Tabad, bezüglich deifen der Tabadpflanzer ſich der Preis: 
beftimmung der Ginlöjungstommillion nicht unterwerfen will, in das Ausland 
ausgeführt werden. » 

$ 20. Der Tabadpflanzer fann auf Grund des Empfangicheins der Ein: 
löjungstommiffion (8 19) fofort fein Guthaben für den abgelieferten Tabad bei 
der zuftändigen Zahlftelle erheben. Anſprüche Dritter an das Guthaben dürfen 
nur auf gerichtliche NRequifition berüdjichtigt werden. 
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Die Cinziehung der vom Tabadpflanzer für eine Fehlmenge (8 19, Abi. 2), 
fowie an Auslagen (88 14, Abi. 6, 16, Abi. 3) der Monopolverwaltung ges 
ihuldeten Beträge geichieht in dem Verfahren für die Beitreibung von Zollgefällen 
und mit den Vorzugsrechten der Ießteren. 

$ 21. 5. Ausfchluß fremder Anfprühe auf den Caback. Auf den Ta— 
bad, welcher für die Monopolverwaltung gebaut wird, fünnen Aniprüche irgend 
welcher Art, durch welche die Ablieferung an die Monopolverwaltung verhindert 
oder beeinträchtigt werden würde, mit rechtlicher Wirkung nicht erhoben werben, 
auch nicht au3 einem vor dem Inkrafttreten dieſes Gejeges entftandenen Nechtötitel. 


B. Tabadbau zur Ausfuhr. 


$ 22. DTabadbau zum Zwede der Ausfuhr des geernteten Tabads kann 
in denjenigen zum Tabackbau für die Monopolverwaltung zugelaflenen Anbaus 
bezirfen ($ 7) geitattet werden, bezüglich deren ein Bebürfniß hierzu nach den 
bisherigen Anbauverhältniffen anzuerkennen iſt. Die Beitimmung hierüber trifft 
der Bundesrath. 

Auf den Tabackbau zur Ausfuhr finden die 88 10 bis 17 finngemäße Anz 
wendung mit folgenden Maßgaben: 

1. Die Anbauerlaubniß darf nur für Grundftüde von mindeitens 10 Ar 
Flächeninhalt ertheilt werden, und zwar nur, wenn diefelben zur Gemark— 
ung einer Gemeinde gehören, in welcher auch Tabadbau für die Monopol- 
verwaltung ftattfindet. 

. Will Jemand zugleih für die Monopolverwaltung und zur Aufuhr 
Taback bauen, jo ift bezüglich jeder Art des Tabadbaus eine bejondere 
Anmeldung abzugeben. 

$ 23. Dem Tabadpflanzer liegt ob, nad der Trodnung des für die Aus: 
fuhr angebauten Tabads der Steuerbehörde des Bezirks Anzeige zu machen, 
worauf an Ort und Stelle die Blätterzahl amtlich ermittelt und dadurd) die 
Ausfuhrmenge feitgeftellt wird. 

Hat der Tabadpflanzer in demſelben Steuerbezirt auch Tabad für die Monopol- 
verwaltung gebaut, fo ift der auf den ſämmtlichen Grundftüden erzeugte Tabad 
der Ginlöfungstommiffion ($ 18) vorzuführen, welche aus der Gefammternte den 
Antheil der Monopolverwaltuug vorweg nimmt. 

Iſt die Ausfuhrmenge Kleiner, ald die Haftmenge für die zur Ausfuhr 
bebauten Grundftüde, jo greifen bezüglich der Griagleiftung die Beltimmungen 
in 88 19, Abi. 2 und 20, Abi. 2 Platz. Nach Maßgabe der letzteren Beitimmung 
erfolgt auch die Einziehung der von dem Tabadpflanzer nad) SS 14, Abi. 6 und 
16, Abſ. 3 etwa gejchuldeten Beträge. 

$ 24. Späteſtens bis zum 15. Auguſt oder mit Genehmigung der Steuer: 
behörde bis zum 15. September des auf die Ernte folgenden Jahres muß der 
zur Ausfuhr gebaute Tabak in der nad) $ 23 feſtgeſetzten Ausfuhrmenge entweder 

1. unter amtlicher Kontrole unmittelbar in das Ausland ausgeführt, oder 

2, in einer Öffentlihen, ausſchließlich für diefen Zwed oder zugleid zur 

Aufnahme ausländiicher unverzollter Gegenftände beitimmten Niederlage 
oder in einem dem Tabadpflanzer bewilligten Privattranfitlager unter 
amtlihem Mitverfchluß niedergelegt, oder 

3. an einen fonzeffionirten Nohtabadhändler ($ 26) veräußert werden. 

In dem zu 3 bezeichneten Falle find ſowohl der Verfäufer ala auch der 
Käufer zur Anzeige bei der Steuerbehörde vor dem Beſitzwechſel verpflichtet. Die 
Haftung für die verfaufte Tabadmenge geht mit dem Beſitzwechſel auf den Käufer 


rn 
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über; der Verkäufer ift aus der bezüglichen Haftung von der Steuerbehörde zu 
entlaſſen, jofern nicht mit Nücdficht auf die Sicherung der Monopolverwaltung 
befondere Bedenken entgegenstehen. 

Auf die Lagerung des Nohtabads unter Steuerfontrole (Ziffer 2) finden 
die im WVereinszollgeieg vom 1. Juli 1869 (88 97 bis 104, 108) und im den 
bezüglichen Negulativen enthaltenen Beftimmungen über die Benugung don öffent: 
lihen Niederlagen und PBrivatlägern mit den in dem gegenwärtigen Gejeg und 
den dazu ergebenden Ausführungsbeitimmungen vorgeichriebenen Abweichungen 
finngemäße Anwendung. 

8 25. Nach näherer Anordnung des Bundesraths können Abzüge an der 
Ausfuhrmenge mit Nüdficht auf Unglüdsfälle oder natürliche Einflüſſe gewährt 
werden, welche den Tabad beim Pflanzer nad) Feititellung der NAusfuhrmenge treffen. 

Den rechtzeitig weder ausgeführten, noch unter Steuerfontrole gelagerten, 
nod an einen fonzefftionirien Nohtabadhändler überlaſſenen Rohtabad, desgleichen 
den unter Steuerfontrole gelagerten Rohtabad, welcher nad) Ablauf der Lager: 
frift nicht zur Ausgangsabfertigung geftellt wird, fann die Steuerbehörde, falls 
nicht die Monopolverwaltung denjelben anfauft, je nad) der Wahl des Tabad- 
pflanzerd und auf deſſen Gefahr und Koften entweder im Lande unter der Be 
dingung der fofortigen Ausfuhr öffentlich verfteigern oder ausführen und im 
Auslande verfaufen laffen. Bleibt der Erlös hinter den entitandenen Koſten 
zurüd, jo geichieht die Einziehung des fehlenden Betrages nad) Maßgabe des 


$ 20, Abi. 2 
II. Bon dem Handel mit Rohtabad. 

8 26. Zuverläſſigen Berionen, welche faufmänniiche Bücher führen und die 
geforderte Sicherheit beftellen, fann von der Steuer-Direftivbehörde auf Widerruf 
geftattet werden, Handel mit Rohtabaf in das Ausland zu treiben und zu dieſem 
Zwede Privattranfitläger von Rohtabak unter amtlihem Mitverihluß zu halten. 
Für dieſe Läger gelten die entiprechenden z0llgejeglichen Vorjchriften mit den durch 
das gegenwärtige Gejeß bedingten Maßgaben. Die näheren Beltimmungen werben 
vom Bundesrath erlafien. 

Die fonzeifionirten Rohtabackhändler dürfen ausländiichen Nohtabad in das 
Monopolgebiet einführen, desgleichen inländiichen Rohtaback von den betreffenden 
Tabadpflanzern ($ 22) und aus: oder inländiichen Nohtabad von anderen Eon: 
zejlionirten Rohtabackhändlern eriverben. 


IV. Tabadfabrifation und Verkauf von Tabadfabrikaten. 


$ 27. 1. Tabakfabrikation. Zur Herftellung der Tabadfabrifate für das 
Monopolgebiet werden Nohtabadmagazine und QTabadfabrifen errichtet Unter 
fihernden Ktontrolen fann die Monopolverwaltung Tabadfabrifate auch außerhalb der 
Fabriken anfertigen laſſen (Hausinduftrie). Desgleichen ift die Monopolverwaltung 
befugt, Tabadfabrifate vom Ausland einzuführen und jolche dorthin auszuführen. 

Bei der Bertheilung der Rohtabadmagazine und QTabadfabriten über das 
Monopolgebiet ift die bisherige Verbreitung der Tabadinduftrie nad) Art und 
Umfang vorwiegend zu berüdfichtigen. 

Der Betrieb der Tabadfabrifen ift von der Beſteuerung durd) Staat oder 
Kommune ausgeſchloſſen. 

$ 28. Der Bedarf der Monopolverwaltung an Rohtaback muß mindeſtens 
zu zwei Fünfteln dur inländiichen Tabad gededt werden. 

Die Monopolverwaltung iſt verpflichtet, die nachbezeichneten Arten von 
Tabadfabrifaten herzuftellen und zu den beigejegten Preifen zum Verkauf zu bringen. 


it re 
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A. Raudtabade. 


1. 1,0 Mark für 1 Kilogramm (NRippentabad), 
J ee — (Blättertaback gemiſcht mit Rippen), 
3. Aa ” " 1 " 
4, 2,9 1 
b. — " " 1 "” 
6 5, ” " 1 ” 
T. 4,0 ” ” 1 " 
FE Po | (Barinas, Portorifo und Maryland), 
ae nnd ” (feinster Barinas, Bortorifo und Maryland), 
| u Fe | " (echter türkiſcher), 
0, 58 " (feinster echter türkischer). 
B. Schnupftabade, 
1. 1,90 Mark für 1 Kilogramm, 
ER u van 1 " 
3 2,” " " 1 " 
a "ee er | " 
5 4,% " " 1 " 
6 5,0 " " —1 " 
C. tautabade 
| 1, 2,9 Mark für 1 Kilogramm, 
SE " 
3 ug n " l " 
4 u. " 1 n 
5. 4,00 Mark für 1 Kilogramm, 
6 ” " ” 1 "” 
7 6,” " "„ l " 
8 7,9 ” ” 1 " 
9 9,” " " 1 " 
D. Zigarren. 
1. 3 Pf. für 1 Stüd, 
2.4, 14 
5, „ii, 
4. 6 ” " 1 " 
5. 7 " " l * 
86, „iu 
T, I " " l „ 
.10 ,„ „I. 
9. 12 " ’ l " 
0.15, „1. 
J SE 5 
1:80 °,. -.:E 
3.25 „ „1 „(rein Davanna), 
4-30 „ „1 „ (ein Davanıa). 


Außerdem können von der Monopolverwaltung andere Tabadfabrifate her: 
getellt werden, deren Preije der Reichskanzler bejtimmt. 





186 Materialien zur Tabadmonopolfrage. 


Derielbe beitimmt ferner die VBerfaufspreife der ſeitens der Monopolver: 
waltung vom Ausland bezogenen QTabadfabrifate, jowie der Tabadfabrifate der 
Monopolverwaltung beim Abſatz in das Ausland. 

Auch kann die Monopolverwaltung Rohtaback und Tabadfabrifate zur Be 
arbeitung und Verwendung für willenichaftliche, gewerbliche und landwirthſchaft— 
lihe Zwede zu den vom Reichskanzler feitgejegten Preifen unter fichernden Son: 
trolen abgeben. 

$ 29. Außer der Monopolverwaltung und den von derjelben ermächtigten 
Berfonen darf Niemand Mafchinen oder Werkzeuge befigen, welche ausichließlid 
zur Heritellung von Tabadfabrifaten geeignet find. 

Zur Berfertigung folder Mafchinen oder Werkzeuge bedarf e3 der Erlaubnik 
des Reichstabackamts. 


$ 30. 2. Verkauf von Tabacfabrikaten. Der Verkauf von Tabadfabrifaten 
an die Konſumenten geichieht durch die Tabadverichleißer, welche von den zu: 
ftändigen Landesbehörden widerruflih und für beftimmte Orte, nad) Befinden 
unter Anweiſung des Sites in einer beftimmten Ortsgegend, ermächtigt werben. 

Den Tabadverichleigern werden von der Monopolverwaltung die Tabad: 
fabrifate durch WVermittelung von Großverſchleißern gelictert, welche die Monopol: 
verwaltung einſetzt. 

Die Tabackverſchleißer ſind verpflichtet, ſtets die dem lokalen Bedürfniß ent— 
ſprechenden Sorten von Tabackfabrikaten vorräthig zu halten, die Tabackfabrikate 
nur don der Monopolverwaltung zu beziehen und die Worjchriften der letzteren, 
namentlich in Bezug auf die Verfaufspreile, die Maßſtäbe des Verfaufs und die 
Lieferung der Waaren in der Originalverpadung an die Käufer genau zu be 
folgen. Das Verbot weiterer Bearbeitung der von der Monopolverwaltung ge 
lieferten Tabadfabrifate (8 4, Abſ. 2) findet insbelondere aud auf die Tabad: 
verichleiger Anwendung. 

Die Feilhaltung der Tabadfabrifate darf nur in dem der Stenerbehörde zu: 
vor angemeldeten Berfaufslofal des Tabadverichleigers ftattfinden, welches durch 
ein vorichriftsmäßiges Schild fenntlic gemacht und mindeftens innerhalb der 
vorzuichreibenden Stunden geöffnet fein muß. In demielben müſſen die Ermäch— 
tigungsurfunde des Inhabers und ein amtlicher Verſchleißtarif ausliegen. 

Als Vergütung wird den Tabadverichleigern ein Nachlaß von zehn Prozent 
an den tarifmäßigen Verfaufspreiien der Tabadfabrifate gewährt. Mit Rückſicht 
auf beiondere Verhältniſſe ilt das Neihstabadanıt zur Gewährung eines höheren 
Nachlaſſes bis zu zwölf Prozent befugt. 

Ausnahmsweiſe fann auc anderen Perſonen als den Tabadverjchleißern, nad) 
Maßgabe der desfalliigen Beitimmungen des Bundesraths, der Verfauf von Tabad: 
fabrifaten geftattet werden. 

$ 31. Die Verfaufsläden und Yagerräume der Tabadverjchleißer unterliegen 
der Nepifion durch die Organe der Zolle und Steuer: fowie der Monopolver: 
waltung. Diejelben find insbelondere befugt, die von den Tabackverſchleißern 
nah Vorſchrift der Monopolverwaltung geführten Bücher einzufehen, den Beltand 
an Tabadfabrifaten zu ermitteln und Proben der Fabrifate zu entnehmen. 


V. Einfuhr von Tabadfabrifaten. 


S$ 32. Don Neilenden dürfen mitgebrachte Tabadfabrifate bis zu 50 Gramm 
abgabenfrei, in größerer Menge bis zu 1 Kilogramm gegen die nachbezeichneten 
Zölle vom Auslande eingeführt werden: 


- 
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Zigarren und Zigarretten . . . 15 M. für 1 Kilogramm 
Nauchtabad, Schnupftabad und Kautabad A | | A — 
Auch kann die Monopolverwaltung einzelnen Konſumenten, mit Ausnahme 
der Tabackverſchleißer, die Einfuhr von Tabackfabrikaten Für den eigenen Verbrauch 
bis zu einer Jahresmenge von 20 Kilogramm gegen Verzollung nach dem Dop— 
pelten der vorbezeichneten Zollſätze geftatten. 


VI. Schutz des Reichstabackmonopols. 


$ 33. 1. Aufſichtsperſonal. Neben den Beamten der Monopolverwaltung 
und der Zoll: und Steuerverwaltung (vergl. $ 6) liegt aud allen übrigen Reichs: 
und Landesbeamten, desgleichen den Stommmmalbeamten, namentlich allen Polizei: 
beamten, die Verpflichtung ob, zum Schuße des Neichstabadmonopols mitzuwirken. 
Diejelben haben insbejondere Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche bei 
Ausübung ihres Dienites zu ihrer Kenntniß kommen, möglichit zu hindern und 
jedenfalls zur näheren Unterſuchung ſofort anzuzeigen. 


$ 34. 2. Ausführung der amtlichen Revifionen. Die Nevifion der von 
den Tabadpflanzern zur Trocknung und Aufbewahrung des Tabads benugten 
Räume (8 17), desgleihen der Verfaufsläden und Yagerräume der Tabadver: 
ihleißer (4 31) durch die Steuerbeamten und beziehungsweife die Beauftragten 
der Monopolverwaltung iſt von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr zuläffig; in den 
Verfaufsläden der Tabadverichleiger kann außerdem während der ganzen Dauer 
der Offenhaltung revidirt werden. Die Zeitbeichräntung fällt jedoch bei vorhandener 
Gefahr im Verzuge hinweg. 

Die Tabadpflanzer und Tabadverichleiger müſſen den revidirenden Beamten 
die Hülfsdienfte leiften oder leisten laſſen, welche erforderlich find, um die Reviſion 
in den vorgeichriebenen Grenzen zu vollziehen. 


$ 35. 3. Hausfuhungen und körperliche Vifitationen. In Bezug auf Haus: 
juhungen und körperliche Vifitationen in Fällen des Verdachtes von Zumider: 
bandlungen gegen diejes Gejeg finden die SS 126 und 127 des Vereinszollgejeges 
entiprehende Anwendung. 

$ 36. 4. Kontrole der Tabactransporte. Jeder Transport von Nohtabad, 
jei eö im Grenzbezirf oder im Binnenlande, muß von einer amtlichen Bezettelung 
begleitet ein. 

Das gleihe gilt für den Transport von Tabadfabrifaten in Mengen von 
1 Nilogramm an, jedody für Mengen bis zu 10 Milogramm nur, wenn Die 
Fabrikate fich nicht in der mit unverlegten Siegeln oder Stempeln der Monopol: 
verwaltung verjehenen Originalverpadung befinden. 

Die Transporte von Rohtaback und Tabadfabrifaten unterliegen der Reviſion 
durh die Zolle und Steuerbeamten und die ſonſtigen nach $ 33 mit dem Schuße 
des Reihstabadmonopols beauftragten Beamten. Werden Transporte der bezeich- 
neten Art, für welche es einer amtlichen Bezettelung bedarf, von den Auflichts- 
beamten ohne die erforderliche Yegitimation betroffen, oder ergiebt fich ungeachtet 
deren Borhandenjeins der Verdacht einer in Bezug auf die Ladung verübten oder 
beabfichtigten Zumiderhandlung gegen diejes Geſetz, fo find die Transportführer 
verpflichtet, mit der Ladung den Auflichtsbeamten zu der auf dem Wege zum B— 
Himmungsort zunächſt gelegenen Steueritelle oder, wenn folche über eine halbe 
Meile von dem Orte entfernt liegt, wo der verdächtige Transport angetroffen 
worden, zu der nächiten in diefer Nichtung vorhandenen Polizeibehörde, zwecks 
näherer Unterfuchung der Ladung und Fetitellung des Ihatbejtandes zu folgen. 
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VI. Strafbeitimmungen. 


(Werden nocd vorbehalten nıd zu 20 Paragraphen, alio 88 37 bis 56, 
angenommen, 


VIU. Schluß: und Webergangsbeftimmungen. 


$ 57. I. Einführungstermine. Die Beſtimmungen in den 88 1 bis 56 
dieſes Geſetzes treten in Kraft: 

1. foweit fie den Tabadbau betreffen ($$ 2, 7 bis 25), mit tem 1. Januar 
1883. Doch iſt ſchon vor dem Ablauf des Jahres 1882 die im 
$ 8 vorgeiehene Bekanntmachung bezüglid der Preife des Rohtabacks 
für 1883 zu erlaſſen; 

2. im übrigen mit dem 1. Juli 1883, jedoch mit folgenden Maßgaben: 

a) Das im 8 6 bezeichnete Neihstabadamt kann alsbald nad der Bu: 
blifation dieſes Geſetzes errichtet werden. 

b) Unbejchadet des Verbot der Tabadfabrifation (S 4) fann den Tabad: 
fabrifanten ($ 59, Abi. 3) geitattet werden, die Tabadfabrifate aus 
dem am 1. Juli 1883 in der Bearbeitung befindlichen Tabackmaterial 
fertig zu ftellen. 

c) Der Handel mit Tabadfabrifaten ift noch bis zum 1. Januar 1884 
geitattet. 

Die Beitimmungen in den 88 57 bis 7O treten mit dem Tage der Publi— 
fation in Straft. 

Vom 1. Juli 1883 an find das Geſetz vom 16. Juli 1879, betreffend die 
Beitenerung des Tabads, und die Vorſchriften des Zolltarifs vom 15. Juli 
1879 unter 25 v aufgehoben, vorbehaltlich des einstweiligen Fortbeitandes der 
Beitimmungen des eritbezeichneten Gejeges über die Steuervergütung bei der Aus: 
fuhr von Rohtaback und Tabadfabrifaten ($ 60). Doch findet das gedachte 
Geſetz vom 16. Juli 1879 auf den inländiichen QTabadbau des Jahres 1883 
nicht mehr Anwendung. 


$ 58. II. Uebergangsbefimmungen. A. Beginn des Betriebes auf 
Neihösrehnung. Der Reichskanzler ift ermächtigt, alsbald den Anfauf von Rob: 
tabad jowie die Herftellung, den Ankauf und den Verkauf von Tabadfabrifaten für 
Rechnung des Neiches betreiben zu laflen. 

Zu Dielen Zweden können insbejondere Rohtabackmagazine und Tabakfabrifen 
kauf- oder miethweiie erworben oder neun angelegt werden. Dabei iſt die Be 
ftimmung im $27, Abſ. 2 zu beachten. 

$ 59. B. Kontrolirung und Einziehung der Privatbetriebe. 
1. Anmeldung der Tebadhandlungen und TQTabadfabrifen. Wer am Tage ber 
Publikation dieſes Gejeges Handel mit Nohtabat oder Tabadfabrifaten oder 
Tabadfabrifaion betreibt, hat bis zu einem vom Bundesrath zu bejtinnmenden 
Termin der Stenerbehörde Ichriftliche Anzeige zu machen. 

In derjelben find insbefondere die Gebäude und Näume, in welchen die im 
freien Verkehre befindlichen Worräthe an Nohtabat und Tabadfabrifaten aufbe- 
wahrt oder die Tabadfabrifate hergeitellt werden, nad) ihrer örtlichen Lage und 
der Art ihrer Benutzung einzeln anzumelden. Die Tabadfabrifanten müſſen 
ferner die Zahl der am Publifationstage und der im Durchſchnitt der nächſtvor— 
hergehenden 12 Monate in der Fabrik oder fir dieſelbe beichäftigten Qabad- 
arbeiter angeben. 


— — — — 
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Jeder Wechſel in Bezug auf die Lokalitäten der angemeldeten Art (Abſ. 1) 
unterliegt der Anzeige innerhalb 3 Tagen. Die Tabackfabrikanten dürfen die 
Zahl der Arbeiter ohne Genehmigung des Neichstabadamts nicht über den Stand 
am Publifationstage erhöhen und müſſen diefen Stand, falls derielbe die durch— 
ihnittlihe Arbeiterzahl der nächitvorhergehenden 12 Monate überjteigt, entiprechend 
abmindern. 

Von der Ginftellung des Handel3 oder der Fabrifation ift dem Hauptamt 
unter Rüdgabe der Legitimation (Abi. 3) Anzeige zu machen. 

Die Tabakhandlungen und Tabadfabriten unterliegen von dem gemäß Abi. 1 
vom Bundesrath beftimmten Termin an der Nevifion der Steuerbehörde. Die In— 
haber oder deren Stellvertreter find insbeſondere verpflichtet, den oberen Steuer: 
beamten die jämmtlichen auf den Betrieb des Handels oder der Fabrik bezüglichen 
Regifter und Bücher zur Ginficht vorzulegen. Much ift die Steuerbehörde er: 
mächtigt, die Tabadfabriten unter eine ftändige Ktontrole zu stellen. 

$ 60. 2. Ablieferung der NRohtabade, der Maichinen u ſ. w. zur Tabad: 
fabrifation und der Tabadfabrifate an die Monopolverwaltung. a. Anmeldung. 
An die Monopolverwaltung find abzuliefern , joweit nicht binnen einer von der 
Stenerbehörde gewährten Frift die Ausfuhr unter amtlicher Kontrole ftattfindet : 

1. die am 1. Juli 1883 innerhalb des Monopolgebiets im Brivatbeiit 
(von Tabadpflanzern, Tabadfabrifanten, Tabadhändlern u. ſ. w.) befind- 
lihen Rohtabade, welche nicht in das Yager eines konzeſſionirten Roh— 
tabadhändlers aufgenommen werden, 

2. die an demjelben Tage innerhalb des Mlonopolgebietes im Privatbefit 
(von Tabadfabrifanten, Maichinenbauern u. ſ. w.) befindlichen Mafchinen, 
Werkzeuge und Geräthe zur Tabadfabrifation, deren tweiterer Befit 
nicht nad) Maßgabe des $ 29 geitattet wird; 

3. die am 1. Januar 1884 innerhalb des Monopolgebiet3 im Privatbeſitz 
(von Tabadfabrifanten, Händlern und fonjtigen Inhabern) befindlichen 
Tabadfabrifate, mit Ausnahme der fir den eigenen Verbraud der Be— 
jiger beftimmten Mengen, ſofern diejelben entweder nicht mehr als 
5 Stilogramm betragen oder andernfalls vom Beliger nad) Sägen von 
der halben Höhe der im 8 30 für die Cinfuhren durch Neifende be— 
ſtimmten Zolljäge verzollt werden. 

Bei der Ausfuhr der Nohtabade und Tabadfabrifate findet Nücdvergütung 
der Steuer nach Maßgabe der bei Publikation diefes Gejeges geltenden Beſtimm— 
ungen Statt. 

Die unter Ziffer 1, 2 und 3 aufgeführten Rohtabade, Majchinen u. j. w. 
und Tabadfabrifate, die legteren jedoc mit Ausnahme der zum eigenen Verbraud) 
der Inhaber beftimmten Vorräthe bis zu 5 Stilogramm, find bis je zum 4. des 
daielbit angegebenen Monats der Steuerbehörde Ichriftlich anzumelden und können 
von dem 1. Juli 1883 beziehungsweile dem 1. Januar 1884 an einftweilen 
unter amtlichen Verſchluß genommen twerden. 

$61. b. Hebernahme für die Monopolverwaltung. aa. Bezirkskommiſſionen. 
Zur Uebernahme der Nohtabade, der Maichinen, Werkzeuge und Geräthe zur 
Zabadfabrifation, jowie der Tabadfabrikate für die Monopolverwaltung, beruft 
der Reichskanzler Bezirkskommiſſionen, welche je aus einem Vertreter der Monopol: 
verwaltung, einem von der betreffenden Yandesregierung vorgeichlagenen Landes: 
beamten und drei vereideten Sachveritändigen aus den Kreiſen des Tabadhandels 
und der Tabadinduftrie beitehen. Zwecks lebernahme der Maſchinen, Werkzeuge 
und Geräthe treten je zwei vereidete Sachverſtändige aus den Streifen der Ver: 
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fertiger folcher Gegenftände hinzu. Den Bezirkskommiſſionen liegt insbeſondere 
ob, bei der Abnahme der an die Monopolverwaltung abzuliefernden Gegenitände 
deren Menge und Art durch geeignete Reviſionen zu ermitteln, ſowie die von der 
Monppolverwaltung zu zahlenden Preife zu beitimmen. 

Die Bejiger der zu enteignenden Gegenjtände find von den Bezirkskommiſſionen 
zur Betheiligung an dem Abnahmegeihäft aufzufordern. Falls der Beſitzer weder 
perſönlich ericheint noch einen Vertreter jendet, ift ihm ein folcher von der Kom— 
miflion zu beitellen. 

Zu den Revifionen müſſen Diejenigen, bei welchen revidirt wird, die nöthigen 
Hülfsdienite leiften oder leiſten laſſen. 

$ 62. Die Preiſe der von der Monopolverwaltung zu übernehmenden 
Gegenſtände werden durch Abſchätzung des Werthes der lesteren feitgeitellt. 

Bei der Werthbemeilung der Tabadtabrikate find, wenn diejelben dem Fabri— 
fanten enteignet werden, die Geitehungsfoften, jonit die Antaufsfoiten in dem 
nachgewiejenen oder Mangels eines ſolchen Nachweiſes in dem geichägten Betrage 
zu Grunde zu legen. Zu den Geitehungstoften beziehungsweile Ankaufstoften 
wird den Fabrikanten beziehungsweife den Händlern ein Zuichlag bis zu 5 Prozent 
gewährt. 

Tabrifate ganz oder theilweile aus solchen Tabackſurrogaten, welche nad) 
dem Gejeß vom 16. Juli 1879 und den bezüglichen Ausführungsvorjchriften bei 
der Heritellung von Tabadfabrifaten nicht verwendet werden dürfen, find von der 
Uebernahme für die Monopolverwaltung ausgeichloffen und unter amtlicher Kontrole 
zu vernichten, jofern nicht binnen einer von der Kommiſſion zu bejtimmenden 
Frilt die Ausfuhr in das Ausland amtlich nachgewieien wird. 

Die Händler mit Rohtaback und Tabadfabrifaten und die Tabadfabrifanten 
haben den Bezirkskommiſſionen auf Grfordern jede zwedentiprechende Auskunft 
über den Gejchäftsbetrieb wahrheitsgemäß zu ertheilen, aud die Geſchäftsbücher 
vorzulegen. 

Die nähere Anweifung bezüglich des Verfahrens der Bezirfstommiflionen 
wird vom Bundesrath erlaiien. 

$ 63. bb. Berufsinftanz. Gegen die Breisfeftitellung der Bezirkskommiſſion 
jteht dem Beſitzer der abgeihätten Gegenſtände beziehungsweile feinem Vertreter, 
jowie dem Vertreter der Monopolverwaltung Einſpruch zu, welcher jofort erhoben 
und binnen einer 14-tägigen Frift, unter Angabe der geforderten Preiserhöhung 
oder Preisermäßigung, begründet werden muß. Die Gegenftände, auf welche der 
Einſpruch ſich bezieht, werden amtlich identifizirt. 

lleber den Einſpruch enticheidet endgültig und mit Ausichluß des Rechts— 
weges eine Zentralkommiſſion, welche aus einem Vorſitzenden, zwei höheren Be 
amten der Monopolverwaltung, vier höheren Yandesbeamten und vier bereideten 
Sachverſtändigen aus den Streilen des Tabadhandels und der Tabadinduitrie be 
jteht. Für die Abſchätzung der Maſchinen, Werkzeuge und Geräthe zur Tabad: 
fabrifation treten zwei vereidete Sadverftändige aus den reifen der Werfertiger 
ſolcher Gegenftände hinzu. Zu der Kommiſſion werden der Vorfigende und die 
Beamten der Monopolverwaltung vom Neichsfanzler ernannt, die übrigen 
Mitglieder von demjelben auf Vorſchlag der feitens des Bundesraths bezeichneten 
Yandesregierungen berufen. 

Bis zur Gnticheidung, der Zentralkommiſſion und weiter innerhalb einer 
Präflufivfriit von 10 Tagen nad) dem Empfang diefer Entichetdung fteht dem 
Inhaber der abgeſchätzten Gegenstände das Recht zu, die legteren unter Steuer: 
fontrole in das Ausland auszuführen. 
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$ 64. C. Entihädigung wegen der Mufhebung oder Be 
Ihränfung der Privatbetriebe 1. Im Allgemeinen. Die Berfonen, 
welde in Folge des Verbots der Tabadfabrifation und des Handels mit Tabad- 
fabrifaten (SS 4, 5) oder in Folge der Beichränfung des Handels mit Nohtabad 
eine Berminderung ihres VBermögensitandes oder ihres Erwerbes erleiden, erhalten 
Entihädigungen, Vergütungen oder Unterftügungen nad) Maßgabe der Beitimmungen 
in den 88 65 bis 68. 

$ 65. 2. Nealentihädigung. Tabackfabrikanten und Nohtabadhändler, 
deren eigene Fabrik- oder Magazingebäude in Folge der dur die Einführung des 
Reihstabadmonopols bedingten Aufgabe des Geichäftsbetriebes im Werthe ver: 
mindert find, erhalten, jofern nicht die betreffenden Gebäude von der Monopol: 
verwaltung erworben werden, eine der Werthminderung entiprechende Entihädigung 
in Kapital (Nealentihädigung). 

Cine bezügliche Anmeldung, welche insbefondere eine Beichreibung der Ge: 
baude unter Angabe der Größenverhältnifie, eine Nachweilung des bisherigen 
Werthes und eine Berechnung der eingetretenen Werthminderung enthalten muß, 
it bis zum 15. Juli 1883 der Ortöbehörde einzureichen. Von der legteren wird 
die Anmeldung geprüft und mit einer gutachtlihen Aeußerung an die zur Feſt— 
ftellung der Entihädigung berufenen Bezirkskommiſſion (F 63) überjendet. 

8 66. 3. Perſonalentſchädigung. Mit Nüdficht auf den Verluſt oder 
die Schmälerung der bisherigen Erwerbsthätigfeit erhalten die Tabadfabrifanten, 
welde ihre Fabriken nit an die Monopolverwaltung verkaufen, und die Roh: 
tabafhändler eine Perjonalentihädigung unter der Vorausfegung, daß fie das 
Geihäft mindeftens während 5 Jahren, vom Tage der Publikation dieſes Ge- 
feges rückwärts gerechnet, unausgeſetzt betrieben und ausichließlich oder überwiegend 
aus demfelben ihren Erwerb gezogen haben. Der Anjpruch auf Berjonalentichädig: 
ung ift bis zum Ende Juli 1883 bei der Ortsbehörde anzubringen. 

Die Perlonalentihädigung beiteht für die Tabadfabrifanten in dem Fünf: 
fahen, für die Rohtabadhändler in dem Zweifachen ihres durdichnittlichen Rein— 
gewinng während der Jahre 1880, 1881 und 1882, jedoch mit der Maßgabe, 
dab für Gefchäfte, welche noch nicht 10 Jahre hindurch betrieben worden find, 
nur die Hälfte der bezeichneten Süße gewährt wird. 

Als Neingewinn gilt die Bruttoeinnahme aus dem Geichäft, nah Abzug 
der Geihäftsfoften und fünfprozentiger Zinjen des Anlage und Betriebskapitals. 
Soweit buchmäßige Nachweiſe hierüber nicht vorliegen, tritt ſachverſtändige 
Schägung ein. Bei den Nohtabadhändlern, welche NRohtabat nad) dem Aus: 
= verfauft haben, bleibt der dadurd bedingte Theil des Neingewinns außer 
Anſatz. 

Mehrere Geſchäftsinhaber gelten als ein Inhaber, mehrere Fabrik- oder 
Handelsbetriebe desſelben Inhabers als ein Betrieb. Die im Zollauslande be— 
legenen Geſchäftsetabliſſements bleiben außer Berückſichtigung. 

$ 67. 4. Perſonalvergütung. Eine Perſonalvergütung erhalten 

1. das für die Tabadfabrifation oder den Handel mit Nohtabad oder 

Tabadfabritaten techniſch ausgebildete Hülfsperlonal (Fabrikdirektoren, 
Inſpektoren oder Aufieher, Tabadagenten, Tabackmakler, Tabadreijende 
u. ſ. w.); 

2. die techniſch gebildeten Tabackarbeiter, welche bei Publikation dieſes Ge— 

ſetzes das 20. Lebensjahr bereits vollendet haben; 

3. die Händler mit Tabackfabrikaten, wenn fie die bezeichnete Erwerbsthätig— 

feit mindeftens während 5 Jahren, vom Tage der Publikation diejes 
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Geſetzes rückwärts gerechnet, unausgeſetzt ausgeübt und ausſchließlich 
oder überwiegend daraus ihren Erwerb gezogen haben. 

Von der Perſonalvergütung ſind jedoch alle diejenigen Perſonen ausgeſchloſſen, 
welche eine Stelle im Dienſte der Monopolverwaltung oder als Tabackverſchleißer 
erhalten, oder die Annahme eines ihrer bisherigen Dienſtſtellung angemeſſenen 
Poſtens der bezeichneten Art ohne ausreichenden Grund ablehnen. 

Die Perſonalvergütung beſteht für das techniſch gebildete Hülfsperſonal und 
die techniſch gebildeten Tabackarbeiter in dem Fünffachen des im Durchſchnitt der 
Jahre 1880, 1881 und 1882 jährlich bezogenen Gehalts oder Arbeitsverdienſtes, 
für die Händler mit Tabackfabrikaten in dem Doppelten des durchſchnittlichen 
Reingewinns innerhalb der vorgenannten 3 Jahre. Doch wird die Vergütung 
derjenigen Perſonen, welche den betreffenden Erwerb noch nicht 10 Jahre aus— 
geübt haben, auf die Hälfte der bezeichneten Beträge beſchränkt. 

8 68 5. Unterſtützungen. Mus beſonderen Billigkeitsgründen können 
Unterſtützungen mit Rückſicht auf den durch die Einführung des NReichstabad- 
monopols entzogen oder geſchmälerten Erwerb gewährt werden: 

1. an Perſonen, welche in die Klaſſen der nad den 88 66 und 67 zu 
einer Entihädigung oder Vergütung berechtigten Perfonen nicht fallen. 
Insbeſondere gehören hierher auch bisherige Tabadpflanzer in Diftrikten, 
in welchen laut 8 7 künftig Tabadbau nicht ftattfinden darf; 

2. an Perfonen der in den 88 66 bis 67 bezeichneten Klaſſen beim Mangel 
der dafelbit angegebenen Boransfegungen der Entichädigung oder Vergütung. 

$ 69. 6. Perfahren bezüglih der Entihädigungen, Vergütungen und 
Unterftügungen. Ueber die Zuläffigkeit der Anträge auf NRealentihädigung, Per: 
fonalentihädigung und Perfonalvergütung (88 65 bis 67), ſowie über die Höhe 
der zu gewährenden Beträge wird, unter Ausschluß des Nechtöweges, durd die 
im $ 61 bezeichneten Bezirföfommiffionen und in höherer Inſtanz durch die im 
$ 63 bezeichnete Zentralfommiffion, welchen für die Anträge auf Nealentihädigung 
je 2 vereidete Sachverftändige vom Baufach hinzutreten, Entſcheidung getroffen. 
Zum Einſpruch gegen die Enticheidung der Bezirkskommiſſion ift Derjenige, um 
deſſen Schadloshaltung es ſich handelt, ſowie der Vertreter der Monopolverwalt: 
ung befugt. Der Einſpruch muß bei der Bezirkskommiſſion innerhalb 3 Tagen 
nad) dem Empfang der Entjicheidung eingelegt und innerhalb 14 Tagen begründet 
werden, wobei, fofern die Höhe des zuerfannten Betrages angefochten wird, die 
verlangte Mehrung oder Minderung beftimmt anzugeben: ift. 

Die Gefuhe um Unterftügung (8 68) werden zunächſt von der Bezirks— 
fommiljion, jodann von der Zentrallommiflion begutachtet, worauf die Entjcheidung 
durch den Neichöfanzler erfolgt. 

In Bezug auf die vorbezeichneten Geichäfte der Bezirkskommiſſionen ergeht 
eine Inftruftion des Bundesraths. 

Die Ort3behörden find verpflichtet, den Bezirkskommiſſionen zweds Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten jede gewünschte Auskunft über örtliche und perjönliche Ber: 
hältnifje thunlichit zu ertheilen, auch die Auszahlung der Entihädigungen u. ſ. w. 
zu vermitteln. 

$ 70. Die Unterlaffung der nah 859, Abſ. 1 und 2 den Tabadhändlern 
und Tabadfabrifanten obliegenden Anzeige wird mit Geldftrafe bis zu 800 Marl 
beitraft. 

Wer ohne die nad) $ 59, Abi. 3 erforderliche Legitimation Handel mit Roh— 
tabad oder Tabadfabrifaten oder Tabadfabrifation betreibt, desgleichen wer zu: 
wider den Beſtimmungen in $ 60 den Vorrat an Rohtaback oder Tabadfabri: 
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faten oder die Maſchinen, Werkzeuge und Geräthe zur Tabadfabrifation nicht 
oder nicht vollftändig oder unrichtig anmeldet oder über die angemeldeten Gegen: 
fände im unzuläffiger Weife verfügt, unterliegt einer Geldftrafe bis zu 3000 Mark, 
jofern nicht nad) dem Strafgefegbuc für das Deutſche Neich eine ſchwerere Strafe 
verwirkt ift. Außerdem erfolgt die Konfiskation der Rohtabade, Tabadfabrikate, 
Maihinen, Utenfilien und Geräthe, in Bezug auf welche die Zumwiderhandlung 
berübt ift, und zwar unter Anwendung der 88 155 und 156 des Vereinsgzollgeſetzes. 

Hinfihtlic des administrativen Strafverfahrend wegen der vorftehend bezeich- 
neten Zumiderhandlungen, Hinfichtlich der Strafmilderung und des Erlaſſes der 
Etrafe im Gnabenwege, der Vollitredung der Strafe ſowie der Verjährung der 
Strafverfolgung kommen die Vorfchriften zur Anwendung, welche für Zumider- 
handlungen gegen die Zollgefege gelten. Die erfannten Gelditrafen fallen dem 
Fiskus desjenigen Staates zu, von deffen Behörden die Strafenticheidung erlaffen ift. 


— 


IM. Erläuterung 
zu dem Gejegentwurf, betreffend das Reichstabackmonopol. 


I. Im Allgemeinen. 


Dat Deutichland in der Entwidelung der indirekten Steuern im Bergleich 
mit anderen Ländern erheblich zurüctgeblieben ift, wurde bereitö in der am 
17. März 1881 dem Reichstag mitgetheilten Denkſchrift dargelegt. Auch wurde dort 
hervorgehoben, daß mit der Annahme des Zolltarif- und des Tabackſteuergeſetzes 
ein befriedigender Zuftand der Finanzen des Reichs und der Einzelſtaaten bei 
Beitem noch nicht erreicht ift. 

Abgeſehen von der finanziell nur wenig ind Gewicht fallenden Aenderung 
der Zolltarifpofitionen für wollene Tuch- und Zeugwaaren (Gejeg vom 19. 
Juni 1881), fodann für Weinbeeren und Mühlenfabrifate (Gefeg vom 21. Juni 
1881), ift ſeitdem das Abgabenweien des Reichs nur auf dem Gebiete ber 
Stempelfteuergejeßgebung einigermaßen entwidelt worden. Aber auch hierin blieb 
das Ichließlich zur Annahme gelangte Geſetz erheblich hinter den Vorſchlägen ber 
verbündeten Regierungen zurüd, fo daß die Erhebung von Reichsſtempelabgaben, 
deren Ertrag auf rund 12 Millionen Mark veranichlagt ift, für die beutfche 
Sinanzreform zwar nicht ohne Bedeutung, aber doch weit davon entfernt ift, die 
Erihließung anderer auögiebiger Quellen der indirekten Beſteuerung überflüffig 
eriheinen zu laſſen. 

Um die erwähnte Finanzreform weiter zu führen und zum Abſchluß zu 
bringen, ift es deshalb nöthig, die indirekte Beſteuerung des Reichs noch anſehn— 
li auszudehnen. | 

Hierzu drängt in erjter Linie das Bedürfniß, den Steuerzahlern in den 
Einzelftaaten Entlaftung von den drücdenden direften Staats- und Kommunal: 
feuern zu gewähren. Je nach der Entwicdelung, welche die direkten Steuern in 
den einzelnen Staaten des Reichs bisher gefunden haben, beftimmt fich die 
Kihtung, welche die auf die anjehnliche Steigerung der Reichseinnahmen und die 
Ueberweifungen aus bdenjelben zu gründende Yinanzreform in den Cinzeljtaaten 
ju nehmen haben wird. 
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In jenen Staaten, in welchen, wie in Preußen, das direfte Steuerjyitem 
zu einer jehr intenfiven Entwidelung gebradt ift, macht fih unmittelbar das 
Bedürfniß geltend, die drüdendften Steuern diefer Art zu bejeitigen beziehungs: 
weiſe zu erleichtern. Won den verbleibenden bireften Staatöfteuern aber wird 
weiter ein anjehnlicher Theil den Kommunalverbänden zu überweiſen fein, um 
dadurd auch Erleichterungen des jchwerften Drud3 der direkten Kommunalfteuern 
zu ermöglichen. Je weiteren Kreiſen der Steuerzahler ſolche Erleichterung ge 
währt werden fann, um jo fegensreicher wird die Finanzreform wirken. Endlich 
macht fid) mehr und mehr dad Bedürfniß geltend, die Kommumnalverbände aud 
dadurch zu entlaften, daß ihnen für auögiebige Verwendungen, insbeſondere auf 
dem Gebiete des Unterrichtsweſens und der Armenpflege, Mittel vom Staat zu: 
gewiejen werden. 

In anderen deutſchen Staaten, in welchen die direften Steuern eine minder 
vielfeitige und eingreifende Entwidelung gefunden haben, tritt das Bedürfniß 
einfacher Befeitigung gewiſſer birefter Steuern minder entjchieden hervor. Da- 
gegen befinden ſich jolhe Staaten im Allgemeinen in einer Finanzlage, welde 
eine Erhöhung der beitehenden direften Steuern auf die Dauer unvermeidlich 
macht, fall® nicht die weitere Entwidelung der indirekten Reichsbeſteuerung aud) 
weitere Mittel zur Bilanzirung der Budgets Tiefer. Auch macht fich in Dielen 
Staaten nicht minder al3 in den erjterwähnten das Bebürfniß geltend, beitehende 
Staatöfteuern ganz oder theilweife den Kommunalverbänden zu überweifen und 
erhebliche bisherige Kommunalausgaben auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Nach den neueiten Budgetvoranichlägen ſchwanken die nad) der beftehenden 
Reichsgeſetzgebung für die Einzelftaaten in Ausfiht genommenen Weberweijungen 
an Reichsſteuern etwa zwiſchen ein Scechötel und ein Drittel der in dieſen Staaten 
beftehenden direkten Steuern. Dieſes Verhältniß läßt einerſeits erfennen, melde 
werthvolle Beihülfe dem Staatshaushalt der Einzelftaaten durch die indirekte 
Beiteuerung des Reichs ſchon jet erwächſt; andererſeits ift aber aus demſelben 
erſichtlich, daß die indirekte Beſteuerung des Reichs noch eine weit größere Aus— 
dehnung nehmen muß, wenn auch, ganz abgeſehen noch von dem Erforderniß 
neuer Mittel für neue Ausgaben des Reichs oder der Einzelſtaaten, wie ſolche 
demnächſt etwa auf dem Gebiete der Unfalle und Invalidenverſicherung erwachſen 
werden, zubörberft nur in den Ginzelitaaten die Befreiung der Steuerzahler von 
allen drückenden direkten Staats- und Kommunalabgaben durchgeführt werben joll. 

Menn hieraus die Meberzeugung zu gewinnen ift, daß die indirefte Reichd- 
befteuerung anjehnlich ausgedehnt werden muß, jo werden hierbei als Objekte der 
Beiteuerung, aus inneren Gründen und nah ben Erfahrungen anderer Länder, 
vor Allem der Tabad und die geiftigen Getränke in Ausficht zu nehmen 
fein. Bon diejen Gegenständen aber ijt der Tabad unzweifelhaft zu einer ftärferen 
Steuerbelaftung nod viel geneigter ald die Getränke, und zwar umjomehr, als 
trog der Tabaditeuergejeßgebung von 1879 die Ausnügung der Steuerfraft des 
Tabads in Deutihland noch immer ganz unverhältnigmäßig weit zurüdgeblieben 
ift. Die weitere deutiche Finanzreform wird daher zunächſt von einer namhaft 
jtärferen Steuerbelaftung de Tabad3 auszugehen haben. 

Was die Art und Weife betrifft, in welcher der Tabak zweckmäßig zu 
folcher höheren Beſteuerung heranzuziehen wäre, jo ift von den in anderen 
Staaten mit gutem Erfolge angewendeten Syſtemen der Tabadbefteuerung zunächſt 
das Engliſche Syitem jchon durch die Rückſicht auf den inländiichen Tabadbau 
ohne Weiteres ausgeſchloſſen. In England ift der Tabadbau verboten, von den 
ausländiichen Nohtabaden und Tabadfabrifaten werden jehr Hohe Eingangszölle 
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nad) dem Gewicht erhoben. In Deutichland aber wird eine gejunde Steuerpolitif 
ſtets nur die Förderung, niemals die Vernichtung des inländiihen Tabadbaus 
ins Auge faſſen fünnen. 

Auh die Fabrifatfteuer, melde in den Pereinigten Staaten von 
Amerika große Erträge abwirft, jcheint auf die ganz anders gelagerten Ver: 
hältniffe im Deutichen Reich ſowohl aus finanzpolitiihen als aus volkswirth— 
Ihaftlihen Rüdfichten nicht anwendbar, wie in dem Berichte der im Jahre 1878 
nad; Nordamerika entjendeten Kommiffion (Band IV der Drudjahen der Tabad- 
Enquete-Kommiſſion) in eingehender Weije dargelegt worden ift. Ohne die Ein: 
zelheiten des Berichts hier wiederholen zu wollen, darf nur auf die dort nad: 
gewieſene außerordentlich Hohe Steuerbelaftung des Tabackkonſums ohne Rüdjicht 
auf die Berhältniffe der Waare Bezug genommen werden. Auch ftehen bie 
Kontroles und Strafbeitimmungen der nordamerifanifchen Gejeßgebung der deutfchen 
Auffaffung geradezu entgegen. 

Als eine in Deutichland mögliche Form ergiebiger Tabadbefteuerung ift in 
neuerer Zeit mehrfah dad Rohtabadmonopol bezeichnet worden, welches auch 
in der Taback-Enquete-Kommiſſion eine jorgfältige Erörterung gefunden hat. 
Dasjelbe könnte, unter Ausschluß der zu einer ungefunden Spekulation Anlaß 
gebenden Auktionen von Rohtabad, in der Art eingerichtet werden, daß das Neid) 
den eingelöften inländiichen beziehungsweife den von auswärts angefauften Roh— 
tabaf auf Grund eine® nad) Sorten und Quantitäten abgejtuften, jährlich be: 
fannt zu machenden Tarifs freihändig miederverfaufen und dabei eine geringere 
Belaftung der minderwerthigen Tabade gegenüber den werthvolleren eintreten 
ließe. Es ftehen jedoch der erfolgreichen Durchführung de Rohtabadmonopols, 
namentlich; in Bezug auf die richtige Bemeſſung der Ankaufs- und Verfaufspreife 
der Rohtabade und die angemefjene Affortirung der Rohtabadvorräthe der Mono- 
polvertwaltung, jo große praftiihe Schwierigkeiten entgegen, daß auch von 
diefem an fi) gewiß mit vielen Vorzügen ausgejtatteten Steuermodus abzujehen 
fein wird. 

Danach würden ald geeignete Wege zu ftärferer Heranziehung de3 Tabacks 
nur verbleiben: die Beibehaltung des jegigen Gewichtsſteuerſyſtems 
unter namhafter Erhöhung der Steuerfäge, etwa auf das Dreis oder 
Bierfahe, und das volle Reihstabatmonopol. Der erftere Weg würde 
neben manchen lnzuträglichkeiten zweifellos mit einer erheblichen Vertheuerung 
der (Tabadfabrifate und einer entiprechenden Abnahme des Konſums verbunden 
fein, während dieſes Bedenken dem Tabadmonopol namentlich dann nicht entgegen= 
fteht, wenn bei Einführung deffelben, der beitehenden Abficht entjprechend, bie 
bisherigen Preife der Tabadfabrifate im Wejentlichen beibehalten werben. 

Als das für Deutichland geeignetite Syitem einer hohen Tabadbeitenerung 
ftellt fich Hiernach in Webereinftimmung mit den Erfahrungen bedeutender Groß- 
ftaaten des europäifchen Kontinents dad Monopol des Handels und der Fabri— 
fation dar, 

Wie dadjelbe in jeiner Durhführung für Deutichland gedacht ift, geht aus 
den Einzelbeftimmungen des Gejegentwurfs hervor. Aus denfelben ift erfichtlich, 
dab nicht etwa an eine einfahe Kopie des öfterreihiichen oder franzöfiichen 
Monopol3 gedacht, jondern der Verſuch gemacht ift, den befonderen wirthichaft- 
lien wie politifhen Berhältniffen Deutichlands voll Rechnung zu tragen. 

Der Tabadbau fol unter dem Monopol quantitativ nicht bloß in der 
bisherigen Ausdehnung erhalten, jondern es joll auch eine ftetige Weiterentwicke— 
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[ung desjelben ermögliht werden. Dadurch, dab die Fabrifate im Weſentlichen 
zu den biöherigen Preifen an den Konſumenten gelangen jollen, wird aller Bor: 
ausficht nad jede — aud) eine bloß vorübergehende — Abnahme des Konſums, 
melde ungünftig auf den einheimiihen Tabadbau wirfen würde, ferne gehalten 
und die jtetige mit der Bevölferungsmehrung zunehmende Entwidelung des Tabad: 
baus gefihert. Eine werthvolle pofitive Garantie ift für den einheimiichen Tabad: 
bau dur die gejegliche Firirung der Anbaubezirfe und eines Minimums ein: 
heimischen Tabacks, der in der Negiefabrifation zu verwenden ift, geboten. 

An qualitativer Beziehung wird der Tabadbau, durd) dad Syſtem der 
Klaffifitation der Tabade, welches eine Prämie für jorgfältige Kultur enthält, 
gleichfalld gewinnen. 

MWirthichaftli wird der Produzent unabhängig von den Gefährdungen der 
Privatſpekulation und findet dafür in der Monopolverwaltung einen zahlungs: 
fähigen Käufer, der zu beftimmter Zeit und zu voraus feitgeftellten angemefjenen 
Breifen ihm feine Waare abnimmt. 

Die Anbaubezirfe find jo bemeſſen, daß im Wefentlichen überall da, wo ber 
Tabackbau zu den herföümmlichen Erwerböquellen des Landwirths gehört, aud 
fernerhin Tabadbau ſowohl für die Monopolverwaltung al® für die Ausfuhr 
wird ftattfinden können. 

In der Ueberwahung des Tabadbaus tritt eine Verſchärfung gegen den 
dermaligen Zuftand nicht ein. Die hierauf bezüglichen Vollzugsvorſchriften 
werden mehrfach jogar minder ftreng als die bisherigen geftaltet werden fünnen. 
Dies gilt beijpieläweife von den Vorichriften über die Vernichtung der Tabad: 
ftengel auf dem Felde, welche bei dem Vorhandenjein der Privattabadinduftrie 
und unter der Geltung hoher Gewichtöiteuerfäge ftrenger fein müſſen, als unter 
dem Monopol. 


Was die gewerbliche und techniſche Seite der Tabadverarbeitung betrifft, 
fo ift die möglichjt vollftändige Weberleitung der derzeitigen Privatfabrifation in 
den Negiebetrieb in Ausficht genommen. Dies gilt jowohl in geographiicher als 
in quantitativer und qualitativer Hinficht. 

Es ift beabfichtigt, die dermalen beftehenden Tabadinduftriebezirfe als ſolche 
zu erhalten und nur die mit Einführung der Monopolverwaltung unerläßlichen 
Umbildungen in der Gliederung der Fabrifationsftätten vorzunehmen. Mit Nüd: 
fiht auf die große Ausdehnung der Zigarrenfabrifation in Deutichland ift dauernd 
der Beitand zahlreicher Yabriffilialen neben den großen Hauptfabrifen in Ausficht 
genommen. Außerdem joll auch, joweit es thunlich ericheint, die Hausinduftrie 
forterhalten bleiben. 

Wie ſich die Regiefabrifation etwa quantitativ und qualitativ geftalten würde, 
ift näher in der anliegenden Dentichrift ausgeführt. Da das deutihe Monopol 
nah den in Ausficht genommenen Preiſen der Fabrikate grundfäglich feine Ber: 
theuerung der Artikel des Maſſenverbrauchs herbeiführen joll, jo ift nur ein Er: 
trag des Monopol3 zu erwarten, welcher hinter den hohen Summen, weldhe das: 
felbe in Frankreich dem Staatsſchatze zuführt, zurücdbleibt. 

In dem Voranihlag in Beilage M der Dentichrift ift der Neinertrag des 
Monopol® ohne die Verzinfung des Entihädigungsfapitals auf rund 175", 
Millionen Mark angenommen. Unter Zugrundlegung eines Entihädigungsfapitals 
von rund 234 Millionen Mark verbleibt bei Anrehnung von 4!/, Prozent 
Zinfen und Amortijation ein jährlicher effektiver Neinertrag des Monopols von 
rund 165 Millionen Marf. 
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Was jchließlic die Intereffen der Einzelitaaten an der Art der Einrichtung 
und Verwaltung des Monopols betrifft, jo haben diejelben in dem Gejegentwurfe 
jorgfältige Wahrung gefunden. 

Durd die Garantien, welche dem Tabackbau und den Tabadinduftriebezirken 
gewährt find, ift dafür gelorgt, daß in diefer Beziehung feine wejentlide Ver: 
ihiebung der dermaligen Zuftände zwiſchen den einzelnen Bundesftaaten ftattfinde. 
Cine Eare und den beiderjeitigen Interefien Rechnung tragende Abgrenzung der 
Reichs- und Staatögewalt wird darin zu finden fein, daß die gefammte Ge: 
ftattung und Weberwahung des Tabackbaus ſowie die Aufitellung der Detailver- 
füufer Landesangelegenheit jein fol, während die Fabrikation und die Oberleitung 
der Monopolverwaltung als Reichsangelegenheit erjcheint. 


II. Im Befonderen. 
Zu Abſchnitt II. 


Dom Tabadbau. 


In den allgemeinen Bemerkungen ift bereits hervorgehoben, daß die Fürſorge 
für den inländiihen Tabackbau alö eine der wichtigften Aufgaben der Monopol: 
geieggebung und demnächſt der Monopolverwaltung anzujehen ilt. Um vor 
Allem den ununterbrochenen Fortbeitand des Tabadbaus in mindeſtens dem bis— 
herigen Gejammtumfange zu fichern, ift insbefondere aud die Zulaffung des 
Tabadbaus zur Ausfuhr (SS 22 bis 25) und des Handels mit Rohtabad zur 
Ausfuhr (8 26) in Vorfchlag gebradit. 

Die einzelnen Beftimmungen des Gejegentwurfs ſchliehen ſich an das Geſetz 
vom 16. Juli 1879, betreffend die Beſteuerung des Tabacks und die Vorſchläge 
der Taback-Enquete-Kommiſſion, möglihft eng an. Dabei ift noch Folgendes zu 
bemerfen: 


A. Tabakbau für die Monopolverwaltung. 


1. 3u 8 7. 

a. Nach der Anlage zum 8 7 foll allerdings, wie die Vergleihung mit der 
im Jahre 1878 nad politiichen Bezirken aufgeitellten Statiftit des Tabadbaus 
(Anlage I zum Bericht der Tabad-Enquete-Kommiffion) ergibt, eine nicht unbe: 
trähtlihe Zahl von Bezirken künftig vom Tabackbau ausgeichloffen werden. Der 
Tabadbau diefer Bezirke war jedoch nur von äußerſt geringer Bedeutung. In 
denielben wurden im Jahre 1878 von 4791 fteuerpflichtigen Tabadpflanzern 
329 Heltare Land und von 72328 fteuerfreien Tabadpflanzern 189 Hektare 
Land, insgeſammt alfo von 77119 Tabadpflanzern 518 Hektare Land mit Tabad 
bebaut, während im ganzen NReichöiteuergebiet 77714 fteuerpflichtige Tabadpflanzer 
17776 Hektare Land und 81607 jteuerfreie Tabadpflanzer 221 Hektare Yand, in 
Summe mithin 159321 Pflanzer 17997 Hektare Land mit Tabak angebaut 
hatten. Auf die fraglichen Bezirke entfielen alfo noch nicht 3 Prozent der ge: 
ſammten Tabadflähe. Die künftige Zulaffung jener Bezirfe zum Tabackbau 
würde mit einer gegenüber dem Nugen für die dortige Landwirthichaft ganz uns 
verhältnigmäßig großen Vermehrung der Gefahr von Defrauden fowie der Ber: 
waltungsfoften verbunden jein. 

b. Die gejeglihe Firirung eines Maßſtabes für die Vertheilung des jähr: 
lihen Rohtabadbedarfs der Monopolverwaltung auf die Anbaubezirte gewährt 
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volle Garantie gegen Beeinträchtigung des Tabackbaus einzelner Bezirke zu 
Gunsten anderer Bezirfe. Dabei empfiehlt es fich, nicht ein feites, sondern ein 
bewegliched Maß in der vorgefchlagenen Weiſe zu Grunde zu legen, weil daburd 
fortlaufend eine Korrektur in der Vertheilung nad Maßgabe der Geftaltung des 
Tabadbaus in den einzelnen Bezirken ermöglicht wird. 


2. Zu 88. 


a. Nah den Vorſchlägen der Taback-Enquete-Kommiſſion (Nr. 59 der 
Druckſachen, Ziffer 23 und 25) foll die alljährliche Beſtimmung über die Größe 
der Anbauflähe in den einzelnen Anbaubezirfen, deögleichen über die von ber 
Monopolverwaltung an die Pflanzer zu zahlenden Tabadpreife vom Bunbdesrath 
getroffen werden, während der jegige Entwurf diefe Befugnifje dem Reichskanzler 
überträgt. Dies folgt einerjeit3 au3 den Kompetenzbeitimmungen im $ 6, anderer: 
feit3 jprechen dafür überwiegende Gründe der praftiichen Zwedmäßigfeit. Uebrigens 
hat die Feitfegung der Anbauflähen jett neben der Beitimmung des $ 7 über 
die Nepartition ded Tabadbedarf3 der Monopolverwaltung auf die Anbaubezirfe 
eine wejentlich geringere Bedeutung, als ihr nad den Vorichlägen der Enquete— 
Kommiſſion beimohnt. 

b. Die Beitimmung im zweiten Abjag entipriht einem praftijchen Be 
dürfniß. 

3. Zu 8 10. 


a. Bezüglich der Unterfagung des Tabackbaus wegen Gejegesübertretungen 
ift das Nähere dem Abjchnitt über die Strafbeitimmungen vorbehalten. 

b. Abweichend von der Taback-Enquete-Kommiſſion (Drudiahe Nr. 59, 
Ziffer 6), welche nur Grundftüde bis zu 4 Ar Flächeninhalt abwärts zum Tabad: 
bau zulaffen wollte, ift von der Feltiegung eine bezüglichen Mindeftmaßes im 
Intereſſe der kleinen Landwirthe, für welche der Tabadbau eine beſonders wichtige 
Ginnahmequelle bildet, gänzlich Abftand genommen worden. Daneben wird einer 
übergroßen, die fichernde Kontrole erheblich gefährdenden Zeriplitterung des Tabad- 
baus durch die Beitimmung vorgebeugt, daß nur die Anmeldungen aus folchen 
Gemeinden zu berüdfichtigen find, in welchen die insgefammt zum Tabadbau an— 
gemeldete Fläche mindeſtens zwei Heftare beträgt. 


4. Zu 8 14 


Die nad) dem jegigen DQTabaditeuergejeg und den dazu ergangenen Ausführ— 
ungöbeftimmungen ausnahmsweiſe zugelafiene Feitiegung der Haftmenge des 
Tabadpflanzer nad dem Gewicht joll künftig hinwegfallen und die Feſtſetzung, 
twie in Frankreich, ausjchließlih nah der Blätterzahl ftattfinden. Denn ab: 
gejehen davon, daß nad) den bisherigen Erfahrungen das Verfahren der Gewichts: 
abihägung eine zu geringe Sicherheit bieten würde, haben auch die Tabadpflanzer 
an der Fortdauer des letzteren Verfahrens infofern fein wmejentliches Intereſſe, 
als fie dadurch von der Büjchelung des für die Monvpolverwaltung beitimmten 
Tabacks nicht befreit werden könnten, da dieſer Tabak zwecks Einſchätzung in die 
Preisklaſſen jedenfall® jortirt und gebüfchelt werden muß. Bezüglich des für die 
Ausfuhr gebauten Tabad3 aber ift die durch die WBlätterzählung ermöglichte 
Ichärfere Kontrole gerade von befonderer Wichtigkeit. 


d. Zu $ 16. 


a. Die Beitimmungen des erſten Abjages unter Ziffer 1 bis 7 entiprecdhen 
im Weſentlichen dem $ 22 des jegigen Tabaditeuergeieges. 


* 
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b. Die im zweiten Abjat bezeichneten Beitimmungen über dad Verfahren 
bei der Trodnung, Aufbewahrung, Sortirung und Berpadung des Tabacks find 
zur geieglihen Firirung nicht wohl geeignet und werden zwedmäßig den Aus— 
führungöporichriften vorbehalten. 

ec. Durch die Beitimmung im legten Abjag ſoll die Möglichkeit einer 
ſchnellen Abhülfe gegen Nachläſſigkeit oder MWiderfpenftigfeit der Tabadpflanzer 
gewährt werden. 

6. Zu 8 18. 


a. Nach dem Vorſchlage der Enquetefommiffion (Drudfahe Nr. 59, 
Ziffer 29) jollte in die Einlöfungstommiffion neben einem Beamten der Mono: 
polverwaltung und drei Sachverſtändigen aud; ein Oberbeamter der Steuerver- 
waltung berufen werden. Hiervon ift Abitand genommen, weil den betreffenden 
Steuerbeamten oftmal3 die für dad Einlöfungsgeichäft erforderliche Sachkenntniß 
nit beimohnen wird, und ftatt deifen die Vertretung ber Monopolverwaltung 
durh zwei Beamte vorgejehen, wie dies aud der Einrichtung in Frankreich 
entipricht. 

b. Während die Enquete-Kommiſſion (a. a. DO. Ziffer 34) die Gewährung 
eines Frachtbeitragd an die Tabadpflanzer für den Transport des Tabadd vom 
Anbauort zur Ablieferungsitelle jchon bei Entfernungen von mehr als 8 Kilo— 
meter in Ausficht nahm, jollen nad) dem Gefegentwurf die Frachtbeiträge erft bei 
Entfernungen von mehr ala 20 Kilometer eintreten. Hierdurch wird billigen 
Anfprühen genügend Rechnung getragen werben. 

7: Zu 8 19. 

Als Mapftab der Erjagleiftung für fehlende Tabadblätter ift das Doppelte 
des Verkaufspreiſes der geringiten Rauchtabadjorte angenommen, da bei der dem 
Borihlage der Enquete-fommiffion (a. a. DO. Ziffer 31) entiprechenden Zugrunde— 
legung des einfachen Verkauföpreifes den Defraudanten gegenüber den Beſtimm— 
ungen de $ 28 über die Preiſe der Tabadfabritate in vielen Füllen die Mög: 
lihteit eines erheblichen Gewinnes gegeben wäre. 


B. Zabakbau zur Ausfuhr. 
8. Zu $ 22. 

a. Im Hinblid auf die mit dem Tabadbau zur Ausfuhr verbundene er- 
beblihe Gefahr von Defrauden ſcheint e8 geboten, denfelben örtlich ſoviel ala 
möglich zu beſchränken. Dieſer Rückſicht einerjeit3 und den berechtigten Anjprüchen 
der Tabadpflanzer andererſeits gejchieht Genüge, wenn der Tabadbau für die 
Ausfuhr nur in denjenigen zum Tabackbau für die Monopolverwaltung zuges 
lafienen Bezirken geftattet wird, von deren Tabaderzeugniß bisher ſchon regel» 
mäßig größere Mengen in dad Ausland geführt find. Im diefem Sinne ift die 
Beitimmung im erften Abſatz des 8 22 veritanden. 

b. Die Beitimmungen im zweiten Abjag unter Ziffer 1 empfehlen fid) im 
Intereffe einer leichteren und befferen Handhabung der Kontrole. 


9. Zu 8 24. 
Es erichien bebenklih, nad) dem Vorſchlage der Taback-Enquete-Kommiſſion 
(a. a. O. Ziffer 37), dem Tabadpflanzer die eventuelle Aufnahme des betreffen: 
den Tabad3 in ein Magazin der Monopolverwaltung zuzufichern, weil der letzteren 
aus der Uebernahme einer folchen Verpflichtung leicht erhebliche Unzuträglichkeiten 
erwachien könnten. 
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Zu Abjchnitt II. 
Bon dem Handel mit Rohtabad ($ 26). 


Der Tabackbau zur Ausfuhr wird nur beitehen können, wenn den Pflanzern 
die Möglichkeit gegeben ift, fich zum Abſatz ihres Tabacks nad) dem Auslande 
der Vermittelung inländifcher Händler zu bedienen. Dieſer Geſichtspunkt jcheint 
fo überwiegend für die Geftattung des Handels mit in ländiſchem Rohtabad in 
das Ausland zu fprehen, daß die vom Standpunkte der Monopolverwaltung 
entgegenftehenden, allerdings nicht unerheblichen Bedenken zurüdtreten müſſen. 

Der Gefegentwurf will aber ferner, abweichend von der Enquete-Kommiſſion 
(vgl. Drudjade 68, Seite 32), in Berüdfihtigung eines anzuerfennenden Be 
bürfniffes auch den Handel mit ausländiichem Rohtabad in dad Ausland zu: 
lafien. Es erjcheint dies um jo mehr zuläffig, als die Intereſſen der Mono: 
polverwaltung dur den Handel mit ausländiihem Rohtaback weniger als durd 
den Handel mit inländiihem Rohtabad gefährdet werden. 


Zu Abſchnitt IV. 
Tabadfabrifation und Berfauf von Tabadfabrifaten. 
1. Zu 8 27. 


Die Einrihtung, jowie der Umfang und die Ausdehnung der Fabrikation 
ift abhängig von der muthmaßlichen Stärke des Konſums und von der Richtung 
desſelben. . 

Da e3 in der Abficht liegt, dem Konſumenten die Fabrikate zu den ſeit— 
herigen Preifen zu liefern und feine qualitative Verringerung der Fabrifate in 
den einzelnen Preisklaſſen eintreten zu laſſen, ſowie den verjchiebenartigften Ge 
ſchmacksrichtungen durch Herftellung einer ausreichenden Anzahl verjchiedener Sorten 
bei jeder Gattung von Fabrifaten thunlichit gerecht zu werben, jo ericheint — 
wie bereit3 oben bemerkt worden ift — die Annahme ausgeſchloſſen, daß der 
Konſum weientlih oder dauernd zurückgehen oder fi) zu Ungunften des Ertrages 
in der Richtung der niedrigeren Preisklaſſen verichieben werde. 

Es wird daher Fürlorge getroffen werden müflen, daß die Monopolpver: 
waltung von Anfang an in der Lage jei, Tabadfabrifate in der Art und Menge 
herzustellen, wie fie feither in den Konjum übergegangen find. 

Dabei ermweift es ſich ſowohl von techniſchen als von finanziellen Gefichts: 
punkten aus als nothwendig, ſich auf die beftehende Induftrie zu fügen und vor: 
handene Fabriken in genügender Anzahl zu erwerben oder anzumiethen. 

Letzteres wird fich bei der großen Zeriplitterung der Zigarrenfabrifation 
für die erfte Einrichtung in größerem Umfang deßhalb empfehlen, weil es dadurd) 
erleichtert ift, den Betrieb jpäter inſoweit zu fonzentriren, als aus Erſparnißrück— 
fihten nüglih und wünſchenswerth ift. 

Unter Zugrundelegung der in der Anlage 1 berechneten Mengen find auf 
die Dauer mindeſtens 28 bis 30 große Fabriken mit gemifchtem Betrieb und 
ungefähr 120 bis 130 Fabrikfilialen für Zigarrenfabrifation, in denen zujammen 
ungefähr 80,000 Arbeiter Beihäftigung finden, fowie 30 bis 35 Magazine be 
ziehungsweije Magazinverwaltungen erforderlih. Für die Hebergangsperiode wird 
jowohl die Zahl der Fabriken und Filialen ald die der Magazine noch erheblich 
größer jein müſſen. 

Bei Beltimmung der Anzahl der Magazine ift davon auszugehen, daß jähr- 
lih von der inländiichen Tabadernte zirka 800,000 Zentner in dachreifem Zu: 
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ftande magazinirt und durcdhichnittlic der halbe Jahresbedarf an ausländischen 
Tabad auf Lager fein muß. 

Zur Unterbringung der eriteren Menge werden zirfa 30 Magazine vorgejehen 
werden müſſen, während für 400,000 bis 450,000 Zentner ausländiihen Tabad 
3 große Magazine genügen werden, bejonder8 wenn mehrere Gebäulichkeiten zu— 
ſammen ein Magazin bilden oder zu einem ſolchen vereinigt werden können. 


Im eigenen Interefje der Monopolverwaltung liegt es, die Fabrikation nicht 
in wenige, jehr große und geichlofjene Etabliffements, welche naturgemäß in 
größeren Städten fein müßten, hineinzuzwängen, fondern eine größere Anzahl 
fleinerer Yabrifen an Orten, wo billige Arbeitöfräfte, insbejondere für die Zigarren 
fabrifation, zu haben find, weiter zu betreiben. Die Leitung dieſer kleinen Fabriken 
fann von den Hauptetabliffements aus erfolgen, wobei es feine befonderen Schwierig- 
keiten bietet, ausreichende Kontrolmaßregeln einzuführen und zur Anwendung 
zu bringen. 

Ebenjowenig dürfte es einem Bedenken unterliegen, die Hausinduftrie in 
gewiſſem Umfange fortbeftehen zu laſſen. Ueberall, wo Fabriken in der Nähe 
find, kann ohne große Gefahr in der Umgegend zuverläffigen Perſonen Tabad 
zur Verarbeitung in ihrer Wohnung verabfolgt werden. Allerdings kann das 
Rendement nicht mit voller Sicherheit im Voraus beftimmt und feftgejeßt werden. Wie 
die Erfahrung lehrt, ift dasſelbe, felbit unter den gleichen äußeren Bedingungen, 
ſtets mehr oder weniger ſchwankend, jo daß Spielraum von einigen Prozenten 
auh von der Monopolverwaltung wird gegeben werden müffen. Doch kann dem 
hierin liegenden Rififo feine durchſchlagende Bedeutung beigemeffen werben, wenn 
es fih) darum handelt, eine Art der induſtriellen Thätigkeit aufrecht zu erhalten, 
welhe gerade für ärmere Gegenden jehr wohlthätig zu wirken geeignet ift. 

Die Befugniß, Tabadfabrikate einführen zn dürfen, muß die Monopolver- 
waltung, wie dies in ſämmtlichen Monopolländern der Fall ift, für fih in Ans 
Iprudy nehmen. Bon diefer Befugniß wird im nationalen wirthichaftlichen In— 
tereffe jelbftverftändlih nur inſoweit Gebrauch gemacht werben, ala ein wirkliches 
Bedürfniß dazu vorhanden ift (Import von echten HavannasZigarren 2c.). 

Minder wichtig it die Ermächtigung zur Ausfuhr nad) dem Ausland; doc 
empfiehlt es fi, der Monopolverwaltung aud in diefer Beziehung diejenige Be- 
megungöfreiheit zu geftatten, welche fie in anderen Ländern hat. 

Daß der Betrieb der Kaijerlihen Tabadfabrifen von der Beiteuerung durch 
den Staat oder die Kommune befreit bleibt, wird durch das Verhältniß der Einzel: 
faaten zum Neich bedingt. Die Herftellung von Tabadfabritaten ift unter der 
Serrihaft de Monopols ein Hoheitsrecht des Neiche. 


2. Zu $ 28. 


Das Intereffe der Landwirthichaft erfordert e3, die Monopolverwaltung 
geleglich zu verpflichten, ihren Bedarf an NRohtabad zu einem beftimmten Bruch: 
theil aus dem inländiihen Tabadbau zu deden. Nach dem jegigen Stand ber 
Entwidelung der Fabrikation und des Konſums ift die Bindung der Monopol- 
verwaltung mit zwei Fünfteln ihres Geſammtbedarfes unbedentlih. Wenn zu 
dem Gejammtbedarf von zirka 1,560,000 Zentnern der inländiihe Tabadbau 
mindeitend 600,000 bis 640,000 Zentner fermentirten Tabad gleich 750,000 
bis 800,000 Zentner in dachreifem Zuftand zu liefern hat, fo liegt darin für 
die Pflanzer eine nicht zu unterichägende Garantie, daß es nothwendig tft, den 
inländischen Anbau im Wejentlichen mindeſtens in dem feitherigen Umfange fort: 





202 Materialien zur Tabadmonopolfrage. 


beftehen zu laflen und zu diefem Behufe angemefiene Preife für den Tabad voll 
zu bewilligen, damit nicht eine freiwillige Einſchränkung des Anbaus ftattfinde. 

Andererjeit3 ift eine Schädigung des Konſums daraus nicht zu erwarten, 
weil ed nad) der Statiftif des Anbaus, ſowie der Ein- und Ausfuhr von Tabad 
faum einem Zweifel unterliegen fann, daß feither Schon jährlich mindeftend 600,000 
Zentner inländifhen Tabad3 in den Konſum des Inlandes übergegangen find. 
Eine noch erwas ftärfere Heranziehung des inländifchen Tabad3 zur Fabrikation 
wäre nad und nad möglih und durchführbar, jedod im Intereſſe der Rentabi- 
lität de3 Monopols nur innerhalb gewiffer Grenzen und mit großer technijcher 
Vorſicht. 

Der Verkaufstarif umfaßt zunächſt nur diejenigen Preislagen, in welchen 
Fabrifate von der Monopolverwaltung hergeftellt werden müſſen. Zu jedem 
ber aufgeführten Preife werden aber mehrere verjchiedenartige Fabrikate anzufer: 
tigen jein. Beſonders bei den Zigarren wird ben verjchiedenen Geichmadärid: 
tungen eine größere Auswahl von Sorten, ſowohl der Facon als der Kompofition 
nad, in jeder Preislage geboten werden müſſen, um einer Verfchiebung und Min- 
derung des Konſums vorzubeugen; ähnlich verhält es fih auch bei denjenigen 
unter den übrigen Fabrifaten, bei welchen fich der Geihmad der Sonfumenten 
zufolge der hohen Entwidelung der Tabadinduftrie im Laufe der Zeit ungemein 
ipezialifirt hat. 

Die Herftellung von Fabrifaten in anderen Preislagen, als im Tarif vor: 
— wird lediglich davon abhängig zu machen ſein, ob ein Bedürfniß dazu 


ervortritt. 
Zu Abſchnitt V. 


Einfuhr von Tabackfabrikaten ($ 32). 

Der Entwurf will dem Bebürfniß der Neifenden und der an ausländiſche 
Tabadfabrifate gewöhnten einheimiichen Raucher jomweit ald möglich entgegenkonmen 
und folgt dabei im Allgemeinen den Vorſchlägen der Enquete-Kommiſſion (Drud: 
fahe Nr. 59, Ziffer 70 bis 72). 

Da vorausfichtlic; überwiegend Tabadfabrikate von hohem Werthe zur Ber: 
zollung gelangen werden, jo werden die vorgejchlagenen Zolfäge ald angemeflen 
ericheinen. 

Zu Abſchnitt VL 
Schuß des Reihstabadmonopol3. 
1. Zu 8 33. 

Mit Rüdfiht darauf, daß die Erträge des Reichsſtabackmonopols durd den 
Schmuggel und die unerlaubte Herftellung beziehungsweife die Verfälfhung von 
Tabadfabrifaten überall im Monopolgebiet ftark bedroht find, jcheint es geboten, 
auch den nicht an der Monopolverwaltung betheiligten Reichs- und Landesbe— 
amten, deögleichen den Kommunalbeamten gejeglih die Verpflichtung zur Mits 
wirkung beim Schutze ded Reichstabackmonopols aufzulegen. Im Webrigen lehnt 
fih die Beſtimmung an den $ 20 des PVereinäzollgefeges an. 

2. Zu 8 36. 

Die Einführung einer Transportkontrole in Bezug auf Nohtabad und Tabad- 
fabrifate bietet ein bejonder8 geeignetes Mittel zur Verhütung und Entdedung 
unredlichen Verkehrs mit Tabak und hat ſich als ſolches in Frankreich durchaus 
bewährt. Den franzöfifchen Beitimmungen folgt der Entwurf im Wejentlichen. 
Außerdem ift der $ 132 des Vereinszollgeſetzes berüdfichtigt. 
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Zu Abſchnitt VII. 
Schluß: und Hebergangöbeftimmungen. 
1. Zu 8 57. 

Bei Beltimmung der Cinführungstermine ift von der Borausfegung audges 
gangen, daß das Gejeg ſpäteſtens im Juli oder Auguft 1882 werde publizirt werben. 

Die Fortdauer des bisherigen Handels mit Tabadfabrifaten bi3 zum 1. Januar 
1884 ($ 57, Biffer 2 c) jcheint geboten, weil es nicht möglich fein wird, ſchon 
früher im nöthigen Umfange die erforderlichen Verſchleißſtellen der Monopolver: 
waltung einzurichten, beziehungsweife mit Waaren aus den Fabriken der Mono: 
polverwaltung zu verforgen. Auch ift al3 Folge diefer längeren Geftattung des 
Privathandel3 zu erwarten, daß fowohl von den Tabadfabrifanten, als demnächſt 
von den Händlern mit Tabadfabrifaten geringere Vorräthe der Ießteren für die 
Monopolverwaltung zu übernehmen fein werden, als in dem Falle, wenn der 
Handel gleichzeitg mit der Fabrikation eingezogen würde. 


2. Zu 8 58. 

Der jofortige Beginn der Tabadfabrifation und des Handeld mit Tabad: 
fabrifaten für Rechnung des Reichs ift unumgänglich, um bie Donopolverwaltung 
in den Stand zu fegen, den ihr zugewiejenen Aufgaben bis zu den im $ 57 be 
zeichneten Terminen in befriebigender Weile zu entiprechen. 

Die Bewilligung des erforderlichen Geldbedarf3 wird mittelft befonderer Vor— 
lage zu beantragen jein. 


3. Zu 88 60 bis 63. 


Diefe Beitimmungen folgen im Allgemeinen den Vorſchlägen der Taback— 
Enquete-Fommiffion (Drudjahen Nr. 59 und 76). Erheblichere Abweichungen 
finden ſich insbeſondere in Bezug auf die Feftiegung der Mebernahmepreife der 
Rohtabade und Tabadfabritate ($ 62). Die betreffenden Kommiſſionsvorſchläge 
würden bei der praftifchen Ausführung vorausfihtlih auf fait unüberwindliche 
Schwierigkeiten ftoßen. Die Vorfchriften des Entwurfs gewährleiften für das 
Verfahren bei der Werthermittelung die erforderliche freiere Bewegung, ohne daß 
andererjeit3 die Intereſſenten ſchlechter geftellt würden. 


4. Zu 88 64 bis 68. 


Der Entwurf fteht infomweit auf dem Standpunkte der Taback-Enquete-Kom— 
miffion, als ein Anſpruch der Tabadfabrifanten, der Händler mit Rohtabad und 
Tabakfabrikaten, des für die Tabadfabrifation und den Tabadkhandel technifch ge 
bildeten Hülfsperfonal® und der technifch gebildeten Tabadarbeiter auf Schablos- 
haltung für die durh Einführung des Tabadmonopol3 ihnen entjtehenden Ver: 
mögensnachtheile als berechtigt anerfannt wird. Dagegen find in Bezug auf den 
Umfang der Schabloshaltung, abgejehen von der Realentihädigung, die Grenzen 
großentheild erheblich enger gezogen. In eriter Linie war dabei die Auffaſſung 
leitend, daß die Vorſchläge der Enquete-Fommiffion jehr häufig dazu geführt haben 
würden, die Intereſſenten nicht blos vor Schaden zu bewahren, fondern fie auf 
Koften der Reichskaſſe ſogar namhaft zu bereichern. Daß eine wirkliche Benach— 
theiligung der Intereffenten bei dem jet in Ausficht genommenen Maße der 
Schadloshaltung auch da, wo dasjelbe hinter den Vorſchlägen der Enquete-Kom— 
miffion zurüdbleibt, nach den beftehenden Verhältniffen ausgeichlofien fei, wird 
mit Sicherheit angenommen werden dürfen. 
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Die perjönliden Schadloshaltungen find entweder Entihädigungen ($ 66) 
oder Vergütungen ($ 67). Das untericheidende Merkmal liegt darin, daß ber 
Aniprud auf Vergütung durch die Uebernahme oder unbegründete Ablehnung einer 
Stelle im Dienjte der Monopolverwaltung verloren geht, jo daß für die be 
treffenden Perjonen eine unmittelbare Nöthigung zum Eintritt in dieſen Dienit 
beiteht. 

Außerdem ift für Fälle, in welchen nad) den 88 65 bis 67 ein Aniprud 
auf Schadloshaltung nicht zu erheben ift, beim Vorhandenſein bejonderer Billig: 
feitögründe die Gewährung von Unterftügungen ($ 68) in Ausficht genommen. 

Eine Schadloshaltung jollen nur diejenigen Tabadfabrifanten, Tabadhändler, 
Hülfsperjonen und QTabadarbeiter beanipruchen dürfen, welche die betreffende Er: 
werböthätigfeit mindeſtens 5 Jahre lang unausgeſetzt betrieben und ausjchließlid 
oder übertviegend daraus ihren Erwerb gezogen haben, um hierdurch die Inhaber 
von Betrieben, welchen die Gewähr der Dauerhaftigfeit nicht beiwohnt, deögleichen 
Perſonen, welche nur vorübergehend in dem Berufe beichäftigt geweſen find, von 
der Berehtigung auszuſchließen. Da es ferner geboten jcheint, die Höhe der 
Scadloshaltung nad) der Dauer der Zeit, während welder ber betreffende Er: 
werb ftattgefunden hat, einigermaßen abzuftufen, jo wird an Perſonen, welde 
die Erwerböthätigfeit zwar über 5, aber nicht länger als 10 Jahre geübt haben, 
nur bie Hälfte ber Beträge zu gewähren jein, welche in ben Fällen längerer 
Zeitdauer gewährt werben. 

Im Einzelnen ift zu bemerken: 

a) Für die Tabadfabrifanten, welche ihre Fabriken ber Monopolver: 
waltung im Wege freihändigen Verkaufs überlaffen, werden die Kauf— 
preije zugleih die Schabloshaltung wegen des künftig entgehenden 
Geihäftsgewinns enthalten, weshalb in diefen Fällen eine bejondere 
Perjonalentihädigung nicht zu gewähren wäre ($ 66). 

b) Bei denjenigen Rohtabadhändlern, welche Rohtaback nad) dem Aus: 
lande verfauft haben, foll der dadurch bedingte Theil des Reingewinns 
mit Rüdficht darauf außer Anja bleiben (8 66, Abi. 3), daß Handel 
mit Rohtaback nad) dem Auslande auch künftig zuläflig it. 

Eine Berehnung des Betrages der nad den 88 65 bis 68 zu zahlenden 
Entihädigungen ift beigefügt. 


Berechnung 
der nad) 88 65 bis 68 des Entmwurfes eines Geſetzes, betreffend das Reichs— 
tabadmonopol, zu gewährenden Entſchädigungen 2c. 


Die nachſtehende Berechnung kann nur als eine annähernde Schäßung gelten. 
Zu einer genaueren Veranſchlagung fehlt es an den erforderlichen zuverläfligen 
Grundlagen, welche nad) der Natur der Sache nicht oder nur fehr ſchwer beicafft 
werden können. | 


1. Realentfhädigung ($ 65). 

Eine große Anzahl der bedeutenderen Tabadfabrifen und Rohtabadmagazine 
wird von der Monopolverwaltung augefauft werden und dadurch bei der Ent: 
ihädigungsfrage ausicheiden. Für viele der übrigen Fabrik: und Magazingebäude 
aber wird eine Werthminderung nicht oder doch nur in geringem Betrage ein: 
treten, weil die betreffenden Näume alsbald anderweitig in dem bisherigen oder 
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einem annähernd gleihen Maße werden verwerthet werden können. Nach einem 
unter Berückſichtigung diefer Verhältniffe aufgeltellten Anſchlage ſcheint es ſchon 
hoch gegriffen, wenn die Nealentihädigung nah $ 65 zu 40,000,000 AM. ans 
genommen wird. 

2. Perfonalentfhädigung ($ 66). 


a) Tabadfabrifanten. 


Die Geftehungskoften, einjchließlich der Verzinfung des Anlage: und Betriebs: 
fapitalö, der Jahresproduftion von 1,505,720 Zentner Tabadfabrifate find zu 
rund 225,000,000 A. (vergl. Denkichrift), der Verfaufswerth diejer Fabrikat: 
menge für die Yabrifanten ift um annähernd 20 Prozent höher, aljo zu rund 
270,000,000 M zu veranfchlagen. Der Reingewinn fann zu 6 Prozent, mithin 
zum Betrage von 16,200,000 Mb. angenommen werden. Doch muß bei Bered)- 
nung der Entihädigung mindeftens ein Viertel der Produktion mit Rüdfiht darauf 
außer Anja bleiben, daß viele der bedeutendſten Fabrifen von der Monopolver: 
waltung ohne befondere Entihädigung der Inhaber fäuflich erworben werben, jowie, 
daß aud für Fabriken, welche noch nicht 5 Jahre beitanden haben, eine Ent: 
Ihädigung nicht gewährt wird. Hiernach ift der Entihädigungöberehnung ein 
Reingewinn von 12,150,000 M zu Grunde zu legen. Davon können etwa 5 Prozent 
mit rund 600,000 M auf jolche Fabriken gerechnet werden, welche zwar jeit 
5 Jahren aber noch nicht jeit 10 Jahren beftehen und daher nur dad Zweiundein— 
halbfahe eines Jahresgewiuns als Gntihädigung erhalten, während der Rein 
gewinn der mit dem Fünffachen zu entjchädigenden Yabrifen 11,550,000 Ab. bes 
tragen würde. Die Entihädigungsjumme der Tabadfabrifanten ift alſo folgender: 
maßen zu berechnen: 

11,550,000 M. X 5 = 57,750,000 M 
600,000 „ X 21/, = 1,500,000 „ 
zulammen . . . . 59,250,000 M. 

b) Rohtabadhändler. 


Der Jahresumfag der Nohtabadkhändler kann zu 40,000,000 M, der Rein 
gewinn mit 10 Prozent zu 4,000,000 M. angenommen werben. Unter ber 
ferneren Annahme, daß 20 Prozent des Umſatzes auf den Handel nad) dem Aus: 
lande und auf die noch nicht feit 5 Jahren beftehenden Gejchäfte entfallen, beträgt 
das Simplum für die Entihädigungöberehnung 3,200,000 Ab. Wird von Aus: 
iheidung des Antheild der zwiichen 5 und 10 Jahren beftehenden Geichäfte wegen 
der finanziellen Umerheblichteit abgejehen, fo ftellt fih die Entihädigungsfumme 
der Rohtabadhändler auf 2 X 3,200,000 Mb. = 6,400,000 M. 


3. Perfonalvergütung ($ 67). 


a. Bei Berechnung der Perjonalvergütung des technifch gebildeten Hilfs— 
verjonal3 der Tabadfabrifation und des Tabackhandels kann davon ausgegangen 
werden, daß in den Dienjt der Monopolverwaltung nicht eintreten 

aa. 1,000 Fabrikdireftoren, Agenten, Makler u. ſ. w., welche ein durchſchnitt— 

liches Jahreseinfommen von 3,600 Mk. bezogen, ins⸗ 

geſammt alſo . . 3,660,000 Sb. 
bb. 1,000 Werfmeifter, Aufſeher u. 4J w. welche ein durch⸗ 

ſchnittliches Jahreseinkommen von 2 400 sb. — 

insgeſammt lo . . .. na 2,400,000 „ 


ee 4 6,000,000 Mb. 
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Und zwar find etwa 15 Prozent oder 900,000 M auf ſolche Perjonen zu 
rechnen, welche zwar 5, aber noch nicht 10 Jahre die betreffende Erwerböthätig- 
feit ausgeübt haben, 85 Prozent oder 5,100,000 M auf jolhe Perſonen, welde 
10 Sahre oder länger in dem Beruf thätig geweſen find. Danad) beträgt die 
Vergütungsſumme 

5,100,000 M. X 5 — 25,500,000 Me. 
900,000 „ X 21 — 2,250,000 „ 
zufammen . . . . 27,750,000 Ab. 

b. Bon den zur Perjonalvergütung berechtigten technifch gebildeten Tabad: 
arbeitern werben nad) dem jegigen Stande höchſtens 8,000 Arbeiter feine Ber: 
‚wendung in den Fabriken der Monopolverwaltung finden. Der Jahresverdienft 
eines Tabadarbeiters ift durchſchnittlich zu etwa 600 AMb., von 8,000 Arbeitern 
daher zu 4,800,000 AM. anzunehmen. Werden davon ®/, auf die feit 10 Jahren 
oder länger bejchäftigten Arbeiter, */, auf die von 5 bis zu 10 Jahren beicdhäf: 
tigten Arbeiter gerechnet, jo ergibt fich folgende Vergütungsjunme: 


3,600,000 M. X 5 — 18,000,000 M 
1,200,000 „ X 21, = 3,000,000 „ 
zufammen . . . . 21,000,000 M 


ec. Die Händler mit Tabadfabrifaten erzielen aus dem Umſatze der von ben 
Fabritanten für 270,000,000 M angefauften Waaren (vergl. 2a), bei Voraus: 
fegung eines Aufichlags von 33!/, Proz., eine Bruttoeinnahme von 360,000,000 M 
Bon dem Umſatze entfällt aber etwa */, auf foldhe Händler, welche den Tabad- 
handel nur nebenfählid) oder noch nicht feit 5 Jahren betreiben. Won den ver: 
bleibenden 240,000,000 M ift meiter '/, mit 80,000,000 Mb. abzufegen, für 
diejenigen Händler, welche in den Dienft der Monopolverwaltung (als Verſchleißer 2c.) 
übergehen. Der für die PVergütungdberehnung im Betraht kommende Umſatz 
beträgt mithin 160,000,000 M, der Reingewinn ift zu 12 Prozent, aljo zu 
19,200,000 M. anzunehmen, wovon 3/, mit 14,400,000 M. auf die feit 10 
Sahren oder länger, */, mit 4,800,000 M auf die zwiichen 5 uud 10 Jahren 
beftehenden Tabadhandlungen gerechnet werben können. Mithin berechnet fich die 
Vergütung zu 

2 X 14,400,000 M. — 28,800,000 M 

und zu 1% 4,480,000 „ — 4,800,000 „ 

in Summe zu . . . 38,600,000 Mb. 


4. Unterflübungen ($ 68). 


An Unterftügungen werden höchſtens 25,000,000 M vorzuſehen fein. 
Insgeſammt ſtellen fi) aljo die Beträge, an Cntfhäbigungen 2c. wie folgt: 


1. Realentihädigung. - - - - »  40,000,000 M 
2. Berjonalentihädigungen: 
a) Tabadfabritanten . 2 2 2 20202020. 59,250,000 „ 
b) Rohtabadhändler . > 2 2 22020202 6,400,000 „ 
3. Perſonal-Vergütungen: 
a) Tehnifhes Hülfsperfonal . - . » 2 .2...27,750,000 „ 
b) Tabadarbeiterr . ea: 2000,00 ; 
ce) Händler mit Tabadfabriaten 2 2200... 833,600,000 „ 
4. Unterftügungen . . . . .. ...25,000,000 „ 


— .213,000, 000 M 
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Wird endlih, um allen Verhältniffen in möglichit fihernder Weile Rechnung 
zu tragen, noch ein Zuſchlag von 10 Prozent — 21,300,000 M. eingeitellt, 
fo beträgt die Gefammtjumme an Entihädigungen, Vergütungen und Unterſtütz— 
ungen — 234,300,000 M 


III Denkſchrift, 
betreffend die Einrichtung des deutichen Tabadmonopol3. 


I. 


Die Tabad-Enquetesflommiffion hat auf Grund der für dad Jahr 1877 
angeltellten ftatiltiichen Erhebungen den Tabadverbrauh im deutſchen Zollgebiet 
auf jährlich 1,644,378 Zentner Fabrifate mit einem Konjumtionswerth von 
299,365,.018 M berechnet (ſ. Anlage V, Beilage 1 zum Bericht der Tabad-Engquete- 
Kommiflion).. Darunter befinden ſich 4,948,653 Mille Zigarren, von denen 
ı Mile = 1 Zentner angenommen worden find. Letzteres Verhältniß dürfte 
jedod den thatjächlichen Verhältniffen faum entſprechen. Nach dem Gutachten des 
Itremer Mitgliedes der Kommiſſion gehen durdhichnittlih 7,400 Stüd Zigarren 
auf einen Zentner, während andererjeit3 befannt ift, daß die fehr umfangreiche 
Zigarrenfabrifation in Mittel- und beſonders auch in Südbeutichland in den 
billigeren Preizlagen meiſt Zigarren von nod) geringerem Gewicht heritellt. Es 
darf daher wohl angenommen werden, daß nad) dem jegigen Stand der Fabri— 
fation bei dem hohen Werth des Rohmaterials durhfchnittlih 8,000 Stüd = 
1 Zentner zu rechnen find. 

Hiernach würde ſich das Gewicht obiger Zigarrenmenge, wenigftens für die 
beutigen Verhältniffe, auf 

618,581 Zentner, 
und der Gejammtverbraud auf 

1,556,009 Zentner Fabrifate 
reduziren. 

Hievon entfallen auf die Einfuhr nad der amtlichen Statiftif für das 
Jahr 1877: 25,689 Zentner, fo daß noch 1,530,320 Zentner im Inland her: 
geitellter Fabrifate verbleiben. 

Nach) den „Bemerkungen“ zu der vorgedachten Anlage V — ſ. ©. 13 und 14 
— ift die im deutſchen Zollgebiet im Jahre 1877 verarbeitete Rohtabackmenge 
zu 1,655,890 Zentner ermittelt worden, während 57,480 Zentner Fabrikate — 
vergl. die amtliche Statiftit — ausgeführt worden find. Zur Herftellung Ietterer 
Menge waren etwa 60,000 Zentner Rohmaterial nothivendig, welche für den in— 
ländiſchen Konſum außer Betracht zu bleiben haben. Die weiteren 1,595,890 
Zentner find im Inland zu Fabrifaten für das Inland verarbeitet worden. Ans 
gaben darüber, ob und in wie weit etwa im Jahre 1877 dur die Fabrikation 
der Beitände an Rohtaback und durch den Konjum die an Fabrifaten dem Vorjahr 
gegenüber verändert worden find liegen nicht vor. Zur Gewinnung einer Grund: 
lage für die folgenden Betrahtungen und Berechnungen erübrigt daher nur, an— 
zunehmen, daß aus 1,595,890 Zentnern Rohtaback 1,530,320 Zentner Fabrifate 
(alio durhichnittlid aus 104 Pfund Rohtabat 100 Pfund Fabrifate) hergeftellt 
werden fönnen und höchſtens 65,570 Bentner auf die Gefammtfabrifation defaliren. 
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Daß diefe Annahme mit den wirklichen Betriebsergebniffen ungefähr überein: 
ftimmt und das Defalo im Ganzen vielleiht ſogar noch geringer ift, dürfte faum 
zweifelhaft erjcheinen, wenn man berüdfichtigt, daß Die franzöfiiche Negie zu 100 
Kilogramm Fabrifate im Jahre 1869 nur 98,95, Kilogramm Rohtabat — nad) 
dem neueften Bericht über die Betrieb3ergebnifie des Jahres 1875 etwas mehr: 
99, Kilogramm, vergl. compte de l’exploitation du monopole pour l’annee 
1875 ©. 6 — verbraucht hat. Allerdings ijt diejes überaus günftige Verhältniß nicht 
allein auf die größere Wirthſchaftlichkeit des Groß- beziehungsweiſe Staatsbetriebs 
zurückzuführen, ſondern hat weſentlich ſeinen Grund mit darin, daß in Frankreich 
verhältnißmäßig nur wenig Zigarren, dagegen größere Quantitäten Rauch- und 
Schnupftabad fabrizirt und fonjumirt werden. Aber aud die Kaiſerliche Tabad- 
manufaftur in Straßburg hat ein jehr günftiges Verhältnig zwiſchen verwendeten 
Rohtaback und daraus hergeftellten Fabrikaten aufzumeijen. 

Wenn in der Tabad-Enquetesftommiflion berechnet worden iſt — ſ. Anlage 
D zu Nr. 68 der Drudjahen — daß zu 1,150,000 Zentnern Tabadfabrifaten 
1,401,402 Zentner Rohtabad erforderlic feien, jo hat dabei nicht Berüdfichtigung 
gefunden, daß der fich bei der Zigarrenfabrifation ergebende Abgang — Sturzgut, 
Rippen und Abfälle —, welcher erfahrungsmäßig beinahe ?/, des dazu verwen: 
deten Rohtabad3 ausmacht, für die Gefammtfabrifation nur zu einem ganz geringen 
Theil verihmwindet, zum überwiegenden Theil aber in die Rauch- und Schnupf: 
tabadfabrifation übergeht, und daher an der für dieje beiden Fabrifationszweige 
berechneten Rohtabadmenge abzujegen gewejen wäre Da dies unterlaffen worden 
ift, jo find die Gefammtausgaben für Rohtabad um zirfa 10,800,000 M zu 
hoch und der Reinertrag um die gleihe Summe zu niedrig angelekt. 


Nah den Ermittelungen bei der Kaijerlihen Tabadmanufaktur zu Straßburg 
fann obiges NRendement 100: 104 mit ziemlicher Sicherheit auch dann als zu: 
treffend erachtet werden, wenn, wie die in Deutichland der Fall ift, der Zigarren: 
fabrifation eine quantitativ viel erheblichere Bedeutung beikommt, als in ben 
größeren Monopoljtaaten. 


u. 


Der oben durch anderweitige Berehnung des Gewicht3 der Zigarren auf 
1,556,009 Zentner herabgeminderte jährliche Tabadverbraudh im deutſchen Zoll: 
gebiete würde nad) den Ergebnilfen der Enquete in 4,948,653 Mille, 

— 618,581 Zentner Zigarren, 
2,628 „ Zigaretten, 
759,699 „ NRaudtabad, 
126,069 „ Scnupftabad, 
49,032 „ Nautabad 
zerfallen. 

Läßt man dabei die Zigaretten der Geringfügigfeit der Menge halber voll 
ftändig außer Acht, To ftellt fich der Prozentiag, mit welchem die verjchiedenen 
Arten von Fabrifaten an der Befriedigung des Geſammtverbrauchs betheiligt find, 


für Zigarren ... 2...» auf 40 Prozent, 
„Rauchtaback ...... „ 449 „ 
„ Schnupftabad ..... — 8 „ 
„ Sautabad ....... 2 3 i 


zulammen 100 Prozent. 
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Zu weiterer Vertheilung der vier Hauptgattungen von Fabrikaten in bie 
einzelnen Preisklaffen hat die Enquete leider genügend zuverläffiges Material nicht 
liefern können. 

Bekannt und naturgemäß it, daß ber weitaus überwiegende Theil bes 
Koniums, wenigitens bei Zigarren, Rauch: und Kautaback, in die niedrigen Preis: 
fafien fällt. Nimmt man behufs Trennung in verjchiedene Preißgruppen bie 
Erfahrungen der Saiferlihen Tabadmanufaktur zu Hülfe, jo würde fih nad: 
ftehendes Verhältniß ergeben: 

Verkaufspreis Konſum 


in Prozenten nad) Prozenten in den 
bes Gejammt- einzelnen Preisklaſſen 


konſums der Fabrikate 

a) Zigarren: 

3, 4 und 5 pro Stüd 70 

6, 7,8 und 9% 2 = | 40 23 

10 „4 und darüber „ \ 7 
b) Raudtabad: 

45, 60 und 80 9 pro Pfund 70 

1 MA. und 1.0 Mb. u — 49 18 

1,0 und 2 ., er 8 

über 2 M. ’ ’ 4 
c) Schnupftabad: 

50 und 75 A pro Pfund 45 

1 AM. und 1,0 Mu ö | 8 20 

2 A. und darüber „ B 35 


Zur Bildung von Unsterabtheilungen des Kautabacks fehlt es bei der Kaiſer— 
lihen Tabadmanufaktur zur Zeit noh an Anhaltspunkten, da diejer Fabrikations— 
zweig erſt neuerdings dort eingeführt worden it. 

Bei den eriteren drei Fabrifaten wäre hiernach das Verhältniß zwiichen ben 
einzelnen PBreisgruppen gegenüber den Aufjtellungen in Nr. 68 der Druckſachen 
der Taback-Enquete-Kommiſſion weſentlich in der Richtung nad) den höheren Preis— 
lagen, und zwar bei Zigarren aus den niedrigen Preisflaffen in die mittleren 
und bei Schnupftabad aus den mittleren in die höheren zu verjchieben. 

Unter dem Monopol wird der Konſum, abgejehen von einer durch die neuen 
und ungewohnten WVerhältniffe bedingten, vorübergehenden Verminderung aller 
Vahrieinlichkeit nach auf die Dauer dann nicht zurüdgehen und fi) auch nicht 
zu Ungunften des Grträgniffes verſchieben, wenn die Monopolverwaltung die 
Fabrifate zu den Preiſen, an welche der Konjument gewöhnt ift, liefert und feine 
qualitative Verringerung der Fabrifate in den einzelnen Preisklafjen vornimmt. 
Zu berüdfichtigen bleibt dabei, daß der Konſument ſchon jegt, zu Folge der 
höheren Zoll- und Steuerbelaftung, an etwa® höhere Preife oder geringer werthige 
Fabrikate gewöhnt ift, al3 bi8 zum Jahre 1879, und daß die Monopolverwaltung 
dehhalb jelbjt bei genauer Ginhaltung der biöher üblichen Verkaufspreife und 
Qualitäten — wie unten näher nachgewiejen werden ſoll — noch einen erheb: 
lihen Gewinn zu erzielen vermag. 

Nah Vorftehendem wird für die Monopolverwaltung zunächſt die Heritellung 
der Tabadfabrifate in derjelben Menge und in denfelben Preislagen, wie fie ſeit— 
ber in den Konjum übergegangen find, in Ausficht genommen werden müſſen. 
Die Gefammtmenge wird jogar noch eine Eleine Erhöhung dadurch erfahren, daß 
wenigitens °/, der Zigarren, welche jest in Bremen und Hamburg fabrizirt wer: 

Aunalen des Deutihen Reichs. 1882. 14 
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ben und unter der Einfuhr nachgewiefen find, der Natur der Sade nad im 
Monopolgebiet hergeftellt werden. Der eigentlihe Zigarren-Import!) würde fic 
borausfichtlid — unter Zugrundlegung der für 1877 gegebenen Ziffer — nod 
auf circa 4,650 Zentner pro Jahr belaufen. 

Zur Befriedigung des gelammten Bedürfniſſes würden demgemäß circa 
1,540,000 Zentner Tabackfabrikate herzuftellen fein, wozu an NRohtabad circa 
1,600,000 Zentner erforderlih wären (100: 104). 

Bon legterer Menge mußten nad) der jeitherigen Entwidelung der Fabri— 
fation und des Verbrauchs ?/, im Inland gepflanzt und 3/, aus dem Ausland 
eingeführt werben. 

Dieſe Verhältnißzahlen ergeben ſich aus der PVergleihung der im Eingang 
für die inländiiche Fabrikation ermittelten Rohtabadmenge (1,595,890 Zentner) 
mit der durdhichnittlichen Einfuhr an ausländiſchen Tabaden. Diefelbe ift in 
den Motiven zum Tabadjteuergeieg vom 16. Juli 1879 für den durchfchnittlichen 
Verbrauch des Inlands auf 955,569 Zentner angegeben. 

Der Umfang der Fabrikation ift für die Organifation der Monopolver: 
waltung, bie erjte Einrihtung und die dafür aufzumendenden often von ent: 
jcheidender Bedeutung. 

Ehe hierauf näher eingegangen wird, ſoll zunächſt die Fabrikation unter der 
Monopolverwaltung nad) den einzelnen Hauptgattungen der Fabrifate zergliedert 
und die fi) dadurch ergebende Gefammtmenge, ſowie die zur Herftellung derſelben 
erforderlihe Menge Rohtabad ziffermäßig genau beſtimmt werden. Am zweck— 
mäßigften ift es dabei, von dem befannten Konſum von Zigarren auszugehen. 


III. 


Die im Zollgebiet jährlih in den Konſum übergehende Zigarrenmenge be 
trägt, wie fchon eingangs erwähnt, 4,948,653 Mille. Davon ift ungefähr ein 
Drittheil des jeitherigen Zigarren-Importd? — 32,560 Mille abzuziehen, weil in 
Ausfiht genommen werden kann, daß diefe Menge auch fernerhin eingeführt wird. 

Die anderen zwei Drittheile de8 Import? — 65,119 Mille, — melde 
fünftig im Monopplgebiet hergeitellt werden jollen, find in die Preislage von 
10 Pfennigen pro Stüd und darüber zu rechnen, wodurch ſich dad Prozentver: 
hältniß der einzelnen Preiögruppen in der Weife etwas verändert, daß in die 
erite derjelben 69 Prozent, in die zweite 22°/, Prozent und in die dritte 8'/, 
Prozent des gefammten Zigarrenfonjuns kommen. 

Eine weitere Vertheilung nad beitimmten Cinzelpreifen ift in der Beilage A 
fowohl für die Zigarren, als für die übrigen Yabrifate verſucht. Maßgebend 
waren dafür ſowohl die Erhebungen und Aufftellungen der Tabad-Enquetes 
Kommiffion und einzelner Mitglieder derjelben, als auch hauptſächlich die Erfahr: 
ungen der Saiferlichen Tabadmanufaktur. 

Aus Spalte 4 ift außerdem zu entnehmen, weldhe Stüdzahl Zigarren auf 
einen Zentner geht. 

Wenn dad Gefammtgewicht der herzuftellenden Fabrifate nad) dieſer Auf: 
ftellung — und ganz abgejehen von dem zu zwei Drittheilen (circa 9,300 Zentner) 
der inländiihen Fabrikation zugeichlagenen Zigarrenimport — nur 1,505,720 
Zentner beträgt und daher um 24,600 Zentner geringer ift, als die Berehnung 


Y Notiz. Der franzöfiiche ZigarrensImport beträgt durchſchnittlich circa 3000 Zentner 
im Jahre (nad) dem „comte de l’exploitation du Monopole pour l’annde 1875“ find 
20,856 Mille importirter Zigarren verfauft worden). 
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der Fabrikation im Zollgebiet für den inländiſchen Konſum (1,530,320 Zentner) 
oben unter J ergeben hat, ſo rührt dies allein daher, daß von dem Zigarren— 
fonfum nur die Stüdzahl feſtgehalten worden iſt, während ſich das urſprünglich 
für die Zigarren berechnete und genau 40 Prozent des Geſammtbedarfs an Tabad- 
fabrifaten ausmachende Gewicht dadurch vermindert hat, daß das in der Einzel: 
aufftellung für die verfchiedenen Sorten angenommene Gewicht ein etwas niebrigeres 
Durchſchnittsgewicht ergibt, als ebenfall3 oben augenommen wurde. Die fragliche 
Gewichtädifferenz berechnet fich einschließlich der vorerwähnten 9300 Zentner, 
melde an ſich Hätten in Zugang fommen müſſen, auf circa 5'/, Prozent be3 
gelammten Zigarrenverbrauhs und ftellt eine entiprechende Verminderung bes 
ſonſums dar. 

Wie allgemein angenommen wird, find zur Herftellung von 100 Pfund 
Zigarren 150 Pfund Rohtabad erforderlih. Hiernach fommen für 587,528 
Zentner Zigarren 881,292 Zentner Rohtabad zur Verarbeitung. Dabei ergeben 
ih an Kurzgut, Rippen und Abfälle mindeftens circa 240,886 Zentner, welche 
in die Rauchtabadfabrifation übergehen, während der Neit mit 52,878 Zentner = 
6 Prozent der verwendeten Rohtabadmenge dekalirt. Diejes Defalo hat feinen 
natürlihen Grund darin, daß die trodenen Zigarren einen geringeren Prozentjag 
an Feuchtigkeit enthalten, als der Rohtabad. 

Zur Fabrikation von 749,857 Zentner Rauhtabad ift Rohtabad im Ver— 
hältniß von 100 :105,°%, aljo 791,549 Zentner nothwendig. Hierzu liefert die 
Zigarrenfabrifation 240,886 Zentner, jo daß nur 550,663 Zentner Rohtabad 
für diefen Fabrikationszweig zu beichaffen bleiben. 

Bei der Schnupf- und Kautabadfabrifation ift der Bedarf an NRohtabad 
erheblich geringer, ald® die Menge der daraus gefertigten Fabrikate. Aus 100 
Pfund NRohtabad können an Schnupftabad ungefähr 125 Pfund, an Kautabad 
130 Pfund Hergeftellt werben. Dementiprechend find zu 122,425 Zentner 
Schnupftaback und 45,910 Zentner Kautaback nur 133,255 Zentner Rohtabad 
erforderlich. 

Der Gejammtbedarf an Rohtabad beziffert fich fomit für die vier Haupt— 
gattungen von Fabrikaten auf 1,565,210 Zentner, woran ber inlänbiihe Tabad 
mit 40 Prozent und der ausländifche mit 60 Prozent betheiligt fein würde. 

Die Zahl der für die Herftellung von 1,505,720 Zentner Tabadfabrifate 
zu beihäftigenden Arbeiter muß auf wenigſtens 80,000 geihäßt werden. Man 
darf annehmen, daß ein Zigarrenarbeiter, welcher die Widel jelbjt macht, in 300 
Arbeitötagen durchſchnittlich 80 Mille Zigarren zu fertigen vermag. Folglich 
find zur Herftellung von 4,916,093 Mille Zigarren ungefähr 61,400 Zigarren 
arbeiter nothiwendig. Auf je 4 derjelben ift ein weiterer Arbeiter für die „Neben 
arbeiten“ zu rechnen, fo daß zu eriter Zahl noch circa 15,300 Arbeiter dazu 
fommen. Demnad würde die Gefammtzahl der Arbeiter für die Zigarrenfabrifation 
circa 76,700 betragen. 

Für die Raucdtabadfabritation wird ferner die Zahl der Arbeiter auf circa 
1,800, für die Schnupftabadfabrifation auf circa 250, für die Kautadfabrifation 
auf circa 500, für die Zigarrettenfabrifation, jofern Majchinen verwendet werden, 
auf 60 bis 80 geihägt werden. Dazu kommen endlich noch im Ganzen 800 
bis 900 Aufieher. 

Nahdem in PVorftehendem diejenigen Momente, welche zur Feſtſtellung ber 
Menge an Fabrikaten, des Rohtabadd und der Arbeiterzahl dienen fünnen, ge— 
würdigt und auf diefem Wege beitimmte Zahlengrößen ermittelt worden find, 
laffen fih) nunmehr präzife Folgerungen für die Organilation der Monopolver= 

14* 
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waltung, jowie für die zu einer Fabrikation in dem gegebenen Umfang unbedingt 
nothwendigen Einrichtung ziehen. 


IV. 


Borausgeihidt muß werden, wie ald außer Frage ſtehend angejehen wird, 
daß es ſowohl von techniichen, als von finanziellen Gefihtspunften aus noth: 
wendig ift, fich bei Einführung des Monopol auf die bejtehende Induſtrie zu 
ftügen und vorhandene Fabriken in genügender Anzahl zu erwerben. Cinige 
Schwierigkeit bietet nur die jehr bedeutende und jehr zerjplitterte Zigarrenfabrifation. 
Während e3 möglich ift, die Rauch, Kau- und Schnupftabadfabrifation in einer 
fleineren Anzahl größerer Fabriken zu fonzentriren, wäre ein Gleiches bei ber 
Zigarrenfabrifation zunächſt undurdführbar. Große Zigarrenfabrifen eriftiren in 
Deutichland nur wenige, und ſelbſt wenn ſolche in einer bejtimmten kurzen Spanne 
Zeit gebaut werden könnten, würden. fi) gelernte Zigarrenarbeiter nicht in der 
erforderlichen Anzahl disloziren und in wenigen Gentren vereinigen laffen. Ueberall 
hat fich in Ießter Zeit bei den Zigarrenfabrifanten das Beitreben geltend gemadıt, 
die Fabrikation aus den reicheren Gegenden und größeren Städten weg in ärmere 
Gegenden und fleinere Ortichaften zu verlegen, und ſich den niedrigeren Arbeits: 
lohn dajelbit zu Nuten zu machen. Daß dies für viele arme Ortichaften wohl: 
thätig und befruchtend gewirkt hat, joll nicht in Zweifel gezogen werden. Nur 
ift nicht erfichtlih, warum die Monopolverwaltung diejen gegebenen Verhältnifien 
ihrerſeits nicht jollte Rechnung tragen fünnen. Wenn e3 einem Privatetabliffement 
möglich ift, mit zehn und zwanzig Fabrikfilialen zu arbeiten, warum würde dies 
einer wohl gegliederten Staat3induftrie nicht ebenfalld gelingen? 

Die Kaiſerliche Tabadmanufaktur Hat feit ungefähr einem Jahr 5 Fabrik: 
filialen, zum Theil in weiterer Entfernung von Straßburg — in Lauterburg, 
Durlach, Friefenheim und Kürzell bei Lahr, und Ringsheim bei Ettenheim — 
errichtet, welche von Straßburg aus verwaltet und geleitet werden und in welchen 
mehr als 1,200 Arbeiter beichäftigt find. 

Die entiprechenden Kontrolen hahen fich heritellen Iaflen und bewährt. 


Die Monopolverwaltung wird im eigenen Interejje ebenfall3 billige Arbeits: 
fräfte für ihre umfangreiche Zigarrenfabrifation ſuchen müffen, und dieſelben find 
aud) da, wo ji diejer Fabrifationszweig einmal eingebürgert hat, in größerer 
Menge zu finden, als vielfach angenommen wird. Der Konkurrenzkampf der 
Privatinduftrie hat veranlaßt, daß immer wieder neue Geſchäfte an Orten errichtet 
wurden, in denen ſich ein Fabrikant der Mohlfeilheit der Arbeitsträfte wegen mit 
Aufwand von Mühe, Zeit und Geld einen Arbeiterftamm herangebildet hatte. 
Jedes neue Gejchäft hatte die Tendenz, von dieſen gelernten Arbeitern an ſich zu 
ziehen, wodurd) die im Gang befindlichen Geichäfte ſtets von Neuem zur Er: 
gänzung ihres Perſonals beziehungsweije Anlernung anderer Arbeiter gezwungen 
wurden. Dadurch ift die Fertigkeit, Zigarren zu machen, in den betreffenden 
Gegenden von Jahr zu Jahr mehr verbreitet worden. In Berüdfichtigung der 
beitehenden Verhältniſſe müſſen mindeſtens 28 große Fabrifen und 130 Fabrik: 
filialen, jowie 32 Magazine für die Monopolverwaltung als erforderlich erachtet 
werden. Das Nähere ergibt ji) aus der Beilage B. 


Für die 12 größten Fabriken find je zwei Direktoren, ein adminiftrativer 
und ein technifcher, vorgejehen, für die übrigen 16 ein abminiftrativer Direktor | 
und ein Ingenieur. Den techniichen Direktoren der ſechs bedeutendften Fabriken 
würde zur Unterftügung ein Ingenieur-Affiftent beigegeben werden. 
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Dieſes gemiſchte Syitem empfiehlt fih für die Organifation der Direktionen 
debhalb, weil einerjeit3 die Verwaltung zunächſt mit den befferen und intelligen- 
teren Kräften der Brivatinduftrie errichtet werben reſp. diejelben in fi aufnehmen 
muß, anbererjeit3 aber auch die Einfügung und Gingliederung in den Rahmen 
des Staatlichen Verwaltungdorganismus nicht außer Acht gelaffen werben darf. 
Lediglich und durchweg das franzöfiihe Syitem nachzuahmen, könnte nicht befür- 
wortet werden und wäre zur Zeit auch jchon deßhalb ausgeichloffen, weil e3 dazu 
an dem geeigneten und genügend vorgebildeten Perſonal fehlt. 

Auf jede diefer 28 Fabriken find ein Kontroleur und ein Materialverwalter, 
2 bis 4 Fabrikmeiſter — je nachdem nur zwei, drei oder alle vier Hauptgattungen 
von Fabrifaten hergeitellt werden — 4 bis 6 Aififtenten und 2 bi 3 Diener 
gerehnet. Anhaltspunkte dafür hat die Saiferlihe Tabadmanufaktur ergeben. 
Zu jeder Fabrik würden mehrere auswärtige Fabriffilialen gehören, welche von 
den Haupterabliffements aus geleitet und überwacht werden. Da fie nur für Die 
Zigarrenfabrifation beftimmt find, jo würbe ein Geihäftsführer als Vorſtand für 
jede Filiale genügen. Durchſchnittlich werden auf je eine derielben 350 Arbeiter 
gerechnet werden können. In feinem Falle jollte die Arbeiterzahl 400 über— 
ihreiten, weil es jonft dem Geihäftsführer nicht mehr möglich wäre, einen voll: 
ftändigen lleberblid zu bewahren. Zur unmittelbaren Ueberwahung der Arbeiter, 
zum Zutheilen des Tabads, zur Abnahme der Zigarren, Führung der Lohnliſten 2c. 
wären für jede Filiale mindeſtens 4 Aufſeher nothiwendig. 

Für jedes Hauptetabliffement würden demnach noch 1,200 Arbeiter nebit 12 
Aufiehern in Ausfiht zu nehmen fein. Die Herjtelung von Zigarretten könnte 
auf einige wenige Fabriken, die des Kau- und des Schnupftabad3 auf circa 
12 Fabriken bejchränft werben. 

Bei Beitimmung ber Anzahl der Magazine ift davon ausgegangen worden, 
daß jährlid) von der inländiihen Tabedernte circa 780,000 Zentner in dach— 
reifem Zuſtand gleich 624,000 Zentner an fermentirtem Tabak magazinirt und 
überdies für Unterbringung des halben Jahresbedarf3 an ausländiihem Tabad 
Fürſorge getroffen fein müſſe. 

Bon den in der Beilage B vorgefehenen 12 Magazinen I würden 9 zur 
Aufnahme von inländiſchem Tabak und 3 zur Aufnahme des ausländiſchen 
Tabacks zu dienen haben, während die 20 Magazine II lediglich für inländifchen 
Taback beftimmt find. In letztere würden je circa 20,000 Zentner und in die 
Magazine I circa 40,000 Zentner an inländiihem beziehungsweife 100,000 bis 
150,000 Zentner an ausländiihem Tabak aufgenommen werden müſſen. 

Wie viel und welche Einlöfungsitellen für die einzelnen Magazine noch zu 
errichten fein werden, läßt ſich erft beurtheilen, wenn die Anbauverhältnifie ges 
regelt find. 

Für die Magazine I find, außer einem Verwalter und einem Kontroleur, je 
2 Werfmeiiter, 1 oder 2 Aſſiſtenten und 1 Diener vorgejehen; für die Magazine II 
eriheinen ſowohl Aififtenten ald Diener entbehrlih, und es genügt aud für 
jedes berjelben ein Werfmeiiter. 

Es wird fi empfehlen, den Magazindienſt mit dem Fabrifationsdienit in 
der Weile zu vereinigen, daß entiveder ſämmtliche Magazinverwaltungen für den 
inländiihen Tabad, oder doc) diejenigen II. Klaſſe den Fabrifdireftionen unterftellt 
werben. 

Die Zahl der für die Magazine erforderlichen ftändigen Arbeiter berechnet 
fi) auf 1,600 bis 1,700, die der Aufjeher auf 90 bis 100 — mindeſtens zwei 
auf ein Magazin II und vier bis fünf auf ein Magazin I. — Die Gejammtzahl 
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der unter dem Monopol noch fernerhin Beihäftigung findenden Arbeiter kann 
hiernach inklufive der Aufjeher auf 82,000 geſchätzt werden. 

Die obere Leitung des Fabrikations- und Magazindienites fteht einer Zentral: 
behörde zu, deren Errichtung nad Beilage C einen jährlihen Aufwand von 
385,000 Mb. erfordern würde. Won Erörterung der Organiſation diejer Behörde 
im Einzelnen wird hier Abjtand genommen werden dürfen, Nur über die General: 
inipeftoren ift in Kürze Ginige® zu jagen. Diejelben find nämlich als die 
Hauptitügen der Zentralbehörde für die ordnungsmäßige Cinrihtung der ganzen 
Verwaltung, für die Einführung und Durchführung der nothwendigen Maßregeln, 
für die gleichartige und einheitliche Geitaltung derjelben, und für die dauernde 
Ueberwahung der Fabrifdireftionen und Magazinverwaltungen gedaht. Wenn 
jedem Generalinjpeftor ein bejtimmter Rayon mit mehreren Fabrifen und Maga: 
zinen zugetheilt wird, fo ift er in der Lage, große und vieljeitige Erfahrungen 
zu fammeln, in ftändiger unmittelbarer Berührung mit der praftiihen Thätigfeit 
feinen Blid für alle Verwaltungdzmweige zu ſchärfen und zu ermweitern und ein 
zupverläfliged Urtheil darüber zu gewinnen. 


Was den Aufwand an Bejoldungen für den Fabrikations- und Magazin: 
dienst betrifft, jo wird auf Beilage B, worin berjelbe im Ginzelnen berechnet if, 
verwiejen. 

Die Gefammtijumme für beide Dienftzweige beziffert fi auf 2,314,200 M 

Nechnet man dazu obigen Aufiwand für die Zentralbehörde, jo ergibt ſich die 
Summe von 2,699,200 Ab, welche zujammen mit den Zinjen des Anlage und 
Betrieböfapitald die Generalunfoften darftellt. 

Zur Schätzung dieſes Kapitals find durch die vorftehend unter III und IV 
enthaltene Beſtimmung der zu fabrizirenden Menge, des dazu nothwendigen Rob: 
tabads, jowie der zu erwerbenden oder neu zu errichtenden Fabriken und Magazine 
genügende Anhaltspunkte gewonnen. 

Die Auögaben für die Einrichtung werden auf dieſer Grundlage wie folgt 
veranichlagt : 


6 Fabriten . . & 2,000,000 M 
6 . - . u 1,500,000 „ 
16 r - ....1000,000 „ 
130 Fabriffilialen . „ 100,000 „ 
2 Magazine . . „ 2,000,000 „ 
10 * . „600,000 „ 
20 = „ 300,000 „ 


zufammen 66,000,000 N. 


Der Inventarwerth der nothwendigen Majchinen, Utenfilien und Verbrauchs— 
gegenftände fann zu 12,000,000 M angenommen werden. 


Die gewöhnlichen Tabadvorräthe werden den 1'/, fahen Jahresbedarf an in: 
ländiijhem und den halben Jahresbedarf an ausländiihem NRohtabad betragen 
müſſen; dazu fommt der Vorrath an fertigen Fabrikaten und die in der Fabrikation 
befindliche Tabadmenge, zuſammen mindeftens '/, des ganzen jährlihen QTabad- 
bedarf3 (an NRaud) und Kautaback etwas weniger, an Schnupftabad dafür er: 
heblidy mehr). Welhe Summen dafür in Frage fommen, wird im Cinzelnen 
fpäter ziffermäßig nachgewiejen werden, fobald die Preife de Rohtabads und die 
Gelammtausgaben für Löhne, ſowie für die Verbrauchsgegenſtände ꝛc. beſprochen 
und einigermaßen feitgeitellt find. 
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V. 

Der Preis des fermentirten inländiſchen Rohtabacks iſt in Nr. 48 der Druck— 
ſachen zum Bericht der Taback-Enquete-Kommiſſion nah dem Durchſchnitt der 
Jahre 1871 bis 1876 auf 37 M für ten Bentner berechnet worden. Diejed 
Reſultat ift mit Hülfe einer Reihe von Berechnungen gefunden worden, deren 
einzelne Faktoren nicht feitftehen und nah manchen Richtungen hin anfechtbar 
ericheinen.. Wenn man dagegen die Ergebniffe der jtatiftiichen Erhebungen für 
1875 bis 1877 (j. ©. 16 des Bericht der Taback-Enquete-Kommiſſion) vers 
gleiht, jo kann es faum mehr zweifelhaft fein, daß im Allgemeinen der Preis 
fi) niedriger ftellt ald an der erſtgedachten Stelle ermittelt worden ift. Es wird 
daher feinem Bedenken unterliegen, diefen Tabak nur mit einem Durchſchnitts— 
preis von 35 M in Anfag zu bringen. Selbit leßterer Preis ift noch jo hoch, 
dat dadurch allen Verhältniffen genügend Rechnung getragen ift. 

Was den Prei® des ausländiichen Rohtabad3 anlangt, jo ift derielbe in 
Nr. 47 ©. 17 der Drudiahen zum Bericht der Taback-Enquete-Kommiſſion auf 
durhichnittlich 61, M berechnet und in dem Voranihlag, Anlage D zu dem 
Monopolreferat, zu 62 AM. angenommen worden. Bei Bildung dieſes Durch— 
Ihnittöpreifes haben die über Holland zuc Einfuhr gelangenden Javas und Sumatra= 
tabade zwar ſchon Berüdjihtigung gefunden; dennoc aber joll hier jener bei der 
Art der Verwendung der Tabade verhältnigmäßig niedrige Preis nur für die 
jenigen Sorten feitgehalten werden, welche über Bremen und Hamburg eingehen, 
dagegen die Java- und Sumatratabade in Rüdjicht darauf, daß fie in der Haupt— 
ſache als Dedmaterial dienen, mit 160 MM. pro Zentner (vergl. S. 14 der eben 
angezogenen Drudjahe Nr. 47), in NRehnung gezogen werden. Für alle Fälle 
dürfte e8 ausreichen, wenn von beiden letzteren Tabadarten etwa 10 Prozent des 
Geſammtbedarfs an ausländifchem Tabad befchafft werden. 

Beide Preife, 62 und 160 M. pro Zentner, können übrigens in ihrem ganzen 
Betrag nur für den Einkauf dur die Privatinduftrie als zutreffend anerkannt 
werden. Die Monopolverwaltung wird für die nämlihen Tabade durch ſub— 
miſſions- oder fommiljionsweijen Einkauf eine Preißminderung erzielen können, 
welche nach den über diefe Art des Einkaufs vorliegenden Erfahrungen auf 
mindeften® 10 Prozent veranjchlagt werden darf. Hiernach würden ſich die Preije 
auf 55,89 4. und 144 AM. für den Zentner reduziren. 

Eine Werthberehnung des inländifhen und ausländiichen Rohtabacks ergibt 
auf Grund der Zufammenftellung des gefammten Verbrauchs, Beilage D, in ber 
Shlußfumme 82,599,210 M. Die Rechnung felbft ift getrennt nad) den einzelnen 
Hauptgattungen der Fabrifate in der Beilage E beigefügt. 

Zu erläutern ift darin nod der Werth, mit welchem die aus der Zigarren- 
fabritation in die NRauchtabadfabrifation übergehenden Rippen, Abfälle 2c. zus und 
abgelegt find (20 M pro Zentner). Nach den heutigen Marftpreifen ift ber 
Preis der Nippen im Zollgebiet etwas höher, während der Durchſchnittspreis der 
amerifaniichen Stengel am Markt in Hamburg und Bremen erheblidy niedriger 
ift. Derartig haben ſich die Preisverhältniffe lediglich zu Folge der Zollerhöhung 
geitaltet, welche die Einfuhr amerifanifher Stengel zu Gunften der bei der in— 
ländiihen Fabrikation gewonnenen Rippen weſentlich erichtwert hat. 

Der angenommene Preis von 20 M entſpricht ungefähr dem Durchſchnitts— 
preiß beider Arten von Rippen. 

Die Ausgaben an Löhnen für 82,000 Arbeiter, einjchließlich der Aufjeher, 
welhe, wie oben gezeigt, zur Fabrikation des ganzen Bedarfs nothwendig find, 
belaufen fich nach Beilage F auf 47,996,795 M 
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Es ift angenommen worden, daß fich der Arbeitölohn für das eigentliche 
Zigarrenmadhen im Durchſchnitt auf 6,9 M pro Mille ftellt. An Löhnen für 
die Nebenarbeiten und für die Aufficht treffen auf diefelbe Menge nad) den Be 
trieb3ergebniffen der Kaiferlihen Tabadmanufaktur noch ungefähr 2, M, io 
daß fich die Ausgaben an Löhnen im Ganzen auf 8,9 M pro Mille berechnen. 

Die Berehnung ber mittleren Löhne für die übrigen Fabrifate hat ebenfalls 
auf Grund der in Straßburg für die einzelnen Fabrifationszweige wirklich ge 
leifteten Ausgaben ftattgefunden. 

Nimmt man an, dab die Aufieher mit 1,000 bis 1,400 M, durchſchnittlich 
1,200 M, jährlich remunerirt werden, daß daher für 1,000 Aufjeher an obiger 
Summe 1,200,000 M abgehen, jo verbleibt für 81,000 Arbeiter 46,796,795 M 
jährlicher Arbeitslohn; mithin fommt auf den Kopf circa 577 M.. 


Die Verbraudhögegenftände würden ziemlich beträchtlihe Ausgaben erfordern, 
iofern die Monopolverwaltung fortfahren würde, die foftipielige Verpackung ber 
Zigarren, beziehungsweife die luxuriöſe Ausstattung der Kiſtchen beizubehalten, 
wie fie heute bei der PBrivatinduftrie auf Koften der Qualität der Zigarren üblich) 
ift. Wenn die mittleren Säge der Staijerlihen Tabackmanufaktur auf die fünftige 
Gejfammtfabrifation analog angewandt werden‘, jo würde diefer Ausgabetitel — 
ſ. Beilage G — 18,890,638 M betragen müſſen. 


In Beilage G Lift anderweitige Aufftellung gemacht, bei welcher die mittleren 
Ausgaben für die Zigarren um 20 Prozent und diejenigen für den Rauchtabad 
um 10 Prozent ermäßigt, dagegen diejenigen für den Kautaback in Anbetracht des 
Werths der bei der beutichen Kautabadfabrifation zur Verwendung kommenden 
Ingredienzien verboppelt find. 

Dadurch vermindert fi die Gefammtjumme auf 16,379,565 Ma. 

Die Ausgaben an Transportkoften laſſen fih nur fchwer bemeſſen. Die 
franzöfiihe Regie hat im Jahre 1875 nad dem bezüglichen Jahresbericht unter 
diefem Titel 2,504,427 Fred. verausgabt. Im Hinblid auf die Verjchiedenheit 
der Konſumtions- und jonftigen Verhältniffe und, um ganz ficher zu gehen, wird 
diefer Ausgabepoften auf 5,500,000 M für die deutſche Monopolverwaltung zu 
veranfchlagen fein. 

Die Jahresausgaben für Rohtabad, Löhne, Verbrauchsgegenſtände und Trans: 
portfoften bilden die wejentlichiten Elemente zur Firirung des Betriebsfapitals. 
Dasselbe kann daher jeßt folgendermaßen berechnet werben: 


1. Werth von 1'/, inländiihen Tabadernten circa 33,000,000 M 
2. Werth des halben Jahresbedarfs an — —— 

Taback circa . . 80,000,000 „ 
3. Werth des durchſchnittlichen Vorraths an Fa⸗ 

brikaten, mit Einſchluß der in der Fabrikation 

befindlichen Tabackmengen (!/; des Sr 


bedarf8) circa . . 55,000,000 „ 
4. Werth bes durchſchnittlichen öorraths an im 

portirten Zigarren ira .. 2,500,000 
5. Sonftiged circa 2 > 2 2 2. 1,500,000 


—— 122,000,000 M 

Rechnet man dazu die oben veranſchlagten — lu 
die Einrihtung mit . . : 66,000,000 „ 
und den Inventarwerth der Maſchinen, Utenſilien x u: 12,000,000 „ 


jo beziffert fi) das gefammte Anlage und Betriebsfapital auf 200,000,000 Mr 
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Die PVerzinfung diefer Summe zu 4'/, BEN er⸗ 
fordert jährlich .. 8,500,000 „ 
Die Generaluntoften belaufen ſich mithin auf —— 11,199,200 
oder 7,“ M pro Zentner Fabrifate. 
Wird legtere Summe den vorher ermittelten Ausgaben 
für Rohtabad, Löhne, Verbrauchdgegenftände und Transport- 
foften hinzugerechnet, To un fih al Geſammtſumme der 
Geftehungstoften . . . . ... 163,674,770 . 
Für einzelne Sorten ——— Rauchtabad und Schnupftabad find die als 
Beilagen H ı bis 12 beigefügten Probefalkulationen entworfen worden. In 
Beilage J find ferner die durchichnittlichen Geftehungstoften eines Zentners Kau— 
taback berechnet. 


Zu dieſen Kalkulationen ift zu bemerken, daß darin die Koften und Löhne 
für die Magazinirung und Fermentirung eined Zentners inländiihen Tabads 
mit 1,99 M. und die Koften der Magazinirung eined® Zentners ausländiſchen 
Tabad3 mit 50 Pf. in Rechnung geitellt, und daß ferner die Einzelpreife des 
Tabad3 theilweije durch Abzüge oder Zufchläge in Prozenten des Durchſchnitts— 
preifed gebildet worden find. Doc können die auf diefe Weiſe gebildeten Preife 
niht als vollftändig zutreffend anerfannt werden; denn hauptfählicd entfernt fich 
der Werth des Tabad3 von dem Durchſchnittspreis in viel höherem Maße, als 
dies in den Probekalfulationen zum Ausdruck gefommen ift. In obiger Geſtehungs— 
foftenfumme find, mit Ausnahme der Löhne, Ausgaben für die Zigarretten- 
fabrifation nicht enthalten. Die Geftehungsfoften find für 2,628 Zentner dieſes 
Fabritat3 im Ganzen auf 337,260 M zu veranfchlagen. 

Endlih find noch die Ausgaben für den Ankauf der ausländifchen Zigarren 
zu berüdfihtigen. Der Ankaufspreis berjelben kann durchſchnittlich pro Mille 
auf 200 M, aljo für 32,550 Mille auf 6,510,000 M geſchätzt werben. 

Die Gelammtausgaben der Monopolverwaltung für die fämmtlihen zum 
Berfauf zu bringenden Tabadfabritate belaufen ſich demnach auf 170,482,030 M, 
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Behufs Feitftellung des Detailverfaufswerthd der Fabrifate der Monopol: 
verwaltung find auf Grund der in Beilage A nachgewieſenen Mengen für ſämmt— 
lihe Gattungen von Fabrikaten Einzelberehnungen gemacht worden — Beilagen 
K ı bi8 6 —, weldje einen Gefammtbetrag von 388,570,324 AM. ergeben. Zu 
den 14 Preiötypen der Zigarrenfabrifation darf nicht unerwähnt bleiben, daß 
die Verfchiedenheit der Geihmadsrichtung der Konjumenten es nothwendig machen 
wird, in jeder Preislage mehrere Zigarrenjorten und Façons herzuftellen. Min- 
deitend drei Sorten beziehungsweife Kompofitionen „Itart, mittel und leicht” 
werden in jedem Preis angefertigt werden müſſen. Es hat aber gar feine 
Schwierigkeit und erfordert auch feine nennenöwerthen Mehrausgaben, wenn von 
Anfang an in den gangbarften Sorten dem Konjumenten noch mehr Abwechſelung 
geboten wird. Die vielfach verbreitete Anficht, daß die Monopolverwaltung durch 
Eriparnigrüdfichten dazu getrieben werde, nur wenige Cigarrenforten herzuftellen, 
beruht auf Unkenntniß der einjchlägigen Verhältniffe. Viel ſchwieriger ift für 
die Monopolverwaltung, bei der Herftellung einer und derjelben Sorte in einer 
größeren Anzahl Fabriken ein ganz gleihmäßiges Fabrikat zu erzielen. 

Bon der vorerwähnten Bruttoeinnahme find zur Ermittelung des Neingewinns 
außer den Geftehungstoften auch die Verfchleißkoften in Abzug zu bringe‘. 
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Der Verkauf an die Konſumenten würde bei Errihtung von Verſchleißſtellen 
in folder Zahl, daß auf je 750 Einwohner eine derartige Stelle kommt — in 
Frankreich fommt erft auf ungefähr 900 Einwohner ein debit —, durch circa 
60,000 Kleinverjchleißer bejorgt werden. Dieje Stellenzahl dürfte im Allgemeinen 
den Bebürfniß genügen und die Möglichkeit bieten, den Verfchleißern ſchon durd 
Bewilligung von 10 Prozent des Verkaufspreiſes ein außreichendes Einkommen 
zu gewähren. Der kleinen Unbequemlichfeit eine etwas weiteren Weges zum 
Verfaufsladen, melde die Ermäßigung der Zahl der Detailverfäufer auf das 
wirkliche Bebürfniß für einen Theil der Bevölkerung mit fi bringen mag, wird 
feine beiondere Bedeutung beizumefjen jein. 

Daß ald Mittelglied zwiſchen den Yabrifverwaltungen und den Stleinver: 
fchleigern das Inſtitut der Großverichleißer nothwendig ift, wird bei der Kleinen 
Anzahl Fabriten und der beträchtlichen Zahl Kleinverichleißer feines weiteren 
Nachweiſes bedürfen. Nur ift fraglich, in welcher Zahl diejelben aufgeftellt und 
in welcher Weife fie entlohnt werden jollen. In dem Monopolreferat der Tabad: 
Enquete find 50 Verwalter für Großverſchleiß mit einem Durchſchnittsgehalt 
von 3000 M vorgeichlagen. Abgejehen davon, daß bei den von den Betreffen- 
den zu fordernden hohen Kautionen und den fonftigen an fie zu ftellenden An: 
forderungen der Betrag von 3,000 Mb. viel zu niedrig ericheint, leuchtet auch die 
Zahl der vorgeichlagenen Stellen nicht ein. Unzweifelhaft wäre bei einer der: 
artig Eleinen Zahl der Geihäftsrayon des Einzelnen viel zu groß. Es wird 
zwedmäßig fein, wenigſtens 250 Großverjchleißer aufzuftellen und fie in ent: 
ſprechender und genügender Weiſe für ihre Dienfte zu belohnen. Dazu dürfte 
eine Gebühr von !/, Prozent des Detailverfaufspreifes ausreichen. 

Die Verichleißgebühren betragen, zu 10"/, Prozent des Detailerlöfes berechnet, 
die Summe von 40,799,882 M. 

Die geſammten Ergebniffe der in Voritehendem enthaltenen Betrachtungen 
und Unterfuchungen find in Beilage L zujammengefaßt beziehungsmeife ziffer: 
mäßig dargeitellt. 


VII. 


Der Werth des im Zollgebiet jährlich verbrauchten Tabacks iſt nach den 
heutigen Verhältniſſen in den Beilagen K und L auf die ſchon erwähnte Summe 
vor 388,570,324 M. berechnet worden, während derjelbe für dad Jahr 1877 in 
der Anlage V zum Bericht der Tabad-Equete-Kommilfion um circa 89 Millionen 
Mark niedriger berechnet if. Man könnte daher verjucht fein, anzunehmen, daß 
dieje 89 Millionen eine entſprechend höhere Steuerbelaftung darftellen, und könnte 
darin einen thatſächlichen Widerfprudy mit dem im Eingang ausdrüdlich betonten 
Standpunkt erbliden, daß die Berechnungen lediglich auf die gegenwärtig vor: 
liegenden Verhältniſſe geftügt werden jollen, und daß dabei für dad Tabadmonopol 
zunächit weder eine Erhöhung der Preife noch eine Verringerung der Qualität 
der Fabrikate, aljo weder direft noch indireft eine Erhöhung der jegigen Steuer: 
belaftung in Ausficht genommen werde. 

Zum Theil — im Betrag von circa 36 Millionen — erklärt ſich die Differenz 
allerdingd aus der gegenüber dem Jahr 1877 ſchon ſeit zwei Jahren erhöhten 
Zoll: und Steuerbelaftung ; die weitere Differenz von circa 53 Millionen läßt ſich 
daraus erflären, daß die Erhebung für das Jahr 1877 nur nad 2 oder 3 
großen Preisgruppen gemacht worden find und deshalb unzuverläffige und der 
Sadlage nad) zu niedrige Durhichnittöwerthe ergeben mußten, jelbit wenn die 
Betheiligten ohne Ausnahme möglichit genaue und zutreffende Angaben zu liefern 
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beabfihtigten.. Augenſcheinlich ift aber auch der Gewinn der Händler an den 
Fabrifaten, jedenfall® bei Rauch- und Schnupftabad, in jener Berechnung erheb- 
ih unterſchätzt. 

Daß das Tabadınonopol den in Beilage L nachgewiejenen Reinertrag von 
177,288,412 M, von welchem jebocd neben einigen weniger erheblichen Ausgabe 
poften noch die Zinjen des zur Schadloshaltung der Tabadfabrifanten 2c, erfor- 
derlihen Kapital3 abgehen würden, ohne eine allgemeine Vertheuerung des Kon— 
ſums ergeben joll, verträgt fih faum mit den im weiten Streifen üblichen An— 
Ihauungen, welche fi unter dem Gindrud der verichiedenartigiten und nur zum 
Heinjten Theil jahlic gehaltenen Erörterungen in der Preſſe über die Monopol: 
frage herausgebildet haben. Man wird ſich vor dem Rüdichluß auf den jeit- 
herigen Verdienſt der Privatinduftrie jcheuen, indem man nicht genügend berüd- 
fihtigt, daß und in welchem Maße jhon die Geſtehungskoſten der Privatfabrifation 
böher find, als fie fi für den Staatöbetrieb ftellen. 

Während die Monopolverwaltung für 1,505,720 Zentner Fabrikate (j. Bei— 
lage D) 163,674,770 M. an Geſtehungskoſten (j. Beilage L) aufzumenden hat, 
erhöhen fich diejelben für die Privatfabrifation ganz beträchtlich durch Mehraus- 
gaben für Rohtaback und für Verbrauchögegenftände, durch größeres Anlage: und 
Betrieböfapital und durch die Zölle und Steuern. 

Die Privatfabrifation hat im Preis des inländifhen Nohtabads den 
Geihäftsgewinn der Nohtabadkhändler mit circa 10 Prozent des Umſatzes zu be- 
zahlen; fie Hat ferner für den ausländifchen Nohtabad, mie oben erörtert, 
durdichnittli da 160 und 62 M. anzulegen, wo die Monopolverwaltung bei 
kommiſſions- oder jubmiffionsweifen Ankauf in großen Poften nur 144 und 
55,9° M. auszugeben hat. Dadurch ergibt fich für 1,565,210 Zentner Rohtabad 
eine Mehrausgabe von 8,934,212 M. Die Zölle und Steuern für diefe Roh: 
tabadmenge — darunter find 626,084 Zentner inländiichen Nohtabadd mit dem 
Steuerfage de3 Jahres 1881, aljo 15 M. pro Zentner in fermentirtem Zuftande, 
berechnet — betragen 49,304,115 M. Dad Anlage: und Betriebötfapital muß 
bei der großen Zeriplitterung der Privatinduftrie um wenigften® 25 Prozent 
höher geihäßt werden, ald da8 der Monopolverwaltung. Für dasſelbe ift ferner 
ein höherer Zinsfuß (durhichnittlih 5 Prozent) in Rechnung zu Stellen. Beides 
zufammen verurfadht eine Mehrausgabe von 4,000,000 M. Die Mehrausgaben 
bei den Verbrauchsgegenſtänden müfjen im Anſchluß an die oben ftattgehabte 
Feititellung derfelben auf circa 3,000,000 M geichägt werden. Minderausgaben 
hat die Brivatinduftrie gegenüber den Koften nad) Beilage L nur für das leitende 
Perſonal und bei den Transportkoften. Inter legterem Titel find in der Beilage L 
die Koſten des Transports der Fabrikate zu den Verſchleißern mitenthalten, welche 
für die Privatfabrifation außer Rechnung bleiben müſſen. Beziffert man diefe 
beiden Minderausgaben, um ganz fiher zu gehen, auf 4,000,000 M, ſo verbleibt 
an Mehrausgaben nod die Summe von 61,238,327 Ma Demnach würde die 
Privatfabrifation für die Herftellung der fraglichen 1,505,720 Zentner circa 
224,900,000 M Geſtehungskoſten haben. 

Nachdem auf diefe Weile da3 eine der Elemente, aus denen fi dad Er: 
trägniß des Monopol3 zufammenjegt, klar geftellt ift, ericheint die Aufgabe, das— 
jelbe ohne Vertheuerung des Konſums als möglih und wahrſcheinlich nachzu— 
weifen, jchon bedeutend erleichtert. Immerhin aber bietet dieſe Aufgabe deßhalb 
noch einige Schwierigkeit, weil aus dem vorhondenen ftatiftiihen Material der 
Verdienft der Fabrifanten und der Groß- und Sleinhändler mit Fabrifaten nicht 
mit Sicherheit feitzuftellen ift, und aus den reifen der Betheiligten die wider: 
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iprechenditen Angaben gemacht werden. Soviel dürfte jedoch — auch nad) ben 
Erfahrungen der Kaiſerlichen Tabadmanufaktur in Straßburg — als fidher an— 
gefehen werben, daß der Aufichlag auf die Fabrifate ſeitens der Händler eher 
noch größer ift, al in dem Monopolreferat der Tabad- Enquete angenommen 
worden. 


In neueſter Zeit iſt aus Kreiſen, welche der Monopolfrage feindlich gegen— 
überſtehen, öffentlich zugegeben worden, daß die Fabrikanten und die Händler mit 
Fabrikaten zuſammen mit einem Gewinn von 60 bis 75 Prozent kalkuliren, ein 
Satz, der nicht als zu hoch bezeichnet werden könne, wenn man berückſichtige, 
welche Unkoften durch Verlufte, Miethen, Steuern, Agenten und Maflerprovifionen, 
Salaire, Speien ꝛc. entitehen. Es wird feinem Bedenken unterliegen, dieſe 
unzweifelhaft mit Sachkenntniß gemadten Angaben eines Interefjenten als richtig 
und zutreffend anzuerkennen, und auf der dadurch gewonnenen Baſis weiter zu 
falfuliren; dabei fol durcfchnittlich ein Gewinn von 65 Prozent feitgehalten 
werben. 


Die Geftehungstoften in dem nachgetwiefenen Betrag von circa 224,900,000 M 
ergeben mit einem Aufſchlag von 65 Prozent für den Konſum einen Aufwand 
bon circa 371,000,000 %M. 


Kalkulirt man, behufs Vergleihung mit der Schlußfumme in Beilage L, 
noch den Aufwand für die importirten Zigarren in der Weife, daß zu dem Ans 
faufspreis der Monopolverwaltung 25 Prozent Gewinn der Jmporteure und 
Händler im Zollausland, ferner der Zollbetrag (für 4,650 SZentner) mit 
627,750 M, endlich 50 Prozent Gewinn der betreffenden Händler beziehungd: 
weile Verkäufer im Zollgebiet zugeichlagen werden, und rechnet man dann die 
fih hierdurch ergebende Summe: 

6,510,000 M 

+ 25 Prozent = 1,627,500 „ 
8,137,500 MM. 

+ Zoll = 727,750 „ 
8,765,250 M. 

+ 50 Prozent = 4,382,625 „ 
zufammen 13,147,875 M 

fowie ungefähr 1,000,000 „ 


für Sigaretten zu dem obigen Aufwand Hinzu, fo berechnet fih unter ber Herr: 
ſchaft der freien Konkurrenz der Gejammtaufwand ber Bevölkerung für Tabad: 
fabrifate auf circa 385,150,000 M, mithin nur um circa 3,400,000 M 
— als derſelbe für die nämlichen Fabrikate unter dem Monopol betragen 
würde. 

Dieſe der ganzen Summe gegenüber geringfügige Differenz rührt in der 
Hauptſache von der Geſtaltung der Preiſe für die importirten Zigarren her. 
Wenn eine Vertheuerung des Konſums derſelben unter dem Monopol in Ausſicht 
genommen iſt, ſo dürfte hiergegen wohl von keiner Seite Einſprache erhoben 
werden. 

Die zu Laften der Privatinduſtrie auf bie Rohtabackmenge und die impor— 
tirten Zigarren berechneten Steuern und Zölle im Betrage von circa 49,900,000 M 
würden zufammen mit obiger Summe von 3,400,000 M bei der Einführung bes 
— — die ganze Steuerbelaſtung im eigentlichen Sinne des Wortes 
arſtellen. 
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Bei einer derzeitigen Bevölkerung von circa 44,500,000 im Zollgebiet würde 
demgemäß auf den Kopf der Bevölkerung 1,2% M. Steuerbelajtung unter 8,73 AM. 
Aufwand für Tabadfabrifate treffen. 

Unterfuht man auf Grund der bißherigen Berechnungen noch weiter, welche 
Duote des Aufwand pro Kopf der Bevölkerung ald Gewinn in den Händen ber 

| Privatinduſtrie verbleibt, fo ergibt fi aus der Gefammtjumme de Gewinns: 
| 1. der Händler mit in» und ausländiſchem NRohtabad . 8,934,212 M 


| 2. der Fabrikanten und Händler mit Fabrifaten . . . 146,185,000 „ 
| 3. der Importeure ausländiſcher Zigarren (beziehungs⸗ 
weiſe der Händler im Zollaußland . . A 1,627,500 „ 


4. der Händler mit importirten Zigarren im Zollgebiet 4,382,625 „ 
zufammen 161,129,337 M. 
der Betrag von 3,0? M 

Eine diefem Betrag entfprechende Größe ift aus dem Neinertrag des Mono 
pol3 in Frankreich und Defterreich vorweg außzufcheiden, ehe die wirkliche Steuer: 
belaftung daſelbſt mit derjenigen in Deutichland verglichen und daraus berechtigte 
Ehlüffe für die mögliche und wahrjcheinliche Ertragsfähigkeit des Tabadmonopols 

in Deutichland gezogen werden fünnen. 
Ein Voranjhlag über die Einnahmen und Ausgaben des deutſchen Tabad: 

monopol3 iſt als Beilage M beigefügt. 
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Beilage B. 
Zabrik- und Magasinnerwaltung. 





I. Eigentlide Fabrik-Verwaltung. 


28 abminijtrative Direktoren 

durchſchnittlich 9,000 Mark 
12 techniſche Direktoren 

durchichnittlih 7,500 Mark 
16 Ingenieure 

durchichnittlich 4,500 Mark 
6 Ingenieur⸗Aſſiſtenten 

durchichnittlich 3,000 Mark 
28 Rontroleure 

durchichnittlich 3,500 Mark 
28 Materialverwalter 

durchichnittlich 3,000 Mark 
80 Fabrikmeiſter 

durdhichnittlich 2,200 Marl 
130 Aifiitenten (Kommis) 

durchichnittlih 2,100 Marl . 
66 Diener (Thürhüter und Bureaudiener) 

durchſchnittlich 1,050 Mark 


Summe I . . 
Bemerkung: Für die 28 Hauptetabliffements ift gemijchter Betrieb in 
Ausfiht genommen. — Der Bedarf an Zigaretten wird 


— ——— in circa 6, an Schnupftaback und an 
autabad in circa 12 Fabriken hergeftellt. 


II. Fabrikfilialen. 


130 Geihäftsführer 
durchichnittlich 3,500 Mark 


Summe U 
III. Magazinverwaltung. 
12 Magazinvermwalter I. Klaſſe 
durchichnittlich 4,500 Mark 
20 Magazinverwalter II. Klaſſe 
durchſchnittlich 4,000 Mart 
12 Magazintontroleure I. Klaſſe 
durchſchnittlich 3,500 Mark 
OD Magazintontroleure II. Klaſſe 
durchſchnittlich 3,000 Mark 
44 Berkmeijter 
durchſchnittlich 2,200 Mark 
15 Aſſiſtenten (Kommis) 
durchſchnittlich 2,100 Mark 
12 Diener 
durchſchnittlich 1,050 Mark EN 
Summe II 
Summe I 
“ II 
Fan ı ı 
ujammen 





Hiezu jählihe Ausgaben 
2,314,20U 
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Beilage F'. 
Berechnung 
der Ausgaben an Löhnen. 
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Geſammt—⸗ Gewicht 
der 


— 


Fabrikate 










Mittlere Löhne 


Gattungen per Mille 


Summen 






4,916.093 Stüd 


— ‚528 Zentner 





Zigarren . 43,753,227 


Löhne pro Zentner nah den mittleren Süßen der Raiferliden Taback— 
manufaftur zu Straßburg i./E. 








Raudtabad . . En 5,8 749,857 Bentner 2,482,026 
Schnupftabad, 8... 2, 61212 161,293 
Scnupftabad, in — g,» 61,213 ii 218,530 
Kautabad . i 29,39 45910 5 1,341,719 
Zigaretten . . 2... Maſchinenfabrikation mit Beichäftigung 

von ca. 70- Arbeitern) ca. 40,000 






1,505,720 Zentner 47,996,795 


Beilage ©. 
Berechnung 
der Ausgaben in Verbrauchs-Gegenſtänden nach den mittleren Säßen 
der Kaiferlichen Tabakmanufaktur zu Straßburg. 




















Gejammt-Gemwicht 
der 
herzuſtellenden 

Fabrikate 


4,916,093 Stück 












Mittlere Ausgaben 


Gattun 
per Mille 





Zigarren. — 587,528 Zentner 10,864,565 ‚58 
Mittlere Ausgaben per Zentner 

Raudtabad . . a 9, 749,857 Bentner 6,894,935 , "1 

Schnupitabad, [08 8,0, 61,212 m 232,299 ‚54 

Schnupftabad, in — o/ ie 61,213 5 560,711,0® 

Kautabad . . 7,9, 45,910 2 338,137 ,'5 










1,505,720 Bentner 18,890,638 ,+ © 
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Beilage & 1. 
Berechnung 
der Ausgaben in Berbrauchsgegenjtänden (Hülfsmaterial 2c.). 
















Geſammtgewicht 
Mittlere Ausgaben —* * 
attungen per Mille herzuſtellenden — 
Fabrikate 











4,916,093 Stück 







Zigarren . 1,7 — 587,528 Bentner 8,701,484,#1 
Mittlere Ausgaben 
per Zentner 
Rauchtaback 749,8687 , 6,208,815,% 
Shmupftabad, (08 . 61.218: 3 232,299,5* 
—— in Büchfen 61,218 560,711,09 
45,910 F 676,254,9 


Zentner 16,379,565,*? 





Beilage H 1 bis 12, 
Nr. 1. 
Gefehbungskoflen 


einer 3 Pfennig-Zigarre. 


10,000 Stüd Zigarren auf 1 Zentner. 
Rohtabak für 1 Zentner Zigarren 150 Pfund, 
120 Pfund. .  . & 36,9 Marl = 43,9 Marl 


0 „ à 35, Mark F 50 Prozent = = 52 Mi + 1,0 Mark 
für die Magazinirung und Fermentirung — 54,% Mart für Ded 16,9% „ 


150 Rund — 60,9 Mart 
ab...41 „ Rippen und Abfälle . . » 2 2 2.2.8 20,90 Marl = 89% 
Heben T08 Pfund 51,9% Mark 


(Davon 9 Pfund Delalo.) 
Hierzu Löhne 


für Bideln und Rollen. . . . 4, Marl 
„ Sortiren und Baden. . . .O , 68 Marf Mille — 63,0 
„ Zubereiten und Yusrippen . 0,8 i Bl nd ul 
„ Zaglöhner, Aufjeher ce . . .0,8 
reg" a Transporttojten xc. 1,95 Marl Br Mile. . = 15, Marl 
Allgemeine Kojten . . — Pe 


7188,97 Marl 
Demnad) per Mille 13,99 Mark. 


15* 


Rn 
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Nr. 2. 
Geftehungskofen 
einer 4 Pfennig-d Bigarre. 
9,000 Stüd Zigarren auf 1 Zentner. 
— er 1 —— er 150 Pfund 
J Pfund. . a 36,9 Marl = 27,* Marl 
" "lem „=ur „ 
7 r ä 55,00 Mart — 10 Proz — - 50,0 J 0,0 = = 50," MER — 
150 Pfund 66,9° Mart 
ab.. 41 „  Nippen und Abfälle... . .& Dr m 8 5 
Bleiben 109 Bund 58,9 Mart 
(Davon 9 Pfund Delalo.) 
Hierzu Löhne 
für Wideln und Rollen. . . . 5,9 Mar | 
„ Sortiren und Paden. . . .09 „ PR I 
„ Bubereiten und Ausrippen . 08 „ 6,9 Mark per BRille = nn 
„ Taglöhner und Auffeher . ‚0% „ 
Verbra uchsgegenſtünde, Tronsportoften ꝛc. 1, Mark — Mille. . = 14, Marl 
Allgemeine Kojten. . Eu Audi 


— — — — — 
142, Mari 
Demnach per Mille 15,9 Marf. 








Nr. 3 
Geſtehungskoſten 
einer 5 Pfennig-Zigarre. 
8,000 Stück Zigarren auf 1 Zentner. 
Rohtaback für 1 Zentner Zigarren 150 Pfund, 
worunter 
6 Bibi. en eat ‚a 36,9% Mark — 18,* Marl 
76. he re ER ee en 
25 „  %& 55° Mark + 10 Prozent 0,0 = 619 „—=15% . 
150 Pfund 76,5 Mart 
ab.. 41 „ Rippen und Abfälle & 20,9 Mart . . . — 6 5 
bleiben 109 Pfund 67,8 Marl 
(Davon 9 Pfund Delalo.) 
Hierzu Löhne 
für Wideln und Rollen. . . . 5, Marf | 
Sortiren und Paden . . . 0, i 
” D „ 7,⸗ M Mill = 59, Marl 
„ Zubereitung und Ausrippen . 0,707 „ a 
„ Taglöhner und Auffeher . . 0," „ 
Verbrauchsgegenſtände, FERN xc. 1,9 Mark * Mille. . = 18,* Marl 
Allgemeine Kojten. . - u wu „ 


— — — — 
150, Mail 
Demnad per Mille 18,7" Marl. 





--.. urn — - — — — —— — — 7 
* J 
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Nr. 4. 
Geftehbungskofen 


einer 6 Pfennig-Bigarre. 


8000 Stüd —— auf 1 Zentner. 
Robtabad für 1 Zentner Zigarren 150 Pfund 


worunter 
DB Pfund.. rc I Mark — 10,0 Mark 
I A ea an Bee ER u 
“oo „ Be er ee A sc et N er A u: 
150 Pfund 104,9! ” 
.. 4 „ Rippen und Abfälle. . . .»....% 200% Mark 8,9 
bleiben 109 Pfund 96,7 Mart 
(Davon 9 Pfund Delalo.) 
Hierzu Löhne 
für Wideln und Rollen . . .6,% Mark 
„ Sortiren und Baden . . . 0,0 , —— 
„ Zubereiten und Wusrippen. . 0,0 „ 8,°° Mark per Mille — 66, Mart 
„ Zaglöhner, Aufjeher x. . . .0,#8 „ 
Verbrauchsgegenjtände, — — x. 29 Dal . . ». 2... — 
Allgemeine Kojten . . ee ee 


——— 97," Marl 
Demnad) per Mille 23,9% Mart. : 


Mr. 5. 


Gefehungskoften 
einer 10 0 Piemnig- Zigarre. 


00 Stüd Zigarren - 1 — 


Rohtaback für 1 Zentner Zigarren 150 Pfund. 
120 Pfund à 55,% Mark + 25 — = 69,% + 0, — 70,8 Marl = 84,9% Mart 
30 


Le Al, = 4 , 
Too Mund, — 
— „Ribppen und Abfälle a 20,0 Mar = 8,9% „ 
bleiben 108 Pfund 119,6 Marf 
(Davon 9 Pfund Defalo.) 
Hierzu Löhne 
für Wideln und Rollen . . . . 9% Marf 
„ Sortiren und Baden 
„ Kifthen, Garnirung 20 
„ Zabad zubereiten 15,99 Mark per Mille = 122,8 Mart 
„» Zaglöhner, Aufjeher. . . „19 ® 
Verbrauchsgegenſtände und 
Transportkojten &.. . . ..20% 
Allgemeine Koſteeen. a ae 7, Mart 


249,7 Mart 
Demnad) per Mille 31,2? Mart. 
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Nr. 6. 
Bippentabak 


a 0,45 Mark per Pfund. 


105,9 Bund Rohtabad ergeben 100 Pfund fertige Fabrikate: 


105,9 Pfund . . . à 20 Marl = 21," Marl 
öhne . ee a a N 
’ | Bersraudegegenttänt, Transportlojten &. . ©» 2 2... „ 
4 
— nr Mark re Tee ee 


31,9 Mart 


er auf das Gewicht der fertigen Fabrifate berechneten Generalfojten (7, Mark pro 
100 Pfund) können bei dem geringen Werth des Rohmaterial® und den niedrigen Ausgaben 
für Löhne höchſtens mit dem dritten Theil des Normalbetrages in Anſatz gebracht werden. 
Andernfall® würden fie bei den geringwerthigen Fabrilkaten die Geſtehungskoſten umverhält- 
nigmäßig erhöhen und bis 25 Prozent derielden ausmachen. 

Ueberdies find die Transportfoften bei den Rippen nur mit der Hälfte des allgemeinen 
Sapes eingerechnet. Größtentheils werden diejelben als Abfälle bei der Bigarrenfabrifation 
— und haben daher auch Transportkoſten nur von dem Moment ab zu tragen, wc 


ie. die Fabriken behufs weiterer Verarbeitung oder als fertiges Fabrikat verlafien. 








Nr. 7. 
Rauchtaback 
a 0,60 Mark per Pfund. 
105,5° Pfund Rohtabad ergeben 100 Piund fertige Fabrikate: 
52," „, a Er — 10 Mart 
DR 5, Nippen und Abfälle » . ..8200% „108 „ 
105, Bund 29,8? Mart 
Hierzu: 
DE 2 ee re ER ae 2,'° Marl 
Verbrauchsgegenſtände, Trensportlojten ꝛꝛc » en. 6% „ 
Generalkoſten I Be ee 5 


41, Mar! 
1) Siehe Anmerkung zu Rippentabad. 


Nr. 8. 
Rauchtaback 
a 1 Marf per Pfund. 

105,5° Pfund Rohtabat ergeben 100 Pfund fertige Fabrifate. 
DM ee ee Mart 3 Dart 
85,0 ee er Aare Se et RB EM 
nm mn ——— 
105,99 Pfund. 42,9% Mart 

Hierzu: 

Löhne. a Ba ee Se sin ia: Ze ae 2 . 3,0 Marl 
Verbrauchsgegenſtände Transportlojten ꝛc. * s— 
Generalkoſten ee ne ta er 


16,97 Mark 





— — 


— — — — rn — — 
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Nr. 9. 


Rauchtaback 
a 3 Mark per Pfund. 


105,5° Pfund Rohtabad ergeben 100 Pfund fertige Fabrikate. 
105, Pfund & 55, » Mart + 50 Prozent = 83," Mart + 0,9 Mart = 84,% Mark = 


di 88,9 Mark 
ierzu: 
Löhne . de Ba ern er oo Markt 
Berbrauchsgegenftänkt, Transporttoften ee Bee e 
Generaltojten . . Er ar Te “ > 


— 


Nr. 10. 
Geſtehungskoſten 
eines Schnupftabackes (los) & 0, Mark per Pfund. 
80 Pfund — — 100 same ie Fabrikate. 
88 Pfund . . a 86,99 Marl 29,9% Mark 
Hierzu : 
Löhne PD u DEF FEN TEN 1,8 Mark 
Berbrauchögegenftände, Transportkoften ARE 50 
Allgemeine see —* BEN a 8 


38,80 Mark 
Verwendet man dabei, wie dies auch ſchon jetzt Seitens der Privatinduſtrie geſchieht, 
zu zwei Drittel Abfälle, ſo ſtellt fi die ———— — 


26,88 Bund . . . . .& 86,9 Marl = 9,” Mark 
53.885 * De ee ne ei 20,0 — ‚s ei 
20,0 Mart 
Hierzu: 
Löhne N TR ren det N 1,9 Mark 
Berbrauchsgegenftände, Transporttoften Me erden a 
Allgemeine Kojten I GABEL. u, rc a ee Yen 


30,% Mark 


') Siehe Anmerkung zu Rippentabad. 


Nr 11, 
Geſtehungskoſten 
eines Schnupftabackes (I (los) a 1,20 Mark per Pfund. 
80 FIR — a. 100 — fertige Fabritate. 
80 Pfund . . +8 56,20 Mark = 45,9 Mark 
Hierzu: 
Löhne . a rn eh 2,9 Marl 
Berbrauchögegenftände, Zransportfoiten | x. TR U Re 68 , 
Allgemeine Koften . . . - ee ur Se SEE THENIER Mn. 


61,8 Marl 
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Kr. 12, 


Geftehungskoften 
eine Schnupftabades a 2,5% M. per Pfund in Büchſen. 


80 Pfund à 55,% Mart + 50 Rrozent = 83,7 Markt + 0,9 Markt = 84, Mark — 67, Mart 


Hierzu: 

Löhne . 3,57 Martk 
Berbrauchögegenftäne, Transponitoften Mn m 5 
Generaltoften . . ir er Te 
90,9 Marl 

Beilage J. 

Dudfchnitts-Ralkulation 
für Kautabad. 
77 — un 100 — 

A ne . a 56,20 Mark — 43,8 Mar 
Löhne. 2 ee 
Berbrauchsgegenftände, Transportoften x. Eu zıun wre 
Generalkoiten . . Sa 0 Be 3% m ; 

98, Mark 















































Nr. 1 
Zigarren. 
4,916,093 Mille — 587,528 Zentner. 
Vreis fü Auf a Eee 
0 Menge 1 Zentner Menge Werth 
% Prozent in gehen in in 
* Mille Zentner Mark 
Pfennigen = Stüd . 






















































3 491,609, ® 10,000 49,161 14,748,279 
4 1,229,02°,3 9,000 136,558 49,160,932 
5 1671,47: ,® 8,000 208,934 83,573,580 
6 589,991 ,2 8,000 73,741 35,395,872 
7 196,6+3,7 8,000 24.581 13,765,059 
8 245,84 ,7 8,000 30,726 19,664,376 
9 98,521 ,® 8,000 12/290 8,848,962 
10 147482,9 8,000 18,435 14,748,280 
12 98321,8 7,500 13,110 11,798,616 
15 48,160, 7,500 6,555 7,374,135 
18 34,328 ,7 7,500 5,244 7,079,166 
20 24 ,580,° 7,500 3 ‚277 4,916,100 
25 19,664 ,* 7,000 2,809 4,916,100 
30 ‚4,748,3 7,000 2.107 4,424,490 
4,116,093 587,528 280,413,947 





a 











ift, . die Einridtun utihen Tabackmonopols. 
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Nr. 2. 
Rauchtabach. 
749,856,® Zentner = 74,985,680 Pfund. 
i | Preis — ern ERBE 
per Menge Werth 
Pfund | Prozent in in 
Marf 
Feinſter echter türkiſcher. 5 1, 374,928, # 1,874,642, 
einer . = Be IE a: de 4 1; 374,928 * 1,499,713,$ 
Feinfter Varinas, Portorico, Maryland 3 1 749,856,° | 2,249,570,% 
einer desgl. 2,50 2 1,499,713,? | 3,749,284 2 
Rauchtabact I. . 2 3 2,249,570,4 | 4,499,140,8 
z II. 1,50 5 3,749 ,284 5,623,926, 
. IH. 1,30 8 5,998,854,4| 7,198,625,3 
R IV. l 10 7,498,568,° 7,498,568,9 
x V. 0,9 25 18,746,420,° | 14,997,186,9 
a VL 0,9 25 18,746,420,° | 11,247,852, 
Rippentabad 0, 20 14,997,136,0 | 6,748,711? 
| 74,985,680,° | 67,187,169,1 
I 
Ar. 8. 
| shnupftabad, 
| 122,425,° Zentner — 12,242,560 Pfund. 
! Preis = Br EDER 


rpm 

































1,836.384 4,590,960 
2,448,512 4,897,024 
1,224,256 1,469,107,3 
1,224,256 1,224,256 
2,448,512 1,836,384 
3,060,640 1,530,320 






12,242,560 15,548,051,3 


Nr. 4. 
Rautabanck. 


45,909,* Zentner. 
















———— 












918,192 918,192 
918,192 1,147,740 
550,915,* 826,372, 
550,915, 964,101, 
459,096 918,192 
459,096 1,147,740 
367,276, '1,101,830,* 
229,548 803,418 
137,728,8 550,915,* 
4,590,960 3,373,502 





’ 
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Der fünftige Zigarren-Import gleich !/; des feitherigen: 
4,650 Zentner = 32,550 Mille. 











is Fi 
2 “ Menge Auf Werth 
1 Stüd j 

. Prozent in 1 Zentner in 

n 

z ; Mille gehen Mart 
Pfennigen 
Stück 
































4,882,*00 1,464,750. 
40 9,765,000 2 3,906,000 
50 9,765,000 : 4,882,500 
60 4,882,500 2 2,929,500 
15 1,627,50 = 1,220,625 
1 Marf 1,627,5% . 1,627,500 
32,550,900 16,030,875 
Nr. 6. 
Zigaretten. 
2,628 Bentner — 131,400 Mille. 
—— — — — — — —— 
Preis Werth 
Nr. per Prozent in 
Pfund Mart 


Marf 





26,280 262,800 
II. 39,420 315,360 
II. 39,420 275,940 
IV. 26,280 157,680 
131,400 1,011,780 


un 
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ur 
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Beilage M. 


Doranfdhlag 


über die Einnahmen und Ausgaben einer deutfhen Tabakmonopal-Berwaltung. 





I. Einnahmen. 
Aus dem Verkaufe von 1,512,998 —— Fahrikaten (ſ. Beilage L) 


587,528 Zentner Zigarren . . . . »  280,413,947 Mart 
749, ‚857 „  NRaudtabad . . » . .  67,187,169 „ 
122,425 „  Schnupftabad . .. .» 15.548.051 . 
45,910 „ Sautabad . . . 2.2. 8,378,502 , 
2,628 \ Bigaretten . . a 1,011,080 „ 
4650 „ ausländijche Zigarren . .. _16,030,875 „ 
388,570,324 Mart 
Davon ab Verjchleißgebühreen - . .» . . _40,799,882 
Robeinnahme der Monopolverwaltung =» = + = 2 2... 347,770,442 Mart. 


II. Ausgaben. 


1. Generaldireftion (Beilage CO) . >... 885,000 Mark 
2. Fabri-Magazinverwaltung (Beilage B)  ... 2,314,000 „ 


8. Arbeitslöhne 
a) für 81,000 Arbeiter durchſchn. 577 Mart = 46,737,000 „ 
b) für 1, 000 Auffeher durchichn. 1,200 „ = 1,200,000 „ 
4. Anschaffung des Rohmateriald 
93,912 Zentner 
ET ” 1 
a) ausländiicer Tabad | 5 J — — 8,588,828 „ 
a 55,9% Marl — 47,162,942 
b) inländijcher Tabad 626,084  Zentner 
35,% Mart — 21,912,940 „ 
. Für den Ankauf von 4,650 — ausländifcher 
155 — 32,550 Mille, pro Mille 200 Marl 
ei R 
6. NS DRAN, Bülismaterinlien x. 
(Beilage L) . ; . 16,379,565 „ 
j Sir die Ueberwadhjung des Tabadbaus . . . 1,000,000  „ 
. Für Trans de der Rohtabade und fertigen 
Fabrikate (Beilage L) - . .. 5,500,000 „ 
Unterhaltung der Gebäude und Maſchinen . . 1,200,0000 „ 
10. Zinjen des Anlage und Betriebskapitals, jowie 
Amortijation desjelben von 200,000,000 Mart 
a 41/8 Prozent . . - . .. 8,500,000 , 


or 


6,510,000 


XR — 


— 





17233,775 „ 
II. Reinertrag178,4456,667 Mart. 


Davon weiter od die Zinſen der Entſchädigungs-Summe von 
234,300,000 Mark à 4" Prozent (incl. der Amortitation) rn 9,87,750 „ 


Bleiben . 165,487,917 Mar. 


Miszellen. 


Das Telegraphenweſen im deutſchen Reichspoſt-Gebiete 1880. — Während 
des Jahres 1880 hat dad Telegraphenneg des Deutichen Neiches ſich an- 
ſehnlich verſtärkt. Won den unterjeeiichen Kabeln nah Schweden und Dänemark 
gehört ihm die Hälfte mit 41, im Haupt: und 125, fm Leitungslänge, 
wogegen dem bdiesjeitigen Nete nicht angerechnet werden: das bdreidrahtige Kabel 
der „Sejellihaft für Legung und Unterhaltung des beutichenorwegiichen unter: 
ſeeiſchen Kabels“ von Hoyer über Sylt nad) Arendal 465,8° fm lang, das vier: 
drahtige der „Vereinigten Deutichen Telegraphen-Gejellihaft” von Emden über 
Bortum nad) Loweſtoft mit 416,25 fm und das der englifchen Negierung gehörige 
bierdrahtige von Emden über Norden nad) Loweſtoft mit 429, fm Linien- 
länge. Die unterirdiichen Linien vermehrten fi) auf 5,243,6% fm mit 35,830,°* fm 
eitungen oder um 44, Proz. und die oberirdiichen einſchl. der Kabel in 
Städten, durd) Tunnel, Flüffe und See auf 54,674,° fm mit 177,370,9° fm 
oder um 3,47 Proz. der Drahtlänge. Es find 855,016 Telegraphenftangen auf: 
geitelt und 2,725,675 Iſolatoren angebradt. 

Einichließlih 1,126 Ferniprehämter und 23 mit NRohrpoft-Cinrichtung ver: 
ichener Aemter in Berlin gab es Ende 1880 auf dem Reichöpoft:Gebiete 8,475 
Telegraphenanftalten oder 7, Proz. mehr als zu Anfang des Jahres; 
dapon waren 2,816 zur Annahme und Beförderung privater Telegramme er: 
mädhtigte Eiſenbahn-Stationen und 5,555 mit Poftanftalten vereinigte kaiſerliche 
Telegraphenanitalten. 

Dei jelbitändigen und nicht mit Boftanitalten vereinigten Zweig: Telegraphen 
anftalten find 2,160 Beamte und 556 Unterbeamte angeftellt, weniger als im 
Vorjahre. Die Apparate vermehrten fih auf 8,153 nad dem Spitem Morde, 
159 nah Hughes, 1,976 Fernſprecher und 3 Ludewig'ſche Gegenjprecher, die 
Batterie-Elemente auf 120,214. 

Während die Linien der Neichötelegraphie um 7,?, die Leiftungen um 8,8, 
die Apparate um 9,9? Proz. zugenommen haben, woraus eine intenfivere Leiftungs: 
fähigkeit hervorgeht, wuchs die Benukung der Telegraphie um 11, Proz., 
alio noch ſtärker. Es wurden im Jahre 1880 überhaupt 14,412,598 Telegrammıe 
befördert, nämlich 9,448,128 innerhalb des deutichen Reichspoſt-Gebietes, 2,242,456 
nad und 2,273,806 aus anderen Ländern und 448,208 im Durchgang. Bon 
den im eigenen Gebiete aufgegebenen Telegrammen waren 

im Gebiet nad) anderen 


a) BEINIEREF ANGE: verblieben Ländern gejandt 

gewöhnliche Telegramme . . en. .  8,267,586 1,984,000 
dringende = en ar te Bade 323,616 170,253 
verglichene ER TE U 1,110 725 
Telegramme mit bezahlter Antwori —FJ Ser 337,158 38,326 

Empfangsanzeige ER 1,0%5 295 
nachjujendende Telegramme Be ; —*F* 6,346 349 
Telegramme mit mehreren Adreſſen eh F 34,550 11,066 
mit Poſt, Eilboten, Ejtafette weiter © beförden a 37,965 483 
Seetelegramme . . ? ee _ 54 
telegtab hiſche Poftanweiſungen Be ee rl — 74,948 5,427 

b) gebührenfreie: 

im Bechödint -. . - - - 2 202 2 0 2. 159,145 7,440 
im Zelegraphendienit - » 2 2 2 nn nen 167,939 24,038 


im Eifinbahn-Dienftt -. » » 2 2 2 00 0. 740 — 
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Fügen wir Hinzu, daß auf jeden Quadratkilometer 479,? Meter Telegraphen: 
drähte fommen, d. h. unter Annahme paralleler Aufreihung die Drähte nur eine 
Viertelmeile von einander entfernt herlaufen, und daß eine Telegraphenanitalt auf 
52'/, qkm fommt: jo ericheint die Benugung dieſes ausgedehnten Netzes noch viel 
zu ſchwach; von je 1,000 Bewohnern geben durchſchittlich nur 308 jährlich eine 
Depeiche auf. (Stat. Korr.) 


Die Auswanderung nad den Vereinigten Staaten von Amerifa im Jahre 
1881. — Wenn aud die „Neport3* des ftatiftifchen Amtes in Wajhington über 
die Einwanderungsftatiftit des Jahre® 1881 noch nicht definitiv abgeichlofien 
find, jo läßt fih doch jchon jeßt aus den Verzeichniffen der Zollbehörden in den 
Zolldiftriften von New-York, Baltimore, Philadelphia, Boſton, New-Orleans, 
San Franzisfo, Detroit u. a. eine annähernd zuverläffige Zufaminenjtellung hier: 
über entnehmen, da den offiziellen „Reports“ lediglich diefe Zollauflagen zur 
Grundlage dienen. Danad) ergibt fi, wie Herr von Randow in Wien mittheilt, 
für dad Jahr 1881 folgendes Bild, welches vielleicht in nebenſächlichen Details 
noch Berichtigungen erfahren, in der Hauptjache aber den thatſächlichen Berhält- 
niflen entiprechen dürfte. 


Es wanderten in die Vereinigten Staaten ein: 


1. aus Europa . . » 2 2 20202020. 589,180 Perjonen 
2. aus Amerika (Canada und Weftindien). 95,196 — 

3. aus Aſien (meiſt Chineſen).. » » 20,628 . 

4. aus anderen Ländern . . » 2» 134459 


Summe 723,463 Perjonen. 


Ob die „aus anderen Ländern” zujammengefaßte Zahl nur Nichteuropäer 
enthält, oder ob darunter auch Europäer verzeichnet find, welche die nachfolgende 
Zufammenftellung nicht beſonders aufführt, ift nicht erfichtlich. 

Die europäifche Einwanderung, weldhe fih im vorlesten Dezennium jähr: 
lih auf durhichnittlih 218,000 und im legten auf 234,700 Perfonen bezifferte, 
ift alſo mehr als um das Doppelte durch die vorjährige überflügelt woden. Es 
eriftirt fein Jahr der Vergangenheit, jelbit 1880 nicht ausgenommen, welches die 
porjährige Einwanderung auch nur annähernd erreicht hätte. Es find unter ben 
legten 25 Jahren für die europäiichen Staaten 4 Jahre außergewöhnlich ftarfer 
Auswanderung zu verzeihnen: 

das Jahr 1869 mit 335,400 Perjonen 
„nm. 1873 „ 469,500 


1872 „ 381,500 
1880 „ 442,100 


” 


Alle übrigen Jahre blieben hinter der Zahl 300,000 mehr oder weniger 
zurüd, ja in den Jahren 1861, 1862 und 1877 ſank die Zahl ker Ankömm— 
linge aus Europa fogar unter 100,000 herab. 

Im Speziellen geftaltete fich die europäifche Auswanderung, die jedoch für 
die öfterreihiieungariihe Monardie ſich nicht zuverläffig nachweien läßt, für 
die legtverflof/enen drei Jahre, wie folgt. Es wanderten ein 
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im Jahre 
1881 1880 1879 
von Deutſchland nn 24228,3283 134,040 43,531 
„ den britijchen Injeln . “202020. 165,087 164,438 78,424 
und zwar von 
a) England Eäottland, Mel 44,191 79,639 50,778 
b) Irland . . 4 70,896 84,799 27,651 
„ Gihweben » - » 2 2 2 0 0.0. 55,805 46,723 16,660 
„ Norwegen . a 26,824 23,054 9,488 
C Oefterreid- Ungarn ei A a ee 26,302 24,090 7,777 
„ Stalien . N 16,528 12,781 9,041 
— ber _ . > : GO ER 11,769 * 8,498 3,834 
= AARON: u ee en Ve 10,563 5,278 3,784 
„ Dünemart . — 9,174 8,778 3,532 
„ Niederlande mit Suzembung — 8,693 3,730 1,199 
„ Sranfei . . ne ig 4,405 4,939 4,121 
STIER: 8. u 2,077 1,484 753 
ER. Ge 1,589 420 534 
„ anderen Ländern . 2 2 2 20. 2,041 946 1,192 


Summe 559,150 442,100 184,211 


Sämmtlihe europäiſchen Staaten von einiger Bedeutung haben fich hiernach 
an der Auswanderung nad den Vereinigten Staaten von Amerifa in einem alle 
früheren Jahre überragenden Maße betheiligt. Nur Irland und Frankreich machen 
eine Ausnahme. Irland jandte ſchon einmal, und zwar im Jahre 1873, mehr 
Auswanderer nad) den Vereinigten Staaten als im Jahre 1881, und die Aus- 
manderung diejes Jahres wurde auch durch diejenige ded Jahres 1880 überragt. 
Frankreich aber ift mit feiner vorjährigen Auswanderung nicht blos gegen das 
Jahr 1880, jondern ganz bejonders aucd gegen die 10jährige Durchſchnittsziffer 
ſtark zurücgeblieben. 

In Bezug auf die Häfen, in denen die Auswanderer landeten, liegen eben— 
falla in den offiziellen Neports genauere Nachrichten vor. Es landeten von den 
Auswanderern aus Europa in Prozenten der Totalauswanderung: 


im Durdichnitt 


im Hafen von der legten 1880 1881 
10 Jahre 

Nwort . .... ii 5 s Proz. 76,? Broz. 77,2 Proz. 
Baltimore . . a Br Tr ce 
Bofton und Shariefton gi ö 948 „ De 
Thiladelphia Far 3,0 " 6,? ” 5,® " 
New: Orleans er 1, ” 0,7 ” 0,58 ” 
in den kleineren Häfen. 3% „ Laer en 


Man erficeht hieraus die ungewöhnliche Bedeutung New-York's für die Ein: 
mwanderung. 80 Prozent fämmtlicher deutjchen und Ginwanderer aus Defterreich- 
Ungarn benusten diejen Hafen im Jahre 1881. Weniger wird derielbe von den 
Bewohnern der britifchen Infeln und von den Sfandinaviern bevorzugt. Die 
Schweizer und Ruſſen landen gleichfall3 fait ausſchließlich in New-York. Nächſt 
diefem Hafen gewinnt, namentlich gegen Boston und die Eleineren jomwie die Süd— 
bäfen, deren Frequenz feit dem Sezeflionsfriege ſehr zurüdgegangen ift, der Hafen 
von Baltimore wieder eine erhöhte Bedeutung. Die Frequenz vieles Hafens hat 
fih in den drei fetten Jahren von 6,660 zu 26,815 reip. 46,848 Auswanderern, 
welche dort landeten, gefteigert, it aljo im Verhältniß von 1:4 und 7 ge 
wachſen, mwäjrend die gefammte Einwanderung nur im Verhältnik von 1 : 2,* 
und 3,2 fich geiteigert hat. Auch der Hafen von Philadelphia hat fit Eröffnung 
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von zwei neuen Dampferlinien im Jahre 1873 erheblih an Zugkraft gewonnen. 
In New-York landeten im Jahre 1881 454,644 Auswanderer, in Baltimore, 
wie erwähnt, 46,848. 

Bon allen Ländern erregt diesmal Deutihland durch die Höhe jeiner 
Answanderungäziffer ein ungewöhnliches Intereſſe. Das Kontingent, welches 
Deutichland alljährlich für die Auswanderung abgegeben hat, war zwar immerhin 
beträchtlich und bewegte fich über 30 Proz. der europäifchen Einwanderung in 
die Vereinigten Staaten; aber e8 war im letten Jahrzehnt bis einſchließlich 1880 
jehr im Abnehmen. 3 ftellte fih im Dezennium von 1861—70 auf 822,000 
von 2,180,400 oder 37,7 Proz. im letzten Dezennium auf 757,700 von 
2,347,000 oder 32,° Proz. und ſank im Jahre 1880 jogar auf 134,040 von 
442,100 oder 30,3 Proz., um im Jahre 1881 plöglicdy bis auf 42," Proz. zu 
fteigen.. Um dieje Steigerung, als deren Vorläufer jhon das Jahr 1880 zu 
betrachten ift, richtig zu würdigen, muß man jedoch in Erwägung ziehen, da 
die legten Jahre ſeit 1874 äußerst geringe Prozentjäge ergaben, nämlid: 
1874 27 PBroz., 1875 25 Proz3., 1876 27 Proz., 1877 29 Proz, 1878 
28 Proz. und 1879 fogar nur 23 Proz., während das vorlegte Dezennium (mit 
Ausnahme des Jahres 1863 bei 20 Proz.) Prozentfäße von über 30 Proz. 
aufweiſt. Nach dem Ergebniß von 1881 waren mithin von 5 europäiichen Aus: 
wanderern, welche in Amerika landeten, mehr als 2 deutiche. 

Bezüglich der Unionsſtaaten, nach welchen das Neifeziel der Auswander— 
ung fich gerichtet hat, liegen gegenwärtig nur aus New-York nähere Nahrichten 
vor. Bon den 454,644 Auswanderern, welde dort landeten, blieb etwa ein 
Drittel (33,? Proz.) die meiften jedoh wohl nur auf kurze Zeit, in New-York 
jelbft. Bon den übrigen 304,381 gingen fogleid; weiter und zwar 


nah Illindis . . . 54461 oder 11,9 Proz. aller Ankömmlinge, 
„ Benniylvania . 45,116 „ 9 „ 
„ Obi . .» .. 2204 „ 55 5 
„ Midhigan. - - 2030 „ At „ 
„ Bistonfin . . 19,715 „ 4 „ 
„ Minnefota . . 18819 „ 41 „ 
„ SJowa. : » » 16456 „ 80 _ 
„ Newferiyg . . 12,807 „ 238 „ 


” Maſſachuſſetts F 11,270 " 2,® " 


Der Reit von 81,131 (18 Proz.) zeriplitterte fi auf die übrigen Staaten 
und Territorien, von denen die Südftaaten nur einen Kleinen Theil an ſich zu 
ziehen vermodhten. (Stat. Korr.) 


Der Abſchluß völkerrechtlicher Derträge durch 
das Deutſche Reich und deſſen Einzelſtaaten. 


Von der juriſtiſchen Fakultät der Univerſität München gekrönte Preisſchrift. 








Bon 
Mar Proebf. 
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Einleitung. 


Nach dem herkömmlichen Sprachgebrauche iſt Abſchluß eines völker— 
rechtlichen Vertrags die Unterzeichnung des vereinbarten Vertragsentwurfs 
durch die Bevollmächtigten der Kontrahenten. Der Sprachgebrauch unterſcheidet 
ſomit zwiſchen Abſchluß und Ratifikation des Vertrags.) 

Es beruht dieſer Gebrauch auf der politiſchen Betrachtungsweiſe. Für. 
den Staatsmann iſt bei Vertragsſchließungen nur die Feſtſtellung des definitiven 
Bortlautes von Intereffe, die nachfolgende Auswechslung formeller Dokumente 
it, wie Qaband*) betont, von feinem Standpunkte aus „eine Formalität ohne 
praftiiche Bedeutung." Das politiiche Problem ift darum gelöft, wenn die 
Bevollmächtigten fi über den Staatövertrag geeinigt haben.?) 


') Dieje Terminologie war in den wiſſenſchaftlichen Darjtellungen bis in die jüngjte 
Zeit herrihend. So jpridt Heffter noch in der 6. Auflage feines Europäifchen Völlker— 
rehtes, $ 87 (in der jiebenten, von Heinrich Geffden bearbeiteten Ausgabe — Berlin, 
Schröder 1881 — hat diejer den ſprachlichen Ausdrud richtig geitellt) von der „gegenjeitigen 
Ratifilation des abgejhlojjenen Vertrags.“ Bol. auch Klüber, Europäifches 
Völkerrecht, $ 142. Die neuejten wijienjchaftlihen Bearbeitungen des Völkerrechts haben fich 
bon dem falſchen Sprachgebrauche größtentheild frei gemadt. Dagegen ift der amtliche 
Sprachgebrauch der deutihen Regierungen, wie er in den Vertragäterten und in den Ber: 
tragspublifationen zu Tage tritt, heute noch ſchwankend. Häufig werden in amtlichen Schrift 
ftüden die Staatöverträge ald mit dem Momente der Fertigung des Entwurfes „abgeſchloſſen“ 
bezeichnet. Doc finden ſich vielfach daneben auch die dem Sachverhalte entiprechenden Aus— 
drüde: „Bon den Bevollmächtigten vereinbart“ oder „unterzeichnet*. Ein Blid in die Geſetz— 
und er der Einzelftaaten und des Neiches bietet Beijpiele für das Gefagte 
in rei ülle. 

) Laband, Staatsrecht des Deutjchen Reiches, Bd. II, S. 184. 

2) Dieje Auffafiung Io der älteren Praxis zu Grunde, nad) der die Ratifilation des 
durd die Bevollmächtigten abgeſchloſſenen Bertragd nur dann gefordert wurde, wenn fie in 
der offenen Vollmacht oder im Vertrage vorbehalten war. Auf diefem Standpunkte fteht 
noch völlig Klüber (a. a. D.), doc bemerkt er, daß der Vorbehalt der Ratifilation in letzter 

eit Regel geworden ſei. Dagegen jagt Heffter (a. a. D.), im Falle der Abſchließung der 
äge durch Bepollmäctigte fei, jogar ohne ausdrüdlichen Vorbehalt, die gegenfeitige 
Ratififation und die Auswechslung blasen hergebracht. Aber auch Heffter erblidt in der 
Ratifilation nur die Beglaubigung, daß der Bevollmädtigte die Grenzen feines Auftrages nicht 
überjchritten habe, und nimmt an, da bis zur Ratifilation nur die Bollziehung des gejchlofienen 
Vertrags jujpendirt jei. Daß auch heute noch die Leitungen der auswärtigen Angelegenheiten des 
Reiches und der Einzeljtaaten lediglich auf die Feſtſtellung des Vertragsentwurfes Gewicht 
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Die juriftiiche Auffaffung dagegen erfennt in der Unterzeichnung des 
BVertragsentwurfs durch die Bevollmächtigten nur den Abſchluß der Unter: 
handlungen, nicht den Abjchluß des —— ſelbſt. „Im Rechtsſinne exiſtirt 
vor der Ratifikation der Staatsvertrag überhaupt noch gar nicht, ſondern 
lediglich ein Vertragsentwurf“ (Laband, Bd. I, S. 184). 

Die Unterhandlungen allerdings find durch die von den Bevoll— 
mächtigten bethätigte Fertigung des Entwurfs mit der Wirkung abgeſchloſſen, 
daß an dem artifelweije feitgeitellten Inhalte der Vereinbarung fernerhin nichts 
mehr geändert werden, die Ratififation alſo nur einfach gegeben oder ver: 
weigert werden kann. Die Abänderung des von den Bevollmächtigten verein 
barten Vertragsentwurfs durch einen der Kontrahenten würde ſich als „Ab- 
lehnung verbunden mit einer neuen Offerte“ qualifiziren.) Sie hätte die 
Einleitung neuer Verhandlungen und eventuell die Vereinbarung eines neuen 
Entwurfes zur Folge. 

Der Staatsvertrag ſelbſt wird abgejchlofjen durch die Unterzeichnung der 
Bertragsurfunde feitens der Kontrahenten, bezw. durch den Austaujch der ein- 
feitig unterzeichneten Urkunden (Ratififation). Die übereinſtimmenden Aeußer— 
ungen aller hervorragenden Lehrer des öffentlichen Rechtes machen e8 möglid, 
diefen Sag als nunmehr allgemein anerkannt zu bezeichnen. Als Kontrahenten 
ericheinen regelmäßig die Oberhäupter der vertragsichließenden Staaten, in 
Staatenverbindungen die verfallungsmäßigen Inhaber der Bertretungsgemalt, 
— in den Fällen der nicht jolennen Vertragsform?) die von jenen mit dem 
definitiven Vertragsabſchluſſe betrauten Behörden und Beamten. 

Der juriftiichen Auffaſſung entiprechend fordert die neuere Praxis zur 
Perfektion der Staatsverträge deren NRatififation jelbjt dann, wenn ein aus- 
drüdlicher Vorbehalt in diefer Richtung nicht gemacdht wurde. Der Grumd 
diejer Forderung liegt in der bejonderen Wichtigkeit der Staatsverträge, deren 
Inhalt meift weitreichende Interejjen des Staats: und Volkslebens einjchneidend 
berührt. Zur Wahrung diejer Interefjen und zur Erhöhung der Feſtigkeit der 
Verträge it darum eine wiederholte Prüfung nicht wohl erläßlid. Dem Er- 
mejjen der Bevollmächtigten allein kann die definitive Regelung der durch inter: 
nationale Verträge zu normirenden Verhältnifje nur in minder wichtigen Fällen 
ausnahmsweiſe überlafjen werden. Bei allen bedeutenderen Fragen muß das 
Staatsoberhaupt in die Lage gejegt fein, jelbft zu prüfen, ob „der Bevoll— 
mächtigte feinen Inftruftionen gemäß gehandelt habe, ob der feſtgeſtellte Wort: 
laut des Vertrags klar und deutlich dem wahren Willen de3 Souveräns ent- 
ſpricht u. ſ. w.“ (Laband a. a.D.) Und auch dann, wenn der Unterhändler 
ganz innerhalb feiner Vollmacht, nach Maßgabe jeiner Initruftion gehandelt 
hat, muß es dem Auftraggeber noch freiftehen, die Ratifitation zu verweigern, 
weil e3 fich bei Verträgen zwijchen Staaten vorwiegend um Entſchließungen 
handelt, welche nur von den Kontrahenten jelbit im Momente des Abſchluſſes gefaßt 
werden fünnen. Für das Eonjtitutionelle Staatsrecht hat überdies, wie ſich 
aus der jpäteren Darjtellung von jelbjt ergeben wird, der ftändige Vorbehalt 
der Ratififation ganz bejondere Bedeutung. 


legen und fie als den thatjädhlichen Abſchluß des Vertrags betrachten, beweijt die Thatſache, 
dab in allen deutihen Staaten und im Reiche die abgeichlofienen Berträge nad dem Tage 
der Unterzeichnung duch die Bevollmächtigten datirt werden. 

1) Vgl. Zorn, die deutihen Staatsverträge (Tübinger Zeitfchrift für die gefammte 
Staatöwifienichaft, 3. 1880, ©. 25). 

2) Bol Laband, Bd. II, ©. 181 f., ſowie die jpäteren Ausführungen in diefer 
Daritellung. 


durch das Deutiche Reich und dejien Einzeljtaaten. 243 


Für das Deutjche Reich hat Art. 11 der Berfafiungsurfunde vom 16. April 
1871 die völferrechtliche Vertretung des Reiches und insbefondere den Abſchluß 
von Berträgen mit fremden Staaten geregelt. Daß hiebei das pofitive europä= 
iihe Völkerrecht als verbindliche Norm anerkannt wurde und daß dasjelbe 
fomit von der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten des Neiches beachtet 
werden müfje, das ift, wie v. Mohl (das Deutiche Reichsſtaatsrecht, ©. 301) aus⸗ 
führt, zwar nicht ausdrücklich ausgejprochen, wohl aber durch die Faſſung des 
Geſetzes, welches über die „völferrechtliche” Vertretung des Reiches verfügt, 
angedeutet. Dafür jpricht ferner die Thattache, daß in jener Anerkennung all- 
gemein eine Bedingung der Aufnahme in das europätiche Staatenfyftem!) und 
eine Forderung der allgemeinen Gefittung erblidt wird, — und daß auch die 
Einzelitaaten des Reichs als ſolche das europäische Völkerrecht anerkennen, ala 
Gefammtheit ſomit ſich ihm nicht zu entziehen vermögen. 

Es jind hienach auch für den Abjchluß von völferrechtlichen Verträgen 
des Reiches und feiner Gliedftaaten die "allgemeinen Erfordernijje geltend zu 
machen, welche nach den Grundjägen des europäifchen Völkerrechts für den 
Abihluß von Staatsverträgen überhaupt beſtehen. Hinfichtlich dieſer allge: 
meinen Fragen verweilen wir hier auf die Darjtellungen des Völkerrecht und 
des allgemeinen Staatsrechts und auf die bejondere Literatur des VBertragsrechts.?) 

Die folgende Unterſuchung ftellt ſich lediglicdy die zweifache Aufgabe: 

l. Auf Grund der Berfafjung des Reiches zu erörtern, in welcher Weiſe 
die Kompetenz zum Abſchluſſe völferrechtlicher Verträge zwifchen dem Reiche 
und den Einzeljtaaten fich theile. 

Il. Auf Grund der Berfafjungsbeitimmungen des Reiches und der Einzel: 
ftanten darzuthun, im welcher Weife die Legitimation zum Abjchluffe völfer: 
rechtlicher Verträge in den deutichen Staaten geregelt jei. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Theilung der Bertragstompetenz zwiſchen dem Reiche und deflen 
Einzelitaaten. 


$ 1. Allgemeines. 


Das Prinzip der Rechtögleichheit als anerkannter Fundamentalſatz des 
Völferrechts fordert, daß jedem Staate gleiche freie Betwegung in der Aus- 
übung derjenigen Rechte zugejtanden werde, welche in der jtaatlichen Erijtenz 
und in dem völferrechtlichen Verbande begründet find. Für die äußeren Be- 
Fe a der Staaten, welche einem Staatenſyſteme zugehören, erleidet indejjen 
diejes Recht der freien Bewegung eine größere oder geringere Beichränfung. 
Geringer wird fie im Staatenbunde jein, dejjen Mitglieder im völferrecht- 
(ihen Sinne al3 fouverän gelten, in deſſen Natur jomit die Zuläfligkeit mehr- 


) l. Heffter, EB., $ 81: „Eine nod) größere Garantie erhält er (sc. der Vertrag) 
in einem Ernatentuftenie, wie das Europäijche welches an ſich auf Gegenjeitigfeit und 
Billensübereinjtimmung beruht, dem man folglid nur angehören fann, wenn man diejenigen 
Grundjäge von der verpflichtenden Kraft der Verträge anerkennt, welche den Interefien aller 
entiprechen, ohne welche überhaupt fein Vertrauen und Verkehr denkbar ift. 

2) Vgl. v. Ompteda, Literatur des Völkerrechts, $ 269 f., Kampp, N. Lit. 8 239 ff. 
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facher Vertretung dem Auslande gegenüber liegt, — umfaſſender im Bundes— 
ſtaate, deſſen Glieder bei der im Weſen des Bundesſtaats liegenden Theilung 
der ſtaatlichen Funktionen in ihrer ſtaatlichen Thätigkeit vorzugsweiſe auf das 
Gebiet der inneren Verhältniſſe beſchränkt ſind, während die auswärtigen An— 
gelegenheiten entweder ausſchließend oder doch überwiegend dem Gejammtitaate 
überwiejen werden.') 

Allein die Staatenverbindungen früherer und gegenmwärtiger Zeit entjprechen 
nur in geringem Maße den Forderungen der völferrechtlichen Theorie. 

Am reinjten ift fie in der Verfaflung der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika zur Anwendung gefommen. 

Diefe Verfaſſung verbietet den Einzeljtaaten grundjäglid, Staatöverträge 
mit auswärtigen Mächten abzufchließen,?) felbjt dann, wenn der Gegenjtand 
an fich im die einzelftaatliche Kompetenziphäre fällt. Cine Abweichung von der 
Strenge dieſes Prinzips wird nur dann zugelafien, wenn es fi) um privat: 
rechtliche Verhältnifje oder um Angelegenheiten von rein lofaler Bedeutung 
handelt und auch dann nur unter der Borausfegung, daß der Kongreß jolchen 
Vereinbarungen ausdrüdlich zuftimmt. 

Aehnlich ordnet die Shweizerifche Bundesverfajjung vom 29. Mai 
1874 die auswärtigen Beziehungen des Bundes. Sie fpricht (in Art. 8) das 
Recht, Bündniffe und Staatsverträge, namentlich) Zoll und Handelsverträge 
mit dem Auslande einzugehen, ausjchließlih dem Bunde zu und räumt nur 
ausnahmsweife (in Art. 9) den einzelnen Kantonen die Befugniß ein, Verträge 
über Gegenjtände der Staatswirthichaft, des nachbarlichen Verkehrs und der 
Polizei mit auswärtigen Staaten abzufchließen. Solche Verträge dürfen jedoch 
nicht dem Bunde oder dem Rechte anderer Kantone Zumiderlaufendes enthalten.?) 

Anders lagen die Berhältniffe im alten Deutſchen Reiche. Hier war im 
Laufe des 16. und 17. Jahrhunderts allmählig, insbefondere durch die Errichtung 
jtehender Heere und durch Verbindungen mit auswärtigen Fürſten, die Landes— 
herrlichkeit thatjächlich zu voller Hoheit über die Territorien entwidelt worden 
und ungehindert durch das Reich nahmen die Einzeljtaaten im Verkehre mit 
auswärtigen Staaten weitgehende Befugnifie für fich in Anfpruch.*) Der weit: 
phäliſche Friede janftionirte, was faktisch bejtand und nicht mehr zu ändern war. 
Er räumte den Einzeljtaaten das Recht ein, Bündnifje und Verträge untereinander 
und mit auswärtigen Staaten zu jchließen und verbot lediglich jolche Verein- 
barungen, welche fich gegen Kaifer und Reich richteten oder in irgendwelcher Weife 
u in Y Neihsgrundgejegen bejtimmten Verbindlichkeiten der Einzeljtaaten 
verlegten. 


') Val. pie Sg. Waitz, dad Weſen des Bundesjtaats (erihienen in der allgem. 
Monatsjchrift j. Wiſſ. u. Lit. 1853, abgedr. in den Grundzügen der Politik ald III. Ausf.), 
deſſen Aufjtellungen, einjt allgemein anerkannt und nun um heftiger befämpft, in der voll» 
ftändigen Scheidung der beiden Kompetenzjphären gewiß weit über das beredtigte Ziel 
— ſpeziell in der vorliegenden Frage indeß auf richtigem Grundgedanken ſich 
aufbauen. 

®) Const. of the U. St. Art. I Sect. 10 $ 1: „No state shall enter into any treaty, 
alliance and confederation“. — Bol. Rüttimann, das nordamerifaniihe Bundesſtaats— 
recht, Bd. I, ©. 3. 

2) Val. Annalen „1875 ©. 489 ff. — 

) Ausführliche darüber j. bei K. G. Günther, Europ. Völkerrecht in Friedens— 
zeiten mit Anwendung auf die deutichen NReichsftände, und I. 3. Moſer, Auswärtiges 
Staatäredht. 

*) S. J. P. O. VII $ 2 if. „Cum primis vero jus faciendi inter se et cum ceteris 
foedera pro sua cujusque conservatione ac securitate singulis statibus perpetuo liberum 


dur das Deutiche Reich und dejien Einzelitaaten. 245 


Diefer Mangel einer entjchiedenen Ordnung des äußeren Staatsrechts 
mar es hauptſächlich, wodurd der Untergang des alten deutſchen Neiches 
bewirkt wurde. Bei Gründung des engen Bundes fuchte man daher 
in den ſog. XII Artikeln vom 16. Dftober 1814!) die auswärtigen Verhält— 
niffe durch Fräftige und wirkffame Beſtimmungen einheitlich zu regeln. Allein 
diefe Vorſchläge gelangten nicht zur Annahme. Statt ihrer wiederholte 
Art. 11, Abi. 3 der Bundesafte vom 8. Juni 1815 im Wefentlichen die 
Beitimmungen des Reichsrechts,?) während Art. 2 der jog. Schlußafte vom 
15. Mai 1820 den völferrechtlichen Verein der deutſchen fouveränen Fürften 
und freien Städte ala eine „in feinen äußeren Verhältniſſen in politifcher Einheit 
verbundene Gefammtmacht” proflamirte. 

Die Verfafjung des neuen Deutichen Reiches hat im Art. 11 die 
völferrechtliche Vertretung des Reiches in feiner Gejammtheit geregelt. Ueber 
die Berhältnifje der Einzelftaaten als jolcher zum Auslande, insbejondere über 
die Frage, ob und inwieweit diefelben auch heute noch zum Abjchluffe von 
Verträgen mit fremden Staaten befugt find, liegt dagegen in der Reichsver— 
fafjung eine Beſtimmung nicht vor. 

Nun hat aber der Kompetenzvertheilung zwifchen Reich und Einzeljtaaten 
überhaupt die volle Staatsgewalt der Einzeljtaaten zum Ausgangspunfte gedient, 
die ja älter find als das Reich und als fouveräne Gemeinweſen bejtanden, 
bevor und als dafjelbe gegründet wurde. Ihnen find daher alle die ftaatlichen 
Befugniſſe verblieben, welche nicht ausdrüdlich durch die Reichsverfaffung oder 
durch jpätere fompetenzerweiternde Gejege ihnen entzogen und der Reichsgewalt 
überwiejen wurden. Für dieſe ihre unabhängige Kompetenz treitet die Ver: 
muthung. Selbjtverjtändlich bejchränft fich der angegebene Grundjag nicht 
auf die Ordnung der inneren Angelegenheiten des Reiches und feiner Glieder; 
er findet volle Anwendung auch auf die Theilung der Kompetenz zur Regelung 
der völferrechtlichen Beziehungen. Daraus ergibt fi) bei dem Mangel einer 
andermweitigen Feſtſetzung, daß den Einzeljtaaten auch ala Gliedern des Reiches 
der völferrechtliche Verfehr mit ihren Bundesgenofjen ſowohl als mit dem Aus— 
lande und jpeziell der Abjichluß von Berträgen mit fremden Staaten injoweit 
freiftehen muß, als er nicht durch ansdrüdliche Beitimmungen oder durch 
die zwingende Natur des Gegenjtandes dem Reiche als ausichliegende Befugniß 
zugetheilt iſt. 

Es ift dieſer Sag allgemein als unbejtreitbar anerfannt und durch eine 
fonjtante und unangefochtene Praxis voll bekräftigt. jo daß er weiterer Be— 
gründung nicht bedarf. Eine Anerkennung dejielben bietet die Reichsverfaſſung 
jelbit in den Beitimmungen des Art. 52, Abſ. 3 über die Regelung des eigenen 
unmittelbaren Verkehrs Bayerns und Württembergs mit ihren dem Reiche nicht 
angehörenden Nachbarjtaaten, fowie in der Verweiſung der Art. 50, Abj. 6 
und Art. 66, Abſ. 1 auf die Boftverträge und Militärfonventionen der Einzel- 
ftaaten mit Preußen und dem Reiche. 


esto, ita tamen ne ejusmodi foedera sint contra imperatorem et imperium pacemgue ejus 
publicam vel hanc imprimis transactionem fiantque salvo per omnia jaramento, quo 
quisque imperatori et imperio adstrictus est.* 
S. Klüber's Akten des Wiener Kongrefies, Bd. I, ©. 57, Bd. II, ©. 86, 116, 131, 
2) Art. 11, Abſ. 3 eit.: „Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Bündnifje 
aller Art, verpflichten fich jedoch in feine Bedingungen einzugehen, welche gegen die Sicherheit 
ded Bundes oder einzelner Bundesjtaaten gerichtet wären.“ 
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8 2. Der Umfang der Bertragskompetenz des Reiches und der Einzelltaaten. 


Hinfichtlich der Gegenftände, welche der Einwirkung der jtaatlichen Willens— 
macht unterworfen werden, bejteht zwijchen den Gebieten der Gejeggebung und 
Vertragsſchließung im Allgemeinen feine Berjchiedenheit. Es ift daher an fich 
alles, was der Staat überhaupt wollen und thun kann, auch geeignet, zum 
Gegenstande eines Staatsvertrages gemacht zu werden.) Anderſeits kann 
jelbjtverftändlich der einzelne Staat Verpflichtungen über die Ausübung von 
eng jei e8 auf dem Gebiete der Nechtsordnung, ſei es auf Dem 

ebiete der Verwaltungsthätigfeit, fremden Mächten gegenüber nur unter der 
Borausfegung übernehmen, daß ihm dieje Hoheitsrechte iiberhaupt zuſtehen. 

Für die Beitimmung des Umfangs der Vertragsbefugnilie, welche Dem 
Reiche und den Einzeljtaaten zujtehen, ergibt fich daraus zunächſt der maß: 
gebende Grundjag, daß jede der beiden Gewalten, Reich und Einzeljtaaten, 
innerhalb des ihr zugetheilten Kreifes von Rechten und Aufgaben nad) außen 
hin jelbftändig und unabhängig ift. Unabhängig freilih nur injfoweit, als 
im Bundesftaate eine Theilung der ftaatlichen Aufgaben in zwei Gebiete und 
eine gefonderte Verfolgung derjelben bei der innigen Wechjelwirfung aller 
Staatözwede und Staatseinrichtungen überhaupt möglich it.) Immer jind 
die Einzelftaaten auch bei der Regelung ihrer internationalen Beziehungen Durch 
diejenigen Schranfen beengt, welche die gefammte Ordnung des Bundesjtaats 
erheifht. Gemäß ihrer ftaatsrechtlichen Unterordnung unter das Reich iſt es 
ihnen nicht allein verwehrt, mit anderen Staaten des Bundes und des Auslands 
Verträge abzufchließen, welche gegen die Sicherheit, Erijtenz oder Integrität Des 
deutfchen Reiches oder eines Gliedes deijelben oder gegen deren Verfaſſung, 
Landesheren u. ſ. w. gerichtet find. Sie haben auch außerdem, jomweit fie 
ihre Beziehungen zu fremden Staaten im Bertragswege jelbjtändig regeln, ſtets 
und in allen Punkten ihre Stellung im Reiche und zu demjelben genau zu 
beachten, jede Durchkreuzung der vom Reiche für die Gefammtheit beabjichtigten 
Mapregeln zu verhüten und ingbefondere „jede Stellung und Handlung gegen 
das Ausland zu meiden, welche dem Reiche gegen deſſen Willen eine Verbind— 
lichkeit zum Schuge und damit jchließlic vielleicht zum Kriege auflegen könnte.“ 

In diejer Einſchränkung bejteht denn der Sat, 

daß die Kompetenz zu Bertragsabjchlüffen zwiihen Reich 
und Einzeljtaaten ji in gleiher Weije vertheile, wie die Geſetz— 
gebungs- und Berwaltungs:Kompetenz der beiden Gewalten 
überhaupt. 

a) Ausjchließliche Vertragsfompetenz des Reiches. 

In allen jenen Angelegenheiten, welhe dem ausſchließlichen Ver— 
fügungsrechte des Reiches unterliegen, können dem angegebenen Grundfaße 
—— auch Staatsverträge nur von der Reichsgewalt allein geſchloſſen 
werden. 

Hieher gehört: 

J. Das Gebiet der geſammten auswärtigen Politik. 

Ihre Leitung ſteht naturgemäß der Geſammtheit zu, welche im Verkehre 
der Völker als Einheit erſcheinen muß und erſcheinen will; ſie bedarf überdies, 
ſollen ihre Willensakte im internationalen Verkehre der nöthigen Würde und 


') Val Laband, Bd. II, ©. 152 f. 
Bgl. biezu und zu den folgenden Sägen Laband, Bd. II, ©. 195 ff. und v. Mohl. 
Reichs⸗StaatsRecht, ©. 301. 
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Energie nicht entbehren, der Möglichkeit, durch Entfaltung phyſiſcher Kraft 
denjelben Nachdrud zu geben. Dieje Möglichkeit befigt nur das Reich, dem 
allein der Oberbefehl über die bewaffnete Macht und das Recht der Kriegs— 
führung zufteht, e8 muß daher nothwendig auch die auswärtige Politik des 
Reiches eine einheitliche und für alle Bundesglieder gemeinjchaftliche fein. 

Der angegebene Grundjag äußert jich in folgenden Anwendungen: 

1. An der vertragsmäßigen Ordnung allgemeiner Fragen des 
Völkerrechts und der großen auswärtigen europäifchen Bolitif, 
an darauf bezüglichen Kongrejjen und Konferenzen und deren Vereinbarungen 
fann nur das Reich jich betheiligen. Eine jelbitändige Vertretung einzelner 
Gliedſtaaten neben dem Reiche oder ohne dajjelbe jtünde im Widerjpruche mit 
Geiit und Inhalt der Reichsverfafjung. ') 

2. Das Reich allein iſt befugt, mit auswärtigen Mächten Verträge zu 
ichließen, welche die Verwendung der bewaffneten Macht bei gegenwärtigen 
oder Fünftigen Eriegeriichen Verwicklungen betreffen. Dahin gehören Bünd- 
nilje, welche die Abwehr von Angriffen — Defenjiv » Allianzen — oder 
die Durchjegung gewiljer Anſprüche — Dffenfiv: Allianzen — zum Zwecke 
haben. Auch Verträge über Erhaltung der Neutralität in Beziehung 
auf andermweite Kriegszuſtände jowie auf Erhaltung und Herjtellung des Friedens 
gegen Dritte liegen in der ausschließlichen Kompetenz des Reiches, da nur das 
Reih zu bejtimmen vermag, ob es während eines ausgebrochenen Krieges 
neutral werde bleiben fünnen oder nicht. Jeder Vertragsabichluß eines Einzel: 
ſtaats auf dieſem Gebiete wäre ein Eingriff in die Befugnijje der Reichs: 
gewalt. ?) 

3. Der ausschließlichen Verfügungsgewalt des Neiches über Heer und 
Marine zu Kriegszweden entjprechend it auch das Recht des Friedens: 
Ihlufjes in jeine Kompetenz allein verwiejen. Den Einzeljtaaten iſt mit 
dem jus belli auch das jus pacis entzogen. 

U. In Bezug anf die Regelung derjenigen völferrechtlichen Beziehungen, 
welde mit der Berfafjung des Reichs und mit Gebieten des innern 
Staatslebens im unmittelbarer Verbindung jtehen, bejigt das Weich die 
ausichließliche Kompetenz in folgenden Richtungen: 

1. Es regelt ausfchließlich alle Angelegenheiten, welche die Verfaſſung 
des Neiches, deren Aenderung und Fortentwidlung, die Organijation 
der Reihsbehörden, deren Amtsbefugnijje und Pflichten, Die Finanz: 
wirthſchaft des Reiches und die Verwaltung der Reichsanſtalten 
betreffen. Diefer Grundjag, anerkannt durch Art. 78 und zahlreiche andere 
Beitimmungen der Reichsverfaſſung, ergibt jih aus der Natur der angeführten 
Angelegenheiten von jelbjt. Sie fünnen, wie Zaband a. a. ©. (Bd. II, 
©. 116 in der Lehre von der Scheidung von NReichsgejeßgebung und Landes— 
geſetzgebung) zutreffend bemerkt, nicht der Machtiphäre eines einzelnen Staates 
unterliegen, fondern fegen die Verbindung der Einzeljtaaten zu einer höheren 
Einheit, dem Weiche voraus; fie können daher auch nur von diejer höheren 
Gewalt ihre rechtliche Normirung erlangen. 


N Bgl. Gg. Meyer, Staatsrechtl. Erört. ©. 33. 

9) Bol. Schulze, Preuß. Staaisrecht, I, S. 829, wo insbefondere aud) der Wegfall 
des einjt von den Reichsſtünden jo vielſach mißbrauchten Rechtes (ſ. I. P. D. II), deutichen 
wie fremden Mächten Hilfätruppen zu überlaffen und darauf gerichtete Subfidienverträge 


abzufhließen, hervorgehoben it. 
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Als Verfafjungsänderung qualifizirt fich insbefondere jede Beränderung 
des Bundesgebiets, nachdem dasſelbe in Art. 1 der RB. umſchrieben ift. 

Soweit eine ſolche Beränderung duch Erwerbung außerdeutſcher 
Rande feitens eines Einzekjtaates oder durch Abtretung von 
Gebietstheilen eines ſolchen an einen außerdeutichen Staat erfolgt,') ift 
die Führung der Vorverhandlungen und der Abſchluß von Verträgen hierüber 
mit dem fremden Staate zunächjt Sache des betreffenden Bundesglieds. Für 
das Reich erlangen jedoch die von dem Einzeljtaate erzielten Vereinbarungen 
Nechtsbejtand nur durch die Genehmigung des Reichs, welche in der Form 
eines verfafjungsändernden Reichsgeſetzes zu erwirfen ift.?) Ob aud durch 
Vertrag des Neiches mit dem auswärtigen Staate die Genehmigung erfolgen 
fünne — wie das Hinfichtlich der zwiichen Baden und der Schweiz abge 
———— Uebereinkunft wegen Regulirung der Grenze bei Konſtanz vom 
28. April 1878 durch die Vereinbarung ee dem Reiche und der ſchweizer— 
iſchen Eidgenofjenichaft unterm 24. Juni 1879 (RGBL. 1879, ©. 307) ge— 
ſchah — ift um deßwillen bejtritten, weil das Neich eine Landeshoheit über 
das Bundesgebiet nicht befigt, bei Veräußerungen einzelftaatlicher Gebiete aljo 
nicht als Bertragstheil erjcheinen fann.?) 

Soweit e3 jich dagegen um den Beitritt eines neuen Bundesglieds 

um Reiche handelt, müßte derjelbe durch einen völferrechtlichen Vertrag Des 

—** mit dem neu aufzunehmenden Staate erfolgen. Ein ſolcher Vertrag 
bedürfte der ehem, des Bundesraths und Reichstags in den Formen der 
Berfafiungsgejeßgebung.*) 

Die Aufnahme fremder Länder al® unterworfene Gebiete, über 
welche der Reichsgewalt die Herrjchaft zufteht, it jowohl auf dem Wege des 
Vertragsſchluſſes als der Offupation durch das Reich denfbar. Die Vereinigung 
jolcher Gebiete mit dem Reiche fann gleichfalls nur unter Beachtung der 
Formen der Verfaſſungsgeſetzgebung jtattfinden. 

In Friedensverträgen vermag das Weich jelbjt ohne die Zuftimmung des 
betreffenden Staates die nothwendige Abtretung von Gebietstheilen 
des Bundes an einen außerdeutichen Staat wirkſam zu vereinbaren.?) 

2. Das Reich hat ausjchließlid das Recht, auswärtigen Staaten gegen— 
über die Gebiet3hoheit über das ganze Bundesgebiet wahrzunehmen.) 
Verträge, welche eine Einjchränfung derjelben zu Gunften eines außerdeutfchen 
Staates enthalten, insbefondere Verträge über die Bejtellung von Staats 
jervituten, über die Erlaubniß zu Truppendurchmärfchen oder zur Stationirung 
von Kriegsjchiffen in deutjchen Häfen, ſowie Kartell-Konventionen zur Ermög— 


') Ueber Gebietserwerbungen, welche nicht dem Bundesgebiete einverleibt werden follen, 
Ka eine Veränderung desjelben nicht herbeiführen, vgl. die jpäter (unter e) folgenden Aus 

rungen. 

*) Bol. hiezulaband, Bd. I, ©. 187, Mohl a. a. D. ©. 21 ff. — Jede freiwillige 
Berfleinerung des Bundesgebiets erklärt um der Bezeihnung des Bundes als eines „ewigen“ 
willen für unmöglid Hierjemenzel, Berf. d. Nordd. Bundes, i. j. Bem. zu Art.1d. 8. 
Dagegen vgl. Gg. Meyer, Staatör. Erört., ©. 66 ff. Anm. 

®) Vgl. die Aeußerung des Reichskanzlers im Reichdtage 1871, I. Seſſion, (Sten. Ber. 
©. 95, Spalte 1.) 

+) ©.Gg. Meyer a. a. D. ©. 67 und Lehrb. ©. 422. Anders beurtheilt die Frage 
feiner Auffajiung des Bundesverhältniffes gemäß Seydel, Kommentar ©. 15. 

°) Bgl. Hierjemenzela. aD. ©. 5, — Laband, Bb.I, ©. 188, — Gg. Meyer, 
Lehrb. S. 418. — N. A. Seydel, Komment. ©. 29. 

®, Die zutreffende Begründung diejed Sapes gibt Laband, Bd. I, ©. 192 ff. Da- 
gegen vergl. Gg. Meyer, Lehrb. ©. 178. 
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lichung von Grenzüberjchreitungen behufs Verfolgung von Schmugglern, Forſt— 
frevlern u. j. w., fann für das gefammte Gebiet des Bundes und jeden Theil 
desjelben nur das Reich abſchließen. Das Gleiche gilt, dem angegebenen 
Örundjage gemäß, von Verträgen über Abjperrung des Bundesgebiet3 oder 
eines Theiles desjelben gegen das Ausland. Verträge der Einzelftaaten, welche 
einem auswärtigen Staate die Ausübung jtaatlicher Hoheitsrechte in einem 
Theile des Kai Her einräumen würden, jtänden im Widerfpruche mit der 
Souveränetät des Reiches. 

3. Gemäß Art. 4, Ziff. 14 in Verbindung mit Art. 53 der Reichs-Ver— 
faſſung jteht dem Reiche die Geſetzgebung und die unmittelbare Verwaltung 
binfihtli der Kriegsmarine zu und zwar mit vollitändigem Ausſchluſſe 
der Einzelftaaten. Dieſen ijt Dadurch auch) das Recht der Vertragsſchließung 
auf diefem Gebiete gänzlich entzogen. 

4. Das Gleiche ergibt fich Hinfichtlih der fonfularijhen Ver— 
tretung des Reiches im Auslande aus Art. 4, Ziff. 7 und Art. 56 
der AB., durch deren TFeftiegungen den Einzeljtaaten jede Befugniß genommen 
it, mit der fonfularijchen Vertretung des Reiches zu fonfurriren. Anders verhält 
es ſich hinfichtlich der Zulaffung fremder Konjuln innerhalb des Reichsgebiets.) 

Aber nicht allein für diejenigen Gebiete, auf denen mit der Gejeßgebung 
auch die Berwaltung dem Reiche ausjchließlic übertragen ift, fehlt den Einzel- 
ftaaten die Befugniß der Vertragsjchliegung. Auch über jene Gegenftände, hin— 
fichtlich deren ihnen lediglich eine gemwijje Selbitverwaltung verblieben 
üt, dürfen fie Staatöverträge, mit dem Auslande mwenigitens, nicht eingehen. 
Inwieweit die Einzeljtaaten auch nach Gründung des Reiches noch die Berech— 
tigung behalten haben, über Gegenjtände diefer Art untereinander und mit 
dem Reiche zu fontrahiren, wird im Folgenden (unter d) darzuthun fein. 

Zu den bezeichneten Gegenjtänden gehören: 

5. Das Militärwejen. rt. 4, Ziff. 14 der RB. Hat dem 
Reihe die Kompetenz zur Gefeggebung über das Militärwejen ohne Be— 
Ihränfung zugemwiefen. Da jedoch der jofortigen Herjtellung der Nechtseinheit 
auf diefem Gebiete durch eine umfajjende Bundes-Milttär-Gejeggebung ſich er— 
hebliche Schwierigkeiten entgegenftellten, war jchon in der Verfajjung des Nord- 
deutſchen Bundes durch den auch in die Reichsverfaſſung übergegangenen 
Artikel 61 die Anordnung getroffen worden, daß in dem ganzen Bundesgebiete 
die gefammte preußijche Dilitärgefegebung einschließlich der für die preußiiche 
Armee in Geltung ftehenden Militärverwaltungs-VBerordnungen mit alleiniger 
Ausnahme der Militärkirchenordnung ungefäumt einzuführen ſei. Durch ein 
„umfaſſendes“ Militärgefeg jollte dann jpäter die definitive Kodififation des 
Militärrecht3 im verfaflungsmäßigen Wege der Geſetzgebung erfolgen.?) 

Diefes „umfaſſende“ Reichsmilitärgejeg ift inzwiichen (am 2. Mai 1874) 

ergangen. Ergänzungen desſelben durch die Landesgefehgebung find aus— 

g le 
Aber nicht allein das Geſetzgebungs- und Verordnungsrecht,?) auch her- 
vorragende Verwaltungsbefugnifje jtehen dem Reiche auf dem Gebiete des 
Militärweſens zu: Der Oberbefehl in Krieg und Frieden, die TFeititellung des 
Refrutenbedarfs und des Ausgabe-Etats, die Gliederung und Eintheilung der 


) Bgl. hierüber die var (unter b) folgenden Bemerkungen. 
3) Bol. Laband, Bo. © 12 f. — 
2) Anderer Anficht Sea Bd. III, 20; vgl. dagegen Gg. Meyer im Jahrg. 
1880 der „Annalen“ ©. 339 ff. 
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Kontingente uud der Garnijonen, die Ernennung der Höchitfommandirenden, 
das Recht der Inſpektion, die Anlage von Feitungen u. ſ. w.) Eine Ber: 
tragsthätigfeit der Einzeljtaaten auf diefem Gebiete ijt dem angegebenen Grund: 
jage zufolge als verfaſſungsmäßig ausgeſchloſſen zu erachten. 

6. Dur Art. 4, Ziff. 2 in Verbindung mit Art. 35 der AB. ift dem 
Neiche ausjchliegend zugewiejen die Gejeggebung über das gefammte Zoll 
wejen jowie über die Bejteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen 
Salzes und Tabacks, bereiteten Branntweins und Bieres und aus Rüben oder 
anderen inländiichen Erzeugnijjen dargeftellten Zuders und Syrups, endlich über 
den gegenjeitigen Schuß der in den einzelnen Bundesjtaaten erhobenen Ber: 
brauchgabgaben gegen Hinterziehung, umd über die Maßregeln, welche in den 
Zollausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinjamen Zollgrenze erforderlich find. 
An Verwaltungsbefugniiien auf diefem Gebiete jind dem Reiche nur diejenigen 
eingeräumt, welche zur Sicherung der gleichmäßigen Durchführung der gemein: 
jamen Gejeggebung unerläßlich erjcheinen.?) 

7. Der ausjchließlichen Gejeggebung des Reichs unterliegt ferner gemäß 
Art. 4, Ziff. 1O in Verbindung mit Art. 48 der AB. das Poſt- und Tele 
graphenwejen. Auch die Verwaltung der Bolt und Telegrapbie, twelche für 
das gejammte Gebiet des Ddeutjchen Reiches ala einheitliche Staatsverfehrs- 
Anjtalten eingerichtet werden follten, ift den Einzeljtaaten genommen und dem 
Neiche unmittelbar unterftellt. Art. 50 der RB. überweilt dem Kaiſer die 
Oberleitung des Bojt: und Telegraphenmwejens mit dem Nechte des Erlafjes der 
reglementarischen Feſtſetzungen und allgemeinen adminijtrativen Anordnungen,?) 
ſowie die ausjchließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Poſt- und 
Telegraphen-Berwaltungen.*) 

Auswärtigen Staaten gegenüber kann hienach den Einzeljtaaten des 
Reiches ein Bertragsrecht jelbjtverjtändlich nicht zuftehen. Nur zur jelbit: 
jtändigen Regelung des Grenzverfehrs mit benachbarten Staaten find fie auf Grund 
der Schlußbejtimmung in Ziff. XI des Schlußprotofoll3 zu dem VBertrage vom 
23. November 1870, den Beitritt Bayerns zur Verfaſſung des deutjchen Bun: 
des betr., auch jet noch befugt. 

8. Lebhaft umjtritten it die Kompetenzfrage Hinfichtlic der Regelung 
des Handelsverfehrs innerhalb des Neichsgebietes wie mit dem Auslande, 


') Vgl. Art. 63 mit 65 der NR. 

2) Val. Art. 36 Abi. 2 der RB. 

®) Die Trennung der Bebiete des Gejepgebungs: und Verordnungsrechtes iſt — 
des Poſt- und Telegraphenweſens durch Abſ. 2 des Art. 48 (über die unglückliche Redaktion 
diejes Art. vgl. Laband, II, ©. 65 f.) in der Weije erfolgt, daß von der „Gejepgebung“ 
ded Reiches ausgenommen wurden alle diejenigen Gegenitände, deren Regelung nad den in 
der Norddeutihen Poſt- und Telegraphenverwaltung maßgebend gemwejenen Grundjägen ber 
reglementariichen Feſtſetzung oder adminijtrativen Anordnung überlafieen war. Die hienad) 
der „reglementarijchen Seftlepung“ unterliegenden Gegenjtände des Pojtwejend wurden auf 
ezählt in $ 56 des Nordd. Poſtgeſ. dv. 2. November 1867; $ 50 des neueren Geſ. üb. d. 
J——— v. 28. Okt. 1871 bat dieſe Aufzählung wiederholt. Die in den Bereich der 
„administrativen Anordnung“ fallenden Gegenftände, deren volljtändige Erihöpfung mur 
ſchwer durdführbar wäre, find nicht mit aufgeführt 

*) Die Berpflihtung des Reiches, bei dem Abichluffe von Poſt- und Zelegraphenver- 
trägen mit außerdeutihen Staaten, zur Wahrung der bejonderen Landesintereſſen Vertreter 
der an die betreffenden auferdeutichen Staaten angrenzenden Bundesjtaaten zuzuziehen — 
Ziff. XI des Schlußprot. zu dem Bertrage v. 23. Nov. 1875, betr. den Beitritt Bayerns 
zur Verfaſſung des deutihen Bundes (RGB. 1871, ©. 23) — betrifft lediglich das bei 
den Vertragsvereinbarungen zu beachtende Verfahren, nicht die Kompetenzvertheilung. 


> Si 
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der Seeſchifffahrt und der Organiſation eines gemeinſamen 
Schutzes des deutſchen Handels im Auslande, der deutſchen Schifffahrt und 
ihrer Flagge zur See. Mehrfach findet ſich die Behauptung, daß auch für 
diefe Gebiete dem Reiche ein ausichließliches Gejeggebungsreht zukomme. 
Gejtügt wird diefe Behauptung auf die Bejtimmungen der Art. 4, Ziff. 2 und 7, 
Art 33, 54 und 5ö der AB. 

Nun hat allerdings Art. 4, Ziff. 2 cit. dem Weiche das Recht der Han— 
delsgejeßgebung zugewielen, und in Art. 33 d. RB. ijt Deutichland als ein 
Zoll und Handelsgebiet, umgeben von gemeinschaftlicher Zollgrenze, 
erflärtt. Damit wurde indeß noch nicht eine ausjchließende Geſetzgebungs— 
fompetenz des Reiches hinfichtlich des Handelsweſens feſtgeſtellt. Es bezeugt 
die (per argumentum e contrario) Art. 35 der RB., der hinfichtlich des 
in Art. 33 gleichfall3 genannten Zollwejens, dem Reiche die Gejeßgebung in 
vollem Umfange und zu „ausfchließlicher‘‘ Competenz mit ausdrüdlichen Worten 
überträgt, während eine entiprechende Beitimmung über das Handelswejen ſich 
in der Reichs-Verfaſſung nicht findet. 

Anlangend die Schifffahrt, ift in Art. 54, Abi. 1 cit. in ähnlicher Weife 
ausgeiprochen, daß die Hauffahrteifchiffe aller Bundesſtaaten eine einheitliche 
Handeldmarine bilden. Ein allgemeines und ausjchliegliches Necht des Reichs 
zur gefeglichen Regelung der Seeſchifffahrt ift indeß weder hiedurch?) noch durch 
die folgenden Beftimmungen des Art. 54 feitgeitellt. 

Nur die Auflage anderer oder höherer Abgaben auf fremde Schiffe oder 
deren Ladungen, ald von den Schiffen der Bundesjtaaten oder deren Yadungen 
zu entrichten find, ijt durch Abi. 6 des Art. 54 dem Reiche ausdrüdlich mit 
dem Charakter der Ausſchließlichkeit zugewieſen.“ Daß derartige Abgaben 
auh auf dem Wege vertragsmäßiger Regelung zwiſchen deutjchen Bundes— 
ftaaten und außerdeutichen Mächten nicht jtipulirt werden können, ijt dadurch 
allem Zweifel entrüdt. 

Auch Hinfichtlich der in Abſ. 2 des Art 54 aufgeführten Punkte — Be: 
ftimmung des Verfahrens zur Ermittlung der Ladungsfähigfeit der Seejchiffe, 
Regelung der Austellung der Meßbriefe jowie der Schiffszertififate und Feſt— 
ftellung der Bedingungen, von welchen die Erlaubniß zur Führung eines See- 
Ihiffs abhängig ift,) — mag mit Rüdfiht auf den gefammten Inhalt des 
Art. 54 die Gejebgebung der Einzeljtaaten als ausgejchlojjen angenommen 
werden, objchon der Wortlaut der citirten Anordnung dieſen Ausichluß weit 
weniger bejtimmt erfennen läßt, als jener des Abſ. 6 ebenda. 

Für alle übrigen Bunfte dagegen ijt auch auf diefem Gebiete nach der 
Verfaſſung des ie die Gejeßgebung der Einzeljtaaten jolange und joweit 
noch zuftändig geblieben, folange und joweit nicht die Reichsgeſetzgebung ordnend 
eingegriffen hat. Für die vertragsmäßige Regelung diejer Punkte gelten daher 
nad den TFeitjegungen der Verfafjung die im Folgenden (unter b) darzulegen- 


) Bol. Thudihum, Verf. des Nordd. Bundes und des Bollver, ©. 286, — 
Schulze, Preuß. Staatär. ©. 811. 

) Bol. Seydel, Komm. ©. 208: „Mit dem Ausdrude „bilden eine einheitliche 
Dandelsmarine,“ ift rechtlich wohl nicht mehr bezeichnet, als daß die bundesangehörigen 
Schiffe in allen Bundesjtaaten gleich behandelt werden und dab das Reid gewiſſe VBerhält- 
niſſe der Handeldmarine einheitlich regelt.“ 

L Art. 54, Abſ. 6 cit.: „Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder 
Er Abgaben zu legen,..... fteht feinem Einzeljtaate, jondern nur dem 
eihe zu.“ 

*) Bol. Laband, Bd. II, ©. 116. 
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den Grundjäge. Zuzugeben iſt allerdings, daß durch die bereits geübte Thätig- 
feit des Reiches im Wege der Gefeßgebung ſowohl als der Bertragsichliegung 
der Ausübung der verfaffungsmäßig fonfurrirenden Befugnilje der Einzelitaaten 
nahezu aller Boden entzogen ift. 

Die Flagge der Kriegs: und Handelsmarine endlich ift durch Art. 55 
der RB. verfafjungsmäßig feitgeftellt. Jede Nenderung diefer Beſtimmung iſt 
eine Verfaflungsänderung, zu der jelbftverftändlich nur das Reich zuftändig ift. 


b) Konfurrirende Vertragsfompetenz des Reiches und der 
Einzeljtaaten. 


Auf einer Reihe von Gebieten fonfurriren die Befugniffe der 
Einzelftaaten mit denen des Reiches in der Weile, daß das Reichsrecht 
dem Landesrechte unbedingt vorgeht.') 

Solange und foweit das Reid) von der ihm auf diefen Gebieten zuftehen- 
den Befugniß der gejeglichen (oder vertragsmäßigen) Regelung feinen Gebraud 
gemacht hat, jolange und joweit bleibt das Verfügungsrecht der Einzeljtaaten 
aufrecht erhalten.) Solange und fomweit vermögen diefe daher, Gegenjtände 
diefer Art ebenfowohl durch Staatsverträge wie durch Gefege zu ordnen. 

Dabei gilt die zweifache Regel: 

a) Verträge der Einzeljtaaten mit auswärtigen Mächten find von Anfang an 
nichtig, ſoweit fie beftehenden Reichsgejegen oder Staatöverträgen des Reiches 
zumiderlaufen. 

b) Sie werden nachträglich hinfällig — und zwar, ſoweit nicht Verträge 
in Frage ftehen, welche vor Gründung des Neiches bezw. des Norddeutichen 
Bundes eingegangen wurden, auch völferrechtlich —, ſobald ein damit unver: 
trägliche® Gejeg oder ein damit umvereinbarer Staatövertrag des Neiches in’s 
Leben tritt. 

Die Begründung diefer Regel ergibt fich von jelbit: Nachdem Reichs— 
geſetze und Reichsverträge den Landesgeſetzen unbedingt vorgehen, müjjen fie aud 
den Landesverträgen vorgehen. Ynderntalls wäre jedem Gliedftaate die Mög: 
lichkeit gegeben, durch das Mittel der Staatsverträge der Einwirkung einer 
bom Reiche beabfichtigten Gejeggebung auf fein Bereich zuvorzufommen und 
fie zu vereiteln. 

Eine ausdrückliche Aufhebung der älteren Landesjtaatsverträge in dem der 
zweiten Regel zu Grunde liegenden Falle erjcheint dem Reiche gegenüber nie, 
dem Mitkontrahenten gegenüber nur Hinfichtlich jener Verträge erforderlich, 
weldye vor Gründung des Reichs bezw. des Norddeutichen Bundes abgejchlofien 
wurden. In allen übrigen Fällen verlieren die Landesftaatsverträge und alle 
auf Grund derjelben von den Einzeljtaaten erlafjenen Vorjchriften ipso jure 
ihre Giltigfeit, jobald das Reich durch Geſetz oder Vertrag eine andere Vor: 
ſchrift janktionirt. 


) Vgl Art. 2 der RB. und dazu ins befondere Laband, Bd. II, ©. 109 und Heinze, 
das Verhältniß des Reichejtrafrechts zu dem Landesſtrafrechte, vorzügl. S. 21— 30. 

2) Vgl. Ziff. VI des Schlußprot. 3. d. Vertr. mit Bayern v. 23. Nov. 1870: „Als 
unbejtritten wurde von dem Königl. Preuß. Bevollmächtigten zugegeben, daß jelbit bezüglich 
der der Bundes-tegislative zugewiejenen Gegenjtände die in den einzelnen Staaten geltenden 
Gejege und Berordnungen in jo lange in Kraft bleiben und auf dem bisherigen Bese der 
Einzelgejeggebung abgeändert werden können, bis eine bindende Norm vom Bunde aus— 
gegangen ijt.“ 
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Der auswärtige Mitkontrahent kann ſich über Vertragsverlegung in folchem 
Falle nicht beflagen. „Jeder auswärtige Staat fennt die rechtliche Lage der 
deutichen Einzelftaaten oder muß ſich vor dem Abjchluffe eines Vertrags mit 
ihnen dieje Kenntniß verſchaffen.) Wenn er fich trogdem darauf einläßt, mit 
ihnen ein folches Rechtsgeſchäft abzuſchließen, jo weiß er auch, daß fein Gegen- 
fontrahent ſich gar nicht anders verpflichten kann als unter dem felbitverftänd- 
lihen Vorbehalte, daß die von ihm ertheilten Zuficherungen mit den verfafj- 

3mäßigen Befehlen des Reiches fich nicht im Widerfpruche befinden und 
* er durch den Erlaß eines ſolchen Befehls in die rechtliche Unmöglichkeit 
verſetzt werden kann, den von ihm abgeſchloſſenen Staatsvertrag noch weiter 
zu erfüllen.“ Laband, a. a. O., Bd. II, ©. 196 f.) 

Daß hieraus fehr jchwierige und nachtheilige Verhältniffe, Störungen der 
einheitlichen auswärtigen Politif des Reiches und felbft Konflitte mit dem 
Auslande entftehen können, iſt nicht zu leugnen. An dem Rechte wird dadurd) 
nichts geändert. Wohl aber wird durch die Gefahr derartiger Störungen den 
Einzeljtaaten die ernfte Mahnung nahe gelegt, bei allen 2 Vertragsſchließ⸗ 
ungen die größere oder geringere Vorausſichtlichkeit eines bindenden Vorgehens 
der Reichsgewalt gg aus den Augen zu verlieren und gegebenen Falls vor 
dem Abſchluſſe der bezüglichen Verträge, ja jchon vor der Eröffnung von 
Unterhandlungen ſich mit der Reichsregierung in das Benehmen zu feßen. 

Zwedmäßiger allerdings hätte die Verfaſſung, wollte fie einmal ein kon— 
furrirendes Recht der Vertragsſchließung den Einzeljtaaten belaffen, denfelben 
die Verpflichtung auferlegt, in allen derartigen Verträgen mit fremden Staaten 
dad dem Reiche zuftehende Recht der Abänderung und Aufhebung ausdrücklich 
vorzubehalten, um jpäteren Konflikten vorzubeugen. *) 

Andererjeit3 iſt zu erwarten, daß mit der fortjchreitenden Entwidlung des 
Reiches diejenigen Gegenftände, welche einer dauernden internationalen Regelung 
bedürfen, allmählig und ftetig aus der konkurrirenden Vertragszuftändigkeit 
der Einzeljtaaten in die ausſchließende Zuftändigfeit des Reiches übergeleitet - 
werden, jo daß eine naturgemäße Scheidung der beiden Kompetenzen von felbft 
zu Tage treten wird. Iſt ja doch fchon durch die bisherige Thätigfeit der 
Reichsgefeggebung das fonfurrirende Vertragsrecht der Einzeljtaaten für einen 
großen Theil des in Frage ftehenden Gebiete ganz oder zum größten Theile 
gegenſtandslos geworden! 

Die wichtigſten diesbezüglichen Beſtimmungen werden im Folgenden bei 
Aufzählung der betreffenden Materien genannt werden. Eine Darſtellung des 
gegenwärtigen Rechtszuſtandes im Reiche ſollte damit ſelbſtverſtändlich nicht 
verſucht werden. 

Der konkurrirenden Vertragsgewalt des Reiches und der Einzelſtaaten in 
der ſtizzirten Weiſe unterliegt die große Reihe von Angelegenheiten, hinſichtlich 
deren Art. 4 der VU. dem Reiche ein Geſetzgebungs- und Aufſichtsrecht zu— 
gewiefen hat, ohne den Einzelitaaten dieje Befugniß zu entziehen, — mit Aus— 


!) Der Sa Ulpian’s (l. 19 D. d. r. j.): „Qui cam alio contrahit vel est vel 
debet esse non ignarus conditionis ejus* findet auch im Verfehre der Staaten begründete 
Anwendung. 

?) Die gleiche Abſicht lag der immerhin noch nicht völlig zureichenden Beſtimmung zu 
Grunde, weldhe 8 9 des Frankfurter Reichsverfaſſungsprojektes vom 29. März 1849 traf: 
„Ale Berträge nicht rein privatrechtlihen Inhalts, welche eine deutihe Regierung mit einer 
anderen deutichen oder nichtdeutichen abjchließt, find der Reichsgewalt zur Kenntnißnahme 
und, injoferne das Reichsinterefje dabei betheiligt ift, zur Bejtätigung vorzulegen.“ — Bol. 
hiezu Thudihum a. a. O. S. 250. — 
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nahme der im Vorausgegangenen (unter a) aufgeführten Gegenjtände, melde 
durch andere Beitimmungen der AB. der ausfchließenden Kompetenz des 
Reiches unterjtellt wurden. 

en der fonfurrirenden Vertragsgewalt find fomit: 

1. Nach Ziff. 1 des Art. 4 die Beitimmungen über Freizügigkeit, 
Heimats- und Niederlafjungsperhältniffe, Staatsbürgerredt, 
Paßweſen und Fremdenpolizei, über den Gewerbebetrieb ein 
Ichließlich des Verfiherungsmwejens, über die Kolonijation und 
die Auswanderung nad) fremden LXändern.') 

Zur Regelung diejer Angelegenheiten find bereit3 zahlreiche reichsgeſetzliche 
Anordnungen ergangen, welche größtentheils der einzelftantfichen Thätigfeit be: 
ftimmte Schranten — ohne dieſelbe völlig auszuſchließen. So das Geſetz 
über Erwerbung und Verluſt der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 
1870, — das Gejeb über die Freizügigkeit vom 1. November 1867, das Geſetz 
über die Aufhebung der polizeilichen Bejchränfungen der Ehejchließung vom 
4. Mai 1868, das Geſetz über das Paßweſen vom 12. Dftober 1867 u. a. m. 

Insbeſondere hinſichtlich des Gewerbebetriebs hat die Reichsgewerbeord— 
nung vom 21. Februar 1869 einſchließlich ihrer Novellen durch die Aner— 
kennung des Prinzips der Gewerbefreiheit und durch eine Kette von Detailbe— 
ſtimmungen die entgegenſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften aufgehoben und 
den Einzelſtaaten die Befugniß zum ferneren Erlaſſe ſolcher entzogen. Sie hat 
jedoch gleichzeitig für verſchiedene Gebiete die in den Landesgeſetzen beſtehenden 
Beſchränkungen aufrecht erhalten und ebenſo die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
auf eine Reihe von Gewerben als nicht anwendbar erklärt. Solange die Re— 
gelung dieſer Gewerbebetriebe nicht von Reichswegen erfolgt, bleiben die bis— 
herigen Befugniſſe der Einzelſtaaten auch fernerhin bejtehen.?) 

Die gewerbepolizeiliche Verwaltungsthätigkeit iſt faſt ausnahmslos den 
Einzelſtaaten übertragen; die Verwaltungsthätigkeit des Reiches beſchränkt ſich 
auf die Führung der Oberaufſicht über die Thätigkeit jener. Auch der Erlaß 
von Verwaltungsvorſchriften zur Ausführung der den Gewerbebetrieb be— 
treffenden Reichsgeſetze, im Allgemeinen dem Bundesrathe zugewieſen, iſt in 
verſchiedenen Fällen den Einzelſtaaten vorbehalten.?) 

2. Nah Ziff. 2 und 7 des Art. 4 die Handelsgeſetzgebung, ſowie 
die Organijation eines gemeinjamen Schußes des deutſchen 
Handels im Auslande und der deutſchen Schifffahrt - — mit Aus 
nahme der in Art. 54 der Reichsverfafjung dem Reiche zur ausfchließenden 
Kompetenz zugewieſenen Gegenftände.) Die konſulariſche Vertretung im Aus— 
(ande iſt ausjchließliche Reichsſache. Dagegen iſt den Einzelftaaten das Nedt, 
auswärtige Konſuln bei fich zu empfangen und für ihr Gebiet mit dem Ere- 
quatur 7— verſehen, durch die Reichsverfaſſung nicht entzogen, vielmehr durch 

iff. XII des Schlußprot. zu dem Vertrage mit Bayern vom 23. November 
870 ausdrücklich aufrecht erhalten. Nicht minder kann aber auch der Kaijer 
fremden Konſuln das Exequatur für das ganze Reichsgebiet ertheilen.“) 


9 Verträge des Reiches über Gegenſtände dieſer Art ſ. RGBl. 1873, ©. 55, 1874, 
S. 99, 1877, ©. 3, Nordd. BGBL. 1868, S. 228, RCBl. 1875, ©. 155, 475, 719 u. a. a. C. 
— Dal. auch Jacobi, die Gewerbegefehgebung im D.R. ©. 456 fi. 

2) Bol. Zaband, II, 6 1. 

2) Bol. ebenda ©. FE 

R Bil hierüber die früheren ——— en unter a Ziff. 8. 

Vgl. Thudichum a. a. 6‘ — Hieher bezügliche eg des Reiches 

ſ. RGBl. 1872, ©. 95, 211, 254, — ers, 5 31, — 1880, ©. 21, — 1881, ©. 123, 155 u. a.. 


durch das Deutiche Reid und dejien Einzelitaaten. 955 


3. Nah Ziff. 3 des Art. 4 die Ordnung des Maß- und Gewichts— 
ſyſtems, des Münziyftems, ſowie die Feititellung der Grundjäge über 
Emiſſion von fundirtem und unfundirtem Papiergeld. 
® a dieſe Gebiete ijt die einheitliche Ordnung durch die Reichsgeſetzgebung 

olgt. 

So ilt a) dur die Maß: und Gemwichtsordnung vom 17. Auguſt 18683 
für ganz Deutjchland die Maß- und Gewichtseinheit eingeführt und gefichert 
worden. In allen fünftigen Gejegen und Verordnungen der Einzeljtaaten 
baben nach der Beitimmung jenes Reichsgeſetzes die zur Bezeichnung der Maß— 
und Gewichtsgrößen verwendeten Ausdrüde kraft NRechtsjages denjenigen Sinn, 
melden das Reichsgeſetz ihnen beilegt; neue Definitionen von Maß- und Ges 
wichtsbezeichnungen dürfen neben jenen des Neiches hinfort nicht mehr aufges 
jtellt werden. Ebenſo iſt den Einzeljtaaten die Eichung anderer als der 
reihsgejeglich zugelafjenen Maße und Gewichte unterfagt, den Unterthanen der 
Gebrauch anderer als der a geeichten Maße und Gewichte verboten.') 

b) Das Münzgeje vom 9. Juli 1873 hat an die Stelle der in Deutſch— 
land geltenden Landeswährungen die Neichsgoldwährung gelegt, mit deren ge— 
feglihem Eintritte alle einzeljtaatlichen Nechtsfäge über das Münzſyſtem auf: 
gehoben wurden. Den Einzeljtaaten ijt es fortan verwehrt, Geld zu jchaffen, 
insbejondere neben der für das ganze Reichsgebiet geltenden Reichswährung 
eine für ihr Landesgebiet geltende Landeswährung einzuführen.?) 

Auch das Verbot des Umlaufs fremder Münzen, ſowie der Erlaß von 
Berwaltungsvorfchriften (Inftruftionen) über die Annahme bezw. Zurückweiſ— 
ung fremder, im Umlaufe befindlicher Gelder ift um der Uebereinjtimmung des 
Verfahrens willen dem Reiche ausfchließend vorbehalten.?) 

Das Münzmonopol, d. h. die ausfchliegliche Befugniß zur Herftellung 
der Reihsmünzen, iſt den Einzelftaaten verblieben.*) 

c) Die Emijjion von Papiergeld iſt den Einzeljtaaten durh RG. vom 
16. Juni 1870, bezw. 30. April 1874 nur nach vorgängiger Erholung der 
Erlaubniß des Reichs und Ertheilung derjelben in Form eines Reichsgeſetzes 
geitattet. Ebenjo kann die Befugniß, Geldpapiere zu emittiren, nur durch ein 
vom Reiche (im Wege der Gefehgehung) ertheiltes Privilegium erworben werden.) 

4. Nah Ziff. 4 des Art. 4 die allgemeinen Beitimmungen über das 
Bankweſen. 

— * getroffen durch das Bankgeſetz vom 14. März 1875 (RGEBl. 
S. ). 

5. Nah Ziff. 5 umd 6 des Art. 4 die Erfindungspatente und der 
Schuß des geiftigen Eigenthbums überhaupt.”) 

Den Patentihug Hat das Reich in einer Reihe von Spezialgefegen je 

nah den Arten der zu jchügenden geiftigen Produkte durchgeführt, zu dem 


') Ueber das Berhältnii der internationalen Meterlonvention vom 20. Mai 1875 zur 
reihögejeglichen Ordnung des Maß⸗ und Gewichtsſyſtems ſ. Laband, Bd. II, ©. 446 f., 
Anmerkung. 

2, Bal. Laband, ©. 416 ff. 

) Münzgeſ. Art. 13, Ziff. 1 und 2. 

*) Bol. 8a band, Bd. II, ©. 414. 

°) Bol. ebenda, Bd. II, ©. 436. 

9 Vgl. ebenda, Bd. II, ©. 380 ff., 401 ff. 

) Darauf bezügl. Vereinbarungen des Reiches |. RGBI. 1872, ©. 106, 258, 293, — 
1873, S. 337, — 1875, ©. 200, 301, — 1879, ©. 123, ferner BGBL. 1869, ©. 293, 
RGBl. 1881, ©. 171 u. a. 
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Schutze neuer Erfindungen insbejondere, welche eine gewerbliche Verwerthung 

eitatten, durdy das Patentgejeg vom 25. Mai 1877 eine bejondere Reichs 
Dehörde das Patentamt, ins Leben gerufen. Seit dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes (1. Juli 1877) iſt den Einzelftaaten die Befugniß entzogen, Patente 
zu ertheilen oder die Dauer ertheilter Patente zu verlängern; dagegen find die 
vorher verliehenen Patente in Kraft geblieben.') 

6. Nah Ziff. 8 des Art. 4 das Eiſenbahnweſen und die Her 
ftellung von Land: und Wafferftraßen im Intereſſe der Landesver: 
theidigung und des Verfehrs.?) 

Ueber die Herjtellung einer — Ordnung des Eiſenbahnweſens 
im Reichsgebiete enthält Abſchnitt VII der —— eine Anzahl höchſt 
wichtiger rundfäge, Die Gejege ſelbſt jedoch, durch welche dieſe einheitliche 
Drdnung verwirklicht werden follte, find noch nicht erlafjen. 

Die Ausübung der auf das Eiſenbahnweſen bezüglichen Hoheitsrechte ift 
daher — noch faſt unbeſchränkt den Einzelſtaaten überlafjen. ?) 

7. Ziff. 9 des Art. 4 die Flößerei und der Schifffahrts— 
er. * den mehreren Staaten gemeinſamen Waſſerſtraßen und der Zu— 
ſtand der letzteren, ſowie die Fluß- und ſonſtigen Waſſerzölle, — 
deß leichen die Seeſchifffahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Baaken und 
ſonſtigen Tagesmarken).“) 

Die Thätigkeit der Reichsgeſetzgebung auf dieſem Gebiete beſchränkte ſich 
bisher im Beentlichen auf die Negelung bezw. Befeitigung bejtehender 
Binnenzölle. 

8. Nach Ziff. 11 und 12 des Art. 4 die Beitimmungen über die wechjel: 
Teitige Vollftrefung von Erfenntnijjen in Zivilſachen und Erledig- 
ung von NWequifitionen überhaupt, jowie über die Beglaubigung von 
De Urfunden,d) — fodann nach dem’ Reichsgeſetz vom 20. Dez. 
1873, betr. die Abänderung der Nr. 13 des Art. 4 der RB., das gefammte 
bürgerliche Recht, das Strafredht und das gerichtliche Berfahren.‘) 

Unter den zahlreichen auf Grund diefer Beitimmungen erlajienen Reiche: 
gefegen find Hier — nächſt dem BG. vom 5. Juni 1869, betr. die Einführ: 
ung der allgemeinen deutichen Wechjelordnung, der Nürnberger Wechielnovellen 
und des allgemeinen deutjchen Handelsgefegbuches ala Bundesgefege, dann dem 
Strafgejeßbuche für den Nordd. Bund bezw. das deutſche Reich vom 31. Mai 
1860 und 26. Febr. 18767) — vor allem die Reichsjuftizgejege vom Jahre 1877 
zu erwähnen. 


N Bol. Laband, Bd. II, ©. 468 fi. 

*) Bgl. hiezu die im RE. 1871, ©. 376, 1872, ©. 39, 353 und 362 veröffentlichten 
Berträge. — Verträge mit auswärtigen Staaten über die Herftellung von Eifenbahnver: 
bindungen, in denen zu Gunſten des Auslandes Beſchränkungen der Gebietshoheit zuge: 
itanden werden follen, And nad) einem früher Ten Grundjaße (j. oben unter a 3. 4) 
— Reichsſache. (Vgl. Laband, Bd. 95). 

2 Zaband, Bd. II, ©. 358 ff. 

R RG. v. 3. März 1873, betr. — —X zu Art. 4N. 9 d. RV. 

Vgl. hiezu das NG. v. 1. Mai 1878, betr. die Beglaubigung öffentl. Urkunden, 
ſowie u. a. den Vertrag zw. dem Deutſchen Rei und Deiterreih vom 25. Febr. 1880. 
RGBl. 1881, ©. 3.) 

*) Eine „Sammlung von Staatsverträgen des deutſchen Reichs,“ melde 
Gegenjtände der Rechtspflege behandeln], veranjtaltet von Dr. Julius Staudinger, 
iſt im — der Beck'ſchen Buchhandlung in Nördlingen in jüngjter erichienen. 

) Val. hierüber die gründlichen Unterſuchungen in der bereits cit. Schrift R. Heinze’s 

„Das Berhältnif des Reidy8-Strafrecht3 zu dem Landesitrafrechte.” 
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Durh fie hat das Reich von feiner Zuftändigfeit zur Negelung des 

gerichtlichen Berfahrens ausgiebigen Gebrauch gemacht und durch die Gleidh- 

- mäßigfeit der Organijation und die Einheit der Prozekordnung alle deutjchen 
Gerichte zu einem Gejammtorganismus der Rechtspflege im Reiche verbunden. 
Die Reichsgejeßgebung hat indeß nur die Grundzüge der zur Durchführung 
der einheitlichen Prozeßordnung erforderlichen Drganitation der Juſtizbehörden 
fejtgejtellt; die Durchführung der Gerichtseinrichtungen im Einzelnen wurde 
den Bundesjtaaten vorbehalten. 

Die Gerichtsherrlichkeit iſt getheilt zwijchen Reich und Einzelftaaten, — 
für das Reichsgericht ausſchließlich jenen, für alle übrigen deutjchen Gerichte 
den Einzeljtaaten Aberwiejen.') 

9. Nach Ziff. 15 des Art. 4 die Maßregeln der Medizinal- und 
Beterinärpolizei. 

Auf dem Gebiete des Medizinalweſens beichränft jich Die bisherige Thätigkeit 
der Neichsgefeggebung auf die Regelung der Approbation der Aerzte und 
Apotheker, ſowie auf die Feſtſtellung des Erfordernifjeg der Approbation fir 
Hebammen. ?) \ 

Auf dem Gebiete der Veterinärpolizei bethätigte fich die Reichsgeſetzgebung 
in der Regelung des Verfahrens zur Abwehr und Unterdrüdung übertragbarer 
Seuchen der Hausthiere, insbejondere der Rinderpeit. °) 

10. Nach Ziff. 16 des Art. 4 die Beitimmungen über die Brejje und 
das Vereinsweſen. 

Das Preßrecht iſt für das ganze Reichsgebiet einheitlich geregelt durch 
das Preßgeſetz vom 7. Mai 1874. Dagegen iſt eine reichsgeſetzliche Regelung 
des Vereinsweſens bis jetzt noch nicht erfolgt. 

Eine konkurrirende Vertragsbefugniß des Reiches und der Einzelſtaaten 
mag endlich auch konſtatirt werden hinſichtlich des Schutzes der Deutſchen im 
Auslande, der durch Art. 3 der RB. dem Reiche zur Pflicht gemacht ift, 
während den Einzeljtaaten wohl nicht benommen werden follte, auch ihrerfeits 
für ihre Angehörigen im Auslande möglichjt zu ſorgen. Die Bethätigung diejes 

Schutzes wird indeß von Seite der Einzeljtaaten nicht ſowohl durch Vertrags: 
—— als vielmehr durch ihre Geſandtſchaften zu erfolgen haben, deren 
Beſtehen neben den Me Ka ja eben eine Anerfenmung und An— 
wendung jenes erjten Sapes in fich jchließt. 


e) Ausſchließliche Vertragsfompetenz der Einzelftaaten. 


Ueberall, wo es an einem die Kompetenz des Reiches begründenden aus— 
drüdlichen Rechtsſatze Hr tritt die ausfhlieglide Verfügungs— 
fompetenz der Einzeljtaaten ein. 

In allen derartigen Fällen ift denn auch die ausjchliegliche Vertragsgewalt 
der Einzelftaaten begründet. Das Reich kann über Angelegenheiten diejer Art 
überhaupt nicht, alfo auch nicht durch völferrechtliche Verträge verfügen. 

Die gegentheilige Behauptung dv. Mohl's,“) daß ſich das Recht des 
Kaiſers zu Verhandlungen und Abjchliegungen folcher Verträge nicht auf den 
Kreis derjenigen Gegenftände bejchränfe, welche durch die Verfaſſung der 


) Bgl. Schulze, Lehrb. d. d. SER., I. Bud, ©. 552 ff. 
2), Bgl. die Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869, $$ 29, 30, 128 ff. 
5 Val. das RG. v. 7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeit betr., und das 
RG. vom 23. Juni 1880, die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen betr. 
*, ©. deſſen Reichsſtaatsrecht S. 305 f. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1882. 17 
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Reichsgefeggebung zugewieſen find, daß jener vielmehr ſtets innerhalb feiner 
Befugniß handle, wenn nur Inhalt und Zweck eines von ihm abgejchlofienen 
Vertrags innerhalb der Aufgaben des Bundes liege, hebt die gejeßlichen 
Kompetenzen zwiichen Reich und Einzelftaaten völlig auf. Der Verſuch Mohl’s, 
dieſe Behauptung durch den yo auf die Beitimmung des Art. 11, Abi. 3 
der AB. zu rechtfertigen, ala ob dieje den Verträgen über Gegenjtände der Reiche: 
ejeßgebung ſolche über Gegenstände der Landesgeſetzgebung gegenüberjtelle und 
Kir legtere die faiferliche Genehmigung ſtillſchweigend als genügend erkläre, 
fann, wie ſpäter zu zeigen fein wird, nicht als geglüdt erachtet werden. 

Auch dem Oberauffichtärechte des Neiches find die Einzeljtaaten bei völfer- 
rechtlichen Vereinbarungen über die hieherbezüglichen Angelegenheiten nicht 
unterworfen, d. h. wenigftens infoferne, ala ihre Vereinbarungen an feinerlet 
Beitätigung oder Sanftion durch die Reichsgejepgebung gebunden find. 

Der unabhängigen, ausschließlichen Kompetenz der Einzeljtaaten unterliegen 
insbeſondere: 

1. Die Organiſation der Einzelſtaaten ſelbſt, die Normirung des Thron— 

rechts, der politiſchen Wahlrechte, der Beamtenverfafjung, der Provinzial⸗, 
Kreis: und Gemeindeverfaſſung.) 

2. das gefammte Schul» und Unterrichtsweſen, das Kirchen: und Stift: 

ungsweſen.?) 

3. Die Landesfinanzwirthſchaft, insbeſondere die Landesſteuern. 

Eine ee des Gebietes eines Einzeljtaates kann zwar, mie 
bereit3 oben (unter a, II, 3.1) hervorgehoben wurde, durch einen jelbjtändigen 
Uft der ler Staatgewalt nicht mit der Wirkung erfolgen, daß der neu 
ertvorbene Gebietätheil in den Reichsverband eintritt, vielmehr iſt zu dem Ein- 
tritte in den Neichsverband die Zuſtimmung des Reichs erforderlih. Wohl 
aber find die Einzelftaaten rechtlich befugt, Gebietstheile fremder Staaten in 
der Weije jelbjtändig zu erwerben, daß die neuen Erwerbungen außerhalb des 
Neichsverbandes bleiben. Die Behauptung, daß eine derartige Erweiterung 
der Einzeljtaaten mit den Beitimmungen der Reichsverfafjung unvereinbar jei,°) 
ift al3 begründet nicht ermweislich. Allerdings aber ift zuzugeben, daß die Stell: 
ung eines Bundesglieds, das nur mit einem Theile jeines Gebietes dem Reiche 
angehörte, eine anomale fein würde und dauernd vermieden werden jollte. *) 


d. Verträge der Einzelftaaten unter fih und mit dem Reiche. 


In den bisherigen Erörterungen ift wiederholt darauf hingewiejen worden, 
daß das Vertragsrecht der einzelnen Staaten über die ihnen zur gejeglichen 
Ordnung überlajjenen Gegenjtände fich nicht auf den Abſchluß von Vereinbar: 
ungen mit auswärtigen Staaten bejchränfe, fondern auch auf den Verkehr 
der einzelnen Bundesstaaten unter fih und mit dem Reiche ſich 
beziehe, wie denn in der That eine Reihe der aufgeführten fonkurrirenden und 
ausschließlichen Befugniſſe der Einzeljtaaten eine Regelung im Wege des inter: 


*) Val. hiezu J. v. Held, die Verf. d8. d. R., ein Beitrag zu deren Kritik, ©. 74 f. 

*) Ueber die frage, ob und inmieweit fich das Gejepgebungsrecht des Reiches über die 
Vereine —* auf die Kirchengeſellſchaften nen Ebene —S Komm. ©. 80 € 

# a. behaupten Mohl a. a. ©. ©. 21 fi. und Gg. Meyer, Erört. ©. 68, 
Lehrb. ©. 4 

*) — treffen die auf politiſchen Erwägungen beruhenden Deduktionen Mohls 
zu. Seine weitergehenden Aufſtellungen werden leich jenen Meyer's widerlegt durch die 
ae Gtellung bes — Seen im Inn Bunde. — Bol. Laband, 
Bd. I, ©. 187, Hierfemenzel a. a. D. (Bem. z. Art. 1d. ®.) 
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nationalen Berfehrs ihrer Natur nach ausichließen, wohl aber zu Vertrags— 
Ichliegungen zwifchen den Gliedftaaten des Reiches untereinander und mit dem 
Geſammtſtaate Anlaß geben mögen. ') 

Es ergibt fich das Fortbeſtehen des einzeljtaatlichen Vertragsrechtes auch 
nad diefer Richtung gleich den Vertragsbefugniſſen der Einzeljtaaten über- 
haupt aus der einfachen rag daß weder in der Reichsverfaſſung noch 
in einem jpäteren Gejege feine Entziehung beftimmt worden: ijt. Dat auch 
in dieſem Kreiſe ihrer Thätigkeit die Einzelſtaaten allen jenen Schranken 
unterworfen ſind, welche ihnen in der Ordnung ihrer auswärtigen Bezieh— 
ungen überhaupt durch ihre Stellung zum Reiche und zu den übrigen 
Bundesgliedern auferlegt ſind, bedarf nach den früheren Ausführungen keiner 
beſonderen Hervorhebung, und ebenſo kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
auch Verträge dieſer Art gemäß Art. 2 der RV. ihre Geltung verlieren, 
ſobald das Reich die in den Verträgen behandelten Angelegenheiten geſetz— 
lich ordnet. 

Aber nicht allein hinſichtlich jener Gegenſtände, welche der einzelſtaatlichen 
Geſetzgebung, ſei es ausſchließlich, ſei es konkurrirend mit der Reichsgeſetz- 
gebung, überlaſſen ſind, beſteht das auf den vorbezeichneten engeren Kreis 
beſchraͤnkte Vertragsrecht der Einzelſtaaten. Sie haben dies Recht auch auf 
denjenigen Gebieten, welche ihrer geſetzgebenden Gewalt gänzlich entzogen 
und ausſchließlich dem Bereiche der Reichsgeſetzgebung zugewieſen ſind, der 
Verwaltungsthätigkeit der Einzelſtaaten aber noch einen gewiſſen Spiel— 
raum bieten. 

Ueber die Ausübung der ihnen auf dieſen Gebieten verbliebenen Verwalt— 
ungsbefugnifje können die Einzeljtaten zwar nicht mit dem Auslande, wohl 
aber unter ſich und mit dem Reiche fontrahiren.?) 

Diefer Sat hat in der Reichsverfaſſung ſelbſt an mehreren Stellen aus: 
drücliche Anerkennung gefunden: jo für das Poſt- und Telegraphenmwejen in 
Art. 50, Abi. 6, für das Militärwefen in Art. 66, Abſ. 1 derjelben.?) Auch 
durch thatfächliche Uebung haben die Einzelftaaten längft und reichlich” von 
den eingeräumten Befugnijjen Gebrauch) gemacht. Durch zahlreiche Poſt- und 
Telegraphenverträge und Militärfonventionen zwijchen Preußen beziv. dem 
Reiche einerfeit3 und einzelnen Bundesjtaaten anderjeit3*) haben die Ießteren 
ihnen verfafjungsmäßig zuftehende Befugnifje auf Preußen bezw. den Saifer 
übertragen oder über die Ausübung der ihnen verbliebenen Befugniſſe befondere 
Berabredungen getroffen. 

Zu den in Frage ftehenden Verwaltungsbefugniſſen der Einzelftaaten ge: 
hören in3bejondere: 


) Zu den im Voraudgegangenen nicht hervorgehobenen Gegenjtänden, deren Erledigung 
dur derartige VBertragsichliegungen zu bethätigen ijt, gehört u. a. die Veränderung 
der Binnengrenzen der einzelnen Staatögebiete, deren gegenfeitige Abtretung den Bun— 
desſtaaten ohne die Bedingung der Zuftimmung des Reiches gejtattet iſt. 

%) Bol. Hiezu das oben — unter a überleitend zu Ziff. 5 — Gejagte. 

5) Keineswegs fonftituiren die eit. Beitimmungen der Verfajjung die erwähnte 
einzelitaatliche Betugniß, wie Laband, Bd. IH, 1, ©. 26, gegenüber Hänle, Studien, 
Bd I, ©. 244 und vd. Rönne, Bd. II, 2, ©. 126 jcharf hervorhebt, fie jegen diejelbe viel- 
mehr als von jelbjt beitehend voraus. Die Grundlage auch diejer beichränften Befugniß 
iſt lediglich die den Einzeljtaaten innerhalb des von der Beichägefeßggebung gezogenen Rahmens 
verbliebene freie Bewegung. 

*) ©. deren Aufzählung, Ordnung und Würdigung bei Laband, Bd. II, ©. 289 fi., 
Bd. II, 1, ©. 26 ff. — Bol. auh Schulze, Preuß. StR., ©. 830 f. 
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1. Auf dem Gebiete des Militärwejens die Ernennung der Offiziere, 
das Hecht der Inſpizirung, die Verwendung ihrer Truppen und die Requirir: 
ung der in ihren Yändergebieten dislozirten anderen Truppentheile des Reichs: 
heers zu polizeilichen Zweden u. ſ. f.') 

2. Auf dem Gebiete des Zollmwejens die gefammte Berwaltungsthätigteit, 
ſoweit nicht diefelbe durch das dem Kaiſer im Intereſſe der gleichmäßigen 
Durchführung des gejeglichen Verfahrens eingeräumte Ueberwachungsrecht 
beichränft wird. ?) 

3. Auf dem Gebiete des Poſt- und Telegraphenmwejens der durd 
Art. 50 der AB. den Einzeljtaaten hinfichtlich der Anjtellung der Beamten 
zugejtandene Antheil. 

Endlich. fünnen die Einzeljtaaten unter fi und mit dem Weiche, nicht 
aber mit dem Auslande, auch über die Ausübung jener Verwaltungsbefugnifie 
fontrahiren, welche zwar auf den Gebieten der konkurrirenden Gejeggebung 
liegen, deren gejeßliche Regelung aber nunmehr durch das Reich in aus: 
Ichließender Weije erfolgt ift. 


$ 3. Die Sonderrechte einzelner Bundesfaaten. 


Wie für alle Rechte und Pflichten der Einzeljtaaten gegenüber der Ge: 
jammtperjönlichkeit des Reiches, jo gilt auch für die Scheidung der Vertrags: 
gewalt zwijchen Reich und Gliedjtaaten der Grundſatz der vollen Gleid; 
bere&tigung der Einzeljtaaten.?) 

Soweit in den bisherigen Ausführungen das Reich allein zum Vertrags- 
abſchluſſe berechtigt erflärt wurde, ijt grundjäglich allen Bundesjtaaten die ver- 
tragsmäßige Regelung ihrer Verhältniſſe entzogen. Soweit den Einzeljtaaten 
Bertragsbefugnijje in Konkurrenz mit der Reichsgewalt oder ausschliegend für 
ji) zugefprochen wurden, find grundjäglich für alle Bundesjtaaten dieje Befug— 
niſſe die gleichen. 

Allein diefe verfafjungsmäßige Regel wird durchbrochen durch die Sonder: 
rechte (jura singularia) einzelner Bundesglieder. Sie find in der bisherigen 
prinzipiellen Erörterung zur Meidung von Verwirrung und von Wiederholungen 
unberüdjichtigt geblieben, bedürfen aber an dieſer Stelle einer kurzen Be 
ſprechung. 

Es ſind die Sonderrechte beſtimmte Rechte gewiſſer Bundesſtaaten in 
ihrem Verhältniſſe zur Geſammtheit, welche Abweichungen von dem Prinzipe 
der gleichen Mitgliedſchaftsrechte enthalten, — entweder in der Richtung, daß 
einzelnen Bundesgliedern in Folge ihrer größeren faktiſchen Bedeutung eine 
bevorzugte Stellung im Verfaſſungsorganismus des Reiches, verbunden mit 
einem größeren Einfluſſe auf die Willensbildung desſelben, eingeräumt wurde — 
Vorrechte, poſitive Sonderrechte, — oder in der Richtung, daß einzelnen 
Bundesgliedern ausnahmsweiſe Hoheitsrechte belaſſen wurden, welche den 
übrigen Gliedſtaaten entzogen wurden, ſo daß alſo die Kompetenz des Reiches 
zu Gunſten der erſteren Staaten beſchränkt erſcheint — Reſervatrechte, Aus: 

MB. Art. 65 und 66, 

) RV. Art. 36. 

) Es ijt dieſer Grundjaß, der ſich aus dem bumdesjtaatlihen Charakter des Reiches 
von jelbjt ergibt, in der Reichsverfaſſung als ein allgemeines Prinzip freilich nicht ausge 
Iproden, er hat aber durchwegs Unwendung und in einzelnen Bejtimmungen — am jchärfiten 
in Art. 58 Hinfichtlich der Kojten und Lajten des Kriegsweſens und in Art. 70 hinſichtlich 
der —— der Matrikularbeiträge — deutlichen Ausdruck gefunden. Vgl. hiezu und zum 
Texte insbeſ. Schulze, Preuß. StR. II, ©. 789, 
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nahmsrechte, negative Sonderrechte. — Eine dritte Klaſſe von Sonderrechten, 
welche fich diejen beiden Kategorieen zur Seite ftellt, umfaßt die finanziellen 
Begünjtigungen einzelner Staaten.') 

Bon diejen drei Klaſſen fommt für unjere Darftellung faft nur die Kategorie 
der Rejervatrechte in Betracht, joweit in deren Ausübung der Weg des völfer- 
rechtlichen Vertragsſchluſſes betreten werden mag, oder ihr Beitand durch Ver: 
tragsabjchlüfje des Reiches alterirt werden kann. 

Soweit erjteres thunlich it, fteht das Necht der Vertragsſchließung dem 
jonderberechtigten Einzeljtaate zu, jelbitverjtändlich unter ftrenger Be— 
Ihränfung auf den Umfang der ausnahmsweiſe verbliebenen Hoheitsrechte. 

Dagegen fann das Reich ohne die ausdrüdliche AZuftimmung der be— 
theiligten Staaten feinerlei Bertragsftipulationen eingehen, welche in Sonder: 
rechte einzelner Bundesftaaten eingreifen. | 

Inſofern die Rejervatrechte durch Beitimmungen der Reichsverfaſſung be- 
ftätigt und damit Beftandtheile des Reichsverfaſſungsgeſetzes geworden find, 
fann dies auf Grund des Art. 78, Abſ. 2 der RB. einem Zweifel nicht unter- 
liegen. „Der in diefem Artikel zugeficherte Schuß der Sonderrechte wäre ein 
vollfommen illujorischer, wenn er fich nur auf den gewöhnlichen Weg der 
Gefeggebung und nicht auch auf den Tall der Genehmigung eines internationalen 
Vertrags bezöge.“ (Xaband, Bd. II, ©. 190). 

Aber auch für jene Nejervatrechte, welche in den Staatöverträgen über 
die Gründung des Neiches bezw. iiber den Eintritt der füddeutichen Staaten 
in den norddeutichen Bund genannt wurden, in der Berfaflungsurfunde aber 
eine ausdrüdliche Bejtätigung nicht gefunden haben, ohne daß bei diefem Ver— 
Ihmweigen die Abſicht obmwaltete, die fraglichen Ausnahmsrechte zu bejeitigen, 
ergibt fi) aus dem Begriffe der Nejervatrechte, daß dieſelben materielle 
Schranfen der dem Weiche zuftehenden Gewalt bilden und daß auch auf die 
fie betreffenden Willensatte des Reiches das Erforderniß der Zuftimmung des 
berechtigten Staates Anwendung finde.) Auch fie müſſen demnach rejpektirt 
werden, unabhängig davon, in welcher Form das Reich feine Gewalt ausübt.) 

An Sonderrechten, welche bei Bertragsichließungen in Betracht kommen 
fönnen, find an diefer Stelle befonders zu nennen: 

1. Die Bayern und Württemberg auf dem Gebiete des Pojt- und 
Telegraphenwejens durch Art. 52 der AB. eingeräumten Sonderrechte. 

Die Regelung des Poſt- und Telegraphenverkehrs mit dem Auslande fteht 
zwar im Allgemeinen auc; Bayern und Württemberg gegenüber dem Reiche 
zu. Ihren eigenen unmittelbaren Verkehr mit ihren dem Reiche nicht an= 
gehörenden Nachbarjtaaten (Defterreich und der Schweiz) find jedoch die beiden 
Staaten unter Beobachtung des Art. 49 des Poftvertrags vom 23. November 
1867 jelbjtändig zu regeln befugt.*) 


’) Val. Laband (Bd. T, $ 11), welcher die eriteren beiden Stategorieen ungenau als 
„Modififationen der Verfaſſung“ bezeichnet. Darüber j. Zorn, Staatsr. des D. R., Bd. I, 
S. 81 ff. 

*, Beitritten ift dies von Hänel, Studien, und Löhning im Jahrg. 1873 der 
Annalen, ©. 337 ff. J 

2) Anwendung und Anerkennung fand dieſer Grundſatz bei der Beſchlußfaſſung des 
Bundesraths über die Uebereinkunft mit Italien vom 8. Dez. 1874 wegen gegenſeitigen Ver— 
zichts auf die Beibringung von Trau-Erlaubnißſcheinen. Darüber und zum Texte vergl. 
Yaband, ®b. II, ©. 191. 

*%, In Art. 52 des Poſtvertrags zwiichen Deutichland und Oeſterreich-Ungarn vom 
7. Mai 1872 (RGBl. 1873 ©. 33) ijt ein diefer Befugniß Bayerns und Württembergs ent: 
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Ebenjo find fie berechtigt, zur Negelung des Verkehrs zwijchen ihren Ge- 
bieten untereinander und mit dem übrigen Reichsgebiete und zur Ordnung der 
gegenfeitigen rechtlichen Beziehungen zwijchen den drei im Weiche bejtehenden 
Verwaltungen, den Vertragsweg ſelbſtſtändig zu bejchreiten. 

Des Weitern find von Sonderredhten hier zu erwähnen: 


2. Die durch die Schlußbejtimmung zu Abjchnitt XI der RB. Bayern 
und Württemberg gewährleifteten Eremtionen hinfichtlich des Militärweſens. 


3. Die Eremtionen Bayerns, Württembergs3 und Badens von der 
Neichsgefeßgebung über die Bejteuerung des inländischen Branntweins und 
Biere nah Art. 35, Abf. 2 der AV. 

4. Die Eremtion Bayerns von der Kompetenz des Reiches zum Erlaſſe 
der Beitimmungen über Heimats: und Niederlajjungsverhältnifje nach Art. 4, 
Ziff. 1 der RP., — ſowie über das Verehelichungsweſen, ſoweit es mit den 
Heimats- und Niederlaffungsverhältniffen in Zufammenhang steht, gemäß Zift. I 
des Schlufprot. zu dem Vertrage vom 23. November 1870, betr. den Beitritt 
Bayerns zum deutfchen Bunde. 


5. Die Eremtion Bayerns von der Gejeggebung des Neiches über das 
Smmobiliars:Berfiherungswefen nad) Art. IV des eben cit. Schlußprotofolls. 


6. Die Eremtion Bayerns von der in den Art. 42—46 dem Reiche 
zugewieſenen Kompetenz Hinfichtlich des Eiſenbahnweſens, gemäß Art. 46, Abi. 
2 und 3 der NB., foweit nicht im Intereſſe der Landesvertheidigung die dem 
Neiche zuftehenden Befugniſſe auch auf Bayern Anwendung finden. 

7. Die Eremtion der Hanfeftädte Bremen und Hamburg!) von der 
Bollgefeßgebung des Reiches nad) Art. 34 der RV. 


$ 4. Acnderungen der Kompetenzgrenge. 


Der bundesjtaatlichen Jdee und der beftehenden Verfaſſung gemäß iſt das 
Neich bei Erfüllung feiner ftaatlichen Aufgaben auf ein gleichzeitiges Wirken 
neben und mit den einzelnen Bundesitaaten angewiejen. Die bisherige Dar: 
jtelung hat die Grenzlinie zwijchen den beiderjeitigen Kompetenzen zu. ziehen 
verfucht, joweit dies für die vorliegende Frage nöthig und möglich jchien. 

Indeß iſt dieſe Grenze keineswegs dauernd feitgeitellt. Es fann vielmehr 
der Kreis derjenigen Angelegenheiten, hinfichtlich deren den Einzeljtaaten allein 
oder in Konkurrenz mit dem Reiche Gefepgebungs- und Vertragsfompetenz zu: 
jteht, durch Akte der Reichsgewalt jelbjt gegen den Willen einzelner Bundes: 
ftaaten enger gezogen werden, indem das Weich Angelegenheiten der bezeich— 


jprechender Vorbehalt gemacht und auch Art. 14 des Allgemeinen Poitvereinsvertrag® dom 
9. Oktober 1874 (RGBl. 1875, ©. 231), hat die Befugniß zum Abichlufie bejonderer Ber: 
träge und zur Errichtung engerer Poſtvereine aufrecht erhalten. Vgl. hiezu ſowie über den 
s. des Art. 49 des Bojtvertragd vom 23. November 1867 Laband, Bd. U, ©. 292 f. 
un nm. 2, 

") Die Vereinbarung v. 25. Mai I. J., wonach das gejammte Hamburgiihe Staatögebiet 
mit Ausnahme eines dauernd außerhalb der Zollgrenze zu belafjenden Freihafengebiets — 
jedoch nicht vor dem 1. Oftober 1888 — in das an Zollgebiet einverleibt werden joll, 
jomwie die jonjtigen auf den Zollanſchluß Hamburgs bezügliden Aftenjtüde j. mitgetheilt i. d. 
Annalen „1881“, ©. 489—517. Bon dem Bollzuge diejes Anſchluſſes ab wird die Eremtion 
Hamburgs bejeitigt fein und Art. 34 der MB. lediglich hinfichtlich des Freihafenbezirks jeine 
Giltigkeit mit der Wirfung behalten, dab die Scupaienberentionng diejes Bezirk ohne Ham» 
burgs Zujtimmung weder aufgehoben noch eingeichränft werden fann. 
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neten Art jeiner ausschließlichen bezw. jeiner fonfurrirenden Verfügungsgewalt 
unterjtellt.") 

Solde Erweiterungen der Reichskompetenz, welche regelmäßig 
gleihviele Beijhränfungen der einzelftaatlihen Befugniſſe im fich 
ihließen, machen weder eine neue Vereinbarung aller Bundesglieder in Ver: 
tragsform erforderlich,?) noch jegen fie einen jpeziellen Vorbehalt in der Ber: 
faflungsurfunde voraus,?) — fie bedürfen vielmehr auf Grund des Art. 78, 
Abi. 1 der RB., welcher Berfaijungsänderungen ohne irgendwelche Ein- 
ſchränkung, alſo auch Kompetenzänderungen*) für zuläſſig erklärt, lediglich der 
Beihlupfallung auf dem Wege der Reichsgefeggebung mit der erjchiwerenden 
Beitimmung, daß die vorgejchlagenen Aenderungen als abgelehnt gelten, wenn 
jie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen ſich haben.°) 

Nur, wenn es ji um Sonderrechte einzelner Staaten handelt, welche 
diefen auf Grund bejtimmter VBorjchriften der Neichsverfafjung zuftehen, kann 
eine Rompetenzermeiterung des Reiches nad) Abi. 2 des Art. 78 ohne Zu— 
jtimmung des bisher berechtigten Bundesſtaates nicht erfolgen Und ebenfo 
können Die durch bejondere Vereinbarungen bei Gründung des Reiches den 
Einzeljtaaten gewährten Rejervatrechte ihrem Begriffe nach nur mit Zuſtimm— 
ung des berechtigten Bundesſtaates bejeitigt werden. Die Erweiterung der 
Reichskompetenz fann in legterem Falle ebenfowohl durch Vertrag als durch 
Geſetz erfolgen.) 

In allen übrigen Fällen dagegen hat das Weich die rechtliche Be: 
fugniß, durch entjprechenden Majoritätsbeichluß feine Kompetenz „ſchrankenlos 


") An eine theoretiich allerdings nicht auszujchließende Erweiterung der Landeskompe— 
tenzen unter Reduktion der Reichskompetenz iſt angeſichts des Ganges unjerer nationalen 
Entwidlung nicht zu denken. 

2) Bol. dagegen (H. Boehlau) ‚Kompetenz Kompetenz?“ und „Replif“, und biezu 
Gg. Meyer, Erört. ©. 74 ff. und Anm, Schulze, Preuß. SIR., II. Bd., S. 807. 

®) Vgl. dagegen die Aeußerungen des A. DO. Twejten im fonjtitwirenden Reichstage 
(Sten. Ber. ©. 308 ff., Hieriemenzela. a. D. ©. 34.) 

*) Bgl. Gg. Meyer, a. a. D. und inäbej. dejien Lehrb. S. 423. 

) Bl. die Erklärung des BundesKommiſſärs Hofmann im konſt, Neichstage (Sten. 
Ber. ©. 319). Die Beitimmung des Art. 78 bietet thatjächlich einen wirtſamen Schuß der 
den einzelnen Staaten belajienen Hoheitsrechte, für die rechtliche Betrachtung enticheidet aber 
der Umſtand, daß der einzelne Staat — Preußen ausgenommen — in der Minorität bleiben 
und jomit gegen jeinen Willen in jeinen bisherigen Befugniſſen verkürzt werden fann. 

° Vgl. Sg. Meyer, Lehrb. S. 419 ff. Dagegen kann jelbjtverjtändlich die Bejeitig- 
ung eines in der Verfaſſung gewährleiiteten Sonberrechtd nur durh ein verfaſſungs— 
änderndes Reichsgeſetz erfolgen, wenn auc) die Aufhebung desjelben und die Ordnung 
der rechtlichen Berhältnijie für die Zukunft durd Vertrag zwiſchen dem Reiche und dem be= 
techtigten Einzelitaate vorher vereinbart worden ijt. Eine Ausnahme bejteht nur hinſichtlich 
der in Art. 34 den Hanjejtädten Hamburg und Bremen gewährten Eremtion, deren Aufhebung 
auf den Antrag der Berechtigten bin duch Bundesrathsbeihlun erfolgen fann. Wir 
balten dieje Anficht, die bei dem in Ausficht jtehenden Zollanichlufie Hamburgs nah Ziff. 10, 
Abj. 2 und 3 der bereits erwähnten Vereinbarung vom 25. Mai 1881 ihre praftijche Be 
ftätigung finden fol, troß des Widerjpruchs, den ſie gefunden (jo insbejondere von Löning, 
Annalen „1875, ©. 265‘ für durchaus berechtigt, nicht weil die Eremtion der Hanſeſtädte 
eine Ausnahmebejtimmung von einem Berfajjungsgrundjage ift, denn das find alle Sonder- 
echte, jondern meil die Heieiti ung diejer Eremtion von der Reichsverfaſſung ſelbſt ſchon 
ind Auge gefaßt und für ihre Berwirklihung nur der Antrag der berechtigten Staaten ge 
fordert iſt. Es ift ein Anderes, wenn die Verfaſſung jagt, „Hamburg bleibt außer der Boll: 

nze, bis es feinen Einjchluß beantragt“, ald wenn fie jagen würde: „die Aufnahme 
mburgs in das Zollgebiet kann nur auf feinen Antrag hin erfolgen.“ Wäre leptere Be- 
fimmung getroffen, jo würde Löning Recht haben. 
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auszudehnen, joweit nur der Bereich feiner phyſiſchen Macht und feines ver- 
nunftgemäßen Wollens reicht.“ (Kaband, Bd. I, ©. 69.) 

Für die Beurtheilung der Zuläfligfeit von Kompetenzerweiterungen jcheint 
die Frage von befonderer Wichtigkeit, ob nicht die im Eingange der Ber: 
fafjungsurfunde enthaltene Zwedbejtimmung eine materielle Kompetenzgrenze 
bilde, deren Ueberfchreitung verfafjungswidrig wäre. Eine nähere Prüfung der 
vielumftrittenen Frage") erweiſt diejelbe indeß als irrelevant, weil die Formu— 
lirung der Bundeszwede?) an gedachter Stelle jo allgemein und umfajjend er- 
folgt ift, daß unter diejelben alle überhaupt denfbaren ftaatlihen Aufgaben 
zufammengefaßt werden fünnen, jo daß alfo jene Zwedbeitimmung, wenn aud) 
als Kompetenzgrenze aufgefaßt, jedenfall ohne praftiiche Bedeutung tmäre.?) 

Korrefter Weiſe jollte jedem Reichsgeſetze und ebenfo jedem völferrecht- 
lichen Vertrage des Reiches, wenn dadurch ein Eingriff in die Kompetenzen 
der Einzelftaaten veranlaßt wird, ein verfalfungsänderndes Geſetz, welches die 
Reichskompetenz entiprechend erweitert, vorhergehen. Es ift jedoch die jtaats- 
rechtliche Möglichkeit anzuerkennen, daß die Kompetenz des Reiches in jolchen 
Fällen nicht durch ausdrücliche vorgängige Akte, jondern thatſächlich durch 
Erlaß des neuen Geſetzes bezw. durch Abjchluß des Vertrages ſelbſt ermeitert 
wird.t) Alsdann ift felbjtverftändlich in beiden Fällen die nach Art. 78, 
Abſ. 1 d. RV. erforderliche Majorität eine Vorbedingung des giltigen Zus 
ſtandekommens. 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Legitimation zum Abſchluffe völkerrechtlicher Verträge für das Reich 
und die Einzelſtaaten. 


$ 1. Allgemeines, 


Schon im erjten Theile diefer Unterjuchung wurde betont, daß zwischen 
den Gebieten der Gejeggebung und der Bertragsichliegung eine Abgrenzung 
nach den Gegenjtänden, welche der Einwirkung der ftaatlichen Willensmacht 
unterworfen werden, nicht beitehe, und es iſt auf diefen Satz die Scheidung 
der Bertragsfompetenz zwijchen Reich und Einzeljtaaten begründet worden. 

Der gleiche Satz jchließt aber auch die Forderung in fich, daß die Rechts: 
Jäge über die Erfordernifje (wie über die Wirkungen) der Staatsverträge mit 
den Rechtsgrundjägen über die Geſetzgebung im Einflange feien, weil jonft die 
Regeln, welche für eine der beiden ie ſtaatlicher Willensakte gelten, durch 
Anwendung der anderen Form illuſoriſch gemacht werden fünnten: 


N Val. Meyer, Lehrb. ©. 129, deſſ. Erört. ©. 69, Seydel, Komm. ©. 24, Mohl, 
REM. ©. 132 fi, Zorn a. a. O. ©. 43, jowie Jahrg. 1874, ©. 1516, 1875, ©. 344 der 
Annalen. 

2) „Schuß des Bundesgebietö und des innerhalb desjelben geltenden Rechtes, jowie 
Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes.“ 

®) Dies ijt nunmehr faft allgemein anerkannt. Dagegen behauptet Mohl a. a. O. es 
fafie fih „doch mancherlei denen, was nicht unter eine diejer Kategorieen gebracht werden kann.” 

*) Hinfichtlih der Verfafiungsänderung dur Gejepe j. die Begründung und Ans 
wendungsfälle diejes Sapes b. Laband, Bd. II, ©. 29 ff. 
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Laband (Bd. II, ©. 152 mit 160) hat das VBorhandenjein diejes Ein- 
klangs nachgemwiejen, indem er diejenigen juriftiichen Borgänge und Willens— 
erflärungen analyfirte, welche jich bei dem Abjchlujfe und der Durchführung 
von Staat3verträgen verwirklichen. 


Seine Erörterungen laufen darauf hinaus, daß der Abjchluß eines Staats— 
vertrags niemals irgend welche Rechtsjäge oder Verwaltungsnormen erzeugt, 
daß vielmehr die zwijchenjtaatliche Vereinbarung lediglich; die Entjtehung von 
Recht vorbereite, zur Schaffung der vereinbarten Rechtsſätze jelbjt aber ein 
Befehl der Staatsgewalt erforderlich jei, welcher den Vertragsinhalt mit Ge— 
ſetzeskraft ausſtattet.!) 


Auf Grund ſeiner Ausführungen fordert Laband ſtrenge Auseinander— 
haltung des völkerrechtlichen Vorgangs des Vertragsabſchluſſes und des ſtaats— 
rechtlichen Vorgangs der Verkündigung. Der thatſächlichen Uebung in den 
deutſchen Staaten und im Reiche macht er den Vorwurf, daß ſie gerade den 
letzteren Vorgang arg vernachläſſigt und eine Verkündigungsform geſchaffen 
habe, welche in erſter Linie die Schuld daran trage, daß ſowohl die Theorie 
wie die Praxis hinſichtlich der Behandlung, der Wirkung und der Erforderniſſe 
der Staatsverträge eine jo ungemein unklare und ſchwankende jei.?) 

Es genügt für den Zwed diejer Darjtellung, Hinfichtlich des ſtaatsrecht— 
Iihen Vorgangs der Bertragsverfündigung auf die Deduftionen Laband's zu 
verweilen. Gegenſtand unferer Unterfuchung ijt allein der Abjchluß des völfer- 
rechtlichen Rechtsgejchäftes. 

Die Legitimation zum Abjchluffe völferrechtlicher Verträge ruht, wie die 
Legitimation zur völferrechtlichen Vertretung des Staates (das jus repraesen- 
tationis omnimodae) überhaupt, anerfannt in der höchſten Negierungsitelle. 
Aber die Legitimation des Staatsoberhaupts ift nicht immer eine unbedingte, 
fie fann insbejondere bejchränft fein durch Verfafjungsbejtimmungen, welche 
zum Abſchluſſe völferrechtlicher Verträge die Genehmigung der gejeßgebenden 
Faktoren fordern. Ein folcher Rechtsſatz hat nicht allein innerhalb desjenigen 
Staates Wirfung, deſſen Verfajjung ihn janktionirt hat; er behauptet vielmehr 
auch dem Mitfontrahenten gegenüber Geltung in der Weile, daß alle Verträge, 
welche unter Verlegung der Verfaſſungsvorſchrift abgeichloffen wurden, null 
und nichtig find und feinerlei völferrechtliche Verpflichtung erzeugen. 


Beſtimmt und zutreffend jagt darüber Thudihum a. aD. ©. 9: „Die Er- 
laftung von Berfafiungägejegen, gewöhnlichen Gejegen und Verordnungen fann fich anfnüpfen 
an die einem anderen Staate gegenüber hiezu übernommene Verpflihtung, an einen Staats— 
vertrag, und mit den zunehmenden Beziehungen unter den Nationen europäiiher Race, iſt 
dieö ein immer häufiger werdender Fall. Fir das innere Staatsrecht Ändert jich damit die 
Natur jener Rechtsnormen nicht. Was zur Entjtehung einer jeder derjelben nothwendig iſt, 
bleibt es aud, wenn ein Staatövertrag die Urjache zu ihrer Erlafiung abgab. Denn die 
—— einem fremden Staate eingegangene Verpflichtung, wenn fie eine freiwillige war, 
ann feinem Theilhaber der Staatäögewalt weitere Befugniſſe verſchaffen, als die Verfaflung 
ihm beilegt. Das Gegentheil würde zur Vernichtung alles Berfafiungsrechtes führen. Noch 
vielmehr muß jene Regel feftgehalten werden, wenn der Staatävertrag nicht das Recht be= 
liebiger Kündigung vorbehält, jondern jede Abänderung der vereinbarten Rechtsnormen auf 
eine bejtimmte Reihe von Jahren oder gar auf ewige Zeiten an die freie Zuftimmung des 
fremden Staates knüpft. Wer nicht befugt ift, dem Bolfe Gejege vorzuicreiben, kann nod) 
viel — befugt ſein, ihm unabänderliche Geſetze aufzunöthigen. 

*) Bgl. zu den Nachweiſungen Laband's über dieſen Punkt insbeſondere auch das 
Schlußkapilel der im Folgenden beſprochenen Schrift E. Meier's, „Ueber den Abſchluß 
don Etaatöverträgen“, (S. 329—336). 
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Die Möglichkeit jolcher Legitimationsbejchränfungen hat Laband!) — 
übereinftimmend mit allen Autoritäten des Völkerrechts jeit Hugo Grotius — 
unbedingt anerfannt. 

Er betont aber zugleich mit Recht, daß die Beichränfung der VBollziehungs: 
gewalt des Staatsoberhaupts hinfichtlic der abgejchlojfenen Staatsverträge 
nicht Schon an fich die Legitimation dejjelben zum Vertragsabſchluſſe bejchränte, 
er betont mit andern Worten, daß die Aufitelung verjchiedener Vorausſetz— 
ungen für die völferrechtliche Giltigfeit der Staatsverträge, verjchiedener für 
deren jtaatsrechtliche Vollziehbarfeit feinen Widerjpruch in jich ſelbſt enthalte. 

Dieſe Behauptung Laband’3 ijt durch feine gegentheilige Beweisführung 
widerlegt, fie wird auch durch die ausführlichen Nachweile, die Ernſt Meier 
in jeiner eingehenden und durch reiche Kenntniß der auswärtigen Staatenver: 
hältnijje hervorragenden Schrift „Ueber den Abſchluß von Staatsverträgen“?) 
mittheilt und durch die gleichzeitig erjchienenen Unterfuchungen von Gorius9 
nicht erjchüttert. 

Die erjtgenannte Schrift zitirt zunächjt die Ausſprüche, in denen Gneiſt,“) 
Zachariae,“) Zoepfl,‘) v. Mohl?) und v. Holtendorff®) ſich über die Frage 
geäußert haben, und nimmt an, e3 werde von der Mehrzahl der genannten 
Nechtslehrer mehr oder weniger bejtimmt das Bejtehen eines Völkerrechtsſatzes 
behauptet, wonach das Staatsoberhaupt eine nach außen hin undedingt ver: 
prlichtende und unbejchränfbare Bertretungsbefugniß befige. 

Sie zeigt ſodann in einer eingehenden Betrachtung der Vertretungsbefug: 
niſſe juriftiicher Perfonen, jpeziell der Aftiengejellichaften, der Gemeinden und 
des Fiskus, daß bei den Kollektivperjonen öffentlich rechtlichen Charafters die 
durch die innere Organijation bedingten Einjchränfungen der Vertretungsbefug: 
niffe ihrer Organe ſich auch nach außen geltend machen, den Dritten aljo 
nöthigen, den Legitimationspunft zu prüfen, und daß die abweichenden Grund- 
ſätze des Aftienrechtes eine Analogie für das Völkerrecht nicht bieten können. 

Sie wirft dann die weitere Frage auf, ob nicht die privatrechtliche Analogie 
für das Völkerrecht unantwendbar fei und aus Gründen, die in der inneren 
Natur des lebteren liegen, jich eine abweichende Regel gebildet habe. Die 
Antwort auf dieſe Frage wird unmittelbar den Schriften der hervorragenditen 
Völferrechtölehrer entnommen, 

Als Rejultat bezeichnet E. Meier, daß die Autoritäten des WVölferrechts 
älterer und neuerer Zeit die Eriftenz jenes angeblichen internationalen Rechts: 
jages nirgends bezeugen, daß fie vielmehr darin übereintommen, die Frage 
vom völferrechtlichen Gebiete auf das jtaatärechtliche zu verweilen. 

Allein dies Refultat jteht jtrenggenommen nicht im Widerjpruche zu den 
wahren Behauptungen Gneiſt's und derjenigen Schriftiteller, welche E. Meier 


1) Laband, Bd. II, ©. 160. 

2) Yeipzig 1874 (Dunder und Humblot). 

*, Jahrg. 1874, ©. 759 ff., Jahrg. 1875, ©. 531 ff. der Annalen. 

+ Gneijt, Gutachten über die Auslegung des Art. 48 der (Preußischen) Berfajiungs 
urkunde. Wbgedr. bei E. Meier a. a. D. 

9) Jahariae, Deutiches Staatd- und Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. II, ©. 582, 586, 

°) Zoepfl, Grundjäge des gem. Deutihen Staatsredhts, 5. Aufl., S. 380 ff., 387 fi., 
Derjelbe, das Zujtimmungsrecht der Landjtände zu. ftaatsrechtlichen Berträgen. 

) v. Mohl, Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften, 2. Aufl., S. 415 ff 

9) v.Holgendorff, das europäiſche Völkerrecht (in v. Holgendorff's Encyklopädie, 
2. Aufl., ©. 941). 
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als mit Gneiſt wejentlich übereinjtimmend aufführt. Durch die an fich jehr 
interefjante Zufammenjtellung der Ausfprüche der völferrechtlichen Autoritäten 
ift vielmehr lediglich eriwiejen, was auch von jenen nicht verneint wurde: daß 
es möglich und rechtlich zuläſſig ſei, die völkerrechtliche Ver— 
tretungsbefugniß der höchſten Regierungsitelle dur jtaats- 
rehtlihe Bejtimmungen mit Wirkſamkeit auh nah außen zu 
beihränfen. 

Bon allen Schriftitellern, deren Anjichten E. Meier mittheilt, leugnet nur 
Brodhaus!) mit jpezieller Bezugnahme auf Gebiet-Abtretungsverträge, daß 
Verfaſſungsverletzungen, welche einer der beiden Kontrahenten durch den Ab— 
Ihluß des Vertrags beging, die Ungiltigfeit des Vertrags nach ich ziehen 
fünnen. Alle übrigen Ausſprüche lauten nur dahin, daß die völferrechtliche 
Stellung des Trägerd der Staatögewalt gegenüber den fremden Staaten durch 
Beitimmungen der Yandesverfajlung nicht geändert werde, gemäß welcher zum 
giltigen Vollzuge einer internationalen Vereinbarung die Zuftimmung einer 
Behörde oder Vertretung von Unterthanen nöthig it. 

Lediglich diefe Behauptung stellt insbejondere v. Mohl in den von 
E. Meier zitirten Sägen?) auf, wie denn auch der gleiche Schriftiteller an 
anderem Drte?) mit Bezug auf die Verhältniffe des Deutjchen Reichs aus: 
drüdlich die rechtliche Möglichkeit anerkennt, daß eine internationale durch den 
Kaiſer getroffene Vereinbarung durch den Mangel eines gejetlichen Erforder- 
nijjes jelbjt nach gejchehener Ratififation ungiltig werde mit der Wirkung, daß 
der Kaiſer durch die von ihm gegebene Ratififation des ungiltigen Vertrags 
völferrechtlich nicht gebunden ſei. Nur die unberechtigte Annahme einer 
unbedingten Kongruenz der Vorſchriften über Abſchluß und Ausführung der 
Staatöverträge fonnte zu den Bemängelungen führen, mit denen E. Meier an 
anderer Stelle*) die Gegenüberjtellung der beiden Aeußerungen v. Mohl's begleitet. 

Rudolf Gneift, an deſſen „Gutachten über die Auslegung des Art. 48 
der Berfafjungsurfunde Preußens“ die Deduftionen E. Meier’3 anknüpfen, und 
der jo recht eigentlich als Vertreter des bekämpften internationalen Rechtsjages 
aufgefaßt wird, jpricht allerdings den Satz aus: „Völkerrechtlich perfeft — 
unter den fontrahirenden Staaten bindend — wird der Vertrag durch Die 
Ratififation des Königs ohne Vorbehalt‘ irgend einer Zuftimmung des Parla— 
ments. Gründe zur Annullirung des Vertrags nach diejer Seite hin können 
nur aus völferrechtlichen Gründen, nicht aus der mangelnden Zuſtimmung des 
Parlaments entnommen werden.“ Er kennzeichnet aber mit diejen Worten den 
Standpunkt der englifchen Barlamentsverfaffung, die ihrer ganzen Anlage nad) 
dem Parlamente eine gejeglich geregelte Mitwirkung nur zu Akten der inneren 
Staatzeinrichtung, nich zu Staatsverträgen mit auswärtigen Mächten gibt, 
welch” Ießtere vielmehr der füniglichen Brärogative ausſchließlich und endgiltig 
überlafjen werden.) 

Auch in feinen jonftigen Ausführungen ſpricht Gneift nie von einer nach 
außen hin unbedingten und unbejchränkbaren Vertretungsbefugnig des Staats- 
oberhauptes ala einem allgemeinen Grundjage des Völferrehts. Damit jteht 


1) ©. v. „Staatsgebiet“ in v. Holtzendorff's Redtslerifon, II, ©. 483. 
SG. oben. 
2) v. Mohl, Reichs-Staatsrecht, S. 304. 

S. 


6) 282 feiner Schrift. 
®) Vgl. Alph. Todd, Parliamentary Gouvernement, überjegt von Aßmann 
(Berlin 1869\. 
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e3 nicht im Widerjpruche, wenn er die nach Wiederheritellung des Bourboniichen 
Königthums in Franfreih von der fonjtitutionellen Doftrin geforderte, jedoch 
nicht geltend gewordene Beichränfung der königlichen Prärogative durch den 
Borbehalt der Zuftimmung der Kammern zu den Staatsverträgen als fehler: 
haft um deßwillen bezeichnet, weil eine jolche Beſchränkung 

„L. die Zuftimmung der Kammern in das BVertragsverhältniß, alſo 
in das völferrechtliche Verhältniß einjchiebt, Damit die Einheit der 
Staatsaftion nad) außen hin lähmt, und einen Dualismus jchafft, welcher 
die wirklichen Interefjen des Staates bei Negocitrung von Verträgen be: 
Ichädigt und die Minijterverantwortlichkeit dafür praftiich aufhebt; 

„2. auch ftaatsrechtlich die Befugniffe der Kammern bejchräntt, 
indem fie an die Stelle der freien Zuftimmung und Amendirung von Ge: 
ſetzentwürfen, Finanzgejegen und Budgetvorlagen ein fategorifches „Fa“ 
oder „Nein“ jet, mit welchem die Kammern einen Staatövertrag ans 
nehmen oder verwerten follen.“ 

Denn Gneift leugnet damit ja feineswegs die prinzipielle Zuläfligkeit 
einer derartigen Beichränfung der Füniglichen Prärogative, erkennt fie vielmehr 
jtillfchweigend an. 

Gneiſt geht überhaupt in feinem „Outachten“ nicht darauf aus, irgend 
einen — des Völkerrechts nachzuweiſen, oder zu beſtreiten; ſeine Abſicht 
iſt, die Grundſätze des konſtitutionellen Staatsrechts hinſichtlich der Be— 
handlung von Staatsverträgen darzuthun, ſpeziell zu zeigen, daß die 
Forderung der Zuſtimmung der Kammern zur Giltigkeit derſelben nicht als 
einer dieſer Grundſätze betrachtet werden könne. 

Wird ſomit der von E. Meier bekämpfte angebliche völkerrechtliche Grundſatz 
von feinem der angeführten Schriftſteller vertreten,!) jo wird anderſeits — wie 
ſchon erwähnt — durch die von ihm gefammelten Stimmen der Autoritäten 
der völferrechtlichen Theorie nichts erwiejen, was nicht aud von jenen aus 
drücklich oder ftillichweigend zugejtanden wäre. 

Hugo Grotius (De jure belli ab paeis libri tres, 1. III, c. 20)?) 
erklärt mit ausschließlicher Rücdficht auf TFriedensverträge die Berechtigung zum 
Bertragsabichluß als ein Attribut der summa potestas, in wahren Monarchieen 
aljo des Königs, joferne nicht vor Einrichtung der königlichen Gewalt durch 
das Staatsgrundgejeß diefe Befugniß in Bezug auf gewiſſe Gegenftände ein: 
geichränft ei. 

Wolff (Jus gentium, c. IV, 8 370, ec. VIII, $ 977, — Jus naturae, 
p. VIII, pag. 717) behandelt die Frage in Bezug auf FFriedensverträge?) fo: 
wohl wie auf Staatsverträge überhaupt im gleichen Sinne, und ziemlich wörtli 
mit ihm übereinftimmend jagt Vattel (Le droit des gens, liv. II chap. 1 
g 152 ff, liv. IV, ch. 2, $ 10): 


) Dah. die Frage nach der völferrechtlichen Bedeutung ftaatsrechtliher Beſchrünkungen 
der Yegitimation der höchſten Regierungsitelle von Holgendorff als „Streitfrage“ be: 
zeihnet, von Zahariae unter allgemeiner Verweijung auf das Böllerreht unentjchieden 
gelafien und aud von Zoepfl nur für jenen Fall mit Beitimmtheit beantwortet werde, 
wo die ſtändiſche Konkurrenz erjt im Ausführungsjtadium nah dem giltig geichehenen Ab— 
ſchluſſe des Vertrags eintritt, hat E. Meier jelbjt (1. ec.) hervorgehoben. 

2, Mit ihm befindet fi Rufendorf, de jure naturae et gentiam, lib.IV,c.4, 85, 
lib. VII ec. 9 $ 18, in voller Uebereinftimmung. 

®) Bezüglich diefer insbejondere jagt Wolff: „Lege autem fundamentali introduei 
potest, ut ne sine consensu procerum pax fieri queat.* 


u 
— ne 2 


no 
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„Les traites publics ne peuvent se faire, que par les puissances 
superieures, par les souverains, qui contractent au nom de l’etat. Le 
souverain, qui possede l’empire plein et absolu, est sans doute en 
droit de traiter au nom de l’etat, qu’il represente, et ses engagements 
lient toute la nation. Mais tous les conducteurs des peuples n’ont 
pas le pouvoir de faire seuls des traites publics; quelques-uns sont 
astreints à prendre l’avis du senat ou des representants de la nation. 
C'est dans les lois fondamentales de chaque &tat, qu’il faut voir, quelle 
est la puissance capable de contracter validement au nom de l’6tat.“ 

Nur in einer einzigen Stelle) feiner völferrechtlichen Schriften und auch 
bier nur in zwei kurzen Sägen, deren wenig präzije Faſſung die von E. Meier 
ihnen vindizirte „genügende Deutlichfeit“ nicht erfennen läßt, äußert fih J. 3. 
Mojer über die Frage. Dagegen gibt mit voller prinzipieller Beitimmtheit 
G. F. dv. Martens (Precis du droit des gens modernes de l’Europe 
fond& sur les traites et l’usage, p. 95) jeiner Auffajjung Ausdrud, die 
um jo beachtenswerther ijt, als Martens jich, wie jchon der Titel feines Werkes 
verräth — gleich Mojer und den folgenden Schriftitelleen — eng an die that- 
jähliche Uebung hält. Er jagt: 

» .. C’est à la constitution positive de cnaque etat à determiner, 
Jasqu’ à quel point le monarque dans les monarchies ou tel conseil 
dans les republiques pourra seul obliger la nation par les traites, 
qu’il signe ou qu’il autorise des subalternes à signer. — Ce que promet 
le chef ou le subalterne au delä des bornes de l’autorite, qui lui est 
confiee, n’est qu’une simple sponsion, qu'un consentement subsequent, 
soit expres, soit tacite, de la nation rend seul obligatoire pour elle.“ 

Auf dem gleichen Standpunkte jtehen ferner 3.2. Klüber (Europ. Völker— 
recht, S. 161) Heffter (Das europ. Völkerrecht der Gegenwart, ©. 161 ff.) 
und Oppenheim (Syitem des Völkerrechts, ©. 181). Der Iehtere wirft 
direft die Frage auf: 

„Sit ein Vertrag giltig, bei dejlen Abſchluß eine Regierung ihre konſti— 
tutionellen Befugniffe überjchritt?“ 

und ertheilt darauf die Antwort: 

„Als Regel muß angenommen werden, daß jolche Mängel die Giltigfeit 
des Vertrages aufheben, oder wenigſtens verjchieben, bis fie gehoben find. So 
gut wie die Vollmacht der unterhandelnden Perjonen, müſſen diplomatische Be- 
hörden auch die jtaatsrechtlichen Befugnifie der die Unterhändler bevollmächtigenden 
Gewalten prüfen.“ 

Endlich vertreten auch Bluntſchli (das moderne Völkerrecht der zivil. 
Staaten, ©. 113, 233 }., 238 f.)?) und Wheaton (Eiements du droit 
international, I, 227, 239 f.) die gleichen Anfchauungen. 

Sie alle lehren, daß das Staatsrecht zu bejtimmen habe, wer die Staats- 
perjönlichfeit nad) außen darzuftellen berechtigt und verpflichtet jei, und daß 
Beichränfungen, welchen eine Staatsverfajlung die Ausübung des Vertrags- 
rechtes unterworfen habe, auch im Berfehre der Staaten Beachtung finden 
müſſen, jo daß Verträge, welche unter Verlegung diefer Schranken abgejchlofjen 


81 9 — J. Moſer, Verſuch des neueſten europ. Völkerrechts in Fr. u. Kr. 3. Th. VIII, 
B. 18, R8, 8 2, 3. 

— auch deſſen „Allgemeines Staatsrecht“, Theil U (Lehre vom modernen Staat), 
98H. 


(0) 
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feien, eine völferrechtliche Verbindlichkeit nicht begründen. Sie beziehen aber 
diefe Sätze ausfchließlich auf jene Schranfen, welche der Legitimation der oberjten 
Staatögewalt zum Vertragsabſchluſſe geſetzt find, nicht auch auf Beichränfungen, 
welche den Vollzug der Verträge betreffen. Daß die Mißachtung von Be: 
ichränfungen der legteren Art völferrechtliche Ungiltigkeit der Staatsverträge 
herbeiführe, wird nirgends behauptet, von Bluntſchli und Wheaton jogar 
ansdrüdlich in Abrede geitellt. 

Auch Calvo,') auf deſſen Zeugniß E. Meier den größten Nachdruck legt, 
tritt zu diefen Anschauungen nicht in Widerjprud). 

Seine Ausführungen lafjen ſich auf die drei Säge zurüdführen: 

1. Die Verfaffung eines jeden Staates hat die Grundjäße anzugeben, 
durch welche die Ausübung des ftaatlichen Vertragsrechtes bejtimmt twird.?) 

2. Staatsverträge fonftitutioneller Staaten, ſelbſt wenn ratifizirt, find 
regelmäßig fo lange nicht perfeft und nicht unbedingt verpflichtend, bis fie Die 
geſetzliche Sanktion gefunden haben, welche die Verfaffung jolher Staaten als 
Bedingung ihrer Perfektion aufftellt. Auch ohne daß dieje Sanktion in dem 
Vertragsentwurfe oder bei der Ertheilung der Ratififation ausdrücklich vorbe⸗ 
halten wird, kann und muß der mitkontrahirende fremde Staat wiſſen, daß ein 
von dem Kontrahenten unvorſichtig ratifizirter Vertrag möglicherweiſe noch 
nachträglich hinfällig werden fünne.?) 

3. Gegen Konflikte zwifchen den völferrechtlichen Verbindlichfeiten des Staates 
und den ftaatsrechtlichen Vorausfegungen ihrer Erfüllung ſchützt die perfönliche 
und moralifche Pflicht des Souveräns, vor dem Abſchluſſe von Verträgen der 
Zuftimmung jener Organe ſich zu verfichern, deren Genehmigung Bedingung 
der Giltigfeit derjelben ijt.*) 

Allerdings nennt Calvo die Beſchränkung der völterrechtlichen Vertretungs- 
befugniß des Staatsoberhauptes ein Prinzip des „regime constitutionnel“ 
der modernen Staaten. Er jagt aber ausdrüclich, die innere Verfaſſung eines 
jeden Staates, von der ja das Recht der Natififation überhaupt entjtamme, 
fönne in Gemäßheit des Grundjates der nationalen Souveränetät „librement 


') Galvo, le droit international (Raris 1870), T. 1, p. 708, 721 ff., T. 11, 741, 857. 

3. „Pour constater, en qui röside le pouvvir de conclure des traités, il faut 
reconrir ä la constitution fondamentale des états; car ce droit &tant un attribut 
essentiel de la souverainetö nationale, l'exercice n’en peat ötre r&gi que par le droit 
public interne de chaque pays . ..., lequel varie à l’infini d’un pays & l’autre.' 

3) „On peut... . &tablir en principe à l'égard de ces pays qu'un trait&, quoique 
ratifi6, n'est parfait et ne devient absolument, definitivement obligatoire que lorsqu'il 
a traverse sa derniöre phase, c'est ä dire celle de la sanction legale qu’impose à 
tous les actes de l’espöce le rögime constitutionnel de la nation au nom de laquelle 
il a &t& conelu. C'est möme lä un prineipe d’ordre superieur, inherent & la souverainet& 
nationale, et qui n'a pas besoin d’ötre consacre dans le trait& ni formellement reserve 
dans l’acte de ratification; car il s’impose tacitement de lui m&me aux parties con- 
tractantes, qui ne sauraient en prötexter l’ignorance, et moins eucure se soustraire ä 
son application.“ 

4, „Le souverain ne peut donc ratifier que dans les limites et sous les röserves 
tracdes par le droit public qui le rögit et qu’il a pour mission sp£ciale d’observer 
et de faire respecter au dedans et au dehors par ses propres sujets aussi bien que 
par les ötats éêtrangers. . . Le souverain est bien personellement et moralement oblig® 
de ne nögliger aucun 'effort, aucun soin pour parfaire le traite et en obtenir la con- 
s6cration finale par les pouvoirs publics competents; mais la nation toute entidre ne 
saurait ötre li6e tant que ses délégués naturels n’ont pas librement donn& leur assen- 
timent aux engagements souscrits en son nom, ni par cons&quent étre rendue respon- 
sable ou contrainte d’exöcuter un trait&, möme ratifit, qui aurait &t& constitationellement 
reconnu ne pouvoir entrer en vigeur.* 
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etendre ou restreindre l’exercice de cette souverainet& et le subordonner 
à certaines conditions ds validite. 

Ob durch die in der Verfaſſung eines Staates errichteten Schranken die 
völferrechtliche, ob nur die ftaatsrechtliche Giltigkeit der Verträge bedingt jei, 
darüber enticheidet auch nach Calvo's Anficht die pofitive Verfaſſung jedes 
Landes jelbjt, nicht ein allgemeiner Grundjag. 

Auch er verweiſt alfo, den übrigen Bölferrechtslehrern gleich, die Frage 
vom vöferrechtlichen Gebiete in das ftaatsrechtliche, aber nicht in der Verall- 
gemeinerung, in der E Meier am Schluſſe des erjten Abjchnitts feiner 
Schrift (S. 100) dieje Verweifung vornimmt, fondern in dem Sinne der 
vorerwähnten Ausführungen Laband's, deilen Auffafjung gerade durch die 
Nachweiſe E. Meier’s ihre volle Begründung erfahren hat. 

Ueber die Argumente, die Gorius aus anerfannt hervorragenden Dar- 
ftellungen des Völkerrechts beibringt, fann nach dem Gejagten um fo rajcher 
binweggegangen werden, als die von ihm zujammengetragenen Säge in den 
gleichzeitig und unabhängig davon veröffentlichten ausführlicheren Nachweijen 
E. Meier’3 faſt durchgängig ebenfalls enthalten find.*) 

Auch Gorius geht bei En Deduftionen jtillfchtweigend von der Annahme 
aus, daß die gejeglichen Vorausſetzungen der völferrechtlichen Giltigkeit und 
der ftaatsrechtlichen Bollziehbarfeit der Staatöverträge nothwendig die gleichen 
jein müfjen, und glaubt darum die Frage, ob jtaatsrechtliche Beichränfungen 
der Kontraftsfähigfeit des Herrichers völferrechtlich, anderen Staaten gegenüber, 
Bedeutung haben, durch die von ihm zitirten Ausfprüche in dem weiteſten 
Sinne bejaht, der in diefen Ausjprüchen bei ftrenger Würdigung nicht gefunden 
werden fann.?) 

Bolle Beachtung verlangen hingegen die rechtlichen und politiichen Er— 
Örterungen, in denen Gorius jeine Stellung zu der aufgeworfenen Frage be— 
gründet. Gorius fucht zunächſt die Unhaltbarfeit der Theorie darzulegen, 
welche jtaatsrechtlichen Beichränfungen des Herrſchers grundfäglich jede völfer- 
rechtliche Bedeutung abjpridt. Er dedt zu diefem Zwecke einen Widerjpruch 
auf, deſſen fich die Vertheidiger der genannten Theorie dadurch ſchuldig machen, 


") Deutlich dofumentirt fi) die Unklarheit der Auffafiung, zu welher E Meier und 
Gorius durd die irrthümliche Vorausſetzung ihrer Dedultionen geführt wurden, darin, 
dab jener Oppenheim (Syit. ds. BR.) als Bertreter der von ihm und Gorius verthei- 
digten Anficht nennt, diejer denjelben Oppenheim als Vertheidiger der von beiden befämpjten 
Theorie aufführt. 

2) Anderjeit3 behauptet Gorius mit Unrecht, die Vorfrage, ob überhaupt ein ftaatliches 
Grundgeieg ſich völkerrechtliche Wirkſamkeit beilegen könne, ſei von Rönne direkt verneint 
worden. überſieht dabei, daß Rönne ſich bei Darſtellung der für die Leitung der aus— 
wärtigen Verhältniſſe des Reiches in Betracht zu ziehenden allgemeinen Grundſätze mit voller 
— im gegentheiligen Sinne äußert — NR. ds. D. NR, U,B, Kap. 6). Es 

ißt dort: 

„. . Insbejondere aud im Lonjtitutionellemonarhiichen Staate ijt die Leitung der aus— 
wärtigen Angelegenheiten desjelben eine Prärogative des Staatöoberhauptes, welches daher 
beim hre mit den Regierungen fremder Staaten durch ſich ſelbſt völkerrechtlich legitimirt, 
d. b. formell der Repräfentant der völterrechtlichen Souveränetät jeined Staates iſt .* 

„Die Frage jedoh, ob und inwiefern der Staat durch das Staatdoberhaupt allein 
fremden Staaten gegenüber verfafiungsmäßig verpflichtet wird, oder ob und inwiefern es 
biezu der Mitwirfung anderer Faktoren der Staatsgewalt bedarf, ift von den pofitiven 
Beitimmungen der Berfafiung des betreffenden Staates, im Bundesftaat von der Bundes- 
verfaffung abhängig.“ 

Die Ausſprüche Rönne's bagegen, die Gorins mittheilt, beziehen ſich lediglich auf die 
Berfafiung des Deutichen Reichs und bringen keineswegs allgemeine Grundjäge zur Daritellung. 
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daß fie zum giltigen Abſchluß von Staatsverträgen feitend des Herrichers die 
Kontrafignatur eines Miniſters verlangen und daß fie übereinjtimmend 
Verträge für ungiltig halten, durch welche der Herricher über einen Gegenftand 
verfügt, der nach der Verfaſſung feiner rechtlichen Diſpoſition nicht unter: 
liegt. Denn die Beichränfungen, denen hiedurch in beiden Richtungen die Ver: 
tragsfähigfeit des Herrſchers unterworfen wird, fünnen nur dann Logijch gefordert 
werden, wenn man den Feſtſetzungen der Staatsverfajjung auch im Verkehre 
von Staat zu Staat Bedeutung zuerfennt. 

Gorius fucht ferner nachzumweifen, daß die Einheit des Handelns 
keineswegs zerjtört werde, wenn die Verfafjung eines Staates die völferredt: 
liche Giltigkeit der namens des Staates gejchlofjenen Verträge von der Zu: 
ftimmung der Landesvertretung abhängig macht, da ja auch in Ddiefem Falle 
die Unterhandlungen bis zu ihrem Abſchluſſe ohne Willen und Theilnahme 
der Zandesvertretung geführt werden, ja jogar definitiv ratifizirt werden fünnen, 
joferne die Genehmigung des Landtags ficher zu erwarten Feb. 

Er zeigt jodann, wie umgefehrt ein Staat vor empfindlicher Schädigung 
des ftaatlihen Anſehens nur durch eine derartige Verfaſſungsbeſtimmung 
bewahrt werden fünne, welche die Möglichkeit ausjchließt, daß der Herrſcher 
völferrechtlih an einen Bertrag gebunden fei, dejjen Ausführung ihm durd 
die Nichtgenehmigung des Landtags unmöglich gemacht wurde, während in 
Konfequenz des gegentheiligen Syſtems der fremde Staat in folchem Falle be- 
rechtigt erjcheinen müfje, die Ausführung des ſtaatsrechtlich unvollziehbaren, 
völferrechtlich giltigen Vertrags mit allen Zmwangsmitteln des Völkerrechtes, 
eventuell durch Krieg herbeizuführen. Gorius erklärt endlich jene Gründe, 
welche für Aftiengejellichaften und offene Handelsgejellichaften eine nach außen 
unbejchränfte Bertretungsbefugniß der Vorjtände bezw. firmirenden Gefellichafter 
gerechtfertigt und rationell — laſſen, als unerheblich für den völkerrecht— 
lichen und diplomatiſchen Verkehr. 

In ihrer nächſten Richtung freilich ſind auch dieſe Darlegungen als über— 
flüſſig zu erachten, inſoferne auch ſie ſich gegen eine Theorie wenden, die in 
Wahrheit, wenn ſie als beſtehend anerkannt werden will, nur eine verſchwindende 
Zahl von Anhängern zählt. 

Auch die Folgerung iſt unberechtigt, die Gorius aus ſeinen Darlegungen 
zieht, indem er als bewieſen annimmt, daß ſtaatsrechtliche Beſchränkungen der 
Kontraktsfähigkeit des Herrſchers ſtets auch von völkerrechtlicher Bedeutung 
fein müſſen.!) 

Wohl aber erbringen die Erörtungen, die Gorius gegeben hat, genügenden 
Beweis dafür, daß es nicht nur rechtlich möglich iſt, ſondern * auch 
aus Gründen praktiſcher und theoretiſcher Natur empfiehlt, die 


) Vgl. Annalen „1874“, S. 770 die Worte: „.. findet aljo Art. 11 da RB. nicht 
bloß im Lerhältnif zu Kaifer und Reich, fondern aud) in dem zwiſchen Reich und fremden 
Mächten Anwendung ..“ — Mit voller Beitimmtheit hat Gorius diefen verallgemeinenden 
Sag in dem zweiten Theile feiner Abhandlung („Annalen“ 1875, ©. 536) ausgeſprochen, 
wo er aus den einzelnen jtaatörechtlihen Unterfudhungen, die E. Meier a. a. D. (im zweiten 
Abſchnitte) anitellt, den Rüdihluß zieht: dab diejenigen Rechtsſätze, welche von jämmtlichen 
oder fajt allen Gliedern des Europäifhen Staatenjyjtems gleihmäßig, wenn auch nur in 
der Form des äußern Staatsrechts eines jeden einzelnen, ausgejproden find, eben damit den 
Charakter jtaatörechtlicher Normen verlieren und fich als geltende praffiiche Rechtsſätze des 
Völkerrechts dofumentiren, indem die Ausſprechung des Enpes in jeder einzelnen Staats— 
verfafjung nur als der Ausdrud des gemeinjamen höheren völferrechtlihen Rechtsbewußtſeins 
‚zu erachten jei. 
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Berugniß des Staatsoberhaupts zum Abſchluſſe wölferrechtlicher Verträge den 
gleihen Beichränfungen zu unterwerfen, welche für andere Regierungsafte 
gelten, d. h. den Bejchränfungen der Ktontraftsfähigfeit des Herricher® durch 
die Staatsverfajjung jelbjt Wirkſamkeit auch hinſichtlich des völkerrecht— 
lihen Borgangs des Vertragsſchluſſes beizulegen. 

Nach diejer Seite hin find die erwähnten Ausführungen durch Feine Gegen: 
gründe widerlegt. Insbeſondere nicht durch die Betonung der Nothwendigkeit, 
bei der äußeren Bertretung des Staates die Einheit des Handelns zu wahren. 

Denn eimerjeit3 wird — mie jelbjt von Vertretern der entgegengejegten 
Anficht, jo insbefondere von Laband,) eingeräumt wird — die freie Bewegung 
der Bertragsfchließenden bei der Führung der Berhandlungen mit dem fremden 
Staate in beiden Fällen in gleihem Maße beichränft fein, mag die völfer: 
rechtliche Giltigkeit, mag nur die jtaatsrechtliche Vollziehbarfeit des Vertrags 
von der Genehmigung dritter abhängig gemacht fein. Auch in legterem Falle 
üt ja das Staatsoberhaupt, das einen Konflikt zwiſchen den völferrechtlichen 
Berbindlichfeiten des Staates und den ftaatsrechtlichen Vorausſetzungen ihrer 
Erfüllung nicht herbeiführen darf, genöthigt, jchon während der Verhandlungen 
und jedenfalls vor dem Abſchluſſe der Verträge ji) der Zujtimmung der Yandes- 
vertretung zu vergewiſſern. 

Anderjeits ift der Nachtheil, der im erjteren Falle darin gefunden werden 
mag, daß dem fremden Staate ein eigenes jelbftändiges Urtheil über die ſtaats— 
rechtlihen Befugnifie des Mitkontrahenten zur Pflicht gemacht wird, reichlich 
aufgewogen durch die Meidung der Gefahr, in welche die gegentheilige Be— 
ſtimmung eine Nation drängen Fann: entweder völferrechtliche Zwangsmaßregeln 
zu erdulden oder einen Vertrag genehmigen zu müjjen, der ihren Intereſſen 
entihieden widerspricht. 

Daß dieſe Gefahr bejtehe, wenn auch Kollifionen der völferrechtlichen und 
der jtaatsrechtlichen Verpflichtungen jelten find, hat insbefondere Gneijt?) in 
jeinem mehrerwähnten Gutachten anerkannt. „Die Staatsgewalt — jagt Gneift 
— bleibt der Eontrahirenden Macht gegenüber gebunden, auch wenn fie für 
die Ausführung im Innern des Yandes ein Dinderniß in der verjagten Bu: 
jtimmung des Parlaments finden jollte. Sie wird dadurch genöthigt werden, 
in den Ausführungsgejfegen ſolche Modalitäten vorzunehmen, eventuell jolche 
Kompenjationen zu gewähren, welche das Parlament zur Zujtimmung be: 
wegen. Bleibt dies erfolglos, jo wird (nach fruchtlojen gütlichen Verband: 
(ungen mit der fontrahivenden Macht) die Folge des Bertragsbruchs, unter 
Umständen ein „casus belli“ unvermeidlich.“ 


ı Yaband, Bd. II, ©. 178, Anm. 

) Wenn Gneiſt an der im Terte früber zitirten Stelle der hier vertretenen Doktrin 
den Borwurf macht, da fie jtaatsrehtlich die Befugnifje der Kammern bejchränfe, indem 
fie an die Stelle freier Zuftimmung oder Amendirung von Gejegentwürfen, Finanzgeſetzen 
und Budgetvorlagen ein kategoriſches „Ja“ vder „Nein“ fege, mit weldem die Kammern 
einen Staatsvertrag annehmen oder verwerfen ſollen, — jo ijt dem entgegenzuhalten, daß 
das Amendirungsrecht der Kammern auch bei ihrer ar zur jtaatsrechtlihen Vollzieh: 
barfeit der Berträge ein de jure zwar bejtehendes, de facto aber bejchränftes ijt, weil Inhalt 
und Wortlaut der Verträge nicht unter den Urganen des einen Staates, jondern zwiſchen 
den Bevollmächtigten der beiden kontrahirenden Staaten feftgejtellt wird. Uebrigens iſt nicht 
abzujehen, warum die Mitwirkung der Kammern beim Bertragsabicdhlufje denjelben das Recht, 
gewijie Abänderungen oder Zujäße zu Fordern, nicht in gleichem oder jelbjt höherem Maße 
gewähren jolle, als ihre Mitwirkung zum Bollzuge. 
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Vollkommen zutreffend jagt über diefe Frage E. Meier bei Beurtheilung 
de3 engliich-amerifanischen Vertragsſchließungsſyſtems: 

„Wenn . . al ein Hauptvortheil diejes Syſtems die einheitliche Aktion 
des Staates nad) außen beim Abjchlujje eines Staatsvertrags erjcheint, auf die 
in der That um jo mehr Werth zu legen ift, als es fich bei Bertragsabichlüfien 
unter allen Umjtänden um die Vereinigung mehrerer Willen handelt, jo zeigt 
jih doch fofort, daß als nothwendige Konfequenz dieſes Syitems an Stelle 
der Komplifation beim Abſchluſſe eine Komplikation bei der Vertrags-Ausführung 
tritt und daß dieſe weit bedemflicher ift als jene. Denn die Mehrheit der 
Faktoren, die zur Durchführung eines Vertrags in Betracht fommen, tritt erit 
dann hervor, wenn der Abjchluß des Vertrags bereits erfolgt iſt. Es zeigt 
ſich erjt nachträglich, daß der giltig abgejchlofiene Vertrag nicht giltig ausge: 
führt werden fann, und daß der Vertrag ein todter Buchjtabe iſt, obgleich das 
verfajjungsmäßig legitimirte Organ den Staat verpflichtet hat. Es entiteht 
mithin ein unlösbarer Widerſpruch zwiſchen den verfajjungsmäßtgen Staats- 
pflichten nad) außen und der verfajjungsmäßig bejchränften Verfügungsgemalt 
de3 Staatsoberhauptes im Innern.“ 

Die Unterjuhung und Darjtelluna der im Deutjchen Reiche bejtehenden 
Rechtsſätze über die Legitimation zum Abjchluffe völkerrechtlicher Verträge hat 
nach dem Gejagten von folgenden Grundſätzen auszugehen: 

1. Bei der vertragsmäßigen Regelung feiner Beziehungen zu anderen 
Staaten wird nach den Prinzipien des europäifchen Völkerrechts jeder Staat 
formell durch fein Oberhaupt vertreten, jo daß nur diejes fremden Staaten 
gegenüber rechtsgiltig für die Gejammtheit handeln Fann. 

2. Die Legitimation zum Abjchluffe von Staatöverträgen kann ſtaats— 
rechtlich zwar nicht getheilt, wohl aber bejchränft fein durch ein den Organen 
der Staatsgewalt bezw. der Bolksvertretung zuftehendes Recht der Zuftimmung 
oder Genehmigung. 

3. Ob und inwieweit durch einen derartigen Vorbehalt der Zuftimmung be 
ziehungsweiſe Genehmigung dritter Faktoren nicht nur das Recht der Voll: 
ziehung im Innern, jondern zugleich auch die Legitimation zum Abfchlufje der 
Staatsverträge Ddirefte Beichränfungen erleidet, jo daß jener Vorbehalt auf 
das völferrechtliche Verhältnig von Staat zu Staat unmittelbare Wirkung 
äußert, ijt eine Frage des pofitiven Rechts. 

Die Unterfuhung ift zumächit mit ausjchliegender Rückſicht auf die Ver: 
tragsjchliegungen Namens des Neiches durchzuführen. Gejondert davon wird 
ſodann auch die Yegitimationsfrage Hinfichtlih der Vertragsabſchlüſſe der 
Einzeljtaaten einer überfichtlichen Beiprechung zu unterziehen jein. 


8. 2. Die £egitimation zum Abſchluſſe völkerrechtlicher Verträge für das Reid, 
a) Einführung. 


Der Betrachtung der YLegitimationsfrage für das Neih mag ein kurzer 
Blid auf die entiprechenden Beitimmungen der nordamerifanifchen und der 
ſchweizeriſchen Verfaſſung jowie auf die früheren Verhältniffe im Deutjchen 
Reiche vorangeben. 

Nach der Berfajjung der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
it der Präfident zum Abſchluſſe von Staatsverträgen nur unter Zuftimmung 


[ Pen u Fe 
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des Senats legitimirt.!) Der Präfident hat hiebei die eigentliche Initiative, 
er fann Berhandlungen anfnüpfen, ohne daß er verpflichtet wäre, die Mein- 
ung des Senats jchon vor der Unterzeichnung des Vertrags zu hören; er er: 
Iheint auch in jämmtlichen Verträgen als der alleinige Kontrahent. Der Ab- 
ſchluß des Vertrags ift aber erjt dann perfeft, wenn die erforderliche Zwei— 
drittel-Majorität des Senats zugejtimmt hat. Dagegen hat die gejeßgebende 
Gewalt als jolche, der Kongreß mit dem Abjchlujfe der Staatsverträge nicht 
das mindejte zu thun.?) Ob dem Nepräfentantenhaufe eine indirefte Mit: 
wirfung beim Abjchluffe von Staatöverträgen zuftehe, d. h. ob das anerkannte 
formelle Mitwirkungsrecht desjelben zur Gejeßgebung und Geldbewilligung in 
den Fällen, wo ein Vertrag eine Geldbewilligung oder eine Aenderung der 
Geſetze herbeiführt, das Recht der Ablehnung der zur Ausführung des Ver: 
trags nothwendigen Maßregeln im fich jchließe, iſt beftritten.) NRüttiman 
Ipricht ſich übereinjtimmend mit der Mehrzahl der wiſſenſchaftlichen Autoritäten 
dahin aus, daß die von Präfident und Senat abgejchlojjenen Staatsverträge 
feiner weiteren Befräftigung durdy ein vom Kongreſſe erlaſſenes Gejeg bedürfen 
und daß Das Repräjentantenhaus, wenn es die zur Vollziehung eines ſolchen 
Vertrags erforderlichen Kredite verweigern follte, verfajjungswidrig handeln 
würde.) Dagegen ſucht E. Meier?) darzuthun, es ſei in der Verfajjung der 
Vereinigten Staaten implizite der Grundjat enthalten, daß die Mitwirkung 
des Kongrejjes, welche im Allgemeinen zur Gejepgebung oder Geldbewilligung 
gefordert werde, auch dann erforderlich bleibe, wenn die Gejeßgebung oder 
Geldbewilligung aus Veranlaſſung von Staatsverträgen nothwendig werde, 
und daß dasjenige, was zum giltigen Zuftandefommen eines Gejeges ſonſt 
vorausgejeßt werde, auch dann Borausjegung bleibe, wenn ein Staatsvertrag 
die Veranlafjung zu einem Gejege war. 

Die Berfaflung der Schweizeriihen Eidgenoſſenſchaft vom 29. 
Mai 1874 überweilt (in Art. 85, Nr. 5) den Abichluß von Bündniſſen und 
Verträgen mit auswärtigen Staaten der Kompetenz der Bundesverfammlung, 
aljo des gejeßgebenden Körpers, während jie (in Art. 102, Nr. 8) die Be: 
fugniß des Bundesraths als der oberjten leitenden und vollziehenden Behörde 
auf die „Wahrung der Intereſſen der Eidgenofjenfchaft nach Außen“ und auf 
die „Beforgung der auswärtigen Angelegenheiten überhaupt“ bejchränft. Die 
von der Bundesverfammlung genehmigten Staatsverträge find (in Art. 113, 
Abi. 3) ausdrücklich als maßgebend für das Bundesgericht erflärt.®) 


!) Const. of the U. St. Art. II, Sect. 2, $ 2: „The President shall have power, 
by and with the advice and consent of the Senate to make treaties, provided, two 
thirds of the senators present concur.* 

2) Val. Rüttiman, das nordam. BSIM. I, $ 249 ff. — E Meier, a a. O. 
S. 164 ff. 

2) Kent, Commentaries on American Law, Vol. I, p. 165, formulirt die Streitfrage 
folgendermaßen: „. . whether a treaty, constitutionally made, was obligatory upon 
Congress, equally as any other national engagement would be, if fairly made by the 
competent authority; or whether Congress had any discretionary power to carry into 
effect a treaty requiring the appropriation of money, or other act to be done on their 
part, or to refuse it their sanction.“ 

*) Bol. Rüttimann, a. a. D. ©. 296300, 

2) Vgl. E. Meier, a. a. ©. ©. 165 mit 211, 

®) Bgl. Annalen 1875, ©. 517, 521, 525. Zaband, Bd. I, ©. 163, Anm. 2, 
Rüttimann a. a. DO. I, $ 256. Die gleihen Grundjäge hatte die Bundesverfaflung dom 
Jahre 1848 (Art. 74,3 und Art. 90) aufgejtellt. 
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Für das ehemalige Deutſche Reich bejtimmte der Weſtphäliſche Friede 
(J. P. O. Art. VIII $ 2): „.. Nec non ubi pax aut foedera fa- 
cienda aliave ejusmodi negotia peragenda fuerint, nihil horum aut 
quiequam simile postquam unquam fiat vel admittatur nisi de comitiali 
liberoque omnium imperii statuum suffragio et consensu “ Wenn bie 
nach der Kaiſer ohne Zujtimmung des Reichstags feinen Staatsvertrag jchließen 
fonnte, jo jtand dies im vollen Einklange mit der Verfaſſung des Reichs. 
„Ohne Zuſtimmung des Reichstags konnte der Kaiſer auch auf dem Gebiete 
der auswärtigen Politik feine Enticheidung treffen, Fein Bindniß schließen, 
feinen Krieg erklären, feinen Frieden vereinbaren; er konnte ohne Beſchluß des 
Reichstags feine Truppenkontingente aufbieten als die feines eigenen Staates, 
er hatte feinen Kriegsichaß zur Verfügung. Die Gejandten auswärtiger Mächte 
waren beim Neichstage beglaubigt; fie traten mit demfelben im gemeinfchaft- 
lichen Verkehr; ihnen wurden die Bejchlüfje des Reichstags in den mit ihnen 
verhandelten Angelegenheiten offiziell mitgetheilt.“ (Yaband, Bd. Il, ©. 174 
Anmerkung.') 

Im Deutihen Bunde war die Vertragskompetenz der Bundesverſamm— 
lung als dem „bejtändigen, verfafjungsmäßigen Organe feines Willens und 
Handelns" (W. Sch. A., Art. 7) zugewiefen. Sie hatte (nad) Art. 4 I. c.) 
„in eintretenden Fällen die Unterhandlungen für die Geſammtheit des Bundes 
zu führen und Verträge für denjelben abzujchließen.“ Die zur Bejorgung der 
auswärtigen Angelegenheiten des Bundes erforderlichen Beſchlüſſe faßte die 
Bundesverfammlung (gemäß Art. 12 der W. Sc. A.) im engeren Rathe nad 
abjoluter Stimmenmehrheit. Nur Friedensichlüffe und Verträge, welche die 
Bundesafte jelbit, bezw. Aenderungen der Grundgejege des Bundes jomwie die 
Aufnahme eines neuen Mitglieds in Ddenjelben betrafen, gehörten vor das 
Plenum der Bındesverfammlung. 

Die „Grundzüge zu einer neuen Bundesverfafjung“, die Preußen unterm 
10. Juni 1866, vier Tage, che es die Bundesverfammlung für immer verlieh, 
auf den Tiſch diefer Verſammlung niederlegte, und auf deren Baſis e3 in der 
Hirfulardepejche vom 16. desjelben Monats zur Eingehung eines neuen Bundes— 
vertrags einlud, hatte in Art. VII das Recht, „Krieg zu erklären umd Frieden 
zu jchließen“, der „Bundesgewalt“ ohne eine Beichränfung zugewieſen. 

Der Konferenz zur Berathung und Feitjtellung der Verfaſſung des Nord: 
deutjchen Bundes legte jodanı Graf Bismard- Schönhauſen als eriter preuß⸗ 
iſcher Bevollmächtigter unterm 15. Dezember 1866 einen neuen Verfaſſungs— 
entwurf vor, der durch den Druck nicht veröffentlicht wurde. Dieſer Entwurf 
betrachtete die Befugniß, Staatsverträge zu ſchließen, als eine Prärogative des 
Präſidiums und unterwarf nur die Handels- und Schifffahrtsverträge der Ge— 
nehmigung des Bundesraths.?) 

Bei der am 7. Februar 1867 endgiltig erfolgten Fejtftellung des Ber: 
faſſungsentwurfs ſetzten es die verbündeten Regierungen jedoch durch, daß alle 
in den Bereich der Bundesgeſetzgebung gehörigen Verträge zu ihrem Abſchluſſe 
der Zuſtimmung des Bundesraths unterworfen ſein ſollten. 

Der konſtituirende Neichstag endlich erhob in ſeiner XIX. Sitzung = 
2 März 1867 mit dem bezüglichen Artikel (urſprünglich 12, jegt 11) de 


| ” 


N) Val. Bieffinger, Vitriar. illuftr. III, 2 
(T. IV, p. 397—430). 

2) Bol. hierüber Hierſemenzel a. a. D., i. f. Bemerkungen zu Art. 37 der NBV., 
auf die wir jpäter zurüdtommen werden. 


8 71 (T. IV, p. 357 ff), 0, 3,8 2 
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Verfafiungsentwurfg ein Amendement des Abgeordneten Lette zum Befchluffe, 
welches neben der Zultimmung des Bundesratbs zum Abjchluffe von Ber: 
trägen, die Genehmigung des Reichstags zu deren Giltigkeit für erforderlich 
erflärt.') 

Zwei weitere von den Abgeordneten Ausfeld-Schulze und Erxleben-Jenſen— 
Zahariae gejtellte Amendements,?) welche neben anderen Beitimmungen gleich: 
falls eine Mitwirkung des Neichstags zu Staatsverträgen feitjegten, ſowie ein 
viertes Amendement des Abgeordneten von Carlowitz,“) welches lediglich die 
Aufhebung des paſſiven Gefandtichaftsrechtes der Einzeljtaaten bezwedte, wurden 
abgelehnt.*) 

Die ausführliche Debatte in der Sigung vom 26. März 1867 über 
Art. 11 der Bundesverfallung drehte fich wejentlich und nahezu ausschließlich 
um die Durch die abgelehnten Amendements angeregte Frage der Miniſterver— 
antwortlichkeit. Die Frage, in welcher Weije die Yegitimation zur Abjchließ- 
ung von Staatsverträgen geordnet werden folle, wurde dabei lediglich in einer 
vorübergehenden Aeußerung berührt. 

Die mit den Großherzogtbümern Baden und Hellen vereinbarte Verfaſſ— 
ung des Deutſchen Bundes vom 15. November 18705) fügte dem Art. 11 
der Norddeutichen Bundesverfaſſung eine neue Beitimmung, die Kriegserflärung 
im Namen des Neiches betreffend, hinzu, welche Beltimmung auch in die Vers 
faljung des Deutjchen Reiches — als Ab. 2 des Art. 11 — Aufnahme fand. 

Artifel 11 der Neichsverfailung bat bienach folgenden Wortlaut: 

„Das Präſidium des Bundes ſteht dem Könige von Preußen zu, welcher 
den Namen deutſcher Kaiſer führt. Der Kaiſer hat das Reich völferrechtlich 
zu vertreten, im Namen des Neichs Krieg zu erflären und Frieden zu Schließen, 
Bündniſſe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu 
beglaubigen und zu empfangen.“ 

„gur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs iſt die Zuftimmung 
des Bundesraths erforderlih, es jei denn, daß ein Angriff auf das Bundes: 
gebiet oder deſſen Küſte erfolat. 

„Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten ſich auf folche Gegenstände 
beziehen, welche nach Art. 4 in den Bereich der Neichsgejeßgebung gehören, ift 
zu ihrem Abſchluſſe die Zuftimmung des Bundesraths und zu ihrer Giltigfeit 
die Genehmigung des Neichstags erforderlich.“ 

Daraus ergeben fi) für die Vertrags-Kompetenz des Kaiſers, für die 
Beichränfungen derjelben und für die Bedingungen der ſtaats- und wölferrecht- 
lichen Giltigkeit der von ihm mit fremden Staaten getroffenen Vereinbarungen 
die folgenden Grundſätze. 


b) Die Repräjentationsbefugniije des Kaiſers im Allgemeinen, 


Durch Abj. 1 des Art. 11 it dem Kaijer allein in allen auswärtigen 
Angelegenheiten die Repräjentation des Neiches übertragen. 

Der Kaifer übt dies Necht nicht als Souverän, als Monarch des Reiches, 
denn Die Reichsgewalt ſteht nicht ihm, jondern der Geſammtheit der deutjchen 





!) Drudi. des Neichötags, n. 13; Sten. Ber. ©. 347. 
*) Drudj., m. 23 und 30. 

2) Drudj., n. 13. 

*, Sten. Ber. ©. 347. 

5) BGBL. 1870, ©. 632. 
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Bundesfürften und freien Städte zu, ') — er übt es nicht als Beamter des 
Reichs, denn er ift dazu Fraft eigenen Rechtes befugt, — er übt es auch nicht 
als Kollektiv-Mandatar der übrigen Bundesfürften, denn er leitet feine Hobeits- 
rechte nicht ab von den Bundesgliedern, welche als einzelne unter der Souve: 
ränetät des Reiches jtehen, — der Kaijer übt vielmehr dies Recht „im Namen 
des Reichs“ als das durdy die Reichsverfaſſung ausdrücklich hiezu berufene 
Drgan der Reichsgewalt. 

Damit, daß der Kaiſer als der alleinige Repräfentant des Reiches bezeichnet 
wird, iſt indeß nicht gefagt, daß der Umfang feiner Repräfentationsbefugniß 
ein unbegrenzter, allumfafjender fei, daß er aljo für fich allein rechtlich befugt 
jei, mit verbindlicher Kraft für das Weich jeden Vertrag abzufchließen, der ihm 
beliebt. Es find vielmehr durch die Neichsverfaffung feiner Vertretungs- und 
Bertragsbefugniß thatfächlich jehr bedeutende Schranken gejeßt. 

Dagegen enthält das angegebene Prinzip zwei andere für unjere Daritell- 
ung wichtige Säße: 

a) daß alle vom Kaifer im Namen des Reichs innerhalb feiner verfajj 
ungsmäßigen Vertretungsbefugniß vorgenommenen Handlungen für das Reid 
rehtöwirfiam find, Rechte und Pflichten für dajjelbe begründen, — 

b) daß nur der Kaijer, Niemand außer ihm, das Reich fremden Staaten 
gegenüber zu vertreten befugt ift, und daß nur an ihn demgemäß Die aus: 
wärtigen Mächte in allen das Reich betreffenden Angelegenheiten fich zu halten 
haben, Berhandlungen und Vereinbarungen über ſolche Angelegenheiten mit 
anderen Organen der Neichsgewalt oder mit einzelnen Bundesitaaten johin 
unftatthaft und rechtlich ohne Wirkung für das Reich find. 

Damit fteht nicht im Widerfpruche, daß in minder wichtigen Fällen, deren 
Erledigung den Verwaltungsbehörden ausschließlich obliegt, den Behörden des 
Reiches durch ftaatlihen Gefchäftsauftrag oder durch spezielle Ermächtigung 
die Befugniß ertheilt werden kann, Pngelegenheiten ihrer befonderen Kompetenz: 
ſphäre durch Vereinbarungen mit foordinirten Behörden jelbjtändig zu regeln. ?) 
Denn auch dann, wenn der Auftrag für mehrere und zufünftige Fälle ohne 
Borbehalt jedesmaliger vorgängiger Anfrage und Genehmigung ergangen ift, 
beruht die Vertragsfompetenz der Neichsbehörden immerhin in jedem einzelnen 
alle auf ausdrüdlicher Delegation. 


co) Das Recht der Leitung der Verhandlungen. 


In Betreff der Berhandlungen über Verträge, die Namens des Reiches 
abgejchlofien werden jollen, ift der Kaifer durch die Verfaffung an feinerlei 
Vorausſetzungen oder Beichränfungen gebunden. Darin macht es feinen Unter: 
Ihied, ob der Gegenjtand diefer Verträge eine Beſchränkung des Kaiſers beim 
Bertragsabichluß begründe oder nicht. 

Die Anordnung offizieller Unterhandlungen mit auswärtigen Regierungen 
über einen die Rechte und Intereſſen des Reiches betreffenden Gegenjtand, Die 
Leitung der Verhandlungen mit denjelben, die Ernennung und Beglaubigung 
der Beamten, denen die Führung der Verhandlungen übertragen wird, Die 
Ertheilung der Inſtruktionen an diefelben und endlich auch die eventuelle Ber: 
werfung eines von den leßteren unterhandelten Vertragsprojektes, das Den 
Abfichten des Kaiſers nicht entipricht, ift Sache feines freien Ermejjens. 


9 Bol. Laband, Bd. I, $ 9 


2) Bol. Heffter, Eur. OR. $ 84, ©. 173, Laband, Bd. I, ©. 181, fowie die 
unter d folgende ausführlichere Behandlung diejes Gegenjtandes. 
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Der Reichstag und die einzelnen Reichsangehörigen fünnen auf die Ein: 
leitung von Verhandlungen über Verträge nur durch Anträge, Interpellationen 
oder Petitionen hinwirken. 

Ebenjo bejteht für den Kaiſer feine rechtliche Verpflichtung, dem Bundes— 
rathe bezw. dem Reichstage Auskünfte über beabjichtigte Staatsverträge während 
—— darüber mit anderen Regierungen ſchwebenden Verhandlungen ertheilen 
zu laſſen. 

Nur in zwei Fällen iſt den Einzelſtaaten eine Theilnahme an den Ver— 
handlungen verfaſſungs- und vertragsmäßig zugeſichert: 

a) Durch Art. 40 der RV. ſind die Beſtimmungen des Zollvereinigungs— 
Vertrages vom 8. Juli 1867, ſoweit ‚fie nicht durch die Reichsverfaſſung und 
ihre Vorſchriften abgeändert wurden, in Kraft erhalten. Hienach dauert auch 
die Geltung des zu diefem Vertrage gehörenden, vom Reichstage des Nordd. 
Bundes ausdrücklich mitgenehmigten Schlußprotofolls ') fort, welches den Kaifer 
verpflichtet, bei Verhandlungen über Handels: und Scifffahrtsverträge mit 
Dejterreih und der Schweiz vor dem Abjchlujfe derjelben die angrenzenden 
Bundesijtaaten zur Theilnahme einzuladen. Ein Veto gegen den Abſchluß des 
Vertrags für den Fall, daß eine Lebereinjtimmung nicht erzielt werden jollte, 
ſteht — den zur Theilnahme an den Verhandlungen berechtigten Staaten 
nicht zu. ? 

b) Nach Art. XI des bereits mehrfach zitirten Schlußprotofoll® zu dem 
Vertrage mit Bayern vom 23. November 1870 jollen beim Abſchluſſe von 
Bolt: und Telegraphenverträgen mit außerdeutichen Staaten zur Wahrung der 
bejonderen Landesinterejjen Vertreter der angrenzenden Bundesitaaten zugezogen 
werden. Der Ausdrud „Abſchluß“ joll hier ohne Zweifel die dem Abſchluſſe 
vorausgehenden Berhandlungen bezeichnen, da ja am „Abjchlufje“ ſelbſt im 
juriſtiſchen Sinne des Wortes BVertreter der Einzeljtaaten nicht betheiligt 
jein können. 

Thatjächlich bejteht die Hebung, die Genehmigung des Bundesraths jchon 
zur Eröffnung der Verhandlungen insbejondere über alle diejenigen Gegenftände 
einzuholen, deren Negelung zur Kompetenz des Bundesraths nach Art. 7 der 
RB. gehört.) Diefe Uebung beruht jedoch lediglich auf bundesfreundlicher 
Konnivenz und auf Rüdjichten politiicher Natur; eine rechtliche Verpflichtung 
des Kaiſers zu einem folchen Verfahren iſt aus der Reichsverfaſſung nicht ab- 
zuleiten. Die verfailungsmäßige Zuftimmung des Bundesraths zunr Vertrags: 
abſchluſſe kann jelbjtverjtändlich in der Erklärung feines Einverjtändnifjes mit 
der Einleitung von Unterhandlungen nicht erblict werden. 


d) Das Recht der Ratififation. 


Auch das Necht der Ratififation der für das Reich abgejchlofjenen 
Verträge fteht, nad) dem flaren Wortlaute des Art. 11 Abſ. 1 ungmeifelhaft 
dem Kaifer ausfchließend zu und bildet einen weſentlichen Bejtandtheil feiner 
Legitimation zur völferrechtlichen Vertretung des Reiches. 





') BGBl. 1867, Nr. 9, S.81—142. — Bgl. Sten. Ber. des Nordd. Reichstags 1867, 
©. 311 und 681. — 

2) Vgl. v. Rönne, a. a. O., Bd. U Abth. 1, S. 194 fi, — Frh. v. Aufſeß ind. 
Annalen „880“, ©. 812 f. 

2 Val. gaband, Bd. I, ©. 180, — E. Meyer, ©. 292 f., und die von diejem 
angeführten Beijpiele. 
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Nur die durdy den Kaiſer vollzugene Natififation bewirkt die Perfektion 
der für das Neich abzujchliegenden Verträge und zwar ijt feine Natififation 
erforderlich ebenjowohl in denjenigen Fällen, in denen er nur unter gewiſſen 
Beichränfungen, als in jenen, in welchen er unbejchränft zum Vertragsabichlufie 
berechtigt ift. Anderjeits begründet jede vom Staifer innerhalb jeiner ver: 
faſſungsmäßigen Befugnifje ertheilte Ratifikation definitive Verpflichtung für 
das Neid. 

Ueber die Form, in welcher der Kaiſer völferrechtliche Verträge namens 
des Reiches ratifiziren jolle, enthält die Reichsverfaſſung feinerlei Vorſchriften. 
Es gelten darüber vielmehr die allgemeinen auf der thatjächlichen Uebung 
beruhenden Sätze des Völferrechts. ') 

Die Möglichkeit, daß Staatsverträge mündlich oder jtillichweigend ge— 
ichloffen werden, ijt prinzipiell nicht zu leugnen?) Eine thatjächliche Ver: 
wirflichung wird jedoch diefe Möglichkeit niemals finden; praftiich ift vielmehr 
der Schriftliche Abſchluß allein von Bedeutung. 

Hienach beiteht die Natififation in der Umterzeichnung einer den Ver— 
trag genehmigenden Urkunde bezw. der Bertrags-Urfunde jelbjt durch den 
Kaifer und den Mitkontrahenten, oder, falls jeder der beiden Kontrahenten 
eine von ihm allein unterzeichnete Urkunde dem Mitkontrahenten übergibt, in 
der Auswechslung der beiden Urkunden. ?) 


Die Ratififations-Urfunde kann den Wortlaut des Vertrags wiederholen; 
es genügt indejjen in formeller Beziehung, wenn fie die von den Bevollmächtigten 
fejtgejtellten Bunfktationen (den Vertragsentwurf) mit einer jeden Zweifel aus: 
Ichließenden Bezeichnung in Bezug nimmt Zuweilen wird leßtere Form der 
Natififation ausdrücdlich vereinbart. *) 

Die Gegenzeichnung des Reichskanzlers iſt zur völferrechtlichen Giltigfeit 
der Berträge nicht erforderlich, entipricht jedoch dem völferrechtlichen Gebrauche. 
Zur jtaatsrechtlichen Giltigkeit der Verträge iſt dagegen die Kontrafignatur 
des Kanzler unbedingt nötbig. Die Reichsverfaſſung (Art. 17) ftellt aller: 
dings das Erforderniß der Gegenzeichnung nur für „Anordnungen und Ber: 
fügungen des Kaifers auf. Die Praxis bat aber mit Necht angenommen, 
daß dies Erforderniß auch für andere Negierungsafte des Kailers gelte und 
die gleichen Grundjäge darauf angemwendet, twelche bezüglich der Kuntrafignatur 
der Minifter Fonftitutioneller Staaten bejtehen. °) 

Die Ratififation wird in den Punktationen der Bevollmächtigten in der 
Negel ausdrüdlich vorbehalten, zumeift unter Verabredung einer bejtimmten 
Friſt, binnen welcher fie erfolgen jol. Daß fie auch ohne ausdrücdliche Ver: 
abredung jtet3 als vorbehalten gelte, m. a. W., daß nach allgemeiner Regel 


N) Bol. Hiezu und zum Folgenden insbejondere Yaband, Bd. U, ©. 180 fi. Eben 
da, ©. 179, ijt ein der Schwedischen Geſetzesſammlung vd. 3. 1873 entnommenes Beifpiel 
einer vom deutjchen Kaijer vollzugenen Ratifitationsurfunde mitgetheilt. 

2) Val. Heffter a. a. ©. $ 87 und Anm. 2. 

®) Der Spradigebraud nennt aucd im leßteren gewöhnlichen Falle die einjeitige Unter: 
zeihnung „Ratifitation“. In diefem Sinne genommen bewirkt nicht die Natififation die 
pölferrechtliche Perfektion des Vertrags; diefe jeßt vielmehr außer der Ratifikation noch ein 
weitered® Moment, den Austaujc der „ratificirten“ Urkunden, voraus, 

) So im Zollvereinigungsvertrage (BGBl. 1867, ©. 112), in den Pojtverträgen v. 
23. Nov. 1867 (BGBL. 1868, S. 68, 96, 115) u. a. 

—9) Bgl. Paul Henjel, die Stellung des Neichsfanzler® nah dem Staatsrechte des 
deutfchen Reichs (Annalen „1882“, ©. 29). 
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jeder Vertrag zu ſeinem Abſchluſſe der Ratifikation bedürfe, iſt im Eingange 
unſerer Darſtellung bereits ausgeführt worden. 

Indeß gilt dieſe Regel nicht unbedingt. In gewiſſen Fällen ſind viel— 
mehr die Bevollmächtigten der kontrahirenden Staaten nicht nur beauftragt, 
die Verhandlungen zu führen und einen Vertrags-Entwurf zu vereinbaren, 
jondern auch ermächtigt, den Vertrag ſelbſt definitiv abzuschließen und die 
Urfunden darüber zu unterzeichnen. 

Dieje Art der Vertragsſchließung, auf die wir im Bisherigen wiederholt 
bingewiejen haben, wird im Gegenfage zu der regelmäßigen Form der Unter: 
zeichnung durch das Staatsoberhaupt als die nicht folenne Vertrags: 
form bezeichnet.) Ihre Anwendung auf Verträge des Neiches ijt durch das 
Neichsftaatsrecht nicht ausgefchlojjen, und in minder wichtigen Fällen in der 
That üblich geworden. ?) 

Die nicht jolenne Bertragsform befteht entweder in der Unterzeihnung 
einer gemeinjchaftichen Urkunde, eines jogenannten Protokolls, durch 
die Bevollmächtigten der fontrahirenden Staaten mit der Maßgabe, daß die: 
jelbe eine definitive Vereinbarung jein joll, oder in der Auswechslung ein: 
jeitiger Urkunden, jogenannter Erklärungen (Deflarationen), welche von 
einer Behörde ausgeitellt werden. 

Die Bevollmächtigung zu derartigen Bereinbarungen für das Neich kann 
vom Kaiſer für jeden einzelnen Fall befonders ertbeilt werden; es kann aber 
auch einzelnen Berwaltungsbehörden des Reiches durch staatlichen Gejchäfts- 
auftrag die Befugniß übertragen fein, Gegenjtände ihrer ausjchließlichen Kom: 
petenz unter Anwendung der nicht jolennen Vertragsform jelbjtändig zu regeln. 
Unbedingte Borausfegung ijt in jolchen Fällen, daß die Vereinbarungen nur 
Gegenjtände betreffen, zu deren Erledigung die Verwaltungsbehörde zweifellos 
befugt ift. 

Für das Neich gehen derartige Erklärungen in der Regel vom auswärtigen 
Amte aus und find demgemäß vom Neichsfanzler oder einem Vertreter dejlelben 
unterzeichnet. Aber auch andere Behörden, z. B. das Reichsamt des Innern, 
das Reichspoſtamt, die Admiralität u. j. w., fünnen mit foordinirten Behörden 
anderer Staaten Erklärungen über die Negelung der ihrer Kompetenz unter: 
liegenden Angelegenheiten austaufchen. Handeln bei jolchem Austaufch die 
Unterzeichner der Erklärungen jtreng innerhalb der Grenzen ihrer Befugnilie, 
dann iſt eine in dieſer Weile abgejchlofjene Uebereinkunft im juriftiichen Sinne 
ein giltiger Staatsvertrag mit voller völferrechtlicher Wirkfamteit. 


e) Umfang der Mitwirfung des Bundesraths und Reichstags. 


Nah Abi. 3 des Art. 11 iſt in allen Fällen, in denen der Gegenjtand 
eines Vertrags nad Art. 4 der RV. in den Bereich der Neichsgejeggebung 





!) Der amtliche Sprahgebraud des Neiches gleich dem der Einzelitaaten bezeichnet 
Vereinbarungen diejer Art im Gegenjag zu den in jolenner Form abgeichlofjenen „Ber: 
trägen“ regelmäßig als „Uebereintommen (Lebereintunft)“. Doch findet ſich der letztere Aus— 
drud aud in Fällen, in denen die Ratifilation ausdrüdlich vorbehalten wurde. (Bal. unter 
zahlr. a. Beiſp. RGBI. 1881, ©. 81: Uebereinkunft zw. dem Deutſchen R. u. Frankr. die 
gegenfeitige Zulafiung Staatsangehöriger zum Armenrechte betr., v. 20. Febr. 1881.) 

2) Beifpiele j. bei Laband, Bd. UI, ©. 181, Anm. 1, 182, Anm. 1. Zu den an 
legterer Stelle aufgezählten Anwendungsfällen fommen in den legten Jahren u. a. die Leber: 
eintommen wegen gegenfeitiger Zulafiung Staatsangehöriger zum Armenrechte (CBl. f. d. D. 
R. 1878, ©. 651, 1879, ©. 318.) 


Tr — 
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gehört, zum Abjchluffe des Vertrages die Zuftimmung des Bundesraths, zur 
Giltigkeit defielben die Genehmigung des Reichstags erforderlich. !) 

Durch dieje Beitimmung ift die im erjten Abſatze des Artifel3 11 dem 
Kaiſer ertheilte allgemeine Bevollmächtigung, namens des Neiches völferredt- 
liche Berträge abzujchliegen, bejchränft worden. Zmeifellos und umbeftritten 
bezieht ich indejien dieſe Beichränfung nicht auf alle Staatsverträge des 
Neiches, fondern nur auf eine gewille Sorte derjelben. Wir haben ſomit zwei 
Klafjen von Staatsverträgen zu unterscheiden: ſolche, welche der Kaifer obne 
jede Beichränfung giltig für das Reich abzuschließen vermag, und folche, hin 
jichtlich deren er durch die Beitimmung des Art. 11, Abf. 3 beichränft iſt. 

Der Umfang der beiden Klafjen ijt bejtritten. 

Das weiteſtgehende jelbitändige und unbejchränfte Vertragsrecht räumt 
dem Kaifer v. Mohl ein.?) Nach jeiner Auffafiung iſt der Kaifer an die 
Zuftimmung des Bundesraths, bezw. des Neichstags bei Vertragsabichließungen 
über Gegenjtände gebunden, twelche durch die Verfaſſung der Reichsgeſetzgebung 
zugewiejen find; über alle denkbaren Gegenjtände dagegen, welche außerhalb 
der Legislation des Neiches liegen, fann er jelbitändig [lediglich unter Ber: 
antwortlichfeit des Neichsfanzlers] durch Staatsverträge verfügen. Die einzige 
etwa auch für den Kaifer vorhandene Schranfe findet Mohl darin, daß „der 
Inhalt und Zwed eines Vertrags innerhalb der Aufgaben des deutichen Bundes 
liege“. Wenn über einen Gegenjtand, der nicht unter diefe Aufgaben falle, ?) 
ein Vertrag abgeſchloſſen werden follte, wäre daher „die Berechtigung zum 
able durch eine vorangehende Erweiterung der Berfallungszuftändigfeit 
edingt.“ 

Die Anſchauung Mohl’s, die F. Gorius*) vollfommen theilt, it das 
Nefultat einer jtreng wörtlichen Auslegung der im Art. 11, Abi. 3 enthaltenen 
Verweiſung auf Art. 4 der RB. Diejer Artikel hat in erfter Linie den Zwed, 
die Neichszuftändigkeit gegen die Yandeszuftändigfeit abzugrenzen, indem er die: 
jenigen Materien aufzählt, zu deren verbindlicher Negelung die Reichsgewalt 
im Gegenſatze zur Landesgewalt kompetent erklärt wird. Zu den „Gegen: 


) Zu den Verträgen, welche diefer Einſchränkung unterliegen, gehören insbejondere aud) 
die Handels- und Schifffahrtäverträge, da die Geſetzgebung des Reiches ſich zufolge Art. 4, 
3. 2 und 7 aud auf diefe Gegenitände erjtredt. In Betreff dieſer Verträge enthielt bereits 
der Zollvereinigungsvertrag vd. 8. Juli 1867 in Art. 8, $ 6 und 12 die Beitimmung, daß 
der Krone Preußen als dem Präfidium des Zollvereins das Recht zuitehen jolle, im Namen 
der Bereinsjtaaten Handels: und Sciffiahrtsverträge mit fremden Staaten einzugeben, zu 
deren Abſchluß indejien die Zuftimmung des Zollvereins-Bundesrath8 und zu deren Giltigfeit 
die Genehmigung des Zollparlaments erforderlich jein follte. Nachdem jedoch die ſüddeutſchen 
Staaten dem deutichen Neiche beigetreten find und hiedurch die bisher bejtandenen Organe 
des Zollvereins, der Zollbundesrath und das Yollparlament, im Bundesrath und Reichstag 
des nunmehrigen deutichen Reichs aufgegangen find (Annalen „1873“, ©. 311 ff.), haben 
die gedachten Beitimmungen ihre Bedeutung verloren und es find die dem Präfidium, dem 
Bırndesrathe und dem Parlamente des Zollvereins iübermwiejenen Rechte auf den Kailer, 
Bundesrath und Reichstag des deutichen Reichs übergegangen. Hieran ändert auch der Um- 
ftand nichts, daß das Großherzogthum Luremburg nicht aufgehört hat, Mitglied des Zoll 
vereins zu fein, da dafjelbe nicht jelbjtändiger Mittontrahent des Vertrags vd. 8. Juli 1867 
ift, jondern fi) nur dem Zollſyſtem des Nordd. Bundes angeichloffen hat und durch diejen 
volljtändig vertreten wird, auch bereits im Bundesrath und RBarlament des BZollvereins feine 
jelbftändige Vertretung beſaß. (v. Rönne, II, B, Kap. 6.) 

2) In der bereits früher (unter I, II e) zitirten Stelle, S. 305 ſs. RSM. 

) Daß dieß bei der Allgemeinheit jener Aufgaben überhaupt nicht denfbar jei, wurde 
bereit8 hervorgehoben. 

*) Annalen „1874*, ©. 771. 
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ftänden, welche nach Art. 4 in den Bereich der Reichsgeſetzgebung“ gehören, 
bilden daher allerdings zunächſt jene Materien den Gegenfaß, welche der 
Willensherrichaft des Reiches entrüct und jener der Einzeljtaaten überwieſen 
ind. Indem die genannten Schriftiteller diefen Gegenſatz auch der Beſtimm— 
ung des Art. 11, Abi. 3 zu Grunde legen, find fie zu der Folgerung gezwungen, 
daß diejenigen Gegenjtände, welche der Kompetenz des Neiches überhaupt nicht 
unterworfen find, der alleinigen und unbejchränkten Vertretungsbefugnig des 
Kaiſers unterliegen, daß dagegen über jene Gegenjtände, welche verfafjungs- 
mäßig zur Kompetenz des Neiches gehören, nur unter Mitwirkung von Bundes: 
rath und Neichstag Berträge gejchlojien werden können. Dieſe Folgerung 
ignorirt völlig die gefeßlichen Kompetenzarenzen zwifchen Reich und Einzelftaaten 
und gibt an ſich ein mwiderfinniges und unhaltbares Refultat. ’) 

Die in der Verfaſſung gegebene Scheidelinie zwischen Reichs- und Landes- 
zuftändigfeit fann auch durch Staatsverträge ohne Einhaltung der für Verfaſſ— 
ungsänderungen überhaupt gegebenen VBorfchriften nicht verrüdt werden. Am 
Allerwenigiten aber konnte dem Kaiſer durch die Verfafjung ſelbſt ein inter: 
nationales Verfügungsrecht über die jenjeit3 der Kompetenzgrenze des Neiches 
liegenden Gegenjtände eingeräumt werden, das nicht einmal denjenigen Kautelen 
und Beichränfungen unterworfen worden wäre, welche für die internationale 
Regelung der zur Neichsfompetenz gehörenden Angelegenheiten feitgejegt wurden. 

Hierjeme nzel?) berüdfichtigt in erjter Linie die Bezugnahme des 
Art. 11, Abi. 3 auf Art. 4 und kommt dadurch zu einer Anſchauung, welche 
der eben widerlegten Auffaſſung in gewiſſem Sinne entgegengeſetzt erſcheint. 

Hierſemenzel zerlegt die der N unterjtellten Gegenjtände 
jelbjt in zwei Klaſſen, deren eine die in Art. 4 der AB. aufgezählten Materien 
umfaßt, während die zweite aus denjenigen Angelegenheiten gebildet wird, 
welche durch irgend einen anderen Berfaflungsartifel oder durch jpätere Reichs: 
gejege der Kompetenziphäre des Reiches überwieſen werden. Er jagt nämlich: 
„Kur Gegenjtände, welche nach Art. 4, nicht auch folche, welche nach einem 
anderen Artikel der Bundesgeſetzgebung überwiejen find, machen die Zuftimm: 
ung des Bundesraths und Reichstags erforderlich. 

E3 kann indeſſen unmöglich eine jo tiefgreifende Unterfcheidung der beiden 
Klaſſen dem bloßen Umſtande zugejchrieben werden, daß eine Befugniß der 
Reichsgewalt gerade in dem vierten Verfaffungsartifel fejtgeftellt wurde. Denn 
diejer Artifel grenzt wohl die Kompetenz des Neiches gegen die Kompetenz 
der Einzeljtaaten, nicht aber die Kompetenz des Kaiſers gegen die Kompetenz 
des Bundesraths und des Neichstags ab. Ueberdies gibt Art. 4 keineswegs 
eine erichöpfende Aufzählung der Angelegenheiten, welche der Reichsfompetenz 
anheimfallen. Er übergeht Gegenftände, welche — wie das Neichsfinanz- 
weſen — naturgemäß in die Kompetenz des Neiches gehören und anderjeits 
fünnen weitere Angelegenheiten durch ſpätere Geſetze der Neichsfompetenz unter: 
worfen werden, ohne daß Art. 4 eine Veränderung bezw. Ergänzung erfährt. 
Unmöglih aber kann behauptet werden, daß auf alle Ddiefe Gegenftände 
die bejchränfende Vorſchrift des Art. IL, Aöſ. 3 feine Anwendung finden folle. °) 


9 Bal. wo Bd. II, ©. 165. 

TU. a. O., ©. 51, Bem. 4 zu Art. 11. 

9 Richtig” eo über diejen Punkt Mohl a. a. D., ©. 435, Note 1: „Eine Zuitimm 
ung zu Staatöverträgen, weldye in das Gebiet der Gejepgebung eingreifen, ijt dem Reichs 
tage — dem Vorgange anderer Verfaſſungsurkunden) eingeräumt, damit er nicht auf dem 
Umwege eines Vertrages um ſein Geſetzgebüngsrecht gebracht werden kann. Dieſer Grund 


— — — — — 


— — 
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Endlich iſt zu bedenken, daß durch Vertragsabſchlüſſe — z. B. über Veränder— 
ungen des Bundesgebiets — recht wohl die Reichsverfaſſung ſelbſt alterirt 
werden kann. Da die ‚Verfaſſungsgeſetzgebung“ unter den in Art. 4 aufge: 
zählten Materien fich nicht findet, müßte konſequent auch in ſolchem Falle ein 
Velbjtändiges, durch die Mitwirkung des Bundesraths und Reichstags nicht 
bedingtes Vertragsrecht des Kaiſers behauptet werden. 

Die Auffafjung Hierfemenzel’3 findet auch darin feine Unterjtügung, daß 
Art. 37 der Verfallung des Nordd. Bundes dem Bundesrathe ausdrücklich die 
Beſchlußfaſſung über die Handels- und Schiiffahrts:Berträge beigelegt batte. 
Die Schwierigkeit, die dieſe Beitimmung im Bezug auf das Berhältniß des 
Art. 37 zu Art. 4 und 11 zu bieten ſchien, Löjt ſich von jelbjt Durch den 
Rückblick auf die Entjtehungsgeichichte des Art. 11. 

Wie bereits erwähnt, hatte der unterm 15. Dezember 1866 den verbün- 
deten Regierungen vorgelegte preußische Verfaſſungsentwurf die Befugniß des 
Präſidiums, völferrechtliche Verträge zu Schließen, an Feine Beſchränkung ge 
bunden. Nur Art. 35 (jet 37) machte hievon eine Ausnahme, indem er die 
Handels: und Scifffahrtsverträge der Genehmigung des Bundesraths unter: 
warf. Dieſe Spezielle Vorſchrift ift indeſſen, wenn nicht völlig, jo Doc zum 
größten Theile überflüffig getvorden, nachdem der von den verbindeten Regier— 
ungen geforderte Abſ. 3 des Art. 11 in der Berfafjung Aufnahme gefunden 
hat. Mit Necht wurde daher die fragliche Beitimmung aus der Norddeutichen 
Yındesverfaflung, in der fie mehr durch Verſehen als abjichtlich belajien war, 
in die Reichsverfaſſung nicht mit iibernommen.') 

Die Theorie Hierfemenzel’3 führt Gorius?) bis zu ihren äußerten Kon- 
jequenzen durch. Er räumt ein, Daß bei vielen Angelegenheiten, welche nad 
Art. 4 der AB. der Gejehgebungsfompetenz des Neiches umnterjtellt find, dem 
Lebteren auch VBerwaltungsbefugnifie zuſtehen, und daß zufolge der von ihm 
vertretenen Theorie dem Bundesrath uud dem Neichstag bei der Abjchliekung 
von Staatöverträgen über dieſe Angelegenheiten mehr Rechte vindizirt würden, 
als bei der inneren Staatsthätigfeit. Diefes Mehr von Rechten, meint er, 
würde dadurch begründet fein, daß es viel leichter it, schlechte Geſetze zu 
ändern als einen ungünftigen Vertrag, an weldyem der Mitkontrahent gerade 
wegen dieſes Umjtandes nur noch mehr fejtbalten würde. 

Dieſe Buchjtaben-Fnterpretation führt unverkennbar dazu, daß der Kater 
bezüglid) der im Art. 4 aufgezäblten Gegenftände ohne Zuftimmung des Bun 
desraths umd Genehmigung des Neichstags einem fremden Staate gegenüber 
gewiſſe Zufagen nicht giltig ertbeilen fünnte, wohl aber ftaatsrechtlich befugt 
wäre, dieſe Zujagen jogleich vechtswirffam zu erfüllen.?) 

Es iſt an fich gewiß richtig, daß bei der Negelung der internationalen 
Verhältniſſe, bei der es ſich um die wichtigſten jtaatlichen und politiſchen 
Fragen handelt, ein objeftives, der Einzelinterpretation möglichit geringen Spiel: 





paßt nun aber vollkommen ebenjogut auf ein Geſetz, welches in Folge einer nachträglichen 
Berfaflungsänderung zu Stande fam, als auf ein nach Art. 4 der Berfajlungsurtunde zuge 
lajjenes. Die Erwähnung diejes Artifels heißt nichts anderes als „mac dem jeweiligen 
Verfafjungsrehte zu Stande gelommenes Geſetz.“ Es wäre geradezu widerfinnig, das 
Gegentheil anzunehmen; hiezu ijt man aber gegenüber von den Gründern der Verfaſſung 
nicht berechtigt.” 

) Val. Hierjemenzel a. a. O. ©. 109, Bem. 1 zu Art. 37, — E. Meier a. a. O. 
S. 304. 
2) Annalen „1875, ©. 546 ff. 
2) Vgl. Yaband, Bd. U, ©. 167. 
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raum gewährendes Merkzeichen dringend geboten erjcheint, um Differenzen und 
Konflikte möglichit zu vermeiden. Ueber die Unmöglichkeit der von Gorius 
vertbeidigten Auslegung kann aber auch diefe Erwägung nicht täufchen. 

Die in Art. 11, Ab. 3 gegebene VBerweilung auf Art. 4 ſoll ſonach 
weder eine Unterjcheidung zwischen denjenigen Meaterien begründen, welche kraft 
Art. 4, und jolchen, welche fraft anderer verfafjungsmäßiger Beitimmungen als 
Objefte der Neichsgefeßgebung erjcheinen, noch joll fie alle unter Art. 4 fallen- 
den Gegenjtände der Beitimmung des Art. 11, Abſ. 3 jelbit für den Fall 
untertverfen, daß ihre Negelung auf dem Wege faiferlicher Verordnung zu— 
läſſig iſt. Es erjcheint dadurch jene Verweiſung in der That als eine lediglic) 
beijpielsweile Erwähnung ohne innere Bedeutung. 

Die Grenzlinie, welche Art. 11, Abi. 3 zwifchen den beiden Klajjen 
von Staatsverträgen zieht, zwifchen jolchen, welche der Kaiſer allein abzu- 
ihließen berechtigt iſt, und folchen, binfichtlich deren er an die Mitwirkung 
von Bundesrath und Reichstag gebunden tft, fann nicht in der Verweiſung auf 
Art. 4, fondern nur durch die präzife und richtige Auslegung des Ausdruds 
„Bereich der Neichsgejeggebung“, gefunden werden. 

Nun kann der Ausipruch: „ein Gegenjtand gehört in den Bereid 
der Reichsgeſetzgebung“, dreierlei jagen: 

Entweder ift damit die Kompetenz des Neiches anerkannt, feine Thätigfeit 
auf diefen Gegenjtand zu erjtreden, jo daß den begrifflichen Gegenjaß der 
Reichsgeſetzgebung die Yandesgejeßgebung bilde. Daß dieſe Be: 
deutung nicht gemüge, die Scheidelinie zwiichen den beiden Vertragsklaſſen ges 
winnen zu laſſen, it der Theorie von Mohl's gegenüber dargelegt worden. 

Es fann ferner als der begriffliche Gegenſatz zur Neichsgejeßgebung das 
Berordnungsrecht gedacht jein, das dem Kaiſer bezw. dem Bundesrathe 
zuſteht. Alsdann jchreibt jener Ausdrud für die Behandlung des vorliegenden 
Gegenjtandes die Form des Gejeges vor und jchließt die Formen der 
Verwaltungsafte aus. 

Der Ausspruch kann aber auch die beiden Beitimmungen zugleich ent- 
halten: er kann die Kompetenz des Neiches anerkennen, die fragliche Ange: 
legenheit durch Befehle zu regeln, und zugleich anordnen, daß dieſe Befehle in 
der Form des Geſetzes zu erlaſſen find.') 

Wird Die legtgenannte Bedeutung des Ausdruds dem Wortlaute des 
Art. 11, Abj. 3 zu Grunde gelegt, jo bedürfen die Gegenftände des Art. 4 
und die ſonſt der Neichsfompetenz überwiejenen Angelegenheiten nicht unbedingt 
der Mitwirkung von Bundesrath und Reichsrath zu ihrer Negelung durch 
völferrechtliche Verträge. Sie bedürfen diefer Mitwirkung vielmehr nur dann, 
wenn die zu treffenden Maßnahmen, foferne fie nicht durch Vertrag geregelt 
würden, einen Befehl erfordern würden, den der Kaifer nur unter Zujtimmung 
des Bundesraths und Neichstages (im Gejeßgebungsmwege) erlajjen fünnte, 
Ale Maßnahmen hingegen, welche nach dem Neichsjtaatsrechte durch jelbjtändige 
Befehle des Kaijers getroffen werden können, iſt der Kaiſer auch in vertrags: 
mäßiger Form ohne Konkurrenz des Bundesraths und Reichstags zu verein- 
baren berechtigt. 

Diefe Auffaffung ift in der That die einzige, welche die Anordnung des 
Art. 11, Abſ. 3 ihrem Zwecke entiprechend und mit den übrigen Beſtimm— 
ungen der Reichsverfaſſung vereinbarlich erjcheinen läßt. Sie allein jchügt 


—— 





N Bgl. Laband, Bd. U, S. 62 ff. 
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davor, daß nicht die Abichließung eines völferrechtlichen Vertrags zur Um: 
gehung der Gejepesform verwendet und eine Abänderung der Rechtsordnung, 
für welche vorausfichtlich die Zujtimmung und Genehmigung des Bundesraths 
und Neichstags nicht zu erlangen wäre, durch den Abjchluß eines Vertrags 
mit irgend einem fremden Staate bewirkt werde. 

Die hier vertretene Auffaſſung ſtimmt im wejentlichen mit den Anfichten 
E. Meier's) und Laband's?) überein. 

Doch kann nicht mit legterem zugegeben werden, daß der Wortlaut des 
Abi. 3 cit. dieſer Auslegung entgegenftehe?) und daß Dderjelbe, wenn man ihm 
einen befriedigenden Sinn abgewinnen wolle, auf eine Verwechslung der An- 
gelegenheiten, welche zur Kompetenz der Reichsgejeggebung gehören, mit den: 
jenigen, welche das Reich in der Form der Gejeggebung zu erledigen habe, 
zurückgeführt werden mülje. 

Laband jelbjt hat anerfannt,*) daß die Vorjchrift, eine gewiſſe Staat 
thätigfeit „unterliege Der Reich sgejeßgebung“, eine Doppelte Bejtimmung 
enthalten fünne, indem fie einerjeitS die Kompetenz des Neiches zum Erlaß 
eines Befehles normire und anderjeits die Form dieſes Erlaſſes vorjchreibe. 
Bon der von un gebrauchten Ausdrudsweife ijt aber die Terminologie 
des Art. 11 Abj. 3: „ein Gegenjtand gehöre in den Bereich der Reid 
gejeßgebung“ nicht wejentlich verjchieden.?) 

Die Beitimmung des Art. 11, Abj. 3 verwechjelt die beiden Kreije von 
Angelegenheiten nicht, jondern faßt in allerdings nicht korreftem Ausdrude beide 
zufammen, jo daß die Worte „Bereich der Reichsgeſetzgebung“ etwa bedeuten: 
„Bereich derjenigen Staatsthätigfeiten, welche innerhalb der Kompetenz der 
Neichsgewalt Liegen und von diejer in der Form des Gejehes ausgeübt werden 
müſſen.“ 

Mit der hier vertretenen Auffaſſung ſteht ſelbſtverſtändlich auch die oben 
gemachte Aufſtellung nicht im Widerſpruch, daß Art. 4, auf den Abſ. 3 des 
Art. 11 verweilt, feinesivegs die Kompetenz des Kaiſers gegen die Kompetenz 
des Bundesraths und Reichstags abgrenze. Aber auch daraus kann ein Gegen: 
grund nicht hergeleitet werden, daß Art. 4 in eriter Linie nicht ſowohl die 
Abgrenzung von Gejeßgebung und Berordnumg, als vielmehr die Abgrenzung 
von Reichs- und Yandeszuftändigfeit zum Zwecke hat. So gewiß dies richtig 
ift, wird Doch immerhin jchon durch die Eingangsiworte des Art. 4: „Der 
Beauffichtigung des Reiches und der Gefeggebung desjelben unterliegen die 
nachjtehenden Angelegenheiten‘ im Allgemeinen auf die verjchiedenen Richtungen 
der Neichsgewalt innerhalb ihrer Kompetenz hingewieſen. Unzweifelhaft iſt 
der Sinn des Art. 4 der AB. nicht der, daß alle Anordnungen, welche ſich 
auf die dort genannten Materien beziehen, nur in der Form des Gejeges mit 
Ausichluß der Form der Verordnung jollten ergehen dürfen.®) 

) A. a. O. S. 29 j. 

Bd. Il, ©. 163 ff. 

*) Wörtlid) die gleiche Behauptung, freilich mit ganz anderer Begründung und in ganz 
anderem Sinne, legt Gorius jeiner Auffaſſung zu Grunde. 

EL der bereits citirten Stelle, Bd. II, ©. 62. 

" Daß der willfürliche Gebraud) des Begriffs „Reichs-Geſetzgebung“ in jeinen ver- 

ſchiedenen Bedeutungen der Reichsverfafjung zum Vorwurfe 2. und die Schwierigkeiten 


der Auslegung nicht unbedeutend erhöht, hebt Laband, II, 65, mit Recht hervor. 
°) Diefen Sinn legt dem Art. 4 Gorius zu Grunde (Annalen „1875*, ©. 548). 


— 


Die aus den Art 7 und 17 der RV. hergeleitete Begründung ſeiner Anſicht kann jedoch als 
maßgebend nicht erachtet werden. 
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Die Grenzlinie zwilchen den Gebieten der Gejeggebung und der Ver— 
ordnung iſt nun aber weder in Art. 4 noch in anderen Theilen der Reichs: 
verfafjung näher bejtimmt, — und auch die Feitjegungen der Berfaflung über 
die Regelung und Vertheilung der Berordnungsfompetenz find für die wijjen- 
ihaftliche Behandlung ein Gegenjtand lebhaften Streits. Die beiden Punkte 
find daher einer kurzen — freilich nach der Aufgabe und dem Umfange gegen: 
wärtiger Unterfuchung nur überfichtlihen — Beiprechung zu unterziehen. 

Die Scheidung der Gebiete der Geſetzgebung und Verordnung wurde 
früher durch zwei gegemüberjtehende Theorien verfuht. Die eine dieſer 
Theorien erkannte einen inneren Unterjchied zwiſchen Gejeg und Verordnung 
überhaupt nicht an, faßte vielmehr beide begrifflich als von der Staatsgewalt 
gejegte Nechtsvorjchriften, deren Unterſcheidung lediglich durch die äußere 
Form des Zuftandefommens begründet jei. Die zweite Theorie nahm das 
Gejeh als den „Willensausdrud der Gejammtrepräfentation des Staates“, die 
Verordnung als die „Aeußerung der Verwaltungsthätigfeit der Regierung,“ 
als den Ausflug der jogen. vollziehenden Gewalt, und juchte auf Grund dejjen 
die beiden Gebiete auch dem Inhalte nach zu ſcheiden.) 

Von einer Würdigung der beiden Anfichten kann hier umfomehr abge: 
jehen werden, al3 in neuejter Zeit von der Mehrzahl der Staatsrechtslehrer 
die Unterjcheidung von Gejegen im materiellen und formellen Sinne und die 
Gegenüberftellung von Verordnungen im materiellen und formellen Sinne, die 
Laband zuerjt in wiljenjchaftlicher Formulirung durchführte,?) als richtig an- 
genommen und die Feithaltung diefer Unterjcheidung als theoretiich und praf- 
tiſch unerläßlich anerkannt wurde.?), 

Hienach gehört zum Begriffe des Geſetzes im materiellen Sinne: 

1. daß dasjelbe einen Rechtsſatz aufjtelle (Gejeges-Inhalt), 
2. daß die formulirte Nechtsregel mit rechtöverbindlicher Kraft aus- 
geitattet jei (Gejeges:Befehl). 

Dagegen ift Gejeg im formellen Sinne ein „Willensaft des Staates, 
der in einer bejtimmten feierlichen Weile zu Stande gekommen iſt.“ Zum 
Inhalte eines Gejeges im formellen Sinne fann nicht allein ein Rechtsſatz, 
jondern ebenfowohl jede Verwaltungsporichrift gemacht werden. 

Den gemeinfamen Ausgangspunft für die beiden durchaus verjchiedenen 
Begriffe bildet der Sat, daß Anordnungen von Rechtsſätzen (Geſetze im 
materiellen Sinne) der Negel nach nur auf dem verfafjungsmäßig beftimmten 
Wege der Gefeßgebung (im formellen Sinne) erlajjen werden dürfen.t) In 





— 


Die Vertreter der erſteren Theorie find aufgeführt bei Laband, Bd. II, ©. 67, 
Ann. 2. Zu ihnen tritt jegt mit voller Entjchiedenheit Zorn, RS. S. 107 fi. — Die 
Anhänger der zweiten Theorie find aufgezählt bei Laband, a. a. DO. Anm. 1. 

?) Zunächſt in jeiner Schrilt: „Das Budgetrecht nach den Beitimmungen der preu= 
hiſchen — Berlin 1871, dann auch in ſ. Staatsr. ds. D. R., Bd. II, 
S. 59 fi, 67 ff. 

) Bgl. dagegen Zorn a. a. ©. ©. 107 u. 108 jammt Anm. — Das unabweislidye 
wiſſenſchaftliche ——8 der von Laband eingeführten Unterſcheidung legt neuerlich ſehr 
lebendig und überführend Schulze, Lehrb. ds. DSM., Bd. I, ©. 519 f. dar. 

*%) Zutreffend jagt hierüber G. Meyer, der Begriff des Geſetzes und die rechtl. Natur 
des Staatshaushalts (Grünhut, Zeitichr. Bd. VII, ©. 25): „Jeder jtaatlihe Willensakt 
fann in der Form eines Geſetzes auftreten, jede Berfügung darf auch als Geſetz erlaſſen 
werden. Aber der Begriff des Gejeges im materiellen Sinne ift wichtig für die Beitimmung 
derjenigen Gegenjtände, welche in den Formen der Gejepgebung behandelt werden müjjen. 
In den Beitimmungen unjerer Berfafiungen, nach weldyen fein Geſetz ohne — der 
Stände erlaſſen werden darf, iſt der Begriff „Geſetz“ im materiellen Sinne genommen. Dem— 


% . 
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‘ Beziehung auf die Borausfegungen ihrer Giltigkeit ſtehen fich die Gejege im 
materiellen Sinne und die Öejege im formellen Sinne gleih. Die Wirkungen 
Bar jtaatlichen Willensaftes dagegen find nad) dem Inhalte desjelben ver: 
chieden. 

Die Verordnung im materiellen Sinne enthält feinen Rechtsſah, 
jondern ift eine Anordnung auf dem Gebiete der Verwaltung, eine Ausübung 
der freien Negierungsthätigfeit. Der Gegenſatz von Geſetz und Verordnung 
im materiellen Sinne entjpricht daher vollkommen dem Gegenſatze von Rechts 
vorjchrift und Berwaltungsvorjchrift. 

Verordnungen im formellen Sinne find die Willensafte des 
Staates, welche in denjenigen Formen zu Stande famen, welche im Allgemeinen 
nur für den Erlaß von Verwaltungsvorschriften ausreichend find. In diejem 
formellen Sinne jcheiden aus dem Begriffe der Verordnung aus alle diejenigen 
Verwaltungsvorjchriften, welche auf dem Wege der Gejeggebung erlaſſen wer: 
den, wie 3. B. der Staatshaushaltsetat, und es fallen anderjeits unter diejen 
Begriff alle Rechtsvorjchriften, welche ohne Mitwirkung der Volksvertretung 
zu Stande famen.') 

Für die Interpretation der Verfaſſung des Reiches ift es von Wichtigkeit, 
dieſe verjchiedenen Bedeutungen der Worte „Geſetzgebung“ und „Verordnung“ 
auseinanderzubalten. Die Verfaſſung gebraucht die beiden Worte bald im 
materiellen, bald im formellen Sinne, und nur durch die Klare Hervorholung 
der jeweils unterlegten Bedeutung vermögen ihre Vorjchriften richtig verjtanden 
zu werden. Daß es ſich im vorliegenden Falle, in der Beitimmung des 
Art. 11, Abi. 3, welche die Negelung der in den Bereich der Neichsgejeh: 
gebung gehörenden Gegenftände bejonderen Beichränfungen unterzieht, nur um 
den Gegenjag der Gejeßgebung und Verordnung im formellen Sinne handeln 
fünne, geht aus dem Inhalte des Art. 11 Elar hervor und ift im Voraus: 
gegangenen bereit dargelegt worden. 

Eine allgemeine Beltimmung darüber, welche Vorjchriften formell als 
Geſetze zu erlafjen jeien, ift in der Neichsverfaffung nicht gegeben. Nicht einmal 
der Grundſatz des fonjtitutionellen Staatsrechts ift ausdrücklich aufgenommen, 
daß Geſetze im materiellen Sinne im Wege der Gejeggebung zu erlafjen feien, 
alſo zugleich Gejege im formellen Sinne fein follen. Daß die Neichsverfafjung 
diejen Grundſatz als jelbitverjtändlich vorausſetzte, darf indejjen unbedenklich be: 
hauptet werden. 

Nur Hinsichtlich einer Materie, des Poſt- und Telegraphenweſens, hat die 
Verfaſſung jelbjt die Scheidung der Gebiete der Geſetzgebung und Verordnung 
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nad) muß jede „allgemeine, den Rechtszuſtand der Untertanen betreffende Vorſchrift auch 
formell als Gejeß erlafjen werden. — Dagegen ijt das Recht zum Erlaſſe von Ber 
jügungen ein Ausfluß der Verwaltungsbefugnifle; die Verfügungen gehen daher regelmäßig 
von den Regierungsorganen aus. Die Anwendung der Geſetzesform iſt bei denjelben nur 
dann erjorderlid, wenn fie entweder durch die Verfaliung vorgejchrieben wird oder wenn die 
betreffende Verfügung eine Abweihung von einem gejeglich feitgeitellten Grundjage enthält." 

1) Ein näheres Eingehen auf die anregenden und durd die Klärung der Frage außer— 
ordentlich danktenswerthen Grörterungen Laband's, jowie eine Unterjuchung der frage nadı 
der durchgängigen Haltbarkeit jeiner Aufftellungen, iſt hier unmöglich; für die prinzipielle 
Frage muß vielmehr auf feine Darjtellung jelbit verwiejen werden. Falſch und dem Sinne 
Laband's direft zuwider faßt Zorn a. a. O., ©. 129 die von jenem aufgejtellte Unter: 
iheidung, wenn er behauptet, Yaband nenne materielle Verordnungen ſolche, welche 
Nechtövorichriften geben, formelle Verordnungen ſolche, welche nur Verwaltungsvorſchriften 
enthalten, 
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grundfäglich bejtimmt.") Bei einer Reihe anderer Gegenftände hat fie entweder 
jede hieherbezügliche Vorſchrift unterlaffen, oder ſich darauf bejchränft, für Die 
Ordnung bejtimmter VBerwaltungsangelegenheiten die Form des Gejeßes vor: 
zujchreiben.?) 

Die theoretiiche Betrachtung kann diefen Mangel einer Haren, verfaſſungs— 
mäßigen Scheidung der beiden Gebiete nur theilweile erjegen. Mehr Anhalts— 
punkte find für die Beurtheilung der Verhältniſſe im Neiche aus der bisherigen 
Thätigfeit der Reichsgeſetzgebung zu gewinnen.) Die Unterjcheidungen, welche 
dieje in der Betretung des Gejepgebungs- und des Verordnungsweges feſtge— 
itellt hat, find auch fernerhin zu beachten und einzuhalten. Dabei ift insbe— 
jondere darauf das Augenmerk zu richten, daß Verwaltungsvorjchriften, welche 
im Wege der Gejeggebung ergingen, auch nur im Wege der Gejeßgebung mieder 
aufgehoben werden fünnen.*) 

Im Allgemeinen jind als Grundfäge feitzuftellen: 

1. Rechtsvorſchriften find regelmäßig im Wege der Geſetzgebung zu 
erlalien. Im Verordnungswege fünnen diefelben nur auf Grund einer jpeziellen 
reihsgejeglichen Delegation giltig getroffen werden. 

Eine allgemeine, durch die Reichsverfaſſung jelbjt begründete Befugniß 
zum Erlafje von Rechtsverordnungen befteht nicht,) auch nicht auf Grund der 
durch Art. 7, Abſ. 2 der RB. dem Bundesrathe eingeräumten Befugniß zum 
Erlajje von Ausführungs-Verordnungen“) und ebenjowenig auf Grund des 
Art. 17 der RV., der vielmehr dem Kaiſer lediglich die Kontrole über die 
durch Reichsgejege normirte Verwaltung überträgt.?) 

Wohl aber kann die Berechtigung des Reichstags nicht geleugnet werden, 
jederzeit Die Organe der Reich3gewalt zu dem Erlafje von Verordnungen, welche 
Rechtsvorſchriften enthalten, durch Reichsgeſetz zu ermächtigen. 

Auch zu dem Erlajje von Nothverordnungen (proviforischen Gejeßen, 
Verordnungen mit interimiftiicher Gejegesfraft, ift weder Kaiſer noch Bundes— 
rath durch eine allgemeine Vorjchrift ermächtigt. 

Dagegen ift in drei Fällen diefe Ermächtigung durch Spezialgejeße er: 
theilt worden ®) und für den Fall der Erklärung des Kriegszuftandes ift durch 
Art. 68 der AB. das Recht des Kaifers Eonftituirt, den gejeglichen Rechts— 
zujtand nach Vorschrift des preußifchen Gejeßes vom 4. Juni 1851 zeitweije 
abzuändern.*) 


') Bgl. hierüber E. Meier, ©. 296 ff., jowie die Anm. 3 auf ©. 250 diejer Dar- 
tellung. 

) So für die Anlage von Eijenbahnen für Rechnung des Reichs, die Konzefjionirung 
derjelben an Privatunternehmer zur Ausführung und die Austattung derjelben mit dem 
Erpropriationsrechte durch Art. 46, Abſ. 1, — für die Feſtſtellung der Friedenspräſenzſtärke 
des Heeres durch Art. 60, — für die Feititellung des Reichshaushalts-Etats durch Art. 69, — 
für die Aufnahme eines Anleihens durch Art. 73. Vgl. ferner Art. 18, Abſ. 2, Urt. 46, 
Abj. 3, Art. 58, Art. 75, Abi. 2, Art. 76, Abi. 2. 

8, Bol. hiezu die oben citirten Ausführungen von E. Meier. 

*, Gerade auf dieſem eg beruht, wie Yaband, Bd. II, S. 95 Hervorhebt, die 
praftiiche Wichtigkeit des formellen ( ejepesbegriffs. y 

) Vgl. Laband, Bd. II, S. 69 ff., Seydel i. d. Annalen „1874“ ©. 1143, 

6, Bol. Laband, Bd. II, ©. 70 f. 

) Bgl. ebenda, ©. 71. 

°) Bal. Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869, $ 16, Einf.-Gef. z. RCPO., $ 6 und 
dad RS. betr. die Bereinigung von Eljah-Lothringen mit d. DR. vom 9. Juni 1871, 5$ 2 
und 3, und biezu Gg. Meyer, Lehrb., ©. 425 f. 

9) Pr. Gejeg-Sammlg. für 1851, ©. 451 fi. Bol. Laband, Bd. II, ©. 73 f. 
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2. Berwaltungsvorjchriften, welche die Organifation der niederen Ber: 
waltungsbehörden und deren Berhalten im Allgemeinen oder für eine unbe 
ſtimmte Anzahl von Fällen regeln, werden regelmäßig im Berordnungswege 
erlafien.) Im Wege der Gejeßgebung find Ddiefelben nur dann zu treffen, 
wenn diefer Weg durch die Verfaſſung oder durch jpätere gejegliche Beitimmung 
ausdrücklich vorgejchrieben iſt. 

Das Recht des Reiches, Verwaltungsverordnungen zu erlaſſen, erſtreckt 
ſich auch auf Gegenſtände, welche nicht ſeiner Verwaltung, ſondern nur ſeiner 
Geſetzgebung unterliegen, bier mit der ſelbſtverſtändlichen Beſchränkung auf Vor— 
schriften und Einrichtungen adminijtrativer Natur, welche zum Bollzuge der 
Neichögejege nöthig find. Das Verordnungsrecht des Neiches in Bezug auf 
diefe Gegenjtände erjcheint als ein Ausfluß feiner Geſetzgebungs-, nicht feiner 
Berwaltungsbefugniß.?) 

Nach alledem ijt die Frage, welche Gegenjtände in den „Bereich der 
Neichsgefeßgebung“ gehören, nicht im Allgemeinen nad) unabänderlichen Kri- 
terien, fondern immer nur nad) dem momentanen Zuftande der Reichsgejeh- 
gebung zu beantworten. „Jedes neue Geſetz kann einen Gegenjtand, der bis: 
her der freien Willensentjcheidung der Verwaltung überlajjen war, „gejeglich“ 
regeln oder eine bisher in Geltung jtehende gejegliche Vorſchrift aufheben und 
das freie Ermeſſen der Verwaltungsbehörden für maßgebend anerfennen; damit 
ändert fich immer zugleich auch der Streis der Gegenjtände, über welche Staats- 
verträge nur mit Genehmigung des Bundesraths und Reichstags Geltung er 
langen fünnen.“ (Xaband, Bd. II, ©. 187.) 

Die Löfung der zweiten Frage, wer Träger des Reichs-Verord— 
nungsrechtes ſei, wird fich in befriedigender Weie nur dann gewinnen 
lajjen, wenn jede der beiden Verordnungsarten, Nechtsverordnung und Ber: 
twaltungsverordnung, gejondert in Betracht gezogen wird.?) 

Das Recht zum Erlajje von Nehtsverordnungen (einjchließlich der 
VBerordunngen mit proviforischer Gejegeskraft) kann zu Gunſten des Kaijers, 
des Bundesraths, des Neichsfanzlers oder einer anderen Neichsbehörde delegirt 
werden.*) Welches Organ zu dem Erlalje fompetent jein jolle, hat das die 
Delegation vornehmende Reichsgejeß zu bejtinnmen. In Ermangelung bejonderer 
Feſtſetzung darüber ift der Bundesrath, jeiner allgemeinen jtaatsrechtlichen 
Stellung im Neiche gemäß, als zum Erlajje der bezüglichen Verordnungen be: 
fugt zu erachten.?) 


! Bol. Laband, Bo. II, 222 fi. 

2) Bol. Yaband, Bd. II, 233, 

®) Die jtaatsrechtlichen Theorien haben bisher auf den Gegenjag der beiden Verord— 
nungsarten wenig Nücdjicht genommen und find dadurd) zumeiit zu ihren divergirenden Re 
jultaten gefommen. Ein prinzipielles Verordnungsicht des Kaijers, das fonkurriren 
und eventuell auch kollidiren könnte mit dem Verordnungsrechte des Bundesraths, ohne daß 
die Verfaſſung für ſolchen Fall eine entjcheidende Norm enthält, haben Zorn (Krit. Biertelj.- 
Schrift, Bd. XVIl, S. 394 ff.) und v. Rönne (StR. d8. DR., II, ©. 57 ff.) behauptet. 
In j. Staatsr. ds. DR. (Bd. I, ©. 130) hat Zorn dieje Anſicht als unridhtig aufgegeben 
und als den prinzipiellen Träger des Verordnungsrechtes den Bundesrath als den 
Träger der Reichsſouveränetät erklärt, jo dab mangels ausdrüdlicher Bejtimmung die Prä- 
jumtion für diejen ſpreche. Das ijt im Wejentlihen die herrſchende Anficht. Ihre Vertreter 
j. bei Zorn a. a. O. 

*) Die Delegationen zu Gunjten eines Einzeljtaats fommen für die und vorliegende 
Frage nicht in Betracht. 

°) Vgl. Seydel i. d. Annalen 1874, ©. 1143 und Gg. Meyer, Lehrb. ©. 425. — 
U. U Laband, Bd. U, ©. 78. 
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Zum Erlajje von Berwaltungsverordnungen auf den Gebieten 
der Neihsverwaltung find alle höheren Verwaltungsorgane kraft und 
innerhalb ihrer VBerwaltungsbefugnijje berechtigt, alfo der Bundesrat, joweit jeine 
Verwaltungsfompetenz reicht, 3. B. auf dem Gebiete des Zollweſens, — der 
Kaifer binfichtlich der feiner Leitung unterjtellten Berwaltungsangelegenbeiten, 
3. B. binfichtlich des Militärweſens, der Kriegsmarine, des Poſt- und Tele: 
graphenweſens, — der Reichskanzler, die höheren Neichsbeamten und Reichs: 
behörden, joweit jie, wie z. B. der Staatsjefretär des Neichspojtamts, felbit: 
jtändige Verwaltungsbefugnijie inne haben. 

Zum Erlaſſe von Bermwaltungsverordnungen auf denjenigen Ge: 
bieten, welche nicht der Berwaltung, jondern nur der Gejeggebung des Reichs 
unterjtellt find, ift als regelmäßiges Organ gemäß Art. 7, 3. 2 der AB. der 
Bundesrath befugt, mit dem Vorbehalte jedoch, daß durch bejondere reichs— 
gejegliche Beitimmung das Berordnungsrecht auf diefem Gebiete auch anderen 
Organen der Neichsgewalt übertragen werden kann, ohne daß zur Bejeitig- 
ung der regelmäßigen Zuftändigfeit des Bundesraths in jolchem Falle die 
Formen der Verfallungsänderung erforderlid) wären.!) 

Für die Scheidung der beiden Klaſſen von Staatsverträgen des Reiches, 
jofher, welche der Kaiſer allein abzujchliegen berechtigt ift, und jolcher, deren 
Abſchluß durch die Zuftimmung des YBundesraths, deren Giltigkeit durch Die 
Genehmigung des Neichstags bedingt ift, ergeben fi) aus dem Gejagten 
folgende Süße: 

Alle Gegenftände, welche nach dem jeweiligen Zuftande der Neichsgejeß- 
gebung in deren Bereich gehören, vermag der Kaiſer nach dem klaren Wort: 
laute des Art. 11, Abſ. 3 nur unter Einhaltung der dafelbjt auferlegten Be— 
Ichränfung durch Verträge zu regeln.?) 

Zu dieſen Gegenjtänden zählen insbejondere auch Verwaltungsangelegen— 
heiten, für deren Ordnung durch jpezielle VBorjchrift die Gejegesform geboten ift. 

Dazu zählen ferner die von Nechtsverordnungen betroffenen Gegenjtände, 
denn auch deren Regelung hat an fich im Wege der Gefeggebung zu erfolgen. 
Soweit indejjen der Kaiſer zum Erlaſſe folcher Verordnungen durch Reichs: 
gejeß ermächtigt wird, ijt es von dem Inhalte und Umfange der Delegation 
abhängig, ob die ihm übertragene Befugniß zu jelbjtändiger Regelung der be— 
züglihen Angelegenheiten auch auf die Bertragsichliegung fich erjtrede. 

Daß in den Fällen, in denen das Verordnungsrecht dem Bundesrathe 
übertragen ift, zum Abſchluſſe völferrechtlicher Verträge die Zujtimmung 
des Bundesraths erforderlich jei, wird von E. Meier?) behauptet und durch 
die Bemerkung zu begründen verjucht: „Das naturgemäße Verhältniß der 
Erefutive in ihrer verjchiedenartigen Stellung nach innen und nad) außen 
würde ſonſt in jein Gegentheil verkehrt.“ 

Art. 11, Abi. 3 bietet für diefe Anficht feine Unterjtügung, jchließt die- 
jelbe vielmehr, da ja auch bier die Negel „unius positio est alterius ex- 
elusio* Anwendung findet, Ddireft aus. Zum Abſchluſſe von Verträgen 
it in den gedachten Fällen johin der Kaiſer unbefehränft legitimirt. Eine 
andere Frage ijt es, ob die in ſolchen Fällen abgejchlojjenen Verträge zu ihrer 


) Dal. Seydel i. d. Annalen 1874, ©. 1143, 

2, Die „Berfajjungsänderungen“ bedürfen feiner befonderen Hervorhebung, 
deun auch fie ‚gehören gemäß Art. 75, Abj. 1 in den „Bereich der Reichögejeggebung.“ 

A. a. O. ©. 295. 
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ftaatsrehtlihen Giltigkeit (zu ihrem Bollzuge) der Zuftimmung des 
Bundesraths bedürfen oder nicht.') 

Zum Abjchlufje von Verträgen über VBerwaltungsangelegenheiten, hin: 
fichtlid) deren dem Kaifer kraft jeiner verfajjungsmäßigen Verwaltungsbefugnifie 
oder, — es ſich um die Ausführung von Reichsgeſetzen handelt, kraft be— 
ſonderer reichsgeſetzlicher Ermächtigung das Verordnungsrecht zuſteht, iſt jelbit- 
verſtändlich eine Mitwirkung des Bundesraths oder Reichstags nicht erforderlich. 

In denjenigen Fällen endlich, in denen durch ftaatlichen Gejchäftsauf- 
trag oder fpezielle Ermächtigung der Neichskanzler und die höheren Berwalt- 
ungsbehörden des Neiches zum Erlafje von Verwaltungsverordnungen befugt 
find, wird regelmäßig die bezügliche Delegation ſich auch auf den felbjtändigen 
Abschluß von Staatsverträgen (im Wege der nicht jolennen Bertragsform) erjtreden. 

Zu den Verträgen, welche von der Beichränfung des Art. 11, Abi. 3 
ausgenommen find, weil fie nach feiner Richtung in das Gefeggebungsgebiet 
eingreifen, gehören insbejondere auch alle jene völferrechtlichen Vereinbarungen, 
welche ihre Wirkjamfeit überhaupt nur nach außen geltend machen. 

Dazu zählen die internationalen Verträge über die Regelung allgemeiner 
völferrechtlicher Verhältniſſe — jo über die Ordnung von ftaatsrechtlichen An- 
gelegenheiten fremder Länder und deren Verhältniſſen zu ihren Nebenländern, 
über die Aufnahme eines Staates in die völferrechtliche Gemeinfchaft, über 
die Deffnung oder Schliegung fremder Meere oder Meerengen u. ſ. f. —, 
dann Bündniffe — vorbehaltlich des Mitwirfungsrechtes des Bundesraths in 
Konfequenz des Art. 11, Abj. 2 der RB., joferne das Neich durch ein Bünd— 
niß zu eventuellem kriegeriſchen Vorgehen gegen eine dritte Macht verpflichtet 
werden ſoll — jowie jolche Friedensverträge, welche lediglich die Einftellung 
der FFeindfeligfeiten und die Herjtellung ewigen Friedens und fteter Freund— 
ichaft vereinbaren. Zu dem Abſchluſſe ſolcher Verträge ift der Kaiſer un- 
beſchränkt legitimirt. 


f) Bedeutung der Mitwirkung von Bundesrath und Reichstag. 


Die vorjtehende Erörterung hat ergeben, daß die beiden Klaſſen von 
Staatöverträgen, welche nach Art. 11, Abi. 3 der Reichsverfaſſung zu unter: 
jcheiden find, fich wejentlich durch ein Kriterium bejtimmen, welches die Vor: 
ausjegungen der jtaatsrechtlichen Bollziehbarfeit der Verträge betrifft. 

Darauf beruht nun folgende Streitfrage: 

Will Art. 11, Abf. 3 der Reichsverfaſſung, ohne die Legitimation des 
Kaifers zum Vertragsabſchluſſe zu berühren, lediglich die VBorausfegungen der 
ftaatsrehhtlichen Giltigfeit der Verträge normiren? 

Dder mill derjelbe den verfajjungsmäßigen Vorausſetzungen der jtaats: 
rechtlichen Giltigkeit die Legitimation des Kaifers zum Vertragsabſchluſſe jelbit 
unterwerfen und jomit die Borausfegungen der völkerrechtlichen Giltig— 
feit der Verträge zum Gegenjtande feiner Feititellung machen? 

Legt man der Beltimmung des Art. 11, Abſ. 3 der AB. die erftere Be 
deutung zu Grunde, jo jagt diejelbe lediglih: „In allen Fällen, in denen zur 
Bollziehung eines Staatsvertrags Anordnungen erforderlich find, welche in der 
Form des Geſetzes ergehen müſſen, fann der Kaifer den von ihm gejchloffenen 


N) Daß in den hierherbezüglichen Fällen thatſächl ich ſchon bei Einleitung der Ber 
bandlungen über abzuſchließende Verträge die Zuftimmung des Bundesraths eingeholt zu 
werden pflegt, ijt bereits erwähnt worden. 
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Vertrag nicht zur Ausführung bringen, wenn nicht der Bundesrath dem Ab- 
Ihluffe zugeftimmt und der Reichstag die Genehmigung ertheilt hat.“ 

In diefem Sinne verjtanden würde die genannte Anordnung einen aner- 
fannten — der ſtaatsrechtlichen Theorie wiederholen, der ſo ſelbſtver— 
ſtändlich iſt, daß er einer beſonderen Hervorhebung in der Verfaſſung nicht 
bedürfte. Laband, der dem Art. 11, Abſ. 3 den gedachten Sinn unter: 
ſtellt, geſteht das unumwunden zu und gibt von diefem Standpunkte aus für 
die Spezielle Feitiegung des Abi. 3 folgende Erklärung: Man habe die „Ab- 
jurdität“ ausjchließen wollen, als dürfe der Kaiſer einen Befehl, den er nur 
mit Zuftimmung des Bundesrath3 und des Reichstags erlaffen kann, dann 
ohne diefe Zuftimmung erlafjen, wenn er zuvor den Erlaß des Befehls in 
einem Bertrage mit einer fremden Macht der Iebteren zugefichert hat. In 
mißverftändlicher Auffalfung des Wejens eines Staatövertragg habe man 
nämlich geglaubt, daß dieſe Abjurdität aus Abi. 1 des Art. 11 hergeleitet 
werden fünnte.”) | 

Die folgenden Unterfuchungen werden darzuthun haben, ob in der That 
nur „mißverjtändliche Auffaſſung“ die Einfügung des Abf. 3 in den Art. 11 
der RB. veranlaßt hat, ob nicht vielmehr diefer Abſatz die Vorausfegungen 
der Legitimation zum Vertragsabſchluſſe, mithin die völferrechtliche Giltigkeit 
der Verträge des Reiches normire. 

Laband?) nennt feine Auslegung des Art. 11 die einzige, welche mit 
dem Wortlaute diejes Artikels, mit den allgemeinen Prinzipien der Reichsver- 
faflung und mit der Praxis des internationalen Verkehrs vereinbar fei. 


Um zunächit den Beweis der Uebereinftimmung feiner Auslegung mit dem 
BVortlaute des Art. 11 zu erbringen, erinnert Yaband daran, daß Abſ. 2 
des gleichen Artikels „zur Erflärung des Krieges im Namen des Reiches Die 
Zuftimmung des Bundesraths“ fordere, aljo dieſelbe Redewendung gebrauche, mit 
der Ab}. 3 die Zuftimmung des Bundesraths zum Abjchluffe von Staatsverträgen 
gewilier Art verlangt. „Es entipricht den Regeln der Auslegungskunft, jagt 
Laband, dieſelbe Redewendung in demjelben Artikel in ui ar Sinne zu 
interpretiren.“ 

Dagegen ift prinzipiell nichts zu erinnern. Die Auslegung hat ftet3 Die 
Reichsverfaſſung als ein einheitliches Geſetz anzuerkennen, dejjen einzelne Be- 
jtimmungen untereinander im Einflange jtehen. Für den vorliegenden Fall 
dürfte aber doch die Thatjache mehr, als Laband annimmt, in's Gewicht fallen, 
daß Abi. 2 des Art. 11 erjt bei dem Beitritte der ſüddeutſchen Staaten zum 
deutichen Bunde in die Verfaſſung des Norddeutichen Bundes eingejchaltet 
wurde, während Abj. 1 und 3 fchon in dieſer fich befunden hatten. Jene 
Interpretationsregel gelangt alfo bier nur infoferne zu direkter Geltung, als 
die Redewendung der neueren Beftimmung (des Ab. 2) im Sinne der gleichen 
Redewendung der älteren Beitimmung (des Abj. 3) interpretirt werden muß. 
Ein Rückſchluß iſt an fich nicht unzuläflig, kann aber feinesfalls als ein allen 
Zweifel ausschliegendes „authentijches Hilfsmittel der Interpretation“ für den 
Sinn des Abi. 3 erkannt werden. 

Ueber die Bedeutung der im Abf. 2 getroffenen Beftimmung äußert ji) 
nun Yaband in folgenden Worten: 


9 = Laband, Bd. II ©. 168. 
) Ebenda, ©. 170. 
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„Der Kaifer würde fich nach Art. 11, Abſ. 2 ohne Zweifel einer Ueber— 
ſchreiiung ſeiner ſtaatsrechtlichen Befugniſſe ſchuldig machen, wenn er, abge⸗ 
ſehen vom Falle eines Angriffs auf das Bundesgebiet, im Namen des Reiche 
einen Krieg erklären würde, ohne die Zuftimmung des Bundesraths eingeholt 
zu haben. Aber würde in diefem Falle die Kriegserflärung völkerrechtlich un: 
giltig fein? Wäre der Krieg etwa ein Privatunternehmen des Kaijers für 
welches dag Reih die Verantwortlichkeit ablehnen könnte? Würde irgend 
jemand der Deduftion Gehör ſchenken, daß der fremde Staat ja willen mühe, 
daß der Kaiſer nicht berechtigt fei, ohne Zujtimmung des Bundesratha den 
Krieg zu erklären, daß deshalb eine jolche Kriegserflärung nichtig jei, daß die 
vom Kaijer in Kriegsbereitichaft gejegten und in das feindliche Gebiet geführten 
Truppen nicht als die Armee eines Krieg führenden Staats anzujehen jeien 
u.f.w.? Der Abi. 2 läßt eine andere Auslegung gar nicht zu, als daß er 
zwar eine ftaatsrechtliche Bejchränfung des Kaiſers mit rechtlicher Wirkung 
nach innen, nicht aber eine Beſchränkung der im Abſ. 1 ertheilten wölferredt- 
lichen Vertretung mit Wirkung nad) außen enthält. , 

Wir tragen ernftliche Bedenken, diefe Säße, jo jehr fie allenthalben An: 
erfennung finden, zu unterjchreiben. Es follte, fragen wir, wenn denn doc 
einmal der Fall gejegt werden will, daß der Kaiſer einer fremden Macht den 
Krieg erflärte, obwohl der Bundesrath jeine Zuftimmung verweigerte — denn 
auch dem von Laband gejegten Falle Liegt ja die Vorausjegung zu Grunde, 
daß der Bundesrath ſich gegen die Kriegserklärung ausſprach, rejp. wenn er 
befragt worden wäre, ihr jeine Zuſtimmung verweigert haben würde —, es 
ſollte in dieſem Falle die Erklärung des mit dem Reiche umeinen Kaiſers trot 
der Beitimmung des Art. 11 dem Reiche gegen jeinen Willen alle die Opfer 
an Menschenleben, Vermögen und Ruhe abnöthigen können, die ein Krieg F— 
ſchlingt? Welche praktiſche Bedeutung hätte denn die ftaaisrechtliche 
ſchränkung in dem angenommenen Falle, wenn der Kaiſer ſich wirklich * 
den Mangel des bundesrathlichen Konſenſes hinwegſetzen und eigenmächtig das 
Neih in einen Krieg ftürzen Fünnte, der möglicherweife deſſen Erijtenz und 
Unabhängigkeit in Frage ſtellt? Wäre ein folcher Krieg wirklich mehr als ein 
Privatunternehmen des Kaiſers, deſſen ganze ungebeuerliche Verantwortung von 
ihm allein zu tragen wäre? Und warum jollte eine Sriegserflärung des 
Kaifers, die dem durch den Bundesrath ausgejprochenen Willen des Reiches 
zuwider erfolgte, nicht völferrechtlich ungiltig fein oder werden fünnen? Lediglich, 
weil man vom fremden Staate die Kenntniß der Beichränfung des Eaiferlichen 

Kriegsrechtes nicht fordern fünne? Es iſt ja allerdings denkbar, daß aud die 
ausdrüctliche, dem fremden Staate mitgetheilte Erklärung des Bundesraths, 
das Neid) wolle den Krieg nicht, von Seite des Gegners unbeadhtet bleiben, 
daß in Folge der vom Kaifer vor oder in Verbindung mit der Kriegserklärung 
getroffenen Dispofitionen oder in Folge der durch dieje Erklärung gejchehenen 
Berlegung des fremden Staates die Verhinderung eines ungerechten oder unver: 
Ständigen Krieges fich thatfächlich unmöglich erweifen würde. Aber wäre in folchem 
Falle — nachdem des Kaiſers Dispofitionen, denen die Schuld der Verwidlung 
zur Yajt fällt, durch den Bundesrath als ungiltig erklärt wurden — nicht der 
Gegner der Angreifer, der jene Erklärung mißachtend den Krieg beginnt? 

Daß „ein gegen die Striegserflärung ausfallender Beſchluß des Bundes: 
raths den Kaijer, welcher bisher ſelbſtändig die Verhandlungen führte, an die 
fremde Macht nicht auszugleichende Forderungen jtellte oder deren mit einem 
Bruche drohende Forderungen zurüdtwies, welcher alle militärischen Vorkehr— 
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ungen aus eigenem echte traf bis zur Mobilmahung und Aufftellung an der 
Örenze, welcher vielleicht Bündniſſe zu diefem Zwecke rechtsgiltig abfchloß, auf 
eine unerträgliche Weije bloßjtellen und überdies die Ehre und das Anfehen 
des Reiches, wahrjcheinlih ganz nußlos, verlegen würde“) fpricht nicht 
gegen die hier vertretene Anficht. Denn die Verweigerung der Zuftimmung in 
ſolchem Falle würde den Kaifer bloßjtellen und das Anjehen des Neiches 
Ihädigen, mag Abj. 2 des Art. 11 Lediglich eine jtaatsrechtliche oder auch eine 
völferrechtliche Beichränfung des Kaifers janftioniren. Die Bloßftellung und 
Verlegung wäre aber nicht durch den Beichluß des Bundesraths, jondern durch 
die unberechtigten und umverjtändigen Dispofitionen des Kaifers erfolgt. 

Auch die Einwendungen, die anderwärts gegen eine Betheiligung der 
Bolfsvertretung an Beſchlüſſen über Krieg und Frieden erhoben werden, 
unterftügen die von Laband vertheidigte Auffaffung nicht. Es gilt dies ins— 
befondere von dem Einwande, die Einräumung eines Antheils an diefen Be- 
ſchlüſſen wäre „theilweife Verlegung der Regierung in den gefeßgebenden Körper 
und würde, wenigjtens im alten Europa, die höchſten Intereſſen des Staates, 
der das thäte, in ſchwere Gefahr bringen; die Verhandlung in den Kammern 
könnte Leicht dem Feinde nügen und würde jelten dem Staate frommen.“ ?) 
Alle diefe Gründe ſprechen in der That gegen eine Mitwirkung des Parlaments 
zu den fraglichen Beſchlüſſen, treffen aber nicht in gleihem Maße auch gegen 
eine Betheiligung des Bundesraths an denjelben zu. Ihm ift die zu „Thaten 
des Moments“ nöthige „Itille Leberlegung und ruhige Prüfung der Verhältnifje 
und Ausjichten“ ebenjowohl möglich als „Einheit des Willens und rafche 
Durchführung der gefaßten Entſchlüſſe.“ 

E3 gibt feinen völferrechtlichen Grundſatz, wonach verfafjungsmäßige Be- 
Ihränfungen des dem Staatsoberhaupte zuftehenden Nechtes der Kriegserflärung 
ohne jede völferrechtliche Bedeutung wären. Wohl aber hat die Bundesver— 
fajjung der Vereinigten Staaten Nordamerikas?) das Necht der Kriegserflärung 
dem Kongrejje zugetheilt, die Schweizerifche Bundesverfafjung*) die Bundes: 
verjammlung zu ag fompetent erklärt, und auch im ehemaligen 
Deutichen Reiche?) konnte der Kaiſer feinen Krieg erklären ohne Zuftimmung 
des Reichstags. 

Endlich jpricht gegen Laband die von ihm felbjt ausdrücklich anerkannte 
Suterpretationgregel, daß jede gejegliche Beltimmung nur im Zufammenhange 
mit anderen ausgelegt werden dürfe, weil jeder Rechtsſatz in feiner Iſolirtheit 
betrachtet und mit formaler Logik zu feinen äußerjten Konſequenzen entwidelt, 
im Stande wäre, das gefammte Rechtsſyſtem auf das Aeußerſte zu alteriren.®) 

Wenn nämlich, wie Yaband annimmt, das Zuftimmungsrecht des Bundes- 
raths im Sinne des Art. 11, Abſ. 2 nur eine ftaatsrechtliche Beichränfung 
des Kaifers enthält, fo fteht e8 nach Umfang und Wirkung dem Rechte des 
Reichstags, die zur Führung eines Krieges nöthigen Geldmittel zu bemilligen 
reſp. zu vertveigern, twejentlich gleich. Diejes Recht iſt als ein formales Recht 
des Reichstags anerkannt; ?) eine direkte Beſchränkung der vülferrechtlichen Be- 
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®) Bol. E. Meier, S. 195, auf den Laband, Bd. II, S. 171, Anm. 1, verweilt. 

?) Bol. Mohl, RStR., ©. 312, 





296 M. Proebit: Der Abſchluß völferrechtlicher Verträge 


fugniffe des Kaiſers enthält es nicht. An der Ausübung des Geldbewilligungs: 
rechtes de Reichstags nimmt aber auch der Bundesrat materiellen Antheil, 
nad deſſen Beichlüffen ja die erforderlichen Vorlagen an den Reichstag gebradt 
werden und der die vom Neichstage behandelten und genehmigten Borlageu 
zur weiteren verfafjungsmäßigen Verfügung an den Kaifer überweilt und damit 
lanktionirt. Wollte die Verfaſſung dem Bundesrathe Fein mweitergehendes Recht 
einräumen, dann hatte fie nicht nöthig, das aus den allgemeinen Prinzipien ſich 
ergebende innerjtaatliche Zuftimmungsrecht desjelben durch eine nachträglich in 
den Art. 11 eingefchaltete Beitimmung ausdrüdlich zu janktioniren. Sie gab 
vielmehr durch die ausdrüdliche Erwähnung desjelben der Gefahr Raum, daf 
aus der Setzung der einen der beiden Beitimmungen der Ausschluß der anderen, 
die das ehe des Neichstags betrifft und naturgemäß mit jener 
im engjten Zujammenhange jteht, gefolgert werde. 

Das Deutjche Reichsſtaatsrecht bietet für letztere Annahme feinen Anhalt. 
Die nachträgliche und gejonderte Einfügung des Abſ. 2 in die urjprüngliche 
Faſſung des Art. 11 jpricht ferner auch gegen die Annahme , als ob damit 
lofe Beltimmung in die Berfafjung aufgenommen worden fei. Es erübrigt 
daher nur die von Laband befämpfte, von uns vertretene Annahme , daß 
Abi. 2 des Art. 11 eine Beichränfung der dem Kaifer in Abſ. 1 ertheilten 
pölferrechtlichen Bertretungsbefugniß, hier jpeziell des Kriegserflärunggrechtes, 
mit rechtlicher Wirkung nach außen enthalte. 

In Konſequenz der oben gegebenen Erklärung über das Verhältniß von 
Abi. 2 zu Abſ. 3 des Art. 11 muß darauf verzichtet werden, den aljo eruirten 
Sinn, in welchem durch Abf. 2 die Zuftimmung des Bundesraths gefordert 
wird, als ein „authentifches Hülfsmittel der Interpretation für den Sinn, 
in welchem diejelben Worte im Abf. 3 zu verjtehen find“, zu benügen. 

Wohl aber ift über den Wortlaut des Art. 11, Abi. 3, ſoweit es fich um 
die Zuftimmung des Bundesraths handelt, noch ein Wort zu jagen. Es wird 
diefe Zuftimmung gefordert „zum Abſchluſſe“ einer beftimmten Kategorie 
von Verträgen des Reiche. „Abſchluß“ eines Vertrags aber ift deilen Ber: 
feftion im völferrechtlichen Sinne, vom Momente des Abſchluſſes Datirt die 
völferrechtliche Giltigkeit des Vertrags. Wenn ſomit eine Verfaflung die Zu: 
ftimmung dritter Faktoren „zum“ Abjchluffe eines Vertrags fordert, jo kann 
nicht bejtritten werden, daß diejelbe ihrem Wortlaute nad) von der Er: 
theilung diefer Zuftimmung die völferrechtliche Giltigfeit des Vertrags ab: 
hängig machen will. 

ür die Auslegung jeder VBerfaffungsbeitimmung iſt aber ihr Wortlaut fo - 
lange als maßgebend zu erachten, bis etwa aus amderweiten rechtlichen und 
Base Erwägungen jich die Unhaltbarfeit einer wörtlichen Auslegung ergibt. 
Im —* an die eben bekämpften Aufſtellungen ſagt ſodann Laband:?) 

„Damit ſtimmt überein, daß der Bundesrath und ebenſo der Reichstag 
nah außen überhaupt nicht namens des Neiches handeln. Woher foll der 
auswärtige Staat zuverläſſige Kenntniß haben, daß der Bundesrath die Zus 
ſtimmung zum Abjchluß des Vertrages ertheilt habe, da feine Verhandlungen 
nicht öffentlich find? Und mit der bloßen Anzeige, daß der Bundesrath zuge: 
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itimmt habe, wäre immer noch nicht dem Erforderniß Genüge geichehen, daß 
der fremde Staat die Vorjchriften der Verfaſſung des mitkontrahirenden Staates 
fennen und beachten müſſe. Der fremde Staat müßte noch weiter prüfen, ob 
der Beihluß des Bundesrath3 gemäß den im Art. 7 der RB. aufgejtellten 
Vorihriften erfolgt ift. Die auswärtige Regierung wäre ferner verpflichtet, 

die jtenographijchen Berichte des Deutjchen Reichstags, Die Sefchäftsordnung 
u. ſ. w. zu ftudiren, um zu wiſſen, ob der Reichstag die verfallungsmäßige 
Genehmigung zu dem Vertrage ertbeilt habe. Die Funktionen, welche dem 
Kaiſer obliegen, bevor er einen Staatsvertrag ratifizirt, legt Die entgegen- 
jtehende Theorie der Regierung des fremden Staates auf, wenn lettere 
beim Abjchlufje eines völferrechtlich wirfjamen Vertrages prüfen miißte, ob die 
im Ab. 3 des Art. 11 enthaltene Vorfchrift beachtet worden ift. Die Ratififation 
eines Vertrags ſeitens des Kaiſers wäre für die auswärtige Negierung nicht 
genügend, um ihr die formelle Gewißheit zu verjchaffen, daß ein Staatsvertrag 
mit völferrechtlicher verbindlicher Kraft abgeſchloſſen worden iſt; fie müßte 
außerdem noch auf Beibringung einer authentiichen Urkunde über den Beichluf 
des Bundesraths und Reichstags bejtehen. 

„Die fremde Regierung müßte überdies die überaus ſchwierige Unterfuchung 
vornehmen, ob der Bertrag Gegenjtände betrifft, welche in den Bereich der 
Neihögejeßgebung gehören. Die Kenntnig der VBerfafjungsorganifation des 
deutichen Reiches genügt zur Beantwortung diefer Frage nicht, jondern es iſt 
die genauefte Kenntniß der Gefammtgejeßgebung dazu erforderlich, da nur aus 
dem Studium derjelben entnommen werden kann, welche Willensakte des Reichs 
auf den Weg der Gejeßgebung verwieſen find. Dieſe Nechtsfäge darf man 
nicht mit der Legitimation des Souveräns zum Abſchluſſe von Verträgen zu: 
jammenwerfen, die klar und deutlich erkennbar jein muß. Der Regierung 
eines auswärtigen Staates kann man die richtige und vollftändige Kenntniß 
diefer vertwidelten und fich ſtets verändernden Negeln unmöglich zumutben, 
während man wohl verlangen und eriwarten darf, daf fie die Verfaſſung be: 
freundeter Staaten foweit fennt, um zu wiſſen, wer zur völkerrechtlichen Ver— 
tretung derſelben legitimirt iſt. Wenn eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
der Reichsregierung und dem Reichstage (reſp. zwiſchen Kaiſer und Bundes— 
rath) beſteht, ob ein Staatsvertrag unter den Abſ. 3 des Art. 11 fällt oder 
nicht, ſo heißt es geradezu die auswärtige Regierung zur Einmiſchung in dieſen 
Streit auffordern und nöthigen, ſoferne man die völkerrechtliche Giltigkeit des 
Staatsvertrags von der Entſcheidung dieſer Frage abhängig macht, denn die 
auswärtige Regierung muß ſich doch ein Urtheil darüber bilden, ob ſie einen 
giltigen Vertrag abgeſchloſſen habe oder nicht.“ 

Zu dem zweiten Theile dieſer Deduktionen tritt Laband ſelbſt an anderer 
— in theilweiſen Widerſpruch, indem er — in vollem Einklange mit 
unſerer Anficht?) — den Satz aufſtellt: „Jeder auswärtige Staat kennt die 
rechtliche Lage der deutſchen Einzelſtaaten oder muß ſich vor dem Abſchluß 
eines Vertrags mit ihnen dieſe Kenntniß verſchaffen; wenn er ſich trotzdem 
darauf einläßt, mit ihnen ein ſolches Rechtsgeſchäft abzuſchließen, ſo weiß er 
auch, daß ſein Gegenkontrahent ſich gar nicht anders verpflichten kann, als 
unter dem ſelbſtverſtändlichen Vorbehalte, daß die von ihm ertheilten Zu— 
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ficherungen fich nicht im Widerfpruche befinden mit den verfafjungsmäßigen 
Befehlen des Reiches.“ 5 

Allerdings führt Laband diefe Sätze nur zum Beweiſe vor, daß der Einzel: 
ſtaat durch Staatsverträge dem Nechte des Neiches nicht präjudiziren dürfe, 
und er jcheut fich, das Ungiltigwerden folcher Verträge ſelbſt in Folge Ipäterer 
Neichsgefege ausdrüdlich in der Entwicklung feiner Lehre zu konſtatiren. Aber 
indem er ausführt, daß die auf Grund von Staatsverträgen von den Einzel: 
jtaaten erlafjenen Vorfchriften ipso jure ihre Geltung verlieren, ſobald durd 
Reichsgeſetz eine andere Vorjchrift janktionirt wird, und indem er zugleich dem 
mitfontrahirenden auswärtigen Staate das Recht abipricht, fich in jolchem 
Falle über Vertragsverlegung zu befchweren, erfennt er implicite die völfer- 
rechtliche Bedeutung der dem VBertragsrechte der Einzelftaaten durch die Reiche: 
verfafjung gewordenen Einfchränfung an. Auch anderwärts ijt die völkerrecht— 
liche Bedeutung diefer Kompetenzbejchränfungen nicht geleugnet worden, mie 
denn überhaupt die entgegengejegte Auffafjung in der That „nicht nur mit 
Art. 2 der RV. im Widerjpruche ftehen, jondern auch praftiich zu unfinnigen 
Rejultaten führen würde.“ ") 

Konjequent müßte Yaband auch hier der fremden Regierung die überaus 
Schwierige Unterfuchung zumeifen, ob der Vertrag mit dem Einzeljtaate nicht 
Gegenstände betrifft, welche in den Bereich der Neichsgefeßgebung im Gegen: 
ſatze zur Landesgejeggebung gehören; — auch zu dieſer Unterfuchung wäre 
die genauefte Kenntnig nicht nur der Berfaflungsorganijation des Neiches, 
jondern auch der Gejfammtgefeßgebung erforderlih, da nur aus ihr jeweils 
entnommen werden fann, in welcher Weife die Vertragsfompeten; des Reiches 
gegen die Kompetenz der Einzeljtaaten fich abgrenze; — auch die Regeln dieſer 
Abgrenzung find nicht minder verwidelt und ändern fich nicht minder raſch 
als die Rechtsfäge über die Scheidung des Geſetzgebungs- und Verordnungs- 
rechtes im Neiche; — auch hier müßte fonjequent behauptet werden, für deu 
Fall einer Meinungsverichiedenheit zwifchen dem Weiche und Einzelitaaten 
darüber, ob der Abjchluß eines Staatsvertrags in die Zuftändigfeit der einen 
oder anderen Gewalt falle, heiße es geradezu die auswärtige Macht zur Ein 
miſchung in diefen Streit auffordern, wenn man der Beſchränkung der einzel- 
ftaatlichen Vertragsgewalt völferrechtliche Wirkfamfeit beilegen wolle. 

Es iſt nicht abzufehen, warum die Verfafjung eines Bundesjtaates, welche 
anerfannt die Vertragsgewalt zwijchen Geſammtſtaat und Ginzeljtaaten mit 
völferrechtlicher Wirffamfeit dieſer Abgrenzung getbeilt hat, nicht auch dazu 
Ichreiten Fonnte, die Vertragsbefugni des Nepräjentanten des Gefammtitaates 
von der Zuftimmung dritter Faktoren mit .vöferrechtlicher Wirkſamkeit dieſer 
Beichränfung abhängig zu machen, nachdem doch die Wirkungen ſolcher Ein- 
Ichränfung im beiden Fällen im internationalen Verkehre N in gleicher 
Weiſe fühlbar machen. 

Thatjächlich wird indeß in Folge der Beſtimmung des Art. 11, Abi. 3, 
auch wenn derjelben völferrechtliche Bedeutung beigelegt wird, von der Re: 
gierung des fremden mit dem Reiche Eontrahirenden Staates nicht mehr ge 
fordert, als daß fie die Verfaſſung des Neiches „joweit fenne, um zu willen, 
wer zur völferrechtlichen Bertretung desjelben legitimirt iſt.“ Insbeſondere 
wird fie durch die Prüfung darüber nicht beſchwert jein, ob die Vorausſetzungen 
der Natififation des Kaifers nach VBorjchrift der Neichsverfafjung genau erfüllt 
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jeien oder nicht. Sie wird vielmehr der „bloßen Anzeige, daß der Bundes: 
rath zugeitimmt habe,“ Glauben jchenfen und den Vertrag nach erfolgter 
Ratififation jo lange als giltig und fir beide Staaten zu Recht bejtehend 
erachten, bis ihr eventuell — und auch das ijt wieder die Seßung eines Falles, 
dejjen thatjächliche Verwirklichung ja wohl nie zu bejorgen iſt — die Mit: 
teilung zugeht, daß der vom Kaiſer ratifizirte Vertrag ungiltig jei, weil ihm 
eine geſetzlich nothwendige Bedingung fehle.') 

Der Kaijer, der in folhem Falle die ihm verfafjungsmäßig zustehenden 
Rechte überichritten hätte, würde zum Auslande und zum Reiche in ganz ähn— 
licher Weife fich Stellen, wie Neichsbeamte, bezw. Berwaltungsbehörden des 
Reiches, melche auf dem Wege der nicht jolennen Vertragsſchließung eine 
Vereinbarung mit einem fremden Staate getroffen haben, zu deren Abſchluß 
fie, weil deren Inhalt ihre jelbjtändige Kompetenziphäre überfchritt, nicht 
legitimirt waren, foferne fie nicht nachträglich die Ratififation der Vereinbarung 
erlangen konnten. 

Der äußere Hergang ift nach diefer Auffaſſung ganz der gleiche, mag die 
Beichränfung des Art. 11, Abf. 3 Lediglich jtaatsrechtliche oder auch völker— 
rechtliche Bedeutung haben. Aber die Folgen der Mittheilung an den fremden 
Staat, daß die Zujtimmung des Bundesraths, bezw. die Genehmigung des 
Reichstags verweigert worden jei, find völlig verichieden. Im erjteren Falle 
bleibt die Staatsgewalt — wie Gneiſt in jeinem mehrerwähnten Gutachten 
jo ſcharf hervorhob — der fontrahirenden Macht gegenüber an den umvoll- 
ziehbaren Vertrag immerhin gebunden; fie wird dadurch gezwungen, gütliche 
Auflöfungs-Verhandlungen mit ihr einzuleiten; bleiben dieje erfolglos, jo wird 
die Erduldung von Repreflionen, unter Umſtänden ein casus belli unvermeid- 
ih. Im zweiten Falle dagegen mußte der fremde Staat willen, daß ein mit 
dem Kaiſer fertig unterbhandelter und ſelbſt von ihm pflichtwidrig oder doc 
unvorfichtig ratifizirter Vertrag noch rechtlich hinfällig werden fann ; es bedarf 
aljo weder einer neuen Verhandlung zur Auflöfung des "ungiltigen Vertrags, 
ee fann fich der fremde Staat über verlegende Jrreführung durch das Reich 
eflagen. 

Um dejjenwillen iſt es uns unmöglich, in den Ausruf Laband's?) ein- 
zujtimmen: 

„Wenn jemals ein vom deutjchen Kaifer namens des Reichs ratifizirter 
Staatsvertrag nachträglich von der deutjchen Regierung für völferrechtlich un— 
verbindlich und null und nichtig erflärt twerden würde, weil der Bundesratl 
oder Reichstag die ee zu demjelben nicht ertheilt habe, obgleich der 
Vertrag zu der im Art. 11, Abi. 3 der RB. aufgeführten Kategorie gehöre, 
jo würde das allgemeine Rechtsgefühl hierin nicht die Bethätigung eines im 
völferrechtlichen Verkehre anerkannten Rechtsſatzes, ſondern einen frivolen Wort: 
und Bertragsbruch erbliden “ 

Ein Vertragsbruch würde durch die Verweigerung der Zujtimmung 
und Genehmigung des Bundesraths und Neichstags möglich und wahrſchein— 
ih dann, wenn dieſe Verweigerung lediglich die jtaatsrechtliche Giltigfeit des 
vereinbarten Vertrages berührt. Wird dagegen durch die verjagte Zujtimmung 
auch die völferrechtliche Ungiltigfeit des Vertrages begründet, dann kann von 
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einem Vertragsbruche nicht die Rede fein, weil ein Vertrag alsdann ja 
überhaupt nit vorhanden ift. Ein Vertrauensbruch allerdings würde 
vorliegen, verübt vom Kaifer, der jeine verfaflungsmäßige Pflicht verlegte, dem 
Auslande gegenüber nicht minder al3 den Reiche. 

Butreffender in einzelnen Punkten find die politifchen Erwägungen, die 
Yaband an die eben bejprochenen Ausführungen knüpft. 

Er jagt"): 

„Auch politifch führt die hier befämpfte Theorie zu einem unhaltbaren 
Nefultate. Zwar ift der Kaifer befugt, die gefammte auswärtige Politif zu 
leiten, Schuß und Trugbündnifje zu Schließen, das Neich in einen Krieg zu 
jtürzen, die bewaffnete Macht des Neiches aufzubieten, die höchſten Lebens: 
interejfen auf's Spiel zu ſetzen, — aber einen Staatövertrag abzufchließen, 
der die Niederlafjungsverhältnijje oder den Schuß literarischer Erzeugnifje oder 
die Form und Beweiskfraft von Notariatsurfunden eines Konfuls u. dergl. be 
trifft, dazu wäre der Kaifer nicht legitimirt. So ganz woillfürlih fann ein 
Staat denn doch nicht die Vertretungsbefugniß regeln und bejchränfen, daß es 
für den völferrechtlichen Verkehr allein auf den Wortlaut anfäme, den ein 
Negierungs-Kommiflär oder ein Neichstags-Abgeordneter einem von ihm vor: 
geichlagenen Amendement zur Neichsverfaffung gegeben hat. Wem ein Staat 
die Verwendung der Armee und Kriegsmarine, die Entjcheidung über Krieg 
und Frieden, die Leitung der auswärtigen Politif überträgt und anvertraut, 
den muß der Staat auch zu feiner Vertretung im internationalen Verkehr er: 
mächtigen, dejien feierliches Wort muß er mit der Kraft ausftatten, den Staat 
zu verpflichten.“ 

Durchſchlagend begründet find jedoch auch diefe Säge nicht. Nur bei: 
läufig fer zunächit erwähnt, daß Yaband auch hier durch die Verweiſung auf 
den Wortlaut des Art. 11, Abf. 3 fich in einen gelinden Widerſpruch verwidelt. 
Wie Schon erwähnt, behauptet Zaband an anderer Stelle, feine Auslegung 
dieſes Abſatzes jei die einzige, welche mit dejjen Wortlaut vereinbar jei. In 
den eben zitirten Sätzen dagegen räumt er ein, daß der Wortlaut des Art. 11, 
Abſ. 3 zu feiner Auslegung im Widerjpruche ftehe, indem er die daraus her: 
geleiteten Gegengründe mit dem Bemerken zurückzuweiſen jucht: die Regeln des 
völferrechtlichen Verkehrs fünnten nicht allein durch den zufälligen Wortlaut 
bejtimmt werden, den ein Regierungs-Kommiſſär oder ein Neichstags-Abgeordneter 
einem von ihm vorgejchlagenen Amendement zur Reichsverfaflung gegeben habe. 
Damit gejteht Yaband aljo doc) jtillfchtweigend zu, daß die Behauptung der 
vollen Uebereinftimmung feiner Auffafjung mit dem Wortlaute des Art. 11, 
Abſ. 3 umd die darauf gejtügte Begründung jener nicht eben ftrenge haltbar jet. 

Ueberdies handelt es fich bei den fraglichen Beitimmungen denn doch nicht 
nur um den Wortlaut „eine® von einem Regierungs-Kommiſſär oder von 
einem Neichstags-Abgeordneten vorgejchlagenen Amendements“, fondern um 
Feſtſetzungen der Reichsverfaflung, die bei Gründung des Norddeutichen Bundes 
von den im Bundesrathe vertretenen Regierungen und vom Reichstage berathen 
und genehmigt, bei Gründung des deutſchen Neiches neu bejtätigt wurden, 
Die eigenthümliche Charafterifirung, welcher die Ausdrudsweife Laband's die 
Theilnahme der Regierungen und der Neichstagsmitglieder an jenen Berath- 
ungen und Beichlußfafjungen unterjtellt, fcheint fich lediglid) auf den Mangel 
einer Debatte über das Amendement Lette zu jtügen, das die „Genehmigung 
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des Reichstags" als Bedingung für die Giltigfeit von Staatsverträgen der 
in Abi. 3 bezeichneten Art feſtſetzte, entbehrt hingegen jeder Stütze hinfichtlich 
der Forderung der „Zuſtimmung des Bundesraths zum Abjchluffe ſolcher 
Verträge.“ 

Die ſchärfſte Spige iſt den jebt in ‘Frage jtehenden Darlegungen Laband's 
dann von jelbjt abgebrochen, wenn der im Vorausgegangenen vertretenen Aus: 
legung des Abſ. 2 des Art. 11 beigepflichtet wird. Wenn die eigenmächtige 
Krieggerflärung des Kaijers ohne Zujtimmung des Bundesraths völferrecht- 
liche Giltigkeit nicht beanjpruchen kann, wenn aljo dem Kaiſer die rechtliche 
Möglichkeit genommen ift, eigenmächtig das Reich in den Krieg zu ftürzen 
und „die höchſten Lebensinterejjen des Neiches auf das Spiel zu ſetzen,“ — 
dann fällt der Kontrajt hinweg, den Laband durch die Gegenüberjtellung des 
Kriegserflärungsrechts mit den VBertragsbefugnifien des Kaifers zu erzielen 
juchte. Die Befugnijie, die dann noch dem Kaiſer als unbejchränfte Rechte 
verbleiben — jo vor Allem die Leitung der auswärtigen Politik — betreffen 
Staatsthätigfeiten, von denen im vollen Maße gilt, was Wajhington in feiner 
Botihaft vom 30. März 1796 von den Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten überhaupt fagte: „ . . Sie erfordern Diskretion; ihr Erfolg hängt 
faft immer vom Geheimniß ab. Selbjt wenn diejelben zu einem Endrefultate 
gebracht jind, wäre die jofortige Enthüllung der Maßregeln, Begehren und 
Zugeſtändniſſe, welche vorgejchlagen oder erwartet werden, unpolitiſch und 
könnte einen verderblichen Einfluß auf die künftigen Verhandlungen haben oder 
eine umverzügliche Umjtimmung bei den Mächten hervorrufen.“') Eine Be: 
theiligung des Reichstags und in gewiſſem Maße felbjt des Bundesraths an 
diefen Staatsthätigfeiten ijt faftiich unmöglich und darum rechtlich nicht vor- 
geichrieben.?) 

Dagegen find diefe Erwägungen nicht in gleicher Weife fir Staatsver- 
träge maßgebend, welche Gegenjtände des inneren Staatslebens betreffen. 
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zu diejen Zielen in den Schleier des Geheimniſſes hüllt und den entjcheiden- 
den Augenblick geſchickt benüßt, jo find doch dieſe Erfordernifje für das Ge- 
lingen jolcher Bertragsabichlüffe, von denen hier zunächjt die Rede ift, längſt 
mcht in gleihem Maße von Bedeutung. Die Gegenjtände, um die e3 fich 
bier handelt, werden durch öffentliche Diskufjion nicht geichädigt, jondern ge- 
fördert. Denn es kommt bei Verträgen diefer Art im Grunde darauf an, 
daß der gemeinjame VBortheil bei der gemeinfamen Regulirung Elargeftellt werde. 
E3 handelt fi) hier um Intereſſen, die gerade dann in das allgemeine Be: 
wußtjein Aufnahme finden, wenn fie auf offener Redebühne verhandelt werden.“ 





') Bol. Bluntichli, Allgem. Staatsr., S. 99 Anm. 

) Soweit ein Einfluß des Bundesraths auf die Behandlung diefer Angelegenheiten 
denkbar ijt, ſollte derjelbe nad) den Anordnungen der Reichsverfaſſung ja ohnedieß durd) den 
Ausihup für auswärtige Angelegenheiten unter dem Vorſitze Bayerns gewahrt werden, 
welcher durch regelmäßige Mittheilungen über den Gang der politiichen Verhältnifje Veran- 
laffung erhalten jollte, durd; Anträge an den Bundesrath oder durch unmittelbar an den 
Kaifer gerichtete Vorſtellungen Einfluß auf die Behandlung der auswärtigen Politik zu üben. 
(Bgl. die Yeußerungen Delbrüd’s in den Sikungen des Reichst. v. 5. u. 8. Dez. 1870; 
Sten. Ber. ©. 69 u. 140.) 
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Wenn bei alledem die Nichtigkeit eines Theiles der Bemerkungen Laband's 
nicht geleugnet werden joll, jo iſt endlich zu bedenken, daß dieje Bemerkungen 
nicht ausſchließlich gegen die Auslegung des Art. 11 Abi. 3 der Reichöver: 
fafjung in unferem Sinne in Betracht kommen, jondern daß fie gegen Be: 
Ichränfungen der völferrechtlichen Legitimation des Staat3oberhauptes im All: 
gemeinen jprechen. Eben darum behaupten ihnen gegenüber alle die Erwägungen 
Geltung, welche die Näthlichkeit von verfafjungsmäßigen Beichränfungen des 
Nechtes des Vertragsabichlufjes darthun.') 

Ein Widerfprucd der hier vertretenen Auslegung des Art. 11 
mit deſſen Wortlaut, mitden allgemeinen Prinzipien der Reid 
verfajjung und mit der Praris des internationalen Verkehrs tft 
demnad durch Laband's Deduftionen nicht erwiejen. 


g) Die Zuftimmung des Bundesraths insbejondere. 


Im Vorſtehenden ift bereits darauf hingewiejen tworden, daß nad) dem Haren 
Wortlaute des Artikels Il, Abf. 3 die Mitwirkung des Bundesraths zum Zu: 
jtandefommen der unter die Beſtimmung diejes Abjages fallenden Verträge 
vorgejchrieben ijt. Diefe Mitwirfung muß demnach in einer Beſchlußfaſſung 
über den Vertrag jelbft bejtehen. Die Verweigerung der Zuftimmung muß 
die Nichtigkeit des Vertrags nach fich ziehen. 

Diefe Anficht, die übereinjtimmend von Thudihum,?) v. Mobl,’) 
v. Rönne,?) Seydel,?) Gorius‘) und E. Meier?) vertreten wird, jteht, 
wie (efterer hervorhebt, in vollem Einklang mit dem Gefammtcharakter der 
Reichsverfaſſung. Denn der Bundesrath it feineswegs ein den Kaiſer ala 
den Träger der Neichsgewalt bejchränfender Faktor, er repräfentirt vielmehr 
jelbjt die Träger der Reichsgewalt. 

Entjprechend diefer Stellung des Bundesraths im Neiche fünnen völfer- 
rechtliche Berträge über bejtimmte Gegenjtände von größerer Bedeutung nur 
aus der gemeinjchaftlichen Initiative des Kaijers und des Bundesraths hervor: 
gehen, welch’ leßterer dem fremden Staate gegenüber durch den Kaijer in ein- 
heitlicher Weije vertreten wird. Die Befugniß zu Verhandlungen über die in 
Frage ftehenden Verträge jteht zwar dem Kaifer unbejchränft zu. Einen recht: 
lich bindenden Abjchluß der Verträge und jomit deren Entjtehen vermag er 
aber nicht herbeizuführen, jo lange nicht die Zujtimmung des Bundesraths 
ertheilt ift. Bis dahin bleibt die Vereinbarung lediglich VBertragsentwurf. 
Ueber ihn muß der Bundesrath vor der formellen Ratififation gehört und zur 
Abjtimmung veranlaßt werden. Lehnt er feine Zuftimmung ab, jo ijt die Ver: 
einbarung jtaatsrechtli und völferrechtlich unverbindlich). 

Ebenjo bleibt die vom Kaiſer gegebene — ein irrelevanter Akt, 
wenn fie erfolgte, bevor der Bundesrat um jeine Zujtimmung angegangen 
war. Eine folche Natififation ift alfo 3. B. auch dann ohne Rechtswirkung, 
wenn der Kaiſer fie deßhalb vor der llebergabe des Vertrags an den Bundes: 
an —— weil er ſich der Zuſtimmung des letzteren verſichert hielt. Einer 


) Vgl. $ 1 dieſes Abſchnitts. 
2) —— des Nordd. Bundes, ©. 81 ff. ©. 127. 
’ NEM. 304. 
) Staatär. bes d. R. Bo. I, Abth. 2, ©. 297. 
5), Kommentar ©. 118. 
6) an: 1875* ©. 537 fi. 
) A. a. O. ©. 291 if. 
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Erſetzung dieſes Mangels durch eine ausdrüdliche nachfolgende Genehmigung 
jteht zwar nichts im Wege; der Vertrag wird aber auc) in folchem Falle erjt 
mit der Zujtimmung des Bundesraths perfekt. 

Eine direfte Bejtätigung findet dieſe Auffaſſung in den Materialien zur 
nordd. Bundesverfafjung und zwar in der Debatte, welche über Art. 47 des 
Verfajjungs-Entwurfs (Art. 50 der Reichs-Verfaſſung) in der XXV. Sigung 
des verfajjungsberathenden Reichstags vom 2. April 1871 jtattfand. ') 


—— 


N Die wejentlihjten Punkte diejer vielbejprochenen Debatte müſſen bier mitgeteilt 
werden. 

Abi. 2 des Art. 47 (50) bejtimmte: 

„Das Präfidium hat für den Erlaß der reglementariihen und allgemeinen 
adminijtrativen Anordnungen (auf dem Gebiete der Poſt- und Telegraphen-Ber: 
waltung), jowie für die ausjhlieglihe Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen 
deutjchen oder außerdeutichen Rojt: und Telegraphen-Verwaltungen Sorge zu tragen.” 

Diezu hatten die Abgeordneten Errleben und Francke den Zujaß beantragt: 

„In Betreff der mit denjelben abzuſchließenden Verträge vergl. jedoch Art. 11.“ 

Diejer Zujag wollte aljo die nad) Art. 11 bei bejtimmten Staatsverträgen jtattfindende 
Mitwirtung von Bundesrath und Reichstag aud) den Poſt- und Telegraphenverträgen 
ausdrüdlid) ſichern. Inſoferne als die Anwendung des Art. 11, Abj. 3 auf folde Verträge 
in Gemäßhett des Art. 4, Ziff. 10 ſich als jelbjtverjtändlid) ergab, widerſprach daher der An— 
trag einer gefunden Methode der Gejepgebung. 

Zu diefem Umendement bemerkte nun der Bundestommijjär Graf von Itzenplitz: 

„Denn dieje Verweiſung hier angenommen werden follte, jo würde daraus gefolgert 
werden können, dab alle Bojt: und Telegraphen:Berträge mit auswärtigen Staaten vor ihrer 
Ausführung dem Reichstage vorgelegt werden müßten. Das iſt in Bezug auf die Pojt- und 
Telegraphen:Berträge durchaus unausführbar; fie find nicht bloß zumeilen, fie find in der 
Regel der Art, daß fie jofort ausgeführt werden müjlen, wenn nicht Schaden entjtehen joll. 
Es ijt bisher ja bei dem Preußiichen Landtage jo geweien, daß alle Handels-Berträge, Schiff: 
fahrts Verträge u. ſ. f. dem Landtage vorgelegt worden find. Es find auch die Poſt-Verträge 
nachträglich der Budget-Kommiſſion vorgelegt worden, aber die Poſt- und Telegraphen- 
Verträge mit den auswärtigen Staaten erſt von der vorhergehenden Genehmigung des Reichs: 
tages abhängig zu machen, ift völlig unausführbar. Ich glaube aud), daß der Abg. Lette 
bei jeinem Amendement dies gar nit in Ausjicht genommen hat, jondern es eben nur jo 
veritanden hatte, wie es im Preußiſchen Abgeordnetenhauje gemwejen ift, dab Handels-, 
Schifffahrtsverträge u. j. w. dem Landtage vorgelegt werden, Pojtverträge der — —— 
miſſion nachträglich mitgetheilt werden: natürlicher Weiſe aber, wenn zu ſolchen Verträgen 
Geld gegeben werden müßte, .. dann verſteht es ſich wieder ganz von ſelbſt, daß der Reichs— 
tag dazu die Genehmigung geben muß .. . .“ (Sten. Ber. ©. 518 f.) 

Darauf erwiderte der Abgeordnete Lette: 

„sch kann mid; mit den Auffafjungen des Herrn Miniſters eigentlich überall einver- 
itanden erflären. Im Wejentlichen iſt nichts Anderes mit meinem Amendement gemeint, als 
das, was auch in der Preußiſchen Verfaſſung bejtimmt iſt. Außerdem weiſt wohl ſchon die 
Faſſung des Amendements darauf Hin, daß es nur um eine nachträgliche Genehmigung 
in den betreffenden Fällen zu thun ift, da es heißt „zur Siltigkeit bedarf es der Grnehmiguug 
des Reichstags.“ Es ijt eine andere Faſſung in Aus auf den Reidstag 
gewählt als in Bezug auf den Bundesrath. Ich glaube, ic) kann das im Namen 
meiner politiihen Freunde verjihern, daß ein Anderes durdaus nicht beabjichtigt ift, und 
da man am wenigjten die Exefutive in gedachter Beziehung hat geniren wollen. Manche 
übrigen von derartigen Verträgen werden zum Theil nur in das Gebiet der Erefutive 
gehören, und nicht eınmal der VBorlegung beim Reichstag bedürfen. Soweit fie aber nad) 
der Wortfaſſung unjeres Amendements in Verbindung mit Art. 4 der Genehmigung des 
Reihätags bedürfen, würde es in den vorauggejegten Fällen genügen, dab fie nachträglich 
vorgelegt werden.“ (Sten. Ber. ©. 519, Sp. 1.) 

Diefe Erklärung wurde von dem genannten Bundestommifjär mit dem Bemerken dank- 
barſt aßzeptirt, dab es fich für die vorläufige Berathung nicht empfehlen künne, das Amen 
dement Erzleben anzunehmen, da ja der frühere Artikel eine ausgemadte Sache jei. 

Zum Schluſſe ſprach der eine der Antragjteller, Abg. Errleben: 

„Sch erfläre mic mit dem, was der Herr Bundes Kommiſſär gejagt hat, volljtändig 
einverftanden . . . . Ich glaube, daß es ſehr wohl möglich jein wird, dergleichen Pojtvers 
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Aus diefer Debatte ergibt ſich nemlich, daß nach der Abficht des Amen: 
dements Lette die Genehmigung des Reichstags auch nachträglich Jollte erholt 
werden fünnen. Dies jollte nach der bejtimmten Erklärung des Antragjtellers 
jelbit in dem Wortlaute des Amendements dadurch zum Ausdrude gebradt 
werden, daß in Bezug auf den Reichstag „eine andere Faſſung“ gewählt 
wurde, als in Bezug auf den Bundesrath. 

Abgeordneter Lette hat dieje Erklärung im Namen feiner politifchen Freunde 
abgegeben. Der fonftituirende Neichstag, der im -einer früheren Sitzung das 
Amendement Yette ohne Debatte zum Beſchluſſe erhoben hatte, pflichtete dieſen 
ſpäteren Ausführungen des Antragſtellers ſtillſchweigend bei. Dadurch iſt als 
übereinſtimmende Auffaſſung des verfaſſungsberathenden Reichstags konſtatirt, 
daß im Gegenſatze zu der auch nachträglich erholbaren „Genehmigung des 
Reichstags“ die „Zuftimmung des Bundesraths“ vor dem Vertragsabſchluſſe 
und zu dieſem Abjchlufje gefordert werden jollte. 

Dagegen behauptet Hierjemenzel,') nicht nur die Genehmigung des 
Reichstags, jondern auch die Zuftimmung des Bundesraths könne nachträglid 
eingeholt werden, da jurijtiich das Wort „Zuftimmung“ ebenjowenig wie das 
Wort „Genehmigung“ ein bejtimmtes Tempo ausdrüde. Wenn der Abgeordnete 
Lette wirklich nicht blos um der Abwechslung willen, jondern um die Mög- 
lichfeit nachträglicher Gonjens-Ertheilung anzudeuten, das Wort „Genehmigung“ 
gebraucht habe, jo jei dies Motiv doch nimmermehr das der verbündeten Regier- 
ungen und des Neichstags gewejen. Daß lebterer ohne Bedenken die ver 
ichiedene Ausdrucksweiſe zuließ, dürfe bei der jouveränen Verachtung, von 
welcher er gegen alle Faljungsfragen bejeelt war, nicht Wunder nehmen. 

Nun iſt ja allerdings zugegeben, daß eine grundjäßlich verichiedene Be: 
deutung der beiden Worte „Genehmigung“ und „Zujtimmung“ nicht bejtebt, 
wie denn überhaupt die Verfchiedenheit der Faſſung in Art. 11 Abf. 3 nicht 
jowohl auf dem Wechſel diefer beiden Ausdrüde ala auf dem Wechjel der Be: 
zeichungen „Abſchluß“ und „Giltigkeit” beruht. Aber doch unterjcheidet jchen 
der gewöhnliche Sprachgebraud) einigermaßen in der Anwendung der beiden 
Ausdrüde und die deuſche Neichsverfafjungsurfunde Hat in wiederholtem Ge 
brauche dieſe Unterjcheidung ſich angeeignet.) Daß fie aud) in der Faſſung 
des Art. 11, Ab. 3, beziw. in dem Amendement des Abg. Lette fejtgehalten 
jei, wird durch die Debatte zu Art. 47 der AB. ausdrücdlich bejtätigt. Die 
„Jouveräne Verachtung, von der der Reichstag gegen alle Faljungsfragen be 
jeelt war“, müßte — ſelbſt wenn fie bei der Annahme des Amendements Lette 
alle Gedanken an redaktionelle Aenderungen zurüdgedrängt hätte, — nothwendig 
in dem Augenblicke gejchwunden fein, als die VBerjchiedenheit der Faſſung in 
Art. 11, Abſ. 3 zum Gegenjtande ausdrüclicher, allerdings wenig Elarer Er— 
Örterungen wurde. 

Aber nicht allein durch die Faſſung des Art. 11, Abſ. 3, auch durch ander: 
weitige Erwägungen erweilt ſich die Nichtigkeit unferer Yuslegung dejjelben, 
joweit fpeziell die Zuftimmung des Bundesraths in Frage fteht. Art. 11, 





träge vorzulegen, und es jcheint mir, daß fie ebenfogut dem Reichstage vorgelegt werden 
fünnen, al® der vom Herrn Bundes Kommiſſär erwähnten BudgetKommiſſion, und zwar zur 
———— Genehmigung.“ 

Der Zuſatzantrag wurde demnächſt verworfen (Sten. Ber. S. 519) und in der Schluß— 
berathun nicht wieder aufgenommen. 

i) Verf. ds. Nordd. Bundes, © S. 138. 

3) Darüber vergl. die (unter 3. 7) folgenden Ausführungen. 
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Abi. 3 unterwirft der Zuftimmung des Bundesraths nur den Abjchluß derjenigen 
Verträge, deren Gegenjtand in den Bereich der Reichsgeſetzgebung gehört. 
Würde diefes Zuſtimmungsrecht lediglich die VBollziehbarfeit der Verträge, d. 5. 
deren jtaatsrechtliche Giltigkeit beeinfluffen, jo müßte folgerichtig behauptet 
werden, daß alle vom Kaijer Eraft feines allgemeinen Vertretungsrechtes abge: 
ſchloſſenen Verträge einer Zuftimmung des Bundesraths zu ihrer jtaatsredht- 
lichen Giltigfeit nicht bedürfen, aljo ohne meiteres in Vollzug gejegt zu werden 
vermögen, wenn ihr Gegenjtand zu feiner Regelung nicht die Gejeßesform er: 
fordert, fondern im Verordnungswege erledigt werden fanı,. Damit wäre dem 
Kaiſer die Möglichkeit gegeben, das Verordnungsrecht des Bundesrathes dur) 
Vereinbarungen mit auswärtigen Staaten zu umgehen. 

Daß dies nicht der Sinn jener Beitimmungen fein kann, braucht nicht 
erit beiwiefen zu werden. Die Abjchliegung eines völferrechtlichen Vertrags 
darf vom Kaiſer jo wenig zur Umgehung des Verordnungsrechtes des Bundes: 
raths mie des Gefebgebungsrechtes des Reichstags verwendet werden. Es darf 
nicht „das naturgemäße Verhältniß der Erefutive in ihrer verjchiedenartigen 
Stellung nad) innen und nad außen dadurch in fein Gegentheil verkehrt 
werden,“ daß Maßnahmen, welche nach der NReichsverfaffung zur ausjchließ- 
lihen Kompetenz des Bundesraths gehören, in vertragsmäßiger Form ohne 
dieſe Zuftimmung erledigt werden. 

Ganz ähnliche Erwägungen greifen Hinfichtlich der dem Bundesrathe zu 
wahrenden ftaatsrechtlichen Befugniß Pla, Bündniſſe, die darauf ausgehen, 
das Reich in einen Kriegszuftand zu verjegen, in Konfequenz des Art. 11, Abi. 2 
feiner Beihlußfaffung zu unterjtellen, während die Eingehung von Bündniſſen 
im Allgemeinen ohne Beichränfung nach außen Sache des Kaifers ift. 

Einwände gegen die Annahme einer völferrechtlichen Wirkſamkeit der in der 
Buftimmung des Bundesraths liegenden Beichränfung des Eaiferlichen Vertret— 
ungs⸗ und Vertragsrechts, welche fich auf allgemeine Erwägungen und theore- 
tiihe Grundfäge ftügen, widerlegen fich durch den Zufammenhalt mit den im 
Borausgegangenen dargeftellten allgemeinen Sätzen, auf welche hier wiederholt 
zu verweilen ift. 

Es bleiben hienach nur noch jene Einwendungen zu bejprechen, welche auf 
die praftifche Uebung des Vertragsrechts im Deutjchen Reiche Bezug nehmen. 

So findet befonders ZLaband') in dem vom Norddeutichen Bunde und 
in gleicher Weife vom Deutjchen Reiche bei der Ratififation von Staatsver— 
trägen beobachteten Verfahren eine Beftätigung feiner Anficht, daß dem Bundes- 
präfidium lediglich die ftaatsrechtliche Pflicht auferlegt fei, die Zuftimmung 
des Bundesratbs zu Staatsverträgen vor deren Abjchluß zu a a 

Zur Begründung dejjen macht Laband zunächjt darauf aufmerkſam, daß 
in den Terten der VBertragsentwürfe die Zuftimmung des Bundesraths nicht 
als Borbedingung des giltigen Abjchlufies erwähnt fei, während diefe Zuſtimm— 
ung doch ausdrüdlich vorbehalten werden müßte, wenn fie nicht nur innerhalb 
des Reichs (jtaatsrechtlich), fondern auch dem fremden Staate gegenüber (völfer- 
rechtlih) von Erheblichkeit jein follte. 

So habe Art. 6 des Vertrags mit den Vereinigten Staaten von Amerifa 
vom 22. Februar 1868?), betr. die Staatsangehörigfeit derjenigen Perſonen, 


NW. U, ©. 177 ff. 
?) Bundeögejepbl.-1868, ©. 230. 
Annalen des Deutihen Reichs 18R2. 20 
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welche aus dem Gebiete des einen Theils in dasjenige des andern Theile 
einwandern, bejtimmt: — 
„Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt Werden von Seiner 
Majeftät dem Könige von Preußen im Namen des Nordentihen 
Bundes und von dem Präjidenten unter und mit Genehmigung der 
Senats der Vereinigten Staaten.“ 

Damit fei gerade in der erjten Zeit des Norddeutichen Bundes in einm 
Staatövertrage, der die Genehmigung des Bundesraths und Reichstags erhalten 
hat und im Bundesgejegblatte veröffentlicht wurde, jene erſte Regel Sanktionirt 
und der Gegenjat zwiſchen dem Rechte des Norddeutichen Bundes und dem 
Rechte der Vereinigten Staaten von Nordamerifa veranjchaulidt worden. 

* on heiße es im }Friedensvertrage mit Frankreich vom 10. Mai 1871, 
tk 192° 

„Die Ratififationen des gegenwärtigen Vertrags durch Seine Majeftät 
den Deutfchen Kaifer einerſeits und amderjeit® durch die National: 
Berfammlung und durch das Dberhaupt der vollziehenden Ge: 
walt der franzöfifchen Republif werden in Frankfurt... ausgetaufcht werden —*, 

und auch bei dem Abjchluffe zahlreicher anderer der Beſchränkung des 
Art. 11, Abſ. 3 unterworfener Verträge fei die Ratififation des Kaiſers vorbe— 
halten, ohne daß der Zuftimmung des Bundesraths zum Bertragsabicluie 
irgend eine Erwähnung gejchehe. 

Daß dem fo ift, ja daß bei der weit überwiegenden Mehrzahl der Ber 
tragsabichlüfje für das Reid) fo verfahren wurde und verfahren wird, muß 
allerdings zugegeben werden. 

Gegen eine Schlußfolgerung, die daraus im Sinne Laband’3 gezogen 
werden könnte, fommen jedocd zwei Punkte in Betracht: 

Für's Erjte nemlich die Thatfache, daß denn doch in einer Anzahl von 
Fällen gleichzeitig mit der Natififation des Kaiſers auch die Zuftimmung des 
Bundesraths in den Bunktationen der Bevollmächtigten ausdrüdlich vorbehalten 
wurde — jo in der fofort zu bejprechenden zufäglichen Uebereinfunft zu Dem 
Frankfurter Frieden vom 12. Oktober 1871, Art. 12,2) in dem Bertrage, beit. 
den Beitritt Bayerns zur Verfafjung des Nordd. Bundes vom 23. Nov. 1870, 
Ziff. VL?) in dem Auslieferungsvertrage mit der Schweiz vom 24. Janınat 
1874, Art. 16,*) u. a.5) Es erweift fich daher die Praxis des Reiches gleich 
dem Berfahren anderer Staaten in der formellen Handhabung des Vertrags 
rechtes als jo ſchwankend und regellos, daß jie Rückſchlüſſe auf die Bedeutung 
der das Vertragsrecht normirenden Berfaljungsbejtimmungen nicht gejtattet. 

Ueberdies ift ein zwingender Grund für die Forderung Laband's nicht 
erfichtlich, daß die Mitwirkung des Bundesraths, wenn fie Vorbedingung Des 


1) Reichsgeſetzbl. 1871, ©. 223, 
2) RGBl 1871, ©. 368. 

Bundesgefegbl. 1871, ©. 9. 
4 RGBl. 1874, ©. 119. 


5) Wenn Qaband entgegenbält, in allen diejen Beſtimmungen fein BundesratB 
und Reihstag einander volltummen gleichgeitellt, jo jpricht ja dieje Gleichitellurug poch 
keineswegs gegen die völferrechtlihe Bedeutung der von dem erjteren zu erflärender u= 


ftimmung. Wohl aber ift es für die Beurtheilung des dem Reichstage zuftehenber: 
nehmigungsrechtes beachtenswertb, daß ftets dann, wenn das Mitwirkungsreht des Burıde®- 
rath8 zum Vertragsabſchluſſe in den Vereinbarungen mit dem fremden Staate ſelbſt MuS- 
drud findet, aud) die Genehmigung des Reichstags als Vorbedingung der Ratififatiom 
bezeichnet zu werden pflegt. 
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giltigen Vertragsabichlufjes fein folle, in den Bunftationen der Bevollmächtigten 
ausdrüdlich vorbehalten werden müſſe. Das Necht der Ratifitation fteht, wie 
früher jchon betont wurde, dem Kaifer zu und durch feine Unterzeichnung allein 
wird Die völferrechtliche Perfektion des Vertrages bewirkt. Vorausgeſetzt ift 
dabei allerdings immer, daß die Ratififation nicht unter Verlegung der dem 
Kaifer gejesten Zuftändigfeitsgrenzen ertheilt jei. Wollte der fremde Staat 
eine ausdrüdliche Gewähr dafür verlangen, daß im einzelnen Falle der Kaifer 
die verfaflungsmäßigen Schranken beachtet habe, dann würde es jedenfalls ge— 
nügen, die erfolgte Zujtimmung des Bundesraths in der vom Kaiſer voll- 
zogenen Ratififationsurfunde zu fonjtatiren. Dagegen hat der fremde Staat 
weder ein erhebliches Interefle daran, daß ihm im Vertragsentwurfe die 
Beachtung der Verfaflungsvorichriften durch den Kaifer verfprochen werde, 
noch hat das Reich eine befondere Beranlafjung, durch den ausdrüdlichen Vor: 
behalt der Zuftimmung des Bundesraths ſich den Rücktritt von den projektirten 
Vereinbarungen für den Fall der Verweigerung jener Zuftimmung zu wahren, 
da ja eine rechtliche Verpflichtung des Kaiſers zur Ertheilung der Ratififation 
durch die Verhandlungen mit dem auswärtigen Staate keineswegs begründet ift.') 

Thatſächlich wird indeß — wie aus den von Zaband beigebrachten Nach» 
weilen hervorgeht — auch in den vom Deutjchen Reiche ausgeitellten und von 
den fremden Staaten angenommenen Ratififationsurfunden der erfolgten 
— des Bundesraths keine Erwähnung gethan, und darin insbeſondere 
erblidt Laband einen Beleg dafür, daß der Bundesrath am Vertragsabſchluſſe, 
an dem internationalen NRechtsgejchäfte überhaupt nicht betheiligt jei. 

Nun vermijien wir die Bezugnahme auf die Zuftimmung des Bundesraths 
aber auch in den Verfündigungen der abgeſchloſſenen Verträge im Reichsgeſetz-— 
blatte, das mahezu in allen Fällen nur den nadten Wortlaut des Vertrags 
ohne jede DVerfündigungsformel zum Abdrude bringt und demjelben ohne 
— und Beglaubigung die Notiz beifügt, daß die Ratifikation er— 
olgt fei.?) 

Sleihwohl enthält die Verfündigung in diefer Form nicht etwa eine ein- 
fache Veröffentlichung des abgejchlofjenen Staatsvertrags zum Zwecke der that- 


!) Anders lagen die Berhältnifie auf Seite Frankreichs bei dem Abſchluſſe des Friedens— 
vertraged dom 10. Mai 1871, deſſen 18. Artikel wir oben mittheilten. Hier erſcheint dem 
dur den Kaifer vertretenen Deutfchen Reiche gegenüber die franzöſiſche Nationalverfjammlung 
ſelbſt, zugleih mit dem chef du pouvoir ex&cutif, als das ratifizirende Organ, als. 
Kontrahent. Sie ertheilt nicht etwa dem Oberhaupte der vollziehenden Gewalt die Geneh— 
migung zum Bertragsabichlufie, wie der Deutiche Bundesrath dem Kaiſer, fie ertheilt viel- 
mehr gemeinfam mit jenem die Ratifitation jelbft, die für das Deutjche Reich der Kaijer 
allein ertheilt. 

Wie wenig übrigens die Vereinbarungen mit Franfreid) aus dem Jahre 1871 zu Ber: 
leihen über das dort und da beitehende Hecht Anhalt bieten, illuftrirt am beiten die Thats 
En dat in den FFriedenspräliminarien vom 26. Febr. 1871 (RGBI. 1871, ©. 215) frans 
zöſiſcherſeits die Ratifitation der Nationalverfammlung (mit dem Sige in Bordeaux), 
deuticherjeitö die Zuftimmung des Kaiſers, — in der zufägl. Uebereinkunft zu dem Friedens— 
vertrage vom 12. Oktober 1871 (RGBI. ©. 368) dort die Ratififation durch den Präſi— 
denten der franzöfiihen Republik, hier dur den Kaifer nad erfolgter Zuftimms 
ung des Bundesraths und des Reichstags vorbehalten wurde, während Art. 19 
der Zujagfonvention vom 11. Dezember 1871 (RGBI. 1872, ©. 7) bejtimmt: 

„Die gegenwärtige Konvention wird von Sr. Maj. dem deutſchen Kaijer einer 
jeit3? und dem Bräfidenten der franzöfiihen Republit nad Genehmigung 
der Nationalverjammlung anderfeit3 ratifizirt u. j. f.“ 

* Mit Recht jagt Laband, S. 193, man könne diefer Notiz nicht anjehen, ob fie „vom 
Reichskanzler oder von einem Segerlehrling der Staatsdruderei herrühre.‘ 


20* 





D a 
- .”_ * 
— 


308 M. Proebſt: Der Abſchluß völkerrechtlicher Verträge 


ſächlichen Bekanntmachung, ſondern den an die Reichsangehörigen gerichteten 
Befehl, den Vertrag zu vollziehen und zu beobachten, alſo die Verkündigung 
im ſtaatsrechtlichen Sinne. Es ergiebt ſich dies aus der Thatſache, daß ein 
Geſetz, welches die Vollziehung und Beobachtung der in das Geſetzgebungs— 
gebiet eingreifenden Staatsverträge anordnet, im Reiche überhaupt nicht for— 
mulirt und ausgefertigt wird. 

Niemand wird indeſſen aus dem Schweigen der üblichen amtlichen Ver— 
kündigungen darüber, daß den Vorausſetzungen der ſtaatsrechtlichen Giltigkeit 
der Verträge genügt ſei, den Schluß ableiten wollen, die Reichsverfaſſung habe 
die ſtaatsrechtliche Giltigkeit der Verträge überhaupt nicht durch die Erfüllung 
dieſer Vorausſetzungen bedingen wollen. Ebenſowenig vermag mit Laband 
daraus, daß dem auswärtigen Mitkontrahenten gegenüber eine ausdrückliche 
Erklärung über die erfolgte Zuſtimmung des Bundesraths zum Vertrags— 
abfchluffe mangelt, die Folgerung gezogen werden, die Reichsverfaſſung 
babe überhaupt nicht von der Ertheilung jener Zuftimmung die völferrechtliche 
Giltigkeit der Verträge abhängig machen wollen. 

Das vom Reiche bei beiden Vorgängen, bei der Ratififation wie bei der 
Verkündigung völferrechtlicher Verträge, beobachtete Verfahren ftellt ſich johin 
zwar als ein inforreftes dar,) bietet aber feinen Anhalt für oder gegen unjere 
Auffafjung des dem Bundesrathe eingeräumten Zujtimmungsrechtes. 

Ueber die Form der Ertheilung der Zujtimmung im Bundesrathe enthält 
die Reichsverfaſſung feine Vorjchrift. Regelmäßig wird fie im Wege der Ge- 
nehmigung de3 vom Reichsfanzler mit dem Antrage auf Genehmigung an den 
Bundesrath übergebenen Vertragsentwurfs, zumeift auf Grund eines jchrift: 
lichen Bericht3 eine oder mehrerer Bundesrathsausſchüſſe erfolgen.?) 


Früher jchon ift bemerft worden, daß das Einverftändniß des Bundes: 
raths ſehr Häufig von der Neichsregierung vor dem-Beginne der Verhand- 
lungen nachgeſucht und fonftatirt wird, daß jedoch eine rechtliche Verpflichtung 
des Kaiſers zu ſolchem Verfahren aus der Reichsverfaſſung nicht abgeleitet 
werden kann. In folchen Fällen ijt nach dem Abſchluſſe der Verhandlungen 
lediglich zu prüfen, ob die verabredeten Stipulationen den vorher feitgejegten 
ae und hienach die verfafjungsmäßige Zuftimmung zum Vertrags: 
abſchluſſe auszufprechen. Denn immer muß fich die Theilnahme des Bundes: 
raths als eigentliche Mitwirfung beim Abſchluſſe des Vertrags darjtellen. 

Die Zuftimmung ift gegeben, wenn die einfache Majorität des Bundes: 
raths ſich mit dem Vertragsabſchluſſe einverjtanden erflärt. Nur dann, wenn 
der Staatövertrag eine Verfaſſungs-Aenderung begründet, muß die Zuftimmung 
mit der im Art. 78 der AB. vorgejchriebenen Stimmenzahl erfolgt fein.?) 


Daß bei dem Mangel eines Rechtsſatzes, daß der bloße Abdrud eines Staatävertrags 
im Reichögejegblatte diejelben jtaatsrechtlihen Wirkungen babe, wie eine ordnungsmäßige 
Verfündigung, mit Grund fich in Zweifel ziehen lajje, ob die biäher im Reiche übliche Art 
der Verkündigung in denjenigen Fällen, in welchen der Inhalt des Vertrags in den Bereich 
ber Geſetzgebung eingreift, rechtliche Kraft und Wirkfamfeit habe, — und dah; fie jedenfalls 
den Behörden, welche die in dem Staatövertrage enthaltenen Rechtsſätze zur Anwendung zu 
bringen haben, das Recht und die Pflicht auferlege, im einzelnen Falle zu prüfen, ob in 
Wahrheit den Erforderniſſen geieplicher Giltigkeit Genüge geſchehen ſei oder nicht (vgl. La— 
band, I, ©. 193 f.), iſt ganz gewiß richtig. 

2) Val. E Meier aa. 0. ©. 292 f. 

?) Die Beachtung diefer Forderung wird in den Begleitichreiben des Reichskanzlers, mit 
welchen die Vorlagen an den Reichstag gelangen, regelmäßig ausdrüdlic erwähnt. 
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Hinsichtlich) der Theilnahme der einzelnen Bundesglieder an den Abſtimm— 
ungen über Staatsverträge find endlich noch die zwei folgenden für die Ab- 
ftimmungen des Bundesraths überhaupt giltigen Säge!) aufzuftellen: 

1. Eine Vergleihung der den Bevollmächtigten der Einzelftaaten ertheilten 
Snftruftionen mit ihrer Abjtimmung iſt weder von Seite des Reichs noch von 
Seite des fontrahirenden auswärtigen Staates erforderlich. 

2. Auch die Frage, von wen nach der Landesgeſetzgebung dieje Inftruftion 
auszugehen habe und ob und welche Mitwirfung dabei fpeziell den Landes: 
vertretungen der Einzeljtaaten zuftehe, ijt weder für das Weich noch für den 
fremden Staat von Belang. 


h) Die Genehmigung des Reichstags insbesondere. 


Die im VBorjtehenden befprochene NReichstagsverhandlung über Art. 47 
(50) der RB. bietet auch Anhaltspunkte, um die Tragweite der Bejtimmung 
des Art. 11, Abi. 3 feitzuftellen, wonach zur Giltigfeit gewiſſer Staatöverträge 
die Genehmigung des Reich8tags erforderlich ift. 

Hienad verlangt das Amendement Lette lediglich, daß die von ihm be: 
zeichneten Staatsverträge auch dem Reichstage zur Genehmigung vorgelegt 
werden, es begnügt ſich jedoch mit der Vorlage, gleichviel ob Ddiejelbe vor ob 
nad der Natififation erfolge. 

Der Abſchluß von Staatsverträgen jollte mithin von einer Genehmigung 
des Neichstages nicht abhängig gemacht werden. 

Die gegentheilige Behauptung E. Meier’3,?) daß der Reichstag und 
die verbündeten Regierungen durch Annahme des Amendements Lette die Mit- 
wirfung des Reichstags in gleicher Weife haben fejtitellen wollen wie jene des 
Bundesraths,?) entbehrt dem gegenüber der Begründung. Sie jteht überdies, 
wie bereit? angedeutet wurde, im Widerfpruche zu dem Sprachgebrauche der 
ftaatsrechtlichen Praxis, der auch in der Neichspraris Anwendung gefunden hat. 

Wie die von Laband *) nachgewiefenen Fälle darthun, wird die Genehmigung 
des Reichstags regelmäßig bei Regierungsakten verlangt, zu deren Vornahme 
formell der Bundesrat oder der Kaifer befugt find, die Zuftimmung des 
Reichstags dagegen zwar nad) der Natur der betreffenden Handlungen nicht 
erforderlich, wohl aber ausdrüdlich vorgefchrieben it. Man fpricht alfo von 
einer „Genehmigung“ des Reichstags jenen Regierungsakten gegenüber, welche 
ohne die vorgejchriebene Zuftimmung des Reichstags vorgenommen, nicht an 
fih nichtig find, vielmehr erft durch die Verweigerung der nachträglichen Ge: 
nehmigung ungiltig werden, bezw. erſt durch die nachträgliche Ertheilung der: 
jelben Giltigfeit erlangen. 

Um eine ſolche Art der Genehmigung, die von den Faktoren der Gejep- 
gebung, nicht aber nothiwendig in der Form des Geſetzes zu ertheilen ift, 
handelt e& ſich auch in unferem Falle. 

E. Meier hat nun auch die verjchiedenartige Bedeutung der Ausdrüde 
„Abſchluß“ und „Giltigkeit“ geleugnet und die Verjchiedenheit der Faſſung 
des Art. 11, Abſ. 3 in diefer Richtung eine „rein zufällige“ genannt, die ein— 


1) ©. die Begründung diefer Sätze fpeziell mit Nüdficht auf die Abjtimmungen über 
Etaatäverträge bei Borius in den Annalen 1875, ©. 538 ff. 

)A.0.0D. ©. 278 f. 

) Denjelben Sag, dem Wortlaute nad glei, dem Sinne nad) direft entgegengejept, 
itelt Hierjemenzel a. a. ©. ©. 138 auf, 

9 Bd. I, ©. 512 ff. 
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fach der Ausdrucksweiſe derjenigen Amendements entlehnt jei, aus denen der 
Artikel 11 juccejjive gebildet wurde, ohne daß damit ein materieller Unterjchied 
beabfichtigt jei. „ES it das auch um fo wahrjcheinlicher — jagt Meier!) —, 
als die übrigen damals gejtellten Amendements, insbejondere die Amendements 
Ausfeld-Schulze und Erxleben-Zachariae, dieſe Verjchiedenheit des Ausdrucks 
nicht hatten, indem es in erjterem hieß: „. . it zu ihrem Abſchluß die Zu: 
jtimmung des Bundesrath3 und des Neichdtags erforderlich“, in dem Tebteren 
aber gejagt war: „. . bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Zuftimmung des 
Bundesraths und Reichstags. 

Auch diefe Deduftionen Meier's find nicht nur mit dem Sprachgebrauce 
unvereinbar und durch die im Eonftituirenden Reichstage erfolgten ausdrüclichen 
Konftatirungen direkt ausgefchlofjen, fondern werden auch durch den Sadıver: 
halt ſelbſt widerlegt. 

Es muß wohl beachtet werden, daß in dem einen der gleichzeitig mit dem 
Amendement Lette gejtellten Anträge die Zujtimmung des Bundesraths und 
Neichstage zum Abſchluſſe, in dem anderen die Zuftimmung derjelben 
Faktoren zur Giltigfeit der Staatsverträge des Reichs gefordert war. Der 
Abgeordnete Lette mußte jich demgegenüber bei Einbringung feines Amende— 
ments der verjchiedenen Bedeutung der beiden Ausdrücde bewußt fein, und die 
Rückſichtnahme auf dieſe VBerjchiedenheit darf darum in der Wahl einer Fafjung 
nicht verfannt werden, welche an die Genehmigung des Reichstags eine andere 
Wirkung fnüpfte al3 an die im Entwurfe der Verfaſſung bereit3 vorbehaltene 
BZuftimmung des Bundesrathe. 

Auch v. MohLl?) erklärt, die Reichsverfaſſung feße die Vorlage der Ber: 
träge an den Neichstag vor ihrer definitiven Vollziehung als ſelbſtverſtändlich 
voraus. Wenn er zur Begründung dejien jagt, daß Kaifer und Bundesrath, 
wenn fie erſt nach erfolgter Ratififation den Vertrag dem Reichstage unter: 
breiten, fich der Unannehmlichkeit einer nachträglichen Ungiltigfeits-Erflärung 
ausſetzen, jo ijt diefe Möglichkeit allerdings nicht ausgejchlofien, fie Fann aber 
angeficht3 der Thatjache, daß nirgends ein anderes Verhalten vorgejchrieben 
it, nicht zur Begründung einer Nechtspflicht genügen. „Sind Kaifer und 
Bundesrath feſt überzeugt, daß fie bei Abjchluß eines Vertrags vollftändig aus 
den Intentionen, Anjchauungen und Intereſſen des Volkes heraus handeln, 
dringenden Bedürfniijen und Wiünjchen desjelben entgegenfommen und Abhilfe 
Ihaffen, — jo ift nicht abzufehen, weßwegen fie nicht ruhig den Vertrag 
ratifiziren und erjt dann damit vor den Neichstag hintreten fünnten. Die 
nachträgliche Genehmigungsbefugniß des Parlaments rechtlich allein zu be: 
gründen, genügt vollftommen allen im Intereſſe des Volks und der Volksver— 
tretung zu jtellenden Anforderungen.“ (Gorius, Annalen „1874“, ©. 773.) 

Aus alledem ergibt fi, daß die VBerjchiedenartigfeit des Ausdruds im 
Art. 11, Abi. 3 feine zufällige, fondern eine fachliche it. Der Vertrag. iit 
bienach abgejchloiien und den formellen Erfordernifjen des Art. 11, Abi. 3 
ift genügt, wenn der Bundesrath zugeftimmt hat. Aber die Giltigfeit des 
Vertrags ift von der Erfüllung der weiteren Bedingung abhängig, daß auch 
der Reichstag feine Genehmigung zu dem Bertrage erkläre. 

Dieje Verjchiedenartigfeit der Mitwirkung des Bundesraths und des 
Reichstags zu Staatsverträgen entipricht vollfommen „dem ganzen Zuſammen— 





NA aD. ©. 292. 
) RStR. ©. 304, Anm. 
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bange der Verfaſſung, wonach der Bundesrath nicht ſowohl ein Oberhaus ala 
vielmehr ein Staatenhaus ift, dem der Neichstag als Volfsvertretung gegenüber: 
ſteht. Ebenjotwenig, wie der Neichstag im Innern Funktionen der erefutiven 
Staatögewalt befigt, fein Beruf vielmehr nur in der Mitwirkung zur Gejeggebung 
und in der allgemeinen Wahrung der Volfsinterejjen beruht, ebenſowenig kann 
demjelben auf dem Gebiete der internationalen VBertragsichliegung ein Recht, 
derart mitzuhandeln und zu Efontrahiren, gegeben jein. Aber es ijt ihm auch 
hier feine Stellung zur Wahrung der Volksintereſſen derart angewieſen, daß 
er praftiich, wenn auch nur negativ, diefe Aufgabe vollkommen erfüllen kann.“ 
(Gorius, Annalen „1875, ©. 540.) 


Bon der alſo fetgejegten Genehmigung des Neichstags kann nun wieder 
entweder die völferrechtliche oder nur die ſtaatsrechtliche Giltigkeit der 
bezüglichen Berträge abhängig fein. it Erſteres der Fall, jo ijt die durch den 
Bertragsabichluß übernommene internationale Verpflichtung eine nur bedingte, 
welche erjt mit der Ertheilung der Genehmigung in Kraft tritt bezw. durch 
deren Verweigerung ipso jure wieder aufgehoben wird. Iſt Dagegen Lebteres 
der Fall, jo wird die durch den Bertragsabichluß begründete Verpflichtung 
dem Mittontrahenten gegemüber (völferrechtlich) durch die Verweigerung der 
Reihötagsgenehmigung überhaupt nicht berührt. Die Frage, welche der beiden 
Wirfungen dem Art. 11, Abſ. 3 der AB. zufomme, ijt jtreitig. 

Zaband!) entjcheidet fich ohne weiteres im Sinne der leßteren Alter: 
native, weil außerdem die Vorlegung des Vertrags an den Reichstag nicht als 
„nachträglich“ bezeichnet werden könnte. Dieje Entjcheidung läßt die Möglich: 
feit eines bedingten Vertragsabſchluſſes völlig unberüdiichtigt. 

Den gleichen Fehler beging v. Rönne in der erjten Auflage jeines Ber: 
faffungsrechts des Deutfchen Reichs (S. 61). Er jagte dort, der Reichstag habe 
zwar das Necht, die Vorlegung der abgejchlofjenen Staatöverträge zu verlangen 
und deren VBerfafjungsmäßigkeit und Vereinbarlichfeit mit dem bejtehenden Rechte 
zu prüfen; allein da Art. 11 der Neichsverfaffung feinesiwegs das Erforderniß 
der vorhergehenden Genehmigung als Bedingung der Giltigfeit jolcher Verträge 
aufftelle, jo könne die Verweigerung der Genehmigung nicht die Wirkung haben, 
den betreffenden Vertrag rückwärts ungiltig zu machen. Auch v. Rönne ging 
jomit von dem unerwieſenen Oberſatze aus, daß die völferrechtliche Giltigkeit 
von Staatöverträgen nur durch eine vorgängige Genehmigung dritter Faktoren 
bedingt, durch das Erforderniß einer nachträglichen Genehmigung dagegen nicht 
beeinflußt werden könne. 

In der zweiten Auflage jeines Werkes hat v. Rönne feine früheren Auf- 
ftellungen jelbjt als unrichtig erklärt?) und fich im wefentlichen den Anfichten 
jener Schriftjteller angejchlojfen, welche in der Genehmigung des Reichstags 
eine Bedingung der völferrehtlichen Giltigfeit der in das Geſetzgebungs— 
gebiet eingreifenden Berträge erbliden. 

Zu den Vertretern diefer Anficht zählen ingbejondere Thudichum,?) 
v. Mohl, Gorius’) und Ernjt Meier‘) 


1) Bd. II, ©. 176, 

2?) v. Rönne, Staatär. d8. D. R., Bd. II, Abth. 2, S. 299 mit 302, 
2) Verf.“R. d8. Nordd. B., ©. 91 ff. 

+) NSM., S. 304. 

5) Annalen „1874, ©. 773, „1875“, ©. 540. 

6) A. a. O. S 275 fi. 
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Dagegen jehen Seydel,') Hierjemenzel?) und Gg. Meyer?) mit 
Laband in der Genehmigung des Reichstags Tediglih ein Erforderniß der 
ſtaatsrechtlichen Giltigfeit der bezüglichen Verträge. 

Der Wortlaut des Art. 11, Abi. 3 gibt zur Beantwortung der auf: 
gewworfenen Frage feinen Behelf. Wohl aber iſt der Zufammenhang 
beachtenswerth, in dem die Forderung der Genehmigung des Reichstags nicht 
nur zur Anordnung der Zujtimmung des Bundesraths, jondern zu Den Be 
ftimmungen des Artifels 11 überhaupt fteht. 

Der ganze Artikel 11 iſt in erjter Linie bejtimmt, die völferrechtlichen 
Befugnifje des Reichspräſidiums zu regeln, und alle jeine Borjchriften, ſoweit 
wir fie zu bejprechen hatten, legen ſich Wirkffamfeit auch nach außen, für den 
Verkehr von Staat zu Staat, bei. Soferne nicht zwingende, aus anderen 
Erwägungen fich ergebende Gründe davon abhalten, ijt nach den Grundjäßen 
der Interpretation daher die den übrigen Anordnungen zufommende völfer- 
rechtliche Wirkſamkeit auch auf die in Frage ftehende Beitimmung zu erjtreden. 

Solche zwingende Gründe find aber weder von den Vertretern der entgegen: 
ftehenden Theorie nachgewiejen noch ſonſt aufzufinden. 

Insbeſondere führen die allgemeinen politiichen und rechtlichen Er- 
mwägungen, denen jene zumeiit Raum geben, bei richtiger Würdigung Dazu, 
auch die Genehmigung des Reichstags gleich der Zuftimmung des Bundesraths 
als eine Bedingung der völferrechtlichen Verbindlichkeit der Verträge für das 
Neich zu erflären. Das gilt vor allem von der Frage, welche rechtliche Folgen 
ſich an die dem Reichstage nach Art. 11 unzmeifefhaft zuftehende Verweigerung 
der Genehmigung eines vom Kaifer mit Zuftimmung des YBundesraths abge 
ſchloſſenen und formell ratifizirten Staatsvertrag3 fnüpfen würden. 

E3 genügt, Hinfichtlich diefer allgemeinen Fragen auf unfere früheren Er: 
Örterungen zu verweilen. Ganz — aber iſt hier auf die intereſſante 
Widerlegung aufmerkſam zu machen, die v. Mohl (RStR. S. 303) den Auf: 
jtelungen v. Rönne’s (in der erjten Auflage feines Reichsverfafiungsrechtes) 
zu Theil werden läßt. 

Unter gewiſſen Einfchränfungen, die ſich nach dem oben Gejagten von 
—*— ergeben, kann der Anfchauung Mohl's beigepflichtet werden, daß 
er Railer niht nur, um ſich der Unannehmlichkeit einer Ungiltigfeits- 
erklärung eines von ihm bereits vatifizirten Vertrags nicht auszujeßen, vor der 
definitiven Anerkennung die vereinbarten Vertragsentiwürfe dem Reichstage vor: 
legen könne, jondern daß ſogar, wo die Ertheilung der Genehmigung nicht von 
vornherein völlig gefichert erſcheine, dieſes Verfahren als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt werden müſſe,“) jeine Unterlaffung jomit ein jchwerer, die Verant— 
wortlichkeit des Reichskanzlers belaftender Fehler ſei. 

Zu der gleichen Forderung wird auch Laband?) durch den von ihm 
eingenommenen Standpunkt geführt, da ja die Beachtung dieſer Forderung allein 
einen Konflift zwiſchen den jtaatsrechtlichen Verpflichtungen und den völfer: 
rechtlichen Berbindlichkeiten des Kaifers verhiüten hilft, dem die Theorie Laband's 
die Thüre öffnet. 


1) Komment. ©. 118, 
2) U. a. D. Bem. z. Art. 50, ©. 135 ff. 
8, Lehrb. ©. 488. 
IR Niht aber: daß dasjelbe von der Reihsverfaijung vorausgejegt 
werde! 
5) Vgl. Bd. II, ©. 185. 
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Die Praris des NReichsvertragsrechtes erweilt, daß in nahezu allen 
Fällen die Vorlage der vereinbarten Vertragsentwürfe an den Reichstag vor 
der Ratififation erfolgte, ja daß wiederholt die in den Punftationen der Bes 
vollmächtigten verabredete Frift zur Auswechslung der Ratififationen auf Ver: 
anlafjung der deutjchen Regierung verlängert wurde, wenn die Vorlage an den 
Reihstag erft nach Ablauf der urjprünglich feitgefegten Frift erfolgen konnte, 

Einen Beitrag zur Löſung der Frage nach der völferrechtlichen Bedeutung 
der NReichstagsgenehmigung bietet Die Reichspraris dagegen nicht.") 

Hinfichtlich der Bezugnahme der Vereinbarungen, der Ratififationsurfunden 
und der Berfündigungsformeln auf die erfolgte oder vorbehaltene Genehmigung 
des Reichstags gilt analog dasjelbe, was oben hinfichtlich der Zuftimmung 
des Bundesraths gejagt wurde. Dabei it insbejondere zu beachten, daß, wenn 
in den Vereinbarungen der Bevollmächtigten die Zuftimmung des Bundesraths 
ausdrüdlicy vorbehalten wird, diefer Vorbehalt regelmäßig auch auf die Ge— 
nehmigung des Reichstags fich eritredt. 

Sit nach dem bisher Gejagten die Genehmigung des Reichstags gleich 
der Zujtimmung des Bundesraths eine Bedingung der völkerrechtlichen 
Giltigfeit der unter Art. 11, Abſ. 3 fallenden Staatöverträge, jo erhebt fich 
die frage, in welchem Verhältnijje die Genehmigung des Reichstags zur Bus 
ftimmung des YBundesraths ftehe, mit andern Worten: ob die eritere al3 auf- 
ſchiebende oder auflöjeude Bedingung wirft. 

E. Meier?) iſt über diefe Frage dadurch hinweggekommen, daß er die 
Mitwirfung des Neichstags qualitativ ganz gleich der des Bundesraths faßte. 

Auh Thudihum äußert fich lediglich dahin, es müſſe in den ein- 
Ichlägigen Fällen „bei Ertheilung der Ratififation die Genehmigung des Reichs: 
tags zur Bedingung der Giltigfeit gejtellt fein.“ i 

Näher iſt Gorius an die Sache herangetreten. Er erflärt?) die Ge- 
nehmigung des Neichstags als eine „Sufpenfiv-Bedingung,“ von der das 
„Giltigbleiben‘ der Verträge abhängig fei. Auf das Unklare und Wider: 
ſpruchsvolle diefer Ausdrüde hat Laband*) bereit3 aufmerkſam gemacht. Der 
Widerſpruch liegt aber nur in der unglüdlich gewählten Faſſung. 

Gorius meint, der Vertrag, durch die Zuftimmung des Bundesraths 
giltig geworden, bleibe folange giltig, bis er durch die Verweigerung der ver: 
fafiungamäßigen Genehmigung des Reichstags invalidirt werde. Nicht die Er: 
tbeilung der Genehmigung iſt ihm Bedingung des Giltigiwerdens, jondern der 
Nichteintritt der Verweigerung diefer Genehmigung ift Bedingung des Giltig- 
bleibens, weil Gorius auch jtillichweigende Genehmigung des Reichstags als 
genügend annimmt. Gorius faßt aljo in Wahrheit die Genehmigung des 
Reichstags als „Refolutiv-Bedingung“. Er denft aber dabei auch an die 
Möglichkeit, daß die Genehmigung des Reichstags in der Vereinbarung felbjt 
al3 Bedingung der Ansführbarfeit des Vertrags erwähnt fei, und meint, in— 
foferne wirfe diefelbe als auffchiebende Bedingung. 

Bon dem Vorwurfe einer willfürlichen Vertaufchung der Begriffe, in der 
ihm v. Rönne?) folgte, fann Gorius fomit allerdings nicht freigefprochen 


) Eine andere Auffafjung veıtritt E. Meier, ©. 283 fi., auf deſſen Beijpiele 
bier zu verweilen iſt. 

2) A. a. O. S. 127. 

s) Annalen „1874“, ©. 772, „1875“, ©, 539, 

“4 Bd. II, ©. 176, Anm. 3. 

5) Staatär. des D. R., 2. Aufl., Bd. II, Abth. 2, ©. 302. 
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werden. Seine Anficht jelbit aber erjcheint im mwejentlichen al3 zutreffend. Nur 
das Eine joll ihm gegenüber betont werden, daß die Verfaſſung ausdrücklich 
die Vorlage der abgejchlofjenen Verträge an den Reichstag gebietet. Es hieße 
diefer Vorſchrift zumiderhandeln, wenn zugewartet werden würde, bis der 
Reichstag „aus eigener Initiative” Veranlaſſung nehme, feine Genehmig: 
ung zu verjagen. 

Snfoweit v. Mohl überhaupt die nachträgliche Vorlage der Staatäver- 
träge an den Reichstag für zuläffig erklärt, teilt auch er die Anſchauung von 
Gorius. 

Hinſichtlich der formellen Behandlung der Staatsverträge im Reichstage 
iſt Folgendes zu bemerken: 

1. Die Vorlage der Verträge (regelmäßig der Vertragsentwürfe) an 
den Reichstag erfolgt durch den Neichsfanzler namens des Kaijerd mit einem 
Schreiben, in welchem jedesmal die ftattgefundene Zujtimmung des Bundes: 
raths ausdrüdlich erwähnt und die „Genehmigung“ des Reichstags angeregt 
wird, mit oder ohne Motive, auch wohl mit dem motivirenden Berichte der 
betreffenden Bundesrathsausichüfje.") 

2. Belondere Gejhäftsformen für die Behandlung der Staatäver: 
träge im Neichstage find nicht feitgejtellt. Der Natur der Sache gemäß hat 
ſich indeß die Praxis ausgebildet, bei der Berathung und Beichluhfaifung über 
Staatöverträge ganz nach den für Gejege giltigen Normen zu verfahren.?) 

Die Vorlage kann hiebei zur Vorberathung an eine Kommiſſion verwieſen 
werden. 

3. Die Genehmigung fann unbedingt erfolgen. Dieſe Art der Ge 
nehmigung bildet die faſt ausnahmsloſe Regel. 

Es kann jedoch das Recht des Reichstags nicht bejtritten werden, die 
Genehmigung eines Vertrags an die Bedingung zu fnüpfen, daß Derjelbe 
gewiſſe Abänderungen und Zuſätze erhalte, wenn auch thatjächlich das Amen: 
dDirumgsrecht ein bejchränftes fein wird. Der Reichstag hat von diefem Rechte 
zuweilen Gebrauch gemadht.?) 

Auch duch bloße Rejolutionen bat der Reichstag manchmal feinen 
Wünſchen Ausdrud gegeben, ohne ihre Erfüllung zur Bedingung der Genehmigung 
zu machen.*) 


i) Die Friedensverträge nah Art. 11 der Reihsverfaijung. 


In welcher Weile das Berhältnig der Friedensperträge zu den 
übrigen Staatsverträgen nach Art. 11 der Reichsverfaſſung zu bejtimmen ſei, 
iſt Schließlich noch in gefonderter Beſprechung darzuthun. 

Art. 11 zählt im eriten Abjage als völferrechtliche Befugniſſe des Kaijers 
unter anderen auf: „Krieg zu erklären und Frieden zu jchließen, Bünd— 
niffe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen. Abſatz 3 
des gleichen Artikels fpricht fodann von Verträgen, deren Gegenjtand in 
den Bereich der Neichsgejeßgebung gehört, und unterwirft dieſe bejonderen 
Beichränfungen. 


1) Vgl. E. Meier, ©. 283 f. 

2) Vol. ebenda, ©. 285 f. 

2) Das Verfahren, das in ſolchem Falle beobachtet wird, lajlen die von E. Meier, 
Seite 289, mitgetheilten Beiipiele erkennen. 

4) Vgl. ebenda, S. 290. 
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Daraus ijt gefolgert tworden,!) daß den FFriedensverträgen durch Art. 11 
eine bejondere Stellung injoferne angewiejen jei, als die Beitimmung des 
Abjages 3 auf fie feine Anwendung finde. Der Abjchluß der Friedensverträge 
würde hienach immer, auch dann, wenn fie Materien der Gejeßgebung normiren, 
zur Prärogative des Kaiſers gehören und die Mitwirfung des Bundesraths 
und Reichstags nur zur Ausführung derartiger Normen nothiwendig erjcheinen. 

Dem entgegengejegt wird von anderer Seite eine unbedingte Gleichſtellung 
der Friedensverträge mit allen übrigen Staat3verträgen und jomit die eventuelle 
Unterordnung der erjteren unter die Beſtimmung des Art. 11, Ab. 3 behauptet?) 

Bei der Würdigung der für und wider diefe Gleichitellung beigebrachten 
Gründe jind zunächſt unter den Vertretern jeder der beiden Anfichten diejenigen 
auszufcheiden, welche den in Art. 11, Abf. 3 feftgefegten Bejchränfungen der 
faiferlichen Legitimation zum Vertragsabſchluſſe eine völferrechtliche Bedeutung 
völlig abjprechen oder wenigjtend der Genehmigung des Reichstags nur eine 
Bedeutung für die jtaatsrechtliche Giltigkeit der Verträge zugejtehen. 

Denn dieſe werden durch ihre ganze Auffafjung am fich zu dem Nejultate 
gedrängt, daß unter die von Abi. 3 des Art. 11 in Bezug genommenen Ver: 
träge auch die Friedensverträge einzurechnen ſeien, da fie ja andernfalls in 
Konjequenz ihrer Anfchauung ein unbeſchränktes Necht des Kaifers anerkennen 
müßten, die Verfaſſung und den Rechtszuftand des Reiches durch Friedens: 
verträge willfürlich abzuändern. 

In der That leugnet unter denjenigen Schriftitellern, welche die Be— 
Ichränfungen des Art. 11, Abſ. 3 Lediglich auf die ftaatsrechtliche Giltigfeit der 
Berträge beziehen, nur einer, Gg. Meyer, die Anwendbarkeit der gedachten 
Beihränfungen auf Friedensſchlüſſe. Anderfeits fordert aber auch) Gg. Meyer 
eine Mitwirkung der gejeßgebenden Faktoren zu den durch Friedensverträge 
veranlaßten Wenderungen des Rechtszuſtandes. Dieje widerjprechenden Auf: 
ftellungen jucht Gg. Meyer durch eine Reihe fubtiler Unterjcheidungen in 
Einklang zu bringen und gelangt dadurch in der ganzen Lehre zu einer eigen— 
tbümlichen, unferes Erachtens unhaltbaren Sonderjtellung.?) 


) Bal. v. Rönne, Verf.Reht des D.R. (1. Aufl.) S. 63, deri. Staatäreht d. D. R. 
(2. Auft.), Bd. II, Abth. 2, ©: 307 ff, — E. Meier a. a. O. © 305 ff., v. Mohl, 
RStR. ©. 313, Gg. Meyer, Lehrb. S. 489, 

N Bol. Laband, Bd. II, ©. 191, Anm. Seydel, Komment., ©. 117, Hierſe— 
menzela. a. D., ©. 52, Thudihum a. a. O., S. 98, 254 f. 

’ Sg. Meyer’s Anficht ift Folgende: Verfallungsbeitimmungen, welche zur Giltigfeit 
gewiiier Verträge die Zuftimmung der gejeßgebenden Faktoren fordern, machen nicht die 
dölferrehtliche Giltigkeit, jondern nur die ſtaatsrechtliche Wirkjamfeit der Verträge 
von diejer Zujtimmung abhängig. Während es da, wo ſolche Beſtimmungen nicht bejtehen, 
genügt, dem Landtage eine auf die Ausführung der Verträge bezügliche Geſetzes- oder Budget- 
vorlage zu machen, gewähren ſolche Beitimmungen dem Yandtage Anjpruc darauf, dak ihm 
die Verträge jelbjt vorgelegt werden. Analoges gilt nad Art. 11, Abſ. 3 im Deutjchen Reiche. 
Die Stellung des Bundesraths und Reichstags ift dabei injofern gleichartig, als die Zu> 
ftimmung beider Faktoren vor der Ratififation der Verträge eingeholt werden muß, um 
Kollifionen zwiichen der völferrechtlichen Verbindlichkeit und der ſtaatsrechtlichen VBollziehbarteit 
derielben zu verhüten, — ungleichartig injofern, als die Nothwendigfeit der vorherigen Zur 
fimmung des Bundesrath3 in der Reichsverfaſſung ausdrüdlich ausgeiprocden ijt, während 
dies hinjichtlich der Genehmigung des Reichstags nicht der Fall ift. Friedensverträge 
fallen überhaupt nicht unter die VBorjchrift des Art. 11. Soweit diejelben Aenderungen in 
der Geſetzgebung oder Geldbewilligungen erforderlich machen, bedarf es daher weder der Vor— 
legung des Vertrags im Wortlaute, nod der Borlegung dejlelben vor dem Abſchluſſe, 
ed genügt vielmehr eine nachherige Betheiligung von Bundesrath und Reihstag beim Erlaß 
der Ausführungsgeiege. (Vgl. Meyer, Lehrb. S. 485, 488 f. und Anm.) 
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Dagegen erjcheinen Zaband, Seydel und Hierjemenzel unter den 
Vertretern der entgegengejegten Theorie, welche die Friedensverträge mit den 
übrigen Staatsverträgen durchaus auf gleiche Linie geftellt wiſſen will. 


Soweit die Beweisführung der Genannten mit ihrer Auffaffung des Art. 11, 
Abi. 3 überhaupt untrennbar zufammenbängt, fomweit fie aljo beifpielsmweije auf 
die Unterfcheidung fich ftüßt, daß Art. 11, Abſ. 1 die völferrechtliche Legitimation 
zum Abjchluffe, Art. 11, Ab}. 3 die ftaatsrechtlichen Erforderniſſe der Vollzieh: 
barfeit normire, ijt fie von unferem Standpunkte aus nad) dem früher Gefagten 
nicht weiter in Betracht zu ziehen. 

Anders verhält es fich hinfichtlich ihrer Beweisführung aus dem Wort 
laute des Art. 11. 

Aus dem Wortlaute diefes Artifels in erfter Linie folgerten Gg. Meyer 
und von Rönne, daß die Neichöverfaffung Vertragsabichlüffe und Friedens— 
ſchlüſſe als völferrechtliche Funktionen verjchiedener Art behandle und die für 
die erjteren Funktionen geltenden Grundjäge nicht ohne weiteres auf die leßteren 
ausgedehnt willen wolle. 


Dagegen gibt Ernft Meier zu, daß der Wortlaut des Art. 11 im diejer 
Beziehung feineswegs ganz Har fi. Man könne, meint er, allerdings 
deduziren, daß der erjte Abjat des Art. 11 das Recht des Friedensſchluſſes 
und das Recht zur Eingehung von Bündniffen und anderen Verträgen ala 
zwei verjchiedenartige Rechte hinftelle, und daß der dritte Abſatz die Beichränfung 
nur für Verträge mit fremden Staaten, nicht aber fpeziell auch für Friedens: 
verträge ausfpreche; indefjen laſſe fich mit demfelben Grunde Doch auch be 
haupten, daß die Ausdrucksweiſe des dritten Abſatzes eine ganz allgemeine jei, 
und daß nnter den dort erwähnten Verträgen ebenfowohl Friedensſchlüſſe als 
auch jonftige Verträge zu verftehen feien. 

Aber auch diefe Einräumung ijt nicht genügend. Es muß vielmehr die 
Behauptung, daß unter den von Art. 11, Abf. 3 berührten Verträgen ebenſowohl 
Triedensfchlüffe als auch ſonſtige Verträge zu verftehen feien, als die allein 
mit dem Wortlaute des Art. 11 vereinbare — werden. 

Denn Friedensſchlüſſe ſind nun einmal, wie Seydel mit aller Präziſion 
hervorhebt, Verträge und Art. 11, Abſ. 1 kann ihnen dieſe Vertragsnatur 
nicht nehmen, will es auch nicht. Daraus, daß er „Bündniſſe und andere 
Verträge“ geſondert vom Rechte über Krieg und Frieden nennt,") ergibt ſich 
ein zwingender Grund für die gegentheilige Anficht umſoweniger, als die Auf: 
zählung der faiferlichen NRepräfentationsbefugnifje in Art. 11, Abf. 1 ein ganz 
andere® fundamentum divisionis hat al3 Abſ. 3 des gleichen Artifels, der 
aus der Gejammtmafje der Verträge diejenigen heraushebt, welche fich auf 
Gegenftände der Reichsgefeßgebung beziehen.) Eines zwingenden rundes 
aber bedarf es, wenn vom unzweideutigen Wortlaute abgegangen werden joll. 

Solche Gründe fuchen wir bei den Vertretern der gegentheiligen Anficht 
vergeblich. 


) Daß der Ausdrud „Frieden zu ſchließen“ und defien enge Verbindung. mit 
der Anführung des Rechtes „Krieg zu erflären“ an fi ſchon darauf hinweift, dab Abj. 1 
bei Ausjheidung der Friedensverträge aus der Maſſe der jonjtigen Verträge ſpeziell nur bie 
den Krieg beendigenden Alte im Auge sn babe, nicht aber auch die in Friedensichlüfien 
regelmäßig getroffenen weiteren Werabredungen,, durd; deren Inhalt fie den unter Abj. 3 des 
Art. 11 fallenden Verträgen gleichgeftellt werden, joll nur beiläufig erwähnt werden. 

) Bol Laband, Br. I, ©. 191, Anm. 
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v. Mohl und v. Rönne begnügen fich, die abweichende Stellung der 
Friedensverträge aus ihrer Auslegung des Wortlaut3 des Art. 11 zu konſtru— 
iren, und verzichten auf jede weitere Stüßung ihrer Aufitellungen. 

Dagegen weilt Gg. Meyer zur Rechtfertigung der den Friedensverträgen 
zugejchriebenen Ausnahmsſtellung überdies auf deren eigenthümliche Natur, 
welche eine vorherige Borlegung meift nicht gejtatten merde. 

Soweit es fih um die Vorlage der Friedensſchlüſſe an den Reichstag 
handelt, mag darin etwas Wahres gefunden werden und darum die Begnüg- 
ung mit nachträglicher Borlegung geboten fein. Diefe nachträgliche Borlegung 
it jedoch, wenn Art. 11, Abi. 3 in dem von uns vertretenen Sinne aufgefaßt 
wird, feineswegs dadurch ausgejchlofien, daß die Friedensſchlüſſe der Beſtimm— 
ung diejes Artifel3 nntergeordnet werden, da ja nach unjerer Auslegung Abi. 3 
die vorherige Vorlage der abzujchließenden Verträge an den Reichstag 
nicht fordert. 

Soweit e3 ſich aber um die Beichlußfaffung des Bundesraths handelt, 
vermögen wir nicht abzujehen, warum derjelben Friedensverträge, die nicht 
bloß Beendigung des Krieges, jondern auch Begründung einer neuen bleiben- 
den Ordnung jein jollen, und mit ihrem Inhalte in das Gebiet der Geſetzgeb— 
ung eingreifen, vor ihrem Abjchluffe nicht ebenfogut jollen unterjtellt werden 
können, wie jonftige Staat3verträge über Gegenjtände der Reichsgeſetzgebung. 

Daß die „eigenthümliche Natur“ der Friedensverträge nicht an fich 
ar die Unterjtellung derjelben unter die unbejchränfte Prärogative des Staats: 
oberhaupts rechtfertigt, daß vielmehr Beichränfungen der völferrechtlichen Legi— 
timation zum Abjchluffe auch Hinfichtlich Ddiefer Verträge recht wohl zuläſſig 
find, wird durch die früher mitgetheilten, den Nachweifungen E. Meier's 
entnommenen Ausfprüche von Hugo Grotius und Wolff, jowie insbejondere 
durch mehrfache Aeußerungen Bluntſchli's bezeugt. Diejer jagt mit voller 
Beitimmtheit: 

Das Verfafjungsrecht der einzelnen Staaten entjcheidet darüber, wer und 
unter welchen Bedingungen er berechtigt ift, Frieden gültig abzufchließen. Das 
Völkerrecht vermuthet, daß der jeweilige Träger der oberjten Staatsgewalt 
kraft jeiner Repräjentationsbefugniß dazu berechtigt fei. Wenn derfelbe aber 
nah dem in anerfannter Wirkſamkeit jtehenden Staatsrecht feines Landes der 
Zuftimmung der Volfsvertretung oder eines anderen politiichen Körpers bedarf, 
um wirfjamen Frieden zu jchließen, jo ijt diefe Beichränfung auch völferredht- 
ih zu beachten, und die Nechtsgültigfeit wie die Ausführbarfeit des Friedens: 
ichlufies jo lange in Frage geftellt, als nicht die nothiwendige Zuftimmung 
hinzutritt.) 

Auch die Verfaſſungen Nordamerika's und der Schweiz bieten für die 
oben aufgeſtellte Behauptung Belege. Nach der Verfaſſung der Vereinigten 
Staaten folgt der Abſchluß von Friedensverträgen denſelben Regeln wie der 
Abſchluß aller anderen Staatsverträge, gehört ſohin zu denjenigen Befugniſſen 
des Präfidenten, deren Ausübung der Zujtimmung von zwei Dritttheilen der 
Senatoren erfordert. Die Verfaſſung der Schweiz ſetzt die Friedensſchlüſſe 
gleich den Kriegserflärungen direkt in die Kompetenz der Bundesverſammlung. 
Auch im ehemaligen deutjchen Neiche vermochte der Kaiſer ohne Zuftimmung 
des Reichstags feinen Frieden zu jchließen. 

j Bal. Bluntſchli, das moderne Völferreht der civ. St. als Rechtsbuch dargejtellt, 
&. 238 f. — Ferner: deſſen Allgemeines Staatsrecht, IIL Buch, Kap. 10, — und deſſen 
deutihe Staatälehre und die heutige Staatenwelt, S. 337. 
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Georg Meyer hat nun ferner aud) auf Art. 48 der Preußiſchen Ber: 
faſſung Bezug genommen, der nachweislich dem Art. 11 der RB. zum Bor: 
bilde gedient habe und der ebenfalls auf eine jolche abweichende Behandlung 
der Friedensverträge hinweije. 

In der That muß anerfannt werden, daß Art. 48 der Preußiſchen Ber: 
fafjung nicht nur auf eine ſolche abweichende Behandlung hinweiſt, jondern 
diejelbe vielmehr ausdrücklich janftionirt, indem er jagt: 

„Der König hat das Necht, Krieg zu erklären und Frieden zu jchließen, 
are andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. Letztere be 
dürfen zu ihrer Giltigfeit der Zuftimmung der Kammern, jofern e8 Handels 
verträge find, oder wenn dadurch dem Staate Laſten oder einzelnen Staats 
bürgern Verpflichtungen auferlegt werden.“ 

Vollkommen deutlich und allen Zweifel ausſchließend ſpricht überdies für 
den Sinn diefer Beitimmung die Entjtehungsgejchichte derjelben, insbejondere 
die Thatjache, daß eine von der Reviſionskommiſſion der II. Kammer vorge 
Ichlagene Faſſung des Art. 48, in welcher ausdrücklich die Friedensverträge von 
dem Erfordernifje der Zuftimmung der Kammern befreit waren, nur aus 
redaktionellen Gründen durch die jegige Faſſung erjegt, in der Sache jelbit 
aber vollfommenes Einverjtändniß fonftatirt wurde.) 

Gerade darum jcheint Meyer’3 Auslegung des Art. 11 der Reichsverfaſſung 
durch die Bezugnahme auf Art. 48 der Preußischen Verfafjung nicht eben unter: 
ftügt zu werden. Hat leßterer Artikel wirklich für Art. IL der Reichsverfaſſung 
zum Vorbilde gedient und wollte man die dort angeordnete Ausnahmzftellung der 
Friedensverträge auch in die Neichsverfaffung (Verfaſſung des Norddeutjchen 
Bundes) herübernehmen, warum ließ man ch dann durch das Beiſpiel der 
Ben Berfafliungsbeftimmung und durch ihre Entjtehungsgejchichte nicht 

elehren, eine Faſſung zu wählen, in der die beabfichtigte Ausnahmsſtellung 
zu deutlichem Ausdrude gebracht war? 

Zudem ijt die Berathung des Art. 48 des Preußischen Verfaſſungs-Ent— 
wurfs in der zweiten Kammer nicht dazu angethan, eine abweichende Behandlung 
der TFriedensjchlüffe zu befürworten. Es tritt in den dort gepflogenen Debatten 
lebhaft das Bemwußtjein zu Tage, daß man durch die Sonderftellung der 
Friedensſchlüſſe auf diefem befchränften Gebiete die Möglichkeit von Kollifionen 
ihaffe, die man für die übrigen Vertragsarten durch die verfaljungsmäßige 
Mitwirkung der Kammern zur Giltigfeit der Verträge bejeitigt glaubte. 

Wir fünnen jomit in der Verweifung auf Art. 48 der preußijchen Ber: 
fajjung ebenjowenig als in allgemeinen Erwägungen einen Grund finden, 
Art. 11 der RB. als auf Friedensverträge unanmwendbar zu erflären. Es 
bleibt daher nur noch die Einwendung E. Meier’3 zu berüdjichtigen, daß 
bei dem ?zriedensichluffe mit Frankreich i. J. 1871 nad) den von ihm, 
Gg. Meyer u. U. vertretenen Grundfäßen verfahren worden fei. 

Daß jo verfahren worden fei, iſt richtig. Weder beim Abſchluſſe des 
Präliminarfriedens vom 26. Februar 1871, noch beim Abjchlufje des Frank: 
furter Friedens vom 10. Mai 1871 fowie der Zufagartifel und des Protokolls 
vom jelben Tage — die jpäteren von E. Meier (S. 307— 314) ausführlich 
bejprochenen Bereinbarungen find nicht als „Friedensverträge“ anzuſehen — 
haben die Beitimmungen des Art. 11, Abi. 3 Anwendung gefunden, obſchon 


N) Val. die Mittheilungen E. Meier's a. a. O. ©. 238 ff., ſowie die Sten. Ber. der 
II. 8. 1849, Bd. I, ©. 329—343, der II. 8. 1849 und 1850, ©. 1216. 
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in jenen Verträgen mehrfach Gegenftände geregelt wurden, welche in den Be— 
reich der Reichsgeſetzgebung, bezw. der Berfaljungsgejeßgebung gehören. 

Ob aber in diefem Berfahren richtige Auffaffung und ftrenge Beachtung 
der Vorjchriften des Art. 11 fich dofumentiren, ijt mit Grund zu bezweifeln. 

Es ergibt ſich johin, daß auch die Friedensverträge der Beſtimmung des 
Art. 11 der RB. unterworfen find und daß demgemäß der Kaifer nur infomweit 
zu jelbjtändigen Friedensſchlüſſen berechtigt ift, als ihr Inhalt nach feiner 
Rihtung hin in den Bereich der Reichsgejeggebung eingreift. 


S 3. Bie £egitimation zum Vertragsabſchluſſe für die Einzelftaaten, 


Nach der Berfafjung des Deutfchen Reiches ift die Befugniß zu völfer- 
rechtlichen Vereinbarungen in den wichtigften Beziehungen von den Einzel: 
ftaaten auf das Reich übergegangen und den erjteren nur in beſchränktem Um— 
fange das Recht der Bertragsichliegung unter fi und mit fremden Staaten 
belafjen. Die Grenzen, welche durch den Beitritt zum Norddeutichen Bunde 
bezw. zum Deutjchen Reiche dem früher unbejchränften Wertragsrechte der 
Einzeljtaaten gejegt find, wurden im erjten Theile diefer Darftellung nachge- 
wiejen. Innerhalb dieſer engeren Grenzen bejteht das auswärtige Staatsrecht 
der Einzeljtaaten noch in gleicher Weile wie vor deren Eintritt in den Reichs: 
verband fort. 

Die Legitimation zur Vertretung des Staates im völferrechtlichen Ber: 
fehre ijt in allen Deutichen Staaten dem Staatsoberhaupte übertragen: nad 
den ger hen Berfafjungen dem Träger der geſammten Staatsgewalt, 
dem Monarden, nad) den republifanij ya Verfaflungen der Santeftädte 
dem Mitinhaber und Repräfentanten der Staatsgewalt, dem Senate. 

Für die monarchiſch regirten Staaten ergibt fich dieſe allgemeine 
Legitimation von jelbjt aus dem Fundamentalfage der Bereinigung der ge= 
fammten Staatsgewalt in der Hand des Monarchen; in einer Mehrzahl der 
Berfajfungen derjelben hat fie überdies ausdrückliche Anerkennung gefunden.?) 

Speziell auf dem Gebiete der Vertragsſchließung ftellt fi der Inhalt 
der allgemeinen Legitimation des Monarchen folgendermaßen dar: 

Ohne Wiljen und Willen des Monarchen Fann für feinen Einzeljtaat ein 
völferrechtlicher Vertrag zu Stande fommen, Der Monarch allein ift zur Anz 
knüpfuug, Leitung und zum Abbruche von Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten legitimirt und auch das Recht der Natififation Heft nur ihm, bezw. 
den von ihm mit dem definitiven Abjchluß in feinem Namen beauftragten Be— 
pollmächtigten zu.?) 

Dies jchließt nicht aus, daß der Monarch bei Ausübung des ihm zuftehenden 
Vertragsrechtes nach den Berfafjungen einzelner Staaten an die Mitwirkung 
der Volfävertretung in erheblicherem oder geringerem Maße gebunden iſt. Biel 
mehr ergibt fich eine derartige Beichränfung aus dem fonftitutionellen Charakter 
der deutjchen Monardhien?) regelmäßig dann von felbjt, wenn ein Vertrag 


9) Bgl. Preuß. Verf. Art. 48, Württ. Verf. Art. 85, S. Altenburg. 66. $ 6, 
©. Kob.:Goth. StGG. $ 128, Braunſchw. NED. $ 7, Old. StGG. Art. 6, Neuß, 
ji. &, St6®. 8 69, Bald. Berf. $ 11. 

9) Vol. Mohl, Staatär. des Königr. Württemberg, Bd. I, ©. 222 ff, — v. Gerber, 
Grundz. eines Syſtems des DER. $ 54, Nr.2, ©. 165, — Zadhariae, DSt. und BR. 
8 237, — Zöpfl, Grund. d8. gem. DER. 88 396, 397, — Grotefend, d. DEM. d. 
Gegenw. $$ 339, 614. 

2) Die altjtändiiche Verfafjung der beiden Medlenburg iſt in der folgenden Weberficht 
unberüdjichtigt geblieben. 
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ri nothivendig macht oder Aenderungen im Rechtszujtande des Landes 
bewirft. 

Die Zuftimmung der Bolfsvertretung kann zum Abſchluſſe der Verträge, 
ſomit zu deren völferrechtlicher Giltigfeit, oder zur Vollziehbarkeit der Verträge, 
alfo zu deren jtaatsrechtlicher Giltigfeit, gefordert fein. Wann das eine, 
wann da8 andere der Fall fei, beftimmt fich für jeden einzelnen Staat nad 
Landesrecht. 

Zum „Abſchluſſe“ gewiſſer Staatsverträge wird die Mitwirkung der 
Kammern gefordert nad) dem unzmweideutigen Wortlaute der Berfafjungen von 
Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt und Neuß, jüngere Linie. 

Das — Staatsgrundgeſetz für die gt Sadjen: 
Koburg-Gotha vom 3. Mai 1852 beftimmt in $ 128, bj. 2 

„Zur giltigen Abſchließung von Verträgen mit anderen 
Staaten gehört die Zujtimmung des betreffenden Landtags dann, 
wenn dadurd; dem Staate oder Einzelnen neue Lajten aufgelegt 
oder Gejege gegeben, abgeändert oder aufgehoben werden. —“ 

In gleichem Sinne jagt $ 70 des rev. Staats-Grund-Geſetzes für das 
Fürſtenthum Reuß j. L., vom 14. April 1852, nachdem $ 69 die allgemeine 
Beltimmung getroffen Hat, daß in allen Beziehungen zu anderen Staaten der 
Fürſt den Staat allein vertrete: 

„Es kann jedoch durch Verträge mit anderen Staaten fein 
Theil des Staatsgebiete8 und des Staat3eigenthums veräußert, feine 
Laſt auf das Land oder dejjen Angehörige übernommen und fein 
Landesgejeg abgeändert oder aufgehoben, auch feine Verpflich— 
tung, welde den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen werden, ohne daß die Zuſtimmung der Volksver— 
tretung vor dem Abjchluffe eingeholt und ertheilt worden iſt.“!) 

Für einen engeren Kreis von Verträgen erklärt $ 19 der Landichafts-Ord- 
nung für die Anhaltifchen Herzogthümer vom 18. Juli (31. Auguft) 1859: 

„Sngleihen wollen Wir... zum Abjchluß von Staat‘ 
verträgen, welche Unferen Unterthanen neue Lajten auferlegen, die 
Zuftimmung Unſerer Stände einholen.‘ 

Daß durch dieſe Beitimmungen die völferredhtliche Giltigfeit der be 
züglichen Verträge von der Zuftimmung der Kammern abhängig gemacht jei, 
fann bei deren klarem Wortlaute faum beftritten werden. 

Für die Verfaſſung von Koburg-Gotha wird in der That dieſe Bedeutung 
der aufgeftellten Beſchränkung ſelbſt von Rechtslehrern zugegeben, welche im 
Uebrigen nur eine jtaatsrechtlide Wirkſamkeit der verfafjungsmäßigen Legi— 
timationgbejchränfungen des Staatsoberhaupts anerfennen.?) 

Die Verfaſſung der Anhaltiſchen Herzogthümer beftätigt unfere Auffafjung 
überdies durch den gejfammten Inhalt des 8 19 cit. Der erſte Sab dieſes 
Paragraphen verjpricht nämlich die Einholung der landſtändiſchen Zuftimmung 
zum Erlaß folder Gejege, welche eine Abänderung der Yandesverfafjung und 
Landichaftsordnung enthalten, die Unterthanen mit neuen Abgaben belajten 
oder wohlerworbene Rechte, infonderheit das Eigenthum — Unterthanen 
oder ganzer Klaſſen derſelben aufheben oder beſchränken. Dagegen ſchließt der 





) Das Geſetz vom 10. Juni 1856, die Aenderung einiger Theile des unterm 14. April 
1852 erlajienen Verfaſſungsgeſetzes betr., hat dieje Beſtimmungen nicht alterirt. 
2) So von Gg. Meyer, Lehrb. ©. 445, Anm. 6 if. a. Schl. 
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zweite Sa dieſe Gejege von der Zuftimmung des Landtages injoweit aus, ala 
„sie zur Ausführung der Beichlüffe des Deutjchen Bundes oder als Aus— 
tlüfje bereit3 bejtehender Staatsverträge dienen.“ Damit ijt die 
Forderung der landjtändischen Zuftimmung zu den in Ausführung von Staats: 
verträgen ergebenden Geſetzen, d. h. zur ftaatsrechtlichen Vollziehbarfeit der: 
jenigen Verträge, welche in das Gejeßgebungsgebiet eingreifen, als jelbjtver: 
jtändlich anerkannt; denn die Ausnahme jegt die Regel voraus und bejtätigt 
diejelbe. 

Wenn an diefe Anerkennung fodann der folgende Sat die Zuficherung 
reiht: „Ingleichen wollen Wir... zum Abfchluß von Staatsverträgen, welche 
Unferen Unterthanen neue Laften auferlegen, die Zuftimmung Unferer Stände 
einholen,“ jo ergibt fich ein befriedigender Sinn diefer weiteren Beltimmung 
nur dadurch, daß man Ddiefelbe ihrem Wortlaute entprechend als eine Be: 
Ihränfung der völferredhtlichen Giltigkeit der Verträge auffaßt. 

Die Beitimmung der Berfaffung von Neuß j. 2. endlich iſt in ihrem 
Vortlaute fo prägnant, daß fie jeden Zweifel über ihre Bedeutung von vorne: 
herein ausschließt. 

Andere Berfalfungen fordern die Zuftimmung des Landtags zur „Siltig- 
feit“ gewiſſer Staatsverträge oder ſchlechtweg „zu Verträgen“ gewiljer Art. 

Dahin gehören: 

Die Verfaſſungs-Urkunde für den Preußiſchen Staat vom 31. Januar 
1850, die in Art. 48 bejtimmt: 

„Der König hat das Necht, Krieg zu erklären und Frieden 
zu jchließen, auch andere Verträge mit fremden Regierungen zu 
errichten. Letztere bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Zuftimmung 
der Kammern, foferne es Handelsverträge find oder wenn dadurch 
dem Staate Laften oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen 
auferlegt werden.“ 

Die Württembergifche Verfafjungs-Urfunde vom 25. September 1319 
Ichreibt in $ 85 vor: 

„Der König vertritt den Staat in allen feinen Verhältniſſen 
gegen auswärtige Staaten. Es fann jedoch ohne Einwilligung der 

tände durch Verträge mit Auswärtigen fein Theil des Staats: 
gebietes und Staatseigenthums veräußert, Feine neue Yalt auf das 
Königreich und dejjen Angehörige übernommen und Fein Landes: 
gejeg abgeändert oder aufgehoben, feine Verpflichtung, welche den 
Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, eingegangen, nament— 
ih auch fein Handelsvertrag, welcher eine neue gejegliche Ein: 
richtung zur Folge hätte, und fein Subfidienvertrag zur Verwendung 
der k. Truppen in einem Deutjchland nicht betreffenden Kriege ge— 
ichlofjen werden.“ ') 

Das rev. Staatögrundgejeh für das Großherzogthum Oldenburg vom 
22. November 1852 fagt in Art. 6: 

„Der Großherzog... ſchließt Verträge mit anderen Staaten 
ab; dieſe bedürfen jedoch der Zujtimmung oder Betätigung des 
Landtags, wenn fie 

9 8 86 der Württ. VerfUrk. bejtimmt außerdem: 

„Der König wird von den Traktaten und Bündniffen, welche von ihm 
mit auswärtigen Mächten angelmüpft werden, die Stände in Kenntniß ſetzen, 
jobald e3 die Umstände — * 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1882. 21 
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a) einen Gegenftand betreffen, über welchen ohne Zuſtimmung 
des Landtagd von der Staatsregierung verfafjungsmäßige An- 
ordnungen giltig nicht getroffen werden fünnen, oder 

b) Handels- oder Scifffahrts:Verträge und einfache Gegenfeitigkeit- 
verträge find, oder 

ce) einzelnen Staatsbürgern befondere Laften auferlegen.“ 

Das Landesgrundgefeg für das Fürſtenthum Schwarzburg-Sonders— 
haufen vom 8. Juli 1857 beftimmt in $ 42: 

„Staatöverträge bedürfen der Zuftimmung des Landtags, wenn 
durch diefelben dem Staate Laften oder den Staatsangehörigen 
Verpflichtungen auferlegt werden.“ !) 

In ähnlicher Weife ordnet $ 11 der Walded’jchen Berfajjung vom 
17. Auguft 1852 an: 

„Derträge, durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen 
Staatsangehörigen Verpflichtungen auferlegt werden follen, bedürfen 
zu ihrer Giltigfeit der Zuftimmung der Stände.‘ ?) 

Ob durch diefe Beitimmungen die völferrechtliche Giltigkeit, ob nur die 
ftaatsrechtliche Wirkfamfeit der Verträge von der Genehmigung der einzelitaat- 
lichen Landtage abhängig gemacht fei, ift ftreitig.?) Die richtige Entjcheidung 
— für jeden Staat geſondert auf Grund eingehender Prüfung getroffen 
werden. 

Doc darf nicht verkannt werden, daß zu Gunſten der Annahme völker⸗ 
rechtlicher Bedeutung der in den Einzelftaaten bejtehenden verfafjungsmäßigen 
Legitimationsbefchränfungen die gleichen allgemeinen Erwägungen fprechen, 
denen wir in der Darjtellung des Reiches Raum gegeben haben. 

Speziell mit Rüdficht auf die Preußiſche Verfaſſung wird die Ausleg- 
ung, daß die Genehmigung der Kammern zur Wirkſamkeit (Ausführung) der 
Berträge gefordert fei, ihre völferrechtliche Verbindlichkeit dagegen nicht berühre, 
hauptfählid von Gneiſt?) vertreten. 

Diefer jtüht feine Anficht auf folgende Gründe: 

. Nah einem normalen Grundſatze fei es der Fonftitutionelle 
Souverän (die Erefutivgewalt), welche den Staat mit Wirkung nah außen 
verpflichte. 

2. Urtifel 48 jelbft gebrauche im Eingange die Worte: „der König hat 
das Recht, Verträge mit fremden Regierungen zu errichten,“ d. 5. den Ber: 
trag perfeft und nach außen hin verbindlich zu machen. Sollte mit der Bu: 


N Bon diefer Regel nimmt $ 43 aus: „alle Staatsverträge, welche auf den Berhält 
— bes Fürſtenthums zum thüringiſchen und reſp. zum deutſchen Zoll- und Handelsvereine 

eruhen.“ 

2) Durch die Akzeſſionsverträge vom 18. Juli 1867 und 24. November 1877 find bie 
Rechte des Waldeck'ſchen Landtages nicht berührt worden. 

9, Allgemein behauptet die bloß jtaatsrechtliche Bedeutung der Genehmigung der Vollks— 
vertretungen Gg. Meyer, Lehrb. ©. 485 und Anm., und Gerber, Grundzüge ©. 165 f. 
Die entgegengejepte Auffaſſung vertritt E. Meier a. a. ©. ©. 110 und Anm. 

4) Diefe Prüfung bier durchzuführen, überfteigt Zeit und Kraft des Verfaſſers. Die 
folgende Darftellung bejchräntt fi) daher auf wenige erläuternde Bemerkungen. Die jtaat$ 
rechtliche Praris bringt zur Förderung der uns beihäftigenden Frage nirgends einen wejent- 
lien Beitrag; in der mwiflenjchaftlihen Interpretation der eingelftoatli en Berfafiungsbe- 
ſtimmungen fehren in der Hauptjache die gleichen Gründe für und gegen die wibderjtreitenden 
Anfihten wieder, weldye wir im Vorausgegangenen zu erörtern hatten. 

® Val. Gneiſt's mehrerwähntes Gutachten, Ziff. IV und VII, 2. Uebereinftimmend 
v. Rönne, Preuß. StR., Bd. I, $ 77, ©. 467 ff., und Laband, Bd. U, ©. 163, Anm. 1. 
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ftimmung der Kammern mehr gemeint fein, al3 eine Bedingung der Ausführ: 
ung, jo wäre die Faſſung inforreft: nicht der König, jondern die Kammern 
würden dann den Vertrag „errichten“. 

3. Endlich ſei Duelle des preußifchen Geſetzes Art. 68 der belgischen 
Verfaſſung: 

„Le roi commande les forces de terre et de mer, déclare la guerre, 
fait les traites de paix, d’alliance et de commerce etc. Les traites de 
commerce et ceux qui pourraient grever l’Etat ou lier individuellement 
des Belges, n’ont effet qu’apr&s avoir regu l’assentiment des Chambres.“ 

Auch diefe Vorfchrift fei nur dahin verftanden worden: „que c’est seu- 
lement pour l’ex&cution des traites, que l’assentiment des chambres 
döit &tre r&clam& par le gouvernement.“! 

Gneiſt gegenüber hat insbefondere Ernjt Meier die Auffafjung geltend 
gemacht, daß durch Art. 48 von der Zuſtimmung der Kammern die ver: 
bindende Kraft der Staatsverträge nad Außen abhängig gemacht 
jein jolle, die mangelnde Zuftimmung alſo Nichtigkeit der Verträge begründe.?) 

Ernſt Meier führt zu diefem Zwecke aus: 

1. Es jeien die Grundfäge des jogenannten Eonjtitutionellen Staatsrechts 
auf die Auslegung der preußiſchen Verfafjung umfomweniger anwendbar, als ja 
Gneiſt ſelbſt treffend darauf hingewiejen habe, daß die fogenannteu allgemeinen 
Grumdjäge und Wahrheiten in der That nur franzöfiiche und belgische Wahr- 
heiten geweſen jeien. 

2. Der Ausdrud „Staatöverträge errichten“ fünne unmöglich jo viel be— 
deuten, al3 „die Verträge unter allen Umjtänden perfeft und nach Außen bin 
verbindlich machen“, dieſer Ausdrud jolle vielmehr das Minimum von Bes 
rechtigung, welches dem König bei Vertragsichliegungen jeder Art unter allen 
Umftänden zuftehen jolle, aljo den Inbegriff der Verhandlungen, der Ratifi— 
fation und der Publikation, entfprechend bezeichnen. 

3. Die Auslegung, welche dem Art. 68 der belgischen Berfafjungsurkunde 
durch Theorie und Praxis zu Theil getvorden fei, könne in feiner Weiſe für 
die Erflärung der preußifchen Verfafjungs-Urkunde maßgebend fein. Denn ges 
rade derjenige Ausdrud, auf den e3 hier vor Allem anfomme, jei ausnahms— 
weiſe nicht wörtlich überfegt. Wenn der Ausdruck „effet“ der belgijchen Ver— 
faffung lediglich Wirffamfeit und Ausführung bedeute, jo ſage eben der Ausdrud 
„Biltigkeit“ der preußischen Verfaſſungs-Urkunde unbedingt etwas Anderes. 

Diefe Einwendungen Meier’s mögen als genügend erachtet werden, um 
die gegnerifche Beweisführung zu entkräften; einen direkten Beweis für Die 
Richtigkeit feiner eigenen Auffafjung erbringen fie jedoch nicht. Auch die Ver— 
weifung auf die ftaatsrechtliche Praris vermag den Beweis nicht zu ergänzen. 
Denn He zeigt wohl, daß regelmäßig die vereinbarten Vertragsentwürfe vor 
der Ratififation den Kammern „zur verfafjungsmäßigen Genehmigung” vorge— 
legt werden, fie zeigt aber nicht, daß der Mangel der verfafjungsmäßigen Ge- 
nehmigung die Nichtigkeit der Verträge bewirke. 

Fhre volle Beftätigung jcheint uns Meier’s Anficht dagegen in den Ber: 
bandlungen zu finden, welche im Jahre 1849/50 in den *56* Kammern 
über Art. 48 der Verf.Urk. und über die Behandlung der Friede nsverträge 
im Vergleiche zu den jonftigen Staatöverträgen ftattfanden. 

') ®gl. Thimus, droit public, Liöge 1846, vol. II, pag. 174. 


7) Bol. Ernft Meier a. a. O. ©. 212 ff.; ihm Hat fih Schulze, Preuß. Staatd« 
recht, Bd. tt. 8 271, ©. 826, völlig angejchloffen. 
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In diefen Verhandlungen, die wir früher bereit3 berührten, wurde mit 
einer jeden Zweifel ausfchließenben Deutlichkeit ausgefprochen, daß den Kammern, 
indem man die Friedensverträge von der Beftimmung des Art. 48 erimirte, 
nicht das Zuftimmungsrecht zur VBollziehung, jondern das Zuſtimmungsrecht 
zum Abjchlufje der Friedensverträge genommen werden ſolle.“ Das Fonnte 
aber nur in der Vorausſetzung gejchehen, daß Artikel 48 im Allgemeinen 
die Erfordernijfe der völferredtlihen Verbindlichkeit der Ver 
träge fejtzuftellen bejtimmt jei. 

Daß auc die Beftimmungen der württembergifchen Verfaffung als 
Beichränfungen der völferrechtlichen Legitimation des Königs zu betrachten feien, 
legt v. Mohl ausführlich dar. ?) 

Er faßt das Ergebniß feiner Betrachtungen über Artikel 8d der Verf.Urk., 
den er eine „freifinnige und fee“ Entjcheidung über einen Punkt nennt, welcher 


N) Art. 46 der Verj.slirkunde vom 5. Dezember 1848 hatte nämlidy die Friedensver 
träge binfichtlich der VBorausiegungen ihrer Giltigkeit den übrigen Staatsverträgen volllommen 
gleichgeftellt. Dagegen hatte die Reviſionskommiſſion der zweiten Kammer in ihrem Berichte 
vom 15. September 1849 zu Art. 46 beantragt, die Friedensverträge durch einen ausdrüd- 
lichen yujak von dem Erfordernifie der Zuftimmung der Kammern auszunehmen. 

Im Plenum wurde diejer Vorſchlag abgelehnt und die jegige Faſſung (ded Urt. 48) 
beichlojien, dabei jedoch ausdrüdlich betont, daß materiell Mebereinjtimmung mit dem Kom: 
miſſionsvorſchlage bejtehe und der Unterfchied in der Faſſung lediglich redaktionellen Rüd: 
fihten entſpreche, um nicht die Eremption der Friedensichlüfie ald Ausnahme von der Regel 
erjcheinen zu laſſen. 

. In den Debatten hierüber fam die im Texte wiedergegebene Auffafiung zu klarem 
usdrucke. 

So erklärte insbeſondere der Abgeordnete Wentzel zur Rechtfertigung eines materiell 
mit dem gefaßten Beſchluſſe übereinſtimmenden Amendements, es ſolle unzweideutig erflärt 
werden, daß die völkerrechtliche Giltigkeit der Friedensſchlüſſe nicht von einer Ge 
nehmigung durch die Kammern abhängig fei, und daß fie nicht auf einer Linie mit anderen 
internationalen Verträgen jtehen. 

Ebenjo hoben die Abgeordneten Reichenſperger und Simſon den Unterſchied von 
Abſchluß und Giltigkeit der Staatöverträge auf der einen Seite und von Ausführung und 
Wirkſamkeit derjelben gegenüber der inneren Landesgejeggebung auf der anderen Seite ſcharf 
hervor, um darauf gejtüßt den Beweis zu führen, ii die Fr die Ausführung jonftiger 
Staatsverträge —5*— Schranken unbeſchadet der Ausnahmsſtellung der Friedensverträge 
auch auf deren Ausführung Anwendung finden müßten. 

Namentlich der Abgeordnete Simſon führte dabei aus, der König allein habe das Recht 
des Friedensſchluſſes, und ein folhergejtalt abgejchlojjener Friede verbinde 
das Land fogar dann, wenn Beitimmungen in den Friedensvertrag aufgenommen jeien, 
welche, bildeten fie nicht den Inhalt eines Friedensjhlufes, der Mitwirkung der Kamınern 
behufs des Abjhlujjes und der Gültigkeit bedürfen würden. Um aber bie 
sriedensbedingungen innerhalb des Landes in's Werk zu fepen, müfje in dem ?yalle, 
wo die FFriedensbedingungen Etwas feftjepten, was nicht ohne die verfaſſungsmäßige Mit- 
— der Kammern in's Leben geführt werden könne, dieſe Mitwirkung eingeholt 
werden. 

Damit ſtimmt auch der Bericht des Zentralausſchuſſes der erſten Kammer durchaus 
überein, in dem geſagt wird: 

Die frühere Faſſung könnte zu der Auslegung führen, daß ein von dem Könige, als 
alleinigen Repräſentanten des Staates nach außen abgeſchloſſener Friede nicht ohne Weiteres 
für den Staat verbindlich ſei. . Dieſe Deutung würde eine der wichtigſiten Prärogativen 
der Krone aufheben . . Für diejenigen aber, welche vor den Folgen eines allerdings mög- 
lihen Mißbrauchs jenes Rechtes der Krone zurücjchreden, möge daran erinnert werden, da 
die den Kammern jedenfalls verbleibende Mitwirkung bei der Realifirung 
der Friedensbedingungen innerhalb der Monardie wohl geeignet fei, über die muthmaß— 
lihen Folgen eines derartigen Mißbrauchs zu beruhigen. Sat. Sten. Ber. der IL. Kammer. 
1849, Bd. I, ©. 329— 343, Sten. Bericht der I. Kammer, 1849/50, Bd. III, ©. 1216. — 
Hiezu ſ. E. Meier, a. a. D., ©. 240 f., 356.) 

dv. Mohl Staatsrecht d. K. Württemb. Thl. I, ©. 219 fi. 


| | 
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„in den wenigften Verfaſſungen jo folgerecht bejtimmt ift und auch von der 
Theorie nur chüchtern verlangt wird,“ in dem Sahe zuſammen: 

„Die Folge der oben genannten Beitimmung it, daß die Regierung zwar 
Verträge über alle möglichen Gegenjtände mit fremden Mächten unterhandeln, 
abſchließen!) und verwerfen fann, wie fie es für gut findet, daß aber die Ra— 
tififation nicht erfolgen darf, ehe die Ständeverfammlung in den zu ihrer 
Kompetenz geeigneten Fällen ihre Einjtimmmng erklärt hat.“ 

Immerhin fünnte eingewendet werden, v. Mohl habe nicht ftrenge unter: 
Ihieden, ob von der Zuftimmung der Kammer vor der Katififation der Verträge 
deren jtaatsrechtliche oder wölferrechtliche Giltigfeit abhängig gemacht jei, bezw. 
ob die Verweigerung der Zuftimmung oder die Berfäumung ihrer Einholung 
die Unausführbarfeit oder die Nichtigkeit der Verträge zur Folge habe. Die 
Verfaſſung ſelbſt läßt einen Zweifel darüber nicht zu. Sie entjcheidet, insbe- 
jondere in der Formulirung hinfichtlich der Handelöverträge, mit voller Be— 
itimmtheit im Sinne der letzteren Alternative. 

Weniger Entjchiedenheit in ihrem Wortlaute zeigen die Anordnungen der 
Verfallungen von Schwarzburg-Sondershaufjen, Dldenburg und 
Walded. Doc jcheint aud) hier der Ausdrud „die Staatsverträge bedürfen 
der Zuftimmung” darauf hinzuweiſen, daß es fich um die Bedingungen der 
völferrehhtlihen Giltigfeit der Verträge handelt. Das gilt insbejondere 
von der Beitimmung des Oldenburg'ſchen Staatsgrundgejeges, die den Fall 
nadhträglicher Genehmigung (Beftätigung) ausdrüclich vorjieht. 

Bon den übrigen Berfajjungen deutſcher Einzeljtaaten enthält nur die 
Landihaftsordnung für das Herzogthum Braunfchweig vom 12. Dftober 1832 
eine Beitimmung über die Mitwirkung der Landesvertretung zu Staatsverträgen. 
Diejelbe jagt: 

8 7: — „Der Landesfürjt vertritt den Staat in allen Verhältniſſen zu 
anderen Staaten. Er. . jchließt Staatsverträge und erwirbt dadurch Rechte 
für das Herzogthum, jowie er dajjelbe zur Erfüllung der vertragsmäßigen Ver: 
bindlichkeiten verpflichtet.“ 

5 8: — „Die Ständeverfammlung wird, jobald e3 die Umftände zus 
lafjen, von ſolchen Berträgen in Kenntniß gejeßt. Die zur Ausführung der: 
jelben erforderlichen Mittel bedürfen der ftändischen Bewilligung, und follten 
in deren Folge neue Landesgejege erlaſſen oder die bejtehenden aufgehoben 
oder abgeändert werden, jo iſt hiezu die verfafjungsmäßige ſtändiſche Mitwirk— 
ung erforderlich.“ ?) 

Dagegen treffen über die Zuftimmung der Landesvertretungen zu Staats: 
verträgen feine Beitimmung: 

die Verfafjungsurfunde des Königreihs Bayern vom 26. Mai 1818,°) 


) D. h. durd die Bevollmächtigten vereinbaren. 

2) Uebereinjtimmend damit verordnete das hannover'ſche Landesverfaſſungsgeſetz vom 
6. Auguft 1840, $ 11: 

„Der König vertritt das Königreich in allen Verhältniffen zu den auswärtigen Staaten. 
Aur er ordnet Gejandtichaften an, ſchließt Verträge mit anderen Staaten ab und erwirbt 
dadurch nicht nur Rechte dem Königreiche, jondern verpflichtet auch dadurch dajielbe zur Er: 
Hillung der vertragsmäßigen VBerbindlichkeiten. Erfordert die Ausführung der Verträge die 
Bewilligung von Geldmitteln aus der Landeskaſſe oder jollen die Verträge eine Abänderung 
bejtehender Landesgeſetze hervorbringen, jo bedarf es hiezu der verfaſſungsmäßigen Mitwirk- 
ung der Stände.“ 

’) Bol. Pözl, Lehrb. des bayer. Verf. Rechts, IV. Aufl, ©. 471 (in der V. Aufl. 
find die bezüglichen Darlegungen wweggelaflen). Mit Unrecht behauptet E. Meiera. a. O., 
©. 111, Pötzi fuche das in Württemberg herrſchende Syitem als auch in Bayeın herrichend 
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die Verfafjungsurfunde des Königreichs Sachſen vom 4. September 1831, 
die Verfafjungsurkunde des Großherzogthums Baden vom 2. Auguft 1818, 
die Verfaſſungsurkunde des Großherzogthums Heſſen v. 17. Dezember 1820, 
das rev. Grundgejeg über die Verfaljung des GroßherzogthHums Sad ſen— 
Weimar vom 15. Oktober 1850, 

das Grundgeſetz für die vereinigte landſchaftl. Berfaffung des Herzog 
thbums Sachjen-Meiningen vom 23. Auguſt 1829, 

das Grundgejeß für dag Herzogthum Sachſen-Altenburg v 29. April 1831, 

das Örundgejeg für das Fürſtenthum Schwarzburg:Rudolftadt vom 
21. Dezember 1854, ') 

das Verfaſſungsgeſetz für das Fürſtenthum Reuß ä. L. vom 28. März 1867, 

das Landesverfafjungsgejeg für das Fürſtenthum Schaumburg-Lippe 
vom 17. November 1868, 

. und das Verfaſſungsgeſetz für das Fürſtenthum Lippe vom 6. Juli 1836, 

E3 kann nad) dem Berhältnifje der deutfchen Landesverfafjung einem 
Zweifel nicht unterliegen, daß auch in diefen Staaten — in gleicher Weije 
wie das für das Herzogthum Braunfchweig ausdrüdlich bejtimmt ift — zur 
Ausführung der Staatöverträge die Mitwirtung der Landesvertretungen 
jtet3 dann erforderlich ift, wenn der Inhalt der Verträge über dag Macht— 
gebiet der Krone hinausgehend in die Befugniſſe der Kammern, insbefondere 
in deren Gejeggebungs- und Steuerbewilligungsrecht eingreift. 

Dagegen kann ein Mitwirktungsrecht der Yandesvertretungen diefer Staaten 
(einschließlich des Herzogthums Braunfchweig) zu Vertragsabſchlüſſen 
nach dem früher Erörterten nicht behauptet werden. Das Staatsoberhaupt 
ift zum Vertragsabſchluſſe namens des Staates legitimirt und nur das 
Berfafjungsrecht des einzelnen Staates fann feine Legitimation durd) 
ein Zuftimmungsrecht der Kammern bejchränfen. Wo eine jolche Beſchränk— 
ung nicht ausdrüdlich feitgejegt it, vermag der Landesfürft nah außen hin 
(wölferrechtlich) den Staat unbedingt zu verpflichten. Auch die Verweigerung 
der erforderlichen ſtändiſchen Genehmigung zur Ausführung der abgefchlofjenen 
Berträge iſt auf deren Verbindlichkeit dem Mitfontrahenten gegenüber ohne Einfluß. 

Der Umfang, in welchem in einzelnen Bundesjtaaten eine Mitwirkung 
der Kammern zu Staatsverträgen ftattfinden foll, ift in jeder der angeführten 
Berfafjungsbejtimmungen verfchieden begrenzt. Im Allgemeinen aber ſtimmen 
die einzelnen Feitfegungen mit Art. 48 der preußiichen Verfaſſung dahin überein, 
daß die Zuftimmung der Kammern gefordert wird zu „Handelsverträgen 
und ſolchen Verträgen, durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen Staats- 
bürgern Verpflichtungen auferlegt werden.‘ 

Dieje Begrenzung hat zu vielfach abweichenden Auslegungen Anlaß gegeben. 

Schon der Begriff des „Handelsvertrags“ iſt unbeftimmt,*) feine Feſt— 
jtellung jedoh für die Vertragsichließungen der deutſchen Einzelftaaten ohne 
praftiiche Bedeutung, da alle hieher bezüglichen Verträge nicht mehr durch die 
Einzeljtaaten, ſondern durch das Reich gefchlofjen werden. 


nachzuweijen. Pözl jagt vielmehr ausdrüdlich: dem König fommt dad Recht der Ratifilation 
zu und durch diejelbe wird der Vertrag vollziehbar; vor der Berfündigung jedoh muß 
zu gewiſſen Verträgen die Zuftimmung der Kammern eingeholt werden. 

1) Nur zu Staatöverträgen über die Abtretung von Gebietstheilen, mobeı 
Unterthanen aus dem Staatsverbande jcheiden, fordert $ 31 des Gi. ©. f. Schwarzb.-Rudolift. 
die Genehmigung des Landtags vor der „Ausführung der Abjhliehung.“ 

2) Bol. E. Meier a. a. O. ©. 231. 
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Um fo bedeutungsvoller ift der Begriff und Umfang derjenigen Verträge, welche 
„dem Staate Laften oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegen 
(ceux qui pourraient gröver l’Etat ou lier individuellement des Belges.)“ 

Wollte man, buchjtäblicher Auslegung folgend, unter diefen Verträgen 
alle zweijeitigen oder läftigen Verträge im Sinne des Privatrechts verftehen, 
jo würden geradezu alle internationalen Verträge unter diefem Begriffe zu- 
lammengefaßt fein. Denn um Leiftungen und Gegenleiftungen, mögen dieſe 
nun in Handlungen oder in Unterlaffungen bejtehen, mögen fie den Staat als 
jolhen oder die Einzelnen betreffen, handelt es fich bei jedem Staatävertrage. 
Es würden jomit gemäß diefer Auffafjung durch die bezüglichen Verfaſſungs— 
beftimmungen alle Staatsverträge zu ihrer völferrechtlichen Giltigkeit an die 
Genehmigung der Landesvertretung gebunden fein. | 

Das kann aber unmöglih der Sinn jener Verfaffungsbeftimmungen fein, 
welche ſämmtlich eine zweite Kategorie von Verträgen vorausfegen, zu deren 
Abſchluß der Monarch unbeschränkt befugt ift. Weberdies geht ſchon aus der 
regelmäßigen Nennung der Handelsverträge neben denjenigen Verträgen, welche 
dem Staate Laften oder Einzelnen Verpflichtungen auflegen, flar hervor, 
daß unter den läftigen Verträgen nicht alle Staatöverträge, jondern nur eine 
engere Gruppe derfelben gemeint ift. 

Der Sinn der Worte, „Belaftung des Staats‘ und „Verpflichtung der 
Einzelnen“ kann daher nicht durch grammatifche Auslegung fejtgejtellt, jondern 
nur der ratio legis felbft entnommen werden. 

Das BVerhältnig der deutfchen Landesverfafjungen und insbejondere die 
bei den Revifionsberathungen in den preußischen Kammern ausgefprochenen 
Gefichtspunfte ergeben, daß die Beſchränkungen der landesherrlichen Prärogative 
bei Bertragsabjchlüffen in der richt gefordert wurden, die beiden Funda— 
mentalrechte der Volksvertretung, das Budgetrecht und das Recht der Mit- 
wirfung bei jeder Veränderung der Landesgejeßgebung, auch denjenigen 
Regierungshandlungen gegenüber zu wahren, welche im Verfehre von Staat 
zu Staat vorgenommen werden. 

Demgemäß können unter „Laften des Staats” nur folche verftanden 
werden, welche Gegenjtand eines befonderen Finanzgeſetzes oder einer Budget— 
bewilligung find, unter „Verpflichtungen der Staatsbürger” nur folche, zu 
deren Auferlegung ein Geſetz erforderlich ift. 

Diefe Auslegung, welche vornehmlich von Gneift') vertreten wird, hat 
in der That Anerkennung gefunden und wird durch die Ufualinterpretation der 
einzelnen Staaten unterjtüßt. 

Aus dem Gefagten ergibt fih, daß in allen monarchiſchen Staaten des 
Reiches in denjenigen Fällen, in denen der Vertrag auf die Verordnung: 
Sphäre beſchränkt bleibt, der Vertrags-Abſchluß ohne jede Konkurrenz des 
Landtags das unzmweifelhafte Recht der Krone ift. 


In den republifanifchen Berfaffungen der freien Städte ift die 
Leitung der Verhandlungen mit fremden Mächten und die Feftitellung der Ver: 
trag3entwürfe dem Senate als der oberjten Negierungsbehörde übertragen. 
Bun Abſchluſſe der Verträge aber ift regelmäßig die Mitwirkung der Bürger: 
haft gefordert. 

So bejtimmt die Berfafjung der freien umd Hanfeftadt Hamburg vom 
28. September 1860 (neu redigirt am 13. Dftober 1879) in Art. 22: 


9 In feinem „Gutachten,“ 3. VIL(E. Meier, ©. 362 f.). — Bal. E. Meier, ©. 232 ff. 
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„Der Senat vertritt den Staat in ſeinen Verhältniſſen zum übrigen 
Deutſchland und zum Ausland. Er leitet die auswärtigen Angelegenheiten, 
führt die auf diefelben bezüglichen Verhandlungen, ernennt die Bevollmächtigten 
bei anderen Staaten und beim deutfchen Bunde. Er jchließt Handelsverträge 
und andere Staatsverträge ab, hat aber vor Natifizirung derjelben die 
Zuftimmung der Bürgerfchaft einzuholen.“ 

Art. 62 erklärt überdies die „Ratififation von Handelsverträgen ſowie 
bon jonjtigen Staatsverträgen‘ als Gegenjtand der Gefeßgebung, welche gemäß 
Art. 61 auf dem „iübereinftimmenden Beichluffe des Senats und der Bürger: 
ſchaft“ beruht. 

Ebenjo überträgt die Verfafjung der freien Hanfejtadt Bremen vom 
21. Februar 1874 (neu redigirt am 17. November 1875) 

„Die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, die Ueberwachung der 
Ausführung aller Staatsverträge und die Vollziehung der Staat 
verträge im Namen des Staats‘ 
dem Senate, wogegen Art. 58 ‚die Genehmigung von Verträgen mit aus: 
wärtigen Regierungen, deren Inhalt Gegenstände betrifft, über welche dem 
Senate feine einfeitige Verfügung zuſteht,“ als einen „Gegenftand der gemein 
Ihaftlichen Wirkfamfeit des Senats und der Bürgerfchaft‘ erklärt. 

Endlich fordert auch Art. 50 der Verfaſſung der freien Stadt Lübeck 
vom 29. Dezember 1851 (neu redigirt am 7. April 1875) die „Mitgenehmigung 
der Bürgerfchaft zum Abjchluffe von Staatsverträgen,” welche den Handel, 
die Schifffahrt oder einen derjenigen Gegenftände betreffen, welche bei inner: 
ftaatlicher Ordnung der Mitgenehmigung der Bürgerſchaft unterliegen. 

Daß durch diefe Verfafjungsbeftimmungen die völferrehtliche Giltig: 
feit der Staatsverträge von der Mitgenehmigung der Bürgerjchaft abhängig 
gemacht jei, ijt kanm bejtreitbar und in der Lehre fat allgemein anerkannt. 


Inhalts-Meberfidt. 
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Dermaltungsbericht der Reichsbank 
für dad Jahr 1881.') 


Borgelegt in der Generalverfjammlung am 24. März 1882, 


— — DW — 


Die Geſammtumſätze der Reichsbank im Jahre 1881 haben nach der An— 
lage A betragen: 
bei der Reihöhauptbant . . . 15,720,037,000 MM. 
bei den Reichöbanfanftalten . . 40,616,020,800 „ 
zufammen . » . 56,336,057,800 M. 
(1880: 52,193,508,000 Ja), alio 4,142,549,800 mehr al3 im Sabre 
vorher: 


Der Bankzinsfuß war 
für Wechſel für Lombarddarlehne 
vom 1. Januar bis 25. Auguſt 1881 4 Proz., 5 Bro. 


„ 26. Auguft „ 4. Oftober 5 J 6 — 

„ 5. Oktober „ 25. November bi 5 u 
26. November „ zum Schluß des 

Jahres 5 5 6 e 


im Durhfchnitt des ganzen Jahres 4,4? Proz. für Wechjel und 5, Proz. 
für Lombarddarlehne, gegen 4,2% bezw, 5,5 im Borjahre. 
Als Eigenthümer der Reichsbankantheile waren 
am 31. Dezember 1880 
6,164 Inländer mit 29,697 Antheilen 
1,468 Ausländer mit 10,303 „ 
aljo 7,632 Eigner und 40,000 Antheile 
am 831. Dezember 1881 
6,150 Inländer mit 29,516 Antheilen 
1,463 Ausländer 10,484 2 
mithin 7,613 Eigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 
Die Zahl der inländifchen Antheildeigner hat ſich hiernah um 14, die der 
ausländifhen um 5 vermindert. 181 Bankantheile find von Inländern auf 
Ausländer übergegangen. 


i) Vergl. die früheren Berichte, und zwar für 1880 „Annalen“ 1881, ©. 354 ff.; 1879 
„Annalen“ 1880, ©. 433 ff.; 1878 „Annalen“ 1879, ©. 577 fi.; 1877 „Annalen‘ 1878, 
©. 673 ff.; 1876 „Annalen“ 1877, ©. 736 ff. 
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Die unverzinslihen Depofitenkapitalien haben betragen 


or 1: Sansat 1881 = : = wa a ua ME 
SIR SOIGESRDEE TED + 2 “Hm oe m 5 = WERE . 
maht - . . 5,482,516 M. 

GDOEBDDN a ww 8 66 
bleiben . . . 751,371 M 


(208,860 M mehr ala zu Anfang des Jahres). 
An Banknoten waren im Umlauf: 





ald niedrigite Summe am 23. Februar . . 663,792,000 M 
ala höchſte Summe am 31. Dezember . . . 859,388,000 „ 
durchſchnittlich . . ——— 139,727,000 


es find alfo gegen dad Vorjahr (735,013, 000 4 durchſchnittlich 4,714,000 M 
mehr in Zirkulation geweſen. 


Wie viel Banknoten nach den einzelnen Abſchnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 


Für die Anfertigung neuer Banknoten find 254,392 M in Ausgabe be 
rechnet. 

Am 31. Dezember 1881 ift ber der Reichsbank im $ 9 des Bankgeſetzes 
zugewiefene Betrag ungededter Banknoten um 26,092,168 M überichritten worden. 
Die hiervon zu entrichtende Steuer iſt mit 27,179 M unter den Paſſiven auf: 
geführt. 


Der Metallbeitand an kursfähigem deutſchen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländifhen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 A. beredjnet, betrug: 


ald niebrigfte Summe am 7. Oftoberr . . . 501,531,000 M 
al höchſte Summe am 15. N » u «= 5 096,894,000 „ 
durchſchnittlich . .». . x % :556,749.000. ; 


gegen dad Vorjahr (562,091,000 M alt; durhfantttiie 5,342,000 M 
weniger. 


Die umlaufenden Noten waren im Durchſchnitt de3 ganzen Jahres mit 
75,2° Proz. durch Metall gebedt. 


Die Giroguthaben (Anlage C.) 


betrugen am 1. Januar . » 131, 153, 001 M 
Im Laufe des Jahres find auf 
Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlung 6,590,193,650 M. 
durch Uebertragung 
am Plate . . 5,592,459,940 „ 
durch Mebertragung 
bon anderen Bank⸗ 
ll» x 6444 383 7228 1880: 


= 18,724,187,313 M (17,618,408,523 Mb.) 
find 18,855,340,404 M 
dagegen auf Giro-Sonto verauögabt: 





Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1881. 331 


durh Baarzahlung 7,677,698,474 M 
durch Uebertragung 
am Plage . . 5,592,459,940 „ 
durch Mebertragung 
auf andere Bank: 
fellen - . . . 5,464,430,727 „ 


— 18,734,589,141 M. (17,615,846,818 %M) 
der Reit von 120,751,263 M. 
it ala Guthaben am 31. Dezember 1881 verblieben. 


Bon Behörden, Perſonen und Firmen, welche fein Giro-ſtonto haben, find 
nah) Anlage D für Giro-Funden an anderen Plägen baar eingezahlt 
1880: 
1,239,720,192 M (1,168,854,034 %M.) 
Unter Zutritt der lebertragungen 
zwiſchen Girointereffenten an verfchiedenen 
Banktplägen von . . » . . 5,464,430,727 , (5,098,211,597 „) 
beläuft ſich alfo die aniige — * 
Uebertragungen ve ——— 


Plätzen auf. . . .  . 6,704,150,920 „ (6,267,065,631 „) 
Davon find im gahre 1881. dar Gut⸗ 
ſchrift gelangt . . . + 6,698,422,121 M. (6,270,235,355 M 


* be Keft von 5,728,799 Ab 
zuzüglich des — am 1. Januar 
1881 von . . . a ——— 23,284,290 „ 

ift mit 29,013,089 M. 
in der Bilanz unter ben Paſſiven aufgeführt. 
Durhihnittlich haben 
die Giro-Guthaben 126,962,000 M. (1880: 124,993,000 M 

betragen. 


Der höchſte Beitand war . . . 181,315,000 M am 23. Februar, 
der niedbrigfte . . . 2. 83,052,000 „ am 15. November. 


Das Guthaben des Reichs und der ig 
betrug am 1. Januar 1881 . . . . 18,026,903 Mb. 

Im Laufe des Jahres find für diefelben eingezaptt . . 910,752,846 „ 

madt 928,779,749 M. 
dagegen auögesablt - © 2 > 2 2 2 2 44313,772,994 „ 
und 15,006,755 M. 

als Guthaben verblieben. 

Der Geſammt-Umſatz in Einnahme und Ausgabe im Giro-Verfehr einichlieh- 
ih der Ein- und Auszahlungen für Rechnung des Reichs und bon Bundes— 
ftaaten hat hiernad) in 1881:39,283,302,295 M. betragen, gegen 36,606,450,731.M. 
im Borjahre. 


Anf dem Effekten: Konto haben auch im Jahre 1881 Umfäge nicht ftattge- 
funden. Die Reichsbank befigt feine Effekten für ihre Rechnung. 


22* 
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Der Reſerve-Fonds belief fih am 1. Januar 1881 auf 16,424,786 M 
Hierzu treten nad) $ 24, Ziffer 2 bed Bankgeſetzes 20 — 
des Reingewinnes für das Jahr 1881 mit . .» . x 1,299,295 „ 


— . 127724,081 M 
welcher Betrag auf das Jahr 1882 übertragen iſt. 


Das Grundftüds - un der Raeren Salace E) war am 1. Januar 
1881 belaftet mit . . . . .... 18,622,600 M 


Hinzugelommen find für Neu- und 
Umbauten u. dergl.: 


für das Bankgrundftüd in Berlin . . 2... 7,400 „ 
m . „ Chemnit . -» » >» 3,000 „ 10,400 „ 
find . 18,633,000 M 


welcher Betrag auf dad Jahr 1882 übertragen ift. 


Die Grundftüde haben neben der Benutzung zu Bankzwecken 36,988 M. au 
Miethe eingetragen, welche als Gewinn verrechnet find. 


An Diskonto-Wechſeln waren nad) der Anlage F am 1. Januar 1881 im 
Beitande: 
77,553 Stüd im Betrage von. 162,674,221 AM. 


Diskontirt wurden: 1880: 
493,497 Stüd im Betrage von. 1,082,125,229 „ (1,034,102,745 M 
find 571,050 Stüd mit . . . . 1,244,799,450 M. 
Davon wieder eingezogen: 
488,798 Stüd mit . . . . 1,069,060,659 „ /(1,049,974,616 M 
bleiben 82,252 Stüd mit . . . .  175,738,791 M. 


Beltand am 31. Dezember 1881, und zwar: 


17,626,000 M bei der Reichöhauptbant, 
158,112,791 „ bei den Reichsbankanſtalten. 


Der Gewinn aus diefem ie —— 1880: 
bei der Neihöhauptbant . . . .... 489,309 M. ( 931,762 M/ 
bei den NReihabantanftalen . »- 2»... 5,745,526 „ (6,611,854 „ 


zufammen . . 6,184,836 M. (6,003,616 %M,)) 
im Ganzen aljo 181,220 M. mehr ala im Vorjahre. 


Die durchſchnittliche Anlage in Diskonto-Wechſeln hat 
149,733,000 Mb. (1880: 151,973,000 M,, 
die Höchste Anlage . . 184,779,000 „ am 30. September, 
die niedrigste Anlage. 130,359,000 „ am 23. Mai betragen. 


Die durhfchnittliche Größe aller diskfontirten Wechjel ift 2,193 AM. und 
die Verfallzeit derjelben nad) den einzelnen Bantanftalten verfchieden, 15 bis 74 
Tage gewejen. Die durhfchnittliche DVerfallzeit hat 50 Tage betragen. 


Rimeſſen-Wechſel auf's Inland waren nach den Anlagen G und H am 
1. Januar 1881 im Beſtande: 


| u 
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170,745 Stüd im Betrage von 213,921,618 M 
angefauft wurben: 
1,807,351 Stüd im Betrage von 2,579,704,151 „ 
es treten ferner durch 1880: 
zur MWiedergutichrift i z 
gejandte Wechſel hinzu: (2,451,694,035.M. 
1,766 Stüd im Betrage von 1,129,339 „ 
find 1,979,862 Stüd und . . . . 2,794,755,108 M. 
Eingezogen wurben : 
1,806,253 Stüd mit . . . . 2,536,070,342 „/(2,445,134,266 M,) 
bleiben 173,609 Stüd mit 258,684,765 M. 
als Beitand am 31. Dezember 1881, und zwar: 
33,167,761 #M. bei der Reich3hauptbant, 
225,517,004 „ bei ben Reichöbanfanftalten. 


Der Gewinn an biefen Wechſeln hat betragen: 1880: 
bei der Reihahauptbant. . . : . 930,664 M. ( 816,410 AM.) 
bei den Reihöbantanftalten -. » . . . 7,085,159 „ (6,583,836 „) 


zufammen . . 8,015,823 Ma (7,400,246 Ms) 
mithin 615,577 mehr als im Borjahre. 
Die durhihnittlihe Anlage in diefen Wechſeln hat 
188,512,000 M. (1880: 184,169,000 A) 
die Hödhfte Anlage .  258,669,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigfte Anlage 142,731,000 „ am 15. März 
betragen. 


Die durchſchnittliche Größe dieſer Wechſel ift 1,427 M. und ihre Ver: 
fallzeit nah den einzelnen Bankanſtalten verjchieden, 13 bis 66 Tage geweſen. 


Die durchſchnittliche Verfallzeit hat 26 Tage betragen. 
Ron den am 31. Dezember 1881 überhaupt im Beſtande geweſenen 
434,423,557 M. Wechſeln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . » . 201,141,300 M. 
„ 16 bis 30 Tagen. 82,934,950 „ 

„ 31 u 60 „= 89,112,870 „ 

„ 61 „90 u» 61,234,930 „ 
wie oben . . . 434,423,550 M. 


An Wechſeln auf's Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1881 im 
Beitande: 
1,504 Stüd im Kurdwerthe von . 18,427,776 M. 


angefauft wurden: 1880: 
7,662 Stüd fir . . . . .56,630,100 „ (57,351,630 M/ 
find 9,166 Stüd und . . . . . 75,057,876 MM. 
verwerthet wurden: 
7,855 Stüd für . - . . .57,899,745 „ (55,070,898 MM) 
mithin find 1,311 Stüd für . . . . . 17,158,131 M. 


im Beftande geblieben. 


— — 
ET 
.. 7 
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Diefelben hatten am 31. Dezember 
1881 einen Kuröwerth von . . . .  . 17,540,838 „ 
es find alſo . . 882,707 M.f[ 336,129 M) 
al3 Gewinn zu berechnen, mithin gegen das Vorjahr 46,578 Mb. mehr. 
Die durchſchnittliche Anlage in dieſen Wechſeln hat 
7,481,000 M (1880: 9,584, 000 M/ 


die Höchfte Anlage . . . 19,174,000 „ am 31. Januar, 
die niedrigste Anlage . . 1,967,000 „ am 15. April 
betragen. 


Wechſel zur Einziehung für fremde Rechnung wurden bei fänmtlichen 
Bankanftalten 9,755 Stüd im Betrage von 7,107,794 (1880: 7,048,460 4) 
eingezogen und wieder ausgezahlt. An Provifion wurden dafür 13,437 M 
(1880: 13,420 46) erhoben. 

Die durchſchnittliche Größe diefer Wechjel hat 729 A. betragen. 

Die Gefammtjumme aller diskontirten, angelauften und zur Ginziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 

an Diskonto-Wehfeln . -. . . 493,497 Stüd über 1,082,125,230 M. 

„Rimeſſen-Wechſeln auf’3 Inland 1,807,351 „ „ 2,579,704,151 „ 

„Wechſeln auf’ Ausland . . 7,662 „ a 56,630,100 „ 

„Wechſeln zur Einziehung . . 9,755 „ R 7,107,79 „ 

überhaupt . . 2,318,265 Stüd über 3,725,567,275 M 

(1880: 2,329,485 Stüd über 3,549,189,762 4) 

mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 11,220 weniger und im 
Geldbetrage 176,377,513 M. mehr. 


An Gefammtgewinn aus den Weclelgeihäften find, die 13,437 M für 
die zur Einziehung übernommenen Wechſel eingerechnet, 14,596,803 MM. (1880: 
13,763,412 %), alio 843,391 mehr aufgefonmen. 


Nah der Anlage K waren im Lombard am 1. Januar 1881 auögelichen: 


5,152 Darlehne im Betrage von 95,687,550 M 
neu ausgeliehen wurden: 1880: 

4,634 Darlehne mit ee * 1,046,570,550 „ (839,7 01,650 AM.) 

find 9,786 Darlehne mt . . . 1,142,258,100 M. 

Zurüdgegzahlt find: 

5,242 Darlehne mt . .» . 1,032.885,000 Mb. (829,428,470 Ak) 
alfo am 31. Dezember 1881 

4,544 Darlehne mt . . . 109,373,100 AM. 


ausgeliehen geblieben. 
Die aus diefem Gefchäfte aufgefommenen Zinfen haben: 
bei der Reichshauptbank .  1,250,838 M. (1880: 700,642 M 
bei den Reichsbanfanftalten . 1,780,338 „ (1880: 1,870,828 „) 
zufammen . .  3,030,671 M. (1880: 2,571,470 Mk) 
alſo im Ganzen 459,201 mehr als in 1880 betragen. 


Die durchſchnittliche Anlage im Lombard hat 
57,308,000 M. (1880: 51,335,000 Mk) 
die hHöhfte Anlage . . 126,909,000 „ am 30. September, 
die niedrigfte Anlage . 41,871,000 „ am 23. Juli 
betragen. 
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Die am Schluffe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
181,200 M. auf Gold oder Silber, 
103,834,800 „ auf Effekten (einjchließlich Wechjel) der im $ 13, Ziffer 3, 
Buchſtaben b, ec, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 
5,357,100 „ auf Waaren 
ertheilt. 
Die Meberfiht L ergiebt, welche Wechfel- und Lombard-Beftände am Schluffe 
jedes Monat3 vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen — Lee Lombard- Forderungen 


waren am 1. Januar 1881 vorhanden . . j 3,072,921 M. 
Im Jahre 1881 find Hinzugetrten . . 2. 2.2. 914,354 „ 

ergiebt einen Beitand von . Er a 3,987,275 M. 
Im Laufe des Jahres u herauf bezaht 659,469 M 

definitiv abgeſchrieben . . 224,367 „ 383,836 , 

und ſonach am 31. Dezember 1881 Reſt geblieben . . 3,103,439 Me. 
Bon der Rejerve pro 1880 im urfprünglichen FE von 3,254,080 „ 

find nad) Abzug der definitiv abgeichriebenen . . 224,368 „ 

noh vorhanden . . . —— RR U e 3,029,712 M. 
Für die übrig aeblichenen und bie neu —— 

zweifelhaften Wechſelforderungen find zu reſerviren. . . 2,933,660 „ 

aljo diefes Mal weniger . . Ed a 96,052 M. 


welhe dem Gewinn pro 1881 hinzutreten. 


Zahlungs: Anweifungen wurden nad) der Anlage M von ber er raid 
bant und den übrigen Neichsbanfanftalten ertheilt: 

a) franco Propifion 1,660 Stüd über 14,261,275 M. (17, nn 300 Sb) 

b) gegen Provifion 4,709 „ R 35,463,506 R (31,378,548 ) 

zufammen 6,369 Stüd über 49,724,781 M. (48,978,917 A.) 


An Provijion ift aufgefommen: 1880: 
bei der Reihshauptbant . . . 2 22. 635 M. ( 467 M) 
bei den Reihöbantanftalten . » :» 2... 7126 „ (6,422 „) 
überhaupt . . 7,761 M (6,889 Me) 


alfo im legten Jahre 872 M. mehr. 


Bon den ausgeftellten Anweifungen waren beim Jahresichluffe noch 1,053,851 M. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 


In Goldbarren und BRHBENUNER — waren am 1. Januar 1881 
vorhanden . . : . 67,724,512 Ma 
angekauft wurden für Be le ae ae 2... 47,115,564 


— .114,840,076 MM. 
Davon find ausgeprägt oder verfauft . » » » 43,815,130 „ 
und . .  71,024,946 M. 

im Beftande verblieben. 
Das Gold hatte einen Werth von . » 2 2 2 20. 71,133,184 M. 
und hat fich alfo ein Gewinn ergeben von . . 2... 108,238 Mb. 
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Die Guthaben bei den Korrefpondenten der . betrugen am 1. Januar 


1881 — 6,610,623 M 
Im Laufe des Jahres wurden ihnen aubermacht — — 4,674,579 „ 
giebt . „. 11,285,202 4 

Davon find eingezogen » » =» = 2 2 0020000. 10,051,018 „ 


ud . . 1,234,184 A 
bei denfelben als Guthaben verblieben. 


Am 1. Januar 1881 waren an — ———— 


vorhanden . ”. z 9 Stüc. 

Hinzugelommen find A a er — * A 
nad . . 6,699 Stüd. 

Zurüdgenommen find - > 2 2 0 0 en .. 3,490 , 


"mithin . . 3,209 Stüd 
beponirt geblieben. 
An Gebühren für die Aufbewahrung find: 


bei der Reihshauptbant . . . . 37,805 Mb. (1880: 32,468 Me) 
bei den Reichöbantftelen . . . 39,038 „ (1880: 26,411 „ 
überhaupt . . 76,843 AM. (1880: 58,879 M) 
eingefommen. 
Am 1. Januar 1881 waren an offenen Depofiten vorhanden: 
79,190 Depots im Nominalwerthe von. . . 866,470,238 M 
Im Laufe des Jahres find ee 
33,313 Depot übr . . . . Dez 506,637,097 „ 
macht 112,503 Depots über. 1373, 107,335 Me. 
Herausgenommen ſind: 
23,842 Depots über . . 4 398,052,585 M 
jo daß am 31. Dezember 1881 
88,661 Depot3 über .. . 975,054,750 M 


(gegen 866, 470, 238 M. im Jahre 1880) im Beſtande verblieben. 

Die Zahl der verſchiedenen Effekten-Gattungen, welche deponirt worden ſind, 
betrug 2,228 (1880: 2,161). 

Bei 1,429,816 Stüd MWerthpapieren (1880: 1,243,835) war bem 
Komptoir die Kontrole über die Verloojung übertragen. 

Bon den bdeponirten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinjen bezw. 
Dividenden 37,724,752 (1880: 34,778,704 Ab) eingezogen. 

An Proviſion für die Depofiten und für die An» und Verkäufe von 
Effekten find für das Jahr 1881: 655,178 (1880: 579,861 AM.) aufgelommen. 


Die Verwaltungskoſten haben betragen: 
für die ZentraleBerwaltung . : 2 2 202000. 1,171,840 M 
für die Spezial:Berwaltung 
a) der Reichshauptbant . . . . 693,906 Me. 
b) der übrigen Reichsbankanſtalten 3,571,421 „ 4.265.397 , 
5,437,167 M 
(1880: 5,399,7.98). 


a 
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Sn der Hauptſumme der Verwaltungsfoften im Betrage von 5,437,167 M. 
find enthalten: 
nad) der Gewinnberehnung wieder vereinnahmte 2,703 M. 
für erfparte Gewinnantheile . ». 2 2.0.8737 „ 
— — 6,440 „ 
fo daß . . 5,430,727 MM. 
als wirflihe Verwaltungskoſten verbleiben. 
Der Gefammtgewinn hat nach der Anlage N betragen 19,480,945 M 
In Abzug fommen davon: 


1. die Verwaltungdfoften -. . . 2 2.2. 5,437,167 M. 
2. für BanknotensAnfertigung . » » .» . 254,393 „ 
3. an den Preußiichen Staat gezahlt gemäß $ 6 

des Vertrage® vom 17./18. Mai 1875 

(RGBl. ©. 215) . . . 1,865,730 „ 
4, für zu zahlende Notenfteuer nad ss 9, 10 

des Bankgeſetzes . . ; 97,179 „ 


—7,584,469 M. 
bleibt Gewinn . . 11,896,475 Mb 

Hiervon find bereit3 gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
. an die Antheilseigner 4'/, Proz. von 120,000,000 M. mit  5,400,000 „ 


bleiben . . 6,496,475 M. 


— 


2. 20 Proz. von 6,496,475 zum Nefervefonds mit . . . 1,299,295 „ 
3. Bon dem Meberreite von . 2 2 2 mn nenn. 5,197,180 M 
iſt bie Säfte a 5 5 en nen. 2,598,590 „ 

an die Reichskaſſe, 

die andere Hälfte mat 2: onen. 2,598,590 „ 

an die Antheildeigner zu zahlen. 

Den Letzteren . . . . 2,598,590, 
treten die bei dem vorigen Abſchiuſſe unvertheift gebliebenen : 2,590 „ 
hinzu, wonad fi die Summe von . 2,601,180 M 
ergiebt, von welcher auf jeden Anthetsfein der Reichsbank als 
Reſt-⸗Dividende — 65 M = 
auf ſämmtliche 40,000 Antheile a alſoeee. 27600,000 M. 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden. 2 20.. 1,180 Mb. 


werden ber fpäteren Berehnung vorbehalten. 

Die Antheildeigner haben hiernady für jeden Antheil von 3,000 M die 
bereitö für das erfte und EV — — 154 
als Reſt-Dividende . . —— 65 „ 


Kock . 200 M. 
im Ganzen alſo einen Ertrag von 6?/, Proz. für das Jahr 1881 (1880: 6 Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernach ift die beiliegende Vermögens-Bilanz der Neichsbant, Anlage O, 
aufgeftellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find der Vorfchrift im $ 832, lit. a 
des Bankgeſetzes entiprechend vom Herrn Reichskanzler feftgeftellt. 

Das Verzeihniß der ſämmtlichen Zweiganftalten der Reichsbank, Anlage P, 
dad Verzeihniß der Mitglieder des Zentral-Ausſchuſſes und der Bezirks-Aus— 
ihüffe, Anlage Q, und die Zufammenftellung der im Jahre 1881 veröffentlichten 
Wocen-Ueberfihten, Anlage R, find beigefügt. 
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AnlageD. 
Giro:ebertragungs:Konto für das Jahr 1881. 













_ Bugang: 















Durch Ueber] _ 
tragungen | 3ablungen von Be— 
zwiichen Giro— ug Perſonen, 
Inlereſſenten | die fein GiroKonto | Aufammen Abgang: 
Sr : A haben. uf 
verſchiedenen 
Orten 


Aachen 
Augsburg 
nr. f 
raunjchwei 
Bremen . 
Breslau 
Bromberg 
Gajiel. . 
Chemniß . 
Coblenz 
Göln . 
Grefeld 
Danzig 
Dortmund 
Dresden . 
Düſſeldorf 
Elberfeld. 
Elbing 
Emden 
Erfurt 
Eſſen . . 
Flensburg 


Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. O. 


Gera 
Gleiwitz 
Glogau 
Görlitz 
Graudenz 
Halle . 
Hamburg 
Dannover 
Karlsruhe 
RUE u... 
Königsberg . 
Landsberg 
Leipzig 
Liegnig 
Lübed. . . 
Magdeburg . 
Mainz 
Mannheim 
Memel 
Me . 


Me 


13,343,122 
29,304,580 
11,245,791 
51,822,809 
208,303,181 
173,290,528 
8,897,768 
19,354,731 
30,540,396 
7,187,252 
155,450,823 
25,127,908 
45,508,4992 
19,679,273 
96,407 ,321 
27,373,709 
103,660,388 
785,211 
2,305,198 
15,405,247 
28,295,253 
8,991,197 
782,204,399 
3,844,040 
15,965,122 
16,366,741 
7,398,411 
14,293,484 
58,512,780 
610,217,847 
81,603,991 
41,681,153 
10,258,293 
65,911,164 
154,813 
200,754,034 
6,048,076 
31,955,552 
106,060,564 
38,503,834 
143,713,669 
69,050 
24,994,387 












29,446,031 
6,726,591 
3,408,447 

19,514,098 

20,881,218 

34,849, 100 


22,439,137 
34,176,617 


35,625,216 


44,702,240 


10,386,427 

7,032,992 
66,903,021 
14,318,322 


14,654,238 
71,336,907 
229,184,399 
208,139,628 
34,325,838 
32,982,796 
45,820,673 
21,016,376 
208,146,581 
34,744,635 
73,370,099 
32,351,213 
126,192,844 
51,081,634 
127,762,680 
6,581,727 
3,301,352 
30,010,419 
42,389,427 
31,430,334 


26,196,365 
1,864,782 
89,620,91 
645,843,063 
98,788,239 


37,391,757 


38,988,544 
172,963,586 
52,822,156 
162,283,074 
9,568,980 
33,686,715 




























41,970,6%0 
39,673,313 
27,484,675 
97,178,564 
169,257,22U 
202,873,473 
23,548,055 
24,487,642 
40,608,479 
10,550, 941 
271,024,007 
36,136,447 
67,812,654 
28,962,757 
103,745,607 
43,783, 708 
147,525,709 
10,272,968 
1,985,397 
26,550,107 
55,115,430 
17,009,596 
861,998,230 
11,316,005 
23,981,457 
36,234,743 
10,290,981 
22,136,535 
863,783 
83,413,17 
670,830,729 
108,717,361 
43,208,584 
12,555,651 
104,310,163 
2,840,507 
291,520,080 
14,725,353 
35,461,444 
180,380,662 
28,800,610 
136,219,715 
10,241,051 
47,842,513 























Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1881. 343 
dugang: 
Durch Ueber: 
tragungen | Bahlungen von Be 
zwiſchen Giro-| Hörden und Perjonen, 
er Interefjenten die — — Zuſammen Abgang: 
an . 
verfchiedenen 
Orten Betra 
Sti 8 
Me Stüd Me 4 
Minden . . . 7,834,830 9,008,868 7,368,076 
Mülhauſen i. €. 6,360,991 39,380,728| 51,354,724 
Münden . 54,439,419]| 195,293,933] 131,565,394 
Miüniter . 6,229,566| 17,112,506 11,172,448 
Nordhaujen . 5,134,477 11,785,314| 17,673,492 
Nürnberg 32,561,744] 96,250,982] 79,872,887 
Osnabrück 2,973,333 11,005,836 14,133,001 
Bojen . 47,448,270]  27,277,139 
Siegen 7,272,322 8,315,240 
Stettin 101,301,192 90,016,825 
Stlp.. . 13,496,414|  11,139,662 
Straljund 8,963,554 5,790,497 
Straßburg i. E. 81,140,189]| 66,692,026 
Stuttgart 19, 994,508| 132,401,262| 106,414,939, 
Thorn 8, 572 ‚943 11,109,442]|  11,191,057 
Zilit . a 5.216.236 5,611,860 1,502,944 
Bei den Reichsbant⸗ | 
anjtalten . .[3,899,915,869]295,030 1,145,636 402] 5,045,552,27 1] 4,867,198,196 
Bei der Reichshauptbant 1,564,514 ‚858 5,381 94 083 790 1,658, 598,648] 1,831,223,924 
Ueberhaupt . 5,464,430,727[300,611|1,239,720,192] 6,704, 150,919] 6,698 422,120 
Hiervon Abgang: | 6,698,422,120 
bleibt Reit: 5,728,798 
Dazu Beitand vom 1. Januar 1881: 23,284,290 
Ergiebt einen Saldo von: 29,013,089 


Anlage B. 
Spezielle Nachweiſung über den Banknoten-Umlauf im Jahre 1881. 
Mart:-Woten 











Thaler-Noten _ 
Selammt- 







in Mart 
( 
umgerechnet Pe Umlauf 
zufammen Betrag 4 
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31.5 1,969,605 | 206,465,000 | 82,916,500 | 412,820,450 | 704,171,555 
28. Februar 1,967,235 | 203,492,000 | 79,479,500 | 391,802,750 | 676,741,485 
31. März 1,965,900 | 267,343,000 | 92,631,500 | 406,591,350 | 768,531,750 
30. April 1,964,250 | 250,632,000 | 92,635,000 | 415,599,450 | 760,830,700 
31. Mai 1,962,750 235,289,000 | 90,977,000 | 395,478,550 | 723,707,300 
30. Juni 1,960,425 | 306,014,000 | 110,220,000 | 420,990,550 | 839,184,975 
31. Juli 1,959,405 | 228,778,000 | 91,460,000 | 418,027,650 | 740,220,055 
31. Auguft . 1,958,430 | 230,373,000 | 89,844,500 | 417,651,750 | 739,827,680 
30. September 1,957,125 | 280,759,000 | 98,261,000 | 457,613,050 | 837,590,175 
31. Oftober . 1,955,790 | 231,781,000 | 88,357,500 | 468,987,250 | 791,081,540 
30. November 1,951,245 | 216,458,000 | 83,630,500 | 453,196,150 | 755,235,895 
31. Dezember 1,946,925 | 237,588,000 | 97,821,000 | 492,030,000 | 859,385,925 
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Anlage. 


Rimeſſen⸗Wechſel⸗Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 











— 
Stüd- auf | lee | auf auf auf die | Real: 
Ort zahl London | pam | Belgien | Paris | Schweiz | Werth 
Ritrl. | Hollfl. | Frei. Fres. Fres. Me 





Beitand am 1. at, 


1881 1,504| 880,155) 38,998] 116,898] 221,981) 239,640) 18,427,776 


‚ Angefauft wurden: 


n Berlin 1,341 |1,109,062| 1222) — 41,536] — 22,529,554 
„ Aachen ı13| 23,584| 2,328] 55,482] 196,521 — 686,036 
„ Augsburg 4 — — — 1,0001 7,450 6,802 
„Bielefeld . 6 1,040 94| 2,0001 18,000) — 37,537 
„ Braunfchiweig 40 7263| — — 114,237] — 240,025 
„Bremen . 4 3,3301 — _ — — 67,816 
„Breslau . _ — — — — _ — 
„ Bromberg — — — — — — — 
Caſſel 125) 10,139| 99,565] 48,0200 46,2838 — 445,311 
„ Ehemnit 1,285 | 188,798] 112,450] 116,686] 419,831] — 4,467,460 
„Koblenz . 52 16,208| 5,756) — — — 340,895 
„Eöln. . 163 19,128] 58,439 3,105] 180,066 — 635,477 
" Erefeld 471| 159,460 305| 15,434] 245,582] — 3,457,201 
„ Danzig 111) 218583 — | 573,858) 268,578 — 1,114,342 
„ Dortmund 414| 50,296) 3,055] 117,648] 481,037) — 1,513,814 
„ Dredden 11 34 — 360) 21,290 — 23,711 
„ Düfleldorf 59 1,374| 99,250] 22,641 62,300 — 262,470 
„ Elberfeld 681 | 130,272) 65,828| 251,486] 874,142) — 3,668,709 
„ Elbing 18 2562| — 14,470 1872 — 65,218 
„ Emden 54 19,290| 13,612 — — 416,846 
‚ Erfurt 124 7,694| 30,879| 91,350 1911 — 282,871 
„Efien . 143 | 117,373| 106,319] 78,742] 479,767) — 3,017,808 
„ Flensburg i 781 29,073 320 — 7500 — 592,057 
„Brankfurt a. M. . 1 1451 — — — — 2,967 
„Frankfurt a. d. D. 196 | 25,339) 102456] — 36,456) — 717,793 
em: ; ; ; 44 7,221 9,324 — 158 — 163,096 
" Gleiwiß . 5 22471) — — _ _ 45,729 
„ Slogau 23 _ 10,988] — 1,527) — 19,685 
„ Börlig 147 1,307| 39,937| 22,796| 78,952] — 175,360 
„Graudenz . . — — | _ _ _ — — 
—* 0.26©.. — — _ — — — — 
amburg — — — — — — — 
8* — 3 — — — 22,0000 — 17,684 
— 821 11,359 215 — 54,465| 90,472) 348,007 
f i 0 6,929 — — 1,750 — 142,485 
* Rönigsbeig i i. Br. — — — — — — — 
„Landöberg a. d. W. 6 1911| — — 1,720  °— 5,24 
„Leipzig = — — — — _ _ 
„ Liegni 77 8,711 481 3,085| 23,006) — 199,108 
übedt ı28| 33,413) 27,619| 24,795] 2932] — 770,377 
—— . — — — — — — — 
„Mainz 89] 10,618) 4,062] 24,275] 20,944] 21,207 275,901 
„Mannheim . 551 45,110) 43,197 99. ‚>81 94 9 2, 176, 494 2,899, ‚3% 
„ Memel 296 87,753 86,808| 73 052) 22, ‚657 — 2 008.221 
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Stüd- auf | Amfter- auf auf auf die | Real: 
Ort zahl London | dam | Belgien | Paris | Schweiz | Werth 
Kitel. | Holt. | Free. Fres. Fres. M 
inMe . . 29 3,594 — 1,300) 225,769) 41,382] 290,278 
„Minden . . . 3 4001| — — — — 8,177 
„ Mülhauijen i. €. — — — — — — — 
„Münden — — — — — — — 
„Müniter . 286 | 137,485 9366 — 63,6141 — 2,855,910 
„ Nordhaufen . 2 — 100 — — — 1,683 
„ Nürnberg 35] 14,951 — _ _ 26,000 324,286 
Osnabrück 9 6,59 — — — — 134,752 
„Poſen 16 14,644 — 300 — — 300,065 
„ Siegen 7 2,704) 1,207 3,762 4814 — 63,967 
„ Stettin 1 so — | — — — 10,196 
„ Stolp 21 1131 — — 6,149 — 28,067 
Straiſund 160| 13,635] 18,250 — 7,1500 — 314,668 
„ Straßburg i. €. 381 177121 — _ 50,000 — 399,218 
„ Stuttgart 70 2,583 255 ‚472 17,390| 206,369 235,830 
„ Thorn — — — — — — — 
„Tilſit. — — — _ _ — — 
Ueberhaupt . 9,166 [3,254,589] 985,084 1,760,99914,434,272]2,809,016| 75,057,876 


verfauft u. an die Kor⸗ 
rejpondenten ge 





| 





895,435, 1,644,228 4,216,709|2,442,065 





fandt . 7,855 [2,424,270' 57,899,745 
Bleibt Beitand am | 

31. Dezember 1881 1,311 | 830,319 116,771 217,563] 366,951! 17,158,131 
| 











Die am 31. Dezember 1881 im Beftande verbliebenen Wechſel haben einen Realwerth 


wie folgt: 
Lſtrl. 830,319 auf London a 20. 265 M 16,826,412 
Hollfl 89,649 „ Amſterdam & 168. 05 150,655 
Fres. 116,770 „ Belgien & 80.30 „ 93,766 
Fres. 217,563 „ Paris a 80.40 „ 174,921 
Fres. 366,952 „ die Schweiz & 80.415 „ 295,084 


M. 17,540,838 
ievon der Realwerth, mit welchem die vorjtehenden 
Wechſel⸗Beſtände auf den — der a Regen, in 
Abzug gebradt mit . . — 


ergiebt einen —— von Ma 


17,158,131 
382,707. 
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Anlage eK. 
Lombard-Geſchäfte im Jahre 1881. 
Brutto-Gewinn Brutto-®ewinn 
Ma A 
Aachen . . 4,143 Bit 21,000 
Augöburg . . . 7,249 En i. er 1,060 
empten i. B.. 658 Suhle. 5,244 
Bielefeld . 10,707 Eſſen . . e 8,625 
Braunidweig . 2,414 Mülheim a. d. R. 11,109 
Bremen. . . 6,170 tlensburg . ; 5,594 
Breslau . 195,164 Frankfurt a. M. 38,945 
Brieg . 627 Gießen 129 
Neife. . . 5,367 Hanau . 1,762 
NReihenbad . 8,757 Offenbach 111 
Bromberg 23,663 Wiesbaden . 7,162 
— 2,444 Frankfurt a. D. . 14,387 
oniß. 2,595 Cottbus . 1,965 
Cafiel . . 68,751 Finſterwalde 410 
Eſchwege. 2,130 Forſt i. L 1,243 
Göttingen 1,787 Guben . . 12,161 
Chemnitz . . 7,093 Schwiebus . 672 
Erimmitihau 4,095 Sommerfeld 380 
Fran kenberg 2,582 Gera. A 13,611 
Meerane . . 118 Greiz . . 190 
Blauen i. ®. 1,316 Pößnech. 1,012 
widau . 3,690 Zeitz 8,785 
Eoblenz . 16,025 Gleiwitz 10,628 
Ereuznad) 1,051 Beuthen D.©.. 1,255 
Limburg . 3,063 Ratibor . 3,304 
Wetzlar 838 Glogau . . 19,362 | 
Eöln. . 16,961 Grünberg 9,430 
Solingen 204 Sagan 4,571 | 
Erefeld 3,128 Görlig 4,296 | 
Danzig F 20,971 Sporau . 808 | 
Marienwerber ; 9,936 Spremberg . 1,086 | 
Eulm. . . 1,034 Graudenn . . 9,718 | 
Br. Stargard } 1,178 Halle a.d.©. . . 23,750 | 
Dortmund . . 31,831 — a. d. ©. ; 4,646 
Bodum . 2,033 Hamburg f : 33,858 
Hagen 723 Harburg . 1,448 
ſerlohn . . 731 Dannover : 24,589 
üdenideid . 1,299 Hildesheim . 4,107 
Witten 2,722 Karlsruhe 4404 
Dresden . 49,887 Freiburg in Baden 419 
ittaun . 1,200 KRonitanz . 365 
Düfjeldorf . 17,518 Lahr i. 1,578 
Duisburg 1,998 Lörrah . 20 
Elberfeld 16,795 Pforzheim 807 
Lennep . 27 Kiel . 5,458 
Schwelm . 21 Neumünfter . 657 
Eibing 19,797 Königsberg . 133,397 
Warienburg. 167 Injterburg . 13,481 
Dfterode . 6,007 Altenburg 1,693 
Gaalfeld . 233 Bartenftein . 5,449 
Emden 9,490 Biihofsburg 2,130 
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Braundberg 
Dartehmen . 
Frauenburg 


Friedland, DR. 


Gumbinnen . 

Butrftadt . 
iläberg 
biau . 


£yd 
Raftenburg . 
Schippenbeil 
Stallupönen 


bed 
Neubrandenburg 
Roftod . . . 
Magdeburg 
Aſchers leben 
Bernburg . 
Halberjtadt . 
Quedlinburg 
an . - » 
Darmftadt 
Worms 
Mannheim . 
Heidelberg 


Raijerälautern . 
Landau 


Neuftadt a. b. 9. 


Pirmaſens 


an 
Minden. . . 
Mülhaujen i. € 
Münden Ar 

Regenäburg . 
Münſter 

Hamm . 

Paderborn 
Nordhauſen 


Brutto-Gewinn 
M 


Nürnberg 
Fürth. . 
Dönabrüd . 
Poſen 
Gneien . 
an 


Rogafen . . 
Schneidemühl 
— 
iegen 
Stettin 
Anclam . 
Belgard . 
Cammin . 
Eolberg . 
Jarmen . 


Königsberg NM. 


Nenftettin 
Bajewalt . 
Prenzlau . 
Schievelbein . 


Schwedt a. O.. 


Stargardt 
Stop . 
Cöslin 
Bütow 
Lauenbur 
Rügenwalde 
Straliund . 
Greiföwalb . 
Straßburg i. €. 
Stuttgart 
Heilbronn 
Reutlingen . 
Um ... 
Thorn 
Zu... 
Billfallen 
Schirwindt 
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Brutto-Gemwin 
MM 


1 

347 
4,364 
105,309 
8,077 


338 


bei den Reich8banfanftalten 1,780,333 
Reihd-Hauptbant 1 244, 595 


Brandenburg a. 9. 


5,743 


Ueberhaupt 3,030,671 
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Anlage. 
Grundftüde der Reichsbank. 


Der Werth der der Reichsbank gehörigen Grundjtüde war: 









am 31, 
Dez. 1881 






















Berlin: — 2001 6,357,000 | Hannover — 175,000 
Grundſtücke: JHaarburg — 50,000 
Kurftr. Nr. 6 Initerburg . — 36,000 
bis 13. . .127,563] 781,400 || Starlörube — 109,000 
Machen —E — 163,000 | Kiel . . ; — 145,000 
Augsburg — 177,000 ||| Königsberg i. Br. — 237,000 
Bielefeld . _ 90,000 || Landsberg a. W. — 75,000 
Braunſchweig — 190,000 || Leipzig 9 190,000 
Bremen . — 120,000 || Liegnig _ 232,000 
"Breslau . — 828,000 Lübeck — 90,000 
— — 100,000 || Magdeburg . 1 350,000 
-ajiel . ; .. 1 — 196,000 || Mainz — 140,000 
Chemnig . ur are, AR — 113,000 || Mannheim . — 289,000 
«Coblenz . — 120,000 || Memel — 70,000 
Eöln . — 279,000 | Meß . — 115,000 
Crefeld — 187,000 | Minden . . — 90,000 
Danzig — | 120,000 ||| Mülhaufen i. €. _ 200,000 
Dortmund — 220,000 | München — 426,000 
Dresden . — | 804 ‚000 Müniter .. — 70,000 
Düſſeldorf — 90,000 Nordhauſen — 110,000 
Elberfeld . — 212,000 || Nürnberg _ 216,000 
Elbing — 50, 000 | | Osnabriüd — 39,000 
Erfurt — 145 "vo0 | Poſen — 180,000 
Eilen . — 120000 Siegen een 50,000 
Frankfurt a. M. — 851,000 || Stettin 7,065] 400,000 
Gera . . — 70,600 || Stop . — 72,000 
Gleiwiß . — 105,000 | Straßburg ü E. 6001 400,000 

—— — 72,000 || Stuttgart — 

Sr . — 107,000 ||| Thorn E 

Se — 70,000 | Tilfit . 
alle. . — | 199,000 6.988 

Hamburg — 997,000 Sufammen Sr 
An Erträgen aus Grundftüden find überhaupt ie nn. A 37,032 
Hierzu die 1880 eingezogenen Revenüen pro 1881 . Eee 68 
und die 1882 einzuziehenden Revenüen pro 1881. . 2. 2. 2 2 00m 48 
Me 37,148 

Ab davon: Die 1881 eingezogenen NRevenüen pro 1880 . . A 92 


Die 1881 eingezogenen Revenüen pro 1882 . . „ 68 
160 


find mithin für 1881 aufgefommen M 36,988 
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Anlage M. 
Zahlungs-Anweifungen. 
















































































wurden vertheilt: =e,.| 38 

: R 2 = 

1% gegen Provifion | franto Brovifion | Gejammtbetrag #53 = * 

Jd BetragBetrag 45*5] 25 

Stück ’ Stück aEStück je 

MM M MM NM 
—— Sa er 322 41259] — — 32) 412,591] 851 228,881 
Augsburg . SER 33 120,859) — — 33) 120,854] 281 262,015 
Bickfed . . - . — — 2 3,887 2 2'887 — 86,009 
Braunfhweig. . - 12 237,006 3) 785 151 237,7921 48| 156,008 
Ze. 70| 373,181 1 5,000 71) 378,181 83] 507,942 
Breslau . . . . 69| 675,395 11 23,797] sul 699,192] 143]| 3,190,616 
Bromberg . - . - 30 1581200 21 177,682] 51 335,802] 35] 208,863 
Ge... .. 7 155583] 49 315,726| 56) 471,309] 32] 730,999 
Ehemnig - . . . 15 43,714] 23 566,809] 381 610,523] 11] 416,789 
GE: :. . ; 6 14264] 26 379,317] 32) 393,581 4] 317,884 
Gr . . . . 11l 269,727 6 5611 17 32ı,888| 55| 1,478,705 
Gr. . . . 19 76,156| 30 49,585] 49 125,040] 16| 278,533 
Danzig. - - .| 787 2,137,701 59| 398,217] 846) 2,5535,919| 557] 290,267 
Marienwerder. . 2 29,9 — _ 2 29,995 6| 328,345 
Dortmund . . . 11 111,254) 24 85,767] 35) 197,021] 23] 958,747 
mE... . 17 89,625 2| 9,992] 19 99,617] 20] 2,822,843 
Düfeldof. . . . 9 67336211 12 245,902] 21| 316,264 13| 330,789 
Elberfeld er 298 253,480] 51) 191,633] 80) 445,113] 51] 188,795 
Elbing . — 23| 123,396| 351 281,30781 58 41447891 26 217,260 
— N 22 66,034 14 77,7854| 361 143,818] 15 10,467 
9 198,066 5 37,100| 14) 235,166] 40] 2,500,675 
I 25| 138914] 20, 145,521] 45| 284,436] 30 101 ‚825 
—— —— 60 205,642 6 21,389 66 227,032 53 1 12.355 
ranffurt a. Mm .| 476 8,640,811]| 18 4,996] 4589| 8,645,807| 1,759] 693,873 
— — 4 36,362 18| 141,741 221 178,104 81 201,118 
Gern . . ar 18 66,627 55 104,745] 231 171,372] 16 14,592 
Gleiwitz 6 37,2000 24 412,339] 30 449,544 8 23,943 
Glogau — — 24 959,209] 24 939,20094 — 62,486 
Gr : . . 5 48,737 2| 42,065 7 90,602 10 79,471 
Grauden . . . . 8 96,386 - 76,749| 10) 173,135] 21] 271,938 
SR. . : 2 ss0Bl — _ 2 5,503 2] 226,534 
urg 247| 1,975.976| 761 572,078] 323) 2,548,053| 422] 2,567,377 
over . ; 10 82,644| 15 26,507] 25] 109,452] 181 1,376,111 
Karlörube . 105| 614,167] 103) 2,175,367| 208) 2,789,514| 136] 1,003,852 
SER. . 24 63,386 6 46,807] 30 110,193] 17 36,011 
Königäberg ° 211 660,77854 25 172,141] 236 832,9161 1665| 344,831 
Inſterburg. 4 37000) — _ 4 37,000 7 52,145 
La > \ 7 9240| 9 498,664] 102) 507,905 4 40,221 
ig . .| 122] 653,287 6 8,864] 128 662,150] 144| 1,957,646 
Liegnig _ -- 6| 117,289 6 1172899 — 22,500 
übed iR; 801 325,990] 23 68,717] 103) 424,706] 77 58,049 
Magdeburg 3) 102,000 3 31,620 6| 133,620] 20] 834,433 
a . 85| 565,587] 24 105,508] 109] 671,185] 1351| 380,577 
Mannheim 126) 660,620] 123) 536,069] 249) 1,196,689] 147] 1,704,749 
Memel. . j 166| 402,312| 20) 128,167| 180 530,479] 114 42,335 
M u. 68 255,30 891 247,823] 157) 503,125] 65 66,024 
Saarbrüden . 83) 846,61 _ _ 83) 846,612] 175| 2,996,606 
Br: ,; ı uslı — 7  ızssı| 4] 1,070,861 
Minden . .. . 1 44,000 4 14,747 5 58,747 9 19,304 
Mülhaufen i. E. .| 101) 457,88 2 359| 103) 458,246] 110] 286,978 
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wurden verthbeilt: — Bu 
— Pr z A sei ©> 
rt gegen Provijion | frankto Provifion | Gejammtbetrag | #33 = * 
| nn ’ Betrac ung! 45* 2* 
Stüd I Süd! TE Terüd = 
| P “| % 
| | 
Münden . . . . 217, 4,176,061 3 1,189] 220) 4,177,251] 872] 892,598 
Müniterr . . . . 6 40,799 49 334,409 55 375,208 9 89,394 
Nordhauien . . . 2 7,171] 157| 2,372,994| 159 2,380,165 1 3,674 
Nürnberg . . . . 113 439,151 — — 113) 439,151] 1041 335,386 
Dsnabrüd. . . . 3 11,852 2 14,000 5 25,852 3] 164,527 
—— —— —— 26 59,724 58 303,916] 84 863,640 15] 818,243 
iegen . — 2 37,840 2 17,200 4 55,040 5 16,342 
Stettin. . . » „| 285! 1,005,744 5 77,808] 290 1,088,552| 256] 1,798,847 
Stop . .» ... 8 47,918] 90 551,859] 98) 599,777] 11] 399,752 
Cbslin 1 9,000 9 10,269 10) 19,269 2 12,423. 
Stralfund . * — — 3 5,584 3 5554| —| 327,892 
Straßburg i. E . 52 322,541 3 4,407 55) 326,947 68] 991,208 
Stuttgart . . . .» 249) 3,100,533| 127) 721,695] 376) 3,822,229| 665 578,501 
Thom . » . . „| 238! 509,068] 301 82,978] 268] 592,046] 1468| 137,165 
URL 40%... 1 540] 10 86,061 11 86,601| — 89,549 








6,126,46,624,099 





Bei den Reichsbant- 
anjtalten i 
Bei der Reichsbaupt- 
bant. . . 239| 3,027,872 4 248 3,100,682] 635]10,846,064 

Ueberhaupt . . | 4,709 35,463,506] 1,660|14,261,275] 6,569|49,724,781] 7,761[49,661,740 






4,470. 32,435,635[| 1,656/14,188,465 7,126[38,815,676 














72,810 





Anlage N. 
Gewinnberehnung für das Jahr 1881. 


Einnahmen. 
1. Gewinn von Plapmedhieln . . 2 2 2 2 4867184, 836 M 
„ Rimejienwecjeln.. . “2 22. 8,015,824 „ 
„ Wedjeln auf auferdeutiche Pläpe a ar an ar RR 
14,583,366 
2. Gewinn an Lombardgeſchäftennn. 8,030,671 
3. Erhobene Provifionen . . en ar 1,060,988 
4, en von Buchforderungen und dißfontirten Effelten ae — 554,845 
5. Erträge aus den — ber Bant . . Be er 36,989 
6. Gewinn auf God . . SR WE IR EN — 108,238 
7. Verſchiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Unkojten . +. 2,708 M 
b) eriparte Tantieme von unbejegten Voritande-Beamten- 
jtellen . . 8,737 „ 
e) — früher abgejchriebene Wechſel⸗ övorderungen nach⸗ 
lid) eingegangen . . 8,355 „ 9,795 
8. für ame Beälererungen | weniger zu teferviten, mit: 
bin erjpart . . a — ae 96,052 





Einnahme . 2 22220. 19,8 0,945 
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Ausgaben. 
1. Berwaltungstojten : 
für die Central: Verwaltung . 1,171,840 M 
für die Spezialverwaltung : 
a. jür die Dauptbanf . 693,906 AM 
b. für die Bantitellen . 3,571,421 „ 4,.265,437 „ 5,437,167 
2. für Anfertigung von Banknoten . . 254,392 
3. An den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 86 des Vertrages vom 17 ‚18. Mai 
1875 (Reichs-⸗Geſetz⸗Blaͤti 215) . 1,865,730 
4. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Bantgejepes an die Rreichstafe abgufüren 
den Motenjteuer . ; 27,179 
Ausgabe K 7,584,469 
Bilanz. 
Es beträgt wie vorjtehend die Einnahme . 19,480,945 
die Ausgabe ä 7,584,469 
Gewinn Pro 1881 . M  11,896,475 
Hiervon ſind bereits gezahltIbezw. noch zu verrechnen nach $ 24, Biffer 1—3 
des Bant-Gejepes vom 14. März 1875: 
1. An die Antheils-Eigner 
41/,%, von M 120,000,000 mit — 5,400,000 
bleiben M  6,496,475 
2. 20°), von M 6,496,475,4% zum Reſerve-Fonds mit . 1,299,295 
3. Bon dem lleberrejte von . re LEE 5,197,180 
iſt die Hälfte mit . 2,598,590 M 
an die Reichskaſſe ’ 
und die andere Hälfte mit — . 2,598,590 „ 
an die Antheild-Eigner zu zahlen. 
wie oben . 5,197,180 M 
Zu dem Gewinn-Antheile der Antheild-Eigner von . 2,598,590 „” 
tritt Hinzu: 
der ultimo 1880 unvertheilt gebliebene Reft von . 2,590 „ 
zujammen . 2,601,180 M 
AnlageO. 
Bilanz der Reihsbauf vom 31: Dezember 1881. 
A.ctiva. 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder — — 
das Pfund fein zu 1392 M gerechnet . 71,133,184 
2. Rafien-Beitand, und zwar an: 
a) coursfähigem, deutjchen geprägten — 443,410,369 
b) Heichstaffe nicheinen . . 30,981,620 
e) und d) eigenen Banknoten 
a 500 Thaler M 1,500 
* 100 "” r 17,100 
a 15 600 
” 25 ” [7 3,600 
ae 690 
„1000 Mart „ 291,609,000 
„50 „ 182676,000 
„ 10 „u  „..211,549,300 
685,857,790 
e) Noten anderer Banten . 14,001,800 
1,174,251,579 
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Se 
3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten. . . -» _ 
4. Die Wechfelbeftände, ausjchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 
a) Platzwechſel Ma 
innerhalb ber nädjten 15 —— a 65,009,210 
in längerer Sidt . . ‚ .110,729,581 
175,738,791 
b) Rimefienwechjel auf deutiche Fur 
innerhalb der nädjiten 15 — * 136,132,090 
in längerer Sicht . . i . 122,552,675 
= 7 958,684,765 
c) Wechſel auf auferdeutiche * M 
per Amjterdam > . . u 150,655 
Pu. - - WS Er GE re 93,767 
„ Sonden - . = = 2 000. +  16,826,411 
ee 174,921 
Pr "U 7, ee Fu Er 295,084 
— —17,540838 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber. . . . ; 181,200 
b) „ Effekten (einſchließlich Wechſeh der 
8 13, Ziff. 3, Buchſtaben b, c, 
d. des Banfgejepes bezeichneten Mt 2.22. 103,834,800 
co) „ andere Efilten -. - » 2 2 2 2 en. — 
d) „ Waaren.. ne. 5,357,100 
6. Der Beitand an Effeften: 
a) an diskontirten UOBERDEHAUBEN. N und anderen 
Verthpapieren . er 2... 28,286;280 
db) „ eigenen Effcten . . » - 2 en 0. — 
c) „ Effekten des NRejervefond® . -. » = 2 2 0. — 


——— 


7. Das Guthaben der Bank im ke bei ar 
Korrejpondenten 


8. Der Betrag der fälligen, aber — ——— 
Wechſelforderungen 


9. Der Werth der der Bank gehörigen Grundjtüde. 


10. Verſchiedene Aktiva 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte Wechjel _ 


b) Borauäbezahlte Gehälter an die Beamten. . . - 243,551 
c) Bau⸗Vorſchüſſe. . - - 523,484 


d) Zum Umlauf nicht mehr — und deshalb von 


den Kaſſen-Beſtänden abgeſetzte Banknoten . . 9,117,800 


e) Um 31. Dezember e unbezahlt gebliebene, und erſt 
einige Tage jpäter — — und andere 


Forderungen . . ; 2,573,272 


451,964,395 


109,373,100 


28,286,280 
1,234,184 


3,103,439 
18,633,000 


—rC — — 
12,458,107 
1,870,437,268 


—— 
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Passiva. 


— 


.Das Grundkapital. 
2. Der Reſervefonds: 


derſelbe betrug am 31. Dezember 1880 .. .  16,424,786 
hierzu treten die, laut $ 24, Biffer 2 des Bank 
gejege® vom Gewinne des Jahres 1881 im Betrage 
von M 6,496,475 abzujegenden 20%, mit 1,299,295 
3. Der — ——— für zweifelhafte Forderungen: 
derſelbe betrug am 31. Dezember 1880 . 3,254,080 
hiervon find im Jahre 1881 abgejchrieben 224,368 
3,029,712 
Bon dem vorjtehenden SEE PAR sur — * 
mehr erforderlich. 96,052 
und ſonach nur zu reſerviren —F — 
4. Der Geſammtbetrag der emittirten (in den Betrieb ge 
gebenen) Banknoten a 500 Thaler 126,000 
„ 10 „ 679,000 
„50 „ 253,875 
u 25 „ 652,125 
„10 269,565 
„ 1,000 Mart 564,198,000 
"500° „  282,498,000 
„. 10 „  705,684,450 


. Das Guthaben der Giro- und Kontofurrentgläubiger . 

. Der Betrag der Depojiten (unverzinslid) . 

. Der Betrag der nad) $ 9/10 des ee an die Reiche 

fajje abzuführenden Notenjteuer . . 

8. ——— Paſſiva: 

a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen 

b) Betrag noch nicht ausgezahlten Kommiſſionswechſel 

e) Die dem Jahre 1882 zufallenden Zinſen und Er— 
träge von Wechjeln, Lombardforderungen und Grund» 
ftüden . Ta ; 

d) Noch nicht abgehoben Dividenden 

e) Verſchiedene Buchſchulden 


10 o 


9. Der Betrag des Reingewinnes für da® Jahr 1881: 
a) für das Reid 


b) für Die Banfantheils-Inhaber RE 2,598,590 
hierzu treten die 1880 —— 
gebliebenen . . . ie 2,590 





(Anlage P und Q fiehe Seite 368.) 


1,631,784 
1,028,542 
566,531 


2,598,590 


2,601,180 
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120,000,000 


17,724,081 


2,933,660 


1,554,861,515 
165,047,670 
751,371 
27,179 


1,063,851 
111,314 


4,392,022 


5,199,770 


1,870,437,268 
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Anlage P. 


Berzeihniß ſämmtlicher Reihsbankanftalten. 
(Bergleihe „Annalen“ 1880 ©. 472, 1881 ©. 392.) 


Als neuerrichtet find zu verzeichnen: 


— — — — — 


refjortirt: 
Baupen, EREER. - 15: a a a ee . . .  Dredden. 
Neumünſter Te ee Zac a ae ar are 
Eingezogen wurde: 
Eörlin, Waarendept Stettin. 


Anlage. 


a) Verzeichniß 
der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral⸗Ausſchuſſes, jowie der 
Depntirten desjelben. 


15 Mitglieder: Gelpde, Friedr., Geh. Kommerzienrath. Stern, Theod., 
Banquier in Frankfurt a. M. Liebermann, B., Geh. Kommerzienrath. 
vd. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. Sächſ. General:Ktonful in Köln. 
Veit, Kommerzienrath. v. Hanjemann, Geh. Kommerzienrath. Mendels— 
ſohn, Franz, Geh. Kommerzienrath. Rauers, Peter, Bank-Direktor in Ham— 
burg. vd. Bleihröder, Geh. Kommerzienrath. Simon, 2. W., Rentier. 
v Rothſchild, M. Karl, Frhr. in Frankfurt a. M. Arnth, Geh. Kommerzien- 
rath. Zwider, Geh. Kommerzienrath. Schüler, F. N., Banquier. Bleich— 
röder, Julius, Banquier. 

3 Deputirte: Zwider, Geh. Kommerzienrath. Mendelsfohn, Geb. 
Kommerzienrath. Arndt, Geh. Kommerzienrath. 

15 Stellvertreter: Hardt, NRihard, Kaufmann. Keibel, ©. Geb. 
Kommerzienrath. dv. Edardftein, Ernft, Freiherr. Sarre, Theod., Stadt: 
rath. Simon, Berthold, Banquier. Cohn, Meyer, Geh. Stommerzienrath. 
Rieß, Eduard, Banquier. Helfft, Edmund, Banquier. Richter, Iſidor, 
Banquier. Kohhann, Heinrih. Model, Julius, Banquier. Siemens, 
Werner, Dr., Geh. Regierungsratb Meyer, Felir, Banquier. Delbrüd, Geb. 
Kommerzienrath. Schönlent, William. 

3 Stellvertreter: Gelpde, Geh. Kommerzienrath. Veit, Kommerzienrath. 
Liebermannn, Geh. Kommerzienrath. 


b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirfs-Ausihüffe und der Beigeordneten derjelben.') 
NB. Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 

1. Bremen. 8 Ausfhußmitglieder: Nebelthau, Aug. Georg, Kaufmann. 
*Gildemeifter, Joh. Heinr, Kaufmann. Heye, Bernh. H., Kaufmann. 
Tewes, Karl, Kaufmann. *Delius, Fried. Wilhelm, Königl. Preuß. General- 
Konful. Duidde, Ludwig, Kaufmann. Clauſſen, Heinrih, Kaufmann. 
Unfraut, Alfred F., Kaufmann. 


*) Die mit einem Kreuz Bezeichneten find verjtorben. 
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2. Breslau. 10 Ausihußmitglieder. *v. Wallenberg-Pahaly, Gibeon, 
Banquier nd Rittergutöbefiker. Bod, Joh. Andr., Kaufmann und Fabrik: 
befiger. Eihborn, Louis, Kommerzienrath. Fromberg, Heinr., Geh. Kom— 
merzienrath, Geihäftsinhaber des Schlefiichen Bankvereind. Landsberg, Ludw., 
Banquier und Ger.-Aſſeſſor a. D. *Heimann, Heinr., Geh. Kommerzienrath. 
*v. Auffer, Guft. Heinr., Geh. Kommerzienrath. Witte, Ernit Chrift., Lands 
gericht: Direktor. dv. Uehtrig, Oswald, Staatsanwalt. Friedenthal, Paul: 
G., Kommerzienrath, Gerichts-Aſſeſſor a. D. 

3. Köln. 10 Ausihußmitglieder: v. Nedlinghaufen, Wilh., Banquier. 
Camphauſen, Arthur, Banquier. Schaezler, Guftav, Banquier. *vbomt 
Rath, Emil, Kommerzienrathb. v. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. 
Sächſ. General: Konjul. »Marcus, Julius, Kaufmann. Herſtatt, Friedr. 
Johann David, Banquier.r. Seligmann, Jakob, Banquier. Deichmann, 
Theodor, Banquier. *»Heuſer, Aug., Kommterzienrath. 

4. Danzig. 6 Ausichußmitglieder: *Steffens, Mar, Kaufmann.. 
Rodenader, Ernit Theod., Kaufmann. Heyn, FFriedr., Kommerzienrath. 
Mir, George Ludwig, Kommerz: und Admiralitätsrath. *»Hirſch, Dan. Heinr., 
ſtommerzienrath. Albrecht, Phil., Geh. Kommerzienrath. 

5. Dortmund. 8 Ausfchußmitglieder: Brand, Julius, Kaufmann. 
Elbers, Chrift., Dr. und Fabrikbeiger in Hagen. Huyſſen, Robert, Kaufe 
mann in Sierlohn. DOpverbed, Julius, Fabritbefiter. *Heingmann, Otto, 
Landgerichtsrath. »Hammacher, Gottl,, TFabrikbefiger in Barop. Schrimpf, 
Ernit, Kaufmann und StadtverordnnetensVorfteher in Iſerlohn. Heymann, 
Moies, Kaufmann und Stadtverordneter. 

6. Frankfurt a. M. 10 Ausihußmitglieder: Eyſſen, Bernh. Ferd., 
Banquier. Goldfhmidt, Ad. Bened. H., Banquier. *Ladenburg, Emil, 
Banquier, Kommerzienrath. gen. Jocques Reiß, Iſaak Ant., Geh. Kommer— 
zienrath. *Stern, Theodor, Banquier. de Nevfville, Guft. Ad., Geh. 
Kommerzienrathb.. *v. Heyder, Joh. Georg, Banquier. Bamberger, 
Rudolph, Banquier in Mainz. Henrich, Johann Gerh., Banquier. Schmidt 
Polex, Phil. Nitol., Banquier. 

7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: *Lembde, ©. Ed., Kaufmann. 
Behrens, Ed. Ludw., Banquier. Rauers, Beter, Bankdireftor. Goßler, 
John, Kaufmann. Baur, 3., Kaufmann in Altona. *Amſink, Heinrich, 
Kaufmann. *Borgnid, Alerander, Kaufmann. Burdhard, F. W., Konſul. 
Meister, Herm. E. Konful.F Nottebohm, E. F. W., Kaufmann. 

8. Hannover. 8 Ausihußmitglieder: Meyer, Louis Ephraim, Kommerzien= 
rath. Jänede, Georg, Kommerzienrath. *Meyer, Siegmund, Kommerziens- 
tath. Benfey, Julius, Dr. jur., Direktor und Rechtsanwalt. *Bartelö, 
Dtto, Banquier. Simon, Dr., Amtsrihter. Telgmann, 9. ©. A., Kauf 
mann. Müller, 3. ®., Kaufmann. 

9. Königsberg i. Pr. 8 Ausfhußmitglieder: Bittrich, Karl Heinr. Col., 
Kommerzienrath. Dörkſen, Heinr., Kaufmann. *Stettiner, Moris, Ban— 
quier. Wiehler, Korn. Herm., Kommerzienratf. Simon, Morik, Geh. 
Kommerzienrati. Samter, Adolph, Banquier. Wien, Friedr. Karl Werner, 
Kommerzienrath. Bernftein, Jakob Levin, Kommerzienrath. 

2 Stellvertreter: Wiehler, Korn. Herm., Kommerzienrath. Dörkien, 
Heinr., Kaufmann. 

10. Leipzig. 8 Ausihußmitgliever: *Dodel, Wilh., Kaufmann. 
Wachsmuth, Rud., Dr. jur., Rehtsanwalt und Bankdireftor. Roeder, 
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Emil Ant. Raph., Banquier. Beder, Ferd. Edm. Banquier. *Göhring,r 
G. Theodor, Kaufmann. Schmidt, Jul. Wilh., Konful und Bangquier. 
Heydenreih, Guft. rnit, Kaufmann, Adermann- Teubner, W., Bud: 
händler. 

11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: Hubbe, Otto, Kaufmann. 
Löwe, Otto, Banquier. Hauswaldt sen., A., Hommerzienrath in Neuftadt: 
Magdeburg. Freie, Bernh., Kommerzienrath in Neuftadt:Magdeburg. "Neu: 
bauer, Fried. Aug, Kommerzienrath. *»Schieß, Louis Heinr. Banguier. 
Kaltow, Ludw. Aug., Kaufmann und Stadtrath. Leidloff, Guft. Ad., 
Stadtrath und Kommerzienrath 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder. Bajjermann, Jul., Kaufmann. 
Hohenemier, LZudw., Banquier. Joerger, Marl, Kaufmann. Lauer, sen,, 
Friedr., Saufmann. Köſter, Wilh., Kommerzienrath. Ladenburg, Starl, 
Banquier, Konful. *Diffene, Philipp, Kaufmann. *Hirſch, Emil, Banquier. 

13. Münden. 9 Ausſchußmitglieder: Weidert, Joh. Karl, Banquier, 
Kommerzienrath und Vorſtand der Handels- und Gewerbekammer für Oberbayern. 
v. Schilher-Dietramszell, Wilh., Gutsbeſ. Keſter, Eduard, Direktor 
der Aktien-Geſellſchaft für Lederfabrikation. *Bullinger, Mar, Königl. Kom: 
merzienrath und Handelsrichter. *v. Froelich, Nobert, Rentier. Guggen: 
hbeimer, Mor., Banquier und Königl. Handelsrichter. *v. Holmitein aus 
Bayern, Graf Otto, Königl. Kämmerer und Hofmarihall Sr. Königl. Hoheit 
des Prinzen Ludwig von Bayern. Merd, Seine, Dr., Banquier. Ader: 
mann, Iheod., Königl. Hofbuchhändler. 

14. Poſen. 4 Ausihußmitglieder: *Jafſſé, Louis D., Kaufmann. Bendir, 
Joachim, Kaufmann. Joachimczyk, Gimanuel, Kaufmann. *Goldenring, 
Leopold, Kaufmann. 

15. Stettin. 8 Ausihußmitglieder: Brumm, Ferd., Geh. Kommerzien: 
rath. Meister, Karl, Kaufmann. *tarow, G., Kommerzienrath und Konful. 
Theune, Herm., Kommerzienrath. *Greffrath, Karl, Kaufmann. Karkutſch, 
Ferd. Aug. Ludw., Kaufmann. Kreich, Theod., Brauereibeiiger. Walter, 
6. % W., Staufmann. 

16. Straßburg i. E. 8 NAusihußmitglieder: Schmitten, Robert. 
Stempel, Friedr., Ober-Regierungsrath. North, Jean, Dr. jur., Bankdireftor. 
"Blum, Gabriel, Bankdireftor. Reinhardt, Dr., Rechtsanwalt. *Sengen: 
walt, Jul, Handelöfanmer: Präfident.e Blum, Leon, Banquier. Sengen- 
wald, Adolf. 

17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Chevalier, Friedr., Kommerziens 
rath, Vorſtand der Handeld: und Gewerbefammer in Stuttgart. *Dörten: 
bad, Karl Kaufmann. v. Kaulla, Leopold, Geh. Hofrath, Hofbankdirektor. 
Nothbihild, H., Kommerzienratd. Federer, Julius, Konful. *Rübel, 
Edmund, Dr., Rechtsanwalt. Dftertag, Karl, Kommerzienrath. Pflaum, 
Aler., Kommerzienrath und Königl. Sächſ. Konsul. 

1 Stellvertreter: Rothſchild, H., Kommerzienrath. 


u Mn 


Materialien zur Tabackmonopolfrage.) 


IV. Kritik des Geſetzentwurfs, 
betreffend das Reichstabackmonopol, Seiten? der Handelskammer 


in Bremen. 
Erſtattet dem Kaufmanns-Konvent am 28. März 1882. 


Der zur Diskuſſion geſtellte Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Reichs— 
tabadmonopol, beziehungsweile die Grläuterungen zu jenem Entwurf gehen 
davon aus, daß bei Einführung des Tabackmonopols die beitehenden Preiſe der 
Tabackfabrikate durchichnittlich feine Erhöhung erfahren ſollen und daß trotzdem 
für das Neich ein Reinertrag von rund 165 Millionen Marf aus dem Monopol 
erzielt werden könne. 

Mit Recht hat dieſe ganz neue Behandlung der Monopolfrage außerordent: 
liches Aufjehen gemacht, da die Öffentliche Meinung Deutichlands bisher von der 
fiheren Vorausſetzung ausging, daß ein hoher Reinertrag ohne eine ſtarke Preis: 
erhöhung der Fabrifate unmöglich zu gewinnen jei. 

Dieſe fat allgemein verbreitete Anſchauung ſtimmt zugleich jo fehr mit den 
Erfahrungen derjenigen Länder, in denen die Tabadregie eingeführt ift, überein, 
daß es Überzeugender Gründe bedurft hätte, um die entgegenitehende Anſicht aus 
dem Rahmen einer bloßen Vermuthung herauszubeben. . 

In den Erläuterungen zum Monopolgejegentwurf vermiſſen wir ein der: 
artiges Beweismaterial durhaus; der Summe von Behauptungen und Kalku— 
lationen, welche an deilen Stelle gelegt iſt, kann in feiner Weiſe Beweiskraft zu: 
geiprochen werden. 

I. 

Die Dentichrift, betreffend die Einrichtung des deutſchen Tabackmonopols, 
in welcher der bezügliche Beweis zu führen verfucht wird, geht davon aus, daß 
die Tabad-Enquete-Kommilfion auf Grund der für das Jahr 1877 angeftellten 
ftatiftiijchen Erhebungen den Tabadverbraud im deutichen Zollgebiet auf 
jährlich 1,644,378 Ztr. Fabrifate mit einem SKonfumtionswerth von 
299,365,018 M berechnet habe. 

Schon dieje erite Behauptung ift unrichtig. Die Enquete-Kommiſſion hat 
auf Grund jtatiftifcher Erhebungen nit den Tabadverbraud, jondern Die 
Produktion von Tabadfabrifaten für das Jahr 1877 ermittelt. Der Schluß, 
daß die Produktion des Jahres 1877 ſich mit dem Jahreskonſum dede, ift von 
der Enquete-fommiffion nicht gezogen, und fonnte auch von einer fo ſachver— 
ftändigen Kommiffion nicht gezogen werden, da e3 berfelben bewußt war, daß die 
Produktion des Jahres 1877 keine normale fei, während für eine abnorme 
Konfumtion Urfahen nicht vorhanden waren. 


) Bol. oben ©. 177. 


— — — — — 
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In der Statiftif des Deutichen Reiche, Band XLII., Seiten 101 ff., ift bei 
Gelegenheit einer wirklihen Konſumberechnung diefer Geſichtspunkt denn aud 
ausdrüdlicd; zur Geltung gebracht. Der Grund für jene abnorme Produktion 
wird daſelbſt jehr richtig in der Wirkung der damals projeftirten Steuererhöh: | 
ungen geſucht. Dieſelbe Erſcheinung ift auch rüdfichtlihh des Jahres 1872 be | 
merkbar. Berechnet man dagegen, wie es die Neichäftatiftit thut, die Produktion | 
von Tabadfabrifaten für den Zeitraum von 1871—78 und nimmt unter Berüd- 
fihtigung der ein- und ausgeführten Tabadfabrifate die Durchſchnitts-Produktion 
jener 7 Jahre als einen normalen Jahres-Konſum an, fo ergiebt fi, daß nicht ' 
— mie nad der Denkihrift anzunehmen wäre — 3,9! Pfund Tabadfabrifate | 
jährlih auf den Kopf der Bevölkerung kommen, fondern nur 3,5 Pfund. Bei 
einer Bevölkerung des Zollgebiet3 von rund 45 Millionen Menjhen wäre dar: 
nad) heute der Jahreskonſum an Fabrifaten auf 1,417,500 Ztr. zu jchäten, 
fall die Steuererhöhungen ded Jahres 1879 den Konſum gar nicht beeinflußt 
hätten, worüber nachher noch weiter verhandelt werden fol. 

ALS Ausgangspunkt der Grläuterungen hätte deshalb zunädft für das | 
Sahr 1877 fein Tabadverbraud von 1,644,388 Ztr. Fabrikate, fondern ein um 
mehrere Hunderttaujend Zentner geringerer Konjum dienen müffen, wenn man | 
hätte forreft verfahren wollen. | 


Il. 


Sodann erjcheint es aber in feiner Weiſe zuläffig, daß, wie es die Erläuter: 
ungen thun, ohne weiteres angenommen wird, die 1879er Zoll und Steuerhöh— 
ung fei auf den Umfang des Konſums ohne Einfluß geweien. Dagegen ift 
anzuführen, dak in der Gejetvorlage, betreffend die Beiteuerung des Tabads, 
vom 9. Februar 1878, bei Annahme einer Zolle und Steuererhöhung auf 42 
bezw. 24 M per Ztr. ein Konjumrüdgang von 15°%/, für fremden und von 
20°/, für deutichen Tabak in Ausficht genommen war (Seite 32 und 40 jener 
Vorlage), daß ferner der Referent für das Nohtabadmonopol in der Tabad: 
Enquetesftommiflion, der jegige Direktor im Reichsſchatzamt Burchard, bei 
einem Steuermehrertrag von 67 Mill. Mark den Konjumrüdgang auf 25°/, ans 
genommen hat (j. Seite 136 bezw. 143 des Enquete-Berichts), daß endlih das 
preußiihe Mitglied der Enquete-Kommiſſion, der jegige Provinzialfteuerdireftor 
Schomer, bereitö bei einem Zoll von 50 M und einer Steuer von 33 Ak. 
per Zentner den Nüdgang des Konſums auf ungefähr 25°, veranichlagte 
(1. Seite 186 des Enquete-Bericht8). Derartigen übereinftimmenden Urtheilen treten 
die Erfahrungen anderer Länder ergänzend zur Seite. Als 3.8. im Jahre 1878 
in England der Eingangszoll auf Tabad von 3 sh. 2 d. auf 3 sh. 6 d. per 
Pfund erhöht wurde, (und zwar fo plöglid, dab die Spekulation fih im Vor— 
aus nicht mit außergewöhnlichen Worräthen verforgen fonnte), fiel der Jahres: 
fonfum von Nohtabad fjofort von 50,093,901 Pfd. in 1877 auf 48,874,808 Pf. 
in 1878 und 48,151,349 Pfd. in 1879, während in den Jahren vorher (jeit 1871) 
der Verbrauch alljährlih um mehr als ı Mill Pfd. zugenommen hatte. 

Dat die Einfuhr von Rohtaback in's deutiche Zollgebiet jeit 1879 in ganz 
außerordentlihem Grade zurüdgegangen ift, wollen wir daneben gar nicht einmal 
als Beweismoment mit vorführen, da man mit einem gewilfen Recht dieſen Um— 
ſtand durd die abnormen Zufuhren vor der legten Zollerhöhung erklären fan, 
wenngleich wenigſtens die Thatſache, daß noch jetzt die monatlichen Importe in's 
Zollgebiet nur etwa 36,000 Zr. (alfo noch nicht die Hälfte der früheren nor- 
malen Zufuhr) betragen, im Sinne unferer VBeweisführung wohl verwendbar 
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ericheinen dürfte. Troß diejed nahezu gewillen Konlumrüdgangs in Folge der 
Steuer: und Zollerhöhung des Jahres 1879 mag jedoch ein Verbrauch von 3," 
Pfund per Kopf der Bevölkerung als den heutigen Verhältniſſen bezw. denen 
des Jahres 1883 entipredhend vorausgeſetzt werden. 


III. 


Welchen Preis bezahlen die deutihen Raucher nun für den Tabacksgenuß? 
Die Tabad-Enquete-ftommiffion hat auf Grund der vorgenommenen ftatiftiichen 
Erhebungen ermittelt, daß die produzirten, 1,644,378 Zentner Fabrikate 1877 
einen Konſumtionswerth von 299,365,018 AM. hatten. Darnady würde der 
Zentner Fabrifate durchſchnittlich auf 182 M. zu ftehen fommen und ein Jahres— 
fonfum von 1,417,500 tr. Fabrifate heute einen Konſumtionswerth von 
257,985,000 AM. haben, wenn nicht inzwijchen eine Vertheuerung durch die Zoll: 
und Steuererhöhung de3 Jahres 1879 eingetreten wäre. Es entipricht dies 
einem Konſum von 5,733 M. per Kopf der Bevölferung, während die deutiche 
Reichsſtatiſtik am angeführten Orte den Konſum nur auf 5,°° M. berechnet. 

Man erkennt darnach leicht, daß wir die denkbar günftigiten Vorausfegungen 
(im Sinne der Monopolvorlage) machen. In diefer Beziehung wollen wir jogar 
noh einige Schritte weiter gehen. Es mag ferner angenommen werden, daß 
dur die Zolle und Steuererhöhungen des Jahres 1879 keinerlei Verſchiebungen 
zu Ungunften de3 Konſums der theuren Tabade eingetreten ſei und das Verhältnik 
des Konſums von °,, ausländiihem und ?/, inländiihem Tabad noch heute für 
maßgebend zu erachten ift (lauter Voraudfegungen, welche thatlächlich nicht vor: 
liegen). Darnad) würde nad) der Relation von 100 Pd. Fabrikat = 104 Pfb. 
Rohtaback, welche die Denkichrift der Regierung behauptet, ſich die fernere Be— 
rechnung folgendermaßen ſtellen: 

1,417,500 tr. Fabrifate = 1,474,200 Ztr. Rohtabad 
hierauf Zoll auf 
60%), — 884,520 Ztr. a 30'/, M.!) per Ztr. — 26,977,860 M. (?/5) 
und Steuer auf 
40%, = 589,680 Ztr. 20  „ ?) per Ztr. = 11,793,600 „ (?/,) 


Zufammen 38,771,460 M. 


Die Denkſchrift der Regierung ftellt ftatt deifen nur rund 36 Mill. Mark 
«in; wir fonzediren aljo weitere ca. 3 Mill. Mark und kommen damit auf einen 
Verbrauchswerth von 257,985,000 —+ 38,771,640 = 296,756,460 M 

Dad Sclußrefultat der ganzen Nehnung würde alſo jein, daß man 
heute, oder jagen wir für da® Jahr 1883, einen Konfum von 
höchſtens 1,417,500 Ztr. Fabrifate annehmen darf, weldhe von der 
Gejammtheit der deutihen Raucher inmaximo mit 296,756,460 M. 
bezahlt werben. 

Es entipricht dies einer Bruttobelaftung des deutichen Volt von 6,” Ab. 
per Kopf der Bevölkerung oder 32, M per Raucher, während die Neihsitatiftif 
1. eit. im Durchſchnitt der Jahre 1871/78 nur 5,3% M. bezw. 26,°° A. heraus: 
rechnet und die bezüglichen Summen betragen 





') Differenz zwiſchen 42'/; M jeßigem Zol und 12 M früherem Zoll. 
) Differenz zwijchen 22"), M jepiger Steuer und 2", A früherer Steuer. 
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in Frankreich 7,'° Ab. bezw. 35,05 Ab. 
in Oefterreih 5, „2740, 
in Ungarn 3... 7768 
Auch bei einer derartigen Vergleichung ftellt ji) heraus, daß die angenommene 
Brutto-Belaftung von 6,°° M. per Kopf der Bevölkerung nad Maßgabe des 
Mohlitandes im deutichen Reich ſchon hoc) ift. 


IV, 


Die Monopol:®orlage behauptet dagegen, daß die Brutto-Belaftung de 
deutschen Volkes ſchon heute 8,%° A. per Hopf der Bevölkerung bezw. 43,15 M. 
per Raucher im deutichen Neiche betrage. Woran liegt es, daß ein jo bedeuten: 
des Plus herauögerechnet ift, troßdem bereits in unſerer Berechnung die denkbar 
größten Zugeſtändniſſe gemacht find? Die Erklärung iſt folgende: 

Die Dentichrift der Regierung geht, indem fie, wie oben nachgewieſen, das 
produzirte Quantum des Jahres 1877 mit dem fonjumirten Quantum vermwechielt, 
davon aus, dak für das Jahr 1877 feitens der Enauete-ftommiffion ein Tabad- 
verbrauch von 1,644,875 Ztr. Fabrifate mit einem Konſumtionswerth von 
299,365,018 NM. ermittelt jei. Sie hält nun einftweilen an diefer Summe feſt 
und jucht gleichzeitig dad Quantum Fabrikate, welches die Bafis des Konſum— 
tionswerths bildet, herabzudrüden. Mit anderen Worten: die Denkſchrift 
behauptet, für die als verausgabt ermittelten rumd 299 Millionen Mark find 
dem Raucher nicht 1,644,375 Ztr. Fabrifate geliefert, ſondern weniger, nämlich 
nur 1,512,998 tr. Fabrikate. 

Es ift wohl zu beachten, worin dieje Herabjegung des Konjumtiontquantums 
bon der unfrigen fich unterjcheidet.. Wir behaupten, daß der Konſum noch ge 
ringer zu veranichlagen ift, aber jegen, wie es fich gehört, neben dem Duantım 
auch den Stonjumtionswerth entiprechend herab. Die Denkichrift dagegen macht 
nur einen Abzug bei der Quantitätsziffer und zwar auf folgende Gründe hin. 


a. 


Sie behauptet, die Enquete-Kommiſſion habe ſich geirrt, als fie bei der Um— 
rechnung der ftatiftiich ermittelten Zahl der produzirten Zigarren in's Gewidt 
durdhichnittlih 7000 Stüd auf einen Zentner gerechnet habe. In dem Quantum 
bon 1,644,378 Ztr. Fabrikate fteden aber 4,948,683 Mille Zigarren. it de: 
halb jene Behauptung gerechtfertigt, jo würde die Thatſache allerdings von 
Wichtigkeit fein. 

Worauf ftügt ſich aber die Behauptung der Denkſchrift? 

Zunädit wird ein Gutachten des Bremer Mitglied3 der Enquete-Kommiſſion 
herangezogen, wonach durdichnittlih 7,400 Zigarren auf den Zentner gingen. 
Diefe gutachtliche Aeußerung befindet fih in dem Monopol-Ktorreferat des ge 
nannten Mitgliedes als beiläufige Bemerfung. Die Bemerkung war aufgeitellt, 
bevor das Nefultat der ftatiitiichen Erhebungen zum Vollen befannt war. Die 
Relation von 7000 zu 1 ift dagegen das Schlußrefultat jener Erhebungen. 

Ferner jagt die Denkſchrift: 

„E3 darf wohl angenommen werden, daß nad dem jegigen Stande ber 
Yabrifation bei dem hohen Werthe des Rohmaterials durchſchnittlich 8,000 
Stüd — 1 Ztr. zu rechnen find.“ 

Selbſt die Richtigkeit diefer Behauptung zugegeben, was beweiſt fie dafür, 
daß nicht vor der Vertheuerung des Rohmaterialwerths durch die Zoll und 
Steuererhöhung de$ Jahres 1879, alfo im Jahre 1877, nur 7000 Stüd auf 
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1 Ztr. famen? es liegt in diejer Begründung jogar indireft das Zugeitändniß, 
daß die Zigarren vor jener Vertheuerung des Rohmateriald größer waren. 
Nicht genug damit, daß in dieſer willfürlichen Weile dad Gewicht der Zi: 
garren auf die Relation von 8000 : 1 gebradt it, giebt die Dentichrift auf 
Seite 18 aber ferner zu, daß für die Zigarren der deutichen Regie ein noch 
niedrigere® Durhichnittsgewicht in Ausficht genommen werde, wodurch ſich das 
Quantum Yabrifate abermald® um 24,600 Ztr. verringert. Als Konſumtions— 
werth wird aber einftweilen die Summe von rund 299 Millionen Mark ruhig 
feitgehalten, während die Behauptung, die Preife der Negie würden nicht höher‘ 
fein, als die augenblidlichen, gleihfall® aufrecht erhalten wird. 
Schließlich werden aber auch noch Abzüge von dem Quantum des zu liefernden 
Rauch-, Schnupf- und Kautabacks vorgenommen, ohne daß eine entiprechende- 
Reduktion in dem Geſammt Konjumtionswerth erfolgt. Während nämlid in den 
bewußten 1,644,378 Ztr. Fabrifate nad) dem eigenen Zugeftändniß des Ver— 
faflers der Denkſchrift (Seite 15) 
759,699 3tr. Rauchtaback 
126,069 „ Schnupftaback 
49,082 „ Kautaback 

enthalten find, rebuzirt die Denkichrift diefe Quantitäten auf 
749,857 3tr. Raudtabad 
122,425 „ Schnupftabad 
46,910 „ Kautaback 

(1. Beilage M zur Dentichrift). 

Für dieje einjeitige Reduktion haben wir auch nicht einmal den Verſuch einer 
Rechtfertigung finden können. 

Auf diefe Weile fommt die Denkſchrift der Regierung auf ein Konſumtions— 
quantum von nur 1,512,998 Ztr. Fabrifate (ftatt 1,644,378 tr.) mit einem 
einitweilen unverändert feitgehaltenen Konjumtionswerth von 299,365,018 Marf. 


b. 


Nachdem jo dad Quantum herabgedrüdt ift, geht die Denfichrift ferner 
daran, den Koniumtionswerth auch abjolut in die Höhe zu jchrauben, und bie. 
geihieht in folgender Weile: 

Es wird ausgeführt, daß der Konſum ded Jahres 1877 heute wegen ber 
Zoll- und Steuererhöhung des Jahres 1879 Eoftipieliger fein muß, als im 
Jahre 1877 und zwar um das Plus von Zoll und Steuer. Dies Plus wird 
auf 36 Millionen Mark veranſchlagt; der Anichlag ift mäßig. Damit ift der 
ſtonſumtionswerth auf rund 335 Millionen Markt gebradt. Sodann erfolgt 
aber noch ein weiterer Aufichlag von 35 Millionen Mark, deſſen Begründung 
wohl das Gemwugteite in der Dentichrift ift. 

Wir finden nämlich nur zwei Bemerkungen in der ganzen Dentichrift, welche 
jenen Aufſchlag rechtfertigen follen. Zunächſt heißt es auf Seite 26: 

„Die Differenz von 53 Millionen Mark läßt fi) daraus erklären, 
daß die Erhebungen für dad Jahr 1877 nur nad) zwei oder drei großen 
Preisgruppen gemacht worden find und deshalb unzuverläßige und der 
Sachlage nad zu niedrige Durchichnittswerthe ergeben mußten, ſelbſt 
wenn die Betheiligten ohne Ausnahme möglichit genaue und zutreffende 
Angaben zu liefern beabfichtigten. Augenjcheinlich ift aber auch der Ge— 
winn der Händler an den Fabrifaten, jedenfall bei Rauch- und Schnupf- 
tabaden, in jener Berechnung erheblich unterſchätzt.“ 
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In diefem Paſſus kann feine Zeile ohne Beanftandung pajliren. 

Allerdings find Erhebungen für dad Jahr 1877 nur nad) einigen Preis: 
gruppen gemacht, aber in der Weile, daß die Fabrifanten gefragt wurden, bei: 
ſpielsweiſe bei Zigarren: Wie viel Mille Zigarren find 1877 fabrizirt: 

1. von Sorten unter 30 Marf, 
2. von Sorten über 30 Mar, 
und welchen Verfauföwerth hatte das Gefammtquantum jeder Gruppe? 

Bon Durhichnittäwerthen war darnach abiolut feine Rede, die Zahlen find 
einfach aus dem Fragebogen entnommen. Nun aber weiter: Wenn dieje Einzel: 
angaben nicht überall forreft geweien fein jollten, jo ſpricht die Wahricheinlichkeit 
nicht dafür, daß fie zu niedrig, jondern eher dafür, daß fie zu hoch eingeftellt 
find. Denn, wie befannt, war 1878 bei Aufnahme der Enquete unter den In: 
terefienten vielfach der Glaube verbreitet, ihre Angaben könnten vielleiht bei Ein- 
führung des Monopols zur Bajis der Entihädigungen gemacht werden. Für 
Jemand, der deshalb geneigt war, ſich nicht durhaus an die Wahrheit zu halten, 
war darnad) jedenfall3 fein Reiz vorhanden, die bezüglihen Summen zu gering 
«inzuftellen. 

Endlich aber joll auch der Gewinn der Händler an den Fabrifaten von der 
Enquete-Kommiſſion erheblih unterjchägt jein; augenscheinlich jagt die Denk— 
Ihrift. Mit dem Ausdrude augenfcheinlih ift aber der Beweis nicht Zu um: 
gehen. Die Enquete-Kommiſſion hat ſich bei jener Berechnung der Handelöge: 
winne auf die Darlegungen der Bezirks-Kommiſſionen geltügt und Diele acceptirt, 
obwohl es unter den jpeziellen Sachverſtändigen der Enquete-Kommiſſion nicht 
an Stimmen fehlte, welche jene Berechnung für zu hoch erflärten, Dem jo er: 
wachſenen Material jet die Denkichrift die einfache Bemerkung: „augenjcheinlic 
fei die Sache ander3“ entgegen. So führt man aber feine Beweiſe. 

Der zweite vorhin erwähnte Paſſus, welcher zur Erklärung jenes Auffchlags 
von 53 Millionen Dart dienen ſoll, befindet fi) auf Seite 27 und lautet 
folgendermajjen : 

„sn neueiter Zeit ift aus Kreifen, welche der Monopolfrage feindlich gegen: 
über ftehen, öffentlich zugegeben worden, daß die Fabrikanten und die Händler 
mit Fabrifaten zufammen mit einem Gewinn von 60—75 %, kalkuliren.“ 

Nun haben anonyme Zeugen jhon an jid feinen großen Werth. Aber 
geſetzt auch, daß jene Zeugen klaſſiſche find, wie läßt fi annehmen, daß jene 
Einzelnen grade Recht haben, während in der Enquete doch die Maſſe der Sad: 
verftändigen fich übereinftimmend anders äußert? Wer fteht ferner dafür, daß 
die fraglichen Zugeftändniffe richtig aufgefaßt und wohl überlegt abgegeben find? 
Selbit der wohlwollendite Richter kann einer jolchen oberflächlichen Beweisführung 
feine Kraft beimeflen. 


V. 


Die Denkſchrift hat num mittelſt jener Methode, welche sub IV zergliedert 
ift, die Thatſachen fo geitaltet, daß folgende Behauptung ald Endergebniß zu 
Tage tritt: WBorauögejegt, daß der Stonjum des Jahres 1877 einem heutigen 
Jahreskonſum quantitativ und qualitativ entipricht, bezahlen die deutichen Raucher 
heute jährlih mit rund 388 Millionen Mark ihren Verbrauh von zuſammen 
1,512,998 Ztr. Fabrikate. Die Negie wird dasjelbe Kiefern, au nur 388 Mil: 
lionen Mark erheben und rund 165 Millionen Mark Reinertrag abführen 

Hierbei ift fchließlih auch noch vorausgeſetzt, daß unter einer Negie bei 
gleihen Preifen der Konfum denfelben Umfang behalten werde, wie unter ber 
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Herrihaft des Privatbetriebes. Auf die Unwahrſcheinlichkeit der Nichtigkeit dieſer 
Annahme, welche außer Acht läßt, daß wegen der weientlic geringeren Zahl ber 
Debitanten unter einer Regie die Gelegenheit und wegen de3 geringeren Entgegen: 
fommens gegen die verjchiedenartige Geihmadsrichtung des Publikums der Anreiz 
zum Rauchen vermindert wird, foll nur im Vorbeigehen aufmerkſam gemacht werden, 
ohne daß wir bei den ferneren Berechnungen darauf Rüdficht nehmen wollen. 

Zu den Urjadhen für die Entitehung jenes gewaltigen angeblih ohne Mehr: 
belaftung der Konjumenten zu erzielenden Neinertrags, welche in ihrer Haltlofigfeit 
sub IV gefennzeichnet find, treten nun noch eine Reihe irriger Vorftellungen über 
die Wohlfeilheit des Staatäbetriebs, welche jett beleuchtet werden mögen. 


VL 


Die Denkichrift geht von vornherein davon aus, daß die Negie produftiver 
zu fabriziren im Stande fei, als der Privatbetried. Wir find durchaus der ent- 
gegengejegten Anfiht und glauben diefe Anficht begründen zu fönnen. 


a, 


Man wird zugeben müflen, daß die Vortheile und Nachtheile der Regie bei 
der Fabrifation im MWefentlichen mit den Wortheilen und Nachtheilen der Groß: 
induftrie überhaupt zufammenfallen. Die Vortheile beruhen in der ftarfen Kapital— 
traft, in der Sonzentrirung des Gefchäfts u. ſ. f., die Nachtheile vorzugsweiſe 
in der Umüberfichtlichkeit der Gejchäftsgebahrung ; Hinzu treten für eine Regie die 
Nachtheile des nicht vorhandenen direkten Intereſſes der Gejchäftäleiter und in 
diefer Beziehung ähnelt die Regie einer fapitalfräftigen großen Aktiengeſellſchaft. 

Kun iſt e8 bezeichnend für die Tabadinduftrie in Deutichland, daß Aktien— 
geiellihaften abfolut feinen Boden haben gewinnen können. Wo fie entjtanden, 
haben fie faft ohne Ausnahme ſchlechte Nejultate erzielt. Die Urfachen dieſer 
Miberfolge find von der Bezirkskommiſſion in Dresden, woſelbſt in diefer Be- 
ziehung Erfahrungen vorlagen, in überzeugender Weiſe zufammengeftellt. 

Wir refapituliren dieſelben, joweit fie Analogien zum Negiebetriebe bieten. 
Es heißt in dem Bericht der Bezirks-Kommiſſion zu Dresden (Enquete-Berhandl. 
Bd. II. der Anlagen Nr. XIII, Seiten 21/22) wörtlid): 

„Die Gründe für die erzielten ungünftigen Nefultate beruhen: 

Erſtens auf der Eigenthümlichkeit des Nohmateriald, deſſen Beichaffenheit 
mit jeder neuen Ernte jowohl in Bezug auf Qualität, als auch auf Ergiebigkeit 
wechjelt, und auf deffen mehr oder minder glüdlihem Cinfauf das Gedeihen des 
Geihäfts bafirt. 

Zweitend auf der Nothiwendigfeit, die Fabrifation und den Cinfauf von 
Rohmaterial dem perfönlichen Ermeſſen des Geichäftsleiters überlaffen zu müffen. 
Ein Mißgriff deöfelben im Einkauf kann aber leicht auf Jahre hinaus das Unter: 
nehmen ſchwer jchädigen. 

Drittens auf der Schwierigkeit, die fommerzielle Leitung von der technifchen 
Leitung zu trennen. Es ift im Allgemeinen nöthig, daß der Fabrifant zugleich 
den faufmännifchen Theil des Gejchäftes, namentlich aber den Vertrieb der Fabrikate 
mit leitet. Die Auffindung von paffenden Perfönlichkeiten, welche die geeigneten 
Fähigkeiten in fich verbinden, wird um fo jchwieriger fein, als dem Leiter einer 
Tabad-, inäbefondere Zigarrenfabrif ausgedehntere Machtbefugniffe zugeitanden 
werden müffen, ala es in der Din bei Unternehmungen auf Aktien anderer Art 
der Fall ift. 
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Auf die Frage: 
Sind die Betriebörefultate der Aktiengejelihaften durch den Mangel einer 
perfönlihen Leitung des Inhabers weſentlich beeinträchtigt worden? 
ift Folgendes zu bemerfen. 
In der Tabad- und Zigarrenfabrifation hängt das Gebeihen des Geſchäftes, 
mehr als es bei jeder anderen Branche der Fall fein dürfte, von der Leitung ab. 

Die genaue Kenntniß der Fabrikation und der Tabade erfordert ein lang 
jähriges eingehende Studium, und es bedarf längerer Erfahrung zur Verwendung 
der richtigen und zufammenpaffenden Tabackgewächſe, um daraus ein Yabrifat zu 
bereiten, welches 

1. Ihön im Meußern fich darftellt, 

2. gut jchmedt, 

3. gut brennt und riecht, 

4. dem Fabrifanten Nuten gewährt. 

Um dem Fabrikat diefe vier Erforderniffe zu ſchaffen, muß der Fabrikant beim 
Einkauf der Rohtabade ungemein vorfihtig fein, er muß fich bei diefem Geſchäft 
und fpäter bei Miihung und Zufammenftellung der Tabade jehr oft von einem 
gewiffen Gefühle leiten laffen, welches er auf fremde Leute nicht übertragen fann. 

Jeder Fabrifant, deffen Geichäft eine größere Bedeutung befigt, erzielt da— 
durch Erfolge, daß er feinem Fabrifate einen gewiflen Charakter zu geben ſucht. 
Das Gebeihen feines Geihäfts hängt viel davon ab, ob fein Talent und Gefühl 
ihn das Rechte treffen läßt. 

Hand in Hand damit geht da8 Vertrauen und der perſönliche Ruf, den er 
ſich als Fabrifant bei der Kundſchaft erwirbt.* Co meit die Bezirkskommiſſion 
in Dreöden. 

Treffen jene Gründe ſchon für die gefammte Tabadinduftrie zu, jo fällt für 
die Zigarreninduftrie inöbefondere noch in's Gewicht, daß hier jogar der private 
Großbetrieb in mander Hinfiht an Wirthichaftlichfeit Hinter dem privaten Klein— 
betriebe zurüdbleibt. Es ift fein Zufall, daß fich bei der Bigarrenfabrifation. 
in Deutichland die Kleininduftrie fo Iebensfähig und leiftungsfähig zeigt. Im 
feinen Betriebe wird der Tabak für jede einzelne Verwendungsart mit der größten 
Genauigkeit ausgefucht und zergliedert. Jedes Umblatt, welches in der Einlage 
vorkommt, jedes Dedblatt unter dem Umblatt, wird in probuftivfter Weiſe aus: 
genugt. Mangelhaft dedenden Rohtabad, beiſpielsweiſe Stüdblatt von Sumatra, 
fann der Sleinbetrieb bei jorgfältiger Manipulation au derjelben Stelle verwenden, 
woſelbſt der Großbetrieb mit feiner weniger forgfältigen Produktionsweiſe dte viel 
theureren Dedtabade verwenden muß. Gerade dieje befiere Ausnugung des Roh— 
materiald ermöglicht es dem Eleinen Fabrikanten in der Zigarrenfabrifation mit 
den größten Fabrifen erfolgreich zu fonfurriren. 

Anders liegt die Sache bei der Rauch-, Kau- und Schnupftabadfabrifation.. 
Hier gewährt der Großbetrieb unleugbar manche Vortheile und deshalb findet 
man diefe Produftionszweige in Deutichland auch vorzugsweiſe in den Händen 
von Großinduftriellen. 

Man darf daher behaupten, daß die Tabadinduftrie in Deutichland unter 
dem freien Betriebe gerade diejenigen Formen angenommen hat, welche am pro— 
duftivften find, d. h. den relativ größten Neinertrag liefern. 


b. 


Ferner wird es einer Regie weder möglich fein, für ihre Fabriken und 
Fabrikfilialen ebenſo wie der Privatbetrieb die Orte aufzuſuchen, woſelbſt der 
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Arbeitslohn am billigiten ift, noch die Hausinduftrie im beitehenden Umfange 
aufrecht zu erhalten. 

Gerade die Hausarbeit bedingt eine jo forgfältige und regelmäßige Beauf- 
fihtigung, daß ſchon jegt die größeren Fabriken diejelbe in ihrem Betrieb vielfach 
ganz ausjchliegen oder doc) nur ausnahmsweiſe ganz beſonders zuverläfligen 
Arbeitern gewähren. Der nur eine bejchränfte Zahl von Arbeitern bejchäftigende 
Fabrikant findet für fih und fein Auffeherperfonal dagegen wohl die Zeit, die 
erforderliche ftrenge Aufliht zu führen und gewinnt durch die Erjparniß an den 
Fabriklokalitäten einen Erjaß für die vielen Mühen, mit denen er feine Muße 
verfürzt. Die in der Denkichrift vertretene Idee, daß auch unter einer Regie die 
Hausarbeit rationeller Weile aufrecht erhalten werden könne, muß daher als un: 
tealifirbar angejehen werden. Die Erfahrungen fremder Regieländer bejtätigen 
dieie Anschauung. 

c, 

Diejen mit Grund wohl kaum zu beftreitenden Nachtheilen einer Negie dem 
Privatbetriebe gegenüber ftellt die Denkſchrift nun einen jehr erheblichen Gewinn 
beim Einkauf des Rohtabacks entgegen. Sie behauptet nämlich, die deutjche Regie 
werde ihre Rohtabade 10 9/, billiger einkaufen, als der Privatbetrieb e3 heute könne. 

Was die Verforgung mit deutihem Tabak anlangt, jo überlaffen wir kom— 
petenteren Beurtheilern den Nachweis, daß jene Annahme unzutreffend ift. Nur 
nebenbei wollen wir darauf aufmerffam machen, daß die Beitimmung in $ 19 des 
Monopol-Gejeg-Entwurfs, wonach der Tabad, bezüglich dejjen der Tabadpflanzer 
fih der Preisbeſtimmung der Einlöſungs-Kommiſſion nicht unterwerfen will, in 
dad Ausland ausgeführt werden fann, direkt dazu führen muß, daß die Regie 
ſtets Preije anlegt, die der offene Weltmarkt nicht bezahlt. Sind die Preiſe auf 
dem Weltmarkt einmal höher, al3 die von der Regie fejtgeitellten Preife, jo wandert 
ber Tabak in’ Ausland und die Negie muß fih dann auf dem Weltmarfte 
gerade zur ungünftigften Zeit verforgen. Dieje Beitimmung, welche unſeres 
Willens in feinem Negielande bis jetzt aboptirt ift, macht nicht gerade den Ein— 
drud, ald ob eine deutiche Regie bei dem Ginfauf des inländiihen Tabacks be- 
fonders günstige Erfahrungen machen würde. Doc mag biejer Punkt dahinge- 
ftellt bleiben. Was dagegen den fremden Taback anbetrifft, jo läßt ſich mit 
einiger Sicherheit der Nachweis erbringen, daß der Regiebetrieb nicht billiger 
faufen würbe, als der Privatbetrieb dies heute vermag. 

Die Taback-Enquete-Kommiſſion hatte, wie die Denktichrift richtig hervorhebt, 
den Preis des im Jahre 1877 zur Verwendung gebrachten ausländiihen Roh 
tabads auf durdhichnittlih 61,6? AM. per Ztr. berechnet. In dieſem Durchſchnitt 
find die hochwerthigen über Holland zur Einfuhr gebrachten Java: und Sumatras 
Tabacke bereit3 mit berüdfichtigt. Die Denkjchrift erklärt jedoch jene hochwerthigen 
Tabade, joweit fie ald Ded-Material dienten, mit 160 M. per Ztr. noch bejonders 
einjtellen zu wollen und zwar auf /,. des Geſammtquantums der Rohtabad-Ein- 
fuhr. Darnach kalkulirt die Dentichrift den Preis von °/,, der Rohtabad-Ein- 
fuhr auf durhfchnittlic 61, und abgerundet auf 62 AM. und den Preiß von !/;o 
auf durchfchnittlih 160 M. per Ztr. Da die Denktichrift dieje Preife — nad 
Abzug des angeblihen Gewinns von 10°/,, um den fie billiger al3 der Privat- 
betrieb glaubt einkaufen zu können — aud in der Neinertragd-Berechnung der 
Regie unter den Ausgaben erjcheinen läßt, To jcheint an diefem Punkte eine ges 
wiſſe Liberalität in der Berechnungsweife vorzuliegen. Die Sache gewinnt aber 
ein anderes Gefiht, wenn man folgendes berüdjichtigt. 

25* 
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Am Jahre 1877 waren die Preile deö ausländiihen Rohtabad3 außerge— 
wöhnlich niedrig, was gewiß auch ein Grund mit für die abnorm große Pro: 
duftion an Yabrifaten in jenem Jahre geweien iſt. Bei der Durdichnittsbe- 
rehnung des Preifes der eingeführten Rohtabade Eonuten deshalb die über Bremen 
eingeführten Tabade (etwa 60 °/, der Gelammteinfuhr) nur mit einem Preife von 
durchſchnittlich 54,°” per Ztr. in Anrechnung gebracht werden. Der Durchſchnitt aus 
ben vier vorhergehenden Jahren, den die Enquete-Kommiſſion gleichfalls ermittelte 
(Anl. VII zum Bericht der Enquete-Kommiſſion, Seite 10), ftellte fi) dagegen auf 


61,°° M. in 1876 
67,77, „ 1875 
nn 1874 
69,9 „ „ 1873 


während der Durdhichnitt betrug 


67,° AM in 1872 
60,10 -.-. 1877 


Der Gefammt-Durhichnitt der jieben Jahre 1871—1878 ftellt fi) darnach Statt 
auf 54,57 Ab. auf 64,6 M 

Man jieht, daß die Denkichrift abermals einen erheblichen Fehler begangen 
hat, indem fie die Preife des Jahres 1877 als normale angenommen hat, während 
fie außergewöhnlic; niedrig waren. Damit ermähßigen ſich natürlich auf dem 
Papiere die Produktionskoſten der Negie ebenfalld beträchtlich. 

Nun kommen wir aber zu der für den Einkauf der Rohtabade am jchweriten 
in's Gewicht fallenden Annahme der Dentichrift, daß für die Negie jene Roh— 
taback-⸗Preiſe fih noch um weitere 10 °/, ermäßigten, eben um jene 10 °/,, um 
welche die Regie billiger einfaufen fönne, als der Privatbetrieb. In der Reiner: 
tragsberehnung figurirt diefer Gewinn allein rückſichtlich des ausländiſchen Roh: 
tabad3 mit rund 6 Millionen Mark. Der betreffende Paſſus in der Denkſchrift 
lautet wörtlich: 

„Die Monopolverwaltung wird für die nämlihen Tabade dur ſub— 
miſſions- oder fommillionsweilen Ginfauf eine Preidminderung erzielen 
fönnen, welde nad) den über dieſe Art des Einkaufs vorliegenden Er: 
fahrungen auf mindeftens 10 °/, veranfchlagt werden darf.“ 

Welcher Art können die Erfahrungen fein? Es können dod) wohl nur die 
Erfahrungen anderer Negieländer gemeint jein. 

Nun kaufen befanntlich die beftehenden Negien häufig fommiffionsweije fremde 
Tabade auf dem Bremer Markte und wir behaupten auf Grund thatjädlicher 
Erfahrungen, daß die Negien nicht billiger faufen, al3 leiltungsfähige Privat: 
betriebe. Zur Hälfte etwa gelangen die bezüglichen Tabade erft aus der zweiten 
Hand in den Beſitz der Negien. Wie fteht es ferner mit den Erfahrungen der 
franzöfiichen Regie? Man greift wohl nicht fehl, wenn man davon audgeht, 
daß die franzöfiihe Regie bei ihrer relativ vorzüglichen Leitung rüdfichtlich des 
Ankaufs von Rohtaback alle Vortheile, welche überhaupt einer Negie erreichbar 
find, ausnutzt 

In der Enquöte parlamentaire sur l’exploitation du monopole des 
tabacs vom Jahre 1875 ift die Frage aufgeworfen: 

La France a-t-elle payé ces tabacs audessus du prix du com- 
merce general? 
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Die Antwort der Regieverwaltung lautet (Seite 314): 

ll parait necessaire de preciser la question: en r&gle generale, la 
Regie se procure les tabacs en faisant appel au commerce, soit par 
voie d’adjudication, soit, quelquefois, par des marches de gre ä gre. 
D en resulte qu’elle paye n&cessairement plus cher que le negociant, 
qui achte pour elle, et qu’au prix d’achat primitif doit s’ajouter un 
benefice plus ou moins &lev& pour les intermediaires. 

En resulte-t-il que la Rögie paye les tabacs plus cher que ceux des 
fabricants &trangers qui ne peuvent pas faire d’achats directs? Nous ne 
le pensons pas: l’importance des marches qu’elle passe, la conscience 
et l’equit& severe qui president aux receptions, la ponctualit& des 
payements, sont des considerations dont les negociants tiennent grand 
compte; elles nous assurent une concurrence serieuse entre des hommes 
honorables et des garanties relatives de bon marché et de loyale 
execution des contrats. 

Es ift bemerfenöwerth, daß die Regieverwaltung fi) nur dagegen verwahrt, 
daß fie theurer einfaufe, als der Privatbetrieb. Die Behauptung, daß fie 
billiger einfaufe, wird gar nicht einmal aufgeftellt. 

Daß dies Letztere aber auch thatfächlich nicht der Fall ift, dafür mag die 
nachſtehende Tabelle dienen, in der rücdjichtlich der Hauptiorten fremder Tabade, 
welche die franzöſiſche Regie verarbeitet und deren Durchichnittsqualität erfahrungs: 
mäßig den in Deutichland verarbeiteten Qualitäten entipriht, für 3 Jahre be: 
rechnet ift, um welchen Preis fie durchichnittlich der franzöfiichen Regie einerjeits 
und dem deutſchen Privatbetriebe andererjeit3 geliefert find. Die Zahlen find 
dem Tableau 5 der Annexes zur Enquete parlamentaire von 1875 bezw. der 
amtlihen bremiichen Statiftif entnommen. Darnad) jtellen fi) die Preiſe für: 























| PR pr. pie. 

| = ı pr. Ko. pr. a 
1918 | Ro. | 8. = %& Bremen 

| | 

Virging27000,000 | 1,22," 49,m 46,% 
See: ...-. . - J 6,000,000 1,30,75 52,9 58,9 
3 TEE 1,500,000 1,09, 44,3! 52,9 
Maryland — | 2,000,000 1,25,% 50,% 48,9 
Brafil . . 150,000 2,19 88,7 75,91 

Hadana 205,000 69 | 283,800 | 235 
11,855,000 | | DB 57,48 
| r — pr. ph. 

pr. Ko pr. a 
1872 Ko. Fres = Bremen 

A 

a 1,118,000 | 1,19, 48,30 47 
ne: REN | 6,000,000 1,24, 50,3" 51,9" 
3 2,503,000 1,18,%5 48,9 52,91 
Maryland | 1,200,000 1,34, | 49,4 
Brafil . . a a 9 — 300,000 2,27 91m | 81,8 
Savanı . . 2 200 el 150,000 | 699,9 283, | 249, 


I 11,266,000 | | 54,0 | 54,1 
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: PAR pr. Pi. 
ß pr. Ko. pr. a 
1871 | Ko. a ——— — 

N 
Brgim . 2 22... „| 2,084,000 1,23, 18 49,9 41,57 
ERBEN u are 6,000,000 1,01,2 | 41,1 48,9 
Ohio . 2 2 2.202020. 1,500,000 1,07 43,% 40,9 
Mamland . .: 2. 22.) 1,000,000 1,14,70 46,45 45,8 
Wal... 2 225,000 234,09 | 94,78 74 
Havana . 2 2 2 2.) 150.000 | Tı3,0 | 289, 209 

\  10,959,000 | | 48,91 48,5 


Die franzöfiihe Regie erhielt darnad) diejelben Sorten Tabak im Durch— 
Ichnitt der bezeichneten 3 Jahre um 52,57 AM. per Bentner, der deutiche Privat: 
betrieb von Bremen um 53,53 M. Auf diefe lettere Summe find jedod noch 
in Anrehnung zu bringen Zinjen für 6 Monate Ziel mit 2"), —= 1,34 M 
und freies Lager inkl. Feueraſſekuranz, welches der deutiche Fabrikant, wenn er 
von Bremen kauft, ebenfall® durchſchnittlich 6 Monate genießt, mit 0,35 M 
Es find deshalb noch 1,69 A. von jenen 53,53 M abzujegen, jo daß den Ein: 
kaufskoſten der franzöfiihen Negie mit 52,57 M die Einfaufsfoften des deutjchen 
Privatbetriebes mit 51,84 MA per Zentner gegenüberftehen. 

Daß die Dinge fo liegen, fann aber auch gar fein Wunder nehmen. Die 
franzöfifche Regie macht ihre Haupteinfäufe im Wege der Submifjion. Die Ein- 
fhreibungen zu diefen Submiffionen haben, wie es in der Natur der Sadje Liegt, 
zu erfolgen, ehe die Ernte, von welcher geliefert werden fol, angebracht ift. Ber 
Submittent trägt alfo das Riſiko des ungenügenden Ausfalls der betreffenden 
Ernte refp. das Rifito der Unmöglichkeit, daraus nad den Typen, welche dem 
Kontrakt zu Grunde gelegt find, liefern zu fönnen. Ein ſolches Riſiko fann 
nicht ohne Gegenleiitung übernommen werben, der Submiffionsprei® muß deshalb 
relativ hoch fein. Wie viel günftiger jteht dem gegenüber der einzelne Fabrikant! 
Kommt er zu der Ueberzeugung, daß eine Ernte feinem Bedarf nicht entipricht, 
fo verjorgt er fih ohne alle Schwierigkeit mit älterer Waare; er wählt vielleicht 
ſolche Tabade aus, die mit der für den deutichen Konfum minder geeigneten Ernte 
zufammengearbeitet, die gewünfchte Qualität geben. Dies „fi nach der Dede 
ftreden” ift für eine große Regie außerordentlich jchwer, da diejelbe ihre Dispo— 
fitionen für die YFabrifation auf längere Zeit und mit Nüdfiht auf enorme 
Quantitäten im Voraus treffen muß. Sie muß fi) gegen alle Wechielfälle des 
Verfehrslebens durd die Submillion erjchwerende Bedingungen zu ſchützen fuchen, 
und alles dies muß den Submiſſionspreis fteigern gegenüber den Einkaufspreiſen, 
welche der Privatbetrieb auf den freien Markte anzulegen hat. 

Dazu kommt aber für den Fall, daß Deutichland das Monopol einführt, 
nod eine weitere Gefahr. Augenblicklich ftügen fi die Einkäufer der Regien 
ganz wejentlih auf die freien Märkte, insbefondere auf den bremifchen Tabad: 
markt. Die Hoffnung, Tabade, deren Annahme von der Regieverwaltung abge 
lehnt wird, auf den freien Tabadmärkten verwerthen zu künnen, bezw. fich auf 
dem freien Markte mit den nadyzuliefernden Tabaden eventuell noch raſch verjorgen 
zu fönnen, läßt das Riſiko der Submiſſion geringer erjcheinen und ermäßigt 
daher auh die Submiffionspreife. Verſchwinden jedoh mit Einführung des 
Monopol3 in Deutichland die deutichen Märkte, was nicht zu bezweifeln ift, fo 
fteigt das Nifito der Submittenten erheblich und die Submiffionspreife müſſen 
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entiprechend fteigen. Soviel über den angeblid um 10 °/, niedriger zu bewerk⸗ 
ſtelligenden Einkauf der Rohtabacke Seitens der Verwaltung einer deutſchen Regie. 


d. 


Neben den angeblichen Erſparniſſen der Regie beim Einkauf der Rohtabacke 
ſtellt die Denkſchrift weiter zu Gunſten des Regiebetriebs Erſparniſſe beim Anlage— 
und Betriebskapital in Ausſicht. Je niedriger dasſelbe angenommen wird, 
um jo fleiner ericheinen naturgemäß in der Neinertragäberehnung auf der 
Debetjeite die Ausgaben für VBerzinfung und Amortijation, Erneuerung der 
Maſchinen ꝛc. 

Das geſammte Anlage- und Betriebskapital der künftigen deutſchen Regie 
wird mit 200 Millionen Mark veranſchlagt. Auf Seite 24 der Denkſchrift iſt 
jene Gefammtjumme in ihre einzelnen Pofitionen zerlegt. Die richtige Veran: 
Ihlagung einer Anzahl diejer Ginzelpofitionen beftreiten wir. 

1) Die Dentichrift meint, die Regie werde mit einem halben Jahresbedarf 
an ausländiihem Rohtaback wirthichaften fünnen. Dagegen ift zu bemerfen, daß 
nad den bisher in Deutſchland gejammelten Erfahrungen der Privatbetrieb durch— 
Ihnittlih einen vollen Jahresbedarf vorräthig halten muß. Es leuchtet died aud) 
ohne weiteres ein, wenn man berüdlichtigt, daß viele Rohtabade ein längeres 
Lagern nöthig haben, bevor fie zur Fabrikation herangezogen werben können; 
aud müſſen von guten und reichlichen Ernten de3 einen Jahres jtet3 gewiſſe 
QDuantitäten zurücgelegt werden, damit der Fabrikant in einem etwa folgenden 
ungünftigen Erntejahre im Stande ift, ein einigermaſſen gleihmäßiges Fabrikat 
weiter zu liefern. Nun wird man vielleicht einmwenden, daß die Erfahrungen des 
Brivatbetriebes für eine Negie nicht maßgebend jeien. Ziehen wir deshalb die 
Erfahrungen der franzöfiihen Regie heran. 

In der bereit erwähnten franzöfiichen Enquete vom Jahre 1875 äußert 
fi) der Generaldirektor der Regie folgendermaßen über jenen Punkt: 

La Regie a pour regle de se creer en magasin des avances 
suffisantes en matieres premieres, pour pouvoir se passer d’achats 
à l’etranger, au moins pendant une annde entidre. Cette pre- 
caution est necessaire pour mettre l’Administration & l’abri 
des inconvenients resultant des inegalites des r&coltes en qualite 
‚et en quantite, et il y aurait même des avantages serieux, à 
donner une importance plus considerable à ces approvisionne- 
ments. (Pag. 315 der Annexes.) 

Damit dürfte die Annahme der Denkichrift, für eine deutiche Negie genüge 
ein halber Jahresbedarf an ausländiichen Taback, ausreichend charafterifirt fein. 

Stellen wir aber jtatt eines halben einen ganzen Jahreöbedarf ein, fo er: 
Höht fih die eine Pofition der Rubrik „Betriebgfapital" von 30 auf 60 
Millionen Mark und entiprechend gehen aucd die Koften für Magazine in die 


Höhe. | 

2. Den durdfchnittlihen Vorrat an Fabrikaten, mit Einjchluß der in der 
Fabrikation befindlichen Tabadmengen beredjnet die Denkichrift auf "/, Jahres» 
bedarf mit einen Werthe von 55 Millionen Mark. Die franzöfiiche Negie hält 
ftatt deffen ?/, Jahresbedarf (ef. die verichiedenen comptes rendus de l’ex- 
ploitation du monopole des tabacs). 

Allerdings würde der Umſtand, daß die deutiche Regie, wie fie in Aussicht 
genommen ift, fich in wejentlih höherem Maße auf den Zigarrentonjum ftügen 
fol, es vielleicht möglich) machen, den durchſchnittlichen Vorrath von Fabrikaten 
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niebriger zu halten, als die in Frankreich möglich ift; unter einen halben Jahres= 
bedarf würde aber auch eine deutsche Regie nicht herabgehen dürfen. Damit erhöht 
fi) das Betrieböfapital abermals um 27'/, Millionen Mark. 

3. Nun kommen wir zum Anlagefapital Daffelbe beziffert die Denkſchrift 
für die deutjche Regie auf 78 Millionen Mark. Darunter fallen alle Gebäude, 
Maſchinen, Utenfilien 2c. 

MWie aus dem 1878er Compterendu (Seite 12) der franzöfiichen Regie her— 
vorgeht, fteht dieſer Poſten bei der franzöfiihen Monopolverwaltung — troß 
ſtarker Abjchreibungen — mit 37,372,929 Francd zu Buche und zwar bei einer 
Sahresproduftion von 637,000 Ztr. Fabrikate. Die bezüglichen Etablifjements 
find ferner in Frankreich bis zum äußeriten Grade ihrer Leiſtungsfähigkeit an— 
geipannt, wie Seitens der franzöfiichen Negieverwaltung mehrfach hervorgehoben 
und durch eine weitere Ausgabe von 96,109 Francd jährlicher Miethe (Seite 55) 
belegt wird. 

Für die deutiche Regie hat man nun eine Jahresproduftion von rund 
1,513,000 Ztr. Fabrifate in Ausfiht genommen, aljo faft 2"/, mal fo viel, 
wie die Jahresproduftion der franzöfifchen Negie in 1878 betrug. Darnach 
würde die von dem Verfafler der Denkichrift in Ausficht genommene Summe de& 
Anlagefapitald etwa nad den franzöfiihen Verhältnifien berechnet fein. Nur ift 
dabei zweierlei außer Anjchlag geblieben. Die Regie in Deutichland ſoll 40°, 
ihrer Gelammtfabrifate in Zigarren liefern, während bei der Negie in Frankreich 
nur etwas mehr als 10°/, ihrer Gefammtfabrifation auf Zigarren entfallen. Die 
Zigarrenfabrifation mit ihrem großen Arbeiterbeftande erfordert aber naturgemäß. 
ein erheblich größeres Anlagefapital für Gebäude ꝛc. 


Ferner ift bei den 78 Millionen Markt Anlagefapital der deutichen Regie 
außer Anſchlag geblieben, daß man beabjichtigt, bei dem Erwerb der Etabliſſe— 
ments ſolche Preiſe zu zahlen, daß ein Viertel der zu entrichtenden Perſonalent— 
Ihädigung der Fabrifanten in jenen Preiſen zur Tilgung fommt. Died Biertel 
repräjentirt nach den Berechnungen der Denkichrift (Seite 61 u. 62) die Summe 
bon rund 20 Millionen Mark. Dieje 20 Millionen Mark find in jenen 78 Miles 
lionen Mark ganz außer Acht gelafien, oder — falls fie in den 78 Millionen 
Mark fteden ſollen — fo ermäßigt ſich dieſe Summe auf 58 Millionen Marf. 
Ein folder Betrag Stände aber wiederum in gar feinem Verhältniffe zu den Er— 
fahrungen der franzöfiichen Regie. 

Die vorstehend sub 1—3 nacgewiejenen Fehler in den Berechnungen des 
Verfafferd der Denkichrift laſſen das erforderliche Anlage: und Betrieböfapital 
als ganz erheblich zu niedrig ericheinen. Wir wollen dafür nur 75 Millionen 
Marf mehr einftellen und erhöht ſich darnach das Anlage und Betriebötapital 
von 200 Millionen Mark auf 275 Millionen Mark und die jährliche Verzinſung 
beffelben Kapital® um rund 3 Millionen Marf. 


e. 


Die Geftehungskoften der Negie nad) dem Anjchlage der Denkſchrift ließen 
fi) nun nod in manchen andern Pofitionen bemängeln. Insbeſondere find die 
Arbeitslöhne für Zigarren unſeres Erachtens erheblid zu niedrig veranichlagt ; 
wenigitens in Norddeutichland find fie wejentlich höher, als die Denkſchrift durch— 
ſchnittlich annimmt. 

Auch ließe ſich beanſtanden, daß für Feueraſſekuranz kein Poſten eingeſtellt 
iſt, ſowie, daß die Amortiſation von ., eine viel zu niedrige iſt. 
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VII. 


Es empfiehlt ſich, jetzt zunächſt einmal das Nefultat der bisherigen Kritik 
zu rekapituliren. 

Wir glauben nachgewieſen zu haben, daß die Denkſchrift ſich irrt, wenn ſie 
annimmt, die deutſchen Raucher zahlten z. 3. für rund 1,513,000 Ztr. Fabri— 
fate jährlich die Summe von rund 388 Millionen Markt, daß man vielmehr 
höchſtens annehmen darf, fie verbrauchen jährlich 1,417,500 Ztr. Fabrifate und 
zahlen dafür 296,756,460 Mark. Dabei ift das Verhältniß der konfumirten 
Zigarren zu den ſonſt konſumirten Tabadfabrifaten in beiden Fällen als gleich 
behandelt. Ferner halten wir durch das Vorftehende für erwieſen, daß die in der 
Dentichrift berechneten Regie-Geftehungsfoften jener 1,513,000 Zentner Fabrifate 
weientlich unterſchätzt find. 

Während im Ganzen an Geftehungstoften (ſ. Beilage M der Dentichrift) 
nur 172,324,775 Markt ausgeworfen find, glauben wir wahricheinlich gemacht 
zu haben, daß allein für die Beihaffung des fremden NRohtabads 6 Millionen 
Mark und für die Verzinfung des um 75 Millionen Markt zu niedrig veran— 
Ihlagten Anlage: und Betriebskapitals 3 Millionen Mark zu wenig eingeftellt find. 

Nach dem Prinzip, welches wir durch die ganze Arbeit verfolgen, wollen 
wir auch hier dem Verfaſſer der Dentichrift jo weir wie möglich entgegenfommen 
und die von ihm in Ausficht genommenen Geftehungsfoften nur auf 180 Millio- 
nen Mark erhöhen. 

Wenn nun ein Quantum von 1,513,000 Ztr. Tabadfabrifate von einer 
ganz bejtimmten Zufammenjegung 180 Millionen Mark Geſtehungskoſten verur— 
fahen, jo würden auf den durch und ermittelten und proportionell ebenfo zu— 
ſammengeſetzten Jahresfonfum von 1,417,500 Ztr. Fabrifate rund 168,? Millionen 
Mark Geftehungstoften zu rechnen jein. 

Zieht man diefe 168,° Millionen Mart ab von dem Konfumtionswerth 
der 1,417,500 Ztr. Fabrikate im Betrage von 296,756,460 Mark, fo bleiben 
rund 128°/, Millionen Mark übrig. 

In diefer Summe Tiegen jedoch Zoll auf 884,500 Ztr. 
fremden ee 


a 421, Mk. mit. . 22080... 37,592,000 M. 
m. auf 589,680 Ztr. deitſcher Roptabad 
221), M. mit. . .» 28. 4 1 1ER DD, 


50,859,900 M. 
Auf den Betrag von 128'/, Millionen Markt find ferner in 
Anrehnung zu bringen die Zinfen der zu zahlenden Ent: 


Ihädigungsjumme, welche die Denkſchrift anjest mitt . .  9,957,750 „ 
zufammen . . 60,817,650 M. 


TIhatfächlich bleiben ſomit nur rund 67'/, Millionen Marf übrig, welche 
nah Abzug der Verichleißgebühren den eigentlichen Ertrag der deutichen Regie 
darftellen würde. Von ben Berjchleißgebühren mwird nun noch weiter die Nebe 
fein. Da die Denkſchrift die Verjchleißgebühren mit 10%,, %/, vom Konfumtions- 
werth des Jahreskonſums berechnet, jo würden diejelben mit rund 31 Millionen 
Mark ſchon nach der Darftellung der Dentihrift in Abjat fommen und ber 
Gewinn, den die Einführung des Monopol für die Reichskaſſe 
im Gefolge hätte, bezifferte jih auf 36, Millionen Mar, ftatt 
auf (165 Millionen abzüglich 49 Millionen für Zoll und Steuer) 
rund 116 Millionen, wie die Denkſchrift darzuftellen verjudt. 
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VIII. 


Wir find weit entfernt, anzunehmen, daß auch nur jene Summe von 36'/, 
Millionen Mark thatlählih aus dem Monopol herausgewirthichaftet werden kann, 
fobald die jegigen Preiſe nicht erhöht werden. Wir haben aber abfichtlich jede 
Konzeſſion an den Standpunkt der Negierungsvorlage gemacht, welche auch nur 
im Entfernteiten mit einer vertretbaren Berechnungsweile verträglich erichien, um 
felbit den Schein zu vermeiden, al3 ob wir die Denkichrift nicht objektiv beur- 
theilten.. Nun jucht aber die Denkichrift das von ihr ermittelte, etwa um das 
dreifache höhere finanzielle Nejultat noch auf einem zweiten Wege zu erklären. 
Sie präfumirt folofjale Gewinne der Fabrikanten und Händler und ftellt Einzel: 
falfulationen auf, woraus diefe Gewinne in den heutigen Zigarren: und Tabad: 
preifen nachweislich fein jollen; mit anderen Worten, die Denktichrift behauptet: 

Wenn der Raucher heute 3 Bf. oder 4 Pf. oder 5 Pf. für die Zigarre 
oder 1 Mark für ein Kilo Nauchtabad anlegt, jo befommt er Fabrikat einer ge: 
willen Qualität; wenn die Negie ihm Fabrikat derjelben Qualität liefert, jo hat 
fie einen Ueberihuß, der jenen koloſſalen Gewinnen entipricht, ohne daß der 
Raucher beim Regie-Verſchleißer mehr zu bezahlen braudt. 

Es würde ungerecht fein, wollte man von diefen Einzelfalfulationen, wie 
fie in der Denktichrift (Seite 42 ff.) vorgeführt find, eine abjolute Genauigkeit 
verlangen. Wir haben aber die Wahrnehmung gemadt, daß diejelben in feiner 
Weiſe haltbar find. Wenige Beifpiele werden genügen, um dies darzuthun. 

1. Bei den Zigarren liegt der Schwerpunft nad) den Annahmen der Denk: 
Ichrift auf der 5 Pf.-Zigarre. Diejelbe joll unter der Regie mehr als 83 Mil: 
Jionen Mark aufbringen und in einer Menge von rund 1,671,000 Mille geraucht 
werden. 

Um einen Zentner diefer 5 Pf.-Zigarren herzuſtellen, würde die Regie 
¶. Seite 43 der Dentihrift) an Rohtabaden verwenden: 

50 Pfund a 36,5% M. per Zentner — 18, M 
75 " a 56,°° J = 42,” n 
25 2 ä —— „ " = 15% „ 

BZufammen 76,15 M. 


Wir haben nun einen der größten deutichen Zigarrenfabrifanten, der für die 
Nichtigkeit der nachitehenden Angabe eventuell mit feinem Namen einzutreten bereit 
ift, erfucht, uns mitzutheilen, welche Rohtabade er durchjchnittlich zu den Zigarren 
verwendet, welche mit 5 Pf. im Detailverfauf abgegeben werden. 

Die Antwort lautete: 

16 Pfund Sumatra Dedblatt à 300 9 — 
134 ,,  Umblatt und Einlage a 50 „ = 67 „ 


(ausländiſcher Tabad) zujammen 115 M 

Man fieht darnach, wie außerordentlich viel fchlechter die 5 Pf.-Zigarre der 
Regie fein würde, ald die 5 Pf.-Zigarre des heutigen Privatbetriebs. 

Aehnliches find wir im Stande für fämmtliche Zigarren-Kalkulationen nach— 
zuweilen. 

2. Nur um die große IIngenauigfeit der Kalkulationen noch an einer anderen 
Gruppe nachzuweiſen, mag bier fchließlich auch noch auf die Rauchtaback-Kalku— 
lation der Dentjchrift mit einigen Worten aufmerkſam gemacht werden. 

Auf Seite 36 der Denkſchrift iſt bei Berechnung der Werthe der Rohtabade 
für die einzelnen Gattungen der Fabrikate der Werth der zu Nauchtabad verar: 
heiteten Rohtabade angegeben auf 23,921,007 Mart + 4,817,720 Mark. Die 
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Tegtere Summe entipricht dem Werthe von rund 240,000 Ztr. Rippen und Mb: 
fälle, welche bei der Zigarrenfabrifation entitehen. 

Auf den Seiten 58 und 59 dagegen, wo der Neingewinn der Regie aus dem 
Rauchtaback berechnet ift, ericheinen unter den Gejtehungsfojten des Rauchtabacks 
für Nohmaterial nur 23,921,007 Mark. Hätte man, wie e3 in der Ordnung 
geweien wäre, die erwähnten 4,816,720 Mark für verwendete Rippen und Ab— 
fälle mit eingeitellt, jo würde der Gewinn beim Rauchtaback nit 20,906,701 
Mark, wie die Denfichrift annimmt, jondern nur rund 16,089,000 Mark betragen 
und diefe leßtere Summe wäre wejentlich fleiner, al3 der Betrag von Zoll und 
Steuer auf die im Rauchtaback ſteckenden Nohtabade. 

Der Naudtabad, den die Regie zu liefern veripricht, wäre deßhalb allerdings 
ausnahmsweife preiswürdig, und man fann nur jeine Befriedigung über eine 
derartige Berüdfihtigung der Pfeife des armen Mannes ausfprehen. Was 
würde aber die Folge diefer Liberalität finanziell fein? Wenn die Zigarren 
weſentlich leichter und jchlechter unter der Negie geliefert werden, als heute unter 
dem Privatbetrieb, und für den Nauchtabad zugleich PBreife in Ausficht genommen 
find, welche theilweiſe noc erheblich unter die Preile des heutigen Privatbetrieb3 
herabgehen, jo muß der Reiz, die Zigarre aufzugeben und zum Rauchtabad über: 
zugehen, ein jehr großer werden. Damit finft der Reingewinn der Regie relativ 
immer mehr. 

Hinzu fommt, daß, je weniger Zigarren fabrizirt werden, um jo weniger 
Rippen und Abfälle für die Nauchtabadkfabrifation zur Verfügung bleiben. Der 
Rauchtabackfabrikation würde dephalb gerade das billigite Rohmaterial verringert 
werden. Damit fteigen aber die Geſtehungskoſten für den Rauchtaback abermals 
und der Reingewinn finft noch weiter herab. 


IX, 


Nah diefer Peripektive wollen wir die Cinzelfalfulationen der Denkſchrift 
verlaffen und wieder zu der generellen Behauptung der Denfichrift zurüdfehren, 
daß die Gewinne der Fabrikanten und Händler fo ungewöhnlich hoch jeien. 

Auf Seite 28 wird diefer Gewinn des Privatbetriebs veranjchlagt und zwar 
der Gewinn 

1. der Händler mit in und ausländiſchem Rohtaback mit 8,934,212 Ma 


2. der Fabrifanten und Händler mit Fabrifaten auf . . 146,185,000 „ 
3. der Importeure ausländiſcher Zigarren (bezw. der 

Händler im Zollausland) . . R 1,627,000 „ 
4. der Händler mit importirten Zigarren im Zollgebiet F 4,382,625 ,„ 


zufammen 161,129,373 MM. 

Diejer Gewinn ift allerdingd als Bruttogewinn aufgefaßt, d. h. als ein 
Gewinn, der fi) einfach nach Abzug der Geitehungskoften ergibt und fämmtliche 
Koften des Vertriebs der Fabrikate an die Konfumenten mit umfaßt. Trogdem 
eriheint berjelbe erorbitant hoch. 

Den Gewinn ber Händler mit in- und ausländiihem Rohtaback wollen wir 
einmal ald annähernd zutreffend annehmen. Der jährlihe Neingewinn der 
Fabrikanten wird ferner von der Denkichrift felbft in dem Kapitel der Ent: 
ſchädigungen auf etwa 16 Millionen Mark geihäst, der Lömwenantheil der Ge— 
winne entfällt jomit auf die Gewinne der Händler mit Fabrikaten und damit 
fommen wir zu den Berichleißgebühren überhaupt. 


m, 
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X. 
Es ift eine weitverbreitete Anficht, daß die Verichleißgebühren im freien: | 
Verkehr eine außerordentliche Höhe erreichten, während eine Regie mit verhältnik- | 


mäßig geringen Koſten den Vertrieb der Fabrifate bejorgen könne, Die Dent: | 
ichrift jpricht von etwa 60,000 anzuitellenden Debitanten und berechnet die Ber: \ 
ichleißgebühr auf 10'/,%/, des Verfaufspreijes der Fabrikate. Nun iſt e8 richtig, 
daß die franzöfiihe Negie nur etwa denfelben Prozentiag auf Verſchleißgebühren 
rechnet. In Frankreich ift jedoch bei den hohen Preiſen der Fabrifate die von den 
Berichleigern beanſpruchte Leiftung eine weientlich geringere. Während beifpielö- 

weiſe auf die geſammte Zahl der franzöſiſchen Verſchleißer 1878 rund 25,000,000- 

Markt Berichleißgebühr entfielen, würde für den mehr alö doppelt jo großen 
Jahreskonſum, von dem wir für Deutichland ausgehen, nur eine Summe von 

rund 31,000,000 Mark ald Berichleißgebühr entfallen. Dazu fommt, daß bei 

uns der Zigarrentonfum auf 40°, des Geſammtkonſums veranjchlagt wird, 
während er in Franfreih nur 10—11°/, des Geſammtkonſums beträgt. Zigarren 

find aber nicht allein viel mühſamer zu verichleißen, als Rauch- und Schnupf: 

tabad, ſondern das Riſiko des Verſchleißens iſt auch ein wejentlich höheres, da 
Zigarren leichter der Beihädigung und dem Verderb ausgejegt find, als andere 
Tabadfabrifate. Unter diejen Umständen ift nahezu mit Sicherheit anzunehmen, 

daß für Deutichland eine Regie:VBerichleißgebühr von 10'/,°/, erheblich zu niedrig 
gegriffen ift. 

63 ift überhaupt nicht abzujehen, weßhalb ein Regieverſchleißer weſentlich 
billiger arbeiten jollte, als der Verſchleißer im Privatbetriebe. Der Regiever— 
ichleißer muß jeine Waare gegen Zahlung feit übernehmen, wie der Detaillift des 
Privatbetriebed, der in der Regel jogar noch die Vortheile einer zeitweiien Kredit— 
Gewährung genießt, und er trägt das Riſiko, bis die Waare an den Konſumenten 
gelangt, genau jo wie der Privatverfchleißer. Ladenmiethe, Geihäftöperfonal 
u. dgl. hat er jo gut zu bezahlen, wie der Privatverichleißer. Allerdings hat 
er ein Monopol für eine beitimmte Gegend, während der Privatverjchleißer einen 
beitändigen Konkurrenzkampf führt. Derartige Konkurrenztämpfe pflegen aber 
gerade die Preile auf das niedrigite Maß herabzudrüden. Cine bezügliche Frage 
in der Enquete von 1877, dahin lautend: „Haben fid die Detailpreiie der 
Tabadfabrifate für die Konjumenten in Folge einer Vermehrung der Detailver- 
fäufer über dad Bebürfniß erhöht?’ ift denn auch von den Bezirkskommiſſionen 
dahin beantwortet worden, daß eher eine Ermäßigung als eine Erhöhung ber 
Preiſe aus jenem Umſtande hervorgegangen fei. 

Nun wird man einwerfen, daß der Privatverichleiß elegantere Läden halte, 
die Yabrifate gefälliger ausftatten laſſe, das Publikum foulanter bediene und ihm 
die Gelegenheit zum Ankauf der Fabrifate in jeder Weiſe erleichtere (dur Rei— 
jende, Austräger, Zufendungen 2c.), und daß deßhalb der Privatverichleiß koſt— 
ipieliger arbeiten müffe. Der Einwurf ift als berechtigt zuzugeben, aber darin 
liegt zugleidy das Gingeltändniß, daß die Leiftungen der Privatverjchleißer weit 
über den Leiltungen der Regieverſchleißer ftehen und daß dad Mehr im Preiſe, 
was fie erheben, nichtd anderes ift, ald ein Mequivalent für Annehmlichkeiten, 
die fie dem Publikum Ddarbieten. Auch Ddieje legteren find eben wirthichaftliche 
Leiftungen. Die Sahe läuft aljo darauf hinaus, daß eine Regie nur deßhalb 
die Verichleiggebühren herabiegen fann, weil zugleich die Leiftungen der Ver— 
ſchleißer herabgejeßt werden. Dies letztere ift möglih, da die Konkurrenz des 
Privatbetriebes ausgeſchloſſen iſt. Die Wirkung diejer herabgejegten Leiftungen 
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muß aber naturgemäß in einem verminderten Konſum zu Tage treten, denn je 
weniger der Konſum angereizt wird, deſto niedriger iſt er. 

Wie falih nun aber aud im Einzelnen die Vorftellungen der Denkſchrift 
über die Höhe der Gewinne beim Privatverichleiß der Fabrifate find, dafür bietet 
die Berehnung auf Seite 28 der Denfichrift über den Gewinn der Händler mit 
importirten Zigarren einen bdraftiihen Beleg. Die Denkichrift beziffert nämlich 
den Gewinn der Händler und Importeure im Zollausland für jenen Artikel auf 
25°/, (mit 1,627,500 Mark) und ferner den Gewinn der Verſchleißer im Zoll: 
gebiet abermal3 auf 509), (mit 4,382,625 Mark). Wie wenig die Denkichrift 
aber hierbei von den wirklichen Thatſachen ausgegangen ift, mag die in der Anz 
lage abgedrudte gutachtliche Neußerung der befannten Firma Herm. Upmann u. Eo. 
beweifen. Aus derjelben geht zugleich hervor, daß die 4650 Ztr. importirte 
Zigarren, welche die deutiche Negie abzufjegen hofft, den deutichen Konſumenten 
ca. 7 Millionen Mark mehr fojten würden, als fie heute unter dem freien Bes 
triebe bezahlen. 

Die Voraudfegung, daß die Negie 4650 Ztr. importirte Zigarren abjegen 
würde, erjcheint bei ſolchen Preisaufichlägen allerdings gewagt, um jo mehr, als 
in $ 32 des Monopolgeleg-Entwurfs zugleid) ein Mittel angegeben iſt, ſich 
weientlich Billiger mit importirten Zigarren zu verforgen. Jeder Neifende fann 
nämlih 1 Kilo Zigarren zu einem Zollfag von 15 Mark einführen. Das würde 
für dad gelammte Quantum von 4650 Ztr. einem Zoll von nicht ganz 3'/, 
Millionen Mark entiprehen. Jedes Kilo der von Reilenden importirten Zigarren 
würde darnach den Gewinn des Fiskus an importirten Zigarren um mehr als die 
Hälfte vermindern. Die Einfuhr durch Neifende würde in Folge deffen voraus: 
ſichtlich ſehr beträchtlicd; werben. 


XI. 


Mit dem Vorftehenden glauben wir den Beweis erbradht zu haben, daß 
niht im Entfernteften darauf zu rechnen ift, daß der Mehrertrag eines Monopol3 
über den jetigen Zoll: und Steuerertrag hinaus aud nur die Summe von 36'/, 
Millionen erreicht, jofern die Preife nicht erhöht werden. E3 hat feine Bedeutung, 
den Ichließlih etwa verbleibenden Monopolgewinn unter Berüdjichtigung des 
sub. X Auögeführten noch näher ziffermäßig zu beftinmen. 

Derjelbe wird natürlich noch erheblich weiter finfen, jobald, wie es in der 
Billigfeit läge, höhere Entihädigungen, als die in der Denkichrift in Ausficht 
genommenen, bewilligt werden follten. Für die Unterfuhung, welder Schaden 
dem Nationalvermögen aus der Einführung des Monopols erwachjen würde, ift 
dagegen die Frage, ob hohe oder niedrige Entichädigungen bezahlt werden, ziem— 
ih gleihgültig. Die Schädigungen bleiben für die Nation dieſelben, ob der 
Staat Entihädigungen zahlt oder ob der Einzelne ohne Erjag den Schaden trägt. 

Hervorgehoben werden muß jedoh noch, daß in die Bilanz des Monopol3 
ein nationaler Verluft mit feiner Mark eingeftellt ift, der in dem Depet des 
Monopols einen der größten Poſten bilden müßte. 

Es find nämlich in der Denkichrift in feiner Weife die Schäden in Anjchlag 
gebracht, welche bei Einführung des Tabadmonopol3 in Deutichland den Zoll: 
ausihlüffen und den Nebengewerben der Tabadbrande zugefügt werden. Rück— 
fihtlih diefer Schädigungen des Nationalvermögens wollen wir auf die Dar: 
ftellung Bezug nehmen, welche in Drudjahe 93 der Enqueteflommiffion von 
1877 enthalten if. Es heißt dajelbit (Seite 11 flg.): 


390 Materialien zur Tabadmonopolfrage. 





„Sn erfterer Beziehung ift daran zu erinnern, daß in ben Freihäfen Bremen 
und Hamburg ganz gewaltige Tabadintereffen liegen, welche jehr ſtark geichädigt 
werden würden. Nach den Enquete-Grmittelungen hat Bremen im Jahre 1877 
an ausländiihem Taback 738,347 Ztr. im Werthe von 40,806,176 Mark in's 
deutiche Zollgebiet und in daS Ausland 405,986 Zentner im Werthe von 
24,166,171 Marf verkauft, Hamburg ferner 169,290 Zentner zum Werthe von 
9,606,503 Mark bezw. 54,200 Zentner im Werthe von 2,288,918 Marf. Aus 
diefen Zahlen ergibt fi jchon die bedeutende Stellung, welche jene Handelsplätze 
im Tabadhandel einnehmen. Bremen ift für Tabad ein Weltmarkt. Als folder 
bedient Bremen nicht blos Deutichland, fondern daneben einen großen Theil 
Europa® und der übrigen Erbe. 

Die jährlichen Rohtabaderporte aus Bremen betragen durchichnittlich jedes 
Jahr 60 bis 70 Millionen Mark und vertheilen fich ziemlich regelmäßig zu drei 
Fünftel auf das deutſche Zollgebiet und zu zwei Fünftel auf außerdeutſche 
Länder. 

Nun muß die Behauptung aufgeftellt werden, daß bei Einführung des 
Monopol3 im Deutjchen Reiche der Tabadhandel mit dem Zollgebiet jofort, und 
der Tabadhandel mit fremden Ländern in furzer Frift verloren gehen würde. 

Die erftere Behauptung bedarf wohl feiner beionderen Motivirung. Ein 
Handel ift da nicht denkbar, wo es blos einen Käufer gibt. Vielmehr liegt es 
in der Natur eines ſolchen Verhältnifies, daß diefer eine Käufer, die Negie, ſich 
direft von den auswärtigen Prodbuktionsplägen, ſei es durch Vermittelung eigener 
Agenten oder im Wege der Submiffion durch einzelne große Lieferanten verjorgt. 

Daher erklärt es fich denn auch, daß in feinem Negielande ein Tabadmarkt 
bon einiger Bedeutung eriftirt. 

Kein eigentlicher Tabadhandel und noch weniger ein Tabackmarkt kann don 
einer Regie leben, wenn lettere auch beitrebt wäre, zu Gunften ber Aufrechter- 
haltung des Marktes das Möglichite zu thun. 

Wenn dem gegenüber in der Drudjahe No. 68 (Seite 68) der Enquete- 
Verhandlungen angeführt ift, daß der den Hanjeftädten aus der Einführung des 
Monopol3 erwachiende Nachtheil einigermaßen dadurd ausgeglichen werben könne, 
daß die Monopolverwaltung verpflichtet werde, beim Ankauf des ausländijchen. 
Rohtabads auf die in dem Handelöregifter von Bremen und Hamburg einge 
tragenen Tabadhändler bejonders Rüdfiht zu nehmen, fo ift dagegen zu erwidern, 
daß derartige auf geichäftlicher Liebenswürdigfeit beruhende Zugeſtändniſſe vor den 
realen Bebürfniffen nicht lange Stand halten, und die Bedürfniſſe einer Regie 
weiſen durhaus auf den Ankauf des ausländiichen Rohtabad3 in der geichilderten 
Weiſe hin. 

Unter Berüdfihtigung der Unhaltbarkeit folder Zugeftändniffe hat denn aud 
die Enquete-fommijfion bei der eriten Leſung der in der Drudiahe No 68 er— 
läuterten Grundzüge alle bezüglichen Beſtimmungen geftrichen. 

Etwas anders läge die Sache, wenn der bremiiche Tabadmarft fih allein 
durch feine ausländiichen Kunden aufrecht zu erhalten vermöchte. 

In diefem Falle müßte wenigftend in der Theorie zugeftanden werden, daß 
fid) eine deutiche Regie auf demjelben verforgen fünnte. Theilweiſe thut dies ja 
zur Zeit auch die öfterreichiiche Negie, allerdings nur. wegen der bejonderen aus 
der Stellung Bremens als Weltmarkt hervorgehenden Leiftungsfähigfeit. Die 
aufgeitellte theoretiſche Hypotheſe ift aber nur um beöwillen ohne praftiiche Be— 
deutung, weil die ausländiichen Kunden allein den bremiichen Tabadmarkft nicht 
aufrecht erhalten fünnen. Die Sache liegt vielmehr fo, daß dad Ausland nur 
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deßhalb von Bremen jeinen Tabad bezieht, weil Bremen durch den gleichzeitigen 
Abjag nad) dem deutichen Zollgebiet in der Lage ift, dad Ausland billiger und- 
befier zu bedienen, als irgend ein anderer Tabadmarft. 

Um dies deutlich zu machen, ift es erforderlich, furz darzuftellen, wie das 
Tabadgeihäft zur Zeit überhaupt betrieben wird. 

Der Tabad, welcher im Auslande geerntet ift, wird — meiftens in noch uns 
fertigem Zuftande — in den überjeeiihen Handelöplägen in ganzen Partien für 
bremifche Rechnung angefauft. Da die Ausdehnung des von Bremen verjorgten 
Abſatzgebiets jehr groß und die Bebürfniffe der einzelnen Konjumenten in dieſem 
ausgedehnten Abſatzgebiet die denfbar verjchiedenartigften find, fo ift e8 Bremen 
möglich, die gelammten angefauften Partien in allen ihren Theilen, auch in dem 
weniger guten, wieder zu verwerthen. Auch das Rififo, wie die Waare fi ent— 
wideln wird, ift geringer, wenn der Käufer beſtimmt weiß, daß er jedenfall® 
alles wieder verfaufen kann. 

Aus diefen Gründen ift aber der bremifche Käufer einmal in der Lage, im 
Auslande für den an den Markt gebrachten Tabad als relativ günftigfter Käufer 
aufzutreten und jo feine Konkurrenten ſchon beim Einkauf zu überflügeln. 
Andererjeit3 vermag der bremiſche Käufer aber weſentlich aus denjelben Gründen 
auch hier den gekauften Tabad wiederum unter den relativ günftigften Bedingungen 
abzugeben. 

Er fann jeder Gefhmadsrihtung und jeder Qualitätöforderung der Kon— 
fumenten gerecht werden, ohne daß er zu fürdhten hat, den von einer Seite ver- 
Ihmähten Reit auf Lager zu behalten. Die fogenannte zweite Hand fortirt daher 
den Tabad nad) den ihr befannten Bebürfniffen ihrer Abnehmer, ftuft die Preife 
ab und vermag dieſelben in der Regel billiger zu ftellen, als irgend ein Kon— 
furrent auf einem anderen Tabadmarkt. In dieſem logiſchen Zirkel Tiegt die 
Bedeutung jedes Weltmarkts. Der Konjument kann alles haben und für den 
billigften Preis, weil der Verkäufer, beziehungsweijfe die Summe der Verkäufer, 
welche den Markt bilden, alles ihrerſeits Gefaufte wieder unterbringen. 

In dieſer Pofition befteht zugleih die jchwer angreifbare Stellung eines 
allmählig emporgewachſenen Weltmarkts, und die Stellung ſichert Bremen? Be— 
deutung im Tabadhandel aud für die Zukunft, wenn nit von Seiten der Ge: 
ſetzgebung des Deutichen Reichs den ausländiichen Konkurrenten durch die Ein- 
führung der Regie eine Breſche zu dieſer befeftigten Stellung Bremens ge= 
bahnt wird. 

Verliert nämlih Bremens TQTabadhandel fein Abſatzgebiet im Deutichen 
Reich — und daß dies bei Einführung des Tabadmonopol3 geichehen muß, fann 
ihwerlich beitritten werden — fo ift ed eben fein Weltmarkt mehr. Die Ber: 
ftümmelung eines Organismus um drei Fünftel kann bdenjelben abfolut nicht 
lebensfähig erhalten. 

Im vorliegenden Falle wäre der abgetrennte Theil aber nicht allein wegen 
feiner Größe, fondern auch wegen der Bielfeitigkeit feiner Bebürfniffe der wichtigfte. 

Das deutſche Zollgebiet nimmt jett fait alle Tabadjorten, welche es gibt, 
neben den feiniten auch die niedrigften Qualitäten. Geht nun ein folder Ab— 
nehmer verloren, jo iſt mathematifch ficher, daß der bremifche Markt nicht alle 
Sorten und alle Qualitäten weiter halten fann. Der Einkauf wie der Berfauf 
wird umgünftiger, die ausländiſchen Käufer finden nicht mehr ihre Rechnung, der 
Markt verengt fi) immer mehr, die ausländijchen Käufer finden dann auch nicht 
immer Alles, was fie wünſchen, — und dann ift die Zeit gefommen, wo fremde 
Handelöpläge, deren geographifhe Lage und deren jonftige Verbindungen an fich 
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Ihon die Konkurrenz mit ihnen ſehr erichweren, den mit unendlicher Mühe er: 
richteten Bau langjam abtragen, um ihn bei fich jelbit aufzurichten. 

In unjerem Falle würde die Erbichaft vorausjihtli von Amſterdam, Rotter: 
dam und London übernommen werden. 

Und was wären dann die weiteren Folgen einer ſolchen Steuerpolitif? 

Der Schaden träfe jofort auch in der empfindlichiten Weile die deutjche und 
fpeziell die bremiiche Rhederei. 

Faſt alle Tabade, welche jest für deutihe Nehnung aus Amerika kommen, 
werden mit deutichen Schiffen befördert. 

In Bremen find es vorzüglich die Dampfer des Norbdeutichen Lloyd, melde 
von jeder Reiſe nad) Brafilien, nah Newyork, nad Baltimore, nah) Neworleans 
erheblihe Quantitäten Tabad mitbringen. 

In der Dentichrift der Bremer Handelöfammer gegen dad Tabadmonopol 
vom Februar 1878 ift im Ginzelnen nachgewiejen, daß die Dampfer tes Nord: 
deutichen Lloyd im Jahre 1877 allein an Fracht aus dem Artikel Tabad circa 
2 Millionen Mark gezogen haben, während der Frachtbetrag, welcher der ge 
fammten deutichen Rhederei allein auß der bremiſchen Einfuhr von Nohtabad 
erwächſt, auf circa 4 Millionen Mark veranjchlagt wird. 

Aehnliches berichtet die Hamburger Bezirkskommiſſion für Hamburg (Bericht 
XXIII. Seite 2 ff.) 3 heißt dajelbft wörtlich: 

„NRohtabad gibt den einfommenden Schiffen bedeutenden Frachtverdienſt. 
Im Jahre 1877 hat die Hamburg-Südamerifanifche Dampfichifffahrt-Geielt 
ſchaft 153,940 Mark Fracht für Tabak und Tabadfabrifate erhoben oder 
von diejen Artikeln circa 9 Prozent ihrer Gefammtfrachteinnahme bezogen. 
Die Möglichkeit, Hamburg mit Bahia mittelft einer deutichen regelmäßigen 
Dampfihifffahrt in Verbindung zu erhalten, beruht ausichließlicy auf der 
Tabakfraht. Obige Summe von 153,940 Mark ijt nämlich Tediglid 
in der Fahrt von Bahia auf hier vereinnahmt worden und trug in dem 
Verkehr Bahia-Hamburg Rohtaback 86 Prozent zum Gefammtfrachtverdienit 
in diejer Richtung (179,620 Mark) bei. Ebenfalld im Jahre 1877 ver: 
einnahmte die Hamburg» Amerikanische Padetfahrt » Aktien» Gejellihaft an 
Stadt von Tabak und Tabadfabrikaten in der Fahrt von Newyork nad) 
Hamburg 239,656 Marf — 8"/, Prozent der Totalfraht von Newport 
nad) Hamburg und in der Fahrt von Weſtindien nad) Hamburg 123,330 
Mart = 15°, Prozent des Gejammtergebniffed aus dieſer Verkehrs— 
relation. Der Gejammtfrachtverdienft diefer Geſellſchaft aus den genannten 
Artikeln betrug 1877 demnach 362,987 Mark oder 9*/, Prozent der 
Totaleinnahme an Rückfracht.“ 

Es wird dann ferner detaillirt nachgewieſen, daß neben diefen Frachtſummen 
den deutſchen Schiffen aus der Zufuhr von Rohtaback nad) Hamburg fernere 
338,022 Mark zugeflofien find. 

Man erfieht hieraus zur Genüge, wie jehr aucd die deutiche Rhederei, ind 
befondere die deutihe Dampferrhederei, bei dem Blühen des Tabadhandelö in— 
tereffirt if. Die Exiſtenz mancher regelmäßigen Dampfidiffsverbindungen mit 
Nord- und Südamerika ift jogar geradezu in Frage geitellt, wenn das Tabad- 
monopol in Deutichland zur Einführung gelangt. 

Ganz abgejehen von der bereitö dargeftellten Vernichtung der deutihen Tabad: 
märfte würde nämlich die Negie vorausfichtlih auch gar nicht einmal in der Lage 
fein, für ihre eigenen Bezüge die deutichen Dampfer, ja nicht einmal durchweg 
die deutſchen Schiffe überhaupt zu bevorzugen. 
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Vielleicht geichähe e3 noch einige Zeit aus Gewohnheit oder um die deutfche 
Schifffahrt zu begünftigen, aber e8 würde fehr bald wirthihaftlich unhaltbar fein. 

Der Lieferant der Regie oder die Regie felbit würden ftet3 in der Lage fein, 
bei den großen Mengen, welche fie für den Negiebedarf nad) Deutichland befördern 
müßten, Schiffe ganz mit Tabad zu befradhten. Sie würden dies aber aud) 
thun, weil e8 am PVortheilhafteften wäre; fie würden aus demfelben Grunde 
Segelichiffe den Dampfern vorziehen; endlich würden fie nicht den Schiffsverkehr 
unter deuticher Flagge begünftigen fönnen, fondern fie würden darauf angewieſen 
fein, billige Frachtkonjunkturen durch gleichzeitige große Verfchiffungen ohne Rück— 
fiht auf die Flagge auszunugen. Daß diefe Verhältniffe zwingend find, zeigt 
granfreih, wo troß allen Beitrebungen, die einheimiihe Flagge zu bevorzugen, 
der Regiebedarf fat ausichließlicd mit fremden Segelſchiffen zugeführt wird. 

Nur der Vollftändigkeit wegen mag endlich noch hervorgehoben werben, daß 
der die Rhederei treffende Frachtverluft auch die deutſchen Seeverficherungägejell- 
haften berühren müßte. 

Jetzt werden die nach Deutichland importirten Tabade fait ohne Ausnahme 
in Bremen, beziehungsweife Hamburg verfichert. Auch dies ift eine Wirkung des 
Marktes. 

. Der Lieferant der Regie würde feine Veranlaffung haben, vorzugsweiſe 
deutihe Verſicherungsgeſellſchaften zu benugen. 

Dies wären in kurzen Zügen die wejentlichiten Folgen, von denen der Roh— 
tabadhandel in Bremen und Hamburg getroffen würde. 

Aber e3 gibt auch einen deutſchen Tabadhandel außer Deutichland. 

In ganz Amerika Liegt der Tabadhandel mit Deutſchland in deutichen 
Händen. Um nur einen fleinen Begriff von ber Verzweigung diefer Beziehungen 
zu geben, führen wir an, daß hervorragende Tabadhäufer deutſchen Urſprungs 
eriftiren, in den Vereinigten Staaten: in Newyork, Baltimore, Richmond, 
Petersburgh, Neuorleans, Louisville, Clarksville, Hopkinsville, St. Louis, 
Cincinnati; auf Euba: in Havana, San Jago, Manzanillo, Gibara; auf 
Portoriko: in Aguadilla, Arezibo, Arrojo, Ponze; auf San Domingo: in 
Porto Plata und Samana; in Meriko; in Neugranada: zu Savanilla, 
Garthagena, Ambalema, Baranquilla, Santa Martha; in Benezuela: zu 
Ciudad Bolivar; in Brafilien: zu Bahia und Nio Grande. Die meilten 
diefer Häufer beichäftigen fich für den Erport ausschließlich mit dem Tabadhandel, 
jehr viele derjelben befinden fih an Pläten, welche einen andern Erporthandel 
überhaupt nicht befigen, alle ftehen in den engften Beziehungen zu Deutichland ; 
die Mehrzahl müßte eingehen, wenn Deutichland die Regie einführte. 

Diele Kaufmannshäuſer jenfeit3 des Weltmeers find aber in jenen Ländern 
die Träger deutjcher Kultur und die Pioniere, welche der deutichen Induftrie, dem 
deutichen Gewerbefleiß Abſatzwege bahnen. Sie find die Leitungen, an benen 
entlang der Einfluß des Deutichen Reiches im Ausland einbringt und die ges 
ihäftigften Vermittler freundichaftlicher Beziehungen zwiſchen den überſeeiſchen 
Staaten und Deutichland. 

In vielen der angeführten Pläte befindet fich faft der gefammte Export— 
handel von Tabak in deutihen Händen. Faſt die ganze Ausfuhr diefer Orte 
vereinigt fich auf den deutichen Tabadmärften Bremen und Hamburg; zerreißt 
man dieſes ftarfe Band, welches Deutichland an jene Staaten fnüpft, jo fallen 
diejelben mit ihren Bebürfniffen, ihren Intereffen und ihren Sympathien theil- 
weile anderen Staaten zu, welche es beffer verftehen, internationale Beziehungen 
zu würdigen. 
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Dies Alles ftellt aber nur die eine Seite der Medaille dar. Die andere 
ebenfo wichtige ift zu charakterifiren als die Loderung des Verhältniſſes zwischen 
Deutichland und denjenigen auswärtigen Ländern, welche es 3. 3. mit Tabad 
verforgt. Allein Bremen verfieht, wie vorhin gezeigt ift, das Ausland jährlid 
mit Rohtaback im Werthe von circa 26 Millionen Mark. Der ganze Norden 
Europas: Skandinavien, Dänemark, Rußland, bezieht ausländiiche Tabade von 
Bremen und Hamburg. Bis auf England und Holland find alle Tabad Eon: 
fumirenden Länder Europas, die größten Monopolftaaten ausgenommen, in erjter - 
Linie auf den deutihen Markt angewieſen. 

Nun dürfte ſowohl erwiejen jein, daß, wo einmal aus dem Abjat eines 
Artikels fich gewiffe Beziehungen zwiſchen zwei Plätzen herausgebildet haben, die 
Geichäftsverbindung auch leicht eine weitere wird. 

Ebenjo, wie fih jomit aus dem Ruin des Importhandel® mit Tabad den 
Bezugsländern gegenüber jehr bald das Verhältniß herausitellen müßte, daß auch 
der weitere Handel eingeihränft und die Schiffäverbindung eine weniger regel: 
mäßige wird, fo würde auch den Abjatländern gegenüber die Einfhränfung aller 
Beziehungen eine nothwendige Ichädliche Folge bilden. 

Den glüdlichen Erben des deutichen Tabadhandels würde auch dieſer weitere 
Vortheil zufallen. So würde die Einführung des Tabadmonopold eine fom: 
merzielle Kette zerreißen, welche die verjchiedenartigiten Handelszweige und die 
verjchiedenften Länder umfaßt. Das Tabadmonopol würde eine Trennung uns 
zähliger Beziehungen bewirken, auch folcher, die zunächft mit dem Tabad in feiner 
Verbindung ftehen. 

Ebenſo kann e8 nicht billig ericheinen, daß die Hülfsgewerbe der Tabac— 
fabrifation bei der Entihädigung leer auögehen follen (auch hier find es mieder 
in erfter Linie die Hanfeftädte, welche betroffen werden). 

Die Behauptung auf Seite 34 in der Drudjahe No. 68 der Enquete— 
Alten, daß es jeden Grundes entbehre, zu befürdten, das Monopol werde die 
Hülfsgewerbe, alſo insbeſondere die freie Industrie der bezüglichen Seidenbänber, 
der Zigarrentiftchen, der Zinnfolien, der bezüglichen Etiketten u. j. w. lahmlegen, 
fann nicht für zutreffend - erachtet werben. 

Ein Blid auf die Regieländer Oeſterreich und Franfreih zeigt uns, daß 
dort jene Induftrien in kaum nennenswerthem Umfange eriftiren. Der Raucher 
befriedigt feinen Bedarf unter einer Regie mehr von der Hand in den Mund. 
Die Zigarren, welche er regelmäßig raucht, findet er bei jedem Debitanten der 
Regie, wozu Sollte er fich deihalb eine Kifte Zigarren auf einmal kaufen? Die 
Negie hat außerdem keinerlei Konkurrenz, weßhalb follte fie auf eine geſchmack— 
volle Verpadung in Seidenband und auf elegante Etiketten bedacht fein ? 

Das Monopol würde deßhalb vorausfichtlich auch die bezeichneten Hülfsge— 
werbe tödtlich treffen. 

Daß die mit jenen Hülfsgewerben verfnüpften Intereſſen aber jedenfalld in 
Deutichland nicht gering find, mag daraus hervorgehen, daß die Bezirkskommiſſion 
in Bremen (No. XXI der Bezirktsfommiffionsberichte Seite 41) allein die Pro— 
duftion der Zigarrentifteninduftrie im bremifchen Freihafengebiet für 1877 auf 
1,928,878 Mark berechnen konnte; darin lag der Abjat nad) dem Auslande mit 
einer Werthziffer von 154,402 Marf. 


XU. 


Wir können damit unfere Eritifche Aufgabe im Weſentlichen als beendigt 
anjehen. Den Monopolgejegentwurf ſelbſt paragraphenweife durchzugehen und 
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die einzelnen Beltimmungen auf ihre Ausführbarfeit und Tragweite zu prüfen, 
erihien uns nad) Lage der Sache nicht erforderlich zu fein. Denn wir find 
der feiten Weberzeugung, daß ein Monopolgelegentiwurf, welcher auf folchen Bor: 
ausfegungen beruht, wie es die Berechnungen der Denkichrift find, nie und nimmer 
in Deutichland acceptirt werden kann. 

Der Nachweis, daß das Monopol auch ohne Preiserhöhung der Fabrifate 
hohe Erträge zu liefern vermöge, darf als völlig geicheitert angeſehen werden. 
Auch die für die Tabadkproduzenten in Ausficht geitellten Erleichterungen (z. 2. 
rüdjihtlich des Erports der NRohtabade), die Hoffnungen, eine Hausinduftrie zu 
erhalten, die Veriprehungen, wonach die Zahl der Arbeiter nur um einige Tau: 
ſend reduzirt zu werden brauche u. ſ. w., würden fich jehr bald als unrealifirbar 
erweifen. Wir find der Anficht, dab die Ausführungen der Denkichrift gerade 
in den Punkten am jchwächiten find, wo fie nachzuweiſen verfucht, daß es ſich 
niht um die Nachahmung der franzöfiichen oder öfterreichiichen Negie, ſondern 
um eine Ipezifiich deutiche Einrichtung handle. Wenn nicht für Deutichland das 
Monopol in jeder Form unzuläflig wäre, jo würde dasjelbe ficherlich nicht anders 
in's Leben treten fönnen, als e3 in den Nachbarländern geichehen ift. Hohe 
Preife und einförmiges Fabrikat. — Damit allein fann eine Negie größere Ge- 
winne erzielen; aber e8 gehen — wie das Beilpiel Franfreihs zeigt — Jahr: 
zehnte darüber hin, bis jene relative Leiltungsfähigfeit einer Negie erreicht ift. 
Will man etwas Nationales, etwas Deutiches befigen, fo erhalte man die freie 
deutihe Tabadinduftrie, um welche andere Völker uns mit Necht beneiden. 


Unlage. 


Gultachtliche Aeußerung der Firma Hermann Upmann & Co. in Bremen über 
die Handelsgewinne beim Vertrieb von Havana-Bigarren. 


Bremen, den 23. März 1882. 


Wir haben das Geihäft mit inländifchen Händlern gänzlich aufgeben müſſen, 
weil wir mit unjern Notirungen für Händler von 10 Proz. Auffchlag auf Ein- 
ftand nicht die Konkurrenz der Hamburger beftehen konnten, die zufrieden find, 
wenn fie 7'/,—5 Proz. verdienen und das Gejchäft bei jehr feinen Verbindungen 
ſogar gegen einfache Kommiffion machen. Aber auch im Inlande ſelbſt ift die 
Konkurrenz der Zigarrenhändler unter einander und gegen Hamburg jo gewachien, 
daß Avancen von 30—40 Proz. nur zu den jeltenen Fällen gehören, in denen 
ganz Unfundige bedient werden. Derjenige Theil des Publitums, der gewohn— 
heitsmäßig ächte Havana=Zigarren raucht, und diefer muß doch wohl den weit: 
aus größten Theil der importirten Zigarren verbrauchen, kauft feine Zigarren 
nicht jtüchweife im Laden, fondern in Driginalkiftchen direft vom Händler und 
verlangt Ichon jogenannte Engros-Preiſe und find wir in der Lage nachzuweiſen, 
daß reelle Berliner Geichäfte, die direkte Beziehungen machen, laut gedructem 
Preis-Rourant, weniger als 10 Proz., ja felbit nur 5 Proz. für Zigarren aus 
der renommirten 8 ler Ernte auf den wirklichen Einſtand aufichlagen. 

Es ift demnach völlig unzuläffig, von der Vorausſetzung auszugehen, daß 
importirte HavanasZigarren, ehe fie in die Hände des Konſumenten übergehen, 
einen Auffchlag von 25 Proz. für das Zollausland, dann nad) der Verzollung 

26* 
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noch einen weiteren Aufichlag von 50 Proz. erleiden. Solche Fälle, die höchſtens 
für den Verſchleiß in Hoteld und für einen ſehr Kleinen ftüdweifen Verſchleiß in 
Ladengeichäften ftattfinden mögen, find jo verichwindend unbedeutend, daß fie als 
‚saftoren bei irgend einer Berechnung nicht ernitlih in Betracht gezogen werden 
fönnen. Es iſt gegenüber einer jo durchaus unzuläffigen und unzuverläfligen 
Annahme die Behauptung aufzuftellen und mit großer Wahrjcheinlichfeit nad: 
zuweilen, daß die Vertheuerung der infportirten Zigarren bis in die Hände des 
Konfumenten allerhöhitene 25 Proz. auf den Einftand und auf den Zoll be 
tragen fann und dann würde fi die Rechnung auf Seite 25 der Dentichrift wie 
folgt Stellen: 


Einſtand für 32,550 Mille 20.0.0. 6,510,000 M. 
BEORE u 15 0 rn a ee Ä 627,750 „ 
7,137,750 M. 

Avance 25 Proz. . . 1,784,438 „ 


8,922,188 AM. 

Durch die Geichäftsreifenden von Havanefer Erportfirmen, durch die Steamer: 
verbindungen, durch perfönfiche und geichäftliche Verbindungen vieler inländiſcher 
Firmen und Privaten mit Havana, durch die Offiziere der deutichen Flotte, welche 
in Havana geweien find, dur die Konfulatsbeamten in Havana und in 
Waſhington find auch unter dem Publikum, welches die importirten Zigarren raudt, 
ſoviel Kenntniffe über den Koftpreis der Zigarren verbreitet und ſoviel Konnerionen 
zu Beziehungen jelbit für Private angefnüpft, daß es den reellen Geſchäften 
unmöglich ift, Profite zu nehmen, die der erite beſte Privatfunde als eine Ueber— 
vortheilung betrachten würde. Wir jelbit erhalten in der Verichiffungsiailon 
fait mit jedem Steamer Sendungen für das Inland, die auf die eine oder an— 
dere Verbindung hin veranlaßt find, für hohe Beamte im Reichsdienſt, für mande 
Militärkafinos, für gefellichaftlihe Korporationen, für Nittergutöbefiger, die Söhne 
in der Marine oder im diplomatischen Korps haben 2c.; durch jede jolche Sendung 
wird die Kunde über den Kojtpreis der MWaare in immer weitere Kreiſe getragen 
und die Kontrole verichärft über die Preife, welche in den heimifchen Verkaufs: 
ftellen erhoben werden. 


V. Der Tabarfmonopol-Entwurf. 


Der dem Reichstag zugegangene Geſetz-Entwurf jchließt fich dem vom Volks— 
wirthichaftsrath berathenen Entwurf (vgl. oben ©. 177) an, zeigt aber folgende 
Abänderungen: 

8 2. Zum Tabadbau ift eine amtliche Erlaubniß erforderlich (die frühere 
Vorlage enthielt noch die Beftimmung „ſowohl für Monopolverwaltung als auch 
zur Ausfuhr“). Abſ. 2 des $ 3. Die unmittelbare Durhfuhr von Tabad und 
Tabadfabrikaten kann nur über die dafür befonders beftimmten Zollitellen und 
unter Zolltontrole ftattfinden (die geiperrten Worte find zugelegt). Im 
$ 4 iſt nur von Bearbeitung von Rohtabad die Nede, die Beltimmung wegen 
„Zubereitung“ ift geftrihen. 8 7 ift völlig verändert: Der Tabadbau für Die 
Monopolverwaltung ift in den Bundesitaaten mit der Maßgabe zugelaflen, das 
die zur Dedung des jedesmaligen Jahresbedarfs der Monopolverwaltung an 
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Rohtaback erforderlihe Gefammtflähe de Anbaues auf die einzelnen Staaten 
nah dem Verhältniß der durhichnittlichen Anbaufläche derjelben während der dem 
betreffenden Jahre zunächſt vorhergehenden 6 Jahre vertheilt wird. Dabei bleiben 
die auf Grund dieſes Geſetzes mit Tabad für die Ausfuhr bebauten Flächen außer 
Anjag. In den anderen Paragraphen über den Tabadbau ift ftatt „Anbaube- 
zirke“ ſtets „Bundesſtaaten“ geſetzt. $ 9: Innerhalb jedes Bundesftaates be— 
ftimmt die Landesregierung in welchen Steueramtöbezirfen und Gemeinden Tabadbau 
für die Monopolverwaltung zugelafjen wird. Die Landesregierungen können nad) 
Maßgabe der näheren Beitimmungen des Bundesrath3 ausnahmsweiſe auch ge 
ftatten, daß Tabadpflanzen zu wiljenjchaftlihen oder Zierzweden gezogen werden. 
Abi. 2 des $ 10. Die Anmeldungen aus ſolchen Gegenden, welche zum Tabadbau 
für die Monopolverwaltung nicht zugelaflen find, und die Anmeldungen jolcher 
Rarteien, welchen wegen Zuwiderhandlung gegen dieſes Gejeß der Tabadbau 
unterfagt ift, find von der Steuerbehörde zurüdzumeifen. Die dreitägige Friſt 
it in den Beitimmungen über den Tabadbau auf 8 Tage verlängert. 8 11, 
Abi. 1. Zur Enticheidung über die Anmeldungen werden von den Landes: 
regierungen Tabackbau-Kommiſſionen in der erforderlihen Anzahl berufen, 
welhe je aus 1) einem Beamten der Landesverwaltung als Vorfißendent ; 
2) einem oberen Steuerbeamten; 3) und 4) zwei Vertretern der am Tabadbau 
betheiligten Gemeinden des Bezirks beftehen. Abi. 2 und 3 unverändert. Nach 
$ 14 braucht der Tabadpflanzer ein Verzeichniß über die mindeſtens abzuliefernde 
Gewichtsmenge nicht einzureichen, diefe Worte find geftrichen. Ferner ift überall 
die Ermittlung nit nur für die zu vertretende WBlätterzahl, jondern auch für 
die Gewihtömenge beftimmt. Nach Abi. 2 des 8 16 darf Tabak ohne 
Genehmigung der Steuerbehörde nicht mit anderen Bodengewächſen ge 
mit gebaut werden (die gejperrten Worte find neu). 8 18. Der geerntete 
Tabad einfchließlich der Grumpen, des Bruchs und der fonftigen Abfälle ift be— 
gleitet von einer jchriftlihen Deklaration, zu der Zeit und an dem Orte, welche 
dem Tabadpflanzer vorgeichrieben find, der zuftändigen Einlöfungstommiilion 
borzuführen. Für den Transport werden den Pflanzern, falld die Entfernung 
zwiihen dem Anbauort und dem Ablieferungsort mehr ald 15 Stilometer beträgt, 
Frachtbeiträge nach den vom Reichskanzler zu beftimmenden Sägen gezahlt. Die 
Einlöfungsfommiffionen werden aus je einem Beamten der Monopolverwaltung, 
einem Beamten der Landesftenerverwaltung und drei von den zuftändigen Landes: 
behörden ernannten vereidigten Sadyverftändigen gebildet und bewirken das Ein: 
löjungsgeihäft bis jpäteftens zum 1. April des dem Etatsjahre folgenden Jahres. 
Ihre Entſcheidungen find endgiltig. $ 22, Abi. 1. Tabadbau zum Zwecke der 
Ausfuhr des geernteten Tabads ift in den zum Tabackbau für die Monopolverwalt: 
ung zugelajjenen Gemeinden gejtattet (in der früheren Vorlage hieß es ſtatt ift „kann 
werden“). Abi. 3. Will Jemand zugleih für die Monopolverwaltung und zur 
Ausfuhr Tabak bauen, fo ift bezüglich jeder Art des Tabadbaues eine bejondere 
Anmeldung abzugeben. Im $ 26 (Handel mit Rohtabad) heit es, daß Perfonen, 
die faufmänniiche Bücher führen 2c., geitattet werden fann, Handel mit Nohtabad 
zu treiben. (Hier ilt das urfprüngliche Wort „zuvderläfiigen“ vor „Perjonen“ 
geitrihen.) Die konzeffionirten Rohtabadhändler dürfen ausländischen Nohtabad 
nah Maßgabe der Kontrolvorjihriften des Bundesraths in das 
Monopolgebiet einführen ꝛc. (Die gejperrten Worte find neu.) Im $ 27 ift 
Abi. 3: „Der Betrieb der Tabadfabriften ift von der Beiteuerung 
durd Staat oder Kommunen ausgeſchloſſen“ nah der urjprünglichen 
Vorlage ftehen geblieben. Im $ 28 find die dort firirten Preife für Rauch— 
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tabade 2c., Zigarren unverändert. 829, Abf. 2. Zur Verfertigung von Maſchinen 
oder Werkzeugen zur SHerftellung von Tabadfabrifaten bedarf es der Erlaubniß 
der Landesregierungen. (Frühere Borlage „des Reichstabackamts.“ $ 30, 
Abſ. 2. Den Tabadverichleigern werden von der Monopolverwaltung die Tabad- 
fabrifate durch Vermittelung von Beamten oder Agenten geliefert, welde 
die Monopolverwaltung einjegt (ſtatt „Großverſchleißern“ heißt es jest „Be 
amten oder Agenten“). Die $$ 37 bis 56 inkl. enthalten ausführliche Straf: 
beftimmungen. Saß 2 des Abi. 2 des $ 59 lautet: „Die Tabadfabrifanten 
müffen ferner die Zahl der am Publifationstage in der Fabrik oder für die 
jelbe bejchäftigten Tabadarbeiter angeben.“ (Die in der früheren Vorlage hinter 
„Bublifationstage* enthaltenen Worte: „und der im Durdichnitt der nächſt— 
vorgehenden 12 Monate“ find geitrichen.) 8 61. Zur llebernahme der Roh— 
tabade, Majchinen, Werkzeuge und Geräthe zur Tabadfabrifation für die 
Monopolverwaltung berufen die Yandesregierungen nad Maßgabe der näheren Be 
ſtimmungen des Bundesraths Bezirkstonmiflionen. (Nach der früheren Vorlage war 
der Neichsfanzler hiefür beftimmt.) Die Zuſammenſetzung der Bezirkfsfommiflionen 
ift diejelbe geblieben. Say 1 des Abi. 2 des $ 62 lautet nun: Bei der Werth: 
bemeſſung der Tabadfabritate find den Fabrikanten die Geftehungsfoften, anderen 
Perſonen die Anfaufstoften in den nmachgewiejenen oder mangels cines ſolchen 
Nachweiſes in dem geichägten Betrage zu gewähren. Im 8 65 ift der legte 
Satz, wonach von der Ortsbehörde die Anmeldungen der Yabrifanten und Roh— 
tabadhändler, inwiefern deren Gebäude x. durch Ginführung des Monopols in 
ihrem Werth vermindert werden, geprüft und mit einer gutachtliden Aeußerung an 
die zur Feſtſtellung der Entihädigung berufene Bezirkskommiſſion überjendet werden, 
geltrihen. Nach 8 66 erhalten die Tabadfabrifanten, die ihre Fabriken nicht 
an die Monopolverwaltung verkaufen, und die Nohtabadhändler eine Perjonal- 
entihädigung, unter der VBorausfegung, dab das Gejchäft mindeſtens während 
vier Jahren (früher hieß es fünf Jahren), vom Tage der Publikation des Ge 
jeges an rückwärts gerechnet, unausgejegt betrieben ift und die Bedeutung einer 
jelbjtändigen Nahrungsquelle gehabt hat. Der Berechnung der Perſonalent— 
Ihädigung wird der Neingewinn der Gejchäfte im Durdjchnitt derjenigen in den 
geitraum dom 1. Jannar 1876 bis 31. Dezember 1881 fallenden Gejhäftsjahre 
zu Grunde gelegt, während welcher das betreffende Geſchäft betrieben ift, jedod 
nit Ansichluß des beften und des jchlechteiten Gejchäftsjahres. Die Perfonal- 
entjchädigung beftcht, wenn das Geſchäft betrieben tft: 
für für Robhtabad: 
Yabrifanten händler : 
Sahre bis ausſchließlich 
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eines ——— jährlichen Reingewinnes. Im letztei * iſt die Be— 
ſtimmung: „Die im Zollauslande belegenen Geſchäftsetabliſſements bleiben außer 
Berückſichtigung“ stehen geblieben. 8 67 (Perſonalvergütung) hat eine völlig 
neue Faſſung erhalten. Cine Berjonalvergütung erhalten: 1) das für die Tabad: 
fabrifation technilch ausgebildete Hitlfsperfonal (Fabrikdirektoren, Inſpektoren oder 
Aufſeher ꝛc.); 2) die technisch gebildeten QIabadarbeiter, welche bei Publikation 
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dieſes Geſetzes das 20. Lebensjahr bereits vollendet haben; 3) da3 a) für den Handel 
mit Rohtaback oder b) für den Handel mit Tabadfabrifaten techniſch ausgebildete 
Hülfsperfonal (Tabadagenten, Tabadmakler, Tabadreifende 2c.); 4) die Händler 
mit Tabadfabrifaten, wenn die unter Ziff. 1 bis 3 bezeichneten Perſonen die be— 
treffende Ermweröthätigfeit mindeitens während vier Jahren, vom Tage der Publi- 
fation dieſes Geſetzes rückwärts gerechnet, unausgeſetzt ausgeübt und ausschließlich oder 
überwiegend daraus ihren Erwerb gezogen, oder wenn der unter Ziffer 4 be 
zeichnete Handel mindeſtens während der vorgedadhten 4 Jahre betrieben ift und 
die ausjchliegliche oder überwiegende Eriwerböquelle des zur Vergütung Berechtigten 
gebildet hat. Der Anſpruch auf Berjonalvergütung iſt in den Fällen zu Ziffer 1, 
2 und 3a bis Ende Juli 1883, in den Fällen zu 3b und 4 bis Ende Januar 
1884 bei der Steuerbehörde anzubringen. Won der Berfonalvergütung find 
jedody alle diejenigen Perſonen ausgeſchloſſen, welche eine Stelle im Dienste der 
Monopolverwaltung oder als Tabadverichleißer erhalten, oder die Annahme eines 
ihrer bisherigen Lebensſtellung angemefjenen Poſtens der bezeichneten Art ohne 
ausreichenden Grund ablehnen, ferner diejenigen unter Ziffer 1 bis 3 fallenden 
Perſonen, welche nicht mindeſtens jeit dem 1. Januar 1882 Staatdangehörige 
eines deutſchen Bundesftaates find. Iſt mit dem Antritt einer Stelle im Dienjte 
der Monopolverwaltung oder ald Tabadverfchleiger ein Wechſel des MWohnorts 
verbunden, jo findet Eriag der Umzugsfoiten ftatt. Der Berechnung der Perjonal: 
vergütung wird bezüglich des unter Ziffer 1 bis 3 bezeichneten Hülfs- oder Ar: 
beiterperfonal3 der Gehalt oder Arbeitsverdienft, bezüglich der unter Ziffer 4 be— 
zeichneten Händler der geichäftliche Neingewinn im Durchſchnitt derjenigen in den 
Zeitraum dom 1. Januar 1876 bis 31. Dezember 1881 fallenden Jahre zu 
Grunde gelegt, während welcher die betreffende Erwerbsthätigfeit ausgeübt oder 
das betreffende Handelsgeſchäft betrieben ift, jedoch mit Ausſchluß des beiten und 
ihlehteften Jahres. Die Perfonalvergütung beiteht, wenn die Erwerbsthätigfeit 
ausgeübt oder das Handelögeichäft betrieben ift, Für das Hülfsperjonal der 
Tabadfabrifation (Ziffer 1) und die Tabadarbeiter (Ziffer 2) 


4 Jahre bis ausſchließlich 5 Jahre im 2 Fachen, 
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für das Hülfsperjonal de3 Handel3 mit Rohtabad und Tabadfabrifaten (Ziffer 3) 
und der Händler mit Tabadfabrifaten (Ziffer 4) 
4 Jahre bis ausjchließlih 5 Jahre im 1 fachen, 
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10 oder länger — — 
eines durchſchniitlichen jährlichen Gehalts, oder Arbeitsverdienſtes, oder Rein— 
gewinns vom Handel. Wenn Perſonen, welchen nach Abſ. 1 ein Anſpruch auf 
Berjonalvergütung zufteht, eine Stelle im Dienjte der Monopolverwaltung oder 
als Tabadverjchleißer erhalten haben, jedoch aus derjelben innerhalb der nächſten 
fünf Jahre ohne ihr Verſchulden wieder entlaffen werden, jo empfangen diefe 
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Perſonen eine Perfonalvergütung von ?/, desjenigen Betrages, welcher ihnen zu 
gewähren gewejen fein würde, wenn fie die Stelle im Dienfte der Monopolper: 
waltung oder als Tabadverfchleiger nicht erhalten hätten. Nach $ 68 können 
aus befonderen Billigkeitsrüdfichten Unterftügungen mit Rüdfiht auf den durd 
die Einführung des Monopol entzogenen oder geihmälerten Erwerb gemährt 
werden an Werjonen, welche in die Klaſſen der nad) den 88 66 und 67 zu einer 
Entihädigung ober Vergütung berechtigten Perfonen nicht fallen. Der urjprüng: 
lihe Schlußſatz der Ziff. 1: „Insbeſondere gehören auch hieher bisherige Tabad- 
pflanzer in Diftrikten, in welchen laut $ 7 fünftig Tabadbau nicht jtattfinder 
darf,“ ift geftrihen. Ziff. 2: unverändert. $ 71 (neu). Unter welchen Modi— 
fifationen die Beftimmungen diejes Gefeges auf das zur Zeit zum Zollgebiet nicht 
gehörige Gebiet Hamburgs bei dem Gintritt dieſes Gebiet? in das Zollgebiet 
Anmendung zu finden haben, wird durch befonderes Gejeß beſtimmt. $ 72 (mau). 
Der Neinertrag des Reichstabackmonopols ift den einzelnen Bundesstaaten nad) 
Maßgabe der matrikularmäßigen Bevölkerung, mit welcher jie zum Monopol: 
gebiet gehören, zu überweifen. — Die Berehnung der Entihädigungen und 
Vergütungen ift nad) den Motiven angefihts der zu zahlenden Entichädigungen 
nah Skalen und der Nenderung der Beltimmungen über den Jahresverdienſt 
modifizirtt. Die Summe der Entihädigungen beträgt jekt 256,874,424 Mb, 
ungefähr 22 Millionen Markt mehr. Davon fallen auf die Fabrikanten 
79,338,204 AM, 20 Millionen mehr; NRohtabadhändler 6,320,000 M.; Hülfs: 
perjonal bei ber Fabrikation 19,768,500 M, gegen 1 Million weniger; Arbeiter 
22,200,000 M, 1 Million Mark mehr; Händler mit Fabrifaten 36,160,000 Mk, 
2!/, Millionen Darf mehr. Eine neue Rubrik ift für das Hülfsperjonal des 
Handels mit Rohtabad oder Fabrifaten hinzugefügt. Entſchädigt ſollen werden: 
550 Agenten, Makler, 200 Reifeude und Kommis mit 4,735,500 M. In folge 
der Erhöhung der Entjhädigungen auf den Betrag von 257 Millionen ſtellt ſich 
der Neinertrag de3 Monopol3 ftatt auf 165 Millionen auf 163,673,167 M. 
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Zur Währnnasfrage, 
Diejer in der „Nordd. Allg. Ztg.“ publizirte Artikel joll vom Reichsbankpräſidenten v. Dechend 
herrühren. 

Wir erhalten aus der Feder eines Mannes, welcher vorzugsweiſe berufen 
iſt, alle Erſcheinungen auf dem Geldmarkte und die Bedürfniſſe des Verkehrs fort— 
dauernd zu beobachten, „Vorſchläge zur praktiſchen Löſung der Währungsfrage,“ 
die wir für wichtig genug erachten, um ſie allen Kreiſen zugänglich zu machen, 
welche an unſerem wirthſchaftlichen und kommerziellen Leben Antheil nehmen. 
Die Schrift iſt in eine Form gekleidet, welche ſie auch theoretiſch nicht vorge— 
bildeten Leſern verſtändlich macht. Wir glauben deshalb der Sache am beſten 
zu dienen, wenn wir ſie nachſtehend unverändert veröffentlichen. 

Schon vor Jahren bin ich, ſo ſchreibt der Verfaſſer, bedenklich geworden, 
ob das vorhandene Gold für die durch die Silberentwerthung enorm geſteigerten 
Bedürfniſſe der Geldzirkulation ausreichen werde. Es erſchien mir von vorn— 
herein undenkbar, daß der Bedarf an vollwerthigen Münzen, welcher vor der 
Silberentwerthung faſt zu gleichen Theilen durch Gold und Silber befriedigt 
worden iſt, durch das Gold allein werde befriedigt werden können, nachdem die 
früher vollwerthigen Silbermünzen in Folge der Silberentwerthung zu Scheide— 
münzen degradirt worden find. Die ſeitdem gemachten Wahrnehmungen haben 
meine Bedenken aber zu der feiten leberzeugung reifen laſſen, daß Goldnoth 
wirfli vorhanden ift. Die häufigen ſprungweiſen Disfontoerhöhungen, die 
Scheu vor einjeitigen Disfontoherabjegungen, das gegenfeitige Ueberbieten im An 
fauföpreife der fremden Goldmünzen, die fieberhafte Unruhe, mit welcher jede Er- 
iheinung beobachtet wird, weldhe auf den Goldbeitand des betreffenden Landes 
Einfluß haben könnte, und die von Soetber in feiner Schrift „Verwendung des 
Goldes und Silbers* Seite 49 und 85 fonftatirte Thatſache, daß in dem legten 
Jahrzehnt mehr als dreimal jo viel an Gold ausgeprägt ift, als von der gleiche 
jeitigen Goldproduftion zu Münzzweden übrig blieb, alle dieſe Erjcheinungen 
lajien fi) nur dadurd erklären, daß es an Gold wirklich fehlt. 

Die Goldnoth bejteht aber nicht bloß in einem Lande, jondern überall. 
Am wenigiten leiden darunter die Länder mit Doppelwährung, weil fie zu allen 
Zahlungen im Inlande auch das Silbergeld verwenden fünnen. Wenn fie daher, 
wie Frankreich, aus alter Zeit noch große Vorräthe an Gold bejigen, um bei 
ungünjtigen Konjunfturen das Ausland bezahlen zu können, jo tritt die Gold- 
noth bei ihnen nicht jo deutlich hervor, um von Jedermann fofort erfannt zu 
werden. Sie äußert fid) in diefen Ländern zunächjt nur in der Unbeliebtheit des 
Sildergeldes, und in der wachjenden Bejorgniß, daß die noch vorhandenen Gold» 
beitände bei andauernd jchlechten Konjunkturen zu ftark gelichtet werden könnten. 

Biel deutlicher tritt die Goldnoth in den Staaten mit Papierwährung zum 
Vorſchein, weil fie dad Ausland nur mit Gold bezahlen können, und diejes viel 
theurer bezahlen müfjen als früher, wo fie zwiſchen Gold und Silber wählen 
tonnten. Am fühlbarften wird für fie die Goldnoth dann, wenn fie von der 
Papierwährung zur Metallwährung übergehen wollen. Einen Beleg dafür liefert 
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eben jest das Königreich Italien. Nachdem dasſelbe fein Budget geregelt hat, 
fehlt ihm nur noch das nöthige Metall, um fein Papiergeld einzuziehen und die 
Baarzahlungen aufnehmen zu fönnen. Wäre das Silber nicht entwerthet, To 
würde die Metallbeihaffung ihm feine Schwierigkeiten bereiten, da es ihm an 
Kredit nicht Fehlt. Bei feiner ausgeiprochenen Vorliebe für das Silber würde 
es vorausfichtlih ohne alle Bedenken zur Doppelwährung übergegangen fein und 
jede Summe fofort zu feiner Verfügung gehabt haben. Die eingetretene Silber: 
entwerthung machte ihm da3 aber unmöglid. Es blieb ihm feine Wahl, es 
mußte den größten Theil der zu den Baarzahlungen erforderlichen Mittel in 
Gold anichaffen. Aber troß der Opfer, welche es dafür jchon gebracht hat, und 
troß der größten Anftrengungen des englilchen Konfortiums, welches die Be 
ihaffung des Goldes übernommen hat, ift ihm das nur zum Theil gelungen, 
weil es an Gold überall fehlt. 

Am unmittelbarjten find von der Goldnoth aber diejenigen Staaten betroffen, 
in welchen die Goldwährung ſchon faktifch beiteht. Dazu gehört in erfter Linie 
England. Es hat die Goldwährung nun feit länger als 50 Jahren, feine Gelb: 
zirfulation befteht nur aus Gold und Scheidemünze. Es ift ſonach jchon im 
vollen Genuß der Vorzüge, welche mit der reinen Goldwährung verbunden jein 
jollen. Und doch leidet fein Land unter der Goldnoth mehr als Gngland. 
Der Goldbeitand der Bank von England betrug noch Ende Juli 1879 über 
713 Millionen Mark, ift aber feitdem bis Anfang Februar d. J. auf 375 Mil: 
lionen Mark zurüdgegangen. Ebenſo ungünftig ift das Nejultat einer Ber: 
gleihung der Golderporte und Importe des ganzen Landes. Nach den von dem 
engliihen Handelsamte veröffentlichten Ausweilen hat England in den Jahren 
1879, 1880 und 1881 an Gold 243 Millionen Mark mehr erportirt als im: 
portirt, jo daß fein Goldbeftand fich in diejer Zeit um dieſen Betrag vermindert 
hat. Es iſt daher auch vollkommen gerechtfertigt, daß jede Ericheinung , welde 
auf den Goldbeitand des Landes einen Einfluß ausüben könnte, nirgends mit 
größerer Spannung beobachtet wird, al dort. Daß das Land diefe Schwierig: 
feiten überwinden wird, bezweifle ich feinen Augenblid, aber zum Segen des 
Landes kann es unmöglich gereichen, wenn die fich hieraus ergebenden Kriſen, 
wie vorauszufehen, künftig viel häufiger wiederfehren wie früher, und darum 
bleibt es mir unverftändlih, warum fich gerade England gegen alle VBorjchläge 
abwehrend verhält, welche darauf abzielen, der Goldnoth ein Ende zu machen. 

ALS weniger gefährdet betrachte ich unfere Lage. Der Mangel an Gold it 
zwar bei uns fühlbar genug. Die Kanäle des inneren Verkehrs, welche in einem 
Lande mit reiner Goldwährung ganz mit Gold ausgefüllt fein müfjen, find in 
Folge des zeitweile bedeutenden Golderport3 und des ſtarken Goldverbraudhs für 
induftrielle Zwede von Gold theilweile entblößt. Die Verwaltung der Reiche: 
bank ift genöthigt geweſen, die Einlöfung der Noten in Gold auf die Haupt: 
bank zu bejchränfen und Disfontverhöhungen eintreten zu laſſen, die recht gut 
hätten vermieden werden können, wenn fie nicht mit ängſtlicher Sorgfalt über 
ihren Goldihag wachen müßte Das ift fein auf die Länge haltbarer Zuftand, 
er muß auf die eine oder die andere Weile bald geändert werden, wenn Die 
wirthichaftlihe Lage des Landes nicht darunter leiden joll. Aber unfere Lage 
ift in fo fern doch beiler als die der anderen großen Staaten, weil ein großer 
Theil des alten Silbergeldes inzwijchen verfauft ift, und das Ausland uns nur 
mit Gold bezahlen kann, und weil die Neichöbanf noch heute die Berechtigung 
hat, ihre Noten mit Thalern einzulöfen. Daß fie von diefem Rechte noch feinen 
Gebrauch gemacht hat, jondern ihre Noten bei der Hauptbanf unbedingt mit Gold 
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einlöft, ändert hieran nichts. Das Ausland weiß, daß eine gejegliche Verpflicht: 
ung, die Noten nur in Gold einzulöjen, nicht beiteht, und fann daher, wenn es 
Gold braudt, auf uns nicht mit Sicherheit falfuliren. Das wird fich erft 
ändern, wenn die alten Thaler aufgerufen oder zu Scheidemünze gemacht werben. 
Erit dann würden wir das volle Gewicht der Goldwährung kennen lernen, und 
genöthigt fein, durch noch rüdjichtölofere® Erhöhen des Bankdiskonts, freilich) 
zum größten Schaden des Landes, unferen Goldihag zu vertheidigen. Mit 
welchem Erfolge ſteht freili) dahin. Wir haben zu der Zeit der Silberwähr: 
ung viele Jahre gehabt, in welchen Silber ſelbſt zu Preiſen, die weit über den 
Münzpreis hinausgingen, nicht zu haben war, wo wir das Silber, das die 
Münze nur mit 29 Thlr. 251/, Sgr. bezahlte, mit 30 Thlr. 5 Pf. bis 
30 Thlr. 12 Sgr. 11 Pfg. vergeblid) juchten und ſelbſt die Erhöhung des 
Bankdisfonts auf 6 Prozent und darüber nichts verfing. Dergleichen Zeiten 
können wiederfehren, unfere Lage würde aber dann nocd, viel fchwieriger fein, als 
in jener Zeit, weil die Banf jegt nur Gold faufen darf, während fie in jener 
Zeit fich durch den Ankauf des andern Metalls helfen konnte und geholfen hat. 

Nachdem ich vorjtehend nachgewiejen habe, daß Goldnoth nicht blos im All 
gemeinen, jondern aud für uns beiteht, und welche Gefahren daraus erwachjen 
fönnen,, wenn dieſer Zuftaud nicht bald bejeitigt wird, wende ich mich zu den 
verichiedenen Vorſchlägen, wie diefer Noth ein Ende gemadyt werden joll. 

Der erſte Vorjchlag geht dahin, die Frage, ob Goldnoth bejteht oder nicht, 
ganz auf ſich beruhen zu lafjen, und nur dafür zu jorgen, daß das alte Thaler: 
filber jo rajch wie möglich verkauft und dafür Gold angejchafft werde. Gejchähe 
da3 und gelänge ed, aud nur 200—300 Millionen unferes Thalerfilberd abzu— 
ſtoßen, jo brauche man fi um nichts weiter zu befümmern, da unjere Geld- 
zirfulation dann nichts mehr zu wiünjchen übrig laſſe. Der Vorſchlag Elingt 
jehr verführeriich und die Ausführung jo einfach wie möglich. Leider liegen die 
Verhältniife aber ganz anders, als die Proponenten annehmen. Zunächſt muß 
id) eö als einen Jrrthum bezeichnen, daß 200 Millionen oder auch nur 40 Mil- 
lionen jährlid von unjerem Thalerfilber zu verfaufen jeien. Aus dem Um— 
itande, daß jährlidy etwa 400 Millionen Mark Silber in den Minen gewonnen 
und davon 300 Millionen Mark durhichnittlich in jedem Jahre. auf dem Markte 
verfauft werden, folgt noch keineswegs, was daraus gefolgert wird, daß dann 
auch mindeſtens 40 Millionen Markt unjeres Thalerjilbers zu verfaufen jein 
müßten. Der Unterichied zwiſchen dem Minenfilber und den ihm gleichitehenden 
Zratten der engliſchen Regierung auf Indien einerjeit3 und unjerem Thalerjilber 
andrerjeitö bejteht eben darin, daß jene unter allen Umſtänden verkauft werden 
müſſen, weil die Minenbefiger wie die engliiche Negierung auf den Erlös aus 
dem DMeinenfilber, bezw. aus jenen Tratten angewiejen find und beſſere Preije 
nicht abwarten können, jondern ſich mit jedem Preiſe begnügen müſſen, mag er 
aud) noch jo niedrig jein. Das Thalerfilber läßt ji nur verfaufen, wenn und 
jo weit der Bedarf an Silber durd das Minenfilber und die indifchen Tratten 
nicht gededt it, und Verſuche, daneben ohne Rüdjiht auf den Bedarf auch 
deutiches Silber los zu werden, müflen ohne Erfolg bleiben und fünnen nur die 
Wirkung haben, den Silberpreis immer weiter herabzudrüden. Daß dem in der 
That jo ift, kann nad) den Erfahrungen, welche wir jelbjt in dieſer Beziehung 
gemadt haben, auch nicht dem mindeiten Zweifel unterliegen. In der erjten Zeit 
der deutſchen Silberverfäufe find wiederholt Verjuche gemacht worden, mit dem 
Minenfilber und den indiſchen Tratten zu fonkurriren. Aber die Folge davon 
war nur, daß der Silberpreis immer weiter zurüdging, und die Verſuche mußten 
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Thlieglih doch aufgegeben werden, nachdem der Preis in deren Folge unter 
50 Bence p. U. St. bis auf 46°/, Pence, aljo um etwa 25 Prozent gegen ben 
urſprünglichen Preis, gejunfen und nennenöwerthe Summen dody nicht zu er: 
faufen waren. 

Nah den Berechnungen, welche unter gewiflenhafter Benugung der in ben 
Jahren 1873 bi 1876 gemachten Erfahrungen aufgemacht worden find, würden 
nicht 40, fondern höchſtens einige 20 Millionen deutjchen Silberd durchſchnittlich 
in jedem Jahre zu verkaufen fein, und jelbit das bleibt noch zweifelhaft, weil 
biebei angenommen ift, daß alle in den Jahren 1873 bis 1876 verfaufte deutiche 
Silber nad) Indien gegangen iſt, während dod mit ziemlicher Sicherheit voraus: 
gejeßt werden fann, daß in jener Zeit nicht unbedeutende Quantitäten deutichen 
Silbers nad) Frankreich gegangen und dort vermünzt worden find, da die Silber: 
ausprägungen dort befanntlich erit im Sommer des Jahres 1876 filtirt und bis 
dahin nur auf 150, bezw., 120 Mill. Fr. pro Jahr beichränft worden find. 

Aber jelbit angenommen, daß wirklich jährlich 25 oder 30 Millionen unjeres 
Silbers zu verkaufen wären, iſt uns denn damit geholfen? Die Reichsbank hat 
ihon wiederholt in einem Monate mehr Gold verloren, als dieſen Betrag. 
Schwankungen in ihren Goldbeftänden von nahe an 100 Millionen ehren fait 
in jedem Jahre wieder. Der jährliche Verbrauch Deutichlands von Gold für 
induftrielle Zwecke allein beträgt nad Soetber (a. a. D. ©. 44) 41 Mill. Marf, 
wovon 33 Millionen aus der Neuproduftion zu beitreiten jeien. Was follen da 
die unbedeutenden Summen verichlagen, die durch den Verkauf unſerer Thaler 
gewonnen werden fönnten ? 

Nach meiner feiten Ueberzeugung iſt diefe Maßregel ein reines Palliativ, 
das und vor der immer ftärfer an uns herantretenden Goldnoth nicht nur nicht 
ihüßt, jondern uns den Angriffen des Auslandes auf unseren Goldſchatz erit 
recht preiögeben und eben jo wenig die Reichsbank der Nothwendigfeit überheben 
würde, bei jeder auc nur entfernten Gefahr eines Goldabfluffes jofort den Dis- 
font zu erhöhen. 

Iſt das aber richtig, jo vermag ich nicht abzufehen, warum wir die enormen 
Dpfer, welche wir jchon gebradht haben, un uns wenigftens eines Theil unjeres 
Thalerjilberd zu entledigen, noch weiter vermehren follen, jo lange noch die Mög- 
lichkeit vorhanden ift, auf einem andern Wege Abhülfe zu ſchaſſen. 

Für viel wirkſamer halte ich den Vorſchlag der Bimetalliften, nad welchem 
alle großen Staaten die Silberausprägung nad) einer unter ihnen zu vereinbarenden 
feften Werthrelation zwiſchen Gold und Silber freigeben follen. Der Vorſchlag 
beruht auf der richtigen Grfenntniß, daß die vorhandene Goldnoth hauptiädlid 
eine Folge der Entwerthung des Silbers ift, und daß fie nur bejeitigt werden 
fann, wenn der Preis des Silber wieder gehoben und gegen Schwankungen 
möglichft gefihert wird. Daß das vorgejchlagene Mittel hiezu in hervorragenden 
Maße geeignet ift, läßt fic meines Erachtens mit Grund nicht beftreiten. Es 
ift, wie jelbjt die Gegner zugeben, in der That faum denkbar, daß das Silber 
unter den in diejer Art firirten Preis weſentlich herabfinkt, jo lange alle großen 
Staaten dasjelbe dazu ausmünzen laffen. Aber dennoch trage ich Bedenken, dielen 
Vorſchlag zu unterftügen, und zwar nicht blos aus prinzipiellen, ſondern aud 
aus praftiihen Gründen. Der Vorſchlag ſetzt voraus, daß alle großen Staaten 
die Silberprägungen freigeben werden. Darauf ift aber bei England in feinem 
Falle zu rechnen. England wird nach meiner Ueberzeugung niemals zur Doppel- 
währung übergehen, weil es fich der ihm vorzugsweiſe drohenden Gefahr, mit 
Silber überſchwemmt zu werden, und im Folge deilen fein Gold zu verlieren, 
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nicht ausjegen darf. Für Deutfchland Liegt diefe Gefahr aber gleichfall® nahe, 
wenn auch nicht in demjelben Maße, weil es ſchon viel mehr Silbergeld hat wie 
England. Man kann uns billigerweife aud nicht zumuthen, dem Silber bei uns 
wieder freien Eintritt zu gewähren, nachdem wir eben erft una davon mit ſchweren 
Opfern befreit haben. Vor allem bin ich aber gegen die Mafregel, weil ich 
überzeugt bin, daß fein Staat, aud nicht Frankreich) und die nordamerikaniſchen 
Sreiftaaten, die Verpflichtung, jede Summe Silber, weldhe man in ihre Münzen 
bringt, auszuprägen, auf die Yänge erfüllen kann, wenn nicht zuvor für das 
Silber ein genügend großer Raum geichaffen ift, und damit wende ich mich nun— 
mehr zu meinen eigenen Worichlägen, die eben hierauf gerichtet find. 

Meine Borichläge bejchränte ich zunächſt auf Deutichland, weil man beifer 
veritehen twird, was ich will, wenn ich von den übrigen Staaten vorläufig ab: 
iehe. Ich will die Goldnoth bei uns dadurch bejeitigen oder doc thunlichit ver: 
mindern, daß durch geeignete Maßregeln, auf welche ich jogleich zurüdtommen 
werde, der Gebraud; des Goldes auf die internationalen Zahlungen und ben 
großen Geldverfehr beichränft, der mittlere und kleine Verkehr aber vorzugsweiſe 
auf Silbergeld angemwiejen werden ſoll. Das Ausland foll uns nad wie bor 
nur mit Gold bezahlen können, ebenfo wie wir dad Ausland nur in Gold be 
zahlen wollen. Die Ausprägung von Silber foll nicht freigegeben werben. Bei 
der Beitimmung des Münzgeſetzes, wonach die deutichen Münzen verpflichtet find, 
Gold aud für Private auszuprägen, foll es verbleiben, desgleichen bei der Ver: 
pflihtung der Reichsbant, Barrengold zum feiten Sate von 1392 Mark für das 
Prund fein gegen ihre Banknoten umzutaufchen. Dagegen joll die geſetzliche Be— 
fugniß des Bundesrathes, die Thalerftüde außer Kurs zu fegen oder zur Scheide: 
münze zu erflären, aufgehoben werben. 

Selbitverftändlich ift aber durch dieſe Maßregel allein das von mir ange 
itrebte Ziel, das Silbergeld mehr in Gebraudy zu bringen, nicht zu erreichen. 
Die Befugniß, zu allen Zahlungen im Inlande die Thaler zu verwenden, befteht 
noh jest fort, fie eignen fich dazu faft in allen Füllen, namentlich im Eleinen 
Verkehr ebenjo gut, wenn nicht befler, mie das Goldgeld, und man nimmt fie 
wohl nur deshalb weniger gern, weil man ſich den Umftänden und Weitläufig- 
feiten nicht ausſetzen will, welche mit der derzeit zuläfligen und täglich zu er: 
wartenden Außerfursfegung unzertrennlich verfnüpft find. Soll der Gebrauch des 
Silbergeldes wieder allgemein werden, fo iſt eine gewiſſe Nöthigung unerläßlic, 
und darum twill ic) das Gold wie dad Papiergeld auf Stüde von 20 Marf be: 
Ihränten, und die Stüde unter diefem Betrage möglichit bald einziehen laſſen, 
jo dab zu den- Zahlungen unter 20 Markt nur das GSilbergeld verwendet 
werden fann. 

Daß diefer Vorihlag nicht überall beifällig aufgenommen werden wird, 
darauf bin ich von vornherein gefaßt. Aber ich bin überzeugt, daß man fich die 
mit demjelben verknüpfte unbedeutende Unbequemlichkeit gern gefallen laſſen und 
fih an den Gebrauch des Silbers jehr bald wieder gewöhnen wird, wenn man 
erfennt, daß dadurch dem Lande große Koſten erfpart und Nothitände bejeitigt 
werden fönnen, die nad meiner Weberzeugung auf feinem anderen Wege zu be: 
jeitigen find. Daß durch die Einziehung des Eleinen Goldgeldes und des Eleinen 
Bapiergeldes wefentliche Intereffen verlegt würden, fann Niemand behaupten, 
beide find bloße Lurusartifel, die unferer Geldzirfulation mehr zum Schaden wie 
zum Segen gereiden. 

Die vorgeichlagene Maßregel bezwedt, den Gebraud; des Goldes und des 
Bapiergeldes thunlichit zu beſchränken, um dadurch für eine ausgiebigere Zirkulation 
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von Silber-fturantgeld Raum zu fchaffen, und diefer Zweck wird aud dann er: 
reiht, wenn die Maßregel nur auf Deutichland beſchränkt werden jollte. Das 
Endziel, daS ich dabei im Auge habe, der Silberentwerthung ein Ende zu machen, 
fann fie aber nur erreichen, wenn auch alle anderen großen Staaten fich zu einem 
gleihen Schritte bejtimmen laffen, wenn alfo auc fie das Heine Gold- und das 
Eleine Papiergeld einziehen und die dadurch entitehende Lücke durch Silber-Kturant: 
geld ausfüllen laſſen. Wie die vorgeihlagene Maßregel in diefem Falle wirken 
würde, zeigt fi) am deutlichiten, wenn man fich vergegenwärtigt, wie viel Kleine 
Gold: und Papiergeld in den verfchiedenen Staaten zirfulirt. Ich habe nad) den 
zuverläfligiten Quellen fejtgeftellt, daß in Stüden unter 20 Franfen in den auf 
der letzten Pariſer Münzkonferenz vertretenen Staaten, felbjt wenn man von 
Defterreih und Rußland wegen der dort noch geltenden Papierwährung ablicht, 
über 2250 Millionen Mark umlaufen, während die ganze jährliche Silberpro: 
duftion der Erde nah den höchſten Schätungen faum 400 Millionen beträgt. 
Für fo viel Silbergeld würde ſonach Naum geichaffen werden, wenn ſich dieſe 
Staaten entjchließen wollten, feine Goldmünze und fein papiernes Werthzeicen 
einschließlih der Banknoten unter 20 Franken auszugeben und die fleineren 
Stüde in einer angemefjenen Frift einzuziehen. 

Ob ein ſolches Abkommen zu Stande zu bringen fein wird, fteht freilich 
dahin. Ich jollte aber meinen, daß es fich der Mühe lohnte, wenigſtens einen 
derartigen Verſuch zu machen. Allerdings bliebe auch dann noch manches zu 
thun, um die Sache in die richtigen Wege zu leiten. Ich rechne dazır in eriter 
Linie die Verftändigung darüber, nad) welchem Werthverhältnig zwischen Gold 
und Silber die Silber-Surantmünzen ausgeprägt werden follen. Indeſſen wird 
fich hierüber eine Verftändigung unschwer erzielen laſſen, wenn man fich erft über 
das Hauptprinzip geeinigt hat. 

Wie man dad von mir empfohlene Syitem nennen will, ob Goldwährung 
oder Doppelwährung oder wie fonft, ericheint mir hiebei ziemlich gleichgültig. 
Entjcheidenden Werth Iege ich nur darauf, daß der Geldumlauf auf gejunde 
Grundlagen geftellt, das Silber in feine früheren Nechte wieder eingelegt und 
dadurd zugleich die Goldnoth befeitigt wird. 
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Die Koſten der öffentlichen Volksſchulen in Preußen. — Die neueſte, das 
10. Ergänzungsheft der Zeitſchrift des königlich preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureau's 
füllende Statiſtik der öffentlichen Volksſchulen bringt eine Menge werthvollen 
Materials über die Koſten des preußiſchen Elementarſchul-Unterrichtes bei. Voll— 
ſtändig iſt dasſelbe nicht, weil amtliche Nachweiſungen ähnlicher Art von den 
Privatſchulen nicht eingezogen worden find, Blinden- und Taubſtummenanſtalten 
wegen ihrer Gigenthümlichkeit außer Acht bleiben mußten und auc die mit 
Schullehrer-Seminaren feit verbundenen Uebungsſchulen in Betreff des Koſten— 
punttes von den Seminaren nicht zu trennen waren. Dagegen haben in ber 
Statiftit der obligatorischen Volksſchulen auch Lehranitalten Plat gefunden, welche 
— ohne den höheren beigezählt zu werden — doc über das Ziel der Volks— 
ihule im engeren Sinne hinausgehen; foweit ſolche Meittelfhulen aus den 
Driginalberichten zu erkennen waren, find fie befonders behandelt worden. 

Einen anjehnlihen Beitrag zu den Interrichtäfoften Liefert da& vorhandene 
Schul: Kirdhen: und Stiftungdvermögen, das Flirchenvermögen infonder: 
heit für die mit einem Küſter- oder Organiftenamte feit verbundenen Schulſtellen. 
Soweit diejer Beitrag zur Dotation der Schulftellen, aber ausſchließlich Wohnung 
und Feuerung, bejtimmt ift und aus darüber vorhandenen neueren Matrifeln 
(jeit 1869) hervorgeht oder nad) ortsüblichem Werthe gefchägt werden fann, follte 
er verzeichnet werden. Nach den fuitiichen Bemerkungen de3 Bearbeiters Hat 
zuweilen eine Verwechſelung von Vermögen und Ertrag ftattgefunden, auch find 
Schulgelder und Stolgebühren manchmal eingerechnet, jo daß der Beitrag zur 
Lehrerbejoldung aus dem Vermögen eher etwas zu hoc als zu niedrig erjcheint, 
weil nicht alle Fehler als ſolche zu erkennen und zu bejeitigen waren. Die 
Zufammenftellung ergibt als jährliche Einnahmen der in Rede ftehenden Gattung: 

überhaupt davon für Mitteljchulen 


auß in Städten auf dem Lande in Städten auf dem Lande 
Grundbefit . . . . M 210,818 3,416,869 6,935 3,219 
Berehtigungen. . . „97,294 389,701 2,296 = 
Geld- u. Naturalrente „ 501,711 2,127,288 11,327 207 
Rapitalzinfen . . . „ 275,942 558,165 24,141 896, 


woran außer dem LanddrofteisBezirt Stade, für welchen die einjchlägige Nachricht 
fehlt, betheiligt * 

Edulen . . . .. 1,879 24,785 ı% 8 
Lebreritellen . : 9,717 32,171 20. 

Die beträghtlichften Ginnahmen aus jenem —— die öffentlichen 
Volksſchulen in der Provinz Sachſen, nämlich 1,488,046 M. für 2,515 Schulen 
und 4,200 Xehreritellen mit je 354 M, während in Bofen jede ſo bedachte 
Lehrerſtelle daraus nur 85 M empfängt. 

Dieſen 7,577,788 Ab. treten Schulgelder, Leiſtungen der Gemeinden, Guts— 
herren und Patrone und Beiträge des Staates hinzu, jo daß die vollbeichäftigten 
54,218 Lehrer und 5,275 Lehrerinnen im Jahre 1878 überhaupt 63,046,533 M. 
Stelleneintommen hatten. Feuerungs- und Wohnungsaufwand waren in 
das perfönlihe Einkommen nicht einzurechnen, fcheinen jedoch von der Bejoldung 
mander Lehrer, welche für ihre Unterbringung felbft zu forgen haben (laut 
den Ffritiichen Bemerkungen des Herrn A. Petersilie, der im Nuftrage des 
Unterrihtsminiftere das weitichichtige amtliche Material bearbeitet hat), nicht 
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nicht abgezogen zu fein. Das Stelleneintommen der öffentlihen Volksſchulen 
überhaupt und die Koften für 2,062 ftädtiihe und 53 Stellen an Mittelichulen 
insbejondere (für welche often getrennt angegeben werden konnten) werden beihafft: 


durch überhaupt davon für Mittelſchulen 

in Städten auf dem Lande ſtädtiſche ländliche 

Einkünfte aus Vermögen . . . AM  1,085,765 6,492,023 44,699 4,322 
Schulgeld . . . „ 7,256,766 5,718,761 2,432,450 16,236 

Leiftungen der Gemeinden, Guͤts⸗ 

herren und Batrone . . . „.  19,048,071 15,792,146 1,195,249 63,306 
Beiträge des Staates . . . u 1,613,700 6,039,301 55,179 1,410 
zufammen . . -4 29,004,302  34,042,231 3,727,577 85,274. 


Die Quellenkritif ftellt e8 als unficher hin, ob Schulgeld, welches in die 
Gemeindekaſſe fließt, allenthalben aus ben Leiftungen der Gemeinden ausgefondert 
ift oder unter letzteren ftedt. Den höchſten Antheil am Geſammteinkommen der 
Lehreritellen liefern die Erträge des Vermögens in Sachſen (25,3' Proz.) und 
Schleswig-Holſtein, dad Schulgeld in Sadien (35,1? Proz3.), Hannover und 
Brandenburg, die Leiftungen der Gemeinden u. dal. in Berlin (91,90 Proz.) und 
Rheinland, die ftaatlihen Beiträge in Poſen (28,9% Proz.), Oftpreußen und 
Pommern, 

Durchſchnittlich ftellt fi das Einkommen einer Schulftelle ohne Wohn: 
ung und Feuerung auf 1,060 M, fteigt jedoch durch die vom Staate gewährten 
perfönlichen und Dienftalter8-Zulagen auf 1,122 .M.; es erreicht in Berlin 2,063, 
in Hohenzollern nur 860 M. ine Hülfskraft ift dort mit 334 und bier mit 
12, im ganzen Staate mit 78 M durcchichnittlich falarirt, und das mittlere 
Ruhegehalt der emeritirten Lehrer und Lehrerinnen beträgt 544 M. 

Außer dem Stelleneinfommen der voll beichäftigten Lehrkräfte fommen nod 
folgende jonftige perſönliche Koſten der öffentlichen Volksſchulen in Betradt: 


R . überhaupt davon für Mitteljchulen 
Aufwendungen für in Städten "uf dem ftädtifhe laändliche 
Lehrerzulagen vom Staate. . . M 624,689  3,141,020 21,084 1,660 
Hilfs-Lehrkäfte . 2 > 2 2. 1,059,005  1,087,964 237,182 435 
Nuhegehalte: 
durd; Abgabe des Nachfolger? . „ 20,650 236,552 300 120 
Staatszuſchüſſe . . . 26,968 229,861 1,105 _ 
Reiftungen der Gemeinden u. dal „ 803,058 596,791 94,635 120 
Lehrerwittwen und Waiſen . „243 177 466 759 12 1546 336. 


Die berfönlichen Koſten erreichen in Summa alſo 71, 583, 627 oder durch— 
Ichnittlih für eine Schulflaffe 1,194, in den Städten 1,544 und auf dem Lande 
1,010 A. Hierzu treten nun als ſächliche in einem Durhichnittsjahre aus 
den fünf Jahren 1876 bis 1880 verwendeten Schulunterhaltungäfofiten 
im Ganzen, bezw. für 238 ftädtifche und 1 Ländliche Mittelfchule, von denen die 
einichlägigen Zahlen beſonders ermittelt find: 


: überhaupt davon für Mittelfchulen 
zur Beitreitung von in Städten auf dem Lande ftädtifche ländlide 
Schulbauten . . M 6,573,686  11,069,067 566,115 41,688 
jonftigen fächlichen Sweden „m 5,542,615 6,247,628 620,275 14,158 
aufammen . . .  „ 12,116,301 17,316,695 1,186 ‚s” 55,846 
auf je eine Hlajie . 589 439 


Die Sejammtheit der Unterhaltungsfoften der preußifchen öffentlichen 
Volksſchulen beträgt alſo 101,016,623 M, wovon auf die ftädtifchen 43,898,750 Me. 
entfallen. Won ihrer Höhe erhält man eine Elarere Anſchauung, wenn man er: 
wägt, daß fie fich zum Soll der gefammten direkten Staatöftenern wie 67,7% zu 
100 verhalten, aljo über zwei Drittel des Betrages der Grunde, Gebäude:, Ein: 
kommen-, Klaffen und Gewerbeftener zufammen ausmachen. (Stat. Korr.) 
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Zweites Kapitel. 
Das Konſularrecht.?) 
8 1. Begriff und Auellen. 


I. Neben der Diplomatie bat in neuerer Zeit das Konſularweſen für die 
internationalen Beziehungen der Staaten eine immer fteigende Bedeutung ge: 
wonnen. Die Definition der Konfuln wird von fajt allen Schriftitellern über 
Konfularrecht dahin gefaßt, daß ein ausfchliegliches Gewicht auf die Vertretung 
der Handelsinterefjen gelegt wird,?) oder aber es wird den Konſuln im 
Gegenfaß zu den Diplomaten, welche die Intereffen des Staates zu vertreten 
haben, die jpezifiiche Vertretung dev Indi vidu alintereſſen im Ausland vindizirt. 
Der lebtere Geſichtspunkt ift für die Feititellung des Begriffes jedenfalls ganz 
irrelevant: der in diefer Beziehung behauptete Unterjchied hie dem Diplo= 
matijchen und dem Eonfularischen Amte bejteht nicht. Daß dagegen die Konſuln 
Ipeziell zum Schu der Handelsinterefjen im Auslande zu dienen haben, iſt 
ſowohl nad) der hiftorifchen Genefis des Konſularamtes“) als nach der der: 


N) Val. oben ©. 81. 

2) Alle jyitematiichen Bearbeitungen des Völkerrechts behandeln auch, meiſt im An— 
ſchluß an das Sejandtichaftsrecht, das Konſularrecht. Die betreffenden Erörterungen, meist jehr 
au gehalten, erheben ſich jedoch nicht ütber das Niveau allgemeiner Erörterungen oder bloßer 

Sulammenftellungen von Gejepesmaterial: der Rn Werth iſt durrcgioeg ein geringer. 
billimore II, ©. 273 ff. Vattel II, ec. II, ©. 34, IV, ec. VI, 8 75. Klöber $$ 173, 
174. Martens: Beffdeng 68. Martens ———— 881 ff. Ars 38 24 —31. Bluntihli 
SS 244— 275. Heffter-Geffden $$ 243—248. Kent I, ©. 42. Galvol, S. 497 — 560. 
Bon Spezialwerfen find hervorzuheben: die älteren Handbücher von Neumann 1854), 
und Oppenheim (1854), deClercg et de Vallat: Guide pratique des consulats 4 &d, 
1880. 2 Bde. König, Handbuch des deutschen Konſularweſens. 2. A. 1878. Vgl. ferner 
Laband I, S. 194 -2284. Meyer 88 80. 137.190. v. Rönne II, I. S. 224; das fünfbändige 
Manuel des econsuls von N. v. Miltitz it nur hiſtoriſche Materialſammlung. Ein beſonders 
wedienſtliches Werk iſt ferner F. Martens: das Konſularweſen im Orient, überſetzt von 
Sterſt. 1874. Ferner W. Beach-Sawrence: commentaires sur les éléments du droit 
international. 4. Bd. 1880. ©. aud) die Artikel über Nonjularweien von B. König in 
v. Holgendorff3 R.-Lex. (3) UI, ©. 529 ff. 

2) So z. B. de Clercq et de Vallat I, ©. 1: Les consuls sont des agents du 
gouvernement charges de protéger à l’&tranger le commerce et la navigation de leurs 
nationaux.“ Calvo I, 8 444. 

) Bgl. bei. F. Martens, ©. 44 ff. In allen oben angegebenen Werfen ift die Ge— 
ſchichte bes Konfulates furz tigitt. 
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maligen thatſächlichen Ausprägung der Verhältniſſe allerdings richtig. Nach der 
Regel: a potiori fit denominatio mag man demgemäß die Bezeichnung 
der Konfuln ala Handelsagenten des Staates im Auslande zugeben. 

Immerhin erheben ſich gegen diejelbe Bedenken. Die Funktionen, welche 
heute regelmäßig von den Konjuln geiibt werden, laſſen ſich keineswegs alle 
auf Gefichtspunfte des Handels zurüdführen; in einer Reihe von Ländern haben 
die Konfuln ohne jede innere Beziehung zum Handel jogar volle Zivil und 
Kriminalgerichtsbarfeit; das Konfularamt ift neuerdings ſowohl in Beziehung 
auf die äußere Ordnung als auch den inneren Dienjt in enge Verbindung mit 
dem diplomattichen Amt gejegt und mehrfach find beide Aemter in einer Perſon 
verbunden worden.) Auch unfer deutiches Konfulargejeg hebt zwar die Be 
ziehung der Konfuln zu „Handel, Verkehr und Schifffahrt“ jpeziell hervor, 
legt aber doch prinzipiell den Konjuln ebenfo wie dies bei den 
dDiplomatifchen Amtsträgern der Fall, die Pflicht auf: „das 
Intereſſe des Bundes“ in feinem ganzen Umfange „zu jchügen 
und zu fördern.“ ?) ®) 

Die Entwidelung wird mehr und mehr dazu führen, den KRonfulardienit 
einfach als einen jpeziellen Theil des diplomatischen Dienftes zu betrachten und 
zu organifiren. 

Diplomaten und Konfuln find demnach diejenigen Organe 
der Staat3gewalt, welcde die internationalen Beziehungen des 
Staates amtlich zu pflegen berufen find und zwar die Konfuln 
in erfter Linie fpeziell vom Gefichtspunfte der Handelsinter: 
effen aus. Daß es fich dabei um einen Auftrag des Staate3*) handelt, 
ift bei den Konſuln ebenſo begriffliche Vorausjegung wie bei den Gejandten. 


II. Unferen heutigen Konfularinftitutionen ähnliche Einrichtungen finden ſich 
bereits im Alterthum.“) Die wirklichen Anfänge des Konjulates aber gehen doch 
faum über die Zeit der Kreuzzüge zurück und jtehen im inneren Zufammenhange 
mit dem gewaltigen Aufblühen des italienischen (Venedig, Genua), theilweife auch 


*) Am weiteften geht in Beziehung auf diefe Kombination die franzöfifche Geiepgeb- 
ung: de Clercg et de Vallat I, ©. 31 fr. Beach Lawrence |IV,&.8.23. — 
Bal. 3. B. über die franzöfiiche Botichaft in Berlin wie die Gejandtichaft in Münden 
als Ktonfularämter. 3.8. 1875, ©. 474. Auch deutiche Konſuln im Auslande find mehrfach 
zugleich diplomatische Amtsträger, nämlich in Serbien, Zentralamerifa, Columbien, Marofto. 

2) Konſ.G. 8 1. Bemerkenswerth ander8 lautete $ 1, des Preuß. Koni.Regl. von 
1796, weldyer die Funktionen der Konjuln ausdrüdlichh auf „Kommerz und Schifffahrt“ be 
ſchrünkte. Vgl. hieher die richtigen Bemerkungen von Rei in Hirth's „Ann.“ 1872, ©. 1281. 

3, Die Schriftiteller halten der großen Mehrheit nach an der früheren Anjchauung feit: 
Geffcken zu Heffter $ 247, Nr.1: „Alle politifchen Fragen find ausgeſchloſſen.“ Calvol, 
©. 501. Marten&-Geffden, ©. 222: „Les negociations politiques, les relations inter- 
nationales lui sont et lui demeurent etrangöres — — les interöts de peuble ä peuble 
ne sont point de son ressort.* Ganz verwirrt Kent I, ©. 42: „Tbeir duties and priri- 
leges are now generally limited and defined in treaties of commerce or (!)by the sta- 
tute regulations of the conntry which they represent.* Won den deutichen Verträgen 
enthält nur der niederländilche (1856) in A. 2 eine eigentliche Definition: die Konſuln „sont 
consideres comme des agents commerciaux, protecteurs de commerce maritime de leurs 
nationaux dans les ports de la circonscription de leur arrondissement consulaire.* 
Ueber das Verhältniß der deutichen Konfuln zur Politif vgl. auh König, ©. 81 und an 
anderen Stellen: doc) dürfte auch diefer Autor vielleicht die Beziehungen zum Handel allzu 
einjeitig betonen. 

) ©. oben Kap. I, ©. 82. 

°) Sehr ausführlich hierüber die oben genannten Spezialwerfe. Vgl. die intereflante 
Stelle 1. Visig. 1. XI, 3 ec, 2 
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franzöfischen (Marfeille) und Spanischen (Barcelona) Seehandel3 nach dem 
Orient im 11. und 12. Jahrhundert; die deutjchen Hanfeftädte ahmten ſodann 
für ihren nordiichen Handel dieje Einrichtung nad. !) 

III. Die Konfuln find Staatsbeamte wie die diplomatischen 
Amtsträger, fie üben im fremden Staate die Staatsgemwalt 
des eigenen Staates aus, ihre Stellung iſt eine obrigfeitliche. 
Und zwar ijt es hiefür ganz irrelevant, ob die Konfuln Gehalt 
beziehen oder nicht, ob fie aus dem Amtihren Lebenszweck machen 
oder dDasjelbe nurnmebenbeiverwalten. Immer bleibt der prinzi— 
pielle Gefichtspunft dernämliche: daß diejen Perſonen obrigfeit- 
lihe Rechte zur Ausübung anvertraut find. ?) Keineswegs dürfen die 
Konfuln in erjter Linie als „Ratgeber“ ihrer Nationalen im Auslande juriſtiſch 
betrachtet werden; die Behauptung, daß die Konſuln obrigfeitliche Rechte prin= 
zipiell nicht ausüben Fönnten, weil im Ausland ftationirt (Yaband), trifft 
wie oben (Kap. I, ©. 85 ff.) dargelegt, nicht zu: andrerſeits läßt fich der 
Nechtsbegriff des Konſuls pofitiv nur auf den allgemeinen Begriff des Amtes 
d. i. eines bejtimmten Kreiſes obrigfeitlicher Funktionen begründen und die in 


N Phillimore II, ©. 258 ff. Martens-Geffcken S. 242. %. Martens ©. 44 ff. 
Ealvo I, 88 442. 443. König $ 1. Leber die ältereren Bezeichnungen telonarii, bajuli, 
—— und conservatores mercatorum, Aldermänner vgl. die Angaben in den genannten 

erfen. 

2) U. A. insbefondere Qaband U, 251 ff.: „Die Konſuln find vielmehr im Wejent- 
lihen darauf angewieſen, als Rathgeber und Vertreter ihrer Staatsangehörigen die 
Interefjen derjelben wahrzunehmen, mit ihrer Kenntniß des am Ort ihrer Thätigfeit gelten: 
den Rechtes, der Behördenverfafjung, der Sprade, Sitten und Lebensverhältniſſe demjelben, 
welche als Fremde mit diefen Dingen nicht vertraut zu fein pflegen, behülflich zu fein, die 
Beobachtung der mit dem betreffenden Staate bejtehenden völferrechtlihen Verträge zu über: 
wachen (als ee ?!), Hülfsbedürftige im Nothfall zu unterjtügen und ihre Regierung 
durch Berichte von Allem in Kenntniß zu erhalten, was die Intereſſen des Staates namentlic) in 
Bezug auf Handel, Verkehr’rund Schifffahrt betrifft.“ S. dagegen die prinzipielle Erörterung von 
Zorn, Krit. Viert.-Schr. N. F. I, ©. 534. Für die Beamtenqualität auh Oppenheim ©. 10, 
ferner jehr gut F. Martens S. 5. 26.28. „Sowohl die Geſandten als die Konjuln find Regier- 
ungsorgane, oder offizielle Perjonen, die ein jeder in jeiner offiziellen Sphäre verpflichtet 
find, den Willen ihres Staates zu verwirflichen“; „dem innerjten Wejen der Thätigkeit und 
des Amtes der Konjuln wäre es vollitändig zuwider, wollte man in ihnen nicht Regierungs- 
organe jehen, die daher einen konkreten jtaatlihen Charakter haben.“ „Allerdings jchließt 
Martens von diejer Begriffsbeitimmung die Wahlkonjuln aus, (ebenfo Lammers in 
Holgendorff’3 Jahrb. I, S. 24. Oppenheim ©. 215): für diefe gilt aber das nämliche Prinzip 
wie fiir die Berufskonſuln. Sehr zutreffend äußerte fich über die Funktion als „Rathgeber“ bei 
Beratgung des Konfulatsgebührengejeges im Neichstage der Abg. Kapp (Sten. Ber. 1872, 
©. 779): „Der Deutjche ijt immer bereit, im‘ Auslande die Konſuln als feine jpeziellen 
Agenten, als jeine Kommiflionäre zu behandeln. Der Konſul iſt nad) meiner Meinung zu 
etwas Beſſerem da; er ijt der Vertreter der allgemeinen Staatsinterefien, die wahre Inkar— 
nation der jdhirmenden Gewalt des Staates im Ausland und wenn er den einzelnen Deutichen 
auch mit Beiftand und Rath zur Seite jtehen joll, wie das die Inſtruktion vorichreibt, jo 
iſt damit durchaus noch nicht geboten, daß der Konſul fih auf Verlangen jedes beliebigen 
Bürgers der Bejorgung jeiner beliebigen Privatinterefien unterziehen ſolle.“ — Bluntſchli 
8 254 N.: „Die Konſuln haben weder imperium noch jurisdietio, aber eine Art (?N) von 
Batronat und Prokuratur in Nothfällen im Intereſſe ihrer Landsleute” — jedenfalls eine 
Begriffzbeftimmung von wenig juritiicher Bräzifion. Bluntjchli muß übrigens im weiteren 
Berlauf feiner Darjtellung jene Behauptung jelbit reftringiren, fo 3. B. Note zu $260: „der 
Konful eriheint dabei immerhin (sie !)als cine jtaatlid; anerkannte und ermächtigte Autorität, 
welche in Ermangelung einer Landesautorität die jtaatliche Ordnung und Sorge darjtellt und 
bandhabt.” $ 266 ift dann bemerkt: die Ertheilung von Volljährigkeitserflärungen ſei „ein 
Alt der Staatögewalt im Sinn der jarisdietio“, — aber find nicht Eheichliegungen, Schiffs: 
polizei, Zeugenvernehmungen ganz ebenjo Alte der Staatögewalt ? 
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den Gefeßgebungen den Konſuln im Einzelnen übertragenen Funktionen haben 
zum weitaus größten Theile an fich ſchon unbedingt einen obrigfeitlichen Charafter. | 
Auch die hiltorische Geneſis der Inſtitution Spricht durchaus für diejen leteren: 
von Anbeginn an übten die Konfuln obrigfeitliche Nechte, ſpeziell die Gerichts: | 
barkeit über ihre Nationalen aus, ja das Amt wurde geradezu zu diefem Zwede 
gejchaffen. 

Die Konfuln jeder Kategorie find demnah Staatsbeamte, 
ihre Thätigfeit jeder Art begrifflich eine obrigfeitliche. 

Die juristische Konſtruktion dieſes Verhältniſſes ift genau die nämliche tie 
beim diplomatischen Amt (j. oben Kap. I, S. 84 ff). Damit ein Konjul 
überhaupt thätig werden kann, ift ein doppelter Titel erforder: 
li: der Auftrag des Abjendeftaates und die Konzeſſion des 
Empfangsjtaates; erjterer wird ertheilt in Form eines Patentes (lettres 
de provision), leßtere in Form des ſog. Erequatur (im Orient Berat 
genannt).') Kein Staat fann prinzipiell als verpflichtet angelehen werden, 
Konfuln zu entjenden oder jolche zuzulaſſen; eine Nechtspflicht diejes Inhaltes 
läßt ſich nicht konſtruiren.“ „Theoretifch gefaßt enthält die Einräum— 
ung jeder obrigfeitlichen Thätigfeit und namentlich die der Ge 
rihtsbarfeit an die Konſuln eine theilmweije Abdifation der aus 
wärtigen Souveränetät zu Gunſten der Souperänetät desjenigen 
Staates, welherden Konjul bält.“?) Daraus folgt: die vom Empfangs: 
ſtaat ertheilte Konzeſſion kann auch eine befchränfte fein, jowohl territorial, 
wie dies in mehreren Staaten auch heute noch der Fall,*) als auch ſachlich, 
indem den Konſuln gewiſſe Funktionen, welche ihnen ihr heimathliches Recht 
geftattet, verboten werden. Ueberhaupt ijt die gefammte Thätigfeit 
der Konfuln negativ injofern vom Territorialitätsprinzip be: 
herricht, als der amtliche Auftrag des eigenen Staates feine 
Grenze und Schranke ſtets am Rechte des Empfangsitaates hat. 
Es folgt dies Schon aus dem Prinzip umd hat überdies im deutschen Konfular: 
geſetz (J 1 am Ende) noch befonderen Ausdruck gefunden: die deutschen Konfuln 





) Bluntjchli, SS 245. 246. GalvoI, 8 454. Heffter-Geffcken, ©. 474. 

?) Uebereinjtimmend (aber ohne jpezielle Begründung) Heffter-Geffden, S. 474. 
Bluntihli SS 245. 237. Kent I, 43. Calvo 1, 88 453. 455. Garden I. ©. 317. 
Oppenheim ©. 26. König ©. 30, 

Abg. Kanngießer bei Berathung des Konfulargeieges im Reichstag (Sten. Ber. 

1867, ©. 650.) 
j *) Eine derartige Beichränfung war der Bundesbeihlu vom 12. Nov. 1835, welcher 
fremde Konſuln von deutichen Bundesfeftungen ausihloß. Unſer geltendes Recht 
fennt feine territoriale Beſchränkung. Die meiiten Verträge aber rejerviren die 
Möglichkeit einer foldhen (vgl. 3. B. die Konſ-Vertr. mit Spanien A. 1, der nordomerifan- 
iihen Union A. 1, Hawali W. X. In der Türkei (Napitulation v. 1761 4. 4) dürfen 
deutiche Konſuln an allen Orten ernannt werden, wo andere Mächte ſolche haben; in den 
Dafenplägen des jchwarzen Meeres überall (Barifer Friede von 1856 A. 12). Perjien (A. 3) 
läßt deutſche Konſuln nur zu in Teheran, Tauris und Bender-Bouchir, dafür darf Perfien 
im Reich auch nur 3 Konſuln ernennen; China (M. 4), Japan (A. 2) und Siam nur in den 
dem auswärtigen Handel ausdrüdlich geöfineten Häfen. In allen denjenigen Orten, wo 
Konſuln anderer Nationen zugelajien find, dürfen aud) deutiche Konſuln bejtellt werden in 
den niederländischen Nolonien (A. 1), in Portugal und den portugiefiihen Kolonien Madeira, 
Portoſanto und den Azoren (a. 17), Rußland und den ruſſiſchen Kolonien (A. 1), der nord 
amerifaniichen Union (A. 1), der argentiniichen Nepublit (A. 11), Cojtarica (N. 26), Jtalien 
(A. 1. 2), Spanien und den ſpaniſchen Kolonien (W. 4), San Salvador (A. 23), Chili 
(A. 13), Frankreich (A. 12). 
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‚müſſen die durch die Gejege und Gewohnheiten ihres Amtsbezirkes gebotenen 
Schranfen einhalten.“ 

Die Allgemeine Dienjtinftruftion (zu $ 1, Ziff. 4) Spricht fich hierüber jehr 
präziſe aus: „Kein Staat läßt fremde Konſuln in jeinem Gebiete anders zu, 
als mit dem ausdrücklichen oder jtillihweigenden Vorbehalt, daß diefelben nichts 
gegen die Gejege des Landes vornehmen. Die deutſchen Konjuln können 
daher die ihnen Durch das Geſetz beigelegten Befugnijfe nur jo- 
weit ausüben, als die fremde Staatsgewaltesihnen gejtattet.“!) 

IV. Ueber das Verhältniß des Rechtes, Konſuln zu entjenden oder zur 
empfangen, zur Souveränetät des Staates gelten alle oben in Kap. I, S. 88—92 
gegebenen Ausführungen. Insbeſondere muß den jog. halbjouveränen Staaten 
prinzipiell jenes Recht abgejprochen werden. ?) 

V. Das im Folgenden darzujtellende Konjularredt ift jo- 
mit Deutjches Staatsrecht, deſſen Anwendung, weil in fremden 
Staaten zu bethätigen, jedoch durch die Grundſätze-des Terri- 
torialitätsprinzipes bejtimmt wird, d. i. von der in eigener 


) Richtig CalvolI, 8491. Kent I, S. 42: „No government can invest its consuls 
with judicial power over their own subjects in a foreign country without the con- 
sent of the government of the foreign country founded on treaty and there is 
no instance in any nation of Europe of the admission of criminal jurisdietion in 
foreign consuls.* Dies gilt aber nicht, wie Kent und Calvo meinen, von der Gerichts- 
barkeit allein, jondern von allen Funktionen der Konjuln, nur ijt keineswegs unbedingt er: 
forderlich, daf die Zuftimmung des Empfangsjtaates „on treaty* beruhe. Ganz zutreffend 
Martens-Geffden ©. 243: „Dans ce cascomme dans tout autre les instructions 
seules en eflet ne sauraient pas suffire pour determiner les droits et les attributions 
consulaires attendu que leurexercice d&pend de l’assentiment dusouverain 
territorial* Wenn Bhillimorell,S. 264 alö unterjheidendes Merkmal der kon: 
ſulariſchen von der diplomatischen Amtsthätigkeit hervorhebt: „The consuls can not enter upon 
the discharge of their functions without the permission and confirmation of their 
commission by the Sovereign of the country to which they are deputed*, jo ijt dies 
völlig unzutreffend, da dies bei den Bejandten genan ebenjo der Fall ift, wie bei den Konſuln, 
vgl. oben Kap. 1, ©. 86 ff. Vgl. auch Neig, in Hirth's „Annalen“ 1872, ©. 1253. Eine 
prinzipiell hochwichtige Korreſpondenz über diefen Punkt wurde i. %. 1874 zwiſchen den Staat 
jefretären des Auswärtigen des Deutichen Neiches und der nordamerifaniichen Union geführt. 
Calvol, 8 495. Amerikanische Gerichte hatten amerikanische Konſuln in Deutichland angewieſen, 
eidliche Zeugenverschmungen vorzunehmen. Dagegen wurde deuticherieits Verwahrung 
eingelegt, da das deutiche Recht eidliche Yeugenvernehmungen nur durch deutiche Richter— 
beamte geitatte; die Beittimmungen des amerifanijchen Rechtes aber fünnten 
in Deutſchland niht mahgebend fein gegenüber zwingenden VBorjchriften 
des deutihen Rechtes. Die amerikanifchen Ktonjuln könnten ohne Eid Informationen 
von Privatperjonen einholen, falls leptere geneigt jeien ſolche zu geben. Außerdem aber jei 
der einzige Weg, das Verlangen der amerifanijchen Gerichte zu erfüllen, amtliche Nequifition 
der leßteren bei den deutjchen Gerichten. — Der im Text aufgeitellte Rechtsgrundſatz it in 
präzijer Weiſe formulirt in der Depeche des deutichen Staatsjefretärs des Auswärtigen 
vom 12, Oftober 1874. „Il ne saurait non plus y avoir ici de difference d'opinion sur 
la question de savoir si les pouvoirs et les devoirs conföres par les tribunaux 
americains à de tels commissaires peuvent &largir la sphere d’action des consuls 
americains telle que l’ont &tablie les traites ou porter atteinte aux lois de notre pays.“ 

Die Frage übrigens, ob derartige Kompetenzübergriffe nad deutihem Strafrecht ver- 
folgbar jeien, ijt joweit nicht etwa ein jpezieller ſtrafrechtlicher Thatbejtand vorliegt, zu 
derneinen. RSIGB. $ 132 ijt nicht anwendbar. Die Befugnis, eidliche Zeugenvernehm— 
ungen — und diefen müſſen auch eidesftattliche gleich geachtet werden — zu pflegen, 
„appartient exclusivement & la jurisdietion des Tribunaux.* Darnad) dürfen Konſuln 
keinerlei Eide. oder eidesjtattliche Verfiherungen von engen entgegen nehmen; cb ihnen in 
anderen Fällen, wenn es ſich nicht um Zeugen handelt, das Recht zukomme, Eide oder eides: 
jtartliche Verfiherungen entgegen zu nehmen, ijt zum mindejten zweifelhaft. 

NUN. Deflter $ 247%, deſſen Satz jedoch von Geffcken bezweifelt wird. 
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Souveränetät zu beftimmenden Konzejjion des Empfangsjtaates 
abhängt. 

Während aber im Gefandtichaftgrecht internationale Grundjäße das pofitive 
Recht wenigſtens in den Grundzügen zu einem gemeinſamen der ziviliſirten 
Staaten gemacht haben, iſt dies im Konſularrecht bis jetzt nicht der Fall: die 
franzöſiſche, engliſche und deutſche Geſetzgebung weiſen ganz prinzipielle 
Differenzpunfte auf. Doc) zeigt jich in den neueren Konfularverträgen mehr 
und mehr eine gemeinfame Tendenz und das für alle Staaten gleiche Intereſſe 
an der Ausbildung des Konſularweſens wird diefe Tendenz immer mehr ver: 
ftärfen. Es ift gewiß eine der lohnendjten Aufgaben auf dem Gebiete des 
internationalen Rechtes, die gemeinfame Ordnung der Grundlagen des Konſular— 
rechtes durch Staatsvertrag nach Analogie des Weltpoftvereinsvertrages oder 
der Meterfonvention allmählich vorzubereiten. 

Das deutjche Konſularrecht beſteht aus folgenden Vorſchriften: RB. A. 4 
3: 7., dazu ‚Speziell U. 56. Ferner Bayer. Schlußprot. v. 23. Nov. 1870, 
$ XI (BGB. 1871, ©. 25.) Zur Ausführung von RB. A. 56 erging das ©. v. 

Nov. 1867 betr. die Organifation der Bundeskonſulate, ſowie die Amts— 
— und Pflichten der Bundeskonſuln (BGB. S. 137), dazu Sten. Ber. 1867, 
Anl. Nr. 79 (Motive) 149 (Kommiffionsberiht), Ber. ©. 643 ff., (jebt 
Neichsgejeb); die 88 22—24 des alleg. Gejeßes bezogen fich auf die Gerichts: 
barkeit der Konfuln, für deren Ausübung zunächſt das preuß. ©. v. 29. Juni 
1865 zum Bundes bezw. Reichsgeſetz erklärt wurde (BGB. 1867, 44). Jene 
ss 22— 24, ſowie das G. v. 29. Juni 1865 wurden weiterhin aufgehoben durd 
das ©. v. 10. Juli 1879 betr. die Konfulargerichtsbarfeit (NGB. S. 197) '); 
das Gebührenwejen bei den Konſulaten wurde unter Aufhebung des provifori- 
ſchen Gebührentarifs v. 15. März 1868 geordnet durch G. v. 1. Juli 1872 
(RGB. ©. 245), dazu Sten. Ber. 1872, Anl. Nr. 97 (Motive) Ber. S. 591 ff., 
800 ff. 

Zum Organiſationsgeſetz erging eine Allgem. Dienftinftruftion für die 
Konſuln als V. d. AR. vo. 6 Juni 1871, mit einem Nachtrage v. 22. Febr. 
1873?). Zum Geſetz über die Gerichtsbarkeit erging eine Spezialinftruftion 
durd) B. d. Reichsfanzlers v. 10. Sept. 1879 (ZU. ©. 575). Auf die Konfular- 
gerichtsbarfeit ſpeziell in Egypten beziehen ſich ferner die G. v. 30. März 
1874 (RGB. ©. 23) und 5. Juni 1880 (RXGB. ©. 145), ‚dazu Kaiſerl. B. v. 
23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381) und 23. Dez. 1880 (RGB. S. 192) ; auf die Kon- 
julargerichtsbarfeit in den unter öfterreichtfcher Verwaltung ftehenden türfischen 
Provinzen Bosnien und Herzegowina das G. v. 7. Juni 1880 (RGB. 
S. 146) — Kaiſerl. V. v. 23. Dez. 1880 (RGB. S. 191). Den Konſularſchutz 





Dieſes Geſetz war in beſonders zu rühmender Weiſe durch gemeinſame Arbeit des 
u und Auswärtigen Amtes vorbereitet worden, wurde dann in der Kommiflion 
> Neichstages (Ref. Abg. Gareis) noch wejentlich verbeflert und in der Faſſung der Kom: 
miffion in 2. u. 3. Leſung en bloc ohne eigentliche Debatte angenommen. Bezüglich der 
deutichen Konfulargerichtsbarfeit heißt es in der 1881 erſchienenen 7. A. des Heffter’jchen 
Völkerrechtes, bejorgt von Seffden (VBorrede datirt November 1880) $ 247, Nr. 6: „Die 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, wo fie geitattet it, hat für die preußiſchen Konfuln ein eich 
v. 29. uni 1865 geregelt.“ Mr. 5: „in Folge der neuen deutichen GerichtSverjaflung (sie ?) 
iſt aud) eine Neuordnung der Konjulargerichtsbarfeit in Ausficht genommen!” Das nad) 
Geiiden i. J. 1881 in Ausjicht genommene Geſetz datirt v. 10. Juli 1879. 
2) Dieje beiden Derorbuungen ſind nicht im RGB. publizixt, eine jedenfalls jehr bedent- 
liche Unterlafjungsjünde. Die AU. D. 3. ift abgedrudt in Hirth's „Ann.“ 1871, ©. 595— 663, 
Der Nadıtrag gehört hauptjächlicd) zu Kap. ILL (Seeredht). 
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in der Türfei und den oftafiatiischen Staaten regelt im Einzelnen eine B. d. 
RR. v. 1. Mai 1872. ') 

BZahlreihe einzelne die Konfuln betreffende Beitimmungen finden ſich 
ferner in den die Nechtsverhältnifje der deutichen Kauffartheiichiffe regelnden 
Gejegen, j. hierüber Kapitel III. 

Auf die Konjuln beziehen fich ferner das Spezialgeje v. 4. Mai 1870 
über die Beurkundung des Verfonenjtandes und die Ehejchliegung der Deutjchen 
im Auslande, dazu V.d. RK. v. 1. März 1871 (gleichfalls unpublizirt, abge- 
drudt bei König ©. 503), jowie die meijten der oben ©. 93 angeführten 
Gejege und Verordnungen über den diplomatischen Dienft.?) ) 

An deutichen Staatsverträgen über Konfularwejen find zu nennen: 
die jelbjtändigen Konfularverträge des Neiches 1. mit Italien v. 7. Februar 
1872 (RGB. 134), wodurch der Konfularvertrag des Norddeutfchen Bundes 
v. 21. Dez. 1863 (BGB. 1869, S. 113) Reichsrecht wurde ; 2. mit den Nieder: 
landen für die niederländifchen Kolonien v. 11. Januar 1872 (RGB. ©. 67), 
wodurch der preußifchniederländiiche Konfularvertrag v. 16. Juni 1856 (RGB. 
1872, a. a. D.) Neichereht wurde; 3. mit Rußland v. Sue 1874 
(RGB. 1875, ©. 145); die Rechte der Konfuln bezüglich der Regulirung von 
Hinterlafjenjchaften haben überdies noch eine jpezielle Ordnung empfangen durch 
den deutſch-ruſſiſchen Staatsvertrag v. rn 1874 (RGB. 1875, ©. 136); 
4. mit Spanien v. 12. Januar 1872 (RGB. S. 211), wodurd der Kon- 
jularvertrag des Norddeutichen Bundes mit Spanien v. 22. Febr. 1870 
(BGB. S. 99) zum Neichgrecht erhoben wurde;*) 5. mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa v. 11. Dez. 1871 (RGB. 1872, S. 9).°) 





) Auch diefe Verordnung ift nicht rite publiziert, abgedrudt findet fie fich bei König, 
dandb. S. 470—474. 

*) Eine jehr dankenswerthe Zufammenstellung fremder Gejeggebungen gibt König in 
dem Artikel „Konjularreglements“ in v. Holtzendorff's R.-Xer. (3) II, 535 ff. Mit Necht 
warnt der Verf. davor, „aus den Bejtimmungen einzelner Yänder zu generalifiren,“ „was 
für die Konjuln des einen Staates gilt, ift nicht jelten für die Konjuln anderer Staaten 
unridtig, * daher die generalifirenden Handbücher — die Methode des jog. Völkerrechtes — 
„nur mit Borficht zu gebrauchen.“ 

) Zahlreiche Verordnungen, das Konjularwejen betr., theilt dann weiter König in 
jeinem höchſt verdienjtvollen Handbuche, theils wörtlich, theils inhaltlich, mit. Neuerdings 
wird vielfach, das Zentralblatt zur Publikation bemügt. Eine amtlide Ausgabe aller Bor: 
Ihriften des Neichärechtes über die Konjulate wäre dringendes Bedürfniß. Noc dringender 
aber wäre dad Bedürfnii, die Bubliltationsunordnung auf dem gejammten 
Gebiete des Reichsrechtes endlich einmal abzujtellen, ein Punkt, den näher zu 
beleuchten ich mir für eine andere Gelegenheit vorbehalte. 

) Der Vertrag mit Spanien bezieht fic) gemäß A. 19 auch auf die überjeeiichen Be- 
figungen, jedoch „sous les r&serves que comporte le r&gime spécial auquel ces possessions 
sont soumises,* 

5) Vgl. Reitz, die Konjularverträge in Hirth's „Ann.“ 1872, ©. 1281 fi. Geffden 
zu Heffter $ 247 beweift feine Kenntniß der deutichen Konjularverträge durd die Bemerk— 
ung: „Deutichland hat } B. dermalen 29 Konjularverträge, deren weſentlicher Inhalt auf- 
geführt ijt in Augsb. Allgem. Zeit. 1878, Nr. 42 ff.“! Vgl. auch den Artikel Konjular- 
verträge von E. Meier in v. Holtzendorff's R.Lex. (3) II, ©. 537, eine Arbeit, welcher 
übrigens nicht ganz das gleiche hohe Lob gezollt werden kann, wie den übrigen zahlreichen 
Arbeiten diejes Ber in dem angef. Werfe. Auf den Inhalt der Konjularverträge gebt der 
Artikel gar nicht ein, fondern verweiit dafiir auf die Augsb. Allg. 3. 1878, Nr. 42 fi. 
Der Ausdrud „Lonfulariiche Agenten” darf, da er eine ganz bejtimmte gejeßliche Bedeutung 
bat, Konſ.G. 8 11) nicht allgemein für alle Konjuln gebraucht werden. Das Deutſche Neid) 
bat nicht 29 jondern 5 Konjularverträge. 
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Ein Konjularvertrag mit Brafilien ijt eben jegt dem Reichstag zus 
gegangen, 

Außerdem finden fich Eonfularrechtliche VBorjchriften, zum Theil jehr aus: 
führlicher Art, in den Handelsverträgen mit China, Japan, Berjien, Siam, 
Marokko, Türkei, Samoa, Hawaii; Argentinische Nepublif, Chile, Coſtarica, 
Yiberia, Merico, San Salvador; Dänemark, Frankreich, Griechenland, Groß— 
britanien und Irland, Dejterreih=Ungarn, Portugal, Schweden: Norwegen, 
Rumänien. 

Alle diefe Verträge find auf Zeit abgeſchloſſen, von den jpeziellen Kon: 
jularverträgen der mit Italien vom 21. Dezember 1868 bis 30. Juni 1875; 
der Vertrag iſt zu dieſem Zeitraum nicht gekündigt worden und fteht nunmehr 
dauernd in Kraft, jedoch jederzeit in der Weile fündbar, daß er ein Jahr nach 
erfolgter Kündigung außer Kraft tritt (A. 20). Der niederländiiche wurde zu— 
nächſt gleichfalls nur auf Zeit, nämlich 5 Fahre abgeſchloſſen, ſteht aber jebt 
in der gleichen Weiſe wie der italienische in Kraft (A. 16). Der rujfiiche 
wurde zunächit auf 10 Jahre geichloffen, läuft alfo mit 8. Februar 1885 ab; 
erfolgt die Kündigung nicht im Jahre vorher, jo bleibt der Bertrag dauernd 
in Straft, jedoch jederzeit fündbar in der nämlichen Weife wie die übrigen 
(A. 16). Ebenjo wurde der Spanische zunächit auf LO Jahre (bis 22. April 
1850) abgeichlojjen und jteht nun gleichfalls in der angegebenen Weife dauernd 
in Kraft (A. 21). Der Vertrag mit der nordamerifanischen Union, gleichfalls 
auf 10 Sabre geichlojfen, läuft am 29. April 1882 aus und tritt, da eine 
rechtzeitige Kündigung nicht erfolgt, nun ebenfall3 dauernd in der oben bezeich- 
neten Weile in Kraft (A. 18). 

Die Konfularverträge ſowie diejenigen Beftimmungen anderer Verträge, 
welche das Ktonfularrecht betreffen, find nach dem offiziellen Text de3 RGB. 
im Jahre 1878 amtlich) vom auswärtigen Amt publizirt worden (Berlin, 
Deder). Dieje Bublifation enthält außer den reichsrechtlichen auch zahlreiche 
landesrechtliche Beitimmungen, Abjchnitte älterer von deutſchen Einzeljtaaten 
mit auswärtigen Mächten abgejchlojiener Staatsverträge Eonfularredhtlichen In— 
haltes, ſowie einen vollitändigen bayriſch-türkiſchen Konſularvertrag unter der 
ausdrüdlichen Motivirung (Vorrede), das gefammte im Gebiete des Deutjchen 
Reiche in Geltung ſtehende Material vollſtändig wiedergeben zu wollen. 

Da jedoch das Konſularweſen Reichsſache iſt, ſo gelten dafür prinzipiell 
lediglich die reichsrechtlichen Vorſchriften; ſoweit die Thätigkeit deutſcher Kon— 
ſuln im Auslande in Frage ſteht, muß, falls reichsrechtliche Vorſchriften über— 
haupt vorhanden, alles Landesrecht als dahingefallen betrachtet werden;) 
it Dagegen nur Landesrecht a jo it daſſelbe formell allerdings in 
Kraft geblieben. Die Verträge des BZollvereins, des norddeutichen Bundes?) 
und ebenſo einige ältere Verträge Preußens?) find theils ausdrüdlich theils ftill- 
ſchweigend (Griechenland, Türkei) vom Neiche übernommen worden. Anderes 


— 


Samml. ıx gr 3), bei * * —8 v. —— 1865 (a. a. D. 3. * — mebr 
zu Recht; ebenjo der Vertrag der Danjejtädte mit Siam (a. a. ©. XXIV, 2.a.u. b.), ebenſo 
der bayerischtürfiihe Kond.B. (AXVI, 3), der Schifffahrts-V. d. Hanjejtädte mit der 
Türkei (ib. 4). 

2, Der Konſ.-Vert. d. Nordd. Bundes mit Italien wurde durd) einen bejonderen Akt 
auf das ‚Reich übernommen; ebenjo der mit Spanien. 

°), Der Ktoni.-Bert. Preußens mit den Niederlanden wurde durch bejonderen Akt auf 
das Neich übernommen. 





— 
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Landesrecht iſt weder durch poſitiven legislativen Akt, noch durch Herkommen 
zum Reichsrecht erhoben worden. Nur für die in Deutſchland beſtellten fremden 
Konſuln können einzelſtaatliche Verträge noch Rechtskraft beanſpruchen, ſoweit 
Einzelſtaaten ſolchen das Exequatur ertheilt haben:) von großer thatſächlicher 
Bedeutung wird dieſes in Kraft verbliebene Landesrecht kaum ſein. 

Das Verhältniß der vertragsmäßigen zu den geſetzlichen Beſtimmungen iſt 
dahin zu charakterifiren: daß die erſteren letztere beherrſchen als lex 
specialis gegenüber der lex generalis. Die Verträge erläu— 
tern, ergänzen, ändern Das Gejeß: in jedem Falle bejtimmt fich 
die Anwendung des legteren nach erjteren. Beltimmungen, welche 
ih nur in einem Staatsvertrag finden, nicht dagegen im Geſetz, find, da 
Staatsverträge auch gejegliche Kraft haben, ala Ergänzungen des Geſetzes zu 
betrachten; anders dann, wenn die Beitimmung des Staatsvertrages ſich als 
im Rahmen des Gejeßes gegeben ausdrüdlich bezeichnet.?) 


8 2. Die äußere Prganifation des Konfulardienftes.’) 


I. Das Recht, Konfuln zu entjenden und zu empfangen, 
jteht jpeziell dem Träger der Souveränetät zu, aljo im monar- 
hiijhen Einzeljtaate dem Fürjten. Im monarchiſchen Bundesjtaate 
würde jenes Necht demnach an ſich der Slorporation der Bundesglieder zu: 
ftehen bezw. dem Bundesrathe. Durch pofitive Verfaſſungsvorſchrift 
tft aber auch Ddiejes Recht wie das Gejandtichaftsreht dem 
Kaifer übertragen worden,*) der jedoch Konfuln nur nach vorheriger 
„Vernehmung“ des Bundesrathsausſchuſſes für Handel und Verkehr anjtellen 
darf; außerdem bietet das Etatsgejeg noch für Bundesrath und Reichstag die 
Möglichkeit, einen Einfluß auf das Konfularweien geltend zu machen. 

I. Nach der Verfaſſung jteht das Konſularweſen unter der „Aufjicht“ 
des Kaiſers. Dieje kaijerliche Aufficht geltend zu machen ift in erjter Linie der 
nad) der Verfaſſung einzige verantwortliche Reichsminijter, der Neichsfanzler, 
berufen. Unter dem Neichsfanzler it Zentralbehörde des Konjulardienjtes das 
Auswärtige Amt und ziwar dejjen zweite Abtheilung. Der Neichskanzler 
bezw. das Auswärtige Amt ertheilt den Konjuln ihre Inftruftionen, und ihm 
haben fie ihre Berichte zu erjtatten; eine direfte Beziehung der Konfuln zu 


') Dies trifft zu für folgende Ziffern der offiziellen Sammlung: II Belgien — Lübed 
Bremen, Hamburg; V. Eolumbien — die Hanjeftädte; VIII. Dominitan. Republit — 
Bremen. XI. Guatemala — Hanjejtädte und Medlenburg. XXIII. Schweden-Norwegen — 
Medlenburg und Lübel. XXIX. Zanzibar — Hanjejtädte. 

2) U. A. König ©.28. „Die von der Landesregierung zugelafienen Amtshandlungen 
können die deutichen Konfuln nur vornehmen, wenn und joweit ihre Zujtändigfeit durch das 
Konjulargejeg und ſonſtige Neichsgejepe und Inftruftionen begründet it. Im legterer Be- 
ziehung mag 3. B. hervorgehoben werden, daß die deutichen Konjuln in Italien ungeachtet 
der Beitimmung in A. 11, 3. 7 des deutichitalien. Konſ.Vertr., Vormundſchaften iiber preu- 
Biihe (sie!) Staatsangehörige nicht einleiten dürfen, weil jo wenig die Reichs- als die preu— 
Biihe Gejepgebung ihnen das Recht zur Einleitung von Bormundihaften gibt.“ Ich Halte 
diefe Anficht für unbegründet: Der deutidyitalien. Konſ. V. hat die Kraft eines deutichen 
Reichögejepes, ijt jomit durchaus fühig, das Konfulargejeg zu ergänzen, was in dem bon 
König alleg. Beijpiele der Vormundſchaften für die deutſchen Sonfuim in Italien geichehen 
it. Die Anfiht Königs theilt auch Reitz in Hirth's „Ann.“ 1872. 

®s Daband II, ©. 249 fi. 278. 

) RB. U. 56", 


418 Zorn: Deutjches Gefandtichafts:, Konfulars und Seerecht. 


den Regierungen der Einzelftaaten ift nur ausnahmsweiſe geftattet.") Berichte 
allgemeinen Inhaltes find da, wo diplomatijche Vertreter des Reiches be- 
jtehen, diefen einzufenden und durch fie der Zentralbehörde zu übermitteln; tt 
das nicht thunlich, jo jollen ſolche Berichte doch jedenfall3 dem Gejandten ab- 
Schriftlich oder auszugsweife mitgetheilt werden. Den diplomatischen Vertretern 
jtehen in diefer Beziehung die Generalfonfuln für ihren Bezirk gleich.?) 

III. Das Konſularweſen ift prinzipiell Reichsſache. Der Beauffichtigung 
und Gejeggebung des Reiches unterliegt die „Organijation eines gemeinjamen 
Schutzes des deutjchen Handels im Auslande, der deutichen Schifffahrt und 
ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinfamer Eonfularifcher Vertretung, 
welche vom Reiche ausgeftattet wird.“?) Zur Zeit der Aufrichtung des nord: 
deutjchen Bundes hatten neben Preußen bejonders die Hanfejtädte und Sachſen 
zahlreiche Landesfonfulate. Um die erforderliche Konzentration des Konfular: 
wejens allmählich durchzuführen, wurde in der Verfaſſung bejtimmt: 

1. Neue Landeskonſulate dürfen in den Amtsbezirfen der Reichskonſuln 
nicht errichtet werden, 

2. Die Landesfonfulate „werden aufgehoben, jobald die Organijation der 
deutfchen Konſulate dergeftalt vollendet it. daß die Vertretung der Einzel: 
interejjen aller Bundesjtaaten als durch die deutjchen Konjulate gefichert vom 
Bundesrath anerfannt wird."*) In den Verhandlungen mit Bayern wurde aus: 
drüclich anerkannt, „daß Bundeskonfuln an auswärtigen Orten aud) dann auf: 
gejtellt werden follen, wenn es nur das Intereſſe eines einzelnen Bundes: 
ſtaates als wünjchenswerth erjcheinen läßt, daß Dies gejchähe.“’) Demgemäß 
bildet jegt das deutjche Konjularmwejen, was die Entjendung von 
Konfuln in auswärtige Staaten betrifft, eine vollfommene 
Einheit. 

i — iſt das Prinzip der Einheit nach zwei anderen Richtungen durch— 
rochen: 

1. Die deutſchen Einzelſtaaten beglaubigen unter ſich gegenſeitig Konſuln. 
Um wirkliche Konſulate kann es ſich hierbei begrifflich nicht handeln:) im 
Intereſſe der Rechtsordnung wäre es wünſchenswerth, jenes Ueberbleibſel deut— 
ſcher Titelſucht von Reichswegen zu beſeitigen. 

2. Tiefer greift ein anderer Punkt. Die Einzelſtaaten haben das Recht, 
„auswärtige Konſuln bei ſich zu empfangen und für ihr Gebiet mit dem Exe— 
quatur zu verjehen.“?) 

3. Ausnahmsweiſe find die Reichskonſuln verpflichtet, mit den Einzel: 
ftaaten amtlich zu verkehren, nämlich einmal „in dringlichen Fällen;“ doch 
find die „erforderlichen Anzeigen über erhebliche Thatfachen” gleichzeitig auch 


NV. U. 17. Konſ-G. $ 3, dazu die A. D. J. Ueber die Stellvertretung des Staats— 
jefretürs des Auswärtigen Amtes für den Reichstanzler ſ. oben Kap. I, ©. 9. 


s, Schluhprot. 3. Bayr. Vertr. v. 23. Nov. 1870, 3. XI, Abſ. 2, vgl. aud RB. 
A. 3, Abi. 6. 

6, Yaband II, ©. 250", 

) Gemäß Schlußprot. 3. bayr. Bertr. v. 23. Nov. 1871 3. XII, wurde dies „zu U. 56 
d. RB. alljeitig anerkannt.“ ine formelle Aufnahme in der Verfajjung fand jedody dies 
Anerkenntniß nicht. Wenn Laband I, ©. 205, die betreffende Berechtigung der Einzeljtaaten 
auf die „Bebietshoheit“ begründet, jo trifft dies gewiß nicht zu und da durd) die Ertheilung 
des Erequatur an fremde Konjuln ein „Hoheitsrecht“ „nicht berührt werde,“ ijt prin— 
zipiell irrig. 


a — 
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dem Reichskanzler einzuſenden. Außerdem berichten die Konſuln direkt an die 
Regierungen der Einzelſtaaten, ſofern es ſich um beſondere das Intereſſe eines 
ſolchen oder eines ſeiner Angehörigen betreffende „Geſchäftsangelegenheiten“ 
handelt; in ſolchen Fällen kann die Regierung des betr. Einzelſtaates auch 
Aufträge geben und weitere Berichte verlangen.’) 

IV. Eine ausgebildete Hierarchie des Konfulardienjtes?) wie in Frank— 
reich gibt es nach deutſchem Recht vorerjt noch nicht. Die diplomatifchen 
Amtsträger find nicht wie nach franzöfiichem Recht zugleich Konfularbeamte, 
wohl aber jtehen die Konfularbeamten, da wo Gejandte fungiren, unter der 
Aufficht dieſer laut und ausnahmsweiſe find in einzelnen Staaten Diplo: 
matiſche und fonfularische Funktionen verbunden. Auf die Rangverhältnifje 
de3 gefammten Konfularforpgs wendet man herfümmlich die Bejtimmungen des 
Wiener NReglements über das diplomatijche Korps analog an. Darnach gibt 
es die 3 Klaſſen: Generalkonſuln, Konfuln, Bizefonfuln; „in den einzelnen 
Klaſſen entjcheidet das Dienftalter rejp. das Datum der offiziellen Anzeige von 
dem Amtsantritt.” *) 

1. Thatfächlich gibt es im deutjchen Konjulardienft Generalfonjuln, 
Konfuln, Bizefonfuln und Konfularagenten. Zwiſchen Generalfonfuln 
und Konfuln befteht ein innerer Unterjchied nicht: wo die Ordnung des Dienjtes 
die Zufammenfaffung mehrerer Konfularbezirfe unter einer einheitlichen „Ober— 
leitung und Ueberwachung“ wünjchenswerth erjcheinen läßt, werden General: 
fonjuln zu dieſem Zwecke ernannt,d) oder aber es wird diejer höhere Titel 
zu perfönlicher Auszeichnung ohne jede jachliche Bedeutung verliehen. 

2. Bizefonfuln werden bei größeren Konfulaten nicht felten zur Hilfe: 
leitung und eventuellen Vertretung des Chefs aufgeftellt; verwalten Vizekonſuln 
ein ordentliches Konjularamt dauernd, jo befteht ein Unterjchied gegenüber den 
Konſuln nicht. 

3. Ein prinzipieller Unterfchied von diejen Kategorien bejteht dagegen für 
die Konſularagenten.“ Während jene Kategorien nämlich einen direkten 
ftaatlihen Auftrag für ihr Amt haben, ift dies bei den Konjularagenten 
nicht der Fall. Dieje empfangen ihren Auftrag vom Konful. „Die 
Konjularagenten find nicht Konfuln im Sinne diefes Gejepes und fünnen daher 
die den Konjuln zuftehenden Befugnijje nicht ausüben. Die betreffenden Konſuln 
können ihnen — unter eigener Berantwortlichkeit — lediglich ſolche Gejchäfte 


i) Konſ.“G. 83. Laband II, ©. 280. Sehr ausführlich Handelt hierüder die U. D. J. 

ws 3. Die betr. Saflung des $ 3 rührt von der Reichstagskommiſſion her (Sten. 
. 1867, Anl. ©. 224). Bgl. aud) König, $ 12. 

”), Calvo I, $$ 447 u. 448. Die Calvo'ſche Erörterung hat übrigens feinerlei allge- 
meinen ®erth, es kommt immer auf die Spezialgejepgebung an. Bol. König ©. 33 ff. 
über das franzöfiiche Recht de Clercgq et de Vallat I, ©. 31 fi. 

König, S. 86 f., A. D. J. 8 8. 

9König $ 4 Wie dieſes „reſp.“ näher zu präziſiren, da der durch daſſelbe einge— 
leitete Satz dem vorangehenden widerſpricht, ſteht dahin. Die Mar Gen.Inſtr. enthält den 
nämlichen Widerfprud. Vgl. auch de Clercq et de Vallat I, ©. 118. 

) Die Generaltonjuln haben nur Aufjichtsbefugnifie Martens-Geffcken ©. 225. 
Mot. 3. Konſ.Geſ., Sten. Ber. 1867, ©. 139. Wohlgeordnete Generaltonjulatsbezirte bilden 
dermalen: Zentralamerifa, China, Dänemark, Kolumbien, Grohbritannien und Irland, Un— 
garn, Schweden, Norwegen, Aujtralien, Samoa-Tonga, Marocco, Spanien, die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, 

) Konſ. Geſ. $ 11. 
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übertragen, welche feine obrigkeitliche Autorität vorausſetzen.“ (Mot. S. 139).) 
Die Konſularagenten find demnach nur Privatbevollmächtigte der Konſuln. 
Den Konjularagenten jteht fein Necht jelbitändiger Thätigfeit zu,?) Diejelbe 
richtet ich vielmehr Lediglich nad) dem Auftrag des Konſuls. Der Konjul 
aber darf ihnen feine derjenigen Funktionen übertragen, welde 
einen obrigfeitlihen Charafter haben, dieſe Agenten haben demgemäß 
die Eigenjchaft von „Nathgebern“, welche Laband den Konfuln prinzipiell 
beilegt. Das Konjulargejeg aber marfirt in dieſer Rechtsſtellung der Konſular— 
agenten gerade einen Gegenſatz zu derjenigen der Konfuln. Nah der A. D. J. 
fommt pojitiv von den im Gejeg normirten Eonfularischen Funktionen den 
Stonfularagenten nur zu: die Vermittelung von Vergleichen, Uebernahme des 
Sciedsrichteramtes, Bornahme von Nachlaßhandlungen kraft ertheilter Spezial: 
vollmacht, endlich die der Kriegsmarine zu leiſtende konſulariſche Unterjtügung- 
Weder dürfen Agenten Bälle ausitellen, noch Urkunden legalifiren, noch das 
Notariat verwalten, noch endlid Zeugen vernehmen noch vollends Ehen 
ichließen oder Gerichtsbarkeit üben.?) 

Die feine Garantie bietende Stellung der Konfularagenten hat zu bejon- 
deren Kontrolvorjchriften Anlaß gegeben, nämlich 1. die Ernennung darf mur 
mit Genehmigung des Reichskanzlers erfolgen, 2. die Agenten handeln immer 
unter Verantwortung des Konſuls, der jie ernannt hat,*) 3. das Recht, ſolche 
Agenten zu ernennen, wird auc Seitens des Empfangsjtaates nicht als ohne 
weiteres in der Zulafjung eines Konſuls enthalten betrachtet, jondern bedarf 
bejonderer Anerkennung, der Agent überdies aud) eines bejonderen Erequatur.?) 
In den Verträgen ift mehrfach auch die perjünliche Rechtsftellung der Agenten 
jpeziell behandelt.) Nach dem italienischen Konſular-Vertrag haben die Agenten 
alle Privilegien, ausgenommen Steuerfreiheit und Immunität. 

4. Der wichtigjte Unterſchied, welchen das deutiche Recht bezüglich des 
Konfularamtes ftatuirt, ift der zwifchen Berufsfonfuln, consules missi 
und Wahlfonfuln, econsules electi.?) Die franzöfiiche Gejeßgebung, 
wohl die entwiceltite Konſulargeſetzgebung, welche überhaupt eriftirt, kennt 
diefen Unterjchied nicht, jondern läßt nur Berufsfonfuln zu.) Der Unterjchied 
zwijchen jenen beiden Kategorien liegt darin, daß zu Konfuln nach deutjchem 
Necht entweder Perſonen bejtellt werden können, welche jich dem Amte aus: 
Ichlieglic; widmen, dasjelbe als Lebensberuf übernehmen („Berufsfonjuln“), 


) Martens-Geffden ©. 226. Les agents consulaires n'ont point de caractöre 
public et agissent sous la responsabilit® du chef, dont ils tiennent leur brevet. Bal 
aud Oppenheim ©. 20 f. Formular einer Beitellung bei König, $ 84. De Clereq 
et de Vallat I, ©. 79 ff, U, ©. 451 fi. 

2) Konſ-Geſ. $ 11%, 

2) Bol. aud) König, ©. 34 f. 

* Konj.:Bert. mit Spanien 8 „sous les ordres duquel etc.“, ebenjo Niederl. A. 7°. 
Union 7 „unter den Befehlen“ des Konjuls. Hawaii N. 16, „Untergebene des Konjuls, 
unter deſſen Berantwortlicjkeit fie fungiren.“ Italien 8? „sotto gli ordini del quale. 

d) Spanien a. a. D. „sauf l’approbation du gouvernement territorial“, Coſtarica 
A. 29. Niederl. U. 7%: der Gouverneur fann die Approbation jederzeit unter Mittheilung der 
Gründe an den betr. Konſul zurückziehen. 

6), Italien A. 8. San Salvador A. 26. Niederlande A. 7. Rußland A. 7. Spanien 
A. 8. Union A. 7. Hawaii U. 16. 

?) Bgl. über diefes gemiichte Syſtem, über defien Werth die Alten noch nicht geichlofien find, 
die Motive zum Konſ.-Geſ., ſowie die Rede des Abgeordneten Löwe. Sten. Ber. 1867, ©. 318, 
648. König, Handb. ©. 16. f. Oppenheim, ©. 74 ff. deClercg et de Vallat I, S. 15. 

®) Gejep dv. 20. Augujt 1833. Vgl. Oppenheim ©. 76, 
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Perfonen, Die zu dieſem Amte in befonderer Weile vorgebildet find und zur 
Uebernahme desjelben jpeziell entjendet werden (consules „missi“), oder aber 
Berjonen, die bereit? an dem betreffenden Orte anfällig find, in der Regel 
als Kaufleute oder Gewerbetreibende, die durch Wahl („eleeti*) der Negierung 
des Abjendeitaates mit den Eonjularischen Funktionen betraut werden, ohne 
daraus ihren Lebensberuf zu machen. Der tiefgreifende praftiiche Unterfchied 
beider Kategorien ift far; ſtaatsrechtlich aber qualifiziren fich die Wahlkonfuln 
genau ebenjo wie die Berufsfonfuln als Staatsbeamte und juriſtiſche Ver: 
ihiedenheiten bejtehen nur in Bezug auf Einzelheiten (f. darüber unten). 

5. Außerdem find den Konfulaten regelmäßig noch Unterbeamte unter 
den verschiedensten Bezeichnungen beigegeben (Kanzler, Dragomans, Sefretäre 2c.); 
das franzöfische Inftitut der Konfulareleven kennt das deutſche Necht nicht. 
Ueberhaupt fehlt eine rechtliche Ordnung der Konfularunterbeamten bis jebt.") 

6. Die Konjularverträge enthalten mehrfach auch Beitimmungen über die 
Vertretung der Konfuln. Diefe zu ordnen ift in erjter Linie Sache des Ab- 
jendejtaates, doch enthält das Gejeß hierüber feine Vorfchriften. Andrerfeits 
hängt aber die Rechtskraft der Vertretung von dem Willen des Empfangs: 
itaates ab. Mehrere Verträge haben generell zugeftanden, daß bei Tod, Ver: 
binderung oder Abwejenheit eine Vertretung durch andere Konfularbeamte 
Var aha Kanzler, Sefretäre, Eleven) erfolgen dürfe, jedoch nur nachdem 
hierüber der Regierung des Empfangsftaates die erforderlichen Meittheilungen 
gemacht und von ihr die Genehmigung ertheilt jei.?) 

7. Deutiche Konfulate im Ausland ®) beitehen in der Zahl von 628, 
darunter nur 58 Berufsfonjulate, unter welchen 18 den Rang von General: 
tonfulaten haben, dagegen 7 nur jelbftändige Vizefonfulate find (außerdem find 
noch einige Berufsvizefonfuln als zweite Beamte bei großen Konſulaten beitellt). 

Die Konfulate vertheilen fich folgendermaßen: 


I. Europa. 


1. Sranfreih — 3 Berufsfonfulate in Havre de Grace, Mearfeille 
und Nizza, 14 Wahlfonfulate und Bizefonfulate; dazu für die franzöfiichen 
Kolonien no ein Berufstonfulat in Algier und 3 Wahlkonfulate; ferner darf 
hieher gerechnet werden das jüngjt Freirte Berufsgeneralfonfulat in Tunis 
mit 2 Bizefonfulaten. 

2. Großbritannien und Irland — ein Berufsfonfulat in London 
und 74 Wahlfonjulate, welche den Bezirk des Berufsgeneralfonjulates London 
bilden ; in den englischen Kolonien befinden ſich 64 Konjulate, darunter 2 Be: 
rufsfonfulate in Hongkong und Singapore; in Sydney befindet ich außer dem 
Wahlkonſulat noch ein Berufsgeneralfonfulat für Auftralien, Tasmanien, Neu: 
feeland und die Fiji-Infeln. 

') Bol. König $ 20, ferner allgemein Martens: Geffden $$ 76, 77. DeClercgq 
et de Vallat I, ©. 54 ff. 60 ff. 

N) Spanien. 7T. Union 9. 6 Italien A. 7. Coftarica N. 27° San 
Salvador A. 24°. Rußland N. 6. Hawaii A. 15. China U. 43: Im Falle der Abwejenbeit 
eines deutihen Konjul3 dürfen die Deutichen fih an den Konful einer befreundeten Madıt 
wenden, „im Nothfalle auch an den Zolldireftor, welder e8 fich angelegen laſſen fein joll, 
denjelben die VBortheile dieſes Vertrages zu ſichern.“ j 

2) Das deutihe Konfularweien ijt noch ſtark im Fluſſe der Ausbildung begriffen; 
1870 gab es nur 492 deutſche Konjulate. Die Angaben im Terte find entnommen einem 
im Auswärtigen Amte herausgegebenen „Berzeihnig der kaiſerlich deutjchen Konjulate, 
Januar 1882“, 


422 "Born: Deutſches Geſandtſchafts-, Konfular: und Seerecht. 


3. Rußland — 37 Konſulate, darunter 8 Berufskonſulate in Kiew, 
Kowno, Moskau, Odeſſa, Petersburg, Tiflis, Warſchau, Helſingfors; Odeſſa, 
Petersburg und Warſchau ſind Generalkonſulate, ebenſo das Wahlkonſulat 
in Riga. 

? Ftalien — 35 Sonfulate, darunter 2 Berufsgeneralfonfulate in 
Meiiina und Genua. 

5. Defterreih- Ungarn — 7 Konfulate, darunter ein Berufsgeneral: 
Eonfulat in Belt für Ungarn und zwei Wahlgeneralfonfulate in Trieft und Wien. 

6. Türfei mit Aegypten — 37 Konfulate, darunter 8 Berufsfonfulate 
in Alerandrien, Kairo, Beirut, Konftantinopel, Dardanellen, Ferufalem, Serajewe, 
Smyrna, Sofia, darunter 3 Generalfonfulate in Alerandrien, Sofia und Fon: 
itantinopel, während das Amt in den Dardanellen nur Vizekonſulat ift. 

Spanien — 35 Konfulate, welche den Bezirf des Berufsgeneral: 
fonfulates in Barcelona bilden; in den ſpaniſchen Kolonien befinden ſich 
16 Konfulate, darunter die Berufsfonfulate in der Havanna (Cuba) und auf 
Manilla (Philippinen). 

8. Belgien — 6 Wahlfonfulate. 

9. Dänemark — 22 Konfulate als Gefammtbezirf des Berufsgeneral: 
fonfulates in Kopenhagen; in den dänischen Kolonien ein Wahlfonfulat. 

10. Griehenland — 9 Wahlfonfulate. 

12. Monaco — ein Wahlkonfulat. 

12. Niederlande — 16 Wahlfonfulate; in den Kolonien 5 Wahl- 
konſulate. 

13. Portugal — 6 Wahlkonſulate, in den Kolonien 10 Wahlkonſulate. 

14. Rumänien — 8 Konfulate, darunter 3 Berufskonſulate in Bukareſt, 
Galacz, Jaſſy (Vizekonſulat). 

15. Schweden-Norwegen — 35 und 33 Konſulate, unter den beiden 
Berufsfonfulaten Stodholm (Generalfonjulat) und Chriftiania. 

16. Schweiz — 3 Wahlfonfulate. 

17. Serbien — ein Berufsgeneralfonfulat in Belgrad; der General: 
konſul ift zugleich Minifterrefident. 


II. Amerika. 


18. Nordamerifanifhe Union — 19 Konfulate, darunter die Be: 
rufsfonfulate in Chicago, Cincinnati, San Francisco, St. Louis, ſämmtlich 
unterjtellt dem Berufsgeneralfonjulat New-York. 

19. Zentralamerifa — 7 Konfulate unter dem Berufsgeneralfonfulat 
in Guatemala; der dortige Generalfonful ift zugleich Gejchäftsträger. 

20. Dominifanifhe Republik — 2 Wahlfonjulate. 

21. Haiti — 6 Konfulate unter dem Berufsfonjulat Port au Prince, 
von welchem auch die beiden Konfulate in der Dominikanifchen Republit 
rejjortiren. 

22. Argentinifche Republik — 5 Wahlfonfulate unter dem Berufs: 
vizefonjulat Buenos: Ayres. 

23. Bolivia — 2 Wahlkonſulate. 

24. Brafilien — 18 Wahlfonfulate. 

25. Chile — 7 Wahlfonfulate, darunter ein Generalfonfulat in Balparaio. 

26. Columbia — 8 Wahlfonjulate unter dem Berufsgeneraltonjulat 
in Bogota; der dortige Generalkonſul ift zugleich) Minifterrefident. 

27, Ecuador — 1 Wahlkonſulat. 
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28. Merico — 18 Wahlfonfulate. 

29. Baraguay — 1 Wahlfonfulat. 

30. Beru — 6 Wahlkonfulate. 

31. Uruguay — 1 Berufsfonfulat in Montevideo, von welchem noch 
ein Wahlvizefonfulat reffortirt. 

32. Venezuela — 5 Wahlkonſulate. 


III. Aſien. 


33. China — 11 Konfulate, darunter 4 Berufsfonfulate in Shangai, 
Amoy, Canton, Tientfin; alle Konfulate in China find dem Berufsgeneral: 
fonfulat in Shangai unterjtellt. 

34. Japan — 5 Sonfulate, darunter 2 Berufstonfulate in Hiogo und 
Nofohama. 

35. Siam — ein Berufsfonfulat in Bangkok. 

IV. Afrika. 

36. Liberia — ein Wahlkonfulat. 

37. Marocco — 4 Wahlkonfulate unter dem Berufsgeneralfonfulat in 
Tanger, dejjen Inhaber zugleich Meinifterrefident ift. 

38. Dranjefreiftaat — ein Wahlkonfulat. 

39. Zanzibar — ein Wahlkonfulat. 

40. Madagasfar — ein Wahlkonfulat. 

V. Bolynefien. 

41. Hawaii und Sandwich-Inſeln — ein Wahlfonfulat. 

42. Samoa und Tonga — 2 Wahlkonfulate unter dem Berufsgeneral: 
fonfulate in Apia für die ganze Südjee. 

Die Generalfonfuln und Berufsfonfuln find, wenn in Ländern jtationirt, 
wo fein diplomatijcher Vertreter des Neiches accreditirt ijt, höhere Reichsbe— 
börde und dem Auswärtigen Amt unmittelbar untergeordnet.") 

Fremde Konfuln im Gebiet des Deutſchen Reiches find beglaubigt von 
36 Staaten, nämlih von Schweden-Norwegen 49, der nordamerifanifchen 
Union 24, Dänemark und den Niederlanden je 22, Großbritannien 20, 
Belgien und Portugal je 19, Italien 17, Frankreich 16, Oeſterreich-Ungarn 14, 
Rußland 13, Spanien 10, Argentinifche Republit 8, Uruguay, Peru je 7, 
Venezuela 6, Brafilien, Chile, Schweiz je 5, Cojtarica, Griechenland, Türkei 
je 4, Columbia, Paraguay, Perfien je 3, Bolivia, Honduras, San Salvador, 
Hawaii, Merico je 2, Guatemala, Nicaragua, Dominikanische Republik, 
Ecuador, Liberia, DOranjefreiftaat je einer. 

V. Die Ernennung der Generalfonfuln, Konfuln und Bizefonfuln 
erfolgt durch den Kaifer nad) „Vernehmung“ des Bundesrathsausichufies für 
Handel und Berfehr,?) diefe Mitwirkung des Bundesrathes ift eine Lediglich 
fonfultative, der Kaifer demnach auch berechtigt, das Votum des Ausſchuſſes 
unberüdjichtigt zu laſſen.) Alle Konfuln erhalten ein vom Kaiſer vollzogenes 
Beitallungspatent.*) Die Bublifation der Ernennungen erfolgt jetzt durch das 
Zentralblatt für das Deutfche Reich. Ueber die Ernennung der Konfular- 
agenten j. oben ©. 420. 


RGB. 1874, 136, 

RB. U. 56° König $ 14. 

2) Laband I, ©. 406. 

*, Kaiferl. Berordn. vom 23, Nov. 1874 (RGB. ©. 135), 


⁊ 


“art or 
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In der Ernennung Seitens des Abjendeftaates liegt der eine derjenigen 
beiden Titel, melche die Konſuln überhaupt als Baſis für ihre amtliche Thätigfeit 
bedürfen (j. oben ©. 412). Nach der Ernennung bejtimmt ji) primär der 
Amtskreis des Konſuls: kraft der Ernennung ift er berechtigt und verpflichtet, 
alles zu thun, was die Geſetze, die allgemeinen Verordnungen („General-In— 
ftruftion“) oder auch etwaige jpezielle Anweifungen gerade für diefen Konjul 
vorschreiben. 

Die Ernennung iſt ſomit nothwendige rechtliche Vorausfegung für die 
amtliche Thätigfeit des Konfuls, aber fie reicht als folche nicht aus. Da die 
amtliche Thätigkeit des Konfuls im fremden Staate ſich vollzieht, jo muß dieſer 
leßtere erjt die Konzeſſion hiefür ertheilen. Dies gefchieht in der Form des 
Erequatur (Berat im Orient), Das Erequatur ift die offizielle Ge 
nehmigung des&mpfangsjtaates für denKonjul, amtliche Funk: 
tionen feines Abjendeitaates ausüben zu Dürfen. Bor Empfang 
des Erequatur fann fein Konſul amtlihe Funktionen ausüben. 
„Rathgeber“ künnte er gewiß auch jchon vorher fein.) Das Erequatur wird 
unter Einjendung des Anftellungspatentes vom Empfangsjtaat erbeten; für die 
deutſchen Konfuln in der Regel auf diplomatifchem Wege durch den Reichs: 
fanzler, ausnahmsweije auch direkt durch den Konful, der den Empfang dem 
Neichsfanzler fofort mitzutheilen hat. Lebterer ift nicht verpflichtet, dasſelbe 
zu geben, ſondern fann es ohne jede Angabe von Gründen verfagen,?) ebenjo 
auch an Bedingungen knüpfen, ebenjo jederzeit zurücziehen.?) Die Voraus: 
ſetzung für Ertheilung des Erequatur wird immer eine genaue Prüfung der 
jenigen amtlichen en fein müfjen, welche der Konful ausüben joll; 
darum ift das Geſuch „vom Konfularbrevet im Driginal begleitet“.*) Auch 
von diefem Punkte aus ergiebt fich ein dringendes gemeinfames Intereſſe der 
Staaten für eine übereinftimmende Ordnung der Grundzüge des Konjularrechtes. 

Die Form des Erequatur ift in den verjchiedenen Staaten ſehr verjchieden.) 
Im Deutichen Neiche erfolgt lediglich eine Mittheilung der provinziellen Zentral: 
behörde (Oberpräfident) an die betreffende Perſon, daß der Reichskanzler das 
Erequatur ertheilt habe,“) ferner eine Bublifation, die nur die Thatſache an- 
giebt, durch das Zentralblatt für das Deutjche Neich, wie durch die Amts— 
blätter. Das Erequatur ift zugleich den Behörden des konſulariſchen Amtsbe— 
zirkes mitzutheilen und enthält hierin die Anweiſung, den fremden Konſul als 


1) Den nothivendigen Gaufalzufammenhang zwifchen Ernennung und Erequatur, jowie 
das letztere als rechtliches Erforderniß der konſulariſchen Thätigfeit betonen alle Berträge, 
ſ. Stalien A. 2, Rußland A. 1%, Union 9. 2, Spanien A. 2, Siam 4. 2, Hawaii 4. 11, 
Argentinische Republit A. 11, Chile A. 13, Cojtarica A. 26, Griechenland U. 16?, Liberia 
A. 7, Niederlande A. 3, Portugal U. 17. Bol. auh A. D. J. zu 81, 3.5. Ferner 
Laband II, ©. 252. Reitz ©. 1286. Bluntjchli 88 245, 246. Oppenheim ©. 257. 
De Cleregqg et de Vallat I, ©. 90 ff. 

°) Beach Lawrence ©. 30 gibt hiefür zahlreiche Beifpiele. Bluntihli $ 24. 
Galvo 1, $455 ff. Phillimore II, ©. 270: „The refusal to receive a foreign consul 
is no breach of striet international law.* U. A. Oppenheim ©. 29. 

2) Miederl. Konſ.“V. A. 3°. Griechenland A. 16. „Du reste il est expressöment 
declar& que dans le cas d’une conduite illögale ou impropre envers les lois on le 
gouvernement du pays — — ils pourront ötre prives de l’exercice de leurs fonctions.* 
Ebenſo Union U. 2, doc wird hier wie im griechijhen Vertrag ausdrüdlih Angabe von 
Gründen gefordert. 

# Oppenheim ©. 25. 
) Beach Lawrence ©. 25. 
9 Er den niederländiichen Kolonien wird das Erequatur durch den Gouverneur er 


theilt. Niederl. Konf.-B. U. 8. 





2. Rap. Das Konſularrecht. 425 


folhen in feinen Rechten anzuerkennen (in Preußen den Bezirfsregierungen und 
Oberlandesgerichten). ') 

Für die Ernennung zum Konful jtatuirt das deutjche Necht gewiſſe Vor: 
ausfegungen. In Frankreich ift die Vorbildung für den Koufulardienft feit 
langer Zeit in beſonders forgfältiger Weiſe geordnet.?) Das deutjche Recht 
fordert für Wahlkonjuln gar Feine befondere Borbildung: es jollen zu Wahl: 
fonjuln vorzugsweiſe anjäjlige Kaufleute, welche die deutiche Staatsangehörigfeit 
befigen, ernannt werden; *) doc) ift weder die Eigenfchaft als Kaufmann, noch 
die deutſche Staatsangehörigfeit durch das Gefeß zur juriftiichen Vorausſetzung 
für die Fähigkeit zur Bekleidung eines Wahlkonjulates erhoben. 

Berufsfonjuln dagegen können nur werden‘) Perſonen, welche 1. die 
deutiche Staatsangehörigkeit (das „Bundesindigenat”) befiten, 2. den Nachweis 
einer befonderen Borbildung erbracht haben. Hinfichtlich dieſes letzteren Er: 
fordernijjes bejtimmt das Gejeß: entweder es muß eine bejondere Konfulats- 
prüfung abgelegt werden, ) die ihre nähere Normirung durch B. („Regu— 
latio*) des Neichsfanzler8 vom 28. Febr. 1873 gefunden hat;) oder aber es 
muß der Nachweis über die mit Erfolg bejtandene erjte jurijtiiche Prüfung in 


) Bgl. Spanien U. 2?. Union W. 2. Stalien A. 2°. Es ijt aber ungereditfertigt, 
den jurijtiihen Sinn des Erequatur hierin allein zu finden, wie Bluntjchli $ 246 thut. 
Dal. auch König ©. 30 f. 

2) De Clercq et de Vallat I, ©. 48 ff. 

2) Konj.-&. $ 9. Laband II, ©. 283, 

* KonſG. $ 7. Laband 1, ©. 283. 

5) Diefe wurde erjt vom Reichstag eingefügt. 

°, König, Handb. ©. 39 theilt den Wortlaut des (nicht rite publizirten) Negulativs mit, 
ferner S. 474 Themata zu konſulariſchen Prüfungsarbeiten. Der Wortlaut des Regulatives iſt: 

$ 1. Der an das Auswärtige Amt des deutjchen Neiches zu richtenden Meldung zur 
Konfulatsprüfung ift ein ausführliches, in deuticher und im franzöfiicher oder engliſcher 
Sprache verjahtes und eigenhändig geichriebenes currieulum vitae beizufügen. Daſſelbe 
muß genaue Angaben über die perjönlihen Verhältniije, den Bildungsgang und die Lebens— 
——— des Bewerbers enthalten, auch mit Zeugniſſen, ſoweit ſie beſchafft werden können, 

egt ſein. 

8 2. Wird dem Geſuche Statt gegeben, jo erfolgt die Prüfung durch eine Kommiſſion, 
deren Zujammenjegung ich mir vorbehalte. 

$ 3. Das Eramen ijt ein jchriftliches und ein mündliches, von denen das eritere dem 
legteren vorangeht und umfaßt folgende Gegenjtände: 

A. Spraden: Außer dem Deutichen, in welchem Klarheit des Ausdruds und Gewandt— 
beit des Styls erforderlid ift, nad) Wahl des Bewerbers, Franzöfiih, Engliih, Spaniſch 
oder Italieniſch. 

B. Das Konjulatswejen: Die Entwidlung dejielben im Allgemeinen und der deutjchen 
Konjulatseinrihtung im Befonderen; die auf legtere bezüglichen Geſetze und Inſtruktionen; 
Rechte und Pilichten der deutjchen Konſuln. 

C. Geſchichte in ihren allgemeinen Örundzügen mit jpezieller Berüdfichtigung Deutichlands. 

D. Geographie und Statiftit: Die Hauptländer und Völker der Erde; die Negierungs- 
Ip in den einzelnen Ländern, ihre Bevölterung, Produkte, Handel, Induftrie, Finanzlage, 

olonien. 
E. Jurisprudenz: Das bei den deutichen Konjulaten in engine fommende Prozeß-, 
— und Strafrecht; genauere Kenntniß des deuiſchen Handels- und Wechſelrechts und der 
annsordnung. 

F. Staats- und Völkerrecht: insbejondere das internationale Seerecht; die Verfaſſung 
de3 deutichen Reiches; die wichtigiten internationalen Verträge Deutichlands; die Stellung 
der Ausländer zu dem Staate, in weldem fie ihren Wohnfig haben (das Fremdenrecht). 

G. Nationalötonomie; Entwidelung der Wiſſenſchaft jeit A. Smith; Hauptſchulen; 
Ausbildung des deutichen — Kolonialſyſtem. 

H. Handelswifienichaft, insbefondere Waarenkunde; die Abſatz- und Bezugsländer 
des deutjhen Handels und der deutſchen Induſtrie; die wichtigiten Handelsſtraßen des 
Weltverkehrs. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1883. 28 
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einem Einzelſtaate, außerdem einer mindeſtens dreijährigen Praxis im inneren 
Staatsdienſt oder der Advokatur und einer zweijährigen Vorbereitungspraxis 
im Konſulatsdienſt erbracht werden. Der „innere Staatsdienſt“ braucht jedoch 
nicht nothwendig unmittelbarer Staatsdienſt zu ſein, ſondern es ſteht dem 
letzteren z. B. auch die Praxis beim Syndicat einer Handelskammer gleich.!) 

Vor Antritt des Amtes haben die deutſchen Konſuln den geſetzlich vorge— 
ſchriebenen Amtseid zu leiſten, ihre Dienſtpflichten nach Maßgabe des Geſetzes 
und der ihnen zu ertheilenden Inſtruktionen treu und gewiſſenhaft erfüllen 
und das Beſte des Reiches fördern zu wollen.?) 

Die Abgrenzung der konſulariſchen Amtsbezirke erfolgt regelmäßig durch 
den Reichskanzler bezw. deſſen Stellvertreter für die auswärtigen Angelegen- 
heiten. Nur denjenigen Konfuln, welche Gerichtsbarfeit auszuüben haben, 
werden die Amtsbezirfe nach VBernehmung des Bundesrathes angemiefen.°) 
Mehrere Konfularbezirkte können zu einem Generalfonjulat verbunden werden. 
Seder jelbjtändig an der Spige eines Konſularbezirks ftehende Konjularbeamte 
it Konful im Sinne des Geſetzes. Auch Vizekonſuln dürfen in diefem Sinne 
zu Konfuln ernannt werden, niemals aber Ktonjularagenten. 

VI. Die Beendigung der fonfularischen Funktionen fann erfolgen: durch 
Aufhebung des Amtes oder Ausſchluß aller Konfuln oder der Konjuln eines 
einzelnen Staates von dem ganzen Staate oder einem bejtimmten Orte;*) 
durch Abberufung des Konfuls Seitens des Abjendeftaates oder Entziehung des 
Erequatur Seitens des Empfangsitaates; Tod des Konfuls; Krieg. 

Abbruc der diplomatijchen Beziehungen ſchließt nicht ipso jure auch den 
Abbruch der konſulariſchen Beziehungen ein, vielmehr bedarf es in jolchem 
Falle nach deutjchem Recht für den Konſul immer einer fpeziellen Weifung des 
Reichsfanzlers, gleichfalls abzubrechen;?) Wechjel des Staatsoberhauptes oder 


S 4. Der jchriftlihen Probearbeiten find zwei: die eine aus dem Gebiete der pralt- 
iichen fonjulariichen T hätigfeit, die andere willenichaftlicher Natur, dieje in deuticher, jene in 
franzöfijcher oder englicher Sprache. 

8 5. Jede der Arbeiten iſt in der Regel binnen einer Friſt von ſechs Wochen unter 
Dinzufügung der eidesjtattlichen Berfiherung, daß fie ohne fremde Beihilfe angefertigt ift, 
abzuliefern. 

$ 6. Die Arbeiten werden von der Kommiſſion geprüft. Letztere entjcheidet darüber, 
ob der Nandidat zum mündlichen Examen zu veritatten ift. Wird eine der Arbeiten nicht 
genügend befunden, jo können demijelben neue Arbeiten zugetheilt werden. Sind auch dieje 
ungenügend, Al, kann der Bewerber zur mündlichen Prüfung nicht verjtattet werden. 

8 7. Die mündliche Prüfung erfolgt theils in deuticher, theild nad) der Wahl des Ber 
werbers in einer der oben $ 3 unter A. bezeichneten fremden Sprachen. Wer die mündliche 
Prüfung zwei Mal nicht beitanden hat, fann zur Prüfung nicht weiter verjtattet werden. 

58 Das mündlide Eramen fann erlafien werden, wenn nad dem Bildungsgange 
des Bewerbers in Verbindung mit dem Rejultate der schriftlichen sinne feine Befähigung 
für den Konſulatsdienſt außer Zweifel gejtellt ericheint. 

!) Kommiſſ.-Ber. d. Reichstags. Sten. Ber. 1867 Anl., 226. 

2) Konſ.“G. $ 4. Val. dazu die näheren Vorfchriften in ber A. D J. Der Eid fann 
entiweder dor einem beauftragten Beamten mündlich geleijtet oder ſchriftlich eingejendet werden. 
Formulare j. bei König ©. 356 f. 

*) Val. z. B. über die Komjulate in Rußland 3.:Bl. 1873, ©. 35. 1874, S. 414. 
1877, ©. 68, in den britiichen Beſitzungen 8* Bl. 1874, ©. 29, 75, 80, 268, Japan 1875, 
©. 85, China 1874, ©. 304, Siam 1875, ©. 468, Bolivia 1875, ©. 474, Türkei RB. 
1871, ©. 373, 1872, ©. 66. 3.81. 1875, ©. 334. Andrerfeits über die Bezirke der han? 
iſchen Konjulate in Deutihand 3.8. 1875, ©. 474. 1879, S. 409; der engliſchen 3.B 
1880, ©. 486; der ichweigerifchen 8. Bl. 1875, ©. 800, 

*) Durd) die Verträge bat fi in dieſer Beziehung das Deutiche Reich regelmäßig die 
Rechte 6 — ten Nation“ geſichert. S. oben ©. 4124, 
) A. D. J. zü 513. 652. König S. 83. Vgl. DeClerceq et de Vallat I, S. 106, 
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jelbft der Regierungsform hebt die konſulariſchen Beziehungen gleichfalls nicht 
nothwendig auf, wohl aber Untergang des felbjtändigen Staatswejens, dem 
Uebergang des Landes aus der Herrichaft eines Staates an einen anderen 
gleichiteht.") Ausbruch des Krieges dagegen ift Abbruch aller rechtlichen Be- 
ziehungen, jchließt alfo mit nothwendiger Konjequenz die Beendigung der Kon- 
jularfunftionen ein. ?) 

Die Abberufung derjenigen deutjchen Konfuln, welche eine kaiſerliche Be: 
ftallung empfangen haben, muß durch den Kaiſer im Einvernehmen mit dem 
— erfolgen.) Wahlkonſuln können jederzeit ohne weiteres entlaſſen 
werden. 

Der Kaiſer kann die Konſuln jederzeit verfeßen. ?) 

Alle Konfuln können jederzeit durch Faiferliche Verfügung mit Wartegeld 
zur Dispofition geftellt werden. ®) 

Für die Benfionirung der Konfuln gelten die allgemeinen Vorjchriften des 
Reihsbeamtenrechtes; bejoldeten Konſuln, welche überhaupt länger als ein Jahr 
in außereuropätichen Ländern gedient haben, wird bei der Benfionirung die in 
Dit: und Mittelafien, in Mittel: und Südamerika verbrachte Dienftzeit doppelt 
berechnet; der Bundesrath kann den angegebenen auch noch andere Yänder 
gleichjtellen, was für die Inſeln der Südſee zeichah. ”) 


8 3. Das konfularifche Amt. 


1. Die Konjuln haben alle Rechte und Pflichten, welche dag Ddeutjche 
Recht den Staatsbeamten beilegt.?) 


1. Gehalt beziehen nur die Berufsfonfuln und zwar nad) Maß- 
gabe des alljährlichen Etatsgeſetzes,“) indeß die Wahlfonfuln ihr Amt 
ala unbefoldetes verwalten; doch haben die letzteren ein gewiſſes Aequi— 
valent in den Gebühren, welche fie nad) Maßgabe des Geſetzes vom 1. Juli 
1872 für fich erheben dürfen, während die von den Berufskonſuln gejeglic) 
zu erhebenden Gebühren, ſowie die von dieſen verhängten Geldtrafen in 
die Reichskaſſe fließen.“) Außerdem werden den Wahlkonjuln noch evjtattet 
Unterftügungen an Hilfsbedürftige, Koften des Erequatur, dienftlicher Tele: 
gramme ſowie etwa erforderlicher ftatijtijcher Ermittelungen für die Jahresbe- 


ı) Oppenheim ©. 24. GalvolI, $ 517, bei. S. 558. Als Algier franzöſiſch wurde, 
bedurften die dort angejtellten Konjuln jedenfalls einer Erneuerung ihrer Anftellung. 

2 Richtig Oppenheim ©. 24, unrihtig Martens: Geffden $ 78 und Galvol, 
$ 518 „comme cette rupture n’entraine pas n&ctssairement celle des rapports commer- 
eiaux.* Nach der allgemeinen Ausdrudsweife der A. D. %. zu $ 1, 3. 6° wird der deutjche 
Konjul allerdings auch in diejem Falle auf eine jpezielle Weifung des Reichskanzlers zum 
Abbruch der Beziehungen zu warten haben. 


RBG. 5 66. 
*) Konj.-&. $ 108, 
RBG. 8 23! 


RB. 8 25. J 

) RBG. $ 51, dazu V. d. BR. v. 6. Dez. 1880 (3.:Bl. 773) vgl. oben Kap. I, ©. 104. 

®) Val. König $ 15. Im Allgemeinen Zaband I, $ 37—46, Zorn IS 14 — 

9) Konſ.Geſ. $ 8", vgl. dazu die ausführlichen Mittheilungen von König ©. 46 fi., 
höchſtes Gehalt: New-York 48,000 Mark, niedrigites: 12,000 Mark, Galacz, Helſingfors, 
Jerufalem, Kowno). Ueber die Art der Gehaltszahlung König ©. 48 auf Grund eines Zirk— 
gr d. RE. v. 15. Sept. 1875. Ueber Frankreich vgl. de Clercg et de Vallat I, 
5. 214 ff. 

10) Konſ.⸗Geſ. 88 10’, 84, Konſ⸗GG. $ 46. 

28* 
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richte.) Ferner kann Wahlkonfuln, wenn ihre dienstlichen Ausgaben fo be 
deutend find, daß fie aus den Gebühren nicht gededt werden können, bis auf 
Höhe der Dienftausgaben, welche in diejem Falle der vorherigen Genehmigung 
des Reichskanzlers bedürfen, eine Erjtattung aus der Reichskaſſe gemährt 
werden.?) QTagegelder, Fuhr- und Umzugskoften?) gehören rechtlich gleichfalls 
zum Gehalt; ebenfo die Reife, Einrichtungs- und Bureau: (nicht aber Reprä— 
jentations=)foften, welche den Konfuln fpeziell vergütet werden,“ endlih aud 
eintretenden Falles Wartegeld und Benfion. Stirbt ein Konjul im Auslande, 
jo wird die Familie deijelben auf Staatsfoften in die Heimath zurückbe— 
fürdert.?) ®) 

2. Zu den allgemeinen Pflichten "der Konfuln gehört insbejondere die 
Nejidenzpflicht.‘) Dauernde und ungebührliche Entfernung vom Amtafig 
wird als Entlafjungsantrag betrachtet.) Urlaub kann Konjuln nur durch den 
Neichsfanzler auf motivirten Antrag ertheilt werden, in diefem Falle muß für 
genügende Stellvertretung jowie dafür geforgt werden, daß dem Beurlaubten 
amtliche Verfügungen zugejtellt werden können und der Urlaub kann jederzeit, 
wenn das dienstliche Intereſſe dies erheifcht, zurüdgenommen werden. Wahl: 
fonjuln dürfen für kürzere Zeit ihren Amtsſitz verlaſſen auch ohne Urlaub ge 
nommen zu haben.?) 

3. Das allgemeine Prinzip, daß Beamte feine Nebenämter befleiden 
follen, ijt für Berufsfonjuln dahin jpezialifirt, daß fie weder Faufmänntiche 
Gejchäfte betreiben noch überhaupt andere als ihre Amtsgeichäfte verſehen 
dürfen, falls mit folchen eine Nemuneration verbunden ift;'®) erftere Vorſchrift 
ijt abjolut, von letzterer kann ausnahmsweife durch das Auswärtige Amt dis: 
penfirt werden. Auf einem analogen Gedanken beruht die Vorjchrift, daß 
deutiche Konjuln ohne Genehmigung des Kaifers weder ein Konſulat eines 
anderen Staates befleiden noch von fremden Staaten Gejchenfe oder Orden 
annehmen dürfen.!) 

I. Die alte vielverhandelte Streitfrage, ob den Konjuln 
die Privilegien des diplomatifchen Berfonales zufommen, iſt 
zu verneinen.“) Während bezüglich) des letzteren, auch da wo pofitive 

ı) König ©. 340, 

2) Konſ.Geſ. $ 10, vgl. König ©. 341. 

?) Vgl. die V. v. 23. April 1879 u. 7. Februar 1881, abgedrudt oben Kap. I, S. 105". 

) Konſ-Geſ. $ 8%. Vergl. König ©. 327. 

°) Konſ-Geſ. $ 8%, — vgl. auch RBG. 8 40, bezüglich der Heimbeförderung der in 
Ruheſtand verjegten deutjchen Beamten im Ausland. 

°, Ueber die Uniform der deutichen Konjuln enthält jehr detaillirte Vorſchriften die 
MD. J. zu $1, Ziff. 7, vgl. dazu König S. 52, über die Rangverhältniſſe ebenda ©. 54. 

) König ©. 44. 

8, Konſ.G. 8 6. 

A. D. J. zu $ 6. Ueber den Urlaub von Konfularbeamten bejtimmt im übrigen 
das ee die Kaiſerl. Verordn. v. 23. April 1879, (RGB. 134) f. hiezu oben Kap. I, 
©. s 

’) Konſ.“G. $ 8%, dazu RBG. 8 16. Val. franzöſ. G. dv. 20. Aug. 1833 4. 3. 
Beach-Lawrence ©. 11. Oppenheim ©. 74 fi. Martend-Geffden ©. 277. 
König ©. 46. 

ı, Konſ-G. $ 5. 

2) Richtig Bynfershoel c. X. $ VI. Vgl. de Clercq et de Vallat 1, ©. 3 fl. 
Garden I, ©. 323: „Les consuls sont soas la protection sp&ciale da droit 
des gens (mas heißt das?); sans doute ils ne jonissent pas des droits accordös aux 
Envoyös, ils peuvent &tre sujets de l'éêtat oü ils rösident, ils sont soumis & sa juri- 
diction, ä sa police, aux impöts; mais on ne saurait leur contester les privilöges 
necessaires pour exercer leur emploi. Le consul ne peut donc ötre assujetti aus 
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Rechtsvorſchriften Fehlen, ein Gewohnheitsrecht, deſſen Inhalt beftimmte Privi- 
fegien bilden, angenommen werden muß, ijt dies bei den Konſuln bis jeßt 
ebenfo unzweifelhaft nicht der Fall, jo viele und gewichtige Gründe auch hie— 
für ſprechen mögen. Die Redensarten über „bejonderen Schuß des Völker— 
rechtes“, bejondere „Courtoiſie“, bejondere „Rückſichten“ u. dgl., wie fie fich in 
bunter Mujterfarte in den Handbüchern und Syſtemen des VBölferrechtes finden, 
find juriftiich völlig werthlos. Jedenfalls aber geben dieſe Erörterungen troß 
ihrer juriftiichen Inhaltsloſigkeit Zeugniß dafür, daß die Frage al3 ungelöjt 
betrachtet werden muß und früher oder jpäter einer internationalen Vereinbar: 
ung im Sinne der diplomatischen Privilegien zudrängt, wenigstens ſoweit die 
Berufsfonfuln in Frage find. Dafür fprechen aud) die alsbald zu erörternden 
Spezialbeftimmungen in Staatsverträgen einzelner Staaten. 


A, Geridhtsbarfeit. 


Das deutjche Recht erkennt, ebenfo wie dies England und die nordameri- 
kaniſche Union thun, prinzipiell den Konfuln feinerlei diplomatische Privilegien 
zu. Was jpeziell die Gerichtsbarkeit betrifft, jo bejtimmt das Geſetz: 

„Die im Deutihen Reiche angestellten Konjuln find der 
inländifchen Gerihtsbarfeit unterworfen.” 

Doc erfährt das Prinzip fofort eine Modifikation durch den Nachlaß: 
„Jofern nicht in Berträgen des deutjhen Reiches mit 
anderen Mächten VBereinbarungen über die Befreiung 
der Konjuln von der inländifhen Gerichtsbarkeit ge- 
troffen ſind“. 


charges civiles qui l’emp£cheraient de s’acquittier de ses fonctions.* (Welche find das ?) 
Phillimore IIl, S. 263: „Consuls in christian countries are not legally speaking public 
ministers of the state to which they belong, though having a public character 
they are under a more special protection of international law (was heit 
da3?) than uncommissioned individuals.* Ebenjo Battel T, ec. II, $ 34. Der Konful 
ift nicht „ministre public,* „et il n’en peut prötendre les prörogatives, cependant il 
doit jouir jusquä un certain point de la protection du droit des gens.“ Wehn: 
liche Berlegenheitäredensarten bei Kent I, S. 44, Martens-Geffcken S. 222, Martens 
Preeis I, ©. 383, Beach Lawrence ©. 26, Wheaton I, ©. 223 f, Wicquefort 
lambassadeur-I, S. 76, F. Martens 5.28. — Bejonders verdient hervorgehoben zu werden 
Heffter-Geffcken $ 248. Hier heißt es in der 1881 erjchienenen Auflage wörtlid: „Zu 
den Borrechten der Konjuln gehört wejentlich nur eine Unveclegbarkeit der Berfon“ und für 
die Frage der Zivilgerihtsbarfeit über Konſuln ift im Jahre 1881 zitirt die Allgem, Preuß. 
Ger.-Ordn. I, 2 8 65! Bluntjchli $ 268 pojtulirt nur allgemein für die Konſuln eine 
„Ihonende Rüdficht auf die Würde des Amts und die Sicherung feiner Wirkſamkeit“ und 
$ 269 jpeziell für die mit Gerichtsbarfeit ausgejtatteten Konjuln eine „mäßige (!) Ausdehnung 
der Privilegien der Gejandten.“ Galvo behandelt die Frage I SS 460, 463, 465, 478, 
487 und entjcheidet diejelbe im Allgemeinen richtig im Sinne des Tertes, ſpricht aber doc) 
$ 465 von „privilöges inherents & leur charge“, die es eben nicht gibt und jucht $ 478 
nad) „principes gen&raux“, die geeignet wären „à servir de guide pour rösoudre les 
questions contentieuses que cette matiöre peut soulever*, und bemerkt $ 466 im Anſchluß 
an die Redensarten der übrigen Schriftjteller: „Les consuls ont droit en raison de leurs 
fonctions et de leur caractere d’agents düment nommés et reconnus d’un &tat &tranger 
à certains &gards de courtoisie, ä certaines exemtions d’obligations locales et politiques, 
auxquels ne peuvent prötendre les particulies.* Auch Oppenheim S. 30 ff. ſpricht 
von Privilegien, „welde aus dem allgemeinen Bölferrecht rejultiven und überall gelten,“ wo 
fie nicht durch befondere Stipulationen oder ungerechte Verordnungen aufgehoben find. 
GBG. 8 21. Ebenjo Niederl. Kon. A. 2%, „Les consuls — sont sujets aux 
lois tant civiles que criminelles du pays oü ils r&ösident sauf les exceptions que la 
prösente convention établit en leur faveur.* Nicht richtig iſt demnach die Behauptung 
von Calvo I, $473: „En Prusse les consuls &trangers qui ne sont pas sujets prussiens 
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Staatzverträge dieſes Inhaltes eriftiren mit folgenden Staaten: 

1. gtallen.’) 

Nach dem deutſch-italieniſchen Konfularvertrag wird den Konfuln gegen: 
feitig „Immunität“ zuerkannt, es jei denn, daß diejelben ein „Verbrechen” be 
gangen hätten. Der Begriff „Verbrechen“ ergibt fi) aus dem Landesitrafredt. 

Sag unter „Immunität“ zu verjtehen jei, ift nicht näher prägifirt; aus der 
Bergleihung des Gejandtichaftsrechtes wird zu folgern fein, daß unter „Jmmus 
nität“ — im Gegenjag zur „Erterritorialität“ — nur Freiheit von Verhaftung 
wegen Uebertretungen und Vergehen, nicht aber eine generelle Eremtion . von 
der Landesgerichtsbarfeit zu veritehen it. 

Wahlkonfuln dürfen jedoch auf Grund handelsrechtlicher, nicht wegen an: 
derer zivilrechtlicher Berbindlichkeiten in Perfonalarreft genommen werden. Für 
die italienischen Konfuln in Deutjchland ift Dies gegenjtandslos, da Perſonal— 
arrejt überhaupt nicht verhängt werden kann; für die deutſchen Konfuln in 
Italien ergibt fi) die nähere Präzifirung jener Vertragsbeftimmung aus der 
italienischen Landesgejeßgebung? 

2. Coftarica.?) 

Die Berufsfonfuln dürfen, fofern fie nicht Staatsangehörige des Em: 
pfangsjtaates find, gegenfeitig nur „wegen fchiverer ftrafbarer Handlungen feſt— 
genommen und verhaftet werden.“ Dieſe Beitimmung entzieht fich vollftändig 
jeder juriftiichen Präzifirung, doch darf man wohl aus der Analogie des ita- 
lieniſchen Konſularvertrags schließen, daß unter „schweren ftrafbaren ve 
lungen“ der juriftiiche Begriff des Verbrechens angenommen werden mülje. 

sn Bivilfachen haben die Konfuln gleichfalls „Immunität“, es fei denn, 
daß es fih um Konfuln, welche Staatsangehörige des Empfangsftaates find, 
oder welche Handel treiben, handelt; diefe fünnen wegen handelsrechtlicher 
Verbindlichkeiten, die fie jelbit oder ihre Untergebenen fontrahirt haben, ver: 
haftet werden. 

3. Rußland.9 

Konfuln, welche Staatsangehörige des Abjendeftaates find, dürfen nur 
verhaftet und in Haft gehalten werden wegen folcher ftrafbarer Handlungen, 
welche nach der Gejeßgebung eines jeden der beiden Staaten zur Kompetenz 
der Schwurgerichte gehören.) Außerdem können Konfuln, welche zugleich 


sont assujettis à la juridietion civile, mais en matiere criminelle ils sont apres l’in- 
struction de la cause et l’emprisonnement s’il y a lieu remis & leur propre gouver- 
nement pour ötre juges conform&ment aux lois de leur pays.* Die-RStPO. weiß hievon 
Nichts. Ebenjo unzutreffend ift die von Garden I, ©. 332 bezüglich aller franzöſiſchen Kon- 
juln im Ausland aufgejtellte Behauptung: „Les autoritös du lieu ou ils resident n’ont 
aucune juridiction sur eux* und nod weniger die andere: „Ils ne sont pas soumis — 
aux lois du pays.“ ©. hierüber die prinzipielle Erörterung oben Kap. I, ©. 110 ff. 

') Konj.-Bert. A. 3%, Bgl. zum Folgenden König ©. 19. Der ältefte Staatsvertrag, 
welcher den Konjuln derartige bejondere Privilegien gewährte, ift nah Oppenheim ©. 31, 
der franzöfiichipanische vom 13. März 1769, 

2) Konſ-Vert. U. 4. Deuticher Text: „Wahl Konſuln“, italien. Tert: „se i consoli 
saranno negozianti.* 

2) Handels.-Vert. U. 27%. 

) Konſ.Vert. U. 23. 

®) „Ils ne ponrront ötre ni arrötes ni conduits en prison except& pour les faits 
et actes qui d’apres la l&gislation de chacun des deux &tats, doivent ötre döföres au 
jury.“ Demnach it alſo eine Verhaftung nur dann ftatthaft, wenn ſowohl die ruffiiche 
* die deutſche Geſetzgebung die Kompetenz des Schwurgerichtes für den konkreten Fall 
tatuirt. 
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Kaufleute find, noch wegen handelsrechtlicher Verbindlichkeiten in Perfonalarreft 
genommen werden.!) 

Der ruffiiche Konfularvertrag enthält ferner noch eine Spezialbeftimmung 
über die Zeugnißpflicht der Konfuln: die Konfuln find prinzipiell zum Zeugniß 
vor den Yandesgerichten verpflichtet, doch müſſen fie hiezu jchriftlich eingeladen 
werden. Iſt der Konful durc Krankheit oder auch durch Amtsgejchäfte am 
perfönlichen Erjcheinen vor Gericht verhindert, jo kann in Zivilfachen das 
Zeugniß in der Wohnung des Konfuls „de vive voix‘ erholt oder auch nach 
Maßgabe der Landesgeſetze jchriftlich erjtattet werden; in letzterem Fall ift die 
vom Gericht gejegte Frift genau einzuhalten und die Urkunde vom Konful zu 
unterzeichnen und mit dem Amtsfiegel zu verjehen. 

4. San Salvador?) 

Die Beitimmungen über die Immunität der Konfuln ftimmen wörtlich 
mit denen für Coftarica überein. 

. Spanien.) 

Berufsfonfuln, welche nicht Unterthanen des Empfangsjtaates find, dürfen 
nur wegen Berbrechen verhaftet oder in Haft gehalten werden. Sind die 
Konſuln Unterthanen des Empfangsftaates oder betreiben fie Handelsgefchäfte, 
jo haben fie Immunität nur für folche Nechtsftreitigfeiten, welche fich nicht 
auf ihr kaufmänniſches Gefchäft beziehen. Die Kontrahenten fichern ſich über: 
dies gegenfeitig das Recht der meijtbegünftigten Nation zu. 

. Nordamerifanijche Union.* 

Konfuln, welche nicht Angehörige des Empfangsſtaates find, Fünnen nur 
wegen Berbrechen verhaftet oder in Haft gehalten werden. 

Konfuln, welche Grundbefiger oder Kaufleute find, ftehen in Bezug auf das 
gerichtliche Verfahren unter den nämlichen Grundfägen wie die Yandesanges 
börigen, und insbefondere follen Kaufleute fich nicht auf ihre konſulariſchen 
Privilegien berufen dürfen, um fich ihren kaufmännischen Berpflichtungen zu 
entziehen. 

Die Kontrahenten fichern fich übrigens gegenfeitig die Privilegien der 
meijtbegünftigten Nation zu. 

7. Genau die nämlichen Worjchriften enthält der Handelsvertrag mit 
Hamaii 4. 12. 

8. Vollftändig erimirt von jeder inländifchen Gerichtsbarkeit find Die 
deutihen Konfuln ferner, wie alle Deutjchen, in der Türkei, Perfien, China, 
Japan, Siam, Rumänien, Serbien, Samoa und Tonga.) Für Megypten tft 
die Eremtion jpeziell vorbehalten. 

Andererjeit3 haben die Konfuln der eben genannten Staaten in Deutich- 
land feine Eremtion von der Gerichtsbarkeit, da GVG. 8 21 eine Modi- 
fifation des Prinzipes nur vorfieht, joweit „Bejtimmungen in Staatöverträgen“ 
eine folche ftatuiren, was für die oben genannten Staaten nicht der Fall ift. 

Die oben genannten Beftimmungen deutjcher Staatsverträge find unge— 
nügend. Schon die Berjchiedenheit der Landesrechte in Bezug auf die Begriffe 
„Verbrechen“ und „kaufmänniſche Verbindlichkeiten“ im Gegenſatz zu ander: 


ı) „S’ils sont nögociants la contrainte par corps ne pourra leur ötre appliquie que 
pour les seuls faits de commerce et non pour causes civiles,‘ 

)) Handeld-VBert. A. 24°. 

) Konj.Bert. U. 4, 20. 

) Konj.Bert. U. 3. 

5) ©. unten $ 5. 
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weiten zivilrechtlichen Obligationen, gibt zu jchweren Bedenken Anlaß. Eine 
„Immunität“ ferner, welche nur in der Unftatthaftigfeit der Verhaftung be: 
jteht, ift kaum eine augreichende Löſung der Frage. 

Daß für die Eremtion der Konfuln von der Landesgerichtsbarfeit wejent- 
(ich die gleichen Gründe jprechen, wie für die des diplomatischen Perjonals, 
wird fich ſchwerlich beſtreiten laſſen: Vorausſetzung hiefür aber müßte jedenfalls 
der Grundjag des franzöfiichen Rechtes fein, daß nur Berufsfonjuln, welche 
Untertanen des Abjendejtaates find, bejtellt würden. Eine Eremtion von 
Perſonen, die in erfter Linie anfäjlige Kaufleute find, it undurchführbar.') 


B. Unverleßbarkfeit der Archive. 


Die Unverfeglichfeit der Konfulatsarhive und Konfulatspapiere, welche 
vielfach ala Sat des Völferrechtes?) behauptet wird, Hat gleichfalls bis jeßt 
eine allgemeine internationale Anerkennung nicht gefunden. Ein Gewohnheits: 
recht des angegebenen Inhaltes iſt auch nicht erweisbar. Die deutjche Geſetz— 
gebung hat das Prinzip als allgemeines gleichfalls nicht aufgenommen. Wohl 
aber it auf dem Wege des Staatövertrages einzelnen Staaten gegenüber jenes 
Necht als gegenfeitiges anerfannt worden, nämlich für die Argentinifche Re: 
publif, Goftarica, Griechenland, Italien, die Niederlande, San Salvador, 
Rußland, Spanien, Hawaii. Die Konjulatsarhive und Papiere dürfen dem: 
nah von den Ortsbehörden und Beamten des Empfangsjtaates weder einge: 
jehen, noch durchſucht, noch beichlagnahmt werden. ®) 

Iſt der Konful Kaufmann, jo ift jedoch jenes Recht davon bedingt, daß 
die Konfulatspapiere genau gefondert von den Gejchäftspapieren aufbewahrt 
twerden. *) 

England erfennt diefe Unverleglichfeit prinzipiell nicht an. ?) 

Der Konfularvertrag mit der nordamerifanischen Union ®) dehnt die obige 
Vorſchrift bezüglich der Archive und Papiere noch weiter aus auf alle Amts: 
räume und Wohnungen”) der Berufsfonjuln, welche nit Staatsange: 
hörige des Empfangsitaates find, e8 ſei denn daß es fih um die Verfolgung 
von Verbrechen handle; in diefem Falle dürfen die YLandesbehörden jene Räume 
zwar betreten, Durchſuchung oder Beichlagnahme der Bapiere aber ijt auch in 
diefem Falle unftatthaft. Andrerſeits ſoll aus diefem Vorrecht Fein Aſylrecht 
gemacht werden: die Konfuln jollen aucd dann, wenn es fich nicht um „Ber: 
brechen“ handelt, ihre Räume nicht dazu hergeben, um Berfonen, welche fich 
irgend einer ftrafbaren Handlung jchuldig gemacht haben, den Gerichten zu 
entziehen. In der Türkei find die Häufer der Konjuln von jeder Unterfuchung 
durch die Landesbehörden eremt. ®) 


1) Heffter-Geffden $ 248° über die franzöfiiche Gerichtspraris. 

Phillimore II, ©. 268. Oppenheim ©. 38, 

2) Argent. Republik A. 11% Kojtarica A. 28. Griechenland U. 16°. Stalien A. 6. 
Niederlande A. 5. Salvador. A. 25. Rufland W. 5. Spanien W. 6. Hawaii 4. 14. 
Val. König ©. 20. 

*) Nur in den Konſ.Vertr. mit Italien, Spanien, Rußland, der Union ift dies aus 
drücklich betont. 

5) Martens-Gefiden ©. 2351, Beach Lawrence S. 39 (zahlreide Fälle). 
Oppenheim ©. 38. 41. 

® Union W. 5. 

) Auch nach dem perfiihen Handelsvertrag U. 3 müſſen die deutichen Konjuln im Fall 
von Unruhen auf ihren Antrag militärifch in der Umverleglichkeit ihrer Wohnungen ges 
jihert werden. 

°) Kapit. v. 1761 U. 5, 
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C. Staatswappen und Flagge. 


Meift ift den Konfuln auch geftattet, an ihren Dienfträumen das Staats- 
wappen mit entjprechender Umſchrift anzubringen, ſowie auf denfelben und auf 
dem bei Dienjtfahrten benüsten Boote ihre Nationalflagge zu hiſſen.?) 


D. Befreiung von Staatslaſten. 


Die Reichsgeſetzgebung gewährt den im Reichsgebiete angeftellten fremden 
Berufsfonfuln, jofern fie Angehörige des Abjendejtaates find und in ihrem 
Wohnort fein Gewerbe betreiben oder Grundftücde befigen, Freiheit von der 
militärischen Duartierleiftungspflicht, falls audy in dem anderen Staate dieje 
Befreiung gewährt wird.?) Nicht aber ift den Konſuln generell Befreiung von 
der Naturalleiftungspflicht gewährt. 

Außerdem enthalten die Verträge mehrfache und unter fich nicht durchweg 
übereinftimmende Vorjchriften über dieſe Materie. 

Mit Eojtarica *) iſt für die Berufsfonfuln, welche Angehörige des Abſende— 
ftaates find, vereinbart: 1. Freiheit von der militärischen Quartierleiftungspflicht, 
2. Freiheit von direkten, Perſonal-, Mobiliar: oder Lurusftenern ſowohl des 
Staates ala der Gemeinden. Die Berträge mit San Salvador ,’) Rufland,®) 
Stalien 7) fügen dazu noch „Militärtenern“, der mit Spanien überdies nod) 
„de toute charge ou service public qui aurait un caractere munieipal ou 
autre.“ Ebenſo der Vertrag mit der nordamerifanischen Union („von Waffen: 
dienften und anderen öffentlichen Dienftleiftungen“),®) ſowie der mit Hawaii.“) 

Der jpanifche und der nordamerifanifche Vertrag, ebenfo der mit Hawaii, 
referviren übrigens das Privileg ausfchlieglich den Berufskonfuln, welche nicht 
Unterthanen des Empfangsſtaates find. 

St der Konful Grundbefiger, Gewerbetreibender oder Kaufmann, jo ift 
er, was Steuern betrifft, dem gemeinen Recht unterworfen,!®) nur joll das 
Amtseinfommen immer fteuerfrei bleiben. 


') Die Flagge —— die berühmte franzöſiſche Konſularinſtruktion v. 6. Mai 1781 
als „marque de juridiction que le roi exerce dans une domination étrangére,“ Daß 
aber dadurch fein Aſylrecht begründet wird, ift in mehreren Verträgen au&drüclic) betont. 
(Niederl. A. 4, Coftarica A. 27°). Die gi den deutichen Konfuln zu hiſſende Flagge iſt die 
der Kriegsmarine. AM. D. J. zu 81, 3.7 

) Coſtarica A. 27°. Italien A. 5 Flaggenrecht nicht in der Hauptſtadt). Niederlande A. 4. 
Rußland A. 4. San Salvador A. 244 (Flaggenrecht nur an öffentlichen oder nationalen Feſt— 
tagen). Spanien U. 5 (Flaggenrecht an öffentlichen, religiöfen oder nationalen Feſttagen und 
anderen herfömmlichen Gelegenheiten, aber nicht in der Hauptitadt). Nordamerif. Union W. 4 
Flaggenrecht nicht in der auptftadt). Hawaii A. 13. Vgl. König ©. 20, jpeziell über 
dad von ge deutichen Konſuln zu führende Wappen. 

DR. G. (BGB. 1868, ©. 523) $ 4, 3. 2. 

4) Handelövertr. A. 278, 8, 

9 rein A. 243, 

onfularvertr. U. 2. 

7, Koniularvertr. A. 3. Für alle Berufskonſuln. 

®), Konfularvertr. U. 3, 

?) Handelävertr. A. 12. 

10) Goftarica 27%: „come ciudadanos del Estado ä que pertenezan.* Val. aud) 
Schiff..VB. mit Frankreich A. 12 ebenjo, aber ganz allgemein. Italien A. 3° für Steuern. 
Niederl. U. 13? Konfuln, welche niederländifche Unterthanen find oder Handel oder Gewerbe 
treiben, „sont tenus de supporter et de payer comme les sujets Neerlandais et autres 
habitants les charges, impositions et contributions. Les consuls — sujets des Pays bas 
mais auxquels il a &t& accord& d’exercer des fonctions consulaires conferes par le 
Gouvernement Allemand sont obliges d’acquitter toutes les impositions ou contributions 
de quelque nature qu’elles puissent ötre.* Berjien a. 37, 
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Auch die Niederlande!) gewähren, Neziprozität vorausgeſetzt, denjenigen 
Konfuln in den Kolonien, welche nicht niederländiiche Unterthanen find, noch 
bei ihrer Ernennung im niederländifchen Gebiet „etablirt” waren oder neben 
dem Konfularamt ein Gejchäft betreiben, Freiheit von der militärischen Quar— 
tierleiftungspflicht und von perjönlichen Staats» und Gemeindejtenern oder 
anderen perfönlichen Laften („de l’impöt personel et de plus de toutes 
les impositions publiques ou municipales qui seraient considerees ötre 
d’une nature personelle“), nicht aber von Zöllen, indirekten und Immobiliar— 
fteuern. Kaufmännische Konſuln unterliegen dem gemeinen Recht. 

In Siam ift für die deutschen Konſuln das Recht der meijtbegünftigten 
Nation ftipulirt und überdies können Konfuln, die nicht Handel treiben, alle 
zu ihrem Haushalt erforderlichen Ausſtattungs- und Berbrauchsgegenftände 
zollfrei einführen.?) In Japan hat nur der Generalfonful Reifefreiheit im 
ganzen Reiche. ?) | 

Faft alle Verträge enthalten überdies, was die perfönliche Rechtsſtellung 
der Konfuln angeht, noch die Klaufel der meiftbegünftigten Nation, deren In— 
halt fi) nur auf Grundlage des konkreten Landesrechtes feſtſtellen Läßt.*) 

Daß im übrigen alle Konfuln dem Landesrecht des Staates, in welchem 
fie angestellt find, untertworfen find, folgt aus allgemeinen Prinzipien und be 
darf einer befonderen Feſtſetzung nicht.) Mehrfach ift aber in den Verträgen 
befonder3 betont, daß durd dies Prinzip die Freiheit der Ausübung des 
fonfularifchen Amtes jo wenig als möglich beeinträchtigt werden ſolle. — 

Ueber die NRechtsverhältnifje der fremden Konfuln im Reiche fehlen im 
übrigen bis jeßt allgemeine Vorschriften. Die preußische Denkſchrift zur früheren 
preußiſchen Dienftinjtruftion bejtimmte hierüber Folgendes: ©) 

„Was die perfünlichen Immunitäten betrifft, jo ift unter vorausgeſetzter 
Reziprozitätsbeobachtung angenommen, daß folche fremde Konfularbeamte, welche 
nicht im diesfeitigen Unterthanenverbande ftehen, wenn und inwieweit fie ſich 
diesfeits auf ihr Amt als Konful befchränfen und feinerlei Gewerbe oder Handel 
treiben, auch fein Grundftück erwerben, von perfünlichen Leiftungen 
und direften Abgaben an Staat und Kommune, desgleichen von 
militärifcher Einquartierung, ganz frei zu laffen find. Freiheit 
von indireften Abgaben teht ihnen aber nicht zu; fie haben daher auch bei 
Ankunft in den diesfeitigen Staaten, abgejehen von der allgemeinen Zollfreiheit 
des Neifegeräths, keinen Anfpruch auf Eremtion von Eingangszöllen. Im Fall 


I, Konj.:®. U. 13. 

2), Handelsvertt. U. 23, 

3) Handelsvertr. U. 2, dazu Tarif Abſch. 4. Die Zuſ.-Dekl. U. 2 zum Handelsvertr. 
mit Hawaii verneint die Eremtion von Zollabgaben ausdrüdlid). 

*) Vgl. über diefelbe au Oppenheim S. 30 ff. Perfien A. 3%. Argentin. Rep. A. 11°. 
Chile 13. China N. 4°. Portugal A. 17. Coſtarica U. 27, 35. Bezüglich Franfreids 
Frank. Fr. U. 11; derſelbe ftellt für die gegenwärtigen Berhältniffe das Prinzip der meift- 
begünjtigten Nation auf, jedoch in Beſchränkung auf England, Belgien, Niederlande, Schweiz, 
Dejterreih, Rußland. Schiff.“V., A. 12. Griechenland U. 16?: „Il est pourtant entenda 
que si ces privilöges ne sont accordes que sous de conditions sp6ciales le Gouverne- 
ment respectif ne peut y prötendre qu’en remplissant les mömes conditions.“ Italien 
A. 19. Japan N. 2° Miederl. W. 14. 

5) Der ruſſ. Konj.:®. hält eine Spezialvorichrift für erforderlich, dahin lautend, dat 
Konjuln, welche Unterthanen des Nefidenzitaates find, ihrem Landesrecht unterworfen bleiben, 
„sans que cependant cette obligation puisse göner en rien l'’exercice de ses fonctions 
ni porter atteinte à l'inviolabilit& des archives.* 

9) König ©. 23—26, 


0 
# 
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eines Ddiesfeitigen Handel und Gemwerbebetriebes oder bei Erwerbung eines 
— Grundſtücks kommen die betreffenden Abgaben und Leiſtungen zur 
hebung. 

Die perſönlichen Immunitäten der aus der Zahl der diesſeitigen Unter: 
thanen gewählten fremden Konfularbeamten in Preußen bejtehen dagegen nur 
darin, daß diejelben fich durch Subftitute oder Geldentichädigung von perjün= _ 
(ihen Leijtungen an Staat und Kommune, mit Ausnahme des Königlichen 
Militärdienftes frei machen fünnen, und daß ihnen bei militärischer Einquar— 
tirung der zur Führung des Amts und zur Aufbewahrung des Archivs erfor: 
derliche Wohnungsraum nicht geſchmälert werden darf. Im Uebrigen wird 
binfichtlich der diesfeitigen Unterthanspflihten durch die Zu— 
lafjung zu fremden Konjulardienften nichts geändert. Es gilt 
dies namentlich auch in Bezug auf die allgemeine Militärpflichtigfeit. Daher 
fann jolchen diesjeitigen Unterthbanen, welche noch zum wirk: 
lihen Dienſt im ftehenden Heere verpflichtet find, die Annahme 
eines fremden Konjularpoftens überhaupt nicht gejtattet werden, 
Beichränft fich die Militärpflichtigkeit eines zu fremdem Konfulardienit erwählten 
diesfeitigen Unterthanen auf die Stellung in der Neferve oder auf das Land» 
wehrverhältniß, jo wird ihm von der Königlichen Regierung, falls feine anderen 
Bedenken obwalten, das Erequatur zwar bewilligt, jedoch nur mit dem aus: 
drüdlichen Vorbehalt der ferneren Erfüllung feiner Militärpflichten. Desgleichen 
befreit die Zulafiung zu fremden Konfularpoften nicht von dem Dienft als Ge— 
Ihworner. Die Stellung als richterliches Mitglied eines Handelsgerichts iſt 
mit fremdem Konſulardienſt nicht vereinbar. 

In Bezug auf den Gerichtsitand der in Preußen angejtellten Konjular: 
beamten, abgejehen von eigentlichen Dienftverhältnifien, twird Folgendes bemerkt: 

Für Zivilfachen und Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit find die fremden 
Konfularbeamten in Preußen ohne weiteren perfönlichen Unterfchied im Allge— 
meinen den Ddiesjeitigen Gerichten unterworfen, mögen fie preußische Unterthanen 
fein oder nicht, in welchem letzteren Fall fie diesfeits zunächſt wie andere fremde 
Untertanen behandelt werden, welche innerhalb der Königlichen Staaten einen 
bejtimmten Wohnfig genommen haben. Es macht auch feinen Unterjchied ob 
das NRechtsgeichäft, aus welchem geklagt wird, im Inlande oder im Auslande 
eingegangen ift; desgleichen ob der Gläubiger für feine Perſon dem Inlande 
oder dem Auslande angehört. Dabei erkennt aber die Königliche Regierung 
das frühere heimatliche Zivilforum des fremden Unterthanen, der auf dies— 
feitigem Gebiete eine fremde Konfularftelle befleidet, als noch fortbejtehend an, 
foweit darauf umbefchadet den bisherigen Jurisdiftionsbefugnifjen gleichzeitig 
Anspruch gemacht werden kann. Es kann mithin ein doppelter perjünlicher 
Gerichtsjtand begründet fein, bei welchem der Gläubiger die Wahl bat. 

Was noch insbefondere die Frage wegen der diesjeitigen Verhaftung eines 
fremden Konfularbeamten betrifft, jo it es unter der Vorausfegung ſonſtiger 
geieblicher Begründung, an und für ſich unbenommen, eine Maßregel Ddiejer 

rt eintreten zu laſſen, gleichviel welchem Staat der zu verhaftende Nonfular: 
beamte als Unterthan angehört. Doch ift e8 vorbehalten, der betreffenden 
fremden Regierung vorkommenden Falls davon Nachricht zu geben, damit die— 
jelbe wegen der andermweitigen Vertretung des Konfulardienftes ihre Maßregeln 
treffen könne. 

Eine ähnliche Kommunikation ift auch außer dem Fall der Verhaftung 
für vorbehalten zu erachten, fobald es fich um die Einleitung eines diesfeitigen 
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Kriminalverfahrens gegen einen in den Königlichen Staaten angeſtellten fremden 
Konſularbeamten handeln ſollte. Bei Verhaftungen können ſich die fremden 
Konſularbeamten in den Königlichen Staaten, ſoweit fie der diesſeitigen Ge— 
richtöbarfeit unterworfen find, den Formen, welche für die Ausübung derfelben 
allgemein vorgejchrieben find, nicht entziehen.“ 

Ill. 1. Die Konfuln find, wie oben angeführt, Staatsbeamte. Die obrig: 
feitlichen Funktionen derjelben bejtimmen jich einerjeit3 nach Maßgabe der Ge: 
jeße, Verordnungen und Befehle des Abjendejtaates, andererjeits nach Maßgabe 
der Konzefjion des Empfangsjtaates, deren juriftiicher Umfang aus dem Exe— 
quatur, aus Süßen des Gewohnheitsrechtes, aus Geſetzen, Verordnungen des 
Empfangsjtaates fich ergiebt; die die beiden erforderlichen Titel zugleich in 
ſich jchließende Hauptquelle des Konfularrechtes bilden die Staatsverträge, 
welche Geſetz ſowohl des Abjendeftaates als zugleich des Empfangsftaates find. 

2. Im Rahmen diefer Nechtsiphäre haben die Konfuln das Recht, mit 
den Landesbehörden ihres Amtsbezirfes amtlich zu verfehren und zwar ohne 
Unterfchied der Behördenart. Mit den Zentralbehörden des Empfangsjtaates 
verfehren die Konfuln in der Negel nicht direft: wo ein diplomatijcher Ber: 
treter acereditirt ift, hat immer Ddiefer den Berfehr zu vermitteln. Mangels 
eines jolchen wird jedoch den Konfuln das Recht eingeräumt, ſich direft an die 
Bentralinftanz des Empfangsftaates zu wenden, falls ihre Reklamationen bei den 
Lofalbehörden abgewiefen twurden oder nicht die gehörige Berückſichtigung fanden.') 

In den oftafiatiischen Staaten müjjen die Konfuln jeden Verkehr von 
Deutjchen mit den inländiſchen Behörden vermitteln; *) bie Korreipondenz der 
Behörden erfolgt in der Sprache der betreffenden Behörde, *) doc ijt ben 
deutjchen Schriftftücden in China „bis auf weiteres“ eine chinefifche Ueberfeg- 
ung beizufügen.) In Siam tft der Konful verpflichtet, die ihm vorgelegten 
Anträge an die Landesbehörden zu prüfen und joll fie den leßteren nur zus 
ftellen, wenn er fie „begründet und anftändig abgefaßt findet,“ andernfalls 
aber „den Inhalt entiprechend abändern.” °) 

3. Die Amtsfunktionen der Konfuln find theilweife von der Art, daß ein 
Untertbanenverhältniß bei denjelben gar nicht zum Ausdrudf gelangt, jo insbe: 
jondere die Berichterftattung, eine der wichtigiten Aufgaben des konſulariſchen 
Amtes. Andere Funktionen jegen ein Unterthanenverhältnig voraus. Prinzipiell 
unterliegen die zsremden im Staate kraft des Territorialitätsprinzipes dem 
Landesrecht. Ein Unterthanenverhältnig von Fremden zu Beamten ihres eigenen 
Staates im Gebiet des fremden Staates ift demnach nur möglich, joweit für 
fie eine Abweichung vom Landesrecht zugelaſſen iſt.“) Dies iſt in den ver: 


1) ©. den Handelävertr. mit Hawaii A. 17, die Konſularvertrüge mit Italien A. 9. 
Spanien U. 9. Union A. 8. Rußland W. 8. Niederlande A. 6. Der legtere Vertrag geitattet den 
deutihen Konjuln in den Kolonien direkten Verkehr mit der holländiſchen Regierung durch 
den Gouverneur der Kolonie nur, wenn der Gejandtichaftspojten im Haag erledigt iſt oder 
jonft in dringenden Fällen „en prouvant l’urgence et en exposant les motifs pour les- 
quels la demande ne pourrait éêtre adressée aux autorit6s subalternes ou en dämontrant 
que les demandes antörieurement adressöes A ces autoritös seraient restös sans effet.“ Ueber 
die Art des Verkehrs vgl. U. D. J „zu s1, 3. 6 bei. Abi. 4, dazu jehr —— König 
S 26, val. auch Oppenheim ©. 72. De Clercq et de Vallat I, ©. % fi. 

2) Shine). Handelävertr. N. 34. 

) Japan. Handelövertr. A. 21. 

*) Handelävertr. A. 5°. Authentiſch ift jedoch der deutſche Tert. 

5) Handelävertr. A. 4. Vgl. ine). Handelävertr. A. 34. 

®) Ueber * Unterthanenverhältniß gegenüber den Konſuln vgl. auch de Clereq et 
de Vallat I, ©, 416, 
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Ichiedenen Staaten in jehr verfchiedenem Umfang der Fall: das frühere preuß- 
iſche Recht hatte diefe Eremtion auf ein Minimum veduzirt und auch jeßt noch 
wird vom deutjchen Reiche wie den übrigen Kulturjtaaten das Territorialitätg- 
prinzip mit möglichjter Strenge durchgeführt. 

Das entgegengejegte Prinzip dagegen ijt ziemlich rein anerkannt für 
Fremde in den polynefischen Infeljtaaten, in Siam, Berfien, China, Japan 
und der Türkei. Die Deutjchen find in diefen Staaten ziemlich voll- 
ftändig vonder einheimiichen Staatsgewalt erimirt und nurdem 
Imperium ihrer Konfuln unterjtellt. Demgemäß foll auch der Konful 
über feine Unterthanen ein genaues Verzeichniß führen, die jog. Matrifel, in 
die fich eintragen zu lafjen die Deutichen in den oben bezeichneten Staaten 
rechtlich verpflichtet find.) Aus der Matrifel joll foviel als möglich jederzeit 
der Perfonalbeitand der dem Konful Untergebenen erfichtlih fein. Auch in 
anderen al3 den oben angegebenen Ländern iſt der Konful zur Führung einer 
Matrifel verpflichtet, e8 bejteht jedoch in dieſen feine rechtliche Anmeldungs- 
pflicht und der Eintrag in die Matrifel hat in der Hauptjache nur die Wirk: 
ung, daß durch diejelbe der Verluft der deutjchen Staatsangehörigfeit, welcher 
nach dem Gejet durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande eintreten würde, ab: 
gewendet wird.?) Die Matrifel hat demnach überall und insbejondere in 
den oben angegebenen Staaten die rechtliche Natur eines deutfchen 
Unterthanenverzeichnijjes. 

Das Unterthanenverhältniß gegenüber dem Konjul äußert fich jedoch noch 
mehrfach in bejonderer Weije: 

a. In allen Ländern, in welchen die deutjchen Konfuln Gerichtsbarkeit 
ausüben,?) haben fie das Necht, Bolizeiverordnungen mit Strafandrohungen 
bis zu 150 ME., eventuell nad) Mafgabe des RStGB. 88 28. 29, in Haft 
umzumandeln, zu erlajjen.*) Dieje Bolizeiverordnungen find an der Gerichts: 
tafel und jonjt in der ortsüblichen Weiſe zu publiziven; fie find dem Reichs: 
fanzler mitzutheilen, der fie jederzeit außer Kraft ſetzen — ſie ſind end— 
lich auch dem diplomatiſchen Vertreter des Reiches im betreffenden Staate mit— 
zutheilen, der darüber dem Reichskanzler „vom politiſchen Standpunkt“ aus 
zu berichten hat. 

Dieſe Verordnungen haben in erſter Linie den Zweck, örtlichen Bedürf— 
niſſen, die in dem vom Konſul anzuwendenden Reichsſtrafrecht nicht vorgeſehen 
ſind, gerecht zu werden, Aber nach Ausweis der Verhandlungen im Reichs— 
tag reicht die Kompetenz des Konſuls noch weiter: es können ſogar auf dem 
Wege dieſes Verordnungsrechtes Beſtimmungen des Geſetzes, welche nach dem 
Ermeſſen des Konſuls im Konſularjurisdiktionsbezirk ſich als unanwendbar 
darſtellen, abgeändert werden: es iſt ſomit dem Konſul geradezu eine geſetz— 
geberiſche Kompetenz eingeräumt. ©) 


V. v. 1. Mai 1872, $ 5. 

2) &. v. 1. Juni 1870 (BGB. ©. 355), 8 21. Da wo kraft der lex originis die Staats- 
angebörigfeit erworben wird (3. B. in Brafilien), kann der Eintrag in die deutſche Matrikel 
eine praftiiche Bedeutung nur für den Fall der Rüdkehr in das Neichgebiet bezw, Ueber— 
fiedelung in einen Staat, wo jener Grundjag nicht gilt, gewinnen. 

) ©. hierüber ausführlid den folgenden Paragraphen. 

9 Konſ-GG. $ 4. 

5, 8. d. RR. v. 10. Sept. 1879 (ZB. ©. 575), $ 4. 

°) Ueber das vom Konſul anzıumendende Strafredht Sprechen fi die Motive zu $ 4 
eingehend aus. Die inländifchen Strafgejeße werden ie Theil unanwendbar fein, 3. B. 
„bezüglich einzelner der in Abſchnitt XXIX. des StGB. fowie der in anderen Reichögeiegen 
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b) In Siam ift durch den Handelsvertrag') das Unterthanenverhältnig 
der Deutjchen zum Konful folgendermaßen jpeziell präzifirt: Der Konful joll 
die Deutjchen nicht allein unter feinem Schutze, ſondern auch unter feiner Auf: 
Jicht und Kontrole halten. Er joll dafür jorgen, daß jeine Unterthanen den 
Handelsvertrag genau beobachten. Er ſoll ferner alle Verordnungen und Borjchriften, 
welche für die Deutichen in Siam erlafjen find oder noch erlaſſen werden 
möchten, jelbjt publiziren und den Vollzug derfelben überwachen. Zur Geltend: 
machung feiner Autorität muß dem Konful eventuell ſiameſiſches Militär zur 
Berfügung gejtellt werden. 

e) In Samoa ijt den Deutjchen gleiche Behandlung wie der meijtbe: 
günjtigten Nation bezw. wie den Samoanern ſelbſt zugefichert.?) Dazu ift 
noch ſpeziell bejtimmt: Alle Gejege und Verordnungen, ſowie Vollzugsmaß— 
regeln zu jolchen, insbejondere alles was Steuern betrifft, follen, wenn fie für 
Deutjche gelten jollen, vom Konful und einem Beamten der Samovaregierung 
gemeinjam feitgeftellt werden, find jodann der deutjchen Neichsregierung in 
? — zu bringen und können erſt, wenn von dieſer beſtätigt, in —* 
treten. ® 

Nur bei folgenden Materien joll zwar auch gemeinjame Berathung und 
Feſtſtellung, ſowie Meittheilung an die Neichsregierung erfolgen, die Rechts- 
fraft aber jofort beginnen und andauern, bis die Reichsregierung die Beſtätig— 
ung verjagt: VBorjchriften in Bezug auf „Munizipaleinrichtungen, Polizei⸗, 
Quarantaine- und Apia-Strafenverordnungen, Verbot oder Regelung des Ber: 
kaufs oder der Abgabe von jpirituöfen und Besen Getränken an Sampaner 
und Eingeborne von anderen Inſeln des Stillen Ozeans durch Deutjche in 
Samoa." *) 

4. Die deutſchen Konfuln find verpflichtet, den zu ihnen im 
Unterthanenverhältniß ftehenden Berjonen ihre Dienfte zu ge: 
währen. Alle dieje Berjonen find Schußbefohlene des Konjuls 
im weiteren Sinne des Wortes. Diejfer weitere Begriff der „Schußge: 


3. B. der Gewerbeordnung enthaltenen Strafvorichriften.“ Zur Ergänzung derartiger Lücken 
joll das Polizeiverordnungsrecht des Konſuls dienen. „Diejes Verordnungsrecht ijt keines 
wegs auf Fälle beſchränkt, in denen es ſich um die Ausführung der in den Konjulargerichts- 
bezirfen geltenden inländijchen (deutjchen) Geſetze handelt, es eu ds vielmehr alle Gegenjtände, 
welche in den Bereich der Bolizei fallen, ohne er darauf, ob diejelben für den Konjular: 
gerichtsbezirk gejeglich geregelt find oder nicht. Selbſtverſtändlich dürfen die Polizeiverord- 
nungen des Konſuls mit den in den Konjulargerichtsbezirten geltenden inländijchen Gejegen 
nicht in Widerjprud) treten. Von einem derartigen Widerſpruch fann injomweit 
feine Rede jein, als die inländifchen Geſeze vermöge ihres Gegenstandes 
oder ihrer lofalen Beziehung in Konjulargeridhtsbezirfen unanwendbar 
find In folden Fällen wird das Verordnungsreht des Konſuls dazu 
dienen, fühlbar gewordene Lüden der Gejege in einer den eigentlidhen 
Verhältniſſen des Konſulargerichtsbezirkes entjprehenden Weiſe aus: 
zufüllen.“ Damit ift dem Konful eine unter Umjtänden fehr weitgehende Kognition über 
die Geſetzgebung, die bis zur Aufhebung von Gefegen im Verordnungswege reicht, 
eingeräumt. Die Nothwendigkeit einer ſolchen Konzejlion an die Konjuln muß mohl zuge 
geben werden, aber es ijt doc mit Anerfennung zu begrüßen, daß der Neichstag auf An- 
trag des Referenten Gareis die Kontrolbeftimmungen bezüglid) des Reichskanzlers beifügte. 

1) Handelövertr. A. 2. 12, 

2) Handelövertr. U. 8°. 11, 

3, Handelävertr. U. 81, 

* Handelävertr. U. 82. Dieſe Beftimmungen des Samoa-Bertraged jind 
die weitejtgehende Konzejjion, welde das Deutjche Reich für feine Ange 
hörigen im Auslande erreicht hat und bieten ein weit über den Rahmen 
des Konſularrechtes hinausgehendes Jnterejje. 
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nofjen“ hat eine nähere juriftiiche Präzifirung in einer B. d. RK. v. 1. Mai 1872 
über die Ertheilung des Konfularjchuges in der Türkei, Rumänien, Serbien, 
China und Japan gefunden.) Da die U. D. 3. auf dieſe Generalverordnung 
ausdrücklich Bezug nimmt, jo dürfen ihre VBorjchriften unbedenklich generalifirt 
werden. 

Der Konſularſchutz hat fich demnach zu erjtreden: 

a) auf alle Reihsangehörigen; der Begriff der NReichsangehörigfeit 
ergibt ſich lediglich aus dem gemeinen Necht,?) das eine Modifikation nur in— 
joferne erfahren hat,?) als türfiiche Staatsangehörige des deutſchen Konſular— 
Ihußes auch dann, wenn fie die deutſche Staatsangehörigfeit durch Naturali: 
ſation erworben haben, nur theilhaftig werden können, nachdem fie formell aus 
dem türfifchen Staatsverbande entlajjen worden find, was an fich für den 
Erwerb der deutjchen Staatsangehörigfeit rechtliche Vorausſetzung nicht ift. 

b) Auf die Schutzgenoſſen im engeren Sinne‘) 

Diefer Begriff beftimmt ſich negativ dadurch, daß es fich um Perfonen 
handelt, welche die deutjche Staatsangehörigfeit nicht befigen; pofitiv dadurch, 
daß durch Staatsverträge oder auch durch prinzipielle Anordnung des Neichs- 
fanzler8 der Konſularſchutz zugejichert ift. 

Bertragsmäßig iſt Dejterreich-Ulngarn,?) der Schweiz und Luxemburg der 
deutiche Konſularſchutz generell für ihre Staatsangehörigen überall da zuge: 
fichert, wo dieje Staaten nicht ſelbſt Konfulate haben.®) 

Andere Staatsangehörige fünnen kraft pofitiver Anordnung des Reichs: 
fanzlers in den deutſchen Konfularichug auf Antrag aufgenommen werden; doc) 
muß dieſer Antrag abgewiejen werden, wenn der Antragiteller a) unter anderem 
Konſularſchutz ſteht, b) ſich ausdrůdlich unter den Schutz der Ortsbehörde ge— 
ſtellt, e) nicht zuvor ſeine ſämmtlichen ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten erledigt 
bat.) Die erforderlichen Nachweiſe ſind dem Geſuche beizufügen. 

Dazu fommen noch 

c) Die fog. de facto-Unterthanen.®) 

Diejes eigenthümliche Rechtsverhältniß befehränft ſich auf diejenigen Kon- 
jufargebiete, wo deutjche Gerichtsbarkeit beſteht. Der Begriff umfaßt: a) Per— 
jonen, welche oder deren Eltern früher deutsche Staatsangehörige waren, 


Im RGB. nicht publizirt, gedrudt bei König, Handb. S .470 ff. Hirth's „Ann.“ 
1872, ©. 1293 ff. 
7, G. v. 1. Juni 1870 über Erwerb und Berluft der Staatsangehörigfeit (BGB. ©. 355.) 
Bal. Yaband I, $$ 13—19. Zorn I, 55 15—17. Seydel in Hirth's „Ann.“ 
1876, ©. 135 ff. Ueber Auswanderer j. König ©. 12. Perſonen, welche ji) der Militär- 
piliht entzogen haben, ijt der —— darum nicht zu verſagen. König, ebenda. 
J v. 1. Mai 1872, 8 4 
RB. v. 1. Mai 1872, 8 1 ‚3.2. A. D. J. zu 83 2,33 V. d. RE. v. 10. Sept. 
1879 (3Bl. 575). Bgl. auch König 13. 
°) Handelövertr. Hi 21: „Jeder der vertragenden Theile wird feine Konſuln im Auslande 
verpflichten, den Angehörigen des andern Theils, jofern legterer an dem betr. Plate durch 
einen Konjul nicht vertreten ift, Schuß und Beijtand in derjelben Art und nicht gegen höhere 
Gebühren wie den eigenen Angehörigen zu gewähren.“ Schlußprot. 3. 14. „Unter Konfuln 
find alle mit Konſulargeſchäften Beauftragte verſtanden. Jeder der veriragenden Theile — — 
iſt verpflichtet, die durch den Schutz erwachſenen Auslagen und Koſten nach denſelben Grund— 
ſätzen zu erſtatten, wie — — dies rückſichtlich der eigenen Angehörigen geſchehen würde.“ 
)König S. 13. . 
) V. v. J Mai 1872, 8 17. Schweizer ſollen in den deutſchen Konſularſchutz nur 
ee! werden, wenn fie ſich verpflichten, das Schupverhältniß nicht zu wechſeln. 
öni 
5 v. 1. Mai 1872 88 1, 3. 3. 3. Vgl. König ©. 13, 
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b) Berjonen, welche im ethnographiichen Sinne „deutſche“ Nationalität haben, 
e) Berfonen, welche eine untere Beamtenjtellung im diplomatifchen oder Kon: 
julardienjt befleiden oder bekleidet haben, beifpielameife werden aufgeführt: 
Dragomans, Kawaſſen, Jaſſakdſchis.!) 

Vorausſetzung für den deutſchen Konſularſchutz ſind auch hier die oben 
bezüglich der Schutzgenoſſen i. e. S. angegebenen Normen. 

Dieſe Perſonen genießen den deutſchen Schutz für die Dauer ihrer amt— 
lichen Stellung, falls ſie Unterthanen des Empfangsſtaates, wenn die Anſtellung 
auf Grund der mit letzterem getroffenen Vereinbarungen erfolgte; falls ſie 
Unterthanen einer dritten Macht, wenn dieſe ihre Genehmigung zum Eintritt 
in den deutſchen Schutzverband ertheilt hat; die Ausdehnung des Schutzes auf 
die Familien und über die Amtsdauer hinaus kann nur mit Genehmigung der 
Geſandtſchaft und „unter Zuſtimmung der nationalen Behörde‘ erfolgen.?) 

Eintrag in die Konfularmatrifel iſt rechtliche VBorausfegung für Gewähr— 
ung des Konſularſchutzes überall u Dody müſſen, wie oben bemerft, 
fämmtliche Konfuln eine Matrifel führen und in den Konfulargebieten, wo 
deutjche Gerichtsbarkeit geübt wird, find alle dem Konſularſchutz befohlenen 
Perſonen auch rechtlich verpflichtet, den Eintrag in die Matrifel zu bewirken;t) 
wenn derfelbe auch nicht rechtliche Borausfegung für Gewährung des Konfular- 
ſchutzes ijt, jo fichert er —— doch unzweifelhaft und die Löſchung in der 
Matrikel hat jedenfalls den Verluſt des Konſularſchutzes zur Folge. 

Bezüglich der Matrifel enthält das deutiche Recht im Einzelnen folgende 
Vorſchriften: Der Eintrag erfolgt immer nur auf bejonderen Antrag.?) Dem 
Antrag find die erforderlichen Legitimationspapiere (Paß, Wanderbuch, Ge: 
burtsjchein, Naturalifationsurfunde 2.) beizufügen, bei deren Prüfung der 
Konful mit höchſter Sorgfalt zu verfahren hat, „um fremdartige Elemente 
fernzuhalten‘. | 

Insbeſondere find Päſſe ausländischer Behörden nicht ala ausreichend 
anzuerkennen.) Handelt e8 ſich um de facto-Unterthanen, welche eine Beamten: 
ftellung befleiden, jo find befondere Legitimationspapiere nicht erforderlich. 
Für die beiden anderen Kategorien der de facto-Unterthanen dagegen muß immer 
im einzelnen Falle die Genehmigung des vorgejegten Gejandten durch den 
Konful erholt werden und iſt hiebei bei den Deutjchen im nur ethnographijchen 
Sinne bejonders darauf zu achten, „ob die Aufzunehmenden in der That die 
deutsche Nationalität noch bewahrt haben, was an der Sprache, deren fie x 
bedienen und an ihren jonftigen Verhältniffen leicht zu erfennen fein wird.' 





1) Vgl. dazu Perſ. Handelsvertr. A. 3. (nur „effectivement“ angeſtellte Perſonen 
dürfen — genommen werden.) 
A 


) V.v. 1. Mai 1872, $ 28. A. D. J. zu 81, 8. 2. Vgl. Sten. Ber. 1867, ©. 139. 
Bol. dazu König $ 85. 

*) Kon... $ 12, V. v. 1. Mai 1872,85. Vgl. Laband U, S. 271. König $$ 31—36. 
Auch in den Jurisdiftionäbezirten kann aber der Eintrag niht erzwungen werben, 
„wie das Ausw. Amt wiederholt ausgejprocdhen hat.“ König ©. 96. Ueber das franzöfiiche 
Recht vgl. de Clercq et de Vallat I, ©. 439 ff. 

5) „Die Verpflichtung zur Meldung geieglich auszufprechen, ift im Intereſſe der Ber: 
fehröfreiheit für unthunlich erachtet, vielmehr die Meldung bei dem Konjul in das Belieben 
der betreffenden Perſonen gejtellt worden.“ König ©. 96. Ueber den Eintrag von militär- 
pflichtigen Berfonen ſ. Ipegiell König ©. 100 f., 107 fi. 

5 V. v. 1. Mai 1872, 8 7. Val. auch König ©. M. 

) Ebenda $ 13. 
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Der Eintrag iſt immer zugleich für die Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder zu bewirken, bei Berjonen, die unter Kuratel jtehen, durch die Kuratoren, 
eventuell den Konjul von Amtswegen.!) 

In der Türfei und den oftajiatiischen Staaten haben die dem Konfular- 
ſchutz unterworfenen Perjonen, falls fie im Konfularbezirf dauernd wohnen, 
binnen drei Monaten den Eintrag zu veranlafjen.?) In Siam ift den Landes: 
behörden von jedem Eintrag in die Konjularmatrifel abjchriftlihe Meittheilung 
zu machen.?) 

Ueber den erfolgten Eintrag ift auf Verlangen ein Schußfchein auszu— 
jtellen in deutfcher und franzöfiicher oder einer anderen im Konfularbezirk viel- 
gebrauchten Sprache; *) der Schugfchein iſt eventuell zugleih für Frau und 
Kinder mitaugzufertigen; bejondere Schußjcheine werden für die Ießtgenannten 
Perſonen nur ausgefertigt, wenn die Ehemänner bezw. Väter abweſend find oder 
en Schugichein für fie aus anderen Gründen nicht ausgeftellt wird.?) Der 
Schugichein gilt für das Kalenderjahr und ift in jedem Januar zu erneuern.®) 
Für Beamte werden bejondere Schußjcheine nur auf ausdrüdliches Verlangen 
ausgeſtellt.) Proviſoriſche Schußjcheine fünnen ausgeftellt werden: 1. bei nur 
vorübergehendem Aufenthalt im Konfularbezirk, 2. wenn die für den Eintrag 
erforderlichen Legitimationspapiere noch einer Ergänzung bedürfen.®) 

Die Löſchung in der Matrifel?) geichieht aus folgenden Gründen: 

1. Tod des Meatrifulirten, 

2. dauernde Verlaſſen des Konfularbezirkes, 

3. Verluſt der deutichen bezw. ſchutzgenöſſiſchen Staatsangehörigfeit, 

4. Webertritt zum Islam, 

— 5. bei Schutzgenoſſen i. e. S. Errichtung eines eigenen Konſulates ihres 
taates, 

6. Eingehung einer Ehe mit einem dem deutſchen Schutzverbande nicht an— 
gehörenden Manne, 

7. in der Regel Amtsverluſt bei de facto-Unterthanen, 

8. bei Schutzgenoſſen i. e. S. und den de facto-Unterthanen Austritt aus 
dem deutjchen Schußverband, der aber nur zuläſſig ift nach Erledigung aller 
ſchwebenden Nechtsjtreitigkeiten, 

9. bei Schußgenofjen und de facto-Unterthanen, Verbrechen, Vergehen, 
„wiederholte Nichterfüllung ihrer Pflichten gegen die Schußbehörde‘‘, oder 
andere Gründe, welche den Schugbefohlenen ala des deutjchen Schußes un— 
würdig erjcheinen lafjen. Der Konful Hat in diefem Falle eine formelle Ent- 
ſcheidung zu fällen, gegen welche binnen 10 Tagen Rekurs, jedoch ohne auf: 
ſchiebende Wirkung, an die vorgejegte Gefandtfchaft eingelegt werden kann. 


1) Ebenda $$ 6. 11, 12, ; 

2) Ebenda 88 2. 5. 10. A. D. J. zu $ 12. Das vorgejchriebene Schema mitgetheilt 
bei König ©. 102. 

’), Handelävertr. A. 4. 

) V. v. 1. Mai 1872, $8. Das vorgejchriebene Formular mitgetheilt bei König ©. 102. 

») Ebenda $ 9. 

, Ebenda $ 10. 

) Ebenda 8 16%, 

9, Ebenda $ 12. 

9, Ebenda $$ 18. 19. Ueber die Löſchung wegen eingetretener Militärpflicht f. König 
©. 106. Wegen nicht rechtzeitiger Erneuerung hat, wie König ©. 107 mittheilt, die Löfhung 
gemäß V. d. N. v. 5. Nov. 1872 nicht zu erfolgen; die betr. Bejtimmung der U. D. J. 
iſt jomit aufgehoben. 

Annalen des Deutjhen Reichs. 1882. 29 
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Jedesmal im Februar ijt Bericht über die Veränderungen der Matrifel 
zu erſtatten.) 

IV. Innerhalb der im Vorausgehenden umgrenzten territorialen und per: 
fonalen Kompetenz haben die Konfjuln gemäß den oben für die jachliche Be 
renzung der Kompetenz angegebenen Prinzipien zu fungiren. Mehrfach findet 
fi in den Verträgen ausdrüdlich betont, daß die Konfuln in Ausübung ihrer 
Funktionen nicht weiter geftört werden follen, ala zur Handhabung der Landes- 
gejeße unvermeidlich ift?). 

Die Funktionen der Konfuln find in den Lehr: und Handbüchern des 
Bölferrechtes mit einigen allgemeinen Redewendungen gekennzeichnet ;?) das deutiche 
Konfulargejeg und die Verträge geftatten eine erjchöpfende Aufzählung jener 
Funktionen nad) deutjchem Recht und folche kann allein juriftiichen Werth be- 
anfpruchen.*) 

Auch das deutſche Konjulargefeg gibt zuerft einige allgemeine Gefichts- 
punfte ; die Konfuln haben 

das Intereſſe des Reiches, namentlich in Bezug auf Handel, 
Schifffahrt und Verkehr thunlichſt zu Shügen und zu fördern, 

die Beobadhtung derindiejer Beziehung bejtehenden Staat 
berträge zu überwaden; ?) 

den ihrem Schuß befohlenen Perſonen Rath und Beiftand 
zu gewähren. 

Auf diefer dreifachen Grundlage bezeichnet ſodann das Geſetz die Funk: 
tionen der Konfuln im Einzelnen. Dieje Funktionen zu erfüllen find die 
Konfuln wie berechtigt, jo verpflichtet; fie dürfen an fie geftellte Anträge nur 
abmweijen, wenn diejelben ungefeglidy find oder andere jchwertwiegende Gründe 
gegen ein Eintreten in die Sache fprechen. Und zwar müſſen die Deutichen 
Konfuln ihre Dienjte auch ſolchen NReichsangehörigen gewähren, welche gar 
nicht in ihrem Bezirfe wohnen, jondern nur daſelbſt Intereſſen wahrzunehmen 
haben, aljo 3.8. mit fchriftlichen Anfragen ſich an fie wenden; die Konſuln dürfen 
jogar in direfte Korrejpondenz mit ſolchen Privaten treten.®) Zweifel, melde 
in Beziehung auf die Pflichten der Konſuln aus dem Ausdrud des Konfular- 
gejeßes „Die Konfuln find befugt,‘ „den Konſuln ſteht das Hecht zu,‘ herge— 
feitet worden find, entbehren der Begründung. Bei Berathung des Geſetzes 
im Neihstag ift ausdrüdlich Fonjtatirt worden, daß die dem 
Konſul anvertrauten Rechte zugleich Pflichten für ihn enthielten, 
deren Erfüllung den Bundesangebörigen gegenüber er fi nicht 
entziehen fünne Im Allgemeinen ſteht es daher nicht im Be: 
lieben des deutſchen Konjuls, ob er die ihm durch das Konſular— 





!) Ebenda $ 20. 

) Union A. 3. Rußland A. 7. Hawaii W. 12, 

®), Garden I, 2. 318. Martens-Geifden ©. 242—275. Beach-Lawrence 
= 65. Heffter-Gefiden $ 247. Bluntjhli $$ 251—266. Calvo I, 8 44. 

4 Konſ. G. $ 1. Val. König $ 3. Die franzöfiihe Gejepgebung beruht heute noch 
auf dem Colbert'ſchen Memoire v. 15. März 1609 „sur ce que les consuls etablis dans 
les pays ötrangers doivent observer pour en rendre compte à S. M. pour toutes les 
occasions.“ 

5A D. J. $ 1. Die Verträge werden eventuell den Konfuln zu diefem Zwecke be: 
ſonders mitgetheilt. Vgl. die Ktonjularverträge mit Italien 9. Spanien 9. Union 8. 
Rußland 8. Dazu Martens-Geffcken ©. 249. Beach-Lawrence 5. 35. Mehrere 
Staatsperträge fügen dazu auch nod das „Völkerrecht“: Union U. 8 Hawaii N. 17. 


)A.DI.81,3.2 Bal. König ©. 11. 
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gefeg und amtliche Inſtruktionen beigelegten Befugniffe aus— 
üben 'will oder nicht.') Den Schußgenojjen i. e ©. wird der Kon— 
wlarfhug nur auf Antrag im einzelnen Falle gewährt. Von Amtswegen 
treten die Konfuln für ſolche Perfonen nicht ein. 

Die einzelnen Befugniſſe der deutjchen Konſuln find: 

1. Sie fungiren, falls fie hiefür Spezialmandat des Reichs— 
fanzlers?) empfangen haben, al3 Ziviljtandsbeamte gemäß den 
Vorjchriften des ©. v. 4. Mai 1870, welche oben ausführlich zur Darftellung 
gelangten.?) 

Diefen Spezialauftrag haben 3. 3. folgende Konfularbeamte: 


A. Europa. 


1. Spanien®) — der Berufsfonful in Barcelona, der Wahlfonjul 
in Cadix. 

Kolonien: die Berufsfonfuln in der Havanna und auf Manila. 

2. Serbien — der Minifterrefident und Generalkonſul in Belgrad. 

3. Griehenland — die Konfuln in Athen, Kalamata, Korfu, Patras 
und Spra. 

4. Bortugal — die Konfuln in Lifjabon und Porto. 

Kolonien: der Konful in Madeira. 

d. Rumänien — die Berufsfonjuln in Bukareſt, in Galacz, Jaſſy. 

6. Türfei — die Berufsgeneralfonjuln in Sofia, Wlerandrien und 
Konitantinopel, die Berufskonjuln bezw. die Bizefonfuln in Beirut, Konftantinopel, 
Dardanellen, Zerufalem, Tunis, Serajewo, Smyrna, Mlerandrien, Kairo, Die 
Wahlkonſuln in Port Said, Suez, Aleppo, Haifa, Jaffa, Nuftichuf. | 

) König in vd. Holpendorffs RLex. (3) s. v. Konſularſchuß II, ©. 537. Bol. aud) 
König, Handb. (2) ©. 3 fi. | 

2) Auch bezüglich der badischen Staatsangehörigen gilt dies. Das oben Kap. I, ©. 122 

ala geltend angeführte badiiche Landrecht ift durch B. d. AR. v. 21. Januar 1876 (micht 
publizirt) aufgehoben. König ©. 125. 
2) Konſ-G. $ 13, dazu B. d. NE. v. 1. März 1871 (nicht art abgedrudt bei 
König, Handb. ©. 509), j. dazu oben Kap. 1, ©. 123 ff. Ferner ZB. 1877, ©. 649 
(die Schweizer betr). Laband II, ©. 254. König $$ 37. 38 über das franzöfische Recht 
vgl. de Clercgq et de Vallat I, ©. 454 ff. Bal. ferner die wichtige Denkichrift aus 
dem Februar 1878 zum Gejeg, abgedrudt bei König ©. 506 fi. Dieſe Denkichrift führt 
aus, daß die konſulariſch geichlofienen Ehen für Deutichland giltig ſind, vb aber für das 
betr. Ausland, Hänge davon ab, ob die Rechtskraft den Deutichen „durch bejondere Rechts— 
titel (Erterritorialität, Verträge, Gejege ꝛc.) gefichert“ iſt. Die Denkichrift fährt dann fort: 
„Bon diejen bejonderen Fällen abgejehen, wird es lediglich Sache der Intereſſenten jein, ſo— 
fern jie nach Sage der obwaltenden Berhältnijie von der gejandtichaftlichen bezw. fonjulari- 
ihen Form Gebrauch machen wollen und nidyt etwa in die Heimath alsbald zurüdzufehren 
Willens find, für die Anerfennung ihrer bezüglichen Eheſchließungen und Standesakte in dent 
Lande ihres Aufenthaltes jelbjt Sorge zu tragen und zu diefem Zwecke ihrerjeit alle etwa 
geeigneten Schritte zu thun.“ Diejer Standpunkt der Denkichrift iſt nicht zu billigen und 
dürfte der Würde der deutichen Staatögewalt, die die Konſuln vertreten, nicht entſprechen. 
der Reichskanzler joll vielmehr feinem Konſul das Spezialmandat ertheilen, falls nicht der 
Empfangsſtaat ausdrüdlich die Ausübung desielben und damit die Rechtskraft der betr. Ehen 
auch für fi anerfennt. Oppenheim ©. 120 will den Konjuln das Recht abjprechen, eine 
Eheſchließung zu vollziehen, wenn nın ein Theil jeiner Zurisdiftion unterliegt und meint, 
diefer Saß „veritehe jich in der Theorie ganz von jelbjt“. Das in der Note erzählte Bei- 
jpiel trifft aber nicht zu, die Nullität der Ehe in dem angeführten Falle hat vielmehr darin 
ihren Grund, daß nad dem Recht der nordameritaniichen Union Konjuln überhaupt gar 
feine Ehen abſchließen dürfen. | 

*, In Spanien „fehlt die Möglichkeit gemifchter Ehen, da der erforderliche biſchöfliche 
Dispens nie ertheilt wird. Die Giltigkeit gefandtichaftlicher und konjulariicher Eheſchließungen 
iſt bisher weder anerkannt noch beſtritten.“ 

29* 
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B. Amerika. 

7. Brasilien!) — die Wahlkonjuln in Bahia, Ceara, Maroim, Per: 
nambuco, Porto Allegre, Rio de Janeiro, Rio Grande do Sul. 

8. Zentralamerifa?) — der Geichäftsträger und Generalkonjul in 
Guatemala, ſowie die Wahlfonfuln in Leon, San oje. 

9. Columbia — der Minijterrefident und Generalkonſul in Bogota, 
jowie der Wahlkonſul in Barranquilla. 

10. Peru — die Wahlfonfuln in Arequipa, Callao, Tacna. 

11. Ecuador — der Wahlfonjul in Guayaquil. 

12. Bolivia — der Wahlfonjul in Cochabambu. 

13. Argentinifhe Republik!) — der Berufsvizefunful in Buenos 
Ayres. 

14. Dominikaniſche Republif — der Wahlfonjul in Puerto Plata. 

C. Alten. 


15. China — der Generalkonjul in Shangai, die Berufsfonjuln in 
Amoy und Kanton, der Berufspizefonful in Shangai, die Wahlkonſuln in 
Swatau, Ningpo und Tſchifu. 

Japan — die Berufskonſuln in Hiogo und Yokohama. 

17. Siam — der Berufsfonjul in Bangfof. 


D. Afrika. 


18. Marokko — der Minijterrefident und Generalfonful in Tanger. 
19. Zanzibar — der Wahlfonjul. 


E. Polynefien. 


20. Tonga und Samoa — der Berufsgeneralfonful in Apia. 

2. Die Konjuln find berechtigt, wie alle Staatsbehörden, 
über ihre eigenen Amtshandlungen fowie über Thatjadhen, die 
fie in Ausübung ihres Amtes wahrgenommen haben, unter 
ihrem S Ir und mit ihrer Unterjchrift Urfunden auszujtellen, 
welche öffentlihen Glauben haben?) Sole Urkunden dürfen auch 
Perjonen ausgeftellt werden, die nicht dem Konful rechtlich untertworfen find, 
vorausgeſetzt nur, daß fie deutfchen SInterefien dienen follen. „Bei der aus 
gedehnten Auftändigfeit, welche den deutjchen Konſuln beiwohnt, fünnen Kon— 
jularattejfte von jehr mannigfaltigem Inhalt (LVebensattefte, Urfprungszeugnifie, 
Geſundheitspäſſe 2c.) und von großer Tragweite fein. Deshalb ijt den 
deutjchen Konſuln ausdrücklich eingejchärft, daß fie fich bei Ausftellung der: 
felben der Auperften Sorgfalt, Genauigfeit und Gewiſſenhaftigkeit befleißigen 
jollen.“*) „Sie ſollen nichts atteſtiren, was ſie nicht mit einem gerichtlichen Zeugen— 
eid zu befräftigen vermöchten.“?) 

Die gleiche Rechtskraft kann durch den Konſul jeder immerhalb feines 
Amtsbezirkes ausgejtellten oder beglaubigten Urkunde einer ausländijchen Be: 


N Ueber Brafilien und die argentin. Nepublit bemerft die Denkichrift: „Der fonjular= 
iſchen Bea wird geſetzliche Giltigkeit nicht beigelegt. Die Konſuln ſind angewieſen, von der 
ihnen ertheilten Ermächtigung nur in Ausnahmefällen Gebraudy zu machen, auch die Nup⸗ 
turienten mit geeigneter Belehrung zu verſehen.“ König ©. 508. 

I. die Spezialbejtimmungen in den Sandelsverträgen mit Cojtarica A. IN. San 
Salvador W. VI. 

8 Konſ.G. 8 15, vb. ZPO. $ 380, vgl. YLaband II, ©. 267, König ss #1, 42. 

Er: nis 8. v. toniularatteite in dvd. Holgendorfis R.Lex. (3) II, ©. 531. 

5) A. D. J. 8 15, 
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hörde beigelegt werden durch Legaliſation; der Konjul kann jede amt— 
lihe Urkunde legalifiren, deren Echtheit und formelle Richtig: 
feit ihm nachgewiesen tjt.') 

3. Die Konjuln jind beredtigt als Notare zu fungiren.?) 
Welche Befugniſſe die Notare haben, ift zur Zeit noch nicht reichsrechtlich ge— 
ordnet, es wäre jomit an fich das vielgejtaltige partifulare Zivilrecht hiefür 
maßgebend.) Den Hauptinhalt der den Konſuln übertragenen Notariats- 
funktion bildet jedenfalls das Recht, jolche Geichäfte, welche nad) Landes: 
recht zu ihrer Giltigkeit der Form öffentlicher Urkunden bedürfen, zu beur: 
funden, wenn auch nur einer der Kontrahenten ein Deutjcher if. „Noch 
weiter zu gehen und die Befugniß bis auf gerichtliche Urkunden auszu— 
dehnen“, re bedenklich und wurde deshalb abgelehnt.*) 

In formeller Beziehung?) enthält das Geſetz eine vollitändige und fir 
den Konful ausſchließlich maßgebende Notariatzordnung. Die Urkunde muß 
mit der Unterjchrift des Konfuls und dejien Amtsfiegel ausgeftattet fein. Zur 
Abfaſſung find 2 Zeugen beizuziehen, in deren Gegenwart die Verhandlung 
vorzulefen und fodann von fämmtlichen Betheiligten zu unterfchreiben ift, 
eventuell genügt auch ein Handzeichen. Won der Befolgung diefer Borjchriften 
hängt die Nechtskraft der Urkunde ab und zwar muß dieſe Befolgung aus 
der Urkunde felbft erhellen. Iſt der Konjul jelbjt oder feine Frau oder Ver: 
wandte oder Verſchwägerte derjelben in auf und abjteigender Linie oder in 
der Seitenlinie bis zum Grade von Oheim, Tante, Neffe oder Nichte betheiligt, 
oder enthält die Urkunde auch nur eine Verfügung zu Gunften einer diejer 
Perſonen oder auch eines der zugezogenen Zeugen, fo darf der Konful nicht 
als Notar fungiren. Ueber alle Notariatsakte ijt gemäß ausdrüdlicher Vor: 
ichrift der U. D. J. ein genaues Verzeihniß zu führen. ©) 

Auf die Legaliſations- und Notariatsbefugniß beziehen fich noch eingehende 
Borjchriften- der Konfularverträge.?) Diefe Vorſchriften enthalten ſämmtlich 
die Klauſel: foweit die eigene Landesgefeßgebung übereinftimmt.?®) Das 
deutfche Recht iſt oben angegeben; dasjelbe beruht auf dem Prinzip, daß die 
Notariatsbefugnig der deutfchen Konfuln fih nur auf Rechtsgeſchäfte von 


') Konſ.G. $ 14, vb. ZPO. $ 403%, Laband II, ©. 268, 5. König $$ 39, 40, 
86, 87 (Formulare). Leber das franzöfische Recht de Clereq et de Vallat |, ©. 501 fi. 

*) Konſ.“G. $ 16; dazu jehr genau die U. D. J. Vgl. die Motive Sten. Ber. 1867, 
©. 139. Das frühere — Konjulargejeg gab den Konſuln dieſes Recht nicht. 
Laband II, S. 268 7. König 88 43, 46, 88 (Formulare). 

») König ©. 141: „Ueber welche Rechtägeihäfte Urkunden durd Notare errichtet werden 
können, darüber befteht in Deutichland bis jegt ein gemeinjames Recht nit. In manden 
Bundesitaaten find gewiſſe Rechtsgeſchäfte ausichließlich den Gerichten vorbehalten, in anderen 
Bundesjtaaten haben die Notare diejelbe Zuftändigfeit bei Aufnahme öffentlicher Urkunden 
wie die Gerichte, in einzelnen Staaten find die Notare jogar ausſchließlich zuftändig. Da 
der Konful nicht in der Lage ijt, alle in Deutichland geltenden Rechtsnormen zu kennen, 
jo wird er den Parteien darüber keine Auskunft ertheilen können, ob diejenigen Rechts— 
geichäfte, deren Beurkundung von ihm verlangt wird, im Bundesgebiete die von den Par— 
teien erwartete rechtliche Gültigkeit haben würden. Er hat ſich daher in diejer Beziehung 
jeder Aeußerung um jo mehr zu enthalten, als unrichtige Auskunft von nachtheiligen Folgen 
für die Barteien jein fann.“ 

*) Sten. Ber. 1867, ©. 228. 

5) Konſ.“G. $ 17, vgl. Sten. Ber. a. a. DO. König $ 44. 

°) ©. da3 vorgeichriebene Formular bei König ©. 155. 

?) Italien WU. 10. Spanien N. 10. Rußland U. 9. Union U. 9. 

®, „En tant que les lois de leur pays leur en conferent la faculte.* Spanien a. 
a. ©. „In quanto la legislazione del loro paese loro ne dia la facoltä.* Jtalien a. a. D. 
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Deutfhen unter ſich oder von Deutjchen mit ‘Fremden erjtrede. Wenn aljo 
die Konfularverträge den Konſuln gegenjeitig das Recht beilegen, Notariats: 
akte auch dann zu vollziehen, wenn nur ‘Fremde, aber deutiche Interejjen be 
theiligt find, jo wäre dies an fich eine Durch Staatsvertrag vollfommen zu: 
läffige Erweiterung des Konfulatsgefeges; indem aber ausdrücklich auf die 
Beitimmungen des leßteren veriwiejen wird, muß der Inhalt der Verträge in 
diefem Fall auf das Maß des Gefeges rejtringirt werden. Darnach können 
die deutfhen Konfuln in feinem Falle Notariatsafte vornehmen, die ſich 
nur auf Fremde beziehen.) Dagegen ijt die Zejtamentserrichtung Durch 
deutfche Konfuln nicht ausgefchloffen, falls das partifulare Zivilrecht eine 
ſolche durch Notare zuläßt. 

Soweit nicht Staatöverträge vorhanden find, iſt die Zuläfligkeit bezw. 
dad Maß der von den Konfuln auszuübenden Notariatsfunktion im Rahmen 
des 8 16 von der Genehmigung des Empfangsjtaates abhängig und es unter: 
liegt feinem Zweifel, daß letzterer diejelbe volljtändig verbieten bezw. be 
Ichränfen oder von bejtimmten VBorausjegungen abhängig machen kann. Die 
frühere preußische Praris ließ ein Notariatsreht fremder Konſuln nicht zu; 
das Deutjche Reich hat hierüber eine formelle Erklärung nicht gegeben, do 
ift wohl anzımehmen, daß der frühere Standpunkt nicht mehr fejtgehalten 
wird. Jedenfalls hat fich ein feites internationale® Gewohnheitsrecht, kraft 
N die Konfuln überall als Notare fungiren dürften, bis jeßt nicht aus— 
gebildet. 

Nah den Verträgen find die deutichen Konjuln und Kanzler berechtigt: 
a) Erflärungen — Natur von Schiffsführern, Schiffsleuten, Paſſagieren 
und anderen Staatsangehörigen aufzunehmen, an Bord von Nationalſchiffen 
wie in ihren Kanzleien oder in Privatwohnungen; b) Notariatsurkunden in 
der durch ihr Landesrecht gebotenen Form aufzunehmen über ein- und zwei— 
jeitige Rechtögefchäfte von Deutjchen bezw. Deutjchen mit Fremden. Handelt 
es ſich dabei um Immobilien, jo follen die von dem Landesrecht des 
Empfangsitaates vorgejchriebenen Normen genau beobachtet werden.?) Be: 
glaubigte und unterfiegelte Abjchriften oder Auszüge von folchen Urkunden 
haben öffentlihen Glauben und zwar als Notariatsurfunden; bei Zweifeln 
über die Nichtigkeit der Kopie fünnen die Parteien Einficht des Driginales 
verlangen.®) 

4. Die Konfuln haben auf Requifition inländiicher Behörden alle Zu: 
ftellungen an folche Perſonen, welche innerhalb ihres Amtsbezirkes wohnen, 
oder fih aufhalten, zu bewirken; das jchriftliche Zeugnig des Konſuls gilt 
als ausreichender Nachweis der erfolgten nt 9 

5. Die Konſuln haben das Recht, Päſſe auszuſtellen, ſowie Päſſe anderer 
Behörden zu viſiren, ſolche ausländiſcher Behörden jedoch nur zum Eintritt 
in's Reichsgebiet, und nur dann, wenn fie von der Polizeibehörde des Amts— 
figes ausgeftellt oder vifirt oder mit dem Viſa eines in demjelben Lande 





) Ftalien A. 10, 3. 2. 

2) „selon les formes requises et selon les dispositions sp&ciales des lois de ce 
möme pays.“ Der italienijche Konſ-V. modifizirt dies dahin, daß bezüglid; der Regiſtrirung 
und des Stempeld® und der anderen Formalitäten die Vorjchriften desjenigen Staates be= 
obachtet werden jollen, in welchem das Gejchäft zur Ausführung gelangen jolle. 

3 Das Notariatsrecht der Konfuln in Hawaii ſoll (Handelövertr. U. 18) an den in 
dieſem ‚Reiche geltenden Verordnungen in Betreff der Arbeitskontrakte nichts ändern. 

* Konſ⸗G. $ 19, dazu U. D J., ferner ZPO. $$ 182, 185°, vgl. Laband IL, 5.270, 
a, König $$ 50, 51. 


2. Kap. Das Konjularredt. 447 


rejidirenden diplomatischen oder fonjularijchen Vertreters derjenigen Macht ver: 
jehen find, von deren Behörden der Paß ausgeſtellt it. Sicherheitsgefährlichen 
Perſonen und Bettlern dürfen Päſſe nicht ertheilt werden.’) In den nieder: 
ländiichen Kolonien befreien Konſularpäſſe nicht von denjenigen Vorjchriften, 
welche bezüglich der von inländiichen Behörden zu erwirfenden Legitimationg- 
papiere für Reifen oder Niederlafjung im Lande gelten. Auch jchügt ein Paß 
nicht vor einem Aufenthaltsverbot der Regierung in der Kolonie oder ſelbſt vor 
einem Haftbefehl.) Ueber die ertheilten Bälle ijt ein genaues Regiſter 
zu führen. 

Eine bejondere Anwendung findet diefe Funktion der Konfuln in den 
oftafiatiichen Staaten. 

Nach dem Handelsvertrag mit China haben die Deutjchen in der Um: 
gebung der dem fremden Handel geöffneten Häfen bis auf eine Entfernung 
von 100 Li umd für einen Beitraum von 5 Tagen Reiſefreiheit. Wollen fie 
weiter oder länger im himmlischen Reiche reifen, jo bedürfen fie Hiezu eines 
vom deutſchen Gejandten oder einem Konſul ausgejtellten und von der cine: 
ſiſchen Lokalbehörde viſirten Paſſes. Der Paß ijt auf Verlangen vorzuzeigen. 
Geht derjelbe verloren, jo fann der Reifende bis zur Erlangung eines neuen 
Paſſes zurücgehalten oder auch dem nächſten Konful zugeführt werden, „ohne 
fie jedoch jchlecht zu behandeln oder zu gejtatten, daß fie jchlecht behandelt 
werden.“ ®) 

Dieje Vorſchrift ijt neueftens dahin ergänzt worden, daß Deutiche, welche 
ohne einen von der chineſiſchen Behörde vilirten Konjularpaß mit fich zu 
führen, im Innern des himmlischen Reiches Vergnügungsreiſen unternehmen, 
neben der zwangsweilen Zurüdführung zum nächjten Konſul zum Zweck der 
Beauffichtigung mit Geldjtrafe zu bejtrafen find. *) 

In Siam dürfen Deutfche, ausgerüftet mit einem Konfularpaß, Reiſen 
unternehmen innerhalb des im Vertrage genau umgrenzten Gebietes; der Paß 
bat in fiamefiicher Sprache Namen, Berjonalbeichreibung und Gewerbe des 
Reifenden zu enthalten und ijt von der ſiameſiſchen Lokalbehörde zu figniren. 
Für meitere Reifen im fiamejischen Staatsgebiete ift ein ſiameſiſcher Paß er- 
forderlich, der von der Ortsbehörde auf Antrag des Konſuls auszuſtellen ift 
und nur auf Verlangen des legteren verfagt werden joll.?) 

6. Deutichen, welche im Ausland hilfsbedürftig geworden find, haben Die 
Konfuln „die Mittel zur Milderung augenblidlicher Noth oder zur Rückkehr 
in die Heimath nach) Maßgabe der ihnen ertheilten Amtsinjtruftion‘‘ ſowie der 
disponiblen Mittel zu gewähren. Eventuell können die Konjuln zum Zwecke 
der Beförderung folcher Perſonen in die Heimath auch deutſche Kriegsschiffe 
requiriren. Die entjtandenen Koften fann der Konjul direft von etiwaigen 


") Konſ.G. $ 25, dazu A. D. J., Paßgeſetz v. 12. Oft. 1867 (RGB. 33) $ 6, 3. 1. 
Bol. Laband Il, S.262. König $$ 58, 59 (hier iſt aud) das vorgeichriebene Formular 
abgedrudt). Martens: Gefifden $ 275. Bluntjhli $ 251. (Hier findet fich zu diefem 
Recht der Konfuln folgende tiefiinnige Bemerkung: „indejien hängt es vom beauftragenden 
Staate ab, diefe Vollmacht der Konſuln zur Bahausitellung oder jelbjt zum Paßviſa zu vers 
weigern oder zu bejchränfen. Die engliihen Konjuln 3. B. jind darin beichränft. Ber. v. 
1846, 8 29.“ !) Vgl. über das franzöſiſche Recht de Clercq et de Vallat I, ©. 489 ff. 
)) Niederl. Konjularvertr. A. 8. 
2) Handelävertr. A. 8. | 
) Zulag-Konvention z. Handelävertr. A. 6, dazu $ 7 der Spezialbejtimmungen. 
9) Handelävertr. A. 7, Abſ. 2 und 3. 
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alimentationspflichtigen Verwandten einziehen oder auch diejelben jofort beim 
Auswärtigen Amt liquidiren. 

Ein Recht von Deutjchen, welche im Ausland Hilfsbedürftig geworden find, 
auf Gewährung von Konfularunterjtügung ift jedoch durch obige Vorſchrift 
keineswegs begründet worden. Den Konfuln ift duch die U. D. %. in dieſer 
Beziehung äußerſte Borficht zur Pflicht gemacht; jedenfalls find in eriter 
Linie die Ortsbehörden um Hilfe zu erjuchen, wie ja auch deutjcherjeits an 
hilfsbedürftige Ausländer Unterjtügung gegeben wird.) Ausgeſchloſſen von 
jeder Konjularunterjtügung find jedenfalls Dejerteure vom Heere, der Kriegs 
oder Handelsmarine, jowie Berfonen, welche fi) der Militärpflicht entzogen 
haben. Zu verjagen iſt ferner die Unterjtügung „offenbar unwürdigen Indivi— 
duen‘, „ingleichen folchen NReichsangehörigen, welche die Staatsangehörigfeit 
eines anderen Landes erworben haben oder ohne Erlaubniß in fremde Militär: 
oder Bivildienfte getreten find.’ Bei Gewährung der Unterjtügung ift womöglich 
ein fchriftliches VBerjprechen der Rüderftattung des Betrages zu erwirfen.?) 

7. Eine bejonders wichtige Funktion der deutichen Konfuln im Auslande 
ift die Vernehmung von Zeugen und. Abnahme von Eiden.?) 

Das Deutjche Reich jeinerfeit3 gewährt diefe Funktion den fremden Konfuln 
im NReichsgebiete nicht, jondern behält diejelbe ausjchließlich den Gerichten vor.*) 
Sn Staaten, die das gleiche Prinzip haben, fann kraft des Territorialitätz 
prinzipes das durch das deutiche Geſetz den Konjuln beigelegte Recht nicht 
praftiich werden. Demgemäß ift bejtimmt, daß für Ausübung dieſes Rechtes 
ebenjo wie fir die Ausübung der jtandesamtlichen Funktionen ein Spezial: 
mandat des Reichskanzlers erforderlich jei.?) Nur auf NRequifition von Ge: 
richten darf überdies das Necht geübt werden. Das Spezialmandat des 
Neichsfanzlers kann fih auch nur auf einen einzelnen Fall beziehen. Die 
Konfuln haben fich dabei nach der Nequifition bezw. den allgemeinen Vor— 
Schriften der Prozefordnnungen zu richten. Die von den Konfuln demgemäß 
aufgenommenen Verhandlungen haben vollfommen die Kraft gerichtlicher Akte. 
Der Eidesabnahme hat eine Meineidsverwarnung voranzugehen und über die 
felbe ijt ein ganz genaues Protokoll aufzunehmen. 

Dermalen ift das Recht beigelegt: 


A. Europa. 


1. England — dem Generalberufsfonful in London, dem Bizefonful 
dajelbit, dem Generalfonful in Sydney, jowie dem Wahlkonful in Melbourne. 


) G. v. 6. Juni 1870 (RGB. ©. 360) $ 60. „Ausländer müfjen von demjenigen 
Ortsarmenverbande unterjtügt werden, in dejien Bezirke fie ſich bei Eintritt der Hilfsbedürf- 
tigkeit befinden.“ 

) Konj.&. 88 26. 29., dazu die U. D. J. nebſt dem Nachtrage v. 22. Febr. 1873. 
Val. Laband II, ©. 276. König $$ 60—62 (jehr ausführlich). 

°) Konſ-G. $ 20. Vgl. hiezu den Kommifj.:Ber. d. Reicht. Sten. Ber., ferner die U. 
D. J. Laband II, 270, y. König $$ 52. 53, letzterer $ jehr detaillirt über das zu 
beobachtende Verfahren. 88 92. 93 (Formulare). 

*) Val. oben ©. 413! über die diesbezügliche deutſch-amerikaniſche Korreipondenz. Auch 
Galvo I. $ 49. 

°) 8 20 jpricht generell von der Vernehmung von Zeugen und Abnahme von Eiden 
und fordert hiefür ein Spezialmandat des Reichskanzlers. Daß auch ohne ein ſolches Konjuln 
bei negebenem Anlaß Informationen einziehen fünnen, ift nicht zu bezweifeln; ob aber alle 
faijerlichen Ronjuln befugt find, „ſolche promiſſoriſchen Eide, weldye dem öffentlichen Rechte 
angehören, insbeiondere Dienfteide, Staatäbürgereide 2c., abzunehmen“ (König ©. 168) iſt 
bei den klaren Wortlaute des Gejepes doc) jehr zweifelhaft. 


2. Kap. Das Konſularrecht. 449 


2. Spanijche Kolonien — den Berufsfonfuln in der Havannah und 
auf Manila. 2 

3. Türfei — den oben ©. 443 genannten Berufsfonfuln, ausgenommen 
Serajewo, jowie dem Wahlkonſul in Port Said. 

4. Rumänien — den Berufsfonjuln in Bukareſt, Galacz, Jafiy. 

5. Serbien — dem Minijterrefidenten und Generalfonjul in Belgrad. 


B. Amerika. 


6. Union — den oben ©. 422 genannten Berufsfonfuln, ſowie dem 
General- und Vizekonſul in New-York. 

7. Columbia — dem Miniſterreſidenten und Generalkonſul in Bogotä. 

8. Argentiniſche Republik — dem Berufsvizekonſul in Buenos-Ayres. 

9. Zentral-Amerika — dem Berufsgeneralkonſul in Guatemala. 


C. Aſien. 


10. China — dem Berufsgeneralkonſul in Shanghai, den Berufskonſuln 
in Amoy und Kanton. 

11. Japan — den Berufsfonjuln in Hiogo und Yokohama. 

12. Siam — dem Berufsfonful in Bangfof. 


D. Polynelien. 
13. Samoa und Tonga — dem Berufsgeneralfonjul in Apia. 


8. Die Konfuln haben den in ihren Amtsbezirfen verweilenden deutjchen 
Kriegsfchiffen jeden erforderlichen Beiftand und Unterjtügung zu gewähren, 
deren Führer von den in ihrem Bezirke etwa geltenden Nechtsvorichriften oder 
Ortsgebräuchen bezüglich fremder Kriegsichiffe, bejonders binfichtlih des zu 
beobadhtenden Zeremoniell® an Salutſchüſſen und offiziellen Vifiten, ſowie Set 
lichkeiten, jowie von etwa herrichenden epidemifchen oder anftedenden Krank: 
beiten, jowie von den erforderlichen Borfichtsmaßregeln und Heilmitteln in 
Kenntniß zu ſetzen,) bei den Drtsbehörden die erforderlichen Schritte behufs 
Ergreifung der von Kriegsichiffen dejertirten Mannjchaften zu thun;?) den Be— 
fehlshabern bezüglich der Beichaffung von Geld und fonftigen Bedürfnifjen mit 
Rath und That beizuftehen, für etwa zum Zurückbleiben genöthigte Mann— 
Ihaften auf Requifition des Schiffsfommandos Sorge zu tragen.?) Andrerjeits 
können auch die Konfuln zum Schuß der von ihnen amtlich zu vertretenden 
Intereſſen, ſowie zur Heimbeförderung von Hilfsbedürftigen, ferner auf An— 
weiſung des Reichsfanzlers auch von Verbrechern den Beiltand der Befehls- 
haber der Kriegsschiffe in Anspruch nehmen.) Die Verantwortlichkeit für 
ein auf konſulariſche Requiſition erfolgtes Einfchreiten von Kriegsichiffen zur 
Sicherung von Leben, Freiheit, Eigenthum der Reichsangehörigen im Auglande 
trägt ausschließlich der requirirende Konjul. ?) 


- 
* 


N) Konj.:&. $ 27. Vgl. dazu die ſehr ausführliche Anweiſung in der A. D. J. 
2) KRonf.-&. 8 28. 
) Hierüber erging eine bejondere V. d. Admiralität v. 22. Aug. 1872 (j. König ©. 207 f.). 
*) Konſ.G. 8 29. (Marine V.Bl.; dazu K.V. v. 28. Dez. 1875 Nr. 24.) Val. Labandll, 
©. 277. König 88 63—65. 
u 8* —— ©. 212214. Für Frankreich vgl. de Clercg et de Vallat1I,& 105. 
„S. 1 ff. 
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9. In den engliſchen Kolonien haben die Konſuln ferner die Anträge auf 
Auslieferung flüchtiger Verbrecher an den Statthalter oder die oberſte Kolonial— 
behörde zu bringen, welche nach Maßgabe der beſtehenden Verträge über die 
—— entſcheidet oder auch über den Fall an die Regierung berichten 
kann.! 

10. „Bei Rechtsſtreitigkeiten der Reichsangehörigen unter ſich und mit 
Fremden ſind die Kouſuln berufen, nicht allein auf Antrag der Parteien den 
Abſchluß von Vergleichen zu vermitteln, ſondern auch das Schiedsrichteramt 
zu übernehmen, wenn ſie in der durch die Ortsgeſetze vorgeſchriebenen Form 
von den Parteien zu Schiedsrichtern ernannt werden.?) 

Der Schiedsſpruch ift in der Regel ſchriftlich abzufaſſen und mit Ent 
jcheidungsgründen zu verjeben. 

11, „Die Konjuln find berufen, der in ihrem Amtsbezirfe befindlichen 
Berlafjenichaften verjtorbener Bundesangehöriger, wenn ein amtliches Einjchreiten 
wegen Abtwejenheit der nächiten Erben oder aus ähnlichen Gründen geboten 
ericheint, fich anzunehmen; fie find hierbei insbejondere ermächtigt, den Nach— 
laß zu verjiegeln und zu inventarifiren, den beweglichen Nachlaß, wenn die 
Umjtände es erfordern, in Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verfaufen, 
fowie die vorhandenen Gelder zur Tilgung der feſtſtehenden Schulden zu 
verwenden.‘ ®) 

Den im Reichsgebiet refidirenden fremden Konjuln wird prinzipiell das 
Necht der Negulirung von Verlaſſenſchaften ihrer Nationalen verjagt, joweit 
dDasjelbe nicht durch Staatsverträge ſpeziell konzedirt ift. 

Zu der obigen Beftimmung erging eine erläuternde Verordnung des Reichs: 
fanzlers,*) die jpeziell an die Wahlkonſuln zur Abftellung vorgefommener Mip- 
bräuche gerichtet war: daß nur zur Ausführung von Kon).-G.$ 18 den Konjuln 
die Einziehung von Geldern für Privatperjonen geftattet ſei, ſonſt unter feinen 
Umftänden, „es jei denn, daß vom Auswärtigen Amt oder der vorgejeßten 
Dienftbehörde ein Auftrag ertheilt worden wäre.“ 

Das Recht der Kontuln, in Ausführung von Konſ.G. $ 18 bei Regulir— 
ung von Verlaſſenſchaften thätig zu werden, ift wie alle fonjulariichen Amts: 
funktionen von der Anerkennung des Empfangsitaates abhängig.) Ein all: 
gemein anerfannter internationaler Rechtsſatz, kraft deſſen den 
Konfuln jenes Recht zufäme, hat jich bis jeßt keineswegs aus— 
gebildet. Wohl aber find die Rechte der Konfuln in Bezug auf diejen Punkt 
durch zahlreiche Staatöverträge bejtimmt; die jämmtlichen Konjularverträge 
enthalten hieher gehörige Vorjchriften, ferner faft alle Handelsverträge, endlich 
it mit Rußland über die Materie ein fpezieller Staatsvertrag abgeſchloſſen 
worden, der ſich materiell als Ergänzung zum deutſch-ruſſiſchen Konſularver— 
trag qualifiziert. 


) Engl. Auslief-V. A. 15. 

) Konſ.G. $ 21. vgl. ZPO. $ 851 ff. Laband II, ©.275. Martens-Geifden 
©. 273— 275. König ©. 54.55. 88 94. 95 (Formulare). Phillimore II, S. 268, die 
Konjuln haben „a sort of voluntary jurisdiction.* 

s Konſ-G. 8 18. Martens-Geffcken ©. 270—273. Laband II, ©. 264. Reif 
©. 1288. A. D. 3. ſehr ausführlich zu $ 18, jpeziell über die Einrichtung des Inventars. 
König SS 47—49. 88 89. 90 (Formulare). 

9 Zirk.-Erl. d. NR. v. 6. Dez. 1875 (ZB. ©. 817). ‚ 

5) Val. 5. B. die unten zu erwähnende jehr einſchränkende Beitimmung des deutſch⸗ 
niederländ. Ktonjularvertrages U. 11. 
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In allen diefen VBertragsbejtimmungen ijt vorausgejegt, daß ein Eingreifen 
des Konſuls nur erfolgen fünne bei Abwejenheit der legitimen Erben. Man 
it demnach berechtigt, mit Laband dieſe Konfularfunftion unter den allge 
meinen Rechtsbegriff der cura absentis zu ftellen. 

In ganz allgemeiner Weije ordnet der Handelsvertrag mit der Argen— 
tiniſchen Republif die Materie. Die beiderfeitigen Konfuln haben darnach 
das Recht, für den Fall, daß einer ihrer Nationalen im Empfangsitaate ver: 
ftirbt, ohne ein Tejtament oder eine anderweitige legtwillige Verfügung hinter: 
lajjen zu haben, an der Bejignahme, Verwaltung und Liquidation des hinter: 
lafjenen Vermögens im Intereſſe der Gläubiger oder gefeglichen Erben ihrer 
Staatsangehörigen theilzunehmen, „joweit Die Gejege des Landes Died ges 
ftatten.“ Differenzen über Erbichaftsfachen find in erjter Linie durch Schieds— 
richter, eventuell durch die Landesgerichte zu entfcheiden. 

In ähnlich allgemeiner Weije bejtimmt der Handelsvertrag mit China 
A. 11: Fit fein Teftament vorhanden und fein Teitamentsvollitreder benannt, 
haben fich auch „Feine nad) den Geſetzen des Landes, in welchem der Todesfall 
jtattgefunden hat, gejeglich zur Erbfolge berechtigte Perjonen gemeldet,“ jo ift 
der Konful, ſoweit die Landesgeſetze dies geitatten, der „gejegliche Vertreter 
jeiner bei der Erbichaft etwa betheiligten Landsleute“ und übt alle diefen zu- 
fommenden Rechte „ausgenommen das Recht, Gelder oder Effekten anzunehmen, 
wozu immer eine bejondere Ermächtigung erforderlich fein ſoll.“ Inzwiſchen 
find jolche Gelder oder Effekten bei einer dritten vom Konful und der Orts- 
behörde gemeinfam zu bejtimmenden Vertrauensperſon zu deponiren. Immobilien, 
die zum Nachlaſſe gehören, find Lediglich nach Maßgabe des für Fremde hiefür 
geltenden Landesrechtes zu behandeln. 

Eine wejentliche Reftriftion unjere® $ 16 enthält der niederländiiche 
Konfularvertrag U. 11: Stirbt ein Deutfcher in den niederländifchen Kolonien, 
ohne daß ein Tejtamentsvollitreder ernannt oder befannte Erben vorhanden 
wären, jo haben die Kolonialbehörden nad den Gejegen der Kolonie 
die Verwaltung der Erbichaft zu führen; die Konfuln find nur verpflichtet, auf 
erfolgte Meittheilung Seitens der niederländiichen Behörden den Intereſſenten 
die erforderlichen Mitteilungen zukommen zu laſſen. 

Ganz allgemein bejtimmt ferner der perſiſche Handelävertrag A. 15: 
Das hinterlafjene Vermögen ijt in erjter Linie der Familie, bezw. den Gejchäfts- 
genojjen herauszugeben; Mangels jolcher haben die Konfuln die Verlaſſenſchaft 
gemäß ihren Landesgejegen und Gewohnheiten rechtlich zu behandeln. 

Eingehendere Borfchriften enthält der Handelsvertrag mit San Salvador 
4. 27. Iſt ein Staatsangehöriger des Konſuls im Empfangsſtaat ohne 
Teitament oder Benennung von Tejtamentsvollftredern verjtorben, jo iſt der 
Konjul von Amtswegen oder auf Antrag berechtigt, zur Vornahme folgender 
Handlungen: 1. ————— der Mobilien und Papiere; der Konſul ſoll hie— 
von zuvor der Ortsbehörde Mittheilung machen, welche dem Akt beiwohnen 
und auch ihrerſeits das Amtsſiegel anlegen kann; hat die Ortsbehörde von 
letzterem Rechte Gebrauch gemacht, ſo kann eine Abnahme der Siegel nur ge— 
meinſam erfolgen; 2. Aufnahme des Inventars; auch dieſem Akt kann die 
Ortsbehörde oe 3. Berfauf von beweglichen Nachlaßgegenjtänden, 
„nah Gewohnheit des Landes“, wenn eine Verjchlechterung zu befürchten oder 
der Verkauf auch nur im Intereſſe der Erben gelegen it; 4. Verwaltung und 
Liquidation des Nachlajjes, perfönlich oder durch Bevollmächtigte, ohne daß 
die Drtsbehörde in diejer Beziehung eine Theilnahme beanjpruchen fann. 
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Der Konjul hat darnach den Todesfall durch eine Zeitung des Amtsbe— 
zirfes amtlich zu publiziren und darf zur Ertradition des Nachlaſſes an die 
legitimirten Erben erſt jchreiten, wenn entweder jeit jener Publikation ein Jahr 
verjlofjen it oder nachgewiejfenermaßen alle Forderungen an den Nachlaß 
getilgt find. 

Fit ein Konful am Orte nicht vorhanden, jo verfügen zunächjt die Orts— 
behörden über den Nachlaß nad) Maßgabe des Landesrechtes, jedoch unter 
baldmöglichiter Anzeige an den nächjten Konjul, dem alsdann die Erfüllung 
der obigen Vertragsbejtimmungen obliegt. 

— ebenſo lauten die Vorſchriften des Handelsvertrages mit Coſtarica, 


Im Weſentlichen die gleichen Vorſchriften geben die Konſularverträge mit 
Italien (A. 11) und Spanien (A. 11); dieſelben find ihrerſeits wieder 
nur eine nähere Spezifizirung der oben aus den Handelsverträgen mit San 
Salvador und Gojtarica ausgehobenen Bejtimmungen. 

Konful und Ortöbehörde haben fich gegenjeitig Mittheilung zu machen, 
fobald ihnen ein einichlägiger Todesfall zur Kenntni kommt. Die Konſuln 
find zur Intervention berechtigt, wenn 1. eine legtwillige Verfügung nicht vor: 
handen; 2. fein Tejtamentserefutor ernannt oder der ernannte nicht am Ort 
des Todesfall anmwejend iſt; 3. die gejeglichen oder Tejtamentserben minder: 
jährig, handlungsunfähig oder abwejend find. 

Die von Amtswegen oder auf Antrag vorzunchmenden Amtshandlungen find: 

1. Berfiegelung der Mobilien und Papiere; eine Mitwirkung der Orts 
behörde kann unter den oben für San Salvador angegebenen Bejtimmungen 
erfolgen; doch darf der Konful allein die Siegel abnehmen, wenn die Orts— 
behörde nicht binnen 48 Stunden nach erfolgter Mittheilung eine bezüglice 
Erklärung abgibt. 

2. Inventariſirung des Nachlafies; über Mitwirtung der Ortsbehörde |. 
oben zu San Salvador; wirft die Ortsbehörde mit, jo muß fie aud) das 
Protokoll mit vollziehen; jedoch „sans que pour son Intervention d’office 
dans ces actes elle puisse exiger des droits d’aucune espece“. 

3. Deffentlicher Berfauf von beweglichen Nachlaßgegenftänden, welche der 
Gefahr des Verderbens ausgefeßt oder jchwer aufzubewahren find, ſowie von 
Ernten oder Effekten, zu deren Veräußerung fich eine günftige Gelegenheit bietet. 

4. Verwahrung und Verwaltung der inventarifirten Sachen ſowie etwa 
jpäter eingezogener Erbichaftsgelder. Haben Staatsangehörige des Empfangs— 
ftaates oder Fremde Forderungen zur Erbichaft angemeldet, jo entjcheidet die 
DOrtsbehörde darüber, ob bezw. inwieweit die zur Dedung diejer Forderungen 
nöthigen Gelder oder Effekten amtlich zu deponiren find; außerdem fann die 
Verwahrung im Konfulat oder bei einem vertrauensmwürdigen Kaufmann ge: 
ichehen, immer aber mit Zuftimmung der Ortsbehörde, Hals dieſe an der 
Regulirung fich betheiligt hat. 

5. Publikation des Todesfall in öffentlichen Zeitungen des Ortes bezw. 
auch der Heimath, verbunden mit der Aufforderung an ettwaige Gläubiger der 
Erbichaft, ihre Forderungen in der durch die Landesgefege vorgejchriebenen 
Frift anzumelden und zu bejcheinigen. Erbichaftsgläubiger find wo möglich 
binnen 14 Tagen nach Iuventarifirung des Nachlaffes zu befriedigen, eventuell 
jpäter nach Maßgabe der verfügbaren Mittel bezw. in der vom Konful und 
der Mehrheit der Gläubiger gemeinfam feftgejegten Friſt. Die Gläubiger 
fönnen auch behufs ihrer Befriedigung in jedem Falle bei den Ortsgerichten 
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Hagen und bei diejen die Verhängung des Konfurjes über die Erbichaft nad) 
Maßgabe des Landesrechtes beantragen. Ueber alle Anfprüche, welche von 
Staatsangehörigen des Empfangsjtaates oder von Fremden bezüglich der Erb- 
ihaft erhoben werden, entjcheiden die Landesgerichte („Les consuls n’ayant 
aucun droit pour terminer ou resoudre ces difficultes les tribunaux 
du pays devront en connaitre selon qu’il leur appartient d’y pourvoir 
ou de les juger“); die Verwaltung aber verbleibt, abgejehen von Ber: 
hängung des Konfurjes, den Konfuln. Gerichtliche Enticheidungen find durd) 
die Konfuln zu volljtreden, eventuell nad) Erledigung des Inftanzenzuges. 
Gibt das Gericht dieſem Antrage ftatt, fo hat der Konful die ganze Erbmafje 
an die Landesbehörden zu extradiren und ijt Lediglich berechtigt, als geſetz— 
licher Vertreter der abwejenden, minderjährigen oder handlungsunfähigen Erben 
jih an der Konkursverhandlung zu betheiligen. 

6. Andernfalls hat der Konjul die Verwaltung, Liquidation und Ertra= 
dition der Erbichaft zu bejorgen, jelbit oder durch Beauftragte, 5. B. Advo— 
faten, die unter jeiner Verantwortlichkeit handeln, ohne daß die Yandesbe- 
hörden, abgefehen von den sub Ziff. 5 angegebenen Fällen, ein Mitwirfungs- 
reht zu beanjpruchen hätten. In feinem Falle darf eine Ertradition des 
Nachlajjes durch den Konful vor Ablauf von 6 Monaten nad) der sub Ziff. 5 
benannten Publikation erfolgen. 


7. Sit kein Konjul am Orte, jo haben zunächjt die Ortsbehörden nach 
Maßgabe der Landesgejege mit dem Nachlaß zu verfahren, jedoch unverzüglich 
die Gejandtichaft oder den nächſten Konſul zu benachrichtigen und von den 
vorgenommenen Operationen Nechenjchaft abzulegen; jobald der Konſul nad 
Maßgabe der obigen Beitimmungen eingreift, fommen lediglich die Vorſchriften 
des Konjularvertrages zur Anwendung. ') 

8. Handelt es ſich um den Nachlaß von Schiffsleuten oder Paſſagieren 
deuticher Kauffahrer, jei es, daß diejelben an Bord oder am Lande verjtorben 
find, jo find die Konſuln allein ohne jegliche Mitwirkung der Yandesbehörden 
zur gefammten Regulirung der Verlaſſenſchaft kompetent. ?) 

Noch genauer behandelt die Materie der deutſch-ruſſiſche Spezial: 
vertrag vom in 1874. Diefer Vertrag bezieht ich fowohl auf Erb- 
ihaften von Perjonen, welche im Empfangsftaat wohnen als auf Durd): 
reijende, ausgenommen Paſſagiere von Kauffahrern, ala auch auf Erbichaften, 
die ſich im betreffenden Staate befinden, ohne daß die Erblajjer dort ge: 
jtorben find. 

Die gegenfeitige Benachrichtigung von Konſul und Ortsbehörde hat nad) 
Maßgabe der obigen Vorschriften zu erfolgen. Die Verjiegelung hat gemeinſam 
zu erfolgen; ijt jofortige Berfiegelung erforderlich, jo kann diefelbe von jeder 
der beiden Autoritäten allein vorgenommen werden, die andere fann aber nad): 
träglih ihre Siegel mit den erjtangelegten freuzen. Scidt der Konſul zu 
diejem Akt einen Stellvertreter, jo muß fich derjelbe durch Spezialvollmacht 
des Konjuls unter dem Konſulatsſiegel legitimiren. 

Die Inventarifirung erfolgt gemeinfam; jede der beiden Autoritäten iſt 
allein zu handeln berechtigt, wenn die andere auf Empfang der Einladung 
nicht binnen 24 Stunden jich über ihr Erjcheinen äußert. 


!) Italien. Koni.:B. A. 12. 
2) Italien. Konj.B. A. 13, 
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Die offiziellen Publikationen über den Todesfall, die Berufung der Erben 
und die Aufforderung der Gläubiger, fich zu melden, ergehen durch die Orts: 
behörden unbejchadet derjenigen Publikationen, welche die Komfuln zu machen 
für nöthig finden. 

Die Verwaltung des Nachlafjies gebührt dem Konful, welchem derjelbe 
zu Ddiefem Zwed nad Errichtung des Inventars auf jchriftliches Erjuchen zu 
ertradiren iſt. Bei leicht verderblichen oder nur mit großen Koften zu vers 
waltenden Dingen fann der Konjul den Verkauf anordnen; zu gejchehen hat 
jedocd der Verfauf nach Maßgabe der Landesgejege durch die Ortsbehörden 
auf Requifition des Konfuls. — Den Reſt des Nachlajjes hat dann der Kon- 
ful als Depot zu verwahren, nach) Maßgabe der Landesgejeggebung. Be 
zahlt werden dürfen daraus die Koſten der legten Krankheit und der Be: 
erdigung, die Dienftlöhne, der Unterhalt der Familie und die Koften der 
Nachlaßverhandlung bei den verjchiedenen Behörden. Im übrigen Fann der 
Konjul alle ihm für die Verwaltung erforderlich jcheinenden Maßregeln treffen 
und alle Werthe, die dem Berjtorbenen gehören, einfordern, ſowie die Zinjen 
erheben. Reklamationen von Staatsangehörigen des Empfangsjtaates oder 
von Fremden find Durch die Landesgerichte zu entjcheiden, ausgenommen jolde, 
welche fi auf das Erbrecht felbit oder das Recht auf Legate beziehen. Diele 
legteren find, ſoweit Unterthanen des Abjendeitaates betheiligt find, von den 
Gerichten und Behörden des legteren nach dejjen Recht zu entjcheiden; wenn 
dagegen Unterthanen des Staates, in welchem die Erbfolge eröffnet ift, An— 
jprüche auf die Erbichaft erheben, jo entjcheiden hierüber dejjen Gerichte nach 
ihrem Landesrecht; ift über diefen Theil der Erbichaft entjchieden, jo ijt der 
Reit dem Konful zum weiteren Verfahren hinaugzugeben.!) it die Erbmajie 
nicht ausreichend zur Tilgung der Schulden, jo jind auf Berlangen der 
Gläubiger alle zu derjelben gehörigen Werthe und Papiere den Ortögerichten 
zu übergeben und verbleibt den Konfuln lediglich die Vertretung ihrer Staats— 
angehörigen. Die Konfularverwaltung dauert jedenfall® 6 Monate vom Pub: 
lifationstermin oder wenn eine Publikation nicht erfolgte, 3 Monate vom Todes: 
tag; innerhalb diefer Zeit müſſen alle Forderungen an die Erbichaft erledigt 
werden, 

Nach Umfluß der angegebenen Friſt bezw. Erledigung aller Reklamationen 
hat der Konful die gejeglichen Kojten zu bezahlen, die Liquidation vorzus 
nehmen und die verbleibende Erbmaſſe den Berechtigten zuzuftellen. 

Nach allen angegebenen Richtungen ift der Konſul ipso jure der geſetz— 
liche Vertreter der Erben und muß als folcher von allen Behörden anerfannt 
werden; doch kann der Konjul auch Spezialbevollmächtigte bejtellen, melde 
aber nach den Landesgejegen vor Gericht handlungsfähig fein müſſen. Die 
Vertretung der Erben durch den Konful iſt aber immer eine amtliche, Feine 
privatrechtliche, daher zivilrechtliche Klagen aus derjelben nicht zuläjjig. 

Ueber die Erbfolge in Immobilien entjcheiden Lediglich die Gerichte des 
Staates, in welchem fie liegen. ?) 

Sit fein Konful am Ort, jo verfahren die Ortsbehörden nach Maßgabe 
der Landesgefege. Beglaubigte Kopien des Verfiegelungsaftes und des In— 





2) ©, hierzu Sten. Ber. d. Reichst. 1875, ©. 868 (Abg. Römer) 869 (Bundestommit. 
Friedberg). Die lex domieilii jol maßgebend fein für denjenigen Theil des Nachlaſſes, 
welcher in dem Staate belegen tft, wo der Erblafler 3. 3. feines Todes wohnte. 

?) Val. dazu Sten. Ber. a. a. O. (Abg. Römer). 
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ventares, ſowie der etwa vorgenommenen Akte find jedoch nebſt Todesurfunde 
und Paß baldmöglichit dem nächſten Konful oder durch Vermittlung des aus— 
wärtigen Minifteriums der Gejandtichaft zuauftellen; fobald daraufhin ein 
Konful oder ein Bevollmächtigter am Orte eintrifft, jo haben die Drtsbehörden 
fih Tediglih auf die ihnen dem BVertrage gemäß zufommenden Funktionen zu 
beichränfen. 

Erbichaften von Matrojen oder Bajjagieren, welche an Bord von deutfchen 
Kauffahrern oder auf dem Lande jterben, find zu ausschließlicher Dispofition 
der Konſuln. 

Sehr viel geringer find die Rechte, welche der Konfularvertrag mit der 
Union (A. 10. 11) den deutjchen Konfuln in Nachlaßjachen ihrer Staatsan- 
gehörigen, falls befannte Erben oder Tejtamentsvollitreder nicht vorhanden find, 
gibt.) Zwar find auch nach diejem Vertrage die Konfuln allein zur gefammten 
Nachlaßregulirung berechtigt, wenn e3 ſich um die Hinterlafjenfchaft von Per: 
jonen handelt, welche an Bord deutfcher Kauffahrer oder bei vorübergehender 
Anwejenheit auf dem Lande verjtorben find. Zur Regulirung des Nach— 
lafjes von Deutjchen jedoch, welche im Unionsgebiete dauernd ſich aufhalten, 
find prinzipiell nur die Landesbehörden befugt. Die leßteren haben nur den 
Konſuln Mittheilung zu machen, damit durch fie die erforderlichen Nach— 
rihten an die etwa am Nachlaß betheiligten Perjonen gelangen; außerdem 
aber dürfen die Konfuln nur in Vertretung der abwejenden Erben oder Gläubiger 
den Amtshandlungen der Unionsbehörden beimohnen, perſönlich oder durch 
einen Beauftragten, bis die Interejjenten etwa einen Spezialvertreter aufftellen. 
An Abgaben darf von Deutjchen in Nachlaßſachen nicht mehr erhoben werden, 
al3 von Unionsangehörigen. 

Im Wejentlichen übereinjtimmend find die Vorjchriften im Handelsvertrag 
mit Hamaii (4. 19. 20). Zur Nachlaßregulirung fompetent find in erjter 
Linie Die Landesbehörden, die Konjuln haben nur die abwejenden Erben oder 
Gläubiger zu vertreten. Doch kann dem Konſul auch die gefammte Verwalt— 
ung des Nachlafjes durch Entjcheidung des zuftändigen hawaiischen Gerichts: 
bofes überlaſſen werden; diefe Ermächtigung ſoll ertheilt werden, wenn fein 
vernünftiger Einwand dagegen erhoben wird; die Verwaltung joll nad) Maß: 
gabe der hawaiiſchen Gejete geführt werden; Abgaben dürfen von Deutjchen 
nur in der gleichen Höhe wie von Hawaiern erhoben werden. Ein aus— 
Ichließliches Recht haben die Konfuln in Hawaii nur unter den gleichen Vor— 
ausjegungen wie in der Union. 

In Siam ?) ift der gefammte Nachlaß verjtorbener Deutfchen primär 
dem bejtellten Teftamentserefutor zu behändigen; eventuell Mangels eines 
ſolchen in erjter Linie der Familie des Verftorbenen, in zweiter den Gejchäfts- 
genofjen desjelben; endlich jubeventuell dem Konjul, der mit dem Nachlaß 
nach den Gejegen und Gewohnheiten feines Landes zu verfahren hat. 

In der Türkei?) ift der Nachlaß von Deutichen dem diplomatischen 
Vertreter des Reiches oder einem Konjul zu übergeben zu weiterer Behandlung 
nach deutjchem Recht. Sit Fein Konſul am Drt, jo bat ein anderer Deutjcher 
den Nachlaß zu übernehmen, ohne daß türkische Behörden eingreifen dürfen; 
it auch fein Deutjcher am Drt, jo hat der Ortärichter den Nachlaß zu inven= 





') Val. Reis in Hirth's „Ann.“ 1872, ©. 1288 f. 
2) Handelävertr. A. 15. 
2) Kapitulation A. 6. 
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tariſiren und zu verſiegeln und weiterhin derjenigen Perſon auszuhändigen, 
welche die deutſche Behörde hiezu abordnet. Abgaben dürfen für dieſe Amts— 
handlungen türkischer Behörden nicht erhoben werden. 

12, Weiter mweilen mehrere Staatsverträge den Konjuln eine Funktion 
zu, deren das deutiche Konjulargejeg feine Erwähnung thut. Die Anficht, daß 
in Folge dieſes letzteren Umſtandes den Konſuln die geiegliche Baſis fehle, 
die betreffende Funktion zu üben, ift falſch.) Der für den Konſul erforder: 
fiche doppelte Titel ijt durch einen Staatsvertrag allein vollfommen gegeben 
und es charakterifiren ſich jomit die einschlägigen Vorſchriften eines folchen 
als jpezielle Ergänzungen zum allgemeinen Konſulatsgeſetz. 

Die Konfuln find nach dem Bertrag mit Coſtarica A. 30% ipso jure 
Vormünder der Waifen und Minderjährigen ihres Landes und auf Grund deſſen 
fünnen fie alle Sicherungsmaßregeln ergreifen, welche deren perjönliches Wohl 
und die Sorge für deren Vermögen erheijcht, fie können letzteres vermwalten 
und allen Obliegenheiten eines Bormundes ſich unterziehen, unter der Verant: 
twortlichkeit, welche die Gejeße ihres Landes bejtimmen. 

Genau die nämliche VBorichrift enthält der Handelsvertrag mit San 
Salvador N. 27. 

Nach den Konjularverträgen mit Jtalien A. 11, 8.7, Spanien A. 11, 
3. 8 und der nordamerifanifchen Union fünnen die Konjuln eintreten 
den Falles eine Vormundſchaft oder Kuratel den Gejegen ihres Landes gemäß 
einleiten. 

13. In Japan?) dürfen Deutjche in Hakodade, Hiogo, Kanagama, 
Nagaſacki, Niegata mit Ebifuminato auf der Injel Sado, Oſaka, Yedo Handel 
treiben, „dauernd wohnen, Grundjtüde miethen, Häufer faufen, Wohnungen 
und Magazine erbauen.“ Doch muß der Pla im einzelnen Falle vom Konjul 
und der japanischen Ortsbehörde gemeinfam angewiejen werden. Können fich 
diefe nicht einigen, fo ift die Sache in höherer Inſtanz vom deutjchen Gejandten 
gemeinfam mit der japanischen Staatsregierung zu entjcheiden. 

Aehnliche Vorjchriften beftehen in Siam. Deutjche dürfen in den in. 5 
bezeichneten territorialen Grenzen Ländereien und Pflanzungen faufen umd 
pachten, ebenſo Häufer kaufen, miethen oder ſelbſt erbauen. In jedem einzelnen 
alle aber ift ein befonderes Geſuch an die jiamefiiche Regierung durch Vermittlung 
des Konſuls zu richten; die Regierung ernennt daraufhin einen Beamten, der 
gemeinfam mit dem Konful die Grenzen de3 deutjchen Bejigthumes und den 
Kaufpreis feitzuftellen hat. In denjenigen Grenzen, welche A. 8 bezeichnet, 
ift überdies noch eine befondere Genehmigung der fiamefiichen Regierung er: 
forderli, außer wenn die betr. Perſon bereits 10 Jahre im Hameltichen 
Staat wohnt. ?) 

Ferner it den Deutjchen generell gejtattet, im ſiameſiſchen Staatsgebiete 
Minen anzulegen und Fabriken zu errichten, aber auch in jolchen Fällen muß 
die Anlage und die Bedingungen des Betriebes vom Konjul und den fiameji: 
ichen Staatöbehörden gemeinſam fejtgejtellt werden.t) 

14. In Ehili’) darf das Eigenthum der Deutjchen von den chilenijchen 
Behörden nur „für Zwecke des öffentlichen Intereſſes“ und mur gegen volle 





) Dieje Anficht wird vertreten von Reitz S. 1289, König ©. 28. 
?) Handelövertr. A. 3. 

9) Handelsvertr. U. 5. 8, 

* Dandelövertr. A. 8. 

5) Handelsvertr. A. 18. 
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Entihädigung gebraucht, verlegt oder tweggenommen werden. Kann über den 
Betrag der Entſchädigung eine gütliche Vereinbarung nicht erzielt werden, fo 
entfcheidet ein Schiedsgericht, deijen eines Mitglied vom deutjchen Gefandten 
oder Konful, das andere von der chilenischen Regierung zu ernennen ift. 
Können auch dieje beiden Schiedsrichter fich nicht einigen, jo foll die endgiltige 
Entſcheidung durch die Negierumg einer dritten befreundeten Macht erfolgen. 

15. Ueber die Zivil- und Kriminalgerichtsbarfeit der Konfuln ſ. unten $ 5. 

16. Ueber die zahlreichen und wichtigen Funktionen in Bezug auf Die 
Handelamarine f. unten Kap. III.: Das Seeredit. 


8 4. Bas Gebührenmwefen.!) 


1. Für die fonfularifchen Funktionen werden Gebühren erhoben, deren 
Betrag gejeßlich firirt ift Durch einen dem ©. v. 1. Juli 1872 (RGB. ©. 245)*) 
beigegebenen vollftändigen Tarif, der jeit dem 1. Dftober 1872 an Stelle des 
früheren proviforischen Gebührentarif3 in Kraft trat. Diejer Tarif umfaßt 
alle konſulariſchen Amtsfunktionen mit Ausnahme der richterlichen;?) die Kon— 
juln find prinzipiell wie berechtigt, jo verpflichtet, die gejeglichen Tariffäge zu 
erheben.) Doch müſſen bei nachgewiejener Bedürftigfeit der Parteien die 
in d. 2, 7, 8, 15, 20—22, 27, 31, 34 aufgeführten Funktionen gebühren- 
frei verrichtet werden; außerdem können die Konſuln unter der angegebenen 
Vorausfegung auch die anderen gejeglichen Gebühren erlaffen, insbejondere 
Päſſe Eoftenfrei ausftellen;?) die Wahlkonſuln ferner können jederzeit auf alle 
Gebühren verzichten, falls fie nicht eine Erjtattung der durch die Gebühren 
nicht gededten Dienftausgaben aus der Reichskaſſe in Anſpruch nehmen.‘) 

Iſt für den Anfaß der Gebühren der Werth des Gegenftandes maßgebend, 
jo bildet die Anfagfumme das Kapital mit den etwa rücjtändigen Zinſen. 
Läßt das Objeft eine Schäßung in Geldwerth nicht zu, jo iſt als folcher die 
Summe von 1500 Mark fein doch find die Konfuln befugt, in folchem 
Falle den niedrigiten Gebührenfag zu erheben.”) 

2. Baarauslagen find gefondert zu erjtatten, den Wahlfonfuln auch ort3s 
üblich zu verzinjen.®) 

3. Ueber die Gebühren fir richterliche Funktionen j. unten $ 5. 


N Laband II, ©. 281. König 88 78—81. Val. für Frankreich de Clercq et de 
Vallat I, ©. 354 ff. 

») Weber diejes Gejeß fanden eingehende Verhandlungen des Reichstages ftatt (j. oben S. 414) 
©. jpeziell die Rede des Abg. Schleiden über das Verhältniß des deutjchen zu anderen 
Tarifen. $ 8 des Regierungs-Entwurfes wollte eine Generalflaufel jtatuiren, kraft deren die 
Konjuln, abgejehen von den einzelnen gejeglich firirten Sägen nocd das Recht haben jollten, 
nad) eigenem Ermeſſen Gebühren zu erheben. Nach langer und lebhafter Diskuffion wurde 
dieſe Generalflaujel in der 3. Leſung geſtrichen. 

5, Der Tarif bejtimmt die auf nächſter Seite folgenden Gebührenfäße. 

Für die Aufnahme von bloßen Anträgen jollen feine Gebühren erhoben werden. Für 
Verhandlungen, welde vor Abſchluß auf Verlangen der Parteien abgebrochen werden, ijt 
die Hälfte des normalen Sapes zu erheben. Aufnahme einer Verhandlung oder eines Do— 
— in mehreren ec erhöht den normalen Gebührenjag um die Hälfte. Konſ.“GG. 

4—6 

*, Konſ.Geb. G. $ 1. 

5) Konſ.⸗Geb. G. 8 2, dazu Paßgeſ. $ 8, Ab. 1 und 2. 

9) &. oben ©. 000. 

) Konſ.Geb.G. $ 3. 

®) Konj.Geb.G. 87. Der Sat diejes Paragraphen: „Wahllonfuln fünnen für Gejchäfte, 
welde au erhalb des Kreijes ihrer amtlichen Wirffamteit liegen, die ortSübliche Vergütung bes 
anfpruchen“ gehört jchwerlich in ein Gejep über die Gebühren der Amts funktionen der Rontafn. 

Annalen des Deutihen Reichs. 1882. 30 


458 Zorn: Deutſches Geſandtſchafts-, Konfular: und Seerecht. 


Tarif. 








Gebühren der Konjulate 
. ai in Europa außerhalb 
Nr. Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. excl. Europa ſowie in 
der Türkei nebſt Bajallenjtaaten 
The. Sgr. Thlr. |&ar. 


1. J Abſchriften: 
für jede auch nur angefangene Folioſeite, außer 
den Gebühren für eine — Beglaubigung, 
an —— — 3 — 
Bei Abſchriften oder Ausfertigungen von 
Schriftftüden, deren Mittheilung durd) den 
wöhnliden Geſchäftsgang bedingt ijt, wird hr 
ben erjten Bogen feine S Oeibgebüßr entrichtet. 
2.| Atteite ¶ auch Schifisiachen) 
| 
! 


a) für Ausjtellung eines Atteftes Beſcheinigung, 
Bertifitat), . 2 
für ‚mehrere, diefelbe Sache beireffende aneſte 
nicht über . . a 8 
b) für Ausjtellung eines Lebensatteftes Er 2 
Iſt dasjelbe zur Erhebung von Renten und 
Penſionen bejtimmt, jo ift die Gebühr bei ges 
ringeren ga auf 10 Egr. zu ermäßigen. 
3. | Aufbewahrung, Erhebung, Auszahlung, Ueber: | 
weilung von Geldern oder Werthiachen, außer den 
jonjtigen Gebühren f. bejondere Amtshandlungen: 
von dem Betrage bis 500 Ar von je 10 Thlrn. — 
doch nicht unter .. 
von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Thlr. bon 


— 


je 50 Thlrn s — | ii — 10 
bon dem Mehrbetrage von ie 100 Thirn. _ Tl — 10 
4.| Aufgebot, ebelidhes . — 2 ” 
5.| Ausfertigungen, wie Abſchriften. (Nr. 1) 
6. | Beglaubigung: 
a) einer Ueberjegung — 2 — 4 — 
Für Anfertigung der Ueberſetzung jelbft 
fönnen, in Ermangelung anderweiten Ueberein— 
fommens, die ortsüblichen Sätze beaniprucdht 
werden. 
b) einer Abjchrift 1 15 2 15 
e) der Unterichrift einer Privatperjon 2 — 3 — 
Die Gebühren unter a, b und e find nad) 
Beſchaffenheit des Falles auf ein Dritttheil zu 
ermäßigen. 
7. | Behändigung eines Schriftſtücks, nebſt Ausſtellung 
eines Inſinuations-Dokumentes er ——— 1 15 2 [15 
8.| Behändigung reip. Lebermittelung eines Schrift: 
ſtücks, ohne —— eines sInfnuations Di Doku⸗ 
mentes. . : P — 15 —1 — 


9.1 Bergung: 
Mitwirkung bei Rettungs- und Bergungs— 
maßregeln bei — uach Umfang 
der Arbeit. . . DEE u Die 5—50 — 10--100 | — 
10.| Bodmerei: 
Heititellung der Nothiwendigfeit eines Bod— 
merelaehäll®.. - » 2 2 00 0 20 0 4 — 8 — 
Zivilſtandsakta, ſ. Geburten, Sterbefälle, Ehe— 
ſchließung. 
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Gebühren der Konjulate 


| ä i = — in Europa außerhalb 
Nr. Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. excl. p Europa rd in 
der Türkei nebjt Vajallenftaaten 


Th. | Thlr. Sgr. 
11.| Diäten: | 
Nimmt ein Gejchäft die dienftliche Thätigkeit 
außerhalb des Amtslofals in Anſpruch, jo Ad, 
außer den betreffenden Gebühren, Diäten zu ent= 
rihten und zwar: 
für den Konſul: 
für die erjte Stunde . . 1 — 
für jede folgende auch nur angefangene 
Stunde . . — 15 
für den Kanzler, Setretär, Prototollführer: 
für die erjte Stunde . . - — 15 
für jede folgende Stunde . . — 71; 
Dauert das Geichäft länger als 65 Stunden, 
jo wird pro Ta ag entrichtet : 
für den Konjul 
für den Kanzler ac... 

Diefe Nebenkoften find in den Füllen Nr. 9, 

12, 19, 33 nicht zu entrichten. 
12, Defertion: 

Mitwirkung bei Verfolgung eines defertirten 
Seemanns der Handelämarine, einjchließlich der 
Afliitenz bei Gerichtöverhandlungen . . » . 2 — 

13.1 Dispache: 
Aufmachung einer Dispache, nach Anm 
der Arbeit . . 5-50 | — 
14. | Eheichliegung,, umfaſſend die Einiragung in die 
Regiſter, die vorangegangene —— und 
die iern ung der Urkunde. . . 8 — 
In den Fällen der 88 9 und 12° der In- 
ftruftion vom 4. Mai 1871, betreffend die Ehe- 
ihliegung x. von Bundesangehörigen im Aus— 
lande, fann die Gebühr erhöht werden auf 
15. | Eid, Abnahme eines Parteieneides . . . 2 — 
16.1 Entſcheidung, proviſoriſche, von Streitigkeiten. ziwi- 
ihen Schi er und Mannidhaft . . 3 _ 
Wird die Klage vor der Enticheidung zurüd⸗ 
genommen oder die Sache durch Vergleich erledigt 2 — 
Expedition von Schiffen, ſ. Schiffsſachen. 
17.1 Geburten: 

Beurkundung derſelben, umfaſſend die Ein— 
tragung in die Regiſter, die vorangegangene 
Verhandlung und die Ausfertigung der Urkunde 1 — 

Gelderhebung und Aufbewahrung, ſ. Aufbewahrung. 
18. | Geſundheitspaß: 
a) Austellung eines NATUR ——A 2 — 
b) Viſa. - . er 1 — 
19. | Haverei: 

Beihtigung des Schiffes bei Havereifällen, 
behufs Ermittelung des Schadens . . . 3 _ 

Dauert das Gejchäft länger als eine Stunde, 

A jede weitere aucd nur angefangene Stunde. 1 _ 
Infinuationg-Dofument, j. Behändigung. 
Inventar, j. Nachlakjachen. 





m 0 
| 


10—100 | — 


or 


no 
| 
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Bezeihnung des Amtsgeſchäfts. 



























































20. | Legalifation von Urkunden, die im Amtsbezirfe aus: 
gejtellt oder beglaubigt find. . 15 2 15 
Nach Beſchaffenheit des Falles ſind dieſe Ge 
bühren auf ein Dritttheil zu ermäßigen. 
21.| Matritel, Eintragung in Den 5 — 2 — 
22. Matritelichein (Patent) . . — 2 — 
23.1 Muſterrolle:, 
a) Ausfertigung einer neuen Mujfterrolle — 6 — 
b) Abänderung der Muſterrolle: 
für jede An- und Abmufterung . 20 1 — 
Werden mehrere Ans und Abmufterungen in 
demjelben Alte vollzogen, jo wird für die zweite 
und jede folgende die Hälfte der vorftehenden Süße 
entrichtet ; 
für jede jonftige Abänderung . s — 3 _ 
Zu 23. Für NMufnahme des vorangehenden 
Heuervertraged wird feine befondere Gebühr ent: 
richtet. 
24.| Nachlaßſachen: 
a) — Sicherſtellung (einſchließlich der 
Siegelung) und Aufbewahrung eines Nachlaſſes: 
von dem Betrage bis 500 Thlt 
ar p6t) (2 pCt.) 
doch nit un — 3 — 
von * „Mehr 6 vet) a" vet 
ch nie über . — 25 — 
) Berußerung, eines Nachlaſſes: 
von dem Erlöſe von je 1 Thlr.. . . » 1 — 1. 
doch nicht unter. te 3 — 
c) Vornahme einer Siegelung allein . . — 4 — 
25.| Notariatsakte, Aufnahme eines Notariatsaktes . auch 
Beglaubigung und Proteſt): 
von dem Betrage bis 500 Thlr. 
(1 pCt.) ( pCct.) 
doch nicht unter. . — 3 — 
von dem Mehrbetrage (", vet) a vet 
doch nie über . . — 15 — 
26.1 Oeffentliche Verkäufe: 
von dem Erlöſe von je 1 Thlr. 1 — 1. 
doch nicht unter. - — 3 — 
27.| Paß (ſ. auch Geſundheitspaß): 
a) Ausſtellung eines rn — 2 — 
b) Viſa — 15 1 — 
Patent, IR Matrifeljchein. 
28. | Proteſt, Aufnahme eines Proteites . — 3 — 
29. Schiedsſpruch Abgabe eines Schiedsſpruchs 
Bei einem Begenftande von einem Werthe 
bis 100 Thlr. von je 1 Thlr. — 1 — 11, 
doch nicht unter. RE TEE — 3 — 
Thlr. Thlr. 
von dem Mehrbetrage bis 500 von je 50 15 1 — 
4 ” " "” 1 ,00 ” * l 00 1 5 1 — 
u ” „20,000 „ „ 500 — 2 — 
Fer „ bon je 1,000 Thlr. — 2 — 
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Nr. 


Bezeichnung des Amtsgeſchäfts. 


30. Schiffsjachen : 


31, 


8) Ausſtellung eine® interimiftiihen Schiffs— 
sl N 
(Sonftige Zertifitate in Schiffsſachen nad) 
Pof. Nr. 2.) 
b) Expedition eines Schiffes: 
r jede Tonne (& 2000 Pb.) 
doch nicht unter. . > 2 2 22. 
Anm. Die Gebühr wird entrichtet für: Atteftirung, 
Schiffsmeldung und Abmeldung, Aufbewahr- 
ung und Bejheinigung der Scifföpapiere, 
ErtHeilung von Auskunft an Schiffer und 
Mannſchaft, jowie jonftige Dienftleiftungen 
im Intereſſe derjelben, für welche feine be- 
jonderen Gebühren angejegt find. 

Schiffe, welche in demjelben Kalenderjahre 
denjelben Hafen wieder bejuchen, zahlen bei 
der zweiten und jeder folgenden Fahrt die 
Hälfte des tarifmäßigen Satzes, doch nicht 
unter 5 rejp. 10 Sgr. und in demielben 
Kalenderjahre nicht mehr als das Vierfache 
des tarifmäßigen Satzes. 

Schiffe, welche in den Hafen zum Zweck 
der Löſchung einlaufen, jedoch wegen er: 
haltener anderweitiger Beitimmung ohne 
vorgenommene Löſchung wieder abjegeln, 
oder welche wegen Sturm, Haverei, Kriegs— 
gefahr ꝛe. in den Hafen als Nothhafen ein= 
laufen, zahlen die Hälfte des tarifmäßigen 
Satzes, doch nicht unter 5 rejp. 10 Gar. 

In den Fällen, wo nad) $ 31 der Dienit: 
injtruftion vom 6. Juni 1871 eine Meldung 
nicht nöthig ift, ſowie von Schiffen, welche 
in den DE nur mit Ballajt eintommen 
und mit Ballaft wieder von dort auögehen, 
find Gebühren nur injoweit zu entrichten, 
als die Amtsthätigkeit des Konjuls bejonders 
in Anſpruch genommen wird. 

e) Feſtſtellung der Nothwendigkeit eines Schiffs— 
verfaufs etz 


Siegelungen, ſ. Nachlaßſachen. 

Sterbefälle: Beurkundung von Sterbefüllen, um— 

faſſend die Eintragung in die Regiſter, die voran— 

gegangene Verhandlung, und die Ausfertigung 

eg ee a ae a N, 

eberjegung, |. Beglaubigung. 

Bergleid : — eines Vergleichs 

Verklarung: Aufnahme einer Vertiarung 
Dauert das Geſchäft länger als eine Stunde, 
für jede weitere auch nur angefangene Stunde 

Viſa, ſ. Paß und Geſundheitspaß. 

Zeugenvernehmung, für jeden Zeugen 


Gebühren der Konſulate 


in 


Thlr. Sgr.J Thlr. 


—A 


vi 


Europa außerhalb 
excl. Europa fowie in 
der Türkei nebjt Bafallenftaaten 


| 
[57 — — 


Sgr. 


462 Zorn: Deutjches Geſandtſchafts-, Konſular- und Seerecht. 


4. Beichwerden in Gebührenjachen entjcheidet das Auswärtige Amt.!) 

5. Die Berufsfonjuln erheben die Gebühren für die Reichskaſſe. Die 
Wahlfonjuln beziehen die Gebühren für eigene Rechnung. Den SKonfular: 
agenten können die Gebühren für die von ihnen vorgenommenen Funktionen 
ganz oder theilweije überlafjen mwerden.?) 

6. Alle Konfuln, auch die Wahlfonfuln, haben über die erhobenen Ge: 
bühren genau Buch zu führen, in jedem Quartal, die Wahlkonfuln nur jährlich, 
nad) Maßgabe eines durch die Inſtruktion fejtgeitellten Formulares abzurechnen 
und dem Reichskanzler unter Einreichung aller Belege Bericht zu erjtatten.?) 


85. Bie Konfulargeridtsbarkeit.t) 
Il. Das territoriale Gebiet der deutſchen Konjulargerichtsbarfeit. 


Im Zufammenhang des vorhergehenden Paragraphen waren bereitö mehrere 
einzelne richterliche Funktionen zu erwähnen, welche das Konjulatsgejeb den 
deutichen Konjuln, jei es generell, jei es kraft bejonderen Auftrags des Reichs: 
kanzlers zuweiſt. 


Konſ.Geb. G. $ 9. 

2) Konſ. G. 8 8%, 104, 118. 

U D. J. zu$8 König $ 80. Hier auch die erforderlichen Formularien. 

*) Das Hauptwerk über dieſe Materie iſt F. Martens: die Konſularjurisdiktion im 
Orient, überſetzt von Skerſt (1874), dazu Pradier-Fodéré: la question des capitu- 
lations in der Revue du droit international Jahrg. 1869 ©. 118—137. Sehr ausführlid 
über das franzöfiiche Recht de Clercq et de Vallat II, ©.349—449. Auffallend kurſoriſch 
ift die Materie in dem jonft jo dankenswerthen und für die Praxis des deutſchen Koniular- 
recht3 unentbehrlihen Werke von König 88 56, 57 behandelt; der bloße Abdrud der ein 
ſchlägigen Bertragsbeftimmungen kann doc ein Verſtändniß der wichtigen und jchwierigen 
Frage nicht geben. Vgl. auch fir das deutiche Recht Yaband I, ©. 366—369, G. Meper 
ns König 8. v. Konfulargeridtöbarkeit in v. Holtzen dorffs R.Lex. (3) I, S 532. 

ehrreicd; die Verhandlungen d. Reichdtags 1867 über das Konſulargeſetz, insbejondere die 
Nede des Bundestommifjard Pape, Sten. Ber. ©. 647 ff., ferner der Kommijjionsberidt 
an den Reichstag Anlagen Nr. 249. Ueber das Konjulargerichtsbarkeitägejeg hat eine eigent 
lie Berathung im Reichstag nicht ftattgefunden, auch wurde leider ein —— Bericht 
der Kommiſſion an das Plenum nicht erſtattet. Eine dankenswerthe Spezialarbeit iſt 
Brauer: die deutſche Juſtizgeſetzgebung in ihrer Anwendung auf die amtliche Thätig— 
feit der Konjuln (1879), Ungenügend die Lehr: und Handbücher des Völlkerrechtes: 
®arden I, ©. 325 fi, Phillimore II, ©. 312—316, Martens-Geffcken $$ 74, 75, 
Galvo, I, 8 501, Heffter-Geffcken $ 247, Bluntichli $$ 252, 269. Die Bemerl- 
ungen des leßtgenannten Schriftjtellers zu $ 252 (wörtlich wiederholt zu $ 269) über die durch 
die Konfularjurisdiktion verurjachten Uebelſtände enthalten manches Richtige, doch find Vor: 
würfe wie: „die mangelhafte Nechtsbildung der Konjuln bewahrt diejelben nicht vor Miß— 
griffen und Vergehen“ „Interjchleife und Mißbräuche aller Art find ſchwer zu vermeiden“ 
„Unterjcjleife und Rechtschikanen werden begünftigt” uugerecdhtfertigt. Die Frage der Auf 
hebung der Kapitulationen mit der Türkei wurde auf dem Parijer Kongreß von 1856, der 
die Türkei in das „Völkerrecht“ aufnahm und beſchloß, daß der türkiſche Staat künftig ein 
Kulturftaat zu fein habe, eingehend erörtert und man erflärte fi) ziemlich allgemein für die 
Aufhebung derjelben. Jene Bersanblangen aber beruhen, wie der ganze Barijer Kongreß 
auf einem geradezu naiven Optimismus bezüglich der Türkei. Sehr treffend handelt über 
die ganze Frage F. Martens ©. 500—509, ſowie mit fpezieller Beziehung auf Egypten 
©&.532 ff., nur möchte man fragen, ob nicht jelbit diefer Autor in feinen Bemerkungen über 
die Möglichkeit einer prinzipiellen Reform in der Türkei (S. 540, 543) zu optimiſtiſch uıtbeilt. 
Richtig bemerkt über die Sn Pradier-Fodéré a. a. O. ©. 135; „Il faudrait que la 
legislation civile des Ottomans püt ötre tout & fait independante de la loi religieuse 
pour que les Europsens pussent renoncer complötement aux privilöges de juridietion 
qui leur sont reserves et des renonciations partielles au lieu de simplifier la situation 
n’auraient pour rösultat que d’y placer de nouveaux &l&ments de confusion et de cröer 
des difficultös plus nombreuses encore.* Böllig zutreffend auch Martens-Geffcken 
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Außerdem aber üben deutihe Konfuln volle Zivil=- und 
Kriminalgerihtsbarfeit aus in denjenigen Staaten, „in welden 
dies durch Staatsvertrag oder Herfommen gejtattet ift."') Das 
prinzipielle Verhältniß dieſer Gerichtsbarkeit ift fein anderes als das aller 
übrigen konſulariſchen Funktionen; die juriftiiche Konftruftion ift dort die gleiche 
wie hier; der Unterſchied it fein qualitativer, wie viele Schriftjteller annehmen, 
iondern ein lediglich quantitativer, injofern allerdings in der Erlaubniß eines 
Staates, fremdjtaatliche Gerichtsbarkeit innerhalb jeines Territoriums auszu— 
üben, ein beſonders weitgehender Verzicht auf die eigenen Staatshoheitsrechte, 
der an fich in jeder Zulaflung amtlicher Thätigfeit fremder Konjuln gefunden 
werden muß, liegt. Es iſt aljo die „Exterritorialität“ bier auf alle Ange: 
hörigen eines bejtimmten fremden Staates ausgedehnt. ?) 

Die Staaten, in welchen deutiche Konjulargerichtsbarkeit zugelaſſen it, 
find: 1. die Türkei ſammt deren Vafallenftaaten Bulgarien und Tunis, 
ferner Egypten in modifizirter Weile; 2. Rumänien; 3. Serbien (für 
die beiden legtgenannten, jegt ſouveränen Staaten gelten vorerjt noch bezüglich 
der Konfulargerichtsbarfeit die Vorjchriften aus der türkiſchen Zeit); 4. China; 
5. Japan; 6. Siam; 7. Perſien; 8 Samoa. In allen diefen Staaten 
beruht die Gerichtsbarkeit auf Staatsverträgen. 

Die Gerichtsbezirfe werden abgegrenzt durch den deutichen Reichskanzler 
nach Bernehmung des Bundesrathsausſchuſſes für Handel und Verkehr’); zur 
Zeit bejtehen folgende Gerichtsbezirfe (die genaue Angabe der Grenzen ſ. in 
dem offiziellen Verzeichniß der deutſchen Konſulate, herausgegeben vom Aus— 
wärtigen Amte Januar 1882): 

A. Türkei. *) 
2 = Konftantinopel für die europätiche ſowie einen Theil der afiatischen 
ürfei ; 

2. Dardanellen für die Injel Tenedos und das Sandſchak Bigha; 

3. Smyrna für die übrigen Injeln des Archipel, Kandia und Die 
aſiatiſchen Vilajets Aidien, Angora, Konia; 

4. Beirut für Syrien und einen Theil von Baläjtina; 

5. Jeruſalem für Paläftina und einen Theil von Syrien; 

6. Tunis für die Regentſchaft Tunis; 
$ 35: „Abandonner à la lögislatiou turque les chrötiens que des speculations com- 
merciales, l’interöt de la science ou l'intörät des voyages attirent dans les états 
musulmans, c’eut &t& exposer à la cupidit& et à l’arbitraire des pachas leurs biens, 
leur liberte, leur vie mêöme.“ — Die Frage, ob auf Eypern nach dem türkifdjeengliichen Ber 
trage vom 4. Juni 1878, der jene Inſel in „Okkupation und Adminijtration“ der Engländer 
gab, die Konjulargerichtsbarteit fraft der Kapitulationen noch fortbeitehe, welche England ver: 
neinen zu wollen jcheint, behandelt Ejperjon in Revue de droit international 1878, 
©. 587 —594 und enticheidet derjelbe unzweifelhaft richtig im bejahenden Sinne. 

Konſ.G.G. $ 11. — 

2) Ueber den Begriff der „Exterritorialität“ ſ. oben Kap. I, S.85, 110. F. Martens 
©. 318 fi. hält an der üblichen Fiktion feſt, um das Rechtsverhältniß zu erklären. 

2) Konſ. GG. $ 2. Bol. F. Martens ©. 410 iiber die franzöftihe Geſetzgebung. 

) F. Martens ©. 359 ff. gibt eine interefjante Skizze über die in der Türkei bejtehenden 
Gerichtäbarkeiten. „In gegenwärtiger Zeit fann man im türfifchen Reiche 14 ausländijche 
Gerihtsbarfeiten mit verichiedenartiger Verfaſſung aufzählen, nämlich: die Jurisdiftion der 
deutſchen, englijchen, rufjiichen, öfterreichifchen, italieniichen, franzöfiichen, belgiichen, holländ- 
iſchen, däniichen, jchmwediichen, portugiefiihen, ſpaniſchen, griechiichen und perſiſchen Konſuln. 
Außerdem bejigen aud die Serben, Rumänen, Bulgaren, ſowie der griechiiche, armenijche 
und armeniſch-katholiſche Patriarch und der Oberrabbiner richterlihe Befugniſſe.“ 





464 Zorn: Deutſches Gefandtihafts:, Konſular- und Seeredit. 


. Sofia für das halbjouveräne Fürftentbum Bulgarien ; 
. Hlerandrien für das Vizekönigthum Egypten; 
. Kairo für die Stadt Kairo jammt dem umliegenden Gebiet. ') 


B. Rumänien. ?) 
. Bufarejt für die Wallachei; 
Jaſſy > für die Moldau. 


eier +E | 


om - 


. Galac 
C. Serbien. ®) 
. Belgrad für das ganze Königreich. 
D. China. 


— 


. Shangai, 
Amoy, 

. Kanton, 
. Tientjin. 


* 00 


E. Japan: 
1. Tokio, 
2. Hiogo-Oſaka, 
3. Yokohama. 


F. Siam: 
1. Bangfof für das ganze Königreich). 
G. Samoa. 


1. Apia für die Samoa: und Tonga-Infeln, ſowie alle übrigen Inſeln 
der Südſee, fofern fie nicht einer vom Reich anerkannten anderweiten Juris 
diktion unterworfen find. 


Für Perſien ift die Organifation der deutfchen Konfulate bisher noch 
nicht erfolgt. Die Deutſchen ftehen hier vorerft unter öſterreichiſch-ungariſcher 
Jurisdiktion. 


I. Das perſönliche Gebiet der deutſchen Konſulargerichtsbarkeit. 


Der deutſchen Konfulargerichtsbarfeit find prinzipiell alle Deutichen‘) und 
Schutzgenoſſen, die innerhalb des Gerichtsbezirfes wohnen oder ſich aufhalten, 
unterworfen ‚5) e3 fei denn, daß die Kompetenz der Militärgerichte begründet 
wäre. ©) 


Doc) modifizirt fich diefer allgemeine Grundjag weſentlich gemäß den Be 
ftimmungen der Staatöverträge. 


) In Tripolis übt das Deutiche Reich feine Konfulargerichtsbarfeit. Brauer ©. 130. 

?) Ueber die einjchräntende Entwidlung, welche bezüglich der Konfulargerichtsbarkeit in 
diefem Staate neuerdings ſich vollzog, j. Brauer 128, Aufgehoben aber iſt fie noch nidt; 
Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 (RGB. 307) U. 49. Leber die früheren BVerhältnifie 
vgl. audı F. Martens 403, 

) Vgl. oben die Anmerkung bezüglich Rumänien®. 

*) Bei mehrfacher Staatsangehörigkeit wird die Prävention entſcheiden. Brauer 119. 

) Konf.-66. 81. Dazu ®. v. 10. Sept. 1879 8 1. Weber den Begriff „Schuf 
rg j. oben ©. 439. Ueber®ohnfig und Aufenthalt Brauer ©. 84 ff., F. Marten? 
5. 316 ff., befonders eingehend über die franzöfiiche Gefepgebung. 

®) Konſ⸗GG. 8 49. 
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A. Türkei.?) 
1. Nur die Konfulargerichte find Fompetent für Streitigkeiten unter 
Deutichen. ?) 
SImmobiliarjtreitigfeiten gehören jedoch ausſchließlich vor die türkiſchen 
Gerichte. ®) 
Auch ſonſt fünnen die Parteien ſich an die Landesgerichte wenden. *) 


2. Rechtsjachen zwiſchen Deutſchen und Türken gehören vor die Landes— 
gerichte, jedoch brauchen Deutjche vor ſolchen nur unter Affistenz eines Konfuls 
oder eig (regelmäßig fungirt als folher ein Dragoman) fich ein- 
zulaſſen. 

3. Ueber die Kompetenz bei Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Deutſchen und 
fremden Staatsangehörigen in der Türkei enthält die Kapitulation keine Be— 
ſtimmung. Die Praxis befolgt entweder den Grundſatz actor sequitur forum 
rei gemäß alten Herfommens oder e3 werden jogenannte Kommiſſionsgerichte 
gebildet, eine Art Schiedsgerichte, deren Entjcheidung zur Rechtöfraft der Be— 


) Kapitulation dv. 1761 U. 5. Der Inhalt diefer Kapitulation ift viel älter als das 
Datum ihres Abſchluſſes. Aehnliche Privilegien hatten Benedig und Genua ſchon Mitte des 
15. Jahrhunderts für fi) durchgeſetzt. Weiterhin war es item rankreich, welches der 
Türkei befondere Privilegien abzugewinnen verjtand; der erſte große Staatövertrag, der ge- 
wiſſermaſſen die Grundlage für alle fpäteren Kapitulationen wurde, war der franzöjiiche von 
1535 (vgl. F. Martens ©. 187 ff.); darnad) hatte Frankreich auch das Proteltorat über alle 
Abendländer in der Türkei, jpeziell über die Engländer. Das bejondere Proteltorat Frant- 
reich® über die heiligen Orte wurde formell jhon 1559 von der Türkei anerfannt; nad) den 
Kapitulationen von 1581 und 1604 mußten nod die Engländer in der Türkei unter 
franzöfiihem Schutze ftehen. Zwar erwirkten auch die Engländer 1580 eine befondere 
Kapitulation und durften unter eigener Flagge in den türkifhen Gewäſſern fegeln, aber es 
bedurfte längerer Zeit, um eine wirkliche Emanzipation von dem franzöfiihen Proteltorate 
durchzuführen. Die geltende engliiche Kapitulation ift von 1675, die franzöfifche von 1740, 
Die Holländer ftanden erſt unter franzöſiſchem, dann engliſchem Schuße, jeit 1680 hat Holland 
eine eigene Kapitulation; die geltende öjterreihiiche Kapitulation ift von 1718 (Paſſarovitz), 
die geltende ruſſiſche von 1783 (KutihukKainardihi). Ueber die Gejchichte der Kapitulationen 
handelt jehr eingehend und Iehrreih %. Martens ©. 176—277. 


2) „Accadendo discordia tra Prussiani e loro suggetti l’Ambasciatore ovvero i Con- 
soli Prussiani secondo le loro regole decideranno l’affare e sino che i Prussiani non 
demandino stessi essere giudicati secondo giustizia Ottomanna i giudici e gubernatori 
della fulgida Porta non potranno per forza intricarsi con dire che loro gli volessero 
giudicare.*“ 

2) Brauer ©. 125. F. Martens ©. 351 ff. Die Vorſchrift beruht auf einem türkiſchen 
Gejege von 1867, welches von den Großmächten anerkannt ift. Die Grundgejege der Türken 
erlauben prinzipiell den Ungläubigen gar nicht, mujelmaniiche Erde zu befigen; doch hat 
dieſes Prinzip nicht unbedingt gewahrt werden fünnen. 

) Die franzdf. Kap. v. 1535 Hatte died ausdrüdlic ausgeſchloſſen: F. Martens ©. 188, 


5) So ſchon die franzöf. Kap. von 1535. Bol. die eingehende Darftellung bei F. 
Martens 6.178, 193 und bejonderd ©. 388 ff. Die Praris ift demnad) eine höchſt willfürliche 
und politifche Geſichtspunkte jcheinen immer das ausichlaggebende Moment zu bilden. „Weder 
die Geſetze noch die internationalen Traktate geben uns einen richtigen Begriff über die 
wirflihe Lage der Dinge. Im Orient find alle NRechtöregeln, welche die konkreten Verhält- 
nifje genau zu bejtimmen und die Rechte und Intereſſen der Privatperjonen zu wahren be- 
zweden, unbedingt vorübergehenden politiichen Rüdjichten unterworfen, welchen fie daher oft 
e Opfer — werden.“ Vgl. auch ebenda ©. 471. Ferner Brauer S.124f. Nach den 

erträgen der Pforte mit Belgien, der nordamerif. Union und den Danfeftädten gehören 
auch ſolche gemijchte Fälle vor die Konſulargerichte. Gemäß der Meiftbegünftigungsflaufel 
fönnten auch die anderen Staaten died beanſpruchen, die Pforte aber geiteht den Änſpruch 
nit zu, jondern höchſtens ausnahmsweiſe in einzelnen Fällen. (Martens ©. 467.) 
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ftätigung der betreffenden Konfuln bedarf. Es liegt auf der Hand, daß diele 
Sätze völlig unzureichend jind. !) 

Die Strafgerichtsbarfeit iſt in der Kapitulation nicht ausdrüdlich zuge 
ftanden, wird aber fraft unbejtrittenen Herfommens geübt. ?) 

4. Außerdem enthält die Kapitulation noch Folgende Spezialbejtimmungen, 
die, obwohl ſyſtematiſch in jpäteren Zufammenhang gehörig, doch hier jotort 
angefügt werden mögen: 

a) Handelt es fih um Kauf oder Darlehen zwiſchen Deutichen und Türken, 
fo foll der Beweis nur urkundlich geführt werden dürfen; erzmungenes 
Zeugniß iſt ungiltig.*) 

b) Entjteht ein NRechtsitreit in dem Moment, wo ein Schiff bereits in 
der Abfahrt begriffen ift, jo joll derjelbe mit Hilfe des Konſuls ohne Verzug 
entfchieden und die Abreife des Schiffes nicht ohne triftige Gründe behindert 
werden. *) 

e) Für Deutjche, welche, ohne ihre Schulden bezahlt zu haben, oder 
nachdem ſie fich einer jtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht, entflohen find, 
follen nicht andere Deutiche verhaftet oder beläjtigt werden dürfen. °) 

Das „prezzo di sangue“ genannte Unterjuchungsmittel joll gegen Deutice 
nicht angewendet werden dürfen, auch wenn man an ihrem Wohnfig den Leichnam 
eines ermordeten Menjchen findet, ſondern nur die üdrigen gejeßlichen Unter: 
juchungsmittel. ©) 

B. Perfien.?) 

Ziemlich eingehende Vorjchriften über die Konjulargerichtsbarfeit enthält 
der deutjch-perfiiche Handelsvertrag v. 11. Juni 1873 (RGB. ©. 351). 

1. Der deutichen Konjulargerichtsbarfeit in Perſien unterliegen : 

a) alle Rechtsftreitigkeiten unter Deutſchen, Zivil wie Kriminalſachen 
(„eontestations, disputes, proc&s“); die Enticheidung erfolgt nach deutſchem 
Recht „sans que l’autorit& locale y puisse opposer le moindre emp®- 
chement ou la moindre difficulte“.®) 

2. Das Gleiche gilt für Nechtsftreitigkeiten zwijchen Deutichen und frem— 
it Staatsangehörigen ; jedenfall Dürfen ſich die Landesgerichte nicht ein- 
mijchen.®) 


!) Ueber die Kommilionsgerihte Brauer$.121, Martens ©. 368 ff. Sehr ausführlich 
behandelt der leptere Schriftiteller die ganze Frage und empfiehlt unter jcharfer Kritik des 
gegenwärtigen —— eine internationale Uebereinkunft. Die franzöſiſchen Schriftiteller 
behaupten das Bejtehen einer ſolchen v. Jahre 1820 zwiſchen England, S rantreic) Rußland, 
Oeſterreich. Martens bezweifelt die Exiſtenz, jedenfalls iſt der Text nicht publigirt (ſ. die 
Inhaltsangabe bei Martens S. 369 nad de Clercq I, ©. 366). Bemerkenswerthe Bor 
ichriften enthält die engliiche order in council v. 1864 (Martens ©. 364 ff.) 

2) Bol. Martens ©. 151 über die franzöfiiche Kap. v. 1535 in Bezug auf diejen Punkt. 

2) — „non si ascoltino i testimonii che si chiamano sforzati* Man öſiſche Leber: 
jeßung: „on n’öcoutera point les t&moignages forcés“). Zur Geſchichte und Interpretation 
diefer Borichrift j. Martens ©. 205, 391. 

+ Martens ©. 226. 

®) Martens ©. 153 f., 159. 

®) Franzöf. Kap. v. 1673 U. 52. Vgl. Marten? S 267. „Prezzo di sangae* ijt eine 
Geldjumme, welche, wenn in einem Stadttheil ein Mord begangen worden war, vom den 
Einwohnern erhoben wurde, bis zur Ermittelung des wirklichen Thäters. 

?, Martens 5.264. Das Verdienſt, Perfien dem Abendland geöffnet zu haben, bat 
Rußland: Vertrag dv. 1828; ihm folgte England 1841; Frankreich 1855. Da die türkiſchen 
Kapitulationen das Vorbild für die perfiihen Handeläverträge bildeten, iſt unverkennbar. 

®, Handelävertr. U. 131, 

9%, Ebenda Abi. 2, 


’ 
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3. Die Streitigkeiten zwiſchen Deutſchen und Berjern dagegen gehören 
vor die perjijchen Gerichte, dürfen jedoch nur verhandelt werden unter Zu: 
ziehung eines deutjchen diplomatischen oder Konjularbeamten („en presence 
et avec l’intervention du representant ou du consul Allemand ou au 
nom de celui-ci en pr&sence dudrogman qui en sera employé à cet 
effet, le tout conform&ment aux lois et aux coutumes du 
pays“.') Ein durch Urtheil von den perfiichen Gerichten entjchiedener Prozeß 
fann auf dem Wege der Reviſion wieder aufgenommen werden nur a) mit 
Zuftimmung des deutjchen diplomatischen oder Konjularbeamten und b) nur 
vor einem der drei höchſten Kontrols und Saljationsgerichtshöfe zu Teheran, 
Tauris oder Ispahan.?) 

Andererjeit3 müjjen Berjer vor deutjchen Gerichten in Deutichland behandelt 
werden wie Deutjche, fie haben „pleine protection des lois et des tribunaux 
de la m&me maniere que les sujets nationaux“,?) ein Saß, der nad) den 
Grundſätzen des deutjchen Rechtes auch ohne vertragsmäßige Stipulation ſelbſt— 
verjtändlich ift. Die Perſer find jomit im Deutjchen Reiche unbe- 
dingt und in vollem Umfang der Landesgerichtsbarfeit unter: 
worfen. Der Beilab, daß die perſiſchen diplomatischen und Konjularbeamten 
für Intervention bei deutichen Behörden die Rechte der meijtbegünftigten Nation 
haben jollen, ijt überhaupt und fpeziell was die Gerichte anbetrifft, gegen- 
ſtandslos, da ein derartiges Interventionsrecht feiner Nation zugeitanden ilt. 

Für das Verfahren in Kriminalfachen haben die fontrahirenden Staaten 
jih überdies gegenfeitig die Rechte der Sal rec Nation bejonders zu: 
gefichert,*) eine Zuficherung, welche für Deutfchland bei dem für alle Berfonen, 
gleichgiltig ob fie Deutjche oder Fremde find, einheitlich geordneten Strafrecht 
und Strafprozeß inhaltslos ift; welchen Inhalt diejelbe für Perjien habe, läßt 
ih aus dem vorliegenden Meateriale nicht feftitellen. 

Der deutichperfische Handelsvertrag enthält außer den oben angegebenen 
generellen noch folgende jpezielle Borjchriften: 

a) In die Häufer, Wohnungen, Magazine, Läden von Deutjchen dürfen 
perjiiche Behörden nicht eindringen; follte eine derartige Maßregel erforderlich 
werden, jo ijt dies vorher dem Konſul mitzutheilen und diejelbe darf jedenfalls 
nur in Gegenwart des Konſuls oder eines Delegirten dejjelben jtattfinden. 
Wo fein Konful am Drt, find die Deutfchen in diefer Beziehung auf dem 
Fuße der meijtbegünftigten Nation zu behandeln?) 

b) Alle Urkunden über Handelsgejchäfte, insbefondere Wechjel („billets 
de er&ance, lettres de change et lettres de garantie“) follen zu bejjerer 
Sicherheit für den Fall eines Nechtsjtreites vom Divan-Khane bezw. der 
DOrtsbehörde und da, wo Konjuln find, auch von diefen gezeichnet werben. 
Kann ein Geihäft nicht urkundlich bewiejen werden und ijt nur ein Beuge 
dafür vorhanden, jo kann ein Deutſcher nicht verurtheilt werden, es jei denn 
daß er jelbjt die Forderung anerfenne. 


2) Ebenda Abi. 3. Bgl. Martens ©. 407. 

2) Ebenda Abi. 4. Bol. F. Martens ©. 216, 407. 
2) Ebenda Abſ. 5. 

*, Handelövertr. U. 16. 

5) Handelövertr. U. 11. 
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Perſer in Deutfchland find in jolchen Fällen auf dem Fuße der meiſtbe— 
— Nation d. i. einfach nad) Maßgabe der deutſchen Geſetze zu be 
handeln.! 

ec) Gerathen Deutiche in Perſien in Konfurs, jo foll die Inventarifirung 
und Liquidation der Konkursmaſſe nur mit „avis et intervention“ des deut: 
ſchen Konſuls durch die perfiichen Behörden erfolgen; auf Verlangen der 
Gläubiger find die deutjchen diplomatischen oder Komfularbeamten verpflichtet 
fejtzuftellen, ob der höre in Deutjchland noch Vermögen befißt. 

Perſer in Deutichland find in Konkursſachen auf dem Fuße der meift- 
begünftigten Nation d. i. nach den deutſchen Gejegen zu behandeln.?) 


C. Ehina.?) 


1. Zivilſachen der Deutjchen unter fich gehören vor die Konfulargerichte.*) " 

2. Ebenſo Zivilfachen zwifchen Deutjchen und fremden Staatsangehörigen.’) 

3. Deutjche, welche in China fich einer ftrafbaren Handlung jchuldig ge 
Fa — ſind von den Konſulargerichten nach deutſchem Recht zu be— 
trafen. 

4. Chineſen, welche gegen Deutſche eine verbrecheriſche Handlung begangen 
* 1 von den chinejischen Gerichten nach chinefischem Recht zu be 

andeln. 

5. Alle Streitigkeiten zwijchen Chinefen und Deutjchen find primär vor 
den Konful zu bringen und von diefem wo möglich gütlich auszugleichen, 
eventuell unter Mitwirfung der chinefischen Behörden.) Haben Chinejen ihre 
Schulden an Deutjche nicht bezahlt oder fich betrügeriich entfernt, jo ſollen die 
chineſiſchen Behörden, eventuell unter Anwendung von PBerfonalhaft, für Ein- 
treibung jolcher Forderungen ſorgen; ebenfo im umgekehrten Falle die deutſchen 
Konfuln. Eine Haftung des Staates in foldhen Fällen ift ausdrüdlich aus: 
geihlofjen.“) 

Die Zujagfommiffion beftimmt bezüglich der Gerichtsbarkeit „in gemifchten 
Fällen“, daß noch eine befondere Vereinbarung hierüber getroffen werden jolle 
und beide Theile erflären fich bereit, in Verhandlungen über ein jolche ein- 
zutreten.!°) 


D. 3apan.'!) 


Für Japan gelten in der Hauptfache die nämlichen Beſtimmungen wie 
für China 


Y Handelövertr. A. 12. 

2) Handelävertr. U. 14. 

®) Martens ©. 269: Die Verträge find für Rußland 1860, England 1843, Frankreich 
und die nordamerif. Union 1844, das Deutiche Reich v. 2. Sept. 1861 (Pr. Geſ.«S. 1863 
Nr. 15), dazu eine Zufagfonvention v. 31. März 1880 (RGB. 1881, ©. 261.) 

) Handelävertr. A. 39. 

0) Ebenda. 

9) Handelävertr. WU. 38.2, 

?) Handelävertr. A. 38°, 

®) Handelövertr. A. 35. Ueber die in dieſer Vorfchrift liegende Einfchräntung der fon- 
julariihen Zivilgerichtsbarkeit über Deutiche vgl. Brauer ©. 123, 

9) Dandelävertr. A. 37. 

’o) Zufagfonvention U. 8. Bgl. Martens ©. 903, 

) Dandelsvertr. v. 20. Febr. 1869 (BGB. 1870 S. 1), A. 5,6, 7. Vgl. Martens S. 272: 
Rußland 1867, England und die norbamerif. Union 1854, Frankreich 1858, Holland 1866. 


u _ sed au 
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1. fiehe oben C. 1. 

2. [7 [7 C. 2. 

3. C. 3. 

4. Klagen von Japanern gegen Deutiche gehören vor die deutſchen Kon— 
jular-, von Deutjchen gegen Japaner vor die japanischen Gerichte.') 

5. fiehe oben C. 4. 

6. Alle Rechtshändel über Zumiderhandlungen gegen den Handelsvertrag 
gehören vor den Konjul. Die verhängten Strafen aber fallen der japanijchen 
Regierung zu, ebenjo fonfiszirte Güter. 

E. 3iam.?) 


1. Ueber Ziviljahen von Deutjchen unter fih, ſowie von Deutjchen mit 
fremden Staatsangehörigen enthält der Vertrag ausdrüdliche Beitimmungen 
nicht, es ift jedoch anzunehmen, daß in diefer Beziehung die gleichen Rechts- 
läge gelten wie für China und Japan. In Bezug auf Schuldverbindlichkeiten 
findet jih A. 14 die gleiche Vorjchrift, wie in den Verträgen mit den vorbe- 
zeichneten Staaten. 

2. Fällt ein Deutjcher in Siam in Konkurs, jo hat der Konful die Kon- 
kursmaſſe zu übernehmen, zu adminijtriren und zu liquidiren; Die fiamefischen 
Behörden jollen hiezu jede erforderliche Beihilfe gewähren. Der Konful joll wo 
möglich auch dasjenige Vermögen zur Befriedigung der Gläubiger heranziehen, 
welches der Fallit etwa in anderen Ländern befigt. Ebenjo jollen die fiamefischen 
Behörden verfahren, wenn Siamejen Deutfchen gegenüber injolvent werden.?) 

3. Streitigkeiten zwilchen Siamejen und Deutjchen find vor den Konful 
zu bringen und von Diefem womöglich gütlich eventuell gemeinfam mit der 
ſiameſiſchen Behörde „according to equity“ formell zu entjcheiden.*) 

4. In Beziehung auf das Strafrecht gelten für Siam die nämlichen Vor— 
Ihriften wie für China und Japan, fiehe oben C. 3. 3 und 4.°) 

5. Siamejen in deutjchem Dienft, welche die ſiameſiſchen Gejege über: 
treten haben oder Verbrecher, welche in deutiche Wohnungen geflüchtet find, 
jollen auf erfolgten Nachweis ihrer Schuld durch VBermittelung des Konfuls 
ausgeliefert twerden.®) 

6. Deutjche ſollen nicht wider ihren Willen in Siam feftgehalten werden, 
e3 jei denn, daß die fiamefischen Behörden dem Konſul rechtmäßige Gründe 
für die Feithaltung nachweijen fünnten.”) 

F. $amoa.®) 


1. Zivilſachen von Deutjchen unter ſich find nad) Maßgabe der von der 
ig Regierung getroffenen Anordnungen d. i. Durch den Konſul zu ent= 
Icheiden. 


') Bergl. über dieſe Beſtimmung Martens S. 408. 

* y Martens ©. 27%. Der deutiche Handelävertrag ijt v. 7. Febr. 1862 (Pr. G-S. 1864, 

49.) 

2) ——— A. 13. „In like manner in Siam the authorities of the Kingdom 
shall adjudicate and distribute the effects of Siamese subjects, who may become in- 
solvent in their commercial transactions with subjects of the contracting German 
states‘. Die Abgrenzung diejer Vorſchrift gegenüber U. 14 bejtimmt ſich nad) dem ſiameſi— 
ihen Zivilrecht. 

) Handelävertr. U. 9. 

) Handelävertr. A. 10. 

®) Handelävertr. A. 6. 

?) Handelävertr. A. 7! 

9) Handelävertr. v. 24. Januar 1879 (RGB. 1881, ©. 29), N. T. 
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2. Ebenſo Kriminalfachen von Deutjchen nnter fich. 

3. Für Zivil- und Striminalfachen, an welchen Deutiche und Samoaner 
zugleich betheiligt find, bleibt es zunächjt dabei, daß diejelben „in bisher ge 
bräuchlicher Weife vom deutſchen Konful oder deſſen Stellvertreter in Gemein: 
ſchaft mit einem Beamten der Samvaregierung entjchieden werden“, 

Doch wird eine neue Spezialvereinbarung hierüber vorbehalten. 


III Die Organifation der deutjhen Konfulargerihtsbarfeit.') 


1. Um Gerichtsbarkeit ausüben zu fünnen, bedarf der Konful eines vom 
Reichskanzler zu ertheilenden Spezialmandates, welches von feinerlei befonderen 
gejeglichen Vorausſetzungen abhängt. Dafjelbe liegt jedoch bereits in der Er: 
nennung zum Konful eines mit Gerichtsbarkeit ausgeftatteten Konfularbezirfes.?) 

2. Konfularrichter ift prinzipiell der Konful. Doch kann der Reichskanzler 
neben dem Konful oder an Stelle deijelben auch noch einen anderen Beamten 
des Konfulates mit Ausübung der Gerichtsbarkeit beauftragen ;?) der Konful 
jelbjt hat in diefem Falle die Gejchäftsvertheilung, ſoweit nicht der Reichskanzler 
hierüber direkt bejtimmt hat, jowie die Dienftaufficht; über die Vertheilung der 
Geſchäfte iſt jedenfall® dem Reichskanzler zu berichten‘) Für einzelne 
richterliche Zunktionen fann auch der Konful jelbjt einen zum Nichteramt im 
Inland qualifizierten Beamten des Konfulates fommittiren, fo weit es fich nicht 
um Funktionen handelt, welche das Geſetz ausschlieglih dem Konfularrichter 
jelbft vorbehält.?) Fungirt in der angegebenen Weife ein anderer Konfulats- 
beamter als Richter, jo ift derjelbe als Konful im Sinne des Konfulargerichts- 

eſetzes zu betrachten; doch iſt in den Aften die Stellvertretung ausdrücklich 
a) 

3. Die Organifation der Konfulargerichte ift im übrigen folgendermaßen 
geordnet : 

A. Konfulargericdhte find: 

a) Der Konjul als Einzelrichter.?) 

Wo nad) dem Gerichtsverfafjungsgeieg und der Konkursordnung im erjter 
Inſtanz das Amtsgericht zu entjcheiden hat, ijt der Konſul kompetent. 

In Sachen der nichtjtreitigen Gerichtsbarkeit ift der Konſul überall da 
zuftändig, two in den landrechtlichen Gebieten der Preußiſchen Monarchie in 
erjter Inſtanz das Amts- oder Landgericht kompetent ift.®) 

b) Das Konfulargeridt.‘) 

Dasjelbe bejteht aus dem Konſul und zwei bis vier Beifiern ; den Vorfig führt 
der Konful; derjelbe ernennt auch die Beifiger und zwar in der Weife, daß all- 
1) Auch in diefer Materie war die franzöfische Gefepgebung das Vorbild für die übrigen 
Staaten. Das franzöfiihe Necht beruht auch für diefen Theil des Konjularredhtes auf dem 
berühmten Colbert'jhen M&moire v. 1681. Vgl. F. Martens ©. 279 ff. 

2) Konſ. GG. $ 5°, dazu V. d. NE. v. 10. Sept. 1879 (ZB. ©. 575) zu $ 5 Abi. 1 Bal. 
Brauer ©. 11. 

2) Konſ.“GG. $ 5%. Bol. Brauer ©. 71 f. 

9 ®. v. 10. Sept. 1879 8 58. 

5) V. v. 10. Sept. 1879, $ 5 Abf. 2; dem Konjularrichter ausſchließlich find vorbe— 
halten die Urtheilsfälung, die Enticheidungen über Durhjuhungen, Beihlagnahmen und 
Verhaftungen, jowie die in 88 7, 8, 10, 11 des Gef. genannten Geſchäfte. 

9) ®. v. 10. Sept. 1879 8 58, 

) Konſ⸗GG. 88 51, 12°. Bol. Brauer ©. 73. 

9) Konſ-GG. $ 122 vb. GBG. 8 23, 

) Konſ⸗GG. 8 6. Bol. Brauer ©. 73 fi. 
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jährlich vier Beifiger und mindeftens zwei Stellvertreter aus den „achtbaren Ge— 
richtseingeſeſſenen“ des Bezirkes, in Ermangelung von ſolchen aus anderen acht- 
baren Einwohnern des Bezirkes im Voraus bejtimmt werden;!) von der Er- 
nennung iſt dem Reichskanzler unter Angabe von Stand und Staatsange- 
hörigkeit Mlittheilung zu machen.?) Den Beiligern iſt gelegentlich ihrer erften 
Dienftleiftung ein Eid abzunehmen, „die Pflichten eines Beiſitzers des deutſchen 
Konfulargerichtes getreulich zu erfüllen und ihre Stimme nad) bejtem Wifjen 
und Gemiljen abzugeben“ ; eventuell kann bei Mitgliedern von folchen Religions- 
gejellichaften, welchen das Geſetz anjtatt des Eides den Gebraudy gemwifjer Be: 
theuerungsformeln gejtattet, die Verpflichtung durch eine folche gefchehen; über 
die erfolgte Verpflichtung ift ein Protokoll aufzunehmen. ®) 

Die Beifiger fungiren mit vollem Stimmrecht bei der mündlichen Ver— 
handlung, ſowohl bei dem Endurtheil als bei den im Laufe der Verhandlung 
zu erlajjenden Entjcheidungen.*) Weitergehende Befugnifje haben fie nicht. 

Das Konjulargericht ift prinzipiell überall da fompetent, wo im Inland 
dad Landgericht in erjter Inftanz zu entjcheiden hat (GVG. $ 70); ferner in 
allen im Inland zur Kompetenz der Schöffengerichte gehörigen Straffachen 
obne Ausnahme.) In BZivilfachen genügt immer die Zuziehung von zwei 
Beifigern; ſollte dieſe Zuziehung aus thatfächlichen Gründen unmöglich Fein, 
jo ift hier der Konful ausnahmsweife berechtigt, allein an Stelle des Konjular: 
gerichtes zu enticheiden;®) doch ijt hierüber ins Protokoll ein Vermerk unter 
Angabe der Gründe aufzunehmen. 

In Strafjachen find vier Beifiger zur Hauptverhandlung zuzuziehen, wenn 
der Beichluß über Eröffnung des Hauptverfahrens auf ein Verbrechen lautet 
oder auf ein Vergehen, welches nicht zur Zuftändigfeit des Schöffengerichtes, 
jondern der Straffammer des Landgerichtes gehört (GVG. 8 73), ausge— 
nommen jedoch die in GVBG. 88 74, 75 aufgezählten ftrafbaren Handlungen. ”) 
St die Zuziehung von vier Beifigern nicht möglich, jo genügt die Zu— 
ziehung von zweien; daß der Konjul allein an Stelle des Konfulargerichtes 
in Strafjachen entjcheide, ijt unftatthaft. 


N, Konj-GG. $ 7. Eine nähere Dualifitation bezüglich der Vorausſetzungen für das 
Amt eines Veifigerd wurde nicht als thunlich erachtet. (Mot.) Vgl. hieher Martens 
S. 235 ff. der ſich mit großer Entſchiedenheit gegen die ganze Inftitution der Beijiger aus— 
Ipriht und für ein konjularijches Einzelgericht in allen Fällen plädirt. Die deutiche Gejeh- 
ebung lehnt ſich an die franzöftihe an; weſentlich anders war früher die Rechtsitellung der 

ifiger bei den engliihen Konjulargerichten, Martens ©. 293 fj., vgl. aud) ebenda ©. 308 ff. 
die Bemerkungen über die Organijation der ruffiihen Konjulargerichtsbarteit in Perfien. Bei 
den englijchen Konfulargeridten iſt jegt auch die Jury eingeführt, j. hierüber die gewiß zus 
treffende Kritit von Martens ©. 298. Das Hinübergreifen auf fremde Staatsangehörige 
für Ernennung von Beifigern gejtattet neben der deutjchen auch die belgiiche, italieniihe und 
ipaniiche Gejeggebung. 

2) V. v. 10. Eept. 1879 3. 88 7—9. 

) Konſ-GG. $ 8 vb. ð6 8 51. 

Konſ. GG. 88 6*, 16. Bal. Brauer ©. 77. 

2) Konſ.GG. $ 12! vb. GBG. 8 70. Dieje Vorjchrift involvirt eine Abänderung von 
Konſ.G. $ 22, wonach „politifche” Verbrechen und Vergehen von der Komjulargerichtsbarkeit 
ausgeſchloſſen waren. Der Begriff „politische Delikte wurde mit Recht als juriftiic „völlig 
unbeftimmt” nicht für geeignet eradjtet, in das Gejeg aufgenommen zu werden. (Mot. 
©. 581). Nach dem Reggs.-Entw. jollten Uebertretungen zur Kompetenz des Konjuls als 
ni ng gehören. Der Reichstag ſtrich diefe zwedmäßige Beſtimmung. Vgl. aud) 

rauer ©. 87. 

®) Ebenfo die franzöfifche und englische Gejeggebung, ſogar auch für Kriminalſachen. 
Martens ©, 288, 296, 

) KonſGG. $ 28, 
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Wo nicht den obigen Angaben gemäß vier Beifiger erforderlich find, ent- 
fcheidet das Konſulargericht, bejtehend aus dem Konful und ziwei Beifigern. !) 

Sit der Konſul nicht in der Lage, jein Richteramt ausüben zu können 
oder beim Konfulargericht die Zuziehung von zwei Beifigern nicht ausführbar, 
jo ift den Beitimmungen des gemeinen deutjchen Prozefrechtes gemäß die Sache 
durch das Reichsgericht einem anderen Gerichte zu überweijen. ?) 

c) Das Reichsgericht. 

Außer dem Konful und Konjulargericht ijt endlich noch das Reichsgericht 
Konfulargericht erjter Inſtanz bei Hoch» und Landesverrath gegen Kaiſer und 
Neid. (GVG. 88 74, 75). Der Konjul hat in folchen Fällen nur diejenigen 
Unterfuchungshandlungen vorzunehmen, bei welchen Gefahr in Verzug obwaltet 
oder die Borausjegungen von St.:PD.$ 65° gegeben find; alsdann find fofort 
die Akten dem Oberreichsanwalt zur Einleitung des eigentlichen Verfahrens 
einzufenden.®) Der amtliche Verkehr der Konfuln mit dem Neichsgericht bat 
durch Vermittelung des Reichskanzlers zu gejchehen. *) 

Aus den obigen Angaben über die Kompetenz der Konjulargerichte 
ergibt ſich: 

1. In Zivil: und Konkursſachen ift immer eine fompetente 
fonfulargeridtlihe Inftanz im Ausland vorhanden, da in 
jolhen im Inlande nur Amts» und Landgerihte als Geridte 
erjter Injtanz fungiren.®) 

2. Auf dem Gebiete des Strafredhtes fehlt eine fompetente 
Snftanz im Ausland (abgejehen von der oben bezeichneten 
reihsgerihtlihen Kompetenz) für alle Schwurgeridhtsjaden; 
jolhe find immer an die fompetenten inländiihen Schwurge 
richte abzugeben‘) und dem Konful fommen nur diejenigen Funk 
tionen vorbereitender Natur zu, weldhe er auch in reihsgerict: 
lihen Saden hat.”) 

B. Staatsanwälte werden in den Konfularjurisdiktionsbezirfen nicht 
aufgejtellt. ®) 

C. Die Gerihtsjchreiber ernennt der Konjul womöglich aus den Be 
amten des Konfulates in widerruflicher Weiſe; dieſelben find, falls fie nicht 
bereit3 den Dienfteid als Konjulatsbeamte abgelegt haben, nah Mafgabe 
der vorgejchriebenen Eidesformel zu verpflichten und die Ernennung dem Reiche: 
fanzler mitzutheilen. °) 





KonſGG. 88 9, 2, 2. 28. ZPO. 88 145 Nr. 2, 36 Nr. 1. St-PO. 88 272 
Nr. 2, 15. GWS. 88 74, 75. StPO. S 2441, 

) 3PO. $ 36 Nr. 1. StPO. 8 15. 

2) Konſ-⸗GG. 8 31. 

DB. v. 10. Sept. 1879, zu den 88 18, 20, 36, 43? des Konſ.“GG. 

d) Bol. Martens ©. 288, 322. Ebenſo nad franzöfiichem Recht. 

°), Dies gilt auch für Schutzgenoſſen fremder Staatsangehörigkeit. V. v. 10. Sept. 1879 
$1. Bol. Brauer ©. 84. 

) Konſ-GG. $ 31. Auch hier lehnt fid) das deutſche Recht an die franzöfiiche Geſetz— 
gebung an, weldye eine Kompetenz der Konfulargerichte ausſchließt, wo es fi) um eine „peine 
afflictive et infamante* handelt, vgl. Martens ©. 288. Vgl. dagegen ebenda ©. 445, 484 
über die ausgedehnte Kompetenz (biß lebenslängliche Gefängniß-⸗ und Todesftrafe) des englischen 
Oberktonjulargerictes in SKonjtantinopel, einer der interefianteiten Injtitutionen auf dem 
Gebiete des Konſularrechtes. 

® Ebenjo die übrigen Konfulargejeggebungen, Martens ©. 480. 

9), Konſ.GG. 8 10; dazu V. v. 10 Sept. 1879; zu $ 10 3.1. 


15 —— 
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D. Die Gerihtsvollzieher") werden gleihfall® vom Konful wo— 
möglid aus den Beanten des Konjulates in widerruflicher Weife ernannt; be- 
fteht ein Gericht3bezirf aus mehreren Konfulaten, jo kann für jedes derfelben 
ein Gerichtsvollzieher bejtellt werden; die Gerichtsvollzieher find, fofern fie 
nicht den Dienjteid als Konfulatsbeamte abgelegt haben, gleichfalls eidlich 
zu verpflichten; die Ernennung ijt dem Reichskanzler mitzutheilen und außerdem 
an der Gerichtstafel des Konfulates zu publiziren. „Der Konful fann in ein- 
zelnen Fällen Gerichtsvollzieherfunftionen auch anderen Perſonen übertragen, 
zu Zwangsvollitredungshandlungen follen womöglich immer Konfulatsbeamte 
gewählt werden; dieſelben find mit einer Beitallung des Konſuls auszu— 
ftatten.” Die Gefchäftsanmweifung der Gerichtövollzieher wird vom Konful er= 
theilt, der auch die Aufjicht über diefelben zu führen hat. Die Vorfchriften 
des inländiichen Rechtes, gemäß melchen Gerichtsvollzieher von der Ausübung 
ihres Amtes ausgefchloffen find (GVG. $ 156), gelten auch in den Konfular- 
gerichtöbezirfen. ?) 

E. Die Rechtsanwälte werden gleichfall® vom Konful in mwiderruf- 
liher Weife ernannt. Für die Zulafjung zur Nechtsanwaltichaft in den Kon— 
fularjurisdiftiongbezirfen bejtimmte Vorausſetzungen aufzuftellen, erjchien nicht 
als zwedmäßig, vielmehr wurde die Würdigung des einzelnen Falles den Kon- 
fuln anfeimgeltellt: 3) unter Umfjtänden wird für die Qualififation zum Rechts— 
anmwalt hier fogar von jeder juriftiichen Vorbildung abgejehen werden müſſen. 
Eine Garantie gegen willfürliche Entfcheidungen der Konfuln wurde darin 
gefunden, daß gegen einen die Zulafjung zur NRechtsanwaltichaft verjagenden 
oder das Recht * entziehenden Konſularentſcheid Beſchwerde an den Reichs— 
kanzler geſtattet wurde. Auch die Ernennung der Rechtsanwälte iſt widerruflich, 
muß dem Reichskanzler mitgetheilt und außerdem in ortsüblicher Weiſe, jeden— 
falls aber an der Gerichtstafel publizirt werden. Eine Beeidigung der Rechts: 
anmälte findet nicht ftatt.*) 


IV. Das in den Konjulargerichtsbezirfen anzumwendende Recht. 


Die Konfulargerichtsbarfeit umfaßt gemäß den sub III. gemachten An— 
gaben: 

1. Alle zivilrehtlihden Streitigfeiten einſchließlich des 
Handelsredhtes, jowie Konfursjachen; 

2. die jog. freiwillige Gerichtsbarfeit; 

3. Strafreht und Bolizei, ausgenommen folche Fälle, welche 
in erjter Inſtanz vor die Schwurgerichte oder vor das Reichs— 
geriht gehören. 

Bezüglich des anzumendenden Rechtes gelten folgende Vorjchriften: 

A. Das materielle Redt: 


1. In zivilrechtlichen Prozeſſen ift anzumenden: in erjter Linie das Reichs: 
recht, welches nach diefer Richtung bis jeßt lediglich aus einer verhältnigmäßig 
geringen Anzahl von Spezialgefegen bejteht, ſubſidiär das Preußiſche Allge— 


1) 3, v. 10. Sept. 1879; zu $ 10 3. 2. 
2) Konſ-GG. 8 11; dazu ®. dv. 10, Sept. 1879 zu $ 11. . 
ö ) Dieje Beftimmungen jind dem italieniichen Konjulatsgejeß entnommen. Martens 
. 481. 
“RB. v. 10. Sept. 1879 zu $ 11. 
Unnalen bes Deutihen Reichs. 1882. 31 


* * wen“ 
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meine Landrecht und die in den landrechtlichen Gebieten hiezu erlaſſenen 
abändernden und ergänzenden Beitimmungen. ') 

2. Für Handelsjadhen gilt primär das Handelsgewohnheitsrecht des Ortes, 
erjt in zweiter Linie das deutiche Handelsgeſetzbuch;?) dieje den $ 1 des Teßteren 
Geſetzbuches abändernde Vorſchrift wurde gegeben, weil in den betreffenden 
Ländern aus den Handelöbeziehungen, in welche die Fremden theils unterein- 
ander, theild mit den Eingebornen treten, fich vielfady ein gemeinfames Gemwohn- 
heitsrecht entwidelt hat, welchem im Verkehr allgemeine Geltung zugejchrieben 
wird. Der Beweis folder Gebräuche liegt den Parteien ob. °) 

3. Für die freiwillige Gerichtsbarkeit gelten in erfter Linie etiwa vorhandene 
Neichsgejege, ſodann das Preußiiche Landrecht, „jomweit dasjelbe nicht Einricht- 
en und Berhältnifje vorausfegt, welche in den Konfulargerichtäbezirken 
ebhlen“.*) 

4. In ftrafrechtlicher Hinficht gelten zuerjt die Polizeiverordnungen des 
Konfuls, außerdem das gemeine deutſche Strafrecht.) 

5. Landesftrafreht ift von den Konfuln nur anzumenden, ſoweit dies 
etwa durch Staatsverträge oder Herfommen bejtimmt ijt.®) 

6. Neue deutjche Geſetze, welche die Gerichtsbarkeit betreffen, 
treten, ſoweit nicht etwa ein bejonderer Anfangstermin der Geltung bejtimmt 
wurde, in den Konfulargerichtöbezirfen vier Monate nach Ausgabe des betr. 
Stüdes des RGB. in Berlin in Kraft.?) 


B. Da3 formelle Redt. 
Das gerihtlihe Verfahren richtet jich in erjter Linie nach den Bor: 
fchriften des ©. v. 10. Juli 1879 (RGB. ©. 197) betr. die Konfulargerichtö- 
barfeit,8) zu welchem eine Vollz.:B. des Neichskanzlers v. 10. Sept. 1879 


) Konſ.GG. 8 3!. Diefer Sat ift unbedingt, demgemäß die Erörterung von Martens 
S. 416 über die Anwendung des „internationalen“ Brivatrechtes in diejer Allgemeinheit für 
die deutſchen Konjuln unzutreffend. 

2) Konſ.GGu8 3%, So die meijten Gejeßgebungen, nur das holländ. G. v. 18714. 21 
geiteht den Gebräuchen nur jefundäre Geltung nad den Gejegen zu. Dagegen gebt die 
Rraris des Aixer Appel.:Trib. dahin, den Gebräuchen in allen, nicht blos den —** 
ſachen, primäre Bedeutung zuzuerkennen. Darüber und dagegen in ſehr ausführlicher Er— 
örterung Martens ©. 416 ff. 

® Val. Martens ©. 427 f. 

4 Non. GG. $ 43", 

5) Konſ.GG. 8 4. Vgl. über diefes Polizeiverordnungsreht der Konjuln, jpeziell über 
das Recht, auf dem Verordnungsmwege unter Umjtänden jelbjt die deutichen Straf 
geſetze abzuändern, oben S. 437. 

®, Konſ.GG. 8 4°. Ein interefiantes hieher gehöriges Beiipiel bildet das chineſiſche 
G. v. 5. März 1866 über den KHulihandel, vgl. Bareis: das heutige Völferreht und der 
Menſchenhandel. ©. 30 ff. 

N) Konſ-GG. 8 47, welcher in diefer Vorjhrift eine Ergänzung zu RB. U. 2 entbält. 
Vgl. Brauer ©. 103. 

9) Val. zu demjelben die höchſt interefianten Motive, Sten. Ber. 1879, Anl. Nr. 70. 
Hier heißt es bezüglich des Erlafjes diejes Geſetzes: „Den Vorſchriften des bisherigen Geſetzes 
gemäß richtet fi das Verfahren der Konjuln bei Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürgers 
lihen Redtsjtreitigfeiten und in Strafſachen nach dem in Preußen im Gebiete des Allgemeinen 
Landredt3 und der Allgemeinen Ger.=D. geltenden Bejtimmungen. Dieje Beitimmungen 
treten im Inlande und folgeweije aud in den Konjulargerichtsbezirten mit dem jpäteitens 
am 1. Okt. 1879 erfolgenden Inkrafttreten des GBG., der ZPO., der StPO. und der Konk-O. 
außer Wirffamkeit und der Reichsgeſetzgebung ift damit die Aufgabe geitellt, für die Kon 
julargerihtsbarteit die Vorſchriften der Reichsprozehordnungen in jenen Ländern, in denen 
diefe geübt wird, anzupajien,“ Ueber das analoge franzöftiihe G. v. 23. Mai 1836 j. auch 
Oppenheim ©. 57. Bgl auch oben ©. 414", 
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(381. ©. 575) erging. Einzelne Modifikationen dieſes Geſetzes ent- 
halten die Staatöverträge, weldhe als lex specialis dem allge 
meinen Gejege über die Gerichtsbarfeit derogiren.!) Die Voll 
zugsverordnungen zu dem Gejege hat der Reichskanzler zu erlafien. 

Demnach gelten bezüglich” des Verfahrens vor den Konfulargerichten 
folgende Vorſchriften: 

1. Für die gegenfeitige Recht Shil fe der Konſular- und der inländischen 
Gerichte, Deffentlichfeit der Verhandlungen, Gerichtsſprache, Berath- 
ung und Abjtimmung gelten lediglich die für das Inland maßgebenden 
re ?) 

. Für dag Gebührenmwefen bezüglich der Konfulargerichtsbarfeit ent- 
hält das geld lg ar befondere VBorfchriften nicht.) Solche gelten 
nur für die freiwillige Gerichtsbarkeit: für diefen Zweig der Jurisdiftion gilt 
primär der Spezialtarif v. 1. Juli 1872, eventuell der preußische Tarif v. 
24. Dft. 1865, jubeventuell die Vorjchriften, welche in den Landrechtlichen 
Gebieten der Monarchie zur Anwendung kommen. Im Uebrigen gelten für 
die Gebühren der Richter, Gerichtsvollzieher, Zeugen, Sachverſtändigen die all- 
gemeinen Vorſchriften des Reichsrechtes;“) die Richtergebühren wie Geldftrafen 
fallen, wo nicht Staatöverträge Anderes beſtimmen, in die Reichskaſſe;“) ebenjo 
die Gerichtsvollziehergebühren, falls ein bejoldeter Konjulatsbeamter, wie dies 
die Regel, als Gerichtsvollzieher bejtellt ift; die Gebühren der Rechtsanwälte 
beitimmen fich in erjter Linie nach dem Ortsgebrauch, eventuell nach den all- 
gemeinen Borjchriften des Neichsrechtes.%) Die Gebühren werden von den 
Konjulargerichten direkt, für das Reichsgericht durch Vermittelung des Aus: 
wärtigen Amtes bezw. der Oberpoftkafje zu Leipzig eingezogen.) ®) 

3. Der Brozeßgang beitimmt fich im Uebrigen für Zivil- und 
Konfursfachen nad) der Bivilprozeß- bezw. Konfursordnung nebjt Einführ- 
ungsgejegen, ferner nah den für das landrechtliche Gebiet der preußiichen 
Monarchie hiezu ergangenen Ausführungsbeftimmungen; dazu find außerdem 
diejenigen älteren Gejege, welche daneben in dem angeführten Rechtsgebiete 
noch in Geltung verblieben find, „entiprechend“ zur Anwendung zu bringen. ®) 

Die Anwendung diejer allgemeinen Borjchriften hat gemäß den Vorjchriften 
des Konjulargerichtsgejegeg folgendermaßen zu gejchehen: 


!) Dieje Beitimmungen j. oben ©. 414, 465 f. 

* Konſ.“GG. $ 13, vb. GBG. Tit. XIII—XVI, (nur für GBG., 8 183 enthält das 
KonſGG. eine Erweiterung der Friſt auf zwei Wochen). Ueber öffentl. Bekanntmachungen ſ. 
Konſ-GG. 8 45, dazu Brauer ©. 114 f. 

s, Konſ.Geb. G. 8 8. V. v. 10. Sept. 1879 zu $ 44*, 

9 Konſ. GG. $ 44!, dazu V. v. 10. Sept. 1879 zu $ 44. Die betr. Reichögejepe 
find: das Gerichtskojtengefeg v. 18. Juni 1878 (RGB. ©. 141), die beiden Gebührenordnungen 
für Gerihtsvollzieher v. 24. Juni 1878 (KGB. ©. 166) und für Zeugen und Sadveritändige 
v. 30. Juni 1878 (RGB. ©. 173). 

s, Konſ⸗GG. 8 46. 

® Konſ- GG. 8 42°, dazu Gebührenordnung für Rechtsanwälte v. 7. Juni 1879 

©. 173 


.©. ). 

N®. v. 10. Sept. 1879 zu $ 44 vb. V. vd. 21. Juni 1879 (ZB. ©. 473 ff.) 

Wenn Bluntſchli $270 bemerkt: „Es wird in der Erhebung von Gebühren nicht 
ein Eingriff in die ausſchließliche Finanzhoheit der Ortöregierung gejehen, weil dieſe Ver 
rihtungen jich immer nur auf fremde Perjonen beziehen,“ jo iſt dies unzutreffend. Die 
Erhebung von Gebühren Seitens fremder Beamten iſt immer ein Eingriff in die Staat&hoheit, 
gleihgiltig ob es jih um Staatsangehörige oder Fremde handelt; es gelten hier lediglich 
die in $ 1 feſtgeſtellten allgemeinen Geſichtspunkte bezüglich des Konſularrechtes. 

) KonſGG. 8 14, vgl. dazu Motive ©. 581. Braner ©. 93. 
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Das Verfahren vor dem Konjul jowohl als dem Konfulargericht iſt das 
amtsgerichtliche; ") auch für das Konfulargericht mußte dies grundfäglich feſt— 
gehalten werden, da ein Anwaltzjtand, wie ihn das Verfahren vor den Yand- 
gerichten im Inland vorausfegt, in den Konſulargerichtsbezirken nicht vorhanden 
iſt.) Da aud Staatsanwälte hier nicht bejtellt find, jo hat der Konful, 
jomweit im Gebiete des Zivilprozeſſes ftaatsanwaltichaftliche Funktionen vor: 
fommen, °) diefelben einem Rechtsanwalt des Bezirkes, in Ermangelung eines 
jolhen einem anderen achtbaren Gericht3eingejejlenen zu übertragen. *) 

4. Das Verfahren in Strafjadhen richtet ſich im Allgemeinen nad 
der Strafprozeßordnung und dem Einführungsgefege zu derjelben.®) %) Dazu 
bejtimmt das Stonfulargerichtsgefeg ſpeziell: 

Der Konful ift einmal Amtsrichter, jodann Vorſitzender des Konjular: 
gerichtes ala Straffammer.?) Eine Mitwirkung der Staatsanmwaltichaft findet nicht 
Itatt; Zuſtellungen, Vollſtreckungshandlungen, jowie die im Inland dem 
Staatsanwalt obliegenden vorbereitenden Maßnahmen gejchehen von Amts: 
wegen duch den Konful.?) Eine eigentliche Vorunterſuchung findet im fon 
julargerichtlichen Verfahren überhaupt nicht ftatt, *) fondern nur das jog. „vor: 
bereitende Verfahren“ ; der Konful hat, wenn er durch Anzeige einen Antrag 
auf Strafverfolgung oder auf anderem Wege vom Verdacht einer ftrafbaren 
Handlung Kenntniß erhält, entweder jofort oder nach Vornahme der erforder: 
lihen Ermittelungen, die er an Stelle de3 Staatsanwaltes von Amtömwegen 
(ausgenommen jedoch Antragsdelikte) zu pflegen hat, darüber Beichluß zu 
fajien, ob das Hauptverfahren zu eröffnen ſei oder nicht. Die Erhebung einer 
Öffentlichen Klage findet demnah im Strafverfahren vor den Konjularge: 
richten nicht ftatt;!%) wo die St.PO. eine ſolche vorausjeßt, ift, falls das 
Hauptverfahren nicht jofort eröffnet werden kann, die öffentliche Klage durch 
eine deren Inhalt in fi) aufnehmende einfache Verfügung des Konſuls 
erfegt; diejelbe hat den Gegenſtand der Anklage unter Hervorhebung der geek: 
fihen Merkmale, ſowie des anzumendenden Strafgejeges genau zu bezeichnen; 
der auf Einleitung des Hauptverfahrens lautende Beichluß hat zugleich die 
vorhandenen Beweismittel anzugeben. Den Umfang der Beweisaufnahme be 
jtimmt das Gericht, ohne dabei irgendwie an frühere Entjcheidungen gebunden 
zu fein; '*) die wejentlichen Ergebnifje der Vernehmungen find in das PBrotofoll 
der -Hauptverhandlung aufzunehmen.) Die Zeugen find regelmäßig nur 
in der Hauptverhandlung zu beeidigen, ausgenommen: 1. wenn Gefahr im 
Verzuge, 2. wenn der Zeuge vorausfichtlih am Erjcheinen in der Hauptver- 





KonſGG. $ 15 vb. ZPO. 88 456—471, dazu jedoch ergänzend 88 313—319. 

”) Motive zu $ 15. 

2) 3PO. 8 586 Eheſachen), 88 607. 620%. 624°. 626° (Entmündigungsjachen). 

* KonſGG. 8 17. 

5, Konſ-GG. $ 21 vb. StPO. 88 160, 163, 164, 447 ff. Vgl. Brauer S. 4. 
Martens ©. 435 fi. 

®, Der in St.:PD. $ 420 vorgeichriebene Sühneverjuc bei Beleidigungsflagen kann aud 
von ſolchen Konſuln angeitellt werden, welche nicht Gerichtäbarfeit haben. V. v. 10. Dez. 1879. 

) Konſ-GG. $ 22 vb. GBG. 8 72. StPO. SH 201 fi. 407 fi. 494. 

°, Konſ.GG. 88 24. 25 vb. St.-RO. 88 152, 156, dazu V. dv. 10. Eept. 1879, zu 
8 24°, Für Antragsdeliftte StPO $ 414. 

) Konſ⸗GG. 8 26. Bol. Braueı ©. 96. 

10) StPO. 8 151 fällt weg. 

1, Konſ-GG. 8 29, vgl. Brauer ©. 113. 

, Konſ.GG. 8 30 vb. St-PO. $$ 163. 183. 184. 
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handlung behindert oder jein Erjcheinen wegen allzu großer Entfernung jehr 
erichwert jein würde, 3. wenn der Eid ala Mittel zur Herbeiführung einer 
wahrheitsgemäßen Ausſage dringend erforderlich erfcheint. *) In ſchwurgericht— 
lihen und reichsgerichtlichen Sachen: hat der Konjul nur die erforderlichen 
Sicherheitsmaßregeln zu treffen, die umauffchiebbaren Unterfuchungsverhand- 
lungen vorzunehmen und die Akten dem betr. Staatsanwalt bezw. dem Ober— 
reihsanmwalt abzugeben. Die Bornahme einzelner Unterfuhungshandlungen 
kann dem Konful außerdem noch befonders übertragen werden.?) Die Sriften 
für den Einſpruch gegen amtsrichterliche Strafbefehle, gegen die Rechtsfolgen 
der Verſäumniß von Frijten, jowie überhaupt für Wiedereinfegung in ben 
vorigen Stand find in den Konfulargerichtsbezirfen auf zwei Wochen erhöht.) 

5. As Rechtsmittelt) find für Zivil» und Konfursjachen zuge 
lajien: Beſchwerde und Berufung und zwar jowohl gegen Entjcheidungen des 
Konjuls als des Konjulargerichtes; Nechtsmittelinitanz it nur das Reichs— 
gericht, welches definitiv entjcheidet.?) Ebenjo in Sachen der freimilligen 
Gerichtsbarkeit.“) Ausgeſchloſſen find Rechtsmittel gegen Entjcheidungen des 
Konjuls, wenn der Werth des Streitgegenjtandes 300 Mark nicht überfteigt.”) 
Enticheidungen des Konfuls, welche mit jofortiger Bejchwerde angefochten wer— 
den, kann der Konful ſelbſt wieder aufheben.?) Die Berufung ift jchriftlich 
beim Konful einzureichen, jelbjtverjtändlich ohne Anwaltszwang; der Konful 
bat Abjchrift der Berufung der Gegenpartei zuzuftellen, eventuell deren Er: 
Härung entgegenzunehmen und ſodann die Akten dem Neichsgericht einzufenden ; 
legteres bejtimmt den Termin für die Verhandlung und theilt dies den Par- 
teien mit, primär dem für die Berufungsinitanz bejtellten und dem Reichsgericht 
durch den Konſul oder die Partei felbjt rechtzeitig benannten Prozeßbevoll— 
mächtigten, eventuell an die Barteien felbjt. Der Friftenlauf bemißt fich nach 
diefer Publikation an den Beklagten.“) 

6. Ebenjo find für Strafjahen die Rechtsmittel der Beichwerde 
und Berufung zugelafien. Ausgeſchloſſen find Rechtsmittel in allen Ueber: 





St.PO. 8 652. %, vb. Konſ.GG. $ 26*, 

Konſ GG. $ 31. Bgl. Brauer S. 94. 

2 St.“PO. 88 44, 45, 449 vb. Konſ-GG. 8 32. 

Nach preußiſchem Recht, welches bis 1. Oft. 1879 Reichsrecht war, fungirte urſprüng— 
lich das Obertribunal in Berlin als oberſtes Konſulargericht, an deſſen Stelle ſeit 1871 
(G.v. 21. April 1871 $ 3, RGB. ©. 87), das Reichsoberhandelsgericht getreten war, und 
unter demielben als erjte Nechtömittelinitang im Inland das Appellationsgericht zu Stettin. 
Diele Injtanz iſt durch das neue Gejep bejeitigt worden. Die anhängigen Sahen waren 
gemäß $ 50 des Konſ.GG. wie fie lagen am 1. Oft. 1879 an das Reichsgeriht abzugeben. 
„Dem Gedanken, in den Konfulargerichtsbezirten jeldjt Gerichte zweiter Inſtanz zu begrün- 
den, (jo die engliihe und holländiſche Gejeggebung: Martens ©. 296, 3U4), ftellen fich wie 
ihon bei — des preuß. Geſetzes jo auch jetzt nicht zu überwindende Schwierigkeiten ent— 
egen, namentlich in Betreff einec berechtigten Anſprüchen Genüge leiſtenden Beſetzung der 

richte.” Der ganze Umfang der beim Reichsoberhandelsgericht v. 1. Dez. 1873—1. Dez. 
1878 erledigten Konjularjurisdiftionsfachen betrug übrigens nur 66 Sachen. Ueber die 
franz. Gejeggebung j. Martens ©. 291. 

) KonſGG. $ 1822, vb. ZPO. 8 741. Val. Brauer ©. 105. Das Rechtsmittel der 
Revifion eriftirt für das konjulargerichtliche Verfahren nicht, da es in demjelben feine Mittel» 
inſtanz gibt. Wal. überhaupt auh Martens ©. 483 fi. 

*, Konj.-&&. $ 43?. 

’), Konſ.“GG. $ 18. Vgl. biezu Brauer ©. 105, fowie über die Art der Berechnung 
ebenda 93 f. 

) Konſ.GG. $ 19, in Aufhebung von 3PO., 8 540%, 

®, Konf.“GG. 8 20, ZRO. 88 481 vb. 234, 484, 
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tretungsfachen.‘) Berufung fann eingelegt werden gegen alle Urtheile des 
Konfulargerichtes; das Neichsgericht entjcheidet hierüber definitiv.) Zeugen 
und Sadjverjtändige, welche zur Rechtfertigung der Berufung benannt find, 
bat der Konſul jelbjt jofort zu vernehmen und zwar eidlich, falls die Voraus: 
jeßungen von St.“PO. $ 65° gegeben find, die VBernehmungsprotofolle find dem 
Oberreichsanwalt einzufenden.?) Der Angeklagte fann in der Hauptverhand- 
lung über die Berufung jelbjt erfcheinen oder jich durch einen mit fchriftlicher 
Vollmacht verjehenen Vertheidiger vertreten lajfen. Der nicht auf freiem Fuße 
befindliche Angeklagte hat feinen Anſpruch auf Anwejenheit. Hat der Ange: 
flagte die Berufung eingelegt, jo ift über dieſelbe auch dann zu verhandeln, 
wenn weder der Angeklagte noch ein Vertreter deſſelben erfchienen it. Im 
Karen —— ſich das Berufungsverfahren nach den allgemeinen Vor— 
riften. 

Beſchwerde iſt zuläſſig ſowohl gegen Entſcheidungen des Konſuls als des 
Konſulargerichtes.“) Bei ſofortiger Beſchwerde gegen Entſcheidung eines Kon— 
ſuls kann dieſer ſelbſt die angefochtene Entſcheidung aufheben; ) andernfalls 
entſcheidet das Konſulargericht als Beſchwerdegericht, wobei die Vorſchrift der 
St.PO.., daß der Erſtrichter bei der Entſcheidung über die angefochtene Ver— 
fügung nicht mitwirken dürfe, unanmwendbar ift.”) Bon hier aus ijt weitere 
Beihwerde an das Reichsgericht geftattet. Die Friften find von einer auf 
zwei Wochen erhöht. Ueber Beſchwerden gegen Entſcheidungen des Konſular— 
gerichtes entſcheidet das Reichsgericht. 

Rechtsmittel in Konſularſtrafſachen ſind nur zu Gunſten des Verurtheilten 
möglich, da Staatsanwälte nicht vorhanden ſind und eine Spezialbeſtimmung 
zum Erſatz derſelben für die Einlegung von Rechtsmitteln im öffentlichen In— 
tereſſe nicht vorgeſehen iſt.“) 

7. Endlich kann auch in den Konſulargerichtsbezirken jedes durch rechts— 
kräftiges Urtheil abgeſchloſſene Verfahren durch von Amtswegen erfolgte 
Wiederaufnahme erneuert werden,) welche aber nicht ein „Rechtsmittel“ 
im Sinne der Prozeßordnung ift. 

. Da3 Begnadigungsredht in Bezug auf Eonfulargerichtliche Urtheile 
fteht dem Kaiſer zu,'®) da hier die Juftizhoheit des Neiches direkt, nicht durch 
Bermittelung der Einzeljtaaten, ausgeübt wird. Hat jedoch das Reichögericht 
die Sache an ein inländifches Gericht zur Entfcheidung verwiefen, jo fteht nad 
Ausweis der Motive das Begnadigungsrecht dem betreffendeu Landesheren zu, 
„denn das aufgehobene Urtheil des Konfulargerichtes hat feine rechtliche Exiſtenz 
verloren und an deſſen Stelle tritt eine neue felbftändige Entſcheidung des in- 
ländifchen Gerichtes“, und die inländifchen Gerichte find Landesgerichte — eine 
Anſchauung, deren prinzipielle Richtigkeit immerhin wird in Trage geftellt 
werden fünnen, da das Landesgericht in folchem Falle berufen ift, an Stelle 





!) Konſ.“GG. 8 33. 

2) Konſ.⸗“GG. 88 34,36. Val. Brauer ©. 108, der aud) eine zutreffende Kritik derjenigen 
Aenderungen gibt, welche in diejer Materie der Reihstag am Regierungsentwurje vornahm. 

2) Konj.GG. 8 39, 

* Koni-GG. 8 40 vb. St.PO. III, Abſch. IIL 

) Konſ.«GG. SS 35', 26. 

9) Konſ.“GG. $ 35°, in Aufhebung von St.“PO. 8 358®, 

1) Konj.-GG. 8 35', vb. St.:BD. $ 23", 

°) Konſ“GG. 8 37, vb. St⸗PO. 88 353, 355, 358, 360. 

2) Konſ.GG. 8 41. Brauer ©. 98, 106. 

io) Konſ.“GG. 8 42. 
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des materiell allein kompetenten Konfulargerichtes Direkte Juſtizhoheit des 
Reiches zu üben. 

9. Ueber die gefällten Urtheile und Entjcheidungen ift alljährlich dem 
Reihskanzler von jedem mit Gerichtsbarkeit ausgejtatteten Konful ein genaues 
Verzeichniß einzufenden.') 


V. Bosnien und Herzegomina. 


Durch G. v. 7. Juni 1880 (RGB. ©. 148), dazu Kaiferl. V. v. 23. Dez. 1880 
(RGB. S. 191) wurde die Gerichtsbarkeit des deutichen Konſuls in Serajewo 
für die in öfterreichifch-ungarifche Verwaltung übernommenen Gebiete von 
Bosnien und der Herzegowina aufgehoben, die Deutichen in diejen Ländern 
vielmehr v. 1. Januar 1880 ab der Jurisdiktion der öſterreichiſch-ungariſchen 
Gerichte unterworfen; anhängige Rechtsjachen waren von den Konjulargerichten 
zu erledigen, — durften Zivilſachen unerledigt den öſterreichiſch-ungariſchen 
Gerichten übergeben werben. ?) 


VI. Egppten.?) 


Ganz eigenthümliche Verhältnifje beftehen in Eaypten. Wenn auch oben 
die jtarfen Vorwürfe Bluntfchli’s gegen die Konfulargerichtsbarfeit wegen 
„mangelhafter Nechtsbildung der Konfuln“, „Unterjchleifen“, „Rechtschifanen“ 
u. dgl. wenigſtens was die deutjchen Konfuln betrifft, zurückgewieſen werden 
mußten, jo find doch jchwere Uebeljtände im Gefolge der Konjulargerichtsbar- 
feit nicht zu leugnen. Es handelt fih dabei gar nicht um das allgemeine 
Prinzip, daß geordnete Kulturftaaten eine fremde Zivil: und Kriminaljurisdik- 
tion innerhalb ihres Gebietes niemals werden zulafjen können, denn die Staaten, 
welche Hier in Frage kommen, find theilweife nicht geordnet und jedenfalls 
Jämmtlich nicht Kulturftaaten. Der Hauptmißitand in der Konfjulargerichts- 
barfeit liegt vielmehr in der großen Zahl verjchiedener Gerichte und verjchiedener 
Rechtsſyſteme, die dadurch in einem Lande Geltung befommen: fo bejtehen 
beiipielaweife in Egypten 19 verfchiedene Jurisdiktionen in Straffachen. 

Im BZufammenhang mit einer lebhaften anderweiten Reformthätigfeit im 
Sinne des modernen Kulturlebens verhandelte die Regierung des türfifchen 
Bajallenjtaates Egypten mit den europäifchen Mächten in den 60er Jahren 
über Bejeitigung der Konfulargerichtsbarfeit.*) Erſt arbeitete eine franzöfiich- 
egyptiſche Kommiffion jeit 1867 die Reformentwürfe aus, welche jodann durch 


1,8. v. 10. Sept. 1879 (hier auch die vorgejchriebenen Formulare), Schlußbeft. 
NDarnach find jett die Angaben bei Brauer ©. 126 zu berichtigen. 

Bel. Dutrieur: la question jadiciaire en Egypte in Revue de droit inter- 
national 1876, SS. 573—6L2. Der Berfafler ift jcharfer Gegner jeder Konfularjurisdiltion 
beſonders in Strafjahen und urtheilt darüber: »L’experience a condamnd sans appel ce 
systeme illogique et vicieux qui ne röport plus aux nöcessitös de l'heure prösente et 
ne garantit plus suffisamment aux rösidents la bonne administration de la justice en 
matiöre pönale”! Sehr ausführlih und mit nüchterner Kritik ift die egyptiſche Juſtizreform 
behandelt bei Martens ©. 500-550. Beim Ericheinen des Martens'ſchen Werkes war die 
felbe noch nicht zum Abſchluß gelangt. Dies ift zwar inzwiſchen geſchehen: wie jehr aber 
die fritiichen Bemerkungen von Martens auch heute noch (2. Juni 1882) zutreffen, beweift 
nichts evidenter als die zur Zeit in Egypten herrſchende völlige Verwirrung der Staatäzu- 
ftände, welche offenbar alle jog. „Reformen“ auch in diefem Theil des islamitishen Religions— 
gebiete® in Frage ftellt. 

4) Bol. Aijer administration de la justice en Egypte in Revue de droit inter- 
national, 1870, SS. 564—572. Ueber die Bedenken der Pforte gegen die egyptiiche Spezial- 
ıeform ſ. Martens ©. 517. 524. 
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eine internationale Kommiſſion von Vertretern der Großmächte und der nord— 
amerifanifchen Union unter dem Vorſitz des egyptiichen Minifter des Aus: 
wärtigen in Kairo (28. Dft. 1869 bis 17. Januar 1870) definitiv fejtgejtellt 
wurden.!) Demgemäß erging ein deutjches RG. v. 30. März 1874 (RGB. ©. 23), 
welches die Aufhebung oder Einfchränfung der deutichen Konfulargerichtsbarkeit 
in Egypten zumächft für den Zeitraum von fünf Jahren durch faijerliche mit 
Buftimmumg des Bundesrathes zu erlaſſende Verordnung geftattete. Cine be— 
zügliche Verordnung erging unterm 23. Dez. 1875 (RGB. ©. 381). 

Die durch dieſe NRechtsfäge zunächſt proviforiich geichaffenen Buftände 
fanden, nachdem fie fi) bewährt hatten,?) ihre definitive Anerkennung durch 
G. v. 5. Juni 1880 (RGB. ©. 145) und Staiferl. ®. v. 23. Dez. 1880 
(RGB. ©. 192), wodurd die befchränfte Geltungsdauer der früheren Vor— 
ſchriften aufgehoben wurde. 

Die Rechtspflege in Egypten iſt darnach gemäß der V. v. 28. Dez. 1875 
(RGB. S. 381) für deutſche Staatsangehörige folgendermaßen geregelt: 

A. Die Konſulargerichtsbarkeit bleibt aufrecht erhalten: 

1. Für alle Sachen der Konſuln, ihrer Familien, ihres Dienſtperſonales, 
der ihnen unterſtellten Beamten und ihrer Familien, der Wohnungen aller 
dieſer Perſonen, ferner der deutſchen evangeliſchen Kirchen und Schulen in 
Alexandrien und Kairo, ſowie des deutſchen evangeliſchen Hoſpitales in Alexan— 
drien, „ſoweit dieſe Kirchen und Anſtalten als Korporationen in Betracht 
fommen.“ ?) 

2, Für alle Statusfragen in dem Umfange der früheren fonjulargericht- 
lihen Kompetenz. *) 

3. Für alle Zivilfachen, wenn beide Parteien Deutſche oder Schutzge— 
noſſen find. °) 

4, Unter bejtimmten Vorausfegungen für Strafjachen, wenn nämlich der 
verlegte Beamte „die Beftrafung des Thäters bei dem Konjulargericht in Anz 
trag bringt.“ ©) 

5. Für alle nicht in der Verordnung erwähnten Strafſachen der Na— 
tionalen. ?) 

B. Im übrigen wurde die Konfulargerichtsbarkeit der deutfchen wie 
aller übrigen Konjuln nad) Maßgabe der fofort anzuführenden Spezialbejtimm- 
ungen aufgehoben und die Deutichen und Schußgenofien der Gerichtsbarkeit der 
neuen Landesgerichte unterworfen, ®) ohne daß vor diejen eine Aſſiſtenz des 
Konfuls oder Feines Bertreters ſtatthaft wäre. 

Die Organifation diefer „neuen Landesgerichte* ift vertragsmäßig bejtimmt 
und die Innehaltung diefer Vertragsbejtimmungen ift die Borausfegung für den 
Seitens der Vertragsmächte, fpeziell des Deutjchen Reiches, geleifteten Verzicht 
auf ihre eigene Gerichtsbarfeit. 


Martens ©. 518—524. 
) Dutrieur ©. 579. 

MM. v. 23. Dez. 1874 8 5, 
4, Ebenda 8 2. 

®) Ebenda $ 1, 3.1. 

9) Ebenda $ 3 am Ende. 

") Dutrieur ©. 582'. Es gibt in Egypten 19 verjchiedene Strafjurisdiftionen. 
2) V. v. 23. Dez. 1875, 8 41, ®, 
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Die Gerichte, welchen die durch den angegebenen Verzicht frei gewordene 
Jurisdiktion zukommt, find rechtlich egyptiſche, thatjächlich gemifchte erichte, !) 
nämlich 3 Gerichte erjter Inftanz, in Alexandrien, Kairo und Zagazig, 
ferner ein Appellhof zu Alerandrien. Dieje Gerichte pflegen das Recht 
nah Maßgabe der egyptiſchen Gejepgebung. Die Mitglieder derjelben werden 
vom Bizefönig von Egypten ernannt, find alſo rechtlich egyptiiche Staatsbe— 
amte und find unabjeßbar. Der Vigekönig ijt jedoch hiebei an folgende ver- 
tragsmäßige Bedingungen gebunden: die Gerichte erfter Inſtanz müfjen über: 
haupt mit 7, nämlich 4 ausländischen und 3 einheimijchen, für jede einzelne 
Enticheidung aber mit 5, nämlich 2 einheimischen und 3 europäifchen Richtern 
bejegt jein; die legteren find aus Angehörigen der europäiſchen Mitteljtaaten 
mit Buftimmung der betreffenden Landesregierung zu wählen. Der Appellhof 
it mit 11 Richtern zu bejegen, von welchen nur 4 Egypter, die übrigen 
Angehörige der Großmächte, gleichfalls unter Zuftimmung der betreffenden Landes- 
regierung, fein müfjen. Im einzelnen Fall entjcheidet der Appellhof als Senat 
von 8 Mitgliedern, nämlich 5 europätjchen und 3 egyptifchen. Präfident diejer 
Gerichte muß immer ein ausländifcher Richter fein. 

In Handelsſachen find immer 2 Kaufleute beizuziehen, ein einheimifcher 
und ein ausländijcher, letterer wird gewählt von der Kolonie. ?) 

Dieſen Gerichten ijt übertragen: 

I. die geſammte Bivilgerichtsbarfeit über Immobilien, die in 
Egypten in find, ®) 

U. die übrige Bivilgerichtsbarfeit, einschließlich der Handelsfachen, wenn 
niht beide Parteien Deutiche oder Schußgenofjen find. *) 

III. die Strafgerichtsbarfeit in dem nachjtehend bezeichneten Umfang, für 
die sub Ziff. 2 und 3 bezeichneten Verbrechen und Vergehen vorbehaltlic) 
der oben sub A Ziff. 4 angegebenen Modifikation. ?) 

Die den Konfuln zuftehende Gerichtsbarkeit in Strafſachen wird aufs 
gehoben: 

1. für Uebertretungen ; 

2. für Verbrechen und Vergeben, welche unmittelbar gegen die Richter, 
die Geſchworenen oder die jonjtigen Beamten der von der egyptiſchen 
Regierung eingefegten neuen Landesgerichte, während fie in der Aus: 
übung ihres Amtes begriffen find oder in Beziehung auf ihren Beruf 
begangen werden und zwar: 

a) Schmähungen durch Geberden, Worte oder Drohungen, 

b) Berläumdungen und Beleidigungen, wenn fie in Gegenwart des be- 

treffenden Richters, Gejchworenen oder jonftigen Beamten der neuen 
Landesgerichte oder innerhalb der Gejchäftsräume des Gericht? be- 


) Die Organifation beruht auf dem Reglement d’organisation judieiaire pour les 
proc&s mixtes en Egypte. Vgl. Martens S. 530 ff. 

2) Martens ©.580. Fruher wurden alle Konjuln in diefer Weiſe bejtellt: Martens 
©. 155, aud ©. 282 5. über die „Nation“. 

°, Ebenda $ 1, 3. 2. Im Reglement find dazu gefügt: Klagen gegen bie Regierung, 
den Khedive und feine Familie, fowie die Dairad. Das deutiche Gejep bezw. die aut. ; 
bat dies nicht — 

Ebenda 8 1, 3. 1 

5) Ebenda $ 3. Die Frage, ob den meuen Landesgerichten eine Strafgeridtbarteit 
übertragen werden fünne, bildete einen beſonders lebhuft umſtrittenen Punkt in den Vor: 
verhandlungen, vgl. Martens ©. 528 j. 
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garaen, oder mitteljt öffentlicher Anjchläge, Schriften, Drudijchriften, 

bbildungen oder Darftellungen verbreitet worden find, 

c) Thätlichkeiten gegen ihre Perfon, insbefondere Mifhandlungen, Körper: 
verlegungen und vorjägliche Tödtung mit oder ohne Ueberlegung, 

d) Thätlichkeiten oder Drohungen, verübt, um eine der gedachten Berjonen 
zur Vornahme einer pflichtwidrigen oder ungejeglichen Handlung 
oder zur Unterlajjung einer pflichtmäßigen oder gejeglichen Handlung 
zu nöthigen, 

e) Mißbrauch der Amtsgewalt Seitens eines öffentlichen Beamten zum 
Bwed einer derartigen Nöthigung, 

f) Verſuch unmittelbarer Beftechung einer der gedachten Perſonen, 

g) Beeinfluffung eines Richter zu Gunften einer Partei Seitens ein 
Öffentlichen Beamten; | 


3. für Verbrechen und Vergehen, welche in der beftimmten Abſicht be 


gangen werden, die Vollſtreckung von Urtheilen oder Berfügungen der 
gedachten Gerichte zu verhindern, und zivar: 

a) thätlicher Angriff oder gewaltfamer Widerftand gegen Gerichtämit- 
glieder in Ausübung ihres Berufs, oder gegen Beamte der neuen 
Landesgerichte während der rechtmäßigen Vornahme von Amtshand- 
lungen zur Bollitrefung von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte, 
oder gegen Beamte oder Mannjchaften der bewaffneten Macht, melde 
berufen find, bei der Bolljtrefung Hilfe zu leiften, 

b) Mißbrauch der Amtsgewalt Seitens eines üffentlihen Beamten zur 
Berhinderung der Vollſtreckung, 

ec) Entwendung gerichtlicher Aftenjtücde zu demfelben — 

d) Verletzung gerichtlich angelegter Siegel, vorſätzliches Beiſeiteſchaffen 
von Sachen, welche in Folge einer gerichtlichen Verfügung oder eines 
Urtheils in Beſchlag genommen worden ſind, 

e) Entweichung von Gefangenen, welche ſich in Folge einer gerichtlichen 
Berfügung oder eines Urtheils in Haft befinden, und Handlungen, 
welche eine folche Entweichung unmittelbar herbeigeführt haben, 

f) Berheimlichung folder Gefangenen nach ihrer Entweichung ; 


4. für Verbrechen und Vergehen, welche von einem unter deutſchem Schuße 


jtehenden Richter, Geſchworenen oder fonftigen Beamten der neuen 
Landesgerichte in Ausübung feines Berufs oder in Folge Mißbrauchs 
jeiner Amtsgewalt begangen werden. 

Außer denjenigen gemeinen Verbrechen und Vergehen, welche von 
einer der bezeichneten Perjonen unter folchen Umftänden begangen 
— können, gehören hierzu nachſtehende beſondere Verbrechen und 

ergehen: 

a) ——— Entſcheidung zu Gunſten oder zum Nachtheil einer 

artei, 

b) Beſtechung, 

ce) unterlaſſene Anzeige einer verſuchten Beſtechung, 

Juſtizverweigerung, 

e) unerlaubte Gewalt gegen Privatperſonen, 

f) Eindringen in die Wohnung eines Andern ohne Beobachtung der 
gejeglichen Vorſchriften, 

g) Erpreſſung, 

h) Unterichlagung öffentlicher Gelder, 
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” ungejegliche Verhaftung, 
k) Fälfhung von Urtheifen und Aftenftüden. 

Dazu fommt endlich noch: 

IV. die Beftrafung von Zeugen, welche ohne gefeglichen Grund die Ab- 
legung eines Zeugniſſes oder dejjen Beeidigung vor den neuen Landesgerichten 
verweigern, jorwie von Geſchworenen oder Beifigern dieſer Gerichte, welche 
ohne — Entſchuldigung ihren Obliegenheiten ſich entziehen. *) 

ompetenzkonflikte zwiſchen Konſulargericht und Landesgericht über die 
nach Maßgabe der Verordnung $$ 2 und 3 den Landesgerichten zugewieſenen 
ftrafbaren Handlungen entjcheidet ein Kompetenzhof endgiltig, welcher zu bilden 
it aus zwei vom Konful zu benennenden fremden Konfuln und zwei vom 
erg des Appellhofes zu benennenden Richtern der neuen Landesge— 
richte. ? 

Die anhängigen Zivil- und Straffahhen wurden beim Inkrafttreten des 
neuen Rechtes durch die Konjulargerichte erledigt, doch durften ger auch 
— ſofort den Landesgerichten überwieſen werden, jedoch nur auf den 

— Antrag der Parteien. °) 


En Ebenda $ 4°. 

*) Ebenda $ 6. Auch ur Frage war ein Hauptlontroveröpunft bei den Borver: 
bandlungen: Martens ©. 529 

2) Ebenda & 7%. ®, 


ESchluß folgt.) 


Die Einkommensverhältniffe des preußiſchen Volkes 
in den Jahren 1877—81. 
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Wenn auch keinen unbedingt giltigen, ſo doch einen ſehr werthvollen Beitrag zur 
Erkennung der Einkommensverhältniſſe Preußens liefern die Nachweiſe, welche die 
Regierung über die Steuerveranlagungen der Bevölkerung dem Hauſe der Abge— 
ordneten vorlegt. Als unbedingt zutreffend können dieſelben deshalb nicht be— 
funden werden, weil die Abſchätzungen des Einkommens der Einzelnen ſelbſt auf 
unſicherer Grundlage beruhen; nichtsdeſtoweniger geben ſie einen durchaus brauch— 
baren Anhalt zur Beurtheilung der Einkommenverhältniſſe und der Erkenntniß, 
ob ſich dieſelben verbeſſert oder verſchlechtert haben. 

Bei Prüfung der Einkommenverhältniſſe handelt es ſich in erſter Linie um 
die Erwerbenden, da dieſe jelbitveritändlich zuerit in Frage fommen und es das 
Intereſſe herausfordert, in welchen Abftufungen ſich die Cinfommenverhältniiie 
berjelben vollziehen; dann aber gewährt es Intereſſe feitgeitellt zu jehen, wieviel 
Perſonen fih um diefe Perfonen als Familienangehörige gruppiren. Es 
ift zur Beurtheilung des Gelellichaftszuftandes nicht gleichgiltig, ob ein Unver— 
heiratheter fi mit einem beftimmten Einkommen begnügen fann und muß, oder 
ob aus demjelben der Unterhalt einer mehr oder minder zahlreihen Familie zu 
beftreiten ift. Die Aufnahme des Cinfommens muß aljo eritens die Erwerb: 
enden (ohne Familienangehörige), dann die Geſammtbevölkerung der Seelen: 
zahl nad) umfafjen, da beide Zujammenitellungen erſt ein genügend flares Bild 
gewähren. 

Aus den offiziellen Nachweiſen geht zunächſt hervor dad Cinfommen der 
pon der Klaſſenſteuer befreiten,, alfo der unterften Stufe der Bevölkerung, dann 
der der Klaſſenſteuer unterliegenden Perſonen, alio des leiſtungsfähigen Theiles 
der Bevölkerung, Ichließlich der der Einkommensteuer unterliegenden, der bevor: 
zugten Klaſſe der Bevölkerung. 

63 mag zunädit diefe Dreitheilung in's Auge gefaßt werden, um einen 
allgemeinen lleberblid zu gewinnen, und dann auf eine weitere Cintheilung 
eingegangen werden. 


Tabelle I. Ermwerbende: Steuerbefreite und Steuerveranlagte. 


Geſammt⸗ Stener⸗ Klaſſen⸗ Einkommen⸗ 
zahl Befreit %, zahler ſteuer 0 fteuerr 9% 


1877: 8648749 3387428 39,17 5261321 60,83 5098732 58,95 162589. 1,88 
1878: 8790285 3506423 39,89 5283862 60,11 5116555 58,21 167307 1,% 
1879: 8890257 3611227 40,62 5279080 59,38 5109105 57,47 169925 1,91 
1880: 9001085 3760938 41,78 5240147 58,22 5065834 56,28 174318 1,94 
1881: 9155885 3931231 42,94 5224654 57,06 5046665 55,12 177989 1,9% 


77/81 507136 +543803 +3,77 —36667 —3,77 —52067 —3,88 +15400 +0,6 
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Tabelle II. Ermwerbende und Angehörige. — Gejammtbenölferung. 
Geſammt⸗ Steuer⸗ Klaſſen⸗ Einkommen⸗ 

zahl Befreit 7, zabler 0%, jteuer % Steuer 9% 

1877: 25346277 6425533 25,35 18920744 74,65 18324431 72,30 596313 2,35 
1878: 25747660 6664590 25,88 19083070 74,12 17473864 71,57 609206 2,37 
1879: 26061545 6954385 26,68 19107160 73,32 18486782 70,94 620378 2,38 
1880: 26365096 7329651 27,80 19038445 72,20 18404196 69,80 634249 2,40 
1881: 26716701 7825781 29,29 18800920 70,71 18245001 68,29 645919 2,42 
77/81 +1370424+1400248 1394 —29824 —3,94 — 79430 —4,1 449606 +0,7 


Bon 1877 bis 1881 infl., alſo in den legten 5 Jahren, hat fich bei den 
Erwerbenden die Gefammtzahl vermehrt um 507,136, die der Steuerbe- 
freiten um 543,803 — 3,77 pCt. der Bevölferungsziffer, die der Steuerzahler 
fih um 36,667 vermindert; und zwar von den Klaffenfteuerpflichtigen vermindert 
um 52,067 — 3,83 pCt. der Bevölkerung, und die der Einkommenſteuerpflichtigen 
um 15,400 vermehrt — 0,6 pCt der Bevölkerung. Es iſt dieſes das denkbar 
ungünftigite Reſultat. Würde die dur die Bevölkerungszunahme bedingte Ver: 
mehrung der Ermwerbenden im ungefähren Verhältniß zu den großen drei Ab— 
theilungen der unteriten, mittleren und beitjituirten Bevölkerungsklaſſe ftattgefunden 
haben, jo wäre eben fein gejellichaftlicher Fortichritt zu Eonftatiren, aber aud) 
fein Rüdjchritt zu beflagen geweſen; jest hat ſich das Verhältniß aber jo ge— 
ftaltet: jtatt der verhältnigmäßigen Zunahme bei der unterften Stufe von 198646 
it eine Vermehrung von 543803, ftatt der Zunahme von 298956 bei der 
mittleren weitaus zahlreihiten Stufe ift eine Verminderung von 36667, 
ftatt der Zunahme von 9534 bei der höchſten ift eine Zunahme von 15400 
eingetreten. Die unterite Stufe hat mehr zugenommen, alö die Zu: 
nahme der Erwerbenden überhaupt, nämlid um 543,803 gegenüber 
507,136. Hiermit ijt die vielfach ventilirte Frage, ob die fleinen, mittleren oder 
großen Einkommen mehr fteigen oder fallen, für diefen Zeitraum in Preußen 
dahin entichieden, daß die Zahl der Kleinen (dürftigen) Einkommen fich ſehr ver: 
mehrt, die der großen unbedeutend, die Mitteleintommen dagegen abnehmen, 
(j. Tab. VI.) 

Dasselbe Rejultat ergiebt ich, wenn man das Einkommen nad der Geſammt— 
bevölferung bemißt, alio die YJamilienangehörigen mit in Anjchlag bringt. Die 
Zunahme der Gejammtbevölternng beträgt in dem betreffenden Zeitraum 1,370,424. 
Nach dem entiprechenden Verhältniß hätte betragen müſſen: die der Steuerbefreiten 
347,635, jtatt deſſen war fie 1,400,248, fie hat um 3,94 pCt. der Be: 
völferungsziffer zugenommen; die der Stlaflenjteuerpflichtigen 990,546, ftatt deilen 
bat fie jih um 79,430 vermindert, um 4,1 pGt.; die der Einkommensteuer: 
pflihtigen um 32,243, ſtatt deijen hat fie fih um 49,606 vermehrt, um 0,7 pCt. 
der Bevölkerung. Die Zahl der unterjten Stufe der Gefammtbevölferung hat fich 
mithin um 1,400,248 vermehrt, während die Zunahme der Gejammtbevölferung 
nur 1,370,424 beträgt. Sämmtliche Neuhinzugefommenene gehören der Zahl 
nad) der Klaſſe an, die von der Steuer befreit werden mußte, und aus dem 
alten Bevölferungsitamm mußte eine weitere Zahl von der Steuerentrichtung 
entbunden werden. 


Eine Vergleihung der VBerhältniffe der Cinfommen, wie fie 1877 und 1881 
beitanden haben, bietet noch einen intereflanten Einblick in die geiellichaftliche Ge— 
ftaltung, wenn man die Veränderung der Einzelnen (lnverheiratheten), 
der Haushaltungsporftände und der Familienangehörigen in Be 
tracht zieht. 
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Tabelle IH. Verhältniß 1877 und 1881. 
1877 1881 

Erwerbende.. . 8,648,749 9,155,885 + 507,186 + 5,86, 
Steuerbefreite 3,387,428 3,931,231 —+ 543,803 + 16,05 
Davon Einzelne . 2,280,532 2,558,332 + 277,800 + 12,18 
Haushaltvorjtände . 1,106,896  1,372,899 — 266,003 -+ 24,03 
Klafienit euerpflictige 5,098,7382 5,046,665 — 52,067 — 1,02 
Davon Einzelne 1,203,889 1,183,352 — 20573 — 171 
Haushaltvorjtände . 3,894,843 3,863,313 — 31530 — 0,81 
Eintommenfteuerpflihtige 162,589 177,989 + 15,400 + 9,47 
Davon Einzelne 27,025 30,286 + 3261 + 12,07 
Haußhaltvorjtände . 5 135,564 147,708 + 12,189 + 8,95 
Gejammtbevölferung. 25,346,277 26,716,701 -+ 1,370,424 -F 5,41 
Steuerbefreite — 6,425,533 7,825,781 + 1,400,248 + 21,29 
Davon YFamilienangehörige . 3,038,105  3,894,550 + 856,445 —+- 28,18 
Klafjenjteuerpflidtige 18,324,431 18,245,001 — 79,430 — 0,43 
Davon YFamilienangehörige . 13,225,669 13,198,336 — 27368 — 0,21 
Eintommenjteuerpflidhtige 596,313 645,919 + 49,606 + 8,35 
Davon Familienangehörige . 433,724 467,930 + 34,206 — 7,89 

Mährend die Zunahme der Ermwerbenden überhaupt von 1877—81 


5,86 pCt. betragen hat, haben die Steuerbefreiten, aljo die unterjten Klaſſen ſich 
um 16,5 p6&t. vermehrt, die Klaſſenſteuerpflichtigen um 1,02 ſich vermindert, die 
Einfommenfteuerpflichtigen fi um 9,47 vermehrt. Die Geſammtbevölkerung 
hat fi) um 5,41 pCt. vermehrt, die der Steuerbefreiten um 21,79, der Klaſſen— 
fteuerpflihtigen um 0,43 fi) vermindert, die infommenfteuerpflichtigen um 
8,35 pCt. ſich vermehrt. ine beachtenswerthe Ericheinung ift es, daß bie 
Heirathen bei der unterften Klajje wejentlih zugenommen haben, 
bei der mittleren Klaſſe wenig, bei der gut jituirten dagegen abgenommen 
haben. Bei den Steuerbefreiten beträgt die Zunahme der Einzelperfonen 12,18 pGt., 
der Haushaltungsvorjtände dagegen fait das Doppelte, 24,03 pGt., bei den 
Klafieniteuerpflichtigen ift eine Verminderung von je 1,71 und 0,81, bei den 
Einfommenfteuerpflichtigen eine Vermehrung der Einzelperfonen um 12,07, der 
Haushaltungsvorftände dagegen nur um 8,95 pGt. eingetreten. Dementiprechend 
haben ji aud) die Familienangehörigen bei der unterjten Klaſſe weitaus 
am meijten vermehrt, um 28,18 pEt., bei der Elaflenfteuerpflichtigen Bevölkerung 
um 0,21 abgenommen, bei der einfommenfteuerpflichtigen Bevölkerung ih um 
7,89 pCt. vermehrt. Es iſt diefes als wenig günstig für die Geſellſchaftsgeſtaltung 
aufzufaſſen. 

Die Nachweiſe, indem ſie Bericht über die einzelnen Steuerſtufen geben, ge— 
währen einen weiteren Einblick in die „Gliederung der Geſellſchaft“, und es 
laſſen ſich folgende Abſtufungen feſtſtellen. Die Steuerbefreiten gehören unbe— 
denklich der Volksklaſſe an, welche als auf der unterſten Stufe befindlich zu be— 
trachten iſt, und ihr kann auch die unterſte Steuerſtufe mit einem Einkommen 
bis zu 660 M angereiht werden. Diejenigen, deren Einkommen bis zu 660 M. 
aud nur abgejhägt iſt (es ilt der Hoffnung Raum zu geben, daß es that- 
ſächlich höher ift), können unter den gegenwärtigen Wirthichaftsverhältnifien nur 
als in dürftiger Lage befindlich bezeichnet werden, zumal e3 ſich hier icon 
um vecht viele Familienhaushaltungen handelt; die Eintommen von 660—1500 
fönnen alö Eleine bezeichnet werden, die von 1500—3000 als mittlere. 
Entiprehend werden die Gintommenftenerpflichtigen in drei Stufen eingeteilt 
werden können, die Einkommen von 3000—9600 als gute, die von 9600—36,000 
al3 reihliche, die über 36,000 (fie gehen bis zu 2,520,000 A) als große 
zu bezeichnen fein. 
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Demgemäß laflen fih die Einkommen folgendermaßen gruppiren: 
Tabelle IV. Gliederung der Einfommen der Erwerbenden. 


1877 %, 1881 9, 
Stenerbefteite . . 2 2 2 2. 8,387,428 89,17 3,931,231 42,94 + 3,77 
1. Stufe 420-660 M . . 2,611,639 30,19 2,709,972 29,60 — 0,59 
dürftige ee de 5,999,067 69,36 6,641,203 72,54 +3,18 
feine. . 660-1500 „. . . 2,107,657 24,37 1,959,866 21,41 — 2,96 
mittlere . 1500-3000 „ . . . 379436 439 376,827 411 — 0,28 
gute . . 3000—9600 „. . . 141,929 1,64 155,894 1,69 +0, 5 
reihlihe 9600 -36,000 „. . . 18,367 0,21 20,124 022 +0, 1 
jehr große über 36,000 „ . . . 2,293 0,08 2471 0,08 — 


"8,648,749 100 9,155,885 100 +3,24 — 3,24 
Die betreffenden Zahlen fprechen deutlich genug; felbit wenn man nur die Steuer: 
befreiten zu der dürftigen Klaffe und die Einkommen von 420—660 Marf den 
Heinen Einkommen zurechnen will, iſt das Bild der Geiellihaft nichts weniger 
als ein freundliches. Freilich darf bei dieſer Tabelle nicht außer Acht bleiben, 
daß bier die Angehörigen nicht mitgezählt find, und daß dad Gefammtbild 
der Gejellichaft ein etwas anderes Ausjehen gewinnt, wenn man bdiejelben in 
Anihlag bringt. Hier verlaflen uns aber die Angaben der offiziellen Nachweile, 
da dieje ſich lediglich auf die drei Unterjcheidungen der Steuerbefreiten, der Klaſſen— 
und Eintommenfteuerpflichtigen (ſ. Tab. II.) beichränfen. Es ift jedoch bei Auf: 
ftellung einer weitergehenden Gliederung nicht ftatthaft, wenigftens was die unterfte 
Stufe der Klafieniteuerpflichtigen betrifft, dasjelbe Verhältniß der Familien— 
angehörigen zu den Ginzelperfjonen und Haushaltungsvorftänden anzunehmen, 
welches ſich durhichnittlich herausftellt. Bei 1000 Erwerbenden beträgt bie 
Geſammtzahl der Steuerbefreiten 1877 nach den offiziellen Nachweilen: 1897, 
bei 1000 Klaſſenſteuerpflichtigen 3594, bei 1000 Einfommenistenerpflichtigen 3667 ; 
der Unterſchied zwiichen den Steuerbefreiten und den Stlaffenfteuerpflichtigen ift 
mithin ein jehr bedeutender. Es würde ohne Zweifel einen redenöwerthen Fehler 
in ſich Schließen, wollte man auf die der unteriten Steuerftufe (1877) angehörigen 
2,611,639 Erwerbenden, die den Steuerbefreiten am nächſten ftehen, dad Durch— 
ihnittöverhältniß der Klafieniteuerpflichtigen in Anja bringen. Wenn man, was 
jehr mäßig, 10 pCt. von diefer Durcichnittsziffer für die unterfte Stufe in 
Abzug bringt, jo jtellt ih das Verhältniß, das jedenfalld der Wirklichkeit näher 
fommt, für 1877 folgendermaßen: bei der unterjten Stufe der Klaſſenſteuer— 
pflichtigen 3235, bei den übrigen Stufen 3970. Im Jahre 1881 beträgt die 
Gejammtzahl bei 1000 Steuerbefreiten 1991, bei 1000 Stlafienfteuerpflichtigen 3615, 
bei 1000 Einfommenfteuerpflichtigen 3629. Für die unterjte Stufe der Klaſſen— 
iteuerpflichtigen ift nach Abzug von 10 p&t. 3254 und für die übrigen Klaſſenſteuer— 
pflihtigen 4034 in Anja zu bringen. Mit diefen gebotenen Modifikationen ift: 


Tabelle V. Die Gliederung der Cinfommen der Gejammt- 
bevölferung. 

1877 9, 1881 9, 
Sımerbefteie . . - 2... 6,425,533 25,35 7,825,781 29,29 -+ 3,94 
1. Stufe 420—660 Mk. . 8,448,526 38,34 8,818,390 33, 1 — 0,33 
dürtie . 22.2. . 14,874,059 58.69 16,644,121 62,30 —+ 3,61 
Heine . . 660-1500 „ 6,367,400 33,01 7,906,542 29,59 — 3,42 
mittlere 1500—3000 „ 1,508,505 5,95 '1,520,119 5,69 — 0,26 
gute . 30009600 „ 520,553 2,05 563,922 211 +0,6 
reichlicdhe 9600— 36,000 „ 67,852 0,27 73,080 028 +0,1 
fehr große über 36,000 „ 8,408 0,083 8,967 0,08 


25,346,277° 100 26,716,701 100 +3,68 — 3,68 





— ui 
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Dieje Tabelle im Zuſammenhang mit Tabelle IV giebt ein möglichſt zu: 
treffendes Bild der gegenwärtigen Gejellichaftögliederung in Preußen. 

Hinzugefügt mag nocd werden, wie ſich, die Abichägung der Steuerbehörde 
zu Grunde gelegt, die Einkommen bei diefer Cintheilung in ihren Beträgen 
geitalten : 


Tabelle VI. 1877 1881 7 


0 
Steuerbefreite MM  1,422,719,760 1,651,117,020 + 16,05 
1. Steuerjtufe „  1,723,681,740 1,788,581,520 + 3,62 


dürftige . . „  3,146,401,500 3,439,698,54U + 6,29 
Heine . . „m  2,205,378,600 2,057,666,550  — 6,70 
mittlere . . „ 821,368,050 814,273,200 — 0,86 
2 A 708,971,400 776,583,600 + 9,54 
reihlihe. . „ 311,246,400 339,817,200 + 9,18 
ſehr große . „ 201,402,000 2083,726,000 — 0,33 


7,397,767,9500 7,631,765,090 


Diele Zahlen haben freilich nur einen jehr bedingten Werth, da das Ein: 
fommen jedenfall® größer ift — man bürfte der Wahrheit näher kommen, wenn 
man e3 ein Viertel höher annimmt, gegenwärtig alſo in runder Summe zirka 
10 Milliarden Mark — fie geben aber einen Anhalt für die Steigerung des Volls— 
einfommend. Dasſelbe hat in den legten 5 Jahren um 233,997,140 M. = 
3,16 p&t. zugenommen, während, wie oben angeführt, die Zahl der Ermwerbenden 
fih um 5,86 pCt., die Gefammtbevölferung um 5,41 pCt. vermehrt hat. Aud 
diefe Zahlen beitätigen, daß nur die bürftigen und die großen Einkommen 
fih vermehrt haben (die jehr großen haben jogar eine fleine Einbuße erlitten) 
während die fleineren und die mittleren abgenommen haben. 

Mögen diefe Zufammenftellungen dazu beitragen, daß die Reformbedürftigeit 
unserer gejellichaftlihen Zuftände von immer weiteren Kreiſen erfannt werde. 


Ktönigäberg, Oftpr. 
Adolph Samter. 
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VI Das Tabackmonopol in der Reichsſtags-Kommiſſion. 


Bericht der VII. Kommijfion zur Vorberathung des Entwurfs eines Geſetzes, betreffend das 
Neihstabadmonopol,*) und des Antrages der Abgeordneten Ausfeld und Genoſſen“) — 
Kr. T und Nr. 13 der Drudjachen des Keicystags, 5. Legislaturperiode, II. Sejfion 1882. — 





Durch Beihluß des Reichstags vom 13. Mai 1882 ift der Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend das Neichötabadmonopol, nebjt einem die Tabaditeuerfrage 
betreffenden Antrage der Abgeordneten Ausfeld und Genofjen einer Kommiſſſon 
von 28 Mitgliedern übertwiefen worden. Die Kommiſſion fonftituirte ih am 
15. Mai und Hat in 3 Sigungen, am 16., 17. und 19. Mai die fraglichen 
Gegenstände einer Berathung und Beichlußfaflung unterzogen. 

An den Situngen der Kommijfion betheiligten fich 

a) die Bevollmädtigten zum Bundesrathe: 
Staat3fefretär des Reichsſchatzamts Scholz, 
Unterftaatöfetretär im Minifterium für Elſaß-Lothringen Dr. von Mayr, 
Direktor im Reichsſchatzamt Burdhard; 
b) die Kommiſſarien des Bundesraths: 
Geh. Regierungsrat Boccius, 
Direktor der Straßburger Tabadmanufaktur Regierungsrath Dr. Roller. 


13 


Das Nefultat der Berathungen über den Gejegentwurf, betreffend das Reichs— 
tabadmonopol, war die jchließliche Werwerfung des Entwurfs mit 21 gegen 3 
Stimmen, nachdem vorher in annähernd demjelben Stimmenverhältnig die ein: 
zelnen Paragraphen de3 Entwurfs abgelehnt waren. Berbefjerungsanträge zu 
den einzelnen Paragraphen des Entwurfs find von feiner Seite geitellt. Aus 
diefem Umſtande kann jedoch weder gefolgert werden, daß die Kommiſſion aud) 
für den Fall der Annahme des Monopolprinzips die Ginzelbejtimmumgen des 
Entwurfs für durhaus verwerflich halte, noch daß ihr diejelben in einem jolchen 
Falle ſämmtlich annehmbar ericheinen würden. Gegen dieje legtere Annahme hat 
man ſich in der Kommiſſion von einer Seite unter Bezugnahme auf 8 71, welcher 
dad Verhältniß zu den Zollausjchlüffen behandelt, jogar aud) ausdrüdlich ver- 
wahrt. Nur die Erwägung, daß nad dem bisherigen Gange der Verhandlungen 
im Plenum des Haufe und nach dem mit großer Majorität in der Kommiſſion 
gefagten Beichluffe auf Ablehnung des Monopolgedanfens der Entwurf im 
Ganzen als begraben zu betrachten jei, veranlaffe den betreffenden Abgeordieten, 
bon Amendement3 zu $ 71, dejlen Beitimmungen er weder für gerecht noch für 
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Achnlihe Rüdfichten haben ohne Zweifel betreffs vieler Einzelbeftimmungen 
andere Mitglieder der Kommiſſion von Amendirungsanträgen abgehalten. 

Unter jolden Umftänden fonzentrirten fi) die Verhandlungen nahezu aus: 
ihließlih um die Ktardinalfrage: 

Iſt die Einführung eine® Tabadmonopol3 überhaupt bezw. in der äußeren 
Form, wie fie in der Gejeßvorlage in Ausficht genommen ift, zu empfehlen 
beziw. zu verantiworten ? 

Um das Material für die Beurtheilung diejer Frage thunlichit zu vervoll: 
ftändigen, wurde jofort beim Beginn der Kommiffionsberathungen der Antrag an 
die Negierungsfommiffarien gerichtet, der Kommiſſion Einfiht in die Rechnungs: 
abichlüffe der Straßburger Tabadmanufaktur zu verichaffen, damit fich ein Urtheil 
über die Rentabilität diefer Staatsanjtalt gewinnen und dadurdh ein Schluß auf 
die mehr oder weniger große Wahricheinlichfeit der Nentabilität einer deutichen 
Negie, welche ja im Wejentlichen mit denjelben Preisfägen, wie die heutige Privat: 
wirthichaft, zu arbeiten gedenke, ziehen laſſe. 

Seitens der Herren Negierungstommiffarien wurden diefem Antrage bezw. 
Wunjche, dem fih aud die Monopolfreunde in der Kommiſſion anichlofien, Be 
denfen formaler und materieller Natur entgegen gehalten. Ueber die gewünschten 
NRehnungsabichlüffe habe die Regierung von Elſaß-Lothringen allein zu verfügen 
und es jei nicht zu ermeifen, ob diejelbe geneigt jet bezw. e3 für opportun halten 
werde, jene Abichlüffe vorzulegen und fie damit der Deffentlichfeit Preis zu geben. 
Andererjeit3 ſei ein Rückſchluß von einer innerhalb der freien Konkurrenz arbei: 
tenden Staatsanftalt auf einen außerhalb jeder Konkurrenz ftehenden Negiebetrieb 
nicht zuläflig, die bezüglichen Abſchlüſſe würden daher in feinem Falle betreffs 
der Rentabilität einer Negie etwas beweilen. 

Die Kommiſſion glaubte jedoch auf ihrem Wunſch umfomehr beharren zu 
jollen, als im fraglichen Gejegentwurf des Defteren auf die günstigen Grfahr: 
ungen der Straßburger Manufaktur Bezug genommen jei, während die öffentliche 
Meinung in Deutichland die Yeiftungen und Erfolge der Straßburger Manufaktur 
ehr ungünstig beurtheile. Ferner wurde von einem Mitgliede der Kommiſſion, 
welches bei einer großen Tabadfabrif betheiligt ift, hervorgehoben, daß das An- 
jinnen, welches an die Straßburger Manufaktur geftellt werde, nicht als die 
wirthichaftlichen Intereſſen derielben ſchädigend anzufehen jei; er ſei mwenigitens 
jofort bereit, rücjichtlich feiner eigenen Fabrik der Kommiſſion die gleichen Auf: 
ichlüffe zu geben, welche von der Straßburger Manufaktur verlangt würden. 

Die Hommilfion hat darauf ihre VBerathungen beendigt, bevor Nachricht ein: 
gelaufen war, ob die Regierung von Cljaß-Lothringen den Wunsch der Kommiſſion 
zu erfüllen bereit jei. Es wurde dabei auf die Möglichkeit hingewiejen, falls die 
Rechnungsabſchlüſſe bis zur Feititellung des Berichts der Kommiſſion noch zur Ber: 
fügung geitellt werden jollten, die Verhandlungen eventuell wieder aufzunehmen. 

Man trat jodann in die eigentliche Diskulfion über das Monopolprojeft der 
Vorlage ein, wobei im Wejentlichen folgende Gefichtspunfte zu Tage traten: 


A. 


63 wird in der Vorlage als ein befonderer Vorzug der in Ausfiht genom: 
menen deutichen QTabadregie bezeichnet, daß fie völlig anders geftaltet fei, als die 
Regieen anderer Länder, insbefondere aud als die Negieen in Frankreich und 
Delterreih. Während in jenen Ländern ſehr hohe Preiſe für Tabadfabrifate an- 
gelegt find, der Tabackkonſum deßhalb relativ gering erfcheint und die Konſumtion 
diejenigen Yabrifate, wie Rauch- und Schnupftabad bevorzugt, in denen fich bei 
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einem verhältnigmäßig geringeren Geldaufwande für den Einzelnen der Tabad: 
genuß befriedigen läßt, beabjichtigt die deutjche Regie ein ganz andere Berfahren 
einzufchlagen. 

Die deutiche Regie joll in die Stelle der heutigen Privatwirthichaft einrücden, 
daſſelbe Fabrifat, diejelben Sorten, dieſelbe Qualität liefern und durchiveg die: 
jelben Preife nehmen, wie fie zur Zeit gang und gäbe find. Es handelt fich 
darnach eigentlich nur um die Uebernahme eines beitehenden Geichäfts, wobei der 
Konjument ganz unbetheiligt bleiben, die zeitigen Geichäftsinhaber entichädigt 
werden und der Tabadbauer befonders gut fortkommen fol, da er „unabhängig 
von den Gefährdungen der Privatipefulation* wird, wie es in der Vorlage heißt. 

Es ift in der Kommiſſion darauf aufmerkſam gemacht, daß im Wejentlichen 
diefelbe Idee auch den franzöfiichen Gejesgebern vorgeichtvebt habe, als in Frank: 
reich mittelft des DefretS vom 29. Dezember 1810 die jeßige Tabadregie dajelbit 
eingeführt wurde. 

Das betreffende Dekret findet fi abgedrudt in den Akten der Taback-Enquete— 
Kommilfion von 1878 Band III der Anlagen Seite 114 ff. Es wird in ber 
motivirenden Cinleitung diejes Dekrets beflagt, daß nur ein geringer Theil des 
Ertragd der Tabadinduftrie in den Staatsjhag fließe, während der Reſt den 
Yabrifanten zufalle (la plus faible partie des produits entrait au tresor; 
le reste se partageait entre les fabricans); daß man nur beabjichtige, dieſe 
Privatgewinne in den Staatsjädel zu leiten, wobei eine Erhöhung der Preije 
nicht einzutreten brauche und nicht eintreten jolle (sans augmenter les charges 
de nos peuples); daß daher ein Rüdgang des Konſums nicht zu befürchten fei 
und deßhalb auch der Tabadbauer feinen Schaden von der Einführung der Negie 
ju erwarten habe (la consommation restant ainsi la möme, l’agrieulteur 
ne pourra recevoir aucun dommage de l’stablissement de la regie). 
Dem legteren wird fogar in Ausficht geftellt, dak die Negie die Verpflichtiung 
erhalten werde, ausſchließlich franzöfiihe Tabade zu verarbeiten (de ne fabriquer 
ses tabacs, qu’avec les produits de la culture du sol frangais). 

Auch die „Gefährdungen der Privatipefulation*, denen angeblich der Tabad: 
pflanzer innerhalb der Privatwirthichaft ausgelegt ift, finden fich bereits in jenem 
Dekret, deögleichen unter den WVerwendungszweden des Ertrags der Tabadregie, 
welcher zunächſt auf 80 Millionen Franken veranlagt wird, in erjter Linie die 
Entlaftung von direkten Steuern. 

Bekanntermaßen iſt von allen jenen Vorausſetzungen feine einzige in Gr: 
füllung gegangen und erft im Jahre 1845, alfo nah 35 Jahren, trat der jofort 
erwartete Ertrag von 80 Millionen Franfen ein, während derjelbe 1815, alio 
nah 5 Jahren, erit 32 Millionen Franten betrug. 

Derartige hiftoriiche Parallelen haben naturgemäß nur eine relative Be— 
deutung und fie find in der Kommiſſion auch nicht in dem Sinne vorgebradt, 
als ob die zeitigen deutichen Verhältniffe mit den damaligen franzöfiichen an ſich 
vergleihbar jeien. Jener Hinweis auf das franzöftiiche Dekret vom 29. Dezember 
1810 bezwedte vielmehr nur, darauf aufmerkſam zu machen, daß weniger der 
Grundgedanke der Vorlage neu ſei, als es die Durchführung der Idee fein würde. 
Ueberhaupt herrichte in der Kommiffion die Anficht vor, daß der Wille, in Deutich- 
land ein Tabadmonopol ganz eigener Art, welches in diejer Form noch nirgends 
erprobt ijt, einzuführen, die Bedenken gegen die Einführung des Monopols cher 
fteigere, als abſchwäche, da die Ungewißheit des finanziellen Erfolgs bei einem 
jo durchaus neuen Erperiment naturgemäß größer fei, als bei der einfachen Kopie 
anderswo als finanziell wirkſam erprobter Einrichtungen. 
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B. 


In der Kommiffion wurde aber auch jene Grundidee der Vorlage, ganz ab: 
gejehen von der Nealifirbarfeit derjelben, Iebhaft bemängelt. Der reine Mehr: 
ertrag der Negie über die zeitige Tabadjteuer hinaus, welden Mehrertrag die 
Vorlage auf rund 114 Millionen Markt veranichlagt, ſetzt fih nad den An: 
ihauungen der Vorlage im Wejentlichen zuſammen aus den angeblichen Minder— 
auögaben der Negie bei dem Erwerb der Nohtabade, der Anfertigung der Fabrikate 
und dem Verſchleiß derielben und ferner aus den angeblidy heute in der Privat: 
wirthichaft erzielten Neingewinnen der Rohtabadhändler, der Fabrifanten und der 
Händler mit Tabadfabrifaten. 

Was zunächſt die behauptete größere Wirthichaftlichkeit einer Regie betrifft, 
jo glaubte man in der Kommiſſion dieſelbe umfomehr bezweifeln zu jollen, als 
gerade in der Tabadinduftrie mehr als in den meilten anderen Produktionszweigen 
die Vortheile des großinduftriellen Betriebes weniger ftarf in die Wagſchale 
fallen und es der Stleininduftrie gelungen ift, ihren Platz voll zu behaupten. 
Sollte deßhalb die Behauptung von der größeren Wirthichaftlichfeit einer Tabad: 
regie richtig fein, jo würde das in erheblihem Maße für die Jozialiftiiche An: 
nahme ſprechen, daß überhaupt und generell der Staatsbetrieb wirthſchaftlicher 
ſei, alö der Privatbetrieb. In der Kommiſſion war man durchweg anderer 
Anficht. 

Was jodanı den Ertrag anlangt, den ſich die Vorlage aus der Ueberleitung 
der bisherigen Privatgewinne in den Staatöfädel verfpricht, jo meinte man in 
der Kommiſſion, daß es den in Deutichland herrichenden Anſchauungen von den 
Aufgaben und Rechten des Staats nicht entipreche, derartige erlaubte Privat: 
gewinne zu Eonfisziren und den Staat3bürgern, welche aus jenen Privatgemwinnen 
in dem betreffenden Gejchäftszweige bislang ihren Lebensunterhalt gezogen haben, 
die Möglichkeit zu entziehen, dies ferner zu thun. Das unverhältnigmäßige 
Opfer, welches damit einer einzelnen Klaſſe der produzirenden Bevölferung auf 
erlegt werde und welches durch feinerlei Geldentihädigung ausgeglichen werden 
fönne, entipreche nicht den Grundjägen einer gerechten Steuergejeßgebung. 

Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde hervorgehoben, es jeien nicht 
blos Gründe des Privatreht3, fondern auc Gründe des Staatsrechts, ja allen 
Rechts, welche feines Erachtens gegen das Monopol ftreiten. Er verwahre ji 
gegen Süße, wie jolche im Neichstage dahin formulirt worden jeien: 

„der Staat fei der allein berechtigte Anordner der Produktion, die Gejellichaft 
allein ſei die Quelle allen Rechts.“ 

Nach feiner Meberzeugung ſei die Quelle, Wurzel und Grundlage jeglichen 
Rechts das Geſetz Gottes, der Defalog. Darauf beruhe die Ordnung der menid: 
lichen Gejellichaft. Der Staat jei nicht etwas Gemachtes, fondern hervorgewachſen 
aus einem Steime, der in der Menichheit gelegen und nur vom Schöpfer herrühren 
fünne. Der Staat fei eine Thatfache, und zwar die Thatſache, daß anſäſſige 
Familien in felbjtändiger geiellichaftlicher Organifation auf einem beſtimmten 
Landesbezirk beftehen. Der Staat, die Obrigkeit, habe Autorität und Herricher: 
gewalt, dürfe diefe aber nicht im jelbjtiichem Intereife ausüben, jondern nur zu 
dem Zwecke, das Beſte der Untergebenen zu fördern. Daraus leitete er her, dab 
der Staat zunächſt jelbit feitzuhalten habe an der Beobachtung der göttlichen 
Gebote. Auch er dürfe nicht begehren des Nächiten Haus, Ader, Alle was fein 
ſei. Grheifche das Geſammtwohl eine Ausnahme, jo habe volle Entichädigung 
einzutreten. 
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MWieder von anderer Seite wurde die Meinung geäußert, dab ein fo ftarfer 
Eingriff in die bejtehenden Erwerbsverhältniffe, wie er in der Errichtung einer 
Tabadregie liege, wenn überhaupt, doch nur bei einem dringenden ftaatlihen Noth— 
ſtande, wie er zur Zeit weder beftehe noch in Ausficht fei, gerechtfertigt ericheinen 
fönne. 


C. 


Diefen Bedenken allgemeinerer Natur reihte fich eine große Anzahl fpezieller 
Bedenken über die Nichtigkeit der kalkulatoriſchen VBorausfegungen der Vorlage 
an. Um diejelben veritändlicd zu machen, ift vorab erforderlich, die Grundlagen 
diefer Vorausfegungen Elar zu legen. 

Die Vorlage geht, wie bereit erwähnt, davon aus, daß unter der Negie 
dem fonjumirenden Publikum um denjelben Preis im Wejentlichen diefelben Fabrikate, 
jowohl quantitativ wie qualitativ, geliefert werden follen. 


a. 


63 fragt ſich darnach zunächſt, wie groß ift der Konſum gegenwärtig und 
welchen Geldaufwand verurfaht er dem Tabak konſumirenden Publikum. Daß 
es fi hierbei nur um approrimative Berechnungen handeln kann, ift jelbitver- 
ſtändlich. Es ericheint zweckmäßig, bei diefen Berechnungen, wie dies auch in 
der Vorlage geichehen ift, von dem Jahre 1877 auszugehen, da von Seiten ber 
Taback-Enquete-Kommiſſion der Umfang der Produktion an Tabadkfabrifaten für 
dieſes Jahr ſtatiſtiſch ſo genau ermittelt wurde, wie es für fein Jahr, weder 
vorher noch nachher geichehen iſt. Das Nefultat jener Fabritationsftatiftif ift 
jpäter in Band XLII der Publikationen des Kaiferlichen ftatiftifchen Amts einer 
nahträglichen Revifion unterzogen und hat das ftatiftiiche Amt zu folgenden 
Ergebniß geführt: ES find im Jahre 1877, abzüglich der ausgeführten und zu— 
züglich der eingeführten Tabadfabrifate im Deutichen Zollgebiet fabrizirt: 


751,307 Zentner Bigarren 
B:388, -, Bigarretten 
731,921 „ Rauchtaback 
121,440 „ Schnupftabad 
49,098 „ Stautabad 


Zufanmen 1,657,518 Zentner Tabadfabrifate, oder 3,99 Pfund auf 
den Kopf einer mittleren Bevölkerung von 43,228,000 Berfonen. 

Hierbei ift zu erwähnen (vergl. Fragebogen II Frage 30 der Taback-Enquete), 
daß das Gewicht der Fabrifate durch Umfrage bei den Fabrikanten rückſichtlich 
aller Sorten von Tabadfabrifaten mit Ausnahme der Zigarren und Zigarretten 
feitgeftellt ift. Bei den Zigarren und Zigarretten dagegen war die Frage auf die 
Stüdzahl gerechnet und das ftatiftifche Amt hat dem Vorgange der Tabad-Enquete: 
Kommiffion folgend die ermittelte Gefammtzahl der Zigarren nad) der Relation 
von 7,000 Stüd — 1 Zentner in's Gewicht verwandelt. Zu der Relation von 
7,000 : 1 war die Taback-Enquete-Kommiſſion auf Grund der Umfragen bei den 
einzelnen Fabrifanten nah) dem durchſchnittlichen Gewicht der fabrizirten 
Zigarren (Fragebogen II Frage 29) gelangt. (Zigarretten hat man 50,000 auf 
einen Zentner gerechnet). Die Vorlage erhebt nun zunächſt Einſprache gegen 
dieje Relation, nicht 7,000, fondern 8,000 Zigarren jeien auf einen Zentner zu 
rechnen. 
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Die Vorlage beruft ſich dabei auf die „thatjächlichen Verhältniffe, wie fie 
fih in den letzten Jahren herausgebildet haben“ und auf eine Annahme des 
Kaiferlichen ftatiftiichen Amts auf Seite 104 in Band XLII feiner Publikationen. 

Was die thatlählichen Werhältniffe betrifft, welche ſich in den legten 
Jahren herausgebildet haben, fo können Ddiejelben natürlich nicht maß— 
gebend jein für die Verhältniffe des Jahres 1877. Was aber die Bezugnahme 
auf das jtatiftiiche Amt anlangt, jo ift zu bemerfen, daß daſſelbe in dem ange 
zogenen Auffag auf Seite 102 bei Berechnung der Gefammtproduftion von Tabad: 
fabrifaten für das Jahr 1877 mit der Enquete-Kommiſſion eine Relation von 
7,000 : 1 annimmt, daß es dagegen bei einer Durhichnittsfoniumberehnung für 
die Jahre 1871/72—1877/78 die Nelation von 8,000 : 1 zu Grunde Iegt. 
Das Itatiftiiche Amt bemerkt dazu in einer Anmerkung: 

Die Berehnung auf Seite 102 nimmt abweichend 7,000 Zigarren auf 

1 Zentner an. Die Differenz dürfte auf dem Umſtande beruhen, daß es fid 
beim Webergang in den Konſum um abgelagerte Zigarren, an genannter Stelle 
aber um friiche Fabrifate handelt. 

Das ftatiftiiche Amt verwirft jomit in feiner Weile die Annahme der Relation 
von 7,000: 1 für das produzirte Quantum Zigarren, nimmt vielmehr nur einen 
koloſſalen Gewichtsſchwund bis zur ſchließlichen Konſumtion an, wie er thatjädhlid 
wohl faum eintreten dürfte. 

Die Bemängelung der Relation von 7,000: 1 ſeitens der Vorlage beruht 
jomit auf gewagten Behauptungen. Der Punkt ift daneben nicht unwichtig, da 
die Negie, wie fie in der Vorlage fkizzirt ift, in Ausficht nimmt, nahezu ebenio 
viel Zigarren, wie der heutige Privatbetrieb, um den gleichen Preis zu liefern; 
joll aber daneben das Verſprechen eingelöft werden, daß qualitativ wie quantitativ 
das Gleiche geboten wird, jo dürfen die Zigarren auch fein geringeres Gewicht 
haben. 

Andererjeits ift zuzugeben, daß auch für die Nichtigkeit der Annahme der 
Enquete-Kommiſſion, es jeien durdichnittlid 7,000 Zigarren auf einen Zentner 
zu rechnen, fein voller Beweis zu erbringen ift. 

Wäre die Vermuthung der Vorlage, daß 8,000 Zigarren auf einen Zentner 
zu rechnen jeien, richtig, jo würde fi) danach die Gefanmtproduftion des Jahres 
1877 an Fabrikaten um 93,914 Zentner, alfo auf 1,563,604 Zentner reduziren 
und jih für Zigarren ftellen auf 5,259,149 Mille im Gewicht von 657,393 
Zentner. Alle anderen Zahlen würden bleiben. 


b. 


Es fragt ſich nun weiter, ob diefe auf ſehr ſchwache Beweisgründe hin dem 
Gewicht nad reduzirte Produktion des Jahres 1877 einem normalen Jahres: 
konſum entfpricht? Das ftatiftiiche Amt in feiner bereits zitirten Arbeit (Band XLII 
Seite 101 ff.) Stellt dies auf Grund einer Durchichnittsberechnung für die Ernte: 
jahre 1871/72— 1877/78 in Abrede. Nach diefer Durhichnittsberehnung Soll 
der durchichnittliche Jahresfonfum in jenen 7 Jahren um 0,68 Pfund pro Kopf 
der Bevölkerung unter der Produktion des Jahres 1877 geftanden haben. 

Die Durdichnittäberehnung beruht auf den IJmportziffern der in jenen 
Jahren eingeführten ausländiichen Nohtabade und auf der Statiftit der deutſchen 
Tabadernten in jenen Jahren. Die Ernteftatiitit jener Jahre ift aber eine un: 
fichere und die ganze Durchfchnittsberehnung kann daher nur einen verhältnik: 
mäßig geringen Werth beanipruchen. Da die Vorlage jene Durchſchnittsberechnung 
nicht gelten laſſen will, andererfeit3 aber und zwar ſchon unter Berüdjihtigung 
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der inzwijchen eingetretenen Zunahme der Bevölkerung erklärt, daß es „ſich recht: 
fertigen lajje, von dem für das Jahr 1877 durch die Enquete ermittelten Tabad: 
verbrauch auszugehen“, jo mag diefe Grundlage feitgehalten werden. 

Die Sache ſtellt fi darnad) jo, daß man den normalen heutigen Jahres» 
fonium von QTabadfabrifaten mit der ermittelten Produktion des Jahres 1877 
ih dedend anzujehen hätte, falls keinerlei Verjchiebungen in Folge der Zoll und 
Steuererhöhung des Jahres 1879 eingetreten wären. 


C. 


Mie Hoch ftellte jih nun der Preis diejes Jahresverbrauch für die deutjchen 
onfumenten ? Diefer Punkt ift naturgemäß von ganz beionderer Wichtigkeit für 
die Nentabilitätsberehnung der Regie. 

Der Geldwerth jenes Jahreskonſums iſt ebenfalls durch die Enquete-Kom— 
million zu ermitteln gejucht und zwar in dieſer Weile: 

Man stellte durch ftatiftiiche Erhebungen (Fragebogen II Frage 30) bei den 
einzelnen Fabrikanten feit, wie hoch der Werth aller von ihnen im Jahre 1877 
produzirten Tabadfabrifate gewejen ei, d. h. der Preis, um den fie der Fabrikant 
dem Detailliften überlaffe. 

Das Rejultat diefer Erhebungen stellte fih nad der Nevifion durd das 
Itatiftiiche Amt unter Vermehrung der inländiichen Produktion um die Einfuhr 
und nad; Verminderung bderjelben um die Ausfuhr von Fabrifaten folgender: 
maßen: 

Der Fabrifationswerth betrug bei den 


5,259,149 Mille Zigarren . . .  190,767,270 Mb. 
3,752 Zentner Zigarretten . . 2,528,653 „ 
131931 * ;, Rauchtaback. .  37,548,026 „ 
121,440 , Schnupftabad . 8,643,373 „ 
49,098 „ Rautabad . . 6,006,198 


Hierzu ift der Gewinn der Händler, welche den Hebergang ber Zabritate an 
die Konſumenten vermitteln, hinzuzufchlagen, um den Detailverfaufswerth zu be— 
ſtimmen. Dieſer Händlergewinn, die Verſchleißgebühr, ift von der Enquete— 
Kommiſſion auch zum Gegenftande einer Frage gemacht. In den Fragen, welche 
an die Bezirks-Kommiſſionen gerichtet waren, lautete sub II. Frage 29 dahin: 

Zu welchen Detailpreifen werden nad) Erhebungen bei geeigneten Fabrifanten 

und Detailliiten inSbejondere ftüchveile verkauft : 
Zigarren im Fabrikpreije von 20 M per Mille, 
" " " 30 "on n 
u. f. w. bis 
Zigarren im Fabrikpreiie von 120 Ab. per Mille. 

Die Frage war nicht glüdlich formulirt, denn die Zigarren werden im 
Detailverfauf durchweg zu runden Pfennigfägen abgegeben: zu 3, 4, 5,6 x. 
Pfennigen das Stüd, darauf kalkuliren die Fabrifanten unter Berückſichtigung 
de3 Nutzens, den fie glauben machen zu können. Die Frage hätte deßhalb geitellt 
werden müſſen: 

Wie Hoch ift der Fabrifationspreis per Mille Zigarren, welche im Detail: 

verfauf abgegeben werden zu 3, 4, 5, 6 ꝛc. Pfennigen. 

Bei ſolcher Frageftellung wirde der Aufichlag der Händler möglicherweiſe 
geringer erichienen ſein. 

Trotz dieſer Frageftellung ift derjelbe aber auf Grund der Antiworten der 
Bezirks-Kommiſſionen nur ermittelt bei Zigarren und Zigarretten im Berfauf 
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en gros auf 20 Prozent, im Verkauf en detail auf 33’/, Prozent bes 
Fabrikationswerths, während die Verſchleißgebühr nad) Angaben zuverläffiger 
Fabrikanten von der Enquete-Kommiſſion geſchätzt ift: 


bei Raudhtabad . . . auf 13 Prozent 
„ Schnupfttbad . . „17 ,„ 
„ Sutbad. ». .-. ». „ 8 , 


des Fabrikationswerths. 

Unter Zugrundlegung diejer Verichleißgebühren und der (ebenfalld von ber 
Taback-Enquete-Kommiſſion aufgeftellten) Annahme, daß "/, der Zigarren umd 
Sigarretten en gros, */, aber en detail abgejegt werden, berechnet das ftatiftiiche 
Amt den in Nede ftehenden Jahresfonfum in Band XLII Seite 103 folgender: 
maßen: 


für 5,259,149 Mille Zigarren . . . auf 249,269,000 M. 
— 3,752 Zentner Zigarretten . . „ 3,304,000 „ 
u. 731,921 a Naudtabad . . „ 42,429,000 „ 
A 121,440  „ Schnupftabad . „  10,156,000 „ 
ö 49,098 „ Stautabad . . „u 7,808,000 „„ 


zufammen auf 412,966,000 Mb. 

Seitens der Herren Negierungsfommiffarien wurde bei Feititellung des Be 
rihts Werth darauf gelegt, an diefer Stelle zum Ausdrud zu bringen, daß ihrer: 
jeits in den Kommiffionsverhandlungen betont fei, die vorftehende Summe müſſe 
behuf3 Vergleihung mit dem rechneriichen Grgebniß der Monopolvorlage um 
ca. 5 Millionen Mark, alfo auf ca. 318 Millionen Mark erhöht werden, weil 
in der Vorlage fümmtliche Zigarren naturgemäß mit den legten Detailpreijen in 
Nechnung gebracht feien. 

Dem gegenüber ift zu bemerken, daß die Vertheuerung des Zigarrenfonjums 
für diejenigen, welche unter der Privatwirthichaft in der Lage ſich befinden, die nie 
drigeren Engros-Preife zu bezahlen, unter der Regie dagegen gezwungen find, aud) 
bei größeren Bezügen Endetail-Preiſe zu geben, sub f diejes Berichts konſtatirt 
ift und zwar als eine Minderleiftung der Regie. 

In dem vorftehenden Abjchnitte c handelt es ſich dagegen nur um die Er: 
mittelung des Preifes eines Jahrestonfums unter der Herrichaft der Privatwirtd: 
ſchaft, alfo um die Frage: auf welde Summe ift der jährliche Geldaufwand für 
den Tabadgenuß unter den heutigen Berhältniffen zu veranjchlagen * 


d. 


In der Vorlage wird aud) der sub e entiwidelten Geldwerthberehnung des 
fragliden Jahrestonfums als zu niedrig Oppofition gemacht und dagegen ans 
geführt: 

1. Schon der Fabrifationswerth ſei zu niedrig angegeben. Es heißt in 
diefer Beziehung auf Seite 39 der Vorlage wörtlid: 

„Die nur nad) 2 oder 3 großen Preisgruppen gemachten Erhebungen für 
das Jahr 1877 mußten unzuverläffige und der Sachlage nad) zu niedrige Durch— 
ichnittswerthe ergeben, Telbit wenn die Betheiligten ohne Ausnahme möglichſt 
genaue umd zutreffende Angaben zu liefern beabfichtigen.” 

Weßhalb die nad) 2 oder 3 großen Preisgruppen gemachten Erhebungen 
unzuverläffige und der Sachlage nad zu niedrige Durchſchnittswerthe ergeben 
mußten, ift an und für fich ſchwer einzufehen, denn die betreffende Frage an 
die einzelnen Fabrikanten (Frage 30 Fragebogen II), Tautete: 


VI. Das Tabatmonopol in der Neichsſtags-Kommiſſion. 497 


Wie viel Fabrifate find von Ihrem Geichäfte hergeftellt worden : 


Verkaufs: 













werth. 
1. Zigarren Sb. 
a) 30 MA und darunter das .. 
b) über 30 M. . r 
2. Rauchtaback Bentner Ab. 


a) 40 2% und darunter das Pfund 
b) über 40 bis 70 9 das Pfund 
ce) über 70 9 da3 Pfund 


In ähnlicher Weile war die Frage auf bes Produftionsquantum und den 
Fabrikationswerth der ſonſtigen Tabadfabrifate gerichtet. 

Die Frage war unter jolchen Umftänden gewiß nicht fchtver zu beantworten, 
und der Umſtand, daß nur 2 bis 3 und nicht mehr Preisgruppen gemacht waren, 
fonnte nur dazu dienen, die genaue Grmittelung der Thatjache, wie Hoch der 
Fabrikationswerth des Gejfammtquantums der hergeitellten Fabrifate fei, zu 
erleichtern. Von „Durhichnittswerthen“ kann aber bei jener Frageftellung über: 
haupt nicht die Rede fein. Unerfindlih ift auch, weßhalb diejelben, wenn fie 
unzuverläjfig waren, gerade zu niedrig fein jollten. 

Hiergegen wurde jeitend der Vertreter der verbündeten Negierungen geltend 
gemacht, einmal, daß die Erhebungen des Fabrifationswerth3 der Tabadfabrifate 
gar nicht vollftändig geweſen jeien, daß vielmehr zur Erzielung eines Geſammt— 
reſultats Cinihäßungen für größere Gruppen hätten ftattfinden müffen, und dann, 
dag nach ſtatiſtiſch-techniſchen Erfahrungen überall, wo nicht die einzelnen Sum: 
manden, ſondern nur die daraus fich ergebende Summe, wie im vorliegenden 
Falle, erfragt würden, das Nejultat unzuverläffig fei. 

Es bleibt dann noch die Vermuthung der Vorlage zu unterfuchen, daß die 
Betheiligten abjichtlich zu niedrige Werthe eingeftellt hätten. 

In der Kommiſſion ift diefe Behauptung dahin erläutert, es könne dies ge- 
ihehen fein aus Furt, andernfall® zu höheren Steuern herangezogen zu werden. 

Die Hypotheje ericheint etwas weit hergeholt, befonders wenn man berück— 
ihtigt, daß den Yabrifanten am Gingange der ihnen zur Ausfitllung übergebenen 
Fragebogen ausdrüdlic, die Verficherung ertheilt war, „daß die individuellen Ver: 
hältniffe der Interefjenten, welche durch die Beantwortung der geftellten Fragen 
zur Stenntniß der Zähler, der Behörden und der Enquete-Kommiſſion gelangten, 
geheimgehalten und. die in die Deffentlichkeit gelangenden ftatiftifchen Zuſammen— 
ftellungen jo geftaltet werden follten, dab aus ihren Antworten irgend welcher 
Schaden nicht erwachlen könne.“ Zudem lag es für Jemanden, der niedrigere 
Zahlen angeben wollte, gewiß nahe, neben dem Gejammtfabrifationswerth, aus 
welchem die Höhe des Reingewinns ja doch nicht zu erjehen war, das Geſammt— 
quantum der Yabrifate, welches wenigitens auf den Umfang des Geſchäfts ſchließen 
ließ, entiprechend zu reduziren. 

Endlih wurde in der Kommijfion noch hervorgehoben, daß dem behaupteten 
Anreiz zur inftellung niebrigerer MWerthe, wenn er überhaupt vorhanden ge- 
weien fein jollte, gewiß in gleichem oder noch höherem Maße der Anreiz zur 
Einftellung noch höherer Werthe aus Beſorgniß vor der Einführung des Mono» 
pols und der dann vielleicht eintretenden Benutzung des gelieferten Zahlenmaterial3 
zur Berechnung der Entihädigungsfummen gegenüberftehe. 
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Soviel über das zur Bemängelung der berechneten Fabrikationswerthe 
Vorgebrachte. 

2. Sodann behauptet die Vorlage aber auch, daß der Gewinn der Händler 
an den Fabrikaten, alſo die Verſchleißgebühr, „jedenfalls bei Rauch- und Schnupf— 
taback“ in der Berechnung der Enquete-Kommiſſion erheblich unterſchätzt ſei. 

Dieje Unterihäßung ſei „augeniheinlich“, meint die Vorlage, wobei fie 
lich zugleich auf die Erfahrungen der Ktaiferlichen Tabadmanufakttur in Straßburg 
beruft. Da die Erfahrungen der Staijerlihen Tabadmanufaktur unkontrolirbare 
waren, jo muß es Jedem überlaflen bleiben, in twieweit er die bezüglichen Er: 
mittelungen der Taback-Enquete-Kommiſſion damit als erichüttert anſehen will. 
Mit Rückſicht darauf, dab die Nichtigkeit der angenommenen Berjchleißgebühren, 
hauptſächlich für Rauch- und Schnupftabad, bemängelt wird, mag jedoch darauf 
aufmerfiam gemacht werden, daß, wenn man jelbit 10 Prozent Verichleißgebühr 
bei jenen Fabrifaten hinzurechnen, alfo eine Berjchleißgebühr von 23%/, Prozent 
für Naudtabad und 27'/, Prozent für Schnupftabad annehmen wollte, was 
jedenfalls jehr viel wäre, fi) der Detailverfaufswerth doch noch nicht um fünf 
Millionen erhöhen würde. 

3. Scließlid hat die Vorlage aber auch den berechneten Geſammt-Detail— 
verfaufswerth in Baufch und Bogen angegriffen und zwar unter Bezugnahme 
einmal auf eine Aeußerung des ſtatiſtiſchen Amts auf Seite 104 der bereits 
mehrfach zitirten Arbeit in Band XLII und unter fernerer Bezugnahme auf 
das angebliche Geſtändniß eines monopolfeindlichen Fabrifanten. 

“) Was zunächſt den erften Punft anlangt, jo ift darüber Folgendes zu 
bemerfen : 

Das ftatiftiiche Amt geht in jener Arbeit von der feiten Vorausjegung aus, 
daß der mit dem Produftionsauantum des Jahres 1877 ſich dedende Jahres: 
fonfum von rund 313 Millionen Mark für das Jahr 1877 erheblich zu hoch 
fei, weil die Produktion des Jahres 1877 an Tabadfabrifaten wegen der drohen: 
den Zoll und Stenererhöhung eine abnorme Steigerung erfahren habe. 


Um dies zu erweilen, greift das ftatiftiiche Amt auf die bereits oben be 
leuchtete Durchfchnittsberehnung der Jahre 1871/72 —1877/78 zurüd und äußert 
fich dabei folgendermaßen: 

„Die Zahl (seil. von rund 313 Millionen Mark) muß fich bei Vergleichung 
mehrerer Jahre als zu hoc) erweifen. Die angewandte Berehnungsart (d. 1. 
die sub e in diejem Referat wiedergegebene) aber läßt fih nad Lage der Ma: 
terialien der Tabad:Enquete leider nur für 1877 gebrauchen. Es kann da— 
gegen die überihlägige Berechnung des Geldwerthes, welche in der Statiſtik 
des Deutichen Neich$ Band XXXVII Februarheft Seite I* und Oktober: 
heft Seite I* durchgeführt ift, zur Vergleihung herangezogen werden. Diefelbe 
ſchließt ſich an die Berechnungsart des Tabadkonjuns aus dem inländiihen 
Tabadsbau an... . Für die Zigarren wurde angenommen, dab ungefähr 
10 Prozent des in Konſum übergegangenen Quantums zu 24 Mb, 50 Pro 
zent zu 43 MA, 30 Prozent zu 60 HM. und 10 Prozent zu 7O M das 
Tauſend verfauft werden.“ 

In dem angezogenen Februarheft heißt es an der relevanten Stelle: 


„E83 mag verſucht werden, auch den Geldiwerth des Tabadverbraudhs im 
deutichen Zollgebiet zu beredinen. Bezüglich der im Inlande hergeftellten 
Fabrifate wird angenommen, daß Rauchtabak durchſchnittlich zu 72 M, 
Schnupftabad zu 125 M, Nautabad zu 75 M. und Zigarren zu 390 M. pro 
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Zentner verkauft werden. Bei den Zigarren wird gerechnet, daß durchſchnittlich 
8 Mille auf 1 Zentner gehen.“ 

Diefe Annahmen der Detailverfaufswerthe, welche von dem ftatiftiichen 
Amte jelbft nur als ein Verſuch zur überichlägigen Berechnung des Geldwerthes 
eines Jahreskonſums bezeichnet werden und welche ſich außerdem an jene Durch— 
ſchnittsberechnungen anjchließen, welche in der Vorlage als fehlerhaft bezeichnet 
ind, werden nun von der Vorlage herangezogen, um die auf Grund der En: 
quete von 1878 berechneten Detailverfaufswerthe zu entkräften, rückſichtlich deren 
das ftatiftifche Amt loco eitato erklärt, daß fie leider nur für 1877 und nicht 
für eine Durhichnittsberehnung zu gebrauchen feien und die es nur aus dieſem 
Grunde für die Durcchichnittsberechnungen nicht benußt. Aus diefem Thatbeftande 
zieht die Vorlage ten Schluß, auch das ftatiftiihe Anıt habe „erkannt“, daß die 
Detailverfaufswerthe, welche auf Grundlage der Materialien der Tabadenquete 
berechnet fjeien, zu niedrig gegriffen wären. 

Die Vorlage will daher die vorftehend gekennzeichneten überihlägigen 
Annahmen ald maßgebend angejehen willen (und zwar mindeltens), wobei ſich 
der Gefammt:Detailverfaufswerth des fraglichen Jahreskonſums allerdings um 
20 und einige Millionen Mart — nad) der Meinung der Vertreter der verbün— 
deten Regierungen von 313 auf zirfa 335 Millionen Mart — erhöhen würde. 

Hierzu wurde Seitens der Vertreter der verbündeten Regierungen hervor: 
gehoben, daß dazu nod der Mehrbetrag an Zöllen und Steuern (welcher 
Punft im folgenden Abſchnitt e noch näher zu behandeln ift) mit zirka 
36 Millionen Markt zu rechnen jei, To daß ſich ſchon hiernach der gelammte 
Detailverfaufswerth des Jahresfonfums auf zirfa 371 Millionen Mark berechnen 
würde, ganz abgejehen davon (was bereit3 in fine des Abſchnitts e hervor- 
gehoben iſt), daß die Vorlage in ihrer NRentabilitätsberehnung von den letzten 
Detailpreiien ausgeht, während bei Berechnung der vorerwähnten Summe nod) 
'/; der Zigarren mit Engrospreijen angefegt ift. 

Dieſe Berehnung hat natürlich zur Vorausfeßung, daß man den gejammten 
bezüglichen Gedanfengang der Vorlage als richtig anerkennt, was die Kommiſſion 
in ihrer Mehrheit nicht thut. 

B. Neben diefer Berufung auf das ftatiftifche Amt ift dann auch nod das 
Zeugniß eined „Monopolfeindes“ herangezogen. 

Der betreffende Zeuge ift die Firma Ofterrotb & Schmidt in Hamburg 
und die Erklärung derjelben, um welche es ſich handelt, fteht in einem „offenen 
Briefe an Herrn Profeffor Wagner“ vom 31. Auguft 1881 und lautet 
wörtlih alſo: 

„Der beutiche Fabrikant, wenn er bei der großen Stonfurrenz auf einen 
einigermaßen regen Abſatz rechnen will, kalkulirt 20—30 Prozent, der Zwiſchen— 
händler oder Detailliit 40-50 Prozent Berdienft, zufanımen alfo durch— 
ihnittlih ca. 60O— 80 Prozent, weldher Sat nicht als zu hoch bezeichnet 
werden fann, wenn man berüdjichtigt, welche Unkosten durch Verlufte, Meiethen, 
Steuern, Agenten: und Maflerprovijionen, Salaire, Neifeipefen 2c. entjtehen.* 

Soweit reproduziren die Motive der Vorlage die Erklärung. Der um: 
mittelbar folgende Sat lautet dann weiter: 

„In vielen Fällen und jeitens einer ganzen Reihe von Gefchäften wird ein 
viel geringerer Verdienit falkulirt; wir für unfere Perſon, die wir Fabrikanten 
und Zmwijchenhändler zugleicd find, find wenigitens zufrieden, wenn wir von 
unjerem Jahresumfag 6—7"/; Prozent netto verdienen,“ 
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Die Kommiſſion hat fich nicht davon überzeugen können, daß den aus einer 
jolhen Erklärung abgeleiteten Momenten der Negierungdporlage Gewidt 
beizulegen ſei. 

Gegenüber der in der Negierungdvorlage ausgeſprochenen Meinung : 

„Es wird feinen Bedenken nnterliegen, diefe unzweifelhaft mit Sachkenntniß 
gemachten Angaben eines Intereffenten als richtig und zutreffend anzuerkennen 
und auf der dadurch getvonnenen Bafis weiter zu Falkuliren —“ 

hat fi die Kommiſſion vielmehr auf den Standpunft geftellt, daß eine derartige 
Baſis bei den entgegenjtehenden Ermittlungen der Taback-Enquete-Kommiſſion den 
erniteften Bedenken unterliege. 

Nach diefem Allen dürften die Verfuche der Vorlage, den Detailverfauföwerth 
des in Frage kommenden Jahrestonfums, alio den Preis, den die deutichen Kon— 
jumenten dafür zu zahlen haben, Hinaufzurüden, wohl nit als gelungen 
anzujehen fein. 


®. 


Es bleibt jedoch noch ein wefentlicher Punkt zu berücfichtigen. 

Der Ausgangspunkt war ein Jahresfonfum in einen Umfange, wie er 
muthmaßlich heute jein würde, wenn die Zoll- und Steuererhöhung von 1879 
nicht dazwiſchen getreten wäre. 

Welcher Einfluß ift aber diejer erheblichen Vertheuerung des Rohmaterials 
zuzuſchreiben? 

Die Vorlage nimmt an, der fragliche Jahresverbrauch ſei um das Plus von 
Zoll und Steuer für das konſumirende Publikum theurer geworden. Da dies 
Plus etwa 37 Millionen Mark beträgt, ſo müſſe der Geldaufwand für einen 
Jahreskonſum, wie er zu Grunde gelegt iſt, auch um jene Summe höher ge— 
worden ſein. Damit aber ſteige der Geldaufwand ſchon von vornherein von 
rund 313 auf rund 350 Millionen Mark pro anno. 

63 wird dabei vorausgejeßt, daß die Vertheuerung der Fabrifate um eine 
jolhe Summe auf den Konfum feinen Eindrud gemaht habe oder wenigftens 
feinen nachhaltigen Eindrud machen werde. Dem gegenüber wurde im ber 
Kommiſſion betont, daß die Dinge fi) doc thatjächlich ganz anders geftaltet hätten. 

Die überwiegende Mehrzahl der Raucher fei nicht in der Lage, ihren Auf 
wand für den Tabadögenuß erheblich zu erhöhen. Werde der Genuß vertheuert, 
fo trete in den meiften Fällen eine Ginichränfung des Genuffes oder ein lieber: 
gang zu einer weniger foftipieligen Form der Befriedigung deilelben ein. Gerade 
mit Rückſicht auf diefen Umſtand bevorzuge der franzöfiiche Raucher den Rauch— 
und Schnupftabad, weil fich in diefen Tabadfabrifaten der Tabackskonſum relativ 
billiger befriedigen lafle. Von vielen Tabadsinduftriellen und anderen Sadver: 
Ständigen wird dieſer Nüdgang in der Qualität des Tabacksgenuſſes bereits jekt, 
obgleich die volle Wirkung noch gar nicht eingetreten iſt, als die weſentlichſte 
Folge der Zolle und Steuererhöhung des Jahres 1879 bezeichnet. Die Leipziger 
Handelskammer Eonftatirt 3. B. in ihrem Gutachten über die Monopolvorlage 
vom 24. März 1882, daß das bis 1879 in Sadjen faſt unbekannt gemeiene 
Kauen in den letteren Jahren unter der ärmeren Bevölkerung, bei den Webern, 
Bergleuten u. ſ. w. jchon erheblich an Boden gewonnen und dad Rauchen ver: 
drängt habe; auch habe bereit die Fabrikation von Kautaback in Sachſen Fuß 
gefaßt. Darnach erfcheint es nach Anficht der Kommiffion mit einer vorjichtigen 
Nentabilitätsberehnung nicht vereinbar, eine jährlihe Steuermehrbelajtung von 
zirka 37 Millionen Mark dem Preiſe eines bisherigen Jahrestonfums ohne weiteres 
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hinzu zu legen, ohne den gleichzeitig eintretenden Konjumrüdgang zu berüds 
fihtigen.. Ein folder Nüdgang pflegte auch in früheren Geſetzesvorlagen nie 
außer Acht gelaffen zu werben; in der Geſetzvorlage, betreffend die Belteuerung 
des Tabad3, vom 8, Februar 1878 war beijpielöweife bei Annahme einer Zoll: 
und Steuererhöhung auf 42 bezw. 24 Mark per Zentner, was ziemlich genau 
der thatjächlich eingetretenen Steuerbelaitung des Jahres 1879 entipricht, ein 
Konfumrüdgang von 15 Prozent für ausländiihen und von 20 Prozent für 
deutihen Tabak in Ausficht genommen. 

Bis zu einem gewillen Grade pflegt allerdingd im Laufe der Jahre eine 
Abjorption der Steueraufihläge durch den Konſum einzutreten, und es ift daher 
auch müßig, nad) der genauen Ziffer der Geldſumme zu fuchen, welche die Raucher 
im Zollgebiet 3. 3. für den Tabadgenuß jährlid” übrig haben. Daß dieſe 
Summe 313 Millionen Mark erheblich überichreiten ſollte, it jedoch nicht 
wahricheinlid). 


f 


Die Vorlage berechnet dagegen den jährlichen Geldaufiwand auf Grund ihrer - 
sub d und e näher dargelegten Annahmen auf zirfa 385,600,000 M, während 
unter der Regie den Rauchern nur etwa 3 Millionen Markt mehr, nämlic) 
388,570,324 M, oder bei einer Bevölkerung von 44,500,000 Berjonen 8,73 M. 
pro Kopf bezw. 43,4, Me. pro Raucher (1 Raucher auf 5 Perſonen gerechnet) 
abgenommen werden follen. Es wäre dies ein Geldaufwand für Tabad, hinter 
dem Frankreich mit etwa 1 Ab. und Defterreih mit etwa 2'/, A. pro Kopf der 
Bevölkerung zurüdblieben. Für jene rund 388'/, Millionen Mark foll die 
Regie liefern: 

592,178 Zentner Zigarren, 
2,610 » Bigarretten, 
749,857 „ Raudtabad, 
122,525 „ Schnupftaback, 
45,910 „ Kautabad. 

Da die ganze Vorlage hindurch davon ausgegangen wird, daß die Negie 
für gleiche Preife gleiche Waare, wie unter der Privatwirthichaft bieten werde, 
fo ift an diefer Stelle darauf aufmerffam zu machen, mit welchen Beichränkungen 
dies bereit3 nach den eigenen Angaben der Vorlage zu veritehen ift. 


Zunächſt bleibt das Quantum Fabrifate, welches zu liefern veriprochen 
wird, nicht unerheblich hinter dem Jahresfonfum pro 1877 zurüd, von welchem 
ausgegangen und wofür die Summe von 313 Millionen Mark in Rechnung 
geitellt war. 

Während nänlich in jenem Jahreskonſum die Zigarren mit 751,307 Zentnern 
oder jelbit bei Arinahme der Nelation von 8000 Stüd zu 1 Zentner mit 
657,393 Zentner ericheinen, will Die Negie nur 592,178 Zentner, alſo 65,215 Ztr. 
(zirfa 10 Prozent) weniger liefern. Daß jie andererjeits etwa 18,000 Zentner 
Rauchtaback mehr liefern will, fällt bei der ftarfen Werthdifferenz zwifchen Zi: 
garren nnd NRauchtabak dagegen nur jehr wenig in die Wagichale.. Bei den 
übrigen Tabadfabrifaten deden fich die Quantitäten annähernd. 

Sodann Joll die jegige luxuriöſe Art der Austattung fortfallen, eine 
Minderleiftung, für welche auf Seite 39 der Vorlage 3 Millionen Mark in An: 
jag gebracht find. 

Ferner heißt e8 auf Seite 39 der Vorlage: 
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„Das Monopol bringt naturgemäß eine kleine Vertheuerung für diejenigen 
mit fi), welche jeither in der Lage waren, fich größere Vorräthe zu Engros- 
preifen anzuichaffen; ebenjo werden die importirten Zigarren nad) den angeſetzten 
Preiſen eine, wenn auch nicht bedeutende, Vertheuerung erfahren.“ 

Endlich it zu berüdfihtigen, daß die Leiftung der etwa 60,000 Ber: 
ichleiger einer Regie naturgemäß hinter der Leiftung von mehr ald 300,000 De 
tailverfäufern der zeitigen PBrivatwirthichaft zurücdbleiben, was bei den Konſumenten 
in einer geringeren Bequemlichkeit bei der Erlangung von Tabadfabrikaten zur 
Geltung fommt. 


D. 


Nachdem in dem vorigen Abichnitt C die falfulatorifchen Unterlagen der 
Vorlage im Allgemeinen geprüft find, ericheint es angezeigt, aud) noch die Gegen: 
probe, welche auf das Exempel gemacht ift, kurz zu beleuchten. 

Auf Seite 39 und 40 der Vorlage find den Geſtehungskoſten der Monopol: 
verwaltung die dermaligen Geftehungsfoften der Privatinduftrie vergleichsweiſe 
gegenübergeitellt. 

Für die Monopolverwaltung hat man dabei die Geſtehungskoſten auf 
1,505,720 (in diefem Quantum find neben den importirten Zigarren auch die 
Zigarretten nicht enthalten) Zentner Fabrifate mit 164,524,770 M. ausgeworfen. 
Für die Privatinduftrie nimmt man an, ihre Geftehungsfoften ſeien — wenn 
man zunächſt von den Zöllen und Steuern auf NRohtabad abfieht — zirka 
12 Millionen Mark höher und zwar ergibt fich diefes Plus nad) der Worlage 
aus folgenden Einzelanfägen : 

1. Mehrausgaben der PBrivatinduftrie beim Cinfauf von 
IRHNIODREE 2.05 a 
(darunter Mehrausgabe für ausländiihen NRohtabad 
rund 6 Millionen Mark); 

2. höherer Zinsfuß (5 ſtatt 4 Prozent) auf ein um 
25 Prozent höheres Anlage und Betriebsfapital 4,000,000 „ 

3. Mehrausgaben für Ausftattung - » >» 2 = 3000,000, 


zuſammen 15,934,212 M 


8,934,212 M 





davon ab 


4. 4,000,000 M. Minderausgaben für das leitende Perſonal und bei den 
Transportfoiten. 

Die Nichtigkeit der meiften diefer Anjäge ift in der Kommiſſion Tebhaft 
beitritten. 

Nücfichtlich der angeblihen Minderausgaben beim Ankauf von Nohtabad 
ift Bezug genommen auf die antimonopofiftiiche Denkichrift dei Bremer Handels- 
fanımer vom 28. März 1882, in welcher auf Grund eines umfaffenden Beweis: 
material3 der Beweis angetreten ift, daß die Negie wenigitens rückſichtlich der 
ausländiihen Tabade auf den billigeren Bezug als die Privatinduftrie nicht 
rechnen könne. 

Was ferner das angeblich) geringere Betriebsfapital der Negie anbetrifft, 
jo wurde darauf aufmerfiam gemacht, daß die Vorlage dabei von Vorausſetzungen 
auögehe, die gleichfalls unzutreffend feien. Die Monopolverwaltung jolle beiſpiels— 
weife nur einen achtmonatlichen Vorrath von ausländiihen Rohtaback halten, 
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während die Privatinduftrie ebenjo wie die beitehenden Negieen mindeſtens einen 
jährlichen Vorrath Halten müßten.) E3 macht das einen Unterjchied im Betriebs: 
fapital von 20 Millionen Markt. Auch die Annahme der Vorlage, die Monopol: 
verwaltung werde mit */, Jahresbedarf an Fabrifaten (mit Einſchluß der in der 
Fabrikation begriffenen Tabade) ausfonmen, wurde in der Kommiſſion von fach: 
verftändiger Seite als irrig bezeichnet. Der fragliche Poſten beträgt 55 Millionen 
Mark. Schon die Annahme eines halben Jahresbedarfs (die franzöfiiche Regie 
rechnet ?/, Jahresbedarf) würde das Betrieb3fapital um weitere 271/, Millionen 
Mark fteigern. 

Es möge aber einmal hypothetiich zugeitanden werden, die Behauptungen 
der Vorlage über die Mehrausgaben der Privatinduftrie bei den Geſtehungskoſten 
feien richtig, welche weiteren Schlüfle knüpfen fid) daran? Betragen die Gejtehungss 
foften rund 12 Millionen Mark mehr, jo erhöhen fich diejelben für die Privat: 
induftrie auf 176,524,770 Mb. oder rund 176'/, Millionen Mark. Hinzutreten 
rund 49°/, Millionen Markt Zoll und Steuer. Alles in Allem vepräjentirten 
die Geftehungsfoiten der PBrivatinduftrie danadı rund 226 Millionen Marf von 
einem Quantum Fabrikate, welches die Konſumenten mit rund 371'/, Millionen 
Mark bezahlen jollen. Der Aufſchlag beträgt ſonach 145%/, Millionen Mark. 
Da nun ferner behauptet wird, die fraglichen 371'/, Millionen Mark entiprächen 
mit einer geringen Differenz dem Geldaufiwande, den die Konjumenten auch unter 
der Privatwirthichaft für dasjelbe Quantum Fabrifate würden leiften müffen, fo 
liegt darin zugleich die Behauptung, daß die Neingewinne der Fabrifanten (aus— 
Ihließlih der Verzinfung des Anlage und Betrieb3fapitald mit 5 Prozent) und 
die Verjchleißfoften zufammen heute 1451/, Millionen Mark auf jene® Quantum 
im Zollgebiet hergeftellter und fonjumirter Fabrifate ausmachen. Der Reingewinn 
der Fabrifanten ift bei dem Stapitel der Entihädigungen in der Vorlage jelbit 
mit 6 Prozent angejegt und im ganzen auf rund 16!/, Millionen Mark ge: 
ihägt. Es blieben danach 129'/, Millionen Mark übrig, welche nad) der Mein- 
ung der Vorlage zur Zeit unter der Privatwirthichaft aufgewandt werden, um 
die hergeitellten Fzabrifate an die Konjumenten zu bringen. 


Da nun die Vorlage an Berjchleißgebühren unter der Monopolverwaltung 
10'/, Prozent der Detailverfaufspreife rechnet, was für die obigen 371'/, 
Millionen Mark einer Verſchleißgebühr von rund 39 Millionen Markt entjprechen 
würde, jo ergiebt fih, daß ein Reinertrag der Negie von etwa 90'/, Millionen 
Mark allein aus eriparten Verſchleißkoſten herausgerechnet wird. 


Da ferner der Neinertrag der Negie — abgefehen von der Sunme, welche 
dem heutigen Ertrage aus Zöllen und Steuern entipriht — auf rund 114 
Millionen Mark geihäst wird, wovon rund 8 Millionen als Gewinn aus im 
portirten Zigarren entfallen, jo beruht die Nentabilitätsberehhnung der Vorlage 
nahezu ausichlieglih auf der Hoffnung eines außerordentlich viel billigeren Ver: 
ichleißes. Im demjelben Maße, wie jich dieſe Hoffnung als trügeriich erweilt, 
Ihrumpft der erhoffte Ertrag der Regie zuſammen. 


N) Der Generaldireltor der franzöfiihen Regie hat ſich nad) diejer N.ichtung hin 
in der parlamentariichen Enquete von 1875 mit voller Deutlichkeit ausgejproden. Er jagt: 
La Regie a pour rögle de se cr&eer en magasin des avances suflisantes en matieres 
premitres, pour pouvoir se passer d’achats à l’ötranger, au moins pendant une 
ann&e entiere. Üette precaution est necessaire pour mettre l’Administration ä 
l’abri des inconvenients r&sultant des inegalites des r&coltes en qualit& et en quan- 
tite, et il y aurait möme des avantages sörieux, à donner une importance plus con- 
sid£rable & ces approvisionnements,. (Pag. 315 der Annexes). 
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Seitens der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde darauf hingewieſen, 
daß bei diefer Art der Berehnung nicht blos der Neingewinn der Fabrikation, 
fondern der ganze Aufichlag derjelben auf die Geftehungstoften in Frage komme, 
welcher in der Vorlage auf 20 Prozent — 45 Millionen Mark veranichlagt jei, 
jo daß, auch wenn man der zahlenmäßigen Entwidlung des Berichts folge, nur 
etwa 60 Milliouen Mark aus eriparten VBerichleißgebühren ſich ergeben würden. 

Um Mißverftändnifien zu begegnen, ift jedoch nod) darauf aufmerfjam zu machen, 
daß bei diefer Art der Berechnung die Verichleißfoften allerdings, wie dies aud 
ihon oben hervorgehoben ift, im weiteften Sinne verjtanden werden müſſen. Es 
find nit nur die Detail-Verſchleißkoſten darunter begriffen, fondern auch die 
Koſten, welche der Fabrifant aufwenden muß, um die hergeitellten Yabrifate 
ſeinerſeits abzuſetzen. Dieſe legteren Koſten veranſchlagt die Vorlage an einer 
Stelle (auf Seite 64) auf rund 29 Millionen Markt, ohne daß jedoch Gründe 
für die Nichtigkeit diefer Annahme mitgetheilt find. 

E. 

Schließlid ift in der Kommilfion auch noch die Berechnung in Beilage G 
der Vorlage mit Nüdfiht auf die Vertheilung des Reingewinns auf die einzelnen 
Sorten der Tabadfabrifate einer Kritik unterzogen. 

In jener Beilage @ wird der Gewinn der Regie aus Zigarren auf rund 
146 Millionen Mark geſchätzt, der Gewinn aus allen anderen Tabadfabrifaten zu: 
fammen nur auf rund 30 Millionen Mark. Es ift dabei noch zu erwähnen, dab 
die Rippen und Abfälle, welche fid) bei der Zigarrenfabrifation ergeben und welde 
bei der Raucdtabadfabrifation zur Verwendung fommen, in Beilage G nidt 
unter die Gejtehungsfoften des Rauchtabacks, jondern unter die Geſtehungskoſten 
der Zigarren gebracht find, entgegen der richtigen Rechnung in Beilage C der 
Borlage. Im diejer Beilage C find jene Nippen und Abfälle zugleich bewerthet 
mit 4,817,720 M. 

Um diefe Summe von annähernd 5 Millionen Mart muß deshalb in 
Beilage @ der präfumtive Gewinn aus den Zigarren erhöht und der präfumtive 
Gewinn aus dem NRauchtabaf ermäßigt werden. 

Darnad) ergäbe fi ein Gewinn von rund 151 Millionen Mark aus 
Zigarren und von rund 25 Millionen Markt aus allen anderen Tabadfabritaten 
zufammen genommen. 

Diefe Summe von 25 Millionen Marf beträgt, wenn überhaupt, jedenfalls 
nicht erheblid) mehr, als der Zolle und Steuerbetrag, welcher unter heutigen 
Berhältniffen von den zu jenen Tabadfabrifaten verwandten Rohtabadmengen be 
zahlt werden muß. An diejen Yabrifaten (Rauch-, Schnupf: und Kautabad) ge 
winnt die Negie jomit jo gut wie nichts. Der ganze eigentliche Reingewinn der 
Negie joll aus den Zigarren genommen werden. 

Der Bruttoerlös aus Zigarren joll nad Abzug der Verjchleißgebühren rund 
265 Millionen Mark betragen, der Bruttoerlös aus Rauch-, Haus und Schnupf: 
tabad nah Abzug der Berichleißgebühren rund 82 Millionen Mark. 

Zur Vergleihung mag bemerkt werden, dab fih nad Krückl („Das Tabad- 
monopol in Dejterreih und Frankreich“ Wien 1878) im Jahre 1876 in den 
Negieländern Oeſterreich und Frankreich der Bruttoerlös ſtellte 

in Oeſterreich 
aus Zigarren auf rund .. . . 55 Millionen Matt, 
aus Naudy und Shnupftabad zufanmen auf 
TIND si. 3. 5.6 2.2 2.0.0. 57 Millionen Marl, 
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in Frankreich) 

aus Zigarren auf rund . - - . 41 Millionen Mark, 

aus Rauch- und Schnupftabad auf rund . +. 204 Millionen Marf. 
Man erfieht daraus, wie völlig anders als in andern Negieländern nach der 
Vorlage unter einer deutjchen Regie der Konſum fich geitalten jol. Zugleich 
hängt aber die Rentabilität der deutichen Negie auch wiederum vollftändig davon 
ab, daß es gelingen wird, die deutjchen Raucher zu veranlaffen, gerade in dem 
Verhältniß Zigarren und andere Tabadfabrifate zu fonfumiren, wie dies die 
Vorlage in Ausſicht nimmt. 

Zwar hat der Raucher unter einer Negie nur die Wahl, das zu rauchen, 
was ihm die Regie bietet oder gar nicht zu rauchen. Den letzteren Ausweg wird 
er wohl nur im äußerten Nothfalle wählen, wenn er fih an die Monopol- 
fabrifate gar nicht zu gewöhnen vermag. Dagegen ift eine Einfchränfung des 
Konfums ſchon wahricheinlicher. 

Der Reiz zum TQTabadgenuß wird jet innerhalb der Privatwirthihaft auf 
die mannigfachfte Weije hervorgerufen: durd Eingehen auf jede Geſchmacksrichtung, 
dur ein der Bequemlichkeit der Konjumenten in jeder Weile entgegenftommendes 
Angebot, durd elegante Ausftattung, durch Kreditgewährung an den Käufer von 
Tabadfabrifaten u. ſ. w. 

Faft alle diefe Reizmittel fallen unter einer Regie fort und es müßte merf- 
würdig jein, wenn das nicht auf den Konſum einen nachtheiligen Einfluß haben 
jollte. Dieſer Einfluß wird fich vermuthlich in erfter Linie da geltend machen, 
wo die Differenzirung des Geſchmacks am meiften ausgebildet ift, nämlich bei den 
Zigarren. Der Zigarrentonfum wird dann abjolut zurüdgehen bezw. fich in 
einen anderweiten Tabadgenuß verwandeln. 

Es wird dies umjomehr der Fall fein, wenn der Vorlage gemäß Rauch—, 
Schnupf- und Kautaback jo preiswürdig geliefert werben, daß Die Regie eigentlic) 
(mit Ausnahme der. heutigen Zolle und Steuererträge) nicht8 "daran verdient, 
während die Zigarren den ganzen Reingewinn liefern jollen und deshalb relativ 
jedenfall3 weniger preiwürdig jein müflen. 

Se mehr fih aber der Konſum von den Zigarren zurüdzieht, um jo 
ihwächer flieht die Quelle des Reinertrags der Regie. 

Auch ift bei der Neinertragäberehnung in Beilage G vorausgefest, daß die 
Zigarren gerade in der Preislage, wie fie von der Monopolverwaltung geboten 
werden, verfäuflich find. Lehnen die Stonjumenten aber ab, eine Sorte für den 
normirten Preis in der erhofften Menge zu kaufen, was fi) möglicherweife erit 
herauöftellt, wenn bereit3 große Quantitäten Zigarren jener Sorte angefertigt 
find, fo wird auch die Regie gezwungen fein, wie die PBrivatinduftrie, jene Sorte 
zu reduzirten Preifen abzugeben. 

Aus allen diefen Gründen erjcheinen die Vorausſetzungen wie fie in Beilage & 
niedergelegt find, gleichfall3 nicht haltbar und die Annahme der Vorlage, eö werde 
der Negie gelingen, aus den Zigarren den ganzen folofjalen Reingewinn, den die 
Vorlage in Ausficht ftellt, herauszumirthichaften, höchſt gewagt. 

F. 

Es erübrigt no, eine Anzahl anderweitiger Bedenken gegen das Monopol- 
projeft £urz zu erwähnen, welde in der Kommiflion berührt find. So wurde 
auf die unverhältnigmäßig großen Opfer hingewiejen, welche einzelne Bundes- 
ftaaten, wie 3. B. Baden und Bremen, bei Einführung des Tabadmonopols zu 
bringen hätten, — auf die Schädigung der Kommunen, welche jtatt fteuerpflichtigen 

Annalen des Deutihen Reichs. 1872, 33 
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Brivatfabrifanten demnächſt fteuerfreien Negiefabrifen gegenüber ſtehen würden, 
— auf die Schädigung der mancherlei Hülfsgewerbe der Tabadinduftrie, deren 
Abſatz jedenfalld weſentlich reduzirt werde, falls die Hülfsgewerbe nicht überhaupt 
als freie Induftrieziweige ausicheiden jollten. 

Auch die politiichen Bedenken, welche aus der bireften bezw. indirekten Ab: 
hängigfeit einer außerordentlid) großen Zahl von Beamten, Arbeitern, Verſchleißern 
‚ und PBflanzern vom Staat hervorgehen, wurden geitreift. Die in Ausfiht ge 
nommenen Entihädigungen wurden mehrfah als zu niedrig und nicht alle Be 
ihädigten treffend bezeichnet, desgleichen wurde die Gefahr betont, daß Diele 
plöglid an dann gerade beichäftigungsloje Perjonen zur Auszahlung gelangenden 
Geldiummen in unmwirthichaftlicher Weile verbraucht werden würden. 

Was insbejondere die Tabadarbeiter anlangt, fo wurde ſtark bezweifelt, daß 
die Annahmen der Vorlage betreffs der Zahl der 3. 3. in Beſchäftigung befind: 
lihen Arbeiter zutreffend fein und daß man mit den angejegten Arbeitslöhnen 
werde ausfonmen können. Ferner bezeichnete man die Nothwendigfeit erheblicher 
Translozirungen von Arbeitern und die Wahricheinlicykeit des Verſchwindens der 
Hausinduftrie bei Einführung de Tabadmonopol3 als Nachtheile von nicht zu 
unterfchägender Bedeutung. Die meiften diejer bereits im Plenum des Neichstags 
mehr oder weniger eingehend berührten Punkte und insbejondere die Entichädig- 
ungöfrage konnten von der Kommiſſion um jo eher ohne erihöpfende Behandlung 
gelafien werden, al3 die Kommilfion nad) Ablehnung des $ 1 der Vorlage nicht 
in Ausfiht nahm, nad) der Eventualmarime zu verfahren und die Einzelbeitimm:- 
ungen des Gejegentwurfs jo zu behandeln, als ob der Monopolgedanfe akzeptirt jei. 

Eingehender wurde das Scidjal erwogen, weldes die Tabadpflanzer unter 
dem Monopol zu erwarten hätten. 

Nah der Vorlage jollen die Tabadpflanzer unter dem Monopol in eine 
befonders günftige Lage gelangen. Sie werden den „Gefährdungen der ‘Privat: 
ipefulation“ entrüdt und follen die Regie eigentlich nur als ficheren Abnehmer 
und guten Zahler kennen lernen. 

Unter ſolchen Umftänden mag ein Zitat aus einer Dentichrift, welche sub 
Nr. 49 in Band V der Anlagen zum Bericht der Tabad » Enquete- Kommiflion 
abgedrudt ift und von dem Königlich bayeriihen Oberrehnungsrath Felier, 
einem Meitgliede jener Enquetesstommiflion, verfaßt war, hier vorab eine Stelle 
finden. 

Es heißt in jener Dentichrift auf Seite 16: 

„Bor Allem erjcheint hier relevant, die Beziehung des Tabadmonopols zum 
inländiichen Tabadbau thunlichit Elarzuftellen. Wohl über feinen das Monopol 
betreffenden Punkt find jo unrichtige Anfchauungen in Deutichland verbreitet 
worden, als über diefen. Es mag daher weſentlich zur Aufklärung beitragen, 
wenn eine Meußerung des franzöfiichen Generaldirektor der Negie an die Spige 
der gegenwärtigen Grörterung geftellt wird. Der genannte Beamte erklärt 
nämlich in Erwiderung der von der legten Enquete-Kommiſſion über das Preis: 
verhältniß der in: und ausländijchen Nohtabade gejtellten Frage unter Anderem 
Tolgendes : 

Si l’on placait au point de vue exclusif les benefices à r£aliser 


directement par le monopole des tabacs ...... on serait conduit 
a la suppression absolue de la culture en France (Pieces justi- 
ficatives ... . . Seite 67).“ 


Seitens der Vertreter der verbündeten Negierungen wurde zur Begründung 
der Anficht, daß fich unter dem Monopol die Tabadkultur Heben werde, u. U. 


VI. Das Tabadmonopol in der Reichstags Kommiſſion. 507 


Bezug genommen auf die Neuerung der Straßburger Bezirks-Kommiſſion bei der 
Tabad-Enquete von 1878, welche lautet: 

„Unter der franzöfiichen Regieverwaltung hatte ſich die Qualität des Tabads 
verbefiert, und zwar in Folge der Fürforge diefer Verwaltung, indem diejelbe 
friiden Samen an die Pflanzer vertheilte, die beiferen Produfte höher bezahlte 
und auch ſonſt die Pflanzer, welche fich einen befferen Bau angelegen fein 
ließen, anjpornte und belohnte. Den ſchlechten Pflanzern wurde auch der 
Tabadbau nicht mehr geftattet. Mit dem Monopol find diefe Gründe der 
Hebung des Tabadbaues fortgefallen. Won den Käufern fann nicht jo auf 
die Qualität gejehen werden und die Pflanzer geben ſich in Folge deifen nicht 
mehr die Mühe, wie früher. Die Qualität des Tabacks iſt dadurch jchlechter 
geworden. Seit dem Wegfall des Monopols ift zur Hebung der Tabadkultur 
niht3 mehr geichehen.“ , 

Ferner hat man, aud in der Kommiſſion, eingeiworfen, die Negie werde 
niht ausjchließlih einen fisfaliichen Standpunft einnehmen. Das Wohlwollen 
einer wechjelnden Negieverwaltung iſt aber nach Anficht der Kommiſſion feine 
ftarfe Garantie für die Pflanzer, befonders nicht auf die Dauer. Wenn es nicht 
im direkten eigenen Intereſſe der Negie liegt, viel deutichen Tabak anzufaufen 
und dafür gute Preife zu bezahlen, jo muß das Verhältniß zu den Pflanzen 
nad und nad ein für die letzteren höchſt unficheres werden. 

In jeden Falle find die Tabadpflanzer nahezu völlig in der Hand der Regie: 
verwaltung. Dieje bejtimmt die von ihr nad) der Qualität der Tabade zu zahlenden 
Preife und den Jahresbedarf an inländiihem Tabad. Nun joll die Monopol» 
verwaltung allerdings gejeglicd) gezivungen werden, ihren Bedarf an Nohtabad 
mindeftens zu 2/, durch imländijches Gewächs zu deden, und baneben bleibt es 
den Bflanzern unbenommen, Tabak zur Ausfuhr zu bauen. 

Das ungefähre Berhältniß von ?/, inländiichen Tabak zu ?/, ausländijchen 
hat ji) im freien Verfehr bei normalen Zeiten bereit3 ausgebildet und die Vor: 
lage nimmt daher an, daß auch in diejer Beziehung unter der Regie eigentlich 
nichts geändert werde. Die Vorausfegung könnte unbeanftandet bleiben, wenn 
man annehmen dürfte, daß weder ein Stonjumrüdgang noch eine Abnahme der 
Ausfuhr unter der Negie zu erivarten ftehe. 

Die Möglichkeit eines Konfumrüdgangs it bereits im Vorftehenden eingehend 
behandelt worden. Ein folder Rüdgang muß nothivendiger Weile ein beichleunigtes 
Tempo annehmen, wenn der wahrjcheinliche Fall eintritt, daß die deutiche Negie 
es anderen Regieen nahmadht und zu erheblichen Preiserhöhungen jchreitet. 

Was aber ferner die Ausfuhr an inländiichem Tabad betrifft, jo betrug diejelbe 
nah dem neunjährigen Durhichnitt 1871/80 circa 140,000 Zentner pro anno, 

Unter der Negie in Franfreih ift die Ausfuhr franzöfiicher Tabade auf 
einige Taufend Zentner zufammengefhrumpft. 

Nun ift die Möglichkeit an ſich nicht zu beftreiten, daß umter einer deutichen 
Regie die Ausfuhr einen großen Umfang behalten wird. In da Kommiſſiou 
wurde dies jedoch entichieden angezweifelt und zwar im MWejentlichen aus den 
Gründen, welche bereit3 die Denkichrift der Mannheimer Handelsfammer vom 
27. März 1882 wiedergegeben hat. 

Es Heißt in dieſer Denkichrift: 

Zum Erport find inländiiche Tabade nur in einzelnen Jahrgängen ver: 
wendbar. Die Ernten find jedoch, durch die Witterungsverhältniffe bedingt, jo 
verfchieden unter fih, ja in jedem Jahre in den einzelnen Diitritten jo aus: 
einandergehend, daß nur Angelihts des Ausfalls derielben, d. h. 

33* 
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des dachreifen Tabads, Händler veranlaßt fein können, Cinfäufe zu 
machen und es nicht wagen dürfen, dem Pflanzer, Ihon zur Zeit der An- 
pflanzung, fein Produft zu einem feiten Preiſe abzufaufen, es müßte denn 
diejer Preis ein jo niederer jein, daß der Tabak unter allen Umftänden im Aus- 
lande verfäuflih wäre Ein ſolcher Preis würde jedoch den Anbau an und 
für fi unmöglid machen, weil er die Produktionskoſten des Pflanzers nicht 
deden fann. 

Wenn nun der Händler es nicht. wagen darf, eine Waare zu einer Zeit an: 
zufaufen, wo ihm über deren Qualität und Verwendbarkeit jeder Anhaltspuntt 
fehlt, wie joll der Pflanzer das Rififo übernehmen, Tabak zur Ausfuhr zu 
bauen, für welchen er nicht zum Voraus einen feiten Käufer hat? 

Badiſche und rheinbayeriſche Tabade eignen fih nur in ſolchen Jahr: 
gängen in großen Quantitäten zum Erport, in welden das Gewächs ſpezifiſch 
leiht und gut brennend if. Solde Tabade werden meiftens entrippt und 
beruht deren Verfäuflichkeit außerdem auf forgfältigfter Sortirung. 


Ganz abgejehen von dem oben Gefagten wäre aber diefer Erport entrippter 
Tabade, deren Behandlung einen wichtigen Erwerbszweig der ärmeren Bevölfer: 
ung bildet (Siehe Beriht der Bezirks-Kommiſſion der Neichstabadenquete in 
Mannheim Seite 31 und 32 und der Bezirks-Kommiſſionen in Lahr und Lud— 
wigshafen ebenda Seite 29/30 und Seite 28), unter der Herrſchaft des 
Monopol3 geradezu unmöglich, weil der Händler für den fich bei der nöthigen 
Sortirung ergebenden Tabadausihuß, für die Rippen, Abfälle, kurzen Ein: 
lagen, die er bisher gut im Inlande vermwerthen konnte, feinen Abnehmer mehr 
hätte. Dadurdh würde die entrippte Waare jo unverhältnik 
mäßig vertheuert, daß fie im Auslande, gegenüber Tabaden 
anderer Provenienz, niht mehr fonfurrenzfähig wäre. 


Seitens der Regierungstommiffarien ift. gegen diefe Darftellung eingewandt, 
daß eine wichtige Garantie für den Pflanzer nicht nur in der gefeglichen Firirung 
der Fabrifationsquote von ?/, inländiihem Taback, fondern auch in der weiteren 
Beltimmung liege, daß der Pflanzer den Tabad, deſſen Preisklaſſirung ihm nicht 
entiprechend erjcheine, ausführen bezw. an Händler zur Ausfuhr verfaufen dürfe. 
Auch jei nicht abzujehen, weßhalb der Pflanzer nicht unter einer Negie das Riſiko, 
Taback zur Ausfuhr zu bauen, ohne einen feften Stäufer zu haben, ebenjo qut 
übernehmen folle, wie er dies Riſiko heute unter dem Syitem der Privatwirth— 
ichaft trage. Der Grund, wehhalb er dies Riſiko nicht jo leicht übernehmen wird, 
liegt aber eben in dem Umſtande, daß er unter der Negie nur entweder für 
die Regie oder für die Ausfuhr bauen kann, während er zur Zeit beide Chancen, 
den Verkauf für's Ausland und den für's Inland wahrnehmen kann. Was aus 
der ganzen Ernte für einen lohnenden Export geeignet ericheint, geht heute 
außer Landes, der Reit wird im Inlande verfauft. Unter einer Regie iſt aber 
da3 zum Export im Voraus beftimmte Gewächs, ſoweit es fih nachträglich als 
ungeeignet zum Export erweist, thatſächlich ohne jeden Markt, da ihm der inlän: 
diſche Markt verjchloffen ift; der von der Negie erworbene inländifche Nohtabad 
andererjeits, in welchem ſich vielleicht ein erhebliches Quantum erportfähiger Waare 
befindet, fann in der Negel für den Erport ſchon deßhalb nicht berüdjichtigt wer: 
den, weil die Regie der fraglichen Quantitäten für ihren eigenen Betrieb benötbigt 
ift, ganz abgejehen davon, daß eine Negie ald Erporteur wohl kaum bejonders 
gute Gejchäfte machen würde. Thatſächlich ift ein Erport der Negie nad der 
Vorlage aber auc überhaupt nicht in Augficht genommen. 
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Sollten diefe Erwägungen zutreffend fein und die Ausfuhr dom deutjchen 
Tabad ftarf eingefchränft werden, fo hätten die Tabadpflanzer natürlich noch 
weniger Beranlaffung, die Einführung des Tabackmonopols herbeizumünfchen. 

Von einem Mitgliede der Minorität der Kommiffion wurde ferner geltend 
gemacht, daß die Tabadbauer unter dem Monopol fid) jedenfalls nicht fchiechter 
befinden würden, als unter der vollen Wirkung der jegigen Steuer ſchon der Fall 
fein würde; namentlid dann nicht, wenn, was möglich und zu erftreben ſei, ben 
unter einer Regie vom Tabackbau auszuſchließenden Tabakbauern eine Entichädig: 
ung gewährt werde und wenn endlich der Bau von einigen wenigen Tabad- 
pflanzen, wie joldhe zum eigenen Gebrauch von den kleinen Leuten in den öftlichen 
Provinzen vielfad) gepflanzt würden, auch in Zukunft geftattet werde. 


G. 


Das in den vorftehenden Abfchnitten Ausgeführte dürfte den Beweis Liefern, 
daß troß einer ganzen Neihe von weitgehenden hypothetiichen Zugeitändniffen an 
die Vorausſetzungen der Vorlage die legtere dennoch in allen wejentlihen Theilen 
unhaltbar erjcheint. Um ein Enbdurtheil zu formuliren, wie es aud in der 
Kommiſſion von verſchiedenen Mitgliedern zum Ausdrud gebracht wurde und jeden: 
fall3 den Anihauungen der großen Mehrheit der Kommiffion entipricht, fo lautet 
daffelbe dahin: 

daß die Wahricheinlichkeit einer auch nur annähernden Nichtigkeit der Renta— 
bilitätöberehnungen der Vorlage für zu gering und die Sicherheit, daß eine 
Neihe der jchwerften wirthichaftlichen, fozialen und politifhen Nachtheile mit 
der Einführung de3 Tabadmonopol3 verknüpft ift, für zu groß zu erachten 
fei, um der Annahme der Vorlage das Wort reden zu können. 

Bon einem Mitgliede der Kommilfion wurde dagegen ausdrüdlic erklärt, 
daß feines Erachtens die gegen die Rentabilitätsberehnung der Vorlage gemachten 
Einwendungen nicht geeignet feien, diejelbe zu erjchüttern. 


H. 


Die zweite Aufgabe der Kommiſſion beftand in der Berathung des Antrages 
der Abgeordneten Ausfeld und Genoſſen. 

Der Antrag lautete: 

Der Reichstag wolle beichließen, zu erklären: 

. daß nad der erft durch Geſetz vom 16. Juli 1879 ftattgehabten beträcht- 
lihen Erhöhung der Tabaditeuer jede neue Störung der Tabadinduftrie 
durch nochmalige Veränderung der Beſteuerungsverhältniſſe ausgeſchloſſen 
ſein muß und daher die in der Eröffnungsrede vom 27. April eventuell 
in Ausſicht genommene Erhöhung der Tabackſteuer nicht minder unzuläſſig 
jein würde, als die Einführung des Tabadmonopols ; 

. daß die fhon vorhandenen und in der Zunahme begriffenen Ginnahmen bei 
angemefjener Sparfamfeit in allen Zweigen de3 öffentlichen Haushalts die 
Mittel darbieten würden, um in der Steuer: und Zollgeſetzgebung Härten 
und Ungerechtigkeiten zu bejeitigen. 

Der wejentliche Inhalt diefes Antrages wurde in einer abgeänderten Faſſung 

des Abgeordneten Dr. Lingen angenommen, welche jo lautete: 
daß nad) der erſt durch Gejeß vom 16. Juli 1879 erfolgten Erhöhung der 
Tabaditener eine weitere Belaftung und Beunruhigung der Tabadinduftrie um: 
ſomehr unftatthaft erjcheint, al3 die vorhandenen und in Zunahme begriffenen 
Finnahmen fowohl im Neiche als auch in den Einzelftanten bei angemefjener 


— 


— 
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Sparſamkeit Mittel bieten, die öffentlichen Bedürfniſſe zu befriedigen und be— 
ſtehende Mängel in der Steuer- und Zollgeſetzgebung auszugleichen. 

Der weſentlichſte Geſichtspunkt, welcher die Kommiſſion zur Annahme dieſes 
Antrags bewogen hat, war der, daß die ſeit Jahren durch Steuerprojekte aller 
Art beunruhigte Tabadinduftrie für die nächſten Zeiten mit weiteren Steuerbe: 
laftungen verschont bleiben müſſe, um die Kraft zur wirthichaftlichen Genejung 
und zu einer gelunden Veiterentwidelung zu gewinnen. Man nahm an, dak 
die Tabadinduftrie auf diele ftenerpolitiiche Nuhe umſomehr Anſpruch habe, als 
der Tabad erit im Jahre 1879 einer erheblichen Zolle und Steuerbelajtung unter: 
worfen jei, deren finanzielle Wirkungen noch nicht einmal zum Wollen hätten 
eintreten können. 

Zugleich wurde mehrieitig fonftatirt, ohne daß Diele Behauptung in der 
Kommiſſion Wideriprucd erfahren hätte, daß der Reichsſtag 1879 jedenfalls in 
jeiner großen Mehrheit unter dem Eindruck geitanden habe, mit der damaligen 
Neuregelung der Tabadjteuerverhältniffe jollte fein Proviſorium, Tondern ein 
Definitivum geichaffen werden, ſoweit von einem ſolchen im ftaatlichen Leben über: 
haupt die Nede fein kann. Daß man, wie die Vorlage anzunehmen jcheine, 1879 
nur zunächit das Gewichtsſteuerſyſtem habe einführen wollen, davon ſei nichts 
zu Tage getreten. 

Selbit für den Fall der erfannten Nothwendigkeit neuer Steuerbewilligungen 
wäre deihalb nah Anficht der Kommiſſion einftweilen von einer weiteren Mehr: 
belaftung der Tabadinduftrie ganz abzuſehen. 

Daß es im allgemeinen Intereſſe geboten jei, neue Steuern zu bewilligen, 
nimmt die überwiegende Mehrheit der Kommiſſion aber überhaupt niht an. Die 
Steuerquellen, welche in den legten Jahren neu erichloflen find, liefern im Allge 
meinen noch nicht die ftarfen Erträge, welche nad Ueberwindung des Uebergangs— 
ftadiums zu erwarten find. Zudem wurde darauf hingewiejen, daß die Anhänger 
der jetzt herrichenden Wirthichaftspolitif fi von dem Verlaſſen der Bahnen der 
alten Zollpolitif ja gleichfalls einen erhöhten Aufſchwung des wirthichaftlichen Lebens 
der Nation veripräcen, welcher Aufichwung, fall® er eintreten follte oder in: 
zwijchen bereit3 eingetreten fei, auf die Vermehrung der Reichseinnahmen günftig 
einwirken müſſe. 

Der Staatsſekretär des Reichsſchatzamts beſtätigte zwar ſeine bereits früher 
gemachten Mittheilungen, daß die Rechnungsergebniſſe des Jahres 1881/82 gegen: 
iiber den Boranichlägen des Neichshaushalts günstige fein würden, er hob aber 
zugleich hervor, daß, wie in den Motiven der Borlage und in den Berhandlungen 
des Plenums bereit3 ausgeführt fei, meue indirefte Steuern durchaus nöthig 
wären, wenn die Ziele der Neichsiteuerreform verwirklicht werden follten. 

Auf denjelben Standpunkt ftellten ſich auc einige der Minorität angehörige 
Konmiſſionsmitglieder. Bon einem Mitgliede der Minorität wurde hervorgehoben, 
daß der Tabad fein eigentliches Nahrungsmittel und deshalb am meiften geeignet 
jei, eine höhere Steuer zu tragen, wie fie auch in andern Ländern aufgebradt 
werde. Das ſei in Deutichland um jo mehr zuläffig, als hier der höhere Ertrag 
aus dem Tabad beftimmt ſei, zu einer Erleichterung auf dem Gebiete der ungleich 
jchwerer drüdenden direkten Steuern verwandt zu Iverden. 

Die Meinung, dab die Erträge der jett bejtehenden Zölle und Steuern im 
Neid) ausreichen würden, um eine jolche umfaſſende Steuerreform durchzuführen, 
jei völlig unhaltbar. Träte eine weitere Ausbildung des indirekten Steuerſyſtems 
nicht rechtzeitig ein, jo würden aud ſchon in Nothzeiten die Einzelſtaaten ge 
zwungen fein, die Mehrbedürfniffe durch Zuschläge zu den direften Steuern auf 
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zubringen. Geſchähe das aber, ſo würden die untern Klaſſen der Bevölkerung 
und der Grundbeſitz, welche durch die direkten Steuern im hohen Maße prägravirt 
jeien, geradezu ruinirt werden. Die Annahme der Reſolution fei deshalb einer 
völligen Ablehnung der Steuerreform gleich zu achten. 

Ein anderes Mitglied der Minorität vertrat die Anficht, man ſolle der Reichs— 
regierung um den Preis definitiver Negelung der Tabadjteuerfrage mit einer 
Steuer: reſp. Zollerhöhung bis zu 60 M. bezw. 100 MA. per 100 Kilogr. und mit 
einer Licenzitener, welch leßtere in Intereffentenfreifen manche Freunde habe, ent: 
gegenfommten. 

Dieien Ausführungen gegenüber wurde jeitens anderer Kommiflionsmitglieder 
geltend gemacht, daß es fich nicht um die Frage der Steuerfähigfeit des Tabads 
an fih, jondern um eine weitere Belaftung dejlelben handele, nachdem die volle 
Wirkung des Steuergefeges von 1879 noch nicht einmal eingetreten jei. Dies 
fei aus den ſchon angeführten Gründen unjftatthaft. 

Was die weiteren jozialen und Stenerreformen anlange, jo verhalte ſich aber 
die Nefolution keineswegs grundſätzlich ablehnend zu denfelben; aber jie verlange 
mit Necht, daß man zunächit abwarte, inwieweit die im Jahre 1879 bewilligten 
Zölle und Steuern die Mittel hierzu darbieten, ehe man zu weiteren Steuerbe- 
laftungen fchreite. Für künftige mögliche Nothitände könne man dod) feine Steuern 
bewilligen ; daß zur Zeit nach den Bewilligungen jeit 1879 aber finanzielle Noth- 
kände nicht vorliegen, gehe aus den Motiven zum QTabadınonopol und für 
Preußen insbejondere aus den Erklärungen des preußiichen Finanzminifterö bei 
Gelegenheit der Etatöberathungen hervor. 

Für das Reich, wie für die Einzelftaaten fei daher die Verweifung auf die 
vorhandenen und in Zunahme begriffenen Einnahmen vollkommen berechtigt. 

Bei der Abjtimmung wurde demnächit der Antrag Lingen mit 21 gegen 
3 Stimmen angenommen. 


III. 


Es ift endlich noch über die eingegangenen Petitionen Bericht zu eritatten. 

Diejelben find in der Anlage ſämmtlich aufgeführt. . 

Dieje Lifte enthält 5 (eine iſt erit nah Schluß der Kommiſſionsberathungen 
eingetroffen) Petitionen zu Gunsten des Tabackmonopols, darunter die Cingabe 
eines einzelnen Petenten aus Alt-Tſchau. Die 4 anderen Petitionen plädiren 
vom Intereſſenſtandpunkte der Pflanzer aus für die Annahme der Vorlage. 

Dem gegenüber fteht eine außerordentlich große Anzahl von Petitionen aus 
allen Theilen des Reichs herrührend von Handels- und Gemwerbefammern, Ge: 
meindevorftänden, politiichen Vereinen, Arbeitervereinen, Gewerfvereinen, fauf: 
männifchen Vereinen, Tabadintereffenten (auch Tabadpflanzer fehlen darunter nicht), 
Vertretern der Hülfögewerbe der Tabadinduftrie u. j. mw. 

Fast alle diefe gegnerischen Petitionen erfuchen den Neich3tag, ſich nicht nur 
gegen die Ginführung des Tabadmonopols, ſondern auc gegen jede weitere etwa 
vorgeichlagene Erhöhung der Tabaditeuer zu erklären. Daneben wird in vielen 
Betitionen zugleich die Aufhebung der Straßburger Tabadmanufaktur gewünscht. 

Soweit aus derartigen KHundgebungen die Stimmung der Bevölkerung er: 
ſichtlich iſt, theilt danach die Nation in ihrer ganz übertwiegenden Mehrheit den 
Standpunkt der Mehrheit der Kommilfion. 

Die Kommiffion hält die Petitionen durch die ftattgehabten Berathungen 
für erledigt. | 
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IV. 


Die Kommiflion beantragt hienach: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
1. den Geſetzentwurf, betreffend das Neichötabadmonopol, in allen feinen 
Theilen, 88 1 bis 72, abzulehnen. 
2. zu erflären: 
daß nad) der erft durch das Geſetz vom 16. Juli 1879 erfolgten Er: 
höhung der Tabadfteuer eine weitere Belaftung und Beunruhigung 
der Tabadinduftrie umfomehr unftatthaft ericheint, al3 die vorhandenen 
und in Zunahme begriffenen Ginnahmen ſowohl im Reiche, als aud) 
in den Ginzelftaaten bei angemefjener Sparjamfeit vorausſichtlich 
Mittel bieten, die Öffentlichen Bedürfniffe zu befriedigen und beftehenbe 
Mängel in der Steuer: und Zollgejfeßgebung auszugleichen ; 
3. die in der Anlage verzeichneten Petitionen durd die Beſchlüſſe zu 1 
und 2 für erledigt zu erklären. 


Berlin, den 7. Juni 1882. 
Die VII. Kommillion. 


v. Benda (Borfitender). Dr. Barth (Berichterftatter).. Baron v. Arns: 

waldt-Hardenboftel. Birfenmayer. Dr. Blum. Dieden. Dirichlet. 

Dr. Dohrn. Graf v. Galen. Gielen. Freiherr v. Göler. Goldihmibdt. 

Freiherr v. Hammerftein. Hamfpohn. Kopfer. Lender. Dr. Lingens. 

Dr. Majunfe v. Maffow. Meier (Bremen). Dr. Bapellier. Dr. 

PBerger. Reiniger. Sander. Sandtmann. Dr. Stengel. v. Tepper: 
Laski. Uhden. 


Anlage. 
Verzeichniß 
der 
zu dem Geſetzentwurf, betreffend das Reichstabackmonopol, eingegangenen 
Petitionen. 


Gegen Einführung des Tabackmonopols, und gegen jede weitere Erhöhung der 
Labadifleuer, fowie für Aufhebung der Labadmanufaktur in Straßburg: 


II. Nr. 121 bis Nr. 487. Albert Börner zu Leipzig überreiht 367 Pe 
titionen mit 78,300 Unterfchriften aus folgenden Ortſchaften: 

Altenburg, Altona, Altwafler, St. Andreasberg, Badedenftedt, Baiersthal, 
Bamberg, Barby a. C. (Aken, Calbe und Nienburg), Baugen, Benndorf a. Rb., 
Berlin, Berncaftel, Bernau, Bernburg, Bickenbach in Heflen, Bielefeld, Birnbaum, 
Biſchofswerda, Bitterfeld, Borna, Brake bei Lemgo, Bramſche, Brandenburg, 
Braunfchweig, Bremen, Brieg (R.-B. Breslau), Brühl (R.-B. Köln), Burg bei 
Magdeburg, Burgdamm, Bünde, Burkhardäfelden, Calcar, Calw in Württemberg, 
Gainsdorf, Carlshafen, Charlottenburg, Coldig, Cottbus, Crimmitzſchau, Groflen 
bei Zeit, Crumbach, Cüftrin, Dahme, Damsdorf bei Strigau, Danzig, Delisic, 
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Delmenhorst, Deſſau, Deutichneudorf, Dielheim in Baden, Dietesheim a. Main, 
Dillenburg, Ditteröbah in Schleſien, Doebeln, Drebfau, (RB. Frankfurt), 
Dresden, Duderstadt, Duisburg, Dülken, Düffeldorf, Eberbach in Baden, Eber— 
ftadt, Edernförde, Edingen in Baden, Eilöhaufen, Eilenburg und Umgegend, 
Einbeck, Eiſenach, Eisleben, Elberfeld, Elbing, Ellerbujh, Elfterberg, Emmerich, 
Enger, Engter in Hannover, Erfurt, Erwitte und Umgegend, Errleben, Eſchwege, 
Eſſen bei Wittlage, Eſſen (Neg.:B. Düſſeldorf), Ettenheim und Ettenweiler, 
Fellingshauſen bei Gießen, Fhenningen in Laden, Finfterwalde, Forit in der 
Laufig, Frankfurt a. O., Frankenberg, Frankenftein, Fredeburg in Weftphalen, 
reiberg, Freudenheim in Baden, TFriefenheim in Baden, Frohburg, Frotheint, 
Gardelegen, Gehlenbed, Genthin, Gera, Gießen, M.-Gladbah, Glatz, Glauchau, 
Glüberg und Atzbach bei Gieken, God, Görlig, Goldberg i. Schl., Gotha, Fort: 
haus Grabau in Baden, Greifenberg i. Schl., Greven, Grimma, Großdeuben, 
Großenhain, Gundelsheim, Halberitadt, Halle in Weitphalen, Halle a./S., Ham— 
burg, Hartha b. Waldheim, Havelberg, Haver, Haynau, Heidelberg, Heidenheim 
(Württemberg), Heiligenftadt (R.-B. Erfurt), Heiligenzell in Baden, Hemsbad a. 
d. Bergftraße, Heppenheim in Baden, Herboldsheim in Baden, Herford, Herzberg 
a. Harz, Hildesheim, Hirſchberg i. Schl., Hodenheim, Hoerdt a. Rh. (Pfalz), 
Hohenkirchen Kreis Zeit, Hohenleuben, Hüllhorft, Jauer, St. Jllgen, Ilvesheim 
in Baden, Johanngeorgenftadt, Iſenſtedt, Kaiſerslautern, Kaldenkirhen, Kamenz, 
Karlöruhe und Umgegend, Kayna, Keuzingen, Ketſch, Kintzenbach Kreis Wetzlar, 
Kirhhain, Kirchheim in Baden, Kirchlengern, Kleinhaufen in Baden, Stleinhaufen 
bei Lorich, Stleinfteinheim, König im Odenwald, Kotſchbar und Imnitz, Kreuznach, 
Korfdorf (R.-B. Coblenz), Kl. Krogenburg a. M., Ladenburg, Lahr in Baden, 
Lampertheim, Langenau bei Ulm, Langenbielau i. Sch!., Langenheſſen, Laubaı, 
Pauhftädt, Lauffen in Württemberg, Launsbah, Lautenbah, Leimen bei Heidel- 
berg, Leipzig und Umgegend, Leisnig, St. Leon, Leſum und Umgegend, Levern, 
Libau i. Schl., Lichtentanne bei Zwidau, Liegnig, Lohne in Oldenburg, Lom— 
matih, Lorſch, Ludwigshafen, Ludenwalde, Lübbecke, Lübbenau, Lüben, Lüdings— 
haufen, Lugau, Lunzenau, Magdeburg, Mali, Mannheim und Umgegend, 
Medenheim, Meißen, Melle, Meningshüffen, Merken bei Düren, Merfeburg, 
Mingol3heim in Baden, Minden i. W., Mittweida, Mundenheim und Umgegend, 
Mühlhaufen in Baden, Mühlhaufen in Thüringen, Mühlheim a. Rh., Münche— 
berg, Münden, Münden in Hannover, Münfter, Musichen, Nebra a. Elbe, 
Nedarhaufen, Nettelftedt, Neuenkirchen, Neufreiftadt in Baden, Neukirch in Sadjen, 
Neulußheim, Neumarkt i. Schl., Neumünfter, Neuruppin, Neufalz a. Oder, Nord: 
haufen, Nordheim in Hannover, Nöthnig bei Dresden, Nürnberg, Nußloch in 
Baden, Oberbauerfhaft, Dederan, Derlingshaufen (Lippe), Deftringen in Baden, 
Dettinghaufen, Oeynhauſen, Ohlau i. Schl., Ohrdruf, Offenbadh a. M., Offen: 
burg in Baden, Oggersheim, Oldenburg, Oldendorf, Oppeln, Ofchersleben, Osna— 
brüd, Panitzſch, Penig in Sachen, Perleberg, Petershagen, Pfungstadt, Pinne— 
berg, Pirna, Plangjtadt, Potſchappel, Potsdanı, Prenzlau, Querfurt, Quernhein, 
Radeberg, Raſtatt, Natibor, Rathenow, Nauenbera, Need a. Rh., Neilingen, 
Rheda in Weftphalen, Rochlitz, Nodenberg, Rodheim, Nohrbach bei Heidelberg, 
Ronneburg, Roth in Baden, Rorheim in Bayern, Rulle, Nuttershaufen, Sagan, 
Salzungen, Sandhausen, Sandhofen, Seelbady in Baden, Seefen a. Harz, Seifs— 
hennersdorf, Sorau, Speier, Spenge in Weftphalen, Sprottau, Scharmbech bei 
Bremen, Schatthäufer bei Wiesloch, Scheibenberg, Schellenberg, Schledehaufen 
und Oldendorf, Sclogau in Weftphalen, Schnathorit, Schneeberg, Schönau, 
Schöned in Sachſen, Schönlanfe, Schöttmar (Lippe), Schorndorf, Schotten, 
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Schwedt a. D., Schweigeln, Schwerin, Schweßingen in Baden, Stabtlohen in 

Weitphalen, Stannhaufen in Schlefien, Pr. Stargardt, Steinbah, Steinberg bei 

Gießen, SI. Steinheim, Stollberg, Ober-Strahlwalde, Stralfund, Strasburg, 

Strelitz, Striegau i. Sch, Stuttgart, Sulza, Taucha, Tengern, Treffurt, Trier, 

Vallendar a. Rh., Vaihingen, Velbert, Verden in Hannover, Wegberg bei Gießen, 

Vietz, Wlotho, Wagenftadt in Baden, Waibſtadt in Baden, Waldangelloh, Wald: 

heim, Ober-Waldenburg i. Schl., Walldorf in Baden, Wallisfurth, Waltersdorf, 

und Großihönan, Gr. Waltersdorf, Wanfen, Warendorf, Wafungen, Weimar, 

Weihenfels, Werdau, Wermsdorf, Werther in Weitphalen, Wiedenbrüd, Wiegands: 

thal (Kreis Lauban), Wieſeck bei Gießen, Wiesloh, Wilsdruff, Wimpffen, Wiſſel, 

Wittenberg, Wolkenftein, Wurzen, Würzburg, Zell an der Mojel, Zeit, Zempel: 

burg, Zicher (R.-B. Frankfurt), Zirke, Zwenkau, Zwidan. 

11. Nr. 488. Gude und Genofien zu Soeſt i. W. 

II. Nr. 489. Dr. Edel, PRorfigender des Vereins der Stadtbezirke, und Ge 
noſſen zu Charlottenburg. 

II. Nr. 490. Traugott Barchewitz und Genoſſen zu Schwed a. O. 

U. Nr. 491. Die Handelöfammer zu Bromberg. 

II. Nr. 492. Die Handeldfammer zu Göttingen. 

II. Nr. 493. Die Handelstammer zu Thorn. 

II. Nr. 494. Die Handelskammer zu Hannover. 

II. Nr. 495. Die Handeläfammer zu Barmen. 

II. Nr. 496. August Hebeder, Tabadpflanzer, und Genofjen zu Vierraden und 
Umgegend. 

II. Nr. 497. Klingmüller, Tabadfabrifant, und Genoifen zu Stottbus. 

II. Nr. 498. Brandt, YFabrifant, und Genofjen zu Adim, überreicht durd den 
Abgeordneten Neininger. 

II. Nr. 499. George Ruß, Kaufmann, Vorfigender einer Bürgerverfammlung 
zu München. 

II. Nr. 500. Franz Derheimer und Genofjen zu Mannheim. 

II. Nr. 501. Der Borftand des Handeld: und Gewerbevereins zu Oldenburg. 

II. Nr. 502. Bernhard Kademann und Genoffen zu Leipzig. 

II. Nr. 503. Edmund Wetter, Handlungstommis, und Genofjen zu Gießen. 

II. Nr. 504. Paul Gerhardt und Genofien zu Herzberg a. €. 

II. Nr. 505. Der Borftand des liberalen Vereins zu Wittenberg. 

II. 504 und 505 überreicht durd den Abgeordneten Schroeder 
(Wittenberg). 

II. Nr. 506. Iſaack, Zigarrenarbeiter, im Namen einer Verfammlung Dresdener 
Tabadsinterefienten, zu Dresden. 

II. Nr. 507. Die Handelstammer zu Duisburg. 

II. Nr. 624. Georg Trunf und Genojjen. 

II. Nr. 625. Der VBorftand des liberalen Vereins zu Magdeburg. 


Gegen Einführung des Tabackmonopols und gegen jede weitere Erhöhung 
der Tabackſteuer: 


II. Nr. 515. Die Handelsfanımer zu Osnabrück. 
II. Nr. 516. Der Generalrath des Gewerfvereins der deutfchen Zigarren: und 
Tabadarbeiter zu Magdeburg, 
überreicht durch den Abgeordneten Dr. Hirſch. 
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. Aug. Schneider und Genofjen zu Finfterwalde, 

. Der Stabdtrath zu Hanau. 

. Die Handeldfanımer zu Hanau. 

. Die Handelöfanmer zu Kiel. 

. & Schmidt und Genofien zu Baußen. 

. Marſch, Schriftführer des Ortsvereins der Lederarbeiter, und 


Genoſſen zu Bauen. 


. Karl Wolters, Hof-Bierbrauer, und Genoffen zu Braunschweig. 
. Klingmüller, Tabadfabrifant, und Genoffen zu Cottbus. 

. Tengeler, Maurermeifter, und Genofien zu Vlotho. 

. Wellenjief, Kommerzienrath, und Genofjen zu Bünde, Minden, 


Ravensburg 2c. 2c. 


. Die Handelskammer zu Bielefeld. 
» Die faufmännifchen Vereine zu Bremen, Cottbus, Darmftadt, Diez, 


Döbeln, Freiburg i. B., Fürth, Gera, Iſerlohn, Karlsruhe, Stone 
tanz, Leobſchütz, Wiesbaden, Lübeck, Magdeburg, Mainz, 
Mannheim, DOsnabrüd, Prina, Negensburg, Stralfund, Thron 
und Trier, ; 

überreicht durch den Abgeordneten Kopfer. 


.. Der Borftand des Tabadinterefienten-Bereind zu Hannover. 

. Der Handelöverein zu Hameln. 

. Zohann Dubsky, Faktor, und Genoffen zu Bauen. 

. Der Vorſtand des Gewerbevereins zu Zittau (aus 107 Ortichaften 


Unterjchriften). 


. Der Borftand des Berliner Arbeitervereins. 

. Der Boritand des deutichen Volksvereins zu München. 
. Die Tabadhändler und Tabadfabritanten zu Köln. 

. Berend und Genoſſen zu Danzig. 


Gegen Einführung des Tabackmonopols. 


. Mbolph Hopf überreicht eine Petition mit 3,319 Unterfchriften 


aus Hanau und Imgegend. 


. Die Handelsfammer zu Mühlhaufen in Thüringen. 
. Die Stadtväter zu Karlsruhe, Mannheim 2c. 

. Die Stadtverordneten zu Bünde. 

. Die Handelöfammer zu Köln. 

. Die Handeldfammer zu Leipzig. 


Die Handeläfammer für DOftfriesland und Papenburg, zu Emden, 
bittet um Aufhebung der Straßburger Tabadmanufaktur als 
Staatsanftalt. 
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II. Nr 


II. Nr. 


11. Nr. 


HM. Nr. 


. 509. 


514. 


513. 


655. 
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Dübber, Generalagent der Norddeutſchen Hagel-Berfiherungs- 
geiellichaft, und Genoffen, zu Düffeldorf, bitten um endgültige 
Löſung der Tabadfteuerfrage. 


Der Borftand des Vereins der Hilfs-Induftrieen für die Tabad- 
fabrifation zu Hanau, bittet um Ablehnung des Geſetzentwurfs, 
betreffend das Neihstabadmonopol, event. um angemeffene Ent: 
Ihädigung der Yabrifanten und des Arbeitsperſonals der Hilfsge— 
werbe der Tabadinduitrie. 


Vennewitz, Papierfabrifant, zu Galldorf bei Vlotho, bittet, für 
den Fall der Einführung des Tabadmonopol3, um angemefjene 
Entihädigung der Hand-Papierfabrifanten und deren Arbeiter. 


E. Meyer, Tabakhändler zu Stettin, bittet, für den Fall der 
Annahme des Tabadmonopols, um Erhöhung der vorgeichlagenen 
Vergütung für die Tabadhändler. 


Für Einführung des Tabackmonopols. 





Einführung des Tabackmonopols und Fortſall des Vüſchelns der Tabackblätter. 


II. Nr. 


IT. Nr. 
II. Nr. 
IT. Nr. 
IL. Nr. 


508, 


Wulff, Gemeindevorfteher, und Genoffen zu Wolz, Kreis 
Graudenz. 


.Adams, Bürgermeiſter, und Genoſſen zu Lauterburg. 

.Ruhmer zu Alt-Tſchau. 

. Damian, und Genoſſen zu Böbingen in der Pfalz. 

3. Die Tabadpflanzer der Gemeinden Arzheim, Wendenheim, Eberbach, 


Scleihthal und Duttweiler. 


x 


517 


Durchſchnittspreiſe wichtiger Waaren im Großhandel 1881. 





4 ‘ 


+ 608 | ss 8065 
12.661 | „2318 


os #02 | as 9Iz 


16 081 | sı 881 
0 88T | 80 C6I 
#621 | 18161 
es’ LBL || 81 C6L 


0982 | 90% 
we PIE |e’123 
os LOZ | o9 LOS 


vos 61 85% 
os LVZ | eu 6#% 
er 91 er 623 
17.192 || ze 602 
w'822| os 287 
1'902 | os 80% 
es 662 | sı 98% 
012 | 313 
oe LEG | w‘IHz 
«602 „01% 
8'202 | 09'908 
se LIZ | 9» 612 


0881 | 1881 


mulplipaıng 
sagug 





08 508 | oo 013 | 0'082 
ss F6L | or 308 | 00 30% 
os 80% | o IIZ | 06 013 
oo FOL | 18’ CLT | '8LI 
08,691 00'621 oo — 
su SLI su F8I | 981 
s8 62T | 08’88T | os’ I6L 
00,298 08,292 os 013 
00,833 | nı FE — 
os 912 08 612 08 666 
oo 0483 oo 6° 009% 
‚2% \ 08,197 0 #93 
08,983 | su 867 ev 483 
00 T9T | 00,492 oo #93 
se FEZ | 19 6#8 | 00 272 
oo LIZ | oo 912 | 00.083 
00.088 0.08% oo 0C8 
06 66% | 0: 638 | 08 088 
au LHB | 08 #8 | 08'6CR 
ıs IIZ 1’ LI | 11'000 
0, #12 os 8IE | oo 212 
sı 188 | 09 CE2 | 1 #62 





W 


aaqua! 
a | 


W 


aoquiaa 123907 
| 4 








7 
o— — — —— — — 








00,013 
os 865 
or 218 
00 588 
os 098 
ss 08% 
00,798 
os 68% 
00 #33 
083 
00% 
oT 93 
o933 

oo C17 


os 682 


W 


— 


439 





2967 
oo 133 
09,682 
+ 088 
og *3 
os 15 
0. 608 
0: 186 


W 


unbng 





sı 8Iz 


‘ 


es 615 
or 80% 
us #61 
oo 961 
sr OgI 
zo 621 


008% 
u 61 
0%, 20% 


\osörz 


of f2 
08% 
00 6°8 
10283 
00212 
08 68% 
oe CIZ 
08. 682 
es #07 
oT 13 


ıs OLE | 





7 
ung 


619 399 Inv 


00038 
0 80% 
og 90% 


oo 9€3 
se 613 
or FIe 
00 0°2 
os Fr 
00 98% 
00.698 
ss C82 
00012 


1 #67 
oo 913 


4 
o: CHE 


„r0r 


In 
or EIE 
‘ 
os EIS 


} 66 
oo 05% 
oo 8Iz 
00% 





W 


| 
I 
| 
| ung 





00 08% ı ss 983 
61% 0'812 
es 08% | u 212 

308 | 00 261 
00.817 oo S17 
or 908 sı #0 
120% | 00 80% 
00,#82 00 0° 
ss 61% 17818 
os IIZ os 661 
v0 083 00 6#7 
00,842 | 0 PR 
23 666 oo 913 
00693 | 00 LG2 
ı 162 | 10 23% 
00902 | oo 00% 
00.988 ww IE3 
os #IZ | #08 
os I#% | or IF 
ss 90% | 96 FOR 


0, C02 | 08 861 
os 612 


W 


vo | Madıg | 


oo C17 


o» EIE 
o<Ia 


18 S6T 


oo #03 
og 261 


oo #08 


00 61 
os 95% 
00 961 
oo FEZ|o 
„207 
oo. 161 
oe 803 


| 











ı dungzuwmung >49 (2 


ss 112 


a Flle 
09 CIZ 


9 96L | 
v0 00% 


08 961 
0'605 


oo IFz 


‘ 
' » 002 
‘ 


os c6l 
00 07% 
o+ SEZ 
08,012 
00 €C5 
0808 
00 E61 
087 
oo 961 

—X 


108 


0.061 
oo 908 


Ww 
ID nıg 
20 





U cs 'D Isst „uappuuz“ 886 





29 dB 02 qua alaalqgoa “ppmmge Sarg 
jaımu “sırvaqupz aquniad >bılary 9 v ayv& 


) J 
"3403 qui "aoıd "pa f U 'V anluvag 





6 FR Card sr, van) "og "ld 031 ! brkuvg 
oo La | Fear ra 0— nOJga1g 
00 L61 a42600unjab aynh vllagm-Halvgognz uouaag 
— — ———— 


"OT onnaq 32 0001 ant: jog 
"347 0001 6Guabboi "II 








vo 7 mb “aadog “aobun “gms weg 
00.003 | FR WPHpang avdun ın upmna “qupgur ; 1137999 
oo 61 rn suhipjöpang aqunjad ‘and “ualak 
werner emarad “sipjiadiog :uolpundg 

PRITr a BEILIT avbun “iplinag “gna "zasıuv nano 
ol ad tag cr Famqunz ! Bingagdorg 
00'862 — “pjasa 1399 aod "3y 22/92 aaↄagↄu: nvquig 
020% ⸗ a44unjob aanb "ıalplınaq brechog 

“00. (m 

| 00'261 —— a ——0— 
10027 | 9398 °d 8x 92 "Qu Hoalaorgay pluaga ujg 
gr | nu “sanpaqunz aqunlad ahılard 9 vw ayud 
| 018% A el v anhuva8 
28.605 | FR ung Cry dag gı van nog d gar !Bıfung 
WERL: U AS vonjonbjasnug INDISIIK 
00 20r | FRTIT rd e/Tz moaoad "al "gj36 *qJ36 nd: rag 


3 01 oygnaq ‘34 0007 anl :poR 
an 0001 (ER "I 


| 
| 









| W 
avnu 
| 


ug 









ag um gung wopliungS ustpyaslıoyg wmoa aylabusmmoin? usuoryvaodaojsppqundg a9q maßunpymum usq (PuIg 
(’ISOC<Cr 1aonufıllaacn mı maazmun® Hafltrılmım afardirrenien an 





Durchſchnittspreiſe wichtiger Waaren im Großhandel 1881 


518 





se L6I 

00 @91 | ce gct 
oe $cl oe IcI 
0,907 000% 
8, 'I6T | #61 
ie #61 or isı 
ss IIR | ee EIR 
96 LET | gg ET 
HAAR ETWAH 
09 318 | 218 
v6Ll | on S2L 
PART oe osl 
a 8cT J 





ss 202 w LIE 
ve a8 | a I6l 
or E8I 881 
0.20 wie 
& ‚207 212 
88'961 | 08'602 
so ZBT | 10002 
es IIE | 612 
96 C02 | 00018 
sı 92T | 00'581 
| 
O8ST || 1881 
nnuplipang; 
Soauve 


— —— — 


van 
Pe — 
os — 
wor 


on T2I 

00 841 

oo, Hl 

09 '6Hl 
00.081 00.061 
oo Fell 0:91 
06 OFI | or FC 
00.018 0,012 
oo 61T | on 861 
09'961 og F6l 
00 @I% | 00.088 
Oz! ss OLI 
00 SEI vo CHI 
u STE ‚81a 
oo @Ll | 00 521 
vo EHI | or 881 
ız ICI »0O8I 
on OFT | on 8 
00.207 os'L1z 
oS2t — 
os OFT [1 1 841 
o0 703 00.207 
o8'C02 | os FIR 
656 sr 861 
Bla 
—8 | ir, 103 
291 | sr OL 

Ww Ww 
aoquioał aoquiaa | 
a 


a6 | 


04 OLT | 00'291 
oo Ph | oe rl 
oo IFI | 00 881 
ou 091 | oo LFI 
oeTR 00.007 
00 C9T | oo 091 
rast 08,081 
oo CIE | 0 €IR 
01661 | 00'602 
0s’06T | 08'061 
vo08% | 00'082 
09 GEL 
oo LET | 00’ 9#I 
‘LIE | 09'000 
00 LT | or @dl 
00'881 | 00 061 
0 OCT | or’ 9CL 
oo 8FI | 08 8#l 
os FIS | 0'088 
10 SBT | 08'281 
09 62T | 00‘ 9L1 
00,017 00.013 
os FIR os 118 
00.661 | oo 161 
0.00% | 00'C6L 
88602 | 08 61 
os FALL | 08921 
WY Ww 
2390] aoquioj 
II | 9 


| 





od | On 

= al 
00 LET | 00'@BL | oo’ IP 
090 SP | ou IH | 00 991 
0012 | 00’ O8T | 00061 
00 091 | 00‘ CET | 00 0CI 
os CPL | 00 IST | 00 88T 
00'044 | 00'061 | 00061 
008 oC81 = 
98,682 | 00.621 | os, I8I 
0,007 0 90% 0012 
00,021 oo. OLT | oo OLT 
oo,ahl ws FEL — 
00,807 0 012 o01z 
or 691 — oo CSI 
50 | — os 
w 19T — BE 
06 LEI | on‘LFL | 0 0CI 
00°C0 | 00 0IZ | 00 &2% 
ooGLTL | cs’9LL | 08 #02 
06 99T | 00981 | 4'608 
00'202 | «0’CIZ | 00 08% 
er 208 | os 10% | 8'224 
oo FSL | 09’C0R | ce’ PIE 
oo CRL | 00'CHLI | 09'208 
18T | 00 FIR | m 98% 
00 CLL | 00 IST | 00'261 
ı WW yvııyY 


Pe ng | ung 


| 


00630 
er C0G 
os 60% 
vo 087 
008% 
es Cr 
00012 


— 
oo C6L 


W 
DE 


0006 
00 E61 


W 
ade 





| nr 
‚O1 

voor 

os 8C1 





08261 


09981 | 


0, Kata 





ı WW 
avnaq 


er 





Das 
oo LPI 
00681 
oo BCl 





W 
aunu 


0% 








; aeg tom v annuvas 
apaa⸗a⸗u piraueru vituv 
dyR ru⸗a Fur neraoach 'gal ⸗b asınd i nvjooage 
de in a n Er HPANg"aadgafglahınd unaog 


Yy oT oyyuıq ↄ 0001 an: yag 
34 0001 — G'aalu AI 


ind "quanapan ! 1DÜHNIS 
* u33105 aanv mulplipang 11117919 
nupſpaug squnjab “and <ualo 

ad aipjadvg ! uoſpun 
on "ıoBun “Fpjd “aaiog “ipirgog !maQuudNg 
2331703329 z0d 34 4’09 apasgp !Bıngagdoyk 
“299709987 aod "Ay galgg ""pjtaobun -noqung 
ee qumjab Ind “alplınag vbꝛecuog 
(rg dB gg vaua) "og o.d ı/goT ‘Bragsdiuog 
ng aod 32 59 'qupm "jipp| mn "qupjaago : ujgꝝ/ 
"  japmu ‘sappamqupy 'ql2b abuai eS v0 yo 
aaonvaaioca m aha I v unuvag 
— Una — gnaad Aaoanvag ↄgoaß Bruns 
z rourornonblaunue: nvjsoag 


— oyyaıq '3y 0007 : yogß 
34 0001 — (191239) "III 


ind “quuapgınaı mn ‘aalog nuvobuniꝰ 
den Surupſpang ꝙꝓſigna ·n quppujxz: umna 
sipwpliping aqunlab anb :ualark 
wurd aoꝙpaaava: uapun 
lunu »u⸗aoad "garpjasa  unagumoxg 
ao aod "AR 69! Bingagdong 
ad 3y g’ız vaua) pog id sır “Um ! paqug 
aomnonuog aod "dx yıls, "ipjmoßun nvquiꝭ 
* qunla6 uuß aoapunoq bꝛkdog 


(rd Ay zı van) ı 
N -qupnog "E 08T "qunjab ms - BRgEBLLAN 


. #4. . . .. . 


. . . * . 


* * * * ” * ” 


* . . .. 5 


. . D * 


— 


19 


Pie) 


verglichen mit 1880. 


ollauu⸗ sics g-z Nav Byınyg !albung-siig z 1000 
oyuogg ?/,r vllvxj aad uoajoq; uobbvgꝭ ooueıy ‘pvZ) -Jouf oꝛaoau anl oyynıq ahojaaalaodã un Jg :u2loxk SE NG z ap :miaguuvxk Ak 
"6 701 qun aaa :ujag !aavvanıl)uvıy yotvaun uf wladinroguL ya pl aquapg :Bı8tuog :7ga2 qun aqıaayag (j 





08 | 006 | 05 Io o8 |eorR | ° Wos own rlo au saßylary Zualosk 
oe | 8% \o2E 009% |Lz [FR @rS un rlo 'arz ‘saqunjab ‘sunh unaog 
1g3wu3adBox (q 


8% |»8R |0028 |os'2a | 00'90 | 0886 | 0808 
eoCö 089% Io E6 |Ca 00T |oo#G |se#6 |ın Fa | WwLd 


2 IE (ode | TE | 000$ | FE | 0 $ wos or] = ws em) 00 sur sb udloch 
ao 0098 | 198 | 0098 |ur’9E |00 98 e |0r’9E |o0'Ce |08'0E |os’CE o |00'9E |o0'9E |... Fi — u sapasäng u⸗punr 
38 108 Ton EE \mEE Re 00ER OR OR OR | OR 10008 | 006 | 008 [006 | an DO 
or I£ Nur, 16 026 | £$ | FE one | 0/2 [1006 | 08 10ER |0E | 06 | 6a mon |. ee SR 
6 a or SE | Se LE Ice ee ae sr | ze u = . * Be 9, „a 
IE os TE |so'TE | DIE wit WIE 0 TE TE | oe | [or ng 00 IE ITADER = MOISOUE 
| | 199 mwustıag (® 
we 


isstunge naligy z oggnaq 34001 Anl: nog 
34 0017 — (1 193ıG "IA 


2 
PR ER 
— 
— 
o 
a, 
— 
0 
3 
- 
00 
——E 
— 
m 
S_ 
— 
nr) 


4 ‘ 4 4 4 ‘ ‚ 4 D ‘ D) ‘ ‘ . ee. er aRplupglasun 1139) 
00 FEL || 08 OFL | 00°GFL | 00 BEL | 00 GET | 00 FRI | 00 HET | 00.L@T | 00 OEL | oo FEL | 00 EFT | 00 9FT | 00 @HT 00 BEL... —— 
eo HL OST | LCT | n6 SSL 10° 9CL | 1 SQL | so LFl| on OFT | sn EhL | on'9RL | 00 CI | IOT 00 Hl 00 Art], , . ee ee 
Fl m TEL) @hl | 00OFL | oORT or, LET 00, TEL os 01 on ERl 00 #@L | Er LAL | on BET | RT, . . . — = J “5 
00 GFL | o'CHT | 08° 99T rto | 00’9ST de | oo FrL | 08/BEL | WORT | on’ERL erierei | 00'2ET si —— - NOLTE 


| 1’SST | 00 GLL | 01'231 | on FZE | 2 SSL | O8 221 | nz long 5 rad /aalpjpungiammn zaung > uatargy 





"392 0001 — (2810ER A 





J 19 OEL} 00‘CHL “l | 00 6EL 


. f ‘ f ‘ ‘ ‘ ’ mb plbaagmangnen ‘JADBIIG 
su 8#T | 08 @CT | 0009T | 00 @9T | on FOL | oo‘OCT | 00’ CST | 0 BFL | 00 96T | o0’GCT | 00’OST | 00'OCT | oo @Fl | oo T#I|. a : 
wart sat lasst |aer|arot wart (ect |oftet (00T |no0T | et) witet| wur wer). | Seele Dre a 
er, S91 gel 06,9PL | ce 6Fl | 00 IPL | on'CHL | 08 SR co 9GT | 00 TOT | oo FAT | oe’6GT | oe IST —X wor... —* ne er sr — 
ee, LET | un FOL | 00 SZT | 00° CL | 00 CLI | 00 OLE | 00'09T | o0'OLT | 00 OLT | oo. SAT | o0'O9T | o0‘SCT | oo OST | oo CHI eu u⸗wpunc 


00,198 | 18/21 | on’ FAT | o1’29T | 01'691 — os/9SL | 08'9GT | o0'LCT | 08’9GL | onOGT | car) ſleunu "hrs mau qum * — — 
es SGT | 00 FOL | 00, COLT | eu LIT | 08 F9T | on TOT | on TOT | oa’FOT | 00'@LT | 00’CLT | 00’TLT | oo'E9T | ooBCT | ag] aonag 2od 'B zT? —* .- DAB 
oe # St | 9, 8SL | 00/691 | 00’ BIT | 00'BAT | 00’9T | on’zOL | 00'291 | 0009 | 00’BGL | oo'#GT | oo POT | 00'ZCT | oo zer | ° Monat aog an gpipp aapiang -MLgUNS 
s„ FOT 00 BOT | 00 29T | co’E9T | 1009T | o.'BCL | on’ ZOL | en’OBT | oe TLT | on BOT | en’ODL | 1u'007 | oh oa 35 ge nd appmag : birdiog 
Bßt | 00’ä#t | 00’6QL | 00/ORT | on BET | 00’ 2@T | on’ IrT | 00’0PT | 00’@rT |.00'0@L | oo/a#t | oo'rrT | 0 | ne me BRgeBung 


2. — 


— 


ee 


Durhjchnittspreife wichtiger Waaren im Großhandel 1881 


520 





wospojrarjod 9,94 HU LOL :Braaplun 
aapntıgoxg (v 
W 06 oyou ar 001 anl :poR 
“an 007 — (png xi 





oa’#9 ||u0’09 Ios’E9 |01’89 |< 29 | 0.’CY | ı’0L 





6 OL 2899 LE | 00HC HR og suagaqupu ‘02 "qupmog S11yja] 
8 ct lun’tH (Br dl 090 |109C HC | 009% | ec 7 2os swaglaqumu “alfoa : iioſo 
w59 ll |or’St | 0090 | 0009 009 |o6% | — |o0'I9 |00'#9 ne TE 11111177 
su OL | 8809 | 0009 | 00'09 | 00’09 | 0'C9 | 0089 |00’C9 | o0’F9 | 00'C9 "70 aopfmaggaou qum naunur uuoquubooſ 
sr Id N1s’CC Ic BH | IT | 09'CC | 0009 | 0009 | 08 | on’8C | 0094 J oleo suagaqupm ·aꝛgoa: hanqoqbv 
09 I Br LT CC | 16T |00'6T Im BC | BC | cc Ojogz aaum zöpyu “arpjpmasaun agos : Bıfdiag 
069 | ort |9# Br 1006 |’ | seBt | 00/8T | 009 | s8‘9C "1008 "Qu “quopswipjupss ‘nyz "402: Bragsdiug 
sell Vin Joch äh Ir | 05th 0 | or | 09 re “aagoa banqu 
19 | es’Cq 0809 | 64 |osL2G Ic 8C | 009% Ohaos "wa aoaqoa abyag So “D oↄjv 
006% \on8G JonCh |0s9# 00 IT |u’8C |a08C | st 26T | HT N suoalaqunu 12g02  Hifung; 
89 | EC oꝛ 9F os 06 | LC | 00'9C | 09 | 09T | 00'9C ER og, sualoqunu ‘20502 "aan nvjsoagᷓ 


9,08 suaglagumu “29902 “ıaynh uuaag 
w gr oau a 007 al :poR 
doQ2 auge 
"vAzP/oT 00007 — pᷣnahauovꝝꝶ "IITA 





v0 #6 „Ft Pa ——— se’ FT 290 | 2020 #9 Ion FC | sc ee ER sagen FUNIS 
029 |069 [#9 |0059 | 0019 |o0‘F9 | 0009 | 009 | 0029 | #9 a amgaajay ralplıg ipou oe uuoquuvꝛſð 
09 1090 |os'8C Ill |cge |m’LC | BC CC [0009 |on’EC "7 220115 jpou ogg uoa sauaa : Bingagdoxg 
wre us [aLt 11090 |cc | 9T Ian SC 18 #Q |o0 FT |e’sc rap po org "qunm ·aviz nou: bꝛeckog 
0° \esIC (CC 108% |ooht 009% | 209% | 00 IC | 000% | BF ang “oa SHragehlugng 
wsI |s6% |0889 | 19 09 |.:'9 [0089 |o68C |zeLC | 002% ag qum ins ‘sagoa Furayy 
ea CC | 109€ 0029 \as2G |osCe | BG |os8L IoCS |Juscce Irre wmoddors ipvu "mag 'fadj „ig ‘saloı banquiv 
vet 00 CQ |os'Lc |08’99 | CC | m 9C Jose |’ | EC | ET " apıumog ippu gg “ang ag SS v Mvq 
19 | sd |co’C9 | od 09 | t9 | 69 | 0019 | 10’09 | 009 aꝛopig pouorgrgumu · aaloiʒ ind Sy o Janlzuvag 
0860 | 1069 [0096 | 00CG 006 |10’uC | 00986 |coFG | 6 | WEG reinen sr bituv 
8 Rt |os’8C | 0094 |os’EC |Ise ht Ion CC Ist |o0’8C | 3% de *oavu 'sapnd “sawar nvjsoag 
#9 0069 |os’9C | 01’9G | 0n’Et |0'CC |6:'98 IE lost | use EEE 35 72 SB uiaog 


+ oynıq ax 007 al :pok 
"34 007 — JO9MG UA 





= 
—* 
nm 
+ 
= 
— 
— 
— 
2 
* 
= 
il) 


0'980 ||o0’C9 | 0070 | 1'060 |oeu0 TmE0 [020 | wa 


















Y W W W 

Saul. IBel —— 23907 — re are 
ıutplipaın | Anbnye! yn | 8 . 

a 2% | 2% |, 47 e 1 RR ng | ung | 1026 — J Et ‚por 




















521 


verglichen mit 1880. 


oygau ‘al obvnvquiy: nuequuvrech 
Ik # ‘PvQ jur omnou: uauiaag; :do v ꝓ („ — 


SBopugug) : cc v anguvaß 


ag pre anl aoidoh UoL "joxa 99 vbanqoobovrg “uo 
/,zı ‘pua ou bauquiv ‘uuoyg g bavT oyyeu ‘pPvQ '[oxa uia Bangagdorg “ug 


so 61 | se LI 
3 32 








ooI Br 

0% 8 

es 9% 1082 

4 | ‘ 

ss CH5 | 05 FES 
so FST | so E9T 
19 981 | es 69T 
10 661 621 
9 OEL | TI 
es 971 et 
0.081 er 80T 
eo IFR | 11 262 
00 GBI | se ELI 
er LEI oe TTl 


18 951 | oe’ FOL 


voFR | 0698 
ps. 10,18 
.»08 oe $68 
os 9L — 
08 | 12'868 
w6L | 1708 
89 v.cg9 
sr co 
»” 99 10 89 


os9T | 
oo IE 
0098 
er il 
10 65 





os 91 


0466 
| oo LE 


rl 
o +4 


or 21 |co81 
na 0086 
oo 88 | 0088 

TI 0081 
#2 


00 IE | 00 36% 
00 8CT | 0861 
os BET | 0 091 
91T 00821 
os — | oo OL 
os 26 | 66 

or SOT | 00 OTI 
00.082 | 00‘0FZ 
00 6.1, 0 @Ll 
00 90T | 00 901 


0:86 | 00 00T 
0,08 | 00 18 
68 01.08 
00,28 | 10'88 
os 00.94 
se 68 | 0: 88 
068 | 0018 
ooE9 | 'C9 
— er. 


oo LI 
066 
oo,8€ 
0, SI 
ca 


or LI 
dd 
00 8£ 
vos 
oo 9% 





00,87 | 
00 8E1 | 
00 09 

OST. 
ee 60L 
0,16 | 
on 901 

0962 
00921 
os 901 
oo 001 





co 68 
oo F8 
sr 28 
on 9L 
00.28 
oo FR 


og 21 


62 


oos$ 


81 


009% 








os LI 
+2 
oo v 
or SI 
9% 


1 
os 2I 





Pd 74 
0088 
sl 
18 97 


F opo& vblaaiplunvag 


og tl 
oo fs 
88 
or sl 
ooL% 


00982 
on 21 
or OL 
or sl 
+ 
FF) e 
a clı 
823 | 
vo, FLl 
os 061 
TRASE 


| os ZI 


co te 
oo SE 
vo 61 


i- 
oe 20 


PVD jour oygeu ujaq; MRS or Mpiasding oꝰ 
"wog uobob 209% °%/,ı nm pre an) aıdosg “JvLloxo vanquivg 
:aqvınllorg :avoqg uabob Aa %/,ı mu (Mprasdıng 9,1) vav 
x apa vbraiplunvagg :apntgog :a> pe (i 


mabaoda 


vavT "tgo :Bıngmog matna "na eg PIE au 


| os LI 


oo 98% 


oo @Ll 
vo — 
oo CSsI 
er Lil 
oe RII 


LII 


o0 837 


ooRLL, 


oo 621 
00 SII 


oo.F2 
© 
ip SI 

Im 
a!6 





34 


SFunaıyorz aybraqamı “piplaß ‘pnugr 


Funayorz'hiagaru ‘piplab "uoohung 
Hunayorz aub raqoju jolplaß "undof 


. 


. . 


* 


* 


jounu “uopdap uonvruvid 
a3110u1g10 Ind ‘vanf 


* 


* 


. 


10JQ "ul 
banquivc 


pie uue* 


nydbloſ ‘9 aun · pnag 
uauoag 


uoꝙrb 72102 “uoohung 


5 oyguaq 34 007 am not 


amu zus ‘wogdap uonviuvjd 
oajbuiqao zub soruvs f 


y or onou "34 00T an: noß 


uonejnnod %nc „wao angoac Tr ! Bıngagßorg 


a4 007 — 'BPIE "IX 


un dhuuvr 


"Jon ınb soruvs \ ? 
gem and wÄanl f way 


" ogpygup vılong v3 
r ’ or 7 ‘Bınguod 

3ı1Du1q10 naaa souuvs | 

' ey dv unhuva8 


aawuioao and “opiupans } < MAIL 
aaivuiqao Ind ‘om ; 


34 001 — al x 


ergo "el :112IS 
Gong) sau ‘4 : vbanqoobvrſ 
“ sıonbyy uauıayg am Zug 
va ↄꝙqnqurm: banquiv 
woag) u) eO "Dad 
og) sau boaiſppunvag 


»guurlivgg (q 
uopojavjod 9096 111949 


. * . 


* * . * 


. . * * 


Annalen des Deutiben Reichs. 1882 


A due hat * „oa aav x aaa 


N 





00.88 | ’8R | 00'85 | RK | OR | OR | 00’0R | n0'Rz | 0088 |nE | — (ah Ta an "ah 
16 I08’88 FooErR | o'FR or 0.08 006 | 056 0,56 0056 | 008 | vo RR | 0088 | | 7 pur —* onau 
oe 19 oe 69 | o0’#9 |o0 #9 | oo FB |o0 FB |o0'19 |00'90 | 94 | 0’9% — 009% 60 99 |’ I ° ° ° amumgıo Apmuay uouuoaag 
wog onou Ool ayl :poR 
NE wuo c 9) 34 007 — qujqouꝭ TAX 


008 | 1088 [a0’08 |o'28 [06 | 001 | 0'26 |m28 | 0'98 |o0'28 \o0'28 1068 [088 | 062 | Frronszıuu Buor ztwg “plasuupe opus - UAULBIGK 











3 
8 Y zı onou "ag 001 an: no 
* PIE mwuorg ) 37 001 — "PRO Ax 
= 
& #8 an EIT | s8’9TT | os'STT | 00'841 | 08'@@T | 08° 9IT | IT ErOEE | zo TEE | u FIT | OLE | Qr/COL | 10‘86 [ROT Marz ‘saipjungmaun uva ! ana 
3 W 0T onou '3N 007 a :oR 

: 8 NE wuo⁊c F) 31007 — tkwuipo "AIX 
E 
5 #6 08 |oor6 oo #6 |oor6 CE | | — — | — |0s‘9% |00'98 |0Fz | '02 2... NE KONG: =" 
E16 0606 [0026 |ooLE |o0'C& |os#E jo CE 1006 | — 10808 |osCa |000C |00F% | 0% 2. MBSDE NO, 
5 0# 1098 [oo8F |0s8F oc or | CH | IE |00£8 08.08 26 | IE | 08 | $ „ pawaquınz umoag woip) | goX jour ozou 

le Im F0 |00°0 |069% |06% 09% |wLs | IE |0086 |o0#6 |0F6 WER RZ |0Ld 2, Pen" 19219 
8 wiß \e86 (oo #6 |0098 |o0'86 |0088 of |00#6 | 86 |00L% |000E | of | oo CE | 00'CE —— 
S vbo⸗, or 1006 | 0008 oo |oFR oo |wEh | 008% |00’#% |00'%6 |oLü | IE | oo IE oo |"Plpang ‘sunomsung Baazou 
Eh Isr6 [on@r |orz# Iortr |o0ar [008 ie |’ Im'IE |ar8G 0016 00.6 | “Alnyuncsnumusar worin "ur ausınp 
E96 108% |00'6% | 086% |ooIE [0086 |08 |00'C | 008% | 0025 | 008% |o‘La |0n'08 |oo'te |" ° ° 1ammmgoag "SamaoujMirD "Banguvd 
—3 ‘ ‘ ‘ 4 ‘ ‘ ‘ ‘ 4‘ ‘ ‘ 4 e + . . . . . : . 
BB RE |o0’9R |0’96 | nd | 0098 |os’2E |0'08 | 0006 | 0008 | 0008 |m’OR | ‘08 | OR —— ) I Mi 
EL oo Joh Jo06H ICH ICh | — jo0TE Jo TE [oo TE | IE mE ||" Tmgpuwmmoag j = BIHDGE 
& y g auuox o1d : of 
= 34097 vo ne auuog [ — "ÖMaD$ "IIIX 
= 
E ‘ ‘ ‘ 4 4 ‘ 4 4 ‘ f} f} ‘ . . * * 
E88 Na SOL| os SOT oetlt on 9TL | su LIL | 50 @ET | OTL ol | 0800L | 066 | 866 | 00°C6 | 10 #6 (330g *on) ↄoavbuis afavaip) : banquivgꝭ 
= 0898 os FOL |oo FOR | os @ET | os CIT | on LIT | ELT | 10'6OT  08'8OT | 086 06 || | RE ur m) ⸗aodvſuis aafavaip: uoauiaagg 
R | Wr 09 oem 34 007 an :poR 
| | 34 007 — aalalkk TIX 


— | | 
— —— —— — ————————————— ———————————————————————— 


— vıviıv vv v|ı| vw| v|ivıvivririw 
Ey er. nn wi nbng ung | ung | wog nad na e Er 


522 


Bi ae 
Ar A 


* 


— 


— 


y Pen 
——— 


— 





528 


verglichen mit 1880. 


es 69 


oo IG 
oe 68 


ee 081 
10 681 
oo 911 


«391 


80 89 


\ 
1 6F 
26 


| 1Igr 
—E 
— 


— 


4‘ 


os #6 
or 661 


in SIı 

| ra 

KL sıı 
f 


‘ 


oo FT 
oo69 


— 
ool 


— 
— 
00 CEE 


08631 
a F6 
6 LI 


oo all 


PA 
00 001 


0045 
PA 
v0 9E8 


09'821 


0. 66 
v6 SEI 


00.311 


084 
oo 69 


oo IgG 
os L6 


0089 


og 06 
00216 


oo 6. 
oc 


00.08 
00.26 


00.689 


00€ 
oo L6 


o06# 
00.68 


o8+ 
00.68 


oo Orr 
a 86# 
oo SIE 


os #ll 
s.88 
is EII 


00.081 


oo 8+ 
oe£8 


008 
oo #9 


oo 8+ 
oe 98 


‚0881 puv soahve soq am 209 99 (5 





6 | 086 
se F co & 
wi sl 
v2 8% 

| 
09 09% 
0029 | 0029 
ost | 0'8F 
0098 | 06 

I 

| 

| 
— oo 09# 
au 9Ch | sw dLF, 
00 EL | m CHE 
00 951 00831 
08 90T | sa BOL 
18 SST | 08'651 
oo 911 081 





“ ” 


‘008 S14 061 IR \ *350,9:3da d ’ayz"jbua 


auvs tpojg ‘OBT sid or az :qj>l19) 
under 08 "0105 auqgo 
jsn3@ 08) 3607 086 ouuooↄs "or vangsbng 


— ar) 62 05 quuvſt agog gu 

uoꝰ gel’yadzsqumuauıız aqıaq 
y 68—zI oyeu “3x 0or Anl :poR 
IN ı — uaudnagommmug IXX 


osIsr “ ni vugp |, 
oz'sı onbjssepo uyluohın 29quppioyg :gj>RaY) 
hannoß 


(IE NE 6) 31 1 — 'Qlalgog xx 


"CE ur g) Juvquiax aabangsaaiod 35 paqugꝭ 


a" orBn" oTPIaRoRo1 "and ao⸗ 
vQdoss TB ct : Bing wol 


log 
34 007 — Juno "XIX 
{ ag "or "mabıng 9,8, "PIIR.E 


oırqgamous zsoyedns wıyxe du " banquiv 
CE p) wunyad 'sardrr souangg "pjoaab uouiaaꝙ 


“9 jonmu ‘sasjpips "pjimaggaou : uijaog 
hamog 
"341 oot — 309% "IIIAX 


f 332 Mor /vangsppuipjiping auısı 
\ Sanloig ‚daaayy "Ian "Iomatz Banguog 
° + (gwiwog au} Poog | , 
12@ wuoin quvlan bungenu [ uouiaag 
inog 


"34 007 — INommmdKR "TIAX 


pc ındgpauips saunvag (‚236287 


md‘ ard· nhıl "wur (vaoguer 
* von on) Bus 


. [ y sr 'Dau * ‘Ba q 





wuphuuv ! 








Durchſchnittspreiſe wichtiger Waaren im Großhandel 1881 


524 








—* z — — = * * — — 27.54 ai eg n u J 


















wo! es s0 168 — | 'orz | w’ors TEEN cruneanıs ν: PSAN 
u'T9 0000 | 089% | 09% | 08,9% 13 |20 | mt | | 58 SERDOTBIE } vanqui 
———— 2 | | 129 | m'69 on to meaz saipjiogg j "119 vS 
028 |o8L | 0092 |o0'%2 | o0'#L el |o0’EL | 0002 |0092 |" © Maodap — online 
0068 Im 6 | 06'99 | 0’E9 | 00,19 00,89 | 00.19 | 0089 |o0’60 peand saplmag sang [= Maggi 
89 | 29 [0029 |00#9 | 08.09 0.99 | 0029 | LE 0090 | “ " yrpgand pam | 32aar 0001 
1'821 06’69 |o0’#L — 00.02 on’ &L |o'lı |ooLz | 00.02 [Fame for’ sun Ho zamapog [| "Qunmmog; 
el | 089 [0002 | 0:09 | 09 019 | 59 In | mal | aaz voor 
„99 | 9% 0,89 089 | o’L8 PR u ET Tu Pre 7: Due DPI I 2 BE ERSTEN: ‚gand nvjsoag 
oo IL Ioe’#9 | sı’29 |os'29 | 00'L9 09 | 0029 | 0029 |osar |" 8 a (oxqsorpprm) salpyıbus “nm 
e'L8 |10'T8 |00’98 | 00’98 | 0098 0082 | 0008 | 00'278 | 00'cg |WroISung) 1 az Hatag worpj sagag g MAR 
| (xy 01 oyguaq ‘37 0001 anl :poR 
. "34 0001 — 'WOIAH0R "AIXX 
sel oo CR a 7 re | a el ER... 
ul on 1 oT “ol 1 Fl “ul Yu! “al a en 66a or an ggabajaı 
or & * ‚0 & MR: “io 8 se 6 \s18 8 ER Fradrammmarz bus ww i 
6 u Pod 0 0% "is Marz u Kurz Bsippjs 08 “az 
| W 319 onnaq 34 001 al noß 
| "34 1 — uavbuaung TIIXX 
. ‘ “4 e 4 J J 4 “4 ua a ’03u0> 109 4 
ss 0 se 0 0 „0 | n0 0 u 0 | 0 0 er — —* —— 26 nvbuniꝰ 
| Y 001 onou "34 001 al :nae 
| ap I — "UNS "IIXX 
J J 4 f Pur A ee Inips 08 
sI al Jul /al wl el Io | I |wl pueẽ 08 —— 8 mE —* 
—F —8 n'3 u's or „os oo 88 © re { Ka sr avbuniꝰ 
pu⸗e gg 
* 10 8 os & 56 5 ro oo € a EL Ser EEE: 
026 nö „6 no u © x: RG 6 0.“ — —— og 98,2 do 
u I co I oo 1 | "1 o»1I wi TI ol gr au ah | aod „6oD 08 — 
* 02. 8 *8 —* * Ss * 4* o—⸗ — * * az alplıayaıu 
rs 108 os 3 Er "3 "2 — nz Pa er Ge 82 “ * — l ualnvginyg 
el ml Joel |mI ml ImT |#1I lat Ja fr tt rare 





ee 
mutplpang 
voauvg 





aaquaf aaquioa 19907 aagwag | ua 
a | a | 39 | A 








525 


verglichen mit 1880. 


10, 08 


«08 


0, ‘022 
00 #22 


or 312 
os #0% 


303 
oo 261 


oo 961 
or 88I 


IE 
„16 
oo 68 


os LT | or'Lt 
os LI oo BI 
00,81 0081 
oo8I | 81 
—8 —8 
ws SI a, ‘cı 
”,6 2093 
10 91 Pad i 
se, E61 oo 681 
00 981 | 98'381 
«08 vo IE 
sı TE as 
08,28 ee IE 
06% | 62 
00 GEL | oo FEI 
oo L&L | 91981 
sr OFL | 08 OFT 
82 „87 
os, ‘OR or 0g 
08, ' 0083 
or OR «OR 


Y cz oyynıq ‘34 0001 anl Öyıpag wllaguyS anl nog RG ( 


08,881 
os OBI 


os 9EL 
or 231 
os — 


or ‚8° 
00, 'og 
oe La 


«08 


oo 61 
or SI 
oe 81 
08 8I 


00,881 
se O8I 


0808 
ws 
28 
0.08 


oo LEI 
oo 081 
os GEL 


os, '82 


on, ‘OR 
or 82 
oo IR 


| 0061 
| oo 81 

08 81 
|o61I 


‚02 
so ‘sı 
”, ‘og 
ve LI 





sw ‘#61 | 
sı I81 


Pd 
00,38 
008 


| oo,81 
61 


o6L 


| 061 


‘ 


” 6I 
ob, 1tt 
9 ‘63 


«21 


oo 861 
or C8ı 


er ‘26 
00, 4 
08,58€ 
os 68 


oo LEI 
oo IEI 
os — 


- apamfaganuips ın) nz z Idus -ugoy gp 
27g04n2F “"pris japplaagaıu | aygoyr -Jäua 
°  agogaaßour “pms ſarplaaqo er gu 


apamtsog}’ajgog1aqıof ayıızanı Ida ua 
Bunog 
"34 0001 — MOJgoMIS "XXX 
mofısaun de ” — ‘up 
Ca " "7 66banquv 


* ” * * . ” * “ * 


vbꝛeuv 

hoiꝰ m») Ava oarua Naoiuv udauoag 
y 9 oyynaq 'Iy 001 anb: yog 

‘gu "par 34 007 — "mmajoapk "XIXX 


** (>q oz) uapolg ur wsung ‘Bingo 
RE "rung try "vo Janlguvag 
hamoß 
‘37 001 'umE IAXX 


"man's s u U a "son wpjnu⸗aa Zug 
u⸗ꝛivid ur "öpinlayip) ——— 
aqua m nauuuvq dva: ¶ v anuvaß 
ang gu “H 9 °D Piplaagot nvjsdag 
naſnoß 
"33 007 — ME IIAXX 


"20 NL MaPun “uaporg ur bus ‘Binguvg 


\uanodur Lva ‚ddog sapunaq ° Ub - v unhuvaꝰ 


— “ua 
»pılyof = 
"34 001 — 2ldny 'TAXX 


usuaganınmagagoıddog'npiaaruagı ‘ug 
uyljva -ddog uaqluͤu ur pro’ olqtavq: banquiv 
uavoig ur vuls naddog ug v anlauva 
Naouavd qun GN etc unaog 
nor 


* Pr + . 


* 





naouiaq Haraquv srlpiu poato| ‘“ayotısa an) zluol uoaqoabobuv uaavvg 
211)j0 ?a20un aml altaagk ac quıl waomaag qun Bıngumod ang yanınag garaquv srlpiu yaaol ‘vllog aöd 0007] oyg9u tpıl uagaylasa altsask N 
wfupba nt winvng in snußplping “pm 'emiad :usprogz ung and — uagınaı Januag m oabvjaazun so Bunpymup) 299 12q altmadsdunßigung 
tag BBunandarg Mg Ag magag 2409 209 Bunguaplg 212g ur erg — 104 uaqumlaßggun quluin aↄquabnuab sahaadspiuplpang-sjvuoxg 83Q 
bunnoitilog aa ani ma 'atag ‘lı uagaoaı motgobnui giaask way Aug “Tapmagag aallıf 20q nðjij gung mg) :XXx—T nt Bunzaawmug 


”. 














Durhichmittspreife wichtiger Waaren im Großhandel 1881 


























F Ran FF ’ "EN TWOR “Ing ausipjvm 

| PER] Bu >75 2 Bu ET 2 BE ET 3 GE ET 3 BE Te 1 Ge 9 2 Ge 9 2 GT 2 Ga Er 2 m Er 2; 7 margoggmz quopaquns F: Binguuvdh 

\ae’6T LT (s’cl | ost | sel | rt | ws wöı | 9 wol oe SI a —— 
—— vl u in | | | 0° a . uajjox ⸗ↄaiabviii — 
— 00 0 I I I j aaljognaf —W 

| 9 | eo 9 nt inc 6ꝰ o 9 oa 8‘ 9 |osC 09 |” ° Caaqaef) uagogmmnpsnp £ 

Ist nt Int io | oc | | | (mc [oc | wgogrbouz qum mag “aagaog) rar 0001 

——— * ooL se 9 9 09 9 os 9 1 os or L 7 our og ef nhodjun 

9 oS —8 —R pen) | oS oc oc oc o% og " 2jgoj1agıof ana) and “Jagand , jaam 0001 
O8 |o8 IL IL Io jo2 102 jon2 |o2 | [oo Jrroding‘) afıca “puisarfınaf -gunuog 
er ST lan/cT Son Fl nel In hl on Pl Van6T |anhl m GCT |enCT |eehl | P19apmıS “waunpipun Apjımoip) \ wog 90 
ost Ic al In Hl ah wel 1,01 Im’el ı os EI 6 wel 3]9049nı7 alpiybus aygayab -ddoq biruv 
os9 oe9 09 09 9 109 KL 9 09 os 9 08'9 09 Agoipus ‘so an} pvp⸗ae | ad wanıg 

‘ ‘ f} ‘ N . 1 ‘ | ‘ ‘ ‘ 4 ". agogus un pri ı . 8 
OT OT OT OL OT | FOL * or | —[—— 
O88T | T881 “08 | RE | | | 
| | | | vnag | avnu 
ypnulplipang aaguuat ——— unbnigz jung mung | wong nachgz aprGh er ; 
«© De 3% 06 | 49 | «69 | | Lt | wg 
8 Soahvge | | | | | | 





Die Zukunft der dentſchen Zabrikinfpektion.') 


Bon 
Paul Behn. 





Mit der vollen Gewalt eine großen und zeitnothiwendigen Gedankens hat 
die Inftitution der Yabrifinfpektion ihren Einzug in die Induftrieftaaten Europas 
gehalten. Im erften aller Fabrikgejege, in dem engliichen Kinderſchutzgeſetz von 
1802 geboren, traten doch erit im Jahre 1833 eigene Organe für die Verwirk: 
lichung diefes Gedankens in’ Leben. Bon England aus fam der neue Yabrif- 
infpettor auf den Kontinent, nah Preußen und der Schweiz, nah Franfreich, 
Deutichland und Dänemark, und Defterreich wäre längft gefolgt, wenn es über: 
haupt die langgeplante NRevifion feiner Gewerbeordnung zu Stande gebracht hätte. 
est rufen nicht nur die öfterreichifchen Arbeiter jelbit nach der Fabrikinſpektion, 
fondern die öfterreichifche Negierung ihrerjeit3 drängt mit ungewohnter Energie 
dem gleichen Ziele zu, weil fie, wie ihre Vertreter den Abgeordneten wieberholt 
erflärten, in der Fabrikinſpektion eine Einrichtung erblidt, welche geeignet ift, 
Friede und Eintracht auf fozialem Gebiete anzubahnen. Da England außer 50 
jogenannten Beiläufern etwa 50, das Deutiche Reich 46, Frankreich 15, die 
Schweiz und Dänemark je 3 Fabrikinſpektoren befigen, jo funftioniren in Europa 
gegenwärtig annähernd 170 ftaatliche Fabrikinſpektoren, deren Thätigkeit auch in 
den Streifen der Arbeitgeber immer geringeren Widerſtänd und immer größere 
Anerkennung findet. So hat eine vielgenannte Autorität auf dem Gebiete hu— 
maner Sozialpolitit, Herr F. Engel-Dolfu3 zu Dornad) im Ober:-Eljaß, der 
Vorfigende des Mülhauſer Unfallverhütungdvereind, in feiner Einleitung zu dem 
neueften Jahresberichte desjelben für 1880/81 Gelegenheit genommen, denjenigen 
europäiſchen Fabrifinjpeftoren, von welden öffentliche Berichte vorliegen, feine 
Anerkennung zu zollen. Schon jeit einigen Jahren pflegt der Mülhaufer Un— 
fallverhütungäverein in feinen Berichten diejenigen Beobahtungen und Mittheil- 
ungen der englifchen, deutichen und jchweizerifchen Fabrikinſpektoren auszugsweise 
aufzunehmen, welche ſich auf den Schuß der Arbeiter gegen Unfälle und Krank— 
heit beziehen. Und indem er auf dieſe Auszüge verwies, äußerte er: „Die 
Berichte der europäifchen Fabrikinſpektoren haben ſämmtlich einen originalen und 
eigenthümlichen Charakter. Gedrängter noch als jonjt find die englifchen Berichte, 
weldhe jeit dem Ableben des Herrn Baker, de3 früheren Oberleiterd der englijchen 
Fabrikinſpektion, nur einmal jährlich ericheinen; fie laffen erkennen, daß fie dem 
eriten Handel3volfe entitammen, und fie enthalten werthvolle kommerzielle Beob— 
ahtungen, ohne darüber das Erforichen der Arbeitöbedingungen in gejundheits: 
gefährlichen Industrien, die Strafberichte 2c. zu vergeflen. In den ſchweizeriſchen 
Berichten zeigt fi Klugheit, Wohlwollen und Praxis. Reich an interejfanten 
Mittheilungen aller Art find ihrerfeits die deutfchen Berichte und ihre ftatiftiichen 
Tabellen vervollftändigen fich mehr und mehr. Als Revanche dafür und in allzu 
genauer Befolgung ärgerlicher Traditionen fährt dagegen der franzöfiiche Handels: 


') „Annalen“, Jahrg. 1881, ©. 153 und 441, 
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minifter fort, die Berichte feiner fünfzehn Bezirksinſpektoren in feinen Akten zu 
verichliegen — ungeachtet aller NReflamationen auf Veröffentlichung derjelben.“ 

In Ergänzung zu unferer früheren Darjtellung haben wir hier zu be 
merken, daß ſich das Reichsamt des Innern endlihd — in dem Vorworte zum 
Jahrgang 1880 — über die Grundſätze ausgeſprochen hat, von welchen es jih 
bei der Nedaktion der Berichte leiten läßt. Hiernach werden die Berichte der 
Yabrifinipeftoren jeit dem Jahr 1880 nicht unerheblich gefürzt. Dem Reichsamt 
des Innern ging der Inhalt derjelben viclfadh über den geſetzlich gegebenen 
Rahmen hinaus, da die Yandesregierungen den Wirkungskreis der Aurfichts 
beamten auch auf andere als die durch das Reichsgeſetz bezeichneten Angelegen: 
heiten erftredt haben. Es hat demnach aus den Berichten Alles ausgeichieden, 
was perjönliche Angelegenheiten oder Berhältnifie des inneren Dienftes berührte, 
oder nur ein örtlich beſchränktes Interefle bot. Ausführliche Erörterungen, welche, 
wie 3. B. Erhebungen über Fleinere Unregelmäßigfeiten in den Betrieben oder 
über geringfügige Unfälle, eine befondere Bedeutung nicht beanipruchen fonnten, 
oder, wie 3. B. Vorfchläge über Vervollfommmung einzelner Betriebsvorrichtungen, 
rein technilche Fragen behandelten, find gleichfalls ausgejchieden oder weientlic 
gekürzt. Von Wiedergabe technischer Zeichnungen über Schutvorridhtungen wurde 
abgejehen, weil fich dieſe zu umfangreich erwielen, auch zu dürftig oder im zu 
kleinem Maßftabe ausgeführt waren, um der Induftrie ald Vorlagen dienen zu 
fünnen. Statiftiiche Zufammenftellungen wurden der Regel nad) nicht aufgenommen, 
jobald über die Art der Entwidelung der Zahlen nichts erhellte oder die Unvoll— 
ftändigfeit oder Umficherheit der Zahlen außer Zweifel war. Endlich ift von der 
Miedergabe jolcher Erörterungen abgejehen, welche der den Fabrikinſpektoren durch 
die Gejeßgebung geftellten Aufgabe fern liegen. Die Mittheilungen des Neichsamtes 
geben, wie es ausdrüdlich verlichert, den Anhalt der Jahresberichte unter Kürzung 
allzubreit gehaltener Ausführungen in Treue wieder. Diefer Angabe ift indeh, 
wie wir gleich bemerken müſſen, nicht unbedingt zu trauen, denn aus einem Ber: 
gleihe der reichsamtlichen Ausgabe der bayeriichen Berichte für 1880 mit der 
furz vorher veröffentlichten amtlichen Originalausgabe!) ergiebt fih, daß gewifie 
Bemerkungen u. A. über Dreſchmaſchinen und Haftpflicht, über Mißſtände in 
Zindholzfabrifen und Verbot des weißen Bhosphors ꝛc ohne erfichtlihen 
Grund und trog aller Sahgemäßheit vom Reichsamt geftrichen wurden, während 
fie in München von der entiprecdhenden Abtheilung des Minifteriums wicht bean 
Itandet worden waren. 

Wir haben aus den Berichten der deutichen Tabadinipektoren gejehen, wie 
unendlich weit ihr Wirfungsfreis ift. Im Grunde genommen ift er jo unendlid, 
jo vielgeftaltig und jo beweglich wie das gewerbliche Leben jelbit. Heute wird 
diefer, morgen ein anderer, ftets der brennendite und wundeſte Punkt im gewerb: 
lichen Leben die befondere Aufmerkſamkeit der Inspektion hervorrufen. Nachdem 
eö der deutichen Fabrifinipektion im Großen und Ganzen gelungen ift, die mi 
bräuchlicdhe Ausbeutung der Kinderarbeit, das Truckſyſtem, die ſchlimmſten Un 
fallagefahren u. A. m. zu befeitigen, von einzelnen Webertretungsfällen welche 
wohl immer vorkommen werden, abgeiehen, wendet fie neuerdings ihre beiondere 
Fürſorge anderen Theilen ihres Wirkungskreiſes zu, bearbeitet und erforicht die 
Einzelheiten der Krankheits- und Unfallverhütung, die Gemeinschädlichkeit des 
weißen Phosphors, gewifler Ausflüffe und Abfallitoffe, die Unfallftatiftif, das 


') Münden, Th. Adermann, erjcheint alljährlich im Juni, aljo noch vor der reichs— 
amtlichen Ausgabe, im Auftrage des kgl. Staatsminifteriums des Innern, Abtbeilung Mir 
Landwirthſchaft, Gewerbe und Handel.” 


* 
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Unfallverfiherungs: wie das Hülfskaſſenweſen überhaupt und indem fie alte und 
neue Mißbräuche aufdeckt, allerlei Bedürfniffe und Beſchwerden prüft und das 
Material herbeifchafft zu weiteren Iegislativen und abminiftrativen Fortichritten, 
indem fie die Mangelhaftigfeit der Beſtimmungen zu Gunften der weiblichen 
Arbeiter, die Regelung des Fabrikordnungsweſens, die Marimalnormirung der 
täglichen Arbeitäzeit u A. m. fahgemäß unausgeſetzt und an der Hand der 
thatſächlichen Verhältniffe erörtert, veranlagt und erleichtert fie wirkſam das große 
jozialpolitiiche Werk der Fortbildung der gewerblichen Arbeitsgeleggebung. 

Es ift nicht leicht, die mannigfaltigen Aufgaben der modernen Yabrikinipektion 
in ein Syſtem zu bringen, aber es iſt nicht unmöglich und nicht ohne Nugen. 
Verjuhen wir e8 mit Lorenz von Stein vom Standpunkt der Verwaltungslehre 
aus, jo können wir wenigitens die wichtigften Aufgaben der Fabrikinſpektion 
ſyſtematiſch gruppiren. 

In dem dritten Theil feiner VBerwaltungslehre (das Geſundheitsweſen, Stutt- 
gart 1882) theilt der eigentliche Entdeder derjelben, Lorenz von Stein, nachdem 
er das Gewerbe als das mit eigenem Kapital für die Gefammtbebürfniffe produ— 
zirende wirthichaftliche Unternehmen definirt hat, fein Syitem des gewerblichen 
Gefundheitörechtes ein in das Gefundheitäreht 1. der Anlagen, 2. des Betriebes, 
3. der Arbeiter und wir folgen Stein’3 Ausführungen, indem wir fein Syſtem 
als Grundlage einer ſyſtematiſchen Eintheilung des Wirkungskreiſes der Fabrik: 
infpeftion übernehmen. 

1. Das Gefundheitörecht der gewerblihen Anlagen: Jede gewerbliche Anlage 
bat die Fähigkeit, ihre Umgebung vermöge ihres Betriebes wirthſchaftlich und 
gefundheitlich zu gefährden. Das volle Recht des individuellen Eigentums würde 
jomit den Nachber zweifach fchädigen können. Daher wird jede Anlage eines 
ſolchen Betriebes vermöge der Intereffen des Nachbars als eine öffentliche Ange: 
legenheit angejehen und erft nad Abhaltung eines öffentlichen Verfahrens ge 
ftattet, welches auf folgenden Grundlagen beruht: die konzeffionspflichtigen Ges 
werbe werden einzeln bezeichnet und vor Errichtung derſelben Gefuche, Prüfungen 
und Genehmigungen gefordert, wobei andere Intereffenten gehört werden und auch 
die Berufung geftattet ift. 

2. Das Gefundheitsrecht des gewerblichen Betriebes: Unter Betrieb begreift 
Stein die Gefammtheit der Herftellungen und Thätigfeiten, durch welche das bereits 
angelegte Unternehmen nunmehr feine wirkliche Produktion in's Werk fegt und demnach 
unter dem Geſundheitsrecht des Betriebes die Gefammtheit derjenigen Beftimmungen, 
durch welche Leben und Gejundheit gegen die Gefährdungen desſelben geſchützt 
werden. Stein umnterfcheidet hiebei zwei Nechtögebiete 1. die äußere Vetriebspolizei 
in Bezug auf die Gefundheitsbedingungen außerhalb der Unternehmung, 2. die 
innere Betrieböpolizei in Bezug auf die Gefährdungen innerhalb der Fabrik. 

Die äußere Vetriebspolizei hat den Schuß der beiden großen Faktoren der 
öffentlihen Gejundheit, Luft und Waſſer, zum Inhalt und zwar erachtet Stein 
bloß Ermeflen und Verordnungen in diefem Sinne nicht für genügend, ſondern 
er verlangt geſetzliche Beſtimmungen insbejondere über Rauch, Ausdünftung und 
Abflüffe, wie deren in England bereits zu Necht bejtehen. Auch das in Deutich- 
land nad) diefer Richtung gehandhabte einfache Konzeflionsprinzip ſei durchaus 
unzureichend. Die innere Betrieböpolizei hat eine doppelte Aufgabe; fie joll zuerit 
Leben und Gefundheit gegen die bewegende Kraft (dev Mafchine) ſchühen und 
ſodann die Gefährdungen der Gefundheit durch fchlechte und unreinliche Räumlich— 
feiten und den Verderb der Luft bejeitigen. Hier will Stein die Gejeßgebung 
nad drei jelbjtändigen Richtungen hin thätig fein laffen und er Elaflifizixt: 


530 P. Dehn: Die Zukunft der deutichen Fabrifinfpeltion. 


a) Die Mafchinenpolizei für alle Mafchinen, nicht nur für Dampfteffel, 
wie auf dem Kontinent, durch Feſtſtellung minimaler Raummaße für Majchinen, 
Transmiflionen 2c. auf Grund hygienifcher Forderungen. 

b) Die Naumpolizei für die Bemeffung der Räume nad ihren gejundheit- 
lihen Dimenfionen, nebenher auch für die Ueberwachung von Neinlichkeit und 
DOrbnung im Betriebe auf Grund geleglicher Beitimmungen des minimalen Raumes 
auf jeden Kopf der Arbeiter etwa durch Heranziehung der Schulhygiene oder nad 
Englands Vorbild. 


c) Die Polizei der NRohftoffe für die Ventilation im Allgemeinen und bes 
Belonderen durch Erlaß einer eigenen Betriebögefeßgebung für jede einzelne Art 
der Produktion aus gefährlichen Stoffen, wie es in England unternommen worden, 
auf Grundlage der Verordnungen zu $ 120 Abf. 3 der Gewerbeordnung nad) 
Art der Bergwerks- und Dampfkeſſelgeſetzgebung. 


3. Das Gefundheitsreht der gewerblichen Arbeiter. Stein's Deduktionen 
hiezu find geeignet, allgemeine Anſchauungen darüber zu Elären. An und für fid 
jagt er und er fett hiebei ohne Zweifel die vollfommenfte Handhabung des Ge 
jundheitärechtes der Anlage und des Betriebes voraus, ift eine Arbeit niemals 
nefundheitsgefährlih; fie Fann ed nur dadurch werden, daß fie dasjenige Maaß 
überjchreitet, welches durch die Natur der Perſon der phyſiſchen Kraft derielben 
entjpricht. Die Ueberſchreitung dieſes Maaßes, die eberarbeit, erfcheint aber ſtets 
zunächſt als Sade des Ginzelnen und geht ſomit das Sanitätsweſen gar nichts 
an. Jeder ift auch hier fein eigener Herr. Das Recht der öffentlichen Gejundheit 
fann daher erit dann zum öffentlichen Gejundheitärecht der Arbeiter werben, wenn 
diejelben vermöge einer Gewalt, der fie ald Einzelne nicht wibderftehen können, 
gezwungen werden, ihre Kräfte über jenes gelundheitlihe Maaß anzuftrengen. 
Als diefe Gewalt bezeichnet Stein die Nothwendigkeit, mit dem Lohn der Arbeit 
fih den Lebensunterhalt zu verdienen. Der Arbeitslohn aber ala Theil der Ge 
fiehungsfoften richtet fich nad) dem volkswirthſchaftlichen Geſetze, daß feine Niedrig: 
feit eine wejentliche Bedingung für die Befämpfung der Konkurrenz iſt. Natürlich 
wird der Lohn auch dann niedriger, wenn für denfelben Lohn längere Arbeit ge 
leiftet werden muß Iſt alſo diefer Lohn bereit3 bei dem ſog. Eriftenzminimum 
angelangt, jo fann er nur dadurch noch geringer werden, daß entweder die faum 
arbeitsfähigen Berjonen, Kinder und Weiber, überhaupt zur Arbeit zugelaſſen 
werden, oder daß aud für die zur vollen Arbeit Fähigen die Arbeitszeit über 
das gejundheitlihe Ma ausgedehnt wird. Und da nun der Arbeitgeber nad 
dem Gejege der Stonkurrenz dem Zwange feiner wirthichaftlihen Intereſſen, der 
Arbeiter aber dem feines täglihen Bedürfnifies unterliegt, jo ericheint als Re 
jultante beider Faktoren fait ohne Zuthun der Betheiligten ein Zuftand, in 
welchem mit der fteigenden Konkurrenz die Forderung nad) der fteigenden Arbeits: 
zeit bei gleichem Lohn, mit der jteigenden Bevölferung aber das Angebot der 
Arbeit für diefen Lohn auch bei fteigender Arbeitszeit nothwendig wachen muß. 
Und auf dieſe Weife entjteht die für feine von beiden Parteien vermeidbare Ge 
fahr der Weberarbeit und ihrer gejundheitlichen Nachtheile. 

Dem gegenüber bezeichnet es nun Stein ala die Aufgabe der Geſetzgebung, 
dag richtige gelundheitliche Maß für die Arbeitszeit wieder herzuftellen und zwar 
durch eine Feſtſetzung diefer Beichränfung für alle Arbeit, um jede Störung der 
Gleichheit in den Bedingungen der Konkurrenz zu vermeiden. Da aber dieſe 
Konkurrenz nicht mehr blos innerhalb der einzelnen Völker auftritt, ſondern zu 
einer internationalen ſich geftaltet hat und die Gefahr der Ueberarbeit aus einer 





Pe 


örtlihen zu einer allgemeinen geworden ilt, jo muß nad) Stein’s Anficht, ift 
einmal aus der höheren fozialen Auffaffung auf Grundlage der fortgeichrittenen 
Gefundheitölehre das Bewußtſein der Pflicht der Verwaltung entjtanden, die Ar— 
beiter durch geieglihe Einführung einer Marimalarbeitszeit vor der geſundheit— 
(ihen Gefahr der Weberarbeit zu fchüßen, diefe Aufgabe der Verwaltung zum 
Streben nad) einer Gleichartigfeitin der Geſetzgebung über die Arbeitszeit führen 
oder es muß auch hier aus dem prinzipiellen Gefundheitärecht der Arbeiter ein 
internationale® werden. Ob Europa auf dieſem Punkte bereit3 angelangt ift, 
mag dahingeftellt bleiben. Das, was Stein unter dem Gejundheitsreht der ge— 
werblichen Arbeiter begreift, ift in Wirklichkeit das Gejundheitsrecht der Arbeitszeit. 
Die Arbeitözeit ift es, welche das eigentliche Kanıpfgebiet der höheren Hygiene 
mit den volkswirthſchaftlichen Gejegen bildet und Stein jagt: Es ift eine Ehre 
für unfere Zeit, daß fie diefen Kampf aufgenommen und zur Hälfte ſchon durch— 
geführt hat, obichon er nicht verfennt, daß die Hygiene gerade in leßterer Zeit 
fi faft ausfchließlih der Unterfuhung der Raum-, Luft- und Lichtverhältniffe 
ftatt der Arbeitözeit zugewendet hat und inSbejondere der Morbibitätsftatiftif die 
Beziehung auf die Arbeitözeit ziemlich fehlt. 

Stein theilt die Frage der Arbeitözeit in zwei Theile 1) in die Frage nad) 
der Dauer der täglichen Arbeit und 2) in die Frage nach dem Maße der Arbeits: 
fraft gegenüber dieſer Arbeitsdauer, wobei er von der bloß jozialen Auffaſſung 
diefer Frage, melde die Beſchränkung der Arbeitszeit aus anderen als gejund- 
heitlihen Gründen fordert, ganz abfieht. 

Der Normalarbeitstag ift hygieniſch noch kaum unterfuht. Stein will zu— 
nähft hygieniſch und ftatiftifch feftgeftellt wiffen, bei welcher Grenze der Auf: 
nügung ber vollen Arbeitöfraft die Weberarbeit für den gefunden Mann anfängt, 
wobei zu beridjichtigen wäre, daß da, wo die volle Arbeitskraft fich überarbeitet, 
die Folgen der leberarbeit niemals unmittelbar zur Erjcheinung gelangen. Wie 
Stein ausführt, verhält fich eine jolche Leberarbeit zur Arbeitskraft des Mannes 
wie eine Wirthichaft, welche neben ihrem regelmäßigen Einkommen zugleich langſam 
ihr Kapital verzehrt. Zuerſt entitehen Krankheiten, welche nicht auf ſpezielle 
Ueberanftrengung, fondern auf die regelmäßige zu große Dauer der regelmäßigen 
Arbeit zurücgeführt werden müffen. Sodann wird die Arbeitsunfähigkeit (Alter) 
in dem Grade rafcher eintreten müſſen, als die leberarbeitung regelmäßiger ftatt- 
findet. In Bezug auf erfteren Punkt hätte die Arbeiterfrankheitslehre etwa durch 
Unterfuhungen über Inhalationsfranfheiten, über die Folgen der Ueberarbeit auf 
Muskeln und Herz, in Bezug auf den zweiten Punkt die Gejundheitsitatiftit als 
Invaliditätsftatiftit vorbereitend einzuwirfen. Ständen foldhe Unterfuhungen in 
ihren Ergebnifjen feit, jo würde alsdann die Verwaltungslehre der Gefundheit 
im Stande fein, behufs Weiterbildung des Rechtes den Vortheil, den die lieber: 
arbeit auch bei voller Arbeitskraft bringt, mit dem nicht etwa ethifchen, fondern 
Öffentlich rechtlihen und volkswirthſchaftlichen Nachtheil zu vergleichen, den bie 
Krankheiten und die zu frühe Invalidität der Ueberarbeit unabweisbar hervor: 
bringen, um dann erft im Namen des öffentlichen Intereffes einfchreiten zu können. 
Jene willenihaftlihen Thatſachen würden die Ueberzeugung bon der Nothivendig- 
feit eines europäiſchen Normalarbeitötages hervorrufen und die Verwaltung würde 
diefelbe zum geltenden Necht desjelben zu geftalten wifjen. Stein glaubt an un: 
geahnte Fortſchritte nach diefer Richtung Hin. 

So viel von einer Theorie der Fabrikinſpektion, in deren Schema fich die weient: 
lihen Aufgaben der Fabrikinfpektion einreihen laffen. Es wäre in hohem Grade 
wünſchenswerth, wenn wenigftens der Grundgedanfe diefer Theorie bei der offi— 
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ziellen Berichterftattung beachtet und durch eine Abänderung der ohnehin modifi— 
fationsbedürftigen Dienftinftruftion in die Praris der Verichterftattung übertragen 
werden würde. 

Inmitten der übrigen Inipeftionen des Staats- und Gemeindeleben, neben 
der Berg:, Schul-, Steuer:, Kaſſen- 2c. Infpektion, welche fi als eine Kontrole 
darftellt, erhebt fich die Fabrikinſpektion d. i. eine Beauffihtigung des Fabrik: 
lebens weſentlich durch die Deffentlichkeit ihrer Thätigkeit, die Deffentlichkeit 
ihres Objeft3, wie durch die Deffentlichkeit ihrer VBerichterftattung zu hervor: 
ragender Bedeutung. 

Werfen wir nunmehr einige Blide in die zufünftige Entwidelung der Praris 
der Fabrikinipeftion, zum Theil in Ergänzung unferer früheren Ausführungen. 

Mancherlei Anzeichen deuten darauf Hin, daß die Befugniffe der Fabrik: 
injpeftoren bei der Handhabung des Unfallverhütungsparagraphen 120, Abi. 3 
der Gewerbeordnung endlich einigermaßen geregelt werden dürften, zunächſt durch Erlaß 
ber verheißenen Ausführungsbeitimmungen de Bundesraths. Es wird fi dann 
herausftellen, ob dieje Beitimmungen bejondere Inftruftionen für den Inſpektions— 
dient überflüflig madhen. In England find die detaillirten Anordnungen der 
Krankheits- und Unfallverhütung geieglich feſtgeſtellt (Abſ. 3—9 des Fabrik- und 
Merkftättengeleges von 1878). Dabei find indeß die Fabrifinipeftoren berechtigt, 
auch Schugvorrihtungen, welche im Gejege nicht ausdrüdlich vorgejehen find, an: 
zuordnen, wogegen dem Unternehmer der Rekurs an ein Schiedögeriht von zwei 
unparteiifchen Sachverständigen zuiteht, welche Fabrikinfpeftor und Unternehmer 
jelbft zu bezeichnen Haben. Dieſes Sciedögeriht kann die Anordnungen des 
Fabrikinſpektors genehmigen, verwerfen oder modifiziren unter eriprießlicher Er: 
Örterung des ftrittigen Falles. So gedeihlich auch die Unfallverhütungsthätigkeit 
ber deutjchen Fabrikinſpektoren bisher geweien ift, jo erwünscht jcheint dennoch die 
abminiftrative Regelung derjelben. 

Mit dem Inslebentreten der geplanten Organilation des Kranken- und Un— 
fallverſichetungsweſens werden auch nad) diefer Richtung Hin die Befugniffe der 
Fabrikinſpektoren genauer zu bezeichnen fein. Bisher befümmerten fich die Fabrik— 
injpeftoren nur fozufagen aus perfönlichem Intereffe um die beitehenden Zuftände 
und berichteten darüber nad) Belieben in ihren verjchiedenen Mittheilungen über 
Arbeiter und andere Verhältniffe, wobei fie dur Bevorzugung der Unfallver— 
fiherung der Zeitftrömung folgten. Das war jchätbar, kann aber nicht mehr 
genügen, zumal mit der geplanten forporativen Organijation des Hilfskaſſen— 
weſens die Unftellung von bejonderen Unfallskommiſſären bei den Zentral 
landesbehörden nad) dem liberalen Entwurf, bezw. von Beauftragten und Sad) 
veritändigen bei der Reichsverſicherungsanſtalt nad) der uriprünglichen Regierungs— 
vorlage, wofür die Fabrikinipeftoren die geeignetiten Kandidaten geweſen wären, 
entfällt. In Oefterreich follen die Fabrikinſpektoren angemwiejen werden, die Beob- 
achtung der geſetzlichen Vorſchriften „über die beſoudere Vorjorge für die Unter: 
ftüßung der Arbeiter in Fällen der Verunglüdung oder Erkrankung“ zu über: 
wachen. Es mag dahiu geftellt fein, ob es fih empfiehlt, die Fabrikinſpektion 
irgendivie mit dem neuen Hilfskaſſenorganismus in eine aftive Werbindung zu 
jeten. Wohl aber ift es unumgänglich nothiwendig, daß den Fabrikinſpektoten 
auch nach diefer Richtung hin, etiva wie in Preußen den Bergbeamten, eine ge 
wife Zuftändigfeit eingeräumt wird, daß fie angewiejen werden, unmittelbare 
Beobadtungen über die Geftaltung des neuen Organidmus und feine Einwirkung 
auf die Arbeiterverhältniffe anzuftellen und im Anſchluß an ihre Mittheilungen über 
Krankheit und Unfallverhütung darüber zu berichten. 
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Auch die Befugniffe, welche die Fabrikinipeftoren gegenüber den fogenannten 
genehmigungspflichtigen Anlagen auszuüben haben, erjcheinen einer Neuregelung 
bebürftig, nöthigen Falles auf Grund einer Abänderung des beftehenden Ber: 
fahren® bei der Konzeſſionirung gewerblicher Anlagen, wie fie mehrfah von in- 
duftriellen Streifen in Vorſchlag gebracht worden ift. So ſoll nad) der Anficht 
des „Vereines zur Wahrung der Intereflen der chemiſchen Industrie Deutſchlands“ 
behufs fchnellerer und jachgemäßer Erledigung von Einſprüchen gegen genehmig— 
ungspflichtige Anlagen fortan an die Stelle der verichiedenen, mit der ftaatlichen 
Auffiht tehnifher Anlagen betrauten Organe (Keſſelreviſoren, Fabrikinſpektoren, 
Medizinalbeamte, Lofalpolizeibehörden 2c.) als untere Inftanz ein einheitliches, mit 
Gretutivbefugnifien ausgeftattetes Kollegium eingejegt werden, welches aus dem 
Kreisphyſikus, dem Streisbaubeamten, einem Ingenieur, einem Chemifer und einem 
Verwaltungsbeamten zu beftehen hätte. Diejes Kollegium würde ſowohl ala 
Sachverſtändigen-Kommiſſion wie als Aufſichtsinſtanz ſämmtliche die Fabrikpolizei, 
die öffentliche Geſundheitspflege, das Konzeſſionsweſen für gewerbliche Anlagen 
u. A. umfaſſende Fragen zu bearbeiten haben. In Preußen iſt die Konzeſſionir— 
ung gewerblicher Anlagen Sache der Selbſtverwaltungsorgane, in erſter Inſtanz 
des Kreis- bezw. Stadtausſchuſſes, welche erſt nach Anhörung von Sachverſtän— 
digen entſcheiden. Es iſt bemerkenswerth, daß der eben erwähnte Verein wieder— 
holt die Heranziehung der Fabrikinſpektoren zur Beſchleunigung des Verfahrens 
anempfohlen hat, indem er ausführte: Beſonders bei neuen Erfindungen, Be 
triebsweifen 2c. find die unteren Behörden jelten in der Lage, eine auf wiſſen— 
ihaftliche WHeberzeugung begründete Entſcheidung zu treffen, um jo mehr, ba die 
Kreisphhfifer, die ihnen als Sachverſtändige zur Seite ftehen, nur zu oft jelbit 
der für dieſen Zwed erforderlichen techniichen Spezialtenntniffe entbehren. Se 
gewiffenhafter nun diefe Behörden find, um jo leichter treten Weiterungen und 
Verzögerungen ein, zumal falt jeder, oft ganz unbhaltbarer Einſpruch Berück— 
fihtigung findet. Dadurch geht oft die günftige Konjunktur verloren und der 
englifche Fabrifant, der nicht durch die Hinderniffe eines langwierigen Konzeſſions— 
verfahrens aufgehalten wird, hat in Folge dieſes Vorſprungs meift einen großen 
Theil des Marktes in Beſitz genommen, bevor der deutiche daran denken kann, 
jeine Fabrikation zu beginnen. Beiläufig erachtet der erwähnte Verein bei der 
Handhabung der VBorjchriften für genehmigungspflichtige Anlagen den Uebergang 
Prohibitivſyſtem zu dem engliichen Repreſſivſyſtem für wünſchenswerth. 

So drängen fi) immer neue Anforderungen und weitere Befugniffe an den 
Fabrikinſpektor heran, welches ein ideales göttliches und fein menschliches unvoll: 
kommenes Weien jein müßte, follte er allen Anforderungen genügen, denn der 
Fabrikinſpektor müßte zugleich Jurift, Nationaldtonom und VBerwaltungsbeamter, 
Ingenieur, Chemiker und Architekt, Arzt, Hygieniker und Arbeiter jein, um feiner 
jozialpolitiihen Miffion nad allen Richtungen hin nachzukommen. Es war ein 
glüdliher Gedanke des jchweizeriichen Handelsdepartements in Bern, bei der Ein: 
führung der Yabrikinipeftion für die drei geichaffenen Stellen drei Männer ver: 
ihiedener Berufszweige zu wählen, einen Verwaltungsbeamten, einen Arzt und 
einen Mechaniker, und fie vor ihrem Amtsantritt auf eine gemeinfame Inſpektions— 
reife zu fenden. Und daß fie in unmittelbarer Anjchauung der thatjächlichen Ber: 
hältnifje , in anregendem Austauſch der Beobachtungen und Erfahrungen ihrer 
Thätigfeit auf dieſe Weije ihrer Praxis von vornherein eine feitere Grundlage 
geben, davon legt der inhaltvolle Beriht Zeugniß ab, welchen fie über ihre ge: 
meinfame Reiſe erftatteten. Diejelbe währte bei 127 Neiletagen vom September 1878 
bis April 1879 und erjtredte fih auf jänmmtliche Kantone der Schweiz. Der 
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Bericht ift vom Mai 1879 datirt und im „Schweizeriihen Bunbesblatt“, Jahr: 
gang 1879, ©. 289 — 359 abgedrudt. Wie aus der Einleitung zu dieſem 
Bericht zu eriehen, hat derjelbe nicht unmejentlih die Entiheidungen und Ma: 
regelungen beeinflußt, welche auf die weitere Ausführung des Fabrikgeſetzes Bezug 
hatten. Wie weitumfaffend die jchweizerifchen Fabrikinſpektoren ihren Wirkungs: 
kreis dabei zu ziehen hatten, mag aus den nachfolgenden Fragen zu erjehen jein, 
auf welche fie nad) ihrer Jnftruftion ihr Augenmerk vorzugsweise zu richten hatten: 

1. Welche gewerblichen Anftalten find unter die Fabriken einzureihen ? 

2. Wie jind die Arbeitsräume beichaffen? Welche Vorfichtsmaßregeln gegen 
mechanifche Gefährden find getroffen? 

3. Welche bejondere Vorichriften find über Bau und Betrieb der Fabriken 
zu erlaflen ? 

4. Auf welche Induſtrien und Gtabliffements ift die Haftpflicht wegen Er: 
zeugung gefährlicher Krankheiten auszudehnen? Und wie ift bisher die Haft: 
pflichtbeftimmung des Fabrifgefeßes zur Anmwendung gekommen ? 

5. Wie ift den gefeglichen Borjchriften in Bezug auf Fabritordnungen nad 
gelebt worden ? 

6. Wie ift die Auszahlung der Löhne geregelt ? 

7. Werden die Arbeitöftunden vorichriftsgemäß angezeigt ? 

8. Wo ift eine Verkürzung der Arbeitszeit unter eilf Stunden erforderlih? 

9. Findet eine Verlängerung der Arbeitözeit nur mit amtlicher Bewilligung 
ftatt und werden die Beitimmungen bezüglich der Mittagspaufe innegehalten? 

10. Wie werden die Ausnahmebeitimmungen bezüglich der Hilfsarbeiten an: 
gewendet? md welche Erläuterungen hierüber find erforderlich? 

11. Hat fich die bisherige Praris bezüglich der Geftattung ununterbrochenen 
Betriebes und der Sonntagsarbeit bewährt oder iſt fie abzuändern ? 

12. Wie wird der Geſetzesartikel betreffend Kinderarbeit vollzogen ? Bei 
welchen induftriellen Betrieben ift diefelbe gar nicht zu geitatten ? 

13. Wie werden die Beitimmungen bezüglich der Schwangeren und Wöch— 
nerinnen beobachtet? Bon welchen induftriellen Betrieben find Erſtere aus 
zuſchließen? 

14. Wie findet der Vollzug des Fabrikgeſetzes durch die kantonalen Behör— 
den ſtatt? 

Ueber die Vorbildung der deutſchen Fabrikinſpektoren wurden nad) der Pro: 
mulgation der Novelle zur Gewerbeordnung von den verbündeten Regierungen 
einige Normen vereinbart und in einem Bundesrathserlaß vom 18. November 1878 
über die Grundlagen der Organijation der obligatorifchen Fabrikinſpektion im 
Reiche aufgeführt. Darnach follen die zur Fabrikinſpektion zu berufenden Be 
amten neben technifchen Kenntniſſen insbeſondere auch amtliche Erfahrungen befigen, 
vermöge welcher fie geeignet feien, zwischen den Intereffen der Aebeitgeber und 
Arbeiter eine Vertrauensftellung zu gewinnen, welche fie in den Stand jebe, zur 
Srhaltung und Anbahnung guter Beziehungen zwiichen Beiden mitzuwirken. 
In einem Begleitfchreiben zu dem Erlaß wurde darauf aufmerkfam gemacht, dab 
über das Maß der an die allgemeine wie an die technijche Vorbildung der Fabrik: 
infpeftoren zu tellenden Anforderungen abfichtlich feine Beitimmungen aufgenommen 
worden feien, und gleichzeitig wurde, abgejehen von Berge und Küttenbetrieb, 
oprgeichlagen, daß zu den fraglichen Funktionen in der Negel nur Perſonen mit 
wiffenschaftliher Bildung verivendet werden follen, welche entweder eine höher 
technische Lehranſtalt abjolvirt und ſonach als technifche Beamte im öffentlichen oder 
Privatdienft thätig gewejen find oder größere gewerbliche Anlagen geleitet haben. 
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An diefem wohlerwwogenen Grundjag wird im Allgemeinen und fo lange nicht 
bejondere Erfordernifje geftellt werden, feitzuhalten jein. Vollzieht fi) die zus 
fünftige Entwidelung der Fabrikinſpektion, wie anzunehmen, nach dem Gejeß der 
Arbeitstheilung, jo dürften fich die Schwierigkeiten, die Fähigkeiten der Fandidiren: 
den Perjönlichkeiten feitzuftellen und zu prüfen, durd; Ernennung don Speial- 
infpeftoren fir gewifle Induftrieziweige und Imduftriegruppen, für Großgewerbe 
und Kleinwerbe, allenfalld auch für den Arbeiterichuß oder für Anlagengenehmig: 
ung ohne Rüdjicht auf die territoriale Cintheilung im Wejentlichen heben Laffen. 
In dieſem Falle würde eine zentralifirte Organijation der Fabrikinſpektion, wie 
fie urfprüngli in Bayern geplant war und in England durchgeführt ift, mit 
einem leitenden Zentralinipeftor an der Spige erforderlich jein — zum Vortheile 
der Inſtitution ſelbſt, welche dadurd einheitlicher und im Enſemble leiftungs- 
fähiger geftaltet werden fünnte. Nicht unerwähnt darf bleiben, daß Ende 1881 
einer Deputation des Kongreffes der englifchen Gewerkvereine der Miniſter in 
Beantwortung von Beichwerden über die nicht genügend durchgeführte Fabrikin- 
Ipeftion erklärte, daß er die Perfonalvermehrung derjelben in Erwägung ziehen 
und eventuell den Verſuch machen wolle, einen Theil der neuen Fabrikinſpektoren 
aus der Reihe der arbeitenden Klaſſen jelbit zu entnehmen, welche, wie er hinzu 
fügte, einen gerechten und gewichtigen Anſpruch darauf hätten, im Fabrikinſpek— 
torat vertreten zu fein. Beiläufig figen in den Fabrikinſpektionskommiſſionen 
der Stadt Parid auch Damen, denen die Heberwahung und Infpektion derjenigen 
ziemlich zahlreihen Werkftätten übertragen worden ift, in welchen ausſchließlich 
weibliche Arbeiter beichäftigt werden. 

In Verbindung mit der Vorbildung fteht die mehrfach gewünjchte und auf 
die Dauer nicht zu umgehende Vermehrung des Perſonals der deutichen Fabrik: 
injpeftionen, welche zunächſt durch Heranziehung von Aſſiſtenten d. i. von jüngeren 
Gehilfen zur Ausbildung bei den funktionirenden Fabrikinipektoren erfolgen könnte, 
wie das in Sachſen und am Rhein bereit3 geichehen ift. Will man weiter gehen, 
fo beftimme man, was der fchweizerifche Bundesrath in feiner nicht publizirten 
Vollzugöverordnung zum Fabrikgejeg von 1876 aufgenommen hatte, daß jeder 
Fabrikinſpektor in ſämmtlichen Fabrifen feines Streifes wenigftens jedes zweite 
Jahr eine eingehende Inſpektion vorzunehmen hat. Aus den Berichten der deutjchen 
Fabrikinſpektoren ift zu erjehen, daß ihre Kräfte nicht ausreichen, daß fie insbe: 
ſondere für gewiffe genehmigungspflichtige und höchſt auffichtsbebürftige Betriebe 
des Kleingewerbes, namentlich der Schlächtereien, jo gut wie feine Zeit erübrigen 
können. 

Unter ſolchen Umſtänden läßt es ſich gewiß nicht rechtfertigen, daß die 
Fabrikinſpektoren noch zu anderen Arbeiten herangezogen werden, daß ſie, wie 
hie und da in Preußen, Aichungsbeamte oder Vereinsſekretäre ſind, oder wie in 
Bayern, auch über die geſchäftliche Lage von Induſtrie und Handel beſonders 
Bericht erſtatten müſſen u. dergl. m. 

In Betreff der verwaltungsrechtlichen Befugniſſe der Fabrikinſpektoren bleibt 
uns im Hinblick auf frühere Ausführungen nur übrig, daran zu erinnern, daß 
ſie nach dem urſprünglichen Geſetzentwurf des preußiſchen Handelsmmiſters von 
1876 umfangreicher und einzig richtig und zulänglich bemeſſen werden ſollten, 
indem man, wovon man ſpäter leider Abſtand nahm, um über kurz oder lang 
doch wieder darauf zurückkommen zu müſſen, den Fabrikinſpektoren einfach „alle 
amtlichen Befugniſſe der ordentlichen Polizeibehörden mit Ausnahme des Rechtes, 
Polizeiverordnungen zu erlaſſen“, zuerkannte. Profeſſor Ludwig Hirt, einer 
unſerer hervorragendſten Forſcher auf dem Gebiete der Arbeiterkrankheiten geht noch 
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weiter; er fordert für die Fabrikinſpektoren auch das Necht, in dringenden Fällen 
Verordnungen zu erlaffen und erekutiviich vorgehen zu können; denn, jagt er, 
jo lange der Fabrikinſpektor über Mißſtände und dergleichen fchriftlich berichtet 
und von der zuftändigen Behörde jchriftlich beichieden wird, was wochenlang 
dauern kann, wirken jene Mißftände fort und es hängt von vielen Zufällen ab, 
ob fie überhaupt bejeitigt werben. 

Mie erfichtlicd hat die Fabrikinſpektion noch bei Weitem nicht alle ihre Auf: 
gaben erledigt und dennod wachſen und mehren jich diejelben. Immer deutlicher 
zeigt die Praris, daß der MWirkungsfreis der beftehenden Fabrikinſpektion 
allzu bejchränft und dabei unficher begrenzt ift. Und dazu muß ausgejprocen 
werden, daß die Fabrikinipeftion nur etwas Halbes ift und ein unvollfommenes 
Drgan, das erweitert werden muß zu einer allgemeinen Gemwerbe- oder Arbeits: 
inſpektion. 

Nach einer Richtung hin iſt hier England vorangegangen, indem es die 
Aufſichtsbefugniſſe ſeiner Fabrikinſpektoren im Jahre 1867 auch auf alle Werk— 
ſtätten des Kleingewerbes ausdehnte, inſoweit darin jugendliche und weibliche 
Arbeiter beſchäftigt werden. Dagegen iſt noch keines Staates Inſpektion die ſog. 
Hausinduſtrie näher getreten, obſchon gerade hierin, wie die Berichte der deutſchen 
Fabrikinſpektoren andeuten, höchſt bedenkliche Mißſtände anzutreffen find. Bei der 
Berathung der Novelle zur Gewerbeordnung von 1878 hatte der deutſche Reichs— 
tag an den Neichöfanzler das Erſuchen gerichtet, über die Beichäftigung von 
Kindern und jugendlichen Arbeitern in der Hausinduftrie ſowie über die geeigneten 
Mittel zur Abhilfe der beftehenden Inzulänglichfeiten Erhebungen anzuftellen, 
doch hat es damals der Bundesrath abgelehnt, darauf einzugehen. Auch in der 
Schweiz ift bei den Verhandlungen vor der Annahme des neuen Fabrikgeſetzes 
von 1877 Nichts herausgefommen. Won mehreren Seiten wurde vergeblich die 
Ausdehnung der Fabrifinipektion auf Stleingewerbe und Hausinduftrie gewünſcht, 
mit der zutreffenden Begründung, daß fie dort recht oft weit nothwendiger ſei. 
Die Mehrheit lehnte alle derartigen Anträge ab, indem fie dabei von der Anſicht 
ausging, daß eine Ausdehnung der Inipektion auf Nicht: yabrifen doch ein zu 
gefährliher Eingriff in die Privat: und Familienverhältnifie jei, was zum Min: 
deiten nicht recht logiſch erſcheint. Man glaubte in der Schweiz darauf vertrauen 
zu dürfen, „daß Kirchen, Schul» und Gemeindepflege und gemeinnügige Geſell— 
ichaften ihre jegensreiche, da3 Wolf erziehende Wirkſamkeit in diefer Beziehung 
immer weiter ausdehnen und im Bunde mit der wachſenden geiltigen Bildung 
dazu beitragen würden, eine öffentliche Meinung, eine Volksſitte und eine Volks: 
jury heranzubilden, welche ſolche hartherzige Behandlung und Ausnütung der 
Arbeitskräfte von Stindern und Frauen öffentlich an den Pranger ftellen.“ Nach: 
dem inzwijchen aus der Schweiz wiederholte und lebhafte Stlagen über mißbräuch— 
lihe Beihäftigung der Kinder felbit in Fabriken troß Geſetz und Inſpektion 
unter Anführung bebenfliher Thatjahen an die Deffentlichkeit gelangt find, wird 
man Sich boffentlich dort nicht mehr von jchönen Phraſen und Ideen täuſchen, 
fondern Zwang und Aufficht da eintreten laſſen, wo freie Humanität nicht genügt. 

Bei der Weiterentwidelung der Fabrikinjpektion zu einer allgemeinen Ge 
werbe- und Arbeitsinjpeftion haben wir in Deutjchland anzufnüpfen an einen 
Fehler des Geſetzgebers, welche es nicht gekonnt oder nicht gewollt hat, eine für 
alle Fälle zutreffende und ausreichende Definition des Begriffes „Fabrik“ zum 
Unterfhied von Gewerbe zu geben. Freilich haben aucd andere Gejeggebungen 
den nämlichen Mangel aufzumeifen und ihn vergeblich durch generelle oder ſpe— 
zielle Beitimmungen zu bejeitigen verſucht. Man hat die Arbeiter, die Maſchinen 
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und das Arbeitsquantum berüdiichtigt und man hat gejagt: Wo fo und fo viele 
Arbeiter beichäftigt oder dieſe oder jene Kraftmaſchinen verwendet oder gewilie 
Artikel und in Maſſen erzeugt werden — da hat man eine Fabrik vor fih. Und 
dennoch iſt man Eonfreten Fällen gegenüber nicht jelten im Unklaren, nicht nur 
in Deutichland, ſondern namentlidh aud in der Schweiz. Was heute noch als 
ein Gewerbe ericheint, fann morgen eine Fabrik geworden fein und umgekehrt. 
Gewilie allgemeine Merkmale, wie fie wiederholt und richtig aufgeftellt worden 
find, genügen nicht. Man muß die Sache von einem anderen Punkt auffallen 
und tiefer gehen und wir jchliegen und hiebei der Definition Lorenz von Stein’3 
an, welcher in dem Subjekt des Gewerbes, in der Perſönlichkeit des Inter: 
nehmer3, jene Scheidung gefunden hat, indem er jagt: Da, wo der Unternehmer 
ſelbſt vor- und mitarbeitet oder zum Mindeften Gefellen und Lehrlinge hat, welche 
in der Negel ebenfall3 Meifter und Unternehmer werden fünnen, da liegt ein 
Gewerbebetrieb vor. Wo dieje Vorausfegung indeß nicht zutrifft, wo der Unters 
nehmer lediglich der Kapitaliſt und als folder der wirthichaftliche Leiter der An— 
lage ift, wo dem Arbeiter die Möglichkeit von vornherein benommen ift, jemals 
jelbit Unternehmer zu werden, da darf man dad Vorhandenjein eines Fabrik— 
betriebe3 annehmen. Auch bei den lebhafteſten Wandelungen und Schwanfungen 
zwiichen Gewerbe und Fabrik wird ſich dieſer Definition eine felte Stüße ent- 
nehmen laſſen. 

Wie und bedünfen will, ilt die öfterreichiiche Negierung auf dem beften 
Wege, über diejen ftrittigen Punkt einfach hinweg zu fchreiten, indem fie in 
ihrem neuen Gntwurf der Gewerbeordnung, welcher nocd der Volksvertretung 
unterbreitet it, ohne Widerſpruch derjelben kurz und gut auf jediwede Definition 
des Begriffes „Fabrik“ verzichtet. In dieſem Entwurf jah fie überhaupt von 
beionderen fabrifgeieglichen Beitimmungen ab und ließ die beantragten Schutzan— 
ordnungen zu Gunſten der jugendlichen und weiblichen Arbeiter 2c. bezw. deren 
Handhabung für alle wie immer geartete gewerbliche Betriebe gelten. Die öfter: 
reihiiche Regierung, Ihon einmal — im Jahre 1859 — auf demielben Gebiete 
reformbahnend, ift dabei von folgenden Erwägungen ausgegangen, wobei fie zu— 
nächit die Handhabung der jogen. fabrifgejeglichen Beitimmungen zu Guniten der 
jugendlichen Arbeiter 2c. im Auge hatte: Cine Firirung des Begriffes und eine 
Definition der Fabrik mit Sicherheit ift nicht möglid. Immer werden fich dabei 
an der Hand einer konkreten Kaſuiſtik vielfache Inkonſequenzen nachweiſen laſſen. 
Die Frage, ob es thunlich fei, den Begriff der Fabrik gegenüber der Wertitätte, 
jenen des Fzabriföbetriebes gegenüber dem des Gewerbebetriebes, in der Art aus— 
einanderzuhalten, dab gewiſſe Beſtimmungen des Geſetzes nur für Fabriken und 
andere nur für Gewerbe Geltung haben jollen, wurde in reiflihe Erwägung ge: 
zogen, doch gelangte man jchließlich zu der Anſchauung, welche auch die zu— 
ftimmende Begutachtung jeitens der einvernommenen Fachkreife gefunden hat, daß 
nämlich die vorgeichlagenen geieglichen Beitimmungen auf alle Arten von Ge: 
werbsunternehmungen Anwendung zu finden hätten und eine Ausnahme hiervon 
nur bezüglich jener Unternehmungen einzutreten hätte, wo mit Nüdficht auf die 
größere Arbeiterzahl beſondere Vorſchriften erforderlih erſcheinen. Mehrfache 
Motive, insbeiondere die Erwägung, daß es durchaus nicht blos der indujtrielle 
Großbetrieb, jondern häufig gerade das Handwerk, das jogenannte Kleingemwerbe 
es it, deilen Angehörige der jchüigenden und ordnenden Hand des Geſetzes dringend 
bedürfen, fprechen dafür. Es handelt fich hierbei zunächit um jenen Komplex 
von gejeglichen Beltimmungen, welcher nad der Terminologie von anderen 
Induftrieftaaten als die Fabrifsgejeggebung im engeren Sinne bezeichnet wird. 
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Es dürften ſchwerwiegende Bedenken dagegen beitehen, die Vorſorge zur Sicher: 
ung der Hilfsarbeiter vor Gefahren am Leben und der Gelundheit, ſowie die 
Schadeneriagpflicht der Gewerböunternehmer und ihrer Beftellten, ſowie dritter 
PBerionen im Falle von BVerlegungen oder Tödtungen von Hilfsarbeitern im 
Gewerböbetriebe mit der Cinichränfung auf den fabrifgmäßigen Betrieb zu nor: 
miren, ebenjo die höchſt wichtigen Beltimmungen in Betreff der Bejchräntung der 
Arbeitözeit jugendlicher Hilfsarbeiter und der Arbeitspaufen, der Nachtarbeit, der 
Sonn und Teiertagdarbeit diejer Kategorie, dann in Beziehung auf das Verbot 
bei Verwendung von jugendlihen Hilfsarbeitern und Frauensperſonen bei ge 
fährlichen oder gelundheitsichädlichen gewerblihen Verrichtungen, ſowie über die 
Gpidenzhaltung jugendlicher Hilfsarbeiter, die Vorichriften über den gewerblichen 
Fortbildungs- und Fachunterricht, die Verpflichtung zur Führung eines Arbeits: 
buches u. A. m. 

Nachdem ihon im Jahre 1872 in Bezug auf die Fabrifgeieggebung der 
Verein für Sozialpolitif ji in dem gleihen Sinne ausgeſprochen hatte, fand 
diefe prinzipielle Anſchauung aud die zuftimmende Beurtheilung kompetenter Fach— 
freife in Defterreich, da der djterreichiiche Handelstammertag in der Sisung vom 
28. Januar 1876 den Beichluß faßte, „die Untericheidung zwiſchen Fabrik und 
Gewerbe jei fallen zu laſſen und für Beide der gemeinichaftlihe Ausdruck „Ge 
werböunternehmung“ zu ſetzen.“ 

An Bezug auf die Komjequenzen dieſes neuen Prinzips der Ausdehnung 
der fabrifgeieglichen Beitimmungen auf alle gewerblichen Betriebe jagte man auf 
dem öfterreichiichen Handeldfammertage von 1876: „Die Gewerbeinipeitoren ſollen 
nicht nur verpflichtet jein, die Fabriken zu injpiziren, ſondern namentlich aud 
die Verpflichtung haben, die eigentlich noch viel wichtiger ift, nämlich die Hand 
werfer: und Gewerbetreibenden zu überwachen und dafür zu ſorgen, daß bie 
llebelftände, die da vorkommen, abgeihafft werden“, wobei man hauptjächlich die 
Nichtbefolgung der Lehrlingsporichriften und die lebertretung der geſundheits— 
polizeilihen Bejtimmungen für die £leineren Werfitätten im Auge hatte. Dem: 
aemäß werden nad dem voraussichtlicd unverändert zur Annahme gelangenden 
Gntwurfe von 1882 in Delterreich Gewerböinjpeftoren angeitellt werden mit der 
Aufgabe, die Beobachtung der in der Gewerbeordnung enthaltenen Beſtimmungen 
zum Scute der Kinder und jugendlichen Arbeiter, ſowie die Gejundheit der 
Arbeiter 2. in allen gewerblichen Anlagen und im Stleingewerbe insbeſondere aud 
die beionderen Pflichten des Yehrheren bezw. deren Grfüllung zu überwacen. 
Bezüglich des letzteren Punktes ift des Handelstammerjefretär® Dr. Huber in 
Stuttgart Vorſchlag („die Neuregelung des Innungsweſens“, Stuttgart 1881) 
erwähnenswerth, zur Hebung des Handwerks wieder obligatoriihe Lehrlings— 
prüfungen einzuführen, dieſelben mit Ausitellungen von Xehrlingsarbeiten zu 
verbinden und als natürliche Vifitatoren für dieſe Veranftaltungen die Fabrik: 
inſpektoren anzuitellen. 

Ohne Zweifel ericheint in Deutichland vor Allem das Lehrlingsweien 
in Stleingewerbe auffichtsbedürftig.. Und wie in der Fabrik, jo hat das Geies 
jicherlich auch gegenüber der Hausinduftrie das Recht und die Pflicht, die Kinder 
nöthigenfalls gegen ihre eigenen Eltern zu ſchützen, ſo daß begründeter Wideriprum 
gegen die gedachte erhebliche Erweiterung der Fabrikinſpektion nicht zu erwarten 
iſt. Ueberdies liegen Gründe genug zu der Annahme vor, dab für die eigent- 
lichen Fabrifarbeiter in Bezug auf Gejundheit und Wohlfahrt ungleich beſſere 
Torjorge getroffen wird, als für die Angehörigen des Kleingewerbes und ber 
Hausinduſtrie. 
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Was in Preußen die Fabrikinſpektoren nur dem Namen nach ſind: Gewerbe— 
räthe, dazu mache man ſie in Wirklichkeit überall in Deutſchland, d. i. zu In— 
ſpektoren jedweder gewerblichen Arbeit. Es wird dabei nicht unbedingt nöthig 
ſein, die Organiſation zu ändern oder die Stellen erheblich zu vermehren; denn 
gerade auf die Fabrikinſpektoren und ihre Thätigkeit kann man bis zu einem ge— 
wiſſen Grade das alte Wort anwenden: In magnis voluisse sat est. 

Erfüllt von ihrer hohen Aufgabe, über die Intereſſen, Wünſche, Gegenſätze 
und Streitigkeiten der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Wort und Geiſt die 
Arbeitsgeſetzgebung zur Durchführung zu bringen, geſtaltet ſich ſo die gewerbliche 
Inſpektion zu einer Ordnungspolizei der Arbeit, unentbehrlich für die friedliche 
innere ſozialpolitiſche Entwickelung unſeres Volkes. 

Nicht ohne Beziehungen ſteht endlich der ſtaatliche Fabrikinſpektor zu der 
vielfach angeitrebten internationalen Negelung der Fabrifgeießgebung, ſei es nun, 
daß beiondere Vereinbarungen, ſei es daß bloß Zufagartifel zu Handeläverträgen 
darüber beliebt werden; denn er ift der erſte Sachverſtändige, welcher Auskunft 
geben kann über die Lebensverhältnilie und Lebensbedingungen der nationalen 
Industrie wie über ihre Entwidelung inmitten von Gejeggebung und Verwaltung, 
und jomit Material zu beichaffen vermag für die Vergleichung der beitehenden 
Fabrikgeſetzgebungen, für die Ermöglichung eines internationalen Nechte2 auf 
diefem Gebiete. Bei der fortdauernden Grörterung der bedeutenden Frage Togleid) 
an die Aufitellung einer formulirten, allen Staaten gemeinjamen, rechtöverbind: 
lichen, einheitlichen Fabrifgejeßgebung zu denken, ift feineswegs erforderlich. Einer 
internationalen Fabrikgeſetzgebung bieten ſchon die verichieden gearteten Elimatolog- 
iihen Verhältniſſe, die Mannigfaltigkeit der Lebensbedingungen, die Gigenarten 
der geichichtlichen Gntwidelung und individuellen Ausbildung, ſowie die ab- 
weihenden Traditionen, Sitten und Gebräuche unter den Induftrie-Bevölferungen 
der einzelnen Staaten faſt unüberwindliche Hinderniffe. So wie fie uns erreichbar 
iheint, wirde eine internationale Vereinbarung über fabrifgeiegliche Beitimmungen 
ihren Weſen nach eher der Genfer Konvention ähnlich jehen, al3 einem inter: 
nationalen Poſt-, Telegraphen:, Transport:, Wechiel- oder Verlicherungsredt, 
jobald Eines oder das andere davon zu Stande gefommen. Cine internationale 
Regelung fabrikgejeglicher Beitimmungen kann unjeres Grachtens nur eine prin= 
zipielle und dazu nur eine negative fein, fie muß auf der Grfenntniß jedes ein- 
zelnen Staateö beruhen, dab gewiſſe Grundfäße für die Negelung der Fabrifarbeit 
im Interefle de Geſammtwohls, in feinem eigenen Intereſſe geboten find, daß 
tinder, junge Leute und Frauen gewiſſer Schußbeitimmungen bedürfen, daß einer 
wirklich mißbräudlichen, phyſiſch, geiſtig oder fittlich gefährlichen und daher ſchäd— 
lihen Ausnutzung des Arbeiters nad) Möglichkeit entgegenzutreten iſt. Diele 
Erkenntniß fann nur eine jpontane und freiwillige fein und wenn beiſpielsweiſe 
ihr Stalien fich verichließt und es geitattet, daß jeine heranwachlende Jugend 
ihon im zarteften Kindesalter fabrikmäßig beichäftigt, ausgenutzt und abgearbeitet 
wird, jo laſſe man es abieit3 von einer Konvention, welcher anzugehören jedem 
modernen Staate Humanität und, was in derartigen Fällen gleichbedeutend, 
Intereſſe gebieten, jedem modernen Staate zur Ehre gereichen würde. Humanität 
und Interefle gehen Hand in Hand. Wenn der Staat für Kinder und Frauen 
in Fabriken Schutzbeſtimmungen erläßt, wenn er die Sonntagsfeier porichreibt, 
oder die Arbeitözeit zu beichränfen verfucht, To liegt es ihm gewiß fern, die ins 
duitrielle Thätigfeit und Entwickelung jeiner Bevölkerung behindern oder beichneiden 
zu wollen. Indem er gewille, ihm unerläßlich fcheinende Grundjäge zu Guniten 
der Arbeitnehmer mit Nüdficht auf das Gemeinwohl ſich zu eigen machte, hoffte 
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er auch das Wohl der Induſtrie zu fördern, welcher ficherlidy nicht damit gedient 
fein fann, einen ſchwächlichen, jchlecht entwicelten Arbeiternachwuchs, ein heim: 
und familienlofe® Proletariat, einen heute überarbeiteten, morgen überfeiernden 
Arbeiterftamm zu erhalten. Was die unbeichränfkte Kinderarbeit betrifft, jo mag 
e3 jein, daß einige deutiche Industrielle an der Grenze dur die Beichränfungen 
ihrer Gejeße unter etwas ungünftigeren Verhältniffen preduziren als ihre minder 
beihränften Konkurrenten im Auslande. Aber dieſer Nachtheil wird nur vorüber: 
gehend zu verjpüren und, wenn nicht jchon früher, jedenfall3 mit dem Heran— 
wachier der dort bereit abgearbeiteten, hier aber friihen Generation gehoben jein. 
Dieje Erfahrung hat England im guten, haben Dejterreih- Böhmen und Belgien 
im entgegengejegten Sinne gemacht. Daß eine allzulange Arbeitszeit den Arbeiter 
minder leiftungsfähig, eine allzuangeftrengte ihn dagegen zu anderen Exzeſſen 
geneigter macht, während eine regelmäßige, vernunftgemäß beichränfte Arbeitszeit 
mit gebotener Sonntagsfeier feine Leiftungsfähigfeit fördert und nicht jelten er: 
höht, haben namentlich alle Industrien mil relativ qualifizirter Arbeit zur Genüge 
erfahren. Nicht von heute auf morgen währt im großen nationalen Werfehr der 
Konfurrenzfampf der einzelnen Induſtriezweige, wie die Kurzlichtigfeit meint, 
fondern auch die nachfolgenden Gejichlechter werden diefen Kampf zu führen haben 
und. hierzu müſſen fie erzogen, muß die Arbeitsfraft der lebenden Generation 
nit bis auf das letzte Tröpflein ausgenugt, ſondern jo zwedmäßig und ver: 
ftändig ald möglich verwerthet werden. 


Auf feſtem, von den Einzelſtaaten gefügtem Unterbau erhebe ſich zuletzt als 
Krönung des Gebäudes die internationale Vereinbarung, nicht als unentbehrliches 
Dad), jondern als ein nur erwünschtes Wahrzeichen, als Bekräftigung gewiſſet 
Grundfäge der Humanität und Kultur. Man vereinbare Normen über die Be 
ihränfungen bei der Verwendung jugendlicher und weiblicher Arbeiter, über den 
Schuß auch der erwachienen Arbeiter gegen jedivede Ausbeutung, über die Gin: 
führung einer Normalarbeitszeit, über Sicherheitsporrichtungen gegen Gefahren 
des Betriebs, über Haftpflicht und Infallverficherung, über die Konzeilionirung 
geiundheitsichädlicher Anlagen, über die Neglementirung hochgefährlicher Betriebe 
nnd dergleihen mehr und weithin in der ganzen Induſtriewelt wird man ver: 
nehmen und beachten, was die berufenen und tonangebenden Wertreter der 
modernen Kultur- und Anduftrieftaaten in diefen und anderen Punkten für noth— 
wendig oder zwedmäßig erflären.!) 


) Der jchweizeriihe Bundesrath hatte im Ma’ 1881 feine auswärtigen Bertreter an⸗ 
gewiejen, bei den Regierungen, bei denen fie affreditirt find, nachzufragen, ob die Benei theit 
vorhanden ſei, durch internationale Verträge die Feſtſtellung einer internationalen Fabriks— 
Geſetzgebung anzubahnen. Die Anfragen haben nach Mittheilungen der Kaufmänniſchen 
Sejellichaft” in Zürich ergeben, daß gegenwärtig bei den europäiſchen Regierungen keine 
Neigung beſteht, dieſer Frage näher zu treten. Aus Deutſchland kam die Antwort, daß die 
Regierung nicht in der Lage jei, zur Anbahnung einer internationalen Fabriksgeſetzgebung 
Hand zu bieten, weil fie überhaupt dafür halte, es ſolle die geſetzliche Regelung dieſer 
Materie nicht durch Verträge gebunden werden. Jusbeſondere ſcheint Deutſchland der Ein 
jührung des Normalarbeitstages abhold zu fein. In Frankreid) lag jeinerzeit ein Antrag 
auf einen 10jtiindigen Normalarbeitstag vor; die Sejepvorlage wurde indeſſen ſowohl von 
der Kammer wie dom Senat verworfen. Die franzöfiihe Regierung anerkannte in ihrer 
Antwort, daß die Schweiz fi) durch Anbahnung internationaler Verträge über zahlreiche 
wichtige Materien große Verdienſte erworben habe, daß man nicht zu weit geben dürfe auf 
dieſem Wege, indem nicht Alles und Jedes ſich international ordnen lafje. Bon Seite der 
engliſchen Regierung wurde auf die Ungleichheit der Arbeitsbedingungen in den verſchiedenen 

Ländern hingewieſen; dieſer Umſtand allein genügt, um die Unmöglichkeit darzuthun, dieſe 
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Zuweilen erweiſen ſich Ideen mächtiger als Geſetze. Dieſe zu formuliren, 
bleibe Sache des Staates; jene zu verkünden, würde in Bezug auf fabrikgeſetz— 
liche Normen einer internationalen Vereinbarung vielleicht mit beſter Ausſicht auf 
Erfolg anheimgeſtellt und durch nationale und internationale Zuſammenkünfte der 
Fabrikinſpektoren, welche dabei ihren praktiſchen Geſichtskreis zu erweitern Ge— 
legenheit hätten, angebahnt werden können. Unter allen Umſtänden iſt daran feſt— 
zuhalten, daß — wie Lohmann ſagt — „ſo ſehr auch die Fabrikgeſetzgebungen 
der verſchiedenen Staaten heute noch von einander abweichen mögen, doch eine 
allmählige Ausgleichung derſelben mit Sicherheit vorauszuſehen iſt.“ 


Materie auf dem Wege der internationalen Vereinbarungen zu ordnen. Die öſterreichiſche 
Regierung theilte mit, ſie könne an der internationalen Berathung erſt theilnehmen, wenn 
ihr das Programm, auf welches die internationale Uebereinkunft ſich zu ſtützen hätte, genau 
befanntgegeben werde und wenn Gemwißheit dafür vorhanden wäre, daß alle großen Induſtrie— 
itaaten an diejem internationalen Werke fi betheiligten. In Italien endlid hat ſich bis 
zur Stunde die eg. äh noch gar nit mit dem Fabriksweſen beichäftigt; deßhalb 
wünſcht die dortige Regierung zunächſt in Erfahrung zu bringen, welche Partien des 
Fabriksweſens * der J—— des ſchweizeriſchen Bundesrathes international zu regeln 
ſeien. Die Initiative der Schweiz hat alſo auf dieſem Gebiete keinen Erfolg zu verzeichnen, 
nachdem die bedeutendſten Indufſtrieſtaaten ſich dem ſchweizeriſchen Vorſchlage gegenüber 
ablehnend verhalten haben. 
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im Jahre 1881. 555 
Zuſammenſtellung. 
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Grundfäße 
für 
die Bejegung der Subaltern- und Unterbeamtenftellen bei den Reid: 


und Staatöbehörden mit Militäranmwärtern. 
(Zentralblatt für das Deutiche Neid. 1882 ©. 123 ff.) 


—ñ———— 


Die verbündeten Regierungen haben in den Sitzungen des Bundesraths 
vom 7. und 21. März d. J. den nadjitehenden, an die Vorfchriften in den 
88 58, 75 und 77 des Geſetzes vom 27. Juni 1871, betr. die Penfionirung 
und erjorgung der Militärperfonen des Meichöheeres und der Kaiſerlichen 
Marine 2c. (Reichs-Geſetzbl. S. 275), ſowie in $ 10 des Geſetzes dom 4. April 
18374, betreffend einige Abänderungen und Grgänzungen zu dem Gejege vom 
27. Juni 1871 (Reichs-Geſetzbl. 1874 ©. 25), ſich anichließenden Grund 
fägen für die Beſetzung der Subaltern- und lUnterbeamtenftellen bei 
den Reichs: und Staatsbehörden mit Militäranmwärtern, nebit An: 
lagen und Grläuterungen, ihre Zuftimmung ertheilt. 

8 1. Militäranwärter im Sinne der nachjtehenden Grundſätze ift jeder Ir 
haber des Zivilverſorgungsſcheins. 

Der Zivilverforgungsichein wird denjenigen Berjonen, weldhen ein Aniprus 
auf denfelben nad den Beitimmungen des Militärpenfionsgeiege® vom 27. Jun 
1871 (Reichs-Geſetzbl. ©. 275) und der Novelle vom 4. April 1874 (Neid 
Geſetzbl. S. 25) zufteht,!) gemäß der Anlage A ertbeilt. 


i) Militärpenfionsgefes vom 27. Inni 1871. 


$ 58. Die zur Klaſſe der Unteroffiziere und Gemeinen gehörenden Perjonen xt 
Soldatenſtandes haben Anfprud auf Invalidenverforgung, wenn ſie durd 
Dienjtbeihädigung oder nad) einer Dienjtzeit von —— acht Jahren in⸗ 
valide geworden ſind. 

Haben diejelben achtzehn Jahre oder länger aktiv gedient, jo it zur Pe 
gründung ihres Verſorgungsanſpruchs der Nachweis der Invalidität nict 
erforderlich. i 

$ 75. Die als verjorgungsberedhtigt anerkannten Invaliden erhalten, wenn jie ſih 
gut geführt haben, einen Zivilverforgungsichein. Die Ganzinvaliden erhalten 
diefen Schein neben der Penfion, den Halbinvaliden wird derjelbe nad ibrt 
Wahl an Stelle der Penfion verliehen, jedoch nur dann, wenn ſie mindeitnt 
zwölf Jahre gedient haben. 

Novelle vom 4. April 1874. 

8 10. Umnteroffiziere, welche nicht als Invaliden verſorgungsberechtigt find, erlangen 
durch zwölfjährigen aktiven Dienst bei fortgefetter guter Führung den Aır 
en auf den Zivilverforgungsihein (88 58 und 75 des Gejepes vom Zi. 
Juni 1871). 

Unteroffiziere und Mannichaiten des Beurlaubtenjtandes erwerben Ar 
ipruc auf Imvalidenverjorgung nicht auf Grund der Dienstzeit, ſondern MUT 
durch eine im Militärdienite erlittene Dienjtbefhädigung. 


a EEE EEE 
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Außerdem fann der Zivilverjorgungsichein joldhen ehemaligen Unteroffizieren 
ertheilt werden, welche nach mindeſtens neunjährigem, aktivem Dienft im Heere 
oder in der Marine in militäriih organifirte Gendarmerien (Zandjägerforps) oder 
Shusmannjchaften eingetreten und dort als Invaliden ausgeichieden find oder 
unter Einrehnung der im Heere oder in der Marine zugebrahten Dienftzeit 
eine gelammte aktive Dienstzeit von zwölf Jahren zurüdgelegt haben. Der Zivil: 
verjorgungsichein ijt in dieſen Fällen nad) Anlage B auszuftellen und hat nur 
Gültigkeit für den Neichsdienit und den Zivildienit des betreffenden Staates. 

Sind in eine militärifch organifirte Gendarmerie (Landjägerforps) oder 
Schutzmannſchaft in Ermangelung geeigneter Unteroffiziere von mindeftend neun 
jähriger aktiver Militärdienitzeit Unteroffiziere von geringerer, aber mindeſtens 
ſechsjähriger aktiver Militärdienftzeit aufgenommen worden, jo darf denjelben der 
Zivilverforgungsichein mad) Anlage C verliehen werden, wenn fie entweder eine 
gelammte aktive Dienitzeit von fünfzehn Jahren zurüdgelegt haben oder nad) 
ihrem Webertritt in die Gendarmerie oder Schugmannichaft durch Dienitbeichädig- 
ung oder nach einer gelammten aktiven Dinftzeit von acht Jahren invalide ge- 
worden find. Diejer Schein hat nur Gültigkeit für den Zivildienit des be— 
treffenden Staates. 

Die Ertheilung des Zivilveriorgungsicheines erfolgt in allen Fällen durch 
diejenige Militärbehörde, welche über den Anſpruch auf dieſe Verforgung zu ent: 
iheiden hat 

Die auf Grund der bisher geltenden Vorichriften ertheilten Zivilanſtellungs— 
iheine find fortan innerhalb ihres bisherigen Gültigfeitöbereiches den Zivilver: 
jorgungsicheinen glei zu achten. 

$ 2. Die Subalterne und Unterbeamtenitellen bei den Reichs- und Staats— 
behörden — jedoch ausſchließlich des Forſtdienſtes — find, unbeſchadet der in 
den einzelnen Bundesftaaten bezüglich der Verſorgung der Militäranmwärter im 
Zivildienste erlaffenen weitergehenden Beitimmungen, nad) Maßgabe der nach— 
ftehenden Grundjäge vorzugsweile mit Militäranwärtern zu bejegen. 

$ 3. Ausſchließlich mit Militäranwärtern find zu beiegen: 

1. in allen Dienftzweigen und bei allen Behörden, außer bei der Reichs— 
fanzlei, dem Auswärtigen Amt, den Miniſterien der auswärtigen Angelegenheiten, 
den Chiffrir-Bureaur, den Gelandtichaften und Stonjulaten: 

die Stellen im Kanzleidienit, einichließlich derjenigen der Lohnichreiber, 
foweit deren Inhabern lediglich die Belorgung des Schreibwerts (Ab— 
ſchreiben, Mundiren, Kollationiren 2c.) und der mit demfelben zuſammen— 
hängenden Dienitverrichtungen obliegt ; 

2. in allen Dienftzweigen und bei allen Behörden, außer bei den Geſandt— 
Ichaften und Konjulaten: jämmtlihe Stellen, deren Obliegenheiten im 
weientlichen in mechaniſchen Dienftleiftungen beſtehen und feine technijchen 
Kenntniſſe erfordern. 

$ 4. Mindeftend zur Hälfte mit Militäranwärtern find zu bejegen: 
in allen Dienftzweigen und bei allen Behörden, außer bei den Minifterien 
und jonftigen Zentralbehörden, jomwie ‘bei. den Gejandtichaften und Kon— 
fulaten : 

die Stellen der Subalternbeamten im Bureaudienſt (Journal, Ne 
giftratur, Expeditions-, Kalkulatur-, Kaſſendienſt u. dgl.) mit Aug: 
ſchluß derjenigen, für welche eine bejondere willenichaftliche oder 
technifche Vorbildung erfordert wird. 
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Bei Annahme von Yureaudiätarien ift nad) gleichen Grundfägen zu verfahren. 
8 5. In welchem Imfange die nicht unter die SS 3 und 4 fallenden Sub: 
altern und Unterbeamtenftellen mit Militäranwärtern zu bejegen find, ift unter 
Berüdfihtigung der Anforderungen des Dienites zu beitimmen. 
8 6. Infjoweit in Ausführung der SS 4 und 5 einzelne Klaſſen von Sub: 
altern=e und Interbeamtenitellen für die Militäranwärter nicht mindeitens zur 
Hälfte vorbehalten werden fönnen, hat nah Möglichkeit ein Ausgleich in der 
Weile ftattzufinden, daß andere derartige Stellen deſſelben Geſchäftsbereichs in 
entiprechender Zahl und Dotirung vorbehalten werden. 
$ 7. Ueber die gegenwärtig vorhandenen Subaltern und lnterbeamten: 
ftellen des Reichs- und Staatödienjtes, welche nah SS 3 bis 6 für die Militür- 
anmwärter vorzubehalten find, werden Berzeichnilfe angelegt. 
Gleichartige Stellen, welche in Zukunft errichtet werden, unterliegen den 
jelben Beitimmungen. 
$ 8. Die Anlage D enthält das Verzeichniß der den Militäranmwärtern zur 
Zeit im Neichsdienite vorbehaltenen Stellen. 
Die Verzeichnifie bezüglich des Staatsdienites werden von den einzelnen 
Bundeöregierungen aufgeltellt und dem Neichöfanzler mitgetheilt. Letzterer wird 
bon etwaigen Ausftellungen gegen dieſe Verzeichniffe den betheiligten Bundes 
regierungen Kenntniß geben. 
Die Verzeichniſſe, ſowie etwaige Nachträge zu denielben, werden durch das 
Zentralblatt für das Deutiche Neich veröffentlicht. 
$ 9. Die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen dürfen mit anderen 
Perionen nicht beſetzt werden, ſofern ſich Militäranmwärter finden, welche zu deren 
Uebernahme befähigt und bereit find. 
Es macht dabei feinen Unterfchied, ob die Stellen dauernd oder nur zeit 
weile beitehen, ob mit denſelben ein etatsmäßiges Gehalt oder nur eine diãtariſcht 
oder andere Remuneration verbunden iſt, ob die Anſtellung auf Lebenszeit, auf 
Kündigung oder ſonſt auf Widerruf geſchieht. 
Zu vorübergehender Beſchäftigung als Hülfsarbeiter oder Vertreter können 
jedoch auch Nichtverſorgungsberechtigte angenommen werden, falls aualifizirte 
Militäranwärter nicht vorhanden ſind, deren Eintritt ohne unverhältnißmäßigen 
Zeitverluſt oder Koſtenaufwand herbeigeführt werden kann. 
$ 10. Inſoweit Vorſchriften beſtehen oder erlaſſen werden, nach welchen 
die Beſetzung erledigter Stellen erfolgen kann, oder vorzugsweiſe zu erfolgen hat, 
1. mit Beamten, welche einſtweilig in den Ruheſtand verſetzt find und 
Wartegeld oder dem gleich zu erachtende Einnahmen beziehen, oder 

2. mit ſolchen Militärperſonen im Offizierrange, welchen die Ausſicht auf 
Anstellung im Zivildienfte verliehen iſt, 
finden jene Vorſchriften auch auf die Belegung der den Militäramoärtern 
vorbehaltenen Stellen Amwendung. 

Auc fünnen die den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen verliehen werden: 

3. ſolchen Beamten, welche für ihren Dienft unbrauchbar oder entbehrlich 

geworden find und einjtweilig oder dauernd in den Ruheſtand veriest 
werden mühten, wenn ihnen nicht eine den Militäranwärtern vorbe 
haltene Stelle verliehen würde. Bon folchen VBerleihungen iſt dem zu: 
ftändigen Kriegsminiſterium Stenntniß zu geben. 
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4. den Beſitzern des Foritveriorgungsicheines!) gegen Rückgabe dieſes 
Sceined, ſofern eine Reichsbehörde oder eine Behörde des betreffenden 
Staated von der Anitellung eines mit diefem Schein Beliehenen einen 
beionderen Vortheil für den Reich: oder Staatödienit erwartet; 


5. folhen ehemaligen Militäranwärtern, welche ſich in einer auf Grund 
ihrer Verforgungsaniprüche erworbenen etatsmäßigen Anstellung (8 13) 
befinden oder in Folge eingetretener Dienitunfähigkeit in den Nuheitand 
verießt worden jind; 


6. jolhen ehemaligen Meilitärperionen, welchen der BZivilverforgungsicein 
lediglich um deswillen verlagt worden ift, weil fie fich nicht fortgeſetzt 
gut geführt haben und welche von der zuftändigen Militärbehörde (K 1) 
eine Beicheinigung nad) Anlage E erhalten haben; 

7. Sonftigen Perſonen, welchen, jofern es ſich um den Neichsdienft oder den 
Dienft der Landesverwaltung von Elſaß-Lothringen handelt, dur Er: 
laß des Kaiſers, in anderen Fällen durch Erlaß des YLandesherrn bezw. 
Senats, ausnahmsweiſe die Berechtigung zu einer Anstellung verliehen 
worden ift. Dergleihen Werleihungen ſollen jedohb nur für eine be 
ftimmte Stelle oder für einen beitimmten Dienjtzweig und auch nur 
dann beantragt werden, wenn ein bejonderes dienitliches Intereſſe dafür 
geltend zu machen ift. Die Anträge find, wenn die Anftellung im 
Neichsdienit oder im Dienjt der Yandesverwaltung von Elſaß-Lothringen 
erfolgen joll, unter Mitwirkung des Königlich preußiichen Kriegsminiſteriums, 
wenn die Anitellung im Dienst eines Bundesftaats mit eigener Militär: 
verwaltung oder in der Militärverwaltung deilelben erfolgen foll, unter 
Mitwirkung des zuftändigen Striegsminifteriums zu ſtellen. In den 
übrigen Bundesftaaten hat den Anträgen eine Mittheilung an die oberfte 
Meilitärbehörde desjenigen Griagbezirfes, innerhalb welches die Stelle 
beiett werden Toll, voranzugehen. Auch iſt diefer Militärbehörde von 
den ergebenden Enticheidungen, jowie von etwaigen ohne Antrag erfolgten 
Berleihungen der Anitellungsberedtigung Nenntniß zu geben. 


$ 11. Stellen, welde den Militäranmwärtern nur theilweile (zur Hälfte, 
zu einem Dritttheil 2c.) vorbehalten jind, werden bei eintretenden Vakanzen in 


!) Der Forſtverſorgungsſchein fann am gelernte Jäger bei fortgeſetzt guter Führung 
und nach Beitehen der erforderlichen Fachprüfungen unter folgenden Bedingungen ver: 
lieben werden: 

1. nad) Ablauf der 12 jährigen Militärdienitzeit, wenn diejelbe mit + (bei Einjährig- 
Freiwilligen 2) Jahren im aktiven Dienſt, im übrigen aber in der Nejerve ab- 
geleijtet it; 

2. nad) Yjähriger aftiver Milttärdienitzeit, worunter jedoch mindejtens 5 Jahre im der 
Unteroffizierharge abgeleijtet jein müſſen; 

3. vor Ablauf der 12= bezw. Mührigen Militärdienftzeit, unter der Bedingung der 
Brauchbarkeit zur Ausübung des Foritichugdienites, wenn die Betreffenden ent: 
weder im aktiven Dienjt oder im Reſerveverhältniß durd unmittelbare Dienſt— 
beichädigung bei Angriff oder Widerjeplichfeit von Holz: oder Wildfrevfern gan; 
invalide geworden Mind; 

4. nad) Ablauf einer 12-jährigen Dienitzeit, unter der Bedingung der Brauchbarkeit 
zur Ausübung des Forjtihupdienites, jorern die VBetreffenden als dauernd halb- 
invalide anerfannt oder bei Ausübung des Forſtſchutzdienſtes, durch die eigene Waffe, 
Sturz oder fonitige Beichädigungen invalide geworden find. 
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einer dem Antheilöverhältniß entiprechenden Reihenfolge mit Militäranmärtern 
oder Zivilanwärtern beiegt, und zwar ohne Rückſicht auf die Zahl der zur Zeit 
der Beſetzung thatfählid mit der einen oder anderen Klaſſe von Anmwärtern be 
festen Stellen. 

MWird die Neihenfolge auf Grund des $ 10 unterbroden, jo ift eine Aus: 
gleihung herbeizuführen. Dabei find Perionen, deren Anjtellung auf Grund de 
8 10 Nr. 1, 3 und 7 erfolgt, als Zivilanwärter, Perſonen, deren Anitellung 
auf Grund des $ 10 Nr. 2, 4, 5 und 6 erfolgt, als Militäranwärter in An: 
rechnung zu bringen. 

$ 12. Die Militäranwärter haben jih um die von ihnen begehrten Stellen 
zu bewerben. 


Die Bewerbungen find an die für die Anstellung zuftändigen Reichs: oder 
Staatöbehörden — Anitellungöbehörden — zu ridten und zwar: 

a) Seitens der noch im aktiven Militärdienit befindlichen Militäranwärter 

durch WVermittelung der vorgelegten Militärbehörde ; 

b) feitend der Angehörigen einer militärifch organifirten Gendarmerie oder 

Schutzmannſchaft durch Vermittelung der vorgelegten Dienitbehörde; 

c) feitend der übrigen Militäranmwärter entweder unmittelbar oder durd 
Bermittelung des heimathlichen Landwehr-Bezirkskommandos, welches jede 
eingehende Bewerbung jofort der zuftändigen Anitellung3behörde mittheilt. 

$ 13. Die Militäranwärter find zu den in Rede ftehenden Bewerbungen 
vor oder nad dem Eintritt der Stellenerledigung injolange berechtigt, bis fie eine 
etat3mäßige Stelle erlangt und angetreten haben, mit welcher Anjpruch oder Aus 
fiht auf Nuhegehalt oder dauernde Unterjtügung verbunden ift. 

$ 14. Die Anftellungsbehörden find zur Annahme von Bewerbungen nur 
dann verpflichtet, wenn die Bewerber eine genügende Qualififation für die frag: 
lihe Stelle bezw. den fraglichen Dienjtzweig nachweijen. 

Behufs Feſtſtellung der körperlichen Qualififation haben die Militärbehörden 
auf erlangen die ärztlichen Attefte, auf Grund deren die Ertheilung des Zivil: 
verjorgungsfcheind wegen Invalidität erfolgt ift, mitzutheilen, ſofern jeit deren 
Ausſtellung nod nicht drei Jahre verflofien fiud. 

Sind für gewiſſe Dienftitellen oder für gewifle Kategorien von Dienititellen 
bejondere Prüfungen (Vorprüfungen) vorgejchrieben, jo hat der Militäranmärter 
auch diefe Prüfungen abzulegen. Auch fann, wenn die Cigenthümlichteit des 
Dienitzweiges dies erheiicht, die Zulaffung zu diefer Prüfung oder die Annahme 
der Bewerbung überhaupt von einer vorgängigen informatoriihen Beſchäftigung 
in dem betreffenden Dienftzweige abhängig gemacht werden, welche in ber Regel 
nicht über drei Monate auszudehnen ift. 

Bei allen von Militäranwärtern abzulegenden Prüfungen dürfen an die 
felben feine höheren Anforderungen geitellt werden, als an andere Anwärter. 

Für „aualifizirt” befundene Bewerber werden Stellenanmwärter. 

$ 15. Ueber die Bewerbungen um noch nicht vakante Stellen legen die 
Anftellungsbehörden Verzeichniſſe nad Anlage F an, in melde die Stellen: 
anmärter nad dem Datum des Eingangs der eriten Meldung eingetragen werben. 
War die Qualifitation noch durd eine Prüfung (Vorprüfung) nachzuweiſen, jo 
fann die Gintragung aud) nad) dem Tage des Beſtehens derjelben erfolgen. 

Die Stellenanwärter haben, fo lange fie feine Zivilveriorgung gefunden, 
ihre Meldung jährlich zum 1. Dezember zu wiederholen. Diejenigen Bewerb 
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ungen, bezüglich welcher eine ſolche Wiederholung unterlaffen wird, find in dem 
Verzeihnijie zu ſtreichen; fie können demnächſt, auf erneuertes Anjuchen, mit dem 
Datum des Eingongs der neuen Meldung, wieder eingetragen werben. 

$ 16. Stellen, für welche Stellenanwärter nicht notirt find, werben im 
Falle der Vakanz durch eine allwöchentlich herauszugebende Liſte („Vakanzenliſte“) 
befannt gemacht. 

Die Herausgabe der Vakanzenliſte veranlagt das zuftändige Kriegsminiſterium. 

Die Aufnahme der Stellen in die Lite vermittelt eine für den Bereich eines 
oder mehrerer Erjagbezirfe bejonders bezeichnete Militärbehörde — Vermittelung 
behörde —, melder zu diefem Zweck jeitend der Anftellungsbehörden Nach— 
weifungen nad Anlage G zuzujenden find. 

$ 17. Iſt innerhalb einer Friſt von fünf Wochen nad) Abjendung der 
Nachweiſung eine Bewerbung bei der AnftellungSbehörde nicht eingegangen, fo 
hat diejelbe in der Stellenbejegung freie Hand. 

8 18. Die Reihenfolge, in welcher die Einberufung der Stellenanwärter 
zu erfolgen hat, bejtimmt fich nach folgenden Grundfägen : 

1. Bei Einberufungen für den Dienit eines Bundesitaates fann den dieſem 
Staate angehörigen oder aus dem Sontingente desielben hervor: 
gegangenen Stellenanwärtern vor allen übrigen der Vorzug gegeben 
werden. 

2. Bei Einberufungen für den See, Küftens und Seehafendienit find 
Unteroffiziere der Marine vor den lnteroffizieren des Landheeres zu 
berüdjichtigen. 

3. Injoweit die Grundfäge unter 1 und 2 keinen Vorzug begründen, 
find in eriter Neihe Interoffiziere einzuberufen, welche mindeftend acht 
Jahre in dem Heere oder in der Marine aktiv gedient haben. Ab— 
weichungen hiervon find nur in Ausnahmefällen und nur infoweit zus 
läſſig, als fie durh ein dringehdes dienſtliches Intereſſe bedingt 
werden, 

4. Innerhalb der einzelnen Kategorien von Stellenanwärtern iſt bei der 
Einberufung die Reihenfolge in dem Verzeihniß ($ 15) in Betracht 
zu ziehen. 

5. Die Reichs-Poſt- und Telegraphenverwaltung wird bei ihren Anſtell— 
ungen vorzugsweije die Stellenanwärter desjenigen Staates berüd- 
fihtigen, in welchem die Vakanz entitanden: ift. 

$ 19. Die Anftellung eined einberufenen Stellenanwärter8 kann zunädhit 
auf Probe erfolgen oder von einer Probedienitleiftung abhängig gemacht werden. 


Einberufungen zur Probedienftleiftung werden nur erfolgen, inſoweit Stellen 
($ 9 Abi. 2) offen find; eine Entlafjung Einberufener wegen mangelnder Vakanz 
wird nicht jtattfinden. 
Die Probezeit joll, vorbehaltlich der Abkürzung bei früher erwiejener Quali: 
fifation, in der Regel höchſtens betragen: 
a) für den Dienft ald Poſt- oder Telegraphen-Aſſiſtent ein Jahr, 
b) für den Dienft in der Cijenbahnverwaltung mit Ausschluß der im 
8 3 bezeichneten Stellen ein Jahr, 
c) für den Dienft bei der Reichsbank ein Jahr, 
d) für den Dienſt in der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern 
ein Jahr, 
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e) für den Dienit in der Straßen: und Waflerbauverwaltung mit Aus: 
ihluß der in $ 3 bezeichneten Stellen ein Jahr, 
f) für den nicht unter a bis e fallenden Reichs- und Staatsdienſt jechs 
Monate. 
Späteſtens bei Beendigung der Probezeit hat die Anitellungsbehörde darüber 
Beihluß zu fallen, ob der Stellenamwärter in jeiner Stelle zu beitätigen , bezw. 
in den Zivildienst zu übernehmen, oder wieder zu entlaſſen ift. 


$ 20. Stellenanmwärter, welche ſich noch im aktiven Militärdienit befinden, 
werden auf Veranlaffung der Anftellungsbehörde durch die vorgelegte Militär: 
behörde für die Daner der Probezeit abfommandirt. Cine Verlängerung der 
legteren über die im $ 19 bezeichneten Friſten hinaus ift unzuläflig. 


$ 21. Den Stellenanwärtern iſt während der Anftellung auf Probe das 
volle Stelleneinfommen, während der Probedienſtleiſtung eine fortlaufende 
Nemuneration von nicht weniger als Dreiviertheil des Stelleneinfommens zu 
gewähren. 

$ 22. Sonfurriren bei der etatsmäßigen Belegung einer den Militär: 
anmwärtern vorbehaltenen Stelle mehrere bereits einberufene, aber noch nicht etatö- 
mäßig ($ 13) angeitellte Stellenanwärter, jo finden die im $ 18 feitgeitellten 
Grundjäge finngemäß Anwendung. Ginen Anipruch auf vorzugsweiie Berück— 
fihtigung haben jedoch die ehemaligen, mindeltens acht Jahre gedienten Inter: 
offiziere nicht denjenigen Stellenanwärtern gegenüber, deren Gejammıtdienitzeit 
(aktive Militärdienftzeit und Dienstzeit in dem betreffenden Dienftzweige) von 
längerer Dauer iſt, als die von ihnen jelbit zuriüdgelegte. 


Nichtverlorgungsberechtigte, welde Für eine den Militäranmwärtern aus | 
Ichließlich vorbehaltene Stelle einberufen worden jind, weil fein geeigneter Stellen: | 
anmwärter vorhanden war, find bezüglich der etatsmäßigen Anitellung den Stellen: | 
anwärtern, welche nicht nach mindeitens achtjähriger aftiver Dienitzeit aus dem 
Heere oder der Marine als Unteroffizier ausgeichieden find, gleichzuadhten. Ne 
doc dürfen diejelben nicht vor jolchen qualifizirten Stellenanwärtern etatSmäßig 
angeitellt werden, welche in demjelben Dienitzweige eine gleiche oder längere 
Dienstzeit zurücgelegt haben. Dasjelbe gilt für die in $ 10 Nr. 7 bezeichneten 
Perſonen, jofern ihnen die Anftellungsfähigfeit für einen bejtimmten Dienſtzweig 
und nicht nur für eine beitimmte Stelle verliehen worden ilt. 

Das Aufrüden in höhere Dienfteinnahmen und die Beförderung in Stellen 
höherer Klaſſe erfolgt lediglich nach den für die einzelnen Dienftzweige maß: 
gebenden Beitimmungen. Der Beſitz des Zivilverforgungsicheind begründet dabei 
feinen Anſpruch auf Bevorzugung. Jene Beitimmungen dürfen jedoch ebenſo— 
wenig Beihränfungen zu Ungunften der Milttäranwärter enthalten, vielmehr ift 
thunlichit darauf Bedaht zu nehmen, daß denjelben Gelegenheit zur Erwerbung 
der Qualifikation für dag Aufrücken in höhere Dienititellen geboten werde. 

Iſt für das Aufrüden in höhere Dieniteinnahmen oder für die Beförderung 
in höhere Dienititellen die Geſammtdienſtzeit enticheidend, jo wird diejelbe für 
Militäranmwärter mindeitens don dem Beginn der Probezeit in dem betreffenden 
Dienitzweige ab berechnet. 

S 23. Bon der Belegung der den Militäranwärtern vorbehaltenen Stellen 
haben die Anstellungsbehörden am Schluſſe des QDuartald den Vermittelungs— 
behörden ihres Bezirks durch. Zufendung einer Nachweifung nad Anlage H Mit: 
theilung zu machen. 
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Die BVermittelungsbehdrden veranlaflen eine entiprechende Bekanntmachung 
in der Vafanzenlifte. 

$ 24. Zur Sontrole darüber, daß bei der Beſetzung der den Militär- 
anmwärtern im Neichödienit vorbehaltenen Stellen den voritehenden Grundjägen 
gemäß verfahren wird, ift außer den Reſſortchefs der Rechnungshof verpflichtet. 

Sobald ein Stellenanwärter im Reichsdienſt angeitellt wird, iſt der eriten 
Anweifung für die Zahlung des Gehalts oder der Remuneration beglaubigte 
Abichrift des Zivilverforgungsicheind beizufügen. 

Nah erfolgter etatsmäßiger Anftellung ($ 13) wird der Zivilverforgungs: 
ichein jelbit zu den Mften genommen. 

Iſt die Bejegung einer vorbehaltenen Stelle des Neichsdienites durch einen 
Nichtverjorgungsberechtigten erfolgt, fo ift zu der Rechnung, aus welcher dieje 
Belegung zum eriten Male erfihtlih wird, zu beicheinigen und auf Erfordern 
dem Rechnungshof nachzumweiien, daß bei der Belegung der Stelle den vor— 
ftehenden Grundjägen genügt worden ilt. 

Die gleiche Berpflihtung, wie den Reffortchef3 und dem NRechnungshofe 
ift bezüglich der Stellen im Staatödienit den oberiten Verwaltungsbehörden oder 
nah Anordnung der Landesregierungen den höchſten Rechnungs-Reviſionsſtellen 
in den einzelnen Bundesitaaten aufzuerlegen. 

Erfolgt die Belegung der Stellen durd eine oberite Staatöbehörde, jo be: 
darf es eines Nachweijes vor der Rechnungs-Reviſionsſtelle nicht. 

8 25. Im Falle der Eröffnung einer gerichtlichen Unterfuchung gegen einen 
Militäranwärter ift der Zivilverforgungsichein zu den Unterſuchungsakten einzu: 
fordern. Führt die Unterfuhung zu einem vechtsfräftigen Erkenntniß, welches 
auf die zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Memter oder auf eine Strafe 
lautet, welche die dauernde oder zeitige Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Aemter von Rechtswegen zur Folge hat, jo ift der Zivilverſorgungsſchein unter 
Mittheilung der Urtheilsformel derjenigen Militärbehörde zu überjenden, welce 
den Schein ertheilt hat (S 1). Andernfalls iſt der SZivilverforgungsichein der: 
jenigen Behörde zu überjenden, bei welcher der Militäranwärter angeitellt oder 
beihäftigt it, Militäranmärtern aber, welche im Zivildienst noch nicht angeftellt 
oder beichäftigt find, zurückzugeben. 

$ 26. Der Zivilveriorgungsichein ift verwirft, wenn gegen den Inhaber 
rechtsfräftig auf eine Strafe erfannt worden ift, welche die dauernde Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter von Nechtswegen zur Folge hat. 

Yautet das rechtöfräftige Erfenntniß nur auf zeitige Unfähigfeit zur Bes 
kleidung öffentlicher Aemter oder auf eine Strafe, welche die zeitige Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge hat, jo wird der Zivilveriorgungs: 
Ihein nad Ablauf der Zeit, auf welche ſich die Wirkung des Erfenntniffes er: 
itredt, zurüdgegeben, zuvor jedoch von der Militärbehörde ($ 25) mit einem, den 
weientlihen Inhalt des Erfenntnijies wiedergebenden Vermerk veriehen. Die Anz 
ftelung des Inhabers in einer den Militäranmwärtern vorbehaltenen Stelle ift 
lediglich dem freien Ermeſſen der betheiligten Behörden überlaiien. 

8 27. Grfolgt das Ausscheiden aus der Stelle unfreiwillig aus anderen, 
al3 den im $ 26 bezeichneten Gründen, ſo find dieſelben in dem Zivilverjorg- 
ungsichein zu vermerken, bevor deilen Rückgabe erfolgt. 

Hat die unfreiwillige Entlaſſung eines Militäranwärterd in Folge einer den 
Mangel an ehrliebender Gefinnung verrathenden Handlung oder wegen fortgeiegt 
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jchlechter Dienitführung ftattgefunden, jo find die Behörden zur Berüdjihtigung 
des Auſtellungsgeſuchs nicht verpflichtet. 

8 28. Grfolgt dad Ausscheiden aus der Stelle freiwillig, aber ohne Penſion, 
jo ift dies gleihfall3 in dem Zivilverforgungsichein zu vermerken, bevor deſſen 
Rückgabe erfolgt. 

$ 29. Der Zipilverforgungsichein erliicht, Tobald fein Inhaber aus dem 
Zivildienfte mit Penfion ($ 13) in den Ruheſtand tritt. Cine Nüdgabe des 
Zivilverſorgungsſcheins findet in diefem Falle nicht ftatt. 

8 30. Bereits erworbene Anſprüche werden durch vorftehende Grundfäge 
nit berührt. 

$ 31. Porftehende Grundjäge treten mit dem 1. Oktober 1882, für El- 
faß-Lothringen mit dem 1. Dftober 1884 in Kraft. 


Cinfuhr und Ausfuhr 


der 


wichtigeren Waarenartifel im Deutjchen Bollgebiet 


vom 1. Januar bis Ende Dezember 1881. 


Eingang in den freien Berkehr des Bollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nad) den Ländern der Herkunft bezw. Bejtimmung der Waaren auf Grund der 
Verkehrs-Nachweiſungen der Zollitellen zufammengejtellt vom kaiſerl. ſtatiſt. Amt. 


(Bol. „Annalen“ 1881 ©. 279.) 


Bemerfung. 
Die gewöhnlichen Frakturziffern (1234567890) bedeuten die Ausfuhr, Die 
Shwabadherziffern (1234567890) die Einfuhr, außerdem iſt die Ausfuhr nod) 
mit * bezeichnet. 


den deutichen Zollausſchlüſſen 


RK W aarengattung | | übrigen Däne: | Nor: Schwe⸗ 
denge von 100 kg. netto) — Hamburg: 3oll- | marf | wegen | den 
Altona aus: 


ſchlüſſen | 


1. Abfälle. 
ano, natürlicher va TOB,0RE ‚ala 2, 33 
: I 147 1,529 
3 Banaugt: Aſche, Kalkäſcher, 
Knochenſchaum und Thier— 9,392 84,748 ; \ 19,931 
Besen ald® Düngungs: 7,475] 673,620 } ; 4,209 
mitte ee 


Q, 12,460 42,216 5 ‚9: ; 134,561 
Lumpen aller Aıt . . . N 19.232] 106,479 "30 


2. Baumwolle und Baum: 
wollenwaaren. 


E. ’ 7} - I 
Baummolle, robe | 176,281 | 4,555 


1,042 - 5 50,416 


199 | 10 
Baumwollengarn | Er Z 17.208 
darunter beit ber Einfuhr: 


Baummwollengarn, eindrähti: 
ges, ob . . — 
—, zweidrähtiges, roh 
— ein⸗ u. zweidrähtiges, ge: 
bleich oder gefärbt 
—, dreis und mehrdrähtiges, 
roh, gebleicht, gefärbt 
—, gezwirnt. Nähfad., 
auch accommodirter . 
— Dochte, ungewebte 


bei der Ausfuhr: 


Baumwollengarn, außer Bi: 
gognegarn, eindräbt., roh 
— zweidrähtiges, roh 
—, ein= u. zweidräht. gebleicht 
oder gefürbt ; 
—, dreis u. mehrdräht., roh, 
gebleicht, gefärbt . . 
—, mehrf. gezwirnt. Nahſad. 
auch accommmodirter . 
—, Dochte, ungeiwebte 
Vigognegarn, eine und mehr: 
| drähtiges 
Baumwollengarn (unvoltit. 
deflarirt . 
Baummwoll. Zeugiwaaren, dichte, 
rob, mit Ausſchluß der auf⸗ 
geſchnittenen Sammete . 


—, Till, roh u. ungemujtert { 





—— J 
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ien Vertehr von resp. nad: — — 
—— 

den Ver⸗ 
| den Groß⸗ einigten den N icht di 
schweiz Frankreich Belgien | Wieder: Gritähien Stalien | Staaten |übrigen | cr: Zumme 
landen ı von (Rändern mittelt 
| Umerifa 

151 398 84,974| 155,657 12,471 _ 5,805] 117,876| — | 1,142,499 
1,446, 302 (7 7,686 — — — — — 21,671* 
1,883 | 26,707 43,456 7,106 713 2,815] 11,944 — 304,537 
172.701 16,791 3,886 4,667 24,432 610) 283,654] A1,61l| — 1,217,608* 
„096 36,803 71,725 50,326 4,885 162 123 13 | 380,448 
13,231 | 7,222 18,822 3,549 95,555| 83| 78,317] 6,091 — 368,861* 
* 139,593 34,957 186,092] 150,503 99,739] 551,054] 106,431 147] 1,570,877 
12,127 17,092 5,279 10,570 1,325: 1 2 — — 178,028* 
4,642 796 3,652 14,252| 105,934 2 19 281 — 164,756 
1,4881 23,688 2,730 2,194 24,456 4,568 541| 1,100 21 103,712* 
22,147) 244 1,816 10,934 40,969 — | — — 81,902 
1,404 176 127 1,895) 59,567] — 11 281 — 71,004 
79 171 996 990 1,619 2! — — — 4617 
795 81 39 218 1,593 — — — — 3,319 
217 119 74 215 2186 — — — — 3,908 

- io — = — — = er = 6 

| 
\,663 18,045 340 853 25. 558 3 32) — 24,233* 
22 85 — 28 59 — I — 222* 
| | 

584 1,585 971 259 5,772 389 10 m — 24,767* 
1,511 695 219 347 52 886 191 6 — 7,204* 
249 3,253 1,109 609 295 1,290 73 723 21 9,770* 
13 2 76 65) 57 l 36 — 465* 
645 216 85 7 18,191 703 263 5 — 35,356* 
| — 4 5 li — w- ı — 195* 

249 62 67! 22 u — 3 — — 2,083 
1,680 2,4359 270 131 396 309 40 409 — 6,948* 
22 12 53 417 — — — = 785 
N — 9 — — — 9 — 19* 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutjchen Zollgebiete: 


Einfuhr und Um 
den deutſchen Zollaus| a | 


WBaarengattung | Düne: | Nor | Schwe- 
(Menge von 100 kg. netto) Hamburg teen mart | wegen | den 


A kt vona Ser 


ſchlüſſen 


Rußland J 


Baumwollene Zeugwaaren, 
dichte, gebleicht, auch appre⸗ 
tirt, mit Ausſchl. der auf⸗ 
geſchnittenen Sammete . 


—, aufgeichnittene Sammete 


—, dichte, nicht unter 34, 36, 
37 und 44 begriffen 
—, umdichte, roh, mit Aus— 


ſchluß der Bereinenmoe 
und Tülle . . . 


BaummwolleneStrumpfiwaaren 


Baummwoll. Rojamentier- und 
Knopfmacherwaar., auchGe⸗ 
ſpinnſte in Verbindung mit 
Metallfäden gg 


Baumwoll. Gardinenſtoffe, ge: 
bleicht und appretirt 


Baummoll. Zeugi., undichte, 
nicht unter Wr. 35, 39 u. 
42 begriffen — 


Baumwollene Spitzen und 
Stickereien — 


3. Blei und Bleiwaaren. 
Rohes Blei, Bruchblei 


5. Droguerie-, Apotheler- 
und Farbewaaren. 


Aetznatron (Tara: 17%,) 
Alaun (Tara: 9%/,) 


Chlortalt (Tara: 109;,) 


14 ‚495| 
144 
2,629 


2,255 


553 

10,004 

Doppeltohlenjaures 2 1,236) 
Kara: 13%) . 0. - 158, 


BarbholzertrafteiTara : 16%) 


Gelatine u. Leim (Tara 14°/,) 


En 





im Jahre 1881. 


Verfehr von resp. nad): 


| 


. ‚den Ver: 
den Groß⸗ einigten den Nicht 
Frankreich Belgien | Nieder: — Italien Staaten übrigen er— Summe 


landen von Bändern | mittelt 
Amerika 


152 1,499 
4,837 : 20,206* 
| 
23 130 
545 2,504* 
677 | 2,594 
29,496 114,650* 


26 \ 621 
598 2429 


105 401 
1,580 1,94: } 54,260* 


148 h 34) 
1,451 + 16,596* 


206 968 
23 E 2 2 2) 1,212 


259 1,999 
216 56) | 2,981* 


666 998 2,489 
50 6 | 1,314* 


26,613 
467,987* 





i 
| 
i 
! 
1 
f 


1,506 55,476 
16 | 2,815* 
948 | 5,595 
789 9 42,975* 
6,825 . | 71,449 
57 4,115%* 
1,283 2 50, 40,113 
876 \ 3,400* 
1,255 | 14,393 
1,452 44 25,687 
203 | 5,295 
165 B8| 3,329, 25,662* 
15 4,340 
2 \ | u j 1,074* 
37 
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Bu Einfuhr und Ausiubr 
den deutſchen Zollausichlüjien | | | 





Lj 


Waarengattung | | den 
































übri Dane⸗ Nor- Schwe— Loiterzd 
Hamburg: übrigen b a 
(Menge von 100 kg. netto)| green ‘ 9 Zolle | mark | wegen | den Rußland num 
Altona , Aua- 
ſchlüſſen 
= 1,315 11,760] 10 a | — 19 
—* f . n ’ D | ‘ 
oda, falzinirte (Tara: 13°/,) | 60 02) — or 21 10 1,028 1 
Soda, rohe: auch kryſtalliſirte 1,144 16,103 520| 1114) — 24 ME 
Sams 109, 300% 101 192 3 110 9 79 1,639 124 
; 91 320 — — — — 1129 4 
0 | av r 
Kottaiche (Tara: 10%) .. 694 14,108 — 5,025| 2,516| 9,284 158 18 
_ — — a ae 3 
NR ER, | 
Alias » cu 2% — a a 54 FETTE 
Ammoniaf,toblenjaures; Sal: 52 1275 — 2 — 1 4 
mia, Salmiakaeiit . . .- 62 206 — 301 51 99 2,582 i 
I 
TEE 3337| 56,679 — — ji 1 1 1 
Ammoniak, ſchwefelſaures a Rn i #19 
1233) — — — — 213 
Sy . — 67 — — — — — 
9— 
Anilin, Toluin F IB — Pr 2 = si ’ 
Anilinfarben u. andere Theer— 4 3 — a — 1 2 
tarbikoite: :: 1 5 2 =: % 99 882 — 48 26 164 3,590 
— 68 458 — — — — — 
Baryt, ſchwejelſaur., gepulvert 963 KR — we © * * 
a ae 413 57 o — ı| — 23 er 
Bleiweis, Zinkoxyd (Zinkweih) 1,086 2.428) 52| 3,376 2,328 6,275 5,153 
— 839 433 — — — * SE 
$ \ | 
Ghinarinde * ER _ we 2 16 
J 
| 
: 33 1,178 — — — — — 
> ‚ 
Cochenille — 13 — 7 en 
1,376 193,124 100 gl = | = | | 
> ” ” ” & | 
Blauholz 60 19,259 — 2,400 2672| 3,620 12,906, * 
5 Br A — — = 
Gelbhol » : “= 99 z,n08 F Sul 8 218 a i 
i 272 37,108 — 21 — — — 
Roihholz . 10 8310 — 33 84 49 son 2 
5 378 — u el 12,000 3 
— 6 ’ i ’ . 
Glycerin und Gfycerinlauge * 11.524) t 587 249 351 —J 
1,682 2.07 — — — — 3 \ 
n d * | ' a 
sndige : . . 28 ze — | 10) 2 51 1 5 
Kali, ſchwefelſaures und ſalz— 98 I ei 805 11 = A 
jaures (Chlorfalium) . . 2539 456,127) — 300 49| 5,346 1,90 A 
97 J 4 
Knochenkohle 797 21,000 — — — 40 118,004 9) 
t oche ikohle 92 12,481, Da 400 Fe 1,640 1,198 Fir) 
— sl 20218 542 134 — 160 0a 
ö N 3,310 u — | 2,268 3,099 
Krapp, au — — = * — — 
pp ch gemahlen u u FM = * 




















im Jahre 1881. 571 
en Verkehr von resp. nad: 
| | | | 
den Ber: | 
| den Groß⸗ einigten | den | Nicht 
weis Frankreich Belgien | Nieder: — Italien | Staaten | übrigen ı er Summa 
landen | don 


Amerika 





andern mittelt 





2,639 


1,352 





15,230 
284 


319 
3 


393 
724 


1,379 
827 
1,287 
4,758 
340 
16,329 
841 
2,491 
1,046 
+45 
24,360 


- 


13,085 
1,516 
9,935 
3,721 
3,533 

197 
956 
5,062 
7,026 
940 
1,381 
220 
2,959 
14 


225,787 
\ 

1,696 
44 

389 
6,145 
1,419 
23,637 
451 
29,800 
7,747 
468 

5 
27,334 
N 
2,039 


8,714 
2,617 
2,295 
5,317 
33 
1,502 
62,320 
8.231 
13 
1,230 
204, 


26; 





2 


702 
35 

15 

34 
38,599 
) 
1,487 


588 








90,930 
27,856* 


145,683 
37,3550* 
18,787 
74,084* 

1,145 
55,785 * 
8,205 

7,6) 1* 
346,518 
546* 
3,8544 
7,590* 
5,089 
26,6+1* 
4,050 
73,654* 
31,104 

123,085* 

21,678 
1,12+* 

2,259 
665* 

347,345 
76,97 7* 
53,662 

8,796* 
95,577 
16,952* 
54,337 
28,491* 
16,327 

5,594? 
21,457 

250,922* 

251,828 
90,627* 

182,719 
17,8+2* 

6,817 

5,155* 


37* 
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Einfuhr und Ausfu 
den Deutſchen Zollausſchlüſſen | 


Waarengattung den 


übrigen | Däne: | Nor Schwe— 
Be renge von 100 Kg. netto)| geemen — mark | wegen | den 
tona | Yyg- 


ſchlüſſen 


Rußland x i 


Kreide, gan und 4 | 6,265 
malen . . 7 18,513 


- Mineralwajier, einfeil f* f 2,370 
Flaſchen und Krüge - . 14,641 
Natron, josefeljanseß —— 2 2,805 
berial)) . . 32 2,790 


Ehilifalpetr . . -» » . - un 





Anderer Salpeter, roh und 75,666 

gereinigt Nr 20,131 
J— 2,557 
Salzjäue. . . 2 2... R 24.076 


® 19,817) 
A a ———— 1.260 


e 07) 37,001 
Schwelelfüure . . 2... 5 8.025 





2 951 179,283 
Superphosphate . . . » 4.350 


Terpentinöl und anderes { 19,074 

1 re ee 2 968 
1,320 
5,500 





Ritriole aller Art . 


Weinhefe, trodene und teig: 150 
Be nnd l 
582) 
65. 
41 
79 
292,626 4, 17,902) 
108,101. 


Weinitein . 
Weinjteinjäure 
Roheiſen aller Aıt (Tara: — 


Brucdeifen und Eifenabfälle, 
außer SERBIEN “. 
(Zara: —) . ; 


Suppeneifen, noch Schladen 
enthaltend; Rohſchienen; 
Ingots (Tara: —) 


& N u Fiſ Ztafn 
Schmiedbares Eijen in Stäben 0 174 63 


mit Einſchluß des fagonzf a ec j ‚6: 
nirten (Zara: —) Ba 2 = 3,064 — 1,105) 1,851 


Nudkranzeijen, Pilugichaaren — — * — 70 
eiſen (Zara: —) 58 3 1,142] 


Ed: u. Winkeleiien (Tara: —) 











ien Berfehr von resp. nad) 








| 


| 
| 





80 
4,022 
19,146 


516 
11,580 


3,369 
655 
226 

15,565 

2,687 
3,196 
2,368 
16 
424 
13,549 


354 
11,261 


1,809 
562 


498 
4,425 


4,985 
l 


12,646 
500 


74 
1,569 


3,133 
611,436 


4,552 
124,680 


44,717 


12,284 
70,164 


133 
40,515 


79 
32] 1,259 





49,510 


| 
| 





xhmweiz | Frankreich | Belgien 
| 
| 


17,913 
889,564 


491 
24,261 


35 
152,576 


8,449 
176,880 


103 
14,955 
84 
1,649 


| 
Nieder: | 
| 


den 


landen 


3,124 
170 
288 

20,514 
877 
490) 

97,652 
684 

11 
5,557 
6 
6,737 
4,522 
69 

3,355 
344 

1,067 

4,025 

7,500 
181 
116 

2,075 
129 

2 


172 

327 

22 
1,204 
59,352 
170,263 


20,232 
2,566 


3,261 


3,669 
182,722 


7 
4,628 


2 
6,842 


britanien 


im Jahre 1881, 


Groß⸗ 





2,008,036 
104,860 

| 

3,853) 
6,503 





20,655. 


— 
48,591] 


18 
13,027 


93 


I 
den 3er: 


Italien 


1 
J 





| Amerita | 





2,452 


3,821 
} 


6 
27,541 


l 





18,992 


1 
1,582 











- | - | 
| 4 
Io ı 
30,290 2,044 
36 — | 
1661 218, 
11,594) 316,309) 
4,602 346 
1,452 
= s 
1,427 21 
2 2 
2,802! — 
— u 
3,344 2,213 
6,322 154 
— 8 
5) — 
241 J— 
— ul 
> 
154 u 
0 — | 
49 20 
162,541 9 
13 — 
49,914 554 
u 2 
es oo 
108 — | 
130,251| 67,224 
| 
| 


38,109 8,058 


— | 106) 


573 


einigten | den | Nicht 
Staaten |übrigen | er Summe 
von Ländern | mittelt 


73,873 
— 76,507* 
_ 74,530 
— 274,639* 
— 13,760 
— 58,500* 
— 899,498 
— 9,174* 
_ 81,708 
— 67,659* 
— 13,537 
— 75,377* 
_ 89,172 
= 4,090* 
— 115,423 
— 81,588* 
_ 204,043 
56,475* 
— 69,024 
— 16,642* 
— 7,832 
— 48,782* 
_ 11,679 
— 185* 
— 26,436 
= 1,942* 
_ 590 
— 12,760* 


2| 2,446,011 
— | 2,454,967* 


17 56,447 
— 670,756* 


— 3,303 
— 406,774* 


— | 142,74 
1,528,019* 


— 474 
— 155,699* 
= 710 
_ 45,540* 
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er 
[ 






| 


Einfuhr und Aust 
} 1 


4 


den Deutihen Zollausichlüiien 


Baarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 





den 
_ übrigen Däne: | Nor- Schwe⸗ 
— Zoll- mark wegen den Rußland 
t aus | 
| 


| 
Bremen | 
| ſchlüſſen 








| 35 Bl E — | 
\ 4126| 29,535 1,000 20,032 11,574 17,588) 46,359 94 





Eiſenbahnſchienen (Tara: —) 
Eifenbahnlajhen, Unterlags- 


1 ei ll - | —- | - | — 4 
Bu u. eiferne ae I _ 
rege N 973 1,085 | 1,289) 1,8865 87 3,684 4 
| 
Rote, Batten und Diese | Be | 974 is 1 


aus ———— un 


| 
(Tara: —) I 31015] 22,601 356 9,447) 220 322] 120,232 im 














Weißblech — Eiſen 597 12,305 16| — - — 1 
bleh) (Zara: 100%/,) . . 256 263 5| 232 12 11 484 
nn — a | 
tten und leche 12 48 — — — — — 
— ſchmiedbarem Ei | 542 470 ll 526 30 75 386 14 
(Zara: 6%) . . . i | 
—— — — 7 1087 — 3 —, 118,488) 3) 1 
Cara: 9 9%) u * Inte 16,496 14 8,871) 1,927 26 “ 211,201 32 
0 . 08 | 
0550 69 178 1 2% 49) 1 


Ganz grobe Ciengußaoren j 1,554 
(Tara 2°/,) ! an 


Eifen, zu groben Beſtand— 
theilen von Maſchinen und 
Wagen 9 Bag 
(Zara: 1°/,) . 


Eifeıne Brüden u. Brüden- 
bejtandtheile (Tara: —) 


16,504 














\ 
40 198 r 
566 2,037 18 128 54 4 1,569) } 


11 15 — = — — — 
142 gl — 154 5,829 — 136 


























j I 
534 8708 189  — 93 8 
Anker und Ketten . 512 13.192 3 807 Pr 22 11 
8 449, su“ | —-|-— 18 
Drahtjeile 269 1,905 490 cs 20 51 60% U 
En Eifenbahn- 5 56 — — — — 
radeiſen, Eiſenbahnräder = | 2 A 
Buffer (Zara: —) . | zer 0 22 — | 2,182 65] 2,094 a 5, 
Kanonen Rohre, Amboſe, 
Chraubitöde, Winden, 94 959 4 3 — — | 2 
—— Schmiedehäm- 665 2,813 91 1,107 641) 458 4,657: 4 
mer x. (Zara: 3°/,) | | 
Gewalzte und gezogene Röh— 187 1.761 4 | 
£ * 2 2 — 4 
ren aus jchmiedbarem Eijen | ; a | A * 
Gem: —) 4,455 7,594 173| 1,210. 3 656 — X 
5 136 — 5 — — — 
Draptitifte 3,747] 13,097! 233 19,613] 1,628 676 22060 & 
‘ 
Grobe Eijenwaren, andere ons — 9— —* — 120) ‘ 


13,918 56,784 Ba 2,804 





2 85,098 





a 





i Rertehr von resp. nad 


5 Frankreich Belgien 


2,732 
24 
123 
209 
672 
14,289 


1,134 
2,901 


342 
13,574 


58 
1,278 


29,295 
65,247 


11,104 
315,227 


2,217 
3,537 
1,728 

11,299 


3,333 
436 


14,170 
3 
10,512 


5,816 
47,551 


den 
Nieder: 
landen 


1,260 
651,518 


104 
53,654 


1,610 
80,846 


1,242 
606 


44 
4,030 


2,020 
149,858 


2,955 
12,074 


33 
1,955 


13,825 
206 
467 

17 
3,584 


48,694 


3,675) 
77,064 


im Jahre 1881, 


den Ver: 
einigten | den 
Staaten | übrigen 
von 
| Amerifa 


Groß⸗ 


britanien Italien 


168,654 


— — 


455,3 12 486,570 


— 


5,951 18,550 


WAT 


7,415 
573,870 410,193| 150,853 
255 4 


10,201) 
2,470 6,149 


521| 


443. 
105| 


100 


2,185 


4,642 


1,800 


1,104 
5,806 





Nicht 


er: Summe 


Ländern | mittelt 


14,949. 
2,507,088* 
2,973 
119,812# 


30,539 
409,530* 


27,084 
5,042# 


423 


32,766 

35,936 

157,711 
d 


2,189 
23,174” 


430 
63,175 
18,921 
19,567* 

1,407 
13,152% 


1,718 
170,858# 


3,278 
53,017* 


7,889 
124,523* 


323 
212,104# 


78,876 
559,118* 
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Einfuhr und Ausfuh 
den Deutihen Zollausſchlüſſen 


Baarengattung 





den 
übrigen | Dänes | Nor= | Schwes ‚Deften 


(Menge von 100 kg. netto) onen | Yamburg- 30l- | mark |wegen! den | Rubland | un, 
Altona | Muss | 
ſchlüſſen | 









Feine Eijenwaaren mit Aus | 
111 915 8 17 1 3 12 











nahme von Nähnadeln, 
Schreibfedern, Uhrfourni— 1,739 9,278 115] 1,5051 390| 1,783 3,791 5 
turen und Gewehren 
7. Erden, Erze und edle 
Metalle. 
— 10,8800 574151 14,233 879 — 2 2,92) 4 
22,571| 584,173) 51,3201157,236|24,204| 15,519] 152,525] 28 
Blei- u. Kupfererze, — — 369) 18,047 — 3 420 1 5502| % 
baltige . . » — LI — 4 4 | ı 
; a ; 91 8,927] — 1 — |25,674| 125,240) 
Eifenerze, Eiſen u. Stahlſtein 303 sh — ze) — tor 23,071 12 
8. ‚las und andere vege- 
tabilifhe Spinnftoffe, außer 
Baumwolle. 
48 186 — _ — — 345,869 3% 
Flachs. 8 1,002 2 108| 120 4 25 116 
Sanf 2,102 3,638 994 IB — — 463,635 3 
1,226 6,447 1672| 6,099 10,584] 4,685 543 ° 
Heede und Werg von Flachs { 96 602 2 2! — | — 64,394 6 
und J 373 5,121 35 299 43 — 760 2 
9. Getreide und andere Er | 
zeugnifie bed Landbaus. 
67,095| 157,741] 3,986] 47,988] _ | 3,506 821,712 8 
. 0 — ’ ’ ’ ’ — 
Weizen (Tara: 10/) 22351 1064960 591S0,906,642385 842) 7 
412,039| 201,785] 40,1761126,116| — 2,976| 2,669,370| 53 
* 0 ’ ’ ’ ’ [2 
Roggen (Ume: 1.) . | vl 45012] — | 3r22l23,126 604 0 za 3 
41,620| 24,158 911] 24,108] 795| 23, > 1,136,863) 1,0% 
o ’ ’ 
dafer (Tara. 19). { 5651| 50862] 34 sııl — 562 
n 5 9,957] 32,728 281| 1,282 1 192] 100,330) 18% 
* 5 ’ ’ 
Hülſenfrüchte (Tara: 1, N 5506| 32,579] 122) 2.293l112,955| 9,141 1,080) 
Ber 131,876] 194,326| 6,758] 58,928] — 6| 187,314) 1,538 
Gerite (Tara: 19/,) N 8,556 5 40 5,azazeias,si 28,5 W 
; 864, ” 1,313,355| 22,335] 30,752] — | — 217,264 219 
. 50 ’ ’ ’ r 
Mais (Tara: 1,5%/,) . N ' 201 87 2 3 2250 2 
987 80,769 — 2,396 — — 35,282 # 
50 ’ ’ 
Buchwaizen (Tara: 1,5%/,) K 268 154 — 2 — 670 318 
RER 3,549) 10,084 — 2 — | — 499 480 
Malz (Tara: 2%). { 2,108) 21,905 — 177 | 4,909 2212) 2 
3 887 7,232 6 370 — 201 117,675) 464 
& -:1 50 ’ r 
Raps u. Rübfaat(Tara: 1,99, { 789| 27,826 2| 25,516] ı,231| 2,094] 15,846 * 


h — — 
— 


im Jahre 1881. 


Werfehr von resp. nad) 


| 
ben Ber: 
den Groß⸗ einigten | _ den nicht 
Frankreich Belgien | Nieder | pripanien Italien | Staaten übrigen | er: 


landen. von | Zändern | mittelt 
Amerika 


Summe 


446 201 
6,461 | 3,741 


282,068 ° 
2,538,965* 
223,162 
22,652% 
6,154,900 
14,432,781# 


55,123 4239| 41,175 
19,590) 192,910) 629,650 5,057) 30,604 


5,264 103,841 32,403 459 10,063 
1,402 8,96 1 12,977 151 = 


535,755 355,626) 2,300,224 317|2,320,388 
3,998,180|10,279,435 895 — — 








502,591 
318,712% 
345,841* 
110,997 

60,213* 


608 10,519 9,141 38 
109,212) 58,672 2704| 30,502 


3,060 2,545 4,727 4,143 
92,475| 22,211 21,102| 163,340 


1,199| 11,618 4,424 776 
7,196 5,854 1,276| 16,908 


553,878* 
5,754,558 
115,639* 
2,625,861 
372,359 ° 
235,995# 
2,478,272 
1,193,186* 
4,303,796 
5,825* 
145,858 
4,3550% 
— 463,219 
— 87,257 


746| 765,020 
u 109,8 35 


19,705 42,420| 145,102 9 74 
510,450| 213,439 1359| 2,005] 78,153 30,592 
295 1,670 2,609 3 
90,879] 168,243 1,780 3,894| 12,261 
31,581 11,305 6,907 _ 5 


13,888| 10,391 3,375 4,394| 2,997 
29,453 2,225| 64,209 65 B 
113,266| 30,971 406 17,999| 42,400 
41,509) 195,851] 232,305 8 — 
258,027| 157,1380| 16,193 736,797| 445,239 

322 N 

17,127 98 

478 34 

240 7,050 

12,583 541 

75,126 7,315 

10,412 4,489 


279,156) 130,006 8,158)  6,03311,128,200| 12,942 3,614,793 
5 
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— — — 5 
a tus —— 
den Deutſchen Zollausſchlüſſen | 
Waarengattung | den 
* — übrigen | Däne- | Nor: Schwe— Deiti ei 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg: Zolle | mark | wegen! den Rupland | | U: d 
Altona | au | 
ſchlüſſen | 











Zeinjaat . | 
Palmkerne 6 * 
Kleeſaat 8, m 
Kartoffeln | — | 
Friſches Obſt Fre 


10. Glas und Gladwaaren. 


—— und — natur⸗ 
arbiges gemeines Hohlglas 
[Glasgeidirr] (Tara: 18°/,) | 84,197 


Weißes Hohlglas, unge 





mujftert, um ehtifien x. 
(Tara: 22°/,) - "Ir 1,977 
Yeniter- und Zafelglos, grün, 196 
halb und ganz weiß, uns 66 
geichliffen ꝛc. i \ 
Spiegelgla®, rohes, unges — 
ſchliffenes (Tara: 179%, i 66 
Tafel: (Feniter-) und Spiegel 
433 geſchliffenes 2c., mit 2 
lusnahme des .. 1,821 
(Zara: 17°/,) : 
Tafel: (Feniter-) und Spiegel 5 
glas belegtes (Tara: 17°/,) 1,371 
Geprehtes, geichliffenes, po— 347 
lirtes, abgeriebenes ꝛc. Glas 167 
Farbiges und bemaltes ꝛc. 12 
Bla .. . A 647 
11. Haare, Federn und 
Borften. 
Pierdehaare, roh, gehedhelt, 66 
gejottten, gefärbt ꝛc. .. 115 
e 9 
Boriten 20 
Rohe Bettiedern 


| 
1,326. 
3,029 
172,567 
11,156 
40,960 
28,566 
967,036 


10,749 
156,850 





430 
150,840 


194 
28,018 
I 


3,538 


a) 
1,059 


42 
1,019 





85 


6 
1,350 
6,738 

223 


3 





1,027 


Il 


1,096 


12,024|52,760 


178 


229 


10,400 
550 
29,861 


188 
7,107 


126 
156 
70 
47 
13 
501 


— 
— 


7,310 





291 


105 
981 


——— ——— —— — — — —— — — — — — — — — — — 





449,228 
465 





9,808) 
442; 
58,388 
21,070 
1,628. 
9,186 





7,591 





8,425 
65 


4,579 











im Jahre 1881. 











em Verkehr von resp. nad 


| den Ver⸗ 




















den Große einigten 
dweiz Frankreich Belgien | Nieder: Giants Italien | Staaten | 
landen | von | 
| | Amerika 
| | | 
13 600 29,427 13,118 2,313 25 ; 
240 2,298 12,778| 42,422] 124331 — = 
15 9,964. 18717) 53495 — 2,999 
25. 0 — _ — — — 
1,977 7,900 2,300 1,503: 1,060) 9,462 7,035 
3,466 5,157 11,507) 5,701 9,046 343 — 
4400 25,683 65,930 63,356 10,858] 12288 — 
89,27 18,151) 154,480 522,213 179,892 2101 3,286 
2115 2,266 5,587) 18,638 140 8,284 390 
14,745| 14,669 2,851 35,769 37,477) 2 82 
28 540 80 26 83 2 — 
1289) 48,809) 22,986 15,230 24,548) 8,110] 31,838 
63 1,007 150 45 85 1 63 
6,2131 11,508 6,984 3,772 5,645 2,708 651 
35 236 2,819 70 272 21 — 
2427| 1,030 468 a 1854| 127 u 
— — 4 — — — — 
264 65 603 538 540 3350 64 
10 53 297 30 53 18 — 
551 185 6,827 1,327 6,050 1,114] 4,105 
1 30 53 16 3 — 9 
597 668 3,401 1,835] 449 423| 14,050 
17 793 358 45 113 2 58 
2,901 5,256 2,556 584 4,543 2,249 257 
16 146 45 23 31 4 — 
247 1,195 365 159 1,198 110 958 
275 477 1,076 87 if, <= 584 
805 429 2,006 448 527 253 N 
397 703 1,349 295 259 2 242 
462 2,639 969 629 1,278 223 160 
55 264 99 449 2,220 337 — 
386 293 12 820 109 2) \ 


den 
übrigen 
Ländern 


508 
2 


127,195 
395 

9 

19 
4,428 


79 
52 








nicht 
er: 
mittelt 








Summe 


706,375 
279,410* 
392,089 

44* 
122,364 

90,249* 
325,283 

2,504,162* 
304,476 
303,785* 


1,468 
450,019* 


2,963 
81,562* 


1,582 
14,867* 


29,862 
5,255* 


573 
26,965* 


158 
27,621* 


6,005 
21,624* 
5,460 

6,945* 


12,406 
8,855* 
16,626 
10,440* 
31,814 
7,619* 


—— 
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Einfuhr und Ausiubr 
den deutihen Zollausichlüfien | | 


Waarengattung | | den “ | | 








übri Düne | Nor: Schwer: — Deiterm 
V 100 kg. nett übrigen ' 
(Menge von g. netto) Re Hamburg: Zol- | mark |wegen | den Rußland Une 
Altona | Aus- | 
ſchlüſſen | 
| | | 
12. Hänte und Felle. | | | 
— 179 1,328 eo 2 72 — | — 530 
Rohe Rindehäute, grüne | 158 2,020 66 r J — *8 
Rohe Rindshäute, genktene, N 21,542 84,723 378; 1,237) — ı 30 4,829 
gelalkte, trockene 254 18,519 4 ri — | 19 11,185] 3 
| 153 6,355 73] 3,165 3 645 2 140 
Rohe Kalbfelle u > DE ei 
Robe behaarte Schaf:, Lamm N 379 19,382 34 394 u 13 12,529 2 
und Ziegenfelle . 1,016 3,702 18 26 — 154 75 
z 3.327), 23,734 | 5 
Rohe Roßhäute { ü 26 1394 — el — — 855 28 
: 430 1,646 — 155 3 73 6,599 IN 
Felle zur Belzwertbereitung 323 1,949 er 24 3 60 3,696 3,05 
13. Holz und andere vege- 
tabiliſche ꝛc. Schuißitoffe, 
ſowie Waaren daraus. 
Korkholz, auch in Platten u. 4 6,166 13,679 1083| 288 — | — | 
Scheiben 130 500 — dd — — By 260 
F 483 10,597 31 490 1 54 6005 80 
Hörner und Hornipigen . 130. 1,923 — a u l 483) 528 
Holzborfe und Merherloge 5 11,877 424 155 — 371 8,5611) 3 
(Zara: 10/0). 2,166 12,164 197| 3,9065 — 59 1,225) 64 





Bauzu. IR euro⸗ 2,142 12,642 467) 213) 378 5,845) 657,493] 1712 


päifches, hartes (Tara: —) 20,095 67,805| 2,660| 13,816| 5,182 18 297 2 
Bau: u.Nugbolz, roh ic.: euro: [ 23,313 67,938] 2,312] 7,227| 80,876 293746 7,755,842] 425! 
pätfches, weiches (Tara: —) 30,814 100,100) 1,750) 35,188 158) = 9,817] 23u1 


41,187 49,860) 10,179) — | 4514 — = 4 
1,718 1,824 t| 1,677 6 1,3589 1,669 IH 
21,035 19,104 944 46| 4,539 * 104,149 626% 
12,735 21,752 137) 15,214) 2,803| 2,689 13,818] 205 


174,125 118,764] 96,015/) 6,637/353132/784834 799,324 2,167 
32,471) 459,467| 2,274) 53,139 5] 2,265 15,162) 510 


Aubereuropäiihe Hölzer . 


Bau⸗ u. Nuph.,gefägt 2c., euro: 
päijches, hartes (Tara: — 


Bau-⸗ u. Nutzh., geſägt ꝛc. euro= 
päiſches, weiches (Tara: —) 


Tiſchler-, Drechsler-, Böttcher: 
und Wagnerarbeiten, mit 
Ausſchluß der Möbel von 
Hartholz u. der — 
Möbel . 3 


Holz in — — 
niren u. uneingelegteParket⸗ 
bodentheile rer 


Hölzerne Möbel und Möbel: 
beitandtbeile . — 





7,218, 29,209 647) 3,464 321 1,3556 15,071 ul 


19 1971 — 1 4 1 N 
299, 1,216 — 192 12 528 390 * 


164 1,535 16 3 — 4 41 
975 6,616 64 128 18) 361 1,442 





N 
| 9,163 14,446 309] 589) 8384| 2,937 80 3 








im Jahre 1881, 581 
Verkehr von resp. nad: 
| | — 
den Ver— J 
den Groß⸗ | einigten | ‚den ‚ Nicht u 
chweiz Frankreich Belgien | Nieder: inet Italien Staaten | übrigen) er: Summe 
landen . von ändern mittelt 


Amerika | 





1,955 


1,958 
4,992 
465 


2,079 


2219 


2,248 
363 
330 


h97 
192) 


1.105 


bs 


2,82 


DE 
4.366 
13,549 
ws12| 
14,094 


#5 56 


107 


1,613 


2,126 
7684 
15,596 
13,315 
14,139 
19,644 
5,642) 
10,005 
5,057 
29 


953 
2,155 





1,484 

l 

9,450 
651 
179,764 
1,179 
16,296 
134,996 
35,774 
366,664 
1,919 
180' 
8,933 
429,455 
20,700 
714,140 


5,850 
46,394 


1,176 
169 
78,592] 
8,555. 
717 
4,134 
1,921 
2,322 
1,659 
65 
443 
538) 





209 


6,931 
264 
50,686 
10,548 
2,563 
51,921 


367 
568,025 


4,390 
392 
10,878 
120,517 
8,374 





74,641 


5,162 
7,089 





837 
444 
37,569 
1,553) 
947 
2,465 
987 
2,651| 
3,269 
91 
750 


152 


1,590 
54 
2,269 
564) 
20,677, 
2,296 
9,022 
184,546 
32,766 
231,962 
8,631. 
403) 
9,362) 
183,699 
68,469 
343,628. 


5,508, 
19,240 


4,025 


2,255 
126 
3,210, 


1,304| 
55,910 


16 
252,066 


17,443 


103" 


867 
77,311 


454 
266,522] 


1,632 
10,895 


11 
148 


57 





899 











132 20 
— 51 
29,737) 15,665 
471 126 
3,429 468 
445) 2,574 
182 67 
261 773 

+ — 
1,421 167 
690 zu 
ı11| 16,659 
366 22 

69 — 
— 2,912 
105 375 
= 57 
18 109 
4800| 220 
87,831| 35,654 
— 3 
527 12 
_ 168 
1,082| 211 
- 14,609 
1,492 163 





103 38 
| 2 15 
| 37 141 
| 107| 1,053 





15,424 
13,570* 
318,048 
86,295 * 
68,133 
56,859 * 
73,530 
24,339* 
41,683 
4,676* 
20,083 


e rz0% 


15,55% 


41,596 
3,650* 

48,413 
10,489* 

625,116 
46,584* 


894,676 
604,515* 


2,001,591* 
6| 261,750 
10,921 * 
840,006 
995,495* 
4,662,602 
2,270,959* 


87,176 
219,438* 


7,654 
7,059* 


5,627 
19,591 * 


— 
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Einfuhr und Ausfuhr 
den deutichen Zollausichlüfien 


den 






































Waarengattung , Dä 
übri ne= | Nor: | Schwer 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg — TE TER rei 'Rufland, tif 
Altona 3 3 u 
aus⸗ | 
ſchlüſſen | 
— 45 1 s = 14 2% 
Korfwaaren . » 2 2.2. 973 206 25 — 18 ER 
Feine — doll [ 248 764 17 5 — 5 9 14 
bronce . .» — 721| 38,398 1 449 170 701 2,320 53 
14. Hopfen. * * 
i — i — 2 161) 101 
Hopfen (Tara: 3%) . | 724 10,681 2| 3,212 2881 2,243] 10,479 156 
15. Inftrumente, Maſchinen | | 
und Fahrzeuge. ı 
——— — 6 314 — ll 39 — 
Fortepianos u. Klaviaturen 22,043 13 394 120° 1,245 3,62] 2 
— en 72) 44 — I — 1 0 8 
Andere muſikal. Injtrumente { 2,654 2,265 6 228 58 253 u 
Aſtronomiſche, chirurgiſche, 14 383 — 10 2 5 31 ’ 
phyſikaliſche zc. Inſtrumente 368 983 3 133 28 165 1,275] 14 
— 3 — rn = — | 
L 
Lokomotiven.. 2... u 23511 — ssıl — 2 220: 
. — 1,354 — — — — 41 * 
’ ’ 
Lokomobilen — 187) 206 — 2) — PN au u 
Dampftejiel aus jchmiedbarem { 255 2 — — — — — | 9 
Eiſen Tara: —) 1,243 2556 — 3511| — 91 60 50 
er: 3,494 41,519 133 508 18 274 49 98 
9* 9 J 
Andere Maſchinen aller Art 2584 4839181 1281 8415| 2,176] 8,091| 128,558) 1455 
darunter bei der Einfuhr: 
Andere Maichinen, überwie— 
gend aus Holz (Tara: 6%) 306° 4,119 5 33 — 38 1060 & 
Desgl., —— aus er 
eiſen (Tara 6% . . 2,505 835,410 121 409 17 175 315 9% 
Desal., überwiegend aus | 
ichmiedb. Eifen (Tara: 6/%,) 565 2,116 2 24 1 59 57 10 
Desgl., überwiegend aus an— | | 
deren unedlen Metallen . 28 174 5 2 — 2 13 I 
Dampfmajcinen und Dampf | | | | 
keſſel zum Schiffsbau . . — = | — | — 
Werth | Bett jBertt ——— met Werth Bath Bi 
| in 8 * A 
—A—— 1000 | 5 1000 = 11000 12] 1000 = 10 
HI MD Mm OT Mi 1) %) ou 
Eiſenbahnfahrzeuge, weder mit { 2 ı_ — — — |12 “nr _ — — — — 1-7 
Leder noch mit volfterarbei 21 66 vv — — — — — ® — 2 NELIE . 
. — — 1-1 — (1 —- 123] a1 — I — 1-1 — |-i 
And | 
Indere Eijenbahnfährzeuge . — u al le 5 — | 3. 26 2 ! 
| | 





N Run 

















im Jahre 1881 583 
ien Bertehr von resp. nad) u j — 
| 
| den ben Ders den Nicht 
h Groß⸗ einigten |," a 
ihmeiz ‚Frankreich Belgien | Nieder- — en Italien | Staaten übrigen | er- nme 
landen bon Ländern | mittelt 
Amerika 
































2,122, 106 54 32 SB 4,584 2 11,076 
67) 26 (7 14 257 12 306 — 3,057* 
398, 243 157 152 1 12 1066| — 4,529 
‚223 2,765 7,770) 29,957 695 1,8353] 3561| — 109,543* 
156) 228| 125 55 — gu — 11,514 
3,210 5,198 5,165 15,290 1,113 1,900 a2] — 86,625* 
> 49 38 9 33 12 — 1,276 
1,561 970 4,205 YIU 1,199 189 4192] — 53,669* 
481 20 33 63 37 — — 2,350 
25l 793 946 3,184 +97 7,433 (,I39I — 29,456* 
14 68 55 152 25 26 N — 1,680 
04 942 559 558 358 255 161 — 7,504* 
598 431 2 33. — — — — 2,135 
1,005 2529) 333 — 26,775 0 — 3631| — 62,085* 
204 331 200 11,057 — 2 a1 = 14,073 
109, 50. To 95 5 — 255 — 4,051* 
} 
6% 53) 93 998 — — = | == 2,257 
998 656 2,081 l 2,199 — „2 — 23,078* 
2,539 16,648 24,978 10,461 105,260 99 1,798 250 2] 242,598 
22,765 80,245 51916] 28,827 9,067 25,776 5,969| 25,048 — 576,504* 
1,538 1,975 1,175 748 12,352 3 458 49 1 25,096 
21,124 9,743 19,631 8,559 83,294 "68 1,070 219 4 188,629 
| | 
\ J 
3,558 3,116) 3,152 1,045) 8,170 28 254 18 — 23,150 
265, 1,514 415 78 1444 — 16 — — 4,413 
6 u u — * = _ 1,280 
Bert Werth Berth Werth | Werth Werth Werth | rih Werth Werth 
In in | “| in je | in | im 8 ae ee ee | 
w Z 1000 | ’2| 1000 | E |1000 | =! 1000 = 1000 | 'Z | 1000 | 'Z ‚1000 '2 1000] °Z ‚1000 
“|\D I 4 )0 u |8 | “| a | ® “did 8 4 
235 3131 4 1) — 358 134 — — 1 3—| —— — J107208 
25.1415 1,958 6 5421 986 —| — | 67311,685| — — |150) 411,—| — [2940'5,529* 
IL a a ea ei a) 90 
- 514 ö si eo 512 — — — — — — — — => 168) 750* 














eu e — > > en — go 
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Einfuhr und Ausfuy 





den deutichen Zollausichlüfien 








Waarengattung j den Defter 


ib Düne | Nor: |Schwe- 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg⸗ ae mart | wegen | den Rußland Ung 


Altona | aus: 
ſchlůfſen 


17. Kautſchuchn. Guttapercha, 
fowie Waaren daraus. 




















Kautihud und —— 220 9,515 — — — — 3 
roh oder gereinigt . . 60 6 — — — — 8 
i 17 29 — 1 1 1 261 
Saungnawoaren 32) 0 20 4m AOL 87) 667 165 2 
Gewebe mit Kautſchuck über— — 109 — — — | 
ogen u. dergl. aus — 2 2 — 29 2 122 159 
eudfäden wi... j \ * | | 
| 
18. Kleider und Leibwäſche, | 
fertige, auch Putzwaaren. 
Kleider, — u. rap 52 335 2 51 — 6 5 
waaren . 1,791 5,994 57 532 125 au 1,687) ) 
j — 7 56 ll — — 1 _ | 
Leinene u. baumw. Leibwäſche 153 1,553 a 425 431 860 554 
19. Kupfer und andere nicht 
beſonders genannte unedle 
Metalle ıc. u. Waaren daraus. | 
z 476) 31,693 1] 1,157) 576 2,662 746 1 
Pr 7 233 — — — — — 
Suedilbr . » 2.20... t | - = f 4 9 
Kupfer, geſchmiedet oder ge- 23 182) 2 — — — — 
walzt in Stangen u. Blechen 659 ‚x04 l 285 + 296 11,120, 
Kupferdraht, — 1 24 — — — — — | 
fabel . 62 545 — 119 l 210 315) 
Grobe baue: — 256 710 12 1l — — 16 
Gelbgießerwaaren . . „N 449 1,636 19 1953| 249 586 1722, ) 
Andere Nupferichmiede: und 44 338 1 “4 — — 55 
Gelbgießerwaaren . . . 24 4,775 57 559 96 628 2,510: ) 
Waaren aus Aluminium — 5 
h j ' 28 127 1 li — — 
Nickel; feine Waaren aus 822 
Alfenide ꝛc. — 202 2,916 215 er 29 | 
| 
20. Kurze Waaren, Quin— 
caillerieen. 
Taſchenuhren 1 — u Eu — 
| — | — re \ 13 
21. Leder und Lederwaaren. 
Leder aller Art, außer Sohl— r r 
, 178 5,689) 1 19 27 — 645 | 
leder, Handſchuhleder ꝛc., 455 3.592 10 01 12 466 1,922, U 


ungefärbtes x. 








ernennen 
sin Berfehr von resp. nad: 


den Ber: 





| den Groß: einigten den Nicht 
schweiz \'sranfreich | Belgien | Nieder:. — Italien | Staaten übrigen er- Summe 
landen bon Bändern | mittelt 
Amerika 
266 83 1,372 6,076 — 147 473 — 19,368 
30 21 90 190 2 2 ij — 1,286* 
398 114 59 313 13 11 311 — 1,654 
1,484 549 907 1,866 690 189 56 — 18,287* 
136 40 32 376 1 6 11 — 909 
249 150 123 531 209 15 “6 — 2333* 
826 160 222 176 1 1 3 — 2,306 
1,297 1,036 7,903 7,433 704 1,465] 1,4422] — 56,872* 
88 12 19 d — — — — 238 
355 579 2,009 287 146 39 3171 — 8,177* 
2,000 3,761| - 20,592 34,056 — 1,099 507 — 110,197 
4,687 2,840 3,786 242 214 3 | — 67,177* 
7 10 55 50 — = — = 3,964 
8 2 — — —9. — = — 48* 
1,111 19 44 1 — — — — 1,600 
152 2,606 1,947 64 200 18 280 — 20,748* 
224 99 308 4 — _ = * 940 
126 60 547 542 335 Bl 1,356 — 5,115* 
1,891 454 154 1,070 2 6 | — 4,868 
927 472 1,058 265 257 30 5321 — 10,527* 
2,267 306 121 402 8 4 2 — 4,457 
1,958 918 2,286 1,073 1,203 410) 1,97 — 21,546” 
740 49 55 128 23 23 4 — 1,866 
1,337 2729 1,243 1,565 844 558 13397 — 15,298* 
En — — — 2 I — 52* 
4,188 6,141 2,529 6,553 63 17 1001| — 27,886 
2,862 526 1,922 2,670 3,299 1,4551 1721| — 38,040* 
Annalen des Deutfchen Reis. 1889. 38 
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Einfupr und Ausfußt 





den Deutjchen Zollausſchlüſſen 









Waarengattung den 
übrigen | Däne | Nor- |Schwe- 
(Menge von 100 kg. netto) — ‚Hamburgs Bolle | mart wegen | dem 


ſchlüſſen 













Sohlleder 
— Shan: Ma: | y 
rotin c. . . 189 2,896 2065| 10) 294 1öor 
Halbgare und — nicht 69 6 — = > — 
weiter zugerichtete Ziegen- 5 A— re 9 2 
und Scnfelle (Tara: 2%.) 
GrobeSchuhmacherc. Waaren 74 878 4 I — 3 40 
aus ungefärbtem ꝛc. Leder 458 1,317 12) 260 45) 247 405) I, 
———— —— 5 “6 — a 8 
aus grauer PBadleinwan 03 6 3 3 2 * 
Segeltuch xc. . —— a \ \ \ ö 
Feine Lederwaaren von Kor 37 420 2 18 — 2 2 1 
duan, Saffian x. 2,650 10,465 ? 514] 217) 578 7 ) 
Lederne Handihuhe und zu 9 2 — 0 — _ = 
Handſchuhen zugejchnittenes 308 2 — en 10 19 
BEER: 447 5 
22. Leinengarn, Leinwand 
und andere Xeinenwaaren. 
Leinengarn, nicht gefärbt, be— 40 36 — - | 1 —- 359 6 
drudt oder gebleicht 58 769 2| 322 5 202 104 5 
‚ 379 2696| — — — — 101 
Jute, roh, geröſtet ꝛc. 19 Ur er N us 
Leinengarn, gefärbtes, be- 12 29 — 2 — _ _ 
drudies, gebleichtes u 205 51) 484 24 416 147 
— 4 9 — — — — ser 
Zwirn aller Art 21 300 — | — 27 282 
2% 82 1,333 eo 32 — 4 354 
Seilerwaaren 3,728 9,195| 1,8531 859] 420) 654 ui 6 
Leinwand, Zwillid, Drillic, 264| 20,327 3 1 4 1 1 7 
ungefärbt, unbedrudt, un— 4,642 4,684 297| 1,216 21 215 1,107 
gebleicht ; ; 
Leinwand, Zwillich, Drillic, 11 6 — 12 — _ * 
gefärbt, bedruckt, gebleicht 602 4,646 13] 706 85) 145 6x 
Damaft, verarbeitetes Tijch-, 8 46 1 2 — — 
Bett: und Handtücherzeug 160 1,607) — 105 55 78 151 
Leinene Bänder, Borten, — | — = * = a 
Franſen, Gaze, gewebte 36 eo — 25 2 28 50. 
Kanten, Schnir ꝛc. | \ 
Zwirnſpitzen u j u 7 — z ei u N = 7 





ien Verkehr von resp. nad 












hweiz Frankreich Belgien 










den 
Nieder⸗ 
landen 


1,151 183 285 
2,613 866 1,500 
3,002 4,809 667 
120 80 42 
538 270 206 
1,068 131 969 
61 10 9 
7208 86 307 
1,155 247 114 
2,228 1,260 3,708 
42 5 7 
22 16 115 
4,621 31,355 1,397 
32 244 356 
— 25,949 4,669 
I — — 
127 99 639 
— 3 386 
1,018 4,332 133 
10 26 22 
600 734 138 
1,688 2,165 2,142 
662 2,312 1,482 
553 108 20,36 
250 151 583 
145 4 1,015 
76 23 9 
47 43 251 
2 73 2 1 
62 114 42 6l 
1 45 4 — 
4 l 3 3 





— — ———— 


im Jahre 1881. 


Grop- 
britanien 


8,992 
58 


109,984 
204 


2,699 
21 
899 
8 


590 
1,599 


45,514 
435 
1,276 
564 

23 

196 


18 


1,855| 


Italien 





155 
145 


13 
1,491 


























587 
den Ber- 
einigten | den 
Staaten | übrigen Summe 
von Ländern 
Amerika 
| 430 66 — 16,014 
— 10 — 8,680* 
3 81 — 2,907 
1,179) 1,65 — 23,629* 
3 6,357 — 21,948 
= 199 — 942* 
10 2 — 4,198 
113 534 — l 1,415* 
— — 227 
25 6 — 2,178* 
| — au 3,520 
4,121) 1544 — 42,551* 
2 — — 466 
862 27) — 2,292* 
— — — 113,850 
2| 1,2601 — 12,512* 
339 17,379 — 186,025 
62 — — 2,021* 
— — — 4,293 
— 2,1300 — 5,573* 
— — — 7,749 
l 3 — 1237* 
— _ 24 4,816 
185| 2128 — 34,089* 
1 18 4 78,832 
24 466 — 17,726* 
3 1 — 2,638 
966 2560| — 10,540* 
si — — 269 
2,875 “o — 5,911* 
— — 90 
130 241 — 1,018* 
— — — 66 
15 | — 51* 
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nn — 


Einfupr und Ausfußr! 








den ———— 
Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 





Jübrigen Däne | Nor: Schwe⸗ i Oejterreis 
Hamburgs Zoll» | mark | wegen | den Rußland Unger 


ſchlůſſen 


Bremen 








23. Lichte. | | 
37 1,679 8 3) — — 68 * 
Lihte » » 00. 215 6,701 9 83 6| 327 291 * 
25. Material» u. Sprzereis, 
and Konditorwanre und‘ 
andere Konfjumtibilien. 
Bier aller Art, aud Meth 1,252 4,302 19 172 5 7 27 1078 
(Zara: 8). - 52,258) 365,666| 14,320} 1,565 150° 128 543] 5,3 
7,887 6,739 56 77 2 4 — | 
Arrat, Rum, Franzbranntiw. 21 * 25 ul 583 1,122 _ 
ar aeg 27:0] Op BORD u U BR PR Bu 
verfegten 15,860) 415,419] 2,595] 555] 1062] 919 3,810 8,2 
— 24,926 52,662) 6237) 888 — 5 a 646 
Wein und Mojt in Fällern { 3.953 3.994 ’ 4 226 178° 709 5,368 20 
= u 82 1,358 ı 1 — — 8 
Schaumwein in Flaſchen . 106 348) — 30 32 56 Er ' 
F 528 1,665 18 sl — 1 22 N 
Anderer Wein in Flajchen . { 986 3.163 46| 225 ısıl 1,057 1,067 2.8 
ne 1,046 3,548| 162 4 — 4 4,468 32% 
Butter, auch künſtliche | 8,4500 88,037) 859] 3,982] 172 54 18 ) 
Fleisch, ausgeichlachtetes, ri: 58,737 35,941} 1,572 614 — 80 878 1,5 
iches umd zubereitetes . . 3,270) 27,807] ı,001| 382] 100) 85 169 002 
Stockfiſche, getrodnet(Tara:—) | Bu = ara Be 1,626| 1,931 = - 
Zr — — 7 
Friſche Apfelſinen, ie -f 1,465  32,581| 41 57 — 2 61 17.6 
Limonen ꝛc. = | 51 — A ER 2 ri 
Rorinthen { 4,819) 21,180 32 — — — — 34 
— ER — u I: 
Kofinen | 3,192) 23,679 26 1 — — 1 6£ 
u 2 l 5 — * — 5 
Mandeln, getrodnet { — de — Li 
Pfeffer (gewöhnlicher) . .. — —— Bi Wet and Bee : 
A ee 9 
N ‚234 Az 5 | 2, r Du 10 
Heringe, gelalzene . . » — 284) 130 sl A ı 2aıl 
Mengen? 
' ’ 38,367) 387,697! 679] 142] 4 9 27 L} 
Kaffee, rer. . 0. — 3 a _ R 


Kakao in Bohnen . 





{ 18) 16212) — 
. — l — 








ien Verkehr von resp. nad: 
13 












976 











90,671] 539,202 
64 7,855 
u 17 
97 3,145 
64,020) 114,649 
4459) 228,912 
37,672 5,048 
46 27,337 
44 161 
232) 4,127 
602) 1,047 
LA] 8,773 
1,669) 2,206 
579 852 
4,124 11,626 
63 2 
Cr 
£ 4,253 
299 
| 4 460 
“ 2,712 
6 21 
36 l 

aß Faß 
10 10,713 
Il l 

kg. netto 

2177] 12,963 
1? 97 
1,087 1,120 





Frankreich Belgien 


64 


167 


67,958 


276 


ande » 





Italien 


20,778 
gı 


8 
25 


den 


übrigen 
Ländern 





99,500 


25,745 


5,572 


13 
726 
103 

2,621 


11 
6l 






120,320 


1,217,426* 


36,716 
2,283* 


5,516 
837,441* 


447,411 
107,107* 
29,523 

13,89 1* 
8,511 
51,081* 
48,987 
114,914* 
190,090 
56,285* 
11,684 
285* 


1] 1,041,534 


386* 
24,018 
2* 
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Waarengattung 


(Menge von 100 kg. netto) — 


541 


Käſe aller Art . 1,208 


Obſt getrodnet, gebaden, ge 
pulvert, — a 
10%) . . 


Gebraunte — — 
Cichorien (Tara 12°/,) 


Stärke (Tara 12°/,) . 


8,655 
226 


9,529 
1,401 
350 


Kraftmehl, * Arrowroot 
Pre: 725 


(Tara 12 


Gejchrotene un * — Kör⸗ 
ner, Graupe, Gries * 
(Zara: 29%,). . ; 


903 
4,125 


| 

| 
iu 
| 

| 

| 


Mehl aus Getreide und Hi 3,309 

jenfrüchten (Zara: 2®/,) . 36,192 

£ 410,145 
Reis ; 1.003 
” 1,221 
Salz . 27.398 
ie 668 
Syrup 128 
Melajie F u 
Unbearbeitete QTabadblätter 96,804 

und Abfälle von folden . 37 
* 511 
Zigarren . ; { 319 
Entrippte Tabadblätter . . { - 
Rauchtaback u. andere Tabad- 39 

fabrifate, außer SIR 

und Kautabad . . a 
Thee | — 

901 

Zuder . i { 26,248 

barunter bei der Einfuhr: 
Raffinirter Zuder aller Art 805 
Robzuder von Nr. 19 des 

Hol. Standard, u. darüber 54 
Robzuder unter Nr. 19 des 

Hol. Standard . } 42 





| 





den deutſchen Zollausſchlüſſen 


den 
übrigen | Dänes 
Boll 
aus⸗ 


| ſchlüſſen 


| 
Hamburg: | 
Altona 


2,897 
5,447 


17,387 
1,883 


196 
11,456 
2,526 
75,324 
1,234 
210,083 


1,435 
16,160 


8,825 
134,646 
115,623 

30 


6,780 
538,684 


20,232 
3,706 


10,694 


24,218 
70 


1,819 
1,037 


3 
6 


2,400 
54 


4,879 
5 


7,430 
573,008 


5,045 
23 











mar? | wegen 


2 — 





1,902 2a 
37 — 

102 l 
1 — 
9551 — 
1 — 

533 27 


— — 


13,5921 2,955 


778 2 
3,123 59 
210 2 
3,322| 1,318 


27,671 40 
52 
1,315 


30,323| 19,465 


1,229 — 
110 80 


190 


56 13 


— — 


635 — 

















= 17) 
27 126 

= 136 
83 723 

— J 
353 934 
460 652 

1 56,376 

103| 1,879 
— 10,532 
18,410] 12,967 
— 1 
— 18 
15 37 
17,629] 639,811 
278 129 

11 1,080 

3 N 

= 1,157 
74 24 

— 2 
63 40) 

— 35 
2 — | 

= 9 
— 252 
— 4 


23,238] 11,604 122,996| 33,964 












, 





591 








ien Bertehr von resp. nad): 


| 


den Ber: j 
| den Groß⸗ einigten den Nicht 
hmeiz Frankreich Belgien | Nieder gritant Italien Staaten |übrigen | er Summe 
N ritanien — h 
landen von Rändern | mittelt 
Amerila 
| | 
23,906 4,639 66 4,869 184 480) 1 — — 38,655 
5,444] 16,654 247 225 222 4,699) 132 2) — 40,260* 
465 3,730 3,271 2,157 491 554 2,387 1,504 — 155,620 
97 364 202 423 42 — — 16 — 4,458* 
20 6,262 466 536 il = = u, Mina 7,768 
29,881 6,853 76 2,412 181 10,637) 1,670 5 — 82,077* 
231 366 5,953 1,248 1,735 3 2,195 149 — 26,336 
6,641 14,876 440 65 3,171 3 — 3%6| — 106,062* 
133 697 183 77 211 ı 21 33 — 2,987 
1,943 1,521 5,189 6,000 22,561 392 1,980) 2,140) — 270,434* 
1253| 14,054 4,480| 24,049 236 1,519 864 17 3| 159,430 
6,167 232 151 652 67 39 -- 38 — 39,690* 
10,807| 180,995 26,662 24,603 4,365 587, 79,113 137 2] 616,951 
1,636 2,636 2,042 21,524 68,552 17 9 110 — 500,54 1* 
473 1,492 28,174| 113,010 34,294 4,783 617] 75,872] — 815,353 
m — 3 2 — — — — — 1,585* 
2,598 39,779 1,522 764] 285,592 — 12] 13,3719 — 360,568 
9,945 4,916 17,872 53,205] 152,958 — 39,6061 52,188 I] 1,854,082* 
1 201 1 637 12,825 — 168 li — 36,052 
884 53 4,046 58 91 4 5) — — 9,93 1* 
— 898 — — — — — li — 14,256 
2551| 103,035 33,919 4,681 649 451 1,662 101 — 157,784 * 
59 166 574 43,095 118 65 11,511 3,1751 — 185,080 
3,022 22,952 481 452 117 1,863 -- 3) — 28,486* 
53 94 103 635 25 — 31 162 — 3,573 
239 365 50 284 472 5 45 213 — 3,406* 
- — — — — — — — — 6 
13 29 20 2,185 5,907 -- — 55 8,218* 
7 236 33 227 8 — 2 956 — 4,050 
373 u # 5 — 2 2 — 589* 
17 49 56 3,577 4,6083 2 — 248 — 14,822 
I — A — J — — — — 350* 
430) 8,967 3856| 17,561 3,676 — 19) 1,741 4| 41,909 
4684 36,058 59,766) 303,460] 1,798,449 7203| 15,436| 24,064] 2201| 3,074,095* 
400 8,338 169| 10,026 51 — 11 31 4 25,125 
- 7 1 45 14 — 4 33 — 167 
30 622 186 7,490 — 4 1707 — 16,617 





3,511 
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Be 2 DENE Einfuhr und Ausfı 
den deutihen Zollausſchlüſſen 
Waarengattung n n 
„ übrigen Däne: | Nor: |Schwe- ; 
(Menge von 100 kg. netto) — Hamburg olle | mark wegen | den Rußland u 
Altona | Aus 
ſchlüſſen 
bei der Ausfuhr: 
Kandiszucker und Zucker in 
weißen, vollen harten 
Broden bis zu 12,* kg. | 
Nettogewiht . . 14,600 119,123 52 7,236) 7,813) 70,081 32,270 
Aller übrige harte Zuder u. | 
alle weißen trodenen Zuder 
von mindejtens 98°, Po— 
larijation . en Aue 35 5,779 R3,877 145) 8,152) 9354| 14,679 ‚+97 
NRobzuder von mindejtens 
88%/, Polarifation . . 5,8551 369,972] — 7,832| 2,857| 38,224 191 
Buder, für welden Ausfuhr: 
vergütung nicht gewährt ift 14 36 — 8 — 12 s 
26. Del, anderweit nicht ge- 
nannt, und Fette. ; ; a) 
NR — 2,403 ‚289 17] — — 
Olivenöl (Baumöl) in Fäfiern | — ssıı — 152] — 299 «il 
Leinöl in Fäffern (Tara: —) 4,912 44,370 108 — * 14 
42 444 7 25 13 13 ‘ 
Nüböl, —— in la N 98 96 25 2! — — — 
(Zara: —) 2,21% 29,565 27 45| 2,506 902 93 
’ : 4406| 22,792 — — — = 
Ralmöl, feites Tara: ll 2 7773 5 ist 164 177 1,621 
Kokosnußöl, feites(Tara 130 348 1235| — — = — — 
okosnußöl, feites( lo) 82 — _ a 288 
Schmalz von — und 68,787 155,308 724 3,891 ii — 32 
Bänien . , 1 17 3 I — 10 l 
Ka * 709 15791 — _ 14 — 4 
Stearin, Palmitin ꝛc. = 91892 — 20 12 33 1,445 
pe 2 3,132| 49,582 24| 8,569| 20,069| 368 1 
Fiihjped,Fiihthran(Tara :—) 2 | — ei 12 277 
Talg (eingeihmolzenes Fett u 
' 3055| 21,596 322 1827] — | — 7,428 
a 
27. Bapier- und Pappwaaren. 
Halbftoff zur Bapier-Fabri- { 2 1,122) — | 1,652| 1,322] 3,934 ur 
fation (Zara: 2%). - - 4 349 — ii — 83 20,472 
$ 
Graues an und — N 38 1 ‚333| 3 62 — 5 
aller A 2,011 36,23 e 1335| 703 54| 357 129 
Pappe aller Art und Br N 420 3,990 12! 501 — 1 383 
jpäne . . 3,631 19,001 1720) 2,550 4801 937 16,855 
263 2,218 ss 29 — 7 11 
Anderes Papier 8,802| 95049 199 2,469 iz] 3,98 1.258 








im Sabre 1881. 





-jen Berkehr von resp. nah 


den 
Nieder: 
landen 


Groß: 


Schweiz yrantreih| Belgien Gtanten 




















42,873 5901 50,431 6,127 9,485 
999 755 1,030 2,204 — 
795| 34,615 8,274| 294,943 1,756,585| 

17 98 31 IB — 
1,145 6,373 4,117 7,548 7,246 
59 100 123 s84 — 

277 1,093 19,491 142,533 100,519 
52 105 12 371 — 
48 182 554 543 32 
2,499 7,144 13 52| 107,364 
2 90 1,139 9,5861 33,623 
7,352 465 432 120 124 
67 46 384 1713| 11,173 
31 8 2 J 
850 2,3400 28,126 10,680 14,653 
63 51 — 18 ER 
7 2,027 2,576| 26,112 3,456 
594 2,519 677 592 568 
23 803 1,159) 10,578] 6,404 
77 3 l 40 — 
1209 6,408| 8,477 6,800 24,863 
1,101] 233 215 35 — 
322 2 1,467 694 4 
Br) 48,416 51,598 4,451 4,155 
936) 1,521 2,569 648 717 
4,008 | 2,4100 13,532 8,7727] 12,306 
125 264 161 270 277 

3,921 | 3,185 2,054| 10,876 109,306 

6,110) 2,657 1,200 759 534 

4,691 15,370 11,204 17,592 22,144 











Italien 


702 


den Ver⸗ 
einigten 
Staaten übrigen 


von 


Amerika 


| 
| 
1,228) 8,556 
277) 9,419 
13,929 6,107 
2 2 
21 15,215 
879 297 
2 22 
33 5 — 
2,631| 14,264 
3 84 
157) 4,028 
115 690 
91,914| 7,665 
2,271 15 
— 888 
1,515 3 
— 8 
5,822 2,766 
— 4 
12 — 
— 100 
6 — 
1,076| 2,308 
il — 
8722| 2,322 
60 14 
2,675| 5,486 


den 


593 





Nicht 
er: 
Ländern | mittelt 

























Summe 


370,574* 


182.208* 
2,520,881* 


432% 


120,233 
5,565* 
314,574 
1,250* 
1,668 
153,942* 
88,149 
56,847* 
25,166 
3,228* 
385,467 
219* 
51,914 
34,186* 
102,618 
2,355* 


94,613 
6,242* 


39,331 
178,218* 
13,574 
89,291* 
19,140 
195,421* 
25,186 
199,128* 
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Einfuhr und Ausiubel 
den Deutſchen Zollausſchlüſſen — 














Waarengattung den rn I md 
(Menge von 100 kg. netto) Damburg: übrigen Dine- Or | SAME Rußland Leit 
E Bremen Zolle mark wegen | den | Ungars 
Altona ade | | 
ſchlüſſen 
33 219 J— 8 1) 
Papiertapeten , be 6, 162 4 24 | tz 298 2% 
28. Yelzwert. | 
83] . 23 — 1 — 180 
a I 19 — 50 (2 58 3a 
29. Petroleum. | | 
Petroleum, un und on 1,532,169| 653,144| 38,346 94 — _ 77 1,0 
(Zara: —) 301 175 199 Wfl — 14 282 2,01 
30. Seide und Seidenwaaren. 
u — — ea 22 3 — _ _ _ 37 2 
watte . .» 6 ai — — — 29 POT 
5 f _ 321 — — — — — 1 
Gezwirnte Seide 7 cs — 33 N 7 368, a 
Seide und Tyloretjeide, ge — 181) — ee — — | | 
färbt; Lacets. . . \  — 2 3:0, si 
Zeugwaaren von reiner Seide 1 4 — J — 
oder Floretjeide . . . - 45 ml — on 3 135 85 Pr) 
Seidene Bofamentier= und _ li — — — — — 
Knopfmacherwaaren. .. 13 sl — 23 l 22 15% 
Seidenwaaren, gemiſcht mit 
anderen Spinnmaterialien _ li — — — — — 
und zu vae in Se 2 B — 8 — 10 28 
mit Metallfäden . ; 
Zeugwaaren aus Seide oder 5 67 — al — 1 0 
Re 858 762 ı 201 25 107 (05 > 
— aus Seide oder n 0 — 2 
loretſeide in Verbindung a Er F 
mit Leinen, Wolle x... . r ** os * — 
RESTE ME Bojamentier: und — | — — — — — 
Knopfmacherwaaren . . 369 za — 79 7 71 160) 4 
33. Steine und Steinwaaren. 
Dachſchiefer und Schiefer— 16,888 78,749 9,509) 97 — 2 — 19, 
Halten: >. 6 is 24 (1,834 — 23 — 5 7,656 + 
34. Steinlohlen, Braun- 
—opbten, — Torf, Torf- 
— 27,248 8,992,457 25,510] 27,38344 — 16| 12,790) 3," 
Steintohlen . 2,791,162| 2,420,255| 122,235| 20,962] 200] 44,38513,732,243120,90° 
Konts 3,845) 88,512 570 4 — = — 4,8 
44,878| 173,860| 5,010] 11,390] 4,000] 16,050) 293,927| 3" 








en Berkehr von resp. nad 


Schweiz Frankreich Belgien 












den 
Nieder: 
landen 


im Jahre 


1881. 








Groß⸗ 
britanien 





5.525 1,800| 322,631| 92,140 5,948 
3,860 247 3 523 7 
| 20,054 5,919 362 405 877 
3,109 3,005 1723 57 853 
—ms,227 248 11 1 36 
304 619 40 33 25 
548 282 2 6 29 
523 119 76 31 341 
909 1,036 29 13 13 
79 158 118 199 768 
24 75 8 2 1 
58 74 42 48 527 

15 69 2 2 — 
49 2 — 24 (9 
601 792 21 27 115 
226 2,210 804 1,189 11,168 
21 203 7 14 16 
on 25 35 242 558 
13 57 2 1 3 
118 161 239 328 2,950 
17,217 53,186| 73,790 2,426| 200,355 
167 143 8,589 4,233 1 
472,282| 459,281] 314,780111,094,093 
51| 9,815,287| 5,626,464|24,810,621 1,963 
1 35,425| 1,266,669 6938| 257,651 
69| 2,440,005| 178,046) 315,610 l 








' Italien 


960 





] 
den Ver: | E 
einigten | „den nicht 
Staaten | übrigen | er | Summe 
von | Ländern | mittelt 
Amerita 





982,366] 12,960) 3681 3,648,784 
— 5 — 9,440* 
_ _ _ 33,074 

2 — — 9,885* 
— — — 1,775 
l 27 * l ‚93 l id 
F — — 898 
3 9 — 2,+16* 
— 2,181 
309 10 — 2,526” 
en — = 113 
159 39 — 1,345* 
— — — 93 
105 15 — 487* 
ven 1 2 1,694 
9,157] 1,249 — 29,699* 
5 | — 298 
680 266 — 2,876* 
— — zu 84 
4,992 261 — 10,540* 
= u — 524,904 
_ 147] — 64,001* 
rn — —  1[19,581,315 
5,500 3,2000 — 174,582,458* 
= — — |] 1,703,080 
— 1000 — | 4,302,717* 
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BZ Einfuhr und Ausjuh 
den deutſchen Zollausjchlüfien | 
Vaarengattung | den Dä N Let 
amburg übrigen | Däne- | Nor ESqwe⸗ veid 
Menge von 100: kg. netto) Bremen * olle | mark | wegen | den Ruhland Unas 
aus: rg 
ſchlüſſen 
120 * | | | Io 519 
Braunkohlen. ⁊o9 20,176 — | | — 32 100) 107 
36. Theer, Bed, Harze, 
Asphalt. | 
Theer 3,953 55,391) 2,509) 8,1389) 3,989 | 11,372| 38,656 1 
" 2,489 24,571] 1,000) 2,037 | 1010) 210 15,090 7 
Pech 198 3,202 90) 3 — 472 4278 Il 
518 9,277 87) 574 260 | 1,432 9,780 2 
7,649 15,700 — _ — 2 1935 5 
Asphalt (Bergthecr) 16,622) 7,039 . 1,204 | 1,099) 1228| az) 5 
Terpentinharz (Kolofonium, 2,882| 179,723 138 64 — 314 1017 1 
Fichtenharz), Terpentin 58 302) — | 30 18| 1,956| 22166 N 
421 5250 10 — — — _ 
Andere Harze 24 33 — 109 — 17 5,465 
37. Thiere und thierifche Pro- 
dukte nicht anderweit genannt. 
Eier von Geflügel (Tara: 18 1,384 — 1172| — 1) 13,473] 115 
3 7 73 Be EEE 1,607 6,451 225 64 — — ı 
f 
38. Thonwaaren. | 
. —— 142 962 14 232 — — 9 
Nicht glafirtes Töpfergeſchirr 2, * 4,458 1 ı20| — 92 zul: 
WENTRSBEH TAN, n 463 1,859 15 5 — _ Pi 
18°/,) - 2,009 6,094 24 619 2 50 2,685‘ 
Andere —— — | 
Porzellan x, außer Ver: 63 1,079 9 94 2 9 3 
bindung mit anderen Mas 2,672) 30,645 19) 1,494 355 | 1,120 6,295 
terialien ; | 
Porzellan und —— FJ 
83 4141 — 5 — 3 De 
Waaren, außer Verbindung = S a 
mit anderen Materialien . 9592| 11,020) — * = — aa 
39. Vieh. Stüd 
Bierde mit Ausschluß der Fül- 969 9,566 35| 4,260 2 15 8,664 N 
len, welche der Mutter folgen 1,182 6,854 5 0 435| — — 57 | ‘ 
; 10 220 5 64 — — = 
Stiere . { 327) 3,895 10 > 3 55 
aühe 4300 8,64) 134) 6851| — | — yo 
j j 2,511| 12,235 393 | — 329 301 * 
8 630 3 2356| — li — id 
Ochſen. 2,149| 30,655 210 20| — — 9 
Jungvieh im Alter bis * If 249) 4,758 108| 5,339 y 4 
2), Jahren . . 6,295 26,640 21 41 — 9 zu 4 
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n Berfehr von resp. nad 





| | | 
| den | geair —— den | Nicht 
Frankreich Belgien | Nieder: pritanien Jialien | Staaten übrigen | er: Summe 
landen von Ländern | mittelt 


Amerika 









30,640,307 





235,706* 

241,562 

114,041* 

26,773 

134,754* 

140,770 

186,109* 

37,869) 16,069) 70,927) - 18,012 279| 126,218 554 — 456,383 
324 44 122 38 -- — 5 — 39,531* 
762 6058 4,343 4,473 9 1,243 602) — 18,776 
158 60 591 1127 94 ı 20 — 22,588* 
1,771 102 3,506 2 12,968 — — — 148,406 
1837| 1228| 3,972 4 — — — — 19,761* 
530 15 14 7 — _ — 2,200 
5,770 116 1,628) 8 15 — 4 — 22,069* 
1,071 1591| ° 574 - 49 1 18 — — 12,560 
2,161 ar 11,325 341| * (8 12 19 — 40,008* 
769 146) 370 1,182 MOL: > ee | — 4,920 
47,385 3,326) 11,593 2,044 4,521 2,986) 14,285 — 140,487* 
1,086 53 76 104 7 1 81 — 4,500 
5,321) 2,565 4263| 19,436) 813 16,121 3410 — 82,673” 

Stüd 

2,921 9,374 6,666 446 — 44 — — 54,799 
810 1,520 1,933 31 3371] ° — — — 18,867* 
95 10 28 1 — — — — 611 
113 61 +0 81 — l — — 8,090* 
5,936 333] 17,460 il — _ — — 63,628 
3,3555 10,166 512 6,662 — J — — 50,555* 
882 127 136 — — — — — 13,009 
953 5,524 65 13,046 — — — — 67,906* 
4,688 3301| 9,155 u — _ — — 35,190 
1,035 1,446 117 648 — — — — 53,826* 
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den Deutſchen Zollausiclüffen 








den 
übrigen | Düne: | Nor Schwe⸗ 
Zoll- | mark | wegen | den 


Baorengattung 


Kälber unter 6 Wochen . 1,008 1,808 77 100 — 3 2 1 





11,884 23,954 418 3j| — 2 104 
— 412| 80,207 241| 3201| — 16| 545,302 47, 
Schweine . 14,637) 265,282] 1,6000 468 — 7 at 
570 200 159 1918 — | — 56,615 
Spanferkel unter 10 kg. 212 1,260 34427 2 x 
167| 4,180 61 250 — | 39 M 
Saeſvieg 5,294 149,928 1,417] 18 — 10 1 1 
217 540 20 2022| — — — J 
Zimmer wu vol HI - \ 
41. Wolle, einſchließl. ber 
anderweit nicht gemannten 
Tpierbaare, ſowie Waaren 
daraus. Mengen 
Schafwolle, roh, aud ge 41,184 38,166] — 2877 — 225 eg 
wahen . 2 2 2.0. 6,542 9,95  — 2,044 — 1,405 25,516 ss 
N ERROR: Kümm- — 6,71 — 74 62 36 3 
line . . En 3,332 4409 — 9261| 16 1,284 10523 * 
Wollengarn 179) 19,389 8 ıı — 1 m 8 
287 5,102 2 459 45| 4,509 10090 ıı 
darunter bei ber Einfuhr: 
Genappes- x. Garn, einfaches, | 
ungefärbt (Tara: 120,,) — 61 — — — — — 
Anderes Garn, roh, einfach. 20 2785 — — — — 8 
Genappe3- ıc. Garn, — 
gefärbt (Tara: 12%/,) i — 418 — — — — — 
Anderes Garn, gebleicht * 
gefärbt, einfad . i 19 2463 — ll — — — 
Genappes⸗ꝛc. Garn, zubliried, 
ungefärbt (Tara: 120/) 2 8,267 — _ — — — 
Anderes Garn, roh dublirt 49 3,487 | — _ — 2 3 
Senappes= x. Garn, — 
gefärbt . 4 2 — — — — = 
Anderes Garn, gebleict oder 
gefärbt, dublint . . 8 1293| — — — — — 
Genappes⸗ꝛc. Garn, drei * 
mehrfach gezwirntes 1 71 — — — — — * 
Anderes Garn, drei — 
fach gezwirnies 81 5911| — u — = — I 
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ien Berfehr von resp. nad): 





den Ber: 
einigten | 
Staaten | Übrigen 
von 
Amerila 









den 
& 
hweiz Frankreich Belgien | Nieder: tor 
landen 


britanien Stalien 


Stüd 
18,609 3,028 1,157 14,484 — — — — — 39,932 
876 2,842 1,616 17 9 — — — — 59,092* 
2,012 8,667 575 9,918 144 1 10 69,477 1] 1,167,937 
18,974 20,261 19,650 5,447 12 — ‘| — — 347,738* 
8,770 13,440 3,361 32,152 6 — — — — 197,047 
4,613 16,031 20,540 1,476 — — — — — 49,172* 
165 960 107 1,838 807 — — — — 46,850 
4,264) 550,663| 180,456 27,450| 311,814 — 2 22 — 12234, 270* 
119 318 718 678 68 — — — — 7,056 
kg. netto 
5,632 43,860| 133,734 35,308] 183,064 3,430) 99,672] 99,985| — 773,621 
5,051 14,848 18,294 1,527 1,718 451 8 46 — 120,846* 
3,350 3,964 19,412 5,008 17,211 28 — — — 59,808 
3,037 7,914 20,743 12,739 48,996 3,011 5 9 — 143,514 * 
6,939 13,270 39,946 4,591 63,070 399 21 — — 155,935 
1,254 3,914 897 1,775 2,925 336 536 548 — 44,861* 
> 31 118 29 2,211 — — — — 3,104 
4,1723 4,761 20,755 482 11,122 9 — — — 47,362 
132 14 28 12 1,757 ii — — — 2,367 
118 4,570 9,287 764 10,523 — — — — 28,358 
- 24 829 713 7% — _ _ _ 12,853 
1,414 1,552 3,205 1,2383] 18,423 3 — — — 33,306 
- 1 „ 18 236 1655| — — _ — 2,191 
27 596 616 86 715 — 21 — — 2,217 
* 28 60 36 581 — — — — 728 


471 1,693 5,030 1,000 8,136 1 — — — 23,454 
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Einfuhr und 9 usfu 


den deutichen Zollausiclüffen 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 


bei der Ausfuhr: 
—— RER MRIR 
färbt 
Desgl., — gefärbt 
Desgl., dublirtes, ungefärbt 
Desgl., dublirtes, gefärbt 
Deögl., dreis oder mehrfach 
gezwirntes. ne ih 
Wollene Fußdecken. 


Unbedrudte wollene — 
waaren 


Unbedruckte And und ge: 
waaren. 
Oeltücher aus Woll⸗ und 
Schuhe aus Tuchecken oder 
Tuchleiſten 


Bedruckte wollene — 
waaren. 


Andere bedrudte wollene®aa- f 
ren, außer Fußdecken, DER 


und Filzwaaren . 


Bedructe wollene Site ı und 
Yilzwaaren 


Wollene ——— und 
Knopfmacherwaaren ꝛc. 


N 
N 
N 
Wollene Plüſche . . 4 
| 


Wollene Spitzen, — und 
Stickereien. 


Gewebte wollene Shawitücher 
mit drei oder mehr Farben 


42. Zint und Zinfwaaren. 
Rohes Zink, Bruchzink .. | 


Gewalztes Zinf (Tara: 10°/,) { 


43. Zinn- und Zinnwaaren. 
Rohes Zinn, Bruchzinn 


Bremen 


— 
übrigen Däne: | Nor — Oeſt 
Hamburg: Zoll- | mart | wegen Rußland Un 
Iltona aus: 
ſchlüſſen 
| 
221 — Bu — 458 27,927 
189° — 80 2 218 ‚498 
208 — 52 4 63 1,488 
738 2 55 2 97 933 
3,240 — 101 300 193 1,250 
374 4 ll — 2 ic 
5 — 334 36 A116 5 — 
223 1 14 — 8 
2,552 51 213 cs 654 5594| © 
2,663 2 60 8 20 :g| 
44,548 30| 7,128] 1,441] 7,856 5,304| - 
—— — — — — — J 
a Sa Ti * * 
le hie Fe — — 
ia444 — ? 0 3 3 
2800 — — => a ⁊ 
3 Dal. ° 
705 ı 10 3 47 N. 
ı - | -1- I - pa 
sl — 2 — i — 
111 — 2 — — u N 
B7| — dj. 2; 1-2 E 
491 — 155 7 54 5 8 
| — 1. 1 ı 
BB — 4 — 9 33|- 
2 — - | —- | — — 4% 
2392| — 123 6 36 52 
62001 — 3,783 8 111 2,47 
216,747 5| 610) 569] 1,669 10,555 
256 2 4 — 1 
34,625 2| 4,446| 6350| 4,784 5,565 
5,205 2 4 8 — — 
1,219| — 3 — — 419 8 


— — W 


we. 
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‚en Verkehr von resp. nad) 
| 
den Ber- 
er Groß einigten | den | Nicht 
hweiz (Frankreich! Belgien | Nieder bri Stalien | Staaten |übrigen | er | Summe 
ritanien 
landen * Ländern mittelt 





10 

85 
2,254 
55 
168 
17 

49 

40 

91 


66 
50,864 


191 
234 


86 
199 





11,469 
33,652 
564 
1,982 


390 
232 





671 12) 
660 12 
101 +8 
1,382) 165 
1,657 11 
192 156 
105 3 
5,389 244 
8,216 28 
6,474 12,380 
1 — 
4 — 
237 80 
759 1 
1,037) 203 
= 1 
24 — 
6,023 214 
91 — 
761 38 
2 1 
186 19 
1 — 
99 192 
7,601 = 
98,295 414 
4 — 
67,821 425 
15,656 — 


457 
18 
13,101 


39 


19,975* 
4,940* 
5,273* 
3,135* 


11,558* 
3,076 
5,129* 
1,004 

18,425* 


16,919 
170 654* 


4 
12* 


24 
1,203* 


1,309 
4,375* 


3 
119* 
152 
16,515* 
248 
3,644* 
47 
880* 


68 
4,521* 


42,377 
598,460* 

1,560 
184,128* 


59,813 
11,072* 





Miszellen. 


„Der forporative Hülfsfaffenzwang.” Unter diefem Titel hat im April 
ds. 3. Dr. Albert Schaeffle in Stuttgart, früher befanntlich Mitglied des 
dfterreihiichen Minifteriums unter dem Grafen Hohenwart, neuerdings mehrfad 
als Berather des deutichen Neichöfanzlerd genannt, eine bedeutfame und inhalt: 
volle Schrift (Tübingen 1882, Laub'ſche Buchhandlung) veröffentlicht, melde 
als ein förderlicher Beitrag zur Löjung des vom Neichöfanzler auf die Tage: 
ordnung gelegten Problems der Arbeiterverficherung zu bezeichnen ift. Unab— 
hängig und jelbititändig neben den Arbeiten und Entwürfen der Neich3regierung 
und doch wiederum als Fühlung mit ihren VBeftrebungen und Zielen hat Scaeffle 
in einer Fülle anregender pofitiver Gedanfen und Vorjchläge mit der Idealiſtik 
eines Theoretiferd, aber zugleih mit kluger Berüdfihtigung der thatfächlicen 
Verhältniffe, wie jie Praktikern eigen, das Bild einer pofitiven Ausgeftaltung dei 
forporativen Hülfsfaflenzwanges entworfen, für welchen er fi, wie er hervor: 
hebt, ichon ſeit zwölf Jahren jchriftlih und mündlich ausgeſprochen hat. Wie 
fih Schaeffle den ganzen zukünftigen Wirkungsfreis feiner Hülfskafiengenofien: 
ichaft denkt, gelangt aus folgendem Schema zur überfichtlichen Anjchauung: 

I. obligate Mindeftverforgung. 
A) Gegen die wirthichaftliche Noth aus perfönlicher Erwerbs unfähigfeit; 
1. in Folge zeitweiliger Erwerbsunfähigfeit: gerichtet auf Krankheit 
verhütung, auf Krankheitsheilung, auf Krankenunterhalt einſchließlich 
des Unterhaltes der alimentationsberechtigten Angehörigen des Er: 
franften, und auf die nothwendigen Beerdigungstoften; Kranten: 
verforgung; 
2. in Folge länger dauernder oder unheilbarer Erwerbsunfähigteit, Halb: 
oder Ganzinvalidität, gleichviel, ob fie 
aus Betrieböunfällen, 
aus Altersſchwäche, 
aus innerer Krankheit, Gebredhlichkeit und Verunglüdung vor 
Eintritt des Alters, 
jei e3 wegen Todesfall® des Nährvaters mit Richtung der 
Hülfe und Worbeugung, Heilung oder andauernde Ver: 
forgung: Invaliden, Wittwen- und Waijen:Ler 
fiherung. 

B) Gegen die wirthichaftliche Noth aus vereinzelter oder mafjenhafter, dauern: 

der oder vorübergehender, theilweifer oder völliger Erwerbsloſigkeit 
in Folge von Streit (Strifes) oder von Erwerbsnothitänden (Krien), 
mit der Richtung der Hülfe theils auf Streitverhütung durd 
friedend und jchiedßrichterliche Thätigkeit, 
theils auf Unterdrüdung der Erwerbslofigfeit durch Organt 
fation der Arbeitsnachweifung mit hinzufonmenden Herberg 

und Neije-Beihülfen, 
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theil3 auf Verjorgung ber weder zu vermeidenden noch zu be- 
feitigenden Erwerbölofigfeit: Strifeshülfe und Noth- 
ftand3= (oder Kriſen) Hülfe. 
I. Fakultative Genofjenihaftshülfe oder Unterftügung, gerichtet: 
1. auf Zulagen zu den Mindeftbezügen aus Gründen befonderer Inter: 
ſtützungsbedürftigkeit, 
2. auf allgemeine Ausgaben der Vorbeugung und Bewahrung, Bildung, 
Erziehung u. f. w. 
ID. Re und Organifation des freiwilligen Sparen? und Ver— 
ihern3. 

Vorerſt hält Schaeffle indeß nur den Krankenkaſſen- und Unfallinvalidirungs- 
zwang für durdhführbar und will alled Weitere der Zukunft überlaffen. 

Im Gegenjaß zu den Vorlagen der Neichöregierung betrachtet Schaeffle die 
Krankenkaflenorganifation als das Fundament, welches gelegt fein muß, bevor 
man irgend welche Verficherung gegen dauernde Erwerbsunfähigkeit ſicher organi— 
firen fann. 

„Der Gelfammtaufbau des Hülfskaſſenweſens wird Jahrzehnte brauchen, aber 
da3 Fundament muß jo gelegt fein, daß die Krankenkaſſe einfach und wirthichaft- 
lid) den allmählig anfteigenden Weberbau nicht blos der Unfalls-, ſondern aud) 
der Alter: und ſonſtiger Gebrechlichfeitöverforgung tragen kann.“ 

Zu Hülfskaffenpflichtigen will Schaeffle folgende Kategorien erklärt willen: 

1. In Fabrifshülfskaffen die Arbeit3- und Gemwerbegehülfen des Großbe- 
triebeö jeder Art und jedes Ortes. 

2. In Innungshülfstaffen die Lehrlinge, Arbeits, Gewerbe: und Hanbel3- 
gehülfen von über jechözehn Jahren in Orten von mehr ald 5000 Einwohnern, 
ſowie die arbeitgebenden Betriebsunternehmer. 

3. In Kommunalhülfskaſſen die Gejellen und Lehrlinge des Kleingewerbes 
in fleineren Orten, da3 Haudgefinde, die Tagelöhner und alfe übrigen Lohnarbeiter, 
inöbejondere auch die Hausinduftriellen und die Kleinbetriebunternehmer, Letztere 
infofern fie nicht zu einer Innungshülfstafle fich angemeldet und in diefelbe Auf: 
nahme gefunden haben oder nad Ortöftatut zu einer Berufshülfstaffe des Ortes 
beizuziehen find. 

Solde Kommunalhülfskaffenverbände herzuftellen, wird indeß nad) Schaeffle'3 
Meinung in abjehbarer Zeit nicht Sache der Reichsregierung fein und auch ihre 
autonome Ginführung wird zunächſt nur den Wirkungskreis einer Krankenkaſſe 
im Anſchluß an fchon beftehende Einrichtungen erzielen dürfen. Mit den 600,000 
Yabrifarbeitern der Sategorieen 2—11 der ganzen deutſchen Arbeiterwelt Die 
Wohlthaten der Hülfskaffe zu erichließen, will Schaeffle zukünftiger Entwidelung 
überlafien. 

In Bezug auf die territoriale und abminiftrative Gliederung der Hülfskaſſen 
fagt Scaeffle: 

„Grundlage und elementare Einheit der Hülfsfaffengruppirung wäre ber 
fommunale, bezw. jfammtgemeindliche engere Verband der Stranfenfafje, jo zwar, 
daß möglichit die Angehörigen deffelben Gejchäftes, dann die Angehörigen mehrerer 
gleichartiger oder verwandter und rififogleiher Geihäftsarten — getrennt nad) 
Fabrik» und nah Innungskaſſen — zufammengefaßt und erft zulegt die Kom— 
munalkrankenkaſſen als gemifchte Elementarverbände hingeitellt werden. Aus dieſen 
verfchiedenartigen engeren Verbänden, welche für die Regel bei 200 (?) bis 
500 (?) Mitglieder ſowohl leistungsfähig als wirthſchaftlich abminiftrirbar fein 
bürften, hätten fich erft die weiteren oder Landes- (Provinzial-)Verbände aufzu— 
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bauen und auch fie möglichit jo, daß die Großſtädte jelbititändige Landesverband: 
Diftrikte bilden und Krankenkaſſen gleicher Art zu denielben Fabrik, Innungs- 
und KomnmmnalsLandesverbänden zufammtengezogen würden; gemiſchte Landeöver: 
bände würden diejelben Ausnahmen bilden. Die engeren Werbände ftünden 
finanziell mit den weiteren Verbänden in einer zweifachen Wechjelwirkung. Die 
engeren Verbände hätten fontingentweile die Laſten auc der Jnvalidenverforgung 
zu tragen. Umgekehrt hätten die weiteren Verbände fubjidiär für die engeren 
wenigitens dann einzutreten, wenn das Syſtem der Anfanımlung von Dedungsd: 
fapitalien nicht belebt werden würde. In diefem Falle hätte der weitere Verband 
in ansteigenden Prozentlägen auch für alle jene die Laſt der mittleren Morbidität 
(jährlicher Krankheitszeit) überichreitenden Ausgaben mit aufzufommen. Es wäre 
nicht blos Invaliden- ſondern auch Kranken-Subſidiärkaſſe, wie die Krankenkaſſe 
ben Glementarverband einer Invalidenfaffe zu bilden hat. Alle Angehörigen dei: 
jelben engeren Verbands hätten auch demjelben weiteren Berbande anzugehören.‘ 

Als Grundiag der Hülfsfaffenverwaltung ftellt Schaeffle unter Oberauffiht 
und Schub ded Staates die Selbitverwaltung auf mit dem Schwerpunkt in den 
engeren Verbänden und er will Nicht von einer ausſchließlichen Zentralitele 
wiſſen. „Das Reich milht ſich nicht in die Staats-, der Staat nicht im die 
Selbitverwaltung, was die Aufftellung befonderer techniich wohl berathener und 
auffichtsfähiger Verfiherungsämter und die Zujammenfaffung der Korporationen 
jelbft zu Landes- und NReichshauptverbänden nicht ausjchließt. Die Selbitver: 
waltung in jedem engeren, je nad) Bedarf auch im weiteren Verbande hätte theil 
im Plenum, theil3 im Verwaltungsausfhuß zu ruhen. Die engfte Verbindung 
nit der Armen- und Privatwohlthätigfeit wäre ſtets aufrechtzuerhalten, gemein 
jame Veranitaltung von Hülfsvorfehrungen Seitens mehrerer Hülfskaffen durd: 
aus ftatthaft. An die beitehenden Hülfseinrihtungen, Spitäler, Herbergen, Anke, 
Pflegeanftalten, Volksküchen, Suppenanftalten wäre joweit nur möglich anzu: 
fnüpfen. Die Gemeinde: und Geihäftslofale wären möglichſt in Mitbenügung zu 
nehmen. Die gezahlten Kranfenlöhne und Invalidengehalte müßten jo knapp ge 
halten werden, daß jeder ordentliche Arbeiter die Fortſetzung der Arbeit zum 
vollen Lohn dem Hülfskaſſengenuß vorziehen würde, jo lange er nur erwerbsfähig 
ift. Die eigentlichen Werkzeuge der Hülfeleiftung der Krankenkaſſe, ſobald diele 
mehr als Unfallsfranfenfafje geworden wäre, würden die Hülfskaſſenpfleger dar: 
ftellen, welche theils einzeln, theils im Kollegium (Pflegerausihuß) thätig fein 
müßten. Sie hätten dag für die Hülfskaſſe zu leiſten, was nad) bewährten 
neueren Organijationen der Armenpflege die Armenpfleger für die Armenpflege 
leiiten. 

Eine ftaatlihe Dotation der Hülfskaſſen hält Schaeffle nicht für unbedingt 
nothwendig; fie fei für die Kranfenhülfe nicht zu empfehlen, für die Betrieb! 
unfalshülfe zu entbehren. In Betreff der Altersverforgung hält er dagegen 
prinzipiell an Neichszuichüffen feit. Cine Neihsdotation würde die volkswirth— 
ſchaftliche Einlebung des Inftituts erleichtern, indem fie dem Lohn zu entnehmende 
Verficherungslaften entiprechend verringert, was für die Frage der internationalen 
Konkurrenz mit Ländern ohne Hülfskaſſenzwang von augenicheinlicher Bedeutung 
fein würde. Dabei würde die Dotation rascher zum Ziele führen, ferner würde 
fie die erjtaunliche Mehrbelaftung, welcher die Eleinen Leute durch die indirekten 
Steuern unterliegen, gutmachen, indem „die Kleinen Leute dasjenige, was fie in 
bejferen Zeiten bei ausgedehnterem Konſum an Steuer zu viel bezahlen, in den 
Tagen ihrer Kraftlofigfeit zurücderhalten oder Anvalidenbeiträgen weniger zu be 
zahlen haben.” Endlich würde die Neichsdatotion einen Akt nationaler Anjparung 
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eined Theils de3 Erträgniffes ertraglicher Steuern zum ewigen Hülfsfond kom— 
mender Geichlechter darſtellen.“ 

Zu den glänzenditen Kapiteln der inhaltvollen Schrift gehören die Aus— 
führungen über zwangsweije und freiwillige Arbeiterverficherung, über die ver: 
fiherungstechnifchen, verwaltungstechniichen und ökonomiſchen Gigenthümlichkeiten 
der Zwangshülfstaffen und endlich feine zielbewußte Polemik gegen die Parole 
„Kaflenzwang, nicht Zwangskaſſen.“ 


Umfang der Großinduftrie im Deutſchen Reihe. — Der erften Gewerbe: 
ftatiftit des Deutjchen Neiches vom 1. Dezember 1875 ift im Jahre 1881, alfo 
gerade zwanzig Jahre nach jener bahnbrecdhenden zollvereinsitatiftiichen Erhebung, 
eine zweite Aufnahme ad hoc gefolgt, welche nad) ihrer Beftimmung, gewiſſe 
Grundlagen für den Entwurf eines Unfallverficherungsgeleges zu beichaffen, zwar 
nicht eine eingehende Beichreibung ſämmtlicher Werkitätten und Gtabliffements 
nach Betrieb: und Perjonalverhältniilen liefert, wohl aber die Ergebniſſe der 
legten allgemeinen Gewerbeftatiftit nach einigen Richtungen hin nicht unmefentlich 
vervollftändigt. Insbeſondere ift durd die Enquete von 1881 über die Zahl der 
Betriebe, welche mechaniſche Kraft verwenden, und über das Alter der beichäftigten 
Berjonen für die verfchiedenen Induftriezweige Näheres befannt geworden. 

Die Aufnahme umfaßte die Bergwerfe, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Brühe und Gruben, Werften, Anlagen für Bauarbeiten (Bauhöfe), Fabriken und 
Hüttenwerke ſämmtlich, von den fonftigen Betrieben aber nur diejenigen, in welchen 
Dampfkeſſel oder durch elementare Straft bewegte Triebwerke zur Verwendung 
famen. Gifenbahn: und Scifffahrtöbetriebe jind nur dann berüdlichtigt, wenn 
fie als integrirende Theile eines der vorgenannten Betriebe lediglich Für diejen 
beitimmt waren. Nach den von dem Geheimen Negierungsrath und vortragenden 
Rath im Reichsamt des Innern T. Bödiker bearbeiteten Ergebnifjen der Auf: 
nahme, welche in einem Grgänzungöhefte des LIII. Bandes der „Statiftif des 
Deutichen Reichs“ zur Veröffentlichung gelangten, waren nun am 5. Dftober 1881 
(ald dem Zählungstage) im Deutichen Reiche innerhalb der nachgenannten Ge— 
werbegruppen, deren Ordnungsnummern denjenigen der Gewerbeftatiftif von 1875 
entiprechen, vorhanden: 

Betriebe mit je 


Gewerbegruppen 1-5 6-50 51-—200 über 200 
Beamten und Arbeitern 

III. Bergbau, Hütten: und Salinenweien . 492 1,210 742 542 
IV. Indujtrie der Steine und Erden. . . 7,344 5,448 590 109 
V. Metallverarbeitung . » 2. .1,019 1,933 532 70 
VI. Maſchinen, Werkzeuge u. dgl... Te 679 1,898 549 240 
VII. Chemiſche Indujtrie . . : 396 647 152 33 
VIII. Induſtrie der Heiz: und Leuchiſtofe . 1,329 734 85 13 
IX. Zertilinduftrie . . . . 1,082 2,896 1,501 444 
X. Bapier und Leder. . . . 1,008 1,380 329 63 
XL Induſtrie der Holz» und Schnitzſtoffe . 3,810 1,910 255 10 
XI. Nahrungs: und Genußmittel . . . . 40,444 5,356 815 82 
XIII. Belleidung und TERHEING: ee 226 444 158 18 
XIV. Baugewerbe. . a SO 1,899 305 35 
XV. Rolygraphiiche Gewerbe . — 147 841 158 14 
XVI. Künjtleriihe Betriebe. . . x 2... 11 21 4 — 
insgeſammt. . . 59,059 26,617 6,175 1,673 
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27,356 Betriebe beihäftigten nur einen einzigen, 31,733 je zwei bis fünf, 
10,048 je ſechs bis zehn, 16,569 je elf bis fünfzig, 6,175 je einundbfünfzig 
bis zweihundert, 1,560 je zweihunderteinen bi taujend, 113 endlich jeder über 
taufend Gehülfen. Die Zahl der Betrieböbeamten und Gehülfen mit linter: 
ſcheidung des Geſchlechts betrug am 5. Oftober 1881 in den einzelnen Gewerbe: 
gruppen: 


Betriebsbeamte 
Gewerbegruppen Betriebe und Gehülfen 
männl. weibl. 

Bergbau u en A u 2,986 437,205 13,744 
Steine und Erden . . 13,491 178,402 16,604 
Metallverarbeitung . » » 2»... 3,554 101,734 11,892 
Maſchinen u. dal...» 2 2... 3,366 210,439 2,033 
Ehemifhe Indufttie . . 2» 2... 1,228 36,635 5,306 
gel: und Leuchtitofle-. . » 2... 2,161 23,204 2,075 
extilinduſtrie... 5,923 194,737 189,922 
Bapier und leder . . » 2 2 0. 2,780 58,444 24,980 
Holz: und Schnikitofe . » » . - 5,985 58,986 6,733 
Nahrungs: und Genußmittel . . . 46,697 218,730 47,950 
Befleidung u. dal... » 2 2 =. . 846 | 12,803 16,727 
Baugewerbe . . are, Set 3,341 75,449 762 
Bolpgrape-Öenere a da 1,160 28,678 6,938 
nfigewerbe. - » - 2 00% 86 653 87 
zufammen - . . 93,554 1,636,099 345,753 


Dem Alter nad vertheilten fich die Betriebsbeamten und Gehülfen ſämmt— 
licher Gewerbegruppen, jowie der am ftärfften bejegten und am bejtimmteiten ab- 
gegrenzten Gruppen der Montan- und Tertilinduftrie im Befonderen, auf fünf 
jährige Alteröflaffen, wie folgt: 


Betriebsbeamte und Gehülfen 
in jämmtlichen 


Geburtsjahr Gewerbegruppen in Öruppe IH in Gruppe IX 

männl. weibl. männl. weibl. männl. weibl. 
1805 und — 766 79 97 3 213 38 
1806—10. 3,152 282 468 9 729 158 
1811—15. . . 9,665 808 1,691 27 2,020 450 
1816—20. . . 23,312 1,817 4,708 48 4,077 990 
18211—235. . . 43,347 3,718 10,195 126 6,888 2,054 
1826—30. . . 66,722 6,183 17,452 186 9,058 3,449 
1831—35. . . 100,174 9,177 28,289 358 12,496 5,021 
1836—40. . . 148,170 14,090 42,302 512 16,675 7,773 
1841—45. . . 187,040 18,721 52,188 666 20,293 10,647 
1846—50. . . 227,079 24,829 61,462 599 22,425 14,058 
1851—55. . .„ 254,634 87,334 68,786 1,034 25,161 21,189 
1856—60. .„. „ 242,154 74,350 67,345 3,126 25,566 40,876 
1861—65. . . 233,676 111,636 66,685 5,990 32,015 60,277 
1866—69. . . 68,513 37,290 13,416 973 14,257 21,027 
unbefannt . . 27,695 5,439 2,121 92 2,864 1,915 
zufammen. . . 1,636,099 845,753 437205 18,74 194,737 189,92 


Sn diefer Alter3:Zufammenftellung macht fi), worauf noch befonders hin- 
zuweifen fein bürfte, Eins namentlid) bemerkbar, nämlich die ftarfe Betheiligung 
des weiblichen Geichlehts einer beitimmten Alteraftufe an gewiſſen Induſttie⸗ 
zweigen. Es find poſitiv mehr weibliche als männliche Gehülfen gleichen Alters 
beihäftigt: in der Tertilinduftrie (Gruppe IX) von den 1856—68 geborenen, 
alio über 12°/, bis fait 26 Jahre alten, in ber Papier- und Lederinbuftrie 
(Gruppe X) von ben 1861 und 1864— 65 geborenen, in Gruppe XII für 
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Bekleidung -und Reinigung von den 1855—69 geborenen, alſo bis zu fait 
27 Jahre alten Perſonen. Bei manchen Jahrgängen überfchreiten die weiblichen 
Gehülfen in der IX. Gruppe die doppelte und in der XIII. Gruppe fogar die 
dreifache Anzahl der männlichen Gehülfen. Wenn das bereit in den mit Motoren 
ausgejtatteten Betrieben geichieht, jo veriteht ſich das Ueberwiegen weiblicher 
Arbeitskräfte jener Arbeitsflaffen in den einfachen Handarbeitöbetrieben von jelbit. 
(Stat. Korr.) 


Innere Wanderungen der preußiihen Bevölkerung. — Die Ergebniffe der 
allgemeinen Volkszählung gewähren einige Anhaltspunkte für die Beurtheilung 
der Zahl der in den einzelnen Landestheilen vorgefommenen Zuzüge und Weg: 
züge. Dieje inneren Wanderungen werden vorzugsweije bedingt durch die wirth- 
Ihaftliche Lage der Bevölkerung und das Maß der für die Verwerthung der 
menschlichen Arbeitskraft gebotenen Gelegenheit. Die Dichtigfeit der Bevölkerung 
hat hierauf geringen Einfluß, wie jchon daraus erhellt, daß aus jchwach be— 
völferten Landestheilen mehr Perſonen fortziehen, als dorthin zuziehen. 

Nah den gelegentlich der Volkszählung vom 1. Dezember 1880 erhobenen 
Nahrichten befanden fi am Tage der Zählung in ihrer Geburtsprovinz bezw. 
in anderen preußiichen Provinzen: in Oftpreußen 1,876,879 bezw. 132,406, in 
Weitpreußen 1,279,332 bezw. 144,930, in Berlin und Brandenburg 2,740,514 
bezw. 166,831, in Pommern 1,434,384 bezw. 171,694, in Boien 1,580,658 
bezw. 180,376, in Sclejien 3,847,213 bezw. 237,111, in Sachſen 2,086,195 
bezw. 182,648, in Schleswigsdolftein 1,009,485 bezw. 16,831, in Hannover 
1,948,536 bezw. 74,321, in Weſtfalen 1,847,345 bezw. 142,221, in Hellen- 
Naflau 1,399,834 bezw. 94,384, in Nheinland 3,766,371 bezw. 113,317 und 
in Hohenzollern 60,629 bezw. 1,118 ortsanwejende Perionen. 

Aus anderen preußiichen Provinzen gebürtige Perionen ergaben fi) als 
zugezogen nah Dftpreußen 38,677, Weitpreußen 111,352, Berlin 570,735, 
Brandenburg 205,051, Pommern 89,933, Poſen 107,677, Schleſien 96,772, 
Sadjen 107,474, Schleswig-Holitein 45,803, Hannover 91,945, Weftfalen 
157,084, Heſſen-Naſſau 55,090, Rheinland 199,866 und Hohenzollern 480. 

In Folge der inneren Wanderungen vermehrte ſich demnach die Bevölkerung 
in Berlin und Brandenburg um 222,873, in Scleswig:Holitein um 28,472, 
in Hannover um 17,624, in Mejtfalen um 14,863 und in Rheinland um 
86,549 Berjonen, während die übrigen Provinzen Einbuße erlitten haben. Die 
[egtere beträgt für Oftpreußen 93,729, Weitpreußen 33,578, Pommern 81,761, 
Poſen 72,699, Schlefien 140,339, Sachſen 75,174, Heſſen-Naſſau 39,294 und 
für Hohenzollern 638 Berfonen. 

Die Landes:Hauptitadt Berlin bildet naturgemäß einen Hauptanziehungs: 
punkt für die aus allen preußiichen, namentlich für die aus den djtlichen Pro— 
vinzen fortziehenden, aber im preußiichen Staate verbleibenden Berjonen. Ihre 
Bevölkerung feste fi) am Tage der Zählung aus 1,063,681 Preußen, 45,298 
Angehörigen anderer deutjcher Bundesſtaaten und 13,456 Reichsausländern zu: 
jammen; außerdem waren 3 Perſonen auf hoher See geboren, und 66 Perjonen 
wußten über den Ort ihrer Geburt feinerlei Auskunft zu geben. Inter den 
Preußen befanden fi) nur 492,946 geborene Berliner und 219,251 Branden- 
burger. Gruppirt man die übrigen preußijchen Provinzen nad) der Zahl der 
ihnen entjtammenden und in Berlin am Zähltage anweſenden Perjonen, jo erhält 
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man folgende Reihe: Schleſien 85,053, Pommern 65,442, Sachſen 61,465, 
Poſen 47,969, Weitpreußen 31,633, Oftpreußen 30,994, Rheinland 8,910, 
Hannover 7,555, MWeitfalen 5,614, Hellen-Naffau 3,768, Schleswig: Holitein 
2,959 und Hohenzollern 122. 

Die Zeit der Volkszählung fällt in den Winter, was auch bezüglich der 
aus ihrem Ergebnifje berechneten inneren Wanderungen von Bedeutung ift; denn 
im Frühjahre ziehen viele Perfonen aus Schleſien, Polen und Weftpreußen nad 
Sadjen, Brandenburg und den weſtlichen Provinzen fort, um dort in der In— 
duftrie, beim Gijenbahnbau und in der Landwirthſchaft VBeihäftigung zu ſuchen. 
Diefe Arbeiterzüge pflegen im Beginne des Winters nad) der Heimat zurüd: 
zufehren und dort bis zum Frühjahre zu verbleiben. 

Auch die für die Zählung mahgebende Tageszeit ift von Einfluß auf das 
Ergebniß. Maßgebend war die Mitternaht vom 30. November auf den 1. De 
zember 1880. Hätte man die Mittagsitunde gewählt, fo würde die ortsanweſende 
Bevölkerung Berlin's vielleiht um 100,000 Perſonen größer als geichehen 
ermittelt worden jein; denn jo hoch ift die Zahl der in Berlin berufsthätigen, 
aber in den Vororten wohnenden und deßhalb als ortsanweſend in Gemeinden 
der Provinz Brandenburg gezählten Perfonen zu jchägen. (Stat. Korr.) 


Die Frage der finanziellen Bedrängniß der Kommunalverbände in Preußen, 
die in neuerer Zeit wiederholt und immer dringlicher an die Faktoren der Geſetz 
gebung herangetreten iſt und noc immer der jo wünſchenswerthen Löſung bartt, 
hat in den legten Jahren zu verfchiedenen amtlichen Ermittelungen über die that- 
jächlihen Finanzverhältniffe der Gemeinden und Kreiſe Anlaß gegeben, und die 
Verarbeitung und Veröffentlihung der einschlägigen ftatiftiichen Erhebungen von 
fahkundiger Seite hat den preußiichen Staat nad) und nad in den Beſitz einer 
gleihartigen und bis in die neuefte Zeit reichenden Kommunal Finanzitatiftit ge 
langen laſſen. Die lebte derartige Veröffentlihung, welche ſich auf das Jahr 
1880/81 bezieht, ift unter dem Titel „Beiträge zur Statiftit der Gemeinde 
abgaben in Preußen“ als IX. Ergänzungsheft zur „Zeitichrift des Königlich 
preußiichen ſtatiſtiſchen Bureau's im laufenden Jahre erjchienen und von dem 
durch feine fommunalsfinanzftatiftiichen Arbeiten in weiteren Kreiſen mwohlbefannten 
derzeitigen Interjtaatsjefretär im Minifterium des Innern Herrfurth, unter 
Mitwirkung des Geheimen Regierungsraths von den Brinden, verfaßt worden. 
Diefe Schrift ift, wie eine ſelbſt flüchtige Durhficht des reichen Inhalts erkennen 
läßt, mehr al3 irgend eine andere Darftellung der einichlägigen Verhältniſſe ge 
eignet, die wirkliche finanzielle Belaftung der Gemeinden durch Leiftungen zu 
fommunalen und Korporationszweden zu veranichaulichen und insbejondere dar- 
zuthun, wie dringend vieler Orten das Bedürfniß ift, die jegt zur Steuerleiltung 
vorzugsweile Verpflichteten von dem Drude der auf ihnen laftenden Kommunal» 
zufhläge zu den Staatsfteuern zu befreien und zu diefem Zwecke aus den Ein 
nahmen des Neiches oder des Staates Mittel zur Verfügung zu ftellen. Das 
Merk verdient deßhalb gerade in gegenwärtigen Zeitpunfte und im Hinblid auf 
die bevorstehende geſetzgeberiſche Thätigkeit im Neiche und in Preußen allgemeinere 
Beachtung, weßhalb wir nicht unterlaffen, an diefer Stelle auf dasjelbe durch 
Hervorhebung einiger Hauptergebniffe noch bejonders aufmerfiam zu machen. 

Die Höhe der Belaftung mit Gemeindeabgaben und fonjtigen Korporations- 
abgaben (Schul:, Kirchen, Armen:, Amts-, Kreis: und Provinzialftenern) drüdt 
fi in folgenden Zahlen aus: 
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Es beliefen ſich im Jahre 1880/81 in Preußen 


pro Kopf 
Mill. Mart der Bevölkerung 
Sb. 
die eigentlihen Gemeindeabgaben auf . . 174,8 6, 
„ Sonftigen Korporationsabgaben auf . 46,* 1,0 
zufammen . 221,? 8,1. 


davon wurden aufgebradht 


in den Stadbtgemeinden . - 2 =. ...108,3 11,% 
„  „ Landgemeinden und Gutöbezirtn .  112,° 6,9 


An vorftehenden Zahlen find 23,79 Mill. Mark (davon 15,99 Mill. Mark 
eigentliche Gemeindeabgaben) als der auf die jelbitändigen Gutöbezirke fallende 
Antheil enthalten, welcher mangel3 einer wirklichen Erhebung durh Schäßung 
hat beziffert werben müſſen. 

Daß die durchſchnittliche Belaftung pro Kopf der Bevölkerung von Provinz 
zu Provinz und von Kreis zu Kreis verſchieden ift, Tiegt nahe; fie ſchwankt 

a) in den Stadtgemeinden: 


bei den Gemeindeabgaben zwijchen 20,*° M. für Berlin bezw. 14,2° A 
für die Provinz Heflen-Naflau und 5, HM. für die Provinz Poſen, alfo um 
14,°8 Mb. bezw. 8,81 6; bei den Storporationsabgaben überhaupt zwiſchen 
14,72 4. für die Provinz Heſſen-Naſſau und 6,°' M. für die Provinz Pommern, 
aljo um 8,1 M.; 

b) in den Landgemeinden (unter Weglaffung der Gutöbezirfe) ; 

bei den Gemeindeabgaben zwiſchen 6,“ M. für die Provinz Rheinland 
und 1,09 A. für die Provinz Poſen, alfo um 5,9%! A; bei den Storporationd- 
abgaben überhaupt zwiſchen 12,9? M. für die Provinz Schleswig-Holſtein und 
3,69 M. für die Provinz Hellen-Naffau, aljo um 8,7? M. 

Laſſen dieſe auf den Kopf der Bevölkerung berechneten Beträge der Kom— 
munallaften, denen eine durchichnittliche Belaftung mit direkten Staatsſteuern von 
8,56 M in den Städten und 4,1” M. auf dem platten Lande (wieder ohne die 
Gutsbezirke) gegenüberfteht, an fich jchon erfennen, daß die Korporationslaſten in 
Preußen weit mehr ald die direkten Staatöftenern die Klagen über fteuerliche 
Ueberbürdung hervorgerufen haben, jo wird Dies noch viel einleuchtender, wenn 
man die verſchiedene Leiftungsfähigfeit der Bevölkerung nad) Maßgabe der direkten 
Staatöfteuern mit der Höhe der Korporationsabgaben in Beziehung ftellt. Hierbei 
ergibt fih, daß die Gemeinde und fonftigen Storporationsabgaben im Bergleid) 
zu dem Auffommen an jämmtlichen direften Staatsſteuern fich belaufen: 

a) für die Stadtgemeinden auf 133 Proz. (mit Schwankungen zwijchen 
193 Proz. für Schleswig-Holitein und 97 Proz. für Pommern und Sadjien); 

b) für die Landgemeinden auf 135 Proz. (mit Schwankungen zwijchen 
208 Proz. für Oftpreußen und 66 Proz. für Sachſen); 

ce) für den ganzen Staat auf 134 Proz. (mit Schwankungen zwiichen 
174 Proz. für Oft: und Weftpreußen bezw. 169 Proz. für Schleswig-Holftein, 
Weitfalen und Rheinland und 81 Proz. für Sadjien). 

Unter den einzelnen Provinzen find die beiden Oft: und die beiden Weit: 
propinzen jowie die Provinz Schleswig-Holſtein am ſchwerſten belaitet, während 
in der Mitte der Monardie die Belaftung verhältnigmäßig am geringiten: ift. 





- 
- 
ze _ 
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Das gilt immer jedoh nur von der durchſchnittlichen Belaftung. Für 
eine große Anzahl von Gemeinden ftellen ſich diefe Belaftungsziffern erheblich 
höher, oft um mehr als das Doppelte. So beliefen ſich die Gemeinde und 
fonftigen Korporationsabgaben in 8 Städten (Wiesbaden, Bonn, Berlin, Itehoe, 
Wattenſcheid, Köln, Ruhrort und Frankfurt a. M.) auf 20,9 bis 26,2 „A. pro 
Kopf der Bevölkerung, in 3 Städten zwiſchen 19 und 20 M, in 5 Städten 
zwiihen 18 und 19 M, in 7 Stäbten zwiſchen 17 und 18 M, in 13 Städten 
zwilhen 16 und 17 M, in 9 Städten zwiſchen 15 und 16 M, in 64 Städten 
zwiſchen 12 und 15 AM. u. |. w. 

Die vorftehend jkizzirte jo hohe Belaftung der Kommunen jeheint aber aud 
nod im Steigen begriffen; im ganzen Staate (ohne die Gutsbezirke) iſt feit 1876 
eine Steigerung der Gemeindeabgaben um 19’/, Mill. M eingetreten. Diele 
Steigerung trifft mit 15%/, Mill. A. oder 0, A. pro Kopf der Bevölkerung 
auf die Stadtgemeinden und mit 3°/, Mill. M oder 0,°% AM. pro Kopf auf die 
Landgemeinden; fie ift um rund 80 Proz. ftärfer als die Steigerung der direften 
Staatöfteuern, ungeachtet der durch die Nevifion der Gebäudeſteuer-Veranlagung 
veranlaßten ertraordinären Erhöhung der leßteren. 

Nach Alledem ericheint es immer dringlicher, daß zur Entlaftung der Ge 
meinden in irgend welcher Weiſe ausreichende Mittel beichafft werden, jei es, dab 
diejes Ziel im Sinne des $ 1 des Verwendungsgeſetzes vom 16. Juli 1880 
mit Weberweifung einer Quote der Grund: und Gebäubdefteuer an die Kommunal: 
verbände, ſei es, daß es mit beionderer Dotation derſelben aus bereitgeftellten 
Staatömitteln erreicht wird, (Stat. Korr.) 


Die preußiſchen Knappichaftsvereine im Jahre 1880. — Die Zahl der 
in Preußen beftehenden Knappſchaftsvereine ift in den letzten Jahren unveränbert 
geblieben; dagegen Hat fi im Jahre 1880 nit nur die Zahl der betheiligten 
MWerfe, fondern noch mehr die Zahl der in letzteren beichäftigten Mitglieder 
vermehrt. Ende 1880 umfaßten die 84 Snappichaftövereine 2,186 Berg, 
Hüttene und Salzwerfe mit zuſammen 282,009 Bereindmitgliedern, was gegen 
das Vorjahr eine Zunahme von 40 Werfen bezw. von 19,762 Köpfen ergibt. 
Das Jahr 1880 zeigt einen außerordentlich ftarfen Zugang und einen etwas 
verminderten Abgang von Vereinsmitgliedern. — Zerlegt man den leßteren in 
jeine Beftandtheile und bringt diefelben in Vergleich mit dem Jahresmittel ber 
Knappſchaftsgenoſſen, jo erhält man die folgende Weberficht: 


Bon 100,000 Mitgliedern 1879 1880 
wurden invalie » 2» 2 202020... 1,251 903 
Ihieden u. - - 2 2 2 0... 11,873 10,525 
ftarben . - ’ 942 1,036 

und zivar durch Berunglücung . ; 236 216 
dur andere Todesurfahen . . . 706 820 
gingen zufammen ab. . 2» ...2...13,566 12,464 


Der Beitand an Invaliden belief fih Ende 1880 auf 19,252 Ganz 
invalide und 865 Halbinvalide, zufammen 20,117 Mann. Das durchſchnittliche 
Lebensalter beim Beginn der Ganzinvalidität hat in Ießter Zeit faſt ftetig abge 
nommen; es betrug im Jahre 1870 50,°, 1872 49,0, 1874 48,®, 1876 48/f, 
1878 47, * und 1880 47,! Jahre. Gleichzeitig iſt jedoch die durchſchnittlich 
Lebensdauer im Ganzinvalidenſtande ebenſo ſtetig gewachſen und zwar von 11, 
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5 
Jahren in 1871 auf 15,! Jahre in 1880. Bei den Halbinvaliden ift das Ver 
hältniß ein ganz analoges. 

Außer den Invaliden find aus den Knappichaftöfaflen nodh die Wittwen 
und Waifen zu unterftügen. Die Zahl ſämmtlicher unterftügten Perfonen tft 
im Vergleich mit der Zahl der aktiven ftändigen Mitglieder in den legten Jahren 
ftetig geitiegen, wie die folgende Gegenüberftellung erfennen läßt. 


Auf 10,000 aktive ftändige Mitglieder kamen: 


1875 1877 1879 1880 
Snvalie . . . . 1,049 1,184 1,272 1,269 
Wittwen . . . . 1,319 1,382 1,426 1,443 
Wailen . 2... 92,247 2,455 2,525 2,516 
zufammen Unterſtützte 4,615 5,021 5,223 5,228. 


In Folge des ftärferen Anwachſens der Zahl ber — im Vergleiche 
mit der Zahl der Beitragenden iſt der Antheil, welchen die Koſten für laufende 
Unterftügungen der Invaliden, Wittwen und Waifen an der Gejammtausgabe 
haben, von 47, Proz. im Jahre 1871 auf 62,9 Proz. in 1880 geitiegen. 
Die Ausgaben für Invalide haben fi in dem nämlichen Zeitraume von 100 
auf 283, die für Witten entſprechend auf 212 und die für Waiſen auf 232 
erhöht. 

Neben den laufenden Unterftügungen entftehen noch Ausgaben für Geſund— 
heitöpflege (ärztliches Honorar, Medizin, ſonſtige Kurkoften und Kranfenlöhne), 
ferner für Schulunterricht, Begräbnißbeihülfen u. ſ. w. Diefelben betrugen 


i überhaupt durchſchnittlich Mark 

für 1880 pro altives Mitglied: 
s 1875 1877 1879 1880 
laufende Unterftügungen . . 7,909,535 42,50 46,7% 49,9" 49,9 
Gejundheitöpflege . - . . . 3,481,884 26,9 25,9 24,9 21,9 
eier en ee. 438,689 3, 2,9 2,9 2,” 
Begräbnißbeihülfe u. f. w.. . 803,550 7, 6,2 5,0 5,01 
zufammen. . . 12,628,658 79,* 81," 82,10 79,88 


Sämmtlihe Ausgaben haben fih im Verhältniß zur ftändigen Mitglieder: 
zahl in den legten Jahren vermindert; nur die laufenden Unterftüßungen find 
ftetig und bis 1879 ſogar in recht jchnellem Tempo geitiegen. Es ſcheint jedoch 
auch Hierin jest ein Ruhepunkt bezw. Nüdgang eingetreten zu fein, was für die 
Zukunft der Knappſchaftskaſſen von höchſter Wichtigkeit fein würde. (Stat. Korr.) 


Der Erwerb und Berluft der Reichs- und Stantsangehörigkeit in Preußen 
im Jahre 1881. — In Folge der Beftimmungen des Bundesgeſeßes vom 1. Juni 
1870, welches durch jpätere Verträge mit Helfen, Baden, Württemberg und 
Bayern auf Sübddeutichland ausgedehnt und auch in Elfaß-Lothringen eingeführt 
wurde, trat an Stelle der früher in mannigfahen Beziehungen von einander ab— 
weichenden, jelbft in den einzelnen Staaten nicht immer gleichen Indigenats-Ge— 
ſetzgebungen der verjchiedenen Bundesftaaten ein einheitliches Neht. Es wurde 
bierdurh die Grundlage für gleichmäßige ftatiftifhe Erhebungen im ganzen 
Deutichen Neiche geichaffen, wie jolche demnächſt von der zur weiteren Ausbildung 
der Statiſtik des Zollvereins in den Jahren 1870/71 verjammelt gewejenen 
Kommilfion auch beantragt und vom Bundesrathe genehmigt wurden. 

Bon den nad vorbezeichnetem Gejege maßgebenden Erwerbungs- und Ent: 
lafjungsgründen wurden jedoch bei diefen Erhebungen nur die Fälle urfundlicher 
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Aufnahme von Angehörigen anderer Bundesſtaaten oder urkundlicher Naturaliſation 
von Ausländern, bezw. urkundlicher Entlaſſung auf Antrag berückſichtigt. Die 
hiernach gewonnenen Ueberſichten der Aenderungen, welche in der rechtlichen 
Bevölkerung des Reiches und der einzelnen Staaten vor ſich gehen, gaben daher 
nur ein unvollitändiges Bild und konnten für die Erforihung der durd Wan: 
derungen verurjachten Veränderungen der faktiſchen Bevölkerung des Reichs 
noch weniger benugt werden. 

Von einigen Bundesftaaten, inöbejondere auch von Preußen, ift deshalb der 
Verſuch gemacht worden, in den borbezeichneten Erhebungen aud diejenigen Fälle 
nachzuweiſen, in welchen über den Wechſel der Staatöangehörigkeit eine Urkunde 
nicht verlangt wird. Es betrifft dies hauptfächlich diejenigen Perſonen, — feien 
es Angehörige anderer Bundesitaaten oder Neichsausländer, — welde durd 
Legitimation, Verheirathung, Anftellung im Staatsdienfte, bezw. Ausſpruch der 
Behörde, oder ohne eine Entlaffungsurfunde nachzuſuchen, thatſächlich die 
preußiiche Staatsangehörigfeit erworben oder verloren haben. 

Zwar werden die Perſonen, welche ohne eine Entlaffungsurfunde nachzufuden, 
einen Wechſel ihrer Staatsangehörigfeit herbeiführen, hierbei nur theilweile er- 
mittelt ; dennoch ift die Zahl der jo Ermittelten jehr beträchtlich, da in Preußen 
im Jahre 


1879 1880 1881 

Berjonen 
nachweislich die StaatSangehörigkeit verloren haben . . 21,929 49,213 99,002 
bon denen F 
a) eine urkundliche Entlafjung nachſuchten. . . - 6,690 15,691 28,405 
b) ohne Entlafjungsurtunde auswanderten . . » . 13,104 81,108 68,200 


ec) der Staatdangehörigkeit verluftig gingen durd) 
Legitimation, Verheirathung, Ausſpruch der 
EDOTDE: —— 2,135 2,414 2,397 
Soweit fih der Verluft, den der Stand der Bevölkerung in Folge von 
Mehrauswanderungen erlitt, nad) den Erhebungen über den Erwerb und PVerluft 
der Reichs- und Staatsangehörigfeit feititellen läßt, überfteigt die hiefür im 
Jahre 1881 nachgewieſene Zahl von 99,002 Berjonen bei Weitem diejenige der 
früheren Jahre, von denen bisher die höchite Ziffer im Jahre 1872 mit 64,905 
Perſonen ermittelt wurde; denn innerhalb des verfloffenen Dezenniums wurde in 
Preußen die Reichs- und Staatsangehörigfeit 
"darunter Militär 


erworben verloren en Be 

im Jahre = — 

1872 . . . . .. don 2,713 Perſonen von 64,905 Berjonen 10,6% 
BBIB . eu ar a „48580 „ 9,840 
ROTE en ER: „ 27,560 9,549 
185... 2.2. u 18068 „ „ Bl „ 10,265 
3870-5. „ W764 „ 7,640 
BT: in a „ 1842 „ 7,173 
1878 Die 0 A 5 „m „ 9,320 
OT, ee. MT „ 2199 „. 7,311 
180. 2222 0 5 3 „ 19213 8,170 
1881 „64 , „ #002 „ 8,929 


Bezügli der ohne Entlaffungsurfunden ausgewanderten Militärperjonen, 
gegen die ein gerichtliches Verfahren ftattgefunden hat, muß jedoch hervorgehoben 
werden, daß nur die Minderheit derjelben aus ſolchen Perſonen beiteht, die ſich 
bereit3 im militärpflichtigen Alter befanden, vor Ableiftung ihrer MilitärDienit- 
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zeit aber das Land verließen, ohne ſich den Militärbehörden zu ftellen. Die 
Mehrzahl derjelben beiteht vielmehr aus Reſerviſten und Landwehrleuten, die ohne 
Grlaubniß ausgewandert find, nachdem fie ihre Dienftpflicht im ftehenden Heere 
erfüllt haben, ferner aus Perſonen, deren Aufenthalt nicht ermittelt werden konnte, 
aus Kindern, die in früher Jugend oder vor EGrreihung des militärpflichtigen 
Alterd mit ihren Eltern ausgewandert und in den Stammrollen nicht gelöjcht 
find, oder aus längft geitorbenen Kindern, deren Löſchung in den Stammrollen 
gleichfalls nicht erfolgt iſt, ſowie endlich) au8 unehelich Geborenen, die dem Namen 
nad nicht zu ermitteln waren. 

Mie oben ſchon hervorgehoben, geben die iiber den Erwerb und Verluſt der 
Staatsangehörigkeit in Preußen ermittelten Daten von den Aenderungen im 
Stande der rechtlihen und faktiſchen Bevölkerung nur ein unvollitändiges Bild. 
63 betätigen dies die anderweitigen Erhebungen, die im verfloffenen Jahre über 
die in den deutfchen Häfen Bremen, Hamburg und Stettin, ſowie ferner in Ant- 
werpen ftattgehabten überjeeiihen Auswanderungen vorgenommen wurden. 
Nach denselben wurden eingeichifft im Jahre 1881: Perſonen, welche famen 


in den Häfen 


aus ber Probinz Bremen Hamburg Stettin Antwerpen zujammen 


Oſtpreußen. 769 1,213 64 216 2,262 
Beitpreußen . . F 13,020 9,851 174 1,027 24,072 
Brandenburg mit Berlin —— 3,072 6,149 60 529 9,810 
Bommern . . 24 11,772 12,265 990 1,079 26,106 
BEE ee ac 9,703 11,501 81 1,279 22,594 

Ein a 2,076 3,429 52 351 5,908 
Sachſen . . en re 1,875 1,521 8 133 3,537 
Schleswig: Bohein ee 543 11,618 — 108 12,269 
Dannover . . TR GRNE 11,494 2,415 — 355 14,264 
Beitphalen . . 2: 2... 5,309 512 — 1,583 7,404 
HeflenNaflau . . » » .» -» 5,872 1,720 — 818 8,410 
Rheinland Be a m 2,108 597 — 5,978 8,683 
Hohenzollern . . 38 51 _ 64 153 
Königreich Breußen 67,651 62,572 1,429 13,727 145,679 


Hiernach verließen allein aus den vorbezeichneten 4 Hafenplätzen im Vor: 
jahre 145,679 Berjonen das preußiiche Staatögebiet, von denen die weit über: 
wiegende Mehrzahl (142,468) in den Bereinigten Staaten von Amerika eine neue 
Heimath fuchte, während die Erhebungen über den Erwerb und Verluſt der Reichs— 
und Staatdangehörigfeit nur 99,002 Perjonen nachweijen, die derjelben verluftig 
gingen, und 6441, welche fie erwarben. 

Bringt man die leßtgenannte Ziffer in Abrechnung, jo würde fich ein nach— 
weislicher Berluft von 92,561 Perjonen ergeben, welche die preußiiche Staats: 
angehörigfeit verloren. 

Unter Zugrundelegung der bei der Volkszählung im Jahre 1880 ermittelten 
Zahlen ergibt Dies auf je 10,000 Köpfe der Gejammtbevölferung ded Staates 
einen Verluft von 33,°° (gegen 15,%° im Jahre 1880), in den einzelnen Provinzen 


aber: für 

1880. 1881 1880 1881 
Sadjen . . nr 4 5 

Dftpreußen. . . 0.59 9,8 a, 4 
en ER — 18,9 105,42 Schleswig— Holftein . —— ir —9* 
Brandendurg mit Berlin 451 10,16 ee EN 
Bommem . 2.2.20... 40,8 93,0 ERDOOIE u 226,5 42: 1022 ann 
ojen 43 gga Heſſen⸗Naſſau a ed —— 
leſi [ee yo 71 Rheinland » . 2... 10,8 18,7 
u, A: ' Hohenzollern. » » . . . 102 8% 
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Der ftärfite Verluft im Jahre 1881 liegt mithin für die Provinzen Welt 
preußen, Poſen und Pommern vor, der geringfte für Sachſen, Schlefien, Hohen: 
zollern und Djtpreußen. (Stat. Korr.) 


Bewegung der Bevölkerung im Deutichen Reihe und in Fraufreid. — 
Die Bevölkerung des Deutichen Reiches betrug am 1. Dezember 1880 45,234,061 
Perſonen, mwährend zwanzig Jahre früher nur 37,745,187 Berjonen innerhalb 
des jetigen Neichögebieted Iebten, d. i. wenig mehr ald im Jahre 1880 in 
Frankreich vorhanden gewejen find (37,814,660) und auch bereits im Jahre 1860 
(einſchließlich Elſaß-Lothringens, aber ausſchließlich Nizza’3 und Savoyens) dort 
gelebt haben (36,522,404). Innerhalb zweier Jahrzehnte hat mithin die Bolt: 
zahl de3 Deutſchen Neiches um 7,488,874, die Frankreichs hingegen nur um 
792,256 Köpfe zugenommen. 

Der außerordentlich hohe, alljährlich; wiederkehrende Ueberſchuß der Zahl der 
Geborenen über die Zahl der Geftorbenen veranlaßt allein die jchnelle, in feinem 
andern europäiſchen Großftaate in gleicher Stärke und Regelmäßigkeit vorkommende 
Volkszunahme in Deutichland und bedingt dadurch gleichzeitig weſentlich mit die 
verhältnigmäßig Itarfe Auswanderung aus dem Deutſchen Neiche. In Frankreich 
fommen zwar nicht weniger häufig, als in Deutichland Eheihliegungen vor, aber 
die Ehen find dort mit viel weniger Kindern geſegnet. Außerdem hat in Frank: 
reich während ber legten Jahrzehnte nicht allein die abjolute Zahl der Eheſchließ— 
ungen und die durchſchnittliche Fruchtbarkeit der Ehen beträdhtlidy abgenommen, 
fondern e3 ſtieg aucd während berjelben Zeit die allgemeine Sterbeziffer, mie 
folgende Zujanmenftellung zeigt: 


Deutjches Reid) Frankreich 
1880 1880 1860 


Eheihliefungen . . 2 2 2.2... 287,842 279,035 288,937 
Lebendgeborene . . 2 2... 1,696,175 920,177 956,875 
Gejtorbene . . . “2... 1,173,205 858,837 781,635 
natürliche Vermehrung . “02. 522,970 61,340 175,240. 


Der jährlihe Zuwachs der Bevölkerung ftellt ſich hiernach für das Deutſche 
Neich mehr ala achtmal jo hoch als für Frankreich, und zwar beruht Dies, wie 
ihon erwähnt, lediglih auf der Höhe der Geburtäziffer; denn die allgemeine 
Sterbeziffer -ftellt fih für Deutfchland höher als für Frankreich), wie wegen ber 
großen Zahl der unter den Kindern in den erften Jahren nad der Geburt vor: 
fonımenden Sterbefälle auch nicht ander8 erwartet werden fann. Läßt man die 
Todtgebornen ganz außer Rechnung, fo entfielen auf je 1000 Bewohner 


im Deutjchen Reiche in Frankreich 


1880 1880 1860 
Eheſchließungen 2» 2 2 2 7 7,5 Ir 
Geburten . . . a ern: 24,' 26,* 
Sterbefälle. . ee 23, 21, 
mehr Geburten als Sterbefälle... . . 118 1,' 5, 


Während des Testen Krieges gegen Deutichland fanden in Frankreich, wie 
im Deutfchen Neiche ungewöhnlich wenig Eheſchließungen ftatt, und aud die 
nächſten Jahre nad der Wieberherftellung des Friedens zeigten ftarfe, durch die 
Nachwirkung der Striegsperiode bedingte Unregelmäßigfeiten bezüglich der Geburts: 
und Sterbeziffer. 
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Aber auch weiterhin ift in Frankreich die Heiraths- und Geburtsziffer nieb- 
tiger, die Sterbeziffer höher geworden, jo daß ſich die natürliche Volksvermehrung 
faft von Jahr zu Jahr verringert hat. In Frankreich entfielen in den neben: 
bezeichneten Jahren auf je 1000 Einwohner durdignittlic: 


Jahre Eheſchließungen Lebendgeborene Gejtorbene natürliche Vollsvermehrung 
A 8,8 


1873 . j 26, 23,5 2, 
184... 88 26,3 21,5 4, 
185... 89 26,0 23, 2, 
1876... za 26,* 22,8 3,5 
1877... 7 25,5 21,' 3,8 
1878, . 7» 25,8 22,7 2,8 
1879... 70 25,3 22,8 2, 
1880 7, 24,7 23,0 —* 


Während im Jahre 1860 die natürliche Volksvermehrung die Verdoppelung 
de3 franzöſiſchen Volkes innerhalb eines Zeitraumes von 145 Jahren in Aus: 
ſicht ftellte, würde ſich nach den Ergebnifien des in obiger Neihe allerdings un: 
günftigften Jahres 1880 — mie von franzöfiiher Seite ausdrüdlich hervor: 
gehoben wird — eine ſolche Verdoppelung erit nad) 433 Jahren, im Deutichen 
Reiche hingegen bereit3 nad ca. 60 Jahren erwarten laſſen. Das wirkliche Er: 
gebniß wird unter dem Einfluffe der Ein: und Auswanderung allerdings weſentlich 
ander auöfallen. Frankreich pflegt eine anjehnliche Menge friiher Kräfte von 
auswärts anzuziehen, während Deutichland einen mehr oder minder großen Theil 
feine3 natürlichen Weberfhufjes an fremde Länder abgibt. Der aus den Verhält— 
niffen des einen Jahres berechnete Unterſchied zwijchen beiden Reichen wird auf 
diefe Weiſe beträchtlich verringert. (Stat. Korr.) 


Die amerikaniihe Baumwollen-Produftion. — Der gewaltige Aufihiwung 
der Baumwollen Induftrie in Europa, wo die Zahl der Baummwollen: Spindeln 
bon 11,800,000 im Jahre 1832 auf 58,603,000 bi! zum Jahre 1877 ftieg, 
hatte naturgemäß eine erheblich gelteigerte Rohitoff- Erzeugung zur Folge. Als 
nad) Beendigung des amerifanifchen Bürgerfrieges große Mengen transatlantijcher 
Baummollen neben oftindifchen Marken auf den europäifhen Märkten erjchienen, 
waren die Befürchtungen einer Weberproduftion von Rohſtoff allgemein; indeſſen 
erwielen fich diejelben bald al3d grundlos, und die Menge des zugeführten ameri— 
kaniſchen wie afiatifhen Baummwollen-Rohmateriald blieb in fat fteter Zunahme 
begriffen. Geftügt auf die geiteigerte Nachfrage ftieg in den Vereinigten Staaten 
von Amerifa die Produktion in rapider Progrejlion. Sie betrug 


Durchſchnittspreis für 


i Ballen 
in den Jahren 1 kg Baumwolle 
I (A ca. 210 kg) fi 
1872 2,974,000 2,10 
1873 8,930,000 1, 
1874 4,170,000 1,57 
1875 3,833,000 1,45 
1876 4,669,000 1,18 
1877 4,485,000 1,9 
1878 4,812,000 1,18 
1879 2 2222202. 5,088,000 1,25 
180. 2 2 22 020. 8,787,000 1,9 
r 
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Die ungeheure Zunahme des Baummollen-Sonfums, ohne welche bie faft 
beftändige Steigerung in den vorftehenden Ziffern undenkbar fein würde, lüht 
fih nicht entfernt durh das Wachsthum der Bevölkerung erklären. Zihlte 
doch Europa im Jahre 1875 rund 302,973,000 und Ende 1881 annähernd 
318,000,000 Einwohner — was einer Zunahme von etwas über 5 Prozent 
entiprehen würde, — während die Zunahme allein der amerifanifchen Bann 
wollen: Produktion, welche — abgejehen von dem inländijchen Bedarf der Ver— 
einigten Staaten (ca. 295,000 Ballen) — dem europäiſchen Konfum zur Xer: 
fügung Stand, im gleichen Zeitraume mehr ald 100 Prozent betrug. 

Der hauptiählichite Grund der ftarfen Zunahme des Baumwollen-Konſums 
it in der allerwegen, namentlih auf dem europäischen Kontinente ftattfindenden 
Umwandlung der Feinipindeln in Grobjpindeln, bezw. in der zunehmenden Pro- 
duftion gröberer Garne zu ſuchen. Wie rapid die legtere geftiegen ift, geht u. 1. 
auh aus den für Frankreich vorliegenden und dor Kurzem publizirten Ziffern 
hervor. Danad) verjpannen die in Frankreich thätigen 5 Millionen Baummwolen: 
Spindeln im Jahre 1880: 86,500,000 kg, im nädjftfolgenden Jahre bereits 
107 Millionen kg Baummolle. Weſentlich ift der Uebergang zur gröberen 
Garnipinnerei durch die Mode gefördert worden, welche durch ihren ſchnellen 
Wechſel die Heritellung billigerer Stoffe begünftigt. Auch haben die Forticritte 
in der Zeugdruderei, in Verbindung mit denen der Farbeninduſtrie, erheblich; dazu 
beigetragen, den baummollenen Stoffen einen größeren Markt zu fchaffen und zu 
fihern. Die ftarfe Zunahme der europätfchen Induftriebevölferung ift ein weiterer 
Grund, welcher die häufigere Verwendung billigerer gemiſchter Stoffe begünftigt 
und aud für die Zukunft den Baummolle erzeugenden Kolonialländern eine ftarfe 
und fteigende Nachfrage für diefen Rohftoff in Ausficht ftellt, fofern es nit ge 
lingt, denjelben durch eine andere, ebenjo billige und tertilfähige europäiſche Faſer 
zu erjegen. Letzteres würde für die gefammte Induſtrie, noch mehr aber für die 
Landwirthihaft von höchſter Bedeutung fein. Laſſen doc ſchon die obigen Ziffern 
hinreichend die Wichtigkeit aller der Maßregeln und Verſuche erkennen, welche bie 
Gewinnung bezw. Verwendung eined in Europa einheimifchen Pflanzenftoffes, ald 
Erſatz der Baummolle, im Auge haben. (Stat. Korr.) 








Die deutſchen Poſtwerthzeichen. 
Von 


Dr. Mar Seydel. 


— — — 


Die politiſche Preſſe hat ſich in der letzten Zeit vielfach mit der Frage 
befaßt, in welcher Weiſe den Mißſtänden abgeholfen werden könne, welche nach 
einer, wie es ſcheint, in Geſchäftskreiſen vielfach verbreiteten Anſicht aus dem 
Beſtande beſonderer Poſtwerthzeichen in Bayern und Württemberg für den 
Verkehr erwachſen. 

Es kann nicht Gegenſtand der Erörterung in einer der objektiven wiſſen— 
ſchaftlichen Betrachtung gewidmeten Zeitſchrift ſein, die aufgeworfene Frage 
nad ihrer politiſchen Seite zu beleuchten. Faßt man fie unter dieſem Ge— 
ſichtspunkte und abgeſehen von der poſitiven Geſtaltung des geltenden Reichs— 
verfaſſungsrechtes auf, dann hat natürlich die individuelle Meinung freies 
Spiel und ſie wird ſich, je nach den politiſchen Geſinnungen des Einzelnen, 
dahin oder dorthin wenden. 

Auch dann, wenn man die Frage de lege ferenda vom Standpunkte 
der Zweckmäßigkeit in's Auge faßt, wird ſelbſtverſtändlich eine gewiſſe Willkür 
Platz greifen können. Den Einen werden feine Betrachtungen dahin führen, daß 
er bei dem Beftehenden fich beruhigt; der Andere wird eine Aenderung des ges 
gebenen Rechtes für wünſchenswerth erachten. In die Diskuffion dieler 
Zweckmäßigkeitsgründe einzutreten, erachten wir uns gleichfalls nicht berufen. 

Am Wenigiten ift indejjen der vorwürfige Gegenjtand nad) einer dritten 
Richtung Hin befriedigend durchforfcht worden. Bei der geringen Geneigtheit, 
welche auf Seiten Bayern? und Württemberg wahrzunehmen ift, in den 
Verzicht auf ihre bejonderen Poſtwerthzeichen zu willigen, nimmt nemlid) 
jedenfall3 die Frage das erfte Intereffe in Anfpruch, ob gegen den Wider- 
ſpruch der füddeutfchen Königreiche einheitliche Poſtwerthzeichen für das deutſche 
Reich gejchaffen werden können oder nicht. Gerade das, was über diejen 
Punkt Kir und wider geäußert worden ift, dünkt uns weder erjchöpfend noch 
überzeugend. 

Wir wollen im Folgenden verfuchen, einen Beitrag zur Löſung der be— 
zeichneten Frage zu liefern. Selbſtverſtändlich ift, daß dabei andere als 
jtaatzrechtliche Erwägungen ausgejchlofen bleiben müſſen. 

Artikel 52 der Neichsverfaflung jagt: J 

„Die Beſtimmungen in den vorſtehenden Artikeln 48 bis 51 finden auf 
Bayern und Württemberg feine Anwendung. An ihrer Stelle gelten für beide 
Bundesstaaten folgende Beitimmungen. 

Dem Reiche ausschließlich ſteht die Gejeggebung über die Vorrechte der 
Poft und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältniſſe beider Anjtalten zum 
Publikum, über die Portofreiheiten und das Poſttaxweſen, jedoch ausschließlich) 
der reglementarifchen und Tarifbejtimmungen für den internen Verkehr inner 
halb Bayerns, bezw. Württembergs, fowie, unter gleicher Beſchränkung, Die 
Feitjtellung der Gebühren für die telegraphifche Korreipondenz zu. 

Ebenſo fteht dem Reiche die Regelung des Poſt- und Telegraphenver- 
fehres mit dem Auslande zu, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr 
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Bayerns, bezw. Württembergs mit feinen dem Neich nicht angehörenden Nach— 
barjtaaten, wegen deſſen Negelung es bei der Beitimmung im Art. 49 des 
Poftvertrages vom 23. November 1867 bemwendet. 

An den zur Reichskaſſe fließenden Einnahmen des Poſt- und Telegraphen: 
weſens haben Bayern und Württemberg feinen Theil.“ 

Art. 52 der Neichsverfajjung enthält alfo zunächſt den negativen Sat, 
daß die Art. 48—51 auf Bayern und Württemberg feine Anwendung finden; 
jodann die pofitive Norm, daß das Weich auch dieſen Staaten gegenüber 
gewiſſe Gejeggebungsrechte in Bezug auf Poſt und Telegraphie, ſowie innerhalb 
beftimmter Grenzen das Recht der Regelung des Poſt- und Telegraphenver: 
fehres mit dem Auslande habe. 

Betrachten wir zunächjt die negative Seite des Artikels. 

Für Bayern und Württemberg gelten hienad) vor Allem zwei Sätze der 
Neichsverfaflung nicht. 

Art. 48 Abſ. 1 jagt: „Das Poſt- und Telegraphenwejen werden für das 
gefammte Gebiet des Deutjchen Reiches als einheitliche Staatsverfehrsanitalten 
eingerichtet umd verwaltet.“ Für Bayern und Württemberg dagegen find 
Poſt und Telegraphie nicht Reichs-, jondern Landesverfehrsanitalten. 

Art. 49 jagt: „Die Einnahmen des Pot: und Telegraphenweſens find 
für das ganze Neich gemeinjchaftlih. Die Ausgaben werden aus den gemein: 
ichaftlichen Einnahmen bejtritten. Die Ueberjchüfje fließen in die Reichskaſſe. 
(Abſchnitt XII.“ Bayern und Württemberg nehmen, wie Art. 52 Abi. 4 
ausdrücdlich hervorhebt, an diefer Gemeinschaft der Einnahmen und Ausgaben 
nicht Theil. Die Einnahmen und Ausgaben ihrer Poſt- und Telegrapben: 
anftalten find Yandeseinnahmen und Landesausgaben. 

Die beiden jüddeutfchen Königreiche haben daher das Necht, die Gegen: 
feiftungen in Geld aus den von ihren VBerfehrsanftalten abgejchlojjenen Trans: 
portverträgen für fich zu vereinnahmen. Gegenſtand ihres Nechtes ijt die 
einzelne Leiltung aus dem einzelnen Vertrag, nicht etwa blos der finanzielle 
Seammieffett der Verwaltung oder irgend einer Gruppe von Gejchäften. Es 
ift in diefer Beziehung zwiſchen den Transportgefchäften des internen Verkehrs 
und jenen des Wechjelverfehrs nicht der mindejte Unterfchied. Denn aud 
beim Wechjelverfehr ift der dem Publikum gegenüberjtehende Kontrahent die 
Poitverwaltung des Aufgabeorts der Sendung. Die andern Bojtvermwaltungen, 
welche die Sendung an den Adreßort leiten, bejorgen fremde Geſchäfte. Sie 
erhalten hiefür feine Einzelvergütung. Die Gegenleiftung liegt in der Reziprozität. 

Dies find die Folgen, welche jid) nothiwendig aus dem negativen Satze 
des Art. 52 der Neichsverfafjung ergeben, daß die Einrichtung der Neid? 
Poſt- und Telegraphenanftalt fih auf Bayern und Württemberg nicht erjtredt. 

Faßt man nun die pofitiven Beſtimmungen des genannten Artifels im’s 
Auge, jo wird man jofort eine Bemerkung als zweifellos richtig anerfennen 
müſſen, nemlich die, daß jede Auslegung jener Beltimmungen unzuläſſig it, 
welche mit den oben gefundenen Sätzen jich nicht verträgt. 

Das Geſetzgebungsrecht des Reichs in Poſt- und Telegraphenangelegen: 
beiten kann feinen Inhalt haben, welcher dem echte der ſüddeutſchen König: 
reiche auf den Bejiß ihrer eigenen Staatsverfehrsanftalten und auf den unge: 
ichmälerten Bezug der Einnahmen hieraus zu nahe tritt. 

Wenn nun Art. 52 Abi. 2 der Reichsverfaſſung dem Neiche das aus: 
ſchließliche Geſetzgebungsrecht über das Poſttaxweſen auch Bayern und Württemberg 
gegenüber, mit einer den internen Verkehr betreffenden Ausnahme, zuichreibt, 
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jo muß Angefichts dieſer Bejtimmung der eben erwähnte Grundjag gleichfalls 
gelten. Ein Bofttargejeß des Reiches darf feine Anordnung treffen, welche 
das Hecht Bayerns und Württembergs auf den eigenen Bezug ihrer Poftein- 
nahmen verlegt. Eine Verlegung diejes Rechts wäre aber in einer Beftimmung 
enthalten, welche für Bayern, Württemberg und das übrige Reich, fer es nun 
überhaupt oder nur im Wechjelverfehr, diejelben ununterjcheidbaren Poftwerth- 
zeichen einführen wollte, oder den Gebrauch fremder Werthzeichen neben den 
eigenen Werthzeichen der betreffenden Poftverwaltung gejtattete. 

Es ergibt fich dies aus der rechtlichen Natur der PVojtwerthzeichen. Die- 
jelben find Fein Geld, ſondern fie enthalten die Beicheinigung über eingezahltes 
Geld, welche an Stelle des Geldes bei Abichluß des Transportvertrages mit 
der Pojtverwaltung zur Berichtigung der Poſtgebühr verwendet wird. Wenn 
nun die ſüddeutſchen Boftverwwaltungen ein Recht auf den Bezug der von ihnen 
verdienten Poſtgebühren haben, dann brauchen fie fi) auch nur folche Poſt— 
werthzeichen gehnllen zu laſſen, welche die Beicheinigung enthalten, daß der 
betreffende Geldbetrag an fie eingezahlt worden iſt. Das Reich mag alfo 
allenfalls Vorfchriften über die Einrichtung der Poftwerthzeichen treffen; es 
wird aber dabei jtet3 den ſüddeutſchen Pojtverwaltungen die Herjtellung ihrer 
Bojtwerthzeichen und deren Kennzeichnung als Werthzeichen der betreffenden 
Bojtverwaltung überlafjen müſſen. 

Zur Begründung der Anficht, daß die Neichspojtverwaltung ſchon jetzt 
berechtigt jei, eine gemeinjame Freimarke für den Wechjelverfehr zwijchen dem 
Reichspoſtgebiet und den ſüddeutſchen Königreichen auszugeben, hat man fich 
auch auf $ 9 des Pojttargejeßes vom 28. Dftober 1871 berufen. Dort jei 
mit klaren Worten bejtimmt, daß die Bojtanftalten, alfo auch jene von Bayern 
und Württemberg nad) näherer Anordnung der Reichspojtverwaltung Freimarfen 
bereit zu halten haben. Dieſe Vorjchrift beziehe ſich wie das ganze Geſetz auch 
auf den Wechjelverfehr, indem nach $ 13 des Gejeges nur der innere Verkehr 
von Bayern und Württemberg ausgenommen jei. 

Die juriftiiche Unbehelflichkeit diefer Beweisgründe liegt nach dem vorhin 
Dargelegten auf der Hand. Es ijt völlig Far, daß der 89 des Poſttaxgeſetzes 
der Neichspojtverwaltung ein Necht nicht verleihen fann, welches mit den ver: 
fafjungsmäßig gemwährleijteten Sonderredhten Bayerns und Württembergs im 
Widerjpruche ſteht. E3 hieße geradezu die richtige Auslegung umkehren, wenn 
man den Umfang der Sonderrechte aus 8 9 des Pojttargejehes einjchränfen 
wollte, jtatt umgekehrt den Inhalt des $ 9 als durch die Sonderrecdhte ein: 
geichränft zu erachten. 

Die Scheidung einer finanziellen und rechtlichen Seite der Frage iſt undurch- 
führbar. Denn die finanzielle und die rechtliche Frage find hier ein und diejelbe. 

Es iſt unter Anderm der Vorjchlag gemacht worden, die Bojtwertbzeichen 
gemeinschaftlich herzuftellen und diefelben nach einer Durchjchnittsberechnung auf 
die drei deutjchen Poſtverwaltungen zu vertheilen. Aber hierauf brauchen ſich 
Bayern und Württemberg nicht einzulafjen. Denn die Neichsverfaffung gibt 
ihnen das Recht, die von ihren Bojtverwaltungen wirklich verdienten Gebühren 
auch wirklich zu beziehen, und fie find nicht genöthigt, an Stelle diejer Ein- 
nahmen aus den Be Transportgejchäften jich mit einer andermeitigen 
Bergütung zu begtagen. 

Dies ift der Stand des geltenden Rechtes. Mag man mit demjelben 
übereinftimmen, oder mag man ihn anders wünjchen, jedenfalls wird es von 
Nugen jein, ihn zu fennen. 
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Der Betrieb konzeſſionspflichtiger Gewerbe 
durch juriſtiſche Perſonen. 
Von 
Dr. Mar Seydel. 
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Die Reichsgewerbeordnung ſpricht den Satz, daß in Bezug auf die Ju: 
laſſung zum Gewerbebetriebe die juriftiichen Perfonen den phyſiſchen Perjonen 
gleich jtehen, nirgends mit ausdrüdlichen Worten aus. Mittelbar ift derjelbe 
indefjen aus $ 12 Abf. 1 des Gefeges zu entnehmen. Denn wenn dort be 
jtimmt ift, daß es Hinfichtlich des Gewerbebetriebes der juriftiichen Perjonen 
des Auslandes beim Landesrechte fein Bewenden habe, jo iſt hiedurch aud 
zu erkennen gegeben, daß für die juriftischen Perfonen des Inlandes die Reihe 
gewerbeordnung gelte. Die gewerbepolizeiliche Gleichſtellung der juriſtiſchen 
PVerfonen des Inlandes mit den phyſiſchen Perſonen tritt damit außer Zmeifel. 
Auch innere Gründe Lafjen fich hiefür beibringen. Der Gewerbebetrieb iſt an 
fich eine Thätigkeit, welche fich auf dem Gebiete des Privatrechts bewegt. Das 
öffentliche Recht ragt hier lediglich polizeilich befchränfend in das Privatredt 
herein. Die juriftiiche Perſon, thatfächlich nur eine Gejchäftsform, wird im 
vermögensrechtlichen Verfehre glei) den phufiichen Perjonen behandelt. Wollte 
die Gewerbeordnung an Stelle diejer Gleichheit eine Ungleichheit zu Unguniten 
der juriftischen Perſonen fegen, ſei es allgemein, ſei es bezüglich beftimmter 
Gewerbe, jo mußte fie dies zum flaren und unzmweidentigen Ausdruck bringen. 
Daß fie eine Nenderung in der Privatrechtsfähigkeit der juriftiichen Perjonen 
habe bewirken wollen, wird man nur da annehmen dürfen, wo zwingende 
Gründe hiefür vorhanden find. Auslegungen, welche durch mittelbare Schluß: 
folgerungen gewonnen find, wird man hier mit doppelter Vorficht prüfen müſſen. 
Wenn man alfo z. B. die Behauptung hört, die Reichsgewerbeordnung ent: 
ziehe den Aktiengejellichaften die Möglichkeit, ein Hotel oder ein Theater zu 
betreiben, jo wird einiger Zweifel über die Nichtigkeit diefer Anficht wohl ge 
rechtfertigt fein. Man wird fofort unter der Empfindung ftehen, daß Pe 
ftimmungen, welche der Entwidlung des modernen wirthichaftlichen Lebens jo 
ichnurftrads zuwider laufen, der Gewerbeordnung doch Faum zuzutrauen jeien. 
Diefes Gefühl wird fich fteigern, wenn man ſich überzeugt, daß die Gemerbe 
ordnung nichts Dergleichen mit unmittelbaren Worten ausfpricht, ſondern dab 
jene Sätze Früchte der Auslegungskunft find. 

Ein Erfenntniß des bayerischen Verwaltungsgerichtshof8 vom 25. Jamtar 
1881 iſt e8, das uns zu diefen Betrachtungen Anlaß gibt.') 

Diejes Erkenntniß ftellt in der That die Behauptung auf, daß Wirth 
ſchaftskonzeſſionen an juriftiiche Perfonen nicht verliehen werden können. 

Die Ausführungen des Gerichtshofs lauten folgender Maßen: 





') Dasjelbe iſt außer in Band II ©. 514 der offiziellen Sammlung der Entideid- 
ungen des Gerichtshofs abgedrudt bei Neger, Enticheidungen der Gerichte und Verwaltung“ 
behörden aus dem Gebiete des auf reichägejeglichen und gemeinrechtlichen Beftimmungen 
beruhenden Verwaltungs: und Bolizeiftrafrehts. Nördlingen 1882, Band II, S.1. Neger 
hat nur den bier unerheblichen Sachverhalt weggelajien. 
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„Die Erlaubniß zu einem der in $ 33 der deutjchen Gewerbeordnung auf: 
geführten Gewerbebetriebe kann nur an eine physische Perſon ertheilt werden. 
Es ergibt fich diejeg mit voller Sicherheit aus dem Umjtande, daß derjenige, 
welcher diefe Erlaubniß erhalten will, der zur Ertheilung derjelben befugten 
Behörde vor Allem die Gewähr von Eigenfchaften bieten muß, wie fie nur bei 
einer phyſiſchen Perſon vorausgejegt werden können. Denn nur auf Seite 
einer jolchen können Thatjachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, 
daß der Gefuchiteller das Gewerbe zur Förderung der Völlerei, des verbotenen 
Spieles, der Hehlerei oder der Unfittlichfeit migbrauchen werde (Abi. 2 Ziff. 1 
de3 angeführten Gejeßesparagraphen). Ebenjo wies auch jchon die im Ent: 
wurfe der Gewerbeordnung gewählte Fallung des $ 33, wonad von dem 
Nachſuchenden der Nachweis „feiner Zuverläffigfeit in Beziehung auf den 
beabfichtigten Gewerbebetrieb“ verlangt war, ganz unzmweideutig darauf hin, 
daß das Geſetz bei der Konzefjionsertheilung zum Wirthichaftsbetriebe nur 
physische Perfonen im Auge hatte. Die Aenderung, welche der Entwurf in 
diefem Punkte erlitten hat, kann die aus dejien Faſſung hieher gezogene Fol— 
gerung nicht im Mindeſten abjhwäcen, da ja, wie befannt, dieſe Aenderung 
nur die Fernhaltung der polizeilichen Willkür bezwedte, wie fie mit Beibe— 
haltung des dehnbaren Begriffes „Zuverläffigkeit“ befürchtet wurde. 

Bu der gleichen Schlußfolgerung führen auch die Vorjchriften in $ 53 
der Gewerbeordnung über das Necht der Verwaltungsbehörde zur Zurüdnahme 
einer Wirthſchaftskonzeſſion wie nicht minder die in das Gejeß aufgenommenen 
Strafbejtimmungen. So wird in $ 53 die Berechtigung zur Konzefliongein- 
ziehung von Handlungen oder Unterlafjungen des Inhabers der Konzeſſion ab: 
bängig gemacht, aus welchen fich der Wegfall der in deifen Perſon bei der 
Konzeſſionsverleihung vorausgefegten Eigenjchaften ergibt, und ebenfo hat die 
Strafbeitimmung in $ 151, wonach eine von dem Stellvertreter mit Vor- 
wijjen des Konzejlionsinhabers begangene Gejepesübertretung die Konzeſſions— 
entziehung zur Folge haben kann, eine phyfifche Perſönlichkeit als Träger 
der Konzejjion zur Vorausſetzung. 

Kann hienady die Bewilligung zum Wirthichaftsbetriebe gemäß $ 33 der 
Gewerbeordnung nur als ein höchft perfönliches Recht aufgefaßt werden, welches 
an das Borhandenfein und an die Fortdauer bejtimmter, nur bei einer phy— 
ſiſchen Perſon möglichen Eigenfchaften geknüpft ift, jo erjcheint damit die Ver— 
leihung einer jolchen Bewilligung an eine Handelsgejellfchaft von ſelbſt aus- 
geſchloſſen. Denn abgejehen davon, daß eine Handelsgejellichaft aus einer, 
überdieß dem Wechjel unterworfenen, Mehrheit von Perſonen bejteht, jo 
würde durch Verleihung einer Wirthichaftstonzejlion an eine jolche unter Um— 
ftänden ein einem Realrechte jehr ähnliches Verhältniß geichaffen, da die Rechte 
der Gejellichafter, unter Fortbeitand der Gefellichaft ala Rechtsſubjekt, auch auf 
die Erben übergehen können. (Art. 123 Ziff. 2 des Allgemeinen deutjchen 
Handelögejeßbuches.) 

Gegen dieſe Folge fände ſich in der deutfchen Gewerbeordnung Feinerlei 
ſchützende Beftimmung, etwa im Sinne des Art. 11 des bayer. Gewerbegejeges 
vom 30. Januar 1868, wonach die Verleihung einer perjünlichen Konzeliton 
an Aktiengejellichaften, Korporationen ꝛc. zwar an fich zuläjlig war, aber nur 
auf eine bejtimmte Reihe von Jahren erfolgen durfte, fondern es ift 
im Öegentheile in $ 40 der deutjchen Gewerbeordnung jogar ausdrüdlich ver: 
boten, die Genehmigung zum Betriebe eines Gewerbes von der Art des hier 
borliegenden nur nur Zeit zu ertheilen. 
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(Bergl. Oppenhoff, Rechtsjprechungen des preußifchen Obertribunals in 
. Strafjachen, Band XVII ©. 763, Seydel in den Annalen des deutichen 

Reichs 1878 ©. 541.)') 

Gegenüber diefen Ausführungen ift e8 auch unbehelflih, wenn in der 
Beichwerdeichrift darauf hingemwiejen wird, daß der Betrieb des Gewerbes durd 
einen Stellvertreter erfolgen fünne. Denn da der Betrieb eines Wirthichafts 
gewerbes durch einen Stellvertreter eine Perſon zur Vorausfegung hat, deren 
nach $ 33 der Gewerbeordnung erworbene Befugnifje zum Wirthſchaftsbetriebe 
der Stellvertreter ausüben joll, jo bleibt immer die Frage, ob einer Handel 
gejellichaft diefe Befugnifje nach dem Geſetze verlichen werden fünnen oder nicht.“ 

Zu einem anderen Ergebnijje als der bayerische Verwaltungsgerichtshof 
it das f. württembergiiche Minifterium des Innern gelangt. Ein Erlaf des 
jelben vom 17. Juni 1881?) fagt: 

„Das Minifterium ijt mit der Anjchauung der Kreisregierung, daß die 
Ertheilung einer Wirthſchaftskonzeſſion an eine juriftiiche Perſon zuläßig lei, 
einverftanden, da die Neichsgewerbeordnung in $ 1 bezüglich der juriſtiſchen 
Perjonen feine Ausnahme von dem Grundjag der Gewerbefreiheit macht und 
in $ 12 Abſ. 1 (vgl. die Motive) die Zulaffung der juriftiichen Perſonen des 
Inlandes zum Gewerbebetrieb vorausjegt, $ 33 aber nicht poſitiv gewiſſe per: 
ſönliche Eigenjchaften an der zum MWirthichaftsbetrieb zuzulafienden Perſon 
fordert, jondern nur die Verfagung der Konzeſſion beim Vorhandenfein gewiſſer 
perjönlicher Mängel vorjchreibt ... Den juriftifchen Berfonen find Aktien: 
gejellichaften und eingetragene Genofjenjchaften gleich zu achten, weil fie als 
ein jelbitändiges von den jeweiligen betheiligten Perſonen verjchiedenes Rechts— 
jubjeft erjcheinen. Anderen Gefellichaften und Vereinen kann als jolchen eine 
Wirthſchaftskonzeſſion nicht verliehen werden. Bei ihnen fann es fi viel: 
mehr nur um die Verleihung der Wirthichaftsfonzefjion an einzelne Geſell— 
ſchafts- oder Vereingmitglieder handeln.“ 

Ich für meinen Theil muß befennen, daß mir die Anficht des württem— 
bergijchen Minifteriums als zutreffend, die Entjcheidung des bayerifchen Ber: 
waltungsgerichtsbofes als verfehlt erjcheint. In meiner Abhandlung über das 
Gewerbepolizeireht nach der Neich3gewerbeordnung („Annalen“ 1882) habe 
ih denn auch S. 583 geäußert: „Wenn der Gewerbsmann juriſtiſche Perſon 
iſt, braucht nur der Stellvertreter die vom Geſetze verlangten perjönlichen 
Erfordernifje zu befigen.“ Und in der Anmerkung biezu iſt beigefügt: „Die 
Gewerbeordnung jagt dies nirgends ausdrüdlich. Doc) wird der im Texte 
aufgejtellte Sat kaum der Rechtfertigung bedürfen.“ 

Dieſes Bedürfniß ift nunmehr allerdings gegenüber den abweichenden 
Ausführungen des bayerischen VBerwaltungsgerichtshofes gegeben. Ich will 
daher meine Anficht im Folgenden näher zu begründen juchen. 


ı) Im neuen Abdrude „Annalen“ 1881, ©. 584, N. 5. Dieje Anführung aus meiner 
Abhandlung könnte zu der Annahme verleiten, als hätte ic) die Anficht des bayerijchen Ver— 
waltungsgerichtshofs getheilt. Indeſſen heißt es an dem bezeichneten Orte nur: „Der Ge 
werbebetrieb ift vom Standpunkte des Gewerbepolizeirecht? etwas höchſt periönliches. Der 
Befigmechjel im Gewerbe begründet für das Gewerbepolizeirecht ein neues Gewerbe.“ Der 
Zujammenhang diefer Süße mit den Darlegungen des Gerichtshofs ijt mir nicht völlig Mar 
geworden. Jedenfalls kann hieraus auf meine JJ——— mit den Anſchauungen des 
Gerichtshofes um jo weniger geſchloſſen werden, als ich an einer andern, in dem Erkenntniſſe 
nicht angeführten Stelle meiner Abhandlung — „Annalen“ 1878 ©. 540 N. 1, 1881 ©. 
583 N. 1 — ganz bejtimmt im entgegengejegten Sinne mich ausgeiprochen habe. 

2) Württemb. Min.-Blatt des Innern, 1881, ©.203, Reger a.a.D. Band I ©. 348. 
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Die Frage, um die e8 fich hier handelt, muß vor Allem weiter gefaßt 
werden, als e3 in den vorliegenden Entjcheidungen gejchieht, die nur einen ein— 
zelnen Fall im Auge haben. Es fommen alle jene Gewerbebetriebe in Be: 
tracht, welche nach Ziff. 2 des zweiten Titel3 der Gewerbeordnung einer be- 
jonderen Genehmigung bedürfen. Hier ift num fofort ar, daß, wo für Die 
Zulafjung zu einer gewerblichen Thätigfeit der Nachweis einer perjönlichen 
technischen Befähigung erfordert wird, nur phyſiſche Perſonen die Möglichkeit 
haben, einen ſolchen Nachweis zu liefern. Die Betriebsform der jurijtischen 
Perſon wird hier auch der Natur der Dinge nad) faum vorkommen. 

Anders verhält ſich die Sache bei jenen Gewerbebetrieben, two die erforder: 
lihe Konzeſſion oder Erlaubniß unter bejtimmten Vorausſetzungen, theils 
jachlicher, theils perjönlicher Natur, verweigert werden kann. Es gehören 
hieher folgende Betriebe: 

1. Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- und BrivatFrrenanftalten (G.O. 
s 30 Abi. 1); 

2. Schaufpielunternehmungen (G.O. $ 32); 

3. Wirthichaftsgewerbe (G.:D. $ 33); 

4. Prandleihanftalten (6.0. 8 34); 

5. die Gewerbebetriebe in $ 35 Ab}. 2 und 3 der G.O. 

Eine praftiche Bedeutung wird die Frage der Zulafjung juriftiicher Per: 
jonen vornehmlich wohl nur für die unter Ziff. 2 und 3 aufgeführten Ge: 
werbebetriebe haben. 

In all den bezeichneten Fällen gibt das Geſetz theils ausſchließlich, theils 
neben anderen, Gründe der Konzeſſionsverſagung an, welche in der Perſon des 
Gemwerbetreibenden liegen. Man mag daraus vielleicht mit dem bayeriſchen 
Verwaltungsgerichtshofe den Schluß ziehen, daß der Gejeßgeber hiebei „nur 
phyſiſche Perſonen im Auge hatte.“ Allein der Umftand, daß der Gejeßgeber 
die betreffenden Beitimmungen lediglich für phyſiſche Perſonen bemejjen hat, 
berechtigt keineswegs zu der Folgerung, daß er die juriftiichen Perſonen von 
jenen Betrieben habe allgemein ausſchließen wollen. Es geht nicht an, eine jo 
erhebliche Beichränfung der Gewerbefreiheit zwijchen den Zeilen herauszulejen, 
wo doch noch die doppelte Möglichkeit vorliegt, enttweder daß der Gejeßgeber 
an die juriftiichen Perſonen gar nicht gedacht hat, oder daß er zwar daran 
gedacht hat, aber der Anficht war, es ſeien bei der Konzejjionirung juriftiicher 
Perjonen jene Verſagungsgründe ſelbſtverſtändlich nicht in Betracht zu ziehen, 
die nur bei phyſiſchen Perſonen vorliegen fünnen. Hat der Gejeßgeber an Die 
juriftifchen Perjonen bei den in Rede ftehenden Paragraphen überhaupt nicht 
gedacht, dann müſſen diefe Beftimmungen, jo wie fie einmal lauten, ausgelegt, 
und e3 muß dabei in Erwägung gezogen werden, wie der Gejeßgeber ange: 
meſſener Weije entjchieden hätte, wenn jeine Gedanfen auch auf die jurijtiichen 
Perſonen verfallen wären. Man wird dann bei der Vorausjegung einer Ber: 
geßlichkeit des Gejetgebers zu demfelben Ergebnijje fommen, wie es in der 
oben gejtellten zweiten Alternative enthalten ift. Denn in der That jcheint 
mir Die Annahme jachgemäß, daß nach der Abficht des Geſetzes jene Verſag— 
ungsgründe, welche bei juriftiichen Perjonen nicht vorkommen können, aud) auf 
legtere nicht anwendbar jein jollen. 

E3 hieße vor Allem dem Gejeßgeber einen ganz abjonderlihen Gedanken: 
gang zufchreiben, wenn man ihn etwa’ folgender Maßen fich die Sache zurecht 
legen ließe: „Weil gegen eine juriftische Perſon feine Thatjachen vorliegen 
fönnen, welche die Annahme rechtfertigen, daß fie das Wirthichaftsgewerbe zur 
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Förderung der Völlerei mißbrauchen werde, deßhalb darf fie überhaupt feine 
Wirthihaftskonzeljion erhalten. Damit Jemand eine ſolche Konzeſſion erlangen 
fann, ift nöthig, daß eine Möglichkeit des Mißbrauchs bejteht.“ Es ift aller: 
dings nicht die Meinung des bayerischen Berwaltungsgerichtshofes, daß der 
Gejeßgeber jo gedacht habe; aber der Gejeggeber müßte jo gedacht haben, wenn 
er das Auzlegungsergebniß des VBerwaltungsgerichtshofes gewollt hätte. 
Man wird hiegegen einwenden, das ſei juriftifcher Formalismus. Nict 
das Schemen der juriftiichen Berfon, wohl aber die dasjelbe nach ihrem Willen 
beftimmenden Menfchen könnten Mißbrauch üben, der erforderlichen Zuverläßig: 
feit entbehren 2c., und da dieſe rechtlich nicht Träger der Konzeſſion jeien, wäre 
die Verwaltung bei gejeßlicher Zulaſſung juriftiicher Berfonen zu den fraglichen 
Betrieben waffenlos gegen jene fittlichen Gefahren, welche man doch verhüten wolle. 
Der Einwand wäre jchlagend, wenn diefe Wehrlofigkeit der Verwaltung 
in der That vorläge. Das ift aber nicht der Fall. Die juriftiichen Perjonen 
fönnen ſelbſt nicht handeln. Sie find daher allemal genöthigt, wenn fie ein 
Gewerbe betreiben wollen, dies durch Stellvertreter zu thun. Ueber dieje jagt 
nun $ 45 der Gewerbeordnung: „Die Befugnijje zum jtehenden Gewerbebetriebe 
fönnen durch Stellvertreter ausgeübt werden; dieje müjjen jedoch den 
für das in Rede ſtehende Gewerbe insbejondere vorgejchriebenen 
Erfordernijjen genügen.“ Die VBerwaltungsbehörde iſt daher in der Lage, 
die jurijtischen ——— zu nöthigen, entweder einen geſetzlich qualifizirten 
Stellvertreter aufzuftellen, oder dem Gewerbebetriebe zu entjagen. Die Ber: 
waltungsbehörde iſt ferner nach $ 151 Abi. 2 der G.O. in der Lage, falls 
der gewerbliche Stellvertreter einer juriftiichen Perſon Handlungen begeht, die, 
wenn von einem Gewerbsmann begangen, zur Konzejjionsentziehung berechtigen, 
die Entlafjung des Stellvertreters bei Meidung des Konzejlionsverluftes zu 
fordern. Durch all diefe Vorſchriften erfcheinen alfo die polizeilichen Intereſſen 
auch den juriftiichen Berfonen gegenüber vollauf gewahrt. Es iſt daher fein 
innerer Grund abzufeben, weßhalb der Gejeggeber ſollte beabfichtigt haben, die 
juriftiichen Perfonen vom Betriebe fonzefjiongpflichtiger Gewerbe auszuſchließen 
Denn jenen anderen Beweisgrund, twelchen der bayeriiche Verwaltungs: 
gerichtöhof noch beibringt, vermag ich als zwingend nicht anzuerkennen. Der 
Gerichtshof jagt, durch Verleihung einer Gewerbekonzeſſion an eine juriſtiſche 
Perſon werde, da ein ſolches Rechtsſubjekt nicht gleich der phyſiſchen Perſon 
dem Tode verfalle, unter Umjftänden ein einem Realrechte jehr ähnliches Ver 
hältniß geichaffen. Es fehle an einer jchügenden Beſtimmung hiegegen, wie 
fie in Art. 11 des bayerischen Gemwerbegejeges enthalten re jei.") Indeſſen 
gebricht es an dem Nachweife, daß der Gejeßgeber an einer jolchen ‘Folge der von 
ihm getroffenen Anordnung Anftoß genommen habe. Man mag jene bayeriſche 
Vorſchrift für zweckmäßig halten; eine naturnothwendige iſt ſie jedenfalls nicht. 
Unter feinen Umſtänden aber wird der Schluß geſtattet ſein, daß der Geſet— 
geber die Konzeſſionirung juriftischer Berfonen hat ausjchließen wollen, weil er 
die zeitliche Beichränfung ihrer Konzejlionirung nicht vorgejchrieben hat. 
Nac alledem glaube ich den Ausführungen des bayerischen Verwaltungs 
gerichtshofes gegenüber an jener Auffaſſung feithalten zu follen, welche ıh an 
der oben angeführten Stelle meiner Abhandlung vertreten habe. 





) Art. 11 Abi. 2 des bayer. Gewerbegeießes vom 30. Januar 1868 jagt: „An Korpo— 
rationen, Aktiengejellichaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien und andere Erwerbögeiel: 
ſchaften findet die Konzeſſionsverleihung nur auf eine bejtinmte Reibe von Jahren itatt.“ 
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I. Konvention vom 3. November 1881. 
(RGBL. 1882, ©. 125.))) 


Seine Majeltät der Deutjche Kaifer, König von Preußen, Seine Majeftät 
der Kaiſer von Deiterreih, Apoftoliiher König von Ungarn, der PBräfident der 
Franzöfiichen Republik, Seine Allergetreuefte Majeftät der König von Portugal, 
die Schweizeriihe Eidgenoſſenſchaft, 

haben, in Berüdjihtigung der an den Hohen Schweizeriihen Bundesrath 
feitend mehrerer der Hohen vertragichließenden Staaten gerichteten Beſchwerden, 
welche die Abänderung verjchiedener Beitimmungen der Stonvention vom fieben- 
zehnten September Eintauſend adhthundertachtundfiebenzig bezweden ; 

gemäß den Vorſchriften des Artifeld ſechs; 

beichlojien, die gedachte Konvention einer Reviſion zu unterziehen, und zu dieſem 
Zwede zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: (folgen die Namen) 
welche, nach gegenjeitiger Mittheilung ihrer in guter und gehöriger Form be: 
fundenen Vollmachten, über die nachftehenden Artikel übereingefommen find: 

Art. 1. Indem die vertragichließenden Staaten von der internationalen 
Konvention vom 17. September 1878 zurüdtreten, nm eine neue zu fchließen, 
verpflichten fie fih, ihre innere Gejeßgebung, fofern fie es nicht bereit3 gethan 
haben, zu vervollftändigen, um ein gemeinjames und wirkſames Vorgehen gegen 
die Einichleppung und Verbreitung der Reblaus zu fichern. 

Dieſe Geſetzgebung wird hauptſächlich ins Auge fallen: 

1. Ueberwahung der Weinberge, der Pflanzichulen jeder Art, der Gärten und 
Gewähshäufer; Unterfuchungen und Nachforſchungen nad der NReblaus, 
um diejelbe jo viel wie möglich zu vernichten; 

2. Feititellung der angeltedten Bodenflähen und der Ausdehnung der wegen 
der Nähe von Anftelungsherden als verdächtig ericheinenden Bezirke. 
nad) Maßgabe de3 Auftretens und der Verbreitung des Uebels innerhalb 
des Staatögebiet3 ; 

3. Negelung des Verjandts und der Verpadung der Reben, der Abfälle und 
Erzeugniffe derjelben, jowie der Pflanzen, Sträucher und jonitigen Er: 
zeugnifle des Gartenbaues zu dem Zwed, um eine Verjchleppung ber 
Krankheit von den Anftekungsherden aus im eigenen Lande oder nad) den 
übrigen Staaten zu verhüten; 

4. Vorſchriften für den Fall der Verlegung der angeordneten Maßregeln. 

Art. 2. Wein, Trauben, Treftern, Traubenkerne, abgeichnittene Blumen 
und Erzeugniife des Gemüjebaues, Samen und Früchte jeder Art werden zum 
freien Verkehr zugelaſſen. 


*) Vgl. Verhandlungen des Reichstags, 5. Legislaturperiode, I. Seſſion 1881/82, Sten. 
Ber. ©. 659-676 und ©. 843—845. Reichstagsdrudiagen S. 15—20. 
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Tafeltrauben dürfen nur in wohlverwahrten und dennocd leicht zu durch— 
fuchenden Schadteln, Kiften oder Körben zum Verkehr zugelaflen werden. 

Trauben der Weinleje dürfen nur eingeltampft und in gut verichlofienen 
Fäflern in den Verkehr gelangen. 

Trejtern dürfen nur in gut verfchlofienen Kiften oder Fäſſern in den Ver— 
fehr gelangen. 

Jeder Staat behält das Recht, in den Grenzbezirfen hinſichtlich der Erzeug: 
niffe des Gemüfebaues, welche zwiſchen infizirten Nebpflanzungen gewachſen find, 
beichränfende Maßregeln zu treffen. 

Art. 3. Alle nicht zur Stategorie der Neben gehörige Pflänzlinge, Sträuder 
und fonftige Vegetabilien, welche aus Pflanzichulen, Gärten oder Gewächshäuſern 
ftammen, werden zum internationalen Verkehr zugelaflen, dürfen jedoch in einen 
der Vertragditaaten nur über die hierfür zu bezeichnenden Zollämter eingeführt 
werden. 

Die genannten Gegenitände find feit. jedoch dergeftalt zu verpaden, daß fie 
die nothwendigen Unterfuhungen geitatten, und müſſen mit einer Erflärung des 
Abjenderd und mit einer Beicheinigung der zuftändigen Behörde des Urſprungs— 
landes verjehen jein, aus welcher hervorgeht: 

a) daß fie von einer Bodenfläche (einer offenen oder umfriedigten Pflanzung) 

ftammen, die von jedem Weinſtock durch einen Zwiſchenraum von wenigitens 
20 Meter oder durch ein andered Hinderniß getrennt ift, welches nad) dem 
Urtheil der zuftändigen Behörde ein Zufanmentreffen der Wurzeln aus: 
ichließt ; 

b) daß jene Bodenfläche jelbit feinen Weinftod enthält; 

c) daß auf derjelben feine Niederlage von Neben fich befindet; 

d) daß, wenn auf derjelben von der Reblaus befallene Weinftöde fih be: 
funden haben, eine gänzliche Ausrottung der legteren, ferner wiederholte 
Desinfektionen und drei Jahre lang Unterſuchungen erfolgt find, welde 
die vollitändige Vernichtung de3 Inſekts und der Wurzeln verbürgen. 


Art. 4. Die Nahbarftaaten werden fi wegen der Zulaffung von Trauben 
der Weinlefe, Treitern, Kompoft, Düngererde, Schon gebraudten Weinpfählen und 
Stüten in den Grenzbezirken, vorausgeſetzt, daß dieſe Gegenstände nicht aus einer 
von der Reblaus heimgeluchten Gegend herrühren, befonders verftändigen. 

Art. 5. Ausgeriſſene Weinftöde und trodenes Nebholz find von dem inter: 
nationalen Verkehr ausgeſchloſſen. 

Jumerhin können die Nachbarſtaaten wegen Zulaſſung dieſer Erzeugniſſe in 
den Grenzbezirken, vorausgeſetzt; daß dieſelben nicht aus einer von der Reblaus 
heimgejuchten Gegend herrühren, ſich beſonders verftändigen. 

Art. 6. Nebpflänzlinge, Schnittlinge mit oder ohne Wurzeln und Nebhol; 
dürfen in einen Vertragsitaat nur mit der ausdrüdlichen Genehmigung und unter 
Aufſicht der Regierung desielben, nad) vorgängiger wirkfamer Desinfizirung, über 
die hierfür bejonderö bezeichneten Zollämter eingeführt werden. 

Die genannten Gegenstände dürfen nur in hölzernen Kiſten, welche mittelit 
Schrauben feit verjchloffen, jedoch leicht zu durchſuchen find, verfendet werden. 
Die Verpadung ift gleichfalls zu desinfiziren. 

Art. 7. Die zum internationalen Verkehr zugelaffenen Sendungen, welder 
Art fie immer jeien, dürfen weder Theile noch Blätter von Reben enthalten. 

Art. 8. Die bei einem Zollamt wegen Uebertretung der Artikel 2, 3, 6 
und 7 angehaltenen Gegenstände werden nad) dem Ort der Herkunft auf Koſten 
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des Berpflichteten zurüdgeihidt oder nad) Wahl des Empfängers, fall er an— 
weſend iſt, durch Feuer vernichtet. 

Diejenigen Gegenitände, auf welchen die zu Nathe gezogenen Sadverftändigen 
die Reblaus oder verdächtige Anzeichen derjelben finden, werden nebjt dem er: 
padungömaterial fofort an Ort und Stelle durch Feuer vernichtet. Solchenfalls 
iſt ein Protofoll aufzunehmen und der Regierung des Urfprungslandes zuzuftellen. 

Art. 9. Behufs Förderung des Zuſammenwirkens verpflichten fich die ver: 
tragichließenden Staaten, fi), mit der Ermächtigung zum Gebraud für die von 
ihnen zu erlaflenden und auszutaufchenden Bekanntmachungen, regelmäßig einander 
mitzutheilen: 

1. die von einem jeden derjelben hinfichtlich des Gegenstandes erlafjenen Ge- 

jege und Verordnungen ; 

2. die in Ausführung diefer Gejege und Verordnungen, ſowie der gegen— 
wärtigen Konvention getroffenen Maßregeln ; 

3. die Art der Ausübung ded im Innern und an den Örenzen wegen ber 
Reblausgefahr eingerichteten Dienites, ſowie die Nachrichten über den Gang 
des Uebels; 

4. jede Entdeckung des Auftretens der Reblaus in einem bis dahin als ver— 
ſchont angeſehenen Gebiete mit Angabe der Ausdehnung und, wenn mög— 
lich, der Urſachen der Einſchleppung. Dieſe Mittheilung wird ſtets un— 
verzüglich erfolgen; 

5. eine alljährlich anzufertigende, mit Maßſtab verſehene Karte zur Darſtell— 
ung der angeſteckten Bodenflächen und der wegen der Nähe von Anſteck— 
ungsherden verdächtigen Bezirke; 

6. im Laufenden zu erhaltende Verzeichniſſe derjenigen Gartenbau- oder bo— 
tanifchen Anlagen, Schulen und Gärten, welche regelmäßigen Unterſuch— 
ungen in angemefjener Jahreszeit unterliegen und amtlich als den Ans 
forderungen der gegenwärtigen Konvention entiprechend erklärt worden find; 

7. jede neue Ermittelung einer Anftelung in Weinbau-, Gartenbau: oder 
botaniichen Anlagen, Schulen nnd Gärten, thunlichjt mit Angabe der von 
benjelben innerhalb der legten Jahre ausgeführten Pflanzenjendungen. 
Diefe Mittheilung wird ſtets unverzüglich erfolgen; 

8. das Ergebniß wiſſenſchaftlicher Forihungen, jowie der Erfahrungen und 
praftiihen VBerfahrungsmethoden, welche auf dem Gebiet der Reblaus— 
franfheit gemacht bezw. angewendet worden find; 

9. alle anderen Dokumente, welche von Interefle für den Weinbau jein fönnen. 

Art. 10. Die bei der gegenwärtigen Konvention betheiligten Staaten werden 
ne nicht günftiger behandeln als die vertragichließenden Staaten 
elbit. 

Art. 11. Erforderlichenfalls werben die vertragichließenden Staaten auf 
einer internationalen Verſammlung fich vertreten laſſen, welche die Aufgabe hat, 
die aus der Ausführung der Konvention ſich ergebenden Fragen zu prüfen und 
dur Erfahrung und Fortichritte der Wiſſenſchaft gebotenen Abänderungen der 
Konvention in Vorſchlag zu bringen. 

Dieje internationale Verſammlung wird zu Bern tagen. 

Art. 12. Der Austausch der Ratififationen erfolgt, vom Tage der Inter: 
zeichnung der gegenwärtigen Konvention an gerechnet, binnen 6 Monaten, oder, 
wenn thunlid, ihon früher, zu Bern. Die Konvention tritt 14 Tage nah dem 
Austaufh der Natififationen in Kraft. 
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Art. 13. Jeder Staat kann jederzeit durch eine dem Hohen Schweizeriihen 
Bunbesrath abzugebende Erklärung der gegenwärtigen Stonvention beitreten oder 
von berjelben zurüdtreten. Der genannte Bundesrath übernimmt hinfihtlic der 
Ausführung der Artikel 11 und 12 die Vermittelung zwiſchen den vertrag: 
Ichließenden Staaten. 

Zu Urkund deifen haben die Bevollmächtigten diefe Konvention unterzeihne 
und bderjelben ihre Siegel beigebrüdt. 

So geihehen zu Bern am dritten November Eintaufend achthunderteinund- 
achtzig.) 


II. Schlußprotokoll vom 3. November 1881. 
(RGBL. 1882 ©. 134). 


Die Unterzeichneten, behufs Vollziehung der internationalen Reblaus-ston: 
vention verjammelt, erklären ihr Einverftändniß über Sinn und Bedeutung der 
nachitehenden Grläuterungen und Zuſätze: 

Zu Artikel 1 Rr. 1. 

Unter dem Ausdrud „Gewächshäuſer“ ift jede zur Vervielfältigung oder Er: 
haltung von Pflanzen dienende Anlage (Frühbeete, Gewächshäuſer, Orangerien ıc.) 
zu veritehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2. 

Feder Vertragsitaat wird die Ausdehnung der wegen der Nähe von Anited: 
ungsherden als verdächtig erfcheinenden Bezirke je nach den beionderen Umſtänden 
des Falles feſtſetzen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3. 

Die Konferenz lenkt die Aufmerkjamfeit der Negierungen auf die im Pol: 

wege erfolgenden Sendungen. 


Zu Artikel 2 Abſatz 1. 


Die vertragichließenden Staaten erfennen, in Berüdfichtigung der bejonderen 
Verhältniffe der Schweiz, diefem Staate das Necht zu, für meinbautreibende 
Gegenden beftimmte Tafeltrauben zurüdzumweiien, wogegen die Durchfuhr nicht 
gehindert werden darf. 

Zu Artikel 2 Abſatz 3. 


Die Fäffer müffen einen Raumgehalt von wenigitens fünf Heftoliter haben 
und derart gereinigt fein, daß fie fein Theilhen von Erde oder Neben an fih 
tragen. 

Zu Artikel 3 Abjaß 2. 


Die Erklärung des Abjenders, mit welder die Sendungen anderer ald Re: 
pflanzen zu verjehen find, muß: 


1) „Im Artikel 13 der internationalen Reblaussfionvention vom 3. November 1881 
(Reichs⸗Geſetzbl. von 1882 S. 125) ift jedem dritten Staate des Recht vorbehalten worden, 
jederzeit durch eine dem Schweizerifchen Bundesrathe abzugebende Erklärung jener Konvention 
beizutreten. Dem entiprehend hat, nad Mittheilung des Schweizeriihen Bundesratbes, die 
Königlidy belgische Regierung ihren Beitritt zu der Konvention vom 3. November 1881 in 
der gr Weije erklärt.“ (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. Juli 18% 
— RGBl. ©. 138.) 


re 
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1. beijcheinigen, daß der Inhalt der Sendung vollftändig aus feiner eigenen 
Gartenanlage ſtammt; 
. den legten Beitimmungsort und die Adreſſe des Empfängers angeben ; 
. ausdrüdlich bejtätigen, daß die Sendung feine Neben enthält; 
. angeben, ob die Sendung Pflanzen mit Erdballen enthält; 
. die Unterfchrift des Abſenders tragen. 
Zu Artikel 3 Abſatz 2a und d. 

Die Beſcheinigung der zuftändigen Behörde muß ſtets auf der Erklärung 
eines amtlihen Sachverſtändigen beruhen. 

Zu Artitel 6 Abjag 1. 

Die vertragichließenden Staaten werden hinfichtlic; ausländiſcher oder ihrer 
Herkunft nad) verbädhtiger Reben innerhalb der Grenzgebiete fopiel wie möglich 
Borfihtämaßregeln zu Gunſten der Nachbarftaaten anwenden. 

Zu Artikel 6 Abſatz 2. 

Die Wahl unter den durch die Wiffenihaft als wirſam erfannten Dezins 
feftiondmethoden wird jedem Staate überlaffen. 

Zu Artikel 8 Abjag 1. 

Hinfihtlih der nicht zur Kategorie der Neben gehörigen Gewächſe, der 
Blumen in Töpfen, und der Tafeltrauben ohne Blätter oder Nebholz, welche von 
Reifenden als Handgepäd mitgebracht werden, wird jeder Staat feinen Zollämtern 
beiondere Vorſchriften ertheilen. 

Zu Artikel 9 Nr. 5. 


Ein oder mehrere einzeln ftehende Weinftöde, welche außerhalb einer zum 
Handel beftimmten Anlage und außerhalb einer mweinbautreibenden Gegend ſich be- 
finden, jollen auf den ganzen Verwaltungsbezirk ſich erftredende Maßregeln nicht 
nad) fich ziehen, wenn amtlich feftgeftellt worben ift, daß die im Artikel 3 Abſatz 2 
lit. d vorgejchriebenen Vernichtungsmaßregeln ftreng ausgeführt worden find. 

Jeder Vertragsftaat wird in derartigen Fällen die Ausdehnung der dieſen 
Punkt einſchließenden verdächtigen Fläche feitiegen. Die Dauer der Sicherungd- 
maßregeln darf nicht weniger als 8 Jahre betragen. 

Eine derartige Oertlichkeit fol womöglich unter Angabe des Namen? auf der 
Reblausfarte durch einen Punkt bezeichnet werden; in jedem Falle muß eine Bes 
merfung die Bedeutung des Auftretens des Inſekts oder die Ausdehnung der von 
den gedahten Maßregeln betroffenen Bodenfläche genau angeben. 


Ko u 2 22 0) 


III. Denkſchrift. 


Die internationale Reblaus-Konvention vom 17. November 1878 (NReich3- 
Gejetbl. von 1880 S. 15) hat fich nicht in allen ihren Theilen bewährt. Dies 
jenigen Beitimmungen namentlich, welcde den Verkehr mit anderen, ala Reb— 
pflanzen betreffen, find wegen der weitgehenden Erſchwerung und Beeinträchtigung 
des Ausfuhrhandels mit Erzeugniffen des Gartenbaues von den Vertretern des 
legteren in Deutichland, wie in anderen betheiligten Staaten, hart angefochten 
worden. Die in diefer Hinfiht an den Reichstag gerichteten Petitionen haben 
den Iegteren in der Sigung vom 7. Mai 1881 (Stenogr Ber. S. 1018) zu ber 
Nejolution bewogen: 
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1. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, auf Beleitigung der Härten, welche durch 
die internationale Konvention, Maßregeln gegen die Neblaus betreffend, 
vom 17. September 1878 für den Pflanzenhandel geichaffen find, und 
zwar vorläufig im Wege von Verwaltungsvorſchriften, Bedacht zu 
nehmen, unter der Vorausjegung und injoweit die deutſcherſeits geitellten 
Anträge, auf Aenderung der Konvention, die Zuftimmung der an der 
legteren fonft betheiligten Staaten finden werben ; 


2. auch zu folhen Zweden mit einer Abänderung der bezeichneten Kon— 
bention in dem Sinne ſich einverftanden zu erklären, daß von dem Er: 
forderniß der Wurzelreinheit der zur Einfuhr beitimmten Pflanzen ab: 
gejehen und mit dem für derartige Sendungen allgemein üblichen er: 
padungszuftande fic) begnügt werde, wenn außer den in der Konvention 
bereits vorgeſchriebenen Ausweifen unverdächtigen Urſprungs eine behörb- 
lihe Beicheinigung des Inhalts beigebradht werde, daß in der Pilanz 
ſchule oder jonftigen Gartenanlage, aus welcher die betreffende Sendung 
herrührt, weder Neben enthalten find, noch NRebenhandel getrieben wird. 

Die Anträge auf Nepifion der Konvention, welde damals bereits von 
deuticher Seite bei den übrigen Vertragsſtaaten gejtellt worden waren, haben zur 
Abhaltung einer internationalen Konferenz geführt, welche vom 3. Oktober bis zum 
3. November 1881 in Bern getagt hat. An derjelben haben die Staaten, durch 
welche die Konvention ratifizirt worden war: Deutichland, Oeſterreich-Ungarn, 
Sranfreih, Portugal und die Schweiz — ſämmtlich Theil genommen. Luprem: 
burg und Serbien, welde auf Grund des Artikels 7 Abjag 3 der Konvention 
der legteren nachträglich beigetreten waren, find auf ber Konferenz nicht vertreten 
gewejen; Luremburg hat ſich indeffen vorbehalten, der anderweit zu fchließenden 
Konvention nachträglich zuzuftimmen. Außer den Vertragsftaaten hat Belgien — 
ebenfall3 unter dem Vorbehalt ipäteren Beitritt? — mit berathender Stimme an 
den Stonferenzverhandlungen fich betheiligt. 

Die Revifion der Konvention hat fi) auf deren gefammten Inhalt erjtredt 
unb das Ziel verfolgt: 

1. den Weinbau wirfjamer, als bisher, zu jchügen und gleichzeitig von 
den Hinderniffen zu befreien, welche der Verwerthung feiner eigenen Er: 
zeugniffe durch die Konvention von 1878 aus zu weit gehender Bor: 
fit bereitet worden find; 

2. unter Aufrechterhaltung und Verfchärfung der dem Verkehr der Handels» 
gärtnereien 2c. aufzuerlegenden Beſchränkungen, welche den Weinbau 
gegen die von diefen Anlagen vorzugsweife ausgehende Gefahr in Wirk: 
lichkeit zu Sichern geeignet find, — diejenigen Anordnungen der Son: 
vention zu bejeitigen, welche den Weinbau nur jcheinbar jchügen, den 
Handel aber, namentlich den Ausfuhrhandel, mit anderen als Reb— 
pflanzen zu vernichten drohen; 

3. den Sinn derjenigen, Vorichriften, welche bei Ausführung des inter: 
nationalen Vertrages zu verjchiedenartiger Deutung Anlaß gegeben 
haben, Harzuftellen, überhaupt die Beſtimmungen de2 Vertrages jchärfer 
zu fallen und überjichtlicher zu geitalten. 

Das Ergebniß ift die vorliegende Konvention. Artikel 1 derſelben hat die 
Negelung der Angelegenheit innerhalb des einzelnen Vertragsftaates zum Gegen: 
ftande, Artikel 2 bis 13 betreffen die Ordnung der internationalen Beziehungen 
auf dem fraglichen Gebiet. 
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Zur Erläuterung der in der Vorlage enthaltenen, nicht lediglich die Faſſung 
betreffenden Abänderungen der Konvention von 1878 wird im Einzelnen Folgen: 
bes bemerft: 

Zu Artikel 1. 


Der im Cingang erklärte Rüdtritt der vertragichließenden Staaten von der 
Konvention dom 17. September 1878, deren völlige Aufhebung dur die aus: 
drüdlihe Zuftimmung aller bei derjelben betheiligten Staaten bedingt gewejen 
wäre, bezwedt eine Feititellung des NRechtöverhältniffes zu denjenigen Staaten, 
welche an dem früheren, dagegen nicht an dem jegigen Vertrage Theil genommen 
haben, dahin, daß die leßteren die durch die Konvention von 1878 erivorbenen 
Rechte fortan nur noch untereinander werden geltend machen können. 

Ziffer 2. Namentlid) in Betracht der Verhältniffe in Deutichland iſt es 
wichtig erichienen, beftimmter, als es in der früheren Konvention geſchehen war, 
zum Ausdrud zu bringen, nad) welchen Geſichtspunkten zwijchen infizirten bezw. 
mehr oder minder verbäcdtigen und ſolchen Bodenflähen zu unterjcheiden tft, 
welhe von der Sranfheit verichont geblieben find. Die in diefer Hinficht ent: 
Itandenen Zweifel fnüpfen fih an das in der Konvention von 1878 zum öfteren 
wiederkehrende Wort „territoire“, welches der Negel nad) zur VBezeihnung eines 
umfaflenden, beitimmt begrenzten Flächenraumes dient und in diefem Sinne bei 
Ausführung jener Konvention mehrjeitig gedeutet worden it. 

In der That erleichtert und fichert eine Abgrenzung der reblausfranfen und 
ber verichonten Gebiete nad) politiihen Werwaltungäbezirfen (Arrondiſſements, 
Kantonen, Streifen, Gemeinden) die Durhführung und Ueberwachung der Schuß: 
maßregeln erheblih. Dem entiprechende Anordnungen, wie fie in Frankreich, in 
Defterreihslingarn, in der Schweiz getroffen worden find, ericheinen indeſſen nur 
da, wo die Stranfheit bereit3 in weiterem Umfange herriht oder in Weinbau 
treibenden Gegenden auftritt, als berechtigt und nothwendig. In Deutichland 
hingegen haben die bisher ermittelten Reblausherde der großen Mehrzahl nad) 
in Folge der jtet3 unverweilt mit Energie angewenbeten Zerftörungs= und Des: 
infeftiondmaßregeln auf einzelne, meift von größeren Weinpflanzungen weit ab: 
gelegene Grundftüde oder Grundftüdstheile, mitunter ſelbſt auf einzelne Rebſtöcke 
beihränft werden können. In derartigen Fällen ericheint eine entiprechende Be: 
Ihränfung der Schugmaßregeln gerechtfertigt und zur Verhütung unnöthiger Ver: 
legung der Intereflen Dritter geboten. Mit Rüdficht hierauf ift in der neuen 
Konvention der Gebrauch des Worte „territoire* faft durchweg unterblieben 
Die Feititellung der als infizirt oder verdädtig zu behandelnden Bodenflächen ift 
— laut der Beitimmungen im Schlußprotofoll zu Artikel 1 Nr. 2 und Artikel 9 
Nr. 5 — nah Lage des einzelnen Falles dem pflichtmäßigen Ermeſſen der ein— 
zelnen Bertragditaaten überlaffen worden, wobei die Berüdlichtigung der Verhält: 
niffe in Deutjchland beionder3 zum Ausdruck gefommen ijt 


Zu Artikel 2. 


Mährend Artifel 2 Abja 1 der früheren Konvention nur QTafeltrauben zum 
freien Verkehr zuließ, Artikel 2 Abſatz 4 der Konvention hingegen die Zulaflung 
von MWeinlejetrauben — und zwar auch nur in der Beichränfung auf die Grenz: 
gebiete — von einer Verftändigung der Nachbarftaaten abhängig machte, ift durch 
die vorliegende Konvention der Verkehr mit Trauben überhaupt, alfo auch mit 
Meinleletrauben, freigegeben. Die legteren machen für mehrere Vertragsitaaten 
einen widhtigen Ausfuhrartifel aus und bringen, wenn die Verſendung — wie 
Artifel 2 Abjat 3 der neuen Konvention in Verbindung mit dem bezüglichen 
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Zulag des Schlußprotokolls e3 vorichreibt — in wohlgeläuberten, eine leicht aus: 
führbare Kontrole geitattenden Gebinden von beträchtlichem Raumgehalt geihieht, 
eine Gefahr der Anftedung um jo weniger, als die Trauben bei derartigem Trand: 
port in einen Gährungszuitand übergehen, welcher ein Entweichen auf denielben 
etwa befindlicher Inſekten verhindert. 

Die im Abſatz 2 für den Verſandt von Tafeltrauben getroffenen, eine Per: 
ihärfung der früheren VBorjchriften enthaltende Anordnung befonderer Berpadungsart 
vermindert die Gefahr einer Verfchleppung der Reblaus nicht nur an und für ih, 
fondern auch injofern, als die Zollbehörden bad Nihtvorhandenjein von Wein 
blättern und Nebholz genauer werden überwachen fönnen. 

Waltet ein begründetes Bedenken nicht ob, bei Anwendung der obengedachten 
Vorſichtsmaßregeln Weinlejetrauben als folhe für den internationalen Bertehr 
freizugeben, fo liegt e8 in der SKtonjequenz, von dem legtereu den offenbar nod 
weit gefahrlojeren Rüditand zerquetichter Weinlefetrauben, die Weintrefter, nicht 
auszuſchließen. Wenngleih in Betracht deffen gegenwärtig die Weintrefter in die 
Stategorie der übrigen, eine Beſorgniß der Anftelung nicht veranlafienden Gegen: 
ftände des Abſatz 1 aufgenommen find, jo ift es, um feinerlei Vorſicht zu ver: 
fäumen, immerhin rathſam erfchienen, die Verjendung der Weintrefter, denen im Falle 
jorglojer Behandlung Rebholz oder Weinblätter anhaften mödten, von ber Be 
obachtung der in Abſatz 4 bezeichneten fichernden Verpadungsvorichriften abhängig 
zu machen. 

Abſatz 5 enthält ebenfalls eine Verihärfung der früheren Beſtimmungen. 
Der Handel mit Gemüfen unterlag bisher, gemäß Artikel 2 Abjag 1 der Kon 
vention von 1878, einer Beſchränkung nicht. Die Gemüſe pflegen, ſoweit fie 
einen Gegenitand des Exporthandels bilden, wohlgeläubert verjandt zu werden. 
Nur im Grenzverfehr werden nicht jelten Gemüfe, melden Erdreih und Wurzel 
noch anhaften, zu Markt gebradt. Da in einigen Gegenden es üblich ift, Ge 
müje und Reben auf derjelben Bodenfläche in mwechielnden Reihen zu bauen, die 
Erfahrung aber mehrfach gelehrt hat, daß durch derartig angepflanztes Gemüle, 
welches mit kranken Nebftöden in Berührung gefommen und vor dem Verkauf 
von Wurzeln und Erde nicht gereinigt worden war, eine Verichleppung der Reb⸗ 
laus ftattgefunden hat, jo ift jedem Vertragsſtaat die Befugniß eingeräumt, ge 
eignetenfall® den Gemitjehandel im Grenzverfehr ſolchen Beſchränkungen zu unter: 
werfen, welche die Anſteckungsgefahr abwenden. 

Zu Artikel 3. 

Die auf den Ausfuhrhandel mit anderen als Rebpflanzen bezüglichen Vor: 
ichriften haben eine durchgreifende MAenderung erfahren. Insbeſondere ift das Er- 
forderniß der Wurzelreinheit, welche die Verjendung zahlreiher, ohne Erdballen 
dem Verderben unterliegender Pflanzenarten unmöglid machte, aufgehoben worden. 
Dasielbe gilt von dem bisherigen, in den meiften Fällen unerfüllbaren Verlangen 
behördlicher Beicheinigung darüber, daß die zur Einfuhr beftimmten Pflanzen in 
die Gartenanlage, aus welcher jie herrühren, nicht erft neuerdings eingebracht worden. 

Die Rebe iſt e3 ausichließlihh, welche der Reblaus die Bedingungen ihrer 
Exiſtenz gewährt; geräth das Inſekt zufällig auf andere Pflanzen, fo iſt es 
einem baldigen Untergang preisgegeben. Es kommt daher nur darauf an, zu 
verhüten, daß Erbballen, in welchen Pflanzen zur Verſendung gelangen, gleich— 
zeitig mit dem Infekt behaftete Nebwurzelftüde enthalten. Cine gemügende Bürg: 
ihaft hiefür ift allein dadurd zu gewinnen, daß die Beliger von Handelsgärtne 
reien 2c., welche Pflanzen-Erporthandel treiben, nicht nur auf die Anzucht, jondern 
auch auf ein zeitweifes Einſchlagen von Neben in jenen Anlagen ein für alle Mal 
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verzichten und, falls auf Nadhbargrundftüden Neben fich befinden, Vorkehrungen 
treffen, welche das Hinübergreifen der Wurzeln derielben in das Erdreich der 
eigenen Anlage ausichliegen. Den Nachweis diejen Anforderungen entiprechender 
Verhältniffe maht die gegenwärtige Konvention zur Bedingung der Zulaffung 
anderer als Rebpflanzen zum internationalen Verkehr. 

Die Vorſchrift des Abjages 2 d ift eine Uebergangsbeſtimmung. 

Zu Artikel 4 und 5. 

Der Grenzverfehr beanjprucht wie auf anderen, jo aud auf dem hier frag: 
lihen Gebiete namentlich injofern bejondere Rückſichten, als nicht felten auf beiden 
Seiten der Grenze befindliche, demſelben Beliger gehörige Ländereien als ein Ganzes 
von Einer Niederlaflung aus bewirthichaftet werben. 

Soweit es fi in ſolchen Fällen um den Transport von Trauben der Wein: 
lefe, von Treftern, Kompoſt, Düngererde, ſchon gebrauchten Weinpfählen und 
Stügen über die Grenze handelt, macht die gegenwärtige Konvention — gleich der 
früheren — den Vertragsitaaten die Herbeiführung einer Verftändigung zur Pflicht. 

Ausgeriffene Weinftöde und trodenes Nebholz fallen zwar auch für den Be— 
figer als Artikel in Betracht, welche bei einer Verwendung in der eigenen Wirth: 
haft als Brennmaterial Werth haben. Indeſſen find ausgeriſſene Weinftöce 
und trodenes Nebholz, an denen in zahlreichen Fällen theils die noch Iebende 
Wurzellaus, theild das Winterei beobachtet worden ift, jo viel gefährlicher, als 
die vorher aufgeführten Gegenftände, dab eine Verpflihtung zur Zulaffung 
einem Staate nicht angejonnen werden fann. Da andererjeit3 die Herftellung 
hinlänglich ſchützender Maßnahmen nicht unausführbar ericheint, fo ift die bis: 
herige unbedingte Ausſchließung ausgeriſſener Weinitöde und trodener Nebhölzer 
von dem internationalen Verkehr aufgehoben und der freien Entichließung der 
Nahbarftaaten überlaffen worden, je nad Lage der Verhältniffe wegen der Zu: 
lajjung jener Gegenftände in den Grenzgebieten eine befondere Uebereinkunft zu treffen. 

Indeſſen hat das durch Artikel 5 in den beiden bezeichneten Fällen geftattete 
Eingehen einer ſolchen bejonderen Verftändigung ſtets zur Vorbedingung, daß die 
bezüglihen Sachen aus einer von der Reblauskrankheit verfhonten Gegend kommen. 

Zu Vrtifel 6. 

Reben und Nebentheile, welche ihrer Natur nad in erfter Linie dazu ange- 
than find, als Träger des Inſekts zu dienen, würden nad) der Logik der Dinge 
vor allen Anderen vom internationalen Verkehr auszuichliegen fein. Den Erlaß 
eined entiprechenden, auf die Gejanmtheit der Vertragsitaaten fich erftredenden 
Verbot3 dulden jeboch die befannten Verhältniffe Frankreichs nicht, welches zur 
Wiederherftellung feiner in enormem Umfange von der Reblaus verwüfteten Wein: 
ländereien den Bezug und den Anbau der amerifanifchen Nebe, von welder ver: 
Ihiedene Arten den Einwirkungen des Inſekts angeblich widerftehen, nicht ent: 
behren fann. Um jo dringender ift die durch die frühere Konvention nicht vor: 
geiehene Anordnung von Ginrichtungen geboten, welche der aus fortgeiegter Ein» 
führung infizirter, namentlich amerifanischer Neben hervorgehenden Gefahr ftets 
erneuter Ginichleppungen des Inſekts mit möglichiter Sicherheit vorbeugt. Diejes 
Ziel wird dadurch zu erreichen fein, daß fortan die Einführung der Nebpflanzen 
in einen der Vertragsftaaten — ausnahmslos und ohne Unterjchied des Uriprungs 
und der Art der Reben — durd die ausdrüdliche Genehmigung und Ueberwach— 
ung de3 betheiligten Staat3, ganz insbejondere durch eine wirkſame Desinfektion 
ber einzuführenden Nebpflanzen jelbit und ihrer Verpadung bedingt ijt. 

Mit alleiniger Ausnahme Franfreih3 haben alle Vertragäftaaten Verbote der 
Cinfuhr von Reben und Nebentheilen (Trauben ausgenommen) erlafjen. 
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Artitel 8. 


enthält nur in Einem Punkte eine mwejentliche materielle Aenderung des biäherigen 
Nechtszuftandes. Artikel 4 der früheren Konvention verlangte für den Fall, dak 
eine Sendung bei der zollamtlihen BehandInng mit der Reblaus behaftet be 
funden wurde, unter. Anderem die Desinfektion auch des Fahrzeuges, welches den 
Transport vermittelt Hatte. Die große Schwierigkeit der Ausführung dam 
namentlih, wenn es fih um Schiffe, Boote oder andere offene Fahrzeuge von 
beträchtlicher Größe handelt, hat von jener Forderung abiehen laſſen, wobei gleich— 
zeitig die Erwägung beitimmend gewejen iſt, daß die in ber neuen Somvention 
überall enthaltenen ſtrengen Verpadungsvorichriften ein Entweichen des Inſekts 
bon einer infizirten Sendung in hohem Grade unwahrſcheinlich machen. Gä 
bleibt nunmehr jedem Staate überlaffen, die Anwendung der Lage de3 einzelnen 
Falles thunlichit entiprehender Sicherungsmaßregeln nad) pflihtmäßigem Ermeiien 
zu bewirfen. 
Zu Artikel 9. 

Artifel 3a der früheren Konvention machte die Zulaffung der Neben und 
Nebentheile, jowie der aus Handelögärtnereien und ähnlihen Anlagen herrührenden 
Pflanzen von Staat zu Staat unter Anderem von der Beibringung einer behörd— 
lihen Beicheinigung des Inhalt? abhängig, daß die Urfprungsanlage ausweislich 
der von jedem Vertragsſtaat aufzuftellenden und auf dem Laufenden zu erhaltenden 
Spezialfarte einem als reblausfrei zu betrachtenden Gebiete angehöre. Danach 
follte die Karte, welche den übrigen Vertragdftaaten mitzutheilen war, einerjeit3 
den einheimifhen Ortöbehörden, andererſeits den ausländifchen Zollämtern als 
Grundlage zu der Enticheidung darüber dienen, ob eine Handelögärtnerei xc., für 
deren Erzeugniffe der Uebergaug über die Grenze begehrt wird, im Sinne ber 
Konvention als infizirt bezw. als verdächtig zu betrachten ſei ober nicht. Die 
Mißlichkeit einer Einrihtung, welche unteren Inſtanzen es überläßt, derartige 
Feititellungen auf Grund von Karten zu treffen, iſt offenbar, zumal die Iegteren 
im allgemeinen wegen der Schwierigkeit der Handhabung in einem für ihren Zwed 
genügend großen Maßftabe faum Herzuftellen fein würden, während auf einer 
nach Eleinerem Maßſtabe entivorfenen Karte die kleineren Neblausherden in einem 
über die Wirflichfeit weit hinausgehendem Umfange ericheinen. 

Mit Rüdfiht hierauf ift die bezügliche Beltimmung des Artikels 3a der 
früheren Konvention bejeitigt worden. Neblausfarten find zwar nad Vorſchtift 
des Artikels 9 Nr. 5 der neuen Konvention auch fernerhin in jedem Vertrags— 
ftaat aufzustellen. Diejelben jollen aber nur dazu dienen, die Regierungen über den 
Stand der Krankheit in den übrigen Staatögebieten möglichft genau zu unterrichten 
und in die Lage zu ſetzen, ihre Behörden mit geeigneten Anweifungen zu veriehen. 

Einen ähnlichen Zwed wie jene Karten haben die nach Artikel 9 Nr. 6 von 
den Regierungen der Vertragsftaaten aufzuftellenden und auszutaujchenden Ber: 
zeichnifle derjenigen Handel und jonftigen Verkehr mit Pflanzen treibenden Gärt: 
nereien, Institute 2c., welche durh Erfüllung der Anforderungen ber Konvention 
als unverdädhtig im Sinne der leßteren ſich ausweiſen und regelmäßig unterjudt 
werben. Da die Aufnahme in das Verzeichniß die Beſitzer der betreffenden Ans 
lagen von den ihrem Gewerbebetriebe durch die frühere Konvention bereiteten Er: 
jchwerniffen und Nachtheilen im weientlichen befreit, jo wird vorausſichtlich die 
große Mehrzahl jener Befiger den Bedingungen der Aufnahme zu genügen be 
jtrebt jein, alödann aber die Gefahr der erfahrungsmäßig bisher überwiegend von 
den Hanbdelögärtnereien ausgegangenen Verbreitung der Reblausfrantheit bedeutend 
ſich verringern. 





Die Einrichtung von Strafregiftern und die 
werhfelfeitige Mittheilung der Strafurtheile 


im Deutſchen Beide, 
(Verordnung de3 Bundesraths vom 16. Juni 1882.) 


—rtg — 


81. 
Einrichtung der Regiſter. 
Ueber die rechtskräftigen Verurtheilungen in Strafſachen werden Regiſter 
geführt: 

1. bei den von den Landesregierungen zu beſtimmenden Behörden bezüglich 
aller Perſonen, deren Geburtsort im Bezirke derſelben gelegen iſt. Die 
Aufſicht und Leitung der Regiſterführung liegt in allen Fällen der Staats— 
anwaltſchaft bei den Landgerichten ob; 

2. bei dem Reichs-Juſtizamt bezüglich derjenigen Perſonen, deren Geburtsort 
außerhalb des Reichsgebiets belegen oder nicht zu ermitteln iſt. 

82. 

In die Regiſter ſind aufzunehmen alle durch richterliche Strafbefehle, durch 
polizeiliche Strafverfügungen, durch Strafurtheile der bürgerlichen Gerichte ein— 
ſchließlich der Konſulargerichte, ſowie durch Strafurtheile der Militärgerichte er— 
gehenden Verurtheilungen wegen Verbrechen, Vergehen und wegen der im 8 361 
Nr. 1 bis 8 des Strafgeſetzbuchs vorgeſehenen Uebertretungen. 

Ausgenommen ſind die Verurtheilungen: 

1. in ben auf Privatklage verhandelten Saden, 

2. in Forit: und Feldrügeſachen, 

3. wegen Zumwiderhandlungen gegen Vorſchriften über Erhebung öffentlicher 

Abgaben und Gefälle, 

4. wegen der militäriichen Verbrechen oder Vergehen wider die 88 62 bis 68, 
79, 80, 84 biö 90, 92 bis 95, 101 bis 104, 112 bis 120, 132, 139, 
141 bis 144, 146, 147, 150 bis 152 des Militärftrafgejegbuhs vom 
20. Juni 1872. 

8 8, 


In die Regifter find ferner aufzunehmen : 

1. die auf Grund des $ 362 Abſatz 2 des Strafgeſetzbuchs ergehenden Be— 
fchlüffe der Landespolizeibehörden über die Unterbringung verurtheilter 
Perſonen in ein Arbeitshaus oder deren Verwendung zu gemeinnügigen 
Arbeiten ; 

2. die aus dem Auslande eingehenden Mittheilungen über dort erfolgte Ver: 
urtheilungen. 

84. 

Den Landesregierungen bleibt es unbenommen, in die $ 1 Nr. 1 bezeichneten 
Regifter auch andere, den Zweden der Strafrechtöpflege oder ber Polizei dienliche 
Nachweiſungen aufnehmen zu laſſen. 
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S 5. 
Mittheilungen der zu regiftrirenden Entjiheidungen. 

Die Mittheilung zum Zwecke der Regiitrirung erfolgt: 

1. bei Verurtheilungen, mit Ausnahme der militärgerichtlichen, nad Eintritt 
der Rechtöfraft durd diejenige Behörde, welche die Strafvollitredung zu 
veranlafien hat oder — je nad) näherer Beſtimmung der Landesregierungen — 
dur) die Beamten der Staatdanwaltichaft ; 

2. bei den im $ 3 Nr. 1 bezeichneten Beichlüffen der Landespofizeibehörden 
durch die bejchließende Behörde. 

8 6. 

Die Mittheilung einer militärgerihtlichen Verurtheilung erfolgt, jobalt 
für den Verurtheilten der Militärgerichtsitand gänzlidy aufhört. 

Abgeſehen von diefem Falle erfolgt die Mittheilung mit der Weberführung 
des Verurtheilten in den Beurlaubtenftand, beziehungsweife mit der Wiederüber: 
führung desielben in das Beurlaubtenverhältniß. 

Die Mittheilung ift von demjenigen Truppentheile zu machen, welchem der 
Berurtheilte bei feinem Ausicheiden aus dem Militärgerichtöftande, beziehungsweiſe 
bei feinem Webertritt oder Rüdtritt in den Beurlaubtenjtand angehört Hat. 

Gehörte der Verurtheilte einem Truppentheile nicht an, fo erfolgt die Mit: 
theilung von derjenigen Militärbehörde, welcher der Verurtheilte im gedachten Zeit: 
punfte unterftellt war, oder wenn er auch einer jolchen nicht unterjtellt war, vom 
Kriegsminiſterium. 

In Anſehung der mit Penſion verabſchiedeten Offiziere und Militärbeamten, 
inſofern letztere der Militärgerichtsbarkeit unterworfen ſind, erfolgt die Mittheilung 
von demjenigen Generalkommando, in deſſen Bezirke der Verurtheilte beim Aus— 
ſcheiden aus dem Militärgerichtsſtande ſeinen Wohnſitz hatte. 

Von den bei den Gerichten der Kaiſerlichen Marine erfolgten Verurtheilungen 
iſt die Mittheilung durch diejenige Marineſtation zu machen, welcher der Ver— 
urtheilte bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Militärgerichtsſtand, beziehungsweiſe bei 
ſeinem Uebertritt oder Rücktritt in den Beurlaubtenſtand angehört hat. Gebörte 
der Verurtheilte zu dieſem Zeitpunkte einer Marineſtation nicht an, ſo erfolgt die 
Mittheilung durch den Chef der Admiralität. 


87 

Die Mittheilungen ſind, für jeden Verurtheilten beſonders, in der Regel 
binnen 14 Tagen nach eingetretener Rechtskraft der Entſcheidung beziehungsweiſe 
nah Eintritt des aus $ 6 ſich ergebenden Zeitpunkts zu richten: 

1. wenn der Geburtsort des Verurtheilten ermittelt und in Deutichland be 
legen ift, an diejenige Negifterbehörde, zu deren Bezirk der Geburtsort 
gehört, oder — ſofern dieſe Behörde der mittheilenden Behörde nidt be 
fannt iſt — an die Staatdanwaltichaft desjenigen Landgerichts, zu deſſen 
Bezirk der Geburtsort gehört; werden die Negifter nicht bei der Staat? 
anmwaltichaft jelbit geführt, jo hat legtere die Mittheilungen der Regiſier⸗ 
behörde unverzüglich zu überjenden ; 

2. wenn der Geburtsort nicht zu ermitteln war oder außerhalb Deutihland 
belegen iſt, an das Reichs-Juſtizamt. 

Die Mittheilungen erfolgen dur Zufendung von Vermerken, welde di 
Entſcheidung auszugsweife enthalten. Inwieweit die Mittheilung der bei dr 
Konjulargerichten ergehenden Verurtheilungen an die im Abſatz 1 unter 1 und ? 
bezeichneten Stellen direft oder durd Vermittelung des Auswärtigen Amts zu 
geihehen hat, bleibt der Beſtimmung des Reichskanzlers überlajlen. 
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88. 

Die Vermerfe find in den Fällen des $ 2 als Strafnahriht A, in den 
Fällen des $3 Nr. 1 ald Strafnahricht B zu bezeichnen und auf ftarkem Papier 
in Gemäßheit der anliegenden Formulare aufzuftellen. 

Die legteren find aud in Bezug auf Größe, Format und Farbe des Papiers 
maßgebend. 

’ Die Strafnahrichten müſſen hiernach, und zwar in möglichſt deutlicher Schrift, 
enthalten : 

1. den durch die Größe der Buchitaben beionders herportretenden Familien: 
namen des Berurtheilten (bei Frauen den Geburtönamen), ſowie etwaige 
Beinamen und die Vornamen desjelben; bei mehreren Vornamen ift der 
Rufnahme zu unterjtreichen ; 

2. die Namen feiner Eltern ; 

3. Tag und Ort der Geburt; Tiegt legterer in Berlin, jo ift womöglich 
Straße oder Stadttheil hinzuzufügen; 

4. Wohnort und Beruf des Verurtheilten; 

5. Familienſtand des Verurtheilten und gegebenenfall® Namen und Stand 
des Chegatten; 

6. einen Auszug aus der verurtheilenden Enticheidung, aus welchem insbe— 
jondere zu erjehen ilt: 

a) die erfennende Behörde, 

b) das Datum der Verurtheilung, 

c) der GCharafter der für erwiejen erachteten Strafthaten und die zur 
Anwendung gebrachten gejeglichen Beltimmungen, 

d) die ausgejprochene Strafe. 

Auf die Vollftändigkeit und aftenmäßige Nichtigkeit diefer Angaben iſt die 
größte Sorgfalt zu verwenden. Inſoweit die betreffenden Thatiachen nicht zweifellos, 
fei e3 in den Akten, jei es durch nachträgliche Erhebungen der mittheilenden Be— 
hörde, feitgeitellt find, muß dies in der Strafnahricht ausdrüdlich hervorgehoben 
werden. 3.8. Tag und Monat der Geburt „nicht ermittelt“ oder Geburtsjahr 
„angeblich 1859*. 


89. 

Beitehen Zweifel über die Richtigkeit des in die Strafnahricht aufgenommenen 
Geburtsorts, jo ift außer der Strafnahrict für das Negifter des Geburtäorts 
nod ein zweiter Vermerk für dad Strafregiiter desjenigen Bezirks zu fertigen, 
in welchem der gewöhnliche oder mangels eines jolchen der legte Aufenthaltsort 
des Verurtheilten belegen ift. 

Aus jedem Vermerke muB erlichtlic) fein, wo ſich die anderen Gremplare 
befinden. 

$ 10. 

Ergibt jih im Laufe einer Unterfuhung, daß ein Angeichuldigter früher 
unter faljhen Namen verurtheilt ift, oder daß Vorſtrafen desielben an der nad) 
diefer Verordnung zuftändigen Stelle ($ 1 Nr. 1 bezw. 2) noch nicht regiftrirt 
find, jo iſt am Schluſſe der Unterſuchung zu veranlafien, daß 

1. nachträglich den Beſtimmungen der $$ 7, 8 entiprechende Strafnachrichten 

ergehen, 

2. die Berichtigung oder Vernichtung der etwa in die Regiſter aufgenommenen 

falihen Strafnadhrichten 
erfolgt. 





nn ; - 
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8 11. 

Führt ein Verurtheilter befugter oder unbefugter Weiſe mehrfache Familien— 
namen, jo ift auf jeden Namen eine bejondere Strafnahriht — unter ausdrüd: 
liher Verweiſung auf die andere Strafnachricht — aufzuftellen und abzuienden. 

8 12. 

Wird eine zur Negiftrirung mitgetheilte Verurtheilung in Folge einer Wieder: 
aufnahme des Verfahrens aufgehoben, jo hat hiervon, nad) eingetretener Rechts— 
fraft der Enticheidung, die Behörde, welche für deren Vollzug zu forgen bat, der 
mit der Führung des betreffenden Regiſters betrauten Behörde bezw. der zuftändigen 
Staatdanwaltihaft Mittheilung zu machen. Die Negifterbehörde hat den Inhalt 
der Mittheilung auf dem im Negifter niedergelegten Vermerke der Verurtheilung 
einzutragen. 

8 13. 


Form der NRegiiterführung. 


Die Regifter enthalten die Vermerke (88 7, 8, 9) in der überfandten Urſchrift. 

Die Vermerfe find alphabetiich geordnet und verichloffen aufzubewahren. 
$ 14. 

Der mit der Negifterführung betraute Beamte hat nad Eingang der Ver— 
merfe die Vollitändigfeit und möglichſt auch — gegebenenfall3 auf Grund der 
Standesregifter — die Richtigkeit der in dem Vermerfe enthaltenen Angaben über 
die Periönlichkeit und den Geburtsort des Verurtheilten zu prüfen. 

Findet er eine erhebliche Unvollſtändigkeit oder Unrichtigkeit, jo hat er den 
Vermerk unter furzer Angabe des Grundes an die abjendende Behörde behufs 
weiterer Prüfung und eventueller Berichtigung zurüdzuienden. 

Im anderen Falle hat er den ihm zugegangenen Vermerk unter genauer Be 
obachtung der alphabetiihen Ordnung in das Regiſter aufzunehmen. 

Bei verheirateten Frauen ift ihr urſprünglicher Familienname (Geburts: 
name) maßgebend. 

$ 15. 

Mehrere, diejelbe Perjon betreffende Vermerke find nicht einzeln in dem Ne 
gilter aufzubewahren, ſondern durch einen bejonderen Umjchlag mit Namensauf— 
ichrift von den übrigen Vermerken getrennt zu halten. 


$ 16. 
Diejenigen Vermerke, welche Perjonen betreffen, die inhalts berfelben das 
70. Lebensjahr überfchritten haben, find aus den Negiltern zu entfernen. Das 
gleiche gilt von Vermerfen über Perjonen, deren Tod dem Regifter führenden 
Beamten glaubhaft nachgewieſen ift. 


$S 17. 
Ausfunftsertheilung aud den Regiitern. 


Gerichtlihen und anderen öffentlichen deutichen Behörden ift auf jedes, eine 
beitinnmte Perſon betreffende Erjuchen über den Inhalt der Regiſter fojftenfre 
amtlihe Auskunft zn ertheilen. 

Das Erſuchen ift nad Maßgabe des Formulars C an die zuftändige Re 
gifter führende Behörde oder an den Staatsanwalt bei dem Landgerichte des Ge 
burt3orts der betreffenden Perfon zu richten. Die Negifter führende Behörde er: 
theilt ihre Auskunft durch Ausfüllung des ihr zugegangenen Formulars und zwar: 
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a) im alle die betreffende Perjon ſich im Negifter nicht vorfindet, durch die 
Einfügung des Wortes „nicht“ vor dad Wort „verurtheilt“ in der Zeile: 
„it ausweislich des Regiſters verurtheilt”; 

b) anderenfall® durch genaue Ausfüllung der weiteren Rubriken des For: 

mulard auf Grund der im Negifter fih vorfindenden Vermerke. 

Ergibt fi, daß die in dem Erfuchen bezeichnete Perſon an dem angegebenen 
Orte in dem Bezirke der erjuchten Behörde nicht geboren ift, worüber dieje fich 
thunlichft Gewißheit zn verichaffen hat, jo ift das Erſuchen mit einer entiprechenden 
furzen Bemerkung zurüdzufenden. Wird auf Verlangen die Auskunft telegraphiich 
ertheilt, jo ift dennoch ſchriftliche Auskunft nachzufenden. 


8 18. 


Inwieweit auswärtigen Behörden foftenfrei oder gegen Erhebung einer Ge- 
bühr Auskunft zu geben iſt, bleibt, ſoweit nicht bezügliche Abmachungen jeitens 
de3 Reichs mit der betreffenden auswärtigen Regierung getroffen find, der Be: 
ftimmung der Landesregierung, bezüglich des bei dem Reichs-Juſtizamt geführten 
Negiiterd der Beitimmung des Reichskanzlers überlafjen. 


8 19. 
Schlufbeitimmungen. 


Den Landesregierungen — hinſichtlich des Zentralregifterd dem Reichskanzler 
— bleiben auch die fonftigen zur Ausführung diefer Verordnung erforderlichen 
Beitimmungen vorbehalten. 


$ 20. 


Durch) die gegenwärtige Verordnung wird die Geltung von Vorſchriften in 
den Bundesjtaaten über anderweitig in Straffahen von den Behörden zu machende 
Mittheilungen nicht berührt. 

Insbeſondere bleiben unberührt die Vorjchriften, wonach einzelnen ausländ— 
iſchen Regierungen die Nerurtheilungen ihrer Staatsangehörigen vertragsmäßig 
in beftimmter Form mitzutheilen find. 


g 21. 
Diefe Verordnung tritt am 1. Oktober 1882 in Kraft. 


Berlin, den 16. Juni 1882. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: vd. Schelling. 


— Ali 
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Formular A. 







EL: 2: 3; 
Mittheilende Behörde: Strafnachricht (A) für das Strafregijter Jahrgang 
zu des Urtheils: 












5. 
Altenzeihen der 
Strafiahe, in der 
die Verurtheilung er: 
folgte: 


Familienname des 
Verurtheilten 


Vorname: 






7. 
Bor: und Zuname ihon früher bejtraft ? 
der Eltern: ja. nein. 









B. 13. 


Tag Auszu us d Urtheil: 
* und Monat, a en IEEigert- 


* Jahr, 


Ort verurtheilt durch 





Gemeinde, 
Landgerichtsbezirk, 
Geburt, Staat: 
vom — ae 
v. 
Familieuſtand: verheiratet WEGEN nn emmensnenneniensienseneennn nenne 
event. 


Vor- und Zuname 
des Ehegatten: 











10, 

N an Wanete Bei: 
Lepter Wohnort: 

11. 
Alter: zu einer ftrafe von 
Beruf: 

12. 


Bemerlungen. 
Die Richtigkeit beicheinigt: 


Datum: 








— ⏑ EEE EEE, — . —— 2 — — 
⸗ J 
* 
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Formular R. 


—1 2 








Mittheilende Behörde: Strafnachricht (B) für das Strafregiſter 
zu 
3. 
Familienname 
des Verurtheilten: 
Vorname: 
4. 


Name der Eltern: 





5. 
Alter, Beruf (Gewerbe), 
Familienſtand: verheiratet. 
6. 
Wohnort: 
T 
geboren SCHE ESTERELEINEERETERTEEREe 
JJJzzzzz... — Landgerichtsbezirk: ne 
ERRNERSBRSLTEERFRHREN 
derff 
wegen zeunneennnseeemnnnseennnnssennnnnnsnnenn 4Apupasp-pärrA-:räup2uüA . D r .rr urrr ucuMTro .e2ꝛr rnd2i-er f lce -:.2.r .en: U.. .are-ruuo ereaan 
iſt laut Beſchluß JJJ ID FAR SEN AEREEERSERTHRFERFRERRSTSSENEIERGEF 
———— ———— — — — ——,,——— 
auf Grund des $ 362 Abſatz 2 des Strafgeſetzbuchs men 
Die Richtigkeit beicheinigt: 
Datum: 


Bemerkung: Das Formular B wird auf blauem Papier ausgeführt, 
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Formular C. 


Ürihriftlich mit der Bitte um ſchleunige Nüdjendung 


an 


in 





zur gefälligen Austunftsertheilung über die Vorjtrafen der umftehend bezeichneten Perion. 


Datum: 


Unterſchrift: 





Urſchriftlich unter Bezugnahme auf beifolgenden Auszug zurück 


an 
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Auszug aus dem Strafregifter 
de zu 
Yamilienname: | 
Bornamen: | 
Vor= und Zuname der” 
Eltern: 
Geburtstag: | 
Geburtsort: | 
Wohnort: | 
Yamilienjtand: | —— 
Beruf: 
iſt ausweislich des Regiſters verurtheilt 

Fa a a a er BR 














Das Normal-Ztunungsſtatut. 


(Zentralblatt für das Deutiche Reich 1882 ©. 247 ff.) 


— — — 


Um die Ausführung der auf die genoſſenſchaftliche Organiſation des Hand: 
werks abzielenden Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Ge 
werbeordnung bom 18. Juli 1881 (Neichögeiegblatt Seite 233) zu erleichtern 
und zu fördern, habe ich unter Mitwirkung von Sachverftändigen einen den 
neuen geleglichen Beitimmungen angepaßten Entwurf eines Innungsitatuts aus 
arbeiten laffen. Indem ich mich beehre, einige Gremplare dieſes Entwurfs nebit 
Grläuterungen zur gefälligen Kenntnißnahme beizufügen, jtelle ich dem ꝛc. Minis 
fterium 2c. ganz ergebenft anheim, die thunlichit weite Verbreitung desielben in 
den betheiligten gewerblichen Kreiſen durch die zuftändigen Behörden fördern und 
dadurh die Errichtung neuer Innungen, ſowie die Neorganifation  beitebender 
Innungen wirkſam anregen und erleihtern zu wollen. 

2%. ꝛc. 2%. 


Berlin, den 11. Januar 1882. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: v. Boetticher. 
An ſämmtliche Bundesregierungen. 


Entwurf eines Innungsſtatuts 
auf Grund des Veichsgefehes vom 18. Juli 1881. 
Nebit Erläuterungen. 


Vorbemerkung. 


Das Normal-Innungsitatut ift weder für die Entichließungen derjenigen, welde eine 
Innung errichten oder reorganifiren wollen, noch für die Entiheidung der Behörden, denen 
die Genehmigung der Innungsitatuten obliegt, verbindlih. Es joll nur eine Anleitung zur 
Aufſtellung eines den gejeplichen Erfordernifien (vgl. $$ 98a und 98 b der Gewerbeordnung) 
entiprechenden Statut3 geben. Dabei ift eine nur ein Gewerbe umfajjende Innung von 
mittlerer Ausdehnung vorausgejegt. Die Abänderungen, melde nöthig werden, wenn die 
Innung mehrere Gewerbe umfaht, werden leicht zu formuliren fein. Für Innungen don 
geringer Mitgliederzahl wird das Statut vereinfacht werden fünnen. Dagegen wird dasſelbe 
auch für die größten Innungen brauchbar fein, da die umfaſſenderen Aufgaben, welche eine 
ſolche fich jtellen kann, größtentheild durch Nebenjtatute näher zu regeln jein werden. 

Auch abgejehen von den Stellen, wo die Möglichkeit von Abweichungen oder verjchiedenen 
Beitimmungen dur Klammern [—] angedeutet ift, wird bei der Abfafjung des Statuts fur 
eine bejtimmte Innung ftet3 zu prüfen jein, ob die einzelnen Beitimmungen mit Rüchſicht 
auf die bejonderen Verhältniſſe der zu errichtenden oder zu reorganifirenden Innung über 
haupt aufzunehmen, ob fie zu modifiziren oder durch andere zu erjeßen find. 

Die Ziffern der nachfolgenden Erläuterungen entiprechen den in Klammern (—) jtehenden 
Ziffern des Normalitatuts, 


Entwurf nebjt Erläuterungen. 645 


Statut der [Tifchler-] Innung zu N. 


Die Unterzeichneten treten auf Grund der 88 97 ff. der Gewerbeordnung 
(Gefeg vom 18. Juli 1881) und der nachfolgenden Beitimmungen zu einer 
Innung zufammen. 

(Andere dajjung.) 

Für die zu N. beitehende [Tifchler:] Innung wird auf Grund der SS 97 ff. 
der Gewerbeordnung (Geieß vom 18. Juli 1881) das nachfolgende revidirte 
Statut erlajlen. 

Zum Eingang.) 

Die Faſſung für neue Innungen entipricht der Faſſung des $ 97 der Gewerbeordnung, 
wonad eine Innung durch Zujammentreten der Gewerbetreibenden eines oder mehrerer 
Gewerbe zu Stande fommt. Auch eine fir mehrere oder für „alle“ Gewerbe errichtete Innung 
kann nur ſolche Gewerbe umfaljen, welche unter den Zufammentretenden wirklich vertreten find. 

Name, Sig und Bezirf der Innung. 

$ 1. Die Innung führt den Namen [Tijchler:] Innung zu N. Ihr Sik 
iſt zu N. 

Ihr Bezirk umfaßt den Bezirk der Gemeinde [des Amtsbezirks, des Kreiſes (')] 
N., [fowie der Gemeinden A., B., C. x. ()]. 


Zu 81. 
(Bol. 88 98, 98a Nr. 1 der GO.) 
1. Faflung für den Fall, dab der Bezirk der Innung einen größeren VBerwaltungsbezirk oder 
den Bezirk eines größeren Kommunalverbandes umfaht. 
—2— für den Fall, daß der Bezirk der Innung die Bezirke mehrerer einzelner Gemeinden 
umfaßt. 


ro 


Aufgaben der Innung. (') 

8 2. Die Innung ift beftimmt, die gemeinfamen gewerblichen Intereſſen 
ihrer Mitglieder zu fördern. 

Zu dem Ende wird fie in erfter Linie die ihr nach $ 97 der Gewerbeordnung!) 
obliegenden Aufgaben zu erfüllen juchen (2) und außerdem folgende Zwede (?) 
verfolgen : 

[1. Die Vervollkommnung des Gewerbebetriebes der Innungsmeiſter und der 
Gejellen derjelben durch Veranftaltung von Vorträgen, Errichtung einer 
Modell: und Mufterfammlung, einer Fachbibliothek, einer Fachſchule (ge: 
werblicher Zeichenjchule). 

2. Die Abhaltung von Meiſter- und Gejellenprüfungen und Ausftellung von 
Zeugniifen darüber. 

3. Die Erridtung eines gemeinfamen NRohftofflagerd, einer gemeinjamen Ber: 
faufshalle für die Innungsmeifter, die Beihaffung verbeſſerter Werkzeuge 
und Apparate, die Anschaffung von Hülfsmaſchinen zur gemeinjfamen Be: 
nugung für die Innungsmeilter. 


») 8 97. Diejenigen, welche ein Gewerbe jelbjtändig betreiben, fünnen zur Förderung 

der gemeinjamen gewerblichen Interejien zu einer Innung zujammentreten. 

Aufgabe der neuen Innungen it: 

1. die Pflege des Gemeingeijtes, jowie die Aufrechterhaltung und Stärfung der Standes: 
ehre unter den Jnnungsmitgliedern ; 

2. die Förderung eines gedeihlihen Verhältniſſes zwiſchen Meijtern und Gejellen, ſowie 
die Fürſorge für das Herbergswejen der Gejellen und für die Nahweilung von 
Gejellenarbeit ; 

3. die nähere Regelung des Lehrlingäwejen und der Fürſorge für die techniiche, ge 
werbliche und jittliche Ausbildung der Lehrlinge; 

4. Streitigkeiten der im $ 1208 bezeichneten Art zwiichen den Jnnungsmitgliedern und 
ihren Lehrlingen an Stelle der Gemeindebehörde (Abjag 2 dajelbit) zu enticheiden. 
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4. Die Erridtung einer Vorſchußkaſſe für die Snnungsmeifter. 

5. Die Erridtung einer Kranken- und Sterbefaffe für die Innungsmeiiter 
und deren Angehörigen, für die Gefellen und Lehrlinge der Innungs— 
meijter. 

6. Die Errichtung eine Schiedsgerichts zur Entiheidung der in $ 120a 
der Gewerbeordnung") bezeichneten Streitigkeiten zwiſchen den Innungs— 
meiftern und ihren Gejellen.] 

Ueber die unter Nr. 3—6 bezeichneten Ginrichtungen werden die erforder: 

lichen Beftimmungen durch Nebenftatute nad) Maßgabe der 88 98 c, 100, 100d 
der Gewerbeordnung getroffen werben. (*) 


Bu $ 2. 
8 83 88 97, 97a, 98a Nr. 2 der G.-O.) 
1. Das Statut muB über die Aufgaben der Innung Beitimmung treffen. Aufgaben, welde 
nicht als jolde der Innung im Statut bezeichnet find, kann die Innung fpäter, auch 
wenn fie gejeglich zuläſſig jind, ohne entſprechende Abänderung des Statut3 nicht verfolgen. 
Dieje oder eine ihrem Inhalte nad) gleiche Beſtimmung muB jedes Statut enthalten, weil 
die in $ 97 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Aufgaben von jeder Innung erfüllt werden müflen. 
3. Die unter Nr. 1—6 bezeichneten Aufgaben jind wie die unter den gleichen Nummern des 
$ 97a der Gewerbeordnung aufgeführten nur Beilpiele ſolcher Kufgaben, welche die 
Innung in das Bereich ihrer Wirkſamkeit ziehen fann, aber nicht mug. Wie viele und 
welche derfelben in das einzelne Innungsjtatut aufzunehmen find, muß nad den lofalen 
Verhältnijien und Bedürfnifien und namentlich nad) dem Maße der der Innung zur Ver: 
fügung ftehenden Kräfte geprüft werden. Auch andere als die aufgeführten Aufgaben 
können hier aufgenommen werden, jofern fie zur Förderung der „gemeinjamen gemwerbs 
lihen Interefien” der Jnnungsmitglieder ($ 97a Abſ. 1) dienen. 
4. Für alle Zwede, welche unter Nr. 4, 5, 6 des $ 97a der Gewerbeordnung fallen, dürfen 
die zu ihrer Erreihung zu treffenden Einrichtungen nur durch Nebenjtatute geregelt werden 
($ 98a Abj. 4 der Gewerbeordnung), während für alle übrigen Zwecke auch die näheren 
Einrihtungen im Innungsjtatut zu regeln find (dajelbjt Nr. 2). 


Mitgliedichaft. 


8 3. Mitglieder der Innung find die Unterzeichneten und diejenigen, melde 
nad) Maßgabe der nachfolgenden Beitimmungen in die Innung aufgenommen 
werben. 

(Andere Fajiung.) 

8 8, Mitglieder der Innung find die Mitglieder der bisherigen [Tiichler:] 
Innung, fowie diejenigen, weldhe nah Maßgabe der nachfolgenden Beltimmungen 
in die Innung aufgenommen werden. 

84. (!) Zum Eintritt in die Innung ift jeder Großjährige berechtigt, welcher 

a) das [Tijchler-] Gewerbe [eines der Gewerbe, für welche die Innung er: 

richtet ift] innerhalb des Innungsbezirks jelbftändig betreibt, 

b) fi im Beſitz der bürgerlichen Chrenrechte befindet, 

e) nicht in Folge gerihtliher Anordnung in der Verfügung über fein Ver: 

mögen bejchränft iſt, 


wo 


') 8 120a. Streitigkeiten der jelbjtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Arbeitern, die 
auf den Antritt, die Fortſetzung oder Aufhebung des Arbeitsverhältnifies, auf die gegenfeitigen 
Leiftungen aus demijelben, auf die Ertheilung oder den Inhalt der ArbeitSbücher oder Zeug: 
niſſe fich beziehen, find, fomweit für diefe Angelegenheiten bejondere Behörden bejtehen, bei 
diefen zur Entjcheidung zu bringen. 

Inſoweit jolche bejondere Behörden nicht bejtehen, erfolgt die Enticheidung durd die 
Gemeindebehörde. Gegen diefe Entfheidung jteht die Berufung auf den Rechtsweg binnen 
10 Tagen offen; die vorläufige Vollftretung wird durd die Berufung nicht aufgehalten. 

urch Ortsftatut ($ 142) fünnen an Stelle der gegenwärtig hierfür bejtimmten Be 
hörden Schiedsgerichte mit der Entſcheidung betraut werden. Diejelben find durd die Ge— 
meindebehörde unter gleicymäßiger Zuziehung von Arbeitgebern und Arbeitern zu bilden. 
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d) den an die Mitglieder der Innung in Bezug auf ehrenhaften Lebens: 
wandel und ordnungsmäßigen Gewerbebetrieb zu ftellenden Anforderungen 
genügt, 

wenn er 

1. entweder bei einer Innung nad) ordnungsmäßiger Lehrlings-Lehrzeit und 
abgelegter Gefellenprüfung ausgeichrieben und mindeftens [3] Jahre als 
Gejelle oder Gehülfe im [Tifchler-] Gewerbe beichäftigt geweſen ift, 

2. * — anderswo beſtehenden [Tiſchler-- Innung als Mitglied ange— 

ört hat, 

3. oder mindeſtens [2] Jahre lang das [Tiſchler-] Gewerbe ſelbſtändig [mit 
Gehülfen] betrieben hat, 

4, oder die Meifterprüfung vor der Innung ablegt. 

Für diejenigen, welche das Gewerbe an einem Orte erlernt haben, wo bei 
Beginn ihrer Lehrzeit eine [Tifchler:] Innung nicht beftand, tritt an die Stelle 
des Erforderniffes unter Nr. 1 die Beibringung eines nad) Maßgabe des $ 129 
der Gewerbeordnung!) auögeftellten und beglaubigten Zeugniffes, durch welches 
die erfolgreiche Zurüdlegung einer mindeftens [3] jährigen Lehrzeit nachgewieſen 
wird, und der Nachweis mindeitens [3] jähriger Beichäftigung als Gefelle oder 
Gehülfe im [Tifchler-] Gewerbe. 

Für diejenigen, welche zur Zeit des Erlaſſes dieſes Statut3 das [Tifchler-] 
Gewerbe innerhalb des Innungsbezirkes felbftändig betreiben und fich binnen 
[2, 4, 6] Monaten zum Gintritt in die Innung melden, fommen die unter 
Nr. 1—4 aufgeitellten Erfordernijje in Wegfall. 

Su S 4. 

1. De — der Aufnahme müſſen durch Statut geregelt werden. 

Die Erforderniſſe unter a, b, e ſind geſetzliche ($ 100 Abſ. 1und 6 der Gewerbeordnung), 
welche durch das Statut nicht geändert werden fünnen. Im Uebrigen fteht e8 den Be— 
gründern der Innung frei, jtrengere oder mildere Bedingungen aufzujtellen. Ob fie 3. B. 
die unter 1 bis 4 aufgeitellten Erfordernifie, wie im Normaljtatut vorgejehen, nur alters 
nativ, oder mehrere derjelben nebeneinander, namentlich Nr. 4 neben Nr. 1 aufnehmen 
wollen, ijt nad) den Umſtänden zu enticheiden. Die Rüdjicht auf das künftige Anjehen 
der Innung jpricht für ftrengere Erfordernijie, während jolche leicht vom Eintritte in die 
Innung mehr abjichreden fünnen, ald namentlid) anfangs zu wünſchen ijt. 

8 5. Die Meifterprüfung (!) wird vom Innungsvoritande nad Maßgabe 

der folgenden Beitimmungen abgenommen. 

(Hier find die Gegenitände, auf welche fich die Prüfung eritreden ſoll, ſowie 
Art und Umfang der zu fordernden Leiftungen anzugeben, wobei zu beachten, daß 
nah $ 100 Abj. 2 der Gewerbeordnung nur der Nachweis der Befähigung zur 
jelbftändigen Ausführung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes gefordert 
werben darf.) 


Zu $ 5. 
1. Wenn eine Meifterprüfung überhaupt gefordert wird, jo mu Art und Umfang derjelben 
im Statut geregelt werden ($ 100 Abſ. 2 der Gewerbeordnung). 


8 6. Diejenigen, welche ald Werkmeiſter (') oder in ähnlicher Stellung bei 
einem innerhalb des Innungsbezirks beitehenden Großbetriebe für [Tiſchler-] Ar: 


) $ 129. Bei Beendigung des Lehrverhältnifjes hat der Lehrherr dem en, unter 
Angabe des Gewerbes, in welchem der Lehrling unterwiejen iſt, über die Dauer ber Lehrzeit 
und die während derjelben erworbenen Kenntnijie und Fertigkeiten, ſowie über jein Betragen 
ein Zeugniß auszuftellen, welches von der Gemeindebehörde koſten- und jtempelfrei zu bes 
laubigen: ift. 

z An Stelle diejer Zeugnifie können, wo Innungen oder andere Vertretungen der Ges 
werbetreibenden bejtehen, die von diefen ausgejtellten Lehrbriefe treten. 
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beiten beihäftigt find, können in die Innung aufgenommen werden, wenn fie den 

Grfordernifien des $ 4 mit Ausnahme desjenigen unter a entſprechen. [Ein 

Neht auf Aufnahme fteht ihnen nicht zu.] 

: S 6. 

1. DE bie Mufnafıme von Werkmeiftern zc. in die Innung überhaupt vorgejehen werden ol, 
ift Sache der freien Entſchließung. Ebenſo ob denen, welche den Erfordernifien genügen, 
ein Recht zum Eintritt eingeräumt oder nur der Innung die Möglichkeit ihrer Aufnahme 
gewährt werden joll. 

$ 7. Ueber die beim Vorſitzenden des Innungsvorftandes [Obermeifter] 
einzubringenden Aufnahmegeſuche enticheidet [der Vorſtand, ſofern er nicht bie 

Ablehnung auf Grund der Beitimmungen unter d des $ 4 für erforderlich hält. 

In diefem Falle hat er die Enticheidung der Innungsverfammlung in ihrer nächſten 

Sigung herbeizuführen. Ebenſo ift über die Aufnahme der in $ 6 bezeichneten 

Perſonen der Beihluß der Innungsverfammlung herbeizuführen (*). [die Innungs— 

verſammlung]. 


usT. 

1. PR: Bone find zu ftreihen, wenn die Entideidung über alle Aufnahmegeſuche der 
Innungsverfammlung vorbehalten werden joll. Dies wird fi in der Negel nur für 
fleinere Innungen empfehlen. Für größere Innungen wird Beichluß der ee 
fammlung zwedmäßig nur für ſolche Fälle vorzubehalten jein, wo die Aufnahme von 
einem Urtheil über die Ehrenhaftigkeit oder gewerbliche Tüchtigkfeit des Angemeldeten ab: 
hängig ift, oder wo es jih um die Aufnahme von Werkmeijtern handelt. 

$ 8. Der Beihluß [des Vorftandes oder ()) der Innungsverfammlung 
über die Aufnahme ift dem Angemeldeten vom VBorfigenden — und zwar im Falle 
der Ablehnung ſchriftlich — mitzutheilen, 

Wird gegen einen ablehnenden Beihluß Beſchwerde bei der Auffichtsbehörde 
erhoben ($ 104 Abi. 4 der Gewerbeordnung), jo find auf Aufforderung der 
legteren die Gründe der Ablehnung anzugeben, jofern dies nicht jchon bei Mit: 
theilung des Beſchluſſes geſchehen iſt. 

Der Neuaufgenommene, welchem bei Mittheilung der Aufnahme ein Exem— 
plar des Innungsſtatuts einzuhändigen ift, tritt damit in alle Rechte und Pflichten 
der Innungsmitglieder ein. [Derjelbe wird der Innung3verfammlung durd den 
Obermeijter vorgeftellt, hat feinen Namen in die Rolle der Innungsmeiſter ein: 
zutragen und fih durh Handſchlag zur Erfüllung aller Obliegenheiten eines 
Sunungsmitgliedes zu verpflichten (*).] 

us$8. 

I; ai —* find zu ſtreichen, wenn in allen Fällen die Innungsverſammlung jelbit 

enticheidet. 

Bo a andere Art der förmlichen Aufnahme üblich ift, fteht nichts im Wege, diejelbe 

beizubehalten. Es liegt nur im Interefje der Innung, daß überhaupt eine dem Ernite 

der Sache entſprechende Form der Aufnahme vorgejehen wird. 

$ 9. Jedes neu eintretende Mitglied hat ein Eintrittögeld von... . M() 
in die Innungsfaffe zu zahlen. ine Erhöhung oder Herabjegung bes Eintritt 
geldes fann von der Innungsverfammlung beichloffen werden. Ein folder Be 
ſchluß hat nur für diejenigen Wirkung, welche fich erft nad) demfelben zur Aufe 
nahme gemeldet haben. 

3u$9. 

1. Für Innungen, welche kein für die einzelnen Mitglieder — Vermögen haben, em 
pfiehlt es ji, das Eintrittägeld niedrig zu bemefjen, damit die Höhe desjelben nicht vom 
Eintritt abjchredt. 

8 10. Wird nad) dem Tode eines Innungsmeiſters der Gewerbebetrieb desielben 
für Rechnung der Wittwe fortgefegt, jo gehen die Befugniſſe und Obliegenheiten 
de3 Verftorbenen mit Ausnahme des Stimmreht3 und der Ehrenrechte auf die 


x) 
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Wittwe über, wenn dieſelbe einen Werfführer annimmt, welcher den Anforder: 
ungen des $ 4 mit Ausnahme derjenigen unter a daſelbſt entipricht. 

Auf Antrag der Wittwe hat der Innungsvorſtand feine Vermittelung zur 
Srlangung eines geeigneten Werkführers eintreten zu laſſen. 

$ 11. () Durh Beihluß der Innungsverfammlung können Perjonen, 
welhe dem [Tijchler-] Gewerbe nicht angehören oder dasjelbe nicht mehr betreiben, 
zu Ehrenmitgliedern der Innung ernannt werden. Diejelben find berechtigt, an 
den Innungsverfammlungen und auf an fie ergebende Einladung an den Ber: 
bandlungen de3 Vorſtandes und der Innungsausſchüſſe mit berathender Stimme 
theilzunehmen. 

Zu$ 1. 
1. Ob die Aufnahme von Ehrenmitgliedern überhaupt vorgejehen werden ſoll, und welche 

Rechte denjelben eingeräumt werden follen, ift Sache der freien Eutichließung. 


Allgemeine Rechte und Pflichten der Innungsmitglieder. 


$ 12. Jedem Innungsmitgliede fteht das Neht auf Theilnahme an dem 
Vermögen und den Ginrihtungen der Innung, fowie auf Benugung ihrer ges 
meinfamen Anftalten nah Maßgabe dieſes Statutö, der Nebenitatute und ber 
Beihlüffe der Innungöverfammlung zu. 

8 13. Jedes Mitglied der Innung iſt verpflichtet, zur Yörderung der ge— 
meinfamen gewerblichen Intereflen nad) Maßgabe dieſes Statut3 mitzuwirken, den 
Vorichriften des letzteren, den Beichlüffen der Innungsverfammlungen und den 
Anordnungen, weldhe vom Borjtande und den Ausſchüſſen der Innung innerhalb 
ihrer Zuftändigfeit getroffen werden, Folge zu leilten. 

8 14. Jedes Mitglied der Innung, welches das [60fte] Lebensjahr noch 
nit überichritten hat, ift verpflichtet, die auf ihn fallende Wahl zu Innungs— 
ämtern anzunehmen, ſofern es nicht bereitö (409] Jahre hintereinander oder im 
ganzen [6(?)] Jahre ein Innungsamt verwaltet hat. 

Ueber die Zuläfligfeit der Ablehnung aus anderen Gründen entjcheidet die 
Innungdverfammlung. Wer die Annahme der Wahl aus unzuläfligen Gründen 
ablehnt, fann durch Beihluß der Innungsverfammlung verpflichtet werben, eine 
Buße bis zum [vierfadhen (9)] Betrage feines Jahresbeitrag zu bezahlen. 


Zu $ 14. 

1. Hier ift diefelbe Zahl einzutragen, welche in $ 31 bei () gewählt wird. 

2, Bier wird dad Doppelte oder das Anderthalbfache der Zahl bei (*) einzutragen fein. 

3, Wird nad) der Zahl bei (*) zu bemeſſen jein. 

8 15. Kommen unter den Innungsgenofjen Beleidigungen oder Streitig- 
feiten, welche jich auf gewerbliche Angelegenheiten beziehen, vor, jo hat der Vor— 
ftand auf Antrag eines derjelben beide Theile vorzuladen und einen Vergleich 
oder eine Ausföhnung unter ihnen zu verjuchen. 

Innungsmitglieder, welche Streitigkeiten diefer Art ohne vorgängigen Sühn— 
verfuch vor dem Vorftande gerichtlich anhängig machen, verwirfen eine vom In— 
nungsvorſtande feitzufegende Ordnungsitrafe bis zu [10] M& (). 

3u8$15. 

1. Die Vorjchrift diefes $ 15 iſt die einzige befondere Beitimmung, welche zur Verwirklichung 
der in $ 97 Nr. 1 bezeichneten Aufgabe in das Normalitatut aufgenommen ijt. Weitere 
diefem Zwecke dienende Bejtimmungen, 3. B. jolche, weldye einen joliden Gejchäftsbetrieb 
bei den Innungsmitgliedern fördern oder eine Konkurrenz dur unlautere und ſchwindel— 
Hafte Mittel unter denjelben ausſchließen, jind wünſchenswerth, müſſen aber dem Ermefjen 
der Betbeiligten anheimgejtellt werden. 

S 16. Jedes Innungsmitglied ift verpflichtet, den zum Zweck jeiner Ver— 
nehmung in Innungsangelegenheiten an ihn ergebenden VBorladungen nahzufommen. 

Annalen bes Deutfhen Reichs. 1882 42 
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Bei [In (9 der Vorladung, [welche fchriftlich zu erlaffen ift (1)), muB der 
Zwed derjelben angegeben werden. Sie kann unter jchriftlicher Androhung einer 
Ordnungsſtrafe bis zu [3] M. erfolgen. Im Falle unentichuldigter Nichtbeadht: 
ung der Borladung kann bei Wiederholung derjelben die doppelte Strafe ange: 
droht werben. 

Zu 8 16. 

1. Zu ſtreichen, wenn ſchriftliche Form der Vorladung nicht vorgeſchrieben werden ſoll. 

$ 17. Jedes Mitglied der Innung hat lviertel-, halb-] jährlich einen 
ordentlichen Beitrag von . . . Ab. zu zahlen. [Bgl. 8 49] ('). 

Durch Beihluß der Innungsverfammlung können außerordentliche Beiträge 
auögeichrieben werden. 

Bus 17. 

1. Der Beitragsfuß mu dur das Statut feitgeitellt werden ($ 98a Nr. 4 der Gewerbe 
ordnung). Ob die Beiträge für alle Mitglieder gleich fein, oder ob 3. B. neben einem 
für alle gleihen Beitrage Zujchläge nad) der Zahl der von den Mitgliedern beicäftigten 
GSejellen erhoben werden jollen, bleibt zu erwägen. 


Austritt aus der Innung. 


$ 18. Der Austritt eines Mitgliede® aus der Innung ift nur mit dem 
Schluſſe eines Kalender-BVierteljahres zuläflig und muß [. . .] () Monate vor: 
her dem Innungsvorftande durch Ichriftliche Erklärung angezeigt werben. 

Austretende Mitglieder verlieren alle Anjprüdhe an das Innungsvermögen 
und — vorbehaltlih abweichender Beitimmungen der Nebenftatute — am ben von 
der Innung errichteten Nebenkaſſen und Anftalten. Sie bleiben zur Zahlung 
derjenigen Beiträge verpflichtet, deren Umlegung am Tage ihres Austrittö bereits 
erfolgt war. Beſondere Berbindlichfeiten, welche für fte aus den Nebenitatuten 
erwachſen oder von ihnen der Innung gegenüber eingegangen find, werden durch 
den Austritt nicht berührt. 

3u $ 18, 
1. Nach 8 100 Abi. 7 der Gewerbeordnung höchſtens 6 Monate. 


Ausichluh aus der Innung. 


8 19. Durch Beihluß der Jnnungsverfammlung können aus der Innung 
ausgeſchloſſen werden: 

1. Diejenigen, welche die bürgerlichen Ehrenrechte verloren haben oder in 
Folge gerichtliher Anordnungen in der Verfügung über ihr Vermögen 
beichränft find ('). 

2. Diejenigen, welche ſich troß voraufgegangener wiederholter Ordnung: 
ftrafen fortgeiegter Verlegungen der ihnen als Mitgliedern der Innung 
obliegenden Verpflichtungen ſchuldig machen. 

3. Diejenigen, welche durch unehrenhafte Handlungen oder Iafterhaften Leben 
wandel in jchlehten Auf gerathen find. 

4. Diejenigen, welche während zweier auf einander folgender Jahre dus Ge 
werbe nicht mehr jelbitändig betrieben haben. 

Wittwen ($ 10) fönnen außerdem ausgeichlojfen werden, wenn fie ſich 
weigern, einen Werkführer zu entlaffen, welcher den in $ 10 aufgeitellten Er: 
forderniflen nicht mehr entipricht. 

Ein Antrag (?) auf Ausichließung eines Mitgliedes kann in der Innungs— 
verjammlung nur zur Verhandlung gebradht werden, wenn er vom Innungs— 
vorſtande geftellt oder bei dieſem jchriftlih unter Angabe des Ausſchließungs— 
grumdes und, don mindeltens [5] [einem . . . tel der] ftimmberedhtigten Mit: 
glieder[n] unterzeichnet, ſpäteſtens 14 Tage vor der Verfammfung eingebraht it. 


—* 
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Der Antrag ift dem betreffenden Innungsmitgliede jpäteitend 8 Tage vor 
der Innungsverjammlung, in welcher er zur Verhandlung fommen joll, unter 
Angabe des Ausichließungdgrundes jchriftlich mitzutheilen. 

Eine Beihlußnahme über den Antrag darf nicht erfolgen, bevor nicht dem 
betreffenden Mitgliede Gelegenheit gegeben ift, fi vor der Innungsverfammlung 
zu vertheidigen. Beruft fich derjelbe für Thatiahen, welche er zu feiner Ber: 
theidigung vorbringt, auf Zeugen oder jonjtige Beweismittel, welche nicht zur 
Stelle find, jo iſt auf feinen Antrag die Beichlußnahme auf eine jpätere Ver: 
ſammlung zu verjchieben. Erſcheint er in einer der beiden Verfammlungen ohne 
genügende Entihuldigung nit, jo erfolgt die Beſchlußnahme in feiner Ab: 
weſen heit. 

Ausſchließungsbeſchlüſſe, welche unter Nichtbeachtung der vorſtehenden Vor— 
ſchriften gefaßt werden, ſind nichtig. 

Hinſichtlich der Rechte und Pflichten der Ausgeſchloſſenen greifen die Be— 
ſtimmungen des 8 18 Abſatz 2 Platz. 


ug 19. 

1. Bon der en des Stimmrechts und der Ehrenrechte find die hier Bezeichneten kraft 
Gejepes ($ 1004 Abi. 2 der Gewerbeordnung) „ausgeichlofien. Ob fie kraft Statuts die 
Mitgliedichaft verlieren, oder ob, wie hier vorgejehen, ihr Ausihlu vom Beichlufje der 
Innungsverfammlung abhängen joll, ift zu erwägen. Für letzteres ſpricht die Rüdjicht, 
dab Die Mitgliedichart häufig mit Vermögensrechten verbunden ijt und Umjtände vor- 
liegen können, welde es billig erjcheinen lafien, diefe den unter Nr. 1 fallenden Mit- 
gliedern nicht zu entziehen. 

2. Das Ausihliegungsverfahren kann aud anderweitig geregelt werden; es liegt aber 
im Intereſſe der Innung, dur ein fürmliches Verfahren übereilte Ausſchließungsbeſchlüſſe 
thunlichjt zu verhindern und den Betheiligten die Möglichkeit ausreichender VBertheidigung 
zu jichern. Andernfalls kann leicht durch ein nachfolgendes Beichwerdeverfahren das Ans 
jehen der Innung gefährdet werden. 


Innungsverfammlung (9. 


Zu 88 20 bis 28. 

1. Die Innungsverfammlung it die Vertretung der Innung als Korporation. Der $ 20 
bejtimmt über ihre Zufammenjegung und über das Stimmrecht der Mitglieder, $3 22 
und 23 über ihre Berufung, $ 26 über ihre Beſchlußnahme und die Beurkundung ihrer 
Beichlüfle. Hierüber mu 5 das Statut nad) $ 98a Nr. 7 und 8 der Gewerbeordnung 
Beitimmungen enthalten. 

Die in $ 21 enthaltene Bejtimmung über die der Beichlußfafjung der Innung unter 
liegenden Angelegenheiten empfiehlt fih, um die Zunktionen der Innungsverjanmlung 
und des Innungsvorjtandes jicher gegen einander abzugrenzen. Der Umfang der Be: 
fugnifie des Vorjtandes, welcher nad) $ 98a Nr. 6 durch das Statut bejtimmt werden 
muß, läßt fich leichter in der Weile abgrenzen, daß diejenigen Angelegenheiten bezeichnet 
werden, welde der Beſchlußfaſſung der Innung vorbehalten werden, als in der Weije, 
daß alle Befugniſſe des Voritandes aufgezählt werden. 

Der Anhalt der 88 24 und 25 kann auch in der $ 28 vorgejehenen Geſchäftsordnung 
feinen Play finden. Seine Aufnahme in das Statut erleichtert die Leberjiht und wird 
meijtens eine befondere Gejchäftsordnung überflüjjig machen. 

Die Beitimmung des $ 27 empfiehlt jih, um Wiederholungen bei den verſchiedenen 
Wahlbejtimmungen überflüſſig zu machen. 


$ 20. Die Innungsverjammlung beiteht aus jämmtlichen Mitgliedern der 
Innung, welche ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und nicht in 
Folge gerichtlicher Anordnungen in der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find. 

Sämmtlihe Mitglieder der Innung haben gleiches Stimmredt. 

Da3 Stimmreht ruht: 

1. für Diejenigen, welche das Gewerbe zur Zeit nicht jelbitändig betreiben, 

2. für diejenigen, welche mit den Innungsbeiträgen länger als [ein Viertel: 

jahr] im Rückſtande find. 
42* 
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8 21. Der Beihlußfaffung der Innungsverſammlung unterliegen neben den 

ihr durch befondere Beſtimmungen vorbehaltenen Angelegenheiten: 

1. Die Feitftelung des alljährlich aufzuftellenden Haushaltsplanes der Inne 
ung, die Bewilligung von Ausgaben, welche nicht im Haushaltsplane 
porgejehen find, und die Abnahme der Jahresrechnung. 

2. Die Errihtung von Nebenftatuten und alle neuen Einrichtungen, welde 
zur Erfüllung der Aufgaben der Innung getroffen werden jollen. 

3. Anträge auf Abänderung der Statuten und Auflöfung der Innung. 

4. Angelegenheiten der laufenden Verwaltung, welche ihr vom Voritande zur 
Entiheidung vorgelegt werden. 

5. Anträge, welde von einzelnen Mitgliedern geftellt werden und Beichwerden 
über die Verwaltung des Vorftandes oder der Ausichüffe. 

6 Einfegung bejonderer Ausſchüſſe zur Vorberathung einzelner Angelegen: 
heiten oder zur Verwaltung einzelner Innungseinrihtungen. 


8 22. Vierteljährlich und zwar im Laufe der Monate Januar, April, Juli, 
Oktober [Altjährlih — Halbjährlich (9] findet eine ordentliche Sigung der In 
nungsverfammlung ftatt. 

Die Abhaltung aufßerordentliher Sigungen kann vom Vorjtande beichlofien 
werden. Eine ſolche muß ftattfinden, wenn fie von ["/;] der ſtimmberechtigten 
Mitglieder jchriftlih unter Angabe des Zweckes beim Vorſtande beantragt wird. 

u 8 22. 

I: * — über Zahl und Zeit der ordentlichen Sitzungen der Innungsverſamm— 
lung wird fi nad der Ausdehnung der Innung und dem Umfange ihrer Thätigkeit 
rihten müffen. Zu häufige Situngen führen leicht zu nutzloſer Beläftigung der nm 
ungsmitglieder, während zu jeltene Sipungen ein lebendige Korporationsleben nicht 
auffommen lafien. 

$ 23. Der VBorfigende des Innungsvorjtandes [der Obermeifter] hat bie 
Sigung der Innungsverfammlung — in den Fällen des $ 22 Abſatz 2 jpäteltens 
14 Tage nad) der Beſchlußfaſſung des Vorftandes oder nad) dem Eingange de 
Antrags — mittelft [ichriftliher Einladung] [Bekanntmahung in dem .... 
Blatte, — Anfage durch den Innungsboten (1) —] zu berufen. Dieſelbe muß 
Drt, Tag und Stunde der Verfammlung, ſowie die Gegenstände der Verhandlung 
angeben und [jedem Mitgliede jo zeitig zugeftellt werden, daß e3] [fo zeitig er- 
folgen, daß jedes Mitglied] mindeftens 48 Stunden vor Beginn der Sitzung 
Stenntniß davon erhält. 

Unterläßt der Vorfigende des Innungsvorftandes die rechtzeitige Berufung 
der Sikung, jo hat der Vorſtand diejelbe durch eines feiner Mitglieder, welches 
die Einladung Namens des Vorftandes erläßt, vorzunehmen. Kommt aud der 
Vorſtand dieſer Verpflihtung nicht nad, To ift jedes Mitglied der Innung be 
rechtigt, das Einfchreiten der Auffichtsbehörde auf Grund des $ 104 Abſaß 5 
der Gewerbeordnung anzurufen. 

3u $ 23. 

1. Weiche Form der Berufung Plag greifen joll, wird theil® von dem Umfange des In 
ungsbezirt® und der Zahl der Mitglieder, theils vom örtlihen Gebrauche abhängig zu 
machen jein. 

8 24. Jedes Mitglied der Innungsverfammlung ift verpflichtet, im den 
Sigungen derjelben rechtzeitig zu ericheinen, ſofern es nicht durch Abweſenheit, 
Krankheit oder andere unvermeidlihe Abhaltungen verhindert ift. 

Wer ohne genügende Entichuldigung ausbleibt (9), verwirft eine Ordnung® 
ftrafe, welche bis zu anderweiter Feitftellung durch Beſchluß der Innungsverſamm⸗ 
lung [50] Pfennig beträgt. Ä 
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Zu 8 24. 

1. Zu erwägen bleibt, ob auch für nicht rechtzeitiges Erſcheinen eine Strafe angedroht 
werden ſoll. 5 

$ 25. Den Borli in der Innungsverfammlung führt der Vorfigende des 
Innungsvorſtandes [Obermeifter], in deſſen Verhinderung fein Stellvertreter oder 
ein anderes Borjtandsmitglied, in den Fällen, wo die Berufung der Innungs— 
verſammlung durch die Aufjichtöbehörbe erfolgt ift [oder wo über die Abänderung 
des Innungsftatutes, die Errihtung oder Abänderung von Nebenftatuten, ſowie 
über die Auflöfung der Innung beichloffen werden joll] (*), der Vertreter der 
Auffihtöbehörde. 

Der Borfigende eröffnet, leitet und jchließt die Sikung und ſetzt die Ord— 
nungsitrafen gegen ausbleibende Mitglieder feſt. Er hat dad Recht, Mitglieder, 
welche feinen zur Leitung der Verhandlungen getroffenen Anordnungen nicht Folge 
leiiten, oder jich font ungebührlich benehmen, aus dem VBerfammlungslofale aus: 
zuweiſen. 

Zu 8 25. 

1. Bei der Wichtigkeit und Schwierigkeit der hier bezeichneten Verhandlungen und bei den 
iharfen Gegenjägen, welche gelegentlich derjelben leicht unter den Innungsmitgliedern 
bervortreten fönnen, wird der Borjit des unbetheiligten und voraussichtlich geichäftsfundigen 
Beauftragten der Auffichtsbehörde meiftens erwünjcht jein. 

8 26. Beſchlüſſe der Innungsverſammlung werden vorbehaltlich der Be: 
ftimmungen in $$ 74, 75, mit einfacher Stimmenmehrheit der erfchienenen Mit: 
glieder gefaßt. 

Beichlüffe fünnen von der Innungsverſammlung nur über jolche Gegen 
ftände gefaßt werben, welche bei ihrer Berufung als Gegenftände der Verhand— 
lung bezeichnet find oder mit Zultimmung aller anweſenden Stimmberedhtigten 
bom Borfigenden zur Verhandlung gejtellt werben. 

Die von der Innungdverfammlung gefaßten Beichlüffe find von dem Schrift- 
führer des Innungsvorſtandes oder deifen Stellvertreter in ein Protofollbudy ein- 
zutragen und von dem Borfigenden der Verfammlung und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen. 


8 27. Ale von der Innungsverfammlung vorzunehmenden Wahlen er: 
folgen durh Stimmzettel. Bei Stimmengleichheit enticheidet da3 Loos. 


$ 28. Die Geihäftsordnung der Innungsverlammlung wird, joweit das 
Statut darüber feine Vorfchriften enthält, durch Beſchlüſſe der Innungsverſamm— 
lung näher geregelt. 


Innungsämter, 


29. (9) Für die Innung werden 

ein Vorſtand, 

ein Ausihuß für das Geſellen- und Herbergsweſen, 
ein Ausihuß. für das Lehrlingsweien, 


60 N ae 77 


beftellt. 


Zu $ 29. 

1. Ob neben dem Borjtande noch die unter 2 und 3 bezeichneten Ausſchüſſe und vielleicht 
noch weitere Organe der Innung errichtet werden follen, hängt von der Größe der Inn: 
ung und der Ausdehnung ihres Wirkungskreiles ab. Kleine Innungen können unter 
Umständen bejtimmen, daß auch die Obligenheiten der unter 2 und 3 genannten Aus— 
ihüfie unter Zuziehung von Vertretern der Gejellen vom Borjtande wahrzunehmen find. 
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Innungsborftand. 


$ 30. Der Vorſtand beiteht au dem Vorfigenden [Obermeifter]) und [4] 
Mitgliedern (?), welche von der Innungsverſammlung aus ihrer Mitte und zwar 
für jeden in getrennter Wahlhandlung durch abiolute Stimmenmehrheit der abge 
gebenen Stimmen gewählt werden. Wird im eriten Wahlgange eine abiolute 
Mehrheit nicht erreicht, fo findet eine wiederholte Wahl unter denjenigen beiden 
ftatt, welche im eriten Wahlgange die meilten Stimmen erhalten haben. 

Zu $ 30. 

1. Ob außer dem Vorfigenden, weldem in Gegenden, wo dies biäher gebräudlid, die 
Bezeihnung „Obermeijter“ beigelegt werden kann, aud der Schriftführer und der Kafien- 
führer direft von der Innung oder, wie es in $ 33 Abſ. 1 vorgejehen, von den Boritands 
mitgliedern aus ihrer Mitte erwählt werden joll, bleibt zu erwägen. Im eriteren Falle 
ift der Eingang des $ 30 entjprechend zu ändern und Abj. 1 des $ 32 zu jtreichen. 

$ 31. Der PVorfigende [Obermeiiter] und die Mitglieder werben auf [4] 
(?) Jahre gewählt, bleiben aber auch nad) Ablauf diefer Periode jo lange im 
Amte, bis ihre Nachfolger in den Vorſtand eingetreten find. 

Bon den Mitgliedern jcheidet alljährlich eine aus. Die Neihenfolge des 
Ausscheiden wird während der erften [3] Jahre durch das Loos, demnächſt durd 
das Dienjtalter beſtimmt. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Die Wiederwahl für die ausſcheiderden Mitglieder iſt unter Bezeichnung der 
Ausicheidenden auf die Tagesordnung der erften ordentlichen Sigung der Innungs— 
veriammlung de3 Jahres zu jeßen. 

Sceidet der Vorfigende [Obermeijter] oder ein Mitglied des Vorftandes vor 
Ablauf feiner Dienstzeit aus, jo ift die Innungsverfammlung binnen [4] Woden 
— fall3 nicht innerhalb diejer Zeit eine ordentliche Situng derjelben ftattfindet —, 
zur außerordentlihen Sitzung behufs Neuwahl für den Ausgeſchiedenen zu be 
rufen. Der Gewählte bleibt uur jo lange im Amte, ald die Dienitzeit des aus 
geihiedenen Mitgliedes gewährt haben würde. 

Zu 8 31. 

1. Im Intereſſe einer erfolgreichen Amtsführung des Vorſtandes iſt es erwünſcht, daß die 
Mitglieder desſelben fiir mehrere Jahre gewählt werden, und daß die Erneuerung de 
Borftandes in der Weife ftattfindet, daß derjelbe jtetS zum Theil aus Mitgliedern beitedt, 
welche ſchon länger im Amte ftehen und in Folge defien die Geſchäfte kennen. Die Zahl 
der Jahre, für welche die Wahl jtattfinden und die Eintheilung, nach welcher das Aus 
jcheiden und die Neuwahl jtattfinden joll, wird mit Nüdficht auf die Zahl der Vorſtands— 
mitglieder zu bejtimmen jein. Bei 4 Vorftandsmitgliedern, welche auf 4 Jahre gewählt 
werden, fann die Erneuerung auc jo ftattfinden, daß alle zwei Jahre zwei Mitglieder 
ausicheiden; bei jech® Vorftandsmitgliedern fann die Dienftzeit auf drei Lohre feitgejeßt 
und folgeweije bejtimmt werden, bob alle drei Jahre zwei Mitglieder ausſcheiden ıc. 

$ 32. Die erite Wahl des Vorftandes, fowie jede fpätere Wahl bei welcher 
ein Borftand nicht vorhanden ift, wird von einem Vertreter der Aufſichts-Behörde 
anberaumt und geleitet. 

Ueber jede Wahl ift ein befonderes Protokoll aufzunehmen. Die Dienitzeit 
des Gewählten beginnt mit dem Tage, an welhem die Wahl unter Beifügung 
diejes Protokolls der Auffichtsbehörde angezeigt iſt.) 


) 8 101. Der Innungsvorjtand bejteht aus einer oder mehreren Rerjonen, welche 
von den Junungsmitgliedern zu wählen find ($ 98a Nr. 6). Die Wahl findet unter Leitung 
des Vorjtandes ftatt. Nur die erite Wahl nad) Erridtung der Innung, ſowie fpätere 
Wahlen, bei welchen ein Vorftand nicht vorhanden ift, werden von einem Bertreter der A 
ſichtsbehörde geleitet. Ueber den Wahlakt ift ein Protokoll aufzunehmen. Der Vorſtand hat 
über jede Aenderung in feiner Zujammenjegung und über das Ergebnik jeder Wabl der 
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$ 33. (1) Der Vorſtand wählt aus feiner Mitte auf die Dauer eines 
Jahres einen Stellvertreter des Vorſitzenden [Obermeifters], einen Schriftführer 
und einen Kaſſenführer Kaſſirer, Nendanten] desjelben. 

Der PVorjigende [Obermeilter], bei deſſen Behinderung fein Stellvertreter, 
beruft und leitet die Sitzung des Vorftandes, an denen jedes Vorftandsmitglied, 
abgeiehen von Fällen dringender Behinderung, bei einer vom Vorſitzenden feſt— 
zuftellenden Ordnungsitrafe von... . Pf. theilzunehmen verpflichtet ift. 

Der Borfigende [Obermeifter]) ift verpflichtet, innerhalb einer [14]tägigen 
Friſt eine Sigung des Vorſtandes abzuhalten, wenn ſolches von mindeſtens 
[3] Boritandsmitgliedern beantragt wird. 

Der Boritand ift beichlußfähig, wenn [3] feiner Mitglieder anweſend find. 
Die Beihlüffe werden mit abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen 
gleihheit enticheidet der Vorſitzende. 

Die Beichlüffe des Vorftandes werden von dem Schriftführer oder deſſen 
Stellvertreter in ein Vorſtands-Protokollbuch eingetragen und von dem Vorfigenden 
und dem Schriftführer unterzeichnet. 

3u $ 33. 

1. Die Formen der Geichäftsführung und die die Beurkundung der Beichlüffe des Vorjtandes 
müflen nach $ 98a Nr. 6 und 8 durch das Statut geregelt werden. 

$ 34. Der Vorftand vertritt die Innung nad außen in allen gerichtlichen 
und außergerichtlihen Verhandlungen. 

Schriftliche Willenserflärungen (!) de3 Vorftandes müſſen im Namen des: 
jelben ausgeftellt und von dem Vorfigenden [Obermeifter] oder deifen Stellvertreter 
und mindeftens [2] der übrigen Mitglieder unterfchrieben fein. Eine in Ddiejer 
Form ausgeitellte Erklärung gilt Dritten gegenüber als eine die Innung ber: 
pflihtende Willenserklärung des PVorftandes. Die Vorftandömitglieder dürfen 
indejlen bei eigener Verantwortung eine ſolche Erklärung nur in Gemäßheit eines 
nad) Maßgabe des 8 33 des Abi. 4 gefaßten Beichluffes und nah Erfüllung 
derjenigen Bedingungen, von welchen die Gültigkeit des Beſchluſſes mit Rückſicht 
auf jeinen Inhalt nah dem Statute abhängig it, ausſtellen. 

u 8 34. 

1, AR 8. Seichäftsverfehr der Innung mit Dritten ift es von Wichtigkeit, daß für bie 
Willenserflärungen des Vorſtandes, durd; welche die Innung verpflichtet wird, eine be= 
jtimmte Form vorgeichrieben und daß in diejer Form abgegebene Erklärungen des Vor— 
ſtandes als verbindlid) für die Innung anerkannt werden, unabhängig davon, ob die 
Voritandsmitglieder, welche die Erflärung abgegeben haben, dabei den materiellen Vor: 
ihriften des Statuts nachgefommen find oder nicht. Die Sicherheit der Innung gegen 
Schädigung durch derartige Willenserklärungen, welche im Widerfprucd mit jtatutariichen 
Beitimmungen abgegeben find, muB dadurd) gewonnen werden, daß die Vorſtandsmit— 

lieder für die vermögensrechtlichen Folgen jolcher Ueberjchreitungen ihrer Befugniſſe der 

Sum gegenüber haftbar gemacht werden. 

$ 35. Der Boritand hat die gejammte Verwaltung der Innungsangelegen: 
heiten, injonderheit auch der Vermögensangelegenheiten wahrzunehmen, foweit dies 
jelbe nicht gejeglich oder durch Beſtimmungen diejes Statuts oder der Nebenitatuten 
der Innungsverfammlung vorbehalten oder auf andere Organe oder Beauftragte 
der Innung übertragen ift. 

Der Voritand hat die Verhandlungen der Innungsverſammlungen vorzu— 
zubereiten und ihre Beichlüffe auszuführen. [In jeder [eriten] ordentlichen Sitzung 


Auffichtöbehörde binnen einer Woche Anzeige zu erjtatten, bei Wahlen unter Beifügung des 
Wahlprotokolls. Fit die Anzeige nicht erfolgt, jo fann die Menderung dritten Perſonen nur 
dann entgegengejeßt werden, wenn bewiefen wird, daß ſie legteren befannt war. 
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der Innungsverſammlung hat er vor Gintritt in die Tagesordnung über bie 
Thätigfeit der Ausihüfle und die jonftigen im abgelaufenen Quartal [Jahre] 
borgefommenen wichtigeren Angelegenheiten einen furzen Bericht zu eritatten, 
über welden vom Vorſitzenden der Innungsverfammlung die Berathung zu er: 
öffnen iſt (9.)] 

Der Vorſtand hat diejenigen Verpflichtungen zu erfüllen, welche der Innung 
der Aufſichtsbehörde gegnüber obliegen. 


Zu g 35. 

1; Pi Au eine ähnliche Beftimmung wird bei größeren Innungen dazu dienen, das Intereſſe 
aller Innungsmitglieder an den Aufgaben der Innungen rege zu erhalten, und die Träger 
der Innungsämter zu eifriger Thätigkeit anzutreiben. 

F 36. Der Vorfigende [Obermeifter] und die Mitglieder des Vorſtandes find 
der Innung für gewiflenhafte und jorgfältige Geihäftsführung verantwortlid. 
Entihädigungsaniprüce ("), welche der Innung gegen diejelben aus ihrer 

Amtsführung erwachſen, fann fie dur einen bejonderen in einer Situng der 

Innungdverfammlung zu wählenden Vertreter gerichtlidy verfolgen laſſen. In der 

Sigung der Innungsverfammlung, in welcher hierüber verhandelt wird, fünnen 

betheiligte Mitglieder des Vorftandes weder ihre Funktionen als ſolche nod ihr 

Stimmredt ausüben. In Ermangelung eines unbetheiligten Mitglieds des Bor: 

ftandes hat in ſolchen Fällen der an Lebensjahren ältefte dem Vorſtande nidt 

angehörende Innungsmeifter die Obliegenheiten des Vorfigenden wahrzunehmen, 
u 8 36, 

1; — welcher der geſetzliche Vertreter der Innung iſt, dieſe Funktion nicht 
ausüben kann, wenn es ſich um Geltendmachung von Entſchädigungsanſprüchen der 
Innung gegen die Mitglieder desſelben handelt, {A muß für Ddiejen all, wenn der 
Innung überhaupt die Möglichkeit, ſolche Anjprüche zu verfolgen, gewährt werden joll, 
die Beitellung einer bejonderen Bertretung vorgejehen werden. 

$ 37. Soweit diejes Statut nicht Beftimmungen darüber enthält, fann der 

Vorſtand feine Geſchäftsordnung und die Vertheilung der Verwaltungsgeihäfte 

unter jeine Mitglieder durch eigene Beichlüffe regeln. 


Ausschuk für Das Gefellen: und Herbergsweſen. 


8 38. (!) Der Ausſchuß für dad Gejellen- und Herbergsweſen hat die 
Verwaltung der Gejellens und Herbergsangelegenheiten nad) Maßgabe der Bor: 
ſchriften dieſes Statuts und der auf Grund derielben getroffenen Beitimmungen 
wahrzunehmen. Derielbe befteht aus dem Vorſitzenden des Innungsvorſtandes 
[Obermeifter] oder einem von dem legterem [vom Innungsvoritande] aus jeiner 
Mitte zu wählenden Stellvertreter desielben als Vorfigenden und [4] Mitgliedern, 
bon denen zwei von der Innungsverfammlung aus ihrer Mitte und zwei von 
den Gejellenausichuffe (2) (8 50) aus der Zahl derjenigen Gejellen, weldye jeit 
mindeitens 3 Monaten bei Inmungsmeiftern in Arbeit ftehen und fich im Belige 
der bürgerlichen Ehrenrechte befinden, auf die Dauer von 2 Jahren gewählt werk. 

Jedes Jahr fcheiden zwei Mitglieder und zwar ein Meifter und ein Geſelleaus, 
welche eritmalig durch das Loos, demnächſt durch das Dienftalter beſtimmt werden. 

Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 

Im Uebrigen finden auf die Wahlen zum Ausſchuſſe die Beitimmungen der 
88 30 und 31 mit der Mahgabe Anwendung, daß im Falle des Aussceidens 
von Mitgliedern vor Ablauf ihrer Dienftzeit die Ergänzungswahlen für Meifter 
bom Innungsvorſtande, für Gefellen vom Gejellenausichuffe vorgenommen werden, 

u 8 38, 
1, ed Bemertung zu $ 29. 
2. Vergl. Bemerkung zu $ 50. 
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Ausichur für dad Lehrlingsweſen. 

$ 39. (9 Der Ausihuß für das Lehrlingswejen hat die Lehrlingsange: 
legenheiten nad) Maßgabe diejes Statut3 und der auf Grund beöjelben getroffenen 
Beitimmungen wahrzunehmen. Derjelbe bejteht aus dem Vorjigenden des Innungs— 
vorſtandes [Obermeifter] oder einem von dem legteren [vom Innungsvorſtande) 
aus jeiner Mitte zu wählenden Stellvertreter als VBorfigenden und [4] Mitgliedern, 
bon denen zwei aus den Meiltern, zwei aus den Geſellen zu wählen find. 

Für die Wahl der Mitglieder greifen die Vorjchriften des $ 38 Plab. 

u 5 39, 

1. Bergl. Bemerkung zu $ 29. 


Gemeinjame Beftimmung für die Ausjchüffe. 


$ 40. Die PVorjigenden der Ausichüffe haben den Innungsvoritand von 
der Thätigfeit der Ausſchüſſe fortlaufend in Kenntniß zu erhalten. Der Verkehr 
zwiichen der Innungdverfammlung und den Ausichüffen wird durch den Vorſtand 
der legteren vermittelt. 


Gemeinfame Beitimmung für die Innungsämter. 


8 41. Alle Memter der Innung werden als umentgeltlihe Ehrenämter 
wahrgenommen; jedoh fann dem Worfigenden des Innungsvorftandes [Ober- 
meifter), dem Schriftführer und dem Staffenführer [Raflirer, Nendanten], ſowie 
den den Ausſchüſſen angehörenden Gejellen eine mäßige Vergütung für Zeitver: 
ſäumniß durch Beihluß der Innungsverfammlung gewährt werden. Für Boten: 
Hänge und fonftige Dienitleiftungen ift im Bebürfnißfalle ein Innung3bote ans 
zunehmen, welcher feine Vergütung aus der Innungskaſſe erhält. 


Gejellen: und Herbergsweſen. 


"8 42. (1) Die Innung errichtet für die bei den Innungsmeiftern in Arbeit 
ftehenden und die zumandernden vorichriftsmäßig (2) (8 43) [Tifchler-] Gejellen 
in Gemeinihaft mit ver. ..... Snnung] eine für ihre Rechnung unter Auf: 
fiht des Ausſchuſſes für das Gejellenweien von einem vom Innungsvorſtande 
in Pflicht zu nehmenden Herbergsvater zu verwaltende Herberge. 

Die Herbergdordnung wird unter Berüdfihtigung der Worjchriften der 
88 43—48 von dem Innungsvoritande feitgelegt. 

(Andere Faſſung ) 

Als Herberge für die bei den Innungsmeiſtern in Arbeit ſtehenden und die 
zuwandernden vorſchriftsmäßig legitimirten ($ 43) [Tiſchler-] Geſellen benugt die 
Innung nach einem darüber abgeſchloſſenen Vertrage die hier beſtehende „Herberge 
zur Heimath“, deren Hausordnung auch für die daſelbſt verkehrenden [Tiſchler-] 
Gejellen in Kraft tritt. 

Zug 4. 

1. Nadı g 97 Nr. 2 gehört die Förderung eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Meiſtern 
und Geſellen, jowie die Fürſorge für das Herbergsweſen der Gejellen und für die Nach— 
weijung von Gejellenarbeit zu den Aufgaben, welche jede Innung erfüllen muB, und 
nah $ 98a Nr. 2 müſſen daher auch die dauernden Einrichtungen zur Erfüllung dieſer 
Aufgaben im Statut geregelt werden. Jedes Innungsſtatut muß daher, um genehmigt 
werden zu können, ausreichende Beitimmungen darüber enthalten, wie das Herbergswejen 
der Gejellen geregelt werden joll. Große Innungen, welche genügende Kräfte und Mittel 
befigen, werden daher eine eigene Herberge errichten, andere dagegen entweder mit anderen 
Innungen zujammen eine Herberge errichten, oder durd) Vertrag fi) die Mitbenugung 
der Herberge einer größeren Innung oder einer der an vielen Orten bereits bejtehenden 
von Bereinen begründeten „Herbergen zur Heimath“ zu fichern haben. 
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2. Die Verpflichtung zur Aufnahme fann die Innung nicht für alle Zumandernde, welde 
fi für Gefellen ihres Gewerbes ausgeben, jondern nur für diejenigen übernehmen, welde 
ſich als folche nad) den von der Innung darüber erlaflenen Borjchriften ausweilen. 

Zu 88 43—45. 

en die Innung ihre Mufgabe, das Geſellenweſen gedeihlid zu regeln, erfüllen wid, 
jo muß fie die Vorausjegungen, unter welden fie einen Gejellen als ſolchen anertennt, feit: 
jtellen, von dem Nachweiſe diejer Vorausfegungen die Aufnahme in die Herberge und bie 
—5* zur Beſchäftigung bei Innungsmeiſtern abhängig machen und den letzteren die 

he Ba ir nur die don der Innung als joldhe anerkannten Gejellen in Arbeit 

u nehmen. Durd) dieje Regelung und deren Handhabung erfüllt fie zugleich die Verpflichtung, 
tür den Nachweis von Gejellenarbeit Sorge zu tragen. 

843. Zuwandernde [Tifchler-] Gejellen, welche bei Innungsmeiſtern De 
ihäftigung juchen wollen, haben fich auf der Herberge zu melden, und erhalten 
darüber, wenn fie ſich vorjchriftsmäßig legitimiren und fih für den all, dab 
fie bei einem Innungsmeifter in Arbeit treten, den Ordnungen der Innung unter: 
werfen, eine [von einem Meitgliede des Ausſchuſſes für das Geſellen- und Ser: 
berg3weien] [im Auftrage des Ausichufles für das Geſellen- und Herbergsweſen 
vom Herbergsvater] (*) zu unterzeichnende Beicheinigung. . 

Zweifel, welche über die Legitimation eines Gefellen entitehen, find jchleunigit 
zur Enticheidung des Vorfigenden des Ausſchuſſes für das Geſellen- und Herbergs 
weſen zu bringen. 

Die zur Legitimation eines Gejellen erforderlichen Ausweiſe (2) und die 
Form derjelben, jowie die Vorausfegungen, unter denen der Ausihuß von einzelnen 
Erforderniſſen Abjtand nehmen kann, werden durch Innungsbeihluß feſtgeſtellt. 

3u$ 43. : 

1. Die Prüfung der Legitimation und die Ausjtellung der Beiheiniqungen (für melde ebenio 
wie für die Erfärungen der Gejellen, daß fie fih den Ordnungen der Innung unter 
werfen, Formulare zu verwenden fein werden) wird bei großen Innungen, melde die 
Ausſchüſſe zahlreid genug bejegen künnen, durch Mitglieder des Ausichnijes, bei Nleineren 
Innungen, um den Ausſchuß nicht ftark zu belajten, durch den Herbergsvater wahrzu: 
nehmen jein. 

2. Bon welden Erfordernijjen die Anerkennung als Gejelle abhängig zu machen iſt, wird 
nad) Bewerben, Ort und Zeit verjchieden zu beantworten jein. indejten® wird zu ber: 
langen jein, daß die Zurüclegung einer ordentlichen Lehrzeit nachgewieſen wird. Daß 
dieje Lehrzeit bei einer Innung zurücgelegt jei, fann wenigftens vorläufig noch nict 
und ausnahmslos auc künftig nicht wohl gefordert werden. Eine völlig zwechmäßige 
und wirfame Regelung wird in dieſer Beziehung vorausjichtlih erit zu erreichen jein, 
wenn die Innungen eines Gewerbes durch Errictung von Innungsverbänden ſich die 
Möglichkeit verichaffen, auf diefem Gebiete gemeinfam und übereinjtimmend vorzugehen. 

$ 44. Die Mitglieder der Innung, welche Gejellen juchen, haben dies bei 
dem Ausſchuß für das Gejellene und Herbergsmweien anzumelden, [Die Namen 
derjelben und ihre Wohnungen find von dem dienjthabenden Mitgliede des Aus 
ihufieg [vom Herbergsvater] in ein auf der Herberge aufzuhängendes Verzeihnik 
nad der Reihenfolge der Anmeldungen einzutragen (). 

Zu 8 4 
1. Ob ein ſolches Verzeihnii geführt und ausgehängt oder ob jtatt deſſen nur der Her: 

bergävater verpflichtet werden fol, dem Arbeit juchenden Gejellen die Namen der Beiellen 
fuchenden Meijter zu nennen, oder ob den letzteren überlafjen werden joll, ihre An: 
kündigung, daß ſie Geſellen fuchen, auf der Herberge aushängen zu lajien, muß der Er 
wägung tiberlajien bleiben. 

$ 45. Die Mitglieder der Innung dürfen nur Gejellen in Arbeit nehmen, 
welche die in 8 48 vorgejchriebene Beicheinigung vorzeigen. j 

[Eine Ausnahme von diefer Vorichrift greift nur hinfichtlich der bisher ſchon 
bei Innungsmitgliedern beichäftigten und von diefen orbnungsmäßig entlaſſenen, 
ſowie hinfichtlich der bisher außerhalb des Bezirks der Innung beichäftigt ge 
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weienen Gejellen Plag, welchen ein Innungsmeifter ſchriftlich Beichäftigung zus 

gefichert hat. — 

Andere (1 ] Geiellen, welche bei einem Innungsmeiſter Arbeit juchen, find 
bon dieſem nach der Herberge zu verweijen. 

us 45. 

1. Ob er Ausnahme zugelaffen werden joll, bleibt zu erwägen. Wird fie zugelaſſen, jo 
muß jedenfalld, wie es in S 46 durd die eingeflammerten Worte in Abiap 1 und 2 
vorgejehen ijt, die nachträgliche Legitimation gefordert werden. 

$ 46. Jeder Innungömeifter, welcher einen Gejellen in Arbeit nimmt, 
hat denfelben binnen [3] Tagen bei dem Ausſchuſſe für das Gejellen: und Herbergs— 
wejen anzumelden. 

Für Gejellen, welche das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ift 
dabei das gejeglich vorgeichriebene, vom Meifter vorher mit dem vorgejchriebenen 
Eintrage zu verjehende Arbeitsbuch (88 107 und 111 der Gewerbeordnung), 
[für Gejellen, welche von auswärts verjchrieben . find, deren Legitimation () ] 
beizufügen. 

Die angemeldeten Gejellen werben [wenn ihre Legitimation ausreichend be— 
funden wird ()], von dem dienfthabenden Mitgliede des Ausſchuſſes in bie 
Gejellenrolle eingetragen. Die vorgelegten Arbeitsbücher und fonftigen Legitima— 
tionen find dem anmeldenden Meifter zurüdzugeben. [Zweifelhafte Legitimationen 
find dem Ausſchuß vorzulegen, welcher, wenn er diefelben ungenügend findet, den 
Meifter auffordern kann, den betreffenden Gejellen, vorbehaltlich der Kündigungs— 
frift jofort wieder zu entlaſſen (1).] 

u$ 46. 

1. Bergl. die Bemerkung zu $ 145. 

$ 47. Meifter, welche Gejellen unter Verlegung ber Vorfchriften dieſes 
Statut in Arbeit nehmen oder in Arbeit behalten, verfallen in eine auf Antrag 
des Ausſchuſſes für das Gejellen- und Herbergsweſen vom Innungsvorſtande feſt— 
zufegende Ordnungsitrafe bis zu [10] Mark 

8 48. [Den Mitgliedern der Innung iſt bei Vermeidung einer vom Ober: 
meifter feitzujegenden Ordnungsitrafe von [1—3] Mark unterjagt, an wandernde 
Geſellen Unterftügungen irgend einer Art zu verabreichen.] 

[Dagegen ſoll] Jeder zuwandernde [Tiſchler-] Gefelle, welcher ſich vorſchrifts— 
mäßig legitimirt, [fol] auf der Herberge Aufnahme finden, und ſofern er mittellos 
ift, für [24] Stunden freies Unterfommen und Beköſtigung erhalten. 

48. 

1. Ob Me Going direkter UInterjtüßung an wandernde Gejellen den Innungsmeiſtern 
gänzlich unterjagt werden joll, ift zu erwägen. Im Intereſſe der Abjtellung des ver 
derblichen, das ee befördernden Bettelns ift ein folches Verbot dringend 
wünjchenswerth. 

$ 49. Als Beitrag zu den Koften des Herbergsweiens (Y hat jeder Inn: 
ungsmeifter für jeden wenigftens vier Wochen lang von ihm bejchäftigten Gejellen 


einen monatlichen Beitrag von . . . Pfennigen zu entrichten. Dagegen haben 
die bei den Innungsmeiſtern wenigftens vier Wochen in Arbeit ftehenden Gefellen 
a — Beitrag von . . . Pfennigen zu entrichten. 


u 
1, Diefe — iſt jedenfalls dann kaum zu entbehren, wenn nad $ 17 der Innungs— 
beitrag für alle Mitglieder gleich iſt. 


Geſellenausſchuß. 
Zu 88 50 bis 52. 


Rach $ 100a der ©.:D nehmen die Geſellen an der Innungsverſammlung und an 
der Verwaltung nur inſoweit theil, als dies im Innungsſtatut vorgeſehen iſt: es muß ihnen 


— — 
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aber eine ſolche Theilnahme an der Abnahme der Geſellenprufung ſowie an der Begründung 
und Verwaltung aller Einrichtungen, für welche ſie Beiträge leijten, oder eine bejondere 
Miühewaltung übernehmen oder welde zu ihrer Unterjftügung bejtimmt jind, eingeräumt 
werden. Um dieje Theilnahme in einer geordneten Weile jtattfinden zu laſſen, bedarf es 
einer dauernden Vertretung der Gejellenichaft, und diejer wird, da jich eine Theilnahme 
fämmtlicher Sejellen oder gewählter Bertreter derjelben an den Sigungen der Innungsverſamm— 
lung ſchwerlich als zwedmäßig erweijen würde, auch die Mitwirkung bei den Beſchlüſſen der 
AInnungsverfammlung in denjenigen Fällen, in denen eine Theilnahme der Gejellen gejeglid 
nöthig it, in der Form jelbjtändiger Beichlußnahme und eventueller Behandlung durch Ber: 
mittlung des Innungsvorjtandes zu übertragen jein, 
Die nothwendigen Funktionen des Geſellenausſchuſſes werden aljo fein: 

a) die Wahl der Vertreter, durch weldye die Gejellen an der Verwaltung des Herbergs⸗ 
und Arbeitsnachweiſungsweſens, ſowie an der Abnahne der Gejellenprüfungen 
theilnehmen; 

b) Vertretung der Gejellen gegenüber der Innungsverfammlung in den Angelegen: 
heiten, in denen eine Theilnahme der Gejellen jtattfinden muß. Werden durd 
Nebenftatnten eine Unterjtügungstafje für Gefellen und ein Schiedsgericht zur Ent 
iheidung von Streitigkeiten zwiichen Meijtern und Gejellen errichtet, jo kann dem 
Sejellenausichufie 3 die Wahl der bei der Verwaltung der Unterjtügungstafie 
thätigen Gejellen und der dem Gejellenftande angehörenden Schiedärichter über: 
tragen werden. 

Endlid; kann der Geſellenausſchuß auch ein wirkſames Mittel werden, um ein befriedigen 
des Berhältnii zwiichen Meiftern und Gejellen herbeizuführen und zu erhalten, wenn ihm 
die im $ 52 unter Nr. 3 aufgeführten Funktionen übertragen. 


$ 50. Für die bei den Mitgliedern der Innung beihäftigten Gejellen wird 
ein von bdenjelben zu mwählender, aus [.. . . ] Mitgliedern bejtehender Gejellen: 
ausihuß errichtet. 

Mahlberechtigt find alle in die Gejfellenrolle eingetragenen Gejellen, melde 
zur Zeit der Wahl jeit mindeftens [4] Wochen bei einem Mitgliede der Innung 
in Arbeit ftehen und ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Wählbar find diejenigen Wahlberechtigten, welche das [21.] Lebenjahr zurüd: 
gelegt haben. 

Zur Wahl, welde erftmalig vom Morfigenden des Innungsausſchuſſes 
[Obermeifter], demnädhft vom Altgeſellen ($ 51) geleitet wird, find alle Wahlbe 
redhtigten mindeitens [24] Stunden vor dem Wahltermine einzuladen. [Die 
Mahl erfolgt durh Stimmzettel in einem Wahlgange. Jeder Wahlberechtigte 
hat fo viele Namen zu bezeichnen, als Ausichußmitglieder zu wählen find. Ge 
wählt find Diejenigen, auf welche die meiften Stimmen fallen. Bei Stimmen 
gleichheit entjcheidet das Loos.) 

Die Wahl erfolgt auf die Dauer von 2 Jahren. Im jedem Jahre jcheidet 
die Hälfte der Mitglieder aus. Die Ausjcheidenden werden das erjte Mal durd 
das 20038, demnächſt durch dad Dienftalter bejtimmt. Die Ausfcheidenden find 
wieder wählbar. 

Sceiden Mitglieder des Gejellenausichufles por Ablauf ihrer Dienftzeit aus, 
jo hat ſich der Ausſchuß durch eigene Wahl eines wählbaren Gejellen zu ergänzen. 
Das jo gewählte Mitglied bleibt nur jo lange im Amte, als die Dienitzeit de 
ausgeichiedenen Mitgliedes gedauert haben würde. 


$ 51. Der Gejellenausihuß wählt aus feiner Mitte alljährlich einen Alt: 
geiellen, einen Stellvertreter‘ desjelben, einen Schriftführer und einen Stellvertreter 
desſelben. Der Altgeielle beruft, leitet und fchließt die Verfammlungen des 
Ausſchuſſes. 

Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder 
verfanmelt find. Die Beichlüffe werden mit Stimmenmehrheit der Anweſenden 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entjcheidet der Worfigende. 
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Die Beichlüffe werden vom Schriftführer in ein Protokollbuch eingetragen 

und von ihm und den Altgejellen unterzeichnet. 

Im Uebrigen kann der Gejellenausihuß feine Gefhäftsordnung durch eigene 

Beſchlüſſe regeln. 

$ 52. Der Gejellenausfhuß hat die Gefellenichaft der Innung gegenüber 

zu bertreten. 

Außer den ihm durch befondere Beitimmungen diejed Statutö und der Neben- 

ftatuten übertragenen Geihäften hat er folgende Obliegenheiten wahrzunehmen: 

1. Nebenftatuten über Einrichtungen, bei denen die Gefellen betheiligt find, 
follen der höheren Verwaltungsbehörde erſt zur Genehmigung vorgelegt 
werben, nachdem der Geſellenausſchuß darüber gehört ilt. 

Wird ein von der Innungsverfammlung vereinbartes Nebenftatut im 
einzelnen Bunften von dem Geſellenausſchuſſe beanjtandet, fo findet zunächſt 
eine gemeinfame Berathung des Innungsvorſtandes und des Gejellenaus- 
ichuffes unter dem Vorſitze des Obermeifterd ftatt. Werden auf Grund 
diefer Berathung die Meinungsperfchiedenheiten nicht ausgeglichen, To iſt 
das Statut mit den abweichenden Beichlüffen des Gejellenausichuffes der 
Auffichtöbehörde mit dem Erfuchen um Entiheidung der Meinungsver— 
ichiedenheiten und demnächſtige Erwirfung der Genehmigung vorzulegen. 

2. Beichlüffe der Innungsverfammlung oder ihres Vorftandes über Ange— 
fegenheiten, welche nicht Gegenitand eines Nebenftatuts bilden, aber die 
Verhältniſſe der Gejellen berühren, namentlich Beitimmungen über das 
Herbergäwefen und über die Legitimation der Gefellen, jollen nicht in 
Kraft gefegt werden, bevor der Geſellenausſchuß darüber gehört und über 
etwaige Einwendungen bdesjelben eine Verftändigung dur gemeinjame 
Berathung des Innungsvorftandes und de3 Geſellenausſchuſſes verjucht 
worden ift. 

3. Entftehen zwiihen den Mitgliedern der Innung und der Gelellenichaft 
Streitigkeiten über die Negelung des gegenjeitigen Verhältniſſes, nament- 
fi) über Arbeit3bedingungen, Arbeitszeit und Lohnfäge, jo foll durch 
gemeinjame Verathung des Innungsvorftandes und des Geſellenausſchuſſes 
eine Einigung darüber verjucht werden. 


Lehrlingsweſen ('). 
Zu ss 53 ff. 


1. Zur Erfüllung der der Innung nad) $ 97 Nr. 3 obliegenden Aufgabe joll das Innungs— 
Statut über die in $ 98a unter Nr. 2a—e!) bezeichneten Verhältniſſe des Lehrlingsweſens 
Beitimmungen treffen. Ein Innungsitatut, welches diefe Verhältniffe nicht regelt, kann 
aljo nicht genehmigt werden. 


2. über die Aufgaben der Innung, jowie über die dauernden Einrichtungen zur Er— 
füllung diejer Aufgaben namentlich) find die nachfolgenden Verhältnifje des Lehrlings- 
wejens zu regeln: PR 
a) die von den Innungsmitgliedern bei der Annahme von Lehrlingen zu erfüllen- 
den Vorausjegungen und Formen, jowie die Dauer der Lehrzeit ; 

b) die Ueberwachung der Beobachtung der in 88120, 126, 127 enthaltenen Vor— 
ſchriften ſeitens der Innung; 

c) die Verpflichtung der Meifter, ihre Lehrlinge zum Bejuche der Fortbildungs— 
ihule oder der Fachſchule anzuhalten ; 

d) die Beendigung der Lehrzeit, die Ausfchreibung der Lehrlinge vor der Innung 
und die Ertheilung des Lehrbriefes; 

e) die Bildung der Behörde und das Verfahren zur Entieidung der im $ 97 
unter Nr. 4 bezeichneten Streitigkeiten. 
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8 53. [Mitglieder der Innung, welche ſich nicht in dem Beſitz der bürger: 
lihen Ehrenrechte befinden, oder durch gerichtliche Anordnungen in der Verfügung 
über ihr Vermögen beichräntt find, dürfen Lehrlinge nicht annehmen (2). 

Außerdem fann jolden Innungsmitgliedern, weldhe die Pflichten eines Lehr: 
meifter8 gröblich verlegt haben, auf Antrag des Ausſchuſſes für das Lehrling 
weien durch Beihluß der Innungsverſammlung die Befugniß, Lehrlinge anzu 
nehmen, bis auf weiteres entzogen werden.) 

Zu 8 58. 

2. Dieje Beitimmung iſt dann überflüflig, wenn in $ 19 jtatt der Borjchrift unter Nr. I 
eine Borjchrift aufgenommen wird, nad) welcher die hier bezeichneten fraft des Statuts 
aus der Jnnung ausicheiden. 

In diejem Falle wird es fich empfehlen, die Bejtimmung des Abjap 2 hier zu ſtreichen 

und im $ 61 zu berüdfichtigen. 

S 54. [MS ‚Lehrlinge dürfen von den Innungsmeiftern nur ſolche junge 
Leute aufgenommen werden, welche die erforderlihen Schulfenntniffe beſitzen und 
nicht an £örperlichen oder geiftigen Gebrechen leiden, welche fie zur Erlernung des 
Handwerks untüchtig machen (*). ] 

Zus 34. 

1. Ob die Innung in diefer Beziehung eine Einwirking auf die Annahme der Lehrlinge 
üben will, ift zu erwägen. 

$ 55. Die Annahme eined Lehrlings erfolgt durh Abſchluß eines ſchrift⸗ 
lichen Lehrvertrages nad einem in den wejentlihen Punkten vom Innungsvor: 
ftande feitgeitellten, [von der Innungsverfammlung zu genehmigenden (9Y)] For— 
mulare’) und durch Einjchreiben des Lehrlingd in die Lehrlingörolle der Innung. 
In den Lehrvertrag muß die Beitimmung aufgenommen fein, dab Meifter und 
Lehrling fich den durch diefes Statut über das Lehrlingsweſen getroffenen Be 
ftimmungen und den auf Grund berjelben von der zuitändigen Stelle getroffenen 
Enticheidungen unterwerfen. 

Die Dauer der Lehrzeit darf ohne ausbrüdlihe, nur nah Anhörung des 
Ausichuffes Für das Lehrlingsweien zu ertheilende Genehmigung des Innungs 
vorſtandes nicht unter [3] Jahren feitgeftellt werden. 

u 8 55. 

1: Ri Wichtigkeit dieſes Formulars it es vielleicht angemefien, die Genehmigung de* 
jelben durch die Innungsverjammlung vorzubehalten. 

$ 56. Der Innungsmeifter, welcher einen Lehrling annehmen will, hat 
denfelben bei dem Innungsvorftande unter Ginreihung des für ihn ausgeſtellten 
Arbeitsbuches ($ 107 der Gewerbeordnung) und des abzujchliegenden Lehrer: 
trage3 anzumelden. 

Entitehen Zweifel über das Vorhandensein der geſetz- oder ftatutenmäßigen 
Vorausiegungen für die Annahme des Lehrlings, jo enticheidet der Vorftand nad 
Anhörung des Ausſchuſſes für das Lehrlingsweien über die Zuläſſigkeit der Ans 
nahme. 

Entitehen ſolche Zweifel nicht, oder werden diejelben durd Verhandlung mit 
den Lehrmeifter gehoben, jo erfolgt in einem vom Vorftande anzufegenden Termine, 
zu welchem auc der Ausihuß für das Lehrlingsweſen einzuladen ift (*), die Vor: 
ftellung des Lehrlings, die Unterzeihnung des Lehrvertrags durch den Lehrmeilter, 
den Lehrling und den Vater oder Vormund desielben und hierauf die Einihreib- 
ung des Lehrlings in die Lehrlingsrolle der Innung. 


) Dem Formulare werden zweckmäßig die 88 126—133 der Gewerbeordnung ber 
gedruckt. 
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Für das Erſcheinen des Vaterd oder Vormundes des Lehrling3 hat der Lehr: 
meifter Sorge zu tragen. Im Falle des Nichtericheinens des Vaters oder Vor: 
mundes hat der Lehrmeiſter die vorgängige Unterzeichnung des Lehrvertrages durch 
denfelben herbeizuführen. 

Zu $ 56. 

1, Ob die Vorftellung und Einſchreibung des Lehrlings in diefer oder noch feierlicherer Weiſe 
vor der Innungsverſammlung vorgenommen werden joll, ijt zu erwägen. 

$ 57. Die Innungsmeilter, welche Lehrlinge halten, find der Innung 
gegenüber zur forgfältiger und gewijienhafter Beobadhtung der Vorichriften des 
8 126 der Gewerbeordnung?!) verpflichtet. Sie find ferner verpflichtet, ihre Lehr: 
linge zum Bejuche der hiefigen Fortbildungs- Gewerbe-, Fach-, gewverbliche Zeichen] 
Schule anzuhalten und ihnen die zum pünftlichen Erjcheinen in den Unterrichts— 
ftunden erforderliche Zeit zu gewähren. 

8 58. Die Lehrherren haben ihre Lehrlinge zum fleißigen Beſuch des öffent: 
lihen Gottesdienſtes anzuhalten. 

Den Lehrlingen der Innungsmeifter ift der Beſuch von Schanf- und anderen 
öffentlichen Lokalen, jofern derjelbe nicht in Begleitung erwachjener Angehöriger 
ftattfindet, unterfagt. Dagegen joll ihnen in einem dazu hergerichteten Zofale am 
Sonntag Nachmittag und Abend Gelegenheit zur Unterhaltung und Belehrung 
geboten werden. 

8 59. Wird das Lehrlingöverhältniß von einem der beiden Theile aufge: 
löft, fo hat der Lehrherr dem Ausſchuß für das Lehrlingöwejen binnen 8 Tagen 
Anzeige zu machen. 

8 60. Der Ausſchuß für das Lehrlingsweſen Hat die Befolgung der gejeß- 
lihen und ftatutarischen WVorichriften über das Lehrlingdweien zu überwachen. (*) 

Zu dem Ende hat er [fih von Zeit zu Zeit durch feine dem Meifteritande 
angehörenden Mitglieder von der Art der Beichäftigung der Lehrlinge in den 
Werkſtätten Kenntniß zu verichaffen und] fich einmal im Jahre hinſichtlich aller 
Lehrlinge davon zu überzeugen, ob dieſelben den ihrer Lehrzeit angemefjenen 
Stand der Ausbildung erreicht haben. 

[Eine befondere Beachtung hat er den nicht bei ihren Lehrmeiitern unterge- 
brachten Lehrlingen zu ſchenken, fih von der Beichaffenheit der Logir- und Soft: 
häufer, in denen fie untergebracht find, Kenntniß zu verichaffen, und wenn er 
findet, daß aus derſelben Gefahren für das leibliche oder fittlihe Wohl des Lehr: 
ling3 erwachſen, durch Verhandlung mit dem Lehrmeifter und den Eltern oder 
Vormündern des Lehrlings auf Beihaffung eine anderweiten, den Anforderungen 
entiprechenden Unterfommens hinzumirfen.] 

Die Lehrmeiiter find verpflichtet, dem Ausſchuſſe für das Lehrlingsweſen 
jede von demielben verlangte Auskunft über die Verhältnifie des Lehrlingd zu 
geben, und Lehrlingen, welche vor den Ausschuß geladen werden, die zur Befolg: 
ung diefer Ladung erforderliche Zeit zu gewähren. Lehrmeifter, welche diejer 
Verpflichtung nicht nachkommen, verwirfen eine auf Antrag des Ausſchuſſes vom 
Borftande feitzuftellende Ordnungsitrafe von [| . . ] Mark. 


) $ 126. Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling in den bei jeinem Betriebe vor: 
tommenden Arbeiten des Gewerbes in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen Reihen: 
folge und Ausdehnung zu unterweijen. Er mu entweder jelbit oder durch einen geeigneten, 
ausdrüdlich dazu bejtimmten Vertreter die Ausbildung des Lehrlings leiten. Er darf dem 
Lehrling die zu feiner Ausbildung und zum Bejuce des Gottesdienites an Sonn: und Feit: 
tagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durd Verwendung zu anderen Dienjtleiftungen nicht 
entziehen. Er hat den Lehrling zur Arbeitiamfeit und zu guten Sitten anzuhalten und vor 
Ausichweifungen zu bewahren. 


664 Das NormalsInnungsitatut. 


Zu s 60, 

1. on Befugnifie und Obliegenheiten der Ausihuß für das Lehrlingsweien haben joll, 
um die Handhabung der Vorjchriften über das Lehrlingswejen zu fihern, ift im einzelnen 
Falle jorgfältig zu erwägen. Es iſt dabei einerjeit® zwar zu berüdjichtigen, daß die Meifter 
von einer Kontrole ihres Betriebes durch Innungsgenofien, wie fie zur Zeit der Blütde 
des Innungsweſens vielfach ftattgefunden hat, gegenwärtig entwöhnt find und gegen die 
felbe meift eine große Abneigung haben werden ; anberereits ift aber auch zu erwägen, 
daß es fi) hier um eine der wichtigiten Anfgaben des Innungsweſens handelt und dab 
die Innungen fchwerlich wieder zur Blüthe, jedenfalls aber nicht im den Befig der in 
$ 10Ce. vorgejehenen bejonderen Rechte gelangen werden, wenn fie fich auf dem Gebiete 
des Lehrlingsweſens nicht jelbjt wirfiame Verpflichtungen auferlegen wollen. 


$ 61. Lehrherren, welche die ihnen nad) den Vorſchriften der Gewerbeord- 
nung und dieſes Statuts ihren Lehrlingen gegenüber obliegenden Pflichten ver: 
fäumen, find auf Antrag des Ausſchuſſes vor den Vorſtand zu laden und zur gewiſſen— 
haften Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu ermahnen. Bei wiederholten Pflichtwidrig— 
feiten fann der Vorftand Ordnungsſtrafen bi zu [10] Mark gegen fie feititellen 
[und, falls auch ſolche unwirkſam bleiben, nad) vorgängiger Verwarnung bei der 
Innungsverfammlung den Antrag auf Entziehung der Befugniß, Lehrlinge zu 
halten, ſtellen. (P]. [Innungsmeiftern, welche nad eingetretener Beitrafung fort: 
fahren, die Pflichten gegen ihre Lehrlinge zu verlegen, fann auf Antrag des Aus: 
fchuffes für das Lehrlingäweien durch Beihluß der Innungsveriammlung die 
Befugniß, Lehrlinge zu halten, bis auf weiteres entzogen werden.] 

ug 61. 
1. Patch i 53 Abſatz 2 nicht Aufnahme findet, jo find ftatt diefer eingeflammerten Worte 
die in der folgenden Klammer aufzunehmen. 

8 62. Der Ausihuß für das Lehrlingsweſen enticheidet an Stelle der Ge 
meindebehörde Streitigkeiten der in $ 1208. der Gewerbeordnung bezeichneten Art 
zwifchen den Innungsmitgliedern und ihren Lehrlingen auf Grund mündlicher 
Verhandlungen. Die Vertretung der Parteien durch Rechtsanwälte ift aus: 
geichlofien. 


$ 63. Verliert der Lehrherr nad) 18 53] 8 61 die Befugniß, Lehrlinge 
zu halten, oder wird derjelbe zur Erfüllung der ihm vertragsmäßig obliegenden 
Verpflichtungen unfähig, jo hat der Ausſchuß für das Lehrlingsweien dem Vater 
oder dem Wormunde hiervon mit der Aufforderung Kenntniß zu geben, die Aut: 
löfung des Lehrverhältnifies herbeizuführen. " 

Das Gleiche hat zu geichehen, wenn der Lehrherr veritirbt und nicht inner: 
halb vier Wochen die Fortſetzung des Gewerbes durch die Wittwe nach Maßgabe 
des 8 10 gerenelt wird. 

In diefen Fällen, ſowie in jonftigen Fällen, in welchen das Lehrlingäver: 
hältniß auf Grund des $ 128 der Gewerbeordnung aufgelöft wird, hat der Aus 
Ihuß, jofern der Vater oder Vormund des Lehrlings dies wünſchen, feine Bers 
mittelung dafür eintreten zu laffen, daß der Lehrling für den Reft der Lehrzeit 
bei einem anderen Innungsmeifter untergebradht wird. 

Wenn in Füllen diefer Art an der Vollendung der fürzeften, durch $ 55 
dieſes Statuts vorgeichriebenen Lehrzeit nicht mehr als */, Jahr fehlt, fo kann 
der Ausihuß den Lehrling jofort zur Gejellenprüfung zulaffen. 


$ 64. Ginen Erlaß an der vertragsmäßigen Lehrzeit, durch melden bie 
fegtere unter das im $ 55 vorgeichriebene Maß verkürzt werben würde, darf der 
Lehrherr nur mit Zuftimmung des Ausschuffes gewähren. Diele Zuftimmung 
foll nur ertheilt werden, wenn der Lehrling durd fein Betragen und feine Leit 
ungen fich ausgezeichnet hat. 
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$ 65. Jeder Lehrling eines Innungsmeiſters hat fi) vor der Entlaffung 
aus der Lehre der von dem Ausſchuſſe für das Lehrlingsweien vorzunehmenden 
Geiellenprüfung zu unterwerfen. 

Diejelbe findet, abgejehen von den Fällen der SS 63 und 64, erit nad) Be: 
endigung der vertragsmäßigen Lehrzeit ftatt. 

Die näheren Beitimmungen über die Prüfung bleiben der Regelung durch 
Innungsbeihluß vorbehalten, jollen aber jo getroffen werden, daß dem Lehrling 
Koiten aus der Prüfung nicht erwachlen. 

$ 66. Wird die Ausbildung des Lehrling auf Grund der Prüfung für 
ungenügend erachtet, jo kann der Ausihuß den Lehrling für die Zeit von einem 
viertel bis zu einem ganzen Jahre in die Lehre zurücdverweilen. 

Gewinnt der Ausſchuß die Ueberzeugung, daß die mangelhafte Ausbildung 
des Lehrlings durch den Lehrherrn verichuldet ift, jo fann er dem erfteren geftatten, 
für die noch für erforderlich erachtete Zeit bei einem anderen Innungsmeiſter in 
die Lehre zu treten (*). Auch kann dem Lehrling unter der Bedingung, dab er fid 
nad) Ablauf einer feitzujegenden Frilt einer Nachprüfung in einzelnen vorher zu 
beitimmenden Gegenftänden unterwirft, geftattet werden, einſtweilen al3 Gefelle in 
Arbeit zu treten. 

Hat der Ausihuß durch die Prüfung, und eintretenden Falls durch die Nach— 
prüfung die Weberzeugung gewonnen, daß der Lehrling die für einen |[Tifchler:] 
Gejellen erforderliche Aisbildung erworben hat, jo beantragt er beim Vorſtande 
die Ausichreibung des Lehrlings. Diejelbe erfolgt unter Aushändigung des Lehr: 
briefes [in der nächſten Innungsverſammlung] [in gemeinfamer Verfammlung des 
Vorſtandes und des Ausſchuſſes fir das Lehrlingsweſen). Für die Ausftellung 
des Lehrbriefes ift ein Betrag von [1 M 50 3] in die Innungskaſſe zu zahlen. 

Zu s 66, 

1. se au erwägen, ob in diejem Falle den jchuldigen Meijter nicht auch befondere Nach— 
theile treffen jollen, 3. B. die Verpflichtung, dem vernadhläfligten Lehrling während der 


nachträglichen Lehrzeit einen Theil des ortsüblichen Gejellenlohnes auszuzahlen oder in 
in anderer Weije den Schaden, welchen der Lehrling durd) jeine Schuld erleidet, zu eriepen. 


VBermögendvermwaltung, Kaſſen- und Rechnungslegung. 

Ss 67. MNltjährli hat der Innungsvorftand für die Verwaltung des Inn— 
ungspermögens und, joweit durch die Nebenitatuten nicht etwas Anderes beftimmt 
ift, für die Verwaltung der Nebenfaflen unter Beachtung der Vorſchrift des $ 100 b 
Abſ 2 der Gewerbeordnung!) einen Haushaltsplan fir das folgende Kalenderjahr 
aufzustellen. Derjelbe ijt der Innungsverſammlung in der legten ordentlichen 
Sigung de3 Vorjahres zur Beichlußnahme vorzulegen und vorher [8] Tage lang 
zur Einfiht der Innungsmitglieder auszulegen. 

Der Vorſtand ift bei feiner Gejhäftsführung an den von der Innungsver— 
ſammlung feitgeltellten Haushaltsplan gebunden. Ausgaben, welche nicht in dem— 
jelben vorgejehen find, bedürfen der Genehmigung der Innungsverſammlung. 

S 68. Zur Grwerbung, Verpfändung und Veräußerung von Grundftüden, 
zu Mieth- und Wachtverträgen, zur dauernden Belegung von Stapitalen, zur 
Kündigung von dauernd belegten Stapitalien, zur Aufnahme von Darlehen, zum 
Abſchluß von Verträgen, durch weldhe der Innung fortlaufende Verpflichtungen 
auferlegt werden, zur Anitelung von Prozeſſen und zur Abichliegung von Wer: 

1) $ 1006. Abj. 2. Zu anderen Zweden als der Erfüllung der jtatutarifch oder durch 
da3 Geſetz beitimmten Aufgaben der Innung, jowie der Dedung der Kojten der Innungs— 


verwaltung dürfen weder Beiträge von den Innungsmitgliedern oder von den Geſellen der: 
jelben erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Innung erfolgen. 
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gleichen iſt die Genehmigung der Innungsverſammlung erforderlich. Dieſe Be— 
ſtimmung gilt auch für- die durch Nebenſtatuten begründeten Nebenkaſſen der Inn: 
ung, joweit nit durd das Nebenftatut etwas Anderes beitimmt wird. 

$ 69. Zur Bejorgung der Kaſſen- und Rechnungsgeſchäfte fann [foll] dem 
Ktaffenführer [Haflirer, Nendanten] ($ 33) ein vom Innungsvorftande anzunehmen: 
der Rechnungsführer (*) beigegeben werden, welcher nicht Mitglied der Innung 
zu fein braudt. 

Die demfelben zu gewährende Vergütung wird durch eine mit ‚ihm vom 
Innungsvorftande abzujchließende, von der Innungsverfanmlung zu genehmigende 
Bereinbarung bejtimmt (?). 

Zu $ 69. 

1. Für große Innungen mit einem ausgebildeten Kaſſen- und Rechnungsweſen wird es fih 
empfehlen, dem dasjelbe führenden Vorjtandsmitgliede eine ſolche geichäftskundige Hülfe 
u geben. Statt dejien fann aud die Beſtimmung getroffen werden, dab zum Kaſſen 
führer (Kafjier, Rendant) eine Perjon gewählt werden fann, welche überhaupt nicht der 
Innung und folgeweile auch nicht dem Borjtande angehört. 

2. Hier fann aud, wenn es für erforderlich gehalten wird, Bejtimmung über eine vom Ret- 
nungsführer zu beitellende Kaution getroffen werden. 

8 70. Der Kaflenführer [Kaffirer, Rendant] hat alle Einnahmen und Aus: 
gaben der Innungskaſſe und, ſoweit die Nebenftatuten nicht etwas Anderes be 
ftinnmen, auch der Nebentaffen zu bewirken, 

Für alle Vereinnahmungen und Zahlungen, für welche nicht durch Beihluk 
des Voritandes etwas Anderes beftimmt ift, bedarf er einer fchriftlichen Anweilung 
des Vorſtandes [Obermeifters]. 

8 71. Der Haffenführer [Kaflirer, Nendant] erhebt die Beiträge der Inn: 
ungsmitglieder nad einer von ihm aufzuftellenden und vom Obermeiſter zu ge 
nehmigenden Hebungälifte. 

Ueber jede gegen ein Innungsmitglied erfannte Ordnungsftrafe erhält der 
Rendant eine jchriftliche Anweifung des Obermeifters, welche er nach vorgängiger 
Eintragung in dad Verzeihniß der Ordnungditrafen unter Angabe der Zahlungs: 
frift dem betreffenden Innungsmitgliede zuftellen läßt. Vierteljährlich [halbjähr- 
lich, jährlih] hat der Kafjenführer [Haflirer, Nendant] ein Verzeichniß der rüd: 
ftändigen Beiträge und Ordnungsitrafen dem Obermeifter vorzulegen, von weldem 
dasjelbe vollzogen und der Auflichtöbehörde mit dem Antrage auf Beitreibung 
vorgelegt wird. 

8 72. Die Einnahmen und Ausgaben der Innungskaſſe ſowie der Neben: 
faffen hat der Kaffenführer [Kaffirer, Nendant] geiondert von allen den Zweden 
der betreffenden Staflen fremden WVoreinnahmen und WVorausgaben zu verrechnen. 
Die Beitände jeder Kaſſe find geiondert aufzubewahren. Bejtände, welde einen 
beitimmten vom Vorſtande feitzuitellenden Betrag überiteigen, hat der Staflenführer 
[Raffirer, Nendant] bis auf weitere Beitimmung des Vorſtandes bei der [biefigen] 
Sparkaſſe zu belegen. 

8 73. Bis MN. ee jeden Jahres hat der Kaſſenführer [Rai 
jirer, Nendant] für die Innungskaſſe, ſowie für jede von ihm verwaltete Neben: 
faife eine geionderte Nechnung für das abgelaufene Jahr zu legen. Dieſelbe mus 
jämmtliche Einnahmen und Ausgaben der Kaffe nachweiſen und mit den erforder: 
lihen Belägen verjehen jein. 

Der Innungsvorftand hat die Nechnung zu revidiren und jammt den Be 
lägen mit den von ihm geitellten und nicht erledigten Grinnerungen [14] Tage 
vor der zur Abnahme der Rechnung beitimmten Sigung der Innungsveriammlung 


zur Einſicht der Innungsmitglieder auszulegen. 
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Die Abnahme der Rechnung erfolgt durch die Innungsverfammlung. Die: 
ſelbe kann beichließen, die Rechnung vorher durch einen von ihr zu wählenden 
Ausihu von [3] Mitgliedern einer nochmaligen Nevifion unterziehen zu laſſen. 

Der Revifiond-Ausihuß, welchem vom Worftande und dem Kafleuführer 
[Raflirer, Rendanten] jede von ihm gewünſchte Auskunft zu ertheilen ift, hat in 
der nächſten Sigung der Innungsverſammlung Bericht zu erftatten, worauf die 
legtere über die noch nicht erledigten Erinnerungen beſchließt und vorbehaltlich 
der aufrechterhaltenen Erinnerungen tie Abnahme der Rechnung vollzieht. 

Abänderung des Innungsftatut3 und Auflöſuug des Junung. 

8 74. Anträge auf Abänderung des Innungsftatuts, jowie auf Auflöfung 
der Innung find beim Vorſtande jchriftlich einzubringen. Zur Verhandlung über 
diefelben ift eine außerordentlihe, nur zu dieſem Zwecke bejtimmte Sigung der 
Innungsverfammlung zu berufen, zu welcher jedes Mitglied mindeſtens 14 Tage 
vorher jchriftlich [miittelft öffentlicher Befanntmahung] unter Angabe des Zivedes, 
und, falls es fi) um Abänderung ded Statut? handelt, unter Mittheilung der 
geftellten Abänderungsanträge einzuladen ift. Gleichzeitig ift der Aufficht3behörde mit 
dem Antrage auf Entſendung eines Vertreters in die Verfammlung Anzeige zu machen. 

$ 75. [In ber zur Verhandlung über Abänderungd- oder Auflöſungs— 
anträge beitimmten Innungsverſammlung kann dem Vertreter der Auffichtöbehörde 
der Borfig übertragen werden (*).] 

Die Innungdverfammlung kann über Anträge auf Abänderung der Statuten 
oder Auflöfung der Innung nur beichließen, wenn [®/,] ihrer ftimmberechtigten 
Mitglieder erichienen find. Iſt jedoch diefe Zahl in der erften zu dem fraglichen 
Zwede angelegten Verſammlung nicht erichienen, jo wird eine zweite Verſamm— 
lung mit der Ankündigung anberaumt, daß in derjelben über die geitellten An— 
träge ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen verhandelt werben jolle. 

Beichlüffe auf Abänderungen der Statuten fünnen nur mit ?/,, der Auf: 
löſungsbeſchluß nur mit 3/, der erichienenen ftimmberechtigten Mitglieder gefaßt werden. 

us 75. 
1. Diejer Sat iſt überflüflig, wenn die eingeflammerte Beitimmung in $ 25 Abſ. 1 aufs 
genommen wird. 

8 76, Im Falle der Auflöjfung oder Schließung der Innung find die 
Innungsmitglieder verpflichtet, die ordentlichen Beiträge für das laufende Biertel- 
jahr [Halbjahr, Jahr], ſowie die bereit3 umgelegten außerordentlihen Beiträge 
an diejenigen zu zahlen, welchen die Abwidelung der Gejchäfte der Innung obs 
liegt ($ 103 a der Gewerbeordnung). 

Die Verwendung des Innungsvermögens erfolgt nad den Vorjchriften des 
$ 94 der Gewerbeordnung mit der Maßgabe, daß eine BVertheilung des Nein: 
vermögen® unter die Mitglieder nur bis zu dem Betrage der von denjelben in 
den beiden legten Jahren (*) vor der Auflöſung oder Schließung entrichteten Bei: 
träge erfolgt. 

Der verbleibende Reſt des Vermögens fällt der Gemeinde (N.) mit der Be— 
ftimmung zu, daß dasjelbe zur Förderung des Lehrlingöwefens des [Tijchler:] 
Gewerbes in (N.) zu verwenden it. (2) 

7 


u 8 76. 

1. er; $ 108 Abi. 3 der Gewerbeordnung darf bei eintretender Vertheilung deö Rein— 
permögens feinem Berechtigten mehr als der Geſammtbetrag der von ihm geleifteten Bei: 
träge ausgezahlt werden. Das Statut fanrı aber weitere Beſchränkungen der Bertheilung 
feftjegen, und zur Vermeidung ſchwieriger Berechnungen erſcheint es zwedmähig, diejelbe 
auf den Betrag der während einer beftimmten Reihe von Jahren geleifteten Beiträge zu 
bejchränten. 

2. Bier kann ſelbſtverſtändlich aud) die Verwendung für einen anderen Zwed fejtgejegt werden. 

— — 43* 
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a a nn 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen x. 
verordnien zur Ausführung des Gejeges über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 
1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 129) im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths, was folgt: 

Die Ausftellung der Marichrouten hat vom Tage der Mobilmadung ab bis 
zum Wiedereintritt des Friedenszuftandes nad Maßgabe des anliegenden Formulars 
einer „Marichroute für Kriegsverhältniffe” zu geichehen. 

Urkundlih unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Kaiſerlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 18. April 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Boettider. 


Marſchroute für Kriegsverhältnife. 


(Zahl) 
en. Generale, *) (Angabe der Trup- 
— Stabsoffiziere, pentheile, welchen die 
— Hauptleute, Rittmeiſter, Lieutenants und FeldwebelLieutenants, Marſchirenden ange 
—E — Aerzte im Offiziersrang, hören und ob dieſelben 
— Feldwebel, Wachtmeiſter, auf dem Marſche das 
Portepeefähnride, Vize-Feldwebel, Vize-Wachtmeiſter und empfangen haben) 
Unterürzte, 
nn Zahlmeiſter Aſpiranten, 
———— Unteroffiziere, 
Spielleute, 
— Gemeine, 
re Offizierburichen und Diener, 
ernennen Einjährig: Freiwillige, 
— — Rekruten, 
wma Reſerviſten, 
—,““ Trainſoldaten, 


— Roßärzte und Unter-Roßärzte, 
Obere Beamte. 
nr Zahlmeiſter, 
— Korps-Roßärzte und Korps-Stabs-Veterinäre, 
— Ober-Roßärzte, Stabs-Veterinäre, Veterinäre 1. und 2. Klaſſe. 


1) Anmerlung: Gehören die Marſchirenden der Marine an, fo find die hier vorgedructen Deere 
chargen einzullammern und dahinter die betreffenden Marinehargen anzugeben. 


Zi. Ai ; 
B = 1 
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(Zahl) Unterbeamte. (Angabe der Trup- 
— - Bücfenmadger, pentheile, welchen die 
— Marſchirenden ange— 


eanssnnassnunsssanasstnunserennensenssennsssnsnsssusssenmerennnernnsenrussennenenn hören und OD dieſelben 
auf dem Marſche das 


——— ——— 7 Quartier mit oder 
Vorſpänner, ohne Verpflegung zu 
EA ze ar empfangen haben. 
arena Offizierpferde, --............... Dienjtpferde, 

wenn Remontepferde, 

gehen unter dem Kommando des (Namen, Charge und Truppentheil des —— wie um— 
bg en — I OR ee een J 
nach nn, wobei auf der Strecke von — — — 
bis Bar: be Eijenbahn (da8 Dampfſchiff ac.) zu Benugen. le 


Für die Marfcirenden it erforderlich und unter Beachtung der umſtehend abgedrudten 
Beitimmungen prompt zu verabreichen : 
1. Quartier nad) Mahgabe des $ 3 Nr. 1 und des $ 9 des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
vom 13. Juni 1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 129). 


2. Mundverpflegung, ſofern diejelbe (nach der obigen Angabe überhaupt zu ge 
währen ijt. 
3. An Verpflegung für die Pferde 
nad) Gewicht (Zahl) 
30 in — Gramm galer, 
Rationen & |... Stroh 
— „Hafer, 
he Rationen & | ANA BIER R a 
——— „ Stroh 
—— „Hafer, 
— Rationen | re 2 deu, 
——— „ Stroh. 


4. Feuerungsmaterial und Lagerſtroh für Lager und Bivouaks, ſoweit dieſe Gegen— 
ſtände im Gemeindebezirk vorhanden find. 
5. An Transportmitteln zur — ER ne 


2—22«222222«222222 · · 


—— angeſchirrte Vorlegepferde, 
—— einſpünnige | 

———— - zweifpännige ; Vorſpannfuhrwerke. 
—— vierſpännige 


6. Geſchäfts-, Arreſt- und Wachtlokale. 
— denteennn — 1J9 


(Firma der ausſtellenden Behörde.) 


(Unterichrift.) 


Beitimmungen. 


A. Auartier. 


Der Einquartierte muß fi mit demjenigen begnügen, was nad) Maßgabe 
der obwaltenden Verhältniffe angewielen werden fan. Die auf Requifition der 
Militärbehörden gemachten Auslagen find dem Quartiergeber zu erjegen. 





Ben... 
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B. Alundverpflegung. 


Die Verpflegung der Truppen (einichließlich des Heergefolges) auf dem 
Marihe und zwar jowohl für die Marſch- und Ruhetage als auch für die auf 
dem Marjche eintretenden Aufenthaltötage, ſowie in Kantonnirungen liegt nad 
Maßgabe des Geſetzes über die Kriegsleiftungen vom 13. Juni 1873 (Reid 
Geſetzbl. S. 129) den Gemeinden und den Quartiergebern ob. 

Der mit Verpflegung Cinquartierte — ſowohl der Offizier, Arzt und Be 
amte, als aud der Soldat — hat ſich in der Negel mit der Soft des Quartier: 
geber3 zu begnügen ($ 10 a. a. O.) 

Die tägliche Feldmundportion, auf welche der Einquartierte Anſpruch bat 
und welde ihm in gehöriger Zubereitung und in guter Qualität gewährt werden 
muß, beiteht in: 

a) 750 Gramm Brod, 

b) 375 : Frifches oder gelalzene® Fleiſch — Gewicht des * 

Fleiſches —, oder 
250 „geräuchertes Rind» oder Hammelfleiſch, oder 
170 „ Sped; ferner 
c) 125 „ Neis oder ordinäre Graupe oder Grüße, oder 
250 „ Hülfenfrüchte oder Mehl, oder 
1500 „ Sartoffeln, ſowie 
dA 23 „ Salz und 
e) 25 „ Kaffee in gebrannten Bohnen, oder 
30 Ktaffee in ungebrannten Bohnen. 

Außer der Staffeeportion hat der Einquartierte Getränfe nicht zu beanjpruden. 

Die Brodportion vertheilt fih gleihmäßig auf Morgen-, Mittags: umd 
Abendkoſt. ALS Morgenkoft ift Kaffee oder eine Suppe, ald Mittagstoft Fleiſch 
und Gemüfe, ala Abendfoft Gemüfe zu verabreichen. 

Erfolgt das Eintreffen im Quartier erft zur Abendzeit, jo ift, fofern nicht 
laut der Marſchroute nur Abendkoft zu verabreichen ift, die volle Tageskoſt — 
mit Ausnahme der Frühftüdsportion — in einer Mahlzeit zu gewähren. 

Falls den Truppen Brodgeld gewährt oder dad Brod aus den Magazinen 
geliefert wird, hat der Quartiergeber ſolches nicht zu verabreicdhen. 


C. Verpflegung der Pferde. 


Die Fourage ift in guter Qualität und nach Gewicht zu verabreidhen. Iſt 
diejelbe im Gemeindebezirk nicht vorhanden, jo muß der Bedarf von der Gemeinde 
durd Ankauf herbeigeihafft werden SS 3 und 11 a. a. D. und Ziffer 4 der 
Ausführungsverordnung vom 1. April 1876 — Reichs-Geſetzbl. ©. 137 —). 


D. Gefellung von Borfpann, Wegweifern und Boten. 


Die Gemeinden find zur Ueberlaſſung der im Gemeindebezirk vorhandenen 
Transportmittel und Gejpanne für militäriihe Zwede und Stellung der im der 
Gemeinde anwejenden Mannschaften zum Dienit als Gejpannführer, Wegweiier 
und Boten verpflichtet ($ 3 Nr. 3 des Geſetzes vom 13. Juni 1873). 

Die Belaftung der Fuhrwerke hat unter Berüdjichtigung der Beichaffenbeit 
der zurücdzulegenden Wege und der Gejpanne ftattzufinden. Sofern nicht außer: 
gewöhnliche Verhältnifie ausnahmsweiſe etwas anderes bedingen und fofern die 
Beichaffenheit der Geipanne und die Beſchaffenheit der zurückzulegenden Wege eine 
größere Belaſtung nicht zulaſſen, hat 
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ein einfpänniges Fuhrwerk bis... .. 600 Kilogramm, 
ein zweilpännige® Fuhrwerk ..... 600 bi8 1000 Kilogramm, 
ein dreifpänniges Fuhrwerf ...... 1000 bi 1400 Silogramm, 
ein vieripänniges Fuhrwerk ...... 1400 bid 1800 Silogramm 


zu laden. 

Fuhrwerk mit anderer als Pferbebeipannung darf nur da geftellt beziehungs— 
weile in Anjpruch genommen werben, wo Pferdegejpanne nicht in genügender An— 
zahl vorhanden find. 

Fuhren, die länger ald 48 Stunden von ihrer Heimath fern gehalten werden, 
haben auf der ihnen vorzufchreibenden Etappenftraße neben freiem Quartier für 
Führer und Zugpferde freie Verpflegung zu beanjprucden. 

Iſt der Kommandoführer genöthigt, Vorſpann und Spannbieufte auf eine 
borausfichtlih 48 Stunden überfteigende Zeitdauer oder auf unbeitimmte Zeit in 
Anſpruch zn nehmen, fo ift die Abficht einer jolchen Inanſpruchnahme in der 
Requifition auszusprechen; auch find derartige NRequifitionen, wenn irgend möglid), 
jo zeitig zu crlafien, daß die vor dem Abgange vorzunehmende Abjhägung von 
Zugthieren, Wagen und Gejchirren orbnungsmäßig ausgeführt werden fann. 

Iſt eine ſolche Abſchätzung nicht möglich, fo hat — wenn die obwaltenden 
Berhältniffe e3 geftatten — das Marſchkommando durd eine jeinerjeit3 zu bildende 
Kommilfion eine Tare und VBeichreibung der requirirten Zugthiere, Wagen und 
Geihirre aufzunehmen, welche bei der nachträglichen Werthöfeftitellung im vor: 
geichriebenen Verfahren der Abſchätzungskommiſſion mit vorzulegen find. 

Werden Fuhrwerke, welche auf länger ald 48 Stunden von ihrer Heimath 
fern gehalten worben find, in folder Entfernung von leßterer entlaflen, daß fie 
niht an einem Tage heimzufehren vermögen, jo ift ihnen eine Beicheinigung zu 
erteilen, auf Grund deren jie von den Gtappenbehörben freie Quartier und freie 
Verpflegung zu beanipruchen haben (Ziffer 5 der Ausführungsverordnung bom 
1. April 1876). 


E. Auittungsleillung und fiquidirung. 


Ueber die feiten® der Gemeinden 2c. erfolgte Gewährung von Mundverpflege 
ung, Fourage und Vorſpann, jowie an jonjtigen Transporimitteln, an Weg: 
weiſer- und Botendienften, Feuerungsmaterial und Lagerftroh werden von dem 
stommandoführer Beicheinigungen ertheilt. Die Beilagen A ı bis 3 und 5 der 
Ausführungdverordnung vom 1. April 1876 finden hierbei hinfichtS der ver: 
abreihten Mundverpflegung und Fourage, des geitellten Vorſpanns, ſowie des 
gelieferten Feuerungsmaterials und Lagerftroh3 Anwendung. Cine Baarzahlung 
zur Stelle findet bezüglich dieſer Leiltungen nicht ftatt. 

Die Liquidirung der Vergütungsanſprüche und die Realifirung hat nad) 
Maßgabe der 88 20 bis 22 des Gejeges über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 
1873 und der bezüglichen Vorjchriften der Ausführungsverordnung vom 1. April 
1876 zu erfolgen. 








. | | ' Bezeichnung 
Marſch-, Ruhe— | gi var 
. tilos der Ktreile | 
und von | bis — Amtebeziete Bemerkungen. 





Kantonnirungstage. u. ſ. w. 


| 














Die Abänderungen des Zolltarifgeſetzes 


Vom 6. Juni 1880, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaiſer, König von Preußen ı. 
verordnen im Namen des Reihe, nad erfolgter Zultimmung des Bundesraths 
und des Neichdtags, was folgt: 


Ginziger Paragraph. 

Der Zolltarif zu dem Geſetz, betreffend den Zolltarif des deutſchen Zols 
gebiet3 und den Ertrag der Zölle und der Tabadfteuer, vom 15. Juli 1873 
(Reichs-Geſetzbl. S. 207) wird wie folgt abgeändert: 

„Nr. 8. Flachs und andere vegetabiliihe Spinnſtoffe mi 

Ausnahme der Baummolle, roh, geröftet, gebrochen oder gehecelt, 

Gi BbBle. 2 2 ee Tree a a, TR 
die Anmerkung zu Poſition 22a des Zolltarifd, welche lautet: 

„Zute, Manillahanf, Kokosfafern, roh, geröftet, gebrochen oder gehedelt 
— frei“ wird geitrichen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. Juni 1880. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


Gejeg, betreffend die Abänderung des Zolltarifs. 
Vom 19. Juni 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen x 
verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

81. 

Der Zolltarif zu dem Geſetz, betreffend den Zolltarif des deutſchen Zollge 
biet3 und den Ertrag der Zölle und der Tabadfteuer, vom 15. Juli 181) 
(Reichs-Geſetzbl. S. 207) wird in nachſtehender Weiſe abgeändert: 

An Stelle der Pofitionen d 5 und 6 der Nummer 41 treten folgende Ber 
ftimmungen: 


— 





1) „Annalen“ 1879 ©. 993. 
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d5 unbebrudte Tuch- und Zeugwaaren, ſoweit fie nicht zu Ziffer 7 oder 
8 gehören, 

«) im Gewicht von mehr ald 200 Gramm auf den Quadratmeter 
Gewebeflähe. - 2 2 2 2 2 2 135 Mart 
für 100 Kilogranım, 

B) im Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quabrat= 
meter Gewebeflähe-. . » . . 2020. ..220 Mark 
für 100 Rilogramm. 

d6 4) bedrudte Waaren, ſoweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von mehr ald 200 Gramm auf den Quadratmeter Gewebe: 
fläche; ferner Poſamentier- und Kuopfmacherwaaren; Plüſche; 
Geipinnfte in Verbindung mit Metallfäden . - . 150 Marf 
für 100 Kilogramm, 

B) bedrudte Waaren, joweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quadratmeter 
Gewebeflächhee. 220 Marf 
für 100 Kilogramm. 

82. 

Die Beſtimmung im 8 3 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 leidet 

auch auf die vorbezeichneten unbedruckten und bedruckten Tuch- und Zeugwaaren 
Anwendung. 


83. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1881 in Kraft. 

Bon Waaren, welche unter die Zollſätze A58 und d6B des $ 1 fallen, 
werden, jofern der Einführende nachweilt, daß er dielelben vor dem 25. Mai d. 3. 
im Auslande bejtellt habe, bei der Einfuhr vor dem 15. Oktober dieſes Jahres, 
die vor dem 1. Juli gültig gewejenen Zollfäge erhoben. 

Urkundlih unter unjerer Höchſteigenhändigen Unterihrift und beigedrucktem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 19. Juni 1881. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismard. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Zolltarifs. 
Vom 21. Juni 1881. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, König von Preußen 2c. 
verordnen im Namen de3 Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des Burdesraths 
und bes Reichstags, was folgt: 

8 1. 


Der Zolltarif zu dem Geſetz, betreffend den Zolltarif des deutſchen Zoll— 
gebiets und den Ertrag der Zölle und der Tabackſteuer, vom 15. Juli 1879 
(Reichs-Geſetzbl. S. 207) wird in nachſtehender Weiſe abgeändert; 
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1. An Stelle der Pofition f der Nummer 9 treten — Beſtimmungen: 


f) Weinbeeren, friide -. . » . . . . 0. 15 Mat 
für 100 Silogramm. 
g) Erzeugniſſe des Landbaues, anderweitig nicht genannt. . frei. 


2. Der Eingangszoll für Mühlenfabritate aus Getreide und Hüljenfrüdten, 
nämlich: geichrotene oder geichälte Körner, Graupe, Gries, Grüke, 
Mehl, gewöhnliches Badwerf (Bäderwaare), Rr.25 q 2 des Tarifs, 
wird von 2 Mark auf 3 Mark ſür 100 Kilogramm erhöht. 


82. 
Dieſes Gejeg tritt mit dem 1. Juli 1881 in Straft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Infiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 21. Juni 1881. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Zolltarifgefeges vom 15. Juli 1879. 
Vom 23. Yuni 1882, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaijer, König von Preußen x. 


verorbnen im Namen des Neid, nad erfolgter Zuftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


81. 


An die Stelle des $ 7 Ziffer 3 des Geſetzes vom 15. Juli 1879, betreffend 
ten Zolltarif des Deutſchen Zollgebiets 2c. (Reichs-Geſetzbl. S. 207), tritt fol 
gende Beitimmung: 

Den Inhabern von Mühlen wird für die Ausfuhr der von ihnen 
hergeitellten Mühlenfabrifate eine Erleichterung dahin gewährt, daß ihnen 
der Eingangszoll für eine der Ausfuhr entiprehende Menge des zur 
Mühle gebraten ausländifchen Getreides nachgelaffen wird. Der Aus: 
fuhr der Mühlenfabrifate fteht die Niederlegung derſelben in eine Zoll: 
niederlage unter amtlihem Verſchluß gleich. Weber das hierbei in Red: 
nung zu jtellende Ausbeuteverhältniß trifft der Bundesrath Beftimmung- 
Dos zur Mühle zollamtlich abgefertigte ausländifche, ſowie auch ſonſtiges 
Getreide, welches in die der Steuerbehörde zur Lagerung des erſtbezeich⸗ 
weten Getreide angemeldeten Räume eingebradht ijt, darf in unper: 
arbeitetem Zuftande nur mit Genehmigung der Steuerbehörde veräußert 
werden. Zumiderhandlungen hiergegen werden mit einer Gelditrafe bis 
zu eintaufend Mark geahndet. 


82. 
Der Zolltarif zu dem im $ 1 bezeichneten Geſetze wird in nachſtehendet 


Weile abgeändert: 











vom 15. Juli 1879, 675 


1. Die Anmerkung Nr. 2 zu 6 b ift zu ftreihen und Hinter 6 d zu jegen: 
Anmerfung zu b und d: 
Schmiedbares Eifen in Form von Stäben oder 
Walzdraht zur —— * — 
ſchein unter Sontroe . . . . 0,9 Mart 
für 100 Kilogramm. 
2. Die Anmerkung zu Nr. 20 b 1 erhält folgende Faflung: 
Elfenbein- und Perlmutterftüde, — für 
Gegenſtände der Nr. 2066 1. . . Dr 30 Mark 
für 100 Kilogramm. 
8 3. 
Diejes Gejeg tritt mit dem 1. Juli 1882 in Kraft. 


Urkundlid unter Unſerer Höchjteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Kaiferlihen Infiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 23. Juni 1882. 


(L. S.) Wilhelm, 
Fürft v. Bismarck. 


Hamburger Waaren JDurchſchnittspreiſe 


für das Jahr 1881. 


—Ni 





Vorbemerlung. Die nachfolgenden Tabellen, welche den legten Jahrgängen der vor: 
trefflihen (amtlihen) Hamburgiihen Handels: und Schifffahrtsitatiftif entnommen find, fliehen 
jich den früheren Ueberfichten in den „Annalen“ 1869 ©. 85 (für 1847—67), 1870 ©. 399 (für 
die Jahre 1867—69), 1871 ©. 357 (für 1870), 1877 ©. 165 (für 1871—75), 1879 ©. 81 (für 
1876—77), 1880 ©. 81 (für 187778) und ©. 857 (für 1879), 1882 S. 127 (für 1880) an. 
Die Methode, nad) welcher die Waarendurhichnittspreife für die Hamburger Statijtif gewonnen 
werden, findet jich in den „Annalen“ 1869 ©. 81 und 1870 ©. 429 auseinandergejekt. 


Meberficht nach Gruppen. 










































. Durch⸗ Durd- | Durd- | 
Artikel ſchnitt Artikel ſchnitt Artikel jr 
MM. Ri 
Verzehrungs:Gegenftände. 

Kaffee . 100 kg.| 124, [Banille 100 kg.|5463,,Tyranz. u. Span. 
Et 216,’ Irober Ingber . „ 75,4 Sprit... hl 83," 
Kakao. er 137,9 Kornz,Ktartoffel: u. 
rober Zuderr . „ 50,5” Mpfeliinen B 25,9% NRüben-Sprit. „ 46," 
Kryitall = Sand: Bitronen F 29,221 Senever . . . 41,1 

A 58,” JOrangen „ 30,°liqueur u. and. 

Raffinaden, Mes Mandeln z 148,57) Branntwein „ 60,# 

ME. a 59,99 Mojinen e 62,20Fruchtſaft b2,* 
Kandid . .. u 73,6% Corinthen R 42,1Bier-, Meth⸗ und 
Bajtern u. Farin „ 57,9 Freigen ai 54,2] Malzertratt A 30,” 
Syrup u. Melafie „ 23,%% andirter Ingber „ 126,2 JEjjig . 2 SE 26," 
Honig. . » = 59,9 Succade u. and. Mineralwailer . Fl. 0,° 
Tabach. u. 130,2] fand. Früchte „ 130,]W8eizen 100 kg.| 22, 
Tabaditengel u. Paranüſſe u 38,1 Roggen e 19,? 

Ablal. . a 14, Wall= u. Hajel- Gerite ® 20," 
— >. Mi! 66, nüſſe . .. 47,10Hafer 15,9 
HBigarretten . . Bunde 0, Mriiches Obſt u. Bucweizen J 16,% 
Reis 100kg.| 19,5| Gemüfe . 18, Malz z 29,# 
Sag . ® 37,9" Igetr. Pflaumen u. Mais z 12,8 
Pfeffer 105,771 Zwetſchen. 43,5 Widen. E 17," 
Piment r 91, land. getrodnetes Erbjen = ur 
Cassia lignea u Obit ” 53,®lweihe Bohnen ie 26," 

-vera. = 85,33 PBierde- u. Tau— 

„  fores A 99, Rein. . . . hl 91,99] benbohnen ü bee 
Canehl 167,1 „ Champagn. Fl. 4,00Linſen. — 47,* 
Gardamom . „ 11,001, Rum. . . . hl 107,*IHopien P 29,* 
Nelken z 233,9 Arrak . . ne 55, NSentjaat 52,4 
Neltenstengel . 62,2: Cognac u. and. Kümmel . c 50," 
Macis u. Macis- franz. Brannt- andere Gewürz— 

nüſſe 436,22] wein De 174,9] jämereien 61% 
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M A. 


Kartoffeln 
Cichorienwurzeln 
Cichorien und 
Kaffeeſurrogate 
Mehl, Weizen-⸗ 
„Roggen-. 
„Gerſten-, 
Hafer, Mais xc. 
Mehl, Kartoffels 
Amidam . 
Graupen, Grüge 
und Gries 


and. — 


100 kg | 


” 


” 


⁊ 2 


” 


" 


” 


7, 
17,23 


Schiffs- u. and. 
Brot 

Hefe . i 

88, 11 Traubenzuder } 

33, „ Heringe 

25,90 Sardellen 

Sardinen 

Anchovis 

Gaviar . 
eräucherteFiiche 


luſtern 


34,0 
28,92 
47,0 


32, 88 

friſche Fiihe . 
17,5 Wild und Ge 
11,2] flügel . . 
7,8 Schlahtvich . 


100 kg. 


. Mille 
ans Fifche 100 kg. 


” 


. Stüd | 







räuch. Flei I 


ürjte 


47, ” Fleiſch Extrakte. 
8, 0 Conſerves und 


Prejerves . 


139, 'landereBiktualien 


80,0 


” 


" 


Rohftoffe und Halbfabrikate, incl. Bau: und Brennmaterial. 


Indigo 
Cochenille 
Blaubolz . 
Rotbholz . 
Gelbholz . 
Quercitron i 
Ertraft,Blauholz- 
‚  Rothholz- 
„  Gelbholz- 
„ Querzitrons 
Orieile . . 
Orieille = Ertraft 
und Perſio 
Orlean 
Curcuma. 
Dividivi . 
Gallen 
Krapp 
Sumac : 
Zerra Catehu . 
„  Japonica 
andere vegetabil. 
farben . 
Ultramarin . 
Bleiweih . 
Zinkweis u int 
rau . 
tag 
itriol, blauer . 
„ grüner. 


„ Salzburg. 


" weißer. 
Anilinfarben 
Alizarinfarben . 


100 kg.|1,393,?° IFlavine 


+, > Firmik 
‚> land. mineralifche 
Farben 
Span. Fliegen 
Daujenblajen . 
Schwämme, Waſch⸗ 
und Bade . 
89,9 ISajjaparille . 
Rhabarber 
Süßholz . . 
Brechwurzeln 
Galangawurzeln 
Jalappwurzeln. 
Chinarinde . 
‚ja. med. Wurzeln, 
Rinden, Hölzer 
Jrländ. und Is— 
länd. Moos . 
Lorbeerblätter 
a. med. Blätter 
u. Blüthen 
Wurmſaat 
Spießkümmel 
Sternanis 
Tonkabohnen 
43,9? ISarobbe . 
Drangen= u. Zie 
19,*] tronenichalen . 
and. med. Süme⸗ 
1,259, “1 reien u. Früchte 
"384, #3 Lakritzen. 


100 kg. 


. Mille 
(Eantharides) 100 kg. 


" 


328, 





241 AL „Kvopal 
491,* „Damar 
46, os F — 





—— 


208, Del, Rizinus- 





a. med. tette Dele 


Zitr- ‚Drang. 
2 Gailia- $ 
„Pieffermürz— 
u. Krauiemz 
„ Sternanis:. 
„ Zerpentin: . 


Säure, Schwefel 
„  Salpeter: 

u Salz 
“ Reinitein- 
a — 
Suder: o. 
Klee⸗ 
andere Säuren . 


” 


friiches Fleiſch 100 kg 100,55 
gejalz. und ges 


g- 
y , hl 
och⸗ u. Seeſalz 100 kg. 


| 






94,9 
177,8 
220,2 
112," 
122, 
43,19 
107,9 
13,39 
2,0 

1,514,51 


83,8 
127,7 


roher Bernjtein 100 kg. 1,517,5 ” 
R R 110 


180m 
222,85 
314,5 
272, 
66 23 
30,” 
12,38 
140,%% 
131,” 
177,57 
425,78 
163,20 
78,58 
1,981," 
98,23 
244,5° 


1,782,2* 
861,°' 


2,465,° 
1,830, 
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Durch⸗ Durch⸗ Durd- 
Yrtilel ſchnitt Artikel ſchnitt Artikel chnit 
Me N. se 
Salpeter, roher Duedfilber 100kg. 418,Xeder . 100 kg.| 314,# 
Südſee 100kg.| 28," Mickel .. — 400, Leimleder. 24 
Salpeter roher Antimonium 128, 1Wallfiichbarten 
Oſtindiſcher — — Gold u. Silber u. Fiichbein . 1,239,% 
Salpeter, raffin. „ 44,9 | krätze 2 178,5 Elephantenzähne 
Schwefel, roher. „ 12,% andere Metalle. „ 152,6] u. Elfenbein „  11,615,% 
z raffin. „ 20, Igewalzte Eiſen. allroßzähne u. 
Beinjtein a ae 139,9] blede . » . u 23, and. Zähne . „ 540,9 
Gryitall: u. Ere verzinnte z 40, m Perfmutterihalen — 137,* 
mor tartari . „ 241,# Eiſendraht a 255 Schildpatt „19,270, 
Rottaiche . = 39," Stahlblech und Büffelhörner z 116,% 
Laugenfluß und :Drabt . Pe 101,5] Ochien= u. Hub 
caujt. Soda . „ 28, Ineue Binfblehe „ 38,9] hörner . Mr 68,* 
andere Soda 12, Meſſingblech u Hirſch⸗ Reh⸗ u 
Alaun 15,9] Draht - 171,9] NRennthierhörn. „ 100,5 
Kali Hromſaures 112,20 upferdiaht 287,Hornſpitzen 112* 
„ blaujaures. „ 182,20 Steinkohlen und ornabfall e 18," 
„ &lor» und Braunkolhen . „ noden . ® 11% 
ichweieljaures „ 112,7 Cinders # ejünodenfänine | 
Kali, hydroj. und | arf 0,9 u. -Me > 21,9 
Sodine . .  „. 1,802,°% Asphalt u. Gou⸗ Knochenſchhaum 
Hirſchhornſalz 119, | dron = 6, geb. Kohle „ 12,9 
div. med. u. and. Cement u. Tarras PR 4, sl sedärme . r 85,9 
Salze . 4 64,5 Halt und Gips. „ 2,1Guano a 118,8 
Yoraztalt . 43,9 Ifalt- und Gips⸗ Düngejal = 10,# 
Borar . 118,9] ſteine . . R 0,"Aanderer Dünger 15,8 
Shiortait - 13, Mauerſteine. . Mille | 16,0/Rierde . Stüd|ı iz 
Bimstein . 2 16,2 1Ddadhıpfannen , „ 46,!2|Rierdehaare . 100k "266," 
Arfenit = 38," Schiefer 100 kg 8.Boriten u 762, 
Phosphor ß 475,0% Flieſen z 8. Schweindhaare u. 
Chinin 252,Mühlſteine z 15,2] Wolle. . . „ 29,3 
Albumin . B 413, ISanıde und Gra⸗ Kub-, Ochſen⸗ u. 
Delfüh(Gfycerin) Bi 140,9” | nitſteine Br 2,| Külberhaare , „ 35,0 
and. Droguen u. Scleif- u. Litho- tanin= u. Hafene 
Chemitalien . „ 112,°'| graphiejteine.. „ 17,5] haare . „ 115 
Kupfererz Ri 77,9 Marmor u. Ala⸗ Menichenhaare. „  11,813,® 
Silbererz _ 189,5] baſter . . " 12, div. and. Haare „ 309," 
Bleierz — 25,* Thon, Erde, Sand n 0,54 Bettfedern und 
Graphit . . = 13, Ireide 2 3] Dunen . " 138,4 
Kobalt: u. Nidel- Schwerſpath > 5, Federpoſen 168,* 
erz .. 126, '9 Glasſcherben = 2,1 Strauß u and. 
andere Exze. . „ 5, [Eis J 0,9 Schmudjeden 8,034* 
Ro u. Schmelz Häute, trodeneu. hran 0 58," 
eifen n 5, | gejalzene . z 119, 1Talg . . - z 73," 
Stangen = und os fKalbielle . . * 195,Leim u. Gelatine „ 92" 
Schmiedeeiin „ 15,9 [Schaf-, Lamm⸗ u achs und Erd- 
Stahl . 5 37, | Biegenfelle B 1645) wald.» » „ 170," 
Kupfer R 135," Iiriche, Reh: u. Stearin s 97,8 
Meiling . * 76,” | Rennthierfelle „ 322," Baraffin = 103,® 
Gelb: „MetatYel- Robbenfelle . R 895," Spermacetti . e 186,4 
(ow-Metall 5 101, Iganin: u. Hafen: Theer . pi 14, 
Zint * 36, ee. . a, . i 15,® 
Sinn . . 187, Pelzwerk u. and Brauerped R 45,8 
Blei L 31,4 Selle... „. [1,796,% 


Artikel 


Steinkohlentheer 
u. Beh . 
Petroleum und 
Napbta . . „ 
andere Gasjlüj- 
figteiten . . 
Del, Balm:. . „ 
„ Eu: . „ 
Dliven . „ 
Ri . . „ 
kein . . „ 
Baummwol- 
lenjaat . — 
Talg⸗ und and. 
fette Dee . „ 
Delfag und 
Schmiere . 
Saat, Klee . . 
„ Grad u. 
Thimothbe . . „ 
Saat, me u 


De ze 2 


3 


— Lein⸗ und 
Dotter A 
Saat, Sejam: . 
„ Hanf: 
» Baum: 
wollen . . u 


2.3 


Eeiden: u. Halb» 


jeidenwaaren 100 “ 2,027,°% 


Rollen- u. Halb» 
wollenwaaren „ 
Baummollen = 
waaren . . y 
Segelleinen . . „ 
Pad: und Sad: 
leinen . — 
andere Leinen . „ 
Wachstuch — 
Haartuh. . — 
Hüte und Hut⸗ 
material . . „ 
neue — 
ftüde . . 
div. Manufattur- 
u. Modewaaren „ 
irme u. Schirm: 
ournituren . 
led. Handſchuhe 
ledernes zußzeug „ 


100 kg. 










a — 
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Durd- Durch⸗ Durch⸗ 
ſchnitt Artikel ſchnitt Artikbel ſchnitt 
NM Me. M. 
and. Feld⸗ u. Gar⸗ Schilf, Reth, Be— 
4,*80) tenſämereien 100kg.| 46,4 ſenreiſer 100 kg. 7,” 
Deluhen . » „ 5,51 Seegrad . . 6,'7 
16,7 1901; Bau: . .» „ 6, Bapiers u. Bapp- 
„ Sub... „ 10,” maſſe A 28,10 
44,1 „ Brenn . „ 2,20 Lumpen u. altes 
63, „ Mahagoni- „ 19° Tauwerf a 32, 
66,9] „ Halaranda- „ 40,9 Boritenhanf . 75,9 
93,7] „ Gedenm . „ 17. Jand. vegetabilijche 
58,9] „ Eben: " 18,51 Rohſtoffe — 12,72 
58,0] „ Pod. e 17, Schafwolle 288,* 
— Buchabaum- a 22, s ShuddyWolle S 152,'° 
57,10 Nırkbaum: „ 17,9 Seide und Sei: 
Korkholz . = 69, denabfall . 1,360,** 
68,0 1 Fournire. . J 125, NBaummwolle . 5 110,2? 
and. Nuphölger — —* Flachs . . s 120,47 
57, Borke u. Rohe. „ 13,"1Hanf und Jute * 40,9 
Holzkohlen 12,29Heede und Werg, 33,9 
99,% IStuhlrohr or: 55. PTwiſt u. Baum- 
48, Irobe Stöde . .» „ 53,9%] wollengarn z 260,*? 
Tonnenbänder . „ 11,PWollen⸗ u. Halb: 
27,9% [Rorbweiden . . n 24,4 wollengarn . „ 478,10 
lebende Pflanzen 124,Leinengarn und 
25,97 Palmkerne und Zwim . u 159,2? 
88,01 Nüle . . .» m 24, land. Rohſtoffe u 
19,1% land. Del- und Halbfabrikate. „ 100,7° 
Drechslernüſſe 30,*0 
7,1 PPiaſſava. 45,39 
Manufaktur: und Anduftriewaaren. 
and.Lederwaaren 100kg.| 517,*'IBapier- u. Papp⸗ 
Ledertuh. . .» | 210, waaren . . 237,9 
Summilhuhe . „ 522 +2 Schreibnateria- 
826, landere Gummis lien . . ” 294,57 
fabrifate J 608,9 lgedr. Bicher u. 
509,9 jneues Tauwerf. „ 74,5) Mujifalien — 337,0! 
211,9! [Segelgarn . . „ 142, ‚» Semälde,Lıthogr 
Matten z 90.9 Kupferſtiche 1,071,2 
72,* Etrohgeflechte u 644,81]Glasperlen 308,** 
522,20 Korbmacherarbeit, 149, ]Tafelglas & 34,9 
217, Korke . . Mille 6,% Spiegel — 159 #1 
792,9 Holznägel und Demijohns . 20,0% 
Holzpflöde 100kg. 27,%jand.Glaswaaren „ 67,9 
1,286 ,4? Mobilien — 128, oↄ0 orzelan . » „ 172, > 
jeineDolzwaaren „ 99. "Ithönerne Röhren 
745,9! farobedolzwaaren „ 30,7) und Retorten , 4, 
Papier — 62,Steinzeug u. and. „ 
697,PPappe 26,9%) Thonwaaren. „ 43,8 
Dachpappe und Marmor u. and. 
437,2] Asphaltfilz . „ 18,9] Steinwaaren. „ 
4,355, [Tapeten . E 119, ‚slSchiefertafeln u. 88,87 
821,1 1Spiellarten . . „ | 326.08 Schuſſer . » 38, „s 
Eijenbahnichienen „ 18, 
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Artikel schnitt Artikel ſchnitt 





M 






| 
eiferne Röhren 100kg. 25," PBianoforte . 100 kg. 
and, grobe Eijen= and. Muſik In— 236, 





thum, Curio⸗ 



















waaren Pr 27,5] jtrumente. . „ 304, fitäten . — 203* 
eiſerne Nägel 26397,“Spielwaaren 145, 
Nadeln . u Knöpfe 8682* 
Screibjtahlfedern „ 1,072, fournituren . „ 307,]div. Kurzwaaren „ | 469, 
and. feine Eiſen- u. elegraphen:Ap= Seife . ——— dbh 

Stahlwaaren. , 145, Stearin= u. Pa— 

Pretioſen, Gold⸗u. raffinlichte A 

Silberwa ren. „ 62570, Inftrumente. „ 446, Blandere Lihte . „| 226," 
Bleiwaaren . .» „ 43,1 Wagen u. Wagen- arfümerien „| 267,8 
— ER 168,25] theile . . . „ 72, leere Säde . n 67,8 
Sinnwaaren. .  „ 247,*601 Waffen . . - 280,leere Gebinde, Ki- 

Kupfer Meſſing⸗ ündhütchen . „ 488,92) ten, Körber. „ 15,9 
u.and. Metallw. „ 257,18 —* und baſſagier- u. Um: 
Maſchinenu. Ma— Zündrequiſiten 86,5] ziehgut. . . „| 29. 


jchinentheile . „ 974Schiehpulver . 5 128,58 








Die Grundſätze der Stenerpolitik, 


Schäffle. Die Grundjäge der Steuerpolitit und die ſchwebenden 
Finanzfragen Deutjchlands und Oeſterreichs. Tübingen 1880. 


Beſprochen von Dr. F. Heinrih Geffden. 


—ñ——— 


J. 


Die Steuerfragen ſind an der Tagesordnung in Deutſchland wie in Oeſter— 
reich, immer neue Projekte tauchen auf, die Geiſter ſind beunruhigt und verwirrt, 
man weiß nicht mehr wo hinaus; demgegenüber will der frühere Handelsminiſter 
des Hohenwart'ſchen Kabinets die geſammte Steuerfrage im Zuſammenhang prüfen 
und eine einheitlich willenichaftlihe Gejammtauffaffung gewinnen. 

Schäffle beginnt mit der ſehr richtigen Bemerkung, daß der Urfprung der 
ihwebenden Finanzfragen in Deuticyland weniger wirthichaftlicher, als politifcher 
und ftaatrechtlicher Natur fei. Die ganz neue Geftaltung, die es durch die Er- 
rihtung des Neiches erhielt, mußte auch finanziell zum Ausdrud kommen, denn 
die Finanzen find dad Ergebniß von Verfaflung und Verwaltung jedes Staates, 
folglich war mit 1871 das frühere großdeutiche Ziel der handelöpolitifchen 
Cinigung mit Oefterreich ebenjo befeitigt,') als die ftaatärechtliche Umwandlung aud) 
nad Innen für die Finanzen maßgebend ward. Der Bedarf ift mit der Macht 
gewachſen, die Matrifularbeiträge waren ein Nothbehelf, die indireften Steuern, 
die ein einheitliches Wirthichaftsgebiet vorausfegen, mußten in den Vordergrund 
treten, ihre Einheit ift geboten, um das Neich unabhängig von den Glieditaaten 
zu machen und feine nationale Einheit ſelbſt zu ftärfen, denn überall bildet gleich- 
mäßige Beiteuerung des Verbrauchs und Abſchluß nah Außen ein fräftiges 
materielle Band ; fie allein können dem Reich zu feinen gejeßgebenden Befugnifien 
auch eine wirkliche einheitliche Verwaltung geben, die Landeöfinanzbehörden feinem 
Einfluß unterwerfen, eben weil indirefte Abgaben Ginheit der Leitung, des Ber: 
fahren3, der Kontrole, Gleichheit der Verwaltung weit mehr erfordern als direkte, 
Neben diejer ftaatörechtlichen Seite aber fteht die volfswirthichaftliche, der Staats— 
bedarf ift nicht fouverän, die Dedung desſelben muß den mwirthichaftlichen Be— 
dingungen des Volkslebens entiprechen, der Fiskalismus ift ebenfo ein über: 
wundener Standpunkt, wie der, daß die perlamentarijche Gefinnungstüchtigkeit fich 
darin zeige, der Regierung möglichft fnappe Mittel zu bewilligen. Die volks— 
wirthichaftlich verhältnigmäßige Dedung des Staatsbedarfs ruht auf der Leiftungs: 
fähigkeit aller einzelnen PBrivatwirthichaften, die Leiftungsfähigfeit ift der Ausdruck 
dafür, wie viel die Privatwirthichaft für Zwecke der Gejammtheit abgeben fann, 
ohne die verhältnigmäßige Eigenverforgung zu verfümmern. Die Geftaltung der 
Finanz ift von den gegebenen Grundformen der volf3wirthichaftlichen Organifation 
abhängig, daher find in unferer Zeit die Steuern das wejentlichite Mittel der 
Dedung. Dieſe Erfenntniß ift num freilich nicht jo neu, wie Schäffle annimmt, 
bereit3 Colbert anerkannte den Zufammenhang von Steuer: und Volkswirthſchafts— 


) Wenigjtend mühten bei einer fünf tigen Union die wichtigjten in er a 
Uebergangsabgaben unterworfen bleiben. Vgl. Gehr's Bericht für Sept. 1882 
Unnalen der Deutihen Reichs. 1832. 44 
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politik; es ift auch nicht richtig, daß die Prinzipien der Allgemeinheit und Verhält- 
nißmäßigfeit der Belaftung nad der Leiftungsfähigfeit bisher mehr aus dem 
Naturreht und der Billigfeit abgeleitet wurden; Adam Smith hat dieien Sas 
volfswirthichaftlich begründet und nur darin geirrt, daß er die Leiſtungsfähigkeit 
einfah nad) dem Einkommen bemaß, (in proportion to the revenue V. 2) 
einem Srrthum, an dem noh 2. v. Stein feithält. 

Nach diejer Einleitung wendet Schäffle den Blick auf den Staatöbebarf, den er 
für Neih und Staaten in Deutſchland auf etwa 1400 Millionen Marf beziffert. Sehr 
richtig hebt er hervor, daß damit keineswegs die gelammte Steuerlaft erjchöpft ift, da 
noch die Kommunalabgaben Hinzutreten, die wir freilich nur für Preußen einigermaßen 
überjehen. Nah Dinterici betrugen fie 1849: 53 Millionen Mark, 1857 ſchon 
78 Millionen und 1876 gaben nad Herrfurth’3 Berehnung (Engel’s Statiit. 
Zeitihrift, 1875) 56 Gemeinden von mehr ald 20,000 Einwohnern allein 
186 Millionen Mark aus, alfo das dreifache aller Gemeindeausgaben von 1850; 
legtere find feit 1868 durchgängig um mindeftens 25 Prozent geſtiegen. Dieſen Faktor 
hätte aber der Verfaſſer freilic; auch bei Vergleihung der deutichen Ausgaben mit 
denen anderer Staaten in Anjichlag bringen müſſen. Er jagt an fi ganz richtig, 
daß Deutichland abjolut weniger direfte Steuern fordert (6,26 Mark per Kopf), 
al3 Oeſterreich (6,90), Großbritannien (7,64), Frankreich (11,90), aber relativ, d. h. 
im Verhältniß zu den indireften Steuern 19 Prozent mehr ald Großbritannien, 
weil diefes der zur Ausbildung der direkten Steuern erforderlichen Verwaltungs: 
organifation entbehre, überfieht aber dabei, daß faſt alle Lokalausgaben im ver: 
einigten Königreih durch direfte Steuern und zwar durch Grund: und Gebäude: 
jteuern im Betrag von 24 ',, Millionen Pf. St. aufgebracht werden, ur etwa 
5 Millionen durch indirekte Abgaben; rechnet man hiezu die jtaatliche Einkommen: 
jtener mit 9 Millionen Pf. St., die Grund» und Hausſteuer mit 2,670,000, io 
wird weit mehr al3 dritte Theil der Gefammtausgabe durd) direfte Steuern ge 
tragen. Auch in Frankreich, wo die größeren jtädtiichen Gemeinden in den Octrois 
eine wichtige indirefte Steuerquelle haben, betragen die Zuichläge zu den direkten 
Staatöftenern durhichnittlih mehr als 80 Prozent. Man muß überhaupt mit 
Wagner jagen, daß unjfere direkte Beiteuerung mehr entwidelt nur im Vergleich 
zu unſerer indirekten, nicht zur ausländiſchen direften ift, und dieje geringere Ent: 
widlung unjerer indireften Steuern liegt nicht blos in der früheren ftaatlihen 
Seriplitterung, jondern auch darin, daß einmal die andern Staaten die Zinien 
ihrer hohen Staatsſchulden nicht ander aufbringen fonnten, als durch jtarfe in- 
direfte Abgaben, jodann daß in den deutjchen Einzelbudgets der Cigenerwerb des 
Staated® durd Domänen, Forften, Bergwerfe, Cijenbahnen einen großen Poiten 
einnimmt, der in England und Frankreich jo gut wie ganz fehlt, endlich aber 
darin, daß der Deutiche eben nicht jo viel an Verbrauchsſteuern entrichten fann als 
der Engländer ünd Franzofe, die mehr entbehrliche Güter, welche rationell am 
meilten getroffen werden jollen, verzehren, weil ſie eben ſehr viel reicher find. 
Ein jo hoher Kaffeezoll wie Frankreich ihn hat, fünnte bei ung nicht eingeführt 
werden, ohne den Verbraud erheblich zu vermindern. Deutichland könnte aus 
demjelben Grunde ſelbſt bei Einführung des Monopol3 nie einen annähernd 
gleihen Ertrag aus dem Taback ziehen, wie England und Frankreich dies tbun. 
Damit ift natürlich feineswegs gejagt, daß nicht die indireften Abgaben in Deuric: 
land jehr entwidelt werden können, ja müflen, wenn man nur dem Sate Red: 
nung trägt natura non operat per saltum, der aud in finanzieller Beziehung 
gelten muß; wenn die Getränfeabgaben in Deutichland 2,56 Ab. pro Kopf, in 
Defterreih 3,17, in Frankreich 8,72, in England 18,5 ergeben, jo werden wir 
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ohne unverhältnigmäßige Anfpannung der Steuerkraft gewiß auf 41/,—5 M 
fommen dürfen. Dasielbe gilt von den Verkehrsſteuern, wobei nur zu bemerken, 
daß e3 nicht zu billigen fein wird, wenn Schäffle mit diejen die Gebühren zu: 
ſammenwirft als Steuergebühren. Allerdings find beide in der Praris, namentlich) 
im franzöfiihen Enregiftrement nicht ſcharf auseinandergehalten und jede unver: 
hältnigmäßige Gebühr wird eine Steuer, aber die verjchiedene Natur beider follte 
doch feitgehalten werden, denn der Grund beider it verfchieden. Die Gebühr 
wird für einen beitimmten vom Staate geleifteten Dienſt entrichtet, wie Chauffee: 
geld, Gerichts- und Verwaltungsiporteln, die Steuer ohne ein präzis umſchrie— 
bene3 Aequivalent aus allgemeiner Bürgerpfliht. An fih iſt Schäffle zwar diejes 
Unterjchiedes fi) bewußt, er nennt die wirklichen Gebühren deshalb Verwaltungs: 
gebühren, wenn fie aber zur Steuer werden, Gebührenfteuern, allein diefer wider: 
ſpruchsvolle Name dient nur zur Verwirrung, und e& ijt nicht berechtigt, Die 
Berfehröfteuern nur ſchlechthin als Gebühren im Unterihied von Verwaltungs: 
gebühren zu bezeichnen; denn bei ihnen fehlt das unterfcheidende Moment der Ge: 
bühr, das Aequivalent für einen fpeziellen Staatsakt. Es muß ferner in Betracht 
gezogen werden, daß manche Steuern, die formell als Berfehrsfteuern aufgeführt 
werden, weil fie durch Stempel erhoben werden, dies materiell nicht find, fo 3.8. 
die Erbicdaftöfteuer, die in England mehr als die Hälfte, in Frankreich den 
fünften Theil der Verfehrsftenern einbringt, thatlächlich aber eine Vermögensſteuer 
iſt. Eine ſolche ift jo gut eine direkte, wie eine Einkommensteuer, dies überfieht 
Scäffle, der fie zu den indireften Steuern zählt, weil fie nicht einen Theil des 
ordentlichen Gejammteinfommens trifft. Auch hier ift eine Erhöhung gewiß nicht 
ausgeihlofien und durch das Geſetz über die Neichöftempelabgaben ein Anfang 
gemacht, aber der Ertrag wird doch nur jefundär gegen den der Verbrauchsabgaben 
fein fönnen, Verfehrsabgaben in der Höhe der franzöfiichen wären nicht durchführbar. 

Schäffle wirft nun die Frage auf, ob es ein Defizit in Deutichland gibt, 
wie er jolches in Dejterreich unzweifelhaft mit mindeitens 20 Millionen Gulden 
feſtſtellt? Diefe Frage ift ganz begründet, denn der Umſtand, daß es im Reiche 
formell fein Defizit geben kann, weil die Matrifularbeiträge um fo viel höher 
bemejjen werden müflen, kommt thatfählich nicht in Betracht, da doch für Diele 
Leiftung die Einzelftaaten zahlungsfähig fein müſſen. Eben deshalb läßt fich die 
Frage nur nad) der Lage jedes Einzeljtaates beantworten. Ein Defizit fann nur 
bejeitigt werden durch Entlaftung des Ausgabebudget3 oder Bermehrung der Ein: 
nahmen. Wir ftimmen Schäffleganz bei, daß eriteres in feinem nennenswerthen 
Maße möglich ift, nachdem die meilten deutichen Staaten durch Stonvertirung ihrer 
Anlehen die Ausgaben dafür auf den geringiten Sat gebracht haben, der Militär: 
aufwand iſt unvermeidlich, und weit geringer als der Frankreichs und Englands, 
468 Millionen gegen 657 und 627 Millionen, in der Zivilverwaltung ift nicht 
viel zu ſparen, die Veräußerung von Staatögütern wäre jedenfall eine Minder: 
ung des Sapitalvermögens, Oeſterreich hat dieſe jo weit getrieben, daß wenig 
mehr als die Salzwerfe übrig geblieben ift. Ueberall nehmen die Aniprühe an 
den Staat mehr zu als ab, wenn gewiß eine rationelle Entlaitung der Gemeinden 
nöthig ift, fann dies wiederum nur auf Koften der bisherigen Staat3einnahmen 
geichehen durch die in Ausficht genommene Weberweifung eines Theil der Grund: 
und Gebäudeitenern, eine erhebliche Vermehrung der Staatseinnahmen aus eigenem 
Bejits ift nicht vorherzuiehen, die Neinerträge der preußiichen Domänen, Foriten, 
Berg: und Hüttenmwerfe waren 1871 mit etwa 50 Millionen, 1878/79 mit 
so Millionen Mark beziffert, eine Steigerung ift unmwahricheinlih nad den Pro- 
duktenpreiſen, da eine Vermehrung des Beliges nicht ftattgefunden hat; was bie 
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der Staatdeifenbahnen betrifft, jo wird man in Anſehung der erworbenen, joge: 
nannten nothleidenden Bahnen, zufrieden fein müffen, wenn die Cinnahmen das 
angelegte Kapital leidlich verzinjen. Es bleiben aljo nur vermehrte Steuerein- 
nahmen, um den Mehrbedarf, ven Schäffle für Reich, Einzelitaaten und Gemeinden, 
außer den ſchon bewilligten Steuern, auf 80 Millionen Mark anichlägt, zu deden. 
Nach feiner Anficht wäre dies ſchwerlich mehr als "/, Prozent des reinen National 
einkommens, aber er betont dabei, daß, wenn es nothwendig ift, dem Defizit 
durch neue Laften zu fteuern, alles darauf ankommt, wie dies geichieht, da viele 
Steuerfräfte ſchon jett überbürdet, beziehungsweife am Nande ihrer Leiftungs: 
fähigkeit angefommen fein können, es fih aljo darum handelt, wie man von den 
ſchwachen zu den tragfähigen Kräften gelangen fol. Vorſicht hiebei ift um jo 
mehr geboten, ald wir in einer langandauernden wirthichaftlihen Kriſis ftehen, 
die keineswegs überwunden ift, denn wenn auch Produktion und Konſumtion ftet3 
die Tendenz haben ſich auszugleichen, jo betont Schäffle fehr richtig, daß Auf: 
ſchwung und Niedergang fich feineswegs in raſcher und gleihmäßiger Folge ab: 
löſen müſſen, daß e3 fich jet vielmehr wahrſcheinlich um eine jehr langjame und 
peinlihe Ausgleihung der veränderten Produftionsbedingungen handelt. Die 
heutige Weltwirthichaft, welche dur den Dampf entfernte Produktionsgebiete vor 
unfere Thore gerüdt hat, ftrebt unaufhaltiam dem Ziele zu, jede Erditelle in 
ber rationellften Weife im Verhältniß zur gefammten fulturfähigen Erdoberfläche 
zu verwerthen, aber das Gleichgewicht diefer veränderten Bedingungen fann vor: 
ausfihtlih nicht ohne empfindliche Stöße für unfere alten Kulturländer erreicht 
werden und Niemand wird die Dauer dieſes llebergangszujtandes im Worwege 
beſtimmen fünnen. Zur Unterfuhnng über die Frage, wie dies geichehen ſoll, 
geht Schäffle ausführlich auf die Grundbegriffe des Steuerweſens ein; wir folgen 
ihm hier nicht in die Einzelheiten und erwähnen nur, daß dies durchweg in 
flarer und beſonnener Weife geichieht und die ganze Darftellung leſenswerth 
ft, fie ift jehr viel präzijer und eindringender als die Wagner’ in feiner allge 
gemeinen Steuerlehre und praftiicher als die Stein's, der bei vielem Scharffinnigen 
doch auch manches Unhaltbare bringt und überall feine Syitematit dem Leben 
aufdringen will. Der erfahrene Volfswirth fieht ein, daß direfte Steuern nur 
bei mäßigen Quoten erträglid und verhältnigmäßig find, indem der Staat hier 
alle Steuerfräfte nur nad ihrem abioluten Werthe ermitteln und fie im Ber: 
hältniß einer mittleren Leiftungsfähigfeit gleihmäßig treffen kann, ſei es nun, 
daß er das Einkommen ald Ganzes oder je nad) feinen einzelnen Zweigen (Er: 
tragöfteuern) faßt. Da aber das Einkommen noch lange nicht das Maß der 
wirklichen Leiftungsfähigfeit ift, die der Staat direkt nicht faffen kann, jo ift er 
darauf angewieſen, dasjelbe in ihren Folgeericheinungen fteuerlih nutzbar zu machen, 
es muß die individualifirende d.h. indirekte Steuer hinzufommen, wo die Steuer: 
fubjefte nicht von vornherein feititehen, ſondern fich derjelben je nad) ihrer Steuer: 
fraft möglichit freiwillig unterwerfen; die ftenerfräftigen Subjefte fich jelbit durch 
Mehrverzehrung verhältnißmäßig höher beiteuern, die ſchwächeren ſich durch Minder: 
verbraud) entlaften. Sie müflen deshalb Gegenftände allgemeinen, aber entbehr: 
lihen Verbrauchs treffen, andrerjeit3 jo fombinirt werden, daß feine Art dieſes 
Verbrauchs frei ausgeht und fie nach dem Maße der Entbehrlichkeit bemeſſen find. 
Alles dies wird treffend und mit jehr feinen Bemerkungen, wenn aud etwas 
weitläufig und mit vielen Wiederholungen ausgeführt. 

Sp ridtig nun die Auffaflung iſt, daß die Verbrauchäftenern die Verwend— 
ung deö Vermögens treffen, fo wenig fönnen wir Schäffle zuftimmen, wenn er 
die Verfehröfteuern an die Anſammlung des Vermögens knüpft, er überträgt 
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damit die Erjcheinungsform einiger Verkehrsſteuern auf alle; es gibt zahlreiche, 
auf die das nicht paßt, bei dem Stempel der Pacht: und Miethöfontrafte, der 
Naturalijationsurfunden, der Quittungen handelt es fi um feine Anfammlung 
bon Vermögen, man fann am Allgemeinften jagen, daß die Verfehröfteuer gewifie 
Rehtsgejhäfte trifft, zum größeren Theile, wenn auch keineswegs ausjchließ- 
li, jolche, die eine Befigveränderung bezweden. Der Staat verlangt, daß das 
Nehtögeihäft um giltig zu fein im einer beftimmten, greifbaren, meist fchriftlichen 
Form geichehe, und er erhebt die Steuer, indem er die Urkunde, welde das 
Rechtsgeſchäft bezeugt, mit einer Abgabe belegt, die meist durch Stempel erhoben 
wird, und deren Hinterziehung die Nichtigkeit des Gejchäftes, eventuell pofitive 
Strafe zur Folge hat. 

Sehr umfichtig beantwortet Schäffle die Frage, in welchem Verhältniß direkte 
und indirekte Steuern im Staatöhaushalte ftehen follen. Die direkten follen ftet3 
einen bedeutenden Theil desjelben deden, aber dürfen nicht einfeitig zur Geltung 
fommen, fie können nur die Durhichnittöftenerfraft berüdjichtigen, was zur Une 
gleihheit in der Belaftung der wirklichen Leiftungsfähigfeit führt. Eben deshalb 
it das Verhältniß beider, d. h. wie weit die wirkliche von der durchjchnittlichen 
Steuerfraft abweicht, maßgebend dafür, wie weit die direfte Belaftung im gegebenen 
Falle gehen darf, je größer der Abſtand beider ift, deſto größeren Antheil werden 
die indireften Steuern im Gejammtjteuerertrag gewinnen, je relativ gleichartiger 
dagegen der Familienbedarf und der Vermögensftand geworden, deſto weiter können 
direfte Steuern greifen. 

Sp richtig dies im Allgemeinen ift, jo wird man, was die Gegenüberftell- 
ung von durdfchnittlicher und wirklicher Leiſtungsfähigkeit betrifft, bei den direkten 
Steuern doch unterjcheiden müffen zwifchen Ertrags- und Einfommenfteuern, nur 
erftere wollen den durchichnittlichen Ertrag faffen und find ebendeshalb verhält: 
nißmäßig ftabil, die Einkommenſteuer aber will das wirkliche Neineinfommen er: 
faflen und wird deshalb jährlich neu umgelegt, fie ift aber doch nicht der wirklichen 
Steuerfraft adäquat, weil die kleinen Einkommen von ihr freibleiben müſſen, weil 
e3 darauf ankommt, aus welcher Duelle das Einkommen fließt und wie viele 
Perjonen von demjelben leben jollen. Je mehr ferner die direkten Steuern Lüden 
haben, deito ausgiebiger fünnen indirekte Steuern eintreten, die nicht nur indivi— 
duralifirend, fondern auch auögleichend wirken follen, wenn aud auf dem Lande 
bei der noch immer bedeutenden Naturalwirthihaft und dem „eigenen Hausbrauch“ 
diefer Theil der Steuerkfraft von den Verbrauchsſteuern weniger betroffen wird 
als in der Stadt. Daher brachte ganz richtig die frühere. preußiiche Geſetzgebung 
die Klaſſenſteuer in unmittelbare Beziehung zur Schlacht- und Mahljteuer. Die Ber: 
brauchsjteuern find ergiebig nur, wenn fie den Maſſenkonſum treffen, aber fie 
iollen dies nur in dem Maße, alö die betreffende Waare entbehrlich ift, deshalb 
ift die Empfindlichkeit der untern Klaſſen für folhe Steuern der Maßſtab ihrer 
Berehtigung. Belaftung von Salz und Brod wirkt wie jchlechte direfte Steuern; 
die indirekten Abgaben bewähren ihre Vortheile nur, wenn fie auf verzichtbare 
Genüffe gelegt werden, ift dies der Fall, jo haben die unteren Klaſſen je nad 
ihrer Steuerfraft die Möglichkeit der Selbftentlaftung und in dieſer Geftalt find 
fie auch aus dem Grunde nothivendig, weil durch direkte Steuern von den Eleinen 
Leuten ohne Drud nichts zu befommen ift, gleichwohl aber die Maſſe derjelben 
zufammen ein weit größeres Einkommen hat, als die bejitenden Stände, welche 
die direkten Steuern tragen, und diejes Einkommen nicht unbefteuert bleiben fanı. 
Schäffle vergleicht dies Verhältniß finnreich mit einer Pyramide (S. 138). „Ie 
ftärfer die Steuerfräfte werden, deſto geringer wird ihre Zahl, die Stärke ber 
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Steuerkraft läuft von breiter Baſis in eine dünne Spige aus. Die Malie der 
jährlih) produzirten Güter geht in dem Einkommen der fleinen Leute und 
des Mittelftandes auf und die Vermögen nehmen an Zahl ebenjo ab, wie fie an 
Größe zunehmen.” Eben deshalb darf die Maſſe der Eleinen Einkünfte nicht ver: 
achtet werden, wohl aber muß die Steuerpolitik fich ftet3 vor Augen halten, da 
jo fleine und prefäre Ginfünfte eine progrefliive Abnahme der Steuerfraft auf 
weiſen, „der Quotient des Antheil am Nationaleinfommen ift nicht auch der 
Duotient des Antheild® an der nationalen Steuerkraft. Die kleinen und ſchwanken— 
den Einkommen können nicht im felben Verhältniß an den Staat abgeben, wie 
die großen, fiheren und fundirten Steuerfräfte.” In Württemberg ermiejen 1878 
von allen jsteuerpflichtigen Geiverbebetrieben 29 Prozent ein Einkommen von 
weniger als 300 Mark, 10 von 300-500 Merk, 26,4 von 500— 1000 Mart, 
nur 18 Prozent 1000—2000 Marf. Bei der Rentenfteuer liefern 63 Prozent 
der Steuerpflidtigen nur 200 Millionen Kapital von einer Gejammtjunme von 
1346 Millionen. 

Diele Zahl und Größenabitufung der Steuerfräfte fann für die direkten 
Steuern ziffermäßig dargeftellt werden. Bei den indirekten Steuern iſt die Ab: 
ſtufung und Schichtung nicht zur Bezifferung zu bringen. Da nun der größte 
Prozentſatz des Neineinfommens in der Tiefenlage der Steuerfraft fich befindet, 
fo empfiehlt Schäffle mit dem fteuerfreien Einkommensminimum nicht zu tief 
herabzugehen, weil jonft leicht die Hälfte des Steuerwerthes durch die Maſchen 
des Netzes der direkten Beſteuerung gehe. 

Indeß wird hier doch wieder alles auf das Verhältniß der Ertragiteuern zu 
der Einkommenſteuer abhängen, bei eriteren iftt Schäffle’s Rath gewiß richtig, ja 
bei der Grumbdftener bleibt überhaupt fein ertragfähiger Voden frei, aber da, wo 
neben den Grtragfteuern eine Steuer vom Reineinkommen beiteht, wird man nicht 
zu tief herabgehen können, eben weil die Heinen Einkommen jchon gewerbe nud 
grundfteuerpflichtig find und ihr Ueberihuß von Steuerfraft richtiger durd in: 
direfte Abgaben getroffen wird. Andererjeits erfcheint es ganz unausführbar, wie 
Fürſt Bismard will, die Einfommenfteuer erſt mit 6000 ‘Mark beginnen zu laflen, 
da die Zahl der Einkommen, welde dieje Ziffer erreichen und überſchreiten, 
wenigitend in Deutichland verhältnigmäßig gering ift. In Preußen machten 
1881 die dürftigen und die Kleinen Einkommen (reſp. 420—660 und 660 bis 
1500 Mark) 93,95 Prozent der gefanmten Erwerbenden aus, die einfommenfteuer: 
pflidhtigen von 3000—9600: 1,69 Prozent, die reichlichen von 9,600— 34,000: 
0,22, die jehr großen über 36,000: 0,03 Prozent. Die Zufammenftellung der 
Grgebniffe der ſächſiſchen Einkommenſteuer mit der württembergiichen Gewerbe: 
Itenerregulirung, die der Verfafler gibt, paßt injoferne nicht, als es ſich bei 
legterer um eine Ertragsftener handelt, die nicht mit einer wirklichen allgemeinen 
Einkommenſteuer zu vergleichen if. Schäffle ſcheint uns die Ertragsiteuern im 
Verhältniß zu der Perionaleintommenfteuer etwas zu ungünstig zu beurtheilen, 
allerdings find fie auf die durchichnittlihe Einnahme begründet und können ihrer 
Natur nad nicht auf die bejonderen Verhältniſſe des Steuerjahres Rückſicht 
nehmen, aber fie find eben durch ihren feiten Ertrag für den Staatshaushalt um: 
entbehrlich, fie bilden den Grundftoc der direkten Steuern, während die Perjonal- 
einkommenſteuer nach den Verhältnifien ſchwankt und in ungünftigen Zeiten, wo 
gleihwohl der Staatsbedarf nicht ſinkt, fondern umgekehrt meist fteigt, weniger 
einträgt. Sehr richtig aber ift die Bemerkung (S. 142), dab die Steuerfraft: 
pyramide in ihren Höhenlagen am wenigiten zu vernadläfligen ift, weil bie 
wenigen großen Ginfommen abiolut nod immer jehr viel liefern. „In Staaten 
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und Zeiten, in welchen die plutofratiiche Gejelihaftsihichte den Mitteljtand immer 
mehr überwuchert, kann die volle Einftenerung der Höhenlagen der nationalen 
Steuerfraft gar nicht genug beachtet werden“, wobei jelbitverftändlich eine unver: 
ftändige Progreſſion ausgeſchloſſen ift, welche entweder zum Unterſchleif führt 
oder die großen Kapitaliſten vertreibt, in Württemberg ergaben bei einem Renten: 
fapital von 1346 Millionen Mark die Einfommen von 3400 Marf an bei 
4,8 Prozent Steuerfuß 54 Prozent des Nentenftenergefammtertragd. Eben— 
deshalb empfiehlt fich für die großen Einkommen weitgehende Spezialifirung, wo— 
gegen für die Maſſe der Eleinen Einkommen eine ſummariſche Hlaffeneintheilung, 
um jo mehr genügen kann, je rationeller die indireften Steuern die wirkliche 
Steuerfraft ergänzend erfaflen. 

Schäffle betradhtet jodann die Pyramide der Steuerfräfte auf ihre einzelnen 
Beitandtheile oder Ausfchnitte, wie er jagt, und unterfcheidet Lohnarbeit, Grund: 
und Hausbeſitz, Nentenfapital, Handels- und Gewerbegewinn. Am richtigiten 
wird man den Grundbejig voranftellen, weil derſelbe, abgejehen von der rohen 
Form der Kopffteuer den am leichtejten faßbaren Theil der Steuerfraft daritellt, 
der noch immer die größere Hälfte des fundirten Einkommens liefert. Je mehr 
audererjeit3 ein Land induftriell entwidelt ift, deſto ftärfer wird ber Betrag der 
Steuerfraft jein, der auf den Geſchäftsgewinn entfällt, in Sachſen macht er ?/, 
derfelben aus, in dem weniger inbuftriellen Württemberg ift auf einer Bevölferung 
von 1,800,000 Seelen gleihwohl bei einer keineswegs jcharfen Einſchätzung ein 
gewerbliche Einfommen von 166 Millionen Mark ermittelt; dabei ift natürlich 
die Steuerfraft der einzelnen Gewerbsarten ſehr ungleih, in Württemberg ent: 
fallen auf je 100 Mark Einkommen 20 auf Handelögewerbe, 17 auf Nahrungs: 
gewerbe, 10 auf Bekleidung und Reinigung, 9 auf Wirthichaften, 7 auf ZTertil: 
induftrie, 7 auf Baugewerbe, 6 auf Metallverarbeitung. Die neuefte ſtatiſtiſche 
Aufnahme der deutſchen Gewerbeverhältnifie gibt hierüber Tehrreihe Ausknnft 
(vgl. Augsb. Allg. Ztg. Nr. 207. 1882.) Die größte Mafie des jährlichen 
Nationaleintommens zerichlägt fih in Löhne, in Sadjien umfafjen allein die 
faßbaren von 300 Mark ab 3/,, des Steuerfapitald, eine Heranziehung biejer 
Steuerquelle ijt alfo unentbehrlih. Die lebte ift dad Nenteneinfommen, das 
namentlich in feinen Höhenlagen jehr ſteuerfähig ift, aber fich auch feiner flüffigen 
Geitalt entiprehend am meiſten verbirgt. 

Einen beſonders intereflanten Abſchnitt widmet Schäffle der ebenjo wichtigen 
al3 jchwierigen Frage des Belaftungd: und Entlaſtungskampfs zwijchen den 
verjchiedenen beim Steuerweien betheiligten Faktoren. Es handelt fih um 
einen Sampf, denn die Frage, wie viel die Privatwirthichaft zu Zwecken 
der Gejammtheit abgeben kann, ohne die verhältnigmäßige Eigenverforgung 
zu verfümmern, wird ebenfo wenig vollftändig al3 leicht und friedlih aus: 
getragen werden. Es ift ein Kampf zwiichen dem Staat und den Steuer: 
trägern einerjeit3, der legteren untereinander je nad) ihren Intereſſen anderer: 
ſeits, ſowohl um der Belaftung überhaupt zu entgehen als fi ihr dur Ab: 
wälzung auf andere zu entziehen, die Gejtaltung des Steuerweſens ift nicht? ala 
das Ergebniß diefer miteinander ringenden Kräfte, e8 wird um fo beſſer fein, je 
beifer diefer Streit durch das öffentliche Recht in feite Bahnen geleitet ift und je 
höher die öffentliche Moral und Einficht fteht, darum ift für den Kampf die 
Kontrole voller Deffentlichkeit erfte Bedingung, alle Intereffen müſſen frei zu 
Worte fommen, die Volfövertretung muß das enticheidende Wort ſprechen, das 
Budgetreht iſt der Stern aller repräjentativen Regierungen. In dem eriten 
Stadium, dem Ringen des Staate® mit den Steuerfräften, fteht auf Seite des 
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ersteren die zugegebene Nothiwendigkeit der Bedeckung und die Uebermacht der 
dffentlihen Gewalt, auf Seiten der legteren die Koalition der Privatintereilen 
und die Undurdfichtigfeit der Einkünfte in einer durchweg privatrechtlich geitalteten 
Bolkswirthihaft. Alles kommt darauf an, daß diefer Streit im Sinne der Ge 
rechtigfeit ausgetragen wird und das Ergebniß fich praftiich durchführen läßt, daß 
aljo einerjeit3 der Staatsbedarf auf das nothwendige beſchränkt, in diefem Make 
aber ausreichend gebedt wird, daß andererſeits die ſchwachen Steuerfräfte gebührend 
geihont, die ftärferen wirkfam herangezogen werden, um jo mehr, da eritere aud 
immer unvollkommener repräfentirt fein werden, alſo ſich nicht gegen die Auf- 
legung der Laft wehren fönnen, während leßtere das Webergewicht in der Volfs- 
vertretung haben und fomit ihre Intereffen nahdrüdlich vertreten werden. Daher 
muß die Regierung als Vertreterin des Staatögedanfen® der natürliche Anwalt 
der ſchwachen Steuerfräfte fein. Eben hier zeigt fich auch wieder die Nothwendig— 
feit des gemiſchten Steuerſyſtems. Grhebliche direkte Steuern, die ſubjektiv em- 
pfindlicher find, erziehen zum Widerſtand gegen Ueberbürdung, richtig veranlagte 
Verbrauchsabgaben auf den möglicherweife entbehrlichen Bedarf fünnen von ben 
Ihmwächeren Steuerfräften abgelehnt werden, während die Wohlhabenderen fie ebenio 
wie bie Verkehrsabgaben, die nie alle Steuerträger zugleich treffen, verhältniß— 
mäßig leicht tragen. Aber damit eine ſolche richtige Vertheilung Pla greifen 
fann, muß bereits in diefem erften Stadium das zweite erwogen werden, wer nad 
der eltitellung der Steuerlaft diefelbe ſchließlich trägt? denn jeder Steuerzahler 
hat, von Defraudation ganz abgeiehen, das natürliche Beſtreben, die einmal un: 
vermeidliche Steuerlaft fih von anderen möglichft vergüten zu laffen, die Frage 
ift nur, in wie weit das möglich ift? 2. v. Stein hat freilich die rajche Ant 
wort, daß die ganze Anfiht von der Ueberwälzung der Steuern nur auf Unklar: 
heit beruhe. Es ift daS die Folge feiner Theorie, welche die Steuer nur als 
einen Theil der Produktionskoſten auffaßt und wonach eine Steuer nur gerecht 
ift, wenn der Pflichtige vom Staat, vermöge deſſen Verwaltung genau basjelbe 
befommt, was er ald Steuer hingibt. Danach muß jeder in dem Kaufpreis einer 
Sadıe alle Steuer zahlen, die der Verfäufer von ihr entrichtet hat; der Landmann 
berechnet feine Grundfteuer beim Verkauf des Getreides, der Kaufmann Zoll und 
Stempel, furz jeder zahlt im Verhältniß zum Verkaufsobjekt die Steuer des 
Underen. Diefer Theorie aber entiprechen die Thatſachen keineswegs, die Frage 
der Ueberwälzung ift nicht einfach, ſondern jo vermwidelt, wie der volkswirthſchaft— 
liche Verkehr jelbft, fie geftaltet fich bei den verjchiedenen Steuern jehr verichieden 
und hängt von ganz anderen Faktoren als dem bloßen Willen bes Geſetzgebers 
ab, der an fi) nur beftimmen kann, wer die Abgabe zahlen, nicht wer fie in legter 
Inftanz tragen fol. Dies fteht Schäffle vollftändig ein und er prüft deshalb 
bei jeder Steuergattung die Ueberwälzbarkeit. Die Ueberwälzung vollzieht fih im 
Preisfampfe des privatwirthichaftlichen Verkehr, wobei jeder Theil dem andern 
die Steuer durch Preisab: und Auffchläge zuzufchieben jucht und je nachdem die 
einen oder die andern Platz greifen, fprechen wir von Rüdmwälzung oder ort: 
wälzung der Steuer. Die Iegtere geichieht durch den Aufichlag des Preiſes auf 
die Nahmänner im Verkehr, alſo auf den Käufer einer Sade, für die Zoll ge 
zahlt ift, den Miether eines Haufes, für das Gebäubdefteuer entrichtet wird, die 
erstere durch den Abſchlag auf die Vormänner, indem man fucht, im Verhältniß 
der Steuer am Preis des NRohitoffs, am Lohn oder Zins abzuziehen. Die Ueber— 
wälzung erfolgt ferner entweber als Abſchiebung der einmaligen Steuerlajt wie 
bei den Verbrauchsabgaben, oder ald Abzug des Kapitalwerthes der wieder: 
fehrenden Steuerlaft, die fapitalifirte Grunbdfteuer 3. B. wird vom Werth des 
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Gutes, die Rentenfteuer von einem Werthpapier beim Kauf abgezogen, indem fich 
der Werth des Gutes, des Staatsihuldicheins unter gleichen Umftänden um den 
Betrag der Steuer vermindert. Aber ob eine lleberwälzung gelingt, hängt von 
den Umftänden ab. Was die Verbraudjsfteuern betrifft, jo werben fie ziwar in 
der Regel abwälzbar jein und find daraufhin veranlagt, jeder weiß, daß die 
Mahl: oder Salziteuer nit den Bäder oder dad Salzwerk trifft, fondern ben 
Konfumenten, aber unbedingt gilt die nur von Abgaben auf nothwendige Be— 
dürfniffe, wo fein Produzent feine Waare wohlfeiler geben wird al3 mit Zuſchlag 
der Steuer. Wird dagegen eine entbehrliche Waare höher beiteuert, jo ijt bie 
nächste wahrjcheinliche Folge, daß manche bisherige Konſumenten fich den Gebraud) 
derjelben verjagen, alſo der Abſatzkreis fich mindert. Obwohl alfo der Importeur 
von Kaffee dasjelbe Intereffe wie der Bäder hat, die höhere Abgabe vollitändig 
auf den Preis zu jchlagen, jo fann er es doch in vollem Maße nur thun, wenn 
er feine ſolche Verringerung feines Abſatzes dabei fürchten muß, daß diejelbe ihn 
mehr jchädigte, als wenn er einen Theil der Steuer jelbjt entridhtete. Anders 
fteht e8 wieder bei Schußzöllen, welche zwar die auswärtige Konkurrenz ſchwächen, 
aber die innere vermehren, indem fie die inländiihe Produktion fteigern,, jo daß 
eine Bertheuerung fait nie um den Betrag des Zolled erfolgen wird. In jedem 
Falle aber trägt der Inländer den Zoll, jei es Finanz» oder Schußzoll; die Be— 
hauptung des Reichöfanzlers in feinem befannten Briefe vom 15. Dezember 1878, 
daß der Ausländer es thue, beruht auf dem Irrthum, als ob der ausländiiche 
Produzent feine Waare ohne Rüdiiht auf die Abſatzfähigkeit auf den binnen 
ländiichen Markt werfen und den Preis nehmen müſſe, den man ihm bewilligt, 
während umgefehrt regelmäßig der Inländer die auswärtige Waare ſucht und da 
der Ausländer fie nur auf Beftellung gibt, den Marktpreis, der durch die allgemeine 
Nachfrage regulirt wird, bezahlen muß unter Zujchlag des Zolles jo gut wie der 
Fracht. Der Branntweinbrenner kann bei Erhöhung der Maifchiteuer nicht einfach 
den Betrag berjelben auf die Waare jchlagen, wenn er fürdten muß, feinen Ab— 
jag dadurd zu jchmälern, der von den mannigfadhiten Konjunfturen 3. B. den 
Preilen des Branntweind auf dem Weltmarkt abhängt. In diefem Falle aljo 
wird er ſuchen müſſen, feine Produktion durd größere Wirthichaftlichfeit und 
beſſere Einrichtungen zu fteigern, ift dafür die Grenze erreicht und hindert ihn 
die Konkurrenz, höhere Preife zu fordern, jo bleibt ihm nur übrig, einen Theil 
der Steuer auf ſich zu nehmen. 

Was die direkten Steuern betrifft, jo ift die Ueberwälzung ausgeſchloſſen, 
nur bei ber Perfonaleinftommenfteuer und der Vermögensſteuer, bei den Ertrags— 
fteuern ift fie jchmwieriger aber nit unmöglich, wenn ed fih um einen Erwerb 
handelt, au8 dem das Kapital nicht leicht wieder herausgezogen werden kann, 
ſehr einfach, wenn e3 ſich um bewegliches Kapital handelt. Bei einer Beſteuer— 
ung der Zinſen aus Hhypothefen oder Obligationen wird der Gläubiger ftet3 Die 
Laft auf den Schuldner überwälzen, aljo entiprechend höhere Zinfen fordern, bei 
der Beſteuerung feiter Anlagefapitale fteht die Sache anders. Die Steuerzahler 
werden allerdings auch hier juchen, die Abgabe auf den Preis der Früchte der 
Ertragdquellen zu jchlagen, oder ben Lohn der Arbeiter reſp. die Preiſe der 
Rohprodufte herabzudrüden, inwieweit dies aber gelingt, hängt von der Kon— 
junftur ab, der Grumdbefiter fann nicht einfad die Preife feiner Produkte 
um die Steuer erhöhen, jo lange Angebot und Nachfrage fi) gleich bleiben, 
der Arbeiter oder Beamte nicht einfach feinen Lohn und fein Gehalt um 
die Perjonalverdienititeuer jteigern, e3 ift da nur möglid), wenn feine her— 
porragende Leiftungsfähigfeit oder ein geringe® Angebot feine Arbeit für 
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den Arbeitgeber beſonders werthvoll machte. Sehr richtig aber hebt Schäffle 
(S. 194) hervor, daß die Stabilität der Ertragöfteuern feine Gleichheit der Be 
laftung verbürgt, jeder Fortichritt des Betriebes, jedes naturgemäße Steigen des 
Gewinns wirft ald Steuererleihhterung, jede ungünjtige Chance als Steuererhöb 
ung. Zmei Güter, die zu beftimmter Zeit zu gleihem Werth für die Grund 
fteuer eingeihägt find, werden in 30 Jahren vielleiht von ſehr verichiedenem 
Werth fein, das des einen hat fich durch Gifenbahnen und Stanäle, welche es be 
rühren, gehoben, dem anderen haben ſolche Verbeflerungen nicht nur gefehlt, 
fondern widrige Naturereigniffe haben es noch verichuldet, mit der Zunahme ber 
Zinfen fintt dad Einkommen und die gleichgebliebene Steuer drüdt den Beliger 
eines ſolchen Gutes um ebenfoviel jchwerer, als der Befiter des eriteren erleichtert 
it. Das Gleiche gilt für Ummälzungen in den Gewerben. Dieje Erwägungen, 
die fich leicht noch weiter führen ließen, zeigen, dab dad Wort von Thiers, die 
Steuer fei eine r&percussion à l’infini, jo daß an jedem Einzelnen ein aliquoter 
Theil hängen bliebe und das Ganze fi ſchließlich gleihmäßig vertheile, nidt 
zutrifft. Wäre das der Fall, jo gäbe es eigentlih faum eine ungerechte Steuer; 
das Beitreben, die Steuer abzumwälzen, gelingt oder gelingt nicht je nach den Um— 
ftänden, fie fällt jchließlih auf den, der ſich ihr nicht zu entziehen vermag. 


II. 


Nah dielen allgemeinen Grörterungen wendet ih Schäffle zur Reform 
der einzelnen Steuern und zwar zuerjt der direften. Sie follen den Grundrahmen 
bilden, innerhalb deſſen erſt durch indirekte Beitenerung die individualifirende 
Belaftung vollzogen werden fann, ohne jene hat dieje feinen feiten Boden, fein 
Maß, feine Grenze. Inſofern ift die indirekte Beſteuerung die akzeſſoriſche, obwohl 
fie fait immer den größten Theil eines bedeutenden Staat3bedarf3 deden muB. 
Mit Recht rühmt der Verfaſſer es, daß die deutichen Staaten die direkten Steuern 
fräftig außgebildet, fi) mit dadurdh von unproduftiven Schulden freigehalten 
und dem Reich eine ftarfe Neferve für indirekte Steuern vorbehalten haben. 

„Eine Nation, welche jchlagfertig im Unglüd, jparfam in farger, ausgabe 
fähig in guter Zeit bleiben will, kann die direkten Steuern, namentlich aber die 
allgemeinen Perſonaleinkommenſteuern jchlechterding® nicht entbehren. ..... Die 
völlige Beleitigung und Verichrunmpfung der direkten Steuern würde gleichbe 
deutend jein mit einem Abfall von den beiten Traditionen unferer finanziellen 
Vergangenheit, mit finanzieller Bedrohung der politiihen Zukunft, mit Deffnung 
der Schleußen für den Hereinbrud der Staatsſchulden und der Finanzkorruption 
beim erjten ſchweren Unglüdsfalle der Nation, kurz mit Bedrohung des nach— 
haltigen Gleihgewichtd der FFinanzen.* Selbit wo eine jolche Zerrüttung nicht 
eintritt, wird man in Nothlagen dann wie in Tranfreih nach 1871 in eine 
irrationell gefteigerte Verbrauchs-, Beſitzwechſel- und Stempelbeftenerung bineinge 
rathen und um fo ftärfer dieje Belaftung ift, um jo weniger wird bie Nation 
willig fein, eine ſyſtematiſche Wiederherftellung umfaffender direfter Steuern auf 
fih zu nehmen. 

Aber auc für das aktive Staatövermögen find direkte Steuern eine Garantie, 
wie Schäffle jehr treffend zeigt. Das werbende Staatögut erleichtert die Steuer: 
fräfte, aber feine Einkünfte find großen Schwanfungen ausgelegt, in guten Zeiten 
und bei fteigenden Preifen wachjen die Cinnahmen aus Forften, Bergwerken umd 
Eiſenbahnen, in jchlechten gehen fie ebenjo zurück, wie die Erträge der indirekten 
Steuern; kann man dann niht auf gut regulirte direkte Stenern zurüdareifen, 
jo führt jede Nothlage zur Verfchleuderung des Staatögutes, die nur dem Groß— 
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fapital zu Gute fommt, wie dies das Beiſpiel Italien bei der Veräußerung ber 
Kirdengüter noch neuerlich gezeigt hat. Andrerſeits aber bietet die Empfindlichkeit 
für direfte Steuern auch einen Halt gegen die heute Mode gewordene, ungemeilene 
Vermehrung des Staatögutes in Form von Eijenbahnerwerb, bei dem die In— 
tereſſenten Herabſetzung der Tarife auf die Selbitkojtenhöhe des Maſſentransports 
verlangen, die Differenz zwiichen dem Ertrage des Staatöbetrieb3 und der Ver: 
zinjung des Anlagefapital3 muß der Steuerzahler tragen, wenn dies Lehrgeld 
id Fühlbar machen wird, werben Regierungen und Volfövertretungen ſich fragen, 
ob man bier auf dem rechten Wege war; das Gifenbahndefizit wird jedenfalls 
Ichren Maß zu halten. Endlich aber bieten gut regulirte direkte Steuern die 
fihere Grundlage für L2ofalfteuern. 

Das Ziel der Reform der direften Steuern ift für Schäffle, die Nebenein- 
anderitellung der Ertragd: und Perfonaleinftommenfteuern zu bejeitigen, nicht die 
eriteren durch die leßteren zu eriegen, fondern die beiden ineinander zu arbeiten, 
die alten Grtragöfteuern objektiv geregelte Glieder einer Berjonaliteuer auf ſämmt— 
lihe Hauptzweige des wirklichen Einkommens werden zu laſſen. Cr gibt zunädjit eine 
Ueberficht der in deutichen Staaten, Franfreih und England beitehenden direkten 
Steuern und wendet ſich dann zu dem genannten Ziele der Reform. Da bei den 
direften Steuern Steuerobjeft und Steuerquelle zufammenfallen, ſucht der Staat 
das wirkliche ordentliche Einfommen jedes Steuerfubjeft3 in der laufenden Steuer: 
periode zu ermitteln, was freilich jelbjt bei den rationelliten Verfahren nur an— 
nähernd gelingen fann. 

Die Ermittlung der reinen laufenden Perſonaleinkünfte wird gelöft durch 
den Abzug aller zur Erzielung der Einnahmen gemachten Auslagen, der noth: 
wendigen Erhaltungsfoften, der Löhne, der Hypothefenzinjen u. ſ. w. vom Brutto- 
ertrage, wogegen der perjönliche Unterhalt nicht in Anrehnung kommt, denn Rein— 
einfommen iſt eben, was für diefen rejp. zur Anfammlung nad Beitreitung aller 
Ausgaben überbleibt, aber dieje Ermittlung bringt e3 feineswegs mit fih, daß 
man von den Quellen abfieht, aus welhen das Einkommen fließt, oder ſich 
auf die Angaben des Pflichtigen beſchränkt. Es wird vielmehr nöthig fein, Größe, 
Art und Beichaffenheit der Objekte zu fennen, alſo Spezialfatafter zu haben und 
wo die Einfommenquellen als objektive Anhaltspunkte nicht oder nicht genau genug 
ermittelt werden fönnen, Minimal: und Klaſſenſätze aufzuitellen, um die Steuer: 
fraft annähernd zu erfaflen. Die Unvollfommenheit der reinen Einkommenſteuer 
ift aber, daß fie von diefer Objektivität der Ermittlung abjieht und mehr oder 
weniger Schägungswillfür eintreten läßt. Die Hindernifje der Ermittlung des 
wirflihen Stenerfapitald, nämlich die Unflarheit oder Wideripenftigfeit der Pflich- 
tigen dasſelbe anzugeben, die Schwierigkeit für die Behörden diefe Angaben zu 
fontroliren und die Nußungen aus der Naturalwirthichaft auf den entiprechenden 
Geldausdrud zu bringen, bleiben dabei beftehen, aber jie find nur durd die er: 
wähnten Mittel, welche beziweden, den Werth der Steuerquelle zu ergründen, an: 
nähernd zu überwinden. 

Um diefe Ermittlung praftiich durchzuführen, wird es nöthig fein, die fleinen, 
ihwer meßbaren Steuerfräfte ſummariſch einzuftenern, die jtärferen, erfennbaren genau 
zu zerlegen und prozentweije zu belegen, der Scheidepunft beider wird nicht leicht 
feitzuftellen fein. Schäffle, der ihn nicht zu hoch hinauf rüden will, um alle 
wirklichen Einkünfte möglichſt ganz zu treffen, will gleihwohl erit bei 2—3000 Marf 
die Spezialeinfteuerung beginnen laſſen, die, welche unter diefem Betrag bleiben, 
alio wie er annimmt die von 800 —- 2000 Darf, wären in einen Klaſſenſteuertarif 
einzureihen, welcher dieje mittlere nationale Steuerfraft je nah ihren Quellen 


(Grundbefig, Häufern, Geihäften, Renten und Berfonalverdienit) durch Spezial: 
fataftrirung zu erfaflen ſucht. Endlid würden alle die unter diejer Grenze bleiben: 
den Einkommen, joweit fie nicht gerade nothleidend find, eine einheitliche allge 
gemeine Perfonalabgabe von 1—2 Mark zahlen, welche auch als Zuſchlag von 
den höheren Klaſſen zu zahlen wäre. 

Was dann die Regulirung der Einfommenfteuer betrifft, jo verwirft Schäffle 
feinem Standpuntt gemäß die ſummariſche Einfteuerung des perfönlichen Gejammt: 
einkommens, weil fie feine Bürgjchaft der vollen und gleihmäßigen Ermittlung 
aller Perfonaleinkünfte gibt. Es muß vielmehr auf ein Syſtem genau geregelter 
Spezialeinfommenfteuern für alle Hauptarten ordentlicher Cinfünfte hingearbeitet 
werden, da dies jedoch nicht rajch erreicht werden fann, jo ift der Weg dazu, die 
alten Ertragsſteuern zu revidiren und inzwiſchen den Mehrbedarf durch eine als 
Generalzuſchlag beweglich regulirte mäßige Reineinfommeniteuer aufzubringen, jo 
wird der Weg gebahnt zu der fchließlichen rationellen Geſtaltung: erit die Gatt: 
ungen ordentlicher Einkünfte einzeln zu erfaflen, dann fie durch einen einheitlichen 
Steuerfuß in das gleiche Verhältniß zu jegen, wobei eine Abftufung nad) der 
refpeftiven größeren Leiltungsfähigfeit ded fundirten Ginfommend und nad der 
Abwälzbarkeit ftattzufinden hat. 

Dies find kurz gefaßt die Gedanken Schäffle’3 für die Reform der direkten 
Steuern, wobei wir nur dad mehr fteuertehniiche Kapitel über die Veranlagung 
bei Seite laffen. Wir haben indeß große Bedenken gegen die Durhführbarteit 
dieſes Zieles. Der mwejentliche Unterjchied der Ertragditeuern von der Einkommen: 
fteuer ift, daß die erfteren von den jeweiligen perjönlichen Werhältnifien des 
Pflihtigen abjehen und fih an das Steuerobjeft halten, deſſen durchſchnittlicher 
Ertrag in normalen Berhältnifien mit einer relativ feiten Abgabe belegt wird; 
man berechnet aljo im Voranſchlag, wie groß der Ertrag der Grunbitüde, bes 
gewerblichen Unternehmens u. ſ. w. im gewöhnlichen Lauf der Dinge fein wird 
und ftellt dann den aliquoten Theil feit, der als Steuer zu entrichten ift. Die 
Berjonaleinfommenfteuer dagegen hält ſich an das, was in einer beftimmten Zeit 
wirklich erworben iſt, fie wartet daher, bis der Ertrag der verjchiedenen Ein: 
fommenquellen in ben Belig des Einzelnen gelangt iſt und wird deshalb nah 
dem fonjtatirten Erwerb des legten Jahres veranlagt. Theoretiſch ift nun gewiß 
die Einfommenfteuer die vollfommenere, weil fie den Pflichtigen, jofern nur der 
Prozentiag richtig abgeftuft ift, nach dem Maße feiner Steuerfähigkeit trifft, während 
die Ertragöfteuern nicht den wirklich erzielten, fondern den angenommenen durd: 
Ichnittlihen Gewinn treffen. Aber Schäffle überfieht die große praftifche Schwierig: 
feit, die dagegen Ipriht, die Einfommenfteuer in feinem Sinne zu geftalten, daß 
nämlich, jelbjt wenn e3 gelingt, da® Einkommen annähernd genau zu ermitteln, 
fie einen je nad den Umftänden jehr ſchwankenden Ertrag gibt, fie finft mit dem 
Einkommen in jchlehten Zeiten gerade jo, mie bie indirekten Abgaben und die 
Einnahmen aus dem rentirenden Staatövermögen, während die Ertragsiteuern, 
auch wenn fie nicht contingentirt find, wejentlid) feite Boften des Einnahmebudgets 
bilden. Es ift aber von höchſtem Werth für ſolche Zeiten, in denen die Aus: 
gaben gewöhnlich nicht finfen, derartige Einnahmen zu haben, auf die der Finanz: 
minifter mit Sicherheit rechnen fann und der an fich nicht zu leugnenden Un: 
billigfeit, daß nicht das wirkliche, fondern das angenommene Durhichnittseintommen 
bejteuert wird, aud wenn es thatjächlich nicht erzielt ift, wird dadurch begegnet, 
daß die Ertragöiteuern mäßig bemefjen find. Dies ift denn aud) ſtets der Fall; 
die neu durchgeführte öfterreihiiche Grundſteuerregulirung hat einen mittleren 
Stataftralreinertrag von 165 Millionen Gulden ergeben, aljo nicht jo viel, als die 
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Hälfte der ordentlichen Jahresausgabe de3 Staates. Unmöglih kann Diefelbe 
mehr ald daS Doppelte der wichtigften Produftivfraft des Landes verichlingen, 
dad aus Diejer erzielte wirkliche Einfommen muß unendlich viel größer fein ala 
der Sataftralertrag. Die Perjonaleinfommenfteuer tritt dann ergänzend hinzu, 
indem fie zu den feiten Einnahmen aus den Ertragöfteuern die bewegliche, elaftifche 
nad) dem wirklichen Einkommen fügt. 

Die Nothwendigfeit feſter Cinnahmen aus den Ertragsſteuern und die ge 
ringe Bemeſſung derjelben rechtfertigt auch die fcheinbare Unbilligfeit, daß bei den: 
jelben nicht wie bei der Einkommenſteuer die Schulden abgezogen werben, denn 
wenn der Staat 3. B. aus dem Grundbefig eine feite Einnahme erzielen joll, fo 
fann er jie ſich ebenjowenig dadurch willkürlich jchmälern laſſen, daß gewiſſe 
Grundbefiger ihr Gut aus irgend weldhen Gründen mit Hypotheken belaften, als 
er bei der Gewerbefteuer darauf Rückſicht nehmen kann, ob der Pflichtige durch ver- 
ihuldete oder unverjchuldete Umftände in der betreffenden Steuerperiode nicht das 
Einkommen erzielt hat, zu dem er veranlagt war. Aber diefe Durchſteuerung nad) 
dem Objekt ift nur erträglich, wenn fie nicht allein mäßig, jondern auch ziemlic) 
ftabil ift, Unveränderlichkeit kann natürlich auch für die Ertragsfteuern nicht in 
Anſpruch genommen werden, wohl aber längere NRevifionsperioden, welche ge: 
ftatten, daß der Verkehr die Abgabe auf das Volkseinkommen vertheilt, ganz ab: 
gejehen von den Koften, die jede Revifion veranlaßt und die Schäffle zu gering 
aufhlägt. Allerdings liegen dieje Verhältuiffe verjchieden bei den verjchiedenen 
Grtrag3fteuern, die Gewerbefteuer muß beweglicher gehalten werden alö die Grund» 
jteuer, aber wenn, was leßtere betrifft, Schäffle hervorhebt, daß auch in der 
Landwirthſchaft der Betrieb veränderlicher geworden, ſo liegt der Ausgleich hiefür, 
jowie für die Härte, joweit fie bei diejem Verfahren wirklich befteht, in der Steuer 
vom Reineintommen, welche den Weberihuß, die Prioritätsrente um jo jchärfer 
erfaßt und gewiß aud auf die Natur des Einkommens und die Verhältnijje des 
Pflichtigen ſehen joll, alfo die Zahl der Familienglieder berüdjichtigen, das fun: 
dirte Einfommen höher belaften ſoll al3 das unfundirte und bei erjterem unter: 
ſcheiden, ob und wie weit es bereit3 dur Ertragäfteuern getroffen ift. 

Ferner kommt in Betraht, daß die Ertragäfteuern nun einmal lange be= 
ftehen und mit ihren Objekten verwachſen find, ihre Abihaffung würde die Aus— 
gleihung rüdgängig mahen, welche der Verkehr im Laufe der Zeit an dieſen 
Abgaben geübt hat und für die biöher Pflichtigen ein Geſchenk ſein. Schäffle 
will zwar nicht „die Grumbditeuer als jtabile Steuer vom mittleren möglichen 
Reinertrag einſchrumpfen laſſen oder abjchaffen”, aber fie doch nur „als objektiven 
Anhaltspunkt für die Einfteuerung der wirklichen reinen Perjonaleinfünfte aus 
Grundbeſitz“ feithalten. Damit wird die Natur der Reallaſt ignorirt, welche eine 
länger beftehende Grundſteuer unzweifelhaft annimmt, weshalb auch Pitt fie nicht 
aufhob, jondern ablöfen ließ und bei der Regulirung der Grundjteuer in Preußen 
die bisher Privilegirten entihädigt wurden. Mehr oder weniger aber verwachjen 
auch andere Ertragsſteuern mit ihrem Objekt, der Käufer eines Haufes wird bei 
Bemefjung des Kaufpreiſes die Fapitalifirte Gebäudeiteuer, der Käufer einer ge— 
werblichen Anlage Gebäude: und Gemerbefteuer in Anfchlag bringen, werden aber 
die Einkünfte aus Grundbefig und Gewerbe von bejonderen Durchſchnittsſteuern 
getroffen, jo wäre es unbillig, daß der Perfonalverdienft frei ausgehe. Schließlich 
it auch das nicht ohne Gewicht, daß bei jedem Syſtem verjchiedener Steuern Die 
Ausgleihung unvermeidlicher Härten mwahrjcheinlicher ift als bei einer einzigen, 
einheitlichen Abgabe; der, welcher in der Gewerbeiteuer vielleicht zu jcharf heran 
gezogen ift, wird es vorausfichtlich nicht in der Einkommenſteuer fein. Sturz, 
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von welder Seite wir aud die Frage betradhten, da überwiegend vorherrichende 
Spitem von rationell veranlagten Ertragsſteuern fombinirt mit einer beweglichen 
auögleichenden PBerjonaleintommenfteuer jcheint uns den Vorzug vor dem von 
Schäffle empfohlenen Ziele zu verdienen. Letzteres läuft auf eine verbeſſerte eng: 
lifche Einfommenfteuer hinaus, die fih unichwer in jeinem Sinne reformiren 
ließe, aber nicht jeder Staat und gewiß nicht der deutſche Durchſchnittsſtaat kann 
ih auf eine verhältnigmäßig geringe direkte Beſteuerung beichränfen, weil wir 
eben nicht reich genug find, ohne Drud jo gewaltige indirefte Steuern zu tragen 
wie das engliihe Volk es thut. Gladſtone getraute fi) mit der Einkommen: 
ſteuer im Nothfalle 20 Millionen Pf. St. aufzubringen, gewiß eine gewaltige Summe, 
aber immerhin noch nicht jo viel als der Ertrag der Zölle allein, und noch nicht 
1/, des Gejammtbudgets. 

Wir müſſen es und verjagen, Schäffle in ber Beſprechung ber einzelnen 
direkten Steuern zu folgen, bei der es an treffenden Bemerkungen nicht fehlt, 
und wollen nur bemerfen, daß er die Schwierigkeit der Nentenfteuer nicht hin: 
reichend zu würdigen fcheint. An fich ift es freilich nicht zweifelhaft, daß die 
Stapitalrente ein hervorragend leijtungsfähiges Ginfommen bildet, wenn Eleine 
Ginfünfte frei bleiben, aber e& fommt doch darauf an, wer die Steuer jchlieklid 
trägt. Es handelt fich bei der Rentenſteuer wejentlih um Leihfapitalien, denn 
die Dividende iſt nur Antheil am linternehmergewinn, nicht eine Leihrente von 
wechlelnder Größe, fie foll aljo von der Gewerbe: rejp. Einkommensteuer getroffen 
und fann folgerihtig nur wo eritere nicht beitehen, zur Nentenfteuer herangezogen 
werden. Der Gläubiger aber, der das Kapital ausleiht, jucht naturgemäß Er: 
fag für die Steuer und fann fie auf den Darlehendnehmer um fo ficherer über: 
wälzen, als jede Waare, alſo auc das Stapital, von dem bezahlt werden muß, 
der fie braucht. Die Kapitalrenteniteuer wird aljo thatſächlich von den anlehens: 
bedürftigen Grundbefigern, Gewerbetreibenden, Gemeinden, Staaten bezahlt werden, 
und unvermeiblih auf eine Erhöhung des durdgängigen Zinsfußes wirken, 
während der reichere Grundbefiger und Gewerbetreibende, der mit eigenem Kapital 
arbeitet, frei bleibt. Es ericheint deshalb rationeller, die Rentenbeſitzer bei der 
Einkommensteuer jchärfer heranzuziehen, indem man das fundirte bewegliche Ka: 
pital, welches noch nicht von andern Steuern getroffen iſt, höher belaitet. 

Gegen die allgemeine Perfonalabgabe möchten wir uns fchließlich beitimmt 
erklären. Ein einheitlicher Sag wäre bei der Verichiedenheit der Kleinen Einkommen 
ungerecht, eine abgeitufte Steuer würde alle Unzuträglichfeiten mit ſich Führen, 
welche mit Recht in der preußiichen Klaſſenſteuer getadelt find und zu der Auf: 
hebung derjelben drängen. Die kleinen Einfommen, die nicht von Ertragsiteuern 
getroffen werden und jelbjtverftändlih von der Einkommensteuer frei bleiben 
müflen, können nur in der Form indirefter Steuern zu den Staat3lajten beitragen. 

Die jet vielfach erörterte Wehrſteuer gelangt erit ſpäter als Gebühr zur 
Beiprehung und wird als jehr anfechtbar bezeichnet. Wir wollen daher hier nur 
bemerken, daß die Gründe Schäffle’3 wie die, mit welchen fie im Neichätag be: 
fümpft worden it, uns feineswegs überzeugt haben. Sie laufen weientlich darauf hinaus, 
daß es eine Ausgleihung für die Ehrenpflicht des Waffendienites überhaupt nicht 
gebe und daß die Steuer dad Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht in vielleicht 
verhängnißvoller Weile durchbrechen könne. Demgegenüber bleibt die bereits 1864 
von Engel hervorgehobene Thatjache beitehen, daß die allgemeine Wehrpflicht in 
Wirklichkeit nur eine allgemeine Stellungspflicht ift, daß nicht nur die Dienit: 
untüchtigen aber Erwerbsfähigen frei ausgehen, ſondern auch die Tauglichen, für 
welche in den Gadres fein Raum ift. Daß aus dem Sag: wer nicht dient, zahlt 
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wenigitend, fich der umigefehrte ergeben könnte, wer zahlt, dient nicht, ift ganz 
unzutreffend, und deshalb hat auch die Schweiz, welche jo jcharf auf die allge= 
meine Dienjtpflicht hält, die Wehrſteuer eingeführt. 


II. 


Wir wenden uns zu den indireften Steuern, wobei wir e3 nicht billigen 
tönnen, daß Schäffle die Gebrauchsſteuern dazu zählt. Steuern auf Wohnungen, 
Diener, Hunde, Wagen u. j. w. find durchaus direkte Abgaben, bei denen Steuer= 
zahler und Steuerträger nothwendig zujfammenfallen, Transportabgaben von Eijen- 
bahnen und Wagen find Verfehröfteuern, wie von Inferaten, Zeitungen u. ſ. w. 
und der Stempel von Spielfarten kann ebenfowohl eine Verbrauchs- als Gebrauchs— 
fteuer genannt werben. 

Gegenitand der indirekten Steuern kann nit der ganze Umfang des Ver— 
brauhs und Verkehrs jein, eine Maffe von Verzehrungen, vor allem die von 
Brod, Salz und Holz, deutet nicht auf Steuerfraft, eine Menge von Nechtöge: 
ihäften gehen nicht auf Vermögensumſatz. Daraus folgt die grundiäglide Uns 
zuläffigfeit einer allgemeinen Verbrauchs- oder Beligmwechjelftener, jelbjt wenn fie 
praftifch durchführbar wäre. Sie wäre beiten Falles nur eine Wiederholung der Durd)- 
ihnittöbejteuerung aller Einfommenästheile im Verbrauch und Verkehr, nicht eine 
individualifirende und ergänzende Beiteuerung der Objekte, welche direfte Steuern 
nit oder nicht ausreichend getroffen haben. An die Stelle des bei letzteren maß— 
gebenden Steuerfapitald tritt eben die Belaftung nad den einzelnen Objekten der 
indirekten Abgaben. Andrerjeits ift es, wenn wir zunächſt die Verbrauchsabgaben 
ins Auge faflen, fein Grund gegen hohe Beiteuerung gewiſſer Gegenitände allge= 
meinen Verbrauchs, dab ſich dadurd viele Leute doc nicht von unmäßigem Konjum 
auf Koften ihrer Gejundheit und Pflicht abhalten laſſen, fie würden ſich ohne 
Steuer nur noch rajcher ruiniren. Es foll der Verbrauh nah Maß der Ent: 
behrlichfeit und folglich der Steuerkraft getroffen werden. Die Höhe de3 Tarif 
hat nur die Grenze des Maximums des Steuerbetrages, ebendeshalb kann nicht 
für alle indireften Steuern ein gleichmäßiger Sag aufgeftellt werden, die Gleich— 
mäßigfeit der Belaftung ift vielmehr nur durch Ungleihmäßigfeit der Tarifjäge 
zu erreichen, indem feftgeftellt wird, ob und wie viel bejondere Steuerfraft in 
einem Verbrauchs: oder Verkehrsakt zur Erſcheinung gelangt. Der Sat kann bei 
jehr entbehrlichen Artiteln den mehrfahen Werth des Objeft3 ohne Unbilligfeit 
erreichen und bei relativ unentbehrlihen Waaren ſchon bei ſehr niedriger Bemeſſ— 
ung drüdend fein. Man wird alſo den Tabad höher als Zuder oder Bier, legtere 
ftärfer als das Salz belaften müffen. An eine beftimmte Quote des Werthes da— 
gegen iſt die Beſteuerung nicht gebunden, folange nur der nothwendige Gebraud) 
nicht gehindert ift oder die Höhe der Steuer ihre Ergiebigkeit nicht jhmälert. An 
und für fih werden Verbrauchsſteuern um fo gerechter jein, je mehr jie der 
Qualität der Gegenftände Rechnung tragen, denn je höher dieje iſt, deito entbehr- 
licher wird der Artikel ſchon feines Preifes wegen für die Maffe fein, prinzipiell 
find daher Werthzölle und Fabrikatfteuern die richtigen, welche 3. B. Bier und 
Branntwein nicht nach dem Raum der zur Heritellung erforderlichen Gefäße, Zuder 
nicht nach der Mafle der zu verarbeitenden Nüben, jondern nad ihrem Gehalt 
befteuern. In wie weit fich aber eine jolche Qualitätsbeftenerung durchführen läßt, 
hängt von technischen Möglichkeiten und fonitigen Umftänden ab. Schäffle betrachtet 
dann die Verjchiedenheit des Verfahrens bei der Verbrauchöbeitenerung nad den 
Subjeften, er jchließt richtig die der KKonfumenten aus, 3. B. durch Deklaration 
des Verbrauchs, und verwirft außer bei Monopolen die Beſteuerung des Einzel- 
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verfauf3 weil fie, wie die franzöfiihe Weinzirkulationsfteuer, jehr läftig iſt und 
gerade die jchwächeren Kräfte trifft, welche nicht direft beim Produzenten faufen 
fönnen. Praktiſcher, aber immer noch ſehr umftändlih, ift die Beiteuerung im 
Großhandel, in dem ſich das Steuerobjekt mehr fonzentrirt, aber die vielfache läſtige 
Kontrole erfordert. Thatjählich wird der Zoll meift vom Großhändler entrichtet, 
aber nicht ausſchließlich, Hier ift vielmehr der Akt der Ueberſchreitung der Zolllinie das 
Mapgebende. Am richtigften ift an fich für die inländiihen Verbrauchsabgaben, den 
Gegenitand bei jeiner Fabrifation zu fallen und am beiten wiederum das fertige 
Ganzfabrifat, wobei der Qualität am meilten Nechnung getragen, der Berfehr am 
wenigften gehemmt und bie richtige Nücdvergütung bei der Ausfuhr ermöglicht 
wird, jede andere Art befteuert nur nah muthmaßlichem Durchſchnittswerth, trifft 
den Gegenstand bei ungleihem Werth gleich, verkürzt bei der Ausfuhrrüdvergüt: 
ung entweder den Staat oder den Fabrikanten und benacdhtheiligt durchgängig den 
fleinen WFabrifanten gegen den großen. Die Materialproduftionöfteuer wie die 
gegenwärtige Gewicht3fteuer von getrodnetem einheimiihen Tabak in Deutichland 
muß von der Beiteuerung nad der Qualität abjehen, ift aber in dieſem Falle die 
wenigft unvollfommene. Die Beſteuerung durch das Monopol ermöglicht gemik 
den höchſten Ertrag nad) der Steuerfähigkeit der Qualität zu erzielen, wie Schäffle 
jagt, Thatſache aber it, daß, wie das Tabadmonopol zeigt, die unteren Qualitäten 
faſt den ganzen Ertrag geben. 

Uebergehen wir nad) unjerer obigen Bemerkung als nicht hieher gehörig die vom 
Verfaſſer behandelten Gebrauchöfteuern und wenden und zu den einzelnen Ber: 
brauchögegenftänden, jo finden wir, daß Schäffle die diefelben treffenden Steuern 
jehr viel fummarifcher behandelt als die allgemeinen Steuerprinzipien; was um jo 
mehr zu bedauern ift, als feine Ausführungen zeigen, daß er die bezügliden 
Materien vollitändig beherricht, und die Steuerkraft der einzelnen Artikel und die 
Beiteuerungsmethode fat durchweg richtig und maßvoll beurtheilt. So behanbelt 
er, abgejehen von einem fehr einfichtigen Kapitel am Schluß des Werfes über die 
Scußzollpolitif, die Zölle nad) ihrer finanziellen Seite faft gar nicht und be 
fchräntt ſich auf die zwar richtige Bemerkung, daß diejelben für Rohſtoffe, Hilfs 
jtoffe und Halbfabrifate ganz zu befeitigen oder doch ſehr niedrig zu bemeſſen 
find, während Kolonialwaaren vornehmlid zu treffen find. Won den inneren 
Verbraudsabgaben verwirft er jede Beſteuerung von Brotfrüchten, Mehl, Kartoffeln, 
Hülfenfrühten, Zuder, Brenn: und Baumaterialien und Salz, weil hier die Mög- 
lichlichfeit der Selbitentlaftung reip. Selbitbelaftung nicht vorliegt und die Abgabe 
jelbit bei geringem Tariffag eine verhältnigmäßig hohe Quote der fleinen Ein 
fommen erreiht. Dies ift unzweifelhaft richtig, wenngleich wir nicht glauben, 
daß die jegige deutiche Salziteuer mit 92 Pfennig per Kopf bejonders bdrüdend 
empfunden wird, um fo mehr jtimmen wir dem Verfaſſer zu, daß ihre Abſchaff⸗ 
ung vom höchſten Werth für Landwirthichaft und Induſtrie fein würde und dab 
England und Belgien diejen Produftionszweigen dadurch unſchätzbare Vortheile 
zugewendet haben; Fleiſch läßt ſich praktiſch nur durch die Thorfteuer in größeren 
Städten treffen. Hauptgegenftände der inneren Befteuerung find Zuder, alko— 
holhaltige Getränke und Tabak, ihre Steuerfähigfeit bei allgemeinem und 
doch entbehrlihem Gebrauch ift unbeftritten, der Schwerpunft und zugleich die 
Schwierigkeit liegen in der Beiteuerungsmethode. Mit vollftem Recht vermwirft 
Schäffle für Zuder wie für Getränke die Baufchalirungsmethode ala die roheite 
und unvollfommenfte. Ihre Nachtheile zeigen ſich an dem Beifpiele Oeſterreichs bei 
der Yuderiteuer, wo der Staat 1875/76 135,556 Gulden an Ausfuhrvergütung 
mehr herauszahlte als er Steuer einnahm. Dem gegenüber ftellt er gewiß ebenio 
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rihtig als das zu erjtrebende Ziel die Fabrikatſteuer, welche allein ermöglicht, der 
Qualität des Produft3 Rechnung zu tragen, und entiprechende Rüdvergütung zu ges 
währen, vielleicht überjchägt er die Schwierigfeiten ihrer Durchführung, die wenigiteng, 
was die Bierfteuer betrifft, in Defterreich erreicht zu fein ſcheint, die Material- 
fteuer bei der Zuderrübe, die Raumfteuer beim Branntwein find jedenfall3 zu un: 
volltommen, ald daß man dabei ftehen bleiben könnte. Die Materialiteuer Hat 
bei dem Zuder den großen Nachtheil, daß fie auf die Qualität der Rübe gar 
feine Rüdjiht nimmt und ſomit den Rübenbau auf minder gutem Boden unmög- 
{ih macht, auch hievon abgejehen, hat nad) ben verjchiedenen Jahrgängen der 
- Zudergehalt Schwankungen bis 30 Prozent und gerade die zuderärmeren Rüben 
erfordern größere Koften an Brennmaterial und Arbeitslohn. Die Interefjen 
des Rübenbauers und des Zuderfabrifanten, die jelten in einer Perſon vereinigt 
find, ftehen hier im Gegenſatz, der erfte will letzterem möglichit viel Rübengewicht 
fiefern, welches dieſer ihm nach dem vereinbarten Gemwicht3einheitsjag bezahlt und 
dann aud in der Lage ift, ihm eventuell einen höheren Prozentiag von Abfällen 
zur landwirthichaftlichen Verwerthung zurüdzugeben. Der Fabrifant dagegen fieht 
natürlich darauf, möglichit viel Zuder aus den gekauften Rüben zu ziehen und gerade 
die zuderreichere liefert weniger Bruttogewicht von derjelben Anbaufläche. Immer 
fann bei der Materialfteuer die Ausfuhrvergütung, die nad einem Durchſchnitt 
berechnet iſt, welcher auf einer in jeder Beziehung ſchwankenden Grundlage beruht, 
der wirklich gezahlten Steuer nie entiprechen, bei zuderarmen Nüben reicht fie 
nicht aus, bei zuderreichen wird jie zur Ausfuhrprämie; durch die Ginführung 
der Osmoſe und Elution hat fi) die Ausbeutung jo geiteigert, daß der bei der 
Meaterialfteuer angenommene Durchſchnitt meift erheblich überjchritten wird. Das 
Gleiche gilt von dem Verſuche den Zucdergehalt nad der Farbe und fogenannten 
types feitzuftellen, die höchitens für Solonialzuder zutreffen, aber gar nicht für 
den Rübenzuder paffen, two eine genauere Scheidung der Färbung unmöglid) ift und 
fogar die gleich zuderhaltigen Klaſſen verjchiedener Länder differiren. Die dunfle 
Färbung der ftarf zuderhaltigen Sorten wird offen betrieben und die Ausfuhr— 
vergütung ift 3. B. in Frankreich fo bemeilen, daß fie eine Prämie von 3 Fres. 
12 Gent. für den inländifchen Zuder beträgt, wodurd 1875 die Staatskaſſe einen 
Scaben von 60 Millionen Francs erlitt. 1880/81 mußte in Deutichland jchon 
mehr als die Hälfte der Noheinnahmen an Steuer als Ausfuhrvergütung wieder 
herausgezahlt werden. Die Fabrifatiteuer ift der einzige Weg dieſen Hebelitänden 
abzuhelfen und die Bedenken, welche dem von Scheibler erfundenen Verfahren ent: 
gegengeftellt werden, gehen wejentlih von den an Erhaltung der jegigen Steuer 
intereffirten Fabrifanten aus. Die Getränfeftenern bringen in Deutichland unver: 
hältnißmäßig wenig ein, nad) Gerftfeldt 2,56 Mark per Kopf, dagegen in Ruß— 
land 8,42, in Franfreid 8,77, in Großbritannien 18,5 Mark. Gewiß können 
wir nicht auf diejelben Erträge kommen, in Rußland ift bei einer Bevölkerung 
von 70 Millionen der Branntweinfonfum allgemein und jo groß, daß wir 
nicht ähnliches für und wünſchen werden; in England iſt bei gleich ſtarkem 
Berbraud die Steuer auf Spirituofen wie auf Bier noc höher und gleichzeitig 
fanrı ber Wein, der im Inlande gar nicht gebaut wird, entiprechend durch ben 
Zoll getroffen werden, während in Frankreich der Staat durch ein umfaljendes 
Spitem von Zirkulations- und Materialbeftenerung eine Summe von mehr als 
300 Millionen Franks aus Getränken zieht. Keines von diefen Syitemen läßt 
ſich auf Deutſchland übertragen, die Neglementirung, welche bei dem franzöfiichen 
Syſtem nothwendig ift, würde bei uns als unleidlich gefühlt werben, außerdem 
ift der Weingenuß wenigitens in Norddeutichland nicht entfernt jo verbreitet wie 
Annalen des Deutichen Reichs. 1882. 45 
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in Frankreich, die engliihe Spirituofenftener ift nur möglich bei der Konzentration 
in verhältnigmäßig wenige große Brennereien. Gleichwohl wird man Schäffle un- 
bedingt zuftimmen, daß Deutihland ſich nicht mit dem niedrigen Steuerertrag jeines 
großen Getränfeverbrauhd begnügen fann, jondern, daß eine Werdoppelung der 
Malziteuer auf den bisherigen bayerifhen Sat und eine allmälige Erhöhung ber 
Branntweinftener um 200 Prozent nothwendig erfheint. Nur dadurch laſſen ſich 
die Mittel für die Aufhebung der Salzfteuer beichaffen, nur jo wäre die Einheit 
der Getränfefteuern für das Reich herzuftellen, die fchon wegen des Wegfalls der 
Hebergangdabgaben auch dann wichtig bleibt, wenn die Einnahmen den Sübdftaaten 
erhalten bleiben. Nach den Berehnungen Große’ (Tüb. Zeitichr. 1882, 2) werden 
allein in der beutichen Branntweinfteuergemeinfchaft an abfolutem Altohol jährlid 
3,484,675 SHeftoliter gewonnen, die einen Werth von 193,543,200 Mark bar: 
ftellen. Zieht man hievon den Ueberfhuß der Ausfuhr von der Einfuhr und den 
zu gewerblihen Sweden verwendeten Spiritus ab, jo bleiben für den Verbrauch 
rund 3 Millionen Heftoliter, welche 7'/, Millionen AOgrabigem Trinkbranntiein 
gleihtommen, pro Kopf der Bevölkerung 21 Liter, 1879/80 belief fich der Rein- 
ertrag der Branntweinfteuer auf 45,747,685 Mark, aljo 1,3 Mark per Kopf, 
in England dagegen auf 10,6, in ben vereinigten Staaten auf 5,5. Im den 
ſüddeutſchen Staaten ift der Betrag noch geringer. Dabei findet noch keineswegs 
eine volle Ausnügung des Branntweins ftatt; würde ber vom Geſetzgeber ange 
nommene Normalfteuerfag wirflih von der erzeugten Spiritusmenge erhoben, fo 
müßte die Steuer auf circa 91 Millionen fteigen. Ebenſowenig iſt die Rückver⸗ 
gütung bei der Ausfuhr richtig normirt, was ſchon daraus hervorgeht, dab die 
jelbe in 9 der wichtigſten Probuftionsgebieten höher ift als bie erlegte Steuer 
überhaupt. Gegen die Erhöhung der Branntweinfteuer opponiren befanntlid die 
öftlihen Provinzen Preußens im Intereffe der Landwirthichaft, diefer Wideritand 
hat eine Berechtigung, aber nur für die wirklich landwirthſchaftlichen, d. h. mit 
der Landwirthichaft integrirend verbundenen Brennereien, für welche die Schlempe- 
veriwendung zur Biehnahrung ein Hauptzwed ift, hier ift gewiß eine bedeutende 
Ermäßigung einzuräumen, zumal fie bei ihrem geringen Betriebe techniſch nit 
jo viel ausbringen fünnen, wie die großen gewerblichen Brennereien, bei welden 
fein Grund für folhen Rabatt vorliegt. Das Verhältnig der VBier- zur Brannt- 
weinfteuer jheint nun Schäffle ſehr zweckmäßig dahin zu firiren, daß Bieralkohol 
per Heftoliter rein um mindeſtens 25 Prozent weniger zahle, ald zu Branntwein 
fonzentrirter Alkohol. Wefentlic von Preußen wird e8 abhängen, ob eine bera rtige 
einheitliche Regulirung der Getränfefteuern mit erheblich höherem Ertrag durchgeführt 
werden wird, eine bloße Erhöhung der Bierfteuer wäre ungerechtfertigt und wird 
aud nicht vom Reichötag angenommen werden. Außerdem empfiehlt Schäffle bie 
Getränke zur Thorfteuer und vom Wein, der fonft nicht zu faſſen ift, eine Zir- 
fulations= bezw. Detailgebühr nad; dem Verkaufswerth von Großhändlern und 
Gaſtwirthſchaften, ſowie eine Einlagegebühr von den Konfumenten, welde ſich 
direft auß den Händen des Erzeugerö verforgen, betrachtet es aber al3 eine fteuer- 
politifhe Verirrung die Verbrauchsabgabe als Lizenz zu geftalten, die nur ein 
jehr ſchlechter Gewerbeftenerzufchlag ſei, weil fie die Kleinhändler von geringem 
Abjag jehr viel ftärfer treffe, ald die befuchteren Schenken, und den ftillen Trunt 
zu Haufe fördern. Es ift allerdings gewiß, daß ſolche Schenklizenzen nicht io 
biel gegen die Trunkſucht wirfen, wie eine erhebliche Mehrbeiteuerung des wohlfeilen 
Branntweins der Großbrennereien, aud) ift die Klaffifizirung der Schenken jhwierig, 
wie fich bei der eljäfjischen Lizenzfteuer gezeigt hat. So unbedingt möchten wir 
indeß die Schenkſteuer doc nicht verwerfen; es ift richtig, daß England, welches 
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mehrere Millionen Pfund durh Lizenzen erhebt, feine befondere Gemwerbefteuer 
hat, und in der Schedule D. der Einfommenfteuer die Kleingeichäfte bis 150 Pf. St. 
Ertrag gar nicht, den großen Betrieb ungenügend trifft, aber e& erhebt eben relativ ſehr 
viel höhere Lizenzen von Schenten al3 von andern derjelben Abgabe unterworfenen 
Gewerben wie 3. B. Wagenvermiethern, weil das Schentgewerbe mit Recht 
als ein beſonders einträgliches gilt. Aus demfelben Grunde wird dasfelbe aljo 
entweder bei der Gewerbefteuer beſonders ſtark herangezogen oder einem Zuſchlag 
durch die jpezielle Lizenz unterworfen, das erjtere wird fich mehr empfehlen, weil 
e3 die Schentiteuer im Zufammenhang mit anderen Gewerben faßt, materiell aber 
kommt der Zuichlag auf dasjelbe hinaus. Man darf fagen, daß, wenn die jegige 
Beiteuerung des Zuders, jowie für Norbdeutichland die Beſteuerung des Brannt- 
weined und Bieres, dringend der Reform bedarf, für die Bierfteuer im Braufteuer- 
gebiet jich am meilten die Einführung der bayerifchen Malziteuer empfehlen wird, 
welche zugleich den Vortheil hat, alle Surrogate auszuſchließen, mit denen fo 
großer Unfug getrieben wird; für Zuder und Branntwein wird die Yabrifat- 
ftener unbedingt anzuftreben fein, welche bei angemefjener Erhöhung das Reich in 
den Stand fegen wird, die Salzfteuer abzufhaffen und die Mittel gibt, den Ausfall 
der Steuerbefreiung von Spiritus für gewerbliche Zwede zu tragen. Nur durd) 
eine ſolche Umbildung iſt wenigſtens die Cinheitlichkeit der Beſteuerung für das 
Reich durchzuführen. 

So ſehr wir übrigens mit Schäffle's Auffaffung der Getränfefteuer einver— 
itanden find, fo entichieden müſſen wir von der der Tabaditeuer abweichen. Wir 
halten zwar mit ihm die Fabrifatiteuer nah dem Beifpiele Rußland und der 
Vereinigten Staaten für Deutichland wenig empfehlenswerth und glauben nicht, 
daß mit dem gegenwärtigen Gejeg vom 16. Juli 1879 das legte Wort geſprochen ift, 
aber die Schwierigkeiten der Ginführung des Monopol3 und bie dauernden Be: 
denfen gegen dasſelbe unterichägt er gar ſehr. Zunächſt ift e8 nicht richtig, daß 
die gegenwärtige Steuer den Tabadbauer bereit? ähnlich befchränft wie das 
Monopol; jo hat derjelbe, um nur eins hervorzuheben, jest die Kulturflächen 
anzumelden, bei dem Monopol aber jchreibt der Staat vor, ob und wie viel Tabad 
überhaupt gebaut wird, und wie läftig im Uebrigen die Kontrolen find, mag man 
in Hod’3 Werk über die franzöfiichen Finanzen nachleſen. Auf der andern Seite 
überfhäßt er die Ertragdfähigkeit des Monopols für Deutſchland gar jehr. Die 
franzöfifche Negie bringt nur jo viel ein, weil fie gleich unten mit hohen Sägen 
anfängt (die gewöhnlichen Sorten bringen ?7/,, des Gelammtertrags) und weil fie 
fih bei techniſch Hoch entwideltem Betrieb auf verhältnigmäßig wenige Sorten 
fonzentrirt. Wenn Defterreich fi) durch mehrere Sorten der Leiftungsfähigfeit 
der Konfumenten anpaßt, jo erzielt es noch nicht die Hälfte des franzöfiihen Er: 
tragd. Bei Annahme des franzöfiichen Syftems würde die Hauptlaft auf die wenig 
fteuerfähigen Klaſſen fallen, bei dem Defterreih der Ertrag fehr viel geringer fein, 
zumal die Erhöhung der Preiſe den Verbrauch ſtark beſchränken müßte und hie 
von noch die Verzinfung der Entihädigung der Intereffenten in Abzug käme, über 
deren Höhe einjtweilen noch faum eine Schägung möglich, ift. Die der Enquetes 
fommiffion mit 687 Millionen Dark ift ficher zu niedrig, denn auf den Einzelnen kämen 
dabei Summen, die ed ihm nicht möglich machen würden, damit ein neues Gewerbe 
zu beginnen, die Hauptiache aber erwähnt Schäffle gar nit, was dann alle jene, 
außer Erwerb geiegten Arbeiter, Händler, Agenten, Yabrifanten und Makler be- 
ginnen follen? Hat man erwogen, was eö heißt, eine ſolche Maffe von Menichen 
zu nöthigen, zu anderen Gewerben überzugehen? und glaubt man, daß fie bei ber 
hochgefteigerten Konkurrenz auf allen Gebieten etwa ohne die tieffte Erjchütterung 
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unterzubringen wären? Bis jest find alle Projekte für Einführung des Monopols 
die Antwort hierauf jchuldig geblieben und es bleibt dabei, daß einer gewaltigen 
und gewaltthätigen wirthichaftlihen Ummälzung ein zmweifelhafter fisfaliicher Er: 
folg gegenüberfteht. Uebrigens dürfte nad dem letzten Mißerfolg im Neichötag 
dad Tabadmonopol zunächſt wohl von der Bildflähe verſchwinden, jo daß wir 
und hier de3 weiteren Gingehen® enthalten fünnen. 

Bon den Steuern, welhe Schäffle ald Gebühren behandelt, wollen wir nad 
dem früher Gefagten uns bejchränfen, die Erbſchafts- und die fogen. Börfenfteuer 
zu berühren. Die Erbichaftsfteuer wird von ihm gebilligt, aber er tritt für die 
Befreiung der Deözendenten ein, wodurch, wie das Beiſpiel der deutichen Staaten 
im Vergleich zu England und Frankreich zeigt, jeder erhebliche finanzielle Ertrag 
audgeichlofien ift. Wir können dieſer Anficht nicht beitreten, fo jehr wir mit 
Schäffle das in neuefter Zeit von v. Scheel und Bluntſchli aufgeftellte 
Prinzip des Miterbenrechtes verwerfen. Die Erbichaftsfteuer beruht darauf, daß der 
Staat Begründer und Schüter des Erbrehts ift und durch dasjelbe den Aniprud, 
den der Erbe als abjolutes Recht nicht geltend machen kann, verwirklicht. Niemand 
fann behaupten, daß er in feiner ‘Freiheit beeinträchtigt würde, wenn der 
Staat ihm nicht das Necht gäbe, beliebig über fein Vermögen für einen Zeitpunkt 
zu verfügen, wo er aufgehört hat eine Perfönlichkeit zu fein, alfo einen Willen 
zu haben und Rechte zu üben. Ebenſowenig fann ein Anderer feine abjoluten per: 
ſönlichen Nechte für verlegt erklären, weil nad) A's Tode das Gejeg nicht ihn, 
fondern B. erben läßt. Das Erbrecht ift als Erweiterung de3 Eigenthums ein 
jelbftändiges Privatrecht, dad der Staat anerfennt, weil jein Grund und Zwed 
die materielle Kontinuität und Sicheritellung der Familie ift, aber das er in jeiner 
Anwendung nicht blos nad) privatrechtlichen und privatwirthichaftlichen, ſondern 
auch nach volfswirthichaftlihen, fozialen und politiihen Nüdiichten regelt. Die 
Erbſchaftsſteuer beruht ferner auf dem praftiichen Grunde, dab der Erbe ohne 
feine Arbeit einen Zufluß an Vermögen erhält, von dem er deshalb Ieicht einen 
Theil an die Gejammtheit für deren Zwede abgeben kann, die Steuer bejteht hier 
nur in einer Verminderung der zugewendeten Summen. Ihre Eigenthümlicteit 
im Berhältniß zu anderen Kapitalfteuern erhält fie dadurd, daß fie nach dem Ver: 
wandtichaftsgrade des Erben abgeituft wird, nicht weil die entfernteren Grade die 
ftärfere Abgabe leichter tragen fönnen, fondern in Rüdficht auf die wirthichaftlice 
Erhaltung der Familie. Wleiben kleine Erbſchaften und Legate überhaupt frei, 
fo ift nicht abzufehen, warım die gerade Linie nicht auc einen, natürlih nur 
mäßigen Satz zahlen foll, während dann die Steuer in dem Maße fteigt als 
dad Band des Blutes zwiſchen Erben und Erblaſſer jchwindet, und den höchſten 
Grad erreiht, wo gar feine Verwandtichaft mehr befteht und der Erbe jeinen 
Vermögenszuwahs nur der Beftimmung des Erblaſſers verdankt. Nur mit einer 
joldyen Steuer, die durch eine entiprechende auf Schenkungen unter Lebenden er: 
gänzt werden muß, ift ein erheblicher Ertrag zu erzielen. In Frankreich gibt dieielbe 
rund 100 Millionen Franes, in England ohne Schenkungsſteuer 6 !/, Millionen 
Pf. St., während Preußen, das die direfte Linie freiläßt, nur 5 Millionen Mark 
bezieht. Zur Neichöfteuer eignet fie fich indeß nicht, wie fie fih auch an die ge 
jegliche Erbfolge anſchließen muß, bei der es ſich um zahlreihe Partikularrechte 
handelt. Es ift fogar fraglich, ob nicht die Erbichaftsfteuer, wie die Jmmobiliar: 
Verfehrsabgabe, bei ihrem erheblih kommunalen Charakter, den Schäffle ſehr 
richtig betont, nicht noch engeren Verbänden zuzumeifen wären. (Vgl. die nähere 
Ausführung in meinem Auffag „Erbrecht und Erbſchaftsſteuer.“ Schmoller’s 
Sahrb. 1881, 1.) 
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Was die Umſatzabgaben betrifft, jo jagt Schäffle jehr richtig, daß die Börfen- 
fteuer zur Zeit jehr populär jei, aber man nicht jagen fünne, daß diefe Popu— 
larität fih auch klar ihres Zieles bewußt jei. Der geforderten prozentualen 
Steuer gegenüber hebt er mit Recht hervor, daß dem Umſatz keineswegs der Ge- 
winn entipriht und ebenjo oft verloren ald gewonnen wird. Die flottirenden 
und die feitbegebenen Theile des Steuerobjefted laſſen fich ebenfowenig abgrenzen 
als da Differenzgeichäft der Spieler von der wirklichen Anlage. Deshalb 
läßt ſich die Börſenſteuer nicht allgemein und gleihmäßig nad der bejonderen 
Steuerfähigfeit des Effektenbeſitzers regeln und wird den jchwächeren Ver— 
käufer bezw. Käufer im geringeren oder höheren Kurſe zugewälzt, ebenjowenig 
weiſt das Lieferungsgeihäft auf höhere Steuerfähigfeit ald das Komptant— 
— (Vgl. meine Schrift „die Reform der Reichsſteuern. Heilbronn 1879, 

. 38 ff.) 

Schäffle erklärt fih daher für eine Börfenfteuer in der Art, wie fie für das 
Deutiche Reich eingeführt ift. Dagegen vermögen wir nicht, feinem Bedenken gegen 
die Emiſſionsabgabe auf neue Werthpapiere zuzuftimmen, die er nur bei Aktien 
zulaffen will, wo die Zeichnung mehr oder weniger Spieleinlage ift und bie 
Steuer gegen die Gründerei wirft. Letzteres bezweifeln wir, denn gerade bie 
wildeften Gründereien werden am wenigiten eine ſolche Abgabe jcheuen, aber der 
Gedante ericheint durchaus berechtigt, das große in Effekten angelegte Kapital aud) 
noch anders fteuerbar zu machen ald durch Gewerbe, Renten: und Einkommen— 
jteuer. Es muß ein Gegengewicht gefunden werden gegen die Mehrbeiteuerung der 
Verbrauchsgegenſtände und dies mobile Kapital läßt fich nur bei der Emiſſion von 
Werthpapieren fallen. Hier werden neue Werthe geihaffen, Kapitalien angelegt 
und dieſe werben greifbar bei dem Gintritt in den Verkehr. Ob der Schuldner 
oder der Gläubiger die Steuer trägt, wird von den Umjtänden der Emiſſionszeit 
abhängen, fann aber dem Staate gleichgültig fein. Nimmt man eine Abgabe von 
1 Prozent an und läßt nur die Reichsanleihen, Sparkaſſenbücher und Antheil- 
ſcheine wohlthätiger Gejellichaften frei, jo müßte die Emiffionsfteuer bei dem Um— 
fang der jährlich auögegebenen Effekten einen jehr anjehnlichen Ertrag liefern. 


IV. 


Nahdem Schäffle der Reihe nad die einzelnen Steuern geprüft hat, wendet 
er jich zu der Vertheilung des Gejammtbedarfes auf Neichd:, Landes- und Kom— 
munalfteuern. Gr findet, daß in Deutichland die direften Staatsiteuern im All: 
gemeinen feineswegs zu hoch find und jelbit die Mafje der Gemeinden nicht über: 
bürdet ift. Da lesteres nur Ausnahme bei größeren Gemeinden ift, fo iit eine 
Ueberlaſſung direkter Staatöftenern an die Gemeinden, ohne Unterichied ihrer Finanz— 
lage und Eigenthümlichkeiten, zu verwerfen und find den nothleidenden bejondere 
Hilfsquellen durch Gebrauchsftenern und Antheile an Verbrauchsabgaben zu er: 
öffnen. Wir ftimmen dem vollftändig bei, einmal weil eben die Lage der Ge: 
mieinden eine durchaus verjchiedene ift, manche fich Telbit unüberlegt in Schulden 
geitürzt haben, wofür doch der Staat nicht aufzufonmen hat, und keinesfalls durd) eine 
Ihablonenhafte Weberweifung von Staatsſteuern eine gleichmäßige Entlaftung 
herbeigeführt werden könnte Der Uebelſtand ift überhaupt weſentlich dadurch ent- 
itanden, daß man die ganzen Kommunalſteuern der Klaſſen- und Einkonmmenfteuer 
aufgewälzt hat. Der Sag Gneiſt's „die indireften Steuern für das Neich, die 
Berfonalfteuern für den Staat, die NRealfteuern für die Gemeinde”, wird in feinen 
legten Theile für große Gebiete, fveziell die öftlihen Provinzen Preußens jchon 
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dur die Rittergüter vereitelt, welche befondere Bezirke bilden. Das alte feudale 
Verhältnig von Gutöheren und Gutsinfaffen ift finanziell bei der Aufhebung ber 
politifchen Rechte des erfteren geblieben. Der Gutöherr hat Kirchen, Schulbaus, 
MWehrlaft, wie Grund» und Gebäudefteuer zu tragen: Beträge, welche, joweit fie 
firirt find, al3 Neallaft wirkten, die den Werth des Gutes entiprechend mindert. 
Die Ueberweifung von Staats-, Grund: und Gebäubefteuern wäre alſo lediglich 
ein Geſchenk an ben Gutöherrn, welcher dafür feine Gegenleiftung zu machen hätte, 
den Gut3infaffen, die fhon heute feine Kommunallaft tragen, käme nicht3 davon 
zu. Dieſe Frage aber ift von größter Wichtigkeit, da in den fieben öftlihen Pro: 
vinzen die Hälfte des Bodens von Nittergütern eingenommen wird, im ganzen 
Staate beträgt der Umfang berjelben 8,543,336 Hektare, weldhe 10?/, Millionen 
Marf an Grund» und Gebäubefteuer zahlen. Nur die Forderung ift berechtigt, 
daß der Staat diejenigen den Gemeinden und Gutöbezirfen auferlegten Laiten 
zurücknimmt, welche nicht eigentlichen Gemeindezweden bienen, wie Einquartierung, 
Rekrutirungsweien, Aichweſen, Gerichtögefängniffe u. f. w. Nur größeren Ber: 
bänden, aljo vornehmlich den Provinzen, follten Theile der Grundfteuern über: 
wiejen werden, falld ber Staat fie entbehren kann. Letzteres aber jcheint und 
durchaus zweifelhaft, um jo mehr, ald wir der Anfiht find, daß die Speifung 
der Staatöfinanzen durch die Weberfchüffe der indirekten Reichsſteuern fich feines: 
wegd empfiehlt, denn man begeht damit die umgekehrte Ungerechtigkeit wie mit 
den Matrifularbeiträgen. Iſt es unbillig, die wohlhabenden Hamburger und 
Bremer nur nah Kopfantheilen, wie die armen ſächſiſchen Strumpfwirfer und 
Ihlefiihen Weber zu befteuern, fo iſt es auch unbillig, die Ueberſchüſſe der in 
direften Abgaben, wozu, wenn dieſe richtig angelegt, die zahlungsfähigen 
Einwohner vorwiegend beitragen, nad) Sopfantheilen zu verteilen. Dan findet, 
fagt Schäffle in diefer Beziehung fehr richtig, nicht leicht einen Theilungsihlüffel, 
welcher im ſelben Verhältniß zurüdgibt, al3 genommen wurde. Man erzielt 
Reihsüberfhüffe nur dadurch, daß man den Reichsſteuerkräften mehr abgenommen 
hat, als man für die Neichözwede bedarf und kann dieſe Ueberſchüſſe nicht in 
dem Verhältniß, wie fie von den Ginzelnen gegeben wurden, zurüdleiten, verfällt 
aljo in eine Betheilung der ſteuerſchwachen auf Koften der ſtarken Neichöiteuer: 
fräfte. Das Reich ſoll jelbitändig auf indirefte Abgaben geftellt fein. Die Bi: 
lanz mag durch Matrikularbeiträge in einem geringen Umfang bergeftellt werden, 
die direkten Steuern follen ſämmtlich den Einzelftaaten bleiben, womit nicht aus 
geihloffen ift, daß dieſelben neben den Neichöfteuern auch jelbitändig indirekte 
Abgaben erheben. Sehr bedeutend werben dieſe indeß nicht fein können, weil 
eben das Reich, abgejehen von den ſüddeutſchen Getränfefteuern, die ertragfäbigiten 
Quellen ſchon mit Beſchlag belegt hat und demgemäß verwerfen wir aud) bie 
von Schäffle befürmwortete Reihseintommenfteuer; ed wäre fehr möglich), daß man 
fi) dahin einigte, durch die Reichsgeſetzgebung allgemeine Normen für die direkte 
Beiteuerung aufzuftellen, die Einkünfte aber werden den Einzelſtaaten bleiben 
müfjen, wenn dieſe beftehen jollen. 

Was die Entlaftung des Gefammtfteuerfyftems betrifft, jo maht Schäffle 
treffend darauf aufmerkfjam, daß der Rüdgang der Eifenbahnrente, welchem viele 
Staaten ihr Defizit weſentlich verdanken, keineswegs durch Berftaatlihung ber 
Bahnen unbedingt geheilt wird, jondern daß der finanzielle Mißerfolg der Eiſen⸗ 
bahnen in Anlage an ſich unrentabler Bahnen, in zu großer Konkurrenz, in zu 
großer Nivellirung der Tarife und Betrieböintenfität liegt; dab dagegen von ber 
richtigen regionalen Zujammenlegung der Bahnen und Invidualiſirung des Be 
triebes allerdings eine Entlaftung zu erwarten ift. Hinzuzufügen wäre nod, 
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daß je größer dad Staatöbahnneg ift, um jo mehr ein ſchwer in feiner Ertrags— 
fähigfeit zu berechnender Faktor in die Staatdeinnahmen kommt, in günftigen 
Zeiten wird man geneigt fein, die Tarife zu erniebrigen, in ungünftigen follen 
die Steuern dad Defizit beden. 

Auf die Frage der Währung, bie finanziell doch nur bei Zerrüttung der— 
felben wejentlih in Betraht kommt, wollen wir hier nicht mit dem Verfaſſer 
eingehen und glauben auch das Iette Kapitel übergehen zu können, welches bie 
fchwebenden fozialpolitiihen ragen nur jtreift; ift doch dieſe Beſprechung 
ſchon ohnehin lang genug geworden. Indeß die beiprocdhenen Dinge find gerabe 
gegenwärtig von ber weittragenditen Bedeutung, und wenn wir unfere vielfachen 
Abweihungen von Schäffle3 Werk nicht zurüdgehalten haben, jo muß dasſelbe 
doc ald das weitaus bedeutendite der gefammten finanziellen Literatur der neueften 
Zeit bezeichnet werden. Es enthält eine ſolche Fülle von Ideen und Senntniffen 
auf dieſem Gebiete und beherricht einen fo weiten Gefichtöfrei3, daß mir dem— 
felben nur zahlreihe ernite Leſer und neue vermehrte Auflagen wünfchen können. 


En 7° 


Die Organilntion der Armenpflene in den 
Gemeinden, insbefondere in den kleineren 
Berbänden. 


Bericht des Herren Seyffardt— Erefeld auf dem Armenpfleger- 
Kongreß 1882. 


Wenn wir zurüdbliden auf die beiden bisher ftattgehabten Jahresverſamm— 
ungen unſeres Vereins und uns die Gegenftände unferer Verhandlungen ins Ge 
dächtniß zurüdrufen, jo wird die Erinnerung rege an eine Fülle von interefjanten 
Anregungen. Wir haben uns beichäftigt mit der fo wichtigen Frage der Be 
ſchaffung der Mittel zur öffentlichen Armenpflege, indem wir unterjuchten, ob und 
wieweit eine Erleichterung der Gemeinden durd den Staat und eine Entlaftung 
ber Armenpflege durch Berfiherung eintreten könne. Andererſeits haben wir eine 
Reihe von Einzelfragen vor unjer Forum gezogen und u. A. die Unterbrüdung 
bed Vagabundenthums, das Verhältniß der freien Wohlthätigfeit zur geſetzlichen 
Armenpflege, die Betheiligung der Frauen und die Berüdfichtigung ber häuslichen 
Gejundheitspflege erörtert. Bezüglich der Beihaffung der Mittel find wir nit 
zu pofitiven Nejultaten gefommen: die Gegenstände der Berathung wurden an 
den Ausschuß zurüdverwieien. Dagegen mwurbe bei den Einzelfragen nur hin 
fichtlic des VagabundenthHums berjelbe Beihluß gefaßt, die drei anderen erwähnten 
Themata aber durh Empfehlung der von den Rednern vertretenen Ideen an die 
Aufmerkfamfeit der Gemeinden erledigt. Necht deutlich trat dabei in der Diskuflion 
biefer Einzelfragen zu Tage, daß die öffentliche Armenpflege nicht nur dem Bud- 
ftaben nach den gefeßlichen Beſtimmungen entſprechen, fondern auch in ihrer prafts 
ifchen Wirkfamkeit ald eine wohlgeordnete anzuerkennen fein müſſe. Stabtrath 
Noeftel— Landöberg erklärte die Anlehnung der freien Wohlthätigfeit an die offie 
zielle Armenpflege für geradezu unmöglih, wenn diefe, wie es in vielen om 
munen ber Fall fei, nicht über ein einfaches Almojengeben hinauskomme. Noch 
entichiedener führte die Debatte über die Mittel zur Unterdrüdung der vagabun— 
direnden Bettelei darauf hin, wie die Vereine gegen Bettelei nur als Valliativ- 
mittel für einzelne Orte, Gegenden und Landestheile Bedeutung hätten, eine 
gründliche Abhilfe allein von der Befeitigung der Gründe zu erwarten jei, die jo 
viele Taufende auf die Landſtraßen trieben, von der Reform vor allen Dingen 
der Armenpflege in den Landgemeinden und den fleineren Verbänden. Alle Redner 
u. A. Landesrath von Wintzingerode-Knorr (Merfeburg), Direktor Krohne (Kaſſel), 
Stadtrath Steinbrüd (Frankfurt a./D.) find darin einverftanden, Oberbürgermeilter 
Ziller (Meiningen) findet die Armenunterftügung auf dem Lande oft menſchen— 
unmwürdig und Oberbürgermeifter Ohly (Darmftadt) will die Landgemeinden über 
ihre Pflicht von der Behörde unterrichtet wiflen. Landrath Elvers (Wernigerode) 
endlich fpricht offen und unummunden aus, daß die Heinen Gemeinden, die Guts 
bezirke, auch die ganz Eleinen Städte die Haupt-Krebsſchaden jeien und uns bie 
Bagabunden zuführen. 
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In Anfnüpfung an dieſe Diskuffion hat der Ausihuß die Organijation 
der Armenpflege in ben Gemeinden, inöbejondere in den Fleineren 
Berbänden auf feine Tagesordnung geſetzt. Aus den Bächen und Nebenflüflen 
der Detailfragen jchiffen wir fo in den großen Strom der Erörterung der Haupt- 
frage, ob die Organifation der Armenpflege in Stadt und Land, wie fie fid) 
biftorifch geitaltet hat, geeignet ift, gerechten und zeitgemäßen Anforderungen zu 
genügen. Indem wir in die Erörterung unjere® Themas eintreten, müffen wir 
unterſcheiden zwiſchen dem Rahmen, den die Gefete des Staates der Armen 
pflege geihaffen, den Verbänden, denen die Verpflichtung der Fürſorge für Die 
Armen und Nothleidenden, und den Behörden, denen die Kontrole auferlegt find, 
einerjeitö, und der Ausfüllung des Rahmens, der Auswahl der Perjonen, 
die die nöthige Arbeit zu thun haben, den Gefichtöqunften, die dafür maßgebend 
find, und dem Syſtem, das die gewünſchten Rejultate am ficheriten erzielt, anderer— 
ſeits. Der Rahmen, in dem bie Armenpflege fi in den verfchiedenen deutſchen 
Ländern, ja in den einzelnen Provinzen der größeren deutichen Staaten bewegt, 
ift ein außerordentlich verfchiedener. Mit geringen Ausnahmen ift die Laſt eine Ges 
meindelaft und in Folge deifen nad der Größe und Leiftungsfähigfeit der ein- 
zelnen politifhen Gemeinden als eine relativ leichtere oder ſchwerere zu bezeichnen. 
Eine Darlegung der heute beitehenden Unterichiede in der Organilation, die daraus 
fich ergeben, würde ein jehr verbienftliches Werk fein. In feiner Ermangelung 
müfjen wir, um davon ein einigermaflen zutreffendes Bild zu gewinnen, auf das 
ältere Sammelwert von Dr. A. Emminghaus: Das Armenweien und die Armen- 
gejeßgebung in den europäiſchen Staaten (Berlin 1870) zurüdgreifen und etwa 
in Folge des Geſetzes über den Unteritügungswohnlig ftattgehabte Modifikationen 
ausdrüdlich vorbehalten. Genaues Material über die Größe der Einzelverbände 
finden wir indeß bei Emminghaus nur bezüglich der 8 rejp. 9 älteren preußiichen 
Provinzen, de3 Königreichs Sachſen und de GroßherzogthHums Oldenburg. Bei 
der Daritellung der Armenpflege in Heſſen-Naſſau, in Braunfchweig und dem 
Großherzogthum Heflen ift von dem Umfang der Verbände überhaupt nicht die 
Nede. Bei Hannover (Berichterftatter Gumbrecht) wird hervorgehoben, daß in 
den Landgemeinden, abgejehen von Djtfriesland, viel weniger geichehen ſei wie in 
den Städten und die eigentliche Ernährung ganz erwerböunfähiger Armer meiltens 
der Privatmildthätigfeit der Gemeind: mitglieder überlaffen werde. Oſtfriesland 
gehört mit Schleswig=Holitein (Selig) zu den Ausnahmen, wo an Stelle der 
politijchen Gemeinde ald Träger der Armenlait ein größerer und zwar nicht 
fommunaler Verband, das Stirchipiel, tritt. Ueber Anhalt (Nindfleiih) wird be- 
richtet, daß die Staatöregierung zwar mehrere Gemeinden zu Armenverbänden ge: 
feglich verbinden könne, dies aber nur in zwei Fällen gethan habe, aus Württem— 
berg (Biter), daß es bisher unmöglich geweien, die Armenpflege und die Armenlaft 
den hierfür häufig unzureichenden Theilgemeinden abzunehmen und fie größeren 
Verbänden aufzulegen, von welchen fie leichter und beſſer geleiltet werden fönnten, 
und über Baden (Emminghaus), daß auf dem Lande die Leiftungen jehr gering 
feien und doch als eine drüdende Yait empfunden würden. In Oldenburg 
(Straderjan) gibt es 113 Armengemeinden, was bei der ortsanweienden Be: 
völferung (250,547 gemäß Volkszählung von 1880) im Durcichnitt 2,288 Seelen 
ausmacht. Die Gemeinden find von jehr verichiedenem Umfang, bis zu 150 Ein- 
wohnern herunter. Ueber das Königreih Sachſen (Rentzſch) wird wörtlich gelagt: 
„Während die Städte mit jelbititändiger Bolizeiverwaltung ihre Armenpflege ent: 
Iprechend organifiren und ihrer größeren Bevölkerungszahl wegen für eine höhere 
Zahl notoriſch Armer beſſere Einrichtungen treffen fonnten, befand ſich noch vor 
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wenigen Jahren die Armenpflege des platten Landes in einem durchaus unbe 
friedigenden Zuftand. In Sadjjen gibt es zwar unter 3,801 Ortichaften, wo: 
runter 142 Städte, allein 79 Dörfer mit mehr als 2,000 Einwohnern; bie 
große Mehrzahl befigt aber nicht weniger als je 500 Seelen und jteigt in ben 
Aderbaudiftritten mweit über 100 herab. Da in der Regel jedes Dorf eine eigene 
Gemeinde und gejeglid einen eigenen Heimat3bezirf bildet, waren die Unterſtütz— 
ungsd=-Territorien viel zu flein, um bei zufällig Itarfer Armenfrequenz nur das 
Nothdürftigfte Ieiften zu können. Von einer Organifation der Armenpflege, wie 
in größeren Städten, fonnte gar nicht die Rede fein.” Bei 2,972,805 ortsan- 
wejender Bevölkerung der Zählung von 1880 ergeben 3,801 Ort3armenbezirke 
je 782 Seelen im Durchſchnitt. In Preußen (Bruch) zeigt ſich ein auffallender 
Gegenſatz zwiſchen den 2 älteren weftlihen und ben 6 älteren öftlihen Provinzen, 
und zwar aus dem einfachen Grunde, weil in jenen zwiſchen Gemeinde und reis 
ein Mittelglied, die Bürgermeifterei oder das Amt genannt, eingeihoben ericeint, 
dem bie örtliche Armenpflege übertragen ift. 
Zählung 1880: 

in Weftphalen fommen auf 2,259,764 Einwohner, 243 Aemter reip. Einzel: 

Armenverbände, im Durchſchnitt 9,299 Seelen; 

im Rheinland fommen auf 4,063,818 Einwohner, 703 Bürgermeiftereien reip. 

Einzel-Armenverbände, im Durchſchnitt 5,781 Seelen; 

in den übrigen 7 Provinzen fommen auf 16,231,264 Einwohner, 45,180 

Landgemeinden, Städte und felbftändige Gut3bezirfe reip. Einzel-Armenvers: 

bände, im Durchſchnitt 359 Seelen. 

Die ungünftigen Urtheile über die ländlihde Armenpflege auf 
dem 81er Kongreß haben feinen Widerſpruch gefunden, denn als ſolcher iſt eine 
Meußerung des Freiherrn von Maltzahn-Gültz in der Reichstagsſitzung vom 
16. Mai d. 3. wohl nicht zu betradten. Der Nebner fagte, daß der Begriff 
Armenunterftügung mit Ausnahme einer einzigen zugezogenen landarmen Familie 
bei ihm und ähnlich bei mehreren Berufsgenofien unbefannt fei, denn darin liege 
ber Segen der betreffenden Verhältnifie, dab die Armenunterftügung nicht einzu 
treten brauche, weil in Form von Halbarbeit, Altentheil und dergleichen bielelbe 
eliminirt werde. Günftige Erfahrungen auf einem ganz engen Gebiete mit 
patriarhaliichen Verhältniſſen dürfen natürlich nicht als Maßſtab betrachtet werden. 
Unmittelbar an jene Urtheile fnüpfte fih auf dem Stongreß die beitimmte Be 
hauptung, daß der weſentlichſte Grund der mangelhaften Armenpflege in den 
ländlichen Bezirken in dem Umftand zu fuchen ift, daß die Mehrzahl der mit 
der jelbitändigen Armenunterftügung betrauten Verwaltungs— 
förper viel zu flein jei. Die mitgetheilten Zahlen, wie unvollitändig fie 
aud fein mögen, find durdaus genügend, um flarzuftellen, daß die thatſächliche 
Unterlage jener Behauptung für den größeren Theil von Deutichland zutreffend 
iſt. Es liegt aber andererjeit3 wohl auf der Hand, daß Armenbezirfe von hundert 
oder mehreren hundert Seelen jehr leicht der Verſuchung unterliegen, den Armen 
gegenüber den fleinlichften Egoismus zu üben. Jeder einzelne in ihnen auf 
tauchende Fall von Noth und Verfommenheit droht unmitttelbar den wenigen 
Befigenden zur Laft zu fallen. Da eriheint das Abichieben mit allen erdenklichen 
Mitteln umfomehr als die einfachite natürliche Praxis, als ja die Sträfte aller 
dings nicht ausreichen, für ordentliche Sranken:, Siechen: und andere wohlthätige 
Anftalten zu forgen. Mögen die Fälle, in denen nachgewieſen, dab von Lande 
gemeinden an VBerarmte in Städten jo lange direkte Hilfe geleiftet worden, bis 
der Unterftügungswohnfig erlangt war, aud zu den Ausnahmen gehören, fo 
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ift die Hartherzige Verweigerung jeder Unterftügung aus öffentlichen Mitteln 
felbft bei notorifcher Arbeitsunfähigkeit und der ftillichweigende, wenn auch wohl 
nur jelten ausgeſprochene Hinweis auf den Bettel um fo häufiger. Wie find 
nun die dringend wünſchenswerthen größeren Verbände, in denen eine Auögleihung 
zwiſchen den Zufälligfeiten der Armenbelaftungen fih von felbit ergibt, heraus 
ftellen? In Preußen würde der $ 12 des Ausführungdgeieges zum Geſetz über 
den Unterftügungswohnfig dazu die Handhabe bieten, indem dort ausgeſprochen 
ift, daß Gemeinden und Gutöbezirte mitteld gegemleitiger Vereinbarung ald Ge 
jammt-Armenverbände eingerichtet werden fünnen. Aber wie die Dinge einmal 
liegen, ift nicht zu erwarten, daß von dieſer geieglihen Befugniß irgend ein aus: 
giebiger Gebrauch gemacht werde, da alle, wenn auch nur für den Augenblid, 
günstiger wie ihre Nachbarn fituirten Gemeinden bis zum Meußerften mwiberftreben 
werden. Es bleibt daher wohl nur übrig, auf den Erlah eines Neichögejeges 
hinzuwirken, das zwiſchen die heute die Armenpflege leiftenden Gemeinden und 
Gutsbezirke und die zur Kontrole berufene Streiöbehörde eine Zwiſcheninſtanz 
als Verpflichtete einfchiebt. Für wie viel Seelen im Durchſchnitt eine folche einzu: 
richten fein würde, müßte einer eingehenden Beleuchtung der Verhältniffe in den ver— 
ichiedenen Landestheilen vorbehalten bleiben. Zieht man in Betracht, daß erfahrungds 
mäßig mandje Städte von 75— 100,000 und mehr Einwohnern fich einer vortrefflichen 
Armenpflege erfreuen, ebenjowohl aber, daß bad, was Grumbrecht von der ländlichen 
Armenpflege in Oftfriesland jagt, daß fie guten ftädtiichen Einrichtungen ebenbürtig 
an die Seite zu ftellen fei, auch bei manchen ländlichen Memtern und Bürgermeiftereien 
in Weſtphalen und Rheinland zutrifft, die nur 5 biß 10,000 Einwohner zählen, jo 
bürfte e8 angemejjen fein, der verbefferten Organijation einen gewifjen Spielraum zu 
lafien. Während e3 im Weften beiſpielsweiſe faum einem Anſtand unterliegen dürfte, 
bie preußiichen Sreife zu je einem Armenverband zu vereinigen, würde bei ber 
großen räumlichen Ausdehnung derſelben im Oſten dies nicht zu empfehlen fein. 
Wenn e3 gelungen jein wird, unfere geleggebenden Faktoren von der Noth— 
wenbdigfeit zu überzeugen, im Intereſſe gleihmäßiger normaler Entwidlung in 
Stabt und Land die äußere Organijation der Armenpflege in Deutichland zu 
reformiren, jo werden wir dem einen Ziele, das unjer Vorfigender Dr. Straß: 
mann in jeiner Rede zur Eröffnung des eriten Kongreſſes deutſcher Armenpflege 
dem neugegründeten Verein geſteckt hat, um einen bedeutjamen Schritt näher ge- 
fommen zu fein, dem Ziele, die Armenlaft nad einem gerechten Maßitabe im 
Verhältniß zur Leiftungsfähigfeit auf die einzelnen Gemeinden und Verbände vertheilt 
zu jehen. Wir werden dann den Rahmen erlangt haben, und feiner Ausfüllung alle 
unfere Kraft widmen können, eingebenf des weiteren Zieles unjere3 Vereins, dem 
Dr. Straßmann bei derjelben Veranlaffung die ihönen Worte gewidmet hat: 
„Höher aber fteht noch überall das Erforderniß, die Armenpflege zu 
üben als eine Pflicht der Menichenliebe und der Brübderlichfeit mit ein- 
gehenber, umfichtiger Fürforge für jeden einzelnen nothleidenden Menſchen, 
damit die Unterftügung in jedem einzelnen Yal nah Maßgabe des Noth- 
ftandes hinreichend jei und angemefjen wirken fönne Das Bedürfniß, 
die Laſt der Gemeinden zu erleichtern, darf die Erfüllung der unmittelbaren 
und unabweiölihen, aus der innerften Natur des Menichen entipringenden 
fittlihen Verpflichtung nicht beeinträchtigen. Auch für die geiegliche Armen: 
pflege gilt da3 Wort bed Dichters: „Denn das bringt den Frieden in 
die Welt, wenn Einer dem Anderen Gute thut und nicht3 dafür will.“ 
Die Einrihtung größerer leiltungsfähiger Verbände wird auch den Landge: 
meinden geitatten, bei dieſer höheren, der Armenpflege geitellten Aufgabe mitzu— 
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wirfen und jo eine Gleichitellung in den Zielen herbeigeführt fein, die im Allge 
meinen bisher gefehlt hat. Man wird die Möglichkeit eines Wetteiferd in Her: 
ftellung einer rationellen Pflege eintreten jehen, ohne dem Lande die feinen Ber: 
hältniffen entiprechenden Mittel, 3. B. Beihaffung der Natural» jtatt der Geld- 
pflege, zu verfümmern. 

Wenn in dem bisher Gejagten die Befähigung der mittleren und größeren 
Städte, eine gute Armenpflege zu üben, anerkannt iſt, fo fehlt doch unendlich viel, 
um bie praftiichen Leiftungen als idealen Anforderungen irgend entiprechend be 
zeihnen zu fönnen. Hören wir darüber nur die Stimmen zweier Männer, bie 
an ihren Wohnorten für die praftiihe Reform mit Erfolg eingetreten find. 

W. Schwab jagt in einer fleinen Brojhüre (Darmitadt 1873): 

„Es geichieht in vielen Städten die Unterftügung der Armen in burdaus 
ungenügender Weile und nad althergebradhten, für heutige Verhältmiſſe 
feineöwegd mehr pafjenden oder zur Grreihung der Zmwede gemügenden 
Einrichtungen.“ 

Dr. ®. Boehmert bemerkt in einem Vortrag, gehalten in Dresden am 
21. Februar 1879: 

„Es fehlt gerade in größeren Städten, wo jo Hervorragendes geleiftet 
werden könnte, meiſt an einer rationellen Organifation diejer jo mannig: 
fahen und weitverzweigten Hilfsthätigfeit, an einem einheitlichen Zus 
fammenwirfen von Individuen und Vereinen zum Zwede einer vorbeugenden 
und erziehenden MWohlfahrtöpflege.“ 

Die auf Grund folder Erfenntniß in immer mehr Orten ins Leben getretene 
Reformbewegung datirt erit jeit dem Beginn der fiebziger Jahre und ſchließt 
fih an die günftigen Erfahrungen, die man in einigen rheiniihen Städten, zu: 
vörderft in Elberfeld (unter Daniel von der Heydt feit 1853), dann in Grefeld 
und Barmen (jeit 1863) und einigen fleineren rheiniichen Orten mit der unter 
Beihilfe im Ehrenamt thätiger Bürger individualifirenden öffentlichen Armenpflege 
gemacht hat. Wo immer man in jüngerer Zeit, joweit davon Stenntniß im die 
Deffentlichfeit gebrungen, mit £ritiichem Auge an die beitehende althergebradte 
Armenpflege herangetreten und zu dem Entichluffe gelangt ift, ihr für die Zu: 
funft höhere Ziele zu fteden, in größeren Städten, wie Bremen und Dresden 
nicht nur, jondern auch in mittleren und fleineren Städten, ſowie Landgemeinden, 
vornämlich des Weſtens, hat man das neue Syitem, nach feinem Urſprungsort 
Elberfelder Syitem genannt, zur Grundlage der Neform gemacht und nad den 
Iofalen Verhältniſſen in einzelnen Beitimmungen modifizirt, zur Einführung ge 
bracht. Erfreulich ift dabei geweien, daß die Frage: Was kann und von Nazareth 
Gutes fommen? kaum aufgeworfen wurde, wahrjcheinlich zumeift, weil allen: den 
Reformen, bei denen ein warmes Herz fi mit praftifhem Sinn in den Dingen 
diejes Lebens vereinigte, der Grundgedanke des Syſtems, je mehr fie ihm nahe 
traten, als das Gi des Kolumbus erjchien. Theoretiich pflegt denn auch nur 
ganz vereinzelter Wideritand zu erfolgen, wenn für die Armenpflege die 
Individualiſirung al3 das einzig rihtige Prinzip und die Heran— 
ziehung möglichft zahlreiher Kräfte der Sebftverwaltung als die 
einzige Möglichkeit der Durchführung des Prinzips bezeichnet wird. So ſagt 
ihon Löning in Bluntſchli's Staatswörterbuh (Zürih 1869): „Wenn in irgend 
einem Gebiet der ftaatlichen Thätigkeit Dezentralifation der Verwaltung und Be: 
theiligung des bürgerlichen Elements an der Verwaltung angezeigt ift, jo tit es 
auf dem Gebiete der ftaatlichen Armenpflege.* Aber mit der theoretiichen Aner— 
fennung ift es nicht genug. ES wird einer andauernden und unermmüdlichen 
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Agitation bedürfen, um ihr in der praftiihen Hebung immer ausgedehntere 
Geltung zu verichaffen und die Grundfäge des neuen Syitemd den verjchiedeniten 
Berhältniffen anzupafien. | 

Zu diefem Zwede dürfte es fich empfehlen, das Syitem der Individualifirun 
in feinem Entftehen, feiner Entwidelung und feinem Erfolg auch an dieſer Stelle 
eingehend zu betrachten, auf die Gefahr hin, nur Dinge zu wiederholen, die von 
den hervorragendften Autoritäten auf dem Gebiete der Armenpflege und ber 
jozialen Hilfsthätigfeit, vor Allen dem unermüdlichen Lammers, oftmald und 
ziemlich erichöpfend beiprodhen und ausgeführt worden find. Wenn in einer 
befannten Reichötagsdebatte mehrere der bedeutenditen Vorkämpfer der politifchen 
Gegenfäge fich gegenfeitig den Vorwurf machten, während einer gewiſſen gegebenen 
Situation immer bdiejelbe Rede zu halten, jo hat alle Welt die Thatjache zuge— 
geben, aber darin feinen Vorwurf erbliden können. Darum wird e3 auch erlaubt 
fein, auf den Gebieten werfthätiger Menjchenliebe das als gut Erfannte unge: 
iheut immer wieder vor das Forum der Diskuſſion zu bringen, bis e3 fiegreid) 
durchgeführt oder durch beifere Formen erjegt ift. | 

Dan kann gewiß mit Net die in den Testen Jahrzehnten zu Tage ge 
tretene größere Lebendigkeit auf allen Gebieten der Armen- und Krankenpflege, 
die Fürforge für Blinde, Taubftumme, Blödfinnige, Epileptiiche, verwahrlofte 
finder u. ſ. w. als Ausdruck des Bedürfniffes edeldenfender Menjchen, Die 
Schattenjeiten menſchlicher Griftenz im Allgemeinen und der modernen Ent— 
widelung im Beloudern zu befämpfen, bezeichnen. Der Materialismus unferer 
Zeit, den die ftreitenden Parteien und Kirchen jo gerne ins Gefecht führen, findet 
in diefen wie in anderen idealen Beitrebungen zu Gunften von Schulen, öffent: 
lihen Bibliothefen, Bildungsvereinen, ein erwünichtes Gegengewicht. Während 
vor einem Menjchenalter der gelammte Thätigfeitsdrang unjerer Nation fich den 
politiihen Fragen zumwandte und das Heil der Zukunft fait allein in der Reform 
von Geſetzen und PVerfafjungsparagraphen juchte, find heute jehr viel mehr ge 
eignete Kräfte eifrig bemüht, den jozialpolitiichen Problemen ihre Aufmerkſamkeit 
zu widmen, deren Berehtigung unjere Väter mit verjchwindenden Ausnahmen 
faum zuzugeben geneigt waren. 

Die veränderte Gedankenrichtung ift beſonders der Neform der praftiichen 
Armenpflege zu gute gefommen, wenn aucd der Anftoß, in diejelbe einzutreten, 
ein rein materieller war. Die bei der ungemein raſch jteigenden Bevölferung mit 
den periodijch wiederkehrenden rüdläufigen wirthichaftlihen Stonjunfturen immer 
ftärfer anjchwellende Armenlaft in den Städten ließ in eriter Linie die Noth— 
wendigfeit der Sparjamteit betonen. Das energiihe Gintreten in die, biöher 
meift al3 partie honteuse, an die man nicht rühren dürfe, betrachtete Seite 
des Gemeinmwejend aber zeigte alsbald, wie dringend eine Reform der überkom— 
menen Tradition war. Man befand fid) vor einer rein mittelalterlichen Inſti— 
tution, welcher die den Menſchen durd die Religion vorgejchriebene Wohlthätigkeit 
um Gottes millen durch den Staat und die Steuerzahler übertragen worbdeıt. 
Wenn in alter Zeit die von der Gemeinde als arın anerfannten Ort3angehörigen 
unter Beauffichtigung des BettelvogtS die einzelnen Häuſer bejuchten, jo war 
das nicht viel anders, als wenn nach moderner Praxis auf eine flüchtige ein- 
malige Unterfuhung hin die Armen-Kommiflion ſich mit der Unterftügungspflicht 
durch eine möglichit kleine, aber regelmäßig wiederfehrende Gabe abfindet, und 
die Polizei dann trog ihrer Verordnungen der Regel nad) bei dem Privatbettel 
durch die Finger fieht. Im welcher Richtung ſollte num die Reform ſich voll 
ziehen? Mocte der Wunſch einer Entlaitung der jtädtiichen Finanzen auch noch 
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fo ftarf vertreten fein, an die Möglichkeit, durch die Gejetgebung Abhilfe zu 
gewinnen, date Niemand. Das Büchlein des bayeriichen Regierungsraths Lut- 
hardt (Armenpflege und Unterftügungswohnfig, Heilbronn 1880), das, nicht un 
beeinflußt durch die politiſche Parteiftellung des Verfaſſers, den vergeblichen Ber: 
ſuch macht, den Leſer für den Erſatz des Unterſtützungswohnſitzes durch ein ver: 
beſſertes Heimatsinftitut zu erwärmen, war noch nicht gefchrieben. Aud von 
den Ausgleihsideen des Präfidenten Rocholl (Ueber die Reform des Armenweſens, 
Breslau 1880) hätte man, wenn fie befannt gemwejen, nur eine Steigerung der 
ftädtifhen Laft zu Gunften der ländlichen Bevölkerung erwarten fönnen. An | 
den Staat, als den großmädtigen Helfer in der Noth zu denten, war damals | 
noch nicht zeitgemäß. Bürgermeiſter Adides (Altona) auf dem vorjährigen Ston- 
greß an denfelben gerichtete Anforderungen ericheinen trog ihrer jehr maßpollen 
Faflung und trogdem fein vierter Punkt mit einem Sclage die ſchwächſte Seite 
des Gejeges über den Unterftügungswohnfig zu heilen geeignet wäre, jelbit bei 
ber heutigen veränderten Strömung noch als Zufunftsmufil. Dagegen lag es 
nahe, die Frage aufzumwerfen: Wenn die bureaufratiihe Scablone den Dienit 
verjagt, ift es da nicht Pflicht der bürgerlichen Gejellihaft, mit ihrer urſprüng— 
lihen Kraft einzufegen ? Sie wurbe bejahend entjchieden, im Sinne des Grund: 
gedankens, wenn auch nicht in der Tragweite der über da3 Ziel hinausjchießenden 
Anregung bed 1869er Mainzer volt3wirthichaftlihen Kongreſſes, die die öffent: 
lihe Unterftügung durd die private Wohlthätigfeit erjegt willen wollte. Alle 
Stäbdteordnungen enthalten die Verpflichtung zu bürgerlichen Chrenämtern; es 
galt daher, durch Theilung der Arbeit, bei Heranziehung einer möglichſt großen 
Zahl von Bürgern, dem Einzelnen feine zu ſchwere Verpflihtung aufzulegen. 
Indem man zur Ausführung jchritt, fam naturgemäß die ethifche Seite ber 
Armenpflege immer mehr in den Vordergrund der Betrahtung. Blos finanziellen 
Zweden zu lieb konnte man doc eine allgemeine Theilnahme faum befürworten. 
Mit dem Appell ans Herz würde e3 allein auch nicht gegangen fein, da bie alte 
fataliftiihe Tradition in der Armuth eine nicht zu bejeitigende Einrichtung der 
Vorſehung jah, der gegenüber man nah dem Grundfage: „Laß deine Rechte 
nicht ſehen, was deine Linke thut*, feine Menfchenpflicht erfüllen könne Man 
mußte daher direkt die Pflicht der bürgerlichen Geſellſchaft betonen, nicht nur 
durch Einrichtung von Schulen und Wohlfahrtseinrihtungen aller Art bie 
Menihen zur Selbithilfe im Kampf ums Dafein zu befähigen, ſondern aud 
durch Ueberwachung ihre ſchwächeren Glieder vor dem Straudeln und Fallen auf 
ber Lebensbahn möglichſt zu bewahren und die Gefallenen durch menfchliche Theil: 
nahme wieder aufzuridhten. Man ſprach von der Nothwendigkeit, die als eine 
foziale Krankheit zu betrachtende Armuth zu ifoliren, ftatt fie zu einer Epidemie 
anjchwellen und zum Pauperismus ganzer Schichten entwideln zu laffen, man 
wies hin auf bie vielen zum Verbrechen erzogenen Waifen und Halbwaiien, auf 
die Kinder von Verkommenen und Beftraften, denen bon ihren Erzeugern nur 
Noth und Elend vererbt werden. 

So gelangte man dazu, eine größere Zahl von Gliedern des ſtädtiſchen 
Gemeinwejend für den Gedanken zu erwärmen, fi in die Arbeit der Fürſorge 
und lleberwahung der einzelnen Armen und Nothleidenden in der Art zu theilen, 
dat dem einzelnen Pfleger höchſtens 2 bis A Fälle überwiejen wurden. Die 
Gemeinde hatte fi damit für die indivibualifirte Armenpflege entichieden und den 
bisherigen in ihrem Auftrage fchablonenhaft Almofen fpendenden Beamten durch 
den im bürgerlichen Ehrenamt thätigen Vormund der zeitweife oder dauernd. zur 
Selbithilfe Unfähigen erfegt. Die einzelnen Armenpfleger wurden zu Begirten 
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unter Leitung eines Vorſtehers vereinigt und der gemeinſamen Berathung die 
der Regel nach endgiltige Entſcheidung über im einzelnen Falle zu gewährende, 
niemals auf länger als 14 Tage bemeſſene Unterſtützung zugewieſen. 

Der Erfolg des neuen Syſtems, der Betrachtung jedes Armenfalles 
in ſeinem eigenen Lichte, unter nachhaltiger Beobachtung ſeiner Entwickelung, iſt 
ein ganz überraſchender geweſen. Die Befürchtung, daß der Anfangs zu 
Tage getretene Eifer der Pfleger früher oder ſpäter nachlaſſen werde, hat ſich als 
unbegründet erwiejen. Das Intereffe für die vollzogene Reform wurde weſent— 
lich angeftahelt dur die Vergleihe mit der Vergangenheit. Dad alte Syſtem 
zeigte fi) bei ber Kritik feiner Wirkſamkeit im Einzelnen nod) bevenflicher, als 
man vermuthet hatte. Die Thatjachen, daß der Schein der Armuth mehr Be: 
rüdfihtigung gefunden, als die wirkliche Armuth, der Dreifte und Free manch— 
mal mit größeren Gaben bedacht worden, als der Beſcheidene und Verſchämte, 
traten offen zu Tage, nicht minder die böje Konfequenz der Bewilligungen auf 
Widerruf oder auf längere Zeit im Voraus, daß, wer einmal dad Glüd gehabt 
hatte, als unterftügungsbedürftig anerfannt zu werben, die Unterftügung als eine 
Art Penfion für alle Zukunft in Anfpruh nahm. Allmälig wurden dann Die 
Elemente, die aus der Armuth ein Gewerbe mahen, die Bettler, Faulenzer, 
Trunfenbolde ausgeichieden, in demſelben Verhältniß aber die Wittwen und 
Waifen, die Arbeitsunfähigen, Siehen und Altersſchwachen mit höheren Gaben 
bedacht und wenigſtens jo geftellt, daß fie, wenn auch nothbürftig, ohne Bettel 
beftehen konnten. Als dann nad) mehreren Jahren die Bilanz gezogen wurde 
und bie neue Einrichtung verjchiedentlih ſich wirklich finanziell günftiger erwies 
als die frühere, hat man die Grenze zwifchen Bebürftigen und Nichtbedürftigen 
noch ftrenger gezogen. Man hat den moralihen Zwang, ber in den 14 tägigen 
Bewilligungen liegt, zur Bekämpfung jeder Unordnung, Lafterhaftigfeit, Yaul: 
heit, Nichtbenugung angewiejener Arbeitögelegenheit, des ſchlechten Schulbejuchs 
ber Kinder benugt und lange vor dem preußifchen Geſetz über die Unterbringung 
verwahrlofter Kinder der Gemeinde die Opfer auferlegt, die Kinder verfommener 
und verbrecheriicher Eltern zu erziehen. Auf der anderen Seite aber hat ber 
Pfleger immer mehr gelernt, wie wichtig es ift, rechtzeitig und nicht gar zu 
fnapp zu geben, nicht zu warten, bis das letzte Verſatzſtück aus dem Haufe ge: 
tragen, wenn jchwere Krankheiten eine brave Yamilie betreffen oder ihr der Er— 
nährer entriffen wird. 

Entjprehen nun in den Städten, in benen das neue Shſtem jeit einigen 
SZahrzehnten in Wirkſamkeit, die Refultate auch wirflid den Anftrengungen ? 
Finanziell ift die Frage unbedingt zu bejahen. Wie aus ben Spezialberichten 
der Armen-Deputationen der Städte Elberfeld, Barmen und Crefeld zu erjehen, 
hat fich eine Vermehrung der Armenlaft nur im Verhältniß zum Wahsthum ber 
Bevölkerung ergeben. Während auf faft allen übrigen Gebieten der kommunalen 
Verwaltungen in Folge der energifhen Snangriffnahme zeitgemäßer Verbeſſer— 
ungen die Ausgaben weit über da3 Berhältniß der Bevölkerungszunahme ges 
fteigert erjcheinen,, ift die Reform der Armenpflege ohne vermehrte Koften erzielt 
worden. Der Erfolg in moralifcher Beziehung, der natürli nur theilmweife 
durch Zahlen zu belegen ift, ift ebenfo unbeftreitbar. Der weſentlich verringerte 
Prozentjag der Unterftügungsbebürftigen ift umſomehr als eine Befjerung zu be: 
zeichnen, als mit ihm die faſt vollftändige Beſeitigung des demoralifirenden 
Straßen: und Hausbettels verbunden ift. Die Bürgerihaft hat den Glauben an 
die ausreichende Thätigkeit der öffentlichen Armenpflege in dem Make getvonnen, 
daß fie fi ber Gaben an unbefannte Bettler entwöhnt hat. Sie hat damit, 


712 Die Organijation der Armenpflege in den Gemeinden 


ohne e3 direkt gewollt zu haben, die Wagabundenplage Iofal auf ein Minimum 
reduzirt und bie betreffenden Städte ald ſchlechte Weidepläße bei dem MWanber: 
bettel in Verruf gebradht. Der moralifhe Erfolg findet aber wohl feinen be 
zeihnendften Ausdrud in dem Intereſſe und in der Liebe, die die Armenpfleger 
für ihr Amt gewinnen und in der Bereitwilligfeit, mit der der weitüberwiegende 
Theil berjelben nad) Ablauf des dreijährigen Zeitraums, während deſſen bie 
Uebernahme des Amts nach der Städteordnung obligatoriich iſt, dasjelbe fortzu— 
führen ſich verpflichtet. Die Luft an fol freiwilliger Thätigfeit würde er: 
fahrungsmäßig längſt erlahmt fein, wenn fich ihr nicht die Befriedigung zuge 
fellte, im Dienjte der Humanität oder de3 praftifchen Chriftenthums, zweier Namen 
für bdenjelben Begriff, auch dem weniger geübten Blick erfennbare Rejultate ge 
winnen und ein Scherflein dazu beitragen zu können, den beflagenöwerthen Riß 
zwiſchen den verichiedenen Gejellihaftsichichten durch die Arbeit freier Menjchen: 
liebe zu überbrüden. 

Die Einführung der invidualifirten Armenpflege it ein Ausfluß derielben 
Gedankenrichtung, der die jozialpolitifhen Projekte des Reichskanzlers 
ihre Entftehung verdanten. Es bleibt das dauernde Verbienft des großen Staat‘ 
mannes, das Streben, der Sozialpolitif neben der eigentlichen Politik eine größere 
Bedeutung zu fichern, als ihr bisher im Drange nad Einheit und Freiheit von 
den Parteien zugeitanden worden, ſalon- und regierungsfähig gemacht zu haben. 
Sehr zu beklagen ift, daß Fürft Bismard bei feinen Plänen den Schein auf fi 
geladen, daß politische Nebengedanfen ihm dabei weientlih mehr am Herzen liegen 
als die Sache ſelbſt. Trogdem wird der vortreffliche Gedanke, die unbeilvolle 
Streitquelle der Haftpfliht durch den Gejundbrunnen der Verjicherung zu eriegen, 
den Sieg gewinnen und die Vorlage über die Krankenkaſſen der bisherigen ge 
feglihen Schwerfälligfeit auf diefem Gebiete einige entichiedene Konzeſſionen ab: 
ringen. Ob aucd die allgemeine Alteröverforgung jobald zur Durchführung zu 
bringen jein wird, dürfte ſehr zu bezweifeln und Lammers (Ziele und Bahnen 
der deutjchen Armenpflege, Berlin 1882) im Nechte fein, wenn er ihr den Bor: 
rang vor anderen Richtungen der fozialen Reform und namentlich vor der jorg- 
fältigiten Erziehung aller armen Kinder beftreitet. Die Arbeiter ſelbſt werden 
der Alteröverfiherung feinen bejonderen Enthuſiasmus entgegenbringen, wie jeder 
ihren Streifen Naheftehende bejtätigen wird, da der Jugend der Gedanke an bie 
Fürſorge im Alter im Allgemeinen recht fern liegt, auf alle Fälle weit hinter 
vielen anderen Wünſchen auf Verbeſſerung der fozialen Lage zurüditeht. Nichts: 
deftoweniger wird die Altersverficherung nicht wieder bon ber Tagesordnung der 
Million für Wohlfahrtseinrichtungen verſchwinden, nicht blos der Berechtigung 
de3 von Fürſt Bismard hervorgehobenen Moment3 wegen, daß der Belig einer 
noch jo kleinen Lebensrente dem Arbeiter die Stellung in der Familie und den 
Zujammenhang mit ihr dauernd fichert, fondern auch dem Bedürfniſſe der Gelel- 
ihaft zu Liebe den braven normalen Arbeiter vor dem unharmonifchen Abſchluß 
zu ſchützen, fich bei Eintritt von Arbeitsunfähigfeit auf die MWohlthätigkeit der 
Armenpflege hingewieſen zu fehen. 

Sollte e3 aber wider Erwarten in abjehbarer Zeit gelingen, eine obligator: 
iſche Alteröverficherung der Männer durdzuführen, fo würde damit, wie an den 
Beifpielen von Elberfeld und Grefeld auf dem Kongreß von 1881 nachgewieſen 
worden, die Armenpflege doch nur ſehr unbedeutend entlaftet, und wenn jelbit 
gleichzeitig auch die Fürforge für Wittwen und Kinder mit in den Organijations: 
plan aufgenommen werden jollte, was die Einrichtung ja ungemein erjchweren 
würde, fo dürfte nad) Analogie der Erfahrung der Knappſchaftskaſſen die Ent 
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Iaftung ih nur als eine jehr theilweije ergeben. Die bei weitem borwiegenbe 
Zahl der heute Unterſtützten fett fich aber au8 den langjam Verkommenen, ben 
wirthihaftlid Schwachen, den von einer Arbeit zur anderen Schwankenden, für 
die eine Verficherung dauernd zu ftipuliren fih als unmöglich erweifen wird, 
zufammen. Nah der Durdhführung der jozialpolitifhen Pläne bes Reichskanzlers 
wird aljo da3 Bedürfniß einer guten Armenpflege ebenjo dringend vorhanden 
fein wie heutzutage. Die Vorausſetzungen zu der Theilnahme an den Penſions— 
faffen müſſen für Taujende in den ungünftigften phyfiihen und moralifchen Ber: 
hältniſſen Aufwachſende erſt hergeltellt werben durch eine erziehlihe Einwirkung 
in den Stinderjahren und dauernd erhalten werden durch eine wohlwollende, Hilfs: 
bereite Fürſorge in den fritiihen Lebensmomenten, wenn bie eigene Kraft zu 
verjiegen droht. 

Wir haben oben gefagt, daß mit ber Herftellung größerer, leiſtungsfähiger 
Berbände jeder Grund wegfallen werbe, an die Armenpflege auf dem Lande ge 
ringere Anforderungen als an die in den Städten zu ftellen. Es bleibt nun 
nocd die Frage zu erörtern, ob bei gleichen Zielen nicht auch die gleichen Wege 
zu empfehlen find, ob die in den Städten bewährteindivibualifirende 
Pflege niht aud in den Landbezirken anzurathen ift. Wir wüßten num 
wirklich feinen Grund, warum der Appell an den Gemeinfinn auf dem Lande 
nicht genau dieſelbe Wirkung haben jollte wie in den Städten. Ein Kollegium 
von Armenpflegern aus benachbarten Dörfern und Gutöbezirken läßt fich ebenjo 
feicht heritellen wie die Bezirköfollegien der Städte und die Ueberwachung durch 
Landrath und Kreisausſchuß ift nicht jchwieriger ald die durch Bürgermeifter 
und ſtädtiſche Armendeputation. 

Wir möchten daher vorjchlagen, daß der Kongreß ſich zu dem Ausiprud 
verftehen wolle, daß das Streben, eine rationelle Armenpflege, eine Armenpflege 
im höheren Sinne des Wortes oder noch einfacher eine gute Armenpflege zu 
üben, eine Aufgabe jei, die zu löſen Stadt und Land in gleihem Maße berufen 
jeien. Wir möchten ferner vorichlagen, daß der Kongreß der Anerkennung Aus: 
drud geben wolle, daß das Syſtem der individuellen Behandlung jeden Falles 
nah dem Mapitabe der bisherigen Erfahrung als die geeignetite Handhabe zur 
Erreichung des Ziele zu empfehlen jei. 

Die Reſolutionen lauten : 

1. Zur Erzielung einer guten Armenpflege ift die gejeglide 
Ginrihtung größerer, leiftungsfähiger Berbände, wo folde 
noch fehlen, niht zu umgehen. 

2. Nach Herftellung folder Verbände muß die Armenpflege in 
Stadt und Land nad gleihen Prinzipien erfolgen. 

3. Als eine gute Armenpfege ift nur die Armenpflege anzuer— 
fennen, die, anftatt fih mit der vorübergehenden oder 
dauernden Noth billigftmöglihd abzufinden, dem Armen 
wirffam Hilfe zu leiften, ihn zur Selbithilfe zu erziehen 
und jeiner dauernden Hilfäbedürftigfeit vorzubeugen be— 
ftrebt ift. 

4. Das geeignetfte Syftem zur Erzielung einer folden Armen: 
pfege ift das Syſtem der Judividualifirung, da3 unter Mit- 
wirkung ehrenamtlidher Pflegerfräfte jedem Armenfall ein: 
gehende Behandlung gewährleiftet. 
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Das wohlwollende Intereſſe, welches viele Leſer dieſer „Annalen“ 
unſern Abhandlungen über die Lohnverhältniſſe in Elſaß-Lothringen erwieſen 
haben, veranlaßt uns heute, die Stiftungen der Großinduſtrie für die Beför— 
derung des Wohls der Arbeiter im Reichslande zu ſchildern. Schon die Ent— 
würfe über Krankenkaſſen und Unfallverſicherung, welche gegenwärtig dem 
Reichstage zur Beſprechung vorliegen, mögen die Aufmerkſamkeit unſerer Ge: 
jeggeber auf die bejtehenden Einrichtungen Ienfen, deren Wirkung und Rejul: 
tate, bei den Maßregeln für die Ausführung des großartigen Reformprogramms 
des Reichskanzlers auf dem Gebiete der Sozialpolitif in Betracht zu nehmen 
find. Dann, wenn Regierungen und Volksvertretungen die Nothwendigkeit und 
die Vortheile der vom Fürſten Bismard vorgefchlagenen Stiftungen auf dem 
Wege der Gejeßgebung in ihren Hauptzügen erkennen, fcheint es auch geboten, 
jene Inſtitutionen, welche von längerer Zeit ber erfahrungsgemäß in manden 
Orten viel zu der Berbeijerung der Lage der Fabrikarbeiter beigetragen haben, 
nicht durch neue gejegliche Beltimmungen, deren Haltbarkeit in der Pratis 
zweifelhaft ift, zu bedrohen oder umzuftoßen. Unſere Wohlfahrtseinrichtungen 
aller Art haben die Brobe der Zeit bejtanden und leijten in mancher Beziehung 
mehr als das, was durch die neuen Entwürfe der Neichsregierung geſetzlich 
vorgejchrieben werden joll. Sie find aus freier Initiative entftanden, obne 
irgend einen Zwang oder einen Drud. Die Macht des guten Beijpiels bat 
genügt, um fie in den meilten Betrieben der Großinduftrie zu verbreiten. Der 
Einfluß der öffentlichen Meinung bringt eine Firma nach der andern dazu, 
alles nachzuahmen, was in den bisherigen Stiftungen ſich aufrecht bemäbrt 
und günftige Nefultate zeigt. Ja, wir find der Memung, daß die Opfer 
und Bemühungen der Arbeitgeber. das Loos ihrer Arbeiter zu verbeſſern, 
gewiß den induftriellen Unternehmungen von Nuten find und die Intereſſen 
der Induſtrie befördern. Wir find davon überzeugt, daß die Fabrikbeſitzer und | 
Betriebsunternehmer alles Mögliche thun follen, um die Arbeitnehmer zu der Ueber: 
zeugung zu bringen, daß eine etwaige Umwälzung oder Umzgeftaltung der be 
jtehenden gejellichaftlichen Werhältniffe ihre Lage auf die Dauer nicht 
bejier zu gejtalten vermag. Aus dieſen Gründen iſt e8 wünſchenswerth, 
daß die Beltimmungen der einzuführenden Geſetze unſere bisherigen älteren 
Inftitutionen nicht jchädigen. Dabei bemerfe ih nur noch, daß die fol— 
genden Abhandlungen über die das Arbeitertwohl betreffenden Einrichtungen, 
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nämlich Unterricht3mittel, Hülfskaſſen, Arbeiterwohnungen, Gewinnbetheiligung, 
Konjumvereine, Invalidenpenfionen, das Ergebniß einer Enquete find, melche 
ih unter Mitwirfung der Société industrielle von Mülhaufen während der 
legten Fahre ausgeführt habe. 


I. Unterridtsanftalten. 


In den verjchiedenen Inftitutionen, die in unferem Lande zur Aufbeflerung 
des Arbeiterjtandes gegründet worden, zeigen fich zwei wejentliche, durch Feine andere 
erjeßbare Formen. Entweder find es die Arbeitgeber, welche, wahre Verpflicht- 
ungen gegen ihre Arbeiter anerfennend und durch das wohlverjtandene Intereſſe 
geleitet, fich mit deren Exiſtenz bejchäftigen, deren intelleftuelle und moralifche 
Entwidelung ſichern und fie vor dem Elende, Folge des Alters, der Krankheit 
oder der Ummijjenheit, bewahren; — oder die Arbeiter vereinigen fich aus 
eigenem Antriebe, um gemeinfchaftliche Hilfsmittel zu jchaffen, fich gegen ein- 
tretende Unfälle des Induftrielebeng zu verfichern und ihr Wohl ſowie dasjenige 
ihrer Familie zu fürdern. inerfeit3 übernehmen die Arbeitgeber eine gemitte 
Seeljorge und bildet ihnen die Fabrik eine neue Familie; andererfeits läßt 
fi die interejjirte Gruppe angelegen fein, für die Zukunft der Ihrigen zu 
jorgen und begehrt von der Gefammtheit, was jedem Einzelnen abgeht. 
Die zwei Formen, wovon wir reden wollen und die fich in ſämmtlichen 
Arbeiterinftitutionen unjeres Landes wieder finden, find das Patronat und 
die Affociation: beide bejtehen entweder je einzeln für fich allein oder in 
Verbindung miteinander. 

Werfet einen Blick auf die majjenhaften Gewerbsanftalten, die infolge der 
Entdefung der Dampfmotoren und der unzähligen Erfindungen, wodurch die 
mechanifche Arbeit zu einem jo hohen Grade der Vollfommenheit emporge- 
ſchwungen wurde, feit den erjten Jahren des gegenwärtigen Jahrhunderts um 
ung herum entftanden find! Fraget euch, welchen Einfluß die wirthichaftliche 
Entwidlung dadurh, daß die umabjehlihen Manufakturen, wie fie heute 
find, an die Stelle der häuslichen Werkjtätten getreten, auf Die Arbeiter- 
bevölferung ausgeübt hat! Zunächſt ftellt ih den Augen das Schaufpiel einer 
tiefgehenden Störung dar, die in die Lebensverhältniffe des Arbeiters ein- 
gedrungen ift. Ihr jehet Taufende von Menfchen ihrem Geburtsorte, ihren 
Gewohnheiten, ihren Ueberlieferungen entrijjen; ihr ſehet dieſe Leute in künſt— 
liche Zentren zufammengedrängt, die Familie zeritreut und deren Bande ges 
Iodert, die Mutter dem häuslichen Gejchäfte entzogen und der Werfftätte zu— 
geführt, das Kind vom zartejten Alter an zu fehwerer Arbeit ohne Erziehung 
genöthigt, das Elend und die Unruhe, die jich im Schoße diefer Menge entwideln, 
mit der unaufhörlichen Drohung des Klaſſenkrieges. Dieſes herzzerreißende 
Gemälde fünnte ung nicht zu Gunften des Manufakturwejens und der heutigen 
Induſtrie ftimmen, wenn nicht ein aufmerffamer Bli uns neben dem Uebel 
auch die Heilmittel zugleich eriehen ließe, Heilmittel in allerlei Inftitutionen, 
die wachjen und fich mit gewaltiger Ausdehnung verbreiten, deren wohlthuendes 
Strahlen einen Schauplaß erleuchtet, wo die pejlimiftiichen Gemüther nur 
Finfternifje finden, während doch ein wirklicher Fortfchritt dort nicht mißkannt 
werden darf, wo diefelben lauter Zeichen von Verfall unterscheiden wollen. 

Im Elſaß, wie anderwärts, war der gute Fortgang der Induſtrie von der 
Entwidelung des Pauperismus, wenn nicht ala einer direkten Folge, jo doch 
als einer gleichzeitigen Erjcheinung, begleitet. Die Zufammenflüfje der Arbeiter 
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von allen Seiten nach den Induſtrieplätzen jtehen freilich mit der Vermehrung 
der großen Manufakturen im Zufammenhang; allein die Induſtrie it an 
und für fich feine Urſache von Elend. Wenn die Zahl der Armen mit der 
Entwiklung der Induſtrie an den gewerbetreibenden Mittelpunften zunimmt, 
fo hat dies denjelben Grund, warum mehr Fliegen dorthin fommen, wo es 
Zuder gibt. Der Zuder erzeugt nicht die Fliegen, jondern zieht fie an. So 
aud) — es, daß, wenn an irgend einer Stelle eine neue Fabrik eröffnet 
wird, alle Unglücklichen der Umgegend, denen es an Beſchäftigung mangelt, 
alle diejenigen, welche nichts beſitzen und nicht wiſſen, wie ſie ſich durchſchlagen können, 
herbeieilen, um aus der friſchen Lohnquelle zu ſchöpfen. Daß das Zuſammen— 
drängen der Bevölkerung, wie H. Véron in feinem Werfe über die „Arbeiter: 
inftitutionen zu Mülhaufen“ bemerkt, an diefer Stelle die Miethzinje und die 
Preiſe der Liftualien in die Höhe fchraubt, mag wohl fein; zugleich aber 
mehren fich auch die Vortheile derjenigen, welche die — vermiethen und 
die Verzehrungsgegenſtände verkaufen. Wenn die Fabrikarbeiter unglücklich 
ſind, ſo verſchuldet das nicht die Induſtrie. Dieſe hingegen lenkt, durch die 
Konzentrirung der Armen, die ſeither in ländlicher Abgeſondertheit knapp lebten, 
die öffentliche Aufmerkſamkeit auf dieſelben, zeigt auf ein wirkliches Uebel hin 
und beſchränkt es auf Grenzen, innerhalb deren es möglich wird, dasſelbe zu be— 
kämpfen und mittelſt langer Ausdauer zu beſiegen. Von der Induſtrie kann 
man jagen, daß, indem ſie die Unglücklichen auf beſtimmten Punkten zuſammen⸗ 
zieht, ſie der Geſellſchaft denſelben Dienſt erzeigt, welchen die Arzneikunſt den 
Kranken leiſtet, wenn dieſelbe beſtrebt iſt, die Flüſſigkeiten, deren Gegenwart 
in der Blutmaſſe die natürliche Thätigkeit der Organe ſtört, zu vereinigen und 
auf gewiſſe Körpertheile zu beſchränken. 

Wenn wir die Entwidelung des Pauperismus an unſern induſtriellen 
Hauptplätzen nicht haben verhindern können, ſo beſitzen wir doch wenigſtens 
die Mittel, deſſen Wirkungen zu verringern. Keine der Einrichtungen, die im 
Stande ſind, zur ſittlichen und materiellen Beſſerung der Arbeiterbevölkerungen 
beizutragen, fehlt in unſerm Lande. Dieſe Wohlthätigkeitsanſtalten, die wir 
der Initiative der Fabrikvorſteher verdanken, entſprechen allen Bedürfniſſen. 
Der Arbeiter darf deren Beihülfe in allen Lebensumſtänden beanſpruchen. 
Dem Kinde in der Wiege, ſowie der Mutter ſtehen ſie zu Dienſten; ſie unter— 
ſtützen den Familienvater in ſeinen Unglücksfällen, bieten ihm Unterrichtsmittel 
und erleichtern ihm den Erwerb eines Vermögens. Hülfeleiſtung den Wöchne— 
rinnen, Entbindungshäuſer, Kleinkinderſchulen, Kindergärten, Fortbildungs— 
ſchulen, Kunſt- und Gewerbeſchulen, Volksbibliotheken, Waiſenhäuſer, Zufluchts- 
ſtätten für Mädchen, Vereine für die Legitimation der Ehebündniſſe und der 
Geburten, Penſionshäuſer für Invaliden, gegenſeitige Hülfsgenoſſenſchaften für 
Krankheitsfälle, Konſumvereine, Volksbanken, Sparkaſſen, Arbeiterviertel, — 
das ſind die Stiftungen und Einrichtungen, welche unter verſchiedenen Bezeich— 
nungen, entweder vereinigt oder abgeſondert, an allen Stellen des Elſaß zur 
Hebung des Arbeiterſtandes mitwirken. 

Die meiſten dieſer Einrichtungen verdanken ihr Entſtehen dem Patronat 
der Arbeitgeber; Anſtalten hingegen, welche von der eigenen Initiative der 
Arbeiter herrühren, ſind in geringerer Anzahl vorhanden. Der Fabrikarbeiter 
handelt ſelten aus eigenem Antriebe, um ſeine Lage anders als durch die Lohn— 
erhöhung zu verbeſſern. Daran gewöhnt, von ſeinem täglichen Verdienſt zu 
leben, denkt er nicht an die Zukunft, und wenn er höheren Lohn begehrt, ſo 
geſchieht dies ſelten aus Sparſamkeitsrückſichten. Dennoch erſehen wir täglich 
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daß die Arbeiterbevöfferungen die Stiftungen, deren Vortheile die Erfahrung 
ihnen darthut, wohl zu ſchätzen wiljen: dies bezeugt vollftändig die Leichtigkeit, 
mit welcher fie den zu ihrem Wohl gegründeten Einrichtungen beitreten. Bas 
aber anderjeit3 aus einem aufmerffamen Studium diefer Anftalten ebenfalls 
erhellt, ijt deren Einfluß auf den guten Fortgang der Induſtrie felbft, die un- 
leugbare Thatſache, daß die Fabrikinhaber ebenjogut als die Arbeiter dabei 
gewinnen. Es ijt dies eine Allerwelt-Wahrheit, die nicht immer fo aufgefaßt 
worden. In einem merkwürdigen Bericht, den im Jahre 1867 Herr Leon Lefebure, 
nach den der Jury der Weltaugftellung zu Paris zugeftellten Dokumenten der 
Societe d’economie sociale abgejtattet hat, gelangte diefer ehemalige Deputirte 
des Elſaß im gejeßgebenden Körper zu folgenden Schlußfolgerungen: „In den 
Anfängen der Induſtrie war der Arbeiter gar zu oft nur ein Werkzeug, eine 
Majchine. Mean glaubte, das wahre Intereſſe beitehe darin, fich deſſen nad) 
Willfür zu bedienen, das größtmögliche Arbeitsquantum von ihm zu verlangen. 
Nur den Gewinn hatte man im Auge; auf Menschlichkeit verwendete man 
jeinen Geiſt nicht, da man in einer jolchen Beichäftigung eine Quelle des Unter: 
gangs erblidte; damit gaben fich aljo die praftifchen Köpfe nicht ab. Opfer 
bringen, um die Yage der Arbeiter zu heben, das war in vieler Augen ver: 
lorenes Geld. Allein die Erfahrung fam, und man mußte anerfennen, daß 
nur diejenigen praftiiche Köpfe jeien, die fich vorderſamſt mit dem Loofe ihrer 
Arbeiter bejchäftigen und vor den jchweriten Opfern nicht zurücichreden, um 
ihnen Fortbleiben und Vorherſehung beizubringen und ihren Wohljtand zu 
vergrößern.“ In richtigeren Worten fünnte man den Einfluß der Arbeiterein- 
rihtungen auf die Manufakturen nicht ausdrüden, noch deren Berbreitung 
bejier empfehlen. 

Bei unjeren Betrachtungen über die im Elſaß beftehenden Arbeiter-Inſti— 
tutionen wollen wir zunächit die Augen den Unterrichtsmitteln zumenden, die den 
Arbeitern zur Verfügung jtehen. Die Frage der Kinderarbeit, in ihrem Ver: 
bältniß zu der Unterrichtsgejehgebung, erregt an erjter Stelle unjere Auf: 
merkſamkeit. 

Zur Zeit der Annexion Elſaß-Lothringens an das Deutſche Reich beſtand 
bei uns im Allgemeinen noch nicht der Schulzwang. Höchſtens wollte das 
Geſetz vom 29. März 1841, daß die kleinen Fabrikarbeiter eine Schule während 
einiger Stunden des Tagesbeſuchen. Dieſes Geſetz ſetzte die Altersgrenze, nach 
welcher die Kinder in den Fabriken beſchäftigt werden durften, auf acht Jahre 
feſt. Nach unſerer Lostrennung von Frankreich erließ der Generalgouverneur 
von Elſaß-Lothringen am 18. April 1871 eine Verordnung, die alle Kinder, 
ohne Unterſchied der Kondition, zum Schulbeſuch vom 6. bis zum 13. reſp. 
14. Lebensjahr verpflichtet. Gemäß dem Artikel 133 der deutichen Gewerbe- 
ordnung, die ald Neichsgejeg gilt, Ddirfen Kinder unter 12 Fahren in den 
Fabriken nicht bejchäftigt werden; für Kinder unter 14 Fahren darf die Ar: 
beit3dauer 6 Stunden per Tag nicht überjchreiten,; die jungen Leute vom 14. 
bis 16. Lebensjahre jollen täglich nicht mehr ala 10 Stunden verwendet 
werden; die fchulpflichtigen Kinder können nur in einer Fabrik arbeiten, wenn 
fie in einer Gemeinde- oder in einer andern von den Schulbehörden genehmigten 
und deren Lehrplane untertworfenen Schule einen regelmäßigen Unterricht von 
mindejteng 3 Stunden täglich empfangen; die nächtliche Arbeit der Kinder ijt 
verboten. 

In Frankreich verbietet das Gejeg vom 19. Mai 1874 jet auch die Ver- 
wendung der Kinder, bevor fie das 12. Lebensjahr zuriüdgelegt haben, und 


9 


718 Ch. Grad: Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichslande. 


es unterſagt für die minderjährigen Mädchen das nächtliche Arbeiten. In ge— 
wiſſen durch ein Regulativ der öffentlichen Verwaltung beſtimmten Fällen er— 
laubt jedoch das Geſetz den Eintritt in die Werkſtätten vom 10. Jahre ab; 
die Tagesarbeit darf aber vor Vollendung des 12. Jahres keinesfalls über 
6 Stunden hinausgehen. In Belgien geht jede diesbezügliche Vorſchrift ab, 
indem die Regierung der Privatinitiative die Sorge überläßt, die Mißbräuche 
durch die Macht des guten Beiſpiels abzuftellen. In England hat das Gejek 
bis in den legten Zeiten erlaubt, die Kinder von 8 bis 13 Jahren mährend 
6 Stunden täglih, und dann bis zum 18. Jahre während 583 Stunden 
wöchentlich arbeiten zu laſſen. In Defterreich ift die Dauer der täglichen 
Arbeit auf 10 Stunden für die Kinder von 10—14 Jahren, und fir die 
jenigen von 14—16 Jahren auf 12 Stunden im Tage eingejchränft. In der 
Schweiz find die Vorfchriften je nach den Kantonen verjchieden: in Zürich ge 
ftatten jie 77 Stunden wöchentlicher Arbeit, mit 2 halben Schultagen, zwiſchen 
dem 12, und 16. Jahre; zu Glarus 72 Stunden mit Abzug von 2 halben 
Scdultagen bis an die nämliche Altersgrenze, und 12 Stunden täglicher 
Arbeit nach dem vollendeten 12. Lebenzjahre. 

Ein durch den deutjchen fozialpolitiichen Verein auf der Generalver: 
fammlung zu Eifenah im Dftober 1872 eingejegter Ausfhuß bat für die 
Kinder unter 10 Jahren inkl. das ausdrüdliche Verbot jeder regelmäßigen 
Arbeit begehrt, und zugleich in Vorjchlag gebracht, die minderjährigen Jüng— 
linge und die Frauen jeglichen Alter® nicht mehr als 10 Stunden per Tag 
arbeiten zu lajjen. Mehrere Mitglieder des Kongrejie® haben beantragt, die 
Frage durch eine internationale Uebereinkunft, die in allen zivilifirten Yändern 
anwendbar wäre, zu reguliren. Das ijt zu viel Eifer für die Reglementation, 
um praftiiche Erfolge zu erzielen. Was uns anbetrifft, finden wir die Annahme 
des Syſtems der Halbzeit für die Kinder vernünftig und möglich, ſowie auch 
das Verbot der Nachtarbeit für die minderjährigen Mädchen; wir glauben 
aber, e3 jei jchwieriger, die Arbeit der Frauen und jungen Leute über 14 Jahren 
chlechterdings auf 10 ftatt 12 Stunden feitzufegen, wofern nicht Werfjtätten, 
in welchen nebjt Männern Kinder über 14 Jahren und Frauen bejchäftigt find, 
zur Arbeitseinjtellung fommen jollen. Gewiſſe Arbeiten können nicht durd er: 
twachjene Männer gemacht werden, und diejen ihre jungen Gehilfen wegnehmen wäre 
nicht3 anderes als fie jelbjt zum injtellen der Arbeit zwingen. 

Damit aber die gejeglichen Bejtimmungen über die Kinderarbeit wirkſam 
werden, müſſen die Fabriken regelmäßigen Inſpektionen durch Staatsbeamte 
unterworfen werden. Die Societe industrielle von Mülhauſen hat fi 
immer in diefem Sinne ausgefprodhen. Das betreffende Reichsgeſetz überläßt 
die Ausführung den einzelnen Staaten. 

Da die Elementarjchule obligatorisch für Jedermann ift, jo berüdlichtigt 
fie nicht im Speziellen die Kinder der Arbeiter, und hängt fie nicht von einem 
befonderen Verein ab. Die Gemeinde und der Staat jorgen für deren Be- 
ftehen. Die Kinder der Armen werden darin unentgeltlih aufgenommen. 
Spätejtens im Alter von 6 Fahren treten fie ein und fommen frübheftens im 
12. Lebensjahre heraus, unter der Bedingung, daß fie noch zwei Jahre lang 
eine Fabrikſchule beſuchen. Vor der Elementarjchule gibt es die Kleinkinder: 
ſchule, und nach derjelben die Fortbildungsfchulen. Keine Gemeinde iſt jo 
Hein, die nicht heute in unferm Lande ihre gut eingerichtete Schule hätte. Die 
Kleinfinderfchulen, die feltener und dem freien Willen überlajjen jind, ftatt 
obligatorifch zu jein, befinden ſich nur in den ftärfer bevölferten Ortjchaften 
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und hatten am 1. Januar 1878 in den zwei Bezirken des Elſaß die Zahl 293 
erreicht. Fortbildungsjchulen find 28 in Ober-Eljaß und 59 in Unter-Eljaß, 
mit einer Geſammtzahl von mehr als 1800 Schülern. Sie find am Abend 
und am Sonntage geöffnet und nehmen Perſonen an, die in ihrer Kindheit Feine 
Schule befucht haben, oder die ihren Untericht fortjegen wollen. Diejenige zu 
Mülhaufen hat während des Krieges 1870— 71 aufgehört und ift nicht wieder 
aufgenommen worden. Diejenige zu Gebweiler verdient eine befondere Er- 
wähnung. 

Die Fortbildungsichule oder die jogenannten Cours populaires von 
Gebweiler find nad) dem Mufter der Mechanical Institutions in England 
eingerichtet und enthalten ein ziemlich weites Lehrprogamm mit einer Bibliothef 
und einem Arbeiterverein. Ihr Entjtehen verdankt fie Herrn Jean Jacques 
Bourcart, Sohn des Urhebers des Gejees von 1841 über die Kinderarbeit. 
Die Anftalt ftammt etwa aus dem Jahre 1850 und wird von ungefähr 
350 Schülern bejucht, während ihr Fortbeftehen durch eine Ausstattung, milde 
Gaben und jährliche Subjeriptionen gefichert ift. Anfänglich war fie das 
Privatwerk des Herrn Bourcart, jet hängt fie von einer aus 1500 Mitgliedern 
beftehenden Gejellichaft ab. Sie hat das Eigenthümliche, daß fie für die ver: 
Ichiedenen Fächer feinen bejtimmten Lehrplan bejigt. Ihr Zweck bejteht 
darin, den Arbeitern Diejenigen Lehr: und Lernmittel an die Hand zn geben, 
welche der beſondern Konventenz derjelben angepaßt find. Jeder kann gewiljer- 
maljen lernen, was er wünſcht, und zwar in den Berhältnifjen, die ihm am 
beiten gefallen, unter der einzigen Bedingung, daß er die zur Eröffnung irgend 
eines Kurjes genügende Anzahl Genofjen vereinigt. Die jungen Leute, melde 
fih an einem beliebigen Kurje betheiligen wollen, laſſen jich beim Bibliothekar 
einjchreiben und jobald fie die erwünſchte Zahl erreicht haben, verjchafft ihnen 
das leitende Komite einen Lehrer. Fabrikvorſteher, Ingenieure, Lehrer des 
jtädtifchen Neal-Gymnafiums, Beamte der Hauptfabrifen, junge Männer aus 
der Stadt halten die Vorlefungen, die allermeijten freiwillig und unentgeltlich, 
einige aus den Einfünften der Anftalt bejoldet. Als ich vor nur wenigen 
Jahren der Fortbildungsjchule zu Gebweiler einen Bejuch machte, wurde dort 
gelehrt: Franzöfifche und englifche Sprache, Literatur, Buchführung, Arithmetif, 
Algebra, Geometrie, Mechanik, Phyſik und Chemie, Gejundheitslehre, Gejchichte, 
Geographie, Botanik, Gartenbau, Solfeggien und Gefang, Arbitrage-Rechnung, 
Zeichenfunft, u. ſ. w 

Was Die Lehrmethode dieſer Unterrichtsſtunden anbetrifft, drückt ſich Herr 
Bourcart folgenderweiſe aus: „Dem rein mündlichen Unterricht wohnt dadurch 
ein Nachtheil inne, daß dem Geiſte der Zuhörer allgemeine Begriffe vorgeführt 
werden, Begriffe, die ſie zwar mit einem gewiſſen Intereſſe anhören, die aber 
auf die beſonderen Bedürfniſſe ihrer Intelligenz nicht paſſen und deshalb 
nur wenig Spuren zurücklaſſen. Daher dachte ich, daß es angebracht wäre, 
das mündliche Lehren durch einen ſolchen Unterricht zu erſetzen, der ſich für 
ſämmtliche Theilnehmer eigne und dem dieſelben beiwohnen nicht nur als Zu— 
hörer, ſondern als Schüler, welche Aufgaben bekommen und ſchriftliche Ar— 
beiten abgeben. Hier fand ſich dann eine neue Schwierigkeit vor: den Arbeiter, 
deſſen Eigenliebe leicht rege wird, kümmert es nicht, wie ein Kind in die Schule 
zu gehen. Schon in einem früher organifirten Kurjus hatte die Vermijchung 
der Arbeiter mit den Lehrlingen im einiger Beziehung bei Mehreren die Empfind— 
lichkeit verlegt und war dies die Urjache gewejen, warum meine erjten Ans 
ftrengungen fehlgefchlagen haben. Es war nothiwendig, die Wiederfehr der- 
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artiger Meinungsverfchiedenheiten dadurch zu verhindern, daß zwiſchen den 
Zebenzaltern und fogar zwifchen den durch den Grad der bereit3 erworbenen 
Kenntnifje verjchiedenen Klaſſen eine Unterfcheidung gemacht wurde. Endlich 
das dritte Hinderniß, und zwar da8 wichtigfte, obgleich der Arbeiter fich viel- 
leicht defien nicht bewußt war, beruhte in dem Bebürfniß nach Ungebunden- 
beit, das er nach einem zmwölfjtündigen Zwange in der Werfitätte in fi 
fühlt. Daher, fo fcheint es mir, die Nothwendigkeit, ihm ein Mittel zu be 
reiten, wo er fich frei fühle, in den Arbeiten einer neuen Art, wozu man ihn 
einladet, wo er wenigſtens feine andere Gebundenheit finde, als diejenige der 
freiwilligen Disziplin, welche er fich felbjt auferlegt hat und welche ihm eine 
aftive perfünliche Rolle im Gange der Inſtitution zutheilt.“ 

ch finde für gut, auf diefe Einzelheiten der Einrichtung der Lebrfurfe 
zu Gebweiler einzugehen, deren Beiſpiel an allen Jnduftrieplägen nachgeahmt 
zu werden verdient. So wie die Gruppen ſich zur Erlernung der Mufif, der 
engliichen Sprache oder des Nechnens bildeten, jtellte ihnen der großmütbige 
Förderer dieſes Werkes ein Lokal, eine Bibliothef jammt den nothwendigen 
Lehrmitteln zur Verfügung. Nachdem die Mitglieder fich zur Befolgung einer 
beftimmten Ordnung verbindlich gemacht hatten, bildete jede auf dieſe Weile 
entitandene Gruppe einen Berein, eine Art befonderer Aſſociation, an der ſich der 
Stifter ebenfalls betheiligte und die über die Aufnahme neuer Mitglieder ent- 
ſchied. Verpflichtet die innere Ordnung aufrecht zu halten, konnte der Verein 
denjenigen feiner Mitglieder Disziplinar- oder Geldftrafen auferlegen, die Un: 
ruhe ftiften würden. Die abjolute Unterfcheidung zwischen den Gruppen beugte 
den Schwierigfeiten vor, die aus einem zu beträchtlichen Zufammenhäufen er: 
wachen wären. Die Abtheilungen blieben alfo anfänglid) unabhängig, jede 
ging ihren eigenen Weg; als aber die Zahl diefer Gruppen zunahm, wurde ein 
Komite zur Aufficht und Leitung der Gefammteinrichtung eingejeht. Diejes 
leitende Komite bejteht aus fünf Mitgliedern, die von den Kommifjären der 
Kurſe gewählt werden, während die Kommiljäre felbjt von den Schülern er- 
nannt find. Die fünf wählbaren Mitglieder werden aus einem vom Gründer 
der Anftalt genehmigten Kandidaten» Verzeihniß herausgenommen. Dieſes 
Verzeihniß muß mindeftens zweimal fo viel Namen enthalten, als Meitglieder 
zu wählen find, und zwei Wochen vor dem Wahlaft öffentlich angejchlagen 
fein. Als Mitglied kann jede Perfon Eingang in das leitende Komite finden, 
wenn fie nur vom Gründer als Vorſteher gutgeheißen und von en Kom: 
mifjären gewählt it. Der Bibliothekar allein ift von Nechtswegen Mitglied 
des Komite’3, welches jährlich zum Drittheil erneuert wird und bei jeder Er- 
neuerung einen Kaſſier, einen Sekretär und einen Präfidenten wählt. 

So großer Antheil an der Verwaltung der Fortbildungsichule zu Geb: 
weiler den Arbeitern zugejchnitten ift, wollte doch der Beförderer ihnen die 
Zeitung derjelben nicht ganz in eigene Hände übergeben. Prinzipiell hat fi 
Herr Bourcart eine nahezu unumſchränkte Gewalt vorbehalten, thatſächlich 
aber iſt er felten anders als mit Nath und Unterftügung eingefchritten. Er 
wollte lediglich das Necht behalten, im Nothfalle die eines Unrechtes über: 
wiejenen Kommiljäre abzufegen oder die eine oder andere Abtheilung aufzu: 
löjen. Ein folcher Fall ift jedoch niemals eingetreten. Die Arbeiter befinden 
fih in ihren Lehrſtunden recht behaglich: Die einzige Autorität, mit der fie 
dauernd in Berührung ftehen, geht von ihnen felbjt aus, die Kommifjäre 
nämlich. Dies genügt, um allen Empfindlichfeiten und NReibungen zuvorzu— 
fommen. Der Ausſage des leitenden Komite’3 zufolge, hat fich noch feine 
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Schwierigkeit fühlbar gemacht, wodurch eine Abänderung der Statuten noth- 
wendig geworden wäre. Der Unterricht ift übrigens für die Schüler unent- 
geltlih. Diejelben bejchränfen fi) auf den monatlichen Beitrag von acht 
Pfennig, der mit dem Ertrag der freiwilligen Geldbußen für die nichtmotivirten 
Abwejenheiten dazu dient, Die Federn und das Papier zu kaufen, oder auch 
noch die Ausgaben für die gemeinfchaftlichen Ausflüge in das Gebirge während 
der ſchönen Sahreszeit zu bejtreiten. Im Durchjchnitt belaufen fich die jähr- 
lichen Geldftrafen auf ungefähr 64 Mark fir die 20 Abtheilungen der Inſti— 
tution. Die meijten Schüler find junge Leute von 16 bis 21 Jahren, faft 
fämmtlich Arbeiter. Etwa 50 find mehr ala 25 Jahre alt und bejuchen be- 
fondere Kurje. Nebitdem gibt es auch Männer von 50 Jahren, die gefommen 
find, um leſen und jchreiben zu lernen. Einige fommen aus den in der Nähe 
von Gebweiler belegenen Ortichaften und machen mehrmals in der Woche einen 
Weg von 3 Stunden hin und her. Es ift das ein offenfundiger Beleg dafür, 
daß die Arbeiter diefen Lehrfurfen einen Hohen Werth beilegen und in fich 
das Bedürfniß nach Unterricht fühlen. 

Diejenigen unter den Profeſſoren, welche bejoldet werden, beziehen je 
4 Mark für die Unterrichtäjtunde., Eine Bibliothef von 3000 Bänden fteht 
den Schülern zu Dienften. Das Regiſter der ausgeliehenen Bücher weifet im 
Jahre durchjchnittlich 23,000 Lefer aus. Sämmtliche Schiller find berechtigt, 
Bücher mit nad) Haufe zu nehmen, ohne etwas zu bezahlen; von den Perſonen 
aber, die an den Kurſen nicht theilncehmen, fordert die Bibliothek einen jähr— 
fihen Abonnementspreis von 2,40 Mark. Die Räumlichkeiten für die Lehr: 
furje und die Bibliothek find auf Koften des Herrn Bourcart errichtet worden, 
und Hat diefer feither fein Werk unter das PBatronat einer aus Gründern und 
Geichenfgebern bejtehenden Genofjenjchaft geitellt. Einen Gründertitel erhält 
jeder, der an die Genofjenichaft eine Beiltener von mindeftens 2400 Marf ab: 
liefert, oder während 10 Fahre in den Kurfen unentgeltlich lehrt. Geſchenk— 
geber werden alle diejenigen genannt, welche während eines Jahres einen un= 
entgeltlihen Kurjus halten oder ein Geſchenk von mwenigjtens 40 Mark geben. 
Gründer und Gejchenfgeber halten alljährlicy eine Generalverfammlung ab, 
behufs Ernennung eines Vertreters, der unter dem Namen „Batron“ mit der 
Dberleitung der Einrichtung beauftragt wird. Es gibt feinen Induſtrie-Platz, 
wo nicht einigermaßen verfucht werden fünne, was in den Volksbildungskurſen 
zu Gebweiler gemacht worden iſt. Wir finden eine ähnliche Inftitution in den 
Fabrifen zu Rothau, Wellerling und Dornach. In Rothau fungirt das Haupt 
der Gewerbsanftalten, Herr Steinheil, ehemaliger Deputirter in der franzöfifcgden 
Nationalverfammlung, perfönlich als Lehrer feiner Arbeiter. Ueberall bringen die 
Kurje eine gute Wirkung hervor. Man bemerkt, daß viele Arbeiter, die früher 
nicht mwußten, wie fie ihre Zeit vertreiben follten, die Wirthshäufer befuchten 
und dort ihr Geld verloren, nun aber durch Theilnahme an den Unterrichts- 
ftunden ordentlicher geworden find. Im Sommer fieht man junge Leute mit 
dem Album unter dem Arm hinausspazieren, um den Sonntag mit Zeichnen 
zuzubringen, während andere das Botanifiren beginnen. Im Winter und am 
Abende, fofern fie nicht in den Kurfus geben, bleiben fie zu Haufe und leſen 
im Familienkreife die aus der Bibliothek geholten Bücher. Sch habe die 
Ueberzeugung gewonnen, jagte und Herr Bonrcart, daß dieſe Inſtitution 
gute Früchte bringen wird, und daß unfere jungen Leute, wenn fie einmal 
Familienväter geworden, wiſſen werden, daß man die Kinder zur Schule 
ſchicken muß. 


— m 
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Straßburg bejißt auch feine Batronatsvereine für die Lehrlinge und die 
jungen Arbeiter. Thann, Dornah, Mülhaufen, Grafenjtaden und Leberau 
haben ebenfalls die ihrigen. Die Arbeitervereine, ohne gerade den Charakter 
von Schulen an jich zu tragen, werfen deshalb dem Unterricht einen nicht 
minder großen Theil aus. Sie find zu dem Zwede gejtiftet worden, um das 
Wirthshaus und andere mehr oder weniger ungejunde Vergnügungsorte au er: 
jegen. In dieſen Vereinen werden Unterrichtsjtunden über verichiedene Lehr— 
jächer gegeben, gibt es Xeje- und Unterhaltungszimmer, wird Mufif und 
Gymnaſtik gemacht, und daher jo viel ala möglich das Angenehme dem Nütz— 
lichen, utile dulei, nad) dem Ausdruck des lateinischen Dichters, beigemiſcht. 
Dieſe Einrichtungen fünnen nicht genug vermehrt werden, und es iſt gut, 
daß der Arbeiter die ganze Woche hindurch durch eine oft harte Arbeit in der 
Werkſtätte zurücgehalten, Mittel zur ehrlichen Erholung in den Freiſtunden 
findet. Eine ziemlich) große Anzahl fpezieller Geſellſchaften für Geſang, Mufif 
oder Gymnaſtik beziehen fich auf die Inſtitution der Arbeitervereine. Was 
die Bolfsbiblivtbefen anlangt, jo haben zwei Genofjenjchaften, gleichzeitig ges 
gründet durch Herrn Jean Mace und Herrn Leon Lefebure, zwei Männer, 
die jich um die Verbreitung des Unterrichts viel Mühe gegeben haben, geſucht, 
ſolche in allen Gemeinden des Elſaß zu errichten. 

Unter unjern Arbeiter-Lehranitalten ift noch die ifraelitiiche Kunſt- und 
Gewerbejchule anzuführen. Dieje im Jahre 1842 zu Miülhaufen gegründete 
Schule hat zum Zweck, die bedürftigen jungen Siraeliten für die müglichen 
Gewerbe zu ermuthigen und die allen Wechjeliällen der Unwiſſenheit und des 
Elendes ausgejegten Kinder durch die Arbeit zu regeneriren. Jedes Dürftige 
Judenkind, das die Elementarjchule bejucht hat, kann darin aufgenommen 
werden, jobald das Alter von 14 bis 16 Fahren erreicht ift. In der Anftalt 
haben die Zöglinge Koft und Logis, während fie den Tag über in verjchiedenen 
Werkſtätten oder bei Handwerkern als Lehrlinge arbeiten. Wenn jie am 
Abende in die Anftalt zurüdkehren, befommen fie Unterricht in der Neligion, 
in der franzöſiſchen und deutjchen Sprache, im Rechnen und Zeichnen. Strenge 
Drdnungsvorjchriften herrichen im Haufe, deilen Verwaltung von einem Direktor 
unter Aufjicht des Patronats-Komité's geführt wird. Regelmäßige Injpeftionen 
werden in den Ateliers, wo die jungen Lehrlinge bejchäftigt find, vorgenommen. 
Die Lehrzeit dauert 3 Jahre; nad deren Verlauf wird der Lehrling ein be 
zahlter Arbeiter und kann noch 6 Monate im Haufe verbleiben, um aus jeinem 
Lohne einige Erſparniſſe zu erzielen. Der Vorſitzende des Batronats- Komites 
ermuthigt Die Kinder dadurc zum Sparen, daß er jie nad) Maßgabe des von 
ihnen zurücgelegten Geldes nebenher beſchenkt. Auf dieſe Weije find bereits 
mehr als 300 Arbeiter gebildet worden. Es ijt dies ein gutes Ergebniß, dem 
man den Beifall nicht verjagen kann. Die Einkünfte der Inſtitution ſetzen ſich 
zufammen aus freiwilligen Subjfriptionen, aus einer Beijtener der Synagogen, 
jowie aus Staat? und Gemeindeunterjtügungen. Man jchägt die Ausgaben 
für den Unterhalt eines Schüler oder Lehrlings auf 360 Mark. Wenn die 
jungen Leute die Anjtalt verlafjen, erleichtert das Patronats-Komité ihre Unter: 
bringung, indem es ſich mit den auswärtigen ifraelitiichen Gemeinden in Ber: 
bindung jeßt. 

Die Unterrichtsanftalten, welche wir bisher bejprochen haben, beziehen 
fih auf die Männer; für die Frauen iſt fajt nichts gethan worden. Außer 
der Kleinkinder- und der Elementarjchule, einigen Arbeitsjälen (ouvroirs) umd 
Sonntagsichulen, jorwie auch dem Schweiternhaus zu Mülhauſen, — bejigen | 
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wir feine bejondere Jnititution für die jungen Arbeiterinnen. Während den 
Männern Unterricht3=, Verbejjerungs- und Hebungsmittel in Ueberfluß angeboten 
find, bleiben die Frauen theilweife enterbt, oder nehmen einen geringen Antheil 
an all den Bejtrebungen, der Fabrifbevölferung ein beſſeres Loos zu bereiten. 

Und doch hat man fie ficher nicht vergejien; ihr Loos iſt uns allen jehr an— 
gelegen. Eine Zeichen, ſowie eine Gravierfchule, deren Gründung man zu 
Miülhaufen zu Gunſten der Töchter verfucht hat, haben fehlgeichlagen. Iſt 
e3 doch jo Schwierig, jo mißlich, an die Erziehung der jungen Frauen, außerhalb 
der Familie und deren Betheiligung, heranzutreten! In den Fabrikjtädten 
bringen die Mütter wie die Töchter den Tag in der Werfitatt zu, wie Die 
Männer. Zum Unterrichten hat man nur den Abend. Kann man aber ohne 
Gefahr die jungen Arbeiterinnen dazu bewegen, nächtlicherweile auf den dunkeln 
Gaſſen Herumzulaufen, um ſich in die Lehrſtunde zu begeben und von dort 
zurüdzufehren ? Der Pla einer Tochter am Abend ijt an der Seite ihrer 
Mutter, unter dem Auge der Familie. 


Mülhauſen bejigt eine Zufluchtsjtätte für die familienlofen Arbeiterinnen, 
nämlich das Niederbronner Schweiternhaus, wo etwa 60 in den Gewerfen der 
Stadt beichäftigte Mädchen als Kojtgängerinnen Aufnahme finden. Diejelben 
bezahlen 16 Mark Koftgeld monatlich. Nebſtdem unterhalten die Schwejtern 
auch vermitteljt milder Gaben 60-80 Waifen. Von feinem religiöjen Charafte 
abgejehen, erinnert das Schweiternhaus zu Mühlhaufen an die Kojthäufer 
junger Arbeiterinnen von Lowell in den Vereinigten Staaten Amerikas. Solche 
Anjtalten erjegen für die elternlojen Mädchen die Familie und jchügen jie vor 
dem umgeregelten Leben, in welches fie ſonſt verfallen wirden. 


11. Hülfskaſſen. 


Nah den Unterrichtsanftalten laßt uns nun die Hülfgeinrichtungen an— 
jehen. Der Gedanfe an die Verbindung zur gegenjeitigen Unterftügung in 
Krankheitsfällen iſt jchon frühzeitig rege geworden und hat ſich bei den Ar: 
beitern eingebürgert. Faſt jämmtliche Etablijjements haben Hilfskaſſen errichtet, 
die durch das Zuſammenwirken der Arbeiter und der Fabrikbejiger unter: 
halten werden. In gewiljen Ortjchaften — dieſelben find freilich in der Minder: 
heit — haben die Arbeiter aus eigener Bewegung Hülfsfafjen gegründet: ein 
jolches Beifpiel bietet uns Weſſerling feit 1825 dar. Eine im Jahre 1868 
von der Societe industrielle zu Milhaufen in 59 Fabriken angejtellte 
Enquete bejtätigte das Beitehen von Hülfskaſſen in 48 derjelben, mit 25000 
Theilnehmern, eine Anzahl, die jich feither noch verftärft hat. Zu derjelben Zeit 
gab es in Frankreich 5288 Genofienichaften, die zur gegenſeitigen Unterjtügung 
jtaatlich genehmigt waren und mit 782,498 Mitgliedern ein Grundfapital von 
4,000,000 Franc aufzumeijen hatten. In Deutfchland bejtehen gegenwärtig 
nad Mittheilung der Reichsregierung an die Kommiſſion des Reichstags für 
die Berathungen des Geſetzes über die Krankenverficherung, 1362 eingejchriebene 
Hülfskaſſen (nach Geſetz vom 7. April 1876), wovon 433 auf Grund der Orts: 
ſtatute beſtehen. Soweit die ſtatiſtiſchen Aufnahmen reichen gab es in Preußen 
im Jahre 1874 ungefähr 4377 gewerbliche Hülfskaſſen unter ſtaatlicher Auf— 
ficht mit 785,000 Mitgliedern und 8,900,000 Mark jährlichen Einnahmen. Nach 
offiziellen Berichten zählten ferner Defterreich, im Jahre 1879, eine Anzahl 
von 860 gewerblichen Unterjtügungsfajien mit 307,000 Mitgliedern; Groß: 
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britanien und Irland, im Jahre 1878, ald Friendly Societies, 12,300 Kaſſen 
mit 6,000,000 Mitgliedern und 6 Millionen Pfd. Sterl. jährlichen Einnahmen; 
Belgien im Jahre 1876, le Societes secours mutuels, 234 Kaſſen, mit 20,852 
Mitgliedern und 870,000 Francs Einnahmen. Alle diefe Verbände haben zum 
Zwede den Kranken freie Kur und Arznei zu jichern, jowie auch eine Beihilfe 
an Geld, jofern die Arbeit unmöglich wird. Beinahe alle Hülfskaſſen jorgen 
für die Beerdigungsfoften der verjtorbenen Mitglieder. Einige ertheilen aud 
den Wöchnerinnen Unterftügungen, den Mädchen eine Eleine Mitgift in die 
Ehe, Geldjpenden den zum Militär berufenen jungen Leuten, und den zum 
Arbeiten unfähig Gemwordenen einen Ruhegehalt. 

In Folge der ungleichen Umgebungen zeigen fi” namhafte Unterjchiede 
in der Einrichtung der Hülfskaffen, je nachdem dieje fi in großen Induſtrie— 
Städten oder auf dem Lande befinden: da gibt e3 feine gleichjürmige Regel 
in den Bedingungen zur Aufnahme, und die Theilnahme fann freimillig, 
gezwungen oder bedingt fein. Sie ift gezwungen, wenn jämmtliche Arbeiter 
der Fabrik verbunden find, zum Beſtand der Kaſſe beizutragen; ſie iſt frei— 
willig, falls es dem Gutdünken eines jeden Arbeiters freigeſtellt iſt, derſelben 
beizutreten oder nicht; ſie iſt bedingt, dort wo die Aufnahme von den Dienſt— 
jahren, dem Alter und der Stellung der Geſellſchafter abhängt. In einigen 
Häuſern beſtreiten die Arbeitgeber die Geſammtauslagen; anderswo fallen die— 
ſelben ganz den Arbeitern zur Laſt; gewöhnlich aber ſind ſie getheilt und 
werden gemeinſchaftich getragen. Die Nuhegehalte finden ſich — 
in den Landfabriken viel häufiger als in den großen Städten. Es gibt 
deren zu Thann, Rothau, Logelbach, Weſſerling, Münſter, wo eine und 
dieſelbe Stiftung zugleich die Penſionen für die Arbeitsunfähigen und die 
Unterſtützungen für die Kranken deckt. An den induſtriellen Hauptplätzen, wo 
die Arbeiter gewohnheitsmäßig feinen bleibenden Sitz nehmen und deßwegen 
oft wechjeln, ift die Gewährung von Ruhegehalten mit mehr Schwierigfeiten 
verbunden. Auf dem Lande hingegen, wo im Großen und Ganzen die Ar: 
beiter ihre jtändige Wohnung haben und faſt ihr ganzes Leben lang in dem: 
jelben Haufe beichäftigt find, wird es feichter möglich für ihr Alter zu jorgen. Der 
Arbeiter in den Städten verläßt zu oft jeine Stelle: fein Livret meldet all- 
zu häufige Veränderungen, um ihm einen Ruhegehalt in Ausficht zu ftellen, 
jelbjt wenn mittelft Lohnabzüge ein Penfionsfonds gejchaffen wide. In 
Mülhaufen fichern die durch die Beiträge der Arbeiter unterhaltenen Kafjen 
lediglich Unterjtügungen in Sranfheitsfällen, und werden gewöhnlich die ver: 
fügbaren Gelder für die Kranken verwendet. Der Beitrag jicht da einer 
Kranfen-Berficherungsprämie gleich und bezweckt auch nichts anderes. Höch— 
ſtens empfehlen die bezüglichen Vorſchriften, in Vorausſicht ſeuchenartiger 
Krankheiten, die Anlegung einer Nefervefumme. Dies geſchieht kraft jene: 
Grundjages, daß nur Diejenigen, welche die Laften einer Einrichtung tragen, 
darin ihren Bortheil finden jollen. 

Einige Mamufakturen zu Mülhaufen waren darauf bedacht, durd 
die Mitwirfung eines Sparvereins, deſſen Organifation und Leiftungen mir 
jpäter unterfuchen werden, einen Benfionsfonds zu bejchaffen. Bet diejer Ein 
richtung jollte der bleibende Wohnfig oder die dauernde Anftellung in der: 
jelben Fabrif feine unumgängliche Bedingung mehr fein, um den bejahrten 
oder fonft zum Arbeiten unfähig gewordenen Leuten ein Gnadengeld zu fichern. 
Der Verſuch mit dem Sparverein ijt jedoch nicht befonders geglüdt. Die Ent- 
richtung der Ruhegehälter ſoll indeß von den Hülfskaſſen nicht ſyſtematiſch 
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ausgejchloffen fein, namentlich wenn die Kaſſen ſeitens der Arbeitgeber eine 
Unterjtügung erhalten. Uebrigens würden ohne diefe Unterftügungen die Kaſ— 
fen fich nicht genügen. Wenn die Arbeiter fich jelbjt überlajjen find und mit 
ihren Beiträgen allein halten fie fich nicht lange. Dieſe Thatjache geht aus 
der täglichen Erfahrung hervor. In den Bleiches, Färbe- und Drudanftalten 
der Herren Schäffer und Lalance zu Pfaftatt, übernimmt das Haus Die 
Unkosten für Arzt und Arznei, und gewährt obendrein den franfen Arbeitern eine 
tägliche Entfchädigung von 1 Mark 20 Pfennig. Außerdem tragen die Arbeiter 
freiwillig zu einer bejondern Kaſſe bei, aus welcher fie eine gleiche Beijteuer 
beziehen, jo daß fich die Geſammtvergütung für jeden Tag ihrer Krankheit 
auf 2 Mark 40 Pfennig beläuft. Eine reichliche Ausstattung des Gewerkes 
von deſſen Gründer Heinrich Häffely fichert den zur Arbeit unfähig Ge— 
wordenen eine Leibrente von 374 Marf 40 Pfennig, die auf ewige Beiten 
fortbejtehen wird. In der Jourdain’schen Weberei zu Altkirch entrichten die 
Arbeiter auch feine Beiträge, und forgt das Haus für die Ärztliche Pflege 
und die Arzneimittel, indem die Kajje aus dem Ertrag der Geldbußen und 
der Abzüge wegen Fabrifationsmängel unterhalten wird. 

Im Allgemeinen jorgt alfo der Arbeitgeber für Arzt und Arznei, und 
dienen Die Beiträge der Arbeiter zur Beihaffung von Geldmitteln für Die 
Fälle der Arbeitsunfähigkeit. Diefe Hülfsmittel werden nah 3 Monaten, 
höchiteng nach einem Fahre bewilligt. Nach Verlauf eines Jahres Feierzeit 
erliicht das Necht der Gejellfchafter auf die Geld-Unterjtügung, und entjcheidet 
dann der Verwaltungsrath, ob es angebracht fei, die Hülfeleiftung ausnahms— 
weiſe fortzufegen. Bald find die Beiträge der Mitglieder als fejtes Quantum 
beftimmt, bald richten fich diefelben nach dem Lohnverhältnig. In leßterem 
Falle beläuft fich der Beitrag auf Ein Procent des Lohnes in der Wollfpinnerei 
zu Malmerfpah, auf zwei Prozent in der Herzog’shen Manufaktur zu 
Logelbah, auf 2, Prozent bei den Herren Dollfuß-Mieg & Co. zu 
Dornadh. Die feiten Taxen ihrerfeits ſchweben, nad) der Verfchiedenheit 
der Fabriken, zwijchen 8 und 48 Pig. auf je vierzehn Tage. 

Mit dem Beitragfah von 8-48 Pfg. wöchentlich, gewährt die Hülfskaſſe 
Baudry & Co. zu Sennheim den kranken Theilnehmern 0,20—1,28 Mark 
pro Tag. Meiftentheils aber erreicht die Geldunterftügung täglich das Doppelte, 
bisweilen das Dreifache von dem, was je alle vierzehn Tage hinterlegt wird. 
Einige Kaſſen bezahlen 40 Prozent, andere fogar 50 Prozent de3 regelmäßigen 
Tagelohnes. Wenn die Arbeitsunfähigfeit von einem während der Arbeit ein- 
getretenen Unfalle herrührt, jo kömmt die Entſchädigung oft dem völligen 
Lohn gleih. Mit der Maßgabe von 40 Prozent des Lohnes, erreicht jeßt 
die Entſchädigung durchfchnittlich pro Tag 66,4 Pfennig in den Herzog'ſchen 
Anstalten zu Logelbach, 72 Pfennig in der Spinnerei von Dollfuß & Mank 
zu Mülhaufen, 77,6 Pfennig in den Werfjtätten von Dollfuß-Mieg 
zu Dornad, und 117,6 Pfennig in der Druderei der früheren Firma Stein- 
bach-Köchlin zu Mülhauſen. Natürlich wechſelt die Entſchädigung je 
nach den Lohnverhältniſſen, den Gewerben, den Arbeiterklaſſen, je nachdem es 
ſich um Männer, Frauen oder Kinder handelt. In der Spinnerei und Weberei 
Steinheil zu Rothau werden den über 20 Jahre alten Männern 64 Pfennig, 
den jüngeren Arbeitern, den Frauen und Mädchen 32 Pfennig täglich zuertheilt. 
In der Fabrit hemifcher Produkte zu Thann find es 1,20 Mark und in den 
Bleiche- und Färbeanftalten zu Pfaſtatt 1,20—2,40 Mark pro Tag, wie 
wir e3 oben jchon gejagt haben. 
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Außer den SKranfengeldern werden aus den meijten der gegemjeitigen 
Hülskaſſen 16—40 Mark für die Beerdigung der Mitglieder bewilligt. In 
vielen Gewerb3anftalten empfangen die Wöchnerinnen entweder eine feſte Geld- 
jumme oder einen bejtimmten Theil ihres gewöhnlichen Lohnes. Diejer Theil 
jteht der Entihädigung für Nicht-Arbeit in Krankheitsfällen gleih. Im den 
Drudfabriten Thierry: DMieg & Co. zu Mülhaufen beziehen die Wöchner: 
innen während 4 Wochen täglich je 1,20 Mark. In der Wollipinnerei zu 
Malmerſpach erhalten jie eine Spende von 16 Mark und nebitdem den 
volljtändigen Lohn 4 Wochen lang. Dasjelbe Gewerk gibt auch 20 Mark 
als Gejchent den Mädchen mit in die Ehe, und 16 Marf den jungen Leuten 
mit zum Militär. Ebenjo in den Fabriken zu Rothau erhalten die Refruten 
und die Bräute 1,60 Mark für jedes Jahr, feitdem fie an der Hilfsfajie be 
theiligt find. 

Die Hülfeleiftungen, deren die Arbeiterinnen im Wochenbette bedürfen, 
haben in Mülhaufen die Bildung einer befonderen Einrichtung veranlaßt. Veran: 
laßt durch die entjegliche Sterblichkeit der Kinder in den Arbeiterfamilien während 
der erjten Donate ihres Dajeins, und in Folge einer mehrjährigen Erfahrung, 
die er in feinen Manufafturen zu Dornach gemacht hatte, rief Herr Jean 
Dollfuß zur Unterftügung der Wöchnerinnen eine bejondere Stiftung in's 
Zeben. Man jah unglüdliche Frauen zwei Tage nach ihrer Entbindung zur 
Fabrik zurüdkehren, um nicht Mangel an Brod zu haben. Das Elend oder 
die Noth zwingt die meiften Mütter ihre Arbeit viel zu jchnell wieder aufzu: 
nehmen. In Folge deſſen werden die Kinder ſchlecht bejorgt und jterben viele 
nach ihrer Geburt. Wenn fie davonfommen, jo bleiben jie ſchmächtig umd 
werden nicht jo rüjtig, wie wenn die Mutter fie gehörig jäugen und, mindejtens 
einige Wochen lang, bei ihnen zu Haufe bleiben fünnt. In Rüdficht auf 
das Leben des Kindes iſt es bejier, daß das leßtere in den Armen einer 
dürftigen Mutter belajjen, als daß es ohne die mütterliche Wartung in der 
beftgehaltenen Kleinkinderbewahranſtalt untergebracht werde. Nichts erjegt die 
Milch und Pflege der Mutter, weder die Milch der gedungenen Ammen nod 
das fünftliche Säugen. Nicht weniger Schaden leidet übrigens die Gefundheit der 
Mutter jelbjt, welche die nothiwendige Ruhe nicht hat und zu früh im die 
Werkſtatt zurüdfehren muß. 

In der Academie de medecine zu Paris ijt vor nicht langer Zeit 
die Sterblichkeit der außerhalb der Familie einer Amme überlajjenen Kinder, 
ſowie auch das Ergebniß des fünftlichen Säugens zur Sprade gebracht worden. 
Die bezüglichen Verhandlungen haben eine Menge beflagenswerther Thatlachen 
zu Tage gefördert! So wurde ſtatiſtiſch feſtgeſtellt, daß im franzöſiſchem 
Departement Eure-et-Loire auf 1389 Kinder im Alter von einem Tage bis 
zu einem Jahre, die fremden Ammen anvertraut worden, 1333 geftorben find, 
d.h 96 Prozent der Geburten; in der Loire inferieure war während einiger 
— das Verhältniß 90 Prozent, und in der Eure 78 Prozent. In Mil: 
haufen geben die Standesregifter in der Periode von 1861 bis 1870 auf 
100 Geburten durchichnittlich 33 Sterbefälle an, im Alter von einem Jahre 
und darunter; nämlich: 30 Prozent der ehelichen und 45 Prozent der unebe: 
lichen Stinder. Daher jtirbt ein Drittheil der zu Mülhaufen geborenen Kinder 
im eriten Lebensjahre, während die Durchichnittszahl der Sterbefälle in dem 
jelben Alter zu Straßburg 283 Prozent und zu Colmar 20 Prozent, im 
sranfreich dagegen von 1858 bis 1860 überhaupt nur 18 Prozent beträgt. 
Wenn wir, jtatt Die Sejammteinmwohnerichaft 1 von Mülhauſen in Betracht 
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zu ziehen, uns auf die Fabrikbevölferung bejchränfen, wo die Mutter in der 
Manufaktur arbeitet, jo ftellt fi die Sterblichkeit der Kinder unter einem 
Jahre auf 33 Prozent bei legitimen, und auf 51 Prozent bei umehelichen Ge- 
burten. Seit dem Bejtehen des Vereins zur Unterftüßung der Wöchnerinnen 
fommen nur noch 27 Sterbefälle auf 100 Geburten bei den an der Stiftung 
betheiligten Arbeiterinnen vor. In der Gewerbsanftalt Dollfuß-Mieg & 
Co., wo die Vereinigung zuerjt entjtanden ift, und wo über 1000 Frauen im 
Alter von 18—45 Jahren arbeiteten, jtarben jährlich) 40 Prozent der geborenen 
Kinder während ihres erjten Lebensjahres, bevor die Arbeiterinnen im Wochen- 
bette unterftügt wurden; jeitdem aber die Mütter mindejtens 3 Wochen lang 
das Haus hüten müſſen, bleiben 13 Prozent mehr Kinder am Leben. Diejes 
Refultat genügt, um die offenbare Nützlichkeit der Vereinigung Far vor Augen 
zu legen. 

In Deutichland verbietet die Gejeßgebung über die Arbeit in den Fabriken 
den Arbeiterinnen, während drei Wochen nach der Entbindung die Werfftätten 
zu betreten. Im Elſaß war dieſes Geſetz eingebürgert, bevor e3 erlafjjen worden. 
Seit dem Jahre 1866 iſt der Verein für die Unterftügung der Wöchnerinnen zu 
Mülhaufen im Gange und hat fich derjelbe auf die Hauptfabrifen diefer 
Stadt ausgedehnt. Dejien Zwed ift, den Arbeiterinnen, welche niederfommen, 
die erforderlichen Mittel zu verjchaffen, um mwenigftens ſechs Wochen lang zu 
Haufe bleiben und ihre Kinder pflegen zu können. Für einen Beitrag von 
24 Bf. auf je vierzehn Tage, ein Beitrag, welcher zur Hälfte von den zwifchen 
18 und 45 Jahre zählenden Frauen hinterlegt wird, beziehen die Kindbetter— 
innen ſechs Wochen lang eine Summe von 14,40 Mark auf je vierzehn Tage. 
Während Ddiejer Zeit muß die Mutter jede auswärtige Arbeit einftellen. Sie 
wird von den Hebammen und Aerzten beſucht, die ſeitens der Genoſſenſchaft 
beauftragt find, ihr die nöthige Pflege angedeihen zu lajien. Eine vom Auf: 
ſichtsrathe ernannte Vorjteherin ijt mit dem Verrechnungswefen betraut, bejorgt 
die Einfaffirungen und die Auszahlungen, notirt auf einem befonderen Regifter 
alle Umſtände jeder Niederkunft, jo wie diefelben während der Hilfsperiode und 
bei Gelegenheit der vierteljährigen Befichtigungen während des erften Lebens: 
jahres der Kinder wahrgenommen werden. Die Einnahmen und Ausgaben 
ſchweben jährlich zwijchen 12,000 und 16,000 Mark und ergeben am Schlufje 
eines jeden Nechnungsjahres einen gewiſſen Ueberſchuß. 

An einigen indujtriellen Hauptplägen befinden ſich Kleinfinderbewahran- 
italten (er&ches), um die Kinder zu hüten, während deren Mütter in den 
Fabriken arbeiten. Darin werden die Säuglinge vom 2. Monate nach der 
Geburt an aufgenommen bis zum Alter von 2—3 Jahren, das Alter, wo fie in 
die Kleinkinderſchule (salle d’asile) zugelafjen werden. Laßt uns namentlich 
die Creches von Münfter und Mülhauſen anführen, ſämmtlich durch Damen: 
Komites geftiftet. Dorthin tragen die Mütter ihre Kinder morgens auf dem 
Gange zur Arbeit, kommen den Tag über zurüd, um fie zu ftillen, und nehmen 
fie Abends beim Heimgehen wieder ab. Die Kinder bringen die Nacht nie: 
mals in den Cr&ches zu. Faſt jämmtliche befinden ſich bei ihrer Aufnahme 
in einem jämmerlichen Zuftande; von Kopf bis zu Fuß müjjen fie gereinigt, 
neu gekleidet und mit der Badewanne befannt gemacht werden. Die große 
Sterblichkeit dieſer ſchwächlichen Gejchöpfe darf uns nicht wundern, wenn wir jehen, 
twie fie zu Haufe verwahrloft find. Es wäre für die Mütter beijer, wenn fie 
in den Werfftätten gar nicht aufgenommen würden, jo lange ihre Kinder die 
nöthige Pflege entbehren. Allein wer würde dann für deren Unterhalt forgen ? 
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Seit mehreren Jahren find in dem Arbeiterviertel (Cite ouvriere) zu Mül: 
haufen die Kleinfinderbewahranftalten wieder gejchlojien. Diejelben maren 
vermittelit Subjkriptionen und Lotterien unterhalten. Eine im Monat Juni 
1870 zu ihren Gunften veranstaltete Yotterie trug die Summe von 13,600 Mt. 
ein. In der Zwifchenzeit vom 1. Zuli 1871 bis zum 31. März 1874 ver- 
zeichnen die Rechnungsbücher für 20,363 Kindertage eine Durchichnittsausgabe 
von 93,6 Pf. pro Tag und Kopf. Das ijt viel. 

In den Öenoffenthaften für gegenfeitige Unterftügung find gemöhnlid, 
wie ſchon gejagt, die Verpflegungen —* des Arztes und der Apotheke un— 
entgeldlich. Dieſe Begünſtigung erſtreckt ſich auf alle Mitglieder und in einigen 
Fabriken ſogar auf deren ganze Familie. Das bemerken wir namentlich in 
der Herzog'ſchen Manufaktur zu Logelbach, wo die Mitglieder des Kaſſen— 
vereins berechtigt ſind, ihre Frauen und Kinder verpflegen zu laſſen, ohne eine 
beſondere Nachſteuer entrichten zu müſſen. Außerdem unterhält Madame Her— 
zog auf eigene Koſten ein Hoſpiz, wo die Kranken und Siechen ohne Familie 
durch zwei barmherzige Schweſtern gewartet werden. In der Fabrik chemi— 
ſcher Produkte zu Thann bezahlen die Arbeiter außer ihrem perſönlichen Bei— 
trag, auf je vierzehn Tage noch 16 Pf. für die Frau und 8 Pf. für jedes 
Kind. Anderwärts, wie zu Rothau, verbietet der erfte Artikel der Hülfskaſſe, 
Arbeiter von fränflicher oder mangelhafter Konftitution neun aufzunehmen, und 
Artifel 2 fügt hinzu: „Kein Arbeiter von 40 Jahren und darüber, welcer 
nad dem 1. Januar 1850 in der Fabrik angenommen wird, fann Mitglied 
des Vereins werden; feine verheiratete Fran darf unter die Mitglieder auf 
— werden, und jedes Mädchen, das dem Verein angehört, verliert ſein 

nrecht, ſobald es in den Eheſtand tritt.“ Dieſe Beſchränkungen find jehr 
ſtreng, und wir wiſſen, daß die Ausſchließung der Frauen und Kinder aus 
den Krankenkaſſen gar zu oft Urſache von Elend und Entmuthigung wird. Ein 
Zuthun von zwei Prozent des geſammten Arbeitslohnes ſeitens der Fabrilk— 
beſitzer würde hinreichen, um die Wohlthat der Hilfskaſſen auf die Familien, 
d. h. die Frauen und Kinder der Arbeiter auszudehnen. 

Was die Medizinkoſten anbetrifft, jo find die Laſten der Hilfskaſſen ſehr 
verjchieden, je nachdem die Kranken fich an jeden beliebigen Arzt wenden fünnen, 
der für die einzelnen Konfultationen bezahlt wird, oder auf denjenigen ange: 
wiejen find, welcher mit einem feften Honorar für fämmtliche Gefellfchafter be 
eichnet ift. Diefes Honorar wird beftimmt durch ein Abonnement entweder 
re alle Arbeiter eines Etablifjement3 insgefammt, oder für jeden Gefellfchafter, 
jei er franf oder nicht, oder auch noch für jeden beforgten Kranken, ohne Rüd— 
ſicht auf Die gen der Gejellichafter. Als feſtes Abonnement, unabhängig von 
den Meinen Nenderungen in der Arbeiterzahl, bezahlt die Firma Dollfuß 
& Manp zu Mülhaufen jährlich 320 Mark für ein Perfonal von ungefähr 
175 Individuen, was circa 1,85 Mark auf den Kopf ausmacht. Im den 
Manufafturen zu Nothau bezahlt jeder an der Kaſſe betheiligte Arbeiter 
1,20 Markt und zu Nappoltsweiler nur 0,80 Mark. Für das Kiener'ſche 
Gewerf in Günsbach und Walbach beträgt das vereinbarte Abonnement 2 M. 
auf je eine Krankheit, wie hoch die Zahl der Kunfultationen während der 
Krankheit auch fteigen möge. In Gebweiler wählen die Arbeiter ihren Arzt 
nach Belieben, und ift der Honorarſatz auf 0,40 Mark für jede Konfultation 
im Wohnhaufe des Arztes oder im Krankenzimmer feftgefegt. In Kaifersberg 
bewilligen die Hilfskaſſen 0,60 Mark für den am Kranfenbette gemachten Be— 
fuh und 0,40 Mark für die Konfultation auf dem Bureau des Arztes, obme 
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Hlfsanfpruch für Kinder und Frauen. Anderswo, wie zu Logelbach und in 
der Umgegend, hat man 0,48 Mark für die Konjultation bezahlt. In Folge 
der den Bereinsmitgliedern gelafjenen Freiheit, ihren Arzt zu wählen, und 
wegen der Befugniß derjelben, ihre ganze Familie pflegen zu lafjen, haben 
fi die Medizinkoften im Durchichnitt auf nahezu 5,86 Mark für jedes einge: 
ichriebene Mitglied belaufen; an einem Orte, wo der Arzt eine Konjultation 
für jedes verordnete Nezept rechnete, waren es 12 Marf. Ueberall, wo die 
Dezahlungsart ich nach der Zahl der Komfultationen richtet, geht die Laſt der 
Hilfgkafjen weit über die Ausgaben derjenigen hinaus, welche mit ihrem Arzte 
ein fires Abonnement abjchliegen. In den Fällen, wo das Abonnement fein 
fires it, find Mißbräuche, von gewiljenlofen Aerzten zum Nachtheil der Hülfs— 
vereine begangen, ziffermäßis nachgewiefen. Es iſt übrigens unnüß, daran zu 
erinnern, daß nach dem allgemeinen Einverjtändnig, ohne Berüdfichtigung der 
Honorirungsweije, der Arzt verpflichtet ift, den Kranken zu bejuchen, jobald 
der Ruf an ihn ergeht, und die Bejuche jo oft zu wiederholen, als die Krank: 
beit es erheiſcht. 

Natürlich ſtellen ſich die Ausgaben für Arzneimittel höher oder tiefer je 
nach der Zahl der ärztlichen Konſultationen. So hat die Hilfskaſſe zu Logel— 
bach in weniger als fünf Jahren dieſe Unkoſten ſich verdoppeln und die Summe 
von 10,324 Mark im Jahre 1876 erreichen geſehen, ſtatt 4929,60 Mark im 
Jahre 1872, und zwar aus dem Grunde, weil die Mitglieder, jeder nach ſeinem 
Gutdünken, den Arzt frei wählen dürfen. Auf eine Geſammtzahl von 1762 
Mitgliedern famen die Apothefenkojten der Gewerbsanftalt zu Logelbah im 
Sabre 1877 auf 6,10 Mark pro Kopf. Die Manufaktur Dollfuß-Mie 
& Eon. zu Dornach mit 1200 Arbeitern gab in diefer Beziehung währen 
10 Fahren im Durchfchnitt nur 2,56 Mark jährlich aus; in der Spinnerei 
Dollfuß & Manp zu Mülhaufen betrug die Ziffer 2,72 Mark; in der 
Wollfabrift Trapp & Eo. 3,76 Mark; in dem Gewerkhaufe zu Rothau 
nur 2,20 Mark, das Honorar für den Arzt noch miteinbegriffen. Einige Ge— 
werbsanftalten befigen ihre eigene Apotheke oder laſſen die Arznei Direkt 
vom Arzte abgeben. Anderwärts erftatten die Aerzte in den monatlichen Ber: 
fammlungen Bericht über den fanitären Zuftand der Gefellichafter, und bringen 
die Maßnahmen in Vorſchlag, welche fie zum Nuben des Vereins als 
wünjchenswerth erachten. Die Arzneiverfchreibungen werden ſtets auf Billets, 
mit dem Kaſſenſtempel verjehen, eiugehändigt, und der Apotheker iſt gehalten, 
die Heilmittel nur gegen Vorzeigen der gejtempelten Nezepte zu verabfolgen. 
Dastelbe Rezept dient blos einmal, außer wenn das Gegentheil ausdrüclich 
angemerkt ift. 

Aus dem Gejagten ift erfichtlich, daß die Einrichtung, die Leiſtungen umd 
die Ausgaben der gegenfeitigen Hilfsvereine von einem tablifjement zum 
andern, von einer Landesgegend zur andern verjchieden find. Ohne die Zus 
ſchüſſe der Fabrifbefiger könnten die Krankenkaſſen mit den alleinigen Beiträgen 
der Arbeiter nicht ausreichen. Das erhellt aus dem Vergleich des jährlichen 
Beitrages mit der durchfchnittlichen Ausgabe, alles für je einen Theilhaber, in 
den nachbezeichneten Gewerkhäuſern: 


Hülfskaſſen. — er 
Spinnerei und Weberei Steinheil zu Rothau 6,20 M. 6,20 Me. 
Fabrik chemifcher Produkte zu Thann . . 5,26 „ 940 „ 
Spinnerei Dollfuß & Mank zu Mülhaufen 832 „ 852 „ 
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Druckfabrik Steindah-Köchlin zu Mülhaufen| 10,37 „ 14,12 „ 
Wollmanufaktur Trapp & Co. zu Mülhaufen 872 „ 904 „ 
Druckfabrik Dolfuß-Mieg & Co. zu Dornad) 893 „ 11,72 „ 
Spinnerei, Zwirnereiu. Weberei. Herzog&Co.| 10,27 „ 18,22 „ 


Wir wollen die Verwaltung einiger diefer Kafjen näher anfehen und mit 
denjenigen beginnen, deren Einnahmen und Ausgaben möglichjt im Gleichge— 
wicht erjcheinen. In dieſer Beziehung darf die Hilfslafje der Herren Stein 
heil & Eo. zu Rothau ala Muſter genannt werden. Diejelbe wurde im Jahre 
1850 gejtiftet und fteht unter der Yeitung eines Vorſtandes, welcher aus dem 
Arbeitgeber, zwei yabrifdireftoren und fieben von den Theilnehmern im allgemeinen 
Stimmrecht ernannten Arbeiter-Delegirten beſteht. Nach dem Statut der Firma 
jollen 10°/, der Gewinne zu Gunften der Arbeiter verwendet werden, um 
damit den Hilfs: und Penſionskaſſen, der Fortbildungsfchule, einer Bibliothef 
u. j. mw. nachzubelfen. Aus den uns vorliegenden Rechnungen, welche eine 
Periode von 18 Jahren, von 1850 bis 1868, umfaſſen, erjehen wir, daß 
während dieſes Zeitraumes die Firma fich auf einen jährlichen Zuſchuß von 
1600 Mark beichränft hat, da die Beiträge der Arbeiter die Ausgaben fait 
dedten. Während diefer 18 Jahre beliefen fich die Einnahmen auf 115,200 Mar, 
die Ausgaben auf 88,000 Mark, fo daß ein Geſammtüberſchuß von 27,200 Marf, 
resp. 1520 Marf pro Jahr verbleibt. Unter den 4892,80 Mark jährlicer 
Ausgaben find 1803,20 Mark Entichädigung für Nichtarbeiten wegen Krank: 
heit. Der Betrag der Ruhegehälter, im Durchjchnitt nur 1595,20 Mark 
jährlich, erreicht am Schluß des 18. Jahres die Höhe von 2516 Marf. Die 
jelben beliefen jich anfänglich nicht jo hoch wie die Vergütungen für Krank— 
heitsfälle, nahmen dann aber von Jahr zu Jahr zu und erforderten jpäter, 
ungeachtet der Mäßigkeit der einzelnen Antheile, die doppelte Summe. Dasjelbe 
Berhältniß läßt fich überall beobachten, wo ähnliche Stiftungen bejtehen. Die 
Entjchädigungen für Krankheitsfälle überfteigen nicht die Ziffer von 3,20 Marf 
auf den Theilnehmer, und die Kur- und Arzneikoften betragen nur 2,20 Marf, 
zufammen 5,40 Mark. Wahrlich die Arbeiter von Rothau find in ihren For: 
derungen nicht unmäßig ! 

Pen Steinheil hatte den edeln Gedanken, vermitteljt der Reſerve aus den 
Ueberichüfjen jeinen Arbeitern Darlehen auf Hypotheken zu bewilligen, bebufs 
Ankauf oder Erbauung von Häufern. Im Verlaufe von 18 Jahren bat je 
die Kaſſe von Rothau 67 Darlehen im Werthe von je 240 big 1440 Mar 
gemacht. Bon diefen 67 Darlehen wurden 40 zum Häuferbau, 25 zum Häuser: 
fauf und 2 zum Bodenerwerb verwendet. Im Jahre 1868 waren 12 Dar: 
leben volljtändig und 17 größtentheils zurücdbezahlt, während 38 noch fait 
ganz jtehen blieben. In den größeren Jnduftrieftädten hat man die Arbeiter: 
quartiere (cités vuvrieres) für die Fabrikbevölkerung geichaffen; auf dem Lande 
hingegen, vorzüglicy in den Thälern, baut der Arbeiter gerne jelbjt. Seine 
Verwandten und Freunde bieten ihm die Hand, um die Ausgrabungen umd 
Grundlegungen zu bewerkjtelligen, fowie um die Steine zufammenzubringen. 
Nebjt diefer mehr oder minder unentgeltlichen Mitwirkung, muß er ji) durd 
eine Anleihe helfen, wodurd die disponibeln Gelder der Hülfsfafjen vortbeil: 
haft angelegt werden. Einen bejjeren Gebrauch diefer Reſervefonds gibt & 
nicht. Die Unterpfandseintragung gewährt denjelben eine genügende Sicherheit 
und die Entlehner bezahlen gerne 5 Prozent Zinsfuß, der höher ijt als 
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jener der Depofitenfajje (caisse des depöts et consignations). Diefe 
Methode, die verfügbaren Kapitalien der gegenfeitigen Unterjtügungspereine 
unterzubringen, erwähnen wir mit einem leicht begreiflichen Intereſſe, da Jeder: 
mann weiß, wie jehr der Beſitz des bejcheidenjten Häuschens das ‘Familien: 
leben fördert und was für einen gejellichaftlichen Bortheil der Erwerb eines 
Beſitzthums für den Proletarier im Gefolge hat. 

In der Fabrik chemischer Produkte zu Thann jchreiben die Statuten vor, 
daß die Betriebsunternehmer für den Nejervefonds 10 Prozent vom Gewinne 
und 5 Prozent des im Gewerbe angelegten Aftienfapital3 zum voraus abziehen, 
und dann zu Gunften des Perjonales 10 Prozent der rejtirenden Summe auf 
die verjchiedenen Arbeiterjtiftungen verwenden. Ein dem Gewerkhaus eigenes 
Regulativ beftimmt Folgendes: „Die Gejellichaft der Fabrikbefiger verdoppelt 
Die Beiträge der Arbeiter zu ihrer Hilfskafje, bis zum Belauf von 0,32 Marf 
auf je vierzehn Tage für jeden Arbeiter, von 0,16 Mark für jede Arbeitersfrau, 
von 0,08 Mark für jedes Kind unter 17 Jahren. Unter gewiſſen Bedingungen 
und zur Begünftigung der Hypothefar-Erwerbungen dürfen zinsfreie Vorſchüſſe 
bis zum Betrage von 800 Mark für jeden Arbeiter geleiftet werden, der ſchon 
mehr wie zwei Jahre mitarbeitet.“ Die Kaffe wird durch die Arbeiter und 
Werfführer verwaltet; deren Hauptjumme belief fih am 1. Januar 1874 auf 
17,817.60 Mark, die Netraitefajje nicht mitgerechnet, welche als bejondere 
Stiftung bejteht. Diejes Kapital darf in feinem Falle unter die Mitglieder 
vertheilt werden, und die Ueberſchüſſe, jofern fie jich anhäufen, jollen höchſtens 
zur SHerabjegung der Beiträge dienen. Die Ausgaben der 10 legten Jahre 
vertheilen ſich wie folgt: 

47,490.40 Mark Entichädigungen für Arbeitsunfähigfeit, 

8,101.60 „ Beerdigungskoſten, 

5,776.00 „  Unterjtügungen der Wöchnerinnen, 
21,027.20 „ Honorar der Verzte, 

49,713.60 „ Arzneikoſten, 

132,268.80 Mark zujammen; davon rühren 72,080 Mark aus den 
Beiträgen der Arbeiter her, 60,188.60 Mark find von den Arbeitgebern bei- 
gefteuert. Da die Summe des Arbeitslohnes während 10 Jahren ſich auf 
2,151,918.40 Marf beläuft, jo repräfentiren die Einnahmen der Kaſſe 6 Prozent 
des Gejammtlohnes, wovon 3'/, durch die Arbeiter und 2'/% durch die Fabrik 
befiger geliefert find. Die Kafje zählt 1406 Mitglieder, darunter 355 Männer, 
324 Frauen und 727 Kinder. Demnach fteigt die jährliche Ausgabe für Kur 
und Arznei auf 5,04 Marf pro Perſon, d. h. 3.54 Marf für die Apothefe 
und 1,50 Mark für den Arzt. Im Durchjchnitt gab es jährlich für die Ar— 
beiter 3900 Krankheitstage und für jeden Theilnehmer 9.40 Mark Unkoſten, 
SGeldunterjtügungen und ärztliche Pflege, Alles miteinbegriffen. 

Was die Hilfefafje in den Etablifjements Herzog zu Logelbach ans 
betrifft, finden wir in den Nechnungen der zehnjährigen Periode von 1870 
bis 1879 auf 1762 Theilnehmer, 16,454.40 Mark jährliche, durch die Arbeiter 
gelieferte Beiträge, 13,440 Marf von den Fabrikherren beigejtenert, zu— 
ſammen 29,894.40 Markt Einnahmen. Die Ausgaben hingegen betrugen 
23,936 Mark, nämlih 7600 Markt Entjchädigungen für Nichtarbeiten, 
280 Markt Honorar der Hebammen, 7840 Marf Honorar der Aerzte, 
7190.40 Mark für Arzneimittel, 733.40 Mark für verjchiedene Aus— 
gaben, wie Zahnarzt, Bruchbänder, Druckſachen u. j. w. Die Entſchädig— 
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ungen für Nichtarbeiten in Kranfheitsfällen jchweben zwijchen dem Minimum 
von 6524 Mark im Jahre 1872 und dem Marimum von 14,347.20 Mart 
im Jahre 1877, um dann 1878 auf 6065.60 Mark zurüdzufallen und zwar 
in Folge einer neuen Bezahlungsmethode, die zur Befeitigung der Mißbräuche 
nothivendig geworden war. Auf 1762 im Jahre 1877 eingejchriebene Mit- 
glieder gab es 20 Sterbefälle und 61 Geburten, jowie 13,299 Kranfheitstage, 
die 516 Arbeitern vergütet worden find. Die Theilnehmer tragen 2 Prozent 
ihres Lohnes zur Kaſſe bei, und die Entſchädigung für Kranfheitsfälle beträgt 
40 Prozent des Tagelohnes. Die Weiber und Kinder der Mitglieder haben 
ebenfalls freie Kur und Arznei; deshalb jtieg im Jahre 1877 die Zahl der: 
jenigen Perſonen, die berechtigt waren, ſich auf Koften der Hilfskaſſe verpflegen 
zu lajien, auf 3127, ftatt 1762 beitragende Mitglieder. Die Zahl der rauen, 
welche feinen Beitrag hinterlegten, war nämlich 547, und Diejenige der 
Kinder 823. Die Ueberjchüfje der Einnahmen mit den zum Kapital gejchlagenen 
Binfen am 1. Januar 1879 die Summe von 60,095.20 Marf daritellend, 
‘ bilden einen Penfionsfonds, dem die Firma jährlich noch 12,800 Mark ber 
fügt, um ehemaligen Arbeitern, die invalid oder frank find, einen Gnadengebalt 
auszutmerfen. 

Kurz, mit der Einrichtung der Hilfskafjen genügt eine Einlage von 4 Prozent 
des Arbeitslohnes, zur Hälfte von den Arbeitgebern, zur Hälfte von den Ar: 
beitnebmern geliefert, um den Mitgliedern die Pflege und die erforderliche Ent: 
Ihädigung in Krankheitsfällen zu ſichern. Meitttelit einer weilen und jparjamen 
Verwaltung wird es mit diefem Einfommen möglich, nicht nur den Mitgliedern 
und deren Familien die ärztliche Pflege und die Heilmittel, nebjt einer Ent- 
Ihädigung von 40 Prozent des regelmäßigen Lohnes zu verichaffen; man fann 
obendrein auch einen gewiſſen Rejervefonds bilden, um den Arbeitsunfähigen 
Heine Penfionen zu bewilligen. Mit einem Beitrag von 5 Prozent des Ge 
jammtlohne® würden unjere Manufakturen über hinreichende Hilfsquellen 
verfügen, um den bejahrten Arbeitern einen bejcheidenen Ruhegehalt zu ge 
währen, bei Fabrikunfällen Vergütungen zu gewähren und die Kranken zu unter: 
ſtützen. Merkliche Unterjchiede zeigen ſich von einer Fabrik zur andern, und das 
Kojtenverhältniß wechjelt zwiſchen 1 und 3, je nachdem die Arbeitgeber ihre Zuſchüſſe 
zumejjen, oder die Mitglieder Vortheile haben und Anforderungen jtellen. So 
wie jie bei uns heſteht und unerachtet der möglichen Verbeſſerungen, leitet die 
gegenfeitige Unterftügung erhebliche Dienjte, und die Beitimmungen des neuen 
Reichsgeſetzes für Kranfenverficherung find befonders unferen Hülfskaſſen-Sta— 
tuten aus dem Neichslande entnommen. 


III. Arbeiterwohnungen. 


Die Wohnungsfrage hat Schon frühzeitig die Aufmerfjamfeit jener Männer 
rege gemacht, welche fich für die Verbeſſerung des Arbeiterjtandes verwenden. 
Danf der Erbauung der Arbeiterguartiere (cites ouvrieres) in den induftriellen 
Städten und in der Nähe der Fabriken finden jetzt Die Arbeiterfamilien an 
ftändige Wohnungen. Welch ein herzzerreißendes Schaufpiel aber gaben nicht 
vor etwa 30—40 Fahren an den großen Induftrie-Sammelplägen die Wohn 
jtätten der Arbeiter ab? Das allzurafche Zufammenftrömen von Leuten, die 
von allen Seiten her nach den entjtehenden umd fich jchnell erweiternden Manu— 
fafturen hingezogen waren, hatte überall einen Mangel an Wohnungen ım 
Gefolge, und diejer Mangel war um jo bedauerlicher, als die Entbehrung eines 
anziehenden Haufes für den Arbeiter in fittlicher Rückſicht verderbliche Conſe— 
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quenzen nach ſich zieht. An verjchiedenen Stellen im Elfaß hat man viel ge- 
than, um diejer peinlichen Lage abzuhelfen, nnd nicht genug fann man thun, 
um all’ das mit den jchlechten Wohnungsverhältnifjen verbundene Uebel zu 
bejeitigen. 

Durchgehet doch die Enquöten, welche über die Lage der Fabrikarbeiter 
angejtellt worden find. Als Dr. Billerme im Jahre 1833 dem Inſtitut de 
trance über die Arbeiterwohnungen in Mülhaufen und Umgegend Bericht 
erjtattete, fiel ihm das grafjjirende Elend auf. Damals waren von den 17,000 
in den Mülhaufer Gewerfen bejchäftigten Arbeitern etwa 5400 gezwungen, der 
hohen Miethzinje wegen, in den benachbarten Dörfern unterzufommen, während 
die Wohnungen in der Stadt einen jchmugigen Anblik darboten. Um in 
einer Zeit, wo die Arbeitstage mindejtens 14 Stunden dauerten, nicht zu meit 
gehen zu müfjen, begnügten fich die meijten Arbeiter mit jedem auch noch jo 
elenden Gebäude, das fie in der Nähe der Werfftätten finden fonnten. Wer 
fein Nachtlager in der Stadt hatte, mußte jeden Tag, bei jeder Witterung, 
im Winter wie im Sommer, durch Koth und Schnee, zwei oder drei Stunden 
Weges machen, um zur Fabrik zu gelangen und wieder heimzufehren. Da die 
Arbeit um 5 Uhr Morgens begann und frühejtens um 8 Uhr Abends endigte, 
itelle man ie! die Abmattung diefer Unglüclichen vor, die um 3 Uhr Morgens 
aufitehen mußten und vor 10 Uhr Abends fich nicht zu Ruhe legen durften. 
Es joll daher Einen nicht wundern, wenn fie fich mit einem verpejteten Winkel 
genügen ließen, um jich einen Weg zu erjparen, den viele nicht ertragen Fonnten. 

Diefe Arbeiter vom Lande waren geringer bezahlt. Sie bildeten arme, 
mit Kleinen Kindern überladene Familien, die von allen Seiten hergefommen 
waren, und fi im Eljaß anfällig gemacht hatten, um daſelbſt von ihrer 
Hände Arbeit zu leben. Man muß fie jeden Morgen in die Stadt fommen 
und am Abend wieder fortgeheu geſehen haben, bleich, abgezehrt, barfuß in 
dem Kothe watend. Wenn es regnete oder jchneiete, jo nahmen die Frauen 
in Ermangelung eines Scirmes, die Schürze oder den Oberrod über den 
Kopf, um das Geficht zu jchügen. Mit diejen Frauen famen in noch größerer 
Anzahl junge Kinder, nicht minder blaß, zerlumpt, ganz mit dem während der 
Arbeit vom Werkjtuhle auf fie geträufelten Dele bejchmiert, mit einem Stüd 
Schwarzbrod in der Hand oder umter der Wejte, wovon fie ſich bis zur 
abendlichen Heimkehr nähren jollten. Zu der Ermüdung des übermäßig langen 
Tages — denn man blieb wenigjtens 15 Stunden in der Werfjtätte — ge: 
jellte ji) nocd) die Strapaze des Hin- und Hergehens. Zu Haufe angelangt, 
unterlagen die Unglüclichem dem Schlafe, um des folgenden Morgens wieder 
aufzujtehen, ohne hinlänglich ausgeruht zu haben. 

Was die Arbeiterwohnungen zu Mülhaufen in der von ung angedeuteten 
Beit betrifft, jo bejchreibt fie Dr. Villermé folgenderweile: „Sch ſah zu 
Meülhaufen und Dornach ſolch' armjelige Wohnzimmer, wo zwei Familien 
jede in einer Ede, auf dem Stroh, das am Fußboden lag und von zwei 
Brettern zufammengehalten war, ihrer Nachtruhe pflegten. Zerfetzte Bettdeden 
und oft eine Art Federmatratze von efelhafter Schmubßigfeit, das war Alles, 
was die Streu überzog ... Ein einziges armjeliges Bett für die ganze Familie, 
ein kleiner Ofen, der zum Kochen und zum Einheizen dient, eine Kiſte oder 
große Lade als Schranf, ein Tifch, zwei oder drei Stühle, eine Sigbanf, 
einige irdene Geſchirre — das macht das ſämmtliche Hausgeräth aus, welches 
die Stube der in den dortigen Spinnereien und Webereien bejchäftigten Arbeiter 
möblirt.“ Nach den Beobachtungen des Dr. Villermé finden wir noch eine 
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Menge ähnlicher Wohnungen in andern indujtriellen Städten unſeres Landes. 
In der Vorſtadt Kattenbah zu Thann macht man ung u. a. auf eine jolce 
aufmerfjam, die aus zwei engen Gemächern beiteht, dem Vater, der Mutter, der Tochter 
und dem Schwiegerfohne mit vier Kindern zum Obdach dient und einen ge: 
meinjchaftlichen Eingang mit einem Schweinejtall hat. Gegenüber bewohnten 
zwei Brüder, von denen jeder eine Frau und drei Kinder hatte, zujammen 
zehn Perſonen, eine drei Meter breite, fünf Meter lange und nur durch ein 
Fenſter erleuchtete Stube. Daneben befand fich ein anderes Gemach, geräumiger 
und bejjer beleuchtet, das neun Perjonen barg. Zur Zeit der Cholera im 
Sahre 1855 forderte diefe Seuche dort jieben Opfer innerhalb zwei Tagen. 
Die ganze Einwohnerſchaft diefer traurigen Wohnungen wurde hinweggerafft, 
wie die Aehren unter der Sichel des Schnitters. 

Ein ſolches Zimmer fojtete vor 40 Jahren zu Mülhaufen monatlidy von 
4,80 Marf bis 6,40 Mark, jogar 7,20 Mark. Diefe Miethe forderte der 
Eigenthümer in zwei Raten, welche an den nach je zwei Wochen wiederfommenden 
Bahltagen abgetragen werden mußten. Das madıte 57,50 — 76,80 Marf, bie: 
weilen 86,40 Mark für's Jahr, was mit Rückſicht auf die abgegebenen Dert: 
lichkeiten viel zu hoch gegriffen ift. Ein jo übermäßiger Miethpreis war für 
die Spefulanten recht verlodend ; fie errichteten jedes Jahr neue Häufer, deren 
Konkurrenz die Miethzinfe hätte herabjegen jollen, wenn nicht die Zahl der 
Arbeiter verhältnigmäßig zugenommen hätte. So wie die Gebäude Jich er: 
hoben, fam das Elend, fie zu bejegen und mit Einwohnern anzufüllen. Diejes Elend 
war jo groß, daß die Hälfte der Kinder in den Arbeiterfamilien vor Ablauf 
des zweiten Jahres hinftarben, während in den Bürgerfamilien diejelbe Hälfte 
das 29. Lebensjahr erreichte. Welchen Mangel an Pflege, welche Berwahr: 
lofung feitens der Eltern, welche Entbehrungen, welche Yeiden Lafjen dieſe 
Häglichen Zahlen nicht vorausjepen! 

In den übrigen industriellen Brovinzen Franfreich® waren die Wohnungever- 
hältnifjefeine befjeren. Niemand hat dieKeller zu Lille vergeſſen, two in derjelben Zeit 
mehr mie 3000 Weberfamilien jchmachteten. Als Blanqui Ddieje traurigen 
Löcher fchilderte, wurde er der Uebertreibung bejchuldigt. Allein die Bericht- 
erftatter der Unterfuchungen übertrieben nichts: fie hatten lediglich den Muth, zu 
jagen, was das Publikum nicht den Muth hatte, zu glauben. In Folge ihrer 
Klagen jchritt die Munizipalbehörde in Lille zur Zerjtörung von einigen Tauſenden 
folcher Nefter, die nicht werth find, den Menjchen als Obdach zu dienen. Heute 
aber gibt es deren noch viele. Es find dies Keller, die nach jeder Seite hin 
4—5 Meter haben, erleuchtet von einem Luftloch, das zugleich als Eingangs 
thitre dient, mit gejtampfter Erde als Fußboden, two die Bewohner auf 15—16 
Staffeln hinabgelangen. Hier das Urbild einer diefer Wohnfammern, wie 
fich Ddiefelbe in der rue des Etaques Nr. 40 vorfand. Anjtatt Stufen zum 
Eintreten, war gegen die Mauer eine Leiter gejtügt, jo ſchmal, in jo jchlechtem 
Zuftand, daß man nur langjam hinunterfteigen konnte. Unten an der Yeiter 
war es genau jo hell, daß man zu leſen vermochte; zudem würde man nicht 
lange lejen, ohne das Geficht zu gefährden. Das Nähen ift deshalb am dieler 
Stelle gefahrvoll, und in größerer Entfernung ganz unmöglich. Der Boden 
des Kellers ift feucht und uneben, die Wände von der Zeit und der Unrein 
lichkeit gefchwärzt. Man athmet darin eine dide Luft, die jchwer zu er: 
neuern iſt. Allerlei Unrath verjperrt den Plag: Eier: und Mujchelichaalen, 
Efel erregende Küchenabfälle. In diefem Naum fchreitet man nicht einber: 
man legt fich oder fchläft dort, wo man hingefallen ift. Der ganze Hausrat 
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befteht aus einem Gußofen, an deſſen oberem Theile ein Kejjel angebracht it, 
aus einem Schemel, aus zwei Erdgejchirren und einem Bettgejtell ohne Bett- 
zeug, ohne Stroh noch Dede. Die Frau, welche in diefem Loch fich aufhielt, 
fam nie hinaus; dort hatte fie ihren Wohnfig mit ihrem Manne und zwei 
Töchtern. 

Nah Herrn Reybaud wohnten in Rouen die Arbeiter der Kattun— 
fabrifen nicht in Kellern, jondern in baufälligen Hütten, in welche es nur möglich 
war, durch niedere, enge und finjtere Gänge zu gelangen, wo ein Mann kaum 
aufrecht jtehen Eonnte. In diefen Gängen hatte eine jtinfende Goſſe ihr Bett, 
angefüllt mit Unflath und ſchmutzigem Waller, das aus allen Stodwerfen 
herabfiel und in verpejteten Pfützen inmitten jchlecht gepflafterter Höfchen 
jtehen blieb. Man jtieg in die Wohnungen hinauf durch gewundene Treppen 
ohne Geländer, ohne Licht, infolge des hartgewordenen Kothes uneben und 
holperiht. Die Wohnjtuben waren düjter und niedrig, Schlecht abgeſchloſſen, 
fajt immer von Mobilien entblößt. Das Hausweſen der Miether bejchränfte 
jih auf ein vertieftes Strohlager, ohne Xeilachen und Deden. Ihr Tiſch— 
gejchirr bejtand aus einem hölzernen oder fteinernen Krug, der zu Allem ges 
braucht wurde. Die jüngern Kinder jchliefen auf einem mit Ajche gefüllten 
Sad; die Uebrigen, Bater, Mutter, Brüder, Schweſtern, jtedten ſich in ein 
unbejchreibliches Nachtquartier. Hentigen Tages noch würden wir eine Menge 
ſolcher Wohnungen finden, wo Taufende von Menjchen leben, in unjerer Nähe, 
in Berhältnijien, die jchlimmer jind als der wilde Zuſtand. 

Welhe Wirkungen hat diefe Lage auf die Sittlichfeit der Arbeiter? 
Die Arbeiter, diefe Menſchen, welche ihr Brod fauer verdienen müſſen, bringen 
nicht all’ ihre Zeit in der Werfjtätte zu; es find allen müßige Augenblide 
vergönnt. Zunächſt Haben fie regelmäßig den Sonntag frei, dann gehört 
ihnen auch die Zeit, welche die jegt auf höchſtens 12 Stunden bejchränfte 
Arbeitsdauer frei läßt. Wie aber bemügen fie diefe Zeit? In den großen 
‚zabrifjtädten, wo die Arbeiter jedes Eigenthum entbehren, bejigen fie nicht 
ein Eleines Gärtchen, dejjen Anbau ihnen einige Objorge bereiten würde; da 
fie andererſeits, mindeſtens die ältern, ohne Unterricht aufgewachjen find, 
juchen die meisten auch feine geiſtige Erholung. Nichts bejchäftigt ihre Frei— 
ſtunden. Ihre Familie langweilt fie und ihr Hausweſen feſſelt fie nicht; 
danm nimmt fie das Wirthshaus auf. Dort gehen fie hin, zuerjt der Ber: 
jtreung wegen, dann aus Gewohnheit, und das Uebrige wirfen Spiel und 
Wein. In kurzer Zeit wird die Zerjtreuung eine Leidenschaft, die zur vieh— 
ischen Dummheit führt. Man jieht Familienväter, ohne moraliiche Kraft, in 
der Trunkenheit eine Anveizung juchen, die ihnen zur Zerſtreuung dienen und 
fie fir einen Augenblid die bejchtwerliche Seite ihres Looſes vergejien machen 
joll. Wenn indeß der Hunger jelbit zu Haufe ſich nicht fühlen läßt, jo ift 
doch das Elend im Wachjen begriffen. Der geringe Lohn, welcher dem Ar: 
beiter das Sparen zur jtrengen Pflicht macht, flüjtert ihm fortwährend Ver— 
zweiflung ein, jo daß er mit gleichgültigem Auge in die Zukunft fieht umd 
eine Art roher und thierischer Selbſtſucht in ſich auffommen läßt, wodurd) 
jede Liebe zur Familie zerjtört wird. Wer einmal trinkt, trinkt immer. Der 
Tagelohn wird im Spielhaus dDurchgebracht, und oft auch dort zum voraus verjchries 
ben. Um den Uebeljtand recht wirdigen zu fünnen, muß man den Auftritten 
beigewohnt haben, die in gewiljen Gegenden an den Zabltagen beim Aug: 
treten aus den Werfjtätten vorfommen. Wir jahen unglüdliche Frauen, allein 
oder mit ihren Kindern auf den Armen, ihren Mann erwarten, um zu ers 
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langen, daß er nad) einem längeren Wortwechjel herausgebe, was für die 
dringendften Bedürfnifje der Haushaltung nothwendig iſt. Wie viele aber 
befommen nur Gemaltthätigfeiten! Wenn die Thüre ſich vor ihnen jchlieft, 
jo warten fie draußen den ganzen lieben Abend lang, unerachtet des Negens 
und der Kälte. Sie fehen mit blutendem Herzen zu, wie in einigen Stunden 
Saufgelage die geringen Hülfsmittel der Familie dahingehen, und wie ihr 
Mann fchließlich jo Bee zurückkommt, daß er fich nicht mehr aufrecht 
halten kann. Diefer Anblik erregt jo großes Mitleid, daß er bisweilen 
jogar den Wirthen zu Herzen geht und fie veranlaßt, vor dem Eingang in 
die Schenke eine Art Schirmdach zu errichten, das die unglüdlichen Frauen 
wenigſtens gegen das fchlechte Wetter ſchützt. 

Aber die Böllerei — werden Sie mir einwenden — erreicht doch nicht 

überall dieje äußerfte Grenze! Dieſes Later, jo allgemein in den nördlichen 
Ländern, in Deutfchland wie in Franfreich, iſt doc) gemäßigt in unſerm El: 
fa. — Nun ja, richtig; oder wenigftens war es jo bei ung, bevor die 
Schnapsfonfumtion in den legten Jahren jo riefige Fortichritte gemacht 
at. Seitdem der Schnapshandel und -Ausſchank infolge der deutjchen Ge: 
ebgebung ganz ſteuerfrei geworden ift, und wegen der Wohlfeilheit diejes Ge— 
tränfes hat die Völlerei bei den Arbeitern unſeres Landes jcheußlich zuge: 
nommen. In Mülhaufen hat fi) der Branntwein-Confum innerhalb 10 Jahren 
verzehnfacht, da er von 250 SHeftoliter im Jahre 1870 auf 3000 SHektoliter 
im Sabre 1877 gejtiegen ift. Der Mißbrauch des Branntweines verbreitet 
fih von den großen induftriellen Sammelplägen auf die im Lande zerjtreuten 
Manufakturen. Deſſen Wirkungen find folche, daß der aus Preußen impor: 
tirte Alkohol im Volksmunde mit der Bezeichnung „Petrolgeſöff“ charafterifirt 
wurde. Das fchredliche Zunehmen des Alkoholismus bedroht die elfähliichen 
Arbeiter mit einer heftigen Wiederkehr des Elendes. Die öffentliche Gefund: 
heit ift bereit3 merklich davon ergriffen und es wäre fchon längjt Zeit, daß 
Regierung und Gejeggebung durch hohe Steuern den Schnaps vertheuren mögen, 
hiengegen die Zölle auf Wein ermäßigen und die Bierftener freigeben. Solde 
Maßregeln hätten jedenfalls eine konjervative Wirkung. 

Unter der Einwirkung des zunehmenden Altoholfonfums ift das mittlere 
Lebensalter im Begriff unter 18 Jahre herabzufinfen, wie e8 Dr. Billerme 
für die Arbeiter in den Wollfabrifen zu Mülhauſen andeutete, bevor die 
Maßnahmen zur Verbefjerung der Wohnungen und Verminderung des Arbeits 
tages getroffen worden. Die Herabfegung der täglichen Arbeitsdauer und die Erbauung 
der Arbeiter-Quartiere hatten feit 40 Jahren in dem Dafein der Fabrikarbeiter 
eine recht anjehnliche Aufbeilerung hervorgebracht. Diefe Beiterung könnte 
noch von Tag zu Tag zunehmen, wenn nicht das Lafter diefem Fortichritt 
Einhalt thun würde. Ya, das Lafter, die Sittenlofigkeit, das ift das große 
Hinderniß, das urjprüngliche Hemmniß, welches fich der Enttwicelung jelbit 
des materiellen Wohles der minder begünftigten Klaffen entgegenjegt. Jeder 
vorurtheilsfreie Beobachter muß dieſe Thatſache conftatiren, umd wir können 
nicht umbin, zum Belege unferer Behauptung, einen bewegten Paſſus aus der 
„Ourriere“ anzuführen. Da empfiehlt Herr Jules Simon in beredten Worten 
die Berbejjerung der Wohnungen und jpricht dann weiter: „All' dieſes Elend, 
diefer Brodmangel, dieſe Fetzen, dieſe nadten Stuben, dieje feuchten Löcher, 
dieſe abjchredenden Krankheiten find nichts im Vergleich mit dem Ausſatz, der 
die Seelen zernagt. Die Väter, deren Kinder vor Hunger fterben, bringen 
die Nächte mit Schlemmen im Wirthshaufe zu; die Mütter werden für die 
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Sitten ihrer Töchter gleichgültig, fie wiljen von deren Projtitution nnd rathen 
dazu: weder Vater noch —* bemühen ſich, ihre unſchuldigen Kinder dem 
Abgrunde zu entreißen, der ſie ſelbſt verſchlungen hat. Und wir würden dieſer 
Verdorbenheit und dieſem Elend gegenüber unempfindlich bleiben! Wir würden 
kalt abwarten, bis das Uebel den höchſten Gipfel erreicht hat, ohne zum Mit— 
leid bewegt und im Gewiſſen beunruhigt zu ſein! Wir würden zu deſſen Be— 
kämpfung nicht anwenden, was Gott uns an Herz und Verſtand mitgetheilt 
hat! Können wir glauben, Gott und der Menjchheit nichts mehr ſchuldig zu 
fein, nachdem wir einiges Almofen gegeben und einige Vorſchriftsartikel auf- 
geſetzt haben, gleich ala handelte es fich nicht um das dringendfte aller Interefjen, 
um die größte aller Pflichten! Das Uebel, an dem wir leiden, gehört zu den— 
jenigen, Die nur geheilt werden fünnen, wenn man ſich mit Herz und Muth 
daran madıt.” 

Bon der Nothwendigkeit die Wohnungsverhältnifie zu verbejjern durchdrungen, 
und aud mit dem Wunfche die Sparjamfeit zu erleichtern, ließ im Jahre 1850 
die Mülhaufer „Inöuftrielle Geſellſchaft“ einen Genofjenichafts:Entwurf aus- 
arbeiten zur Erbauung neuer Quartiere und Häufer, die unter den bejtmöglichen 
Bedingungen an die Arbeiter verkauft werden follten. In demjelben Fahre 
hatte Herr Jean Zuber aus Rixheim von der Weltausjtellung zu London die 
Pläne eines Mufterhaufes für vier Arbeiterfamilien, welches durch die Fürſorge 
des Prinzen Albert errichtet worden war, mitgebracht. Seitens der „Indus 
jtriellen Gejellichaft" wurden diefe Pläne jtudirt und unterjucht, welche 
Art Gebäude zum Wohlbehagen und zur Sparjamfeit am meijten beitragen 
würde. Die Ehre der endgültigen Zufammenfegung einer Gejellichaft zur Her: 
ftellung der Arbeiter-Quartiere gehört Herr Jean Dollfus, welcher auch die 
Bildung eines Vereins zur Unterjtügung der Wöchnerinnen zuerit angeregt hat. 
Bemerfen wir jedoch, daß eine Gruppe Mülhauſer Induftrieller Schon im Jahre 
1836 für 800,000 Mark Unterzeichnungen zu demjelben Zwede gefammelt hatte. 
In Folge Fritiicher Zeitumftände des nächjtfolgenden Jahres ließ man leider 
diefen erjten Verjuch fallen. Damals? hat Andre Köchlin in der Umgebung 
feiner Werfjtätten Schon Wohnungen für 36 Familien errichten lafjen; jede 
derjelben bejtand aus 2 Zimmern, einer Küche und einem Speidjer, zum Ge— 
fammtpreis von 10--12 Marf monatlich, während in Mülhauſen die Mieth- 
zinfe das Doppelte betrugen. Jeder Wohnung jchloß ſich ohne Preiserhöhung 
ein — an, das theilweiſe die zum Haushalt nöthigen Gemüſe hervor— 
brachte. 

Bei Errichtung der Arbeiterviertel auf dem nämlichen Maßſtabe befand 
man ſich vor zweierlei Anfichten: jollte man fich für geräumige Gebäude aus— 
fprechen, in denen eine große Anzahl Familien untergebracht werden könnte, 
oder Wohnhäufern, worin jede Haushaltung gut abgejondert wäre, den Vor— 
zug geben? In einer großen Stadt, wo die Baupläße theuer bezahlt werden, 
biegt allenfall3 der Vortheil des Spekulanten darin, daß auf demjelben 
Bodenraum möglichit viele Wohnungen unter einem Dache vereinigt werden. 
Allein das allzunahe Zufammenmwohnen zahlreicher Familien wirkt ſchädlich 
auf die Sitten und Gefundheit, die eine bejjere Gewähr finden in Eleineren 
Häufern, wo die fchlechten Gelegenheiten jeltener find und two die Geſammt— 
verbürgung der Einwohner weniger getheilt, aber um jo reeller ift. In Folge 
dejien gab die mit dem Feitjegen der Pläne beauftragte Kommiffion von vorn— 
herein den Gedanken an große Gebäude auf und Sprach ſich für abgejonderte 
Wohnijtätten aus. Um den Anfang der Cités zu bilden, beichloß man ver: 
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ſuchsweiſe eine Reihe Häufer nach verjchiedenen Umriljen zu bauen, mobei 
man vom dreifachen Gefichtspunfte der Errichtungsfojten, der Uebereinjtimmung 
mit den Bedürfnijjen der Arbeiter und des jährlichen Einbringens ausging. 

Zu diefem Zwecke fam im Jahre 1853 zu Mülhaufen eine Zivilgejell: 
Ichaft zu Stande mit einem Grundkapital von 240,000 Mark, das in 60 Aktien 
a 4000 Mark durch 20 Unterzeichner zufammengebracht ward. Dieje Gejell: 
ichaft Hatte Herrn Sean Dollfus zum Vorſteher und erhielt von der fran- 
zöſiſchen Negterung einen gleichfalle hohen Zuichuß von 240,000 Mark. Die 
Bauunternehmer begannen am 20. Juli desjelben Jahres die Grundarbeiten 
auf einer Bodenfläche von 8 Hektares in der Nähe von Dornach. Etwas ein- 
facheres als der allgemeine Abriß der eriten Arbeiter-Cite gibt es nicht. 
Hauptitraßen von 8 Meter mit Fußteigen von je 1'/, Meter Breite durch— 
jchneiden diejelbe in ihrer ganzen Länge. Die Querſtraßen freuzen die Haupt: 
jtraßen rechtwinfelig und meſſen in der Breite 5 Meter mit Fußſteigen von 
ebenfall3 1’/, Meter; längs derjelben find Brunnen und gepflafterte Ableit- 
ungsrinnen angebracht. Die Gallen und Fußiteige jind mafadamifirt, mit Gas 
beleuchtet und mit Linden eingefaßt. Darunter zieht eine ausgemanerte Doble 
dahin. Im eriten Jahre baute man 100 Häufer nach verjchiedenen Umriſſen, 
deren Preis auf 1480 bis 2320 Mark jtieg. Der Staatszuſchuß wurde auf An: 
legen der Straßen, Abzüchte, Fußiteige, Brunnen, Pfahlwerke und Baum: 
pflanzungen verwendet. Somit war nicht nur das Haus von dem ver: 
hältnigmäßigen Antheil diefer Gemeinkoften frei; mit dem Staatszuſchuß war 
e3 möglich, das Arbeiterviertel auch noch mit Badeanitalten, mit Waſchhäuſern 
und einer Bäderei, wo die Bevölferung jofern fie mit baarem Geld einkaufte, 
das Brod zum Herjtellungspreife beziehen Eonnte, auszujtatten. 

Die Häufer der Arbeiterviertel zu Mülhaufen find nad) einem vierfachen 
Mufter hergejtellt. Zunächſt gibt es Häufer mit Erdgefhoß und Stockwerk, 
die reihenmweije je zwei und zwei an einander angebaut find; das find diejenigen 
der erjten Zeit, auf welche man feither Verzicht gethan hat, weil das Aus— 
lüften Schwierigfeiten unterworfen ift. Man zieht Häufer mit je vier Wohn: 
ungen vor, die inmitten eines viertheiligen Gartens ftehen, damit jeder Eigen: 
thümer über die ihm zufallende Partie frei verfügen kann. Da nad) dieler 
Einrichtung die Zimmer von beiden Seiten Luft erhalten, ſind fie gefunder 
und heiterer und verdienen den Borzug. Einige diefer Häufer find einjtödig, 
andere haben blos das Erdgefhoß. Nach einem vierten Muſter find Häufer 
zwijchen Hof und Garten reihenmweile aufgeführt: fie jehen der erjten Bauart 
ziemlich gleich, fommen aber viel höher zu jtehen. Da mit der Zeit die Ma- 
terialien und der Arbeitslohn aufgejchlagen haben, jo hat jeit 25 Jahren der 
Preis der gebauten Häufer auch zugenommen. Die Häufer nad) dem zweiten 
Mufter, mit Erdgefhoß und Stodwerf, kann man heut zu Tage auf 2800 
bis 3040 Mark jchägen, und auf 2260 Mark diejenigen mit einfachem Erd: 
geihoß, Garten und Baufojten miteinbegriffen. Die Häufer des vierten Planes, 
welche zwijchen Hof und Garten jtehen, wurden im Jahre 1854 zu 2430 Mark 
verkauft, im Jahre 1879 dahingegen Eofteten fie 4000 bis 5000 Mark. 

Bei der legten im Monat Juni 1882 vorgenommenen Zählung waren 
von den 1012 jeit 30 Fahren erbauten Häujern 1000 zum Preis von 
3,528,872,30 Mark einschließlich Kontrakt: und Nebenfoften, verkauft, und — 
was noch mehr zum Erjtaunen iſt — waren diefelben von ihren Erwerbern 
fat vollitändig bezahlt. Won den jämmtlichen Auslagen der Mülhauſer Ge 
jelljchaft für Arbeiterwohnungen waren nur noch 604,042,40 Mark rüditändig. 
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Seither find wieder eine Anzahl Häufer errichtet worden. Das unterzeichnete 
Grundfapital der Gejellichaft hat nie 284,000 Mark überftiegen; mit diefer 
Hauptfumme hat man, mitteljt Anleihen zu 5 und 4,50 Prozent, mehr ala 
2'/, Millionen Mark auf Wohngebäude verwenden fönnen. Während der 
fünf erjten Jahre nach jeder Geldaufnahme, bezahlte die Gejellichaft blos die 
Zinſen der entlehnten Summen, mit dem Beding, daß dann während der 15 
folgenden Fahre das Kapital in Fünfzehnteln zurüdgezahlt würde. Auf diefe 
Weiſe fonnten die Anleihen mit den Jahresabträgen der Hausbeſitzer getilgt 
werden. Derjelbe Fonds bleibt jomit fortwährend im Umlauf und, nachdem 
die allgemeinen Koſten einmal gededt find, genügt ein ziemlich ſchwaches Grund- 
fapital, um das Geichäft auf unbejtimmte Zeit im Gang zu halten. 

So großen Erfolg hatten die erjten Arbeiter-Eites, daß das in Mülhaufen 
gegebene Beijpiel in kurzer Zeit viele Nahahmer im In- und Ausland fand. 
Im Eljaß haben wir jegt Arbeiter-Eites in Colmar, Gebweiler, Sentheim, 
Walbah und Zabern. Das im Jahre 18656 angefangene Arbeiterviertel zu 
Colmar verdankt fein Entjtehen dem Fabrikbefiger Anton Herzog zu Logelbach. 
Dasjelbe erhebt fich zwijchen der Stadt Colmar und der Weberei „Bagatelle“; 
den erjten Theil bildet eine Reihe von 9 geräumigen Hauptgebäuden, deren 
Anblick umd innere Einrichtung eine große Abwechjelung darbietet ; ſämmtliche 
Gebäude find einſtöckig. Die zwei Neihen längs dem Zugang nad) der „Ba= 
gatelle” entiprechen zwei Grundformen. Die Ekhäufer find auf 3, die Zwiſchen— 
häuſer nur auf 2 Seiten beleuchtet. Jede Wohnung, mit Keller und Speicher 
verjehen, hat zwei Thüren, wovon eine auf die Hauptfronte nach der Straße, 
die andere im Innern des Quartier, auf einen Kleinen Hof und Schuppen 
geht. Die Fenjteröffnungen der Hauptfronte find breiter, um die Einrichtung 
Heiner Werkjtätten zu erleichtern. Nöthigenfalls könnten die Zwijchenhäufer, 
welche je 3 Zimmer haben und daher auch die theuerjten find, 4 getrennte 
Haushaltungen aufnehmen. Die beiden Parallelreihen, welche gegen Norden 
bin die entgegengejegte Seite des Duartiers bilden, erhalten ebenfalls Licht 
von zwei Seiten; dieje Häufer often weniger, und in jedem derjelben läßt fich 
ein Zimmer mit bejonderem Eingang abjchliegen. In der Zentralreihe jehen 
wir das Urbild von Mülhauſen verwirklicht, mit dem Unterjchiede jedoch, daß 
die Häufer nicht zu vier und vier dajtehen. Mit Ausnahme der Edhäufer 
haben ſie Fenjter nur auf einer Seite, was ein namhafter Nachtheil wäre, 
wenn nicht das Auslüften durch Windfänge erleichtert würde. Dazu befindet 
fih eine Holzgalerie, eine Art Veranda an der Außenjeite des Stodwerfes, 
wo die Zimmer auch höher find als im Erdgefhoß. Im Parterre iſt Die 
Hauptjtube, ein Schlafgemach und eine Küche; im Stodwerke find 2 Zimmer, 
wovon eines fehr geräumig iſt und im Nothfalle durch einen Verſchlag getheilt 
werden fanı. Zu den Häufern der Zentralgruppe jowie auch der vier Reihen, 
welche in gerader Richtung auf die Avenue „Bagatelle* jtoßen, gehören Gärtchen. 
Hier enthalten die Eckhäuſer 2 Wohnungen mit Keller, die eine im Parterre, 
die andere im Stodwerfe, jede mit einer befonderen Eingangsthüre, die auf 
einen Fleinen Garten geht. In diejen legteren Reihen, wie auch im Zentral: 
fompler find die Häujer zu zweien an einander gebaut und, an den Gden 
ausgenommen, haben nur Deffnungen auf einer Seite. 

Diefe Anordnungen zeigen, daß der Gründer des Arbeitervierteld zu Col: 
mar die Untermiethungen nicht verhindern, jondern befördern wollte, um die 
Miethzinje zu vermindern und einer größeren Familienzahl zugänglich zu 
machen. Um die Wohnungen jo viel ala möglich abzujondern, gab er den 
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Häufern verjchiedene Eingänge, wodurd ein Theil davon abgetrennt werden 
kann, ohne daß der Hauptmiether in feinem Hauswejen gejtört wird. Die 
Miethzinfe Ichweben übrigens zwijchen 4 und 21 Mark. Für 5 bis 6,50 Mart 
fann man ein Zimmer mit Küche und Kellerchen haben; für 8 Mart zwei 
Zimmer mit Keller; für 12 Mark zwei größere Zimmer mit Keller, Speicher 
und Garten; für 16 Mark vier Zimmer mit Keller, Speicher und Garten. 
Die höchiten Miethzinfe betragen 21 Mark monatlidy für 4 Zimmer mit Wert: 
ftätte, Speicher und Garten. Ein abgejondertes und außerhalb diejes Quartiers 
liegendes Gebäude enthält Wohnungen, die nur 4—5'/, Mark koſten, aber 
auch nur aus einem Zimmer bejtehen. Die Baueinrichtung entjprach einem 
wirklichen Bedürfniß, Keine Haushaltungen oder Junggefellen unterzubringen. 
Derartige Wohnungen dürften indeß nicht zu jehr vermehrt werden, um nicht 
in die Fehler zurüdzufallen, welche die Stifter der Arbeiter-Cités angelegentlichit 
vermeiden wollten. 

Die innerhalb der Arbeiter-Cite zu Colmar belegenen Häufer verfügen 
meiltentheils über ein Gärtchen: dieſe Eleinen Luſtſtücke, mit einem bunten 
Schmelz von Blumen prangend und durch eine Durchlichtige Einfriedung von 
der Straße abgejchlojien, geben dem Viertel ein munteres Ausjehen. Im 
Sommer jchügen die Sträuche und das Grün die Wohnungen vor der Hige. 
Außerdem begegnet dieje Einrichtung dem Nachtheil, der aus dem Zuſammen— 
rüden vieler Wohnhäufer erwächſt; denn auf der Straßenbreite und im Gärtchen 
findet die Luft Spielraum genug, abgejehen davon, daß die einſtöckigen Häufer 
der freien Yuftbewegung wenig Eintrag thun. Zu bedauern ift, daß die 
Gärtchen nicht größer find. Man gab ihnen mehr Umfang in den Mülbaufer 
Gites, wo jede Haushaltung jährlih für 24—32 Marf Gemüje einheimft. 
Die ganze Familie beichäftigt fich mit dem Garten, jedermann interefiirt ſich 
für denjelben: Water, Mutter und Kinder. Jeder bat da feine Aufgabe umd 
verwendet die Freiftunden, Morgens vor Beginn der Arbeit, Abends bei der 
Heimkehr, zum Säen, zum Pflanzen, zum Begießen. Während der jchönen 
‚Jahreszeit ruht man dort in der Kühle aus, anftatt auseinander zu geben wie 
früher, die Frauen und Mädchen auf die Gaſſe, die Männer ins Wirthähaus, 
Alles zum großen Verderben der guten Sitten. 

Die 72 Wohnungen der Colmarer Gite koſten je 2932 Mark im Durdy: 
Ichnitt, zujammen 211,140,30 Darf, während im Jahre 1854 die Aufführung 
der eriten 100 Häufer in der Mülhauſer Eite nur 205,120 Mark koſtete. 
Dieje Differenz erklärt fich einerjeit® aus der Vertheuerung der Arbeit und 
des Baujtoffes; andererjeits begehrte der Gründer der Colmarer Cité feinen 
Staatszuichuß und mußte er daher die Anlagefojten der Straßen und des 
Zugehörs, wofür die Eigenthümer der Mülhaufer Cite nichts auszugeben 
brauchten, auf jeine Häufer jchlagen. Zur Verwirklichung feines Vorhabens 
rief Derr Herzog im Monat Juni 1866, unter dem Namen „Societe 
immobiliere de Colmar* eine Geſeliſchaft mit beſchränkter Haftung ing 
Leben, deren Grundkapital 800,000 Mark betrug, in 1000 Aktien & 
800 Mark, die anfänglich 90 Unterzeichner unter ſich vertheilten. Seitber 
jind dieſe faſt jämmtlich durch Herrn Herzog ausbezahlt worden, welcher 
gleich beim Beginn des Unternehmens fich anheiſchig gemacht hatte, für ſeine 
Aftien feine Zinfen zu nehmen, bis die Gejchäfte der Gejellichaft es geitatten 
würden, den übrigen Aktionären 5 Prozent für ihre hergegebenen Gelder zu 
entrichten. Die Verbindung hatte zum wejentlichen Zweck, Arbeiter-Wohnungen 
zu erbauen, und dann diejelben zum Herjtellungs-Preife abzugeben oder zu 
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vermiethen ohne einen andern Gewinn als die Zinjen der gewöhnlichen An- 
legungen in Anjpruc zu nehmen. Dies auch ift im Vertrag fejtgefegt, den 
am 10. Juni 1853 die Beförderer der Gejellichaft für die Arbeiter-Cites zu 
Mülhaufen unterjchrieben haben: „Da die Aktionäre lediglich dag Wohl der 
Arbeiter und die Beichaffung gefunder und anjtändiger Wohnungen für fie be: 
abfichtigen, und fich zum Ziele jegen, ihnen für den möglichjt billigen, d. h. 
für den Kojtenpreis die Erwerbung der Häufer und Dependentien, twelche die 
Gejellichaft wird errichten laſſen, zu erleichtern — jo berechtigt jede Aktie 
nur, und wird immer nur berechtigen auf die herabgejegten Zinjen von 4 Pro- 
zent und auf die Rückzahlung des gezeichneten Kapitals. Die Aktionäre ver: 
bieten fich jeden Anjpruch auf irgend einen Gewinnſt.“ 

Bon allem Uebrigen abgejehen, kommen die Häufer der Colmarer Cité 
höher zu jtehen als diejenigen der Mülhaufer Biertel. Das hat feinen Grund 
darin, wie wir jchon bemerft haben, daß die Colmarer „Societe immobiliere* 
auf ihre eigenen Kräfte angewieſen und ohne Staats: oder Gemeindezufchuß 
war, und daher die ziemlich beträchtlichen durdy den Straßenbau veranlaften 
Ausgaben auf die Gebäude jchlagen mußte. Während des erjten Jahres baute 
man 72 Häufer, mit der Abjicht, nad) Maßgabe der Bedürfnifje eine Reihe 
ähnlicher Quartiere aufzuführen. Die zu dem Zwede erworbene Bodenfläche 
betrug 16 Heftares zum Preis von 1,72 Mark pro Quadratmeter. Herr 4. 
Herzog hatte im Sinne, dieſe neuen Arbeiterviertel mit Schulen, Kleinfinder- 
ichulen und Emeritenhäufern auszuftatten. Um die Entwidelung der Kleinen 
Industrie zu fördern, jollte die Geſellſchaft — vermitteljt einer erjten Einlage 
von 10 Prozent und langer Termine für die Rüdzahlung der Vorſchüſſe — 
eine Serie Feiner Werfjtätten von allen Gattungen, unter denen mehrere das 
Logelbach-Waſſer zum Betriebe benugen könnten, nach Plänen zu errichten, 
die ihr zur Prüfung vorgelegt würden. Unglüclicherweile fam dann der une 
heilvolle Krieg von 1870— 71 und that all! diefen Projekten Einhalt, und jo 
blieben diejelben jeither umausgeführt. Höchjtens brachten einige neue Gebäude 
die Zahl der verfügbaren Wohnhäufer in der Arbeiter-Cite von 72 auf 9, 
wovon mur eines bis jegt verkauft werden konnte, und zwar an den Bäder 
des Duartiers, nicht an einen Fabrikarbeiter. 

Grundjäglich jollte die Stiftung der Arbeiter-Eites nebjt der Wohnungs: 
verbejjerung zum Sparen anregen und das Belisthum den Proletariern 
leichter zugänglic” machen. Gewöhnlich find die Arbeiter feine Kapitalijten 
und hat man daher von ihnen nicht begehrt, daß fie den Gejammtpreis der 
ihnen angebotenen Häufer mit baarer Münze jofort bezahlen. Die Gejellichaft 
der Mülhauſer Eites begnügt jich bei jedem Berfauf mit einer Einzahlung 
von 200 bis 280 Mark, je nach dem Werthe der Liegenschaft. Sobald dieſe 
Summe eingeliefert ijt, wird der Käufer Eigenthümer, gehört das Haus ihm 
an. Sm Betreff der rejtirenden Summe genügt e8, wenn er jich verbindlic) 
macht, jeden Monat durchichnittlich 16 bis 24 Mark abzutragen; dieſe Ab- 
ihlagszahlung ift fo berechnet, daß nach 14 bis 15 Jahren das Haus völlig 
ausbezahlt wird. Auf dieſe Weije kann ein Arbeiter ein Haus im Werthe 
von 2800 Mark erwerben, indem er auf das erjite Mal blos 240 Marf aus: 
gibt. Seine weiteren Monatszahlungen gehen nicht über den einfachen Mieth— 
zins hinaus, der in der Stadt für eine minder bequeme Wohnung gefordert 
wird; kaum find fie höher als die Miethe, welche von der Verwaltung der 
Cites für die nämlichen Häujer begehrt wird, weil man dem Käufer nur 
5 Prozent des Liegenjchaftswerthes in Anrechnung bringt, während der Miether 
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7 bis 8 Prozent diefer Summe bezahlt. Kauft alfo ein Arbeiter ein Haus, 
das 2800 Mark Werth und in 15 Jahren zahlbar ijt, jo gibt er in Wirk: 
lichkeit nur 1200 Mark mehr aus, als wenn er einfacher Miether im dem 
Biertel gewejen wäre. Als Miether in einem andern Stadtviertel hätte er 
für Hauszing diefelbe Summe wie für die Bezahlung jeines Haujes in der 
Cité ausgegeben, ohne dabei auch nur Etwas zu erjparen. Dieje Thatſachen 
erklären, ohne jede andere Erläuterung, den Erfolg des Unternehmens für die 
Miülhaufer Arbeiterviertel. 

Nichts ift übrigens einfacher und regelmäßiger als die Art und Weile, 
die jpezielle Rechnung jedes Hauserwerbers aufzuftellen. Der Arbeiter empfängt 
ein Büchlein, das eine genaue Abjchrift feines Konto-Korrent mit der Eite- 
Gejellichaft enthält. Jedes Jahr wird diefe Rechnung mit fünfprozentigen 
Zinſen abgeſchloſſen. Da aber dieje Zinjen fich mit den Abzahlungen deden, 
jo bringen fie dem Käufer beträchtliche Vortheile und erleichtern ihm die 
Tilgung der Schuld, indem fie Sparfafjendienjte thun. Dem Käufer wird 
daher bei jedem Abjchluß mur die Differenz der Zinſen zur Laſt gejchrieben. 
Jede Abſchlagszahlung läßt ſich durch eine vom Ausſchnittregiſter (journal 
à souche) getrennte Quittung erweiſen: Die Quittungen find gleichförmig und 
die Abjchnittsvignette (talon) bleibt, um jeder Bejtreitung vorzubeugen. In— 
folge diejer regelmäßigen Nechnungsart kann der Arbeiter jeine Lage der Ber: 
käufer-Geſellſchaft gegenüber zu jeder Zeit erkennen. Das iſt für ihn und 
ſeine Familie ein mächtiger Sporn zur Ordnung und Sparſamkeit. In dem 
Verkaufskontrakt wird lediglich bedungen, daß die Liegenſchaft in ihrem äußern 
Stand belaſſen, der Garten bebaut und die Einfriedung unterhalten werde. 

Die Hauptbedingung, an welcher die Gründer der Cités durchaus feſt⸗ 
halten, liegt darin, daß kein Erwerber ohne ſpezielle Ermächtigung ſeitens der 
Verwaltung, ſein Gut vor 10 Jahren verkaufen könne. Indem die Geſell— 
ſchaft die Häuſer zum Koſtenpreis veräußert, fordert ſie die letztere Verpflich— 
tung, um Spekulationen zu entgehen, auf welche ſie ſelbſt Verzicht leiſtet; ſie 
könnte nämlich für ihre Gebäude höhere Preiſe erzielen, wenn ſie dieſelben 
andern Erwerbern als den Arbeitern abgeben wollte. Wenn es jedem Er— 
werber freiſtände, ſein Gut nach der Erwerbung ſofort wieder zu verkaufen, 
würden viele der Verſuchung eines Mehrwerthes nicht widerſtehen und würde 
der Handel gar oft fingirt ſein, da die Spekulanten ohne Anſtoß Arbeiter 
vorſchieben würden, die nicht kaufen oder ſich nur ſtellen als kauften ſie, um 
nachher die wohlfeil gekauften Häuſer an dieſelben abzutreten. Anſtatt die 
Luſt zum Sparen zu wecken, würde man mit der Duldung ſolcher Umtriebe 
nichts erzielen als die Anregung einer verderbenden Habſucht. Mit Recht 
will die Verwaltung davon nichts wiljen und ift eine Befitfrijt von 10 Jahren 
vor dem Wiederverfauf nothwendig. Um den Spekulationen zuvorzufommen 
und den Familien Zeit zur Annahme von Spargewohnheiten zu geben, genügt 
e3, jie an ihr Haus zu fejleln, ohne jedoch ihre Freiheit zu viel zu hemmen. 
Ausnahmsweiſe und falls der neue Käufer auch ein Arbeiter iſt, zögert man 
indeß nicht mit Erlaubniß zum Wiederverkauf vor der beſtimmten Friſt. Bis 
weilen veranlaſſen auch verſchiedene Urſachen das Aufheben von Verträgen, 
wie der Tod eines Familienvaters, die Berufung eines jungen Mannes, deſſen Ver— 
dienſt die Hilfsmittel der Familie verſtärkte, zum Militär, eine andauernde In— 
duſtrie-Kriſis. Im dieſem Falle wird die Uebereinkunft immer gütlich getroffen 
und auch möglichſt zum Vortheil der Erwerber, die dann als Miether be— 
trachtet werden und von der Verwaltung den Ueberſchuß ihrer geleiſteten 
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Monatszahlungen zurüdziehen. Nachdem man den ehrlichen Familien den 
Hauserwerb erleichtert hat, muß man fie wohl auch im Unglüdsfall für den 
möglichen Verluſt ſchadlos halten. 

Nur jelten bemerft man rüdjtändige Zahler und wenn folche vorfommen, 
jo find es die befjer bejtellten Arbeiter. Ein gewohnheitsmäßig höheres Ein- 
fommen bewirft nämlich die Vermehrung der Bedürfnijje, von denen jic die 
Arbeiter mit geringerem Verdienſt wohlweislicdy fern halten. Wuch darauf 
muß ich hinweiſen, daß die Verwaltung der Arbeiterquartiere zu Mülhaufen 
nie einen Berluft auf die verfauften Häufer zu verzeichnen hatte. Ausfällige 
Miethzinfe find ebenfalls jelten und unbedeutend, weil Vorfichtsmaßregeln ge— 
braucht werden. Unter franzöfiicher Herrſchaft vor 1870 wurden etwa 20 
Häufer durch junge Leute gekauft, die nach ihrer Befreiung vom Militärdienjt 
ſich auf's Neue an Stelle eines andern Militärpflichtigen anmwerben ließen, um 
aus dem gelöjten Erjegungsgeld ihren bejahrten Eltern ein Wohnhaus zu be: 
reiten und zu möbliren. Diejes [obenswerthe Verfahren zeigt, was Leute ver: 
mögen, die ihr Interejje verjtehen, und denen man hilft, die richtigen Ideen in 
Ausführung zu bringen. 

Mülhaufen wurde durch die Erbauung der Arbeiterviertel ganz umge— 
ihaffen und in dieſem indujtriellen Sammelpunfte ift jet die Wohnungsfrage 
gelöjt. Unter den Stiftungen, welche mit den Arbeitervierteln in's Leben 
traten, befindet ſich noch die Errichtung einer Bäckerei, wo das Brod zum 
Herjtellungspreije, um 8 Pfennige per Laib wohlfeiler ala bei den Bädern in 
der Stadt abgegeben wird, mit der Bedingung jedoch, daß baar bezahlt werde. 
Gedenken wir auch der Errichtung einer Rejtauration und einer Herberge für 
die Arbeiter auf ihrer Durchreife. In der Reftauration, die neben der Bäderei 
liegt, finden die auswärtigen Arbeiter ein wohlfeiles Mittagsmahl und Fünnen 
ſich eine Bortion Suppe, Fleiſch und Gemüfe abgeben laſſen. In der Herberge 
erhalten die Armen und Mittellofen auf der Durchreife Eſſen und Nachtlager. 
Dieſe Herberge wurde im Jahre 1859 von Herrn Jean Dollfus, dem Gründer 
der Eites, erbaut; fie enthält zwei größere Säle, einen für die Männer und 
einen für die Frauen, die je 15 bis 20 Perſonen aufnehmen fünnen. Die 
Gäſte Schlafen auf guten Strohjäden mit wollenen Deden; am Abend werden 
ſie mit Mehlſuppe und Brod nach Belieben bedient, die Vorjchriften erlauben 
aber nicht, daß fie mehr als eine Nacht bleiben. Mehr als 5000 Reiſende 
werden jo während des Jahres beherbergt; unter ihnen befinden ich viele 
Deutiche, dann Schweizer, Italiener und Eljaß-Lothringer. Die Unterhalt: 
ungsfojten betragen jährlich circa 3600 Marf. Mit einer freiwilligen Gabe 
von 80,000 Mark des Herrn Siegfried ließ die „Induſtrielle Gejellichaft“ 
im Jahre 1870 auch ein Vereinshaus heritellen, das zu VBerfammlungen dient, 
deren Bejucher jedoch nicht gewöhnliche Arbeiter find. 

Ueberall wo die Wohnungen nicht genügen, lajjen die Fabrikbeſitzer neue 
Häufer aufführen, in denen die Arbeiter behaglicher logirt werden. Außer 
den Arbeitervierteln zu Mülhaufen und Colmar befinden ſich auch ſolche zu 
Gebweiler, Beaucourt, Sentheim, Grafenjtaden und Bijchweiler. Dieje Häufer, 
fie mögen zu verfaufen oder blos zu vermiethen fein, bieten jänmtlich den 
Fabrikarbeitern eine wenigftens anjtändige Wohnjtätte. In Gebweiler hat 
Herr Bourcart Häufer errichten Lajjen, die 56 Familien zur Miethe ges 
eben find; in Sentheim hat Herr Bian 28 Häufer, nicht gruppenweiſe, 
— in der Gemeinde vereinzelt, nach verſchiedenen Plänen gebaut. In 
Beaucourt- haben die Chefs der Japy'ſchen Manufakturen, wo mehrere 
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Taufend Arbeiter mit der Uhren: und Kurzwaarenfabrifation bejchäftigt find, 
ein Grundkapital von 160,000 Mark gefammelt, um Vorſchüſſe zum Häufer: 
bau zu leijten, unter der einzigen Bedingung, daß die Erwerbniſſe innerhalb 
einer elfjährigen Friſt jchuldenfrei gemacht werden. In Rothau tritt die Ge— 
meinde den Fabrifarbeitern Baupläge zu I—32 Marf pro Ar ab, während die 
Hilfskafje des Steinheil’schen Gewerfes ihnen auf Hypotheken Vorſchüſſe von 
00 bis 2000 Mark zum Aufbauen macht. Auf Zornhof bei Zabern bat 
Herr Goldenberg ebenfall® um jein Eifenwerf herum eine Menge einzeln 
jtehender Häufer in mannigfaltiger Bauart aufführen laſſen, die mit je einem 
Garten und einem Feldſtück an die Arbeiter der Umgegend zu einem mäßigen 
Preis vermiethet find. Es ijt unmöglich hier in einem Blick alle die jinn: 
reichen und vielfältigen Kombinationen zu umfaſſen, welche erdacht wurden, 
um die Arbeiterfamilien bejjer unterzubringen und in ihnen die Sparluft zu 
weden. Unter dem Drud der öffentlichen Meinung vollzieht ſich überall die 
Berbejjerung der Wohnungen zu derjelben Zeit, als auch die Löſung dieſer 
Trage viele Arbeiter zu Eigenthümern erhebt und fie durch den Gedanken er: 
mutbigt, daß fie fchließlich ihren Kindern den häuslichen Heerd als Erbtheil 
hinterlafjen werden. 

„Erbtheil! rufen wir mit Jules Simon aus, das ift ein neues Wort in 
der Gejchichte der Arbeiterfamilien. Ja, die Kinder werden ihrem Vater in 
dejien Eigenthum nachfolgen, fie werden einſt Herr dieſes hübjchen Gartens, 
Zeugen ihrer Kindheit, dieſes Heerdes, wo ihre Mutter fie anlächelte. Wenn 
dieje einmal verſchwunden tjt, jo werden fie im Haufe diefelbe überall mit dem 
Andenken an ihre Liebfofungen und Rathichläge wiederfinden. Sie auch werden 
einjt ihren Kindern ihre Gejchichte erzählen; denn jeßt, da die Familie an 
einen Erdwinfel gefejjelt it, kann fie eine Gefchichte haben. Wir find nun 
weit von jenen Heimatlojen, jenen Halbwilden, durch die Anforderungen der 
Eigenthümer von einer Hütte in die andere getrieben, an die Unreinlichkeit ge: 
mwöhnt, aus Noth von einander getrennt lebend, an ihre Wohnjtätte nur 
denfend, um fich an ihr Elend zu erinnern, gezwungen im Wirthshauſe, bis 
weilen in der Sauferei einen Augenblick Bergnügen und Lerjtreuung zu 
juchen. Das Haus ift ärmlich, aber es ift das väterliche Haus und diejenigen, 
die es bewohnen und bejigen, fühlen fich in der menjchlichen Gefellichaft nicht 
mehr fremd. Sie begreifen, vielleicht zum erjten Male, die enge Verwandte 
Ichaft zwiſchen Beſitz und Arbeit!” 


(Schluß folgt.) 
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IV. Konſumvereine. 


Wie in politiſcher Beziehung die Aſſociation die Nationalitäten bildet und 
befeſtigt, ſo auch trägt ſie auf wirthſchaftlichem Boden zum Gemeinwohl bei 
und macht ſpeziell die Arbeiterklaſſen für ihre Intereſſen ſolidariſch verbindlich. 
Als Vereinigung der Kräfte, welche durch ihre Eintracht ſich mehren, als Ver— 
einigung der Schwächen, wodurch die Kollektivmacht entſteht, iſt die Aſſociation 
eine gewaltige Triebfeder beim Fortſchritte in allen Zeiten. Dieſe ebenſo 
feine als kräftige Triebfeder zu verbiegen oder zu knicken muß man ſich wohl 
hüten. Hoffnungen und Täuſchungen, denen die Thatſachen nicht immer ent— 
ſprechen, wurden erregt, als man das Aſſociationsprinzip in Form gemein⸗ 
ſchaftlicher Zuſammenwirkung zur Anwendung brachte. Die Kooperation, wie 
man das nennt, erſcheint heute als eine beſondere Art von Geſellſchaft, wo— 
durch die Arbeiler perſönlich zur Bildung eines Kapitals beitragen und dieſes 
Kapital für die Einzelnen wie für die Geſammtheit zu Zwecken der Produktion 
und der Konſumtion verbrauchen wollen. Den Urhebern dieſes Gedankens 
nach joll es feine Lohnarbeiter mehr geben, da jeder Produzent Gejellichafter 
wird und joll es auch feinen Zwiſchenhandel mehr geben, da jeder Konſument 
jein eigener Kaufmann wird. infolge deſſen wäre die Gleichheit unter den 
Bürgern endgültig bergeftellt, die Arbeit reichlicher belohnt und die nöthigjten 
Lebensmittel weniger koſtſpielig. Ein Blick auf die verichiedenartigen Koopera— 
tionsvereine, welche im Eljaß bejtehen, wird uns die Berlodungen und Irr— 
thümer, welche dieſer neuen Afjociationsform innewohnen, erkennen laſſen, zu: 
gleid) aber auch die Aufmerkſamkeit auf deren wirkliche Vortheile binlenfen. 

Zunächſt begegnen wir den Konfumvereinen in den meilten Fabrikſtädten 
unjeres Landes. Diejelben glücen bei weitem nicht alle. Dennoch find die 
guten Ergebnijje zahlreich und wichtig genug, um die Arbeiter zur Verbindung 
anzujpornen. Einer der ältejten Vereine dieſer Gattung ift die „Brodkaſſe“ 
zu Gebmweiler, welche 1832 gegründet wurde. Bon den Fabrikherren veran- 
laßt, vereinigte fich damals eine Anzahl Arbeiter, um Getreide en gros zu 
faufen und damit ihr Brod auf eigene Koften herſtellen zu laſſen, jtatt ihren 
Borrath im Einzelnen beim Bäder zu holen. Jeder jollte dadurch), daß er 
zur Ordnung gewöhnt wird, wohlfeiler zum Brode gelangen. Wenige Jahre 
nach Beginn des Unternehmens melden die Kaffenbücher auf 452,181 Laibe 
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Brod, die den DVereingmitgliedern je einen Grojchen unter dem gewöhnlichen 
Preife abgegeben wurden, bereits einen Gewinn von 10,400 Mark. Nebit 
diefer Erjparniß hatte die Gejellichaft auf das anderswohin verkaufte Brod 
noch einen Profit von 55,617.60 Mark zu Stande gebradt. Im Jahre 1849 
eritredte jich der Verein auf 340 Familien von je 4—5 Berjonen und war 
der Fortgang jo gut, daß der Gejchäftsfreis bald erweitert wurde. Er unter: 
nahm die Lieferung von Holz und verschiedenen Eßwaaren und gejtaltete ſich 
jogar zu einer Bank für umverzinsliche Darlehen. Die Gejellichaft Lieferte 
jährlich, außer dem Brode, für 15,000—16,000 Mark Holz, für 43,000 Mart 
Mehl, fir 8000 Mark Kartoffeln, Schmalz u. ſ. w. Ihre Geld-Anleihen 
beliefen fich jährlih auf circa 13,000 Marf. Zur Zirkulation genügen 
2400 Mark, weil die Vorſchüſſe auch nur auf kurze Sicht gemacht werden und 
die Entlehner ihre Verbindlichkeiten pünktlich erfüllen. Die Brodfajje zu Geb: 
weiler ijt für Niemand obligatoriich, läßt aber auch nur Mitglieder von notori— 
icher Sittlichkeit zu. Die Arbeiter verwalten mitteljt eines erwählten Komite's 
jelbjt das Geſchäft. Der Gejellichaftsfonds iſt aus freiwilligen Beiträgen 
gebildet; dabei iſt aber zu beachten, daß Ddiefe Beiträge nach dem Lohn— 
verhältniß der Gejellichafter berechnet jind, jo daß die beſſer bezahlten 
Arbeiter auch eine jtärfere Summe einzahlen. Vielleicht wäre es angebradıt, 
für die Einlagen eine vollftändige Gleichheit einzuführen, um Mißhelligkeiten, 
wodurch das Unternehmen gefährdet werden fünnte, vorzubeugen. Indeß wird 
durch die Gewinnvertheilung nad) Maßgabe der Beiſteuer die Wirkung diefer 
Ungleichheit verringert. 

In Zeiten der Kriſis und der Theuerung ließen fich oft Die Arbeitgeber im 
Eljaß angelegen jein, den Arbeitern ihrer Etablifjement® das Brod und die 
nöthigjten Yebensmittel zu herabgejegten Preijen zu liefern. In gewöhnlichen 
Beiten iſt dieſer Waarenverfauf in den Manufakturen nicht zu empfehlen, um 
bei den Arbeitern feinen Verdacht zu erweden, als würden die Fabrikvor— 
jteher bei dieſen Käufen profitiren. Gewiſſe Firmen verjtändigen ſich mit den 
Händlern und treffen einen Vergleich, wodurch Mebger, Bäder und Krämer 
fich verbindlich machen, den Arbeitern die Artikel von ftarfem Verſchleiß 
billiger als im Kleinverfauf zu verabfolgen. Der Preis der verkauften Waaren 
wird dann nach je vierzehn Tagen am Lohn abgezogen. Allein in dem Falle 
gewöhnen jich die Käufer leicht an’s Schuldenmachen. Den Borzug verdient 
daher der Baarfauf, und ift diefe Zahlungsart auch in den Konſumvereinen 
zu Thann, Mülhauſen und Sanct Amarin eingeführt. 

Der Konjumverein zu Thann, im Jahre 1865 von Herrn Scheurer-Kejtner für 
die Arbeiter der Fabrik chemischer Produkte gegründet, ift jegt ganz ſelbſtſtändig 
und wirbt jeine Mitglieder in allen Etabliifements der Stadt an. Die Zabl 
diefer Mitglieder betrug im Anfang 71 und heute ift fie verdoppelt. Dank 
einer guten Gejchäftsführung haben die Gewinne in gleihem Maße zuge 
nommen. Vorteilhafte, mit Großlieferanten abgeſ chloſſene Verträge ſetzen die 
Genoſſenſchaft in den Stand, ihre Mitglieder mit Eßwaaren von beſſerer Qualitãt 
und um 10 Prozent wohlfeiler zu verſorgen, als dies ſonſt im Kleinverkauf 
möglich iſt. Im Jahre 1878 hatte die Genoſſenſchaft einen Reſervefonds von 
2900.80 Mark. Die jährlichen Verkäufe hatten 49,244 Mark, die Brutto— 
Gewinne 6534.40 Mark und die Reingewinne 3920,80 Mark betragen. Dem 
Verfaufsmagazin jteht eine Frau vor, die den Abſatz bejorgt und 5 Prozent 
der Gejchäftsjumme als Gebühr bezieht. Um Mitglied der Genoſſenſchaft zu 
werden muß man, den Statuten zufolge, 9.60 Marf bezahlen umd ſich zu 
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Einfäufen für mindeitens 16 Marf im Jahre verbindlich machen. Das be- 
zeichnete Beitrittägeld muß im Laufe des eriten Jahres per Zwölftel von 
Monat zu Monat bezahlt werden. An den jährlichen Gewinnen werden 
höchſtens 20 Prozent abgezogen und damit der Nejervefond gebildet, woraus 
die eventuellen Verluſte gedeckt werden. Auf Antrag des Verwaltungsrathes 
kann die Generalverfammlung der Genoſſen berufen worden, um darüber zu 
enticheiden, ob der Nejerwefonds über 4000 Mark hinausgehen darf. Die Reinge— 
winne werden unter Die Theilnehmer nach Berhältnig der Einkäufe vertheilt. 
Was den Berwaltungsrath anbetrifft, bejteht er aus 6 Mitgliedern, die jedes 
Jahr neun gewählt werden. 

Der Konjumverein zu Mülhauſen endigte nach einer Lebensfriſt von 
mehreren Jahren in einer unbeilvollen Liquidation und zwar aus Mangel an 
genügender Aufficht und wegen einer zu fojtipieligen Verwaltung. Um den 
Arbeitern Zuverſicht einzuflößen, — wir haben es jchon gejagt — müſſen 
derlei Genoſſenſchaften aus Arbeitern bejtehen und von ihnen ſelbſt verwaltet 
werden; jonjt kommen fie nicht vorwärts. Bisweilen werden auch die Frauen 
eine Urfache des Wideritandes: den Nechnungen des Krämers im Kleinen, wo 
die Kontrole feinen Anjtand bat, ziehen fie die Berichtigungen in Bauch und 
Bogen vor. Was die Arbeiter zu Mülhaufen noch von der VBerproviantirung 
in den Arbeitervierteln abbielt, das iſt der Verkauf von bejchädigtem Mehl 
und von Pferdefleiſch, die natürlich zu Spottpreifen angeboten wurden. Im 
Allgemeinen haben die Genojienichaften, welche flein anfangen, und ſich nad 
den örtlichen Bedürfnijien allmälig entwideln, mehr Glück zum Aufkommen. 
Die faljchen Spekulationen und unvermeidlichen Irrthümer bei diefen ungeübten 
Kaufleuten haben feine jo große Tragweite, und wenn die Genojjen nur ein 
wenig die gewonnene Erfahrung zu benugen wiljen und eine ordentliche Leit— 
ung finden, jo it das Unternehmen für die Zukunft fichergeftellt. Dieſe unjere 
Anſicht betätigt völlig u. A. der Erfolg des Konfumvereins zu Dornad). 
Diefer Verein, im Jahre 1865 gebildet, vertheilt einen jährlichen Profit von 
11 Prozent unter jeine Mitglieder. Infolge der Kriegsereignifje von 1870,71 
mußte er fich auflöfen, jtand aber 1875 mit 45 ITheilnehmern wieder zum 
Leben auf. Da die Mitglieder jelbit die Arbeit bejorgten, jo entjtanden fait 
feine Berwaltungskojten und wurde im erſten Jahre ein Gewinn von 11,50 
Prozent erzielt. Ein anderer Konjumverein, die „Union“ von Mülhaufen, 
überjtand die Fritifchen Ereignifje von 1870/71. Deſſen Gejellichaftsfapital, 
das im Jahre 1867 nur 1460 Mark betrug, jtieg innerhalb 10 Jahren auf 
56,000 Marf, wovon 16,000 Mark an die Gejellichaf fter ausgeliehen find. 
Im erjten Jahre waren es blos 48 Mitglieder, jet find es 240. Der Ge- 
ichäftsbelauf war im Jahre 1868 von 16,000 Mark, im Jahre 1871 von 
20,000 Mark und 1877 von 120,000 Mark. Die Gerwinne ihrerjeits betrugen 
je nach den Fahren 10—15 Prozent. Der Neingewinn des letzten Jahres 
belief jich auf 16,000 Marf, wovon 4800 Mark als Unterftügungen an Mit: 
glieder für Unglüds: oder Krankheitsfälle vertheilt wurden. Einkäufe, Ber: 
fäufe, Buchhaltung, Nechnungsgeichäft, Magazinarbeit, Alles geichieht freiwillig 
durch die Theilnehmer, gegen eine Vergütung von 5 Prozent auf den Geſammt— 
profit. Unter diefen Verhältniſſen gibt es feine Verwaltungskoſten, und kann 
mit einer rationellen Gejchäftsführung der Erfolg nicht ausbleiben. 

Einige Einzelheiten über die Gejellichaft „Union“ zu Mülhaufen dürften 
nicht ohne Intereſſe fein. Diejer Konfumverein iſt in Gruppen von je 20 Ge— 
noſſen eingetheilt, deren Vorſteher mit zwei Beifigern, in jeder Gruppe ge— 
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wählt, das leitende Komite der Unternehmung bilden. Das leitende Komite 
ernennt jodann einen Präfidenten, einen Vizepräfidenten, einen Sekretär, einen 
Kaſſier ſowie einen Kommiſſär zur Beaufſichtigung des Magazindienſtes. Jedes 
beitretende Mitglied ſchuldet einen Beitrag von 80 Mark, die auf einmal oder 
in Abſchlagszahlungen entrichtet werden. Hier gibt es keinen Unterſchied 
zwiſchen den Verkaufspreiſen der Geſellſchaft und denjenigen im Kleinverkauf 
bei den Krämern. Die Verkäufe finden an beſtimmten Tagen, dreimal wöchent- 
(ih jtatt, und merden nur Gejellichaftsmitglieder zugelafjen mit höchitens 
4 Moden Ziel. Die Verfaufsmagazine find am Sonntag Morgens und in 
der Woche am Abend nad der Fabrifarbeit geöffnet. Doch eine Ausnahme 
wird gemacht für die Bäcerei, welche an jedem Tage umd zu jeder Stunde 
verfauft. Im Durchichnitt werden täglich 250—300 Brode von je 2'/, Kilo: 
gramm verkauft. Während jämmtliche Gejellichafter ohne Unterjchied, der 
Reihe nach, den Verkauf bejorgen, werden die Einfäufe nur durch einen 
Ausſchuß vorgenommen. Der Konfumverein befaßt ſich außer mit Brod umd 
Wein mit dem Verkauf von Spezereis, Krämer: und Kurzwaaren, bon de: 
ſchühe, Hausgeräthe, Brennholz und Steinfohlen. 

Mehrere um Mülhauſen herumliegende Ortjchaften befigen heute Konjum: 
vereine nad dem Muſter desjenigen, den wir joeben bejchrieben haben. Es 
gibt deren nämlich in Sausheim, Didenheim, Hocjtatt, Brunjtatt und Ridis— 
heim. In Rirheim beziffert ſich das Geſchäft des Konſumbereines auf ungefähr 
50,000 Mark jährlich, wirft aber nur 5 Prozent Reingewinn ab, weil die 
Waaren mit Preisermäßigung abgejegt werden. In dem Thurthal fennen wir 
drei Konſumvereine zu Sanct Amarin, Mooſch und Bitjchweiler, alle in gutem 
Fortgang. Diefelben funktioniven wie die Mülhauſer „Union“, nur daß die 
Magazine zu jeder Stunde und an jedem Tage geöffnet find, daß Borjtand um 
Diener befoldet werden ıumd Jedermann ohne Ausnahme dort einkaufen kann. 
Die Preife find Ddiejelben wie in den gewöhnlichen Yäden, mit dem Unter: 
ichiede, daß bei der Gewinnvertheilung die Theilnehmer eine nach ihren Ein- 
fäufen berechnete Zurüdzahlung erhalten. Der Konjumverein zu Bitſchweiler 
erzielte neulich während eines Halbjahres einen Gewinn von 5316 Mark auf 
816,000 Mark Verkäufe: fomit wurde es u. A. im Jahre 1876 möglich, den 
Aktionären eine Dividende von 8.48 Marf auf jede Aktie a 40 Mark und 
den Konfumenten eine Zurüdzahlung von 4,76 Mark für je SO Mark Ein- 
fäufe anzumeifen. Der Konſumverein von Mooich Datirt jeine Erijtenz von 
1872, zählt 200 Mitglieder und macht jährlich ein Geſchäft von 69,000 Marf. 
Bei den Einfäufen werden nur ausgefucht gute und jchöne Waaren berd: 
jichtigt; auf diejelben kommt dann eine Preiserhöhung von 11 Prozent behufs 
Deckung der Gemeinkoſten und Sicherſtellung eines kleinen Gewinnes. Der 
Bäcker, welcher das Brod in den Laden liefert, bewilligt eine Preisermäßigung 
von 4 Prozent, der Metzger eine ſolche von 5 Prozent. Statt Geld geben die 
Sejellichaftsmitglieder bejondere, auf den Namen der Geſellſchaft geprägte 
Marken, die am Ende eines jeden Monats gelöft werden. In Sanct Amarin 
fontrolit ein Verwaltungsrath von 14 Mitgliedern den Gejchäftsgang des 
dortigen Konjumvereins, deſſen Leitung einem eigenen Direktor anvertraut it, 
und Diejer macht die Einkäufe, jest die Verkaufspreiſe feſt und befaßt ſich mit 
dem NRechnungswejen. Die Berkaufspreife find fo geregelt, daß jie einen 
mittleren Gewinn von 10 Prozent abwerfen. Das Unternehmen begann erſt 
im Monat April 1873; das zweite Halbjahr ergab einen Gewinn von mur 
752 Marf auf einen Verkauf für 48,000 Mark. Im dritten Halbjahr hin 
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gegen jtieg der Profit auf 3707,20 Mark, während der Berfauf ungefähr auf 
dem vorigen Stande blieb. Das Nechnungsjahr vom 1. April 1875 bis zum 
31. März 1876 brachte auf ein Verkaufsziffer von 114,000 Marf einen Nein 
a von 9,749.60 Marf und der fünfte Jahrgang einen jolchen von 
4,400 Mark auf 138,400 Mark Berfäufe. Die Gewinnvertheilung für das 
Rechnungsjahr 1876 geihahb wie folgt: Amortijation des Hausgeräths 
585.04 Mark, Zinſen des Nefervefonds 36.48 Mark, 5 Prozent von 9128 Mark 
für den Direktor, nämlich 456.40 Mark, 4 Prozent von 75,220 Marf aus 
dem Waarenverfauf für die Aktionäre, nämlich) 3008.80 Mark, Dividende von 
303 Aktien zu 10 Prozent, nämlich 1212 Mark, Dienerzulage 72 Mark, 
Rejerpefonds 4379,56 Mark, zufammen 9750.25 Mark. Die verfauften Waaren 
ind: Brod, Wein, Alkohol, Spezereien, Sped, Butter, Käſe, Tabak und Zi- 
garren, Krämer: und Strumpfwirfer-Waaren, Gejchühe und verjchiedene Kleid: 
ungsjtüde. Man erkennt, daß es bei den guten Ergebnijjen der Konjumvereine 
viel auf Die Geſchictlichteit und Ordnung der Direktion ankommt. 

Andere Konſumvereine gibt es in Rappoltsweiler, Heilig-Kreuz und Mar: 
fir. Derjenige zu NRappoltsweiler zählt 120 Mitglieder und verkauft nur 
an diefe dreimal wöchentlich von 8 bis 11 Uhr Abends. Die Komite-Mit- 
glieder bejorgen die Arbeit unentgeltlich und der Neihe nach. Die Waaren, 
die von bejjerer Qualität find, werden theils wohlfeiler, theils um denjelben 
Preis verfauft wie in den Stadtläden. Jeder Theilnehmer muß eine Einlage 
von mindejtens 20 Mark entrichten. Im Notbfalle fann der Berfauf auf Borg 
gejhehen bis zum Belauf der halben Einlage. In Heilig-Kreuz find Die Ver— 
einspreife niedriger als im gewöhnlichen Handel, aber nur für die Vereins: 
mitglieder. In Marlich war Mangel an Aufficht und ‚Fähigkeit Schuld, daß 
ein erjter Konjumverein eingehen mußte; jeither ijt aber ein anderer entitanden, 
der 10 Prozent Neingemwinn erzielt. Ferner kennen wir einen Konjumverein 
zu Audincourt, der für 163,200 Mark Berfäufe macht und 13,084.80 Mlarf, 

J. 8 Brozent Reingewim einzieht. 

Wir haben im Elſaß keine ſo beträchtliche Thätigkeit des Zuſammen— 
wirkens, wie dies in Eugland und Deutſchland der Fall iſt. In England, — 
Irland und Schottland nicht mitinbegriffen, — zählte man im Jahre 1872 
bereits 748 Konſumvereine mit 300,929 Mitgliedern, einem Kapital von 
2,800,000 Pfund Sterling, einem Geſchäftsbetrag von 12,000,000 Pfund 
Sterling und 800,000 Pfund Sterling oder 3,200,000 Mark Gewinn. In 
Deutjchland betrug die Zahl der Konfumvereine 14 im Jahre 1860 umd im 
Sahre 1873 bereits 973. Bon diefen 973 haben 189, offiziellen Berichten 
zufolge, ihre Situation fundgegeben. Sie zählten insgefammt 87,504 Mit: 
glieder, mit einem eigenen Kapital von 2,414,927 Mark, einem Gejchäftsbetrag 
von 21,832,405 Marf und einem Gewinne von 1,281,157 Mark. In Deutich- 
land haben ſich die Kreditgejellichaften lange vor den Konfumvereinen entwicelt. 
Nach offiziellen Aufzeichnungen gab es 1860 in Deutjchland 257 Kreditvereine, 
Konjumvereine hingegen nur 14. 

Wenn die Konfumvereine den Fabrifbevölferungen vorzügliche Dienite 
leijten, jo bietet der Volfsfredit den Arbeitern, Handwerkern und dem Eleinen 
Handelsitand ebenfalls unjtreitige Vortheile. Wie viele Leute könnten nicht 
ihre Lage verbejjern, wenn es ihnen nur gegeben wäre, über einige Betriebs— 
fapitalien zu verfügen! Wie viele auch wären froh, wenn fie, jtatt auf Die 
gewöhnlichen Banken angewieſen zu fein, ihre Erjparnijje jo anlegen fünnten, 
daß jie im Nothfalle diefelben ganz oder zum Theil, ohne weitere Umſtänd— 
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lichfeiten und läjtige Bedingungen zurücdzunehmen vermöchten! In Mülhauſen, 
Straßburg, Colmar, Gebweiler und NRappoltsweiler find in den legten Jahren 
eine Anzahl Bolksbanfen zum zweifachen Zweck gegründet worden, Den Arbeitern 
und Handwerkern die Vorſchüſſe und die Anlegungen zu erleichtern. Leider 
aber hielten fich die meisten dieſer gemeinnügigen Banken nicht lange. Die: 
jenige, welche 1865 zu Mülhauſen unter dem Namen „Volkskredit“ geitiftet 
worden, gab allein im Elſaß erfreuliche Nefultate. Diejelbe kann wenigſtens 
als ein Muſter von VBolksinftitution angeführt twerden. 

Der „Volkskredit“ zu Mülhaufen ift beftimmt, die Eriparnijie der Hand: 
werfer und der Fleinen Händler als Depofiten aufzunehmen. Deſſen weſent— 
licher Zweck beiteht darin, den Handelsleuten in jedem Eleineren Gewerbe, den 
Handwerkern und den trebjamen und redlichen Arbeitern den zur Gründung 
eines Gejchäftes nothwendigen Kredit zu eröffnen. Bei einer einfichtsvollen 
Geſchäftsführung leiltet das Inſtitut große Dienfte, wiewohl das Gejellichafts: 
fapital gering iſt. Diejes Kapital beträgt nur 80,000 Mark, wovon vier 
Fünftel eingezahlt find. Hinterlegungen und Darlehen nehmen fortwährend zu. 
Das Gründungsfapital it in 2000 Aktien a 40 Mark eingetheilt, umd 
von 282 Gigenthümern zujammengebradht. Dieje letteren find Bäder, 
Metzger, Gaftwirthe, Weinhändler, Kaufleute, Schuhmacher, Zimmerleute, Ar: 
beiter und Handwerker in allen Gewerben. Anno 1865 hatten jich bei der 
Banf 24 Deponenten gemeldet, die für 8,800 Mark eingejchrieben waren. 
Anno 1868 waren es 300 Deponenten mit 120,000 Markt; 1876 bereits 
45V Deponenten mit 400,000 Mark... Die großentheil® an fleine Hand: 
werker ausgeliehenen Summen jtiegen 1876 auf 2,800,000 Marf. Die Ein 
gänge, welche 1865 60,000 Mark betrugen, erreichten 1877 jchon die Höhe 
von 3,600,000 Markt. Außerdem daß das Unternehmen einen pbilanthrop: 
iſchen Charakter an ſich trägt, ijt es aud noch ein gutes Gejchäft für die 
Aftieninhaber, die ein Jahr ins andere 7 bis 8 Prozent Zinſen vom berge 
gebenen Kapital beziehen. Sagen diefe Zahlen nicht viel? Sie Iprechen die 
Bortheile der wohlverjtandenen und wohl geleiteten Genojjenschaft laut aus! 

Außer den Eleinen Gewerben bejteht im Elſaß nur ein einziger Produk: 
tionsverein, nämlich der Weberverein zu Marfich. Sechs Weber vereinigten 
ji dort am 3. April 1864 zu einer fommerziellen und industriellen Genoſſen— 
ſchaft. Um den Geſellſchaftsfonds zuſammenzubringen, fingen die Theilnehmer 
an, in eine gemeinſchaftliche Kaſſe je ein Frankenſtück (80 Pfennig) zu depo— 
niren, indem ſie ſich verpflichteten auf je vierzehn Tage 20 Pfennig hinzuzu— 
fügen; Doc) jtand Jedem frei, feinen Beitrag zu verjtärfen, da die Geminne 
nach Verhältniß der Einlagen bemefjen fein follten. Zugleich trafen fie auch 
die Uebereinfunft, den Waarenvorrath für ihr Hausweſen bei bezeichneten 
Lieferanten zu beziehen, von denen fie einen Nabatt gewährt erhielten, und 
diefer Disfonto follte in die WVereinzkfajje wandern. Gegen Ende des Jahres 
zählte die Genofjenjchaft bereits 34 Mitglieder mit einem disponibeln Gemein: 
fonds von 1133.60 Mark. Zunächit begann man, zur yabrifation der ge: 
miſchten Kleiderjtoffe, unter dem Namen „Marfircher Artifel” bekannt, die grauen 
der Theilnehmer zu verwenden, denen jich, Jobald die zum Betriebe des Unter: 
nehmens nöthigen Gelder vorhanden waren, noch einige Männer beigejellten. 
Dom zweiten Nechnungsjahre ab wurde das Minimum des vierzehntägigen 
Beitrages für jeden Theilnehmer auf 80 Pfennig feitgefeßt. Da fich in Folge 
der Bereinigung des auf die Viktualien erhaltenen Disfonto mit dem zur 
Fabrikation bejtimmten Gemeinfonds Schwierigkeiten zeigten, trennte die Ge: 
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ſellſchaft zugleich die beiden Rechnungen, um Jedem frei zu laſſen, den Dis— 
konto auf die Lebensmittel zu benützen oder nicht. Dieſen Diskonto, der nun— 
mehr nicht auf einmal im Monat, noch zwangsweiſe an den Geſellſchaftsfonds 
gezahlt wird, vertheilt man unter diejenigen, welche ſich dieſes Hilfsmittel zu 
Nutzen machen, um ſich die Zahlung ihres Beitrages zu erleichtern. Der Ge— 
ſellſ chaftsvertrag der Arbeitervereinigung zu Mülhauſen wurde am 4. Juli 1865 
in die öffentlichen Regiſter eingetragen. Damals hatte die Geſellſchaft 42 Mit: 
glieder, ein invpentarmäßiges Kapital von 2234.40 Mark und 6,8 Prozent Ge: 
winn an der Fabrikation. Wie die meiſten Broduftionsvereine zu Paris, jo 
trägt auch die Arbeitergenofjenichaft in Markirch vücjichtlich des Geſchäftsführers 
einen Kolleftivnamen, ijt aber rücjichtlich der anderen Genojjen eine einfache 
Kommandite. 

Diefer Verſuch der Arbeiter-Vereinigung zu Marfirch erinnert uns an die 
Geſchichte der „billigen Pioniere von Rochedale“, welche Herr Jules Simon 
unter dem Wolfe verbreitet hat. Nochedale iſt eine Fabrikſtadt der Grafichaft 
Zancafter in England. Die Gejellichaft der billigen Pioniere iſt ein Koope— 
rativverein, der 1844 infolge eines Strifes der Wollweber zu dem Zwecke ent: 
ftanden it, ji) von der Tyrannei des Kapitals, wie die Anftifter jagten, frei 
zu machen. Die armen Leute wollten bei der Feſtſetzung der Löhne die Ge- 
rechtigfeit an die Stelle der Konkurrenz ſetzen. Allein die Gerechtigkeit an 
die Stelle der Konkurrenz jegen, das ijt ein ziemlich vager Blan, ericheint Doc) 
die Konkurrenz der Gerechtigkeit keineswegs entgegengefegt. Wie es ſich aud) mit 
der urfprünglichen Abjicht verhalten mochte, die Erfahrung der Arbeiter von 
Rochedale veranlaßte diefelben, jchnell ihren Träumereien zu entjagen und dafür ein 
praktisches Wunderwerk herzuftellen. Ihre Zahl betrug 40, und dieje begannen 
mit einem Verſuch, der 10 Fahre vorher im Elſaß mit der Brodfafje zu Geb— 
weiler gemacht worden war. Durch den Strike erichöpft, konnten fie nur mit 
harter Mühe 28 Pfund Sterling zujammenbringen. Das war gewiß wenig, 
um den Kampf mit dem „infamen Kapital“ aufzunehmen. Ihre Genofjenjchaft 
wurde zuerjt als „freumdjchaftliche Gejellichaft“ (Friendly Society of equi- 
table pioneers) eingejchrieben, dann infolge eines Beſchluſſes des Barlaments 
von 1852, wodurch die Produftionsvereine befördert werden fjollten, in eine 
industrielle Gejellichaft umgebildet. Weder Schwierigfeiten noch Spöttereien 
blieben ihnen erjpart, als jte für die verschiedenen Konfumtibilien ihre eigenen 
Lieferanten werden wollten. Mit einem einzigen -Handfarren hätte man an— 
fänglich ihre ſämmtlichen Verzehrungswaaren herbeiihaffen fünnen. Mehrere 
unter den Stiftern — jei e8 auf Antrieb ihrer jparjamen Frauen, ſei es weil 
ihnen der wöchentliche Beitrag jchwer fiel — verloren den Muth und jagten 
jih von dem begonnenen Unternehmen los. Es blieb nur eine Gruppe jtand- 
bafter Männer, die jich nichts verdrießen ließen: dieje fingen einen Laden an, 
wo fie am Abend Spezereien, Mehl, Butter und Hafergrüge verkauften. Das 
Falliment der Sparkafje zu Rochedale, die von Großfapitaliften gegründet und 
unterftügt worden war, bewog die Arbeiter-Bevölferung ſich der Volkskaſſe der 
billigen Pioniere zuzutvenden,, welche jolider und zuverläfjiger war und two 
Jeder an der Depofitenvermaltung theilnehmen und feine Gejchäfte jelbjt bejorgen 
konnte, ohne mit Jemandem in Verbindlichkeit zu jtehen. Kurzum, infolge des 
Sturzes der Sparkaſſe fam dreimal mehr Geld in den Laden und die Gejchäfte 
gingen verhältnigmäßig in die Höhe. Es murden neue DVerfaufgräume er: 
richtet, die zu jeder Tagesftunde offen fein follten. Dem Spezereis und Mehl: 
handel, der in England, wo Jeder fein Brod jelbjt zu Haufe badt, immer 
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jehr beträchtlich ijt, wurde nach einander eine Mepig und ein Kleidermagazin 
beigejellt. Nach dem eriten Inventar von 1845 wurden für 710 Bf. St. Ge 
ichäfte gemacht, und betrug der Gewinn 32 Pf. St., was mehr iit als der ur: 
Iprüngliche Gefellichaftsfonde. Fünfzehn Jahre jpäter, 1860 nämlich, machte 
die Gejellichaft für 152,063 Bf. St. = 3,200,000 Mark Gejchäfte und erzielte 
einen Gewinn von 15,906 Bf. St. In einem Bericht vom 21. März 1865 zeigt 
das leitende Komite den Genoſſen an, daß, nachdem an dem vierteljährlichen 
Gewinne 221 Pf. St. für den Refervefonds und 134 Pf. St. für das Unterricht: 
wejen abgezogen find, noch eine Dividende von 2 Shillings 5 Pences per 
Pfund Sterling (1 Pfund Sterling — 20 Marf 40 Pfennig, 1 Pf. St. = 
20 Shillings, 1 Shilling — 12 Bence), d. h. 48 Prozent des jährlich ein- 
gezahlten Kapitals bleibt. 

Ab actu ad posse valet consentio jagten früher die Logifer, das heißt, 
man bemweife am beiten die Möglichkeit einer Sache, indem man fie madıt. 
Das Geheimniß des wunderbaren Erfolges der Pioniere von Nochedale liegt 
jih in der Klugheit und der Ausdauer der Gejellichaftsgründer, in der Vor: 
trefflichfeit der WBereinsvorjchriften, die den Bedürfniſſen der dortigen Be: 
völferung vollfommen angepaßt waren und jchlieglich nicht zum geringen Theile 
in der ſtarken Arbeitermafje. Ein Theil der Vereins-Erſparniſſe diente zur Auf- 
führung einer Wollfpinnerei und einer Mühle. Da die Ardeiter in England ihre Er: 
Iparnifje zum Erwerb von Grundstücken nicht verwenden fünnen, jo find fie natürlich 
veranlaßt, jich mit ihrem Gelde in indujtrielle Unternehmungen einzulafjen. Bei uns 
im Eljaß legt man auf dem Lande das Geld vorzugsweile in liegenden Gründen ar. 
Es find dies Anlegungen, die bisweilen weniger Gewinn abwerfen, jedenfalls 
aber jicherer und jchließlich vortheilhafter find, befonders wenn der Fabrikar— 
beiter jeine Felder jelbit anbaut. Gegenwärtig find die Vereinsmanufakturen 
in England ziemlich zahlreich, und fieht jedes Jahr deren neue auftauchen, die 
übrigens nicht alle gut gehen. Im Diſtrikt Oldham allein gibt es bereits W 
jolhe Kooperativ-Spinnereien, jämmtlich auf Aktien gegründet. Dieje Aktien 
befinden ſich größtentheils in Arbeiterhänden; deilenungeachtet find diefelben bei 
vielen Anftalten in den legten Jahren 10 — 50 Prozent unter den Emittirungs: 
preis herabgejunfen, twiermohl die Baumwoll-Induſtrie in England bejondere 
Bortheile genießt. Für Handwerker, die fomplizirte Werkzeuge nicht braucen, 
fünnen die Produftionsvereine auffommen. Große Manufakturen, auf dem 
Kopperationsprinzip berubend, haben hingegen wenig oder vielleicht gar feine 
Ausficht auf Erfolg; denn jonft würden ſich mit unserm Lande die Kooperativ- 
fabrifen auch erhoben haben. 

Wir wollen uns kurz fallen und zum Schluß noch Folgendes bemerken. 
Das Kooperationsweſen oder die Kooperativgenofjenschaften fünnen in gemilien 
Spezialfällen treffliche Früchte hervorbringen, ohne indeß den Charakter einer 
Arbeits-Panacée anzunehmen, ohne alle Schwierigteiten der fozialen Frage 
zu heben. Aus den zahlreichen Fällen des thatjächlichen Gelingens oder Fehl— 
Ichlagens, wie wir wahrgenonmen, erhellt, daß die qut geleiteten Konſumvereine 
in den induftriellen Sammelplägen mit maljenhafter Arbeiterbevölferung leicht 
auffommen können, während die Kreditgejellichaften beſſer in Eleinen Städten 
unter den Handwerkern und Sleinhändlern gedeihen. Die Produftionsvereine 
hingegen bei einem induftriellen Unternehmen, wozu ein fomplizirtes Betriebs: 
material und höhere Leitungsfäbigfeiten erfordert find, laufen allzuviel Gefahr, 
um Arbeitern, die nur über ſchwache Summen verfügen und die Geſchäfts— 
führung perjönlich £ontroliren wollen, anempfohlen zu werden. Höchitens kann 
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das Kooperationswejen Bortheile bieten Gewerben, deren Gezeug einfacher ift, 
Leuten die nicht inmitten einer großen Menſchenmaſſe wohnen und daher fich 
untereinander fennen, die diejelben Anlagen und Intereſſen haben, die das Be: 
dürfnig fühlen fich zu vereinigen, um bei dem Ankauf der Rohſtoffe und dem 
Verkauf der Fabrifate die allgemeinen Koſten zu vermindern. Ginige jchiefe 
Köpfe jind bejtrebt, mit den Kooperativvereinen die Yühnung, die Verwendung 
fremder Kapitalien, die perjünliche Leitung eines Vorſtehers oder jelbjt eines 
unter den Genoſſen gewählten Rathes abzufchaffen. Ein großes Unternehmen 
unter dieſen Verhältnifjen führt praftiich zur Verwirrung und zum gemeinschaft: 
(ihen Ruin. Die Ajjociation darf mit dem Sozialismus nicht verwechjelt werden. 


V. Gewinnbetheiligung. 


Einige Gewerbsanjtalten — freilich die minder zahlreichen — bringen 
zum Nuten ihrer Arbeiter das Prinzip der Gewinnbetheiligung in Anwendung. 
Das iſt eine Art des Zuſammenwirkens, womit dem Sozialismus anjcheinlic) 
am beiten Einhalt gethan werden kann. An jenem Tage wird Die joziale 
trage ihre Löſung gefunden haben, wo fic) die Arbeitgeber zur Theilnehmung 
der Arbeiter an den Betriebsgewinnen herbeilajien werden. Bemerfen wir jedoch 
jogleich, daß die Gemwinnbetheiligung nirgends ein Necht begründet, wo das 
Löhnungsweſen beiteht. Indem wir die Bortheile und den glüdlichen Einfluß 
diefer Einrichtung anerfennen, fünnen wir uns Doch nicht gewiſſe Nachtheile 
derjelben verhehlen. Die Vortheile beziehen ſich zugleich auf Die Arbeiter, 
und die Fabrikherren, die Nachtheile Hingegen vorzüglich auf die Unternehm: 
ungen jelbjt. Daß die an den Gewinnen eines Betriebes interejjirten Arbeiter, 
welche dadurch ihr Wohl bejitens heben, feinen Grund mehr haben, die be= 
jtehende Ordnung zu jtören und zur Yeiltung des größtmöglichen Arbeits: 
guantums bereit find, daran kann man nicht zweifeln. Daß anderſeits dieje 
ergiebigere und lohnendere Arbeit ebenfall3 die Intereſſen der Fabrikvorſteher 
fördert, ijt auch eine ausgemachte Sache. In der Ausführung aber liegt ein 
realer Uebeljtand, wenn jämmtliche an dem Unternehmen verwendeten Arbeiter 
fih in die Gejchäftsleitung einmifchen wollen, da fie doch auf die Theilnahme 
an allen Gewinnen eines Betriebes, deſſen Riſiko fie nicht tragen, feinen An— 
ſpruch haben fünnen. 

Muß wohl daran erinnert werden, daß nicht jedes Unternehmen Gewinne 
abwirft und daß in zahlreichen Fällen die Gewinne lange auf jich warten 
lalien? Was würden daher die an einem folchen Gejchäfte betbeiligten Arbeiter 
anfangen, wenn fie vor dem Eingang des Profits feinen Lohn bezögen oder 
wenn fie im Berluftfalle feine Hilfsmittel oder Nejerve zur Lebensnothdurft 
hätten? Das induitrielle Leben it oft andauernden Krijen ausgeſetzt, Die der 
Arbeiter ohne Lohn oder ohne Kapital nicht überjtehen kann. Den Lohn kann 
der Arbeiter auch nicht entbehren bei großen Unternehmungen, wie 3.8. beim 
Bau einer Eifenbahn, die erit nach 3, 4 oder 5 Jahren Arbeit in Betrieb ge: 
jet werden und eine Dividende abgeben fan. Bet derartigen Umständen an 
die Abſchaffung des Lohnweſens denken, iſt ein Zeichen der Thorheit. Und 
wenn das Abjchaffen des Lohnweſens unmöglich, wenn ein Unternehmen alca= 
torijch bleibt und verjchiedenen Unfällen ausgejegt it, jo fann mit gutem echt 
Niemand eine Theilnahme an den Gewinnen des Betriebsunternehmeng be— 
anjpruchen, wofern er nicht auch die Gefahren des Berlufts theilt. Während 
eine Gewerbsanjtalt gedeihet und große Gewinne findet, gehen deren gar viele 
zu Grunde und verjchwinden. Meiſtentheils hängt das Gelingen bejonders von 
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der Geſchicklichkeit in der Geſchäftsführung, von der Sparſamkeit in dem Be 
trieb, von dem richtigen Takt im Ankauf der Rohſtoffe und im Verkauf der 
Fabrikate ab. Zwei Gewerkhäuſer von gleicher Bedeutiamfeit und nebeneinander 
jtehend erzielen oftmals ganz verjchiedene Ergebnijje: das eine macht Gewinne, 
das andere hingegen erleidet Berlufte, je nachdem die Gejchäfte ſchlecht oder 
gut geführt werden. Folglich fann die Gerwinnbetheiligung nicht als Rechts: 
norm angerufen werden. Deren einfichtsvolle Anwendung it nichtsdejtoweniger 
winjchenswerth für die Fabrikherrn, die großmüthig genug find, die Initiative 
Dazu zu ergreifen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer würden damit zufrieden jein. 
Sind die Arbeiter an dem Nugen ihrer Brodberren interefiirt, jo legen ſie die 
oft ungerechten VBorurtheile gegen das Stapital ab; die Fabrikvorſteher bin: 
gegen, ſofern fie die Yage ihrer Arbeiter aufbeſſern, feſſeln dieſelben an ſich 
und twerden bejjer von ihnen bedient. Die Erhaltung des jozialen Friedens 
endlich findet feine zuverläſſigere Bürgichaft. 

Im Eljaß erijtirt bier und da die Gemwinnbetheiligung in Form einer 
jährlichen und vorjchriftsmäßigen Vertheilung von mehr oder minder beträdt- 
lichen Summen, die am Profit des Unternehmens abgezogen und den Arbeitern 
zuertheilt werden. Viele Manufakturen ziehen ihre Direktoren und Oberagenten 
in die Betriebsgewinne hinein. Indeß die meilten derjenigen, welche ihren 
jämmtlichen Arbeitern, außer dem Normallohne und gewiſſen Gratififationen, 
einen Gewinn-Antheil bewilligen, finden e& nach einem guten Inventar für 
bejjer, die zu Gunſten des Fabrikperſonales gejtifteten Vorſichtskaſſen zu dotiren. 
So geben die Herren Steinheil, Dieterlen & Co. zu Rothau, den im Dftober 
1572 jejtgejegten Statuten gemäß, zum Bejten der Arbeiter 10 Prozent ihrer 
Geſammtgewinne ber, um damit die Hilfs-, Penſions- und Wittwenkaſſen zu 
unterhalten, jowie auch die außergewöhnlichen Hilfeleiftungen, welche nad Be 
ichluß der Gejchäftsführer den dürftigen Arbeitern gewährt werden, zu beitreiten. 
Mit demjelben Gewinn-Antheil wird ferner die Bibliothek und die Fortbildungs— 
ichule der Fabrik unterhalten. Während einiger Zeit hat diejelbe Firma, nad 
Maßgabe der Löhne und des Dienjtalters, 5 Prozent der Gewinne direft an 
die Arbeiter vertheilt. Auf Grund der Erfahrung aber zieht fie das gegen- 
wärtige Dotationswejen der Vorſichts-Inſtitute vor. 

In der Tuch Druderei der Herren Scheurer, Nott & Co. zu Thann 
wurden den Arbeitersinitituten ebenfalls 10 Prozent der Reingewinne ausge— 
jeßt. Artikel 55 der Gejellfchafts-Statuten bejtimmt, daß die Nechnung der 
Arbeiterjtiftungen mit den für die Arbeiter und Arbeiterfamilien gemachten 
Ausgaben, ſowie mit den Penfionsgehältern der früheren Arbeiter und Werf- 
meiſter belajtet werde. Dieje Penfionsgehälter, deren Betrag von den Ge 
Ichäftsführern bejtimmt ift, werden an die Arbeiter und Werfmetiter ausgezablt, 
jobald fie 65 Jahre alt und mindeftens 30 Jahre ununterbrochen in der Fabrik 
Scheurer:Rott bejchäftigt gewefen find. Ausnahmsweiſe kann ein geringeres 
Gnadengeld, definitiv oder auf eine Zeit lang, den alten und ſchwachen Ar- 
beitern zuerkannt werden, wiewohl jie die bezeichneten Bedingungen nicht er: 
füllen, falls die Gejchäftsführer dafürhalten, daß die Art ihrer Leiftungen 
während ihrer Dienſtjahre in der Fabrik fie diefer Vergünftigung würdig 
macht. Denjelben Statuten gemäß bat, wenn der Penfionsfonds eine jolche 
Höhe erreicht hat, daß deſſen fünfprozentige Zinfen auf 5 Jahre hinaus den 
vorausfichtlichen Betrag der Benfionsgehälter deden, auf Antrag der Geſchäfts— 
führer die Oeneralverfammlung darüber zu entjcheiden, ob neue Arbeiter: 
Inſtitute gejchaffen oder ob ein Theil der jährlichen, diefem Konto zufallenden 
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Gewinne unter die Arbeiter vertheilt werden ſoll. Im Liquidationsfalle muß die 
regelmäßige Entrichtung der Penſionen mitteljt der Lebensverficherungen für 
die Berechtigten fichergejtellt werden. 

In der Fabrik chemifcher Produkte unter der Verwaltung des franzöfiichen 
Senator Scheurer-Keſtner find die Vorficht3-Stiftungen reichlich ausge 
jtattet, und jchreiben Die Seel ha 2-Stainten nebitdem den Arbeitern einen 
direkten Gewinn-Antheil zu. „Die Werfmeijter und Arbeiter, welche vor dem 
1. April in das Gtablifjement eintreten und fich am Schluß der Jahresrech— 
nung noch darin befinden, befommen außer ihrem Lohne 10 Prozent des 
Fabrikgewinnes. Diefe 10 Prozent werden vom Gewinne, jo wie er im In— 
ventar verzeichnet ift und von der Generalverfanmlung fejtgejeßt wird, zum 
voraus weggenommen, jedoch nad) Abzug der Zinfen und der dem Reſerve— 
fonds angewiejenen 10 Prozent.“ Die Bertheilung geſchieht nach Berhältniß 
der Gejammtlöhne des Jahres und der Dienjtzeit. Das Verhältniß beträgt 
3 Prozent der Jahreslöhne für die Arbeiter, welche bereits 1—5 Jahre da— 
jelbjt arbeiten, und ſodann nimmt e8 auf je 5 Jahre um 1 Prozent zu, jo 
daß es ſich mit 6—10 Dienjtjahren auf 4 Prozent, mit 11—15 Dienjtjahren 
auf 5 Prozent, nach 35 Dienftjahren auf 10 Prozent beläuft. Gibt es Daher 
zwei Arbeiter mit derjelben Yöhnung, wovon der eine 3, der andere 32 Dienjt- 
jahre hat, — wenn der Gewinntheil des eriten 40 Maut beträgt, jo beträgt 
er 120 Mark für den zweiten. Im Sterbefall haben die Erben Anfpruch auf 
den für das laufende Jahr dem Arbeiter oder Werkmeiſter zufallenden Antheil. 
Seit Ausführung diefer Maßnahmen variiren die von den Arbeitern bezogenen 
Gewinne zwiichen 13 und 252 Mark pro Kopf und Jahr, indem für die 
Hälfte der 335 in dem Etablijjement befchäftigten Arbeiter der durchjchnittliche 
Profit iiber 40 Mark hinausgeht. Mit Ausnahme einiger Fälle dürfen die 
beteiligten Arbeiter diejen ihren Gewinn erjt nad) 3 Jahren einziehen; der: 
jelbe wird einjtweilen in ein beſonderes Buch eingetragen und bringt 5 Pro— 
zent Zinſen. Die Auszahlung kann fofort gefchehen, wenn der Berechtigte 
jtirbt oder die Fabrik verläßt, und wenn die Betriebsunternehmer die Aus— 
zahlung als nothwendig zu einer nüßlichen Ausgabe erachten. Der Zweck 
diefer Verfügung geht dahin, den Arbeiter an das Sparen zu gewöhnen. 

Einer der Verwalter der Fabrik chemifcher Produkte zu Thann, über die 
fittlichen Ergebnifje der Gewinnbetheiligung befragt, antwortete unbedenklich dem 
„Comite d’utilit& publique de la Societe industrielle“ zu Mülhauſen, daf 
diefe Einrichtung ſowohl für die Arbeitnehmer als für die Arbeitgeber vor: 
theilhaft jei. „Die Gewinn=Bertheilung hat ficher bewirkt, jagt Herr NRisler, 
daß Die Arbeiter an uns gefejjelt find und daß einige Verbeſſerung in ihre 
Lage gebracht worden it.“ In der von Herrn H. Häffely gegründeten 
Bleicheanjtalt und Färberei zu Pfaftatt finden wir ebenfall®, neben den gut 
begabten Hilfs» und Penſionskaſſen, die Betheiligung der Urbeiter an den 
jährlichen Gewinnen. Hier auch zielt das angewandte Verfahren darauf ab, 
dem Arbeiter eine Art Zwangserſparniß auszujegen, indem jeine Intereffen 
für Die Intereſſen jeiner Arbeitgeber folidarijch verbürgt werden. Hierüber 
jpricht fich die neue jeit dem 16. Auguſt 1875 durch die Herren Schäffer, 
Lalance & Eo., Nachfolger der Firma Häffely & Eo., angenommene 
Vorſchrift der Vorſichtskaſſe folgendermaßen aus: „Art. 1. Um ihren beſſeren 
Werkmeiſtern und Arbeitern einen Liebesbeweis zu geben und ſie feſter an das 
Etabliſſement zu knüpfen, haben ſich die Herren Schäffer, Lalance & Co. 
entjchlojjen, ihmen jedes Jahr einen Theil des Inventar-Reingewinnes zuzu— 
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ertheilen. — Art. 2. Die Werfmeijter und Arbeiter erjter Klafie allein find 
berechtigt, an diefer Kaffe theilzunchmen; doch iſt deren Zahl nicht beichränft 
und werden jährlich diejenigen zugelaften, welche durch ihre gute Aufführung 
und ihren Eifer dies verdient haben. — Art. 3. Um der erſten Klaſſe anzu: 
gehören, muß man wenigſtens 3 Jahre lang nacheinander in der Manufaktur 
gearbeitet haben, mindeitens 25 Jahre alt fein, immer ein gutes Betragen 
haben, niemals betrunfen zur Arbeit fommen und fich durch Fleiß und Eifer 
auszeichnen. — Art. 4. Die Gejchäftsträger, auf den Bericht der Werkführer 
hin, jegen jedes Jahr das Arbeiter-Verzeichniß der eriten Klaſſe feit; fie jmd 
befugt, die Zahl zu erhöhen und von dem Verzeichniß diejenigen zu ftreichen, 
welche durch ihr Betragen nicht mehr verdienen, darauf zu figuriren oder welche 
ihre Arbeit ohne Ermächtigung verlaſſen haben. — Mrt. 5. Nachdem die 
Generalverfammlung die Rechnung eines jeden Inventars genehmigt bat, ie 
bejtimmen die Gejchäftsträger die Summe, welche zur Vertheilung an die Werk: 
meiiter und Arbeiter eriter Klajje gelangen joll, und wird diefe Summe unter 
ihnen nach Verhältniß ihrer Yöhne während des verflojjenen Jahres vertbeilt. 
— Art. 6. Zu dieſem Ende wird jedem der Betheiligten eine Rechnung auf 
einem bejonderen Buch eröffnet, und der Jedem zufallende Antheil in 3 gleiche 
Portionen getbeilt.“ 

Für die Arbeiter der Manufaktur zu Pfaftatt ift der Gewinn-Antheil nicht 
zum Boraus fejtgeleßt, wie in der Fabrik chemischer Produfte zu Thann. Die 
Verwalter haben fich vorläufig das Necht vorbehalten, diefe Summe jedes 
Jahr zu_bejtimmen, und jie laſſen nur die Arbeiter erjter Klaſſe an den Ge 
mwinnen Theil nehmen. Dieſe letztere Anordnung bat einen doppelten Hiwed: 
zunächit ermöglicht fie auf eine gegebene Summe größere Antheile für die Ein: 
zelnen, indem die Zahl der Theilmehmer eingejchränft ijt; dann erregt fie 
Nacheiferung bei denjenigen, die nichts befommen, die aber, durch den Wunſch 
nad) Theilnehmung angetrieben, die Aufnahme in die erjte Klaſſe verdienen 
und fich darum beiverben jollen. Won etwa 1000 Arbeitern, die in der Fabril 
beſchäftigt ſind, wurden zuerſt 100 zugelaſſen, die man unter den vornehmſten, 
älteſten, und ordentlichſten herauswählte, mit dem Vorbehalt, dieſe Zahl all— 
mählig bis zum Dritttheil zu erhöhen. In ſeiner Denkſchrift an die „Societe 
industrielle“ zu Miülhaufen, anläßlich ihres 50-jährigen Jubiläums, jagte 
1876 Herr Auguft Yalance: „Es jchien hinreichend, das Drittel in die Ge: 
winne bineinzuziehen, denn Ddasjelbe bildet das jtäte Element, welches man 
hoffentlich behalten fan. Die Beibehaltung der Uebrigen, bejtehend aus No: 
maden, Kindern und Mädchen, iſt zweifelsohne auch jehr wichtig; allein man 
mußte die Wünſche dev Möglichkeit unterordnen,“ 

Die jedem Theilnehmer nach Berhältnig jeines Lohnes zukommende Summe 
wird ihm nicht volljtändig eingehändigt. Wie wir joeben gejehen, wird fie in 
3 gleiche Bortionen getheilt. Nach Art. 7 und 9 der Vorfchrift, joll der erjte 
Bart baar ausbezahlt werden gegen Auswerfung am Rande. Der zweite wird 
in das Buch der Vorſichtskaſſe eingefchrieben und trägt Zinfen zu 5 Prozent; 
der dritte Bart bleibt jedem bis zum folgenden Jahre freditirt. Im folgenden 
Sabre, dem Art. 10 gemäß, wird diefe in Nechnung jtehende Summe jammt 
deren Zinfen zu 5 Prozent, dem neuen Gewinntbeile beigelegt, und die Ge 
Jammtjumme, wie die Art. 7, 8 und 9 es vorjchreiben, in 3 Parte getheilt. 
— „Art. 11. Jeder Theilnehmer, welcher das Etabliſſement aus freien Stüden 
verläßt, verliert die ihm gutgefchriebene Summe; dieſe wird zur Maſſe ge 
ihlagen und der Summe, die im nächiten Jahre nach Art. 5 zur Bertheilung 
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fommt, beigefügt. Ebenſo ergeht es demjenigen, die, zufolge einer Entjcheidung 
der Seichäftsführer, aus der erjten Klaſſe (mad) rt. 6) gejtrichen werden.“ 
Herr Lalance erflärt diefe Anordnung wie folgt: „Die Baarzahlung bietet den 
jofortigen Genuß eines Theiles des erworbenen Erjparnijjes oder wenigiteng 
die jofortige Verfügung darüber; das VBorfichtsbuch gründet ein jicheres und 
gezivungenes Erjparniß; die gutgejchriebene Summe ift der Zügel, wodurd) das 
unbejonnene Weggehen verhindert wird.“ 

Ein Gewinnantheil kann daher jofort für die Haushaltung verwendet 
oder nach Gutdünfen des Arbeiter zu einem ferneren Erjparniß zuſammen— 
gelegt werden. Das Borfichtsbucd und das gewöhnliche Sparfafjenbud) differiren 
lediglich in den Liquidationsbedingungen. In dem Gewerkhaus zu Pfaftatt wünscht 
man das erworbene Sparfapital nur dann auszuhändigen, wenn fid voraus: 
jegen läßt, daß dejien Befiger einen guten Gebrauch davon machen wird oder 
wenn Krankheit oder Tod die Saldirung erforderlich macht. In Ermangelung 
einer Öffentlichen Kafje, die jolche Gelder aufnehmen oder verzinfen würde, be- 
halten die Herren Schäffer & Lalance diejelbenzud Prozent. Dennod) wäre zur 
Aufnahme der den Sparbücern zufallenden Gelder eine enng⸗ Spezialkaſſe 
leihen und es gegen die induſtriellen Krifen in Sicherheit zu bringen. Falls 
die Sparbücher-Inhaber das Etablifjement verlaſſen, jo behalten fie all ihr 
Recht auf die erworbenen Summen und auf die Zahlung der Zinjen. Der 
dritte Gewinntheil, in den Gejchäftsbüchern der Firma Freditirt, hindert den 
Arbeiter fein Gewerfhaus für jede Kleinigkeit zu verändern, ohne Nutzen für 
ihn und zum Schaden der quittirten Werfjtätte. Artikel 12 des Statuts be: 
jtimmt, daß ein fiebengliederiger Berathungsausichuß, ernannt durch die Werk: 
meiſter und die Arbeiter erjter Klafje, darüber entjcheidet, ob die von einem 
wegen Müſſiggehens oder Schlechter Aufführung entlafjenen Theilnehmer erworbene 
Summe der Kaſſe heimfallen oder dem Titular eingehändigt werden joll. Meit 
Begutachtung diefes Ausſchuſſes, jagt Artikel 12, können die Gejchäftsführer 
den Theilnehmern zeitweife Abjchiede geben, ohne Verluſt der gutgejchriebenen 
Summen und ohne Schaden für das Anctennetätsrecht. Die Yiquidirung der 
gutgejchriebenen Summe gejchieht im Sterbefall des Titulars, bei unheilbarer 
Krankheit oder auch noch wann der Titular 60 Lebensjahre, oder 45 Lebens: 
jahre mit 20 Jahren unausgejegter Arbeit in der Fabrik hinter ſich hat. 

Hier find die Ergebnifje der erjten drei Jahre der Gewinnbetheiligung in der 
Firma Schäffer, Yalance & Co. 1874-75 1875—76 1876-77 


Zahl der bejchäftigten Arbeiter . 900 950 990 
Geſammtſumme der Löhne . . 4534,540,80 570,792 597 ,665,60 
Gewinnbetheiligte » . . . - 112 150 201 
Deren Löhne . » > 2 4 90,895,20 124,754,40 166,602,40 
Feſter Zahreszufhuß . . . +. FM. 6,000 6,000 6,000 
Antheil an den Gewinnen. » . Je 3, 168,80 3,980 5,661,60 
Verfügbare Summe. . » . . Je  9,168,80 9,980 11,661,60 
Baarzahlungen . . 2» 2.2.0. JM.  3,083,20 4,376,20 5,682,40 
Kreditirte Jahresſumme N.  3,032,00 4,314,40 5,228,00 
Sn den Sparbüchern eingeieben lb.  2,973,60 4,215,20 5,001,60 
Gefammtzahlungen . » » . N. 9,098,80  12,905,30  15,912,00 
Stand der Sparbüder. . . . Je 2,973,60 7,288,00  15,236,80 
Theilnehmer treten aus — 6 2 


Sie verlieren . : 2 2.2. Ib. — 167,20 60,80 
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Dieje Zahlen erlauben die Schlußfolgerung: mittelit eines Zuſchuſſes von 
2 Prozent zu den Arbeitslöhnen fonnten die Herren Schäffer & Lalance 
an ihren Gewinnen eine Schaar auserlejener Arbeiter theilnehmen laſſen, 
deren Anzahl mit. jedem Sabre zunehmen jollte und innerhalb 3 Jahren wirt: 
(ih von 112 auf 201, d. h. von 12 auf 20 Prozent der Arbeiter-Geſammtzahl, 
geitiegen ift. Diefe Theilnehmer haben 13,140,80 Mark in baarem Gelde 
bezogen, was eine Yohnerhöhung von 3,5 Prozent ausmacht, während ihre 
Sparbücher zufammen einen Saldo von‘12,236.50 Mark erhalten. Die gut: 
gejchriebenen Summen endlich, deren Intereſſenten bedingungsweiſe kredilirt 
werden, betragen durchichnittlich 26—2I Mark per Kopf, jo daß der Arbeiter, 
welcher aus einem wichtigen Grund die Fabrik quittirt, nur einen Verluſt 
erleidet, der dem Lohn für etwa 2 Wochen gleichiteht. Da die Zahl der Weg— 
gehenden 6 auf 112 Theilnehmer während des zweiten Jahres, und 2 auf 
150 während des dritten Jahres nicht überjchritten hat, jo Liegt Klar vor 
Augen, daß die Arbeiter beim Verbleiben in demjelben Gewerkhaus ihr 
Intereſſe finden, während dahingegen in einigen Mülhaufer Manufakturen drei 
Viertel der Arbeiter im Laufe des Jahres wechjeln. Seit dem 1. Juli 1875, 
wo die Gewinnbetheiligung zu Pfaſtatt in der gejchilderten Form eingeführt 
wurde, hatten die Fabrikvorſteher nicht die geringite Klage gegen einen der 
Theilnehmer vorzubringen, jet es in Betreff der Arbeit oder des Betragens. 
„Rebitdem, jagt Herr Yalance, begehrten jo viele Arbeiter in die erjte Klajie 
aufgenommen zu werden, daß wir ein Verzeichniß von Kandidaten zur eriten 
Klaſſe machen mußten, und daß die darauf Notirten ebenfalls feinen Anlaf 
zu Klagen gaben.“ Möge diefes Vorgehen viele Nachahmer finden! Arbeiter 
und Fabrikherren gewinnen reichlich dabei: Die Arbeiter, indem fie durch Sparen 
ihre Yage verbejjern; die Fabrikherren, indem fie Arbeiter von bejter Auswahl 
berbeiziehen, ohne jchließlich höhere Löhne zahlen zu müſſen. 

Die Gewinnbetheiligung bejteht in irgend einer Form bei vielen Manu: 
fafturen des Elſaß. Zum Belege dafür haben wir zu wiederholten Malen 
Thatjachen angeführt. Verſchiedene Etablifjements, wie die Firma Herzog zu 
Logelbach, werfen jedes Jahr beträchtliche Summen zu Benfionen für die 
Arbeitsunfähigen aus, ohne fich für dieſe Freigebigkeit befondere Regeln vor: 
zujchreiben. Ein Ddeutjcher Oekonomiſt, Herr Viktor Böhmert, Direktor des 
Statiftiichen Bureaus im Königreih Sachſen, hat unlängjt die Ergebnifje einer 
Unterjuchung über die Gewinnbetheiligung der Arbeiter in den werjchiedenen 
Ländern Europa's herausgegeben. Sein Buch „Die Geminnbetheiligung. 
Unterfuchungen über Arbeitslohn und Unternehmergewinn“ (Leipzig, 1878. 
2 Bände) enthält recht intereffante Einzelheiten über die Art und Weife, wie 
die Gewinnbetheiligung in 120 Etablifjements jämmtlicher Induſtriezweige 
funftionirt. In Frankreich war Herr Charles Robert, ehemaliger Staatsratb, 
bemüht, durch zu Paris gehaltene Vorträge und durch Schriften denjelben 
Gedanken zu verbreiten. Wir wollen bejonders auf eines feiner Werfe bin: 
weijen: „Le partage des fruits du travail. Etude sur la participation 
des ouvriers dans les benefices.* Diejfes Werf hat Herr Robert am 
4. April 1873 der Generalverfammlung der „Societe protestante du travail“ 
vorgelegt. Unter den vielen in diefem Werfe angeführten Beijpielen mollen 
wir einige Einzelheiten über die Gemwinnbetheiligung in der Firma Leclaire 
wiedergeben. 

Die Gründung des Haufes Leclaire geſchah im Jahre 1824, und 1842 
ichlug deijen Chef vor, die Arbeiter an dem Unternehmungsgemwinne theilnehmen 
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zu lajien. Das Unternehmen war und it heute noch eine Zimmer-Malerei. 
Ein Jahr in’3 andere vertheilte Herr Yeclaire an jeine Arbeiter einen Bart 
von 30 Prozent auf den erzielten Gewinn. Ein Theil dieſer verfügbaren 
Summe wurde für die zu Gunjten der Arbeiter gejtifteten Vorſichtsanſtalten 
verwendet und der andere den Theilnehmern jofort eingehändigt. In der 
Zwiſchenzeit von 1842 bis 1872 famen jo 1,408,013.60 Mark zur Ber: 
theilung, außer der fejten Yöhnung. Die Hülfs- und Penſionskaſſe hatte 1876 
über ein Kapital von 746,921.60 Mark zu verfügen. Damals zahlte fie jähr: 
liche Penfionen von je 8300 Mark an 28 Arbeiter und von je 400 Mark an 
11 Wittwen. Bon den 1877 vertheilten Gewinnen wurden 90,000 Mark 
1080 Arbeitern ausgehändigt und 45,000 Mark der Sparkaſſe übergeben. Die 
Bartizipation hing anfänglich ganz vom freien Willen des Arbeitgebers ab, jeit 
1869 aber ijt fie jtatutenmäßig. Herr Leclaire hinterließ nad) feinem Tode 
ein großes Bermögen. Sein Haus wurde unter der Firma einer Aktien: 
Commandite mit dem Grundkapital von 320,000 Mark fortgejegt. Die Hälfte 
diefes Kapitald war Eigenthum der VBorfichtsfajje; jomit war es eine Art 
Kooperativgejellihaft. Deren Chef wird auf Grund des allgemeinen Stimm 
rechts von den Arbeitern gewählt. Die Wahlen haben bereit3 zweimal in 
vollfommener Ordnung jtattgefunden. Als charakterijtiiches Stüdchen wollen 
wir in Erinnerung bringen, daß der Bolizeipräfeft, von dem Herr Leclaire 
1843 die Ermächtigung begehrte, jeine Arbeiter in die Gewinne hineinzuziehen, 
eine abjchlägige Antwort gab, unter dem Borwand, daß Artifel 15 des Geſetzes 
vom 22. Germinal des Jahres XL, nicht geitatte, einen Arbeiter auf mehr als 
ein Jahr zu Dingen! Dies geſchah unter dem Miniſterium Duchätel, und das 
fragliche Gejeg war aus Haß gegen die alten Zünfte gemacht worden, damit 
die Arbeitgeber und nehmer gegenjeitige Berträge nicht einzugehen vermöchten, 
mwodurd die Korporationen in neuer Form wieder bergejtellt werden könnten. 
Uebrigens wurde durch die polizeiliche Verweigerung die Gewinnbetheiligung, 
jo wie deren Urheber jie einführen wollte, nicht verhindert. 

Heut zu Tage jpielt die Gewinnbetheiligung in Frankreich eine große 
Rolle: darin erblidt man ein Mittel, die Strife aus der Welt zu jchaffen. 
Ohne jo weit zu gehen und ohne für den Arbeiter ein wirkliches Necht auf 
Theilnehmung an dem Unternehmergewinne anzuerkennen, jehen wir doch, vom 
jozialen Standpunkt aus, in der Verwirklichung dieſes Gedanfens ein großes 
Beruhigungsmittel. In vielen, wo nicht in allen Fällen brachte die Gewinn 
betheiligung ungemein gute Früchte, indem fie als Anſpornung wirkte und Die 
Arbeit ergiebiger machte. Wir haben gejagt, daß die Fabriken im Eljaß, in 
welchen die Bartizipation zur Anwendung kommt, jid) über die erzielten Reſultate 
freuen. Unter den großen Unternehmungen, an deren Profit das jämmtliche 
Arbeiterperfonale intereſſirt ift, müfjen wir noch die „Compagnie des chemins 
de fer d’Orleans“ nennen. Dieje Gejellichaft nimmt alle ihre Beamten als 
Mitglieder auf und, nebjt dem Normalgehalte hat jie ihnen jchon 20,000,000 
Mark ausgetheilt, ohne daß deßwegen ihre allgemeinen Unfoften jtärfer jeien, 
‚als bei den übrigen franzöfchen Eijenbahn=Gejellichaften. Für ihre Freigebigkeit 
hat fie bejjere und jparjamere Dienftleiftungen. 

Auf die Lohnfrage und die Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiter wurde 
bei der Barijer Weltausftellung von 1867 die Aufmerkfamfeit ganz bejonders 
Hingelenft. Später ließ die Nationalverfammlung eine parlamentarijche Unter- 
juchung über die Arbeitsverhältnifje in Frankreich anjtellen. In Yolge der 
Enquete wurden 1875 dem franzöfiichen Parlamente zwei Berichte vorgelegt, 
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der eine Die fittliche und wirtbichaftliche Yage der Arbeiter, der andere die 
Löhne und die Verhältnijje zwijchen Arbeiter und Brodherren betreffend. Der 
Sefretär des Unterſuchungs-Komité's, Herr Jules Favre, fällte — wir müſſen 
es anerkennen — fein günjtiges Urtheil. Seiner Anficht nach iſt die Ge 
twinnbetheiligung der Arbeiter ſchwer einzuführen. Wenn Schon gewiſſe Induſtrielle 
diefelbe in Anwendung bringen, jo betrachten fie doch die Meijten als eine 
Unmöglichkeit. Indeß alle erkennen einjtimmig die vorzügliche Wirkung der 
den Arbeitern gemachten Vorſchüſſe zum Ankauf von Wohnhäufern und Feld— 
jtüden an. Das Beſitzthum wandelt den Arbeiter um. Dies Faktum erhellt 
augenjcheinlic) aus der Unterfuchung. In England ift die Gewinnbetheiligung 
der Arbeiter viel weniger verbreitet als im Eljaß, weil fie dort vielfady durd 
die Bildung der Kooporativvereine aufgehalten wurde. In jenem Lande be: 
Ichäftigen jich die Fabrifbefiger weniger mit den Arbeiter-Inſtituten als im 
Eljaß. Darum ift auch bei den engliichen Arbeitern das Strifen jo häufig, 
während man es bei uns nur dem Namen nach kennt. Die englifchen Arbeiter 
befinden fich in fortwährendem Kampfe für ihre Yöhne, die plötzlich jteigen und 
finfen, je nachdem die Gejchäfte gut oder chlecht gehen. Dahingegen im Elſaß 
haben die Löhne viel mehr Beſtändigkeit, und man trachtet fie im nämlichen Tarif 
zu erhalten, jelbjt im Eritiichen Tagen. Wann es bei der Industrie flott ber- 
geht, jo hat man die Gewohnheit, die Vorfichtsanftalten in Hinblick auf schlimme 
Zeiten auszuftatten. In Folge deſſen gibt es bei ung feinen Antagonismus 
zwijchen Kapitaliften und Arbeitern, zwischen Angebot und Nachfrage und tritt 
das Solidarverhältniß immer offener hervor. 


VI. Altersverſorgung. 


Die Penſionskaſſen find die nothiwendige Ergänzung der Wohlfahrtsein: 
richtungen für die Arbeiter. it es nicht traurig anzuſehen wie brave Yeute, 
vom Alter und anderen unvermeidlichen Gebrechen verhindert, ihr Brod zu 
verdienen, zum Bettelſtab greifen müſſen? Deßhalb muß unter jo vielen 
Liebeswerfen der Privatinitiative auch die Errichtung von Penſionsfonds in 
den großen Gewerfhäufern unferes Yandes mit Anerkennung verzeichnet werden. 
Wohlthätigkeitsanftalten, die mehr Gutes wirfen und größere Verbreitung ver- 
dienen, gibt es nicht, und zwar in Rückſicht auf Sparjamkeit und Menſchen— 
freundlichfeit. Der Zeitgeift muntert die vom Glück begünftigten Fabrikherrn 
zu diefem Unternehmen auf und die öffentliche Meinung zwedt darauf ab, den 
Säumigen, jofern fie dem Gefühle nicht zugänglid find, Die Befolgung der 
gegebenen Beijpiele aufzudringen. So jtellt fich die Induſtrie ein moraliſches 
Ideal, wie fie bereits ein Ideal von technischer Volltommenheit hat. Beides 
erjcheint ihr als Bedingung des Fortichrittes. 

Einige Manufakturen im Elſaß beitimmen die Penfionsrechte ihrer Arbeiter 
in den Statuten ihres Geſellſchaftsvertrages. Mir finden vorderjamit eine 
ſpezielle Penſionskaſſe in dem früheren Häffely'ſchen Haus zu Pfaſtatt, das 
jegt Durch die Herren Lalance & Schäffer geleitet wird und wo aud die 
Gemwinnbetheiligung der Arbeiter jo viel Gutes wirft. Eine Gabe von 92,000 Mark 
jeitens des Herrn 9. Häffely im Jahre 1875 wurde zunächjt verwendet zur 
Schöpfung einer Invalidenkaſſe, einer Kafje für Erwerbsunfähige, die von der 
— genannten Vorſichts- oder Sparkaſſe ganz verſchieden iſt. In dem am 

Mai 1875 in Kraft getretenen Statut dieſer Einrichtung ſteht zu leſen: 
— 1. Leibrenten werden den Werkmeiſtern, Arbeitern und Arbeiterinnen ge— 
währt, die während fünf aufeinanderfolgender Jahre in der Fabrik gearbeitet 
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haben und darin arbeitsunfähig geworden find. — 8 2. Arbeitsunfähig heißt 
jeder, der infolge des Alters oder einer unheilbaren Krankheit nicht mehr ar: 
beiten fann. Die Arbeitsunfähigfeit wird durch den Arzt der Hilfsfajje und 
durch zwei andere von den Gejchäftsführern bezeichnete Aerzte erwiejen. — 
8 3. Penſionen werden auch den Wittiven ertheilt, deren Männer während 
fünf aufeinanderfolgender Jahre und bis zu ihrem Tode im Gewerfhaus ge= 
arbeitet haben. — $ 4. Endlich die vater und mutterlofen Waijen, deren 
Eltern diejelben Bedingungen erfüllt Haben, beziehen ebenfalls eine Penſion.“ 

Es jchien uns angebradht, den Driginaltert des Statuts der Invaliden— 
falje von Pfaftatt hervorzuheben. Der Penſionsanſatz ſelbſt kann nöthigen- 
falld abgeändert werden. Gegenwärtig erhalten die invaliden Arbeiter, ver: 
heiratet oder vermwittiwet, mit Kindern unter 16 Jahren ein Jahrgeld von 
480 Mark, und nur 400 Mark, wenn fie kinderlos find oder Kinder über 
16 Jahren haben. Die großjährigen ledigen Arbeiter können 320° Marf be: 
fommen; die unmindigen Arbeiter 240 Mark; die vater» und mutterlofen 
Waiſen unter 16 Jahren, für 5 und mehr Kinder 400 Marf, für 3 oder 4 
Kinder 240 Mark, für 1 oder 2 Kinder 160 Mark; die erwerbslofen Wittwen 
mit Kindern unter 16 Jahren 320 Mark, diejelben mit Kindern über 16 Jahren 
oder ohne Kinder 240 Mark; die erwerbsfähigen Wittiwen mit Kindern unter 
16 Jahren 160 Mark; die erwerblofen ledigen Weibsperfonen 160— 240 Marf, 
je nach ihrem Alter. Ein Necht auf die Benfion haben nicht die arbeitsfähigen 
Wittwen ohne Kinder oder mit Kindern über 16 Jahren, die arbeitsunfähigen 
Mädchen, welche heiraten und die Wittiven, welche wieder heiraten. Je 
nachdem die Kinder über ihr 16. Jahr Hinausgehen, veduzirt fich Die 
Familienpenfion auf das oben angegebene Maß. Wie die uns vorliegenden 
Rechnungsabſchlüſſe darthun, find im Jahre 1876 unter 20 Benfionären 
4349.60 Mark, d. h. durcchfchnittlich 217.60 Mark für jede Perfon verteilt 
worden; im Jahre 1877 waren es 6042.40 Marf auf 25 Penjionäre, rejp. 
im Durchichnitt 241.60 Mark für jede Perſon; im Jahre 18738 6920 Mark 
auf 27 Benfionäre rejp. 250 Mark pro Perſon. Zu bemerfen ift, daß die 
Arbeiter zu Pfaftatt während ihrer effektiven Dienjtdauer feinen Abzug an 
ihren Löhnen erleiden. 

In der Fabrik chemijcher Produfte zu Thann bejteht gleichfalls eine Pen- 
fionsfafje, die von Herrn Karl Keftner, dem Gründer des Haufes, unterftüßt 
wird. Die Leibrenten find nach den Vereinsſtatuten wie folgt feitgejegt: 
432 Mark jährlich für die Arbeiter und Werfmeijter, wenn fie nach 70 Jahren 
Lebensalter und 33 Jahren Thätigkeit in der Fabrik die Arbeit einftellen 
wollen; 2883 Mark jährlih, wenn fie im Alter von 70 Jahren und nad 
30 Jahren Thätigfeit die Arbeit einftellen, oder wenn fie dur) Verwundungen 
oder unbheilbare Krankheiten, die fie fich im Betriebe zugezogen haben, 
arbeitsunfähig werden; 192 Mark, wenn die Arbeitsunfähigfeit durch 
nicht von der Arbeit herrührende Gebrechen verurjacht ift, mit der Be— 
dingung jedoh, daß fie in der Manufaktur 10 Dienitjahre haben. Für die 
Wittwen der Werkmeifter und Arbeiter, welche vor ihrem Tode wenigſtens 
10 Jahre in Arbeit geftanden, find die Penfionen folgenderweife bejtimmt : 
144 Mark, wenn die Wittwe bei dem Tode ihres Mannes fchon jelbjt 
70 Zahre hat; 96 Mark, wenn die Wittiwe beim Hingehen ihres Mannes 
60 Fahre zählt; 48 Mark, wenn die Wittwe mindeſtens 45 Jahre alt ift. 
Die zur Zeit des Sterbefalles ihres Mannes unter 45 Jahren jtehenden 
Wittwen umd diejenigen, deren Männer noch nicht 10 Jahre in der Yabrik 
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gearbeitet hatten, erhalten eine einmalige Unterjtügung von 80 Mark. Die 
penfionirten Männer, welche in einer anderen Gewerbsanftalt zur Arbeit ein: 
treten, gehen ihrer Benfionsberechtigung verlujtig, jowie auch die Wittiwen, die 
twieder heiraten vder deren Lebenswandel tadelhaft iſt. In Notbfällen, die in 
den Statuten nicht vorgejehen find, kann der Verwaltungsrath der Fabrik oder 
dejien Bevollmächtigter außergewöhnliche Unterjtügungen aus der Hilfsfafle 
zuertheilen. 

Im Jahre 1851 fam in Mülhauſen ein Sparverein zu Stande, der zum 
Zweck hatte, Geldhinterlegungen bei der Penſionskaſſe des Staates zu veran: 
lajien. Zur Vermittlung zwiſchen dem Arbeiter und der Staatsfafie, nahm 
diefe Gejellfchaft die Hinterlegungen der in den betheiligten Fabriken bejchäftigten 
Perjonen in Empfang und beforgte deren Einjfchreibung, nachdem fie noch als 
Aufmunterungsprämie eine den Einlagen der Mrbeiter fait gleichfommende 
Summe beigefügt hatte. Die Beförderer diefer Geſellſchaft wollten die Arbeiter 
für einen Lohnabzug jtimmen, jo gering, daß er ihnen nicht läſtig würde, und 
doc jtarf genug, um einen Ruhegehalt abzugeben, der zu ihrer Unterhaltung 
in der einjtigen Ermwerblofigfeit genügen würde. In den induftriellen Städten 
fallen, wie wir nur zu gut willen, die meisten Arbeiter, wenn fie feine Kraft 
zum Arbeiten mehr haben, gewöhnlich ihrer Familie zur Laſt, wiewohl die 
jelbe ohne diefen Zuwachs oft jchon Mühe genug hat durchzufommen. Das 
ift das allgemeine Loos, überall wo feine Erjparnifie vorhanden find und wo 
die Penſionskaſſen fehlen; denn nicht alle Fabrikherren haben die freundliche 
Gewohnheit, Gnadengehälter oder Altersrenten auszumerfen. Die meijten Ar: 
beiter bleiben, jobald fie unfähig geworden find, ihr Brod zu verdienen, der 
Öffentlichen Armenpflege überlajien, ihrem Geſchick anheimgegeben umd ge 
zwungen, mwohlthätigen Leuten die Hand entgegenzuftreden. 

Daher vereinigten fich zu Mülhaufen elf Induftrielle, um ihre Arbeiter 
zum Sparen zu ermutbigen und ihnen einen Nuhegehalt oder Altersrente zu 
fihern. Die nn vom 18. und die Arbeiterinnen vom 16. Jahre ab 
wurden erjucht, 3 Prozent ihres Lohnes bei der jtaatlichen Penſionskaſſe zu 
hinterlegen. Die Arbeitgeber ihrerjeit® machten jich durch ein Notariats-In— 
ſtrument anheiſchig, in eine Gemeinkaſſe jährlich eine Summe abzugeben, die 
dem Werth von 3 Prozent des in ihren Fabriken bezahlten Geſammtlohnes 
gleichfomme. Dem Lohnabzuge, wozu jeder unterzeichnete Arbeiter ſich herbei: 
ließe, wollte man eine Zulage von ?/, aus der gemeinfchaftlichen Vereinskaſſe 
beifügen. Auf dieſe Weiſe betrugen die in die Penſionskaſſe gelieferten Depo⸗ 
ſiten 5 Prozent der Löhne, und ſollten eines Tages den Betheiligten ein ge— 
nügſames Einkommen abgeben. Die in der Kaſſe der Ermuthigungsgeſellſchaft 
(Société d’encouragement) übrig gebliebenen Fonds waren beſtimmt, die Ver: 
waltungsfoften zu deden und die bereits alt oder fraftlos gewordenen Arbeiter 
jofort zu unterjtügen. Leider fand dieſe Spareinrichtung nicht den erwünſchten 
Anklang. Troß aller Anftrengungen und Borfichtsmaßregeln der Beförderer, 
umerachtet des augenscheinlichen Intereſſes der Arbeiter ſchlug fie fehl. Zebn 
Sahre nach Gründung der Gejellichaft zur Ermuthigung der Sparjamtkeit 
hatten fich von den 7000 in den Fabriken Milhaufens bejchäftigten Arbeitern 
nur 16 zu Einlagen mittelft Lohnabzügen berbeigelaffen. Und doch hatte 
man alle Mittel aufgeboten, um die Niüglichkeit des Vereines begreiflich 
zu machen: Die Gejchäftsberichte wurden in den Ateliers vertheilt, die Geſell— 
Ichafter waren überall mit ihrem guten Nath zur Hand, nichts blieb unver: 
jucht, um die Zahl der Theilnehmer zu vermehren. Wer möchte nicht an ben 
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Erfolg der eindringenden Ermahnungen, die von jo großmüthigen Opfern be— 
fräftigt waren, glauben? Bon den Arbeitern waren die einen zu gering be- 
zahlt, um auch nur den kleinſten Abzug erleiden zu können; die befjer beftellten 
fanden in ihrer Einbildung eine angenehmere Anlegung. Alle oder fajt alle 
waren für die Zukunft ohne Sorge. 

Ein Theil der verfügbaren VBereinsgelder, zu unmittelbaren Unterftügungen 
vorbehalten, jollte zum Unterhalt eines Zufluchtshaufes für die Greife dienen, 
Zwanzig Yabrifen der Stadt hatten ſich vereinigt, um mittelft Unterzeich- 
nungen ein geräumiges, luftiges, behagliches Haus zu bauen, deſſen Schlaf: 
zimmer durch Verſchläge getheilt waren, während die Neinlichkeit der Küchen 
und Speijefäle in Zierlichfeit ausartete. Darin follten etwa 40 PBenfionäre, 
die früher Arbeiter geweſen, num aber alt und ohne Familie, oder ihrer Fa— 
milie zur Laſt waren, fojtenfreie Aufnahme finden. Allein um diejes koſten— 
freie Penjionshaus bewarb man ſich eben fo wenig als um die Depofiten bei 
der Penſionskaſſe. Darüber zeigte fih Herr Reybaud, der 1862 Mül— 
haufen bejuchte, ſehr erjtaunt. Bezüglich der Greifen-Anftalt jagte diefer aus— 
——*— Oekonomiſt in einem Bericht an die „Académie des sciences 
morales“ Folgendes: „Ich habe mich perſönlich überzeugen können, wie in 
allen Einzelnheiten das Leben dort gemächlich, gepflegt und bequem iſt, welchen 
Aufwand an Nahrung und Kleidung man ſich gefallen läßt, welche zarte Auf— 
merkſamkeit dem Alter erwieſen wird. Mit Recht ſollte man denken, daß 
viele ſich um den Zutritt bewerben und daß die Räumlichkeiten bald zu eng 
erſcheinen würden. Die 30 oder 40 Betten der Anſtalt hätten niemals leer 
ſtehen ſollen. Zur Zeit meines Beſuches waren deren nur 9 bejegt und Die 
Zahl der Penſionäre ging nie über 12—15 hinaus. Innerhalb 10 Jahren 
haben überhaupt nur 43 Aufnahmen ftattgefunden.“ Anno 1876, jechzehn 
Jahre nad) dem Befuch des Herrn Reybaud, jtieg die Zahl der Benfionäre 
auf 22 und die Gefammtausgabe auf etwa 14,600 Marf, d. h. 626 Mark pro Kopf. 
Dieje ziemlich jtarfe Ausgabe ift verhältnigmäßig größer als die nach Haufe 
gegebenen Unterjtügungen, welche in dem bezeichneten Jahre für 265 penfio: 
nirte Arbeiter durchichnittlich je 132 Mark, zuſammen 34,975,20 Mark be: 
trugen. Der Familiengeiſt widerjtrebt der Internirung in das Aſyl. Die 
Greije, welche Kinder haben, wollen lieber fich ärmlich beföftigen laſſen als 
ihr Hauswejen verlafjen, lieber fich frei umher bewegen als gemächlich leben. 
Und doch beruhen dieſe bewilligten Kojtgelder auf feinem fejtgejegten Rechte, 
fie find ganz freiwillig und jtellen eher eine Art Unterftügung vor, 

Nach einer Lebenzfrijt von zwei Jahren mußte die Mülhauſer Genofjen- 
Schaft zur Ermuthigung der Sparfamfeit anerkennen, daß ihr Hauptzweck ver- 
fehlt war. Die Stiftung der Arbeiterviertel fürderte bejjer die Abjichten ihrer 
Urheber, indem den jparjamen Haushaltungen der fofortige Genuß ihrer Er: 
fparnifje geboten wurde. Falls der Arbeiter ſich ſelbſt überlafjen ift, läßt er 
fi) aus freien Stüden nicht zu Anlegungen mit langen Friſten herbei. Und 
das läßt fich ohne Mühe erklären. Je weniger ein Menjch nämlich bejigt, 
deſto ſchwerer fällt es ihm, fich des Befites einer Sache zu begeben, und je 
mehr Mühe es koſtet Etwas zu verdienen, um jo größeren Werth legt er 
darauf. Wir wollen hier von demjenigen nicht reden, die ihren Verdienſt 
thöricht und bengelhaft vergeuden, ihren Leidenjchaften Gehör geben und deren 
Kojtenaufwand erſt am Ende einjehen. Wir bejchäftigen ung nur mit dem 
ordentlichen Arbeiter, der Hang zur Sparfamfeit hat. Was wird ihm durd) 
die Penſionskaſſen vorgefchlagen? Sein erworbenes Geld aus den Händen zu 
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geben, mit der Ausficht erft nach jehr langer Zeit etwas herauszubekommen; es iſt | 
dies ein Kapital, deſſen jährlichen Ertrag er vor 20-30 Fahren nicht ein- | 
zieht. Geräth er nun plöglich in Nothdurft, ſtoßt ihm ein Unfall zu, wie 
dies im induftriellen Leben fo Häufig vorfommt, jo kann er die Zahlungen 
nicht vollftändig einliefern und jteht da hilflos in der Gegenwart und ohne 
Sicherjtellung für die Zukunft. Mindeſtens jollten die Hinterlegungen nicht 
von bindender Negelmäßigkeit fein. Andererjeits find es auch Kombinationen, 
in denen die Nechte der Einzelnen ftufenweife geordnet und jpätere Nüdzahl- 
ungen in Ausficht geftellt find und das geht über das gemeine Verjtändnig. 
Uebrigens iſt in unferer Zeit oft die Nede von finanziellem Krach und müſſen 
auch die Arbeiter allzu häufig hören, wie manche Abenteurer fich in verderbliche 
Spekulationen hineinwagen und das Vermögen zahllofer Menjchen zu Grunde 
richten. Wundern wir uns daher nicht, wenn fie mit Behutfamfeit zu Werke 
gehen und ihrem Schuldner nicht trauen und wäre diefer Schuldner aud) der 
Staat. Auf dem Lande zieht der Arbeiter e8 vor, mit jeinen Erjparnilien 
ein Wohnhaus, ein Feldſtück oder eine Kuh zu Faufen und zwar aus dem 
einfachen Grunde, weil er dann fein angelegtes Geld in Händen hat, während 
die Nücdzahlung des Hergegebenen ihm unficher erfcheint. Die Gründung der 
Arbeiter-Eites zu Mülhauſen umd der Freditiweiie Verfauf der Häufer mit all 
mähliger Bezahlung iſt beiler, als die jchönften Verſprechungen der Penfions- 
kaſſen, geeignet zur Sparjamfeit und Ordnung anzuregen. Die Ermuthigungs 
Gejellichaft fand deßwegen unnütz, Gelder ohne wirklichen Zweck noch weiter 
anzuhäufen und beichloß, vom 1. Januar 1854 ab ftatt 3, nur noch 1 Prozent 
der von den Gejellichaftern bezahlten Gefammtlöhne zuzufchießen. Die Aender: 
ungen wurden durch ein Faiferliches Defret vom 18. Juli 1860 bejtätigt. Im 
Uebrigen umging die Gejellichaft feine der urjprünglichen Verpflichtungen, fie 
fuhr hingegen fort, die Kojten des Verjorgungshaufes zu deden, die Benjionen 
zu gewähren, die feltenen Hinterlegungen zu vermitteln und denjelben den ver- 
Iprochenen Zufchuß beizulegen. 

Am Schluß des zweiten Nechnungsjahres hatte der Reſervefonds in der 
Spezialfajje der Gejellichaft die Höhe von 88,008.80 Marf erreicht. Neulich 
betrugen die Aktiva 157,232 Mark, wovon 135,727.20 Mark auf franzöfiiche 
Staatsrenten angelegt find. Die eingelegten Summen ftiegen jeit 1851 bis 
1876 von 56,714.40 Mark auf 909,091.20 Mark. Während der 3 eriten 
Jahre beliefen fich die jährlichen Einlagen auf 56,714,40 bis 63,035.20 Marh. 
Diefe jährlichen Einlagen wurden infolge der 1854 bejchlojjenen Verminderung 
der Zuſchüſſe auf 21,507.20 Mark herabgeiegt. In den folgenden Jahren 
jtiegen Diejelben in wachjender Progreſſion wieder auf 43,156.380 Mark. Die 
Nehnung von 1876 jchlieft ab mit 50,448.80 Markt Einnahmen umd 
51,661.60 Mark Ausgaben; nämlich 1) Einnahmen: 43,156.80 Marf Zu: 
ſchüſſe der Gefellfchafter, 6732 Mark Zinfen der ausgeliehenen Gelder, 560 Mark 
bon einer auswärtigen Anftalt an das AltersverforgungssHaus bezahltes Koſt— 
geld. 2) Ausgaben: 34,975.20 Mark für nach Haufe an 265 Arbeiter be: 
zahlte Penſionen, 13,726.40 Mark für den Unterhalt des Verforgungshaufes 
mit 22 PBenfionären, 2960 Mark für Schreib: und Verwaltungskoſten. 

In einigen Etablifjements find die Penſionskaſſen mit den gewöhnlichen 
Hülfskaſſen vereinigt. Dies ift namentlich in Münfter bei den Herren Hart: 
mann & Co. zu Logelbah und Weſſerling der Fall. Die in Münſter den 
arbeitsunfähigen Arbeitern bezahlten Penſionen betragen 0,80 Mark per Tag. 
Zu Weſſerling und Logelbach, wo, Dank der ifolirten Lage der Gewerkhäufer 
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und den feßhaften Gewohnheiten der Arbeiter, die faſt jämmtlich Eigenthümer 
find, diefe bei ihrer Anfiedelung fich verbinden, der Kaffe beizutreten, dort er- 
möglicht der gute Fortgang diefer Einrichtung eine Bewilligung von Ruhege— 
hältern im Betrage von 120 bis 240 Mark jährlih. Zu Logelbach, wo die 
—— ſeitens der Arbeitgeber reichlich unterſtützt wird, beläuft ſich der Re— 
ervefonds derſelben auf mehr wie 80,000 Mark. Außer den Zinſen dieſes 
he gewähren die Herren Ant. Herzog & Eo. einigen alten oder jchwachen 

rbeitern jährliche Penfionen bis zu 400 Mark. Nebſtdem geftattet der Fa— 
brifherr, um zum Sparen zu ermuthigen, daß die Arbeiter ihre Erſparniſſe 
bei ihm hinterlegen, Erfparnifje, die in laufender Rechnung angenommen 
werden und fünfprozentige Zinfen tragen. Die Summa diefer Hinterlegungen 
zu Logelbach hat 200,000 Mark überjtiegen und zählen mehrere Deponenten 
bis 10,000 Marf Erſparniſſe in baarem Gelbe. 

Underswo werden die Leibrenten getheilt, falls die zur Fabrikarbeit un— 
fähigen Arbeiter fi) noch einer anderen einträglichen Beichäftigung widmen 
fünnen. Diefe Maßregel, von H. Steinheil zu Nothau in Anwendung ge: 
bracht, liefert auch gute NRefultate. Hier wird das Ruhegehalt (Altersrente) 
erhöht, je nachdem die Arbeitsunfähigkeit zunimmt. Meitteljt einer bejcheidenen 
Unterjtügung fann der betagte und in der Werfjtätte abgeſchwächte Dann feine 
bisherige Arbeit gegen eine leichtere, minder anftrengende Anftellung vertaufchen, 
ohne feinen Kindern völlig zur Laſt zu fallen. Doch vergeſſen wir nicht, daß 
überall, wo die Penſions- und Hilfskajjen vereinigt find, die Dienftleiftung der 
erjteren ohne die Zuſchüſſe der Arbeitgeber unmöglich wäre. 

Die Einrichtung der Penſionskaſſen wird nur mit harter Mühe jich bei 
der Arbeiterflajje einbürgern. Höchjtens haben e3 die Fabrikherren durch Be: 
ftreitung faſt ſämmtlicher Ausgaben dahin gebracht, daß die Arbeiter, behufs 
Sicherjtellung ihres Alters, fich jeden Monat zu einem minimalen Lohnabzug 
berbeilajjen. Ein in den Werkſtätten allbefanntes Wort erklärt theilweije dieſe 
Gleichgiltigkeit: „Das Spital ijt nicht für die Hunde gemacht!“ Im Spital 
jterben, das iſt die Zukunft, im welche jich leicht Männer fügen, die in anderen 
Augenbliden das Gefühl des perjönlichen Stolzes gar zu weit übertreiben und 
nur mit Grauen an das Almojen denken. Zweifelsohne vergeht diefe muntere 
Sorglofigfeit, wenn der Nugenblid nahet, wo man wahrhaftig um das Spital: 
bett nachjuchen muß, wovon die Bewerber ehemals jo wenig gerührt waren. 
Sie möchten dann wohl ſich eine andere Zufluchtsjtätte bereitet haben, und 
wenn es auch auf Koften einiger Entbehrungen wäre. Anläßlich des Mül— 
baufer Aſyls haben wir gefehen, daß die alten Arbeiter eine unbeträchtliche 
Penſion der vortrefflichen Pflege in diefer Wohlthätigfeitsanftalt vorziehen, two 
ihrem Wohlfein nichts fehlt, wo fie aber in ihren Bewegungen nicht volllommen 
frei find. Das Bedauern erwacht erjt in ihnen, wann es nicht mehr Zeit ift 
zu helfen. 

Wie dem auch fei, da3 Miklingen der Mülhauſer Geſellſchaft zur Er: 
muthigung der Sparjamfeit beweifet, daß die gewöhnlichen Penſionskaſſen, auf 
die von den LebensverficherungsGejellichaften angenommenen Prinzipien ges 
ründet, der wirklichen MUrbeiterlage nicht entjprechen. Dieſe Gejellichaften 
rk regelmäßige, nach einer feſten Baſis beftimmte Zahlungen. Auf Grund 
ihres Syſtems wäre ein Arbeiter, der fich und feiner rau, vom 60. Lebens» 
jahre an, eine wöchentliche Rente von 9,60 Mark zufichern möchte, verbunden 
vom 20. Fahre an jede Woche 0,80 Mark einzuliefern. Würde er jich erjt 
im Alter von 30 Jahren zur Erhaltung der nämlichen Rente verfichern, fo 
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müßte er wöchentlich 1,20 Mark zahlen. Stirbt er in der Zwiſchenzeit, fo 
gehen mit dieſer Berechnung ſämmtliche Depofiten für ihn und für die —— 
verloren. In ausnahmsweiſen Nothfällen kann er ſich mit feinen Erſparniſſen 
nicht helfen; es ſteht ihm auch nicht frei, dieſelben zurückzunehmen, um damit 
— falls die Umſtände ſich günſtig geftalten — ein Gejchäft zu gründen oder 
ein Unternehmen auf eigene Rechnung zu beginnen. Da mit diefen Beding- 
ungen die Verficherung der Arbeiterlage nicht entipricht, jo hat man die Ein 
rihtung von Kafjen mit fafultativen Einzahlungen, ziemlich den gewöhnlichen 
Sparfajjen ähnlich, vorgejchlagen. Dazwiſchen bejteht doch der weſentliche 
Unterfchied, daß die Sparkaſſen blos das Kapital mit den zu einem geringern 
Prozent berechneten Zinfen zurüdgeben, während die Penſionskaſſen mit fakul— 
tativen Einlagen von einem bejtimmten Alter an eine Fahresrente abwerfen, 
die höher ift als die Gefammtzinjen, welche das in der Sparkaſſe angehäufte 
Kapital zur Zeit feiner Zurüdnahme tragen kann; und ift diefe Rente für gleich 
hohe Depofiten um jo jtärfer, als der Beneficiarius in einem vorgerüdteren 
Alter dieſelbe zu beziehen beginnt. 

Unter den verichiedenen Kombinationen, die von den Penſionskaſſen vor: 
gefchlagen worden, gibt es ein Syſtem, welches fich auf die Arbeiterverhältnifie 
anwenden läßt. Auf das Prinzip der Lebensverficherungen bafirt, fordert es 
zum Erfolg blos eine Bedingung, diejenige nämlich, möglichjt viele Theilnehmer 
oder Deponenten zu finden. Gejegt, die Theilnehmer dürfen Einlagen von je 
8 Mark machen und diefelben nach Belieben wiederholen, ohne Verbindlichkeit, 
fie fortzufegen. Jede in diefen Umftänden gemachte Einlage kann von einem 
bejtimmten Alter an zu einer Jahresrente berechtigen, die mehr oder minder 
jtarf fein wird, je nach dem Alter, wo die Einlage geichieht, je nach dem Alter, 
two der Deponent die Rente beziehen will, je nachdem diefer ftipulirt, daß nad 
jeinem Tode die hinterlegte Geſammtſumme feinen Erben herausgezahlt werde 
oder nicht. Wir haben berechnet, welche Rente vom 60. oder 65. Yebens- 
jahre an für jede Einlage von 8 Mark erhalten werden fünnte, indem mir 
ung auf eine Sterblichkeitstabelle ftügten, wo von 1000 vierzehnjährigen Perſonen 
nur 957 im 20., 870 im 30., 776 im 40., 672 im 50., 530 im 60., 330 
im 70., 116 im 80., 10 im 90. und 1 im 95. Lebensjahre übrig blieben. 
In diefen Berechnungen nehmen wir an, daß e3 dem Deponenten bis zu feinem 
50. Fahre frei jteht, die Lebenszeit zu bejtimmen, wo der Beginn der Rente 
ftattfinden fol, und ob das Kapital nach feinem Tode feinen Erben heraus: 
gezahlt werden oder zur Erhöhung des Jahrgeldes dieneu fol. Wir nehmen 
ferner an, daß der Deponent befugt ift, in irgend einer Zeit feine Gejammt- 
einlagen oder nur einen Theil des Kapitals im Nothfalle zurücdzuziehen, mit 
der Bedingung jedoch, daß die vollftändige Zurüdnahme nur nach einer ſechs— 
monatlichen Auffindigung und mit einer Abrechnung von zweiprozentigen Zinjen 
aus Zinjen gejtattet werde, und daß die theilweifen Zurüdnahmen auf ein 
nad dem Alter des Betheiligten feſtgeſetztes Quantum eingefchränft merden. 
In dieſen Umſtänden fann vom 60, oder 65. Lebensjahre an eine Einlage 
von 8 Marf die Rente abwerfen, wie fie in gegenüberjtehendem Verzeichniß 
aufgejtellt iſt. 

Dieje Berechnungen, bafirt auf eine Abhandlung von Herrn Guftav Witten: 
ftein aus Barmen, in Wr. 1 der „Sewerblichen Zeitjchrift für Rheinland und Weit: 
falen“ — find auf Grund vierprozentiger Zinjen aufgejtellt, während die Spar: 
fajien gewöhnlich nur 3,3 Prozent geben. Wir jegen den Fall, daß die Verwalt⸗ 
ungsfojten circa 15 Brozent der Gejammteinlagen oder 4 Prozent der zu zahlenden 
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60665 60 65 60 65 60 65 
Jahren | Jahren | Jahren | Jahren | Zahren | Jahren | Jahren | Jahren 
wöchentlich jährlid) wöchentlic) jährlich 
A se. se N | MR Mb se 
14 Jahren 16 | 28 8.35 14.62 21 37 10.74 | 19.31 
15 — 15 27 1.83 14.09 20 36 10,44 18.79 
16 > 14 25 7.31 13.05 19 34 9.92 17.75 
17 ja 14 | 24 71.31 12.53 18 33 9.40 17.22 
18 u 13 23 6.79 12.01 17 31 8,87 16.18 
19 re 12 21 6,26 10.96 17 30 8.87 15,66 
20 * 12 20 6.26 10.44 16 28 8.35 15,62 
21 * 11 19 5.74 9.92 15 27 7.83 14.09 
22 10 | 18 5.22 9.40 15 26 7.83 13,57 
23 . 10 17 5.22 8,87 14 24 7.31 12.53 
24 ai 9 16 4,70 8.35 13 23 6.79 12.01 
25 z 9 15 4,70 7.83 12 22 6.26 11.48 
26 4 8 14 4.18 7,31 12 21 6,26 10.96 
27 r 8 18 4.18 6,79 11 20 5.74 10.44 
28 2 7 13 3.65 6.79 11 19 5.74 9.92 
29 Pr 7 12 3.65 6.26 10 18 5.22 9.40 
30 ” 6 11 3.13 5.74 10 17 5.22 8.87 
31 6 11 8138 | 5.74 9 16 4.70 | 835 
32 Fr 6 10 3.13 5.22 9 16 4,70 8.35 
33 er 5 9 2.61 4.70 8 15 4.18 7.83 
34 5 9 2.61 4.70 8 14 4.18 | 7.31 
35 J 5 8 2.61 4.18 8 14 4.18 7.31 
36 iy 4 8 2.09 4.18 7 183 3.65 6,79 
37 r 4 7 2.09 8.65 T 12 3.65 6.26 
38 = 4 7 2.09 | 3.65 6 11 3.13 5,74 
39 Pr 3 6 1.57 | 3.13 6 11 3.13 5,74 
40 * 3 6 157 | 8.13 6 10 3.13 5.22 
41 * 3 5 1.57 2.61 5 10 2.61 5.22 
42 pr 3 5 1.57 2,61 5 9 2.61 4.70 
43 = 2 5 1.04 2.61 5 9 2,61 4,70 
44 je 2 4 1.04 2.09 5 8 2.61 4,18 
45 z 2 4 1.04 2.09 4 8 2.09 4,18 
46 u 2 4 1.04 2.09 4 7 2.09 3.65 
47 . 2 8 1.04 1.57 4 7 2.09 3.65 
48 J 2 3 1.04 1,57 4 7 2.09 3.65 
49 u 2 | 3 1.04 1,57 4 6 2,09 3.13 
50 „ 11,108 0.78 1.57 8 6 157 | 3.13 
| 


Renten mitſammt den Zinfen betragen. Herr Wittenjtein zeigt in feinem Ar: 
tifel „Grundzüge für Altersrentenfafen”, daß 1000 Mark, zwijchen dem Alter 
von 20 bis 30 Fahren zu 3,3 Prozent zufammengejegten Zinſen hinterlegt, 
im Alter von 60 Jahren bereit ein Kapital von 3217 Mark oder, falls die 
Einlagen zwijchen 30 und 40 Fahren gejchehen, 2317 Mark abgeben. Ein 
Kapital von 3217 Mark zu 4 Prozent bringt ein jährliches Einfommen von 
nur 151 Mark 60 Pf., während eine Altersrentenfajje nach den oben ange: 
deuteten Prinzipien für eine zwijchen 20 bis 30. Jahren gemachte Einlage von 
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1000 Mark jährlich 473 Mark 20 Pf. vom 60 Jahre an abwirft, wenn das 
Kapital von 1000 Mark zurüdgezahlt wird; ift es aber als verlorenes Kapital 
auf Leibrenten hergegeben, jo liefert es 670 Marf 80 Pf. Einfünfte. Werden 
im Alter von 30 bis 40 Fahren 1000 Mark zur Sparfafje getragen und im 
60. Jahre zurüdgenommen, jo hat man nur eine Rente von 109 Mark zu 
ewärtigen; die Rente aus der Penſionskaſſe Hingegen beläuft ſich auf 249 
i3 405 Mark, je nachdem das Kapital an die Erben des Deponenten abge 
treten werden muß oder nicht. 

Sit daher die Altersrentenfafje für die Arbeiter nicht ergiebiger als 
gewöhnliche Sparfafje? Die ganze Schwierigfeit liegt darin, daß eine ge 
nügende Anzahl Hinterleger getvonnen werde, um die Einrichtung in Gang zu 
bringen und zu erhalten. Indeß die Erfahrung der Gejellihaft zur Ermutbigung 
der Sparfamfeit, wie fie im Jahre 1851 zu Mülhaufen gegründet worden, it 
nicht günftig. Wielleicht wird eine derartige Stiftung in anderen Umftänden 
bejjer gelingen. Sie würde ficher gelingen, wenn die Lohnabzüge erzmwungen 
würden, oder wenn die Fabrikherren fich entichliegen fünnten, die Einlagen 
jelbjt zu leiften. Im rein finanzieller Nücdficht würde eine Altersrentenkaſſe 
nad) den angegebenen Bedingungen gut fortlommen mit einer binreichenden 
Anzahl von Betheiligten. Was das Einzahlen der Hinterlegungen feitens der 
Arbeitgeber anbetrifft, haben wir das Vorgehen der Fabriken, die zu Mülbaufen 
die Gefellichaft zur Ermuthigung der Sparjamfeit gebildet haben. In jeiner 
„Etude sur l’epargne“, im Jahre 1876 der Induftriellen Gejellichaft zu 
Mülhauſen vorgetragen, jchäßt Herr Engel»Dollfus den zur Bewilligung 
von Altersrenten nothwendigen Abzug auf 1,5 Prozent der Gefammtlöhne in 
den älteren, auf 1 Prozent in den jüngeren Gewerbsanitalten; wenigjtens ge 
währt mit diefer Berechnung die Ermuthigungs-Gejellichaft jeit 10 Jahren 
etwa 250 Arbeitern eine Jahresrente von 184 Marf für die Männer vom 
62. Fahre an, von 120 Mark für die Frauen vom 52. Jahre an. Diele 
250 Arbeiter bilden 3 Prozent jämmtlicher in den an dem VBerbande betheiligten 
Fabriken bejchäftigten Arbeiter, deren Gefammtzahl 8000 beträgt, die Kinder 
nicht mitinbegriffen. Nach unferen eigenen Berechnungen aber mag der von 
—* Engel-Dollfus angegebene Betrag doch als zu gering gegriffen 
ſcheinen. 

Um den Arbeitern eine Altersrente im Werthe von 3 Prozent ihrer Löhne 
dnaulüchern, müßte man wenigftens 3 Prozent des Normalverdienjtes jämmtlicher 

rbeiter in dem vereinigten Fabriken zufanmenlegen. Nirgends aber fommen 
die Altersrenten der Löhnung der Penfionirten, im Augenblicke wo fie arbeitt- 
unfähig werden, gleih. Ein minderer Abzug würde daher genügen, um den 
Arbeitern durchichnittli” vom 60. Jahre an eine bejcheidene Penfion zu ge 
währen. Es iſt nicht pafjend, über das 60. Jahr überhaupt hinauszuwarten, 
wenn der Arbeiter jeine Benfion in einer Zeit genießen fol, wo es ihm möglich 
ift, noch etivas hinzuzuthun mitteljt leichter Bejchäftigungen, die ihn einer völligen 
Unthätigfeit entheben. Im feinen Aufzeichnungen über die Etablifjements Doll 
fu8:Mieg & Eo., deren Leiter er gegenwärtig it, fand Herr Engel-Dollfus 
28 Jahre als mittleres Alter der bejchäftigten Arbeiter. Mit einem jährlichen 
Abzug von 20 Mark auf einen jährlichen Durchichnittslohn von 640 Marf — 
und das wäre ungefähr 3 Prozent der Gefammtlöhne — jollte man nach jeinen 
Berechnungen vom 60. Jahre ab eine durchichnittliche Xeibrente von 204 Mark 
be willigen nebft einer einmaligen Gabe von 520 Marf bei Anlaß des Sterbe 
falles zum Nutzen der Arbeiter. Im der Herzog’schen Spinnerei zu Logelbach 
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haben wir auf 680 Arbeiter ein mittleres Alter von 33 Jahren und 9 Jahren 
Dienftzeit in dem Haufe gefunden; in der Weberei zu Colmar auf 647 Arbeiter 
27 Jahre als mittleres Alter und 4 Jahre ala Dienftzeit; in der Spinnerei 
zu Türfheim auf 102 Arbeiter 26 Jahre als mittleres Alter und 7 Jahre 
Dienftzeit; in der Spinnerei auf der Fecht 26 Jahre als mittleres Alter und 
6 Jahre Dienftzeit 2c. ꝛc. . . . Dieje verfchiedenen Gewerfshäufer find nicht 
gleih alt. Die Spinnerei zu Logelbach fteigt bis g’ 1818 hinauf, die Weberei 
iu Colmar Hingegen entjtand erjt im Jahre 1868. Zu Logelbad) — auf 

0 Arbeiter 60 das 30., 10 ſogar das 40. Dienſtjahr in demſelben Haufe 
überftiegen. Falls vom 30. Dienftjahre an Penſionen ertheilt würden, fäme 
das Berhältniß der Benjionäre zur Gefammtzahl der Arbeiter nicht auf 9 Prozent, 
was mit einer Jahresrente von 240 Marf pro Kopf eine Ausgabe von 5 big 
6 Prozent der bezahlten Gefammtlöhne ausmachen würde; das Verhältniß 
würde aber wachen, jobald der Ruhegehalt ein erworbenes Recht würde, jtatt 
wie jeßt eine freiwillige Unterftügung zu fein. 

Biele gutdenfende Männer beichäftigen fich mit der Benfionsfrage für die 
arbeitsunfähigen Arbeiter. Wiederholt find namentlich beim Deutjchen Reichstag 
Anträge gemacht worden, die zum Zwecke hatten, die Errichtung von Penſions— 
fojlen in den Manufafturen als Zwangsanftalt einzuführen. Die Antragjteller 
möchten das Knappichaftswejen der preußifchen Bergwerfe auf jämmtliche Ge— 
werb3anjtalten Deutjchlands ausdehnen. Dies iſt wenigjtens der Gedanfe des 
groben Induſtriellen Stumm zu Saarbrüden. Alle Bergleute find ver» 
unden, den Hülfsgenoffenfchaften beizutreten, welche ihren arbeitsunfähigen 
Mitgliedern einen Nuhegehalt zufichern. Im Jahre 1877 waren ungefähr 
255,000 Arbeiter bei den preußischen Knappſchaftskaſſen eingefchrieben. Dieſe 
Kaſſen verfügten damals über ein Geſammtkapital von 20,000,000 Marf. Im 
Durchfchnitt bezahlte jeder Betheiligte einen jährlichen Beitrag von 22.80 Marf 
ſowohl für die Unterjtügung in Krankheitsfällen als für eine Penſion. Dieſe 
— beträgt 216 Mark für die Männer, 108 Mark für die Wittwen und 
2 Mark für die Waiſen. Die Bergleute werden infolge des fortwährenden 
Kraftaufwandes bereits im 45. bis 48. Lebensjahre arbeitsunfähig, indeſſen 
diejenigen, welche die Metalle bearbeiten, im Alter von 56 Jahren noch recht 
thätig ſind. Aus den uns vorliegenden Rechnungen iſt zu erſehen, daß von 
den Einkünften der Knappſchaftskaſſen 32 Prozent in Krankenunterſtützungen, 
29 Prozent in Penſionen für erwerbloſe Arbeiter, 18 Prozent in Wittwen— 
unterftügungen und 9 Prozent in Waifenunterftügungen verwendet werden. 

Bei ung im Elſaß ftößt alles was nad) Staatszwang riecht, auf die all 
gemeine Abneigung. Freilich kann der Staat für die Verwaltung der Hilfs- 
anftalten Gewähr leiften, wie dies feitens der Privatperfonen, die den Wechjel: 
fällen des induftriellen Lebens unterworfen find, nicht zu erwarten ift. Dennoch 
ziehen wir die Privatinitiative und die Macht des Beiſpiels vor, um folche 
Anftalten in’3 Leben zu rufen umd überall zu verbreiten. Die Vorgänge bes 
weifen Kar genug, daß die Sache zum gemeinfchaftlichen Vortheil der Arbeit: 
geber und Arbeitnehmer möglich it. Deßwegen jagen wir noch zum Schluß 
mit Herrn Engel-Dollfus: „Ich habe möglichjt genau angeben wollen, 
welche Opfer man bringen müßte, um dem Arbeiter in feinen alten Tagen eine 
Benfion zu fichern. Ich zweifle übrigens, daß man im Berechnungen dieſer 
Art mit Durchfchnittszahlen zu Werke gehen könne. Allein diefe Angaben, fo 
wie fie aufgejtellt find, befigen einen Annäherungsgrad, der zu meinem Zwecke 
genügt. Die Zufammenfegung des Arbeiterperfonals ift von einer Fabrik zur 
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andern jo verjchieden, daß man zu Grundzügen von allgemeiner Anwendung un 
möglich gelangen kann.“ Je geringer die Löhne find, deſto höher müſſen die 
Einzahlungen fein für die Vorjichtsfaflen zu Gunften der gleichen Perſonenzahl. 
(Herr Engel-Dollfus ſchätzt auf 10 Prozent der Gejfammtlöhne diefe Zahlungen 
für die Borfichtsanjtalten, nämlich: 1 Prozent für Wohlfahrtseinrichtungen 
zum Nuten der Kinder, 1 Prozent für Wohnungsverbejierung, 4 Prozent für 
Unterjtügung in Kranfheitsfällen, ’/; Prozent für Unterftügung der Wöchne— 
rinnen, "/, Prozent für Unfallverficherung, 3 Prozent für Alterrenten.) Diele 
Bemerkungen find einer ernten Würdigung werth, zumal fie nicht von einem 
leichtfertigen Kopf herfommen, jondern von einem Arbeitgeber, der jeden Tag 
mit den praftiichen Schwierigkeiten eben jener Anjtalten zu fämpfen bat, die 
er anempfiehlt, nachdem er auf Koften großmüthiger Opfer den Verſuch damit 
— hat. Seiner Anſicht nach iſt es für die Fabrikbeſitzer eine Pflicht, „die 

orfichtseinrichtungen fejt und endgültig einzuführen.“ Daher feine Empfehlung: 
„Beben aus Billigkeitsfinn, viel, jehr viel, möglichjt viel geben, jeder nad 
feinen Mitteln, mit Einficht, auf die Art und in der Zeit, wie die Verwirklichung 
des mittelbaren oder unmittelbaren Unterjtügungszwedes am beiten herbeige— 
führt werden fann.“ 

Das ift auch die Schlußfolgerung des Berichtes des „Comite d’utilite 
publique der Societe industrielle von Mülhauſen“ über die jchon genannte 
„Etude sur l'épargne“: „Jeder Arbeitgeber hat die Pflicht, für jeine Arbeiter 
Fürſorge zu treffen, indem er fejt und endgültig die verjchiedenen Hilfe und 
Penſionskaſſen gründet oder unterjtügt.“ Da die Arbeitsverhältniſſe von einer 
Gewerbsanjtalt zur andern verjchieden find, jo hat jeder in der Praxis zu 
unterfuchen, nach welcher Maßgabe die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu den 
Hilfsfafjen mitwirken fünnen und müſſen. Wenn man die Beiträge, zu melden 
fich die Arbeiter ohne große Mühe berbeilafjen, in Anjchlag bringt, jo werden 
die Zuſchüſſe der Fabrikherren für Krankheits- und Betriebsunfälle, für die 
Schulen, Wohnungsverbejjerungen und Wltersrenten überhaupt nicht über 
5 Prozent der Gejammtlöhne hinausgehen. Zudem, tie der Berichteritatter 
der Induſtriellen Geſellſchaft hinzufügt, dürfen dieſe Hilfeleiftungen nicht Opfer 
genannt werden. „Heißt es nicht vielmehr der Induftrie einen Dienft erweiien, 
und zwar im ihrem koſtbarſten Bejtandtheile, im ernfthaften Arbeiter nämlid, 
wenn diefer bei jedem Unglücdsfall Hilfe und Beiſtand findet? Wird er dam 
nicht um fo mehr ergeben und zur Arbeit gejtimmt fein?“ 





Staatsrechtliche Literatur, 


Paul Laband, das Staatsrecht des Deutſchen Neiches.!) Dritter 


Band. Zweite Abtheilung. (Schluß) Nebit einem das ganze 
Werk umfaſſenden Sachregiſter. Freiburg i. B. und Tübingen 1882, Aka— 
demifche VBerlagsbuhhandlung von 3. C. B. Mohr. (Baul Siebed.) 440 ©. 


Bon Prof. Dr. Georg Meyer in Jena. 

Die zweite Abtheilung des dritten Bandes de3 Staatsrechtes des deutjchen 
Neiches von Laband behandelt in ziwei Kapiteln — dem elften und zwölften — 
dad Gerichtöweien und das Finanzweſen des Reiches. 

Bei der Behandlung des Gerichtsweſens geht der Verfaſſer Rn 
hinaus, die ftaatrechtlichen Vorjchriften über die Gerichtöbarfeit von den prozeß— 
rechtlichen über das Verfahren auszufcheiden. Nur die eriteren jollen den Gegen— 
ftand jeiner Erörterung bilden. Aufgabe des Staatsrechtes ift nach ihm die in 
der Gerichtöbarfeit zur Anwendung und Ausübung kommenden Herrichaftsrechte 
des Staate® nad ihren PVorausjeßungen, ihrem Umfange und der Art ihrer 
Geltendmahung zu erfennen und bdarzuftellen. Dabei geiteht er allerdings zu, 
daß eine jcharfe Trennung der prozeßualifchen und der ftaatsrechtlichen Sätze über 
die Gerichtöbarfeit faum möglich ift, daß man bei vielen Punkten zweifelhaft fein 
fann, ob fie dem einen oder dem anderen Gebiete zuzumeilen find. Und dem ift 
in der That jo. Da in jedem richterlichen Urtheil, in jeder richterlichen Ber: 
fügung die Ausübung eines ftaatlichen Herrichaftsrechtes enthalten ift, jo fönnte 
man, wenn man den Berfafler jtreng beim Worte nehmen wollte, von ihn ver: 
langen, daß er die ganze Lehre von den lrtheilen und richterlihen Verfüg— 
ungen, die ganze Lehre von den Zwangsmitteln im Prozeß in feinem ſtaats— 
rechtlichen Syſtem zur Darftellung brächte. Dies lehnt er aber ſelbſt mit 
größter Entichiedenheit ab. Er jagt (S. 17): „Die Zmwangämittel gegen die 
Parteien, welche der Staatögewalt gejeglich zu Gebote ftehen, um im gerichtlichen 
Verfahren die materielle Wahrheit zu ermitteln und um das Urtheil zu vollitreden, 
bieten zwar unzweifelhaft auch eine Seite für die ftaatsrechtliche Betrachtung ; 
bier fallen aber die Negeln über die Vorausjegungen, den Umfang und Die 
Formen der Geltendmahung faſt vollftändig mit den Negeln über das Prozeß— 
verfahren zujammen. Gin näheres Gingehen auf diefe Materien würde daher in 
der That dazu nöthigen, fehr umfangreiche Partieen des Straf: und Zivilprozeß- 
rechtes hier aufzunehmen, die, au dem Zuſammenhange mit den übrigen Lehren 
des Prozeßrechtes geriſſen, des wiſſenſchaftlichen Intereſſes entbehren. Hierhin 
gehören im Strafprozeß die Befugniſſe der Gerichte und anderer bei der Straf— 
verfolgung mitwirfender Behörden zur Bejchlagnahme, zur Durchſuchung, zur 
Verhaftung und vorläufigen Feitnahme, zur Vorführung der Beihuldigten, ſowie 
die gefammte Lehre von der Strafvollftredung; im Zivilprozeß der Zwang zum 


1) gl. „Annalen“ 1876 S. 656, 1878 ©. 369, 1880 ©. 337. 


772 Staatörechtliche Literatur. 


perfönlichen Gricheinen der Parteien in Eheſachen und im Konkurſe und ebenfalld 
die gelammte Lehre von der Zwangsvollitredung. Die Darftellung aller dieier 
Rechtsmaterien ift daher mit Worbedaht übergangen worden.“ 

Gegen die Ausſcheidung der genannten Gegenftände von der ſtaatsrechtlichen 
Darftellung wird gewiß Niemand etwas einzumenden haben. Aber man fann die 
Trage aufwerfen, ob dasfelbe Verfahren nicht auch bei ſolchen Materien geredt: 
fertigt gewejen wäre, welche der Verfaſſer in fein Werk aufgenommen bat. 
Warum jollen beifpiel3weile die Zwangsmittel, weldye die Gerichte befigen, um 
da3 perjönliche Erjcheinen der Zeugen herbeizuführen, anders behandelt werden 
als diejenigen, welche ihnen zu dem gleichen Zwecke gegenüber den Parteien zu: 
jtehen? Sind die Grundfäße über die Bildung der Geſchwornenbank nicht mehr 
prozeßrechtlicher als ftaatsrechtliher Natur? Wenn das Staatsrecht die Aufgabe 
hat die in der Gerichtöbarkeit enthaltenen jtaatlihen Hoheitsrechte zur 
Darftellung zu bringen, gehört dann aud die forporative Disziplin der Anmälte 
in feinen Bereich ? 

Derartige Zweifel laſſen ſich noch viele aufwerfen. Ich verzichte aber darauf 
fie weiter zu verfolgen. Es wird fich ſehr leicht eine Uebereinſtimmung darüber 
herſtellen laſſen, daß gewiſſe grundlegende Fragen des Gerichtsweſens — das 
Weſen der Gerichtsbarkeit, die Gerichtsverfaſſung als Theil der Behördenorgani— 
ſation u. a. m. — einer Darſtellung im Staatsrecht bedürfen. Es iſt ferner 
fein Zweifel, daß das Detail prozeßrechtlicher Vorſchriften von derjelben ausge 
ichloffen bleibt. Auf dem dazwijchenliegenden weiten Gebiete bleibt aber, da fi 
eine haarſcharfe Grenzlinie nicht ziehen läßt, dem individuellen Ermeſſen noth— 
wendiger Weije ein gewifler Spielraum. Der Verfaſſer hat fich den Bereich jener 
Aufgabe möglichſt weit geitedt. Man wird ihm daraus um fo weniger einen 
Vorwurf machen können, als ihm dadurch zu einer Neihe von werthvollen und 
intereflanten Grörterungen Veranlaſſung gegeben ift. 

Er behandelt nach einer Einleitung, welche die eben erwähnten Auseinander: 
jegungen über den Umfang der jtaatsrechtlichen Aufgabe und eine kurze Geichichte 
der Reichsgeſetzgebung über das Gerichtswejen enthält, zunächſt das Weſen der 
Gerichtsbarkeit. Gerichtäbar iſt nach ihm Alles, was zum Geſchäftskreiſe oder 
zur Zuftändigfeit der Gerichte gehört, Gerichtäbarfeit im objektiven Sinne die Ge 
ſammtheit dieſer Angelegenheiten, Gerichtsbarkeit im fjubjettiven Sinne die Be 
fugniß, dieſe Angelegenheiten rechtswirkjam zu erledigen. Für das Reichsſtaatsrecht 
wird der Begriff der „ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit“ von befonderer Wichtig— 
feit. Nur die Ausübung der ordentlichen ftreitigen Gerichtöbarfeit ift durch Reichsge— 
jege geregelt, die der übrigen GerichtSbarfeiten dagegen der Landesgeleggebung 
überlaffen. Die ordentliche ftreitige Gerichtsbarkeit umfaßt eben diejenigen bürs 
gerlihen Rechtöftreitigkeiten und Strafjachen, welche vor die im Art. 12 des Ge 
rihtöverfaflungsgeleges aufgezählten fog. ordentlichen Gerichte gehören. Das 
Weſen der ordentlichen ftreitigen Gerichtsbarkeit wird dann des Näheren erörtert 
und dabei treffend auseinandergejegt, daß die Gerichte Verwalter der ſtaatlichen 
Herrſchermacht und ihre Urtheile feine von Staatöwegen ertheilten Gutachten oder 
Wahriprüce, fondern Bethätigungen der Staatögewalt find. Das Urtheil im 
Zivilprozeß enthält nicht bloß eine Feititelung des konkreten Nechtes, jondern zu: 
gleich einen Befehl, an den Verklagten den Nechtsanipruch zu erfüllen. Ebenſo 
ift das Endziel des Strafprozeifed nicht die Feititellung der Schuld oder Nicht: 
Ihuld des Angeklagten, fondern die Verhängung einer Strafe oder die Frei— 
Iprehung von derjelben. Mit allen dieſen Auseinanderjegungen kann ich meine 
volle Uebereinſtimmung erklären. 
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Dagegen muß ich gegen die auf S. 40 ausgeſprochene Behauptung, aus 
dem Weſen des Monarchenrechtes folge, daß die Behörden des Staates gegen den 
Landesherrn und die Mitglieder der landesherrlichen Familien 
feine jtaatlihen Herrichaftsrehte und Zwangsmittel in Anwendung bringen 
fünnen und daß es daher grundjäglicd; eine Gerichtsbarkeit de3 Staates gegen 
den Souverain und feine Familie nicht gebe, Widerſpruch erheben. Was der 
Verfaſſer hier jagt, trifft nur in Bezug auf den Monarchen felbft, nicht in Bes 
zug auf die Mitglieder feiner Yyamilie zu. Der Monarch als Träger der Staats: 
gewalt ijt der Autorität der Gerichte jeined Landes nicht unterworfen, und nur 
in vermögensrechtlicher Hinficht wird aus praftifchen Gründen eine Ausnahme von 
diejem Grundjag zugelafien. Die Mitglieder der Iandesherrlichen Familie dagegen 
find, wenn auch eine hervorragende Klaſſe von Untertanen, doc immerhin Unter: 
thanen und ftehen daher prinzipiell vor den ordentlichen Gerichten des Landes 
zu Recht. Wenn fie in einzelnen Ländern oder in Bezug auf einzelne Ange 
lfegenheiten von der Kompetenz derjelben erimirt worden find, fo ift dieſe Exem— 
tion nicht eine Folge ihrer jetigen ftaatörechtlihen Stellung, ſondern beruht auf 
biftoriihen Gründen. Auch die Neichögejeggebung ſpricht feine grundſätzliche 
Befreiung der gedachten Perſonen von der Gerichtögewalt der ordentlichen Ge— 
richte aus, jondern hält in den vom Verfaſſer erwähnten Beltimmungen der 
Einführungdgejege zu den Neichsjuftizgefegen nur die befonderen Vorfchriften der 
Hausverfaſſungen und Landeögejege aufreht, welche abweichende Beitimmungen 
enthalten. 

An die Feititellung des Begriffes der Gerichtöbarkeit fchließen fih Er: 
Örterungen über die Gerichtöbarfeit der Ginzelitaaten, die Gerichtsbarkeit des 
Reiches, die Verpflihtung zur Nechtshülfe, die Staatsanwaltihaft, die Rechts— 
anmwaltichaft, den Gerichtsdienit, die Zeugenpflicht, die Koften und Gebühren. 
Sn denjelben wird das reiche Material, welches die Reich3juftizgelege über dieſe 
Gegenstände enthalten, einer eingehenden und jcharfiinnigen Behandlung unter: 
zogen. Im Ganzen wird man den Auseinanderjegungen des Verfaſſers nur zus 
ftimmen fönnen. Ich begnüge mic) daher, einige Punkte herauszugreifen, in 
denen ich eine abweichende Meinung geltend machen muß. Diefelben hängen zum 
Theil mit Differenzen zuſammen, welche bereits bei Gelegenheit der Beiprehung 
früherer Bände zur Eröterung gelangt find. 

Bei der Behandlung der Rechtsanwaltſchaft jest der Verfaſſer aus— 
einander, daß die Ordnung der Nechtöverhältniffe der Anwälte von zwei Ge— 
jihtspunften aus erfolgen könne Gntweder könne die Anwaltſchaft als ein 
Amt aufgefaßt, die Rechtsanwälte wie Staat3beamte behandelt, von der Regier— 
ung für beftimmte Stellen ernannt, verjegt, entlaflen werden. Oder die Praris 
des Anwaltes könne als eine gewerbliche Thätigkeit behandelt werden; damit ger 
lange man zu dem fogenannten Spitem der freien Abvofatur. Die Reichsgejeg- 
gebung habe einen Mittelweg eingeichlagen und die Rechtsanwaltſchaft in äußerft 
fomplizirter Weiſe geordnet, indem fie zum Theil den Amtscharafter der Rechts: 
anwaltihaft, zum Theil die Freiheit de3 Gewerbebetriebe zur Grundlage ge 
nommen habe. 

Um feftzuftellen, ob und in wie weit der Beruf der Rechtsanwälte als ein 
Amt anzufehen ift, wäre es zunächit nothwendig, ſich darüber zu verjtändigen, 
was man unter dem Worte „Amt“ zu verjtehen hat. Leider gibt der Verfaſſer 
weder an diejer Stelle noch im eriten Theile jeines Werkes eine Begriffsbeſtimm— 
ung de3jelben. Er definirt allerdings (Bd. I ©. 293) das Staatsamt als 
einen durch das öffentliche Necht begrenzten Kreis von ftaatlihen Gefchäften. 
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Aber der Begriff des Amtes erihöpft fih nicht mit dem des Staatsamtes; 
und daß die Anwälte, weil fie feine ftaatlichen Geſchäfte bejorgen, fein Staat: 
amt befleiden, ift ohne Weiteres klar. Die Begriffäbeitimmung des Staatsamtes 
ift alſo für unſern Zweck nicht zu verwenden. 

Wenn der Berfaffer davon abjieht, den Begriff des „Amtes“ genau zu 
formuliren, jo hebt er dagegen ſowohl im eriten Bande feines Wertes (S. 382 ff.) 
als in dem vorliegenden (S. 110) hervor, daf der Begriff des Amtes und des 
Beamten nicht zufammenfallen, daß nicht jeder, der ein Amt übernimmt, dadurd 
auch Beamter wird. Gr beruft fih dafür auf $ 31 und Abſchnitt 28 des 
Reichsſtrafgeſetzbuches, welche unter den öffentlichen Aemtern auch die Advofatur, 
die Anwaltichaft, das Notariat, den Schöffen: und Geihtworenendienft, die Funk 
tionen der Schiedörichter u. ſ. w. begreifen. Aber die Vorichriften in $ 31 des 
Strafgeſetzbuches haben nur den Zwed, diejenigen Grundfäge, welche über bie 
Entziehung ftaatlicher Memter beftehen, auch auf andere öffentliche Funktionen 
audzudehnen. Der Abichnitt 28 faßt unter der Bezeihnung: „Verbrechen und 
Vergehen im Amte“ eine Anzahl von Delikten zufammen, deren Ihatbeitand 
die Verlegung ſolcher Pflichten bildet, welche einer Perſon in Folge einer öffent: 
lihen Stellung obliegen. Die Ablicht, eine Feititellung des Begriffes „Amt“ 
vorzunehmen, hat jowohl bei der einen als bei der andern Vorſchrift gänzlic 
fern gelegen. 

63 iſt zuzugeben, daß der Begriff des Amtes und des Beamten fich nicht 
vollftändig deden, in jo ferne penfionirte und zur Dispofition geftellte Beamte, 
alſo Perſonen, welche ein Amt nicht befleiden, doch noch als Beamte betrachtet 
werden. Dagegen mu man meines Gracdtens jagen, daß alle diejenigen Ber: 
fonen, welde ein Amt befleiden, auch Beamte find. Gefchworene und 
Schöffen jind feine Beamte, aber fie befleiden auch fein Amt. Sie haben itaat: 
lihe Funktionen auszuüben, aber fie werden zu jeder einzelnen Dienitleiftung 
ipeziell berufen. Die dauernde Webertragung eines Kreiſes von Geichäften, melde 
zum MWejen eines Amtes gehört, findet bei ihnen nicht ftatt. So muß man aud 
bei den Anwälten jagen: entiweder befleiden fie ein Amt, dann find fie aud) 
Beamte oder fie find niht Beamte, dann haben fie auch fein Amt. 

Der enticheidende Unterjchied zwiichen Amt und Gewerbe lieat, wie id 
glaube, darin, daß derjenige, der ein Amt bekleidet, für ein beftimmtes Gemein: 
wejen oder für eine beitimmte Perfon eine dauernde Thätigfeit entwickelt, zu der 
er durch die betreffende Perion oder durch Organe des Gemeinmwejens berufen it, 
während der Gewerbtreibende jeine Dienite Jedermann aus dem Publikum leitet, 
der diejelben in Anfpruch nimmt. Eine beitimmte Thätigfeit kann daher nur ent 
weder eine amtliche oder eine gewerbliche, nicht beides zugleich oder eine 
Miihung aus beiden fein. Die Behauptung des Verf. (S. 110), der Rechts— 
anwalt habe ein öffentliches Amt, mache aber aus der lWebernahme des Amtes 
ein Gewerbe, enthält meiner Weberzeugung nad einen Widerſpruch in ic. 

Auch die Einzelnheiten, auf welche der Verfafler fih für den Amtächaratter 
der Anwaltichaft beruft, vermögen mich nicht zu überzeugen. Zunächit hebt er 
hervor, der Anwalt nehme Geichäfte wahr, welche in der objektiven Rechtsord— 
nung als nothiwendig zur Durchführung der jtaatlihen Aufgaben vorausgeiest 
würden, er fei Mitarbeiter auf dem weientlichiten Gebiete der Staatäthätigfeit, 
dem der Nechtöpflege. Dies iſt zuzugeben; aber die Betheiligung der Anwalticaft 
bei der Erfüllung ftaatliher Aufgaben ift doch nur eine mittelbare und indirekte. 
Der Anwalt entwidelt feine Thätigkeit nicht ald3 Organ des Staates, fondern 
als Beiltand der Parteien, erhält jeine Aufträge nicht von der Staatögewalt, 
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jondern von Privatperfonen. Der Verfaffer erwähnt ferner, daß der Anwalt 
amtliche Obliegenheiten habe, die er unter gewiffen Umftänden auch wider feinen 
Willen erfüllen müſſe, und einer Disziplinargewalt unterliege. Aber auch dieſe 
Thatſachen find nicht geeignet, der Stellung des Amwaltes den Charakter einer 
amtlichen zu geben. Die Verpflichtungen, den übernommenen Beruf im Interefje 
des Publikums auszuüben, fommt auch bei andern Perfonen vor, welche zweifel: 
los fein Amt befleiden, jondern nur einen Gewerbebetrieb ausüben. Vor dem 
Erlaß der Reichögewerbeordnung beitanden in vielen deutichen Staaten landesge— 
jegliche Vorichriften, welche den Merzten unter Androhung von Strafen einen 
Zwang zu ärztliher Hilfe auferlegten. Hatte, jo lange diefe Vorfchriften in 
Kraft waren, die Thätigfeit der Aerzte den Charakter einer amtlichen Thätigkeit 
und ift fie erit durch Aufhebung derjelben eine gewerbliche geworden ? Befleidet 
der Bezirksichornfteinfeger ein Amt, weil ihm die Verpflichtung obliegt, in jeinem 
Kehrbezirke die Schorniteine zu fegen? Auch die Disziplin, welcher der Anwalt 
unterliegt, läßt jeinen Beruf nicht als Amt ericheinen. Denn dieſe Disziplin ift 
feine jtaatliche, jondern eine forporative Disziplin. Auch für Merzte wird bes 
fanntlih die Heritellung einer forporativen Organijation, die Ausübung einer 
Disziplin durch Aerztefammern erjtrebt. Die Durhführung dieſer Beitrebungen 
würde gewiß nicht den Erfolg haben, den ärztlichen Beruf aus einem gewerblichen 
zu einem amtlichen zu machen. 

Sch komme zu dem Nefultate, daß die Thätigfeit der Anwälte feine amt» 
liche, jondern eine gewerbliche iſt. Sie unterliegt im öffentlichen Intereſſe 
vielfachen Beichränfungen; aber alle diefe Beichränfungen reichen nicht Hin, ihr 
den Charakter eines Gewerbebetriebes zu nehmen und den eines öffentlichen Amtes 
zu verleihen. Ich würde jogar über diejen Punkt nicht anders denfen, wenn im 
Reiche das preußiiche Syitem rezipirt wäre, nad) welchem die Anwälte von der 
Regierung angeitellt wurden. Denn der bloße Umſtand, daß Jemand durd ein 
ftaatliche8 Organ zu einer Thätigkeit berufen wird, macht diefe nicht zu einer 
amtlichen, jo lange die von ihm zu bejorgenden Geichäfte nicht den Charakter 
von Amtsgeſchäften Haben. Nach der Neichögewerbeordnung können Berjonen, 
welche das Gewerbe eines Feldmeſſers, Auktionators u. j. w. betreiben wollen, 
von den verfaflungsmäßig dazu berechtigten Staats: und Kommunalbehörden ans 
geitellt werden, und vor dem Erlaß der Neichögewerbeordnung wurden auch den 
Merzten in vielen deutichen Staaten beſtimmte Stellen von der Regierung an— 
gewielen. 

Der Gerichtsdienſt kann nach dem Verfaſſer ebenfo wie die militärische 
Dienitpfliht auf zwei Nechtögründen beruhen: entweder auf einem  ftaatlichen 
Zwange, welchen der Unterthan befolgen muß, oder auf einem zweiſeitigen öffent: 
lihen Rechtsgeſchäft, durch welches der Unterthan freiwillig zur Führung gericht- 
liher Amtögeichäfte fich verpflichtet. Much die freiwillige Lebernahme von Gerichts— 
geichäften fann wieder in doppelter Weile erfolgen: entweder durch Cintritt in 
den berufsmäßigen Staatödienit oder durch Uebernahme eines Chrenamtes. Dieſe 
Untericheidung halte auc ich für völlig zutreffend. Nur in jo fern weiche ich 
bon dem Berfaffer ab, als ich die Begründung des berufsmäßigen Juitize 
dienftes und des Gerichtödienites als Ehrenamt nicht in einen zweiſeitigen Ber: 
trage, jondern in einem einjeitigen Staatsakte ſuche. Ich habe mich aber über 
diefen Punkt mit ihm jo ausführlich bei der Beſprechung de3 eriten Bandes aus: 
einandergejeßt,!) daß ich jest nicht darauf zurückzukommen brauche. Jh will nur 
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bemerken, daß die Theorie des Verfafferd, welche ein wejentliches Moment des 
Beanttenverhältniffes in der freiwilligen lebernahme de3 Dienftes fieht, auf die 
Handelärichter in Hamburg und Bremen, welche zur Webernahme ihres Amtes ge 
feglich verpflichtet find, feine Anwendung findet. (S. 151, Anm. 2.) Den geick 
lichen Gerichtädienft bafirt der Verfaſſer mit Necht auf die Neichdangehörigfeit 
und hebt hervor, daß für die Leiltung desjelben nicht die Staatsangehörigfeit 
jondern der Wohnlig maßgebend ift. (S. 1271.) Er vergleicht die Verpflichtung 
zum Gerichtödienit nicht unpaffend mit der Wehrpfliht. Nun hat er aber in 
der eriten Abtheilung des dritten Bandes die Wehrpflicht keineswegs bloß auf 
Neichdangehörigkeit und Wohnfig bafirt, ſondern bei Ableiftung derſelben der 
Staatsangehörigfeit eine große Bedeutung eingeräumt (S. 62), eine Auffaflung, 
der ich in meiner früheren Beiprehung entgegengetreten bin.) Wielfeiht sieht 
er ſich gerade durch die Vergleichung mit der Gerichtspflicht veranlaßt, feine deß— 
fallſigen Anfichten einer nochmaligen Nevifion zu unterziehen. 

Die Zeugenpflicht ift nach dem Verfaſſer feine Unterthanenpflicht, ſondern 
lediglich der Nefler eines Zwanges, den die Staatsgewalt zum Zwed der Hand- 
habung des Nechtsichutes ausübt, ein Anwendungsrall ded Gehorjams gegenüber 
der Gerichtögewalt. Das heit mit andern Worten: nicht die Staats- bezw. 
Neihsangehörigfeit, ſondern der Aufenthalt enticheidet über die Verpflichtung zur 
Zeugnißablegung. In diefem Sinne habe ich gegen die Behauptung Nichts ein- 
zuwenden. Dagegen muß ih, in Anfnüpfung an eine frühere Bemerkung 
gegenüber der Behauptung des Verfaſſers, daß die Landesherrn und die Mit: 
glieder der Iandesherrlichen Familien, denen die fürftliche Familie Hohenzollern 
gleichitehe, von der Zeugnißpflicht erimirt feien (S. 166), Widerſpruch erheben. 
In Bezug auf die Landesheren ift allerdings zuzugeben, daß fie, da fie den Ge 
richten nicht unterworfen find, von bdenjelben auch nicht zur Ablegung eines 
Zeugniffes geziwungen werden können. Won den Mitgliedern der Tandesherrlicen 
Familien und den Mitgliedern der fürftlichen Familie Hohenzollern läßt fid 
dagegen dasjelbe nicht behaupten. Die Anficht des Verfaſſers, daß dieſe Per: 
jonen von der Gerichtögewalt erimirt ſeien, ift jchon oben zurückgewieſen worden. 
Auf Grund der früher erwähnten Beſtimmungen der Cinführungsgeiege zu den 
Neichsjuftizgeiegen könnte eine Befreiung derjelben von der Zeugnißpflicht nur 
dann behauptet werben ,. wenn fie in den Hausverfaflungen oder Landesgeſetzen 
ausdrüdlic” auögeiproden wäre. Die 88 340 der Civilprozeß- und 71 der 
Strafprozehordnung endlich betreffen nur die Art der Vernehmung der gedadıten 
Perfonen. Sie begründen, twie der Verfaffer mit Necht bemerkt, feine Zeugniß— 
pflicht derjelben; aber fie Iprechen auch feine Befreiung von dieſer aus. Die 
Frage, ob und in wie weit die Mitglieder landesherrlicher Familien einer Zeug: 
nißpflicht unterliegen, muß daher lediglich nad allgemeinen ſtaatsrechtlichen Grund 
lägen beantwortet werden. 

Ueber dad Finanzrecht des Deutichen Neiches befigen wir ſchon eine vor: 
treffliche Arbeit des Verfaffers, welche in einem früheren Bande diejer Zeitichrift?) 
zum Abdruck gelangt if. Da die vorliegende Darjtellung naturgemäß auf der 
älteren Grundlage beruht, fo bringt uns diefer Theil des Werkes verhältnik- 
mäßig weniger Neues al3 die übrigen Partien desfelben. Der Verfaſſer hat die 
früher von ihm vertretenen Anfichten im Wejentlichen feitgehalten. Dieſelben 
haben jedoch in der neuen Bearbeitung eine weitere Ausbildung und Vertiefung 
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gefunden; die inzwijchen erfchienene Literatur und die feitdem erlafienen Geſetze 
find eingehend berüdjichtigt worden ; der Verfaſſer nimmt Gelegenheit, eine Reihe 
bon Streitfragen, welche im Laufe der legten Jahre aufgetaucht find, Zu erörtern. 

Die Darjtellung des Verfaſſers zerfällt in vier Abfchnitte: 

Der erite Abjchnitt behandelt das Reichsvermögen und zwar zunädft in 
eingehender Weile die Lehre vom Reichsfiskus, dann das aktive Reichsvermögen 
mit Unterſcheidung des Verwaltungsvermögens und die Neichöfchulden. Die 
Auseinanderjegungen über dieſe Gegenftände geben mir zu Bemerkungen feine 
Beranlafiung. Die Charakterifirung des Abſchluſſes von Anleihen ald Verwal: 
tungsaft, die Unterjcheidung der verichiedenen in den fogenannten Anleihegefegen 
enthaltenen Rechtsgrundſätze ſtimmt im Weſentlichen mit dem überein, was id) 
jelbit bei einer früheren Gelegenheit entwidelt habe.!) 

Im zweiten Abjchnitt werden die Einnahmequellen des Reiches zum 
Gegenjtande der Darftellung gemadt. Nach einem Weberblid über dieje Einnahme: 
quellen erklärt der Berfafler, daß an Liefer Stelle nur zwei Kategorien der Ein— 
nahmen einereingehe nderen Behandlung bebürften, die Zölle und Verbrauchsftenern 
einerjeitö und die Neichöftempelabgaben andrerſeits, da die übrigen Einnahmen 
bei den einzelnen Verwaltungszweigen ihre Darftellung gefunden hätten. 

Der Verfaſſer geht demnach zunächſt auf Zölle und Verbrauchsſteuern 
ein. Seine Behandlung des Zollweſens ift ſchon deßhalb beſonders interefjant, 
weil auf diejem Nechtögebiete in neuerer Zeit namentlich in Folge des Hamburger 
Zollanfchluffes, eine Reihe wichtiger ftaatsrechtlicher Streitfragen entſtanden ift. 
Die Beratung wendet fi) daher in eriter Linie den hierauf bezüglichen Er: 
drterungen zu. 

In der Zeit, als die Hamburger Angelegenheit auf dem Höhepunkte des 
Konfliktes fich befand, tauchte jogar die Anficht auf, daß mit der Gründung des 
Neiches der Zollverein nicht aufgehört hat zu beitehen, jondern als ein be 
fonderer Verband der deutichen Staaten neben dem Reiche fortdauere. Die Fort: 
eriftenz desſelben follte namentlich in den in den Hanfeltädten beftehenden Hauptzoll- 
Ämtern zur Erjcheinung kommen, welche trog ihrer Bezeihnung „Laiferliche Haupt: 
zollämter* nicht als Neichsbehörden, jondern als gemeinfame Behörden der zoll: 
vereinigten Staaten charakterifirt wurden. Sie jollte außerdem durch den Anschluß 
gewiſſer nicht zum deutſchen Neiche gehöriger Gebietstheile, nämlich des Groß: 
herzogthums Luremburg und der döfterreihiichen Gemeinde Jungholz an das Zoll: 
ſyſtem des Neiches betätigt werben. Diele Anfichten fanden damals nit nur in 
ber offiziöfen Preſſe Vertretung, Sondern jchimmerten auch in ben Neden durch, 
welche von dem Staatdjekretär Scholz und dem Finanzminifter Bitter in ben 
Neihstagsfigungen vom 23. und 24. März 1881 gehalten wurben.?) Sie find 
aber weder mit den hiſtoriſchen Vorgängen, noch mit dem Wortlaut der Reichs— 
verfaſſung zu vereinigen, und es ift daher leicht begreiflih, daß fie die Billigung 
des Verfaſſers nicht gefunden haben. Dieſer ſpricht ſich vielmehr entichieden dahin 
aus, daß der Zollverein im Reiche aufgegangen fei. Er ſetzt zunächſt auseinander, 
daß derſelbe durch die Gründung des norddeutichen Bundes für die demfelben an- 
gehörigen Staaten eine wejentliche Umgeltaltung erfahren habe. „Das Bereins- 
verhältniß jagt er, wurde erjeßt durch ein ftaatlihes; an die Stelle der Berein- 


') In meiner Abhandlung über den Begriff des Gejeges und die rechtliche Natur des 
Staatshaushaltsetats in Grünhuts Zeitichrift fiir das Privat: und öffentliche Recht der Gegen— 
wart. Bd. VIIL ©. 22. . 

2) Sten. Ber. ©. 475 ff., 490 ff. 
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barung trat die Verfaflung.” (S. 242.) Und an einer jpäteren Stelle führt er 
aus, daß dasjelbe hinfichtlich der ſüddeutſchen Staaten durd die Gründung bes 
Reiches geichehen ift. „Dur die Gründung des deutichen Neiches fand aud 
diefer Zollverein — d. h. der zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und den ſüd— 
deutichen Staaten — jein Ende; das Nechtöverhältnig unter feinen Mitgliedern 
wurde in berjelben Weiſe umgeftaltet, wie durch die Errichtung des norddeutſchen 
Bundes das Verhältniß unter den zu demjelben vereinigten Staaten.” (5, 244.) 
Im weiteren Verlauf feiner Darftellung fommt er dann noch auf die Frage der 
Zollannere (Luremburg und die Gemeinde Jungholz) zu ſprechen und jagt bei 
diejer Gelegenheit ausdrüdlih: „Die Behauptung, daß wegen dieſer Zollannera 
neben dem Reichsverbande unter den Bundesstaaten noch ein vertragsmäßiges Zoll: 
vereinsverhältniß fortdauere, ilt haltlo3 und von Haenel und Delbrüd bereits iu 
überzeugender Weile widerlegt worden.“ (S. 252 Anm. 1.) So nimmt denn 
der Verfaſſer auch an dem Beſtehen der faiferlihen Hauptzollänter in den Hanſe— 
ftädten (S. 284 und 85) feinerlei Anſtoß, wenn er es auch unterläßt, über ben 
rechtlihen Charakter diejer Behörden fih näher zu äußern. 

Eine jehr eingehende Grörterung widmet der Verfafler dem Artikel 34 der 
Reichsverfaſſung über die Freihafenitellung der Hanjeftädte Mit aller 
Entſchiedenheit jpricht er fi) dahin aus, daß Artikel 34 unter dem Scuge des 
Artikel 78 Abjag 2 der Neihöverfafiung stehe, d. h. nur mit Zuftimmung ber 
Betheiligten aufgehoben werden fünne. In diefer Beziehung befinde ich mich mit 
ihm in voller Webereinftimmung und habe derjelben Meinung bereits früher wieder: 
holt Ausdrud gegeben.) Auch binfichtlich der viel beitrittenen Frage über die 
Verlegung der Zollgrenze an die Unterelbe hat der Verfaſſer meines Erachtens 
das Nichtige getroffen, wenn er die Befugniß, dieſe Verlegung vorzunehmen, dem 
Bundesratbe zuſpricht. Er erklärt die Behauptung, daß dieſes Necht des Bundes: 
rathe3 durch die Elbichifffahrtsakte beichränft jei, für unbegründet, jelbit wenn 
man zugeben wollte — was indeß unridtig wäre — daß die in der Elbihiff: 
fahrtsafte vereinbarte völlige Freiheit der Schifffahrt die Freiheit vom Waaren- 
zoll einichließe. In legterer Beziehung habe ich injoferne eine abweichende Mein: 
ung geltend zu machen, als ich es allerdings für möglich halte, dag man sid 
für den Ausschluß der Unterelbe vom Zollgebiet auf die Elbichifffahrtsafte beruft. 
Darin ift dem Verfafler freilich zuzustimmen, daß die in Artifel 1 ausgeſprochene 
völlige Freiheit der Elbichifffahrt und die in Artikel 7 angeordnete Verwandlung 
aller bisherigen Zollabgaben in eine einzige Schifffahrtsabgabe mit Waarenzöllen 
Nichts zu thun haben, fondern ſich lediglih auf Flußzölle, d. h. auf ſolche Ab 
gaben beziehen, welche für Befahrung der Waſſerſtraße erhoben werden. Mit 
größerem Rechte kann dagegen Artikel 14 herangezogen werden, nach welchem 
jedem Staate dad Net verbleibt, „die in fein eigenes Landesgebiet einzuführen: 
den Waaren mit Mauthen, Gingangs- oder Verbrauchsfteuern zu belegen, jo: 
bald jelbe den Fluß verlajien haben.” Aber der Verfaſſer legt mit Recht 
dad Hauptgewicht nicht auf den Inhalt der Elbichifffahrtsafte, fondern auf den 
Gharafter derjelben als Bundesgejeg, deſſen Beitimmungen entgegenftehenden reichs— 
rehtlihen Anordnungen weichen müſſen. Er erwähnt ſchließlich, daß der Bundes: 
rath durch Beichluß vom 8. Dezember 1881 die Unterelbe dem Zollgebiet ange 
ſchloſſen und gleichzeitig Vorichriften über die Befreiung der nad und von Ham 
burg tranfitirenden Schiffe von zollamtliher Behandlung erlaffen habe. Auf die 
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Frage, ob eine ſolche Befreiung von der im Vereinszollgeſetz vorgeichriebenen zoll— 
amtlihen Anmeldung und Abfertigung durch Verordnung des Bundesrathes anges 
ordnet werden fonnte oder einer geleglichen Feſtſtellung bedurfte, eine Frage, welche 
im Neichötage bei Gelegenheit des Hamburger Zollanfchluffes einen Gegenftand 
eingehender Erörterung gebildet hat, iſt der Verfaffer nicht eingegangen. 

Aus den übrigen auf das Zollweſen bezügliden Grörterungen will ich mid) 
begnügen, noch einen einzigen Punkt herauszugreifen, die Frage über die Gelt- 
ung des Vereinszollgejeged. Der Verfaſſer meint (S. 270), dad Zollgefeg 
fei ftreng genommen fein Reichsgeſetz. Es ſei im Zollverein nad) Maßgabe des 
Vertrages vom 8. Juli 1867 vereinbart und demgemäß als gleichlautendes Geſetz 
der fünf zum Zollverein verbundenen Staaten, d. 5. des norddeutichen Bundes, 
Bayerns, MWürttembergd, Badens und Heſſens zur Entitehung gekommen, Die 
Staaten feien zwar, da ihnen die Gefeßgebung in Zollfachen vollitändig entzogen 
wäre, außer Stande, an dem Vereinszollgejeß eine Veränderung vorzunehmen und 
demnach ericheine die gleihmäßige Geltung desjelben im Neichögebiete vollftändig 
gelihert. Dagegen fönne der angeregte Punkt zu großen Schwierigfeiten bei der 
Interpretation derjenigen Gejegesvorichriften führen, welche fih auf „Reichsge— 
ſetze“ bezögen. Es gelte dies inSbejondere von $ 5 des Einführungsgejeges zur 
Strafprozeßordnung: „Die prozehrechtlichen Vorſchriften der Neichögefege werben 
durch die Strafprozekordnung nicht berüh t.* Man habe damit gerade auch ge= 
wiſſe Beftimmungen der Zoll- und Steuergejege aus der Zeit des Zollvereins in 
Geltung erhalten wollen und fei fi wohl faum bewußt geweſen, daß dieſe Ges 
jeße gar feine Reichsgeſetze ſeien. Ich Halte die Befürchtungen des Verfaſſers 
über die AInterpretationsichtwierigfeiten nicht für begründet. Unzweifelhaft ift das 
Vereinszollgejeß in den ſüddeutſchen Staaten als Landesgeſetz in Kraft getreten, 
aber ebenjo unzweifelhaft im Gebiete de3 norddeutichen Bundes als Bundesgeſetz. 
Die Bıundesgejege des norddeutſchen Bundes erhielten aber nfit Gründung des 
Deutichen Reiches den Charakter von Reichsgeſetzen. Die Abänderung derjelben 
fonnte jeit diefer Zeit nur noch in den Formen der Neichögeleßgebung erfolgen. 
Das Zollgejeß iſt außerdem in Elſaß-Lothringen ausdrüdlich als Reichsgeſetz 
eingeführt worden. Die Beltimmungen in $ 5 der Strafprozegordnung über 
Neichögeiege können daher ihrem Wortlaute nad) jehr wohl auf das Bereinszoll- 
geieß bezogen werden, denn diejed hat in der That — wenn aud nur im einem 
Theile des Neihes — die Geltung als Reichsgeſetz. Soll nun etwa die Ans 
wendung der betreffenden Vorſchrift der Strafprozeßordnung auf dieſen Theil 
des Neichögebietes beichränft werden? Diejer Gedanke verbietet ſich von jelbit, 
da eine Abficht der Strafprozehordnung in diefer Hinficht verjchiedene Grundfäge 
für die verjchiedenen Theile des Reich3gebietes aufzuftellen unmöglich angenommen 
werben fann und aud) in dem Worltlaut des angeführten $ 5 feinerlei Anhalt findet. 

Bei Behandlung der Stempelabgaben unterjcheidet der Verfaſſer den 
Spielkartenftempel und den Urkundenſtempel, unter welcher Bezeichnung er den 
MWechielftempel und die durch das Neichögefes vom 1. Juli 1881 feitgeitellten 
Stempelabgaben zujammenfaßt. Seine deifallligen Ausführungen geben mir zu 
Bemerkungen feine Veranlaflung. 

Dasielbe gilt von dem dritten Abichnitt, in welchem die Finanz wirth— 
haft des Neiches den Gegenstand der Behandlung bildet. Der Verfaſſer 
harafterifirt diefelbe ald eine Gejellfhaftswirthichaft und findet dieſen Charakter 
namentlich in zwei Erfcheinungen ausgeiproden: 1. darin, daß es Einnahmen 
und Ausgaben gibt, welche nicht dem ganzen Reiche gemeinjam find, jondern an 
denen nur ein Theil der Staaten oder an denen die Staaten in verjchiedenem 
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Verhältnig Antheil haben, 2. darin, daß, wenn Ginnahmen und Ausgaben fi 
nicht vollftändig deden, der fich ergebende Aktiv» oder Paſivſaldo auf die Mit: 
glieder zu vertheilen ift. Dieſe Charakterifirung darf im Wejentlihen als zu: 
treffend bezeichnet werden. Die Unfertigfeit der deutihen Zuftände fommt an feiner 
Stelle jo evident zum Ausdruck wie in der Finanzwirthichaft des Reiches. 

Der vierte Abichnitt behandelt da® Bubgetreht. Die Anfichten. des Ber: 
faffer8 über diefen Gegenjtand find befannt und bedürfen daher hier feiner be 
ſonderen Darftellung. Für mid) beiteht um jo weniger ein Bedürfniß auf bie 
jelben näher einzugehen, als ich mich über die Fragen des Etatsrechtes erſt kürzlich 
in ausführlicher Weife nnd in einem mit dem Verfaſſer wejentlich übereinstimmen: 
ben Sinne geäußert habe.!) Ich will mich daher begnügen, zu konſtatirrn, 
daß der Verfafler, während er früher geneigt war, die Grundfäge des preußiſchen 
Minifterialbeihluffe® vom 16. Dezember 1850 über die Fortleiftung der laufen: 
den Ausgaben nah Maßgabe des vorjährigeu Etats zu billigen,?) jest ausdrüd: 
lich erklärt, da8 nad) dem Ablauf des Etatsjahres das Budget feine Straft verliert 
und nicht als Normalbudget bis zur Feititellung de3 neuen Etats fortwirft. (S. 345.) 

In den jüngften Verhandlungen bed Neichdtages ift der Name des Ber: 
faſſers bei Gelegenheit der Frage der zweijährigen Etats wiederholt genannt 
worden und man hat fich regierungsfeitig auf ihn berufen, um die Vorlegung 
zweier Etats in einem einzigen Gejege zu rechtfertigen. I) Es wird daher von 
Intereſſe fein, die Meinung desſelben genau feſtzuſtellen. In diefer Beziehung 
find zwei Meußerungen von Wichtigkeit: „Die Wirthichaftsperiode des Reiches 
ift verfaflungsmäßig auf ein Jahr beitimmt worden; es muß daher für jedes 
Jahr ein befonderes Etatsgeſetz feitgeitellt werden“ (S. 342 und 343) und 
„Dem Wortlaut der Reichöverfaffung würde es nicht wiberfprechen, wenn in 
einer Situngsperiode des Neichstages die Etat der beiden folgenden Jahre in 
zwei bejonderen je ein Etatsjahr betreffenden Gejegen feftgeftellt würden“ 
(S. 345). Aus diefen Meußerungen geht deutlich hervor, daß ber Verfafler es 
zwar für zuläffig hält in einer Sigungsperiode den Etat nicht bloß für das 
nächſtfolgende, ſondern noch für ein weiteres Jahr feitzuftellen, aber doch aud 
in diefem Falle die Aufftellung der beiden Etats in zwei bejonderen Gefegen 
für nothwendig eradhtet. Gr Hält es demnach für unzuläffig beide Gtats in 
einem Geſetze feitzuftellen, Die diesjährige Regierungsvorlage will aber gerade 
die Feititellung von zwei Etats in einem Gejege. Für dieſes Werfahren ift 
e3, wie auch ſchon im Reichstage hervorgehoben wurde*), ganz unmöglich, fich auf 
die Autorität des Verfaſſers zu berufen. 

Mit dem vorliegenden Bande hat dad Werk feinen Abſchluß erreiht. Es 
wird etwa ein Jahrzehnt lang den Mittelpunkt der wiffenfchaftlichen Arbeiten des 
Berfafierd gebildet haben. Unſer Gejammturtheil über dasſelbe haben wir bei 
ber Beiprehung der früheren Bände wiederholt geäußert und wir haben an bieler 
Stelle Nicht? davon zu nehmen oder hinzuzufügen. Die Wiſſenſchaft und bie 
Praris des deutichen Staatsrechtes fchuldet dem Werfafler lebhaften Dank für 
feine mühevolle und jorgiame Arbeit. Möge das Werk noch Vielen das werben, 
was es dem Meferenten im ganzen Verlaufe feines Erſcheinens geweſen ift: eine 
reichhaltige Quelle der Anregung und Belehrung. 
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') In meiner eben zitirten Mbhandlung über den Begriff des Geſetzes und bie recht⸗ 
lihe Natur des Staat3haushaltsetats. 

*) Das Budgetrecht nach den Beitimmungen der preußiſchen Verfaffungsurtunde. S. 82. 

) Staatäfelretär Burchard in der Meichdtagsfigung vom 11. Dezember 1832 (Sten- 
Ber. ©. 717 u. 718). 

*) Bom Abgeordneten v. Bennigien in derjelben Sitzung (Sten. Ber. ©. 715 u. 716). 





Der Berkehr mit Hahrungsmitteln, Gennp- 
mitteln and Gebrandgsgenenftänden, 
Geſetz, Bollzugsverordnungen und Materialien. 


— —— — 


I. Reichsgeſetz, betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genuß: 


mitteln und Gebrauchdgegenftänden, 
vom 14. Mai 1879 (RGB. ©. 145), 


Vgl. Verhandlungen des Neichstags, 3. Legislaturperiode, II. Seſſion 1878. 
Druckſache Nr. 98 Gejepentmwurf. 

Mr. 206 Kommiſſionsbericht. 

Nr. 238 u. 267 Mbünderungsanträge. 
Sten. Ber. S. 621—639. 
Wegen Schlufies der Seflion unerledigt geblieben. 
Verhandlungen des Reidystags, 4. Legislaturperiode, I. Seſſion 1879, 
Druckſache Nr. 7 Gefegentiwurf. 

Nr. 59 Kommiſſionsbericht. 

Nr. 118, 120, 122, 125, 129, 139, 140 Abünderungsporicläge. 
Sten. Ber. ©. 125—134 Erjte Berathung. 
. 772—817 Zweite Berathung. 
. 864— 886 Dritte Berathung. 


den Motiven ijt zur allgemeinen Begründung des Entwurfes Folgendes hervor— 
zubeben: 

Die Klagen über Berfälihung der zum Verkaufe ausgebotenen Nahrungs: und Ges 
nußmittel find von Jahr zu Jahr lauter geworden. Man bejchwert ſich nicht blos darüber, 
dab der Nahrungs und Kaufwerth derjelben durch Berfälihung verringert wird, fondern 
namentlich auch darüber, da Nahrungs: und Genußmittel in einer die Geſundheit geradezu 
efährdenden Weije verfälicht werden. Die legtere Klage ift über den Kreis der Lebensmittel 
Dinans überdies bei einer Reihe von Gebrauchsgegenjtänden laut geworden, welde in Folge 
ihrer bejonders häufigen Verwendung und wegen der nahen Berührung, in welche fie mit 
dem menjhlihen Organismus kommen, mit den Nahrungs: und Genußmitteln in diejer Bes 
siehung auf gleiche Linie zu ftellen find. 

Es waltet darüber fein Zweifel ob, daß die bejtehenden Geſetze diefen Mißſtänden ges 
nügend vorzubeugen nicht im Stande geweſen find und es erjcheint daher im Hinblid auf 
die Vorſchriften der Neichsverfaffung in Artitel 4 Nr. 13 und 15 angezeigt, die Frage in 
äh zu ziehen, ob nicht Veranlafjung gegeben jei, eine Abhilfe diefer Mißſtände auf 
dem Wege der Reichsgeſetzgebung anzujtreben. 

Um die Enticheidung diefer Frage vorzubereiten, ift von dem Kaiſerlichen Geſundheits— 
amt eine Anzahl von medizinischen, techniichen und landwirthſchaftlichen Autoritäten berufen 
worden. Die aus den Mitgliedern des Kaijerlihen Gejundheitsamts und diefen Sachver— 
jtändigen zujammengejegte Kommiffion ift zupörderit bemüht gewejen, den thatjächlich be— 
ftehenden Auitand möglichit umfajiend jeitzuftellen. Sie konftatirte in Betreff der gebräud): 
lichſten Nahrungs> und Genußmittel (Fleiich und Wurjt, Milch, Butter, Mehl, Konditors 
waaren, Zuder, Chotolade, Kaffee, Thee, Bier, Wein, Mineralmajler), ſowie einiger Ge- 
brauchsgegenjtände (Petroleum, Belleidungsitoffe, Papier und Tapeten, Farben, Kinderjpiel- 
waaren, Glafur von Thonwaaren, metallene Hausgeräthe, Email) die bisher bekannt ges 
wordenen Arten der Berfälihung, äußerte fi ferner darüber gutachtlich, ob und in welder 
Weiſe aus diefen Verfälihungen oder aus einer frankhaften oder verdborbenen Beichafienheit 
der Nahrungs» oder Genußmittel eine Gefahr für die menichliche Gejundheit ſich ergebe, ſowie 
darüber, inwieweit e8 nad) dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft und Technik möglich fei, 
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den objektiven Thatbeitand einer ftattgehabten Verfälihung durch techniſche Unterjuhungen 
feitzuftellen. Sie glaubte aber hierbei nicht jtehen bleiben zu jollen, vielmehr in den Kreis 
ihrer Erwägung aud die fernere Frage ziehen zu müſſen, melde Stellung die Gejeggebung 
diejem Stande der Dinge gegenüber einzunehmen, beziehungsmweije inwieweit die leßtere prä: 
ventiv durch polizeiliche Maßregeln oder repreſſiv durch Strafbeitimmungen einzugreifen habe. 
Sie gab dabei ihrer Ueberzeugung dahin Ausdrud, daß 
„die Frage, wie eine wirfame Kontrole zur Verhütung der Gejegübertretungen 
auszuüben jei, mit der Frage der Organijation der Gejundheitäpflege im Ganzen 
in einem inneren Zuſammenhange jtehe“, 

und fie eradhtete die Errichtung von techniſchen Unterfuhungsjtationen in binreichender An: 

zahl jedenfall für erforderlih, wenn das von ihr befürwortete Eingreifen der Gejepgebung 

einen wirkſamen Erfolg haben jolle. 

Das Geſammtergebniß der von der Kommifjion gepflogenen Erörterungen ging dahin, 
daß der gegenwärtige Stand der Dinge vom Standpunkte der Gejundheitäpflege ein geradezu 
unerträgliher geworden und daß es vom Standpunfte der Gejundheitspflege nicht blos 
unzuläflig jei, dem Publikum pofitiv gejundheitsgefährliche, jondern auch ihm ſolche Gegen- 
ftände darzubieten, melde durch Bertälihung oder inneren Verderb in ihrem Näbrwerthe 
verringert und deshalb ihren Zweck zu erfüllen mehr oder weniger untauglich jind. 

Das Bedürfniß eines bejonderen NRechtsihuges gegen die aus der Verfälſchung der 
Nahrungs: und Genußmittel, fowie gewiſſer Gebrauchsgegenftände entjtehenden Beeinträctig: 
ungen und Gefahren hat ſich übrigens aud in den meilten nichtdeutichen Staaten gleid- 
mäpig geltend gemadt, und man ijt überall bejtrebt gewejen, dieſem Bedürfnifje entweder 
in bejonderen Beitimmungen allgemeiner Gejege, insbejondere der Strafgejegbücher, oder in 
Sondergejegen, welche ſich ausſchließlich mit diefer Materie bejhäftigen, gerecht zu werden. 

Die ——— des Deutſchen Reichs iſt der Verfälſchung von Nahrungs-, Genuß— 
mitteln und Gebrauchsgegenſtänden bisher nur inſoweit entgegengetreten, als gewiſſe ſtraf⸗ 
geſetzliche Vorſchriften darauf Anwendung finden. 

Es ſind dies folgende Paragraphen des Strafgeſetzbuchs: 

1. Im Abſchnitt 27 „Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen“: 

8 324. Wer vorſätzlich Brunnen oder Waſſerbehälter, welche zum Gebrauche Anderer dienen, 
oder Gegenftände, welche zum öffentlichen Verkauf oder Verbrauch bejtimmmt jind, 
vergiftet oder denjelben Stoffe beimifcht, von denen ihm befannt ift, daß fie die 
menschliche Geſundheit zu zerjtören geeignet find, ingleichen wer ſolche vergiftete oder 
mit gefährlihen Stoffen vermijchte Sachen wiſſentlich und mit Verjchweigen dieier 
Eigenichaft verkauft, feilhält oder font in Verkehr bringt, wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines Menſchen veruriadt 
worden iſt, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit Iebenslänglichem Zucht 
haus beitraft. 

$ 325. Neben der nad) den Vorſchriften der $$ 306 bis 308, 811 bis 313, 315, 321 bis 
324 erkannten Zuchthausſtrafe fann auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufficht erfannt 
werden. 

$ 326. Sit eine der in den $$ 321 bis 324 bezeichneten Handlungen aus Fahrläſſigkeit 
begangen worden, jo ijt, wenn durch die ——— ein Schaden verurſacht worden 

iſt, auf Gefängniß bis zu einem Jahre und, wenn der Tod eines Menſchen verur 

ſacht worden it, auf Gefängniß von einem Monat bis zu drei Jahren zu erfennen 

. Im Abſchnitt 22 „Betrug und Untreue“: 

$ 263. Wer in der Abficht, fid) oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvortkeil 
zu verihaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beichädigt, daß er durch Bor: 
Ipiegelung faljcher oder durch Entjtellung oder Unterdrüdung wahrer Thatſachen 
einen Irrthum erregt oder unterhält, wird wegen Betruges mit Gefängniß beitraft, 
neben welchem auf Seldjtrafe bis zu dreitaufend Mark, jowie auf Berlujt der bür- 
gerlihen Ehrenrechte erfannt werden kann. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann ausſchließlich auf die Gelditrafe er 
fannt werden. 

Der Verſuch ijt jtrafbar. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, VBormünder oder Erzieher begeht, iſt mur 
auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des Antrages ijt zuläflig. 

$ 264. Wer im Inlande wegen Betruges einmal und wegen darauf begangenen Betruges 
zum zweiten Male beitraft worden ift, wird wegen abermald begangenen Berruget 
mit ag ern bis zu zehn Jahren und zugleich) mit Geldftrate von einhundert 
fünfzig bis zu jechstaujend Mark bejtraft. 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei 
Monaten ein, neben welder zugleich auf Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark er: 
fannt werden fann. 

Die im $ 245 enthaltenen Borjchriften finden auch hier Anwendung. 

Auf die Fälle 1, 2 beziehen fich, was die Nebenjtrafe der Ein iehung betrifit, folgende 

im erjten (allgemeinen) Theil des Strafgeſetzbuchs enthaltene Vorſchriften: 

8 40. Gegenftände, welche durd ein vorfäßliches Verbrechen oder Ver eben hervorgebracht, 
oder welche zur Begehung eines vorſätzlichen Verbrechens oder Vergehens gebraucht 
oder bejtimmt jind, können, jofern fie dem Thäter oder einem Theilnehmer gehören, 
eingezogen werden. 

Die Einziehung ift im Urtheile auszuſprechen. 

8 42. Sit in den Fällen der $5 40 und 41 die Verfolgung oder die Verurteilung einer 
bejtimmten Berjon nicht ausführbar, jo können die dafelbft vorgejchriebenen Maß— 
nahmen jelbjtändig erfannt werden. 

3. Im Abſchnitt 29 „Uebertretungen“: 
$ — Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird beſtraft: 

7. wer verfälſchte oder verdorbene Getränke oder Eßwaaren, insbeſondere trichinen— 

haltiges Fleiſch feilhält oder verkauft; 

‚In den Fällen der Nummern 7 bis 9 kann neben der Geldjtrafe oder Haft auf 
die Einziehung der verfälichten oder verdorbenen Getränke oder Eßwaaren erkannt 
werden, ohne Unterjchied, ob fie dem Berurtheilten gehören oder nicht. 

4. Auch die Strafbeftimmung im $ 14 des Gejeges über den Markenſchut vom 30. Nov. 
1874 (RED. S. 145), welche den früheren $ 287 des Strafgefegbuchs befeitigt hat, ijt hier» 
ber zu ziehen. Diejelbe lautet: 

„Wer Waaren oder deren Verpadung wifientlic mit einem nad Maßgabe diejes 
Geſetzes zu jhügenden Waarenzeihen, oder mit dem Namen oder der Firma eines 
inländiichen Produzenten oder Handeltreibenden widerrechtlich bezeichnet, oder wiſſentlich 
dergleichen widerrechtlich bezeichnete Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, wird 
mit Geldjtrafe von einhundertfünfzig bis dreitauiend Mark oder mit Gefängnik bis 
zu 6 Monaten bejtraft und ijt dem Berlegten zur Entichädigung verpflichtet. 

. Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein.” 
Die verbündeten Regierungen haben nun dem Reichstag in der Sefjion von 1878 
einen Gejepentwurf vorgelegt, welcher davon ausging, daß 

1. die angeführten ftrafgefeglihen Beitimmungen für ausreichend nicht erachtet werden 

önnen, jondern einer Ergänzung bedürfen, daß 

2. aber abgejehen davon, eine Befeitigung der vorhandenen ſchweren Uebelſtände durch 

das Strafgejeg allein überhaupt nicht zu erreichen jei, daß es vielmehr vor allem 
und in ertter Linie darauf ankomme, durch geeignete Mittel vorbeugend einzuwirken 
und daß die zu diefem Zweck erforderliche vorbeugende Kontrole nur in die Hände 
der Polizei und zwar der Gejundheitspolizei gelegt werden könne. 

Der von dem Bundesrath feitgeitellte Entwurf (Drudjache des Reichstags Nr. 98) iſt, 
nachdem er in erjter Berathung des Neichstages einer Kommifjion Ben war, bon 
diejer einer eingehenden Berathnng unterworfen worden. 

Die Kommifjion glaubte das ihr vorliegende Material noch dadurch verpolljtändigen 
zu follen, daß fie den Antrag ftellte: 

es möchten ihr die fämmtlichen zur Zeit in dem einzelnen deutjchen Bundesitaaten 
bezüglich) des Verkehrs mit Nahrungsmitteln, Senuhmitteln und Gebraudögegen- 
ftänden in Kraft befindlichen Gejege und allgemeinen Verordnungen zugänglid) ge 
madt werden. 

Das in Folge dejien eingegangene, umfangreihe Material wurde unter bejonderer Be- 
rücfichtigung einzelner Bundesitaaten, in denen die Materien am umfaljenditen geregelt er- 
fchienen, ori. unter Bejchräntung auf die wicdhtigeren Verordnungen von dem Berichterjtatter 
auszugsweiſe überſichtlich zuſammengeſtellt. 

In der Sache jelbjt hat die Kommiſſion nicht blos das Bedürfniß eines Eingreifen 
der Bejepgebung anerkannt, jondern fie iſt auch darin dem Grundgedanken des Entwurfs 
beigetreten, daß in den beiden oben angedeuteten Richtungen eingegriffen werden müſſe. 

Die von ihr vorgeichlagenen Abänderungen betreffen, abackken von einigen Modift- 
fationen der jtraigejeglihen Vorſchriften, im Wejentlihen die Art des Eingreifens der 
Drgane der Gejundheitöpolizei und die Grenze, innerhalb deren dies Eingreifen jtatt- 
finden joll. 
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Der don der Reichstagskommiſſion erftattete, jehr eingehende Bericht (Drudſachen 
Nr. 206) ift im Plenum des Reichstags nicht zur VBerathung gelangt, da der legtere ge 
ſchloſſen wurbe, bevor der Bericht auf die Tagesordnung gelangen konnte. 

Demnad) tritt an bie verbündeten Regierungen von Neuem die Pflicht heran, das in 
der —— Diät unerledigt gebliebene Geſetzgebungswerk wieder aufzunehmen. Sie haben 
bei der Dringlichkeit der Fr mit diefer Wiederaufnahme nicht zögern zu jollen geglaubt, 
und fie find ferner der Anfiht, daß die Vorjchläge der Reihstagetommitfion in vielen Be 
eanse fo wohl erwogene und zutreffende find, dab es fich empfiehlt, dem neu vor 
egenden Gejegentwurf im Großen und Ganzen an jene Vorſchläge anzuſchließen. 

Auf diejer Grundlage ift der Entwurf aufgeftellt. 

Wie jhon angedeutet, ift eine Machtbefugnii der berufenen Organe der Polizei zum 
Eingreifen unentbehrlid. Denn nur wenn der Verkauf und das Feilhalten von Nahrungs 
und Genußmitteln einer genügenden Beauffichtigung jeitens der hierzu berufenen Organe 
der Polizei unterliegt, fann man dem Unmelen, welches überhand genommen bat, mit einiger 
Ausfiht auf Erfolg beizufommen hoffen. Der Entwurf jtellt daher die auf den präveniten- 
den Schuß gerichteten Beitimmungen der 88 1 bi8 4 an die Spike. Die Vorichriften der 
Landesgejege, welche der Polizei weitergehende Befugnifie, als die in den 88 2, 3 bezeid- 
neten geben, werden dadurch nicht berührt. 

Der Berkehr mit Nahrungs: und Genuhmitteln, namentlich joweit diejelben öffentlich 
feilgehalten werden, bedarf ferner einer allgemeinen Regelung durch Vorjchriften poligeilicher 
Natur, wie folche bereit3 und zwar in nicht geringer Anzahl theils für einzelne Bundes 
ftaaten, theils für gewiſſe Diſtrikte, theils für einzelne Orte bejtehen. Der Entwurf beab: 
fihtigt nicht, in dieſe partifularrechtlihen Vorſchriften derart einzugreifen, daß diejelben über: 
haupt ausgeſchloſſen würden; im Gegentheil wird anzuertennen jein, da namentlich, gewifien 
Iofalen Bedürfniffen nur im Wege lofaler Verordnungen wirffam entiprodhen werden kann 
Unzweifelhaft aber giebt es auf diejem Gebiete eine Anzahl von Verhältniſſen, die überall 
weſentlich gleiche fein werden, und deren übereinjtimmende Regelung für das Reich durd 
ein und dasjelbe Geſetz als ein gejepgeberiiches Bedürfniß ericheint. Der Entwurf jieht den 
Erlaß entjprechender Verordnungen für das Reich vor und überträgt die Befugnis zum Er- 
lafje derjelben dem Kaijer mit Zuftimmung des Bundesraths, unternimmt es jedoch, den 
Kreis, innerhalb dejjen diejes Verordnungsrecht fi) bewegen darf, materiell abzugrenzen 
(88 5, 6). Daneben joll, wie angedeutet, die Iandesrechtlihe Berugnig zum Erlaſſe von 
Vorſchriften auf dem gleichen Gebiet an ſich unberührt bleiben. Das Verhältniß folder 
partitularrechtlicher Borichriften zu den ergehenden Kaijerlihen Verordnungen regelt fid 
nad den allgemeinen Grundſätzen über das Verhältnis des Landesrechts zum Reichsrecht. 

Selbitverjtändlich ericheint e8, dah die Befugnifie der Landesgeſetzgebung, aus fteuer: 
lichen Rüdfichten die Yabriktation von Nahrungs: und Genußmitteln, jowie den Verkehr mit 
folden zu regeln und hierauf bezügliche Etrafbejtimmungen zu erlaſſen, durch dieſes Geſetz 
überhaupt nicht berührt werden. 

An die vorerwähnten Beitimmungen reihen ſich die jtrafrechtlihen Vorſchriften an. 
Zupörderjt werden in $ 8 die Zumiderhandlungen gegen die in Gemäßheit diejes Geſetzes 
erlajfenen Verordnungen unter Strafe gejtellt, in ähnlicher Weife, wie in den 88 145, 360 
Nr. 12, 361 Nı. 6, 366 Nr. 1 und 10, 367 Nr. 2 und 5, 368 Nr. 1 umd 8 des Straf 
geſetzbuchs außerhalb desjelben erlafiene Verordnungen und Anordnungen unter die Sark 
tion des Strafgejeges gejtellt find. Der $ 9 enthält Strafbeitimmungen zur Sicherung der 
in den 88 2 bis 4 vorgejehenen Kontrolmaßregeln. Die 88 10, 11 jollen den Verfälſch— 
ungen, bei welchen zunädjt nur eine Beeinträchtigung wirtbichaftlicher Interefien, und die 
$$ 12 bis 14 denjenigen, bei welchen eine pofitive Gefährdung der menjchlichen Gejundbeit 
in Frage jteht, in wirffamerer Weife, als dies nad) dem geltenden Strafgeſetze möglich iſt, 
entgegentreten. Die $$ 15 bis 17 endlich En die Nebenstrafe der Einziehung, die Belannt 
madhung der verhängten Bejtrafungen und die Verwendung der eingezogenen Geldjtraien. 

Der Begründung diejer Beitimmungen im Einzelnen ift, eine Bemerkung allgemeinerer 
Natur vorauszuiciden. 

Es konnte nicht zweifelhaft fein, daß der Entwurf, wenn er fi nur auf den Kreis 
der Nahrungs und Genußmittel beſchränkte, dem von vielen Seiten laut gewordenen meiter- 
gehenden Bedürfniſſe nicht gerecht werden wiirde. Eine Anzahl von Gebrauchsgegenftänden find, 
wie die Darjtellung der von dem Kaijerlihen Geſundheitsamt berufenen Kommiſſion näber 
angiebt, unter Umjtänden ebenjo geeignet, die menschliche Gefundheit zu gefährden, wie 
Nahrungs: und Genußmittel. Dennoch war es nothwendig, hier eine Grenze zu yieben, 
wenn nicht in dem gewerblichen Verkehr über dad Maß des Nothwendigen hinaus, umd 
war in einer Weife eingegriffen werden jollte, deren Folgen ſich nicht überjehen laflen. Der 
Entwurf hat daher, und zwar in wejentlicher Uebereinjtimmung mit den Beichlüffen der von 
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dem Kaijerlihen Gejundheitsamt berufenen Kommifjion, nur ſolche Gebrauchsgegenſtände in 
den Kreis jeiner Vorſchriften gezogen, welche vermöge ihrer Beſtimmung mit dem menſch— 
lihen Organismus in fo nahe Berührung kommen, daß fie in Folge derjelben einen poſitiv 
Ihädlihen Einfluß auf den legteren zu äußern geneigt find. Dieje Gegenftände find bes 
ftimmt bezeichnet (vergl. $ 1; $ 4 Nr. 4, 5; $ 12 Nr. 2), um jeden Zweifel auszuſchließen. 
Soviel liegt auf der Rn daß es unmöglich ijt, alle Gegenjtände, deren Gebraud bie 
menſchliche Gejundheit gefährden kann, durch das Geſetz zu treffen. Dies gilt insbejondere 
aud) von den fogenannten fosmetiihen Mitteln. Indeſſen find diefe mit den borerwähnten 
Gegenständen jchon deshalb nicht in eine Linie zu ftellen, weil fie entbehrlih und nur in 
beihränttem Grade gebräuchlich jind. Der Entwurf geht davon aus, da auf diejem Gebiet 
die Gejeßgebung eine vorjichtige Zurüdhaltung zu bewahren habe und beſchränkt ſich darum 
auf die unentbehrlichen bezw. auf die allgemein gebräuchlichen ober doc in weiten Kreiſen 
verbreiteten Gegenstände. Diejelbe Erwägung hat ferner dahin führen müſſen, daß der Ent: 
wurf die bezeichneten Gebrauchsgegenſtände aud nur injoweit in den Kreis feiner Bejtim- 
mungen zieht, als dabei eine Gefährdung der menjchlichen Gejundheit in Frage fonımen kann. 
Bo es fih nur um wirthichaftliche Interefjen handelt, wie in den 88 10, 11, wird darım 
auch von den bloßen Gebrauchsgegenjtänden abgejehen. 


$ 1.) Der Verkehr mit Nahrungs: ?) und Genußmitteln, ſowie mit Spiel: 
waaren, Tapeten, Farben, Eß-, Trink: und Kohgeihirr und mit Petroleum unters 
liegt der Beauffihtigung nah Maßgabe diejes Geſetzes. 


) Kommiffionsbericht: Eine Minderheit der Kommiflion verlangte, da das Geiek ſich auf 
Regelung des Verkehrs mit Nahrungs: und Genußmitteln beſchränke und jomit die in $ 1 aufge 
führten Gebrauchögegenftände zu ftreihen jeien. Für die lepteren bejtche das Bedürfniß einer 
reichsgeſetzlichen Regelung nicht und liege dafür jelbjt vom janitären Standpunkte aus ein hin— 
teihender Grund nicht vor. Zudem werde, indem man den Verkehr mit Spielwaaren, Tapeten, 
Yarben, Eß-, Trink: und Kochgeſchirr und mit Petroleum der Beauffihtigung nad) Maßgabe 
des Geſetzes unterjtelle, in den gewerblichen Verkehr über das Mah des Nothiwendigen hinaus 
und zwar in einer Weije eingegriffen, deren Folgen fi) nicht überjehen ließen. as jpeziell 
da3 Petroleum anbelange, jo jei zu dejien Aufnahme in das Gejeg ein Bedürfniß nicht vor: 
handen und werde dadurch nur der einheimiiche Handel beläftigt und beichädigt werden. 

Wenn aber audy der Erlaß reichsgejegliher Normen bezüglich des Verkehrs mit Petro- 
leum an jih angemefjen jein möge, jo empfehle es ſich doc, jolche einem bejonderen Geſetze 
vorzubehalten. 

Bon den Vertretern des Bundesrathes und aus der Mitte der Kommiſſion wurde dem 
gegenüber ausgeführt: allerdings vom janitären Standpunft aus ein Bedürfniß vor, 
die im Gegenjag zu dem früheren Entwurfe, welder allgemein den Verkehr „mit Gegen: 
ftänden, welche zur Haushaltung, häuslihen Einrichtung, Geſchäftseinrichtung oder zur 
Kleidung bejtimmt find oder mit Spielwaaren“ der polizeilichen Aufſicht unterftellen wollte, 
wenigjtend den Verkehr mit den in $ 1 einzeln aufgeführten Gebrauchsgegenſtänden im vor— 
liegenden Gejep zu regeln. Man verweije in diejer Beziehung auf die Denkichrift des kaiſer— 
lihen Gejundheitsamtes und auf den Bericht der früheren Kommiffion. Der Entwurf babe 
nur ſolche Gebrauchsgegenjtände in den Kreis jeiner VBorichriften gezogen, welche vermöge 
ihrer Bejtimmnng mit dem menfchlichen Organismus in jo nahe Berührung kommen, daß ſie 
in Folge derjelben einen pofitiv jchädlichen Einfluß auf den — zu äußern geeignet ſeien. 
Dieſe —* ſeien, um jeden Zweifel auszuſchließen, beſtimmt bezeichnet. 

In den meiſten Bundesſtaaten ſeien die betrefſenden Gebrauchsgegenſtände bereits Gegen— 
ſtand polizeilicher Verordnungen. Eine Uebereinſtimmung der Beſtimmungen dieſer Verord— 
nungen in den einzelnen Bundesſtaaten über dieſelben Gegenſtände, und ſelbſt über ſolche Gegen— 
ſtände, deren gleichförmige Regelung als im allgemeinen Intereſſe liegend anerkannt werde, 
beſtehe vielfach nicht. Daraus ergebe ſich ſchon das Bedürfniß einer reichsgeſetzlichen Regelung. 

Was insbeſondere das Petroleum betreffe, ſo dürfte nach den Verordnungen vieler Staaten 
z. B. Amerikas, Englands u. ſ. w., nur Petroleum von einer beſtimmten Beſchaffenheit in 
den Handel kommen. Der Umſtand, daß für das Reich eine ſolche Vorſchrift bislang nicht 
beſtehe, führe mit Nothwendigkeit dazu, daß Petroleum von geringerer Beſchaffenheit nach Deutſch⸗ 
land eingeführt werde. Das Beiſpiel anderer Staaten beweiſe, bah eine Vorſchrift, wie der Geſetz— 
entwurf jie wolle, ohne Beläjtigung des Handels und Verkehrs jehr wohl ausführbar jei, und 
irgend ein ftichhaltiger Grund für den Wunſch, die Beitimmungen hinfichtlich des Petroleums 
bier auszuſcheiden und einem jpäteren bejonderen Gejege vorzubehalten, jei nicht erſichtlich. 

Vgl dazu Sten. Ber. ©. 771 ff. 

» Neger, Entſcheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden aus dem Gebiete 
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$ 2.1) Die Beamten der Polizei?) find befugt, in den Räumlichkeiten, in 
welchen Gegenjtände der in $ 1 bezeichneten Art feilgehalten werden, während ber 


des auf reihögejeglihen und gemeinrecdhtlihen Beitimmungen beruhenden Verwaltungs: umd 
Rolizeiitrafrehts. Nördlingen, Bed. Bd. II v0 

) Motive: Die Beamten der Geſundheitspolizei können eine wirkſame Kontrole über 
die zum Verkauf bejtimmten Nahrungsmittel, Genußmittel und Gebrauchögegenjtände nicht 
ausüben, wenn ihnen nicht das Recht beigelegt wird, zu denjelben zu gelangen und ſich in- 
foweit in deren Bejig zu jeßen, ald es zur Ausübung einer wirtfiden Kontrole erforderlich 
it. Dabei geht das Geſetz von der jelbitveritändlichen Auffafiung aus, dab neben diejem 
Recht der Kontrole das Recht der Polizeibehörden, unter Beobachtung der betreffenden ſtraf⸗ 
prozeijualiihen Vorſchriften, eine Beſchlagnahme oder Durchſuchung (Hausſuchung) vorzu— 
nehmen, falls der Verdacht einer ſtrafbaren Handlung vorliegt, von den hier gegebenen Be 
jtimmungen völlig unberührt bejtehen bleibt. Denn auf dem von diefem Geſetz behandelten 
Gebiete kommt es darauf an, den Organen der Geſundheitspolizei ganz allgemein und ab 
gejehen von dem Vorhandenjein des Verdachts eines ftrafrechtlich zu ahndenden Thatbejtandes 
die Möglichkeit einer kontrolirenden Einwirkung zu geben. Zu diejem Zwed muß ihnen 
unbedenflid das Recht des Eintritt3 in die zum Feilhalten beftimmten Räumlichkeiten ge 
währt jein. 

Was die Zeit, für welche dieſes Recht gegeben wird, anlangt, jo joll der Eintritt nur 
in der üblichen Geichäftszeit oder jo lange die Räume dem Publitum geöffnet jind, verlangt 
werden fünnen. Die Grenzen der üblichen Geſchäftszeit laſſen jich im Gejege nicht beftimmen; 
fie find auch nicht etwa nach allgemeinen Ortögewohnbeiten, ebenjowenig nach der in dem 
betreffenden Geſchäftszweige, jondern allein nad) der in dem betreffenden konkreten Gejchäfte 
herrichenden Gewohnheit zu ziehen. 

Der nachgelaſſene Eintritt allein gibt jedoch dem Beamten nod nicht die Möglichkeit, 
die erforderliche Kontrole zu üben; er muß vielmehr aud das weitere Mecht haben, joweit 
der Augenſchein allein ihm ein jicheres Urtheil nicht geſtattet, durch Entnehmen von Proben 
der in Mede jtehenden Gegenjtände der zuftändigen Behörde die Unterlage für eine fachver- 
jtändige Unteriuchung zu ſchaffen. Hiefür hat das engliihe Gejeg von 1875 zum Borbilde 

edient. Dasjelbe gibt dieſes Mect jedem Gejundheitbeamten. Won den weiteren Bor 
hriften des engliichen Geſetzes über die Zerlegung der Probe in mehrere Theile bat ſich 
der Entwurf dagegen nur die eine angeeignet, daß ein Theil der Probe, amtlich verfchloiien, 
auf Verlangen zurüdzulafien iſt, damit er eventuell mit dem der Unterfuchung unterworfenen, 
falls dejien Identität bejtritten oder zweifelhaft fein follte, verglichen werden fünne Im 
Uebrigen wird das Nähere iiber das einzufchlagende Verfahren der Dienftanweilung überlalien 
werden dürfen. Auch eine Bezahlung der Probe mit dem üblichen Kaufpreije fieht der Ent: 
wurf vor, jedoch foll diefelbe nicht gleich bei der Entnahme derfelben erfolgen. Uebrigens 
iſt es felbjtveritändlich, dak, wenn in dem etwa darauf eingeleiteten Strafverfahren auf Ein: 
ziebung des Gegenjtandes nach Maßgabe der Vorichrift des $ 15 erfannt wird, von einer 
ntihädigung nicht die Rede fein kann. 

Dap den Beamten der Gejundsheitöpolizei das Recht der Entnahme einer Probe auch 
in Betreff der Gegenjtände zuſtehen foll, welche nicht in einem geichlojienen Verkaufslokal. 
ſondern an öffentlichen Orten, auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen feilgehalten 
werden, ergibt ſich als eine natürliche Folge des aufgeſtellten Grundſatzes. 

2) Der Entwurf hatte „Geſundheitspolizei.“ Die Aenderung beruht auf einem Antrag 
Ruppert. Der Antragjteller bemerkte (Sten. Ber. S. 783): 

Meines Willens bejteht nirgends in Deutichland eine bejondere Gejundbeitäpolizei. 
Die bejtehenden Polizeibehörden haben die volle Polizeigewalt und einen Xheil der: 
jelben bildet die Gejundheitspolizei. An und für jich hätten aljo die im $ 2 und 3 aufge 
führten Befugnijje die regelmähigen Bolizeibehörden zu üben. Es wird nun aber im der 
That in dem Gejeße eine eigene Bejundheitspolizei und Gejundheitspolizeibehörde zu ſchaffen 
geiucht, indem man im $ 4 ganz allgemein die Gejundheitsbeamten als Gejundheits poli: 
zeibeamte erflärt und als fernere Gejundheitspolizeibeamten nur diejenigen anerkennt, welde 
von der höheren Verwaltungsbehörde hierzu autorifirt werden. 

Diejes ift es nun, was ich mit meinen Freunden für bedenklich, ja geradezu für nach— 
theilig eradhten muß. ch erblide hierin zunächſt einen tiefen Eingriff in die landesrechtliche 
Polizeiverfafjung und in Bayern nebenbei noch außerdem einen ebenjo jchiweren Eingriff 
in die gemeindlicde Autonomie. Den Magijtraten, auf dem Lande den Bürgermeiſtern 
allein jteht in Bayern die Handhabung der Polizei innerhalb des Gemeindebezirit zu. 
Die Gemeinden ihrerjeit3 wählen nad) freiem Ermejjen die zur Ausübung der Polizei er 
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üblichen Geſchäftsſtunden oder während die Räumlichkeiten dem Verkehr geöffnet 
find, einzutreten. 

Sie find befugt, von den Gegenftänden der in $ 1 bezeichneten Art, welche 
in den angegebenen Räumlichkeiten fich befinden,*) oder welde an öffentlichen 
Orten, auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen verkauft oder feil- 
gehalten werden, nad ihrer Wahl Proben zum Zwede der Unterfuhung gegen 
Empfangöbeicheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen iſt dem Befiter ein Theil 
der Probe amtlich verſchloſſen oder veriiegelt zurüdzulaffen. Für die entnommene 
Probe ift Entihädigung in Höhe des üblichen Kaufpreifes zu leiften. 

$ 3.2) Die Beamten der Polizei find befugt, bei Berjonen, welche auf 
Grund der $$ 10, 12, 13 dieſes Geſetzes zu einer Freiheitäitrafe verurtheilt 
find, in den Räumlichkeiten, in welchen Gegenitände der in $ 1 bezeichneten Art 
feilgehalten werden, oder welche zur Aufbewahrung oder Heritellung ) folcher 





forderlihen Organe. Der Gejegentiwurf aber jtellt nicht nur die ärztlihen Gefundheitspoli- 
zeibeamten diejen eben bezeicdmeten PBolizeibehörden konkurrirend an die Seite, ſchmälert aljo 
die Polizeigewalt der letteren, jondern bejchränft die Gemeinden auch noch in der Auswahl 
ihrer polizeilichen Organe, indem ja zur Handhabung der Qebensmittelpolizei nur noch ſolche 
zugelajien werden jollen, welche von der höheren Verwaltungsbehörde die Autorijation dazu 
erlangen. Meine Herren, ſolche Beichränkungen der gemeindlihen Autonomie waren bisher 
dem bayerijchen Gemeinderecht und Bolizeirecht fremd, und id; glaube auch hoffen zu dürfen, 
dab das hohe Haus zu einer jolden Schmälerung derielben um jo weniger ſich verjtehen 
dürfte, als ja auch bei weitgehendjter Interpretation des Art. 4 Ziff. 15 der Reichsverfaſſung 
dem Reich faum wird das Recht beigemefjen werden können, in ſolch weitgehender Weije in 
die Autorität der einzelnen Staaten und in deren Organijation einzugreifen. Es wird ſich 
wohl nicht empfehlen, gerade bei dieſem Geſetz, welches ja doch ſo viel begrüßt wird, die 
Schranken der Reichsverfaſſung irgend wie zu verlaſſen und das Geſetz ſchon aus dieſem 
—— wie ja bereits von anderer Seite angedeutet wurde, für viele unannehmbar 
zu machen. 

') Die Kommiſſion ſetzte ſtatt „vorgefunden werden“ „sich befinden“. Es wurde her— 
vorgehoben, „daß bei der Faſſung des Entwurfs möglicher Weiſe die Beamten der Geſund— 
beitöpolizei die Berechtigung zu einer Durchſuchung der betreffenden Räumlichkeiten ableiten 
fünnten, was ja auch der Entwurf nicht wolle.“ 

2) Motive: Das Recht zum Eintritt in die Verkaufsräume und zur Entnahme einer 
Probe genügt nicht, wenn der Betrefiende bereit3 wegen einer erheblihen Zumwiderhandlung 

egen dieſes Gejep mit Freiheitsſtrafe belegt ijt; es jcheint fein Bedenken vorzuliegen, gegen 
o bejtrafte Berjonen den Organen der Gefundheitspolizei weiter gehende Rechte einzuräumen. 
Der $ 3 gibt demnad) den Polizeibehörden das Recht der Reviftion und zwar in den Ver— 
kaufs⸗, wie in den NAufbewahrungsräumen, falls der Betreffende wegen der in den $$ 10, 
12, 13 vorgejehenen Handlungen beftraft ijt. Jedoch fol dies Recht auf eine dreijährige 
Friſt bejchränft jein, und für deren Berechnung die Vorſchrift der SS 36, 38 des Gtrafge- 
ſetzbuchs entfprechende Anwendung finden. Es unterliegt feinem Bedenken, die in den 88 2, 
3 beichriebenen Befugnijie den Organen der Gejundheitöpolizei, ſoweit es jih um Nahrungs 
oder Genußmittel handelt, beizulegen. Was dagegen die Gebrauchigegenitände anlangt, jo 
fcheint fein Bedürfniß vorzuliegen, über die in $ I erwähnten hinauszugehen; insbejondere 
erfchien die Aufnahme der Belleidungsgegenftände nicht gerechtfertigt. Durch Aufnahme der 
Belleidungsgegenjtände würde der ganze Verkehr mit Kleiderjtoffen und Belleidungsgegen: 
ftänden aller Art den polizeilichen Beichräntungen der $$ 2, 3 unterworfen werden, und 
dazu liegt ein auäreichendes Bedürfniß nicht vor; denn wenn auch nicht zu leugnen ijt, daß 
einzelne Befleidungsgegenftände durch die Art ihrer Herjtellung geſundheitsſchädlich werden 
fönnen, jo find die Kalle doch nicht fehr häufig, und überdies werden viele der Stoffe, mit 
deren Herftellung fih eine große Zahl verjcyiedener Gewerbe und Fabriken bejchäftigen, 
nicht ausschließlich zur Befleidung, jondern auch zu verjchiedenen anderen Zweden verwendet. 
Someit ein Schuß gegen den Verkehr mit geiumdheitsihädlichen Belleidungsgegenitänden 
nothwendig ericheint, wird er in ausreichendem Mae bei $ 5 und $ 12 gewährt wer» 
den fünnen. 

2) Kommiſſionsbericht: Zu $ 3 lag folgender Antrag vor: 

Hinter den Worten: „oder welde zur Aufbewahrung“ einzufchalten „oder Ders 
jtellung“, 
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zum Verkaufe beftimmten Gegenftänbe dienen, während der in $ 2 angegebenen 
Zeit Nevifionen vorzunehmen. 

Dieje Befugniß beginnt mit der Rechtskraft des Urtheild und erliſcht mit 
dem Ablauf von drei Jahren von dem Tage an gerechnet, in welchem die frei: 
heitäftrafe verbüßt, verjährt oder erlaffen ift. 

$ 4 Die Zuftändigfeit der Behörden und Beamten zu den in ben $$ 2 
und 3 bezeichneten Maßnahmen richtet ſich nad) den einfchlägigen landesrechtlichen 
Beltimmungen. !) 

Landesrechtliche Beſtimmungen, welche der Polizei weitergehende Befugnifie 
al3 die in 88 2 und 3 bezeichneten geben, bleiben unberührt. ?) 

$ 5.9) Für das Neich können durch faiferlihe Verordnung mit Zuſtimm— 
ung des Bundesrath3 zum Schute der Gejundheit Vorjchriften erlaffen werden, 
welche verbieten: 


Zur Begründung des Antrags wurde angeführt, Berfonen gegenüber, welche auf Grund 
der $$ 10, 12, 13 diejes Geſetzes bereits zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt worden jeien, 
jei bei der Gemeingefährlichkeit der in den genannten Paragraphen mit Strafe bedrohten 
Handlungen kein hinreichender Grund vorhanden, den Beamten der Gejundheitspolizei das 
Recht zu verfagen, auch in den Räumlichkeiten, in welchen zum Verkauf bejtimmte Gegen: 
ftände der im x 1 bezeichneten Art beigeftellt werden, Revifionen vorzunehmen. Wolle man 
den in $$ 10, 12, 13 mit Strafe bedrohten höchſt gemeingefährlihen Handlungen wirkam 
entgegentreten, jo müſſe die Möglichkeit, in den Heritellungsräumen Revifionen vorzunehmen, 
der Gejundsheitspolizei gewahrt werden. Jn England und im Kanton Zürich ſei dieſes 
Recht der Gefundheitspolizei ganz allgemein und ohne die Einjchränfung des $ 3 gewährt, 
ebenfo in Württemberg. 

Aus der Mitte der Kommiſſion wurde die beantragte Verſchärfung der Regierungsvor- 
lage als zu weitgehend und nicht nothwendig befämpft und go nee daß die im Ge 
fegentwurf der Gejundbeitspolizei eingeräumten Befugnijje eine vorbeugende Kontrole ſchon 
in weitem Umfange möglich machten und daß zudem die in den $$ 10, 12, 13 enthaltenen 
ſchweren Strafbeftimmungen an fich fhon einen genügenden Schup gewähren dürften. 

Bei der Abjtimmung wird der Antrag mit 12 gegen 4 Stimmen und der ja veränderte 
5 3 mit 13 gegen 3 Stimmen angenommen. 

Dazu Sten. Ber. ©. 785 ff. 

1) Dieje Fafjung beruht auf einem Antrag Ruppert nebit Zujagantrag Windt— 
horſt, vgl. Sten. Ber. ©. 783 ff. 

2) Abi. 2 wurde vom Abg. Ruppert in dritter Leſung beantragt, vgl. Sten. Ber. 
©. 867 f. und ©. 795. 

2) Motive: Wie bereit® oben erwähnt, bedarf der Verkehr mit Nahrungs: und 
Genukmitteln, jowie mit gewiſſen Gebraucdhsgegenjtänden, joweit diejelben öffentlich Teil: 
gehalten werden, einer Regelung durch Vorſchriften polizeiliher Natur. Das Material, 
welches auf Wunjd der Kommiffion des Neichstags beichafft worden, ergibt, daß und 
inwiewert in den einzelnen Bundesjtaaten durch partikularrechtliche Vorjchriften in dieler 
Beziehung Vorſorge getroffen ift. Ueber gewiſſe Materien bejtehen Beitimmungen fait in 
allen Bundesitaaten. Als Beijpiele dürfen die Vorſchriften angeführt werden, welche das 
Publitum gegen den Genuß tridinenhaltigen Fleisches oder gegen den Genuß von Schnupf— 
tabad, welcher in bleihaltigen Umhüllungen verpadt ift, ſchützen jollen. Der Entwurf gebt da 
von aus, daß es gewiſſe Materien auf dem bier in Rede ftehenden Gebiete gibt, deren ein: 
heitliche Regelung für das Reich angezeigt eriheint. Für diefe Regelung den gemöhnliden 
Weg der Gejeggebung einzuhalten, würde ſchon deshalb nicht zweckmäßig jein, weil man auf 
diejem Wege faum den rajch wechjelnden Praktiken der Verfälſchungskunſt mit der erforder: 
lihen Schnelligkeit würde folgen können. Man ift jonady auf den Weq der Berordnung ge 
wiefen, wobei die Mitwirkung des Bundesraths ſich ſchon deswegen empfiehlt, werl ſie am 
beiten eine alljeitige Würdigung der in den verfcdhiedenen Staaten ſich verjchieden gejtaltenden 

ewerblichen und indujtriellen Verhältnifje verbürgt. Dagegen ſcheint es andererjeits mit 
üdficht auf die Natur der durch die Verordnungen zu regelnden Angelegenheiten und nad) 
dem Borgange des Urt. 1 $ 139a. des Gejepes, betreffend die Abänderung der Gewerbeord 
nung vom 17. Juli 1878 (RGEBl. ©. 209) gerechtfertigt, vorzufchreiben, daß die erlafienen 
Verordnungen dem nächſtfolgenden Reichstag vorzulegen find, und dab fie außer Kraft zu 
jegen find, joweit der Reichstag dies verlangt. 
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1. bejtimmte Arten der Heritellung, Aufbewahrung und Verpadung von Nahr: 
ungs- und Genußmitteln, die zum Verkaufe beitimmt find; 

2. das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Nahrungs- und Genuß: 
mitteln von einer beſtimmten Beichaffenheit oder unter einer der wirklichen 
Beihaffenheit nicht entiprechenden Bezeichnung ; 

3. das Berfaufen und Feilhalten von Thieren, welche an beftimmten Krank— 
heiten leiden, zum Zwecke des Schlachtens, ſowie das Verkaufen und Feil- 
halten des Fleiiches von Thieren, weldye mit beitimmten Stranfheiten ber 
haftet waren; 

4. die Verwendung beitimmter Stoffe und Farben zur Heritellung von Be: 
fleidungsgegenftänden, Spielwaaren,!) Tapeten, Eß-, Trink und Kochgeſchirr, 
fowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Gegenftänden, 
welche dieſem Verbote zuwider hergeftellt find; 

5. dad gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum von einer 
beitimmten Bejchaffenheit. 


8 6. Für dad Reich kann durch Faiferliche Verordnung mit Zuftininung 
des Bundesraths dad gewerbsmäßige Herftellen, Verkaufen und Feilhalten von 
Gegenftänden, welche zur Fälfhung von Nahrungs» oder Genußmitteln bejtimmt 
find, verboten oder beichränft werben. *) 


Die Aufgabe und die Begrenzung im Biel, welche die in $ 5 vorgejehenen Verord— 
nungen ſich zu jtellen haben, ijt durch die Worte: „zum Schuge der Gejundheit” gegeben. 
Damit iſt —— daß mit en ein lUebergreifen in den Gewerbebetrieb, last 
eben die Verhütung von Gefahren für die Gefundheit dies nicht erheifcht, nicht in Frage 
kommt. Auf der anderen Seite wird ebenfowenig beabfichtigt, mit pojitiven Anordnungen 
einzugreifen; es erfcheint vielmehr ausreichend, wenn die Möglichkeit gewährt wird, gewiſſe 
Handlungen ‚mit Rüdficht auf ihre Gejundheitsgefährlichkeit zu verbieten. Bei diejer Forder— 
ung wird ein Zweifel über das Verhältniß der für das Reich erlafjenen Berordnungen zu 
den betreffenden Iandesgejeglichen Vorſchriften nicht wohl entjtehen fünnen. Das Tandesgejep- 
li bejtehende Verbot einer Handlung wird durch dies Geſetz nicht aufgehoben, wie denn 
überhaupt das den einzelnen Bundesjtaaten zujtehende Recht zum Erlaß — Verbote un— 
berührt bleibt. Inſoweit aber durch eine nach Maßgabe dieſes Geſetzes für das Reich er— 
laſſene Verordnung das Verbot einer Handlung ausgeſprochen wird, welche landesgeſetzlich 
bisher nicht verboten war, oder an deren Vornahme andere rechtliche, insbeſondere ſtrafrecht— 
liche Folgen gefmüpft waren, geht nad) den allgemeinen ftaatsrechtlichen Grundfägen das 
Reichsrecht natürlich dem Landesrecht vor. 

Da übrigens die auf Grund diejes Gefeges erlaffenen Verordnungen für das Territorium 
des Reichs gelten, fällt jede betreffende Handlung innerhalb diefes Gebietes unter ihre Herr 
ihaft. Die Vorfchriften über die Art der Herjtellung gewiſſer Gegenitände bleiben daher 
maßgebend, wenn auch diefe Gegenftände nur zur Verſendung nad) dem Auslande herges 
jtellt werden. 

N Vol. auch Reichstagsſitzung vom 28. Februar 1881, Sten. Ber. S. 72—74. 

%) Motive: Der $ 6 gibt die Möglichfeit, folhen unlauteren Induftriezweigen ent 
gegenzutreten, welche zwar nicht Nahrungsmittel oder Genußmittel in unerlaubter Weije un: 
mittelbar beritellen, wohl aber Gegenſtände herjtellen, deren einziger und alleiniger Zwed es 
ift, zur Berfälihung von Nahrungs= oder Genufmitteln zu dienen. Nach der Darlegung 
in Anlage A. werden z. B. rohe grüne Kaffeeförner in bejonders dafür beftehenden Yabrifen 
aus Thon vder anderen Paſten plaftiich jo täuſchend nachgebildet, daß fie den natürlichen 
Bohnen überrafhend ähnlich jehen und nur dazu beftimmt find, unter die natürlichen Kaffees 
bohnen gemijcht zu werden. Es wird ferner auf die Fabriken Hinzuweifen fein, in welchen 
Eurrogate gefertigt werden, die zur Berfälfhung von Bier und Wein zu dienen geeignet 
find und zu diefen Zweden öffentlid) angeboten werden. Einer derartigen Induſtrie ent= 
gegenzutreten, kann nicht blos feinem begründeten Bedenken unterliegen, fondern erfcheint 
vom Standpunkt der öffentlichen Moral geradezu geboten. Auch bier wird eine möglichit 
übereinjtimmende Regelung in allen Gebieten des Reichs dur die Natur der Sache ange: 
zeigt erfcheinen, und es iſt darum diefe Regelung dem Verordnungsrecht zugemiejen. Damit 
aber dem einzelnen Falle die gebührende und möglichjt individualifirende Beurtheifung dabei 
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8 7. Die auf Grund der 8$ 5, 6 erlaffenen faiferlihen Verordnungen 
find dem Reichstag, ſofern er verfammelt ift, fofort, andern Falls bei deſſen 
nächſtem Zujanmentreten vorzulegen. Diejelben find außer Kraft zu jegen, jo: 
weit der Reichstag dies verlangt. 


$ 8. Wer den auf Grund der SS 5, 6 erlaflenen Verordnungen zumider: 
handelt, wird mit Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beitraft. 
Landesrehtlihe!) Vorſchriften dürfen eine höhere Strafe nicht androhen. 


$ 9. Mer den PVorichriften der 88 2—4 zuwider den Eintritt in die 
Näumlichfeiten, die Entnahme einer Probe oder die Reviſion verweigert, wird 
mit Gelditrafe von fünfzig bis einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beftraft. ?) 


$ 10.5) Mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten und mit Geldftrafe bis zu 
eintaufend fünfhundert Mark oder mit einer diefer Strafen wird beftraft: 


gejichert bleibe, ijt vorgejehen, daß die Herjtelung der in $ 6 bezeichneten Gegenjtände ent 
- weder ganz verboten oder nur beſchränkt, d. h. unter Beſchränkungen geitattet werden könne, 
wenn eine Verwendung der hergeitellten Gegenftände an ſich zu unbedenflien Zweden mög: 
lic) ift und e& nur darauf ankommt, der Verwendung zu unerlaubten Zweden vorzubeugen. 

Das Biel diejer Beitimmung würde unter Umjtänden vereitelt erjcheinen, wenn das 
Verbot ji) nur auf die Herftellung und nicht auf den Verkehr mit den fraglichen, etiwa aus 
dem Auslande eingebrachten Gegenjtände erjtreden könnte. Es ijt deshalb auch der Verkauf 
und das Feilhalten diefer Verordnungsbefugniß unterftellt. 

i) „Nandesrechtlihe“ wurde ftatt „Iandesgefeglicye” auf Antrag des Abg. Nuppert ge 
jegt. Bol. die Motive zum Paragraphen und Sten. Ber. S. 868 mit 795. 

2) Kommiſſionsbericht: Bon einem Mitgliede der Kommiſſion wurde die frage zur 
Erörterung gebradt, ob, wenn die in $ 9 mit Strafe bedrohte Bermweigerung des Eintrittd 
in die Räumlichkeiten, der Entnahme einer Probe oder der Vornahme der Reviſion nad 
anderen ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen fih zugleich als eine jtrafbare Handlung fchwererer 
Art darftelle, 3. B., wenn dem Polizeibeamten mit Gewalt oder Drohung Widerjtand geleiitet 
fei, die für legtere geltenden jtrengeren Strafvorichriften zur Anwendung fümen, oder ob der 
8 9 des vorliegenden Gejepentwurfs als eines Spezialgefeges ihnen vorgehe. Seitens der 
Vertreter des Bundesrathes wurde es — ohne Widerſpruch von anderer Seite — als felbit- 
veritändlich und zweifellos bezeichnet, daß die allgemeinen Grundjäge über die Konkurrenz 
mehrerer jtrafbarer Handlungen aud) hier zur Anwendung fümen; wenn alfo ein und die 
jelbe Handlung mehrere Strafgejege verlege, fo füme dasjenige in Anwendung, weldes die 
ſchwerſte — androhe. Auch wurde anerkannt, daß die geſetzlichen Befugniſſe der Polizer 
beamten trotz der Weigerung, ihre Anordnungen zur Ausführung zu bringen, durch die 
Strafbeſtimmungen des $ 9 in keiner Weiſe berührt würden. 

») Motive: Die SS 10 und 11 behandeln die Fälle, in welden eine pofitive Ger 
führdung der menjchlichen Gejundheit nicht in Frage fteht. Die VBerfälihung von Nahrung 
oder Genußmitteln in gewinnjüdhtiger Abſicht kann unter Umſtänden die Strafe des Betrugs 
nad) $ 263 des ea! user nac) fid) ziehen, wenn die zum Thatbejtande dieles Ver: 
ehens erforderlichen Momente hinzutreten; hieran will der Entwurf nichts ändern. Anderer 
Kia ift in Betracht zu ziehen, daß in vielen Fällen folcher Berfälihung der geiegliche That 
beitand des Betrugs oder des Betrugsverſuchs nicht erichöpft wird, und deshalb Strafloſig— 
feit oder nur die geringe Strafe des $ 367 Nr. 7 des Strafgejegbuchs eintreten würde. 

Der 8 263 lautet: 

„Wer in der Abficht, fich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvor— 
theil zu verſchaffen, das Vermögen eines Andern dadurd) beichädigt, dak er durd 
Vorjpiegelung faljcher oder dur Entftellung oder Unterdrüdung wahrer Thatiaben 
einen Irrthum erregt oder unterhält, wird wegen Betrugg — — — — beitraft — — 

Der Verſuch ift ſtrafbar.“ 

Hiernach ijt außer dem fubjektiven Moment (der gewinnjüchtigen Abficht) im objektiver 
Beziehung bie eigen eines Anderen erforderlich; diefe muß durch Erregung 
oder Unterhaltung eines Irrthums bewirkt fein, und zwar in der Weiſe, daß faljche That 
ſachen vorgejpiegelt oder wahre entjtellt oder unterdrüdt find. Die Feititellung diefer Kau— 
falität und der auf derfelben beruhenden Vermögensbejhädigung hat begreiflicher Weile ihre 
bejonderen Schwierigkeiten, wenn bei den in Rede ftehenden Verhandlungen, wie es in dem 
täglichen Kleinverkehr mit Lebensmitteln der Fall ift, nicht gerade unzweideutige Erklärungen 
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in Haren, jedes Mißverſtändniß ausjcließenden Worten abgegeben werden, die Erklärung 
der Berheiligten vielmehr aus den mit den Worten verbundenen fonfludenten Handlungen 
efolgert werden muß. Der Strafrichter wird häufig Anftand nehmen, auf ſolche Schlup- 
er ein Schuldig wegen Betruges zu gründen. Dazu kommt, da der in diejer 
Beziehung wichtige Begriff der Unterdrückung wahrer Thatjachen ein in der Rechtslehre und 
Rechtsſprechung ſehr bejtrittener iſt (Oppenhoft, Strafgejegbud, 5. Auflage, Note 52 zu $ 263; 
Rüdorff, Strafgefegbuch, 2. Auflage, Note 6 zu $263; Schwarze, Strafgeſetzbuch, 3. Auflage, 
Seite 660 ff.), und jelbjt, wenn man zu der Unterdrüdung fein pofitives Handeln verlangen, 
fondern das Verſchweigen, jofern eine bejondere Pflicht, die Wahrheit zu jagen, vorlag, für 
ausreichend erachten wollte, jo würde dadurch nod) immer nicht die Schwierigfeit für die Ent: 
ſcheidung des einzelnen Falles in thatfächlicher Hinficht gejoben fein. Ebenfo große Bedenken 
kann die Frage, ob eine Vermögensbejchädigung al3 vorhanden anzunehmen jei, im einzelnen 
Falle und insbefondere dann verurjahen, wenn nad) den ortsüblihen Preifen für den Be 
trag, welcher für das verfälichte Nahrungsmittel gezahlt ift, das unverfälichte überhaupt nicht 
und das verfäljchte auch nicht beijer, als es geliefert wurde, zu haben gemwejen wäre. Aus 
diejen Gründen hat ſich die Bejtimmung des $ 263 häufig als nicht ausreichend erwieſen, 
um die im Verkehr, namentlich im Kleinverkehr mit Lebensmitteln täglich vorfommenden Un— 
redlichfeiten, welche jich dem Betruge jehr nähern, jedenfall® vielfach moraliicd ihm gleichzus 
ftellen find, ftrafrechtlich zu treffen. Allerdings hat in neuerer Zeit, namentlich in einigen 
rogen Städten, eine ſtrengere Auffafjung in der Auslegung und Anwendung des $ 263 
lag gegriffen. Allein auch fie wird der Natur der Sache nach nicht im Stande jein, dec 
Unlauterfeit im Heinen Handelsverkehr, namentlich mit Yebensmitteln, überall entgegenzutreten. 


Auch vom Standpunkt der Gejundheitäpflege hat, wie die vom Kaiſerlichen Gejund: 
heit3amt berufene Kommifjion mit Recht betont, das Geſetz fein Augenmerk darauf zu richten, 
dab der Konſument für fein Geld nicht Lebensmittel erhalte, welche, wenn fie aud) jeine Ge— 
jundheit nicht gerade pofitiv zu jchädigen geeignet find, doc, in Folge einer mit ihnen vor: 
enommenen Veränderung den ihrem Breite entiprehenden Nährwerth nicht haben und ihren 
* aus dieſem Grunde nicht vollauf erfüllen können. Das geſetzgeberiſche Motiv iſt auch 
ei $$ 10, 11 ſanitärer Natur, wenn auch die Geſundheitsbeſchädigung nicht zum Thatbe— 
jtande der hier vorgejehenen Vergehen gehört. 

Der Gejegentwurf hat daher, um der Unlauterkeit im Verkehr mit Lebensmitteln, ſo— 
weit man mit der Gejeßgebung überhaupt auf ein jolches Ziel hinzuwirken vermag, zu bes 
gegnen, gewiſſe Handlungen, welche bisher jtraflos geblieben find, für jtrafwürdig erflärt und 
deshalb unter Strafe geitellt. 

Dabei geht der Entwurf von der Auffaffung aus, daß, wer Nahrungs: oder Genuf- 
mittel feilhält oder verkauft, nicht blos jede Erregung eines Irrthums durd eines der in 
8 263 angedeuteten Mittel zu vermeiden, jondern Alles zu thun hat, um den Kaufluſtigen 
über die wirkliche Beichaffenheit der Waare ins Klare zu jegen. Iſt dem Händler bekannt, 
dag die Waare verdorben, nachgemacht oder verfäljicht it, jo muß er dies ausdrüdlic jagen 
oder ſonſt erkennbar machen. Mer wiſſentlich dergleichen Nahrungs: oder Genußmittel ver— 
fauft, joll daher nicht mehr der milderen Strafe des $ 367 Wr. 7, jondern der hier ange 
drohten härteren unterliegen. 

Der Entwurf jtellt, im Anſchluß an die Definitionen der Urkundenfälſchung (Strafge— 
jegbuch $$ 267, 363) und der Münzfälihung (a. a. D. SS 146, 147) das „fäljchlid Ver— 
fertigen“, „Nachmachen“ mit dem „Berfälihen“ in eine Linie. Er hat aber auf Grund der 
von der erwähnten Kommiſſion gegebenen Anregung ferner verjucht, den Begriff „verfälichen“, 
welher in $ 367 Nr. 7 ohne nähere Definition vorfommt und in der Nechtsübung zu 
Schwierigkeiten Veranlafjung gegeben hat, und namentlich als zu eng bezeichnet worden ilt, 
aufzulöfen. 

s Darin, daß ein Gegenjtand künſtlich nachgemacht oder verändert, verjchlechtert it, wird 
man an und für fi eine jtrafbare Handlung. nod nicht erkennen fünnen. Denjenigen 
. B., welder Wein künſtlich ohne Rebenſaft herftellt oder Milch durch einen Zuſatz von 
bpafier verdünnt, dieje Fabrikate und Miſchungen aber ausdrüdlic als Kunjtwein oder als 
mit Waſſer verdünnte Milch feilgält, wird man einer jtrafbaren Handlung nicht zeihen dürfen. 
Auch bei den Vorberathungen des belgiſchen Geſetzes vom 17. März 1856 hat man „falsifier“ 
dahin interpretirt: „melanger m&chamment, malicieusement, frauduleusement, dans l’in- 
tention de porter pröjudice à autrui“. Es wird daher von einer jtrafbaren Handlung 
nur dann die Rede jein fünnen, wenn das der Waare gegebene Ausjehen, die Benennung, 
Bezeichnung, überhaupt der Schein ihrem Wejen nicht entipricht. Diefer Mangel an Ueber— 
einjtimmung zwijchen beiden Momenten fann entweder dadurd) entjtehen, daß das künſtliche 
Fabrikat als Naturproduft ausgegeben, daß der Waare der Anjchein einer befjeren Beſchaffen— 
beit gegeben wird, als ihrem Weſen entipricht, oder dadurch, daß eine Verſchlechterung, welche 


792 Der Verkehr mit Nahrungs-, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden. 


in ihrem Wejen eingetreten ift, verheimlicht, verdedt, nicht erfennbar gemacht wird. Wer 
3. B. rohem, nicht mehr frifhem Fleiſch durch künſtliche Mittel das Ausſehen des friich ge: 
ſchlachteten giebt, wer jchlechter, duͤnnflüſſiger Mil durch Zufag von Stoffen das Ausſehen 
quter Milch giebt, wer bereit? gebrauchten Theeblättern dur Färben oder Bejtäuben das 
Ausjehen noch nicht gebrauchter giebt, wer einer Waare durch Bezeichnung, Etikettirung eine Be 
nennung giebt, welche ihrem Weſen nicht entjpricht, z. B. Kunftbutter ala Butter bezeichnet, verſieht 
fie mit dem Anjchein einer befjeren —— Denſelben Zweck, nur mit Mitteln einer 
entgegeng ejegten Richtung, verfolgt, wer die Sache verjchlechtert — jei es durch Entnehmen 
von Stoffen (3. B. Abrahmen der Mil) oder Zufegen von Stoffen (3. B. Waſſerbeimiſchung 
zur Mild, zum Bier u. j. mw.) und die verjchlechterte Waare als eine nicht verichlechterte, das 
heit unter Verſchweigung der Verichlechterung oder unter einer Bezeichnung, welche den Kauf: 
lujtigen über die eingetretene Verjchlechterung zu täuſchen geeignet iſt, feilhält. 


Dem legteren Falle der Berfälihung ift der gleichzuftellen, wenn die Berjchledhterung 
nicht durch ein Thun, jondern durd) einen natürlichen Prozeß (Verderben) eingetreten iſt und 
diejer verihwiegen oder nicht erkennbar gemacht wird. 

Der Kommiljion des Reichsſtags ſchien e8 nun nothwendig, in dem erjten Falle der 
Verfälihung eine Schranke hinzuzufügen. Sie ging von der Erwägung aus, das Gejep be: 
abjichtige nicht, jede unrichtige oder ungenaue Bezeichnung oder Etifettirung von Nahrungs 
und Genußmitteln jtrafbar zu machen, wenn diejelbe in Handel und Verkehr üblich und eine 
Täuſchung des Publitums herbeizuführen deswegen nicht geeignet jei, weil das letztere recht 
wohl wiſſe, was e8 unter einer bejtimmten Bezeichnung und Etifettirung zu verjtehen babe; 
injomweit dergleichen bejtehende Handels- oder Geſchäftsgebräuche den Betheiligten zur Seite 
jtehen, könne füglih nicht davon die Rede fein, dat zum Zweck der Täufhung im Handel 
und Verkehr der Waare der Schein einer beſſeren Beſchaffenheit gegeben jei; dies trefie z.B. 
bei Wein und Käſe zu, namentlid) was die Angabe des Urjprungsorts anlangt; es jei zB. 
allgemeine Sitte, mit der Etifettirung „Hocheimer“ nicht blos den Wein zu bezeichnen, der 
in der Gemarkung Hochheim, ſondern aud) den, der in den angrenzenden und im Weſentlichen 
gleich günjtig belegenen Gemarkungen gewadjen jei; aus Ar Grunde jei es erforberlid, 
daß der Waare „ben beitehenden Handeld= oderGeſchäftsgebräuchen zumider“ 
der Schein einer bejjeren Beichaffenheit gegeben jei, und jeien daher diefe Worte in den Tert 
des Geſetzes einzuhalten; freilih müfle man unter den Handeld- und Gejchäftsgebräuden 
nicht jede üblich gewordene, vielleicht auf Tauſchung abzielende Manipulation, ſondern mur 
die in dem ſoliden, reellen und ehrlichen Verkehr uͤblich gewordenen, aus der Natur dieſes 
Verkehrs ſich ergebenden Gebräuche verjtehen; indefien jei e8 nicht erforderlich, dies noch be 
jonders augzudrüden, da auch in Artifel 1 des Handelsgeſetzbuchs nur die „Dandeldgebräude” 
ichlechtiveg als in Handelsjahhen anwendbar bezeichnet werden, darunter aber nad) feitftebender 
Praris nur die in obigem Sinne berechtigten Handelsgebräuche zu veritehen find. Indeſſen 
jcheint die Einichaltung jener Worte doch nicht empfehlenswerth. Sie ift einerjeit nicht 
nothwendig. Denn das Gejeg will nur die Verfälihungen treffen, welche „zum Zwed ber 
Täuſchung im Handel und Verkehr” begangen werden; dies Moment des Thatbeftandes 
wird vom Richter bejonders feitzujtellen jein und in den angeführten Beijpielen liegt es in 
jofern nicht vor, als dort von einer Täufchung des Publikums nicht die Nede fein kann. 
Jene Einſchaltung iſt aber andererjeit3 gefährlich; denn ihr Erfolg würde der jein fünnen, 
daß manchen bejtehenden Handels: und Gejichäftsgebräuhen ein Schu gewährt würde, 
welchen diejelben nicht verdienen. 

Auf diefen Erwägungen beruht die Vorichrift des H10 Nr. 2. Sie findet Anwendung 
auf denjenigen, welcher wiſſentlich fälſchlich nachgemachte, verdorbene oder in einer der ange 
gebenen Richtungen veränderte Nahrungs: oder Genußmittel verkauft oder feilhält. Iſt es 
zum Verkaufe gelommen, jo genügt es, dab der Verkäufer den enticheidenden Umſtand dem 
Käufer verjchwiegen hat. Liegt ein blohes Feilhalten vor, ohne daß der Berfäufer zu irgend 
einem bejtimmten Kauflujtigen in Beziehung getreten ift, jo wird durch das blohe er⸗ 
ſchweigen der Thatbeſtand des Paragraphen noch nicht als hergeſtellt anzuſehen ſein, da die 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen bleibt, daß der Verkäufer einem wirklichen Kaufluſtigen gegen: 
über jeiner Pflicht zur Angabe der Wahrheit nachgekommen jein würde; wohl aber muß es 
als hinreichend gelten, wenn die Waare unter einer Bezeihnung feilgehalten ift, welche über 
die Beichaffenheit derjelben zu täufchen geeignet iſt. 

Bon dem Vorhandenſein einer rechtswidrigen, gewinnſüchtigen Abficht, wie dies in 
8 263 a. a. DO. geichieht, die Strafbarkeit abhängig zu machen, erichien hier nicht angeregt 
da, wenn auch eine ſolche Abficht bei einem teiflestfichen Verlauf oder Feilhalten der 
zeichneten Gegenjtände in der Regel vorausgejegt werden fann, doch auch Fälle denkbar find, 
wo ein Gewinn nicht beabfichtigt wird, ohne daß damit die Handlung ihres weſentlich durch 
die fälfchliche VBeichaffenheit der Waare begründeten, jtrafwürdigen Charakter entkleidet wird. 


I. ReicySgejeg, betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln ꝛc. 793 


1. wer zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr Nahrungs: oder 
Genußmittel nachmacht oder verfälicht;?) 


Wenn aber nad) $ 10 Wr. 2 Derjenige, welcher wiſſentlich nachgemachte, verdorbene 
oder in der dort angegebenen Weije veränderte Nahrungs: oder Genußmittel verkauft 
oder feilhält, geitraft werden joll, jo wird derjenige, welcher durd Fabrikation der 
gefälihten Waaren abfichtlid die Mittel zur Begehung jenes Vergehens fchafit, nicht 
itraflos bleiben dürfen. Man könnte zwar einmwenden, daß ein Bedürfnii, den Fabri— 
fanten als ſolchen mit Strafe zu bedrohen, nicht vorliege, da derfelbe nur zum Verkaufe 
fabrizire, und daher, jobald er jein Fabrikat verkauft oder feilhält, ſchon nad Wr. 2 jtrafbar 
jein werde. Allein es ſchien angezeigt, jhon die Handlung des Fabrikanten unabhängig von 
dem Verkaufen und Feilhalten, und bevor es dazu gekommen, dem Strafgejeg zu unter 
werfen, einmal, um ein rechtzeitiges Eingreifen der —— in einem früheren Zeitpunkte 
zu ermöglichen, und dann, um auch ſolche Fabrikanten mit dem Geſetze treffen zu können, welche 
lediglich für das Ausland fabriziren und ihre Fabrikate nur dorthin u In einem ſolchen 
Halle könnte es nämlich unter Umſtünden in Zweifel gezogen werden, ob eine nad) $ 9 Wr. 2 
itrafbare Handlung als im Inlande begangen anzujehen fei, und ob demnach mit Ritdjicht 
auf die Borjchriften des $ £ des Strafgeſetzbuchs eine Verfolgung im Inland eintreten fünne, 

Soll aber der Fabrikant, weldher Nahrungs» und Genußmittel verfälicht, als jolcher dem 
Straigefeß unterworfen werden, jo muß feititehen, daß er „zum Zwed der Täuſchung“ ges 
handelt hat, und dies wird daher im Geſetz ausdrüdlich verlangt. Wer z. B. Kunftbutter 
fabrizirt, fann deshalb allein — ſtrafbar ſein, weil er, wenn er jein Fabrikat als 
Kunitbutter jeilbietet, nichts Unerlaubtes begeht. Doch kann der Zwed der Täufhung häufig 
ihon aus den Umſtänden deutlich ertennbar jein. Wer ein verfälichtes oder mit dem füälſch— 
lichen Unjchein einer bejjeren Beichaffenheit verjchenes Fabrikat bereit3 mit einer die Fälſchung 
verdedenden und darüber zu täujchen geeigneten Etikette verfehen, hat die Ubficht zu täuichen 
deutlich arı den Tag gelegt, und in anderen Fällen wird der Schluß auf das Vorhandenjein 
derjelben aus der Art der Verfälihung ohne Weiteres geftattet fein, 3. B. wenn Jemand 
fünjtliche (thönerne) Kaffeebohnen unter wirkliche Kaffeebohnen gemiſcht, Theeblätter künſtlich 
gefärbt oder beitäubt hat. 

Bei der Redaktion des $ 10 wurde die Fälſchung, bezw. Verfälſchung als das zeitlich 
borangehende Moment in Nr. 1 dem Verkauf und Feilhalten in Nr. 2 vorangeitellt. 

) Ziff. 1 lautete im Entwurfe: „wer... . nachmadıt oder dadurch verfülicht, dal er 
diejelben mrittels Entnehmens oder Zujegens von Stoffen verjchlechtert oder daß er Ddiejelben 
mit dem Schein einer bejieren Beichaffenheit verſieht.“ 

Die jebige Faſſung beruht auf einem Antrag Baer. Der Antragiteller äußerte 
(Sten. Ber. ©. 796): Ich wende mic nım jpeziell zu $ 10, der zwei im Reichsſtrafgeſetz— 
budy bezeichnete Materien zugleich berührt: einmal die Materie des Betrugs, an dem jet 
nur das Erfordernig des Eintritt einer Beihädigung wmeggenommen wird. Im übrigen 
wird aber die rechtswidrige Tüuſchung durd VBorjpiegelung gerade ebenjo verlangt ala beim 
Betrug. Dann wird die Materie des $ 367 Ziffer 7 dabei tangirt, der eine Strafbeſtimm— 
ung enthält über das YYeilhalten und den Verkauf von gefälichten oder verdorbenen Speijen 
und Getränten. E3 wird diefe Materie dahin erweitert, dab nicht nur das FFeilhalten, 
fondern auc das Herftellen jegt unter Strafe fallen joll. Ich bemerke: zur Auslegung diejes 
Paragraphen bat ſich ſchon bezüglich des Theils, der fid) mit der rechtswidrigen Täufchung 
beihäftigt, mannigjacher Qweirel erhoben und es wurde namentlich hervorgehoben, daß be 
züglic) desjenigen, der ſolche Gegenjtände verfälicht oder nachmacht, an ſich mod) nicht feſt— 
fteht, dal dadurch das Publikum getäujcht werden fol. Es wurde deshalb mannigfach eine 
nähere Aufklärung verlangt, was unter Täuſchung Hier zu verjtehen tft, ob jchon das ob— 
jeftive Moment der Herjtellung der gefäljchten Waare genügt oder ob als jubjeftiveg Mo— 
ment, der Zweck der Täuſchung noch nothwendig fällt. Ich bemerke: nach der Diskufjion, 
die in der Kommiljion über die Sadje jtattfand und nad) den Motiven der Regierung kann 
darüber fein Zweifel fein, daß aus der Herftellung folder verfälichter Gegenftände, aldo aus 
der objektiven Fälſchung an und für ſich, ſich noch nicht die Abficht einer Täufhung ergibt, 
iondern daß diejes fubjeftive Moment durch andere Umſtände dargethan werden muß. So— 
biel wollte id) zur Aufklärung über dieje Frage bemerken; ich glaube hierin mich in voller 
Uebereinftimmung mit der Kommiſſion und auch in voller Uebereinjtimmung mit der Res 
gierung zu befinden. 

Cine andere Frage iſt aber die, ob die Fälihung, die bis jegt im Strafgefegbud nicht 
definirt ift, bei diejem Anlaß beſonders definirt werden fol. Sie fennen die Definition, 
welche iiber Fälfhung und VBerfälihung im $ 10 der Kommiſſionsbeſchlüſſe Ihnen vorgelegt 
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2. wer wiflentlid Nahrungs» oder Genußntittel, welche verdorben oder nad: 
gemacht oder verfälicht find, unter Verfhmweigung dieſes Umſtandes ver 
fauft oder unter einer zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung feilhält.') 


8 11. St die im $ 10 Nr. 2 bezeichnete Handlung aus Fahrläſſig— 
feit begangen worden, jo tritt Gelbitrafe bis zu einhunbertfünfzig Mark oder 
Haft ein. ?) 


wird. Ic muß im großen und ganzen bie Richtigkeit diefer Definition zugeben, denn zum 
Fälſchen gehört entweder, dah etwas Vorhandenes geringer gemadjt wird, als es in Birk 
lichkeit ift, oder daß etwas durch eine Veränderung den Schein einer befjeren Beichaffenheit 
erhält. Ich bemerke ausdrüdlih: Fälſchung im Sinn des Geſetzes liegt nicht vor, wenn 
nur eine andere Etifette gegeben wird, jondern die Fülſchung fegt objektiv eine wirklich fub- 
itanzielle Veränderung voraus und im großen und — will ich die Definition, die bier 
gegeben worden iſt, nicht al® unrichtig bezeichnen. ber, meine Herren, einmal entipricht es 
nicht der bisherigen a re An Definitionen aufzuftellen, fondern e8 muß jeder 
Richter an der Hand des Reichsgeſetzes enticheiden können, was unter Fälſchung oder Ber- 
fälſchung gehört oder nit. Es ift diefelbe Fälfhung im Grunde genommen, mie fie bei 
der Urkundenfälfhung und bei der Münzfälfhung vorhanden ift, e8 wird eben etwas ver- 
ändert entweder zum Schlechteren oder zum anſcheinend Befjeren. Das ift in dem Begrifi 
der Berfälfhung ſchon enthalten; es ijt aber, meine nicht gleichgiltig, ob wir dieſen 
Verfälihungsbegriff der richterlihen Anwendung überlafjen, oder ob wir hier benjelben, mie 
vorgejchlagen wird, feitjtellen. Ich fürchte, meine Herren, wenn Sie es bei der jegigen De 
finition belaffen, dann wird die Möglichkeit einer ertenfiveren Muslegung des Gejeges ge 
eben, als wirklich beabjichtigt wird. Der Richter kann jehr leicht dadurd in die Lage 
ommen, zu fragen, warum dat Pr diefe Geſetzesvorlage fi nicht mit dem herkömmlichen 
Begriff von — einem bereits vorhandenen und gegebenen begnügt? warum bat 
fie hier eine eigene Definition gegeben? und dadurch kann der Glaube veranlaft werden, 
als ob man bier eine geringere Wahrheitsverftellung ala fonft unter dem Begriff von 
Säljdhung, gefaßt Haben möchte. Sonſt, meine Herren, wird unter Fälſchung nur diejenige 
ſachliche Veränderung verjtanden, mwodurd eine weſentliche Eigenfchaft der Sache alterirt, der 
Sache eine weſentlich andere Beichaffenheit gegeben wird, als diejenige ift, wofür man fie 
ausgeben will. Wenn Sie aber diefe Definition annehmen und insbejondere die Bejtimmung 
„mit dem Schein einer befieren Beſchaffenheit verfehen“, wie e8 der $ 10 vorichlägt, dann 
liegt, meine Herren, die Gefahr vor, da auch die Fleinften Beränderungen, fogenannte Ems 
ballirungen, als in den Begriff noch fallend betrachtet werden. Ich erinnere an den Fall, 
den ein jehr ſachverſtändiges Mitglied der Kommiffion uns erzählte. Es ift das das Ber: 
elben der Butter, die ja zur Winterzeit niemals im gelben Buftand hergeſtellt werden 
ann, d. h. von Natur aus gelb wird. Es bedarf dazu im Winter einer Berkhönerung 
Diefe Verſchönerung wird aber nicht jelten vorgenommen, weil bei dem Berfehr im Ausland 
man fonft einen Mangel des a. befürchtet wegen der lokalen Gewohnheiten, weil eben 
nur ſolche gelbe Butter wirkliche Abnahme findet. 

Wo aber nur eine Emballirung vorgenommen ift, und bie Eigenfchaften der Sache 
nicht verändert find, würde ich doch keine Fälſchung annehmen im Sinne dieſes Gejeges. 
Aus diejem Grunde Habe ih den Vorſchlag gemacht, lieber von einer Definition nad) der 
alten Regel: „omnis definitio in jure periculosa est“ zu abjtrahiren und es der richter- 
lihen Anwendung zu überlafien, den Begriff Fälſchung und Verfälfhung als einen im 
Strafgefeß bekannten vorauszujegen und anzumenden. 

Bal. dazu die Debatte Sten. Ber. ©. 797 ff. und ©. 869 fi. 

Reger I, ©. 199, 204, 433, 438, II, ©. 194, III, ©. 86. 

1) Neger I, ©. 202, 330, II, ©. 82, 85, 326, 341, 346, 435, III, ©. 85, 87. 

” Motive: Nah $ 367 Nr. 7 des Strafgefegbuchs wird mit Geldftrafe bis zu eim- 
hundertfünfzig Mark oder mit Haft bejtraft: 

„wer verfälichte oder verdorbene Getränke oder Eßwaaren feilhält oder verkauft.“ 

Nach dem vorliegenden Gejepentwurf foll, wer dies mwifientlich thut nadı $ 10 mit einer 
ärteren, wer ed aus Fahrläſſigkeit thut, mit derjelben Strafe, welche $ 367 des Strafgeſetz⸗ 
uchs androht, belegt werden. Es könnte jcheinen, als ob die letztere Beitimmung eine 
Milderung des Strafgejeges infofern enthalte, ald $ 367 von dem Erforderniß der Fabı- 
läfjigkeit abjieht. Allein da 5 367 Nr.7 die Fälle, in welchen ber Thäter wiflentlich handelt, 
von den übrigen nicht abfondert, fo ten dort eine VBeranlafiung zur befonderen Erwähnung 
der Fahrläfligkeit nicht vor. In der Rechtiprehung bat man übrigens die Strafverichrift 





I. Reichögefeg, betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln ꝛc. 795 


$ 12.) Mit Gefängniß, neben welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte erfannt werden fann, wird beitraft: 


dann nicht fin anwendbar erklärt, wenn durch die Umftände die Annahme jelbit einer Fahr: 
läſſigleit des Thäters ausgeſchloſſen war (Erkenntnijje des Obertribunal® zu Berlin vom 
15. —— 1874, 15. Dezember 1875 [Oppenhof, Rechtſprechung des Obertribunals Bd. 15, 
©. 30, Bd. 16, ©. 797], des oberjten Gerichtähofes zu Münden vom 3. November 1873 
[Stenglein, Zeitfchrift für Gerichtspraris Bd. 3, ©. 237], des Oberappellationsgeriht3 und 
Kaſſationshoſs zu Darmftadt vom 26. Dftober 1874 [Entiheidungen des Großherzoglich 
heſſiſchen Kaflationshofs 74, IL, B. 81]). 

Diefer Rechtsauffaſſung ſchließt fih der Entwurf an. E3 ift dabei nicht unerwogen 
geblieben, dat mehrere der neueren Gejepgebungen allerdings weitergehen und denjenigen, 
welcher verjälichte oder verdorbene Nahrungs» und Genußmittel u oder feilhält, in 
allen Fällen ftrafen, ohne da, wo er dieje Eigenſchaft nicht gefannt hat, auf das Verſchulden 
der Untenntnig Gewicht zu legen (Entwurf des niederländiichen Strafgeſetzbuchs Urt. 190; 
Geſetz, betreffend die öffentliche Gejundheitspflege und die Lebensmittelpolizei für ben Kanton 
Zürih, vom 4. Oktober 1876, $ 12). So weit glaubte der Entwurf indefien nicht gehen 
zu können, ohne mit den allgemeinen Grundjägen des Strafrehts ſich in Widerjprud zu 
fegen. —— welcher thunlichſt bemüht war, ſich über die Beſchaffenheit der von ihm 
feilzuhaltenden Waare zu unterrichten, kann, falls ihm dies nicht möglich war oder die ein— 
geholte Auskunft ihm keine Veranlafjung zu Bedenken gegeben hat, nicht bejtraft werden, 
wenn jich fpäter herausjtellte, dab die Waare dennod) verfälicht oder verdorben geweſen. Da: 
gegen geht der Entwurf davon aus, dat, wer Lebensmittel feilhält oder Dach die Pflicht 
bat, fi über deren Beichafienheit zu unterrichten und unterrichtet zu halten. Hat er dies 
nicht jelbft getan oder hat er die ihm gebotene Gelegenheit, fi) durch Einziehung von Be- 
lehrung bei Sachverſtändigen Auskunft zu verichaffen, unbenugt gelajien, * wird er den 
Vorwurf der Fahrläjjigfeit von ſich nicht ablehnen köunen. Unkenntniß aus Fahrläſſigkeit 
ihügt nicht, und ganz unzweifelhaft wird eine joldhe immer da anzunehmen jein, wo der 
Betheiligte die ausdrüdlihen Vorſchriften einjchlagender polizeilicher sera ie oder Ans 
ordnungen unbeachtet gelafien hat. 

ı) Motive: Die Ekratbeftiumun bes $ 324 des Strafgefeßbuchs, welche in erfter Linie die 
Vergiftung von Brunnen ind Auge Past. außerdem aber aud) fi) auf andere gejundheitäge- 
fährlih hergeftellte Gegenjtände bezieht, welche zum öffentlichen Verlauf oder zum öffentlichem 
Berbraud) Deitimmt find, erjcheint, was Nahrungsmittel, Genußmittel und gewifle Gebrauchd: 
gegenitände anlangt, nicht ausreichend. Denn: 

1. ift ed nicht genügend, nur jolde Stoffe ins Auge zu faflen, welche die Gefundheit 
jr zeritören und nicht aud) diejenigen, welche jie zu beihädigen geeignet find, wenn aud 
ei den legteren nicht diejelbe hohe Strafe anzudrohen jein wird, wie bei den erjteren. In 
vielen Fällen wird der Sadpverjtändige Bedenken tragen, einem Stoffe die erjtere Eigenſchaft 
zuzuerfennen, während ihm die legtere unbedenklich jein wird. Beiſpielsweiſe ift der wijjent- 
lie Verkauf tridinenhaltigen Fleiſches, deſſen gejundheitsichädlihe Wirkung Niemandem 
mehr unbelannt ijt, nur mit der unzureidhenden Strafe. de $ 367 Nr. 7 bedroht und es 
ift eine nicht abzulehnende Anforderung, welde an die Gejeggebung geftellt wird, dieſe 
Dandlung, welche zur Zeit des Erlaſſes des nmorddeutihen Strafgeſetzbuchs noch nicht in 
ihrer Allgemeingefährlichleit genügend erfannt war, jegt unter eine jtrengere Straffanftion 
zu ftellen. Der Entwurf hat, dem vorjtchend angebeuteten Gefichtspunft lral, ben mil 
deren Fall in $ 12 und den jchwereren in $ 13 vorgejehen. Die Strafe de $ 13 giebt 
die des $ 324 des Strafgeſetzbuchs wieder, die Strafe des $ 12 ift entiprechend berabge- 
mindert. 

2. Es ijt ferner nicht gerechtfertigt, das enticheidende Gewicht nur darauf zu legen, 
ob die Stoffe, welche beigemijcht werden, an ſich ſchon geiundheitsgefährlih find, vielmehr 
iheint e8 darauf anzukommen, ob das Ganze, welches durd) die Beimiſchung entjtanden, diefe 
Eigenichaft befigt; es ericheint ferner gleichgültig, ob der hergejtellte Gegenjtand durch die 
Beimiſchung eines anderen Stoffe® oder auf andere Weije, namentlich) durch die Art der 
Herjtellung bezw. das dabei eingeichlagene Verfahren gefundheitögefährlid; geworden ijt (vergl. 
öjterreih. Entwurf 8 467 Nr. 1). Endlich erjcheint es für die Beurtheilung besjenigen, 
welcher einen gejundheitsgefährlichen Gegenſtand feilhält, verkauft oder jonjt in Verkehr 
bringt, gleihgültig, ob die elundheitögeräprlichteit durch die Handlung eines Menſchen oder 
ob ſie durd inneren Verderb deö Gegenjtandes entjtanden ift. 

3. erſcheint e8 umnrichtig, die Bine um öffentlihen Verlauf oder Verbrauch ala 
Bedingung der Strafbarkeit hinzujtellen. Es MH nit abzujehen, warum der Verlauf im 
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1. wer vorfäglich Gegenstände, welche beitimmt find, Anderen als Nahrungs: 
oder Genußmittel!) zu dienen, derart heritellt, daß der Genuß derielben 
die menschliche Gejundheit zu ſchädigen geeignet ift, ingleichen wer wiſſent— 
lich Gegenstände, deren Genuß die menſchliche Gejundheit zu beichädigen?) 


Wege des Haufirens hier nicht unter denjelben Gefihtspunft fallen joll, wie der in einem 

Jedermann zugänglichen Laden jtattfindende Verkauf, welcher als ein öffentlicher zu betradıten 

ift. Ebenjowenig darf e8 als mejentlich gelten, ob der öffentlihe Verbrauch in Aus— 

fiht genommen ijt. Die Strafbarkeit der Sondlung liegt eben in ihrer Gemeingefährlid« 

Yen in der durd die Handlung bedingten nahen Gefahr für die Gejundheit anderer 
erjonen. 

4. Nah) $ 324 a. a. D. ift, wer wiſſentlich vergiftete oder mit gefährlichen Stoffen 
vermiſchte Sachen verkauft, feilhält oder fonjt in Berkehr bringt, nur dann ftrafbar, wenn 
er dieje Eigenſchaft verihwiegen hat. Dieſe Beitimmung madt den Zwijchenhändler, welcher 
— der Natur der Sache nad; — dem SKonfumenten die gejundheitsgefährlice Eigenſchaft 
des Gegenstandes verichweigt, jtrafbar, läht aber den Fabrifanten und Grofiiften, der fie 
dem Zwiſchenhändler mittheilt, jtraffrei. Offenbar ijt diefe Anomalie nicht zu rechtfertigen. 
Denn es läßt ſich nicht abjehen, welche rechtliche Bedeutung das Verſchweigen der Geiund- 
beitögefährlichfeit haben joll, da bier doch eine gemeingefährlihe Handlung und nicht ein 
Betrug oder eine diefem analoge jtrafbare Handlung in Frage fteht. Der Entwurf bat 
daher von diejer Bedingung der Strafbarkeit abgejehen (vergl. auch Art. 2 des franzöftjchen 
Geſetzes vom 27. März 1851; Art. 454 bis 456 code penal belge). 

Bon diefen Erwägungen geleitet, hat der Entwurf unter Nummer 1 die Nahrungs 
oder Genußmittel, unter Nummer 2 die in $ 1 des Entwurfs bezeichneten Gebraucägegen: 
ftände berüdfichtigt; nur waren die Farben hier fortzulafien, da dieje, wenn jie auch unter 
Umftänden gejundheitsihädlich einwirken können, unter anderen Umjtänden, z. B. wenn fie 
zum Anjtreichen von Gartenzäunen verwendet werden, ganz unbedenklich jeien, und daber 
die Herjtellung oder der Bertauf derfelben nicht ſchlechthin unter Strafe gejtellt werden könne. 
Dagegen erſchien es angemejien, die Befleidungsgegenjtände bier beizufügen, da die Bedenten, 
welche ihrer Aufnahme in $ 1 entgegenftehen, bier wegfallen. 

In Beziehung auf den jubjeftiven Thatbeftand hat der Entwurf die Grundfäge dei 
$ 324 nicht Ändern wollen. Wenn die $$ 12 und 13 ein „vorjägliches“ Handeln erfordern, 
fo liegt darin, dab der Thäter im Falle des $ 12 die gefundheitägefährlihe, im Falle det 
$ 13 die geiundheitäzerftörende Eigenſchaft des hergeitellten Gegenjtandes gekannt haben 
muß. Dasjelbe Erforderniß wird ausgedrüdt, wenn derjenige, welcher wijientlich geſund— 
a nee gr gejundheitäzerjtörende Gegenjtände verkauft, feilhält oder jonit in Ber 
fehr bringt, mit Strafe bedroht wird. 

Selbitverjtändlic fommt es in den Fällen der Nummer 1 darauf an, ob der Genuf 
ſolcher Gegenjtände als Nahrungs- oder Genußmittel geſundheitsgefährlich ift, bezw. ob die 
Gegenstände als menſchliche Nahrungs- oder Genußmittel verkauft, feilgehalten oder jonjt in 
Verkehr gebracht jind. Wer 3. B. verdorbenes Mehl ald PViehfutter, verdorbene Butter als 
Wagenſchmiere verkauft, verftöht nicht gegen dies Geſetz. 

Allerdings könnte, wer blos den Wortlaut eines Geſetzes ald Duelle feines Berftänd- 
niffes gelten laſſen will und von der Abficht des Geſetzgebers glaubt abjehen zu dürfen, 
dahin kommen, zu behaupten, daß die Beitimmung des ad ihon auf jeden Ver— 
fauf von Branntwein anwendbar jei, da unzweifelhaft der Genuß von Branntwein die 
menschliche Sejundheit zu beihädigen, das Uebermaß desjelben fie loger zu zerjtören geeignet 
ericheine. In gewifiem Sinne würde man foldies von jedem Nahrungs- oder Genuß— 
mittel behaupten können, da jeder Gegenjtand, im Uebermaß genoſſen, gefundheit&geiähr- 
lih ift; der Geſetzgeber wird jomit nicht bejorgen dürfen, daß der vorliegenden 
ftimmung in ihrer praftiichen Handhabung durch die Berwaltung&behörden und Gerichte eine 
derartige der Abſicht des Geſetzgebers zumiderlaufende Auslegung zu Theil werden könnte 

ei den in Nummer 2 erwähnten Gebrauchdgegenftänden kann es nur darauf ankom 
men, ob derjenige Gebrauch gejundheitägefährlich ift, welcher ihrer Beittimmung entipricht oder 
welher — der Natur der Dinge nah — voraudzufehen ift. Die legtere Alternative iſt 
namentlid der Spielmaaren wegen hinzugefügt. 
In dem fchwereren Falle des 8 13 in in Webereinftimmung mit dem $ 325 des Strap 
geſetzbuchs, die Stellung unter Polizeiauffiht ala Nebenftrafe zugelafien. 

Val. noch Sten. Ber. ©. 812 ff. und 876 ff. 

Neger, I, ©. 328, 

2) Reger, I, ©. 91, II, ©. 88. 
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geeignet ift, als Nahrungs: oder Genußmittel!) verkauft, feilhält?) oder 
jonit in Verkehr bringt; ?) 

2. wer vorjäglich Bekleidungsgegenſtände, Spielwaaren, Tapeten, Eß-, Trink— 
oder Kochgeſchirr oder Petroleum derart herftellt, daß der beſtimmungs— 
gemäße oder vorauszujehende Gebrauch diefer Gegenitände die menjchliche 
Gejundheit zu bejchädigen geeignet iſt, ingleichen wer wiſſentlich ſolche 
Gegenstände verkauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverlegung oder der Tod eines 
Menſchen verurfaht worden, jo tritt Zuchthausftrafe bis zu fünf Jahren ein. 

$ 13. War in den Fällen des $ 12 der Genuß oder Gebrauch des Gegen- 
ftandes die menjchliche Geſundheit zu zeritören geeignet und war dieſe Eigen— 
Ihaft dem Thäter befannt, jo tritt Zuchthausftrafe bis zu zehn Jahren, und 
wenn durch die Handlung der Tod eined Menſchen veruriacht worden it, Zucht: 
hausftrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslänglide Zuchthausſtrafe ein. 

Neben der Strafe kann auf Zuläfligfeit von Polizeiauffiht erfannt werden. 

$ 14. Sit eine der in den 88 12, 13 bezeichneten Handlungen aus Fahr— 
läjligfeit begangen worden, jo iſt auf Gelditrafe bis zu eintaufend Mark oder 
Gefängnißitrafe bis zu jehs Monaten und, wenn durd die Handlung ein Schaden 
an der Gejundheit eines Menſchen verurfaht worden ift, auf Gefängnißitrafe 
bi3 zu einem Jahre, wenn aber der Tod eined Menſchen veruriacht worden ift, 
auf Gefängnißitrafe von einem Monat bis zu drei Jahren zu erfennen. *) 

$ 15. In den Fällen der 88 12 bis 14 iſt neben der Strafe auf Einzieh- 
ung der Gegenftände zu erfennen, welche den bezeichneten WBorjchriften zuwider 
hergeſtellt, verfauft, feilgehalten oder ſonſt in Verkehr gebracht jind, ohne Inter: 
ihied, ob fie dem Verurtheilten gehören oder nicht; in den Füllen der $$ 8, 10, 
11 kann auf die Einziehung erfannt werben. 

Iſt in den Fällen der S$ 12 bis 14 die Verfolgung oder die Verurtheilung 
einer bejtimmten Perſon nicht ausführbar, jo kann auf die Einziehung jelbitändig 
erfannt werben.) 


ı, Neger, U, ©. 343, 345. 

2) Reger, I, ©. 435, U, ©. 197, III, ©. 88, 

®) Neger, I, ©. 325, II, &. 346. j 

) Motive: Der $326 des Strafgejegbuch bedroht die in $ 324 vorgejehene jtrafbare 
Handlung, wenn jie aus Fahrläfligkeit an worden, nur dann, wenn ein Schaden ent» 
jtanden iſt. Der $ 14 geht infofern weiter, als er, wenn die in den $$ 12, 13 vorgejehene 

andlung aus Fahrläjligkeit begangen, ein Schaden aber nod) nicht entjtanden ift, ebenfalls 

Strafe eintreten läßt. Der Grundjag, daß aus Fahrläfiigkeit begangene Handlungen, wenn 
ein Schaden nicht entitanden ift, jtraffrei bleiben müſſen, läßt jih in diejer Allgemeinheit 
nicht aufjtellen. Er trifft namentlich bei gemeingefährlihen Handlungen nicht zu. Es würde 
auch in der That faum begreiflich jein, warum die Handlung eines Fleiſchers, welcher fahr: 
läſſiger Weife trihinenhaltiges oder finniges Fleiſch verkauft hat, blos deshalb eine weſent— 
lich andere Beurtheilung finden] jollte, weil der Käufer das Fleiſch, bevor er es verzehrte, 
unterjuchen und demnächſt vernichten ließ. Diefe Handlung war allerdings bisher durd) 
8 367 Nr. 7 mit der Strafe der Uebertretung bedroht; die Gefährlichkeit der Handlung weiit 
fie aber naturgemäß hierher. Die Höhe der Strafe, wenn ein Schaden entjtanden ijt, ent⸗ 
ſpricht dem $ 326 a. a. O. 

Neger, I, ©. 199, II, ©. 92, 200, 439, 441, III, S. %. 

5) Motive: In der allgemeinen Beitimmung des $ 40 des Strafgeſetzbuchs ijt Die 
Einziehung nur jolder Gegenjtände vorgefehen, welche durch ein vorjägliches Verbrechen oder 
Bergehen hervorgebradjt oder zur Begehung eines vorjäglichen Verbrechens oder Vergehens 
gebraudt jind, jofern fie dem Thäter oder einem Theilnehmer gehören; aud) ift die Einzieh— 
ung nur fahıltativ. 
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8 16. In dem lirtheil ober dem Strafbefehl kann angeordnet werben, 
daß die Verurtheilung auf Koften des Schuldigen öffentlich befannt zu machen ſei. 

Auf Antrag des freigefprochenen Angeihuldigten hat dad Gericht die öffent: 
lihe Belfanntmahung ber Freifprehung anzuorbnen; die Staatöfafle trägt Die 
Koften, infofern diefelben nicht dem Anzeigenden auferlegt worden find. 

In der Anordnung ift die Art der Bekanntmachung zu beitimmen. !) 


$ 17. Beſteht für den Ort der That eine öffentliche Anftalt zur techniſchen 
Unterfuhung von Nahrungs: und Genußmitteln, fo fallen die auf Grund dieſes 
Geſetzes auferlegten Gelditrafen, ſoweit diefelben dem Staate zuftehen, ber Kaſſe 
zu, welche die Koſten ber Unterhaltung der Anjtalt trägt. 


II. Materialien zur techniichen Begründung des Gejes:- Entwurfs. 
1. Mehl, 
al3 ſolches und in feiner Zubereitung zu Badwaare. 


Unter der Bezeihnung „Mehl“ veriteht man den durch den Mahlprozeß zer: 
fleinerten Inhalt der Getreideförner, namentlid) des Weizens, Roggens und 
der Gerfte. 


Dieſe Vorfchriften ericheinen für das Gebiet, welches der Gejegentwurf behendelt, nicht 
ausreihend. Stehen gejundheitsgefährlihe Gegenjtände in Frage, jo muß deien Einziehung 
erfolgen; in den Fällen der $$ 10, 11, jowie des $ 8 iſt fie dagegen nur fafultativ ausge 
ſprochen; jie wird, namentlich im Rückfall, eine der Natur der el angemetiene 
Berihärfung des den Schuldigen treffenden Strafübels jein. Daß es darauf, wem der ein- 
zuziehende Gegenſtand, ob dem Verurtbeilten oder einem Anderen, gehört, nicht ankommen 
darf, folgt aus der Borjhrift des $ 367 des Strafgefepbuchs im legten Abjag. Ebenjo ſtimmt 
die durch Abjag 2 des $ 15 zugelafjiene Einziehung im Wege des jogenannten objeftiven 
Strafverfahrens überein mit der allgemeinen Beitimmung in $ 42 des Strafgejegbuchs. 

Reger, III, ©. 90. 

ı) Motive: Die Veröffentlichung der Verurtheilung, welde bier vorgejehen ift, ba: 
ihr Vorbild in den Gejepgebungen von Frankreich und Belgien, in den früheren engliicen 
Geſetzen vom 6. Augujt 1860 und von 1872 und in dem niederländiihen Entwurfe. 

Dem Zwede der Verfälihung und ihren nacıtheiligen Folgen wirffam entgegenzutreten, 
entfpriht gewiß feine Mafregel En als die öffentlihe Belanntimachung der fonjtatirten 
Berfälihung und des über fie ergangenen Richterſpruchs. Man wird es nur für geredit: 
fertigt erachten fünnen, wenn in diefer Weije Fürjorge getroffen wird, die Thatiache der Ver: 
fälfhung zur Kenntniß des Publiftums zu bringen, da auf deilen Eeite ein berehtigtes Jn- 
terefje anerfannt werden muß, diejenigen Verkäufer, welde ſich einer gefährdenden oder un: 
lauteren Handlung der fraglichen Art ſchuldig gemacht haben, kennen zu lernen. Jmmerbin 
werden die einzelnen Fälle der Anwendung der Strafbeitimmungen diejes Geſetzes in der be 
N Richtung manderlei Verſchiedenheit bieten, und es wird zugegeben werden müſſen, 

aß diefe Maßregel der Veröffentlihung unter Umſtänden für den Betroffenen eine unver 
bältnigmäßige Härte enthalten fann. Es wurde deshalb für angemefien erachtet, die An- 
ordnung der Urtheilsveröffentlihung in das fakultative Ermefjen des Strafrichterd zu itellen 
und demjelben ebenjo die Art der Bekanntmachung, ſohin aud) die Beitimmung anbeimzu- 
geben, ob und inwieweit fich die VBeröffentlihung auf die Urtheilsgründe zu eritreden bat. 

Wie in den in $ 165 und $ 200 des Strafgeſetzbuchs dorgefehenen Fällen hat dieſe Ver: 
öffentlihung der Berurtheilung nicht den Charakter einer Nebenjtrafe im eigentlichen Sinne; 
fie jtellt fi vielmehr ihrem Beien nad) als eine bejondere verjtärkte Belanntmadiung des 
ohnehin für die öffentliche Verkündung bejtimmten Strafurtheils dar. 

Daß dieje Mahregel ebenjo wie mit dem richterlihen Strafurtheil auh mit dem 
richterlihen Strafbefehl verbunden werden kann, zechtfertigt ſich durch die Natur des 
legteren, mwelder die rechtliche Wirkung eines Urtheils zu_ erzielen beftimmt ift: dagegen 
erihien es nicht gerechtfertigt, auch die — der Veröffentlichung durch eine polizeilice 
Strafverfügung zu gejtatten, 

Die Beröffentlihung der Freiiprehung auf Antrag des Freigeſprochenen ijt das Korrelat 
zu der Beröffentlihung der Verurteilung. 
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In dem chemiſchen Beſtandtheile des Mehls find, neben der Gelluloje und 
einigen Stoffen von mehr untergeorbneter Bedeutung, die wejentlichen Vertreter 
bes Nährwerthes: 

die Eiweißförper (Kleber), das Stärfemehl und die Salze (Phosphate). 

Das Mehl kann durd mangelhafte Behandlung beim Mahlprozeß, insbejondere 
mangelhafte Reinigung ber Körner, mit Pilzen, mit Mutterforn (secale cornutum) 
behaftet fein, die jeinen Werth ald Nahrungsmittel beeinträchtigen. 

Theils in Folge der feinen Zertheilung des Mehls, welde den Luftzutritt 
bei Aufbewahrung in Maſſe Hindert, theil® wegen der Leichtzeriegbarfeit der 
Kleberftoffe unter dem Einfluß der Feuchtigkeit, hat diejes wichtige Nahrungs— 
mittel erfahrungsmäßig eine geringe Haltbarfeit. 

Auch die Vermahlung dumpf oder ftidig gewordenen Getreides, ſowie das 
ftarfe Anfeuchten desjelben und feine Erwärmung auf den Mahlgängen in manden 
Mühlen wirkt auf die Haltbarkeit und den Werth des Mehles ein. 

Die Eriheinungen, durch die ſich die Verderbniß des Mehles Fundgibt, 
ind: Feuchtwerden unter Erwärmung, Zufammenballen und Entwidelung eines 
eigenen, im gemeinen Leben als „muffig“ oder „mulſterig“ befannten unanges 
nehmen, auch „Faßgeruch“ genannten Geruchs, und ſaure Beichaffenheit. Bei 
dem Mulfterigwerdben des Mehl: gehen die unlöslichen Stleberftoffe mehr und 
mehr in lößsliche über, in dem Maße, als die jauere Beichaffenheit zunimmt. 
Mulfteriges Mehl hat bedeutend an feiner Qualität zum Brotbaden verloren; 
daraus bereitete® Brot iſt Schlecht aufgegangen, weich, flebend und ſchwerer ver: 
daulih. Ebenjo jchwer verdaulich find die mit dem immer mehr und mehr ans 
gebauten Buchweizen vermahlenen Mehle. 

In dem Mehl, wie es im Handel vorkommt, find mannigfache nicht dahin 
gehörige und die Qualität beeinträchtigende Einmiſchungen beobadıtet worden. 
Einige jind nur zufällig mit dem Getreide oder durch den Mahlprozeß hinein- 
gefommen, andere abiichtlih zugelegt. Die abſichtlichen Zujäge zu dem Mehl 
haben theil® den Zwed einer auf Täufchung berechneten Vermehrung des Ge: 
wicht, theil3 den Zweck der Aufbeilerung jchlechter Qualität und Badfähigfeit. 

Zu den zufälligen Verunreinigungen des Mehles gehören: Staub, erdige 
Theile und dergleichen, die den Getreideförnern anhaften und durch unvolls 
fommene Vorbereitung nicht entfernt wurden, dann Pilze (Mutterforn, Brand), 
ferner die Subjtanz fremder, nicht zum Getreide gehöriger Samen, Won dem 
Mahlprozeß aus kommt, bei Mühljteinen aus Sanditein noch von deren Ab— 
nutzung berrührend, Staub in übrigens nicht erheblicher Menge hinzu. 

Die auf die Gewichtvermehrung berechneten Zuſätze zu dem Mehl haben 
biöher nur in vereinzelten Mühlen oder bei vereinzelten Mtehlverfäufern ſtatt— 
gefunden. Sie find zweierlei Art: in gewiſſen Fällen ungenießbare Mineral: 
ftoffe, in anderen Fällen an ſich unſchädliche, vegetabiliihe Subftanzen. 

Zu den hierhergehörigen Mineraljubftanzen zählen: Schwerſpath, (ichwefel: 
ſaurer Baryt), Gyps, Kreide u. dgl. ın. 

Thatſächlich iſt, daß aus Holland, namentlih aus Rotterdam, ein Mehl: 
verfälfhungsmittel, welches aus gemahlenem Gyps oder auch Schweripath be- 
fteht, unter dem Namen „Hunftmehl* nah Deutichland eingeführt wird. Da? 
Königlich preußiiche Handeläminifterium hat ſich in Folge deilen veranlaßt ge— 
jehen, vor dem Ankauf diejes Mehles zu warnen, 

Der Zufag von Gyp3 ift bis zu einer Höhe von 30 Prozent beobachtet 
worden, während Schweripath manchmal bis zu 16 bis 20 Prozent dem Mtehle 
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beigemiicht wird. Beide vermehren um ebenjoviel den unverbrennlichen Nüditand 
des Mehles, der jonit nicht über 2 Prozent zu betragen pflegt. 

Als vegetabiliidhe Beimengungen zur Vermehrung des Gewichts find zu: 
nädit zu nennen das Mehl der Hülfenfrüchte: Erbien, Linien, Bohnen, Sau: 
bohnen und Yupinen, auch des Buchweizend, joweit e3 der Preis dieſer Produkte 
zuläßt. In Frankreich Scheint dies in weiterem Umfange der Fall al3 in Deutic- 
land, wo höchſtens Lupinen und Saubohnen (Kaftormehl) erheblich billiger find 
als die Getreidearten. 

Weiter find hierher zu zählen: die Zufäge von Maismehl, von getrodneten 
Kartoffeln im gemahlenen Zuftande und von Kartoffelitärfe, jämmtlich den Se 
halt an Eiweißförpern und folglid den Nährwertd vermindernd. Much pflegt 
man den bejleren Mehlforten aus Weizen und Roggen die minderwerthigen Mehl: 
forten aus Gerſte und Hafer in ungerecdtfertigter Weile, aber mit geringerer Be: 
einträchtigung des Nährwerthes, zuzulegen. Das Verbaden von Erbienmehl und 
Kartoffeln mit dem Noggenmehl ift übrigens in manden Gegenden Deutichlands 
herkömmlich und Sitte. 

Zu den Sunitgriffen, um verdorbenes Mehl wieder zu den Zweden der 
Bäckerei verwendbar zu machen, auch wohl aus tadellojem Mehle ein bejonders 
anſehnliches Gebäck Herzuitellen, nicht minder auch, um bdemjelben ein größeres 
Volumen zu geben, zählt der Zuſatz von Mlaun, SKupfervitriol und verwandten 
Salzen, welche, dem Brotteige zugemijcht, ihn leichter verarbeitbar maden. Sie 
geben dem Brote ein weißeres Ausjehen, machen es loderer, ermöglichen die Ber: 
wendung schlechteren Mehles und vermitteln einen größeren Waflergehalt des 
Brotes, machen dasjelbe jomit ichwerer und erhalten e3 länger friichbaden, ohne 
daß es zugleich feucht, Eleifterig oder waflerrändig ericheint. 

Die Thatſache, daß Kupferpitriol fih im Brote durch Bildung von Schwefel: 
fupfer unter Umftänden ſchwärzt und dem Produkt einen grauen Stich gibt, iſt 
Anlaß gemweien, Zinfoitriol dafür zu fubltituiren. Vohl und Gulenberg fanden 
in der Aiche von Mehliorten 3,, bis 3,, Prozent Zinkoryd. 

Zint fowie Blei kann erfahrungsgemäß auch dadurd ind Brot gelangen, 
daß die Badöfen mit abgängigem Holz geheizt wurden, welches einen zinf: reſp. 
bleihaltigen Anstrich Hatte. 

Auch kann Zint und Kupfer im Brot auftreten, wenn alte mit Kupfervitriol 
und Chlorzink imprägnirte Eifenbahnichwellen beim Baden als Heizmaterial be 
nutzt werden. 

Unter den gefärbten Mehlwaaren find bejonderd die Suppennudeln oder 
Giernudeln bier zu erwähnen, da es vorgefommen ift, daß dielelben nicht mit 
Eigelb oder Safran, jondern mit Pikrinſäure gelb gefärbt worden jind. 

Was nun die Bedeutung der aufgeführten Mißbräuche in hygieniſcher Be 
ziehung angeht, jo find die Fälichungen des Mehles und Brotes durch Schwer: 
ipath, Gyps, Alaun, Kupfer: und Zinkoitriol und andere Mineralfubitanzen theils 
als geiundheitögefährlich theils als entichieden jchädlich; das Färben der Nudeln 
mit Pikrinſäure als entichieden gelumdheitsichädlich zu bezeihnen. Alle anderen 
genannten Prozeduren haben eine Werthverminderung dieſes hauptſächlichſten 
Nahrungsmitteld aller Stände zur Folge. 

Der Nachweis derjelben ift in allen Fällen durch die mifroffopiiche umd 
chemische Unterfuhung mit Sicherheit zu führen. 

Hauptinhalt: 

Unter der Bezeihnung „Mehl“ ift der durd; den Mahlprozeß vorbereitete 

Stern der Getreidearten zu veritehen. 
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Als Mittel zur Fälſchung des Mehles find vorgelommen : 

a) Mehl von Erbjen, Linien, Bohnen, Mais und Kartoffeln. Sie find 
nicht al3 gejundheitsgefährlih, aber auf Täufhung berechnet und als 
werthvermindernd zu betrachten. 

b) Gyp3, Schwerjpath, Streide, kohlenſaure Magnefia und andere Mineral: 
beitandtheile, deren Genuß unter Umftänden der Geſundheit nad): 
theilig ift. 

ce) Alaun, Kupfervitriol und ähnliche Metallfalze, die zur Brotbereitung 
entichieden gejundheitögefährlich find. 

Ebenſo iſt das Färben von Suppennudeln mit Pikrinjäure ftatt Eigelb oder 
Safran unzuläfiig. 
Alle aufgezählten Fälſchungsmittel find leicht und ficher nachzumeifen. 


2. Konditorwaaren. 


Unter Ktonditorwaaren find hier hauptiädhlich eine Neihe von Genußmitteln 
zu verjtehen, welche der leichten Weberficht wegen in folgende Abtheilungen unter: 
gebradht werden mögen. 

1. Badwaaren, die ſich vom Brot durch Ingredienzien reip. beioubdere 
Zubereitungsweiſe unterjcheiden: Kuchen, Torten, Leb: und Honig— 
fuchen ꝛc. 

2. Konfekt: 

a. Marzipan, fandirte Früchte, Pralinees, Chofoladenpläschen zc. 
b. aus eßbarem Material bergeitellte, plaftiiche Nachbildungen von 
allerlei Gegenständen. 

3. Bonbons, Drops und ähnliche Sadıen, größtentheild aus Zucker be— 

jtehend, mit oder ohne Füllung. 

. Sruchtiäfte, Geleed, Limonaden. 

. Liqueure, 

. Gefrorenes. 

. Baiteten. 

. Baltillen und Dragees: 
Pfeffermünzkuchen, mit Zuder überzogene Samen von Anis, Wurm— 
jamen, Ingwer ꝛc. 

Auch beim Verkehr mit Gegenjtänden, welde unter den genannten NRubrifen 
ſubſummirt werden fönnen, find theil3 vom hygieniſchen, theil3 vom juriftiichen 
Standpunkte aus zwei Neihen von Thatfahen in Betracht zu ziehen. 

Gegenstände der vorbezeichneten Art werden, was Beichaffenheit und Gewicht 
anbetrifft, oft mit dem Scein einer beſſeren Beichaffenheit verjehen. 

Ferner erhalten fie in Folge ihrer Zubereitung bezw. Verpadung oder Auf: 
bewahrung erfahrungsgemäß häufig gelundheitöwidrige Gigenichaften. 

Der eriteren Reihe von Uebelſtänden fommt in Hygienifcher Beziehung fein 
bedenflicher Charakter zu, wenn man erwägt, daß die in Frage ftehenden Gegen— 
ſtände als entbehrliche Lurusmittel hauptfählih nur von einem geringeren Theile 
der Bevölkerung fonjumirt werden. Indeſſen verdient erwähnt zu werben, daß 
Fruchtiäfte, Gelees und Limonaden, die von Kranken und Rekonvaleszenten aus 
allen Bevölferungsichichten recht viel genoilen werden, bejonderd häufig verfälicht 
werden, jo daß jtatt der ächten Waare eine werthloje Nahahmung zum Verkaufe 
gelangt. 

‚Die an zweiter Stelle erwähnte eventuelle Gejundheitsfhädlichkeit von 
Konditorwaaren beaniprucht ein erhebliches Intereſſe. Gegenftände aus fait allen 
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Eingangs erwähnten Abtheilungen jind in gelundheitögefährlicher ‚bezw. giftiger 
Beichaffenheit in den Konſum gebracht worden. Hauptſächlich find die billigeren, 
fleineren Konditoriwaaren, wie Konfefte und Bonbons für jolde Vorkommniſſe 
Anlaß gemwejen. Bei ihrer Heritellung find Häufig giftige Farben verwandt 
worden. Gerade fie werben ihres billigen Preijes wegen in großer Menge ala 
Naſchwerk von Kindern genoflen, deren zartem Organismus der Genuß geſund— 
heitöwidriger Sachen beionders gefährlich werben kann. 

Bon den Konditor-Badwaaren gilt im Allgemeinen dasjelbe, was in Bezug 
auf Fälſchung 2c. bei Mehl und Brot gejagt worden iſt. Auch hier merden 
erfahrungsgemäß, befonderd zur Gewichtöävermehrung, Stoffe wie Gyps, Schwer: 
path 20. zugelegt. Beim Anfertigen von Honigfuden wird Häufig an Stelle 
bed theueren Honig der ſchlechte und billige Kartoffelzuder verwandt. Ueber 
deſſen eventuelle Gejundheitswidrigfeit vergleiche bei „Zuder” und „Bier.“ Ferner 
verdient darauf hingewiejen zu werden, daß beim Baden einzelner hierhergeböriger 
Gegenftände fohleniaures Ammoniak (Hirihhornijalz) verwandt werben muß, 
welches im Handel häufig bleihaltig vorkommt, und in manden Fällen ſchon zu 
Dleivergiftungen Anlaß gegeben hat. 

Bei den Eingangs an zweiter Stelle unter Konfeft aufgeführten Gegen: 
ftänden haben bejonders häufig Fälſchungen reſp. geiundheitswidrige Bereitungen 
ftattgefunden. Gin Theil diejer Fabrifate wird im größten Maßſtabe angefertigt, 
und gelangt nicht nur in den eigentlichen Konditoreien zum Verfauf, Tondern 
findet eine weite Verbreitung durd) die Feilhaltung in verichiedenen anderen Ge 
ichäften, in denen Lebens» und Genußmittel überhaupt zum Verkaufe gelangen, 
ferner aud auf Jahrmärkten. Es jind dies hauptfählih Bonbons und aus 
Zuder oder anderem eßbaren Material hergeitellte plaftiiche Nachbildungen von 
allerlei Gegenftänden, die meiit die verichiedeniten Farbenanſtriche erhalten, oder 
auch in der Maſſe gefärbt werden. Mögen auch manche hierhergehörende Gegen: 
ftände, wie Blumen, Figuren aus Mehlteig ꝛc. uriprünglich ald Zierrathe mur 
für das Auge berechnet jein, jo gelangen fie doch häufig in die Hände von 
Kindern, welche fie verzehren. 

Abgeſehen von giftigen Farben (Ehronigelb, Kupferpräparaten, Gummigutt 2c.), 
bon denen: in der That viele bei der Verfertigung jolcher Gegenitände Anwen: 
dung gefunden haben, verdient hier noch erwähnt zu werben, daß gerade zu 
Bonbons häufig ein großer Zuſatz von ungebörigen Mineralbeitandtheilen ge 
macht wird. Pfeifenerde, Gyps, Schwerſpath, Sandpulver ift bis zu 25 »Et. 
nachgewiejen worden. 

Wie jhon vorher erwähnt, werden häufig Gelees, Fruchtſäfte und Limonaden 
verfäliht. Diefer Betrug wird jo ausgeführt, dab Gemenge von Zuderlöfungen, 
Säuren, Gewürzen und Farbitoffen, meift parfümirt mit fünftlichen Aethern und 
Efjenzen, unter der Bezeichnung von echten Präparaten in den Handel gelangen. 
Dieſer Betrug ijt um fo Iufrativer, als die ächten Fruchtſäfte 2c, einen ziemlich 
hohen Preis haben. Die Stoffe, welche zur Heritellung folder Nachahmungen 
dienen, Lönnen unter Umftänden auch nachtheilig für die Gejundheit jein. So 
finden als Parfüms und Gewürze ſchädliche Präparate, wie Bittermandelwaſſer, 
Birneffenz (beitehend aus efligfaurem Amyläther, der häufig eine Beimiſchung 
bon Amplaltohol enthält) mannigfahe Anwendung. Ein Theil der. legtgenannten 
Stoffe dient auch zuweilen zur Herftellung von Fruchtbonbons. 

Ein Gleiches gilt von manden Liqueuren. So find Vergiftungsfäle be 
obachtet worden, hervorgerufen durch blaufäurehaltigen Perſikoliqueur. Bei 
einigen Liqueuren (Danziger Goldiwafler) ift es üblih, einen Zuſatz von Gold 
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ftaub zu maden. Ein folder ift ungefährlid, wogegen unechtes Blattgold, aus 
Kupfer und Zinn beftehend, unter Umſtänden giftig wirken kann. 

In Pafteten find, abgefehen von giftigen Farben in deren Verzierungen, 
Duedfilber und Antimon gefunden worden. 

Neuerdings find Vergiftungen durch Gefrorenes beobachtet worben. 

Die Eingangs unter Nr. 8 aufgeführten Gegenftände find ebenfalld häufig 
verfälicht im Hanbel. 

Der Berfälihung Iteht hier ein doppeltes Feld offen. Theil werden an 
Stelle bed zu überzudernden Inhaltes, der Anistörner, Mandeln ꝛc., mwerthlofe 
Surrogate genommen, theils werden behufs Gewichtsvermehrung dem Zuderüberzug 
ſchwerere Mineralbeftandtheile zugeiekt. 

Der Verpadung, in welcher ein großer Theil der angeführten Konbitor- 
waaren zum Berfaufe gelangt, wird meift durch allerlei bunte Farben ein ge: 
fälliges Meußere gegeben. Auch diefe gefärbten Verpadungsmaterialien, wie 
Bonbonhülfen 2c. haben zu Vergiftungsfällen mehrfachen Anlaß gegeben. Es 
ift daher geboten, auch für ſolche Zwede, wie überhaupt zum Färben der ge- 
nannten Konditorwaaren nur abjolut unſchädliche Subftanzen anzumenden, die 
für alle Farbennuancen zu beſchaffen find. 

So jtehen dem Konditor zum Färben feiner Waaren 3. B. folgende, ficher 
unſchädliche Farbitoffe zu Gebote: 

Fir Weiß: feinftes Mehl, Stärke; für Noth: Kochenille, Karmin, 
Krapproth, Saft von rothen Rüben und Kirchen; für Gelb: Safran, 
Saflor, Kurkuma; für Blau: Indigolöfung, Lakmus; für Grün: der 
Saft von Spinat und Miſchungen unfhädlicher gelber und blauer 
Farben; für Biolet: die Miſchungen unjchäblicher blauer und rother 
Farben; für Braun: gebrannter Zuder, Lafrigenjaft; für Schwarz: 
chineſiſche Tufche ꝛc. ꝛc. 

Der Nachweis der vorſtehend erwähnten Verfälſchungen iſt ſtets mit größter 
Sicherheit auf chemiſchem oder mikroſkopiſchem Wege zu erbringen. 


Hauptinhalt. 


Die Konditorwaaren werden verfälſcht mit mancherlei ſchwerwiegenden 
Mineralſubſtanzen. Durch beſondere Zuſätze beim Backen können geſundheits— 
gefährliche Beſtandtheile in dieſelben hineingelangen, welche nicht ſelten auch in 
den nachträglich angebrachten Verzierungen enthalten ſind. 

Konfekte, wie Bonbons und dergl. werden häufig aus gefärbtem Zucker 
hergeſtellt, zu deſſen Bereitung giftige Farben gedient haben. Dasſelbe gilt von 
plaſtiſchen Nachbildungen allerlei Art. Auch bei dieſen Gegenſtänden werden 
Mineralpulver als betrügeriſche Zuſätze in Anwendung gebracht. 

Geleed, Fruchtſäfte, Limonaden werden künſtlich nachgemacht aus Zucker, 
Säuren, Gewürzen, Farbitoffen und Eſſenzen. Solche Präparate haben einen 
fehr geringen Werth. 

Liqueure, PBaftillen, Dragees werden häufig verfälicht, oder zum Theil in 
geſundheitswidriger Weife hergeitellt. 

Bergiftungsfälle nach) dem Genuffe von Paſteten und Gefrorenem find be: 
obachtet worden. 

Zur PVerpadung mander Konditorwaaren jind mit giftigen Farben gefer- 
tigte Materialien verwandt und auf diefe Art Vergiftungdfälle verurfaht worden. 

Der Nachweis genannter Verfälfhungen und gefunbheitswidriger Beimijch- 
ungen ift leicht zu führen. 
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3. Bucer. 


Unter „Zuder” jchlehthin verfteht man den fryftallifirten, aus Runkelrüben 
oder Zuderrohr hergeitellten Rohrzuder. Er ift ein Nahrungdmittel der ver: 
ichiedenartigiten Verwendung und vom ausgedehnteiten Konjum. 


Die Gewinnung des Zucderd beiteht im Weientlihen aus der Neinigung 
der betreffenden Prlanzenjäfte (Scheidung), aus ihrer Stonzentration durch Ein- 
dampfen, aus der Stryitallilation und der Trennung der Kryſtalle von der zuder: 
reihen Mutterlauge, der jogenannten Melaſſe. In Bezug auf die legtere waltet 
ein ſehr hervortretender lUnterjchied ob zwiſchen Nüben und Zuderrohr. Die 
Melaſſe des Zuderrohrs ift zwar mißfarbig, aber in Folge des in jeder Hinficht 
reinen Rohrſaftes nad) Geihmad und Beſtand genießbar. Dagegen bedingt der 
Reichthum des Nübenjafte® an nicht abicheidbaren Eiweißkörpern, fonitigen or: 
ganischen Verbindungen und (namentlich altalifchen) Salzen einen höchſt widrigen, 
falzigen Gejhmad, einen jtinfenden Geruch und eine Wirkung der Melaſſe auf 
den Verdauungsdfanal, die fie von den Genußmitteln ausfchliegt oder ausichließen 
follte. Dieje Eigenihaften der Melaffe übertragen fich einigermaßen auch auf 
den Zuder, wenn aud in jehr mäßigem Grade, je nachdem derjelbe mehr oder 
weniger raffinirt ift. Wolle NRaffinade ijt ein der chemijchen Reinheit jehr nahe 
kommendes Produft. 

Die Fabrikation des Zuders, die ihrer Natur nad den Sleinbetrieb aus 
fchließend nur dem fabrifmäßigen Großbetrieb angehört, ruht injofern — 
namentlich die Rübenzuderfabrifation — in den Händen auögebildeter Technifer; 
fie bietet damit Ihon eine anerfennungswerthe Gewähr gegen abſichtliche gejund- 
heitsichädliche oder jonit unerlaubte Einmiſchungen in das Produft, um ſo mehr, 
al? ſolche bei dem charafteriftiichen Anjehen, der Farbe und dem Geihmad, jowie 
den Löslichkeitäverhältniffen des Zuckers jelbft dem Laien nur zu leicht erfennbar 
fein würden. 

Auch in Bezug auf unabfihtliche Beimifhungen durch die in der Fabrikation 
zur Anwendung fommenden Geräthe und Hilfsmittel find injofern wenig Be 
fürdtungen zu hegen, als einerjeit3 ſchädliche oder giftige Stoffe nicht in der 
laufenden Yabrifation, jondern nur an vereinzelten Orten (wie Barptverbind- 
ungen und Strontianjalze bei Aufarbeitung der Melaffe) oder gar nicht mehr 
vorfommen (mie Bleifalze bei der Scheidung); ambdererjeit3 aber die im Intereſſe 
des Fabrikanten gebotene äußerſte Neinlichkeit gegen jchädliche Einflüffe der Ge 
räthe fichert, jo bei den ftet3 und exakt blank gehaltenen kupfernen Keſſeln 
(Vakuum, Robert'ihe Apparate) und Mejiinghähnen, oder durd dauerhafte lieber: 
züge (Brodformen, Schützenbach'ſche Käſten) — Sehr regelmäßig pflegt man 
dagegen, nach dem lange beitehenden, überall verbreiteten Gebrauche, dem raffinirten 
Zuder mittelit färbender Stoffe ein weißeres Anſehen zu geben. 

Zufäge wie Schweripath, Gyps, Kreide, Mehl, Dertrin, welche wohl ab 
und zu genannt werden, dürften demnach, aber auch weil unverträglich mit der 
Operation der Fabrikation von Zucker in Broten, ſchwerer oder jelten und 
höchſtens nur bei Streu: oder MWürfelzuder zu fonftatiren fein und aus ber 
Hand von leichtfertigen Zwiichenhändlern fommen, nicht bei Raffinabe in Broten. 
Solde Stoffe, wie die genannten, verrathen fich ſchon durch ihre Unlöslichkeit 
allzuleiht dem Konſumenten. 

Schädlihe Metalle, wie Kupfer und Zink, von Kupfer und Meiling- 
geräthen, werden im Zuder nicht oder nur in verjchtwindender Menge angetroffen 
werden. 
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Mas die Aufbeilerung der Farbe anbelangt, To hat dieje ftet3 den Zweck, 
den etwas gelblichen. Stih, der. auch bei den beiten Raffinaben nicht zu fehlen 
pflegt, durch Zufag von Blau zu fompenfiren, und jo das Produkt reiner weiß 
ericheinen zu laſſen. Dieſe Manipulation ift, wenigitend bei Nübenzuder, in den 
deutihen Fabriken allgemein in Gebrauh. Die dazu empohlene Blautinktur 
aus Jndigofarmin (indigoblaufchwefellaures Kali) hat feinen nennenswerthen Ein— 
gang gefunden. Das gewöhnliche, allgemein verwendete Mittel iſt das Ultra— 
marin. Beide können der Natur der Sache nad eben nur in dem Verhältniß 
angewendet werben, wie es der ſchwache gelblihe Stich erheiiht, denn jeder 
Ueberſchuß würde den entgegengejegten Fehler — merflide blaue Farbe des 
Zuder® — hervorbringen. Dad Blau ift jonah, namentlich bei der ſehr in— 
tenfiven Färbefraft der genannten Materialien, nur in geringer Menge im Zucker 
vorhanden. Immerhin kann man das Ultramarin in einer Tafle Thee oder 
Kaffee bei vorfichtigem Dekantiren als Teichten blauen Bodenfag erkennen. 

Geſundheitsſchädlich iſt das Ultramarin an fih nicht, und außerdem in 
Waſſer unlöslid. 

Auffällig ift bei manden Zucderarten der urinartige, ſchlechte Gerud. Der: 
felbe läßt ſich am leichtejten finden, wenn man in eine Zuderdboje, welche mehrere 
Stunden geihlofjien war, beim Oeffnen raſch hineinrieht. Dieſer üble Gerud) 
iſt nur dem Nübenzuder eigen und rührt von anhängender Melaſſe her; er kann 
bei noch nicht raffinirten Zwiichenproduften, oder bei mangelhaft raffinirtem 
Brotzuder vorkommen. 

Die Rübenmelaffe jollte wegen ihres hohen Gehaltes an Salzen, ins- 
beiondere alfaliihen Salzen, ſowie wegen der darin enthaltenen organijchen 
fticjtoffhaltigen Subitanzen von wahricheinlich bedenklichem Einfluß auf den 
Organismus, von den Genußmitteln gänzlich ausgeſchloſſen fein. Sie pflegt in 
der That entweder durch beiondere jefundäre Fabrikation auf Eryitallifirten Zuder 
und Abfalldünger, am gemwöhnlichiten auf dem Wege der Gährung und Deitil- 
lation auf Branntwein, Schlempefohle und Schlempejalze zu gute gemacht zu 
werden. Es iſt indejlen vorgefommen, daß Fabrikanten gereinigte Rübenmelaſſe 
als Genußmittel herftellten und vertrieben, namentlich für die arbeitenden Klaſſen. 
Die Reinigung befteht in der Bejeitigung des ftinkenden Geruchs und einer Ver: 
beflerung der dunflen Schmußfarbe, nicht entfernt aber in der Abicheidung der 
gejundheit3ichädlichen Beitandtheile. 

Die Melaffe von Kolonialzuder ift von den gegen die Rübenmelaſſe er: 
Hobenen Bedenken frei und in Folge der ungleich größeren Reinheit des Zucker— 
rohrjaftes nicht im gleicher Weile mit Salzen und jtidjtoffhaltigen Subitanzen 
behaftet. 

Der augenblidlih im Handel vorkommende jogenannte Kolonialiyrup iſt 
meiftentheild Kartoffelftärteigrup. Derjelbe ift jo billig, daß er die Rohrzuder: 
melaffe ganz vom Markte verdrängt hat. Es fragt fi), ob derjelbe in hygien— 
ifcher Beziehung eine größere Kontrole erfordere, da er in der Ernährung der 
niederen Volksklaſſen eine große Rolle fpielt. 

Es muß deshalb hier vor Allem erwähnt werden, daß neuerdingd von 
zwei verfchiedenen, von einander unabhängigen Seiten, nämlich von Glouet in 
Rouen und von Nitter in Nanch, ein nicht unbeträdtliher Arfengehalt nad: 
gewieſen worden ift, der von ber Verwendung arjenhaltiger Schwefeljäure bei 
der Umwandlung der Kartoffelitärte in Kartoffelzuder herrührt. 

Mandhe Sorten von Kartoffelzuder in flüfliger Form enthalten ferner 
— gleihfam als Mutterlauge des Stärfezuders in feſter Form — gewiſſe von 
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Neubauer, von Mohr und anderen nachgewieſene geſundheitswidrige Subftanzen 
in weit größerer Quantität, als ber feite Stärkezuder (cfr. Näheres darüber bei 
Dier und Wein. 

Am raffinirten Zuder kommt Stärfezuder nicht vor. Dagegen ijt er in 
anderen jchlechteren Zuderjorten hin und wieder gefunden worden: 

Die genannten Verunreinigungen bed Zuder3 laſſen ſich chemiſch nachweiien. 


Hauptinhalt. 


Unter der Bezeihnung „Zuder” find nur aus Zuderrohr oder Runkelrüben 
bereitete, kryſtalliniſche Rohrzucker zu bezeichnen. 

Bei dem Zuder aus Rüben ift die Melafie durch widrigen Geruh und 
hohen Betrag der Salze ausgezeichnet bezw. geſundheitsgefährlich; nicht jo bei 
dem aus reinerem Safte bereiteten Kolonialzucker. 

Zuder aus Rüben ſoll frei fein von Melaffe oder doch davon einen nur 
fehr fleinen Betrag enthalten. 

Die Raffinaden, beſonders die aus Nübenzuder, erhalten, um ihnen ben 
Stich ins Gelbe zu benehmen, einen geringen Zufag von Wltramarin, welcher 
nicht als ſchädlich zu betrachten ift. 

Ein gewöhnliches Fälſchungsmittel für den fäuflihen Syrup (Melaſſe aus 
Zuderrohr) ift Stärfezuder. Näheres darüber iſt unter dem Abjchnitt Bier 
ausgeführt. 

Der chemische Nachweis der Beimengungen bietet feine Schwierigkeit und 
ift ficher. 


4. Fleiſch, Wurf. 


Es ift eine befannte Thatjache, dab häufig kranke Thiere geichladhtet werden, 
um das Fleiſch derjelben als Nahrungsmittel für Menjchen zu verwerthen. Das 
Schlachten derjelben findet unter verjchiedenen Verhältnifien ftatt. Auf größeren 
Landgütern werden nicht felten kranke Thiere gefchlachtet, um das Fleiſch in der 
MWirthihaft zu verwenden oder um dasſelbe an Dienitboten oder Tagelöhner zu 
verihenten. In anderen Fällen wird das Fleilh von geichlachteten franten 
Thieren in Eleineren Ortichaften öffentlich als geringe Waare verfauft. An 
Käufern fehlt e8 dann gewöhnlich nicht; dieſelben fegen voraus, daß, wenn das 
Fleiſch auch nicht von ganz geiunden Thieren herrührt, der Genuß desſelben doch 
feine nachtheiligen Folgen habe. In nod anderen Fällen werden kranke Thiere 
auf polizeiliche Anordnung geichlachtet. Nach einer Beitimmung des preußiichen 
Viehſeuchengeſetzes, beziehentlich der Inſtruktion zur Ausführung jenes Geſetzes, 
müſſen Rinder, die mit ber Qungenjeuche behaftet find, getödtet, und darf das 
Fleiſch der getödteten Thiere nach dem völligen Erkalten frei verwerthet werden. 
Die Tödtung oder vielmehr das Schladhten der kranken Thiere findet dann jedoch 
unter Auffiht eines beamteten Thierarzted ftatt. Es bleibt deshalb im dieſem 
Falle die VBerwerthung von Fleiſch, deſſen Genuß nicht für ungefährlih zu er 
achten iſt, ausgeichloffen, während in den erfterwähnten Fällen eine Unterfuchung 
der Franken Thiere durch Sacjverftändige vor und nah dem Schlachten nicht 
allemal jtattfindet. 

In den meiften Fällen gefhieht dad Schlachten franfer Thiere heimlich, e3 
werben wenigftens die Käufer des Fleiiches nicht davon in Kenntniß gelegt, daß 
basjelbe von kranken Thieren herrührt. Es gibt nicht wenige Yleifcher, die das 
Schlachten kranker Thiere gewerbsmäßig betreiben (jogenannte Kaltfchlächter, 
Polkaſchlächter). 
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Bei manchen Krankheiten der Thiere wird das Fleiſch nicht derartig ver: 
ändert, daß der Genuß besjelben die Geſundheit des Menjchen gefährdet, oder daß 
ed aud nur eine Verminderung des Nährwerthes erleidet. Dazu gehören viele 
äußere Krankheiten, die oft zum Schlachten ber betreffenden Thiere Veranlaffung 
geben, weil fie erfahrung3mäßig ſchwer heilbar find, 3. B. Knochenbrüche, ſchwere 
Verwundungen. 

Auch bei gewiſſen inneren Krankheiten, jelbit bei ſolchen, die erfahrungs— 
mäßig in der Negel tödtlich enden und bei denen beöhalb das Scladten der 
betreffenden Thiere vortheilhaft erjcheint, erleidet das Fleiſch, wenigſtens in den 
eriten Krankheitsſtadien, feine erheblihen Weränderungen. Das Fleiſch von 
Schafen, die an der Drehkrankheit oder an der Traberfrantheit leiden, das Fleiſch 
von Rindern, die lungenſeuchkrank find, aber noch nicht fiebern, oder von Thieren, 
welche die Symptome der Knochenbrüchigkeit zeigen u. j. w., kann in der Regel 
ganz unbedenklich von Menichen genofjen werden. Bei dieſen, jowie bei ver: 
fchiedenen anderen Krankheiten kann das Fleiſch jedoch eine krankhafte Veränderung 
erleiden, wenn biejelben einen hohen Grad erreichen, namentlich wenn fie zu einer 
Blutentmifhung führen. 

Bei anderen Strankheiten der Thiere wird das Fleiſch von vornherein ober 
doch jehr bald in der Art franfhaft verändert, daß der Genuß desielben für 
Menſchen höchſt gefährlich ift. Dazu gehören namentli der Milzbrand, ver: 
fchiedene milzbrandähnliche Krankheiten, die Wuthfranfheit, die Rotzkrankheit der 
Pferde, brandige Entzündungen innerer Organe, ſelbſt brandige Prozefje an 
äußeren Körpertheilen. Namentlich durch den Genuß des Fleiſches von Thieren, 
die an Milzbrand oder milzbrandähnlichen Krankheiten gelitten hatten, find oft 
zahlreiche, gefährliche Erkrankungen bei Menjchen verurjacht. 

Es ift beobachtet, daß der Genuß des Fleiſches von einem einzigen krank— 
heitöhalber geſchlachteten Thiere bei mehr ald hundert Perſonen ſehr heftige, zum 
Theil ſogar tödtlihe Erkrankungen hervorgerufen hat. Es braucht hier nur an 
die in neuerer Zeit vorgefommenen und in weiten Streifen befannt gewordenen 
Fälle in Nordhaufen, wo mehrere hundert Perjonen, in Wurzen, wo 206 Per: 
fonen, und in Zeig, mo 197 Perjonen mehr oder weniger heftig, zum heil 
tödtlic erkrankten, erinnert zu werden. Die jehr intenfiv wirfenden giftigen 
Stoffe werden erfahrungsgemäß durch die gewöhnlichen Zubereitungen des Fleiiches, 
durch gelindes Kochen u. ſ. w. nicht ficher zerftört. 

Dei manden Krankheiten der Thiere bilden fih zwar feine fpezifiichen gift: 
igen Stoffe in dem Fleiiche; es erleidet dieſes jedoch folche Veränderungen, daß 
es nad dem Schlachten jehr fchnell in fäulige Zerfegung übergeht, wobei Stoffe 
entjtehen können, die bei Menfchen ſehr gefährlich) wirken. Dies ift namentlic) 
dann der Fall, wenn die franfen Thiere heftig fleberten, oder wenn fie, welcher 
Art auch die Krankheit jein mochte, geichlachtet wurden, weil der Tod in kürzeſter 
Zeit einzutreten drohte. Daß Thiere aus dem legteren Grunde häufig geichlachtet 
werden, geht ſchon daraus hervor, daß für das Verfahren eine allgemein gebräud)- 
liche Bezeihnung „Nothſchlachten“ befteht. Nach einem amtlichen Berichte wurde 
im Großherzogthum Baden im Jahre 1873 das Nothſchlachten bei 4189 Stüd 
Nindvieh und 6002 Schweinen ausgeführt. In anderen Staaten, wo das Noth: 
ſchlachten nicht fontrolirt wird, findet diefes wahrfcheinlich verhältnigmäßig noch 
häufiger. ftatt. Das Fleiſch wird dann in der Regel ald Nahrungsmittel ver: 
werthet. Ja, e3 kommt erfahrungsgemäß fogar nicht jelten vor, daß Thiere, 
welche bereit3 im Sterben liegen, noch abgeftochen werden, um das Fleiſch der- 
jelben zu benugen. 
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Ferner kann das Fleiſch von franfen Thieren auch giftige Stoffe enthalten, 
wenn jolche von den Thieren zufällig aufgenommen oder denfelben als Arznei 
verabreicht wurden. Manche Thiere vertragen von Giftitoffen, die bei Menichen 
jehr heftig wirken, unverhältnigmäßig große Quantitäten, jo daß die Befürdhtung 
begründet ift, daß Menſchen in Folge des Genuſſes des jene Gifte enthaltenden 
Fleiſches von geichlachteten Thieren erkranken können, obgleih die betreffenden 
Thiere keine Bergiftungsericheinungen zeigten. 

Gewiffe frankhafte Veränderungen in dem Fleiiche, welche den Genuß; des— 
jelben für Menſchen gefährlich machen, find bei den Iebenden Thieren meist nicht 
mit wahrnehmbaren oder doc nicht mit charafteriftiichen Krankheitserſcheinungen 
verbunden. Jene Veränderungen fönnen vielmehr erſt nad) dem Schlachten der 
Thiere entdedt werden. Dazu gehören die Veränderungen bei der Tuberkuloſe, 
dad Rorhandenjein von Finnen und Trichinen. 

Endlich iſt noch zu erwähnen, daß bei gewiſſen Krankheiten der Thiere das 
Fleiſch zwar feine Veränderungen erleidet, in Folge welcher der Genuß besielben 
gejundheitsichädlich ilt, daß es dabei jedoch in mehr oder weniger hohem Maße 
an Nährwerth verliert. Es find dies diejenigen Krankheiten, bei welchen eine auf: 
fallend wäſſerige Beichaffenheit des Fleiiches fich bildet, wie die fogenannte Zell: 
gewebswaſſerſucht des Nindes und die Fäule der Schafe. Thiere, welche mit 
ſolchen Krankheiten behaftet find, werben jehr häufig geichlachtet. 

In mancden Gegenden iſt es üblich, viele Kälber unmittelbar nach der Ge, 
burt zum Schlachten zu verkaufen, um die Milch der Kühe zur Vutterbereitung ꝛc 
zu benugen. Das Fleifch ſolcher unreifer Kälber wird von den Fleiſchern dann 
oft fiir vollwerthig ausgegeben, während man demfelben einen geringeren Nähr: 
werth zujchreibt als dem Fleiſch von jolchen Kälbern, die im Alter von 8 Tagen 
und noch Ipäter geichlachtet find. 

Der fichere Beweis, dag gewiſſe Erfrantungen bei Menichen durch den Genuß 
des Fleiſches von einem beitimmten, im Franken Zuftande geichlacdhteten Ihiere 
verurjacht find, ift oft nur jehr jchwer zu führen. Ginmal treten die Erfrant: 
ungen nicht immer unmittelbar nach dem Fleiſchgenuſſe, mitunter ſogar erit eine 
längere Zeit nad demfelben ein, nachdem die betreffenden Perionen Fleiſch von 
verichiedenen anderen Thieren genofien haben, und dann wiſſen die Fleiſcher, 
namentlich) die jogenannten Ktaltihlächter, da8 Schlachten kranker Thiere und den 
Verkauf des Fleiiches gewöhnlich auch fo einzurichten, daß der urſächliche Zu: 
fammenhang zwiichen den etwaigen Erkrankungen bei Menfchen und dem von ihnen 
(den Fleiſchern) ausgeführten Schlachten Eranfer Thiere möglichſt verdunkelt wird, 
Dazu dient namentlich das Verfahren, entiweder die Franken Thiere heimlich nad 
entfernten Orte zu transportiren und fie dajelbit möglichit jchnell und heimlich 
zu jchlachten, oder das Fleiſch der an ihrem Urſprungsorte geichlachteten franfen 
Thiere nad) einem entfernten Orte, gewöhnlid nad) einer größeren Stadt, zu 
bringen. Nicht jelten geht das Franke Fleifh erſt an Unterhändler über, oder 
dasjelbe wird mit dem Fleiſch von anderen, nachweislid im gefunden Zujtande 
geihlachteten Thieren vermiſcht und als von letzteren herrührend verfauft. Piel 
fach wird das franfe Fleiſch zur Wurftfabrifation verwendet, um der Entdeckung, 
daß e3 franfhaft verändert ift, vorzubeugen. Die Häufigkeit diefer Erfahrung iſt 
daraus erfichtlich, daß die Fleifcher, welche gewerbsmäßig franfes Vieh ſchlachten, 
in manchen Gegenden Saucischenfchlächter genannt werben. 

Das Publikum kann ſich gegen die Folgen des Genuffes von franfem Fleiſch 
nicht hinreichend ſchützen, weil diefem bei gewöhnlicher Aufmerffamfeit und Sad 
fenntniß meift nicht anzufehen ift, daß es von franfen Thieren herrührt. In 
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größeren Städten würde eine Abhülfe in gewiſſem Umfange dadurch geichaffen 
werden fönnen, dab Schlahtzwang in öffentlihen Schlahthäufern verordnet würde 
und daß in dieſen eine regelmäßige Fleiſchſchau ftattfände. Gin vollftändiger 
Schug kann dem Publikum jedoch auch durd jene Einrichtung nicht gewährt werden, 
weil die Einfuhr von todtem Fleiſch nicht unterfagt und dieſes auch von Sad: 
veritändigen bei der gewöhnlichen Beihau nicht immer ſicher darauf beurtheilt 
werden kann, ob es ganz frei von ſchädlichen Beitandtheilen ift, bezw. ob es von 
ganz gefunden oder von franfen Thieren herrührt. 

Es erſcheint deshalb nothwendig, das Publikum gegen Geſundheitsbeſchädig— 
ung durch den Genuß von krankem oder von verdorbenem Fleiſch durch geiegliche 
Beitimmungen zu jchügen, welche es möglichit verhindern, daß folches Fleisch zum 
Genuß geboten wird. 

Es kann nicht für zwedmäßig erachtet werden, dad Scladten von kranken 
Thieren überhaupt zu verbieten. Iſt das Fleiſch derjelben erfahrungsgemäß un: 
ſchädlich, jo ift das Schlachten zu geitatten, mit der Maßgabe jedoch, daß, wenn 
das Fleiſch in Folge der Krankheit des betreffenden Thieres eine Verminderung 
des Nährwerthes oder der Haltbarkeit erlitten hat, diejes zur Stenntnih des Käufers 
gebracht werden muß, d. h., daß das Fleiſch als minderwerthiges, beziehentlich 
franfes Fleiſch verkauft werden darf. Andernfalls würde der Käufer betrogen oder 
an feiner Gejundheit beſchädigt werden. Legterer Fall fünnte dann eintreten, 
wenn das nicht haltbare Fleiſch ohne Rückſicht auf dieſe Eigenichaft von dem 
Käufer vor dem Genuffe wie gewöhnliches gutes Fleiich aufbewahrt und dabei dem 
Verderben unterliegen würde. Dagegen follte e8 verhindert werden, kranke Thiere 
zu Schlachten und das Fleiſch zu veräußern, wenn nicht feitgeitellt ift, daß das 
Fleifh ganz unbedenklih, d. h. ohne jeden Nachtheil für die Geiundheit von 
Menſchen genoffen werden kann. Mit Nüdjicht darauf, daß in gewiſſen Fällen 
nad dem Schlachten eines Thieres jelbit jehr erhebliche frankhafte Veränderungen 
des Fieiſches nur jchwer oder gar nicht bejtimmt feitzuftellen find, während die 
Erſcheinungen an dem franfen Thiere vor dem Schlahten erfennen oder doch ver: 
muthen ließen, daß dasjelbe mit einer gefährlichen Krankheit behaftet war, jollte 
das Schlachten franfer Thiere und der Verkauf, jelbit das Verſchenken des Fleiſches 
von denfelben, infofern nicht vorher eine Unterfuhung der Thiere durh Sad): 
veritändige (Thierärzte bezw. Fleiſchbeſchauer) jtattgefunden hat, gejeglich ver: 
boten werben. 

Sleihwie der Verkauf von franfem Fleiſch follte auch der Verfauf von ver: 
dorbenem Fleiſch und von verborbenen Fleiſchwaaren verhindert werden. 

Endlih ift noch zu erwähnen, daß angeblid jehr häufig von Fleiſchern 
Pferdefleiſch als Nindfleiich verfauft wird. Dieſe Vermuthung gründet fich be— 
fonder& darauf, daß im Verhältniß zu der jehr großen Zahl der geichladhteten 
Pferde nur jehr wenig Pferdefleiih in den Handel kommt, und daß jehr viel 
Fleiih von Pferden, die an fleinen Orten geichladhtet find, nad) großen Städten 
verjandt und dajelbit verfauft wird. Mag aud das Pferdefleiich gejund und ebenjo 
nahrhaft fein ala Nindfleiih, jo beiteht doch bei vielen Perjonen eine Abneigung 
gegen dasjelbe. Auch iſt das Pferdefleiſch unter jeiner richtigen Bezeichnung zu 
einem billigeren Preife ala Rindfleiſch zu kaufen. 

Es fei nod) eined Verfahrens gedacht, welches in neuerer Zeit eine ſtarke Ver— 
breitung gefunden hat: Viele Metzger find zu der Kenntniß gelangt, daß jelbit 
fleine Quantitäten Stärfemehl3 oder gewöhnlichen Mehls beim Kochen mit Waſſer 
eine große Quantität (das Yünfzigfache) des legteren aufnehmen und damit einen 
diden feiten Kleilter geben. Die Metzger ziehen Wortheil von diefer Eigenſchaft, 
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indem fie den Würſten jolchen Kleiſter zujegen. Um die durch jenen Zuſatz ber: 
beigeführte Verichlechterung der Farbe wieder zu bejeitigen, wird der Wurſtbrei 
nicht Selten noch mit Fuchſin gefärbt. Es kann auf dieſe Weije eine Menge 
Mailer in die Wurſt gebracht werden, was daraus erhellt, daß eine jo bereitete 
Wurst, die nur 27 Prozent Fleiih und 67 Prozent an dad Mehl gebundenes 
Waſſer enthält, immer noch dad Ausjehen einer normalen Wurit hat. 

Es ift vielfach behauptet worden, daß der Mehlzufag zur Wurſt gehöre, 
felbft nothwendig jei. Dagegen ift jedoch zu bemerfen, daß namentlich in Privat: 
häufern vielfach gute Würſte hergeftellt werden, ohne daß ein Zuſatz von Kleiſter 
ftattfindet. 

Geſundheitsgefährlich kann das angegebene Verfahren nur dann werden, wenn 
die Wurft länger aufbewahrt wird. In diefem alle wird durd den Zujag von 
Kleifter einer Gährung und Zerſetzung Vorſchub geleiſtet. 


In allen Fällen wird dur den Zufag von Mehlkleilter der Nährwerth der 
Wurft vermindert und es jollte deshalb der Verkauf folder Wurſt als reine Fleiſch— 
wurst nicht geitattet fein. 

Hauptinhalt: 

ALS geſundheitsgefährlich ift zu betrachten: 

1. das Fleiſch von gejtorbenen Thieren ; 

2. das Fleiih von Thieren, die mit der Wuthkrankheit, der Rotzkrankheit, dem 
Milzbrand oder einer milzbrandähnlihen Krankheit mit einer brandigen 
Entzündung innerer Organe oder äußerer Störpertheile behaftet waren; 

3. das Fleiih von Thieren, die im kranken Zuſtande geſchlachtet wurden, 
nachdem fich bereits fogenannte typhöje Ericheinungen oder jtarfe Abmager: 
ung eingeftellt hatten ; 

4. das Fleiih von Thieren, die an Vergiftungen Titten, oder denen furz 
vor dem Schlachten giftige Stoffe in größeren Quantitäten eingegeben 
waren; 

5. trichinenhaltiges und finniges Fleiſch, ſowie das Fleiſch von Thieren, 
die in höherem Grade ffrophulös oder tuberfulös waren; 

6. in höherem Grade verdorbenes Fleiſch. 


Der Werth des Fleiſches wird bedeutend vermindert, ohne dab dieſes immer 
gejundheitsgefährlich ift: 

1. bei allen fieberhaften Krankheiten, jowie bei inneren chroniichen (Fieber: 

loſen, jchleichenden) Krankheiten, bei denen Abzehrung entitanden iſt; 

2. einen geringeren Nährwerth bejist das Fleiſch von jogenannten unreifen, 

d. h. weniger als 8 bis 10 Tage alten Stälbern ; 

3. der Nährwerth der Wurft wird durch Zujag von Mehlkleiſter vermindert; 

4. Pferdefleiſch wird angeblich jehr häufig als Rindfleifch verfauft, um dafür 

einen den eigentlichen Werth überfteigenden Preis zu erzielen. 

Da die Erfennung der Krankheiten, bei denen da3 Fleiſch eine gejundbeits- 
gefährliche Beſchaffenheit erlangt, ſowie die Feititellung der gelundheitsgefährlichen 
Beichaffenheit des Fleifches nah dem Schlachten ſchwierig ift, fo ericheint Die 
Anordnung einer obligatoriichen Fleifhihau durch Sachverſtändige, wo dieſelbe 
durchzuführen ift, mothwendig. In einer Inftruftion für die Fleiſchbeſchauer 
würden die Kennzeichen des gejundheitögefährlihen (franten, in höherem Grade 
verdorbenen) jowie desjenigen Fleifches, welches nur einen geringen Nährwerth 
hat, anzugeben jein. 
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Wo die Fleiſchſchau nicht obligatoriich ift, würde wenigſtens das Schlachten 
franfer Thiere, ohne daß eine Unterſuchung derſelben durch Sachverſtändige 
(Thierärzte, Fleiſchbeſchauer) vor und nad) dem Schlachten ftattgefunden hat, zu 
verbieten jein. 

>. Mild). 

Die Kuhmild ift ihrer Zufammenjegung zufolge das volltommenfte Nahr: 
ungsmittel, welches die Natur dem Menichen bietet. Deshalb ift auch der Milch: 
fonjum ſeit uralter Zeit ein enormer. Kinder und Erwachſene, Gefunde und 
Kranke partizipiren am Verbrauche der Kuhmilch ald Nahrungsmittel. Die phyſikal— 
iſche Beichaffenheit der Milch macht es äußerſt leicht, ihre natürliche Zufammen: 
fegung auf Koſten des Nährwerthes zu alteriren, ohne daß eine folche Veränder: 
ung dem Stonfumenten augenfällig wird. Milchfälſchung hat von jeher ftattgefunden 
und im Laufe der Zeit um jo mehr zugenommen, je größer der Milchverbraud) 
geworden ift. In großen Städten geht die Milh faft ausfchließlid durch die 
Hände von Zwiichenhändlern an das konſumirende Publikum. Diefer Umſtand, 
ſowie die Schwierigkeit, eine Verfälihung der Milch durch Wafferzufag 3. B. 
jofort erkennen zu fönnen, ift der Grund, dab es in großen Städten oft jehr 
Ihwierig ift, eine reine Milch zu erhalten. 

Die Fälſchung der Milch geichieht erfahrungsgemäß faſt ausſchließlich in 
folgender Weiſe: 

1. Durch Entrahmen wird der Milch ein mehr oder weniger großer Theil 
ihrer Nährbeftandtheile (Fett) entnommen. Die jo behandelte Milch 
(Magermilh) wird mit unentrahmter (ganzer) Mil vermiſcht, und das 
Gemenge als „Friiche ganze Milch“ auf den Markt gebradt. 

2. Die reine Milch wird vor ihrem Vertriebe mit Waller verdünnt. 

3. Eins oder mehrmals abgerahmte Magermilh wird jchlehthin ala „friſche 
Milch“ in den Handel gebradjt. 

4. Milh wird erit dem Abrahmungsprozeß unterworfen und nachträglich 
noch mit Waller verdünnt. Dieje Verdünnung wird vorgenommen, um 
dad durch die Entrahmung erhöhte fpezifiiche Gewicht wieder auf das 
normale Maß zurüdzuführen. 

Diefe Methoden der Milhfälihung find notoriſch recht häufig. 

Andere weniger übliche Fälſchungsarten gehen darauf hinaus, der durch 
bejagte Manipulation entwertheten oder jauer gewordenen Mil ihr urſprüng— 
liches Ausſehen oder ihren milden Geſchmack wiederzugeben. So ift beobadıtet 
worden, daß der abgerahmten und gewäflerten Mil, um ihre Durchſichtigkeit 
und Dünnflüffigfeit zu verringern, Zuder, Stärkekleifter, rohe Stärfe, Kreide, 
Gyps, Weizenmehl, Dertrin, Gummi, Abkochungen von Kleie, Gerite, Reis oder 
auh Gummi zugeführt wurden. Feier in München hat in derielben jogar Seifen- 
löſung nachgewieſen. 

Als häufig vorkommend können dieſe letztgenannten Manipulationen indeß 
nicht angeſehen werden, da dieſelben vielen Beobachtern niemals entgegengetreten 
ſind. Häufiger kommt es vor, daß ſauer gewordene Milch mit kohlenſaurem 
Natron oder Kreide verſetzt wird, um ſie zu entſäuern, oder daß man verſucht, 
derſelben durch Zuſatz von ſchleimigen Subſtanzen ihre verlorene Konſiſtenz 
wiederzugeben. 

Mögen indeß alle dieſe Fälſchungen hin und wieder beobachtet werden, jo 
find fie an und für fich weniger beachtenswerth in Bezug auf Geſundheitsſchädig— 
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ung, al3 vielmehr in Bezug darauf, daß fie eine vorherige Werthverringerung 
zu verdeden beitimmt find. 

Die Fälſchung der Kuhmilch ift um jo bedenflicher, als für einen großen 
Theil der Bevölkerung, bejonders größerer Städte, eben diefe Milh ein Haupt: 
nahrungsmittel ausmadht. Gin großer Theil der Kinder und namentlich ?/, 
jämmtliher Säuglinge find auf eine Ernährung durch Kuhmilch angewieſen, da 
die naturgemäße Ernährung durd die Mutterbrujt immer jeltener wird, und an 
ihre Stelle oft ſchon von vornherein, oft nad frühzeitigem Entwöhnen die fünft- 
fihe Ernährung tritt. Anderweitige Nahrungsmittel werden nur von wenigen 
Kindern vertragen. Die große Mehrzahl der im Handel vorfommenden Stinder: 
mehle, welche als Surrogate für die Muttermilcd dienen jollen, leidet, abgeiehen 
von der Vortrefflichfeit und Zweckmäßigkeit einzelner dieſer Präparate, im Ber: 
gleih mit der Muttermilch an drei recht erheblichen Mängeln. Erſtens zeigt 
die Zufammeniegung diefer Präparate jowie der daraus nad Vorſchrift zu be 
reitenden Slinberjuppen in phnfifaliiher und chemiſcher Beziehung mehr oder 
weniger große Unterichiede von der phyfiologiihen Säuglingönahrung, der Mutter: 
mild, zweitens entbehren die aus genannten Surrogaten gefertigten Suppen der 
relativ großen Gleihmäßigfeit in der Beichaffenheit, welche der Muttermilch eigen 
it, und drittens find nad vielfachen Erfahrungen diefe Surrogate bei längerem 
Aufbewahren und Lagern dem WBerderben ausgelegt. Durd; den Genuß jolcher 
verdorbener Kindermehle find in der That oft Erkrankungen hervorgerufen worden. 
Demzufolge bleibt ald Haupterfag der Muttermilh die Kuhmilh übrig. Se 
werthlojer und verdünnter nun diefe dem Kinde dargeboten wird, um jo weniger 
wird fie, unter jonft gleichen Umftänden, im Stande fein, den Säugling zu 
ernähren. 

Nocd ein anderer Umſtand verdient hier erwogen zu werden. Die zarten 
Berdauungsorgane des Neugeborenen find äußerit empfindlich gegen Veränderungen 
in der Zuſammenſetzung der dargebotenen Nahrung, und ein Hauptvortheil der 
naturgemäßen Ernährung durch die Mutterbruft beiteht in der relativ konstanten 
Zufammenjegung der Muttermilh. Iſt man nun gezwungen, feine Zuflucht zur 
Kuhmilch zu nehmen, jo muß zu allererit an den Milchhändler die Forderung 
geitellt werden, eine Milch von möglichft konſtanter Zujammenjegung zu liefern. 
Dieje Forderung zu erfüllen, find aber nur diejenigen Milchlieferanten im Stande, 
welche ganze, unverfälihte Waare auf den Markt bringen, indem diefe nad den 
vielen in allen Theilen der Welt angeitellten Analyien eine jehr gleichfürmige 
Zufammenjegung bat, die um jo fonftanter ift, wenn, wie meift der Fall, nicht 
die Milch einer einzelnen Sub, jondern die zuſammengeſchüttete Stallmildy vieler 
stühe zum Verkaufe gelangt. 

Mer aber feine Milch, bevor er fie verfauft, durch eine der Eingangs er: 
wähnten Manipulationen in ihrer Zujanmenjegung irgend erheblich ändert, bietet 
mithin nicht das vorausgeſetzte, fonftante Material für die Säuglingdnahrung. 
Gr wird dies um jo weniger thun, als er es nicht in der Hand haben kann, 
fein Verfahren jo auszuüben, daß jtet3 eine Milch von annähernd gleicher Zus 
jammenfegung refultirt. 

Bejonders wird da3 Abrahmen, weil abhängig von der jeweiligen Tages: 
temperatur und der Witterung, die Zufammenfegung einer font gleihen Mild: 
forte in verſchiedener Weiſe beeinfluffen. Ohne Zweifel ift die enorme Kinder— 
fterblichkeit großer Städte, insbeſondere die in ftetem Wachſen begriffene Säuglings- 
fterblichfeit in direkten Zufammenhang zu bringen mit den Ernährungsverhältnifien 
diefer auf den Schuß anderer angewieſenen Wejen. 
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Der Milchverfäufer wird zur Mildhfälihung verleitet durch mancherlei Um— 
ftände. Bor allen Dingen iſt diefe Manipulation bei ihrer leichten Ausführbarfeit 
und dem großen Milchfonfum äußert gewinnbringend, wie folgendes Beijpiel 
aus der Praris ehren möge. 

Der Milchhänder kauft die Milh für 14 Pfennig pro Liter, zahlt alſo für 
100 Liter 14 Mar. 

Bon diejen verkauft er: 

6 Liter beite Sahne & 1,9 Ab . 
10 „ Kaffeeſahne & 0,50 Mb. En * 
BE ERDE oe a en oc 

für zulammen 29,00 Ab, 


d. i. mit weit über 100 Prozent Nuten. Der Wohlhabende iſt im Stande, ſich 
durh Aufwand außergewöhnlicher Preiſe gute Milch aus den Molkereien in der 
Stadt, oder auch von außerhalb für feine Kinder zu beichaffen ; die größte Mehr: 
zahl aber, Leute in beichränfteren Verhältniffen, können für die Kindermilch nicht 
mehr zahlen, ald den durdhichnittlichen Preis von 20 Pfennig pro Liter. 

63 wird fid die Entrahmung von Milch behufs der Sahne und Butter: 
bereitung nach wie vor nicht umgehen laſſen. Gin Theil abgerahmter Milch wird 
daher in den Handel fommen müffen Wer aber bejonder® zum Zwede der Kinder: 
nahrung ganze friihe Milch verlangt und abgerahmte oder verbünnte Milch er: 
hält, wird ohne Zweifel benadhtheiligt, und e8 muß die Möglichkeit geichaffen 
werden, Konjumenten vor diejer Beihädigung zu ſchützen, um jo mehr, da außer 
diejer Beihädigung des Käufers durch die verfälichte Milch auch die Gejundheit 
der Kinder, für welche fie bejtimmt ift, beichädigt wird. 

Eine Erwähnung an diejer Stelle verdient noch der Verkauf der Mil von 
denjenigen Kühen, welche an gewiſſen Infektionsfranfheiten (Aphthenſeuche) leiden 
oder auch von jolchen, die bei anderen Srankheiten gewiſſe Arzneien befommen 
haben, die erfahrungsgemäß in die Mildy übergehen. Beide Umftände können 
eine Milch für den Genuß ungeeignet refp. ſchädlich machen. Das Gleihe gilt 
von einigen örtlichen Erfranfungen der Milhdrüfen, bei welchen 3. B. Eiter oder 
Blut der Milch beigemengt werden fan. 

Abgeſehen davon, daß die Milh einzelner Thiere zuweilen einen abnorm 
hohen Waſſergehalt zeigen fann, fommen nod eine Reihe von fogenannten Milch- 
fehlern in Betracht, durch welche der Werth und die Gebrauchsfähigfeit der Milch 
erheblich verringert wird. Zunächſt gibt es Milch, welche befonder3 leicht jauer 
wird. Ferner werden unter den Bezeichnungen jchleimige, bittere, rothe und blaue 
Milch gewiſſe fehlerhafte Beichaffenheiten der Milch veritanden, welche den Werth 
der Milh mehr oder weniger beeinträchtigen. Die eventuelle Geſundheitsſchäd— 
lichkeit ſolcher Milch ſteht dahin, jedenfalls ift fie efelhaft. 

Die erwähnten Fälihungen find mit Ausnahme der Eingangs sub 1—4 
verzeichneten leicht nachzumweiien. Lebtere find nicht immer mit Sicherheit zu 
fonftatiren. Man ift jedoch jehr wohl im Stande, eine Fällhung durd Ber: 
bünnung oder Abrahmen in den Fällen mit abjoluter Sicherheit nachzuweiſen, 
wo die Zujammenjegung der Milch derart modifizirt ift, daß die Menge einzelner 
oder aller fejten Beitandtheile derjelben unter ein gewiſſes Minimum ſinkt. Im 
vielen Fällen wird eine jchnell ausführbare Stontrole der Marktmilch vermittelit 
der üblichen Inſtrumente ausreichen, eine ftattgehabte Fälſchung zu entdeden. In 
anderen Fällen kann es nöthig jein, eine genaue und chemijche Analyje anzu— 
ftellen.. Welche Apparate zur Kontrole angewandt werden jollen, ſowie welche 
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Minimalwerthe bei Beurtheilung der gefundenen Unterfuchungsrefultate zu Grunde 
gelegt werden müffen, würde auf dem Wege bejonderer Verordnung feitzuftellen fein. 

Im Allgemeinen möge hier nur bemerft werden, daß bisher meiſt phyiifal- 
iihe Prüfungsmethoden gebräuchlich waren, bejonders die FFeititellung des Ipezifi- 
ihen Gewichtes. Wie die Erfahrung gezeigt hat, ift diefe Prüfungsart in den 
meilten Fällen ausreichend. Allerdings ift das fpezifiiche Gewicht der Milh von 
wejentlich drei Yyaktoren abhängig. Erſtens erhöhen die in der Milchflüſſigkeit 
aufgelöjten feiten Beitandtheile — Zuder, Ciweißitoffe, Salze — da3 jpezifiiche 
Gewicht. Zweitens wird durch die in der Milchflüffigkeit juspendirten Butter: 
fügelchen das ſpezifiſche Gewicht vermindert. Drittens wirft eine Erhöhung der 
Temperatur erniedrigend, eine Abkühlung erhöhend auf das ipezifiihe Gewidt. 
Diefer Umftand vermindert die Sicherheit, mit der man vom fonitatirten jpezifi: 
ihen Gewicht auf die Zufammenfegung der Milch ichliegen kann, weil eine Nender: 
ung jedes einzelnen Faktor ihren Einfluß auf das fpezifiihe Gewicht ausübt, 
die Menderung derjelben aber feinen fiheren Rückſchluß darauf geftattet, welcher 
der drei Faktoren eine Menderung erfahren hat. 

Dei Benugung der neueren Anftrumente ijt übrigens der Einfluß der Tem: 
peratur ohne Bedeutung. Kommt es im einzelnen Falle darauf an, feitzuitellen, 
welcher der beiden übrigen Faktoren eine fonitatirte Verminderung des ſpezifiſchen 
Gewichtes herbeigeführt hat, jo würde eine Unterfuhung der betreffenden Milch 
mittelft anderer (event. optiicher) Inftrumente nothiwendig jein. 


Hauptinhalt. 


Bei feinem anderen Nahrungsmittel wird die Entwerthung reip. Verfälich- 
ung vor dem Verkaufe jo häufig beobachtet, wie bei der Mild. 

Die gebräuchlichiten Formen derjelben find: 

a) Die Entrahmung. Entrahmter Mil fehlt ein mehr oder weniger 
großer Theil des in ganzer (voller) Milch enthaltenen Fettes, mithin 
einer der wichtigiten Beſtandtheile. Sie ift daher ald minderwerthig zu 
betrachten und für die Ernährung von Säuglingen ungeeignet. 

b) Die Verdünnung. Ganzer, häufig auch entrahmter Milch wird in 

mehr oder minder erheblicher Menge Waſſer zugelegt und jomit der Nähr: 
werth derjelben in mehr oder weniger hohem Grade beeinträchtigt. 
Der Zufag von fremden Stoffen (Stärfefleiiter, Stärfe, Kreide, Gyps, 
Weizenmehl u. ſ. w.) wird feltener beobachtet und geichieht meiftens, um 
eine vorhergehende Verdünnung der Mil durch Wiederheritellung des 
der normalen Milch eigenthümlichen Grades von Undurdfichtigfeit und 
Diekflüffigkeit zu verdeden. Derartige Mil ift für die Ernährung un— 
geeignet bezw. jchädlich. Die Vermiſchnng der Milch mit derartigen Stoffen, 
ebenjo auch der Zuſatz von fäureabjorbirenden Mitteln zu fauer geivorbener 
Mil, macht diefelbe zu rajcherem Werderben geeignet und kann auch an 
und für ſich geſundheitsgefährlich wirken. 

Der Berfauf folder Milch ald ganzer Mil ift zu verhindern. 

Ebenfo ungeeignet bezw. ſchädlich Für die menſchliche Ernährung ift Milch 
von fehlerhafter Beichaffenheit (3. B. urſprünglich wäſſerige, jauere, ſchleimige, 
bittere, rothe und blaue Milch), oder auch anicheinend normale Milch, weldhe von 
Kühen entnommen ift, die an gewiſſen Krankheiten (3.8. Infektionsfrankheiten) leiden. 

Für eine jchnelle Feſtſtellung der Fälſchungen find Inftrumente gebräuchlich, 
welche in einigermaßen geübter Hand ausreichen. In zweifelhaften Fällen muB 
die hemijche Analyje zu Hülfe genommen werden. 


c 


— 
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Zu einer wirkſamen Abhülfe gegen die Verfälſchung der Milch ift eine ge— 
regelte Kontrole des Milchverfaufs in Städten durch Polizeiorgane auf dem Ver— 
ordnungswege herbeizuführen. 


6. Butter. 


Butter ift das auf mechanifchen Wege aus der Säugethiermilh abgeſchie— 
dene Fett. 

Die im Handel vorfommende Butter enthält ſtets Waſſer, und zwar in 
wechielnden Mengen — wie Unteriuchungen herausgeftellt haben, zwiichen 8 und 
18 Prozent. Ginen nod höheren Waflergehalt zeigt die Butter nicht jelten, 
wenn derjelben durch Einkneten Waſſer einverleibt oder die Buttermilch nicht voll: 
ftändig ausgearbeitet iſt. 

Durch einen hohen Waflergehalt wird jelbitverftändlic) der Nährwerth der 
Butter erheblich vermindert, außerdem beeinträchtigt mangelhafte Ausarbeitung 
ihre Haltbarfeit. 

Der Butter gibt man zur beiferen Konſervirung meift etwas Salz bei. 
Ein Zufag von größeren Quantitäten desſelben, der vielfah im Handel beob- 
achtet wird, geichieht mit Abiicht, das Gewicht diejed gut bezahlten Nahrungs: 
mittels in ungerechtfertigter Weile zu vermehren. Diejer Manipulation kann 
aber dadurch entgegengewirft werden, daß unter Berüdlichtigung des Umſtandes, 
ob die Butter alö ungeſalzene oder als geſalzene feilgeboten wird, ein zuläfliger 
Gehalt derjelben an Salz durch Verordnung feitgeltellt wird. 

Zur Gewichtävermehrung wird weiter noch die Beimifhung von weißem 
Käfe, Kartoffelmehl, gefohten Kartoffeln, Weizenmehl, dann eines Gemiiches von 
Talg und Schweinefett oder Talg mit Del in Anwendung gebradt. Allein 
diefe Fälihungen laſſen nur eine befchränfte Anwendung zu, da fie fi durch 
mehrfache Merkmale Teicht erkennen laſſen. Start mit Waſſer verjegte Butter 
läßt dieſes, wenn man mit dem Finger ftart auf die Butter drüdt, ſofort in 
fleinen Tröpfchen zu Tage treten. Mit weißem Käfe, SKartoffelmehl u. ſ. w. 
vermijchte Butter hat ihren glatten Strich verloren und vergeht nicht auf der 
Zunge, ohne die zurücbleibenden körnigen Maffen durhfühlen zu laſſen. Nichts— 
deitoweniger fommen diefe Fälfhungen vor, zu deren beſſeren Verdeckung ſchlaue 
Fälſcher das gefälfchte Butterſtück mit einer äußeren Hülle von guter Butter 
umgeben. 

In der neueren Zeit hat man auch in vielen Fällen die Milchbutter mit 
Kunftbutter vermifht als reine Waare in den Handel gebraht. — Dieje Ver: 
fälſchung ift ebenfalls, abgejehen von der chemiichen Analyie, durch die förnige 
Beichaffenheit der Waare zu erfennen. 

Die Butter wird jehr oft gefärbt. Dies geichieht mit der flüſſigen Butter— 
farbe, die fait ausschließlich aus Orleans beitehend, von befonderen Yabrifen ges 
geliefert wird. Zur Färbung dienen auch noch Saffran, Curcuma, Möhren: und 
NRübenjaft, Calendula arvensis, Saflor, (Blumentronenblätter von Carthamus 
tinetoria), Gelbholz (das Holz des in Weſtindien einheimischen Färbermaulbeer— 
baumes, Morus tinctoria). i 

Die genannten Farbitoffe find der Gejundheit nicht nachtheilig, auch iſt die 
Qualität der Butter von der Farbe nicht unbedingt abhängig, da man beijpiel3- 
weife bei der Fütterung mit Zuderrübenjchnigeln eine weiße Butter von höchſter 
Feinheit erhält, die doch wie Schmalz außjieht. 

In den letzten 15 bis 20 Jahren ift zuerit in Franfreih, dann aud an 
vielen Orten Deutjchlands mehr und mehr ein Präparat unter dem Namen Kunſt— 
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butter, Sparbutter, Gebirgd:, Alpen», Alpenfränter, Senn, Nittergutss, 
Schweizerbutter, Bayriicher, Tiroler Butter u. j. mw. vorzugsweiſe in Fäſſern in 
den Handel gebracht worben. 

Anfangs waren unter der Bezeihnung Kunftbutter jehr rohe Fettgemenge von 
zweifelhafter Qualität in den Handel gebradht worden, deren Beichaffenheit feine 
erhebliche Verbreitung zuließ. Von ganz anderer Bedeutung ift, was gegenwärtig 
als „Kunftbutter* figurirt. Diejes Produkt ift hervorgegangen aus der richtigen 
Würdigung der großen Rolle, welche die Fette in der Ernährung jpielen, und 
dem Gedanken, daß es von Wichtigkeit fein müffe, dem weniger Bemittelten ein 
billigeres Fett von gleihem Geſchmack und von gleichem Nährwerthe an Stelle 
der Butter zu liefern. Diefe Aufgabe hat die moderne Runitbutterfabrifation 
auf das Anerkennenswertheſte gelöſt. Man kann jagen, daß Huhbutter feines: 
wegs immer von ebenio jorgfältiger und reinlicher Behandlung anf dem Markt 
ericheint. 

Die mweientlihiten Momente diefer eleganten Fabrikation find: völlige Friſche 
des Nohmaterial® (Talg) und ſorgſame Auswahl der entjprechenden Qualität; 
Vorbereitung im Sinne der Reinigung von Fleiichtheilen und Waſchen, Aus: 
lajien, aber mit Berüdfichtigung aller Umſtände, welche ungünftig auf den Ge 
ihmad wirken (Temperatur von nur 50 Grad C.; Löslihmachen des Zellgewebes 
mit Stälbermagen) ; theilweife Erftarrung des geichmolzenen Fettes zur Abicheidung 
eines gewiſſen Betrages von Stearin und Balmitin, VBehandlung des jo auf den 
Schmelzpunft der Butter gebrachten Fette® mit Milh, um ihm den Geichmad 
der Kuhbutter zu geben, den es jo vollfommen annimmt, daß ed faum möglid 
ift, durch Kosten die Kunftbutter von der echten zu unterfcheiden. So lange da: 
genannte Präparat — wie dies in Parid, Wien u. j. mw. polizeilich vorge 
fchrieben — unter der Bezeichnung „Kunſtbutter“ u. ſ. w. auf den Markt kommt, 
fann es als eine nüslihe Vermehrung, nicht als Fälfhung von Nahrungs: 
mitteln betrachtet werden. 

Der Bırtterhandel im Großen hat in vielen Fällen an Ehrlichkeit des Be 
triebs nicht unweſentliche Einbuße erlitten; iſt es doch vorgekommen, daß Butter: 
händler ihrer Faßbutter bis zu 50 Prozent Schweineſchmalz beigemiſcht haben. 

Aus Rußland werden gegenwärtig alljährlich hunderttauſende von Fäſſern 
ſibiriſcher Butier, oft in ſehr unappetitlichem Zuſtande eingeführt, um hier in 
beſonderen Fabriken, theilweiſe für den Export, umgearbeitet und für höheren 
Preis verkauft zu werden. 

Die ſanitäre Schädigung, welche aus dem Erſatze der Butter durch andere 
thieriſche Fette hervorgehen kann, iſt eine kaum nennenswerthe. — Die Fette 
haben alle als Nährſtoffe des menſchlichen Körpers den gleichen Werth, nur iſt 
die friſche, reine, nicht ranzige Butter allerdings weſentlich leichter verdaulich, als 
die übrigen Fette, mit Ausnahme etwa der feineren Oele. 

Für den Nachweis der ftattgehabten theilweiſen Eriegung der Butter durd 
andere thieriiche Fette bietet die chemische Unterfuhung genügenden Anhalt, nament: 
lid) durch die neueren, auf Grforfhung der Differenz an flüchtigen Fettſäuren 
bafirten Unterfuchungsmethoden. 

ALS Mittel gegen eine im Handel mögliche Verwechſelung anderer fette 
mit Butter fei bier noch ein in Bofton geübtes Verfahren erwähnt, welches darin 
beiteht, daß die KHumftbutter bei hoher Strafe nur unter dem Namen Oleo- 
margarin verkauft werden darf, und daß jedes Gefäß, jede Hülle, ja jelbit das 
Papier, in welchem diefelbe zum Verkauf verpadt wird, bei Strafe dieje Bezeich— 
nung tragen muß. 
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Wenn ausführbar, möchte ſich wohl empfehlen, auch bei uns jedem Butter: 
händler die Verpflichtung aufzuerlegen, die einzelnen YButterftüde, wie fie zum 
Verkauf kommen, mit einem Zeichen, einer Art Schugmarfe, welche feinen Namen 
angibt, zu jtempeln. 

Das Haupterforderniß geht dahin, da nur reine Butter ohne irgend welchen 
Zuſatz unter dem Namen Butter, daß dagegen jede theilweile oder gänzliche Er- 
jegung der Butter durch andere thieriiche Fette nur unter einem entichieden ans 
deren, biejen Unterſchied deutlich fennzeichnenden Namen zum Verkauf gebracht 
werden blrfe. 


Hauptinhalt. 


1. Die Gewichtövermehrung der Butter durch Zuſatz fremder Stoffe ift un: 
zuläflig. 

2. Kunftbutter au Talg oder auch mit anderen Fetten vermiſchte Butter iſt 
nur unter einer diejelbe nicht als echt Eennzeichnenden Benennung im 
Verkehr zuzulaſſen. 


7. Bier. 


Das Bier ift ein Genußmittel, das ſich in der neueren Zeit allerorten ein- 
gebürgert bat. 

Dasjelbe ift ein durch weinige Gährung ohne Deitillation erzeugtes, noch 
in einem gewiflen Stadium der Nahgährung befindliches Getränk, zu deifen Her— 
ftellung ausichließli Malz, Hopfen, Hefe und Waſſer verwandt werden. 

Diefe Anjchauungen hat auc der deutihe Brauerbund. 

Schon im Jahre 1874 ift von dem damals in Brüffel tagenden interna= 
tionalen mebdiziniihen Kongreß der Beihluß gefaßt worden, dab nur mittelft 
Gerealien und Hopfen gebraute, gegohrene Getränke ald Bier zu gelten haben. 

Bei der Herftellung des Biere kommen vier verjchiedene Prozelie in Betracht: 

1. die Bereitung des Malzes; 

2, die Heritelung der Würze durch den Maiſchprozeß; 

3. ber Gährungsprozeß; 

4. die Lagerung deö Bieres. 

Der Malzprozeß iſt ein fünftlerifcher SKeimungsprozeß. Durch denjelben 
wird vor Allem bezwedt, auf often der im rohen Getreide vorhandenen ftidjtoff- 
haltigen Beftandtheile, der Proteine (Kleber) ein Ferment, die fogenannte Diaftaje, 
zu bilden, welche bei dem darauf folgenden Prozeß, dem Maiſchprozeß, das 
Stärfemolefül unter Wafferaufnahme in Malzzuder (Maltoje) und mehrere Der: 
trine ſpaltet. 

Sodann bildet fih dabei ein anderes Ferment (Peptaſe), welches beim 
Maiſchprozeß die Proteine zum Theil in Peptone und PBarapeptone umwandelt. 
Ferner wird dur die Keimung allein ſchon eine größere Bortion der jogenannten 
Stleberbejtandtheile löslih, das Parenchym, in welchem die Stärfeförner einges 
bettet find, wird ſucceſſive zerrilien oder doch jehr gelodert. Die Stärke jelbit 
wird in der Art affizirt, daß ihre Verfleifterungstemperatur bedeutend herabge- 
jegt wird. Scließlih bilden fih auf Koften der Stärfe ein paar Prozent 
Dertrin und etwa !/, Prozent Zuder. Zur Herftellung des Malzes wird das 
rohe Getreide zunädit in ein Gefäß mit Wafler — die „Weiche“ — gebradjt, 
bis es die Quellweiche erlangt, d. h. circa 50 Prozent Wafler aufgenommen hat; 
dann fommt es auf die „Mealztenne”, wo ed auögebreitet und zum Keimen ge 
bracht wird. Hat ſich der Blattkeim gehörig entwidelt, jo wird der Keimungs— 
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prozeß unterbrochen und das fertige Grünmalz fommt auf die Darre. Dort 
wird zunächit alles Waſſer weggetrodnet, und e3 bilden ſich bei höherer Tem: 
peratur gewiſſe Röftprodufte, die dem Darrmalz das charakteriftiihe Aroma und 
den eigenthümlichen Geichmad verleihen. Hierauf wird dad Malz geichroten und 
zur Daritelluug der Würze eingemaiicht, wobei man nach zwei verjchiedenen Mes 
thoden, der Infufiond- und der Dekoftionsmethode, verfahren fan. 

Beim Maiſchprozeß bildet fich neben einer geringen Menge (etwa 1 Bro: 
zent) Traubenzuder, hauptjählih Malzzuder, Maltoje, eine ſehr charakteriftiiche, 
ganz ipezifiihe und edle Zuderart, deren Vorhandenfein gerade die Würze von 
den anderen Zuderwaflern unterjcheidet. 

Iſt die Würze „gezogen“, jo bringt man fie in die Würzpfanne — Hopfen: 
keſſel — bis fie ſich „gebrochen“ hat. Hierbei wird fie fonzentrirt, die kleber— 
und eiweißhaltigen Stoffe werden zum theilmeiien Gerinnen gebradht und in 
Floden ausgeichieden. Der Gerbjäuregehalt des Hopfens befördert die Klärung 
berielben und jeine übrigen Beltandtheile geben der Flüſſigkeit nit mur bie 
eigenthümliche Bitterfeit und ihr Aroma, ſondern fie dienen aud zur Mäßigung 
der Intenfität der Gährung und größerer Haltbarmahung des Bieres. 

Dann wird die Flüfligfeit in die Kühlapparate übergepumpt und dort 
bis auf den MWärmegrad abgekühlt, bei dem die Gährung ftattfindet, hierauf in 
die im Gährungsäfeller aufgeitellten Gährungsbottiche abgelafien, mit einer genügenden 
Menge Hefe verlegt und gähren gelaflen. Die Eigenichaften des Bieres find im 
hohen Grade von der Art und Weije abhängig, wie der Gährungsprozeß (Ober: 
gährung, Untergährung) geführt wurde. 

Das faſſige Jungbier wird dann zu fürzerem oder längerem Lagern in Die 
Fäſſer gebradt. 

Die berauſchende Wirkung des Bieres hängt von feinem Altoholgehalte ab. 
Während die deutichen Biere eine geringere Menge, zwiſchen 2 bis 4 Prozent 
davon enthalten, ftehen bie jtarfen engliichen Biere (Ale 5'/, bi 10 Prozent) 
darin ungefähr mit den Rhein- und Mofelweinen, ſowie mit den leichteren frans 
zöfiihen Meinen gleich. 

Da die Stoffe, welche fih in der Würze befinden, auch in das Bier über: 
gehen, To zeigt fih, daß das Bier außer den Beitanbtheilen de Hopfens und 
der Kohlenſäure noch folgende charakteriiche Beſtandtheile enthält: 

1. Malzzucker, 

2. Beptone, 

3. einen hohen Prozentgehalt phosphorfauren Kalis. 

Dem Bier fommt im engeren Sinne des Wortes eine nährende Eigenichaft 
zu, die insbejondere auch mit feinem Gehalte an Peptonen zujammenhängt 

Die in einem gegebenen Quantum Dtalz vorhandene Diaftafe ift nicht blos 
ausreichend, die im Getreide vorhandene Stärfemenge zu verzudern, fondern fie 
vermag die Verzuderung don etwa der zehnfachen Menge Stärfemehl zu bes 
wirken; e3 kann deshalb die überihüflige Kraft der Dialtafe zur Ummandlung 
von Stärke aus anderen Quellen al3 aus Geritenmalz in weiterem Umfange ges 
braucht werden. 

Ob diejed zur Erzeugung von Bier zuläflig iſt, hängt von der Frage ab, 
ob die Qualität des Bieres durd die Zuführung anderweitiger Materialien, ala 
der Gerfte geändert wird. Was den Begriff der Qualität betrifft, jo läßt ſich 
diefer nicht unmittelbar wiſſenſchaftlich feititellen; wohl aber aus den Grfahr: 
ungen des praftiihen Lebens ſchöpfen. Nah diefen Erfahrungen find die 
Biere nicht blos nah dem Wohlgeihmad, nah der Annehmlichkeit des augen: 
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blidlihen Genuffes, der Friihe u. ſ. mw. zu beurtheilen, fondern ebenjo jehr 
nah dem Bekommen und Wohlbefinden während und in ber nächiten Zeit nad 
dem Genuife. 

Diefen Anforderungen des Wohlgeihmads und des guten Bekommens ge— 
nügt das Bier nicht etwa durch dad WVorhandenjein oder Vorwiegen dieſes oder 
jenes Beitandtheils, jondern vielmehr durch da3 relative Verhältnig, durd ein 
gewifles Gleichgewicht der beiden — auch phyſiologiſch fi gegenüberitehenden — 
Hauptfaktoren, des Altohold und Extrakts. Der Alkohol repräfentirt das ans 
tegende, der Ertraft das im engeren Sinne nährende Prinzip, welch” letzteres bei 
der gleichzeitig durch den Alkohol angeregten Thätigfeit de Organismus dieſem 
als Nahrungsobjekt geboten wird. 

Der Ertraft ift die Summe aller nicht flüchtigen Beltandtheile; dabei iſt 
borausgeleßt, als weitere Bedingung einer guten Qualität des Bieres in obigem 
Sinne, daß die Beitandtheile, desſelben, nämlich Gummi, Malzzuder, Proteine 
und Salze, inöbefondere PBhosphate, vertreten und zwar in dem Maße vertreten 
bleiben, wie jie aus der Gerfte ind Bier übergehen. 

Erſt an der Hand dieſer im Vorſtehenden dargelegten Regel läßt ih ein 
Urtheil über den Werth der in der Brauerei aufgenommenen Eriagmittel fällen, 
jowie über ihren Einfluß auf die Qualität des Bieres. 

63 fragt fih nun, ob dem Brauer geitattet fein kann, die überſchüſſige 
Kraft der Diaftaie zur Umwandlung einer, aus anderer Quelle als dem Malz 
erhaltenen Stärfe zu verwerthen? Diefer Frage ſchließt fich die andere an, wie 
der Zufag von fertiggebildetenn Zuder zu beurtheilen jei. 

Die wejentlichiten Beltandtheile des Bieres find neben Kohlenjäure, Alkohol 
und Proteinen verjchiedene Arten von Dertrin und Malzzuder, welch' legtere aus 
dem Stärfemehl des Malzes erhalten werden. 

Der aus dem Kartoffelmehl dargeitellte und häufig als Malziurrogat ver: 
wendete Zuder — Traubenzuder — iſt eine vom Malzzuder gänzlich verichiedene 
Zuderart, die einen ganz anderen Charakter bejigt und auch bei der Gährung ſich 
etwas anders verhält. 

Ein mittelit Traubenzuder dargeitelltes Bier ift daher vom normalen Bier 
verichieden, ganz abgejehen von dem Mangel an PBeptonen und phosphorjaurem 
Kalie Außerdem ift chemifch reiner Statoffelzuder ſehr ſchwer heritellbar und 
wenn heritellbar, jo theuer, daß ihn der Brauer nicht mit Wortheil verwenden 
fonn. Er muß alfo, um mit Gewinn arbeiten zu können, zu dem Stärfezuder 
des Handels jeine Zuflucht nehmen. 

Diefer enthält aber nad lnterfuchungen von Schmidt, Mohr, Neubauer 
und Anderen, welche durch Verſuche im Saiferlihen Gejundheitsamte bejtätigt 
worden find, bis zu etwa 23 Prozent Verunreinigungen, fogenannte unvergühr: 
bare Subjtanzen, welche entweder unverändert in das Bier übergehen, oder die 
Urfahe der Bildung von anderen, dem normalen Bier nicht zukommenden Stoffen 
find, wenn man von einem möglichen und neuerdings auc beobachteten Arjen: 
gehalt des Stärfezuders abiieht. 

Außerdem hat die Erfahrung bei der Branntweinfabrifation gezeigt, daß 
der Kartoffelzuder bei feiner Gährung, je nachdem die Biergährung mehr oder 
weniger durch Darren des Malzes und Hopfend der Würze in regelmäßigen 
Gang gehalten wird, Aldehyd und Fuſelöle bildet, und von diefen wirft ber 
Amplaltohol und Aldehyd nachtheilig auf den menfhlihen Organismus. Ihnen 
hauptſächlich werden die länger andauernden Gefühle von Schwere und Einge: 
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nommenbheit des Kopfes, das Betäubtſein beim Genuſſe mander gegohrenen Ge: 
tränfe zugeichrieben. 

Manche Bierbrauer jollen angeblich der Würze bis zu 70 Prozent Ktartoffel- 
zuder zujegen. Mag daher die Verwendung dieſes legteren viele landwirthichaft- 
liche und kommerzielle Vortheile bieten, jo kann doch bis zur Auffindung eines 
fabrifmäßig zu verwerthenden Daritellungöverfahrens von chemiſch reinem Stärte 
zuder die Verwendung der Kartoffel und der von ihr jtammenden Produfte vom 
geiundheitlihen Standpunfte aus bei der Vierbrauerei nicht al3 zuläffig betrachtet 
werden, und jelbit wenn dieſes bei Verwendung von chemijch reinem Stärkezuder 
geihieht, würde ftetö noch in Erwägung zu ziehen jein, daß das Startoffelbier 
an Salzen und Peptonen ärmer iſt, als das normale Bier. 

Bon ähnlichem Gefihtspunfte aus find auch die übrigen Malziurrogate: 
Syrup, Melaſſe, Malzbrauzuder ꝛc. 2c., zu betrachten. 

Außer den erwähnten Stoffen verdient noch Reis und Maid hier Berüd- 
ſichtigung. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß dieſelben eine große praktiſche Verwendbar— 
feit bejigen und ferner auch, daß viele der bei dem Katoffelzuder erhobenen Be- 
denfen für dieje beiden Gerealien nicht zutreffend jind; auf der anderen Seite 
aber enthalten jie auch einen viel geringeren Gehalt an Proteinen und phosphor: 
faurem Kali. 

Auch in Bezug auf den SKohlenjäuregehalt ift ein weientlicher Unterjchied 
zwiichen dem normalen Bier und allen Surrogaten zu fonitatiren. 

Während der Abjorptionskogffizient des Erfteren für Ktohlenfäure jo ſtark 
it, daß man es noch bei einer Temperatur von 12—15 Grad C. trinfen fann, 
ohne daß e3 jchaal wird, müffen letztere eisfalt genoſſen werden, jonft ſtehen ſie 
ab, ſie erzeugen deshalb leicht Magenkatarrh. 

Ein mit derartigen Zufägen verjehenes Bier hat jomit eine andere Zuſam— 
meniegung und andere phyſiologiſche Eigenichaften, ald normal aus Hopfen und 
Malz bereitetes und hat demnad die Anwendung diefer Mittel eine Entwerthung 
des Bieres zur Folge. 

Neben diejen, einen Schein von Berechtigung habenden Surrogaten finden 
fih im Handel auch ſolche, die auf die Unfenntniß der Brauer berechnet ſind 
und hin und wieder verwendet werden, 3. B. die jogenannte Triaſtaſe und 
andere, die dem Zwed gar nicht entiprechende, werthloje, ja gradezu gefund- 
heitögefährlihe Stoffe enthalten. Es kann bei Dielen auch nicht dem geringiten 
Zweifel unterliegen, daß fie nur im nicht zu rechtfertigender Abficht verwandt 
werden. 

Ohne Hier auf die Hopfenproduftion der einzelnen Länder näher einzu: 
gehen, jei erwähnt, daß Europa bei einer mittleren Ernte jährlih 53 Millionen 
Kilogramm, bei einer Vollernte aber das Anderthalbfahe an Hopfen zu produ- 
ziren fähig ift, eine Quantität, die den heutigen Bedarf der Brauereien beträcht- 
lich überjchreitet, jo zwar, daß in geiegneten Jahren eine bedeutende Weberpro: 
duftion ftattfindet. Die Hopfenbaufläche der ganzen Erde ergibt nad neuen 
jtatiftiichen Zufammenftellungen eine Mittelernte von nahezu 65'/, Millionen Silo: 
gramm, welches Produkt einem jährlichen Konjum von derjelben Höhe gegemüber: 
ſteht. Aus diejen Zahlen ift erlichtlich, daß Hopfenjurrogate abjolut nicht nöthig 
find, deren Anwendung vielmehr nur egotitiichen Motiven der Brauer ent- 
ftammen fann. 

Der Hopfen als Zufag zum Bier, gibt diefem eine größere Haltbarkeit, 
indem jeine Beitandtheile: Hopfenöl, Hopfenharz, Hopfenbitter und ein gerbitoff: 
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haltiger Körper, den zu raſchen Gährungsprozeß, namentlid) aber die Nach— 
gährung, deren Dauer die Haltbarkeit des Biered bedingt, zügeln. Andrerſeits 
dient der Hopfen aber auch dazu, aus der Würze gewiſſe Beitandtheile abzu— 
ſcheiden, die die Haltbarkeit des Biere jehr beeinträchtigen würden. Ferner macht 
der Hopfen das Bier der Gefundheit zuträglicher und für den Genuß angenehmer, 
indem er durch feine Bitterjtoffe eine beifere Verdauung bewirkt und zugleich dem 
Bier ein erfriihendes Aroma ertheilt. 

Da nun die Beltandtheile des Hopfen nur in einer guten und frijchen 
Waare in der nöthigen Qualität und Quantität zu finden find, jo fuchen viele 
Hopfenhändler, durch betrügeriihe Manipulationen der verichiedeniten Art, altes 
und jchlechtes Material jo umzugeftalten, daß fie es als ſcheinbar gutes in den 
Handel bringen können. Dieje Manipulationen gehen jo gar jo weit, daß man 
durd Fälſchung der Schugmarfen dem ſchlechten Hopfen den Schein der Herkunft 
von einem berühmten Kulturplage deöfelben zu geben verjucht hat. 

Andererſeits ift nichts dagegen einzuwenden, wenn der Hopfen geichwefelt 
und in dichte Gefäße geprekt, eventuell in falten trodenen Räumen aufbe: 
wahrt wird. 

Dennoch wird von fachmänniſcher Seite vielfach darauf einzumirken gelucht, 
dat das Schwefeln nur bei dem zur Ausfuhr beitimmten Hopfen zu geitatten 
fei, weil erfahrungsgemäß mande Hopfenhändler dasjelbe benugen, um minder: 
werthiger Waare den Anjchein einer befferen Qualität zu geben un auf dieſe 
Weile den Konſumenten zu jchädigen. 

Neben dem natürlihen Hopfen finden fih im Handel unter dem Namen 
Hopfenöl, Hopfenaroma, Hopfenertraft Präparate, welche aus dem Hopfen jelbit 
gewonnen fein jollen. 

Vom chemiſchen Standpunkte aus iſt ihre Einführung indeß ſelbſt im alle 
ihrer Echtheit nicht zu einpfehlen und zwar erftens, weil bei der Berettung des 
Ertraftes und der Eſſenz die wirkſamen Beltandtheile des Hopfens leicht wejent- 
lihe Veränderungen erleiden und fie dadurch dem Bier einen ganz ungewohnten 
Geſchmack und Geruch ertheilen können, zweitens, weil durch diejelben der Bei: 
mengung fremder Bitterftoffe zum Bier noch mehr Vorſchub geleiftet wird. Daß 
legteres in der That der Fall ift, hat fich durd) eine im Laboratoriun des Ge— 
ſundheitsamts ausgeführte Analyie eines ſolchen Hopfenertraftö beftätigt, ber 
zweifelo8 Bitterflee-Grtraft enthielt. 

Man hat fait alle im Pflanzenreiche vorfommenden Bitteritoffe von denen 
viele mit intenfiv giftigen Eigenschaften begabt find, im Verdacht gehabt, daß fie 
als Erjagmittel des Hopfend verwendet würden; in der That find in einzelnen 
Fällen fremde Bitterftoffe: Narkotin (ein Opiumaltaloid), Burin, Abiynthin, der 
Bitterftoff aus Cnieus Benedictus und derjenige aus Menyanthes trifoliata, 
fogar Pikrinſäure nachgewieſen worden. 

Dagegen entbehrt die Behauptung, daß der Bitterftoff der Herbitzeitloje 
vielfach verwandt iverde, nad) neueren Unterfuchungen der ficheren chemiichen Be— 
gründung. Grießmayer hat nämlich nachgewieſen, daß das Lupulin (Alfaloid 
des Hopfens) in feinem Verhalten gegen Reagentien dem Bitterjtoff der Herbit- 
zeitlofe, dem Colchicin jehr ähnlich ift, jo daß oft möglicherweije erſteres bei den 
bezüglichen Befunden mit leßterem verwechjelt worden jein Fan. 

Ohne Zweifel verführt die Mehrzahl der Brauer bei Ausübung ihres Ge— 
werbes rechtlich und möchte es bei einer Gejeßgebung beionders zu berüdjichtigen 
fein, daß fehr viele Verfälfchungen des Biered von den Zwiſchenhändlern, den 
fogenannten Bierverlegern, ferner von Wirthen und Schankkellnern herrühren, 
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welche häufig von Seiten gewiſſenloſer jogenannter „Chemiker“ in der Berfälichung 
der Nahrungsmittel und Getränke gewerbömäßig unterrichtet werden. 

Als Beweis ift das „Lehrinititut für chemiiche Produftenfabrifation von 
F. Hiller in Leipzig, Südftraße 10% zu nennen, das gegen ein Honorar von, 
10 Darf Jedem lehrt „Bier ohne Hopfen und Malz zu machen,“ dabei 300 Pro— 
zent Gewinn verjpriht und ausführt, daß die Heritellung in jedem SKüchenlofale 
por fih gehen könne. (S. 16 deines Proipeftes.) Daß er ein williges Ohr 
findet, lafjen zahlreiche dem Proſpekt beigedrucdte Atteite (allerding3 anonym und 
ohne Ortsangabe), wie der Umstand, daß er mindeftens die Drudkoften für feine 
großen Inſerate gededt befommen muß, vermuthen. 

Auch Brauereislltenjilienhandlungen wie 3. B. diejenige von Hugo Schulze 
in Nürnberg und andere, ferner viele „Fabriken ätheriicher Dele und Eſſenzen“ 
führen allerlei Surrogate von Braumaterialien in ihren Proſpekten auf und 
tragen jo zur Bierverfälihung bei, wobei manche gar jo weit gehen, nicht blos bie 
zum Fälichen beitimmten Waaren, jondern aud zu gleicher Zeit ein Verzeihnik 
von falichen Deklarationen für den Verſandt zu offeriren 

Es läßt fich nicht leugnen, daß die Bierunterfuchungen mit ganz bejonders 
großen Schwierigkeiten verbunden find, da die Methoden nur für den Nachweis 
des Gehalts an Alkohol, Extrakt, Salzen und SKohlenfäure hinreichend ſcharf 
find, während fie beionders in Bezug auf die Bitterftoffe nody in manchen Be 
ziehungen der Sicherheit entbehren. 

Im Sahre 1859 wurde von Paſteur die Anmwejenheit des Glycerins in ge 
gohrenen Flüffigkeiten nachgewieien. Dasſelbe verdankt feine Entjtehung der Um— 
wandlung eined geringen Theiles Zuders in Bernfteinfänre und Glycerin. 

Die Angabe von Balteur, nad der es in einer Quantität von 2 bis 9 pro 
Mille im Bier vorfommen joll, iſt durd die neuefte Unterfuhung von Grieß— 
mayer hinfällig geworden, der ermittelt hat, daß der Glyceringehalt in echten 
Bieren ganz verichwindend klein (1*, —5 Theile in 10.000 Theilen Bier), alio 
nahezu gleich Null iſt. 

Wenn fi) deshalb in manchen Brauereien der Gebraudy eingeichlichen bat, 
dem Bier nad) der Gährung noch Glycerin (auf je 100 Liter 1/,—ı Liter) zu: 
zuſetzen, jo ilt der Entihuldigungsgrund, daß dem Bier nur mehr von einem 
Beitandtheile zugeführt werde, den es jchon enthalte, an und für fich hinfällig. 
Der Glycerinzuſatz erfolgt, weil behauptet wird, daß durch denjelben der Geihmad 
des Bieres mweientlich verbejlert, es ſüßer, runder werde und dieſes iſt jchon des— 
halb nicht gerechtfertigt, weil hiedurch in dem Trinker der Glaube erweckt werden 
ſoll, als ob er ein extraktreicheres Bier genöſſe. 

Bei Zuſatz von Glycerin wird die Vollmundigfeit de3 Bieres fait aus: 
jchließlih von diefem und vom Zuder hervorgebradht, bei nicht mit Glycerin ver: 
jegtem Bier vom Zuder und den nicht jüßjchmedenden Beitandtheilen, den Cimeis- 
förpern und dem Dertrin. 

Wenn der Brauer ſich veranlaßt fieht, Glycerin zuzufegen, jo hat das meiſtens 
in einem vorhergegangenen Fehler beim Brauen feinen Grund. 

Damit das Bier, namentlid) dad aus Startoffelzucder bereitete, rajch gährende, 
haltbarer werde, ift e8 nöthig, daß e3 ein beftimmtes Quantum Hopfen enthalte. 
Wendet der Brauer nun alten Hopfen, oder ſolchen aus ſchlechten Jahrgängen 
an, jo muß er auch größere Mengen desſelben der Würze zugeben. — Hiedurch 
vermehrt ſich zwar die Haltbarkeit, gleichzeitig aber auch die Bitterkeit des Bieres; 
außerdem bleibt dasjelbe dabei dünn und ohne Körper. — Um diejem Limftande 
abzuhelfen, nimmt er ftatt des Hopfens das nicht gährungsfähige, ſüßſchmeckende 
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Glycerin, dad ihm von dem Fabrifanten als Sacharin, Oelſüß oder unter 
anderem Namen offerirt wird und dem Bier nicht allein einen feiten Schaum, 
eine größere Konfiltenz und Süße gibt, ſondern auch zu feiner Haltbarkeit in 
hohem Grabe beiträgt. 

Ueber die phyfiologiihen Wirkungen des reinen Glycerins ift man nod) 
nicht einig. 

Wenn jomit Schon die Verwendung von reinem Glycerin in ber Brauerei 
al3 ein zweirelhaftes Verfahren ericheint, um wie viel mehr ift das unreine Pro— 
duft, daS der Brauer de3 billigen Preijes halber verwenden muß, zu beanitanden. 
Dasielbe enthält häufig Ameifenfäure, andere freie Fettiäuren und Oralfäure: 
Auch hat der deutſche Brauerbund anerkannt, daß e3 ein zu beanſtandender Zuſatz 
jei und einen Preis auf die beſte Methode der quantitativen Beftimmung desſelben 
im Bier geiest. 

Menn aud) ein Bier, bei deifen Fabrikation feine Fehler vorgekommen find, 
eigentlich feiner fünftlihen Klärung bedarf, jo tritt dennoch ein Trübwerden des— 
jelben aus den verichiedenften Urjachen jo häufig ein, daß der Brauer die An 
wendung gewiljer Klärungsmittel nicht entbehren fann. 

Das nur durch Hefentrübung unklare Bier klärt fich bei geſchickter Behand: 
lung ohne weiteren Zujag von jelbft. 

Der Anwendung der mechanisch wirkenden Späne aus Weißbuchen- oder 
Hafelnußholz fteht nicht? entgegen. 

Haufenblaje und Iſinglas find ebenfalld nicht zu beanitanden. 

Gegen die Verwendung von Tannin zum Klären ift nichts einzumenden. 

Gelatine hat den Nachtheil, daß fie ſich nicht vollitändig wieder abſcheidet, 
jondern theilweiie im Bier verbleibt. 

Ein wichtiges Klärmittel ift die Kohlenjäure, welche bei ihrer Entwidelung 
die trübenden Theile an die Oberfläche reißt, von wo aus fie entfernt werben 
fünnen. Bei Bieren, deren Gasentwidelung zu ſchwach ift, jucht man diefe durch 
Zuſatz von Kochjalz zu befördern; ob letzteres geftattet jei oder nicht, darüber 
hat e3 beionders in England vielfache Kontroverjen gegeben. Heute ift es geſetzlich 
normirt, daß das Bier Alles in Allem 50 Graind in 1 Gallon (U, g Salz 
per Liter) Bier enthalten darf. Daß man „Kräujen“, d. h. die 3 bis 4 Tage 
alte, in lebhafter lIntergährung befindliche Würze, die lauter lebensfräftige Hefen- 
zellen und noch genug Zuder zur weiteren Gährung enthält, al3 Klärungsmittel 
benust, kann nicht beanftandet werden. 

lleber den Gebrauch des Kalkjacharats (Patent von U. W. Hillmann 
und S. Speucer in London), fowie über die Anwendung des phosphorjauren 
Natrinms (Patent von W. Garton) und des Natronwafferglaies fehlen Er: 
fahrungen. Schädlih ift aber auf jeden Fall der Zuſatz von Schwefelfäure 
mit oder ohne gleichzeitige Beimengung von Alaun und deshalb unbedingt zu 
berwerfen. 

Es gibt eine große Zahl von Faktoren, welde die Haltbarkeit des Bieres 
beeinträchtigen, und es läßt fich bei der größten Vorſicht und bei den jorgfältigiten 
Beobachtungen aller in der Brauerei gültigen Regeln nicht verhindern, daß das— 
jelbe mancherlei Zufällen unterworfen ift, in Folge deren es dann verdirbt und 
mehr oder weniger ungenießbar wird. 

Unter diefen Umſtänden ift der Brauer gezwungen, Mittel zur Konjerpirung 
feined Brauproduftes anzuwenden. 

Der rationellfte, den geringften von allen Eingriffen in die Beichaffenheit des 
Bieres bedingende Weg der Stonjerpirung ift dad nad feinem Erfinder Pafteur 
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jogenannte Paſteuriſiren (cf. unter „Wein“). Es ift ſowohl auf Bier in Flaſchen 
als auch auf Bier im Falle anwendbar und bereit3 häufig im Gebraud). 

Ein neuerdings viel empfohlene und gegenwärtig in Deutichland aud bes 
nutztes Mittel zur Stonjervirung des Bieres ift die Salicylfäure. Diejes Prä— 
parat jcheint in der That feinen Zwed wohl zu erfüllen; immerhin aber müflen 
mit dieſem ſowohl, wie mit den zu gleichem Behufe angewendeten VBorpräparaten, 
(Borjäure und Borar) eingehende phyſiologiſche Verſuche gemacht und ihre Un— 
ihädlichfeit bei dauerndem Genuſſe erjt bewiejen werben, ehe man eine Verwendung 
derſelben gejeglic; geitatten fann. Das Gleiche gilt vom dboppelichwefligiauren Kalk. 

Zu dem Zwede, um dem Bier eine dunklere Farbe zu verleihen, wird ein 
Theil des verwendeten Malzes jtärfer ald gewöhnlich gedarrt (Farbmalz). Diejes 
den Wünſchen vieler Konſumenten entjprechende Verfahren, vermindert weder die 
Nährkraft des Bieres noch wird in Folge deilen der Genuß des Bieres der 
menschlichen Gejundheit unzuträglid. 

Außerden pflegen aber auch viele Brauereien und Wirthe dem an und für 
fih hellen Biere durch Zujag von „Couleuren“, Farben, die aus gebranntem 
Zuder oder Zihhorienwurzelertraft bereitet find, eine dunkle Farbe zu verleihen. 
Diefe Zufäge machen den Genuß des Bieres nicht ſchädlich. Dagegen nimmt 
man dieſe Manipulation zuweilen vor, um minderwerthigem Biere den Anjchein 
einer bejleren Qualität zu verleihen. Ferner werden aber aud noch Mittel von 
unbefannter Zufammenjegung angewandt, deren Wirfungsieije mithin nicht be— 
urtheilt werden faun; der Gebrauch der legteren iſt zu beanjtanden. 

Jedes Bier reagirt hemiih jauer. Ob die Säure dasjelbe zum Genuſſe 
untauglich macht, unterliegt jeitenö der Koniumenten der verjchiedenen Yänder einer 
verichiedenen Beurtheilung. So würde beiſpielsweiſe ein Deuticher die Biere ala 
ungenießbar reip. jauer bezeichnen, welche der Belgier noch mit großem Vergnügen 
genießt. Der jaure Geſchmack hängt hauptfählid von dem Verhältniſſe der vor: 
handenen Säure zum Grtraft ab. 

Derjelbe könnte gejeglich geregelt werden, wenn man nur auf unjere Wer: 
hältniffe Rüdfiht nimmt und 3. B. nah Grießmayer's Vorſchlag jagt: 

Die Relation zwijchen Extrakt und Säure!) darf bei Lagerbieren 4, bei 
Schankbieren 2 nicht überjchreiten. 

Ein hochgrädiger Gehalt des Biered an Säure ijt unter allen Umständen 
zu verwerfen; ebenjo find die dur Neutraliliren. der Säure in dem Bier ent— 
Itandenen Salze für die Gefundheit mindejtens unerwünjdt. 

Der. Altoholgehalt des Bieres joll ferner nicht durch nachträglich zugeſetzten 
Weingeiſt oder gar fujeligen Startoffeliprit bewirkt werden. 

Außerdem können durch Unreinlichkeit beim Brauprozek während des Ausſchanks 
Kupfer und Blei in das Bier hineinfommen, die von giftiger Wirkung find. 

Schließlich ift an diejer Stelle auch noch gewiſſer Lofalbiere zu gedenken, 
die, unter ganz beitimmten Namen zum Ausſchank fommend, fih ſchon durch 
dieje von dem „Bier“ Ichlechthin genannten Getränk unterjcheiden, jo 3. B. das 
Meißbier, der Broyhan, die Mumme, die Goje u. dgl. Dieje Biere jind zum Theil 
nicht gehopft, zum Theil mit Weizenmalz bereitet, enthalten auch abſichtlich zu: 
geſetzte Pflanzenjäuren, Gewürze und andere unichädliche Stoffe, von deren Anz 
wejenheit der den einzelnen Getränfen charakteriftiihe Gejchmad abhängt. 

Wer diejelben genießt, weiß itets wohl, daß er fein „Bier“ schlechthin zu 
fih nimmt. 
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Die in dem Bier enthaltenen Kohlenhydrate und ftidjtoffhaltigen Beitand- 
theile find je nad) der genoffenen Quantität al3 eine gewiffe Zufuhr an Nahrung 
im engeren Sinne zu betrachten, wie im Gingange erörtert wurde. 

Diefe nährende Eigenichaft fommt aber nur einem normalen Bier in un: 
eingeichränftem Grabe zu. 

Schlechtes Bier, in dem die anorganischen Beſtandtheile (namentlich Phos— 
phorjäure, Kali) nur wenig vertreten und der Gehalt an Stidftoff gering ift, 
Bier, dem man, weil e8 wenig Ertraft und Zuder enthält, mit Glycerin aufge: 
holfen hat, ift infofern nicht mehr in normaler, für die Gefundheit völlig ent- 
iprechender Verfaſſung, ald das Gleichgewicht zwiſchen Alkohol und den Ertraft- 
beitandtheilen in Ganzen und im Einzelnen geſtört ift. 

Das oben Gejagte bezieht fih auf den gefunden Konfumenten; es kommt 
aber noch ungleicdy mehr zur Geltung hinfichtlich der Kranken und Rekonvaleszenten, 
denen das Bier ald Stärfungsmittel verordnet wird. 

In diefem Falle, wo eine Menſchen Gejundheit in Folge von Gewinnſucht 
in Gefahr gebradht werden kann, fällt die Thatfache fchwer ind Gewicht, daß 
die Verfälihung des Bieres aud eine die Gejunbheit fchädigende Manipulation 
fein fann. 

Während bei den übrigen Nahrungsmitteln die Frage ber zu ihnen ge 
hörigen, reip. ihnen nicht zufommenden Beitanbtheile leicht gelöft werben kann, 
befindet ſich das Bier dieſen gegemüber in einer eigenthümlichen Ausnahmeftell- 
ung, da bei ihm bie Beiteuerungsverhältniffe in den Vordergrund treten. 

Das badiiche Keffelfteuergeieg beitimmt den Rauminhalt der Brauereigefäße. 
Es fragt nicht nach der Beichaffenheit de Nohmaterials. 

Im Gebiete der Reichöbraufteuer und in Württemberg wird die Steuer von 
dem zum rauen verwendeten Malze erhoben, die Verwendung beiteuerter Sur: 
rogate ift aber erlaubt. 

Nach) dem bayeriihen Malzaufichlaggeiege wird die Steuer nur nach dem 
Gerftenmalzverbrauen veranlagt und alle Surrogate find verboten. 

Der Artikel 7 des genannten Malzaufichlagsgefetes vom 16. Mai 1868 lautet: 

„Es ift verboten, zur Bereitung von Bier ftatt Malz Stoffe irgend 
welcher Art als Zujag oder Erſatz, oder ein ungemalztes Getreide für 
fi, fowie mit ungemalztem Getreide vermiſchtes Malz zu verwenden. 

Zur Erzeugung von Braunbier darf nur aus Gerfte bereitete Malz 
verwendet werben. 

Durch die Beitimmungen dieſes Artifel3 ift die Verwendung von Malz: 
furrogaten, als: Griesmehl, rohe Getreidearten, Kartoffelmehl oder Kartoffelitärte, 
Reis, Maid, Syrup (Melafje), Trauben und Brauzuderfabritate, Biercouleur, 
Malzbrauzuder, Glycerin, Weinfäure, Lafrigenjaft, Eichorien, Caramel zur Bier: 
bereitung in Bayern verboten. 

Außerdem dürfen nad) dem bayeriichen Landtagsabichiede vom 10. November 
de3 Jahres 1861 zur Bereitung von Braunbier andere Stoffe al3 Gerftenmalz 
und Hopfen (bei Vermeidung der Anwendung der Strafgejege wegen Fälſchung 
von Getränken) nicht verwendet werben. 

Mithin ift in Bayern ſowohl fteuerrechtlich als polizeilih unter Bier nur 
das aus Gerftenmalz, Hopfen und Waffer bereitete Getränf zu verftehen. Im 
übrigen Deutfchland dagegen heit Bier ein aus Malz und den übrigen in 
Bayern verbotenen Surrogaten bdargefteltes Getränt. Was fteuerrechtlih im 
Reihöbraufteuergebiete erlaubt ift, wird fomit in Bayern fteuer- und polizeirecht- 
lich als Bierfälihung angefehen. 

Unnalen bes Deutihen Reichs. 1882. 53 
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Die Verwendung von Hopfenjurrogaten wird in Bayern gemeinjam als 
Bierfälihung betrachtet und nach dem deutichen Reichsſtrafgeſetzbuch geahndet. 

Bom fanitären Standpunkte aus verdienen die in Bayern herrichenden Ge: 
jege unbedingt den Vorzug. Wie fie fih mit den im übrigen Dentichland gelten- 
den Borjchriften vereinigen lailen, ohne den Ertrag der Steuer herabzumindern, 
ift eine vom Geſundheitsamt nicht zu erörternde Frage. 

Hauptinhalt. 

Unter „Bier“ find nur durch weinige Gährung ohne Deitillation erzeugte 
und noch in einem gewiffen Stadium der Nachgährung befindliche Getränfe ſchlecht⸗ 
hin aus Malz (Gerite), Hopfen, Hefe und Waſſer zu verftehen. Alle übrigen 
aus fonftigen Materialien erzeugten ähnlichen Getränfe dürfen nur unter anderen 
fie beftimmt unterfcheidenden Bezeichnungen, 3. B. „Reisbier“, verkauft werden. 

Es würde ſich empfehlen, die Materialien, welche bei der Heritellung g& 
wiſſer, ſchon durh ihren Namen als foldhe kenntlicher Lokalbiere (Weihbier, 
Broyhan u. dergl.) ald Gewürze verwandt werben bürfen, auf dem Verordnung: 
wege feitzuitellen. 

In vielen Bierbrauereien find zahlreihe Surrogate in Gebrauch gekommen, 

Als Surrogate für Beitandtheile des Malzes find Stärke, Stärfezuder und 
Glycerin zu nennen. Ob die Anwendung von Stärfezuder, der gegenwärtig 
noch in fehr unreinem Zuftande in den Handel fommt, gefundheitgefährlich ift, 
muß weiteren Erfahrungen anheimgegeben werben 

Die Verwendung von Glycerin ift ebenfall3 beim Brauen auszuichließen. 

Alle drei Surrogate, Stärke, Stärfezuder und Glycerin, drüden als ſtick— 
ftofffreie Subftanzen den relativen Gehalt an Eiweißkörpern im Bier herab und 
ftören jo die natürliche Zufanımenjegungsweife deö Bieres. 

Hopfenfurrogate find als unvollkommener Erſatz und in Anbetraht ihrer 
eventuellen Schädlichfeit überhaupt von der Anwendung auszuschließen. 

Anpreilungen von Stoffen, wie Glycerin u. dergl., als Surrogate für bie 
Bierbrauerei ſeitens der Zwiſchenhändler find unzuläſſig. 

Mittel zur Färbung ded Biere, wie „Gouleur“ u. ſ. w., find zwar nicht 
gejundheitsgefährlich aber doch darauf berechnet, dem Bier den Anichein einer 
beſſeren Beichaffenheit zu geben. 

Als Klärungsmittel ift gegen (Haſel- und Weißbuchen:) Spähne, gegen 
Hauſenblaſe, Iſinglas und Tannin nicht? einzuwenden. 

ALS Mittel zum Konferviren des Flajchenbieres iſt das Paſteuriſiren zu 
empfehlen und ausreichend. Für das Bier auf Fäſſern wird neuerdings Salicyl- 
jäure oder doppeltichwefligiaurer Kalt angewendet; ob diefe bei dauerndem Genuß 
gelundheitögefährlich find, ift durch weitere Unterjuchungen zu enticheiden. 

Ein Bier, dad der Gejundheit des Konfumenten im vollen Maße zuträglich 
jein joll, darf fit) von einem gewilien, dem Gleihgewiht nahen Berhältniffe 
zwiichen Alkohol und Ertraft nicht zu sehr entfernen. Im Ertraft foll das 
Verhältniß zwiſchen Eiweißkörpern, Kohlehydraten und Salzen fo jein, wie es 
bei richtigem Brauverfahren aus der Gerfte hervorzugehen pflegt. 

Jeder hochgradige Säuregehalt ift verwerflich. 

Die ald Surrogate des Hopfend dem Bier zugelesten Stoffe find noch nicht 
alle mit Sicherheit nachzuweifen. 

8. Wein.) 
Wein ift dad Produft der alfoholiihen Gährung des Traubenfaftes. 


. ') Hierbei find die eine geringere Bedeutung habenden Fruchtweine außer Acht gelafien. 
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Schon nad) furzer Zeit, bei gewöhnlicher Temperatur, oft ſchon nad) einer 
halben Stunde, fängt der Traubenjaft ohne allen Zuſatz von Hefe an zu gähren, 
wolfig und didlid zu werden und Gasblaſen zu entwideln. Es hat jomit die 
Gährung ſchon begonnen, und in drei Stunden erjcheint die Hefe ſchon in Form 
einer gelben Schicht auf der Oberflähe des Moftes; es läßt fih dann ſchon 
Alkohol in der Flüffigkeit nachweiſen. 

Die Zufammenjegung und die Qualität der Weine hängt von ſehr vielen 
Umftänden ab, 3. B. von der Bodenbeſchaffenheit, dem Klima, der Witterung, 
vom Verfahren beim Weinbau, von ber Sorte ber Rebe, von der Zeit der Leie, 
von der Art und Weile, wie die Trauben gefeltert, wie die Gährung des Moſtes 
geleitet wurde; fie ift ferner abhängig von der Behandlung, der man den jungen 
Wein unterwirft, von der Art der Aufbewahrung und der weiteren Behandlung, 
dann von der Temperatur der Steller. 

Ebenjo iſt auch das Alter des Weines auf jeine Beichaffenheit von dem 
größten Einfluife. 

Aus dem Gefagten ergibt fi) in unziweideutiger Weife, dab der Wein in 
gewiffen Sinne ein Kunitproduft ift, deifen Güte im Allgemeinen mit Manipus 
lationen zujammenhängt, die von der-Geichidlichkeit und Erfahrung des Einzelnen 
abhängen, der ſich mit der Heritellung reip. der Konſervirung der Weine beichäftigt. 

Die gelejenen Trauben werden zerquetiht und — bei Bereitung weißer 
Weine — der Traubenbrei ausgepreßt (gefeltert). Hierbei fließt der Moſt ab, 
während die jogenannten Treiter, d. h. Schalen, Hülfen und Sterne, zurücdbleiben. 

Da die Prerüditände noch viel Saft enthalten, werden fie oft noch mit 
Waſſer verjegt und abermals gepreht, fie liefern dann den Treiterwein (au) 
Yauer genannt). 

In jedem Moft befinden fi im Großen und Ganzen diejelben Beltandtheile, 
jedoch in verichiedenen Mengenverhältnifien. Die Güte des Moſtes bedingt 
— richtige Behandlung vorausgejegt — die Güte des Weines 

Im Allgemeinen finden fid im Moſt die in der Traube in löslicher Form 
vorhandenen Stoffe, häufig noch vermijcht mit den löslichen reip. löslich ge— 
wordenen Bejtandtheilen der Schalen, Kämme und Kerne. 

Die Mofte enthalten außerdem in der Negel juspendirte Subitauzen und 
zwar theils unlösliche Ausiheidungen, welche bei dem Aufeinanderwirfen der ver: 
ihiedenen Säfte entitanden find, theils mechaniſch mitgeriſſene Stoffe. 

Die weientlichiten Beitandtheile des Mojtes find: 

1. Traubenzuder, Fruchtzuder und Inojit. Der Gehalt wecjelt 
zwiſchen 10 bis 30 Prozent. 

2. Eiweißjubftanzen, O,, biß O,, Prozent; dieje ihrer Natur nad) wenig 
befannten Stoffe liefern unter dem Ginfluffe gährungserregender, aus 
der Luft jtammender Organismen kräftige Fermente. 

3. Pektin und andere fticitofffreie, jchleimige Beitandtheile. 

4. Farb» und Niechftoffe nebit einer Neihe von Körpern, beren Natur 
noch wenig befannt it, und die man gewöhnlic unter dem Namen Ertraftiv: 
ſtoffe zuiammenfaßt. 

5. Organiſche Säuren und zwar Weinfteinfäure, freie!) und an Kalium 
gebundene, Apfeljäure (befonders im Moſt unreifer Trauben), Butterfäure, 
Buttereſſigſäure und Balerianjäure. 


1) Neßler und einige andere Chemiker behaupten, daß im Weine keine Weinjteinfäure 
vorhanden jei. 
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Findet fi) Gerbfäure im Moft, fo entitammt diefelbe nicht dem Safte 
der Trauben, fondern fie ift au& Kernen und Kämmen in ben Moft ge 
langt. Die Annahme, daß fih Zitronenfänre im Weine finde, ift unbe 
gründet. 

6. Anorganifhe Stoffe und zwar Phosphorſäure, Kiejelfäure, Chlor, 

Kalium, Natrium, Calcium, Magnefium, Eifen und Mangan. 

Bon diefen Stoffen find das Wafler, der Zuder, die Säuren und Salze 
auf die Qualität des Moftes von entſchiedenſtem Cinfluffe. 

Dieſe Beitandtheile finden fich bei einem und bemfelben Weinberge in ver- 
chiedenen Jahrgängen in jehr ungleihen Berhältniffen im Moft. 

In guten Jahren ift der Moft reiher an Zuder und ärmer an Säuren 
als in ſchlechten. 

Bei der Gährung des Moftes und bei der Lagerung des Weine wird die 
Säure in der Form von faurem weinfteinfaurem Kalium zum Theil abgejchieben. 
Hierdurch ſinkt der Säuregehalt des Weines ; dennod aber fünnen ſüße Trauben 
einen fauren Wein geben. In der Traube und im Moft verdedt nämlich ber 
Zuder den Säuregehalt. Da jener aber bei der Gährung ganz oder größten: 
theils verſchwindet, während der größte Theil der Säure im Weine verbleibt, 
fann er dieſe verdedende Wirkung nicht mehr ansüben. 

Nach Frefenius kann man annehmen, daß bei guten Traubenjorten Die Säure 
und der Zuder im Verhältniß von 1:30 ftehen; in weniger guten Jahren und 
bei leichten Traubenjorten ſinkt e8 oft auf 1: 16, ja noch weiter herab. 

Bei Beurtheilung der Güte eines Moftes fommt jomit in erfter Linie die 
abfolute Menge des Zuder® und weiter dad Verhältniß zwiſchen Säure und 
Zuder in Betracht; auch kann man im Allgemeinen als fiher annehmen, daß 
fonftige, die Güte des Moſtes verringernde Subftanzen in um fo Hleineren Mengen 
vorhanden find, je reifer und zuderreicher die Trauben waren, von benen er ftamımt. 

Wie Schon erwähnt, geht der Moft durch die Hauptgährung in Wein über, 
ber durch die Nachgährung fertig wird. Hierbei geht der Trauben: und Frucht: 
zuder unter Kohlenfäureentwidlung zum größten Theile in Alkohol über und 
nebenbei entjtehen, außer geringen Mengen Propylaltohol, Butylaltoho! und beren 
Aldehyden, Metherarten, ald Caprin- und Gapryljäureäther (jogenannte Denantb: 
äther), Efligäther, Butterfäureäther. Es bildet fich ferner Glycerin in geringeren 
Mengen, und e8 kommen zu den jhon im Moft vorhandenen Säuren noch Bern: 
fteinfäure, Effigiäure und Kohlenfäure als Gährungsprodufte hinzu. Abgeichieden 
werden audererfeit3 durch die Gährung der größte Theil der ftidftoffhaltigen Be— 
ftandtheile, faures weinfteinfaure3 Kalium, weinfteinfaures® Calcium und alle im 
Moft juspendirt gewejenen Stoffe. Alle diefe Subftanzen finden ſich in der Hefe, 
welche bei dem Gährungsakte ausgefchieden wird und fi auf dem Boden ber 
Fäſſer abjekt. 

Den jungen Wein ftiht man, um ihn von der Hefe zu trennen, im Früh— 
jahr, fobald er flar geworden, ab, d. h. man trennt die Flüffigkeit durch vor: 
fihtiges Ablaflen von dem Bodenſatze. Da fich aber während der Nachgährung 
weitere Hefe bildet, jo muß der Wein noch mehrmals abgeitochen werden, bis er 
far bleibt und flajchenreif iſt. 

Die Güte des Weines ift abhängig von ber Menge und dem relativen Ver: 
hältniffe ber einzelnen Beftandtheile. 

Der Altoholgehalt, welcher bis zu gewiſſen Grenzen bedingt wird durch die 
Menge bed Zuder® im Moft, ſchwankt je nad) der Art ded Weines, zwiſchen 5 
und 13 Prozent. 


BE mar ee" | 
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Häufig wird ausländijchen Weinen nod reiner Sprit hinzugejegt, um fie 
transportfähiger zu machen, jo daß fih in den jpanifhen unb portugiefiichen 
Weinen oft 17 bis 24 Prozent und mehr Alkohol findet. 

Die im Weine vorhandenen Säuren find außer den im Moit vorhanden 
gewejenen und während der Gährung nicht abgeidhiebenen, noch die burd bie 
Gährung erzeugte Kohlenfäure, welche allmälig entweiht und in abgelagerten 
Weinen daher nicht mehr enthalten ift, jowie Bernfteinfäure und Effigiäure, welche 
legteren fih in Mengen von O,, Bid O,,, Prozent vorfinden. 

Die Hauptiäure, welche bis zu einem gewilfen Grade in jedem Weine vor: 
handen jein muß, ift die Weinjäure, die fich theilö frei, zum größten Theile aber 
ald Weinftein (jaures weinfteinfaures Kalium) vorfindet. 

In guten Weinen beträgt die freie Säure 4 bi 5 pro Mille, auf Wein- 
jteinfäure berechnet. 

Die riehenden Beitandtheile des Weines zerfallen in zwei Arten: 

1. Dad Aroma, weldes ſchon mander Traubenjaft, 3. B. derjenige ber 

Muskattraube beſitzt. 

2. Die riechenden, bei der Gährung entſtehenden Beſtandtheile und zwar: 

a) die den Weingeruch überhaupt ertheilende Subſtanz, die gewöhnlich als 
Denanthäther bezeichnet wird; 

b) dad Bouquet oder die Blume, weldhe, mancden Weinen fehlend, für 
andere charakteriftiich iſt. 

Mit dem Alter nimmt die Blume des MWeined ab, während der Denanth: 
äther in dem Weine verbleibt. 

Die rothen Weine enthalten außerdem nod einen Farbſtoff, der entweder 
(bei Verwendung von Färbertraube) jhon im Traubenſaft vorhanden ift, oder 
aber dadurch bei der Gährung entiteht, daß man den Moſt mit den den Farbitoff 
enthaltenden Hülien und Kämmen vergähren läßt. 

Die Kenntniß der Farbitoffe des Rothweins ift neuerdings durch die Inter: 
juhungen von Armand Gautier wejentlich erweitert worden. Nach demjelben ent: 
halten alle Weine mehrere, aber nad) der Rebjorte verjchiedene rothe und einen 
gelben Farbftoff. 

Der in altem Rothwein beobachtete Abja rührt davon her, daß bie in dem— 
jelben befindliche Gerbfäure fich zerjegt, und daß ſich mit den unlöslihen Ber: 
ſetzungsprodukten derjelben der Farbftoff zum Theil niederichlägt. 

Die Farbe des Rothweines fteht einigermaßen im Verhältniß zur Zeit, 
während welcher die Schalen mit dem gegohrenen Moſt in Berührung bleiben 
So läßt man bei den gewöhnlichen Weinen des jüdlichen Frankreichs die Schalen 
8 bis 14 Tage, bei den deutſchen Rothweinen 2 bis 3 Wochen in der Flüffigfeit. 

Ein Wein, der nad) den Regeln der Kunſt vergohren und behandelt worden 
it, bedarf der Klärung nicht, da die bei der Gährung entitandenen Hefentheilchen 
ih) abjegen und der Wein jo von jelbit klar wird. 

Deßungeachtet läßt fich das Klären (Schönen) nicht umgehen. 

Es gibt — abgejehen von Filtrationseinrichtungen — zwei Arten von 
Klärmitteln; 

1. folche, deren Wirkung darauf beruht, daß fie zujammentreffend mit der 
in dem Weine enthaltenen oder demſelben zugelegten Gerbiäure Nieder: 
ichläge liefern, welche die trübenden Bejtandtheile des Weines mit nieder: 
reißen und denjelben jomit Elären. 

- Hierher gehören Hühner-Eiweiß, Haufenblaje, Leim, Gelatine, Blut 
oder Milh. Dieſe Mittel find nur dann nicht zu beanftanden, wenn fie 
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mit großer Vorlicht angewandt werden, denn etwaige Ueberſchüſſe bleiben 
gelöft und können zum Werderben des Weines beitragen; 

2. folde, die an und für fi unlöslich find und die trübenden Subjtanzen 

mechaniſch niederreißen. 
Hierher gehören verfchiedene Erdarten. 

In England und Spanien beendet man die Schönung mit einer Erde, die 
mit dem Namen Nelogris bezeichnet wird. Die Nejultate jollen auffallend gut 
fein. Dieſe fpaniiche Erde unterjcheidet fi) von dem auch bei uns in legter Zeit 
zum Schönen angewandten geihlämmten Kaolin dadurch, daß fie, in Folge ihres 
Gehalts an Löslicher Thonerde, mehr davon an den Wein abgibt. 

In Frankreich benust man ſchon feit langer Zeit zum Klären des Weines 
den gebrannten Gyps. Derfelbe wird oft ſchon dem Moſt beigemiiht und hat 
bei rothen Weinen die Eigenschaft, die Farbe derielben zu erhöhen. 

Der Gyps zeriegt außerdem einen Theil des Weinfteins ; unlösliches wein: 
ſaures Calcium scheidet fi) ab, während andererfeits ſchwefelſaures Kalium ent: 
fteht, das unzweifelhaft zum größten Theile gelöft bleibt. Da der Wein 
außerdem mit ſchwefelſaurem Calcium gejättigt bleibt, jo hat jedenfalls der io 
bereitete Wein nachtheilige und unangenehme Wirkungen auf den menjchlichen 
Organismus, jo dab ein Gypszuſatz bei der Bereitung der Weine unbedingt zu 
bermwerfen ift. 

Guter Wein verbeffert fich bei zunehmendem Alter bis zu einem gewiſſen 
Grade von jelbft, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. fofern der Wein noch Zuder enthält, findet meift beim Lagern eine lang: 

ſame Nachgährung ftatt, wodurd fich jein Alkoholgehalt vermehrt ; 

2. entwideln fich beim Lagern der Weine mehr und mehr die Aetherarten, 

welche denielben das Aroma verleihen; 

3. vermindert fih der Säuregehalt des Weines durch die Ausicheidung von 

Weinftein; 

4. gewinnt der Wein durch Ablagerung von Hefe an Klarheit und Neinbeit 

des Geſchmacks. 

Immerhin hat aber die Veredelung der Weine durch das Alter eine Grenze, 
über welche hinaus er an Wohlgefhmad und Werth verliert. 

Wurde im WBorhergehenden geichildert, in welchen Weiſen aus reifen und 
guten Trauben Wein funftgemäß hergeftellt wird, jo muß nunmehr darauf hin— 
gewiejen werden, daß die Trauben auch bei forgfältigiter Kultur des Weinſtockes 
in Folge ungünftiger Witterungsverhältniffe häufig nicht genügend reif werben. 
Namentlich ift dies in Deutichland der Fall, weit jeltener in Frankreich und 
anderen füdlichen Ländern. In der That kommen in Deutichland durch— 
ichnittlihh auf 12 Weinjahre nur ein ausgezeichnetes, 4 gute, 3 mittlere und 4 
Ichlehte Jahre. 

Wie Teicht erfichtlih, läßt ſich nun aus jchlehten Trauben fein Moſt be: 
reiten, der, in oben gejchilderter Weile behandelt, direkt einen guten Wein liefern 
würde. 

Es iſt daher die Frage, wieviel und was geſchehen darf, um einen Wein 
zu verbeſſern, vom hygieniſchen Standpunkte von der allergrößten Wichtigkeit. 
Während manche fogenannte Verbefferungsmethoden unbedingt zu verwerfen find, 
müfjen andere unter gewiſſen Beichränfungen, vom willenichaftlihen und hygieni— 
Ihen Standpunkte als berechtigt anerfannt werben. 

In Folgendem jollen die hier einichlagenden Verſuchsweiſen kurz erläutert 
werden. 
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Die „Weinverbeilerung“ fann fich auf den ſchon fertigen Wein, oder auf den 
aus den Trauben erzeugten Moſt beziehen. 

Wir beiprehen zunächſt die Mittel, welche dazu dienen, den Wein zu ent- 
fäuern. 

Zur Erreihung dieſes Zweckes hat Liebig neutrale weinjteiniaured® Kalium 
vorgeichlagen. Es bildet dieje3 mit der Weinjäure ded Weines MWeinftein, der 
fi) abjcheidet. 

Die Erfahrung hat dieje® Verfahren bei vorjichtiger Anwendung al3 ein 
bewährtes hingeſtellt. Werden auch hierbei die anderen freien Säuren, nament- 
lid die Aepfeljäure, nicht abgeichieden, jondern nur gebunden, jo jcheidet jich Doch 
eine ihrer Menge äquivalente Quantität Weinftein aus, jo daß aud eine Ent: 
fäuerung ftattfinden würde, wenn fie allein im Weine vorhanden wären, 

Für die Abftumpfung eine Theiles der freien Säure im Weine wird auch 
fohlenjaurer Kalt oder Kalkhydrat verwendet. Werfährt man hiebei vorſichtig, To 
gelingt e3, einen Theil der Weinfteinjäure als unlösliches Kalkſalz abzuſcheiden. 
Zur Abicheidung anderer Säuren aus dem Weine eignen ſich die Stalkverbind: 
ungen nicht. 

Statt Halt ift von Wagner Zuckerkalk in Vorſchlag gebracht worden. 

Die früher zur Säureabftumpfung öfters angewandte giftige Bleiglätte dürfte 
jest wohl faum noch zu diefem Zwed Berwendung finden. 

Der Moſt Schlechter und mittlerer Weine enthält im Verhältniß zum vorhan— 
benen Zucder immer eine genügende Menge von eiweißartigen Körpern, oft ſogar 
einen Ueberſchuß derielben. 

Die Folge davon ift, daß der im Moft vorhandene Zuder jo vollfonmen 
vergährt, daß der fertige — alkoholarme — Jungwein oft auch nicht die ge- 
ringſte Spur Zuder mehr enthält und dadurch um fo faurer erfcheint. — Diele 
Berhältniffe ändern fich bei den Auslejeweinen. 

Sind in einem Moft 30 und mehr Prozente Zuder enthalten, jo bleibt — 
fei e3 in Folge mangelnden Fermentes, ſei e8 in Folge der gährungshemmenden 
Kraft der entitandenen größeren Altoholmenge — noch Zuder unvergohren, To 
baß ſolche Weine fhon aus dieſem Grunde angenehmer und vor allem auc weniger 
fauer jchmeden. 

Mährend der Bierbrauer e8 dur die Art der Bereitung und die Konzen— 
tration der Würze in der Hand hat, dem Getränfe den gewünjchten Gehalt zu 
geben, muß der MWeinbauer den Moſt nehmen, wie ihn die Natur liefert, und e3 
fommt vor, daß Moft aus ein und derjelben Lage in verfchiedenen Jahren von 
12 bis 24 Prozent im Zudergehalte differirt, ebenjo wie fein Gehalt an Säure 
von 5 bis 12 pro Mille und mehr ſchwanken fann. 

Die Weine müffen demnach höchſt ungleih ausfallen, und kann es 3. 8. 
vorfommen, daß bei 14 pro Mille Säure und 12 Prozent Zuder ein Wein ent- 
fteht, der faum noch geniehbar ift. 

Um nun aus folchen Mojten genießbare und effektiv beſſere Weine zu machen, 
oder um den aus ſolchen Moften erzeugten Weinen beiferen Geſchmack zu ver: 
leihen, jind namentlich folgende Verfahrungsweijen im Gebraud). 


1. Das Chaptalijiren. 


Diefes Verfahren, das feinen Namen nach dem franzöfiichen Chemiker Chaptal 
trägt, beiteht darin, daß man einem zu jauren Moft, unter Anwendung bejtimmter, 
hier nicht weiter zu erörternder Berechnungen, den Säureüberihuß (vermittelft ge— 
mahlenen weißen Marmors) entzieht und ihm gleichzeitig einen Zuſatz von einer 
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gewiffen Menge reinen Rohrzuckers (ftatt deffen aber auch Stärfezuder zur Ber: 
wendung fommt) gibt. Cine Vermehrung de Weines findet alſo Hier nicht 
ftatt. Der erzeugte Wein ift fomit ärmer an Säure, reiher an Alkohol und 
eventuell auch an Zuder. 

Das Chaptalifiren findet nach Beyſe namentlih in Frankreich zur Herftellung 
ebler Rothweine, beſonders der Burgundermweine, vielfache Anwendung, und ſoll 
dasfelbe vorzugsweiſe für feine Bouquetweine, deren charakteriftiiche Eigenſchaften 
man nicht Schwächen, jondern erhöhen will, beſonders gut fein. 


II. Das Gallifiren. 


Diefes Verfahren Heißt jo nad jeinem Erfinder Dr. Lubwig Gall. Es be 
zwedt auch eine Verminderung der freien Säure und eine Steigerung des Alfohol: 
gehalts, ergibt aber auch zugleich eine bedeutende Vermehrung bes Weines jelbft. 
Gall geht von der Annahme aus, daß zur Erzielung eines guten Weines der 
Moft eine beftimmte Zufammenfegung haben muß, und ftellt einen Normalmoft 
von einem beftimmten Gehalt an Zuder, Waſſer und freier Säure auf, wobei 
die Thatſache außer Acht gelaflen ift, daß dieſe Beitandtheile allein noch lange 
nicht den Traubenmoft ausmachen. 

Auch hier richtet man ſich betreff3 der Duantitäten, die zugejegt werden, 
nad) beftimmten Berechnungen. 

Geht man 3. B. von der Vorausjegung aus, ein guter Moft müſſe 20 Prozent 
Zuder und O,, Prozent freie Säure enthalten, und hat man einen jolchen, welcher 
10 Prozent Zuder und 1 Prozent Säure enthält, jo liefert folgende Miſchung 
das gewünſchte Refultat: 

in 100 kg Moft 1 kg Säure, 10 kg Zuder, 
:s WW ⸗Waſſer 0 - ⸗ 0 =: ⸗ 
: 30 = Bude 0— s 30 = 


in 200 kg 1 kg Säure, 40 kg Zuder 
oder 
in 100 kg 0,,kg Säure, 20 kg Zuder. 
Hält man diefe Verhältniffe nicht richtig ein, fo wird ber Zweck nicht er: 
reiht und wird dabei noch — wie dies oft der Fall — ſchlechter Stärfezuder 
verwendet und unreinlich gearbeitet, jo artet das Gallifiren zur Schmiererei aus. 


III. Das Petiotiſiren. 


Diejes Verfahren verdankt jeine Einführung einem burgundiichen Gutöbefiger 
Petiot. Es befteht darin, dat man die Treber nochmals, jogar bis fünfmal, 
von Neuem mit Zuckerwaſſer vergähren läßt. 

Der jo bereitete Zucerwein ift weniger jfauer ald der Wein aus dem Moft, 
fteht aber, jelbit bei der fünften Gährung, was Alkoholgehalt und namentlich 
auch das Bouquet betrifft, dem aus reinem Moſt erhaltenen Wein nicht nad. 
Man kann hieraus jchließen, daß in den Trebern unzweifelhaft noch mande bis 
jegt unbekannte Stoffe enthalten find, die durch die ſtärkſte Preſſe nicht im ben 
ursprünglichen Moſt übergeführt werden, bei der Gährung aber löslich werden 
und fih an der Bouquetbildung betheiligen. 

Alle diefe verjchiedenen Produkte werden dann zufammengegoflen. 

In Frankreich wird das Petiotifiren in großartigem Maßſtabe betrieben und 
nur dadurch wird es möglich, die koloſſalen Maſſen billiger Bordenurweine zu 
erzeugen, welche heutzutage nad allen Weltgegenden wandern. 

Nach Beyfe haben die nad) diefer Methode erzielten Weine viele Vorzüge: fie 
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find feurig und ſchön von Farbe, fie find würzig und bouquetreih, von großer 
Haltbarkeit, ſehr bald flajchenreif und keinerlei Krankheiten unterworfen. 

Alles, was beim Gallifiren gejagt ift, trifft natürlich auch bein Betiotifiren 
zu, wenn jchlehter Stärfezuder verwendet oder unreinlich gearbeitet wird. 

Wie man fieht, wird ſowohl bei Gall, wie bei Petiot Stärkezuder ange: 
wandt und wirb derjelbe dieferhalb in zahlreichen Fabriken in großem Maßitabe 
aus Stärfe mit Säure dargeitellt. 

Der jo erhaltene Zuder ift aber keineswegs rein und hat den großen Nach— 
theil, daß er durch Kryſtalliſation nicht wie der NRohrzuder leicht, jondern nur 
jehr jchwierig gereinigt werben fann. Gr enthält deshalb eine große Neihe von 
Unreinigfeiten (Zwiichengliedern zwiichen Stärfe und Zuder), die zum Theil uns 
vergährbar find. 

Nah Mohr jollen in dem gemeinen Stärfezuder (Startoffelzuder) oft 30 bis 
40 Prozent ſolcher unvergährbarer Stoffe vorhanden fein. 

Nah E. Schmidt und Neubauer, die verjchiedene Handelöforten davon 
unterfuchten,, ftellten fich bei dieſen ungefähr 12 bis 20 Prozent Feuchtigkeit 
und 14 bis 24 Prozent unvergährbarer Stoffe heraus, und fanden ſich in der 
vergohrenen, unfiltrirten Löſung ſyrupartige Beſtandtheile von wahrhaft efeler: 
regendem Geihmade, die natürlich alle in den Wein übergehen. Außerdem ift 
auch hier wie jchon beim Bier und Stärfeiyrup auf einen möglichen Arjengehalt 
binzumeifen. ') 

Es ift diejes ein Nachtheil, der den Stärfezuder, jo lange er nit jeitens 
der Fabrifanten reiner geliefert wird, bei der Anwendung zur MWeinbereitung als 
mehr oder weniger bedenklich ericheinen läßt, und wird diefe Anficht um jo mehr 
beftätigt, ald ganz neuerdings A. Schmig nad) Verfuchen, die er mit gallijirten 
Weinen an Menſchen, an Hunden mit den unvergährbaren Beitandtheilen des 
Kartoffelzuders gemacht hat, zu dem Nefultat gekommen ift, daß dieje ähnlich dem 
Fuſelöl des RKartoffelbranntweins ſtark betäubend wirken. 

Der Rohrzuder verhält fi) in dieſer Beziehung weſentlich ander als ber 
fäuflihe Traubenzuder und unterfcheidet fich bei jeinem verhältnigmäßig hohen 
Grad von Reinheit in Betreff feiner Vergährungsfähigkeit faum von dem in dem 
Traubenmoft enthalten Zuder. 

Die Frage, ob man einen Naturmoft mittelft der aufgezählten Methoden 
verändern darf oder nicht, ift von großer Wichtigkeit. 

Es wird niemal3 gelingen, reinen, eblen NRauenthaler oder einen Johannis: 
berger aus ſchlechten Trauben künstlich zu machen. 

Anders ftellt fich dieſe Frage für fchlechte Jahre und fällt dieſelbe zuſammen 
mit der ferneren: ob man überhaupt Kunftwein oder weinähnliche Getränfe her: 
ftellen darf, wie etwa Schaumweine, Fruchtweine 2c. 

Die Antwort hierauf möchte „Ja“ lauten, wenn auch nur bedingungsweile. 

Mährend ein Wein, bereitet aus einem Moft mit 12 Prozent Zuder und 
14 pro Mille Säure, faum genießbar ift, fann man aus demſelben durch regel— 
rechtes Gallifiren oder Petiotifiren ein leidliches Getränt herftellen. Auch it 
ja befannt, daß aus den Trebern guter Jahre leidlihe Nachweine gewonnen 
werben. 

Fragt man, warum dieſe „Weinverbeiferungsmethoden* fo in Verruf find, 
fo ift die Antwort hauptfählich darin zu fuchen, daß diefe Operationen oft in 
den heimlichiten Winteln, bei Nacht, mit dem ſchlechteſten Materiale, ohne jedes 


') efr. Bier und Stärlezuder. 
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hemiiche Willen und ohne jede nothiwendige Berehnung ausgeführt und die Pro: 
dufte dennoch unter oft hochklingenden Namen als reine Naturmweine verkauft 
werden und nad dem Genuſſe Unbehaglichkeiten verjchiedener Art hervorrufen. 

Mer daher Kunſtweine heritellen will, ſoll es offen und ehrlich jagen, fie 
für nichts anderes ausgeben, als was fie find; er ſoll fih die nothwendigen 
chemiſchen Kenntniſſe aneignen und zur Darftellung die reiniten Materialien in 
der richtigen Quantität benuten. Wielleiht kommt es dann, dab ji der Ge 
ihmad der Konjumenten ebenſo an diefe Weine gewöhnt, wie 3. B. an den Cham: 
pagner, der ja immer ein Kunſtprodukt ift. 

Als Wein im gebräudlihen Sinne fann man nur das Produkt des ge 
gohrenen Traubenjaftes bezeichnen, und der Käufer meint wohl nie etwas an: 
deres damit. 

Zuder, Waller und Säure machen, wie eben bewiejen, keineswegs allein den 
Moft aus. Ale jeine anderen Bejtandtheile werden aber beim Gallifiren ebenio- 
wenig, als bein Petiotifiren berüdfichtigt. 

Namentlid werden auch die Ertraftivitoffe des Moftes, die gewiß von großer 
Wichtigkeit find, durch den bedeutenden Waſſerzuſatz außerordentlih verdünnt und 
durch die jchlechten, unvergährbaren Stoffe des Traubenzuders erjekt. 

Auch die überaus wichtigen Mineralbeitandtheile, die Phosphoriäure, die 
Kaliſalze, treten in den Kunftweinen gegen den Naturwein bedeutend zurüd. 

Es muß daher ein Unterfchied zwiſchen Wein und Kunftwein gemacht werden: 
der Konjument joll willen, was er genießt, und in der Lage jein fünnen, ji 
nah Wunſch einen Naturwein zu beichaffen. 

Gilt dieſes aber für Gejunde, wie viel mehr für Kranke, die im Genuſſe des 
Weines oft eine beilere Medizin haben, als in langen Arzneikuren. 

MWenn im Worhergehenden unter beitinnmten Bedingungen die Verbeſſer— 
ung eined Weines zugeitanden worden ift, fo bezieht ſich das nicht auf andere 
Zuſätze, ald auf NRohrzuder, reinen NRübenzuder und die jäuretilgenden Sub- 
ftanzen. 

In der legten Zeit wird auch den Weinproduzenten dad Glycerin unter den 
verichiedeniten Namen als Zujag zum Wein und zwar als Erſatz des Zuders 
angepriejen. Die jchon beim Bier aufgeführten Gründe laſſen aber dieſes Ver— 
fahren auch hier ſehr bedenklich erjcheinen, ebenfo wie die Zuſätze von Aether: 
arten und Eſſenzen, welche geringen Weinen zugegeben werden, um das fehlende 
- Aroma zu erjeßen. 

Was das Färben de3 Weines betrifft, jo wendet man auch meijtens an 
fih unichädliche Pflanzenfarben dazu an, es wird aber, inöbejondere beim Färben 
weißer Weine zu Nothmweinen, der Konſument doch zu dem Glauben verleitet, 
daß er etwas anderes vor fich habe, ala es wirklich ift; er wird getäufcht, und 
eine ſolche Täuſchung ift um jo nachtheiliger, wenn von der ftärfenden, heil: 
kräftigen Wirkung der natürlichen Rothweine beiondere Vortheile erwartet werden, 
wie diejes sehr häufig der Fall, wenn diejelben Kindern, Greifen oder Rekon— 
valeszenten verordnet werden. 

Diefe ganz unzuläflige Manipulation wird aber geradezu geſundheitsgefähr— 
ih, wenn die dazu verwandten Farben, 3. B. Fuchfin, einen Gehalt an Arien 
oder anderen giftigen Beimiichungen befigen. 

Außer dem Schwefeln der Fäfler find alle Konjervirungsmittel, wie Salizyl- 
fäure und dergleichen, bedenklich. Dean fennt die Tragweite ihrer Einwirkung 
bei dauerndem Genuffe noch nicht hinreichend, um fie unbeanftandet zu laflen, 
namentlich da man in dem jogenannten PBafteurifiren des Weines ein unſchädliches 
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und ganz audgezeichneted Konfervirungsmittel Hat, dad die andern überflüflig 
maht. Dasselbe beiteht im Erhigen des Weines in luftdicht verichloffenen Ge: 
füßen bis auf 60 Grad. 

Es darf endlich nicht unterlaffen werben, hier noch auf das betrügeriiche 
Treiben gewiſſer Weinhändler aufmerkjam zu machen, welde aus Alkohol, Wein: 
fäure, Tannin, Traubenzuder, Glycerin, Metherarten, Effenzen und Waffer herge- 
ftellte Getränfe, die auch nicht ein Atom von Traubenjaft enthalten, unter dem 
Namen Wein verfaufen. 

Ja ed gibt ſogar Handelöfirmen, welde klar und offen vor aller Welt die 
dafür nöthigen Surrogate in Zirfularen anbieten und auf Wunſch Rezepte zur 
Anfertigung folder Gemiſche übermitteln. 

Kann man die Darftellung folder Gemiſche, ſofern fie nicht gejundheits- 
Ihädlich find, aud nicht geradezu verbieten, — denn man verfauft ja auch Punſch 
und ähnliche Getränfe —, To ericheint es doch ganz unzuläflig, bdiejelben als 
„Wein“ zu verfaufen. 


Hauptinhalt: „ 


1. Der Name „Wein“ fchlechthin darf nur einem Getränf gegeben werben, 
welches ohne jeden Zuſatz aus Traubenjaft durch alkoholiihe Gährung 
bereitet worden: ift. 

2. Die Darftellung von Wein nad) den Methoden, welche Chaptalifiren, 
Gallifiren, Betiotifiren genannt werden, ift erlaubt, doch nur unter ber 
Bedingung, daß ein jo bereiteter Wein nicht für Naturwein ausgegeben 
und beim Verkaufe mit einem unterjcheidenden Namen belegt twird, welcher 
dad Verfahren, nad welchem der Wein bereitet worden ift, far er: 
fennen läßt. 

Die Verwendung von einem gefundheitsfhädliche Stoffe enthaltenden 
Stärkfezuder beim Chaptalifiren, Gallifiren und Petiotifiren ift unzuläffig. 

NB. Der cdemiihe Nachweis des Chaptalifirens, Gallifirens und 
Betiotifirend kann nur dann direkt geliefert werden, wenn unreiner, un— 
vergährbare Stoffe enthaltender Stärkezuder verwandt worden iſt. Wurde 
reiner Stärfezuder oder Rohrzuder verwandt, jo kann der Nachweis nur 
auf indireftem Wege verfuht und nicht immer mit Sicherheit geliefert 
werden. 

3. Das Meberführen weißer Weine in rothe durch Verwendung fremder Farb: 
jtoffe ift als eine Handlung zu betrachten, welche bezwedt, den Wein unter 
einem feiner wahren Beichaffenheit nicht entiprechenden Namen zu verkaufen. 
Bei Verwendung jchädlicher Farbitoffe wird die Handlung geſundheitsge— 
fährlih. Der Nachweis der Färbung mit fremden Farbitoffen fann ge— 
liefert werden. 

4. Das Verjegen des Meines mit Aetherarten, riechenden Eſſenzen, Glycerin 
und ähnlichen Stoffen, welche beſtimmt find, dem Meine den Anſchein 
einer beſſeren Beichaffenheit zu verleihen, ift unzuläflig. Bei Verwendung 
ihädlicher Stoffe werden ſolche Manipulationen gefundheitsgefährlih. Der 
Nachweis folder Zuſätze fann in der Negel geliefert werden. 

5. Das Verſetzen des Moftes oder Weines mit Gyps, Alaun oder Blei: 
lalzen ift gejumdheitögefährlid. Der Nachweis ſolcher Zufäte ift leicht 
zu liefern. 

6. Zur Konſervirung des Weines iſt das Palteurifiren zu empfehlen. Zuſatz 
bon fchwefliger Säure durch Aufbrennen der Fäſſer mit Schwefel ift nur 
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in beichränttem Maße und unter Verwendung arjeniffreien Schwefel zu 
geitatten. (In Betreff der Verwendung von Salizylfäure vergleiche Bier.) 

7. Flüffigfeiten, welche bisher unter dem Namen „Wein“ in den Handel 

gebracht wurden und welche durch Vermiſchen von Waſſer mit Weingeiit, 
Zuder, Weinjtein, Metherarten, riechenden Eſſenzen 2c. dürfen (mag den: 
jelben ein Zulag von Wein gegeben worden jein oder nicht) nicht als 
Wein, fondern müffen unter anderen, beitimmt unterjcheidenden Namen 
verfauft werben. 

9. Kaffee und There. 

Kaffee und Thee gehören zu den eingebürgertiten Genußmitteln der heu- 
tigen Zeit. 

Kaffee. Der Kaffee ift das Getränk, welches man durch lebergießen der 
enthülften und geröfteten Samen der Klaffeepflanze (coffea arabica) erhält. 

Die weite Verbreitung, welche er gefunden hat, fteht mit jeiner eigenthüm— 
lihen Wirkung auf den Organismus im Zufammenhang, die zumeift einem nar- 
fotiihen Beftandtheil, dem KHaffein (Thein) in Verbindung mit der Kaffeegerbiäure 
und einem flüchtigen aromatiihen Del zuzuſchreiben ift. 

Im Handel kommen die Kaffeebohnen 

1. ganz und ungeröitet, 

2. ganz und geröftet, endlich 

3. gemahlen und geröftet 
vor. 

Der Kaffee iſt vielfahen Verfälihungen unterworfen. Zunächſt vermengt 
man ihn im rohen Zuftande nicht jelten zur Gewichtövermehrung mit grobem 
Seejand (Quarzgerölle), welcher ihm der Farbe nad) jehr ähnlich ift. 

Nohe grüne Kaffeebohnen werden in beſonders dafür beitehenden Fabriken 
aus Thon und anderen Baften plaftiich nachgebildet. Diejelben jehen den natür: 
lihen Bohnen auf das lleberrafchendfte ähnlich und werden oft dem natürlichen 
Kaffee in nicht unbeträchtlicher Menge zugemiſcht. 

Ebenio unterliegen die ungebrannten Bohnen vielfachen Färbungen. 

Es gibt jogar bejondere Fabriken, welche für diefen Zwed alle Farben: 
nüancen liefern, nicht weniger ſolche, die die Kaffeefärbung im Großen betreiben. 
Die hierbei verwandten Farben find: Chromgelb (chromſaures Blei), vperjchiedene 
Dderarten, Gurcuma, Berlinerblau, Indigo u. dergl. 

Chromgelb wird den anderen Farben vorgezogen, weil e3 beiler an ben 
Bohnen haftet. — Auch durch Rollen der KHaffeebohnen mit Bleikugeln in Fäſſern 
ſucht man denjelben eine dunflere Nüance zu geben. 

Die beiden leßteren Manipulationen find, da fie dem Organismus Blei zus 
zuführen die Möglichkeit bieten, als beſonders gejundheitögefährlih zu betrachten. 
Die unfchuldigite Art der Kaffeefärbung beiteht in einem jehr gelinden Anröiten 
der Bohnen, fie wird jedoch jehr wenig geübt, weil fie gewichtsvermindernd wirft. 

Es foll übrigens hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß die in den Staffee 
bohnen unter gemwillen Umſtänden mit grüner Farbe auftretende Viridrinſäure aud) 
ſchon zu ungeredtfertigten Befürchtungen betreffs Kaffeefärbung ſeitens des Pub— 
likums Veranlaſſung gegeben hat. 

Der weitefte Spielraum für Vetrügerei ift beim Verkaufe gebrannten und 
gemahlenen Kaffees dargeboten. 

Auch gebrannte Kaffeebohnen werden künſtlich dargeſtellt, theils aus. Thon 
mit gebranntem Zucker, theil® aus Mehlteig, theil aus ſchon ausgezogenem, ge 
branntem Kaffee unter Zuſatz von Mehlteig. 
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Gebrannter, gemahlener Kaffee wird mit bereit3 ertrahirtem Kaffeeſatz ge 
mifcht; diefer wird in den größeren Städten von ben Hotels, inöbefondere neuer: 
dings auch von den großen fogenannten Wiener Kaffeehäufern geliefert. 

Ferner vermifcht man ihn mit gebranntem Zuder und einer großen Anzahl 
von geröfteten und zerfleinerten Samen und Wurzeln ber verfchiebenften Pflanzen, 
Roggen und fonftigem Getreide, Erbien, Bohnen, Dattelternen, Eicheln, Sonnen 
blumenjamen, Mangoldwurzel, Gichorienwurzel, Rüben, den Samen der Cassia 
occidentalis u. dergl. m. Ferner mit Mineralbeftandtheilen, 3. B. VBenetianer: 
roth (einer Oderfarbe). 

In England hat man aucd; gebrannte und pulverifirte Thierleber ald Ber: 
fälihung von billigem Kaffee verwandt. 

Nahmweislic find die im WVorhergehenden aufgeführten Kaffeeverfälichungen 
ämmtlich. 

Thee. Die getrockneten und geröſteten Blätter der Theepflanze (Thea 
chinensis) liefern den chineſiſchen Thee. 

Zur Bereitung des Getränks werden die Blätter mit heißem Waſſer über— 
goſſen. 

Die dem Organismus wohlthätige Wirkung des Thees verdankt derſelbe 
ſeinem Gehalt an Thein (Kaffern), aromatiſchem Del und Tannin. 

Der Thee kommt unter den verjchiedeniten Namen in den Handel. Dean 
untericheidet ziwei Hauptgruppen, den ſchwarzen und grünen Thee. Alle entitammen 
ein und berjelben Pflanze, und find die Unterfchiede nur vom Boden, dem Klima, 
dem Alter der Blätter und deren Behandlungsmeije abhängig. 

Der Thee ift Gegenftand ſehr ausgedehnter Verfälfchung. 

Behauptet wird, daß derjelbe ſchon in China vielfach ertrahirt und des 
feinften Aromas beraubt werde, daß mindeftend aber die Chinejen die erfchöpften 
Blätter des von ihmen verbrauchten Thees der zum Erport beitinnmten Waare 
beimifchen. Das verlorne Aroma wird dabei durch fremde Parfüms erjekt, wo— 
bei übrigens zu bemerken ift, daß auch manche unverfäljchte Theeforten durch Die 
Blätter von gewiſſen Pflanzen (Chlorantus inconspicuus, Olea fragrans, 
Gardenia florida, Jasminum sambac) aromatifirt werben. 

Nachweislich bringen auch große ruffiihe Handelshäuſer bereit3 ertrahirten 
Thee in den Handel. Cbenfo wird auch England beihuldigt, dieſes Manöver 
auszuführen. 

Der Thee wird häufig gefärbt, der ſchwarze Thee mit Graphit, der grüne 
hauptiählih mit Preußiichhblau und Curcuma. Die gefärbten Blätter werben 
dann in einigen Fällen mit Talt, Speditein, Porzellanerde u. dergl. beftäubt 
um ihnen den manchen Theeforten eigenen, weißen Farbenanflug zu geben. Ferner 
ſetzt man den Theeblättern nicht felten zur Gemwichtsvermehrung ungerechtfertigte 
Mengen von Theegruß, Theeitaub zu, welcher hinmwiederum betrügerifcher Weife 
mit mineralifchen Beftandtheilen der verjchiedeniten Art vermifcht ift. 

Auch die Blätter von anderen Pflanzen werben bem Thee beigemifcht, 3. 3. 
bon Eichen, Hollunder, Erdbeerſtaude, Weißdorn, Hedenroje, Weide, Ulme 
u. dergl. Um ihnen die Mehnlichkeit mit den Theeblättern zu geben, müſſen die— 
jelben beſonders gefärbt werben. Dasſelbe geichieht in einzelnen Fällen, wie 
nachgewieſen morden ift, mit giftigen Farben, 3. B. Kupferfalzen. 

Faft alle genannten Fälihungen werden fhon am Thee ausgeführt, bevor 
derjelbe nach Deutichland gelangt. Die Chinefen betreiben fie — nad vor: 
liegenden Mittheilungen — im hohen Grabe. Nach Robert Forlane jollen fie 
fogar allen zum Erport beftimmten Thee färben und mit Gyps beftreuen. 
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Mit Neht ift zu warnen vor Thee, welcher in Blei verpadt ift, da das— 
jelbe nachweislich in den Thee übergeht. — Das Laboratorium des Kaiferlichen 
Gejundheitö-Amted® hatte ebenfowohl wie andere Laboratorien Gelegenheit, in 
einigen Theelorten einen Bleigehalt nachweiſen zu können. 

Der Nachweis der genaunten Fälfchungen iſt in allen Fällen theils auf 
hemifchem, theils auf mitrojfopiihem Wege möglid). 

In England wird der Thee und Kaffee an den Zollitationen einer chem— 
iihen Unterfuhung unterworfen und nur unverfälſchte Waare in das Land 
gelaſſen. 


Hauptinhalt: 


1. Dad Vermiſchen von Kaffeebohnen oder gebranntem und gemahlenem 
Staffee mit Sand, Thonbohnen, Zichorie, ertrahirtem Kaffeefat, gebranntem 
Getreide und den anderen oben genannten gebrannten Wurzeln und Samen 
ift nicht geiundheitsgefährlich, aber e8 entwerthet die Waare. 

2. Das Färben von Kaffeebohnen ift oft geſundheitsgefährlich, jedenfalls 
aber dazu beftinmt, der Waare den Anſchein einer beijeren Beichaffenbeit 
zu geben. 

3. Das Färben von Theeblättern und das Beſtäuben bderjelben mit Talf, 
Speditein, Gyps u. ſ. w. ift unter Umſtänden gejundheitögefährlich, 
immer aber darauf berechnet, der Waare einen trügeriichen Anichein 
zu geben. 

4 Das Berfaufen von ertrahirten Theeblättern al3 nicht ertrahirte oder der 
Berfauf von Blättern anderer Pflanzen unter dem Namen echten Thees 
ift dem Verkauf einer Waare unter einer anderen ihrer wahren Beichaffen: 
heit nicht entiprechenden Bezeichnung gleichzuachten. 

5. Die Verpadung des Thees in Bleifolie oder einer jehr bleihaltigen Zinn: 
folie ift geiundheitögefährlid. 

Der Nachweis der genannten Beimiichungen oder Färbungen fann jtet3 
geliefert werden. 


10. Chokolade. 


Die Kafaobohne, die Frucht der Kakaopflanze (theobroma cacao), aus 
welcher die Chofolade durch Befreien berjelben von ihrer Schale und Zerreiben 
bei mäßiger Wärme und je nach Beſtimmung durch Zuſatz von Zuder und Ge 
würzen bereitet wird, enthält etwa 43 bis 53 Prozent Stafaobutter, 10 bis 
18 Prozent Stärke, 13 Prozent eiweißartiger Stoffe und 1,5 Prozent eines 
ſtickſtoffreichen Altaloides (Theobromin), welches in feiner Wirkung dem Kaffein 
(Thein), dem in dem Staffee und Thee enthaltenen Altaloid, nabeiteht. Die 
Chokolade ift jomit ein wichtiges Nahrungsmittel, welchem gleichzeitig auch eine 
den Organismus wohlthätig erregende Wirkung zukommt. 

Die im Handel vorfommende Chofolade wird zu außerordentlich verichiedenen 
Preiſen verkauft. Die theueren Sorten enthalten wohl in der Regel ausſchließlich 
die obengenannten Materialien; in den billigeren Sorten find die werthvollen 
Beitandtheile der Kakaobohne durch mwohlfeilere Beitandtheile jubftitwirt. Die 
Erkennung folder Zuläge wird für den Konſumenten erheblich erichwert durch 
die Gegenwart ſtark riechender und fchmedender Subftanzen, und es jind daher 
vorzugsweiſe die ftarf parfümirten, in dem Handel des öfteren unter dem Namen 
Vanille: oder Gewürzchofolade vorkommenden Sorten, in welchen fich ſolche Bei: 
milhungen nachweilen laſſen. 


— — 
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Was nun die Zufäße felber anlangt, To find fie weientlich zweierlei Art. 
Da es ſich ſtets um eine verminderte Anwendung ber Eoftipieligen Kakaobohne 
handelt, jo dienen außer den werthlojeren Hilfen derielben als Griagmittel der 
Kafaobutter thieriihe Fette, 3. B. Hammel» und Kalbsfett, ferner Pflanzenfette, 
3. B. Sejamöl, und es muß alsdann der Ausfall der neben der Butter in der 
Bohne enthaltenen Stärfe durch Zuſatz don aus anderer Quelle ſtammender 
Stärke gededt werden. Man hat aber ftatt der Stärke auch Mehl (namentlic) 
gebranntes), Reid und felbit Dertrin und Gummi in Anwendung gebracht. Auch 
Bohnenmehl, vielleiht um gleichzeitig die eimeißartigen Beſtandtheile der Kakao— 
bohne zu erjegen, wird des öfteren ald Zulag verwandt. Dieſe Zufäge führen 
dann auch zur Färbung des Präparate, da dadjelbe an und für fich ein dem 
Käufer nicht zujagendes äußeres Anjehen haben würde. Noch verdient bemerkt 
zu werden, daß die jogenannte Vanillehofolade jehr oft feine Vanille enthält, 
da man ftatt der Vanille oder des mehr und mehr in Gebraud) kommenden Va— 
nillins billigere aromatifhe Subftanzen, Perubalfam, Tolubalfam, Storar und 
jelbit Benzoeharz in. Anwendung bringt. 

Gegen dieſe zur Herftellung von billigeren Chofoladenjorten gebrauchten 
Zufäse fann vom Hygieniihen Standpunkt fein Einwand erhoben werden. Nur 
follen die Fabrifanten und Verkäufer von ſo hergeitelten Sorten ihre Fabrikate 
bezw. Waaren durch geeignete Bezeichnungen als verfchieden von der aus der 
reinen Kakaobohne gewonnenen Chofolade in der Art kennzeichnen, daß Der 
Käufer in der Lage ift, die Qualität der Waare zu beurtheilen, wobei übrigens 
davon abzujehen fein möchte, daß der Fabrikant die von ihm als Fabrikgeheimniß 
bewahrte Zufammenfegung an Gewürzmiichungen anzugeben verpflichtet fein müßte. 

Leider ift man. aber bei der Anwendung bon minderwerthigen, aber un— 
ihädlihen Criasmitteln für die Kakaobohne nicht ftehen geblieben, fondern man 
hat der Chofolade, offenbar um ihr Gewicht Zu vermehren, Subftanzen, Die einer 
ganz anderen Klaſſe angehören, £ohlenjauren Kalk, Eiſenocker und dergleichen, 
zugeſetzt. SKohlenfaurer Kalt und Eifenoder find zwar aud feine Gifte, allein 
ihr Zujag in erhebliher Menge zur Chokolade jchmälert den Nahrungswerth 
derjelben, während ambdererjeit3 ihre Verdaulichfeit dadurch jehr weſentlich ver: 
mindert wird, jo daß der Verfauf jolcher Chofolade nicht nur eine Vermögens: 
Ihädigung bedingt, ſondern auc zu einer Gejundheitöbeeinträhtigung führen fann. 

Die ald Erfagmittel der Kakaobohne angewendeten Subjtanzen jowohl, als 
auch die in betrügeriicher Abfiht, um das Gewicht zu vermehren, zugelegten, 
fönnen durch die mikroffopiiche Prüfung und chemiſche Analyje nachgewieſen werden. 


Hauptinhalt, 


1. Mit dem Namen „Chofolade” ift nur ein Fabrikat zu bezeichnen, welches 
aus der enthülften Kafaobahne unter Zulag von Zuder und verjchiedenen 
Gewürzen bereitet wird. 

2. Man pflegt geringere Chofoladejorten zu bereiten, inden man den oben 
genannten Beftandtheilen der guten Chofolade Stärke, Mehl, Hammel: 
fett, Seſamöl, Hülfen von Stafaobohnen und ähnliche Stoffe hinzufügt. 
Diejed Verfahren kann vom hygieniſchen Standpunkte aus nicht bean 
ftandet werden. Es jollte jedoch dem Käufer von diefem Zuſatz durd) 
eine bejondere Bezeihnung Kenntniß gegeben werden, 

3. Es wird aber auch Chofolade fabrizirt, welche kohlenſauren Kalt, Oder 
‚und andere ähnliche unverdaulihe event. gelundheitägefährlihde Stoffe 
enthält. Derartige Zufäge find als unzuläſſig zu betrachten. 
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4. Ein Theil der unter 2 genannten Zufäge ift jchwieriger, bie unter 3 ge 
nannten find leichter nachzuweiſen. 


11. Rünftlihe Mineralwäſſer, Soda-, Selterwafler, Limonade gazeufe. 


Die Verunreinigung des Bodens und der Waflerläufe in großen Städten 
durh in Zeriegung begriffene organiihe Subjitanzen und die in Folge davon 
täglich zunehmende VBerjchlechterung des Trinkwaſſers haben der Entiwidelung der 
Induftrie der jogenannten künſtlichen Mineralwäfler wejentlih Vorſchub geleiftet. 
Viele Perſonen bedienen fich diejer fünftlichen Mineralwäſſer, weil fie glauben, 
auf diefe Weile gegen Krankheiten geihüst zu fein, welche durch den Genuß 
ſchlechten Trinkwaſſers bedingt werden. Diejer Schuß ift aber ein illuforijcher. 
Es gibt zwar einzelne Fabriken, welche fi zur Herftellung dieſer Wäſſer des 
beftillirten oder mwenigftens unzweifelhaft reinen, natürlichen Waflerd bedienen; in 
der großen Mehrzahl von Fällen beitehen diejelben aber aus gewöhnlichen 
Brunnenwaffer oder Flußwaſſer, melde mit oder ohne Zufag von etwas od: 
ſalz und Soda mit Kohlenſäure gelättigt werden. Diefe Behandlung übt aber 
auf geiundheitsgefährliche Beftandtheile, welche in denjelben vorhanden fein können, 
feinerlei Wirkung aus. Der Konfument ift fomit nicht nur nicht gegen die Nad- 
theile ſchlechten Trinkwaſſers gelichert, fondern er ſetzt fich überdies auch noch der 
Gefahr einer Gejundheitsihädigung aus durch mehrfahe Verunreinigungen, die 
den natürlichen Wäflern bei ihrer Umwandlung in fünftlihe Mineralwäſſer ein: 
verleibt werden, ſei e3 durch die Unreinheit der Materialien, ſei es durch die 
Unvollfommenheit der Apparate, welche bei der Fabrikation zur Anwendung 
fommen. Gnthält die zur Entwidelung der Kohlenjäure dienende Schwefeljäure 
oder Salzjäure arjenige Säure — und dies ift bei der täglich allgemeiner 
werdenden Fabrikation der Schwefelfäure aus Pyriten nicht felten der Fall — 
fo können die mit folder Kohlenfäure erzeugten Mineralwäſſer arjenhaltig werden. 
Ueberdies iſt mehrfah Kupfer und Blei in den fünftlihen Mineralwäflern auf: 
gefunden worden. Erſteres Metall kommt, wie auch viele, neuerdings zur Unter: 
juhung gefommene Fälle beweifen, beſonders dadurd in das Waller, daß die 
Berzinnung der fupfernen, zur SHerftellung reip. Aufbewahrung des Waſſers 
dienenden Apparate eine unvolljtändige war rejp. befeft geworden ift, während 
dad Blei von unzwedmäßigen Röhrenleitungen herſtammen kann. Das lettge 
nannte Metall verunreinigt bejonder8® auch das in ben fogenannten Siphons 
aufbewahrte Waſſer, wenn die Garnituren diefer Apparate ans zu bleireichem Zinn 
oder gar aus reinem Blei gefertigt find. 

Chatin beobachtete, daß fünftliches Mineralwafler durch zehntägiges Stehen 
in einem Siphon eine folhe Menge Blei aufgenommen hatte, daß es einen häß— 
lid adftringirenden Geſchmack zeigte. 

Alles was hier über fünftliche Mineralwäfler gejagt worben iſt, hat auch 
für die jogenannte Limonade gazeuje Geltung. 

Nah dem Vorftehenden dürfte wohl anzunehmen fein, daß eine abfichtliche 
Verfälſchung von fünftlihen Mineralwälfern und von Limonade gazeufe nur 
einen geringen Grad von Wahrfcheinlichkeit hat. Allein die gejundheitögefähr- 
lihen Einflüffe, welche diefe Getränfe in Folge, fei es Unkenntniß, fei e8 Fahr: 
läffigfeit der Yabrifanten, ausüben können, laffen eine befondere Verordnung für 
die mit dieſer Induſtrie beihäftigten Fabriken gleihwohl dringend nothwendig 
eriheinen. Sanitätspolizeilih wird gegen biefelben erſt nah Erlaß einer folchen 
Verordnung einzufchreiten fein, dann aber auch jede Kontravention ald Verſuch 
der Gejundheitsbefhädigung aufgefaßt werben müffen. 





II. Materialien zur techniichen Begründung des Gejeg-Entwurfs. 841 


Der chemische Nachweis der durch die Unreinheit der Materialien oder die 
Mangelhaftigfeit der Apparate ben fünftlichen Mineralwäfjern 2c. mitgetheilten 
Verunreinigungen kann mit Sicherheit geführt werden. Bei Emtittelung ges 
junbheitögefährlicher Bejtandtheile, welche von dem angemwendeten Wafler ber: 
ftanmen, ftößt die Analyfe auf diejelben Schwierigkeiten, welche fich bisher der 
Erkennung gewiſſer, noc nicht hinreichend erforjchter Stoffe in dem natürlichen 
Waſſer entgegengeftellt haben. 


Hauptinhalt: 


1. Die fünftlihen Mineralwäſſer haben eine jehr verſchiedene Zuſammen— 
ſetzung, je nad der Natur der natürlichen Wäſſer, welche nadgeahmt 
werden. Diele, namentlich diejenigen, welche im Handel Sodawafler und 
Selterwafler heißen, find einfache mit geringen Mengen von Kochſalz oder 
Soda vermilchte Löfungen von Kohlenfäure in deitillirtem Waſſer oder 
Brunnenwaſſer. 

Limonade gazeuſe iſt eine unter Druck mit Kohlenſäure geſättigte Löſ— 

ung von Weinſäure oder Zitronenſäure in Waſſer. 

2. Künſtliche Mineralwäſſer und ebenſo Limonade gazeuſe können verun— 
reinigt ſein durch: 

a) Arſen und verſchiedene Mineralſäuren (Salzſäure, Schwefelſäure ꝛc.) 
in Folge nachläſſiger Fabrikation aus den zur Entwickelung der 
Kohlenſäure angewendeten Materialien ſtammend; 

b) Kupfer und Blei von der mangelhaften Beſchaffenheit der Ent— 
wickelungs- reſp. Aufbewahrungsgefäße herſtammend; 

c) die in unreinem Waſſer vorhandenen geſundheitsgefährlichen Stoffe, 
wenn solches unreine® Wafler zur Yabrifation in Anwendung ge 
kommen iſt. 

3. Alle dieſe Verunreinigungen laſſen ſich auf dem Wege der chemiſchen 
Analyſe nachweiſen; die unter a. und b. genannten mit großer Leichtig— 
feit, die unter c. genannten ſchwieriger, aber doc mit genügender Sicherheit. 

4. Es ift ungehörig, in oben angegebener Weiſe verunreinigtes künſtliches 
Mineralwailer oder Limonade gazeufe in den Handel zu bringen. 

5. Mer künſtliches Mineralwafler als natürliches verfauft, täujcht den Käufer 
iiber die Qualität des Waſſers. 


12. Petroleum. 


Bei der allgemeinen Verbreitung, welche das Petroleum als Beleuchtungs: 
und in neuelter Zeit auch als Heizungsmaterial gefunden hat, erjcheint es in 
Anbetracht der Feuergefährlichkeit der jchlechten Handelsjorten und der in Folge 
deifen häufig vorkommenden Inglüdsfälle höchſt wünſchenswerth, auch dieſen 
Gegenitand der gejeglichen Kontrole zu unterwerfen. 

Das rohe Petroleum ift ein Gemenge von Kohlenwaſſerſtoffen, deren Siede— 
punkte und jpezifiiche Gewichte jehr variiren. Alle Beitandtheile diejes Körpers 
ind zwar brennbar, aber nur einige wenige eignen fich für die Beleuchtung. 
Um dieſe letzteren zu gewinnen, wird dad Nohpetroleun einer Raffination unters 
worfen, welche je nad) der Natur und Konſiſtenz des vorliegenden Rohmaterials 
eine berfchiedene it. Sie befteht im Weſentlichen aber in der fraftionirten Des 
itilfafton, Behandlung mit Scweielfäure und Laugen. Gewiſſenhafte Deitil- 
lateure unterwerfen das auf dieſe Weile gewonnene Produft einer nochnaligen 
Deitillation. Die bei 1500%—250° 0. deftillirten Oele, welche durchſchnittlich ein 
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jpezifiiches Gewicht von 0,800 haben, find für Beleuchtungszwede beſtimmt und 
fommen unter verichiedenen Namen, wie raffinirtes Petroleum, Sterafin, Betro- 
folaröl, auf den Markt. Unerläßliche Bedingung für diefes Handelöprobuft iſt 
nun die, daß es, abgejehen von dem zu fordernden fpezifiichen Gewicht, frei ſei 
von den niedrig fiedenden Delen des Nohpetroleums (Naphtha, Eſſenzen). Diele 
fegteren nämlich verdampfen jchon bei gewöhnlicher Temperatur und ihre Dämpfe 
bilden mit Luft erplofive Gemenge.. Es darf aljo das Brennpetroleum nicht 
von einer mit ihm in Berührung kommenden Flamme Feuer fangen, mithin bei 
dem MWärmegrade, bid zu welchem es ſich felbit in einer gut fonftruirten Lampe 
bei der ftattfindenden Strahlung und Leitung der Wärme erhigt, nicht in einem 
folhen Make verdampfen, daß eine Entzündung der entwidelten Dämpfe zur 
Erplofion führen fann. Die Anforderungen, welche daher vorzüglih an ein 
gutes Petroleum zu ftellen find, wären: 

1. jchwere Entzündlichfeit im Sommer und an wärmeren Orten, ivie im 
Küchen, Fabrikräumen 2c.; 

2. gänzliche Unentzündlichkeit im Winter. Dasſelbe joll aber auch 

3. frei jein von Stoffen, wie Schwefel und deilen Verbindungen, welde 
durch ihre Verbrennungsprodufte ſchädlich auf die Gejundheit wirken. 

Danach ijt bei der Unterſuchung des Petroleums hauptſächlich die Tem: 
peratur feitzuftellen, bei welcher es entzündliche Dämpfe entwidelt (Entflammungs: 
temperatur, Gntflanmbarfeit, flashing point). 

Nach den Verordnungen vieler Staaten darf fein Petroleum in den Handel 
fonmen, welches unter 38% reip. 43° C, brennbare Dämpfe entwidelt. 

Auch in Deutichland follte eine folche Grenze auf den Verordnungswege 
feitgejegt werden und um die Stontrole zu erleichtern und zu überwadhen, ein 
bejtimmter, bewährter Apparat für die Unterfuhung angegeben werden. 

Die ſchlechte Beichaffenheit eines großen Theiles des Handel3petroleums hat 
ihren Grund: 

1. in der PBerfälihung des Petroleums mit niedrig und hoch fiedenden 
Delen. Diefe wird ausgeführt, indem entweder die Raffination abſichtlich 
mangelhaft betrieben wird oder ein direkter Zujag zum guten Petroleum 
ftattfindet; 

2. in der ungenügenden Stontrole, welcher das Petroleum an den Ausfuhr: 
orten ausgelegt ilt; 

3. in der Einfuhr auf unfontrolirtem Wege. 

Die unreelle Spekulation, die befonder3 bei gebrüdten Marftpreifen in den 
Vordergrund tritt, einerſeits, andererjeit3 die enorme Konkurrenz, die unter den 
Deftillateuren beiteht, und der dabei zu erzielende große Gewinn veranlaßt die 
Yabrifanten, das Rohpetroleun ungenügend zu raffiniren, indem fie die Naphtba, 
die im Preife um */, bis '/, billiger iſt, als das Leuchtöl, in dieſes fließen 
laſſen. Bon betrügerifhen Händlern hingegen werden dem wirklich guten Petro— 
leum direft die niedrig fiedenden Produkte hinzugefegt, und um das jpezifiiche 
Gewicht, welches durch dieſen Zuſatz geringer geworden ift, wieder zu erhöhen, 
wandern auch noch höher fiedende, ſpezifiſch jchwerere Subftanzen, 5. B. Brauns 
fohlenöle 2c., die mitunter gar nicht vom rohen Erböl herjtammen, in das 
Handelöprobuft. 

Es fommen außerdem noch unter dem Namen Liquidgad, Auroraöl, Sicher— 
heitögas, Petroline, Septolin, Burolin u. ſ. w. die flüchtigften, mithin gefähr: 
lichſten Antheile des Erdöls als VBeleuchtungsmaterial in den Handel, denen man 
durch gewiſſe Mittel, die aber unwirkſam find (die fih in Amerifa fogar eines 
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Patents erfreuen), wie 3. B. Ninden, Wurzeln, Salze, Gummi zc., ihre Explo— 
fioität genommen zu haben glaubt. - Einen intereffanten Bericht darüber hat 
Chandler, der ſich um die Betroleumunterfuchungen ein großes Verdienft erworben 
hat, an das Departement of Health von Newyork abgejtattet, worin er dieſen 
Betrug ſtark geißelt. 


Was die Kontrole anbetrifft, jo läßt diejelbe viel zu winfchen übrig. Zivar 
befteht für die Unionftaaten eine Petroleumbill, wonach jedes Faß Petroleum, 
bevor es in den Handel kommt, einer Unterfuhung unterworfen werden muß 
und fein Del verjandt werden darf, welches bei einer Temperatur unter 100° F 
gleih 38°C. (30,,° R.) brennbare Dämpfe entwidelt; jedoch ift durch Unter: 
ſuchungen (ſelbſt aus dem Lagerhaufe zu Bremerhaven herftammender Sorten) 
feitgeftellt, daß fjehr viel Petroleum den Anforderungen der Bill nicht entipricht. 
Die Methode, mit welcher die amerikanischen Inſpektoren unterfuchen, ift nicht die 
ficherfte, da durch die Art des Manipulirens innerhalb gewifjer Grenzen die ver- 
ſchiedenſten Entflammungstemperaturen gefunden werden können. 


Wenn man ferner bedenkt, daß England und einige an Deutjchland an— 
grenzende Länder nur den Verkauf eines Petroleums von ganz beftimmter guter 
Qualität geftatten, jo ericheint es erflärlich, daß der nur auf pefuniären Vortheil 
bedachte Fabrikant eine Waare von fchlehter Qualität an die Stelle bringen wird, 
two zur Zeit eine geſetzliche Kontrole nicht ftatthat, und dies ift in diefem Augen— 
blide unjer Waterland. Bei dem ungeheuren Import von Petroleum nad Deutjch- 
land ift diefer Betrng ein jehr einträglicher, zumal wenig werthvolle Oele auf 
diefe Weife leicht verwerthet werben können. 

Für die angeführten Thatſachen Liegen zahlreiche Beweiſe in der Literatur 
der Petroleumunterfuchungen vor. Neben den Erfahrungen, welche das Geſund— 
heitgamt gemacht hat, geben bejonder3 die Unterfuchungen am Polytehnitum zu 
Darmftadt (Heumann), von dem Gewerbeverein in Neichenau bei Zittau, der feiner 
Zeit dieſes Gegenstandes halber an die Gewerbevereine Deutichlands appellirte, 
von der jtädtiichen Verſuchsanſtalt in Köln, dem Verein gegen Verfälfchung der 
Nahrungsmittel 2c. zu Leipzig, ferner die Verfuche des Herrn Dr. Frank zu 
Charlottenburg u. j. w. über die Beichaffenheit des im Handel vorkommenden 
Betroleums Aufichlüfle. 

Es find ganz neuerdings Petroleumjorten unterfucht worden, welche jchon 
bei 13°, 15°, 22° 0. entzündliche Dämpfe entwidelten. Bon 18 Betroleum: 
forten entiprad) nur eine den obengenannten Anforderungen. 

Die Gefundheit des Menſchen wird bei diefer Art der Zufammenjegung des 
Petroleums, abgejehen von der naheliegenden Erplofionsgefahr, nocd durch zwei 
andere Eigenjchaften desfelben im hohen Grade gefährdet. 

Zunächſt ift es leicht begreiflih und auch nachgewieſen, daß ein mit dieſen 
flüchtigen Kohlenwafferftoffen gemiſchtes Petroleum entweder mit jehr rußender 
Flamme brennt oder nur eine ſehr ſchwache Leuchtkraft zeigt. 

Die Gefahr der Schwächung der Sehkraft durch dasjelbe iſt daher eine 
zweifelloje für Jeden, der gezwungen ift bei Licht zu arbeiten. Nebenbei aber 
find auch) feine Verbrennungsprodufte vom gefundheitlihen Standpunkt aus in 
Betracht zu ziehen, da eö feine Lampen gibt, welche im Stande wären, Diele 
Ihwer flüchtigen Körper bei ihrem hohen Kohlenjtoffgehalte zur gänzlichen Ber: 
brennung zu bringen. 

Die Luft muB deshalb beträchtliche Mengen von Nußpartiteln, einen Gehalt 
von Kohlenoryd und fonftige niedere Verbrennungsprodufte der Kohlenwajleritoffe 
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des Petroleums enthalten, welche für die Dauer der Gejundheit ſchädlich werden 
können. Ferner ift im Petroleum auch ein Gehalt an Schwefelfäure (bis zu 
2,, Prozent) gefunden worden. Die Schwefelfäure wird zum einigen des 
Petroleums angewandt und nicht immer genügend entfernt. Abgejehen davon, 
daß ein damit verunreinigtes Petroleum ftet3 trübe brennt, entwidelt es beim 
Brennen jchäblihe Dämpfe, welde Augenentzündungen und fatarrhähnlide Er: 
icheinungen veranlaffen. Beim Erlaß einer Verordnung wird auch dieje Verun- 
reinigung berüdfichtigt werden müſſen. 

Die Bedeutung dieſes lediglich durch Gewinnjucht eingegebenen Verfahrens 
it von hygieniſchem Standpunkte nit zu unterſchätzen. Die Wichtigkeit dieler 
Angelegenheit ift von anderen Staaten, 3. B. England, ſchon längft erkannt, 
welches deshalb ein ftrenges Gejet (the Petroleum Act) vom 21. Auguft 1871 
erlaffen, das den oben beſprochenen Verhältniſſen die ausgebehntefte Rechnung trägt. 

Der chemische Nachweis diefer Manipulationen ift jedesmal zu liefern. 


Hauptinhalt. 


Dem Obigen nach ift die Verwendung nicht regelrecht gereinigten oder durch 
Miihung mit den leichteren und fchwereren Beitandtheilen des Rohproduftes her: 
geitellten Petroleums zu Beleuchtungszwecken gefundheitsgefährlid. 


Da nun das Publikum nicht im Stande ift, die bejchriebene Verunreinigung 
desjelben in allen Fällen und mit Leichtigkeit zu erfennen, und es außerdem 
Thatfahe it, daß ein großer Theil des in Deutichland zur Verbrennung fommen: 
den Petroleums nicht gehörig gereinigt ift, ſo ift es erforderlid, daß Berord- 
nungen erlaflen werden, nad) welchen zu Beleuchtungszweden nur ein gereinigtes 
Betroleum von einer gewillen, genau zu bezeichnenden Beſchaffenheit in den Handel 
gebracht werden darf. 


Die Beitimmung der Beichaffenheit folchen gereinigten Petroleums, die An: 
gabe gültiger Erfennungsmittel für diefelbe, wie auch die Ueberwachung des 
Petroleumverkaufes wird zugleich durch diefe Verordnung zu regeln fein. 


13. Sonftige Gebraudsgegenflände. 


Es iſt befannt, daß hin und wieder Krankheitsericheinungen durch Tragen 
von Kleiderftoffen hervorgebradht wurden, welche entweder mit giftigen Farben 
gefärbt oder in Folge ihrer Appretur mit gefundheitsfhädlihen Subftanzen im: 
prägnirt waren. Es iſt hierbei hauptlählic die Thatſache von Bedeutung, daß 
jehr oft zur Yiration bejonders der Anilinfarben auf Geweben zur eigentlichen 
Appreturmafle eine gewille Menge von arjeniffaurer Thonerde oder arjeniffaurem 
Eifenoryd zugelegt wird. 

Ebenſo find noch immer arjenhaltige Ballkfeider, fünftliche Blumen und der: 
gleichen mehr vorgefunden worden. 

Manche Wollforten werden auch mit der Haut jchädlichen, anorganiſchen 
und organiichen Farbitoffen gefärbt und erzeugen alsdann, wo fie mit der Haut 
in Berührung fommen, drtlihe Entzündungen. 

Was die bunten Papiere, Tapeten u. f. w. anbetrifft, jo kommen nod 
viele in den Handel, welche durchaus nicht den Anforderungen, die die Hygiene 
jtellen muß, genügen. 

Viele Papiere enthalten Kupfer, Blei: und Arienverbindungen. Letztere 
ſtammen meift daher, daß man alte, farbige Papierabfälle zur Bereitung des 
Zeuges benußt hat. 


a 
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Dasfelbe gilt von den blanfen Viſitenkarten, die in vielen Fällen Bleiweis 
(oft auch Zinkoxyd) enthalten. 

Die Menge der in dem Papier gefundenen ſchädlichen Metallverbindungen 
iit zwar häufig nur einegeringe — nichts deftoweniger gibt es doch Berhältnifie, 
wo fie eine fchädlihe Wirkung ausüben können. 

Eine befondere Aufmerkſamkeit verdient die Verwendung des Buntpapiers 
zur Emballage von Genußmitteln. Es ift für diefen Zweck vor allen Dingen 
jedes in der Maſſe oder im Zeug mit jchäblichen Farben gefärbte Papier 
zu vermeiden. 

Im Handel finden fi) ferner grüne arjenhaltige Lampenſchirme und eben- 
folde Blumentopfgitter; auch find die jogenannten Siegelmarfen ſtark arjenhaltig 
gefunden worden. Sehr verbreitet ift auch arſenhaltiges Yliegenpapier. Das— 
jelbe muß in Preußen mit dem befannten Giftftenpel bedrudt fein und darf nur 
von den Apothefern gegen einen Giftichein verfauft werden. Ob dieſe Maßregel 
gegen Unglüdsfälle durch dasſelbe hinreichenden Schuß gewährt, fei dahingeftellt. 

Auch ift es wünſchenswerth, daß zu der jogenannten Papierwäſche nur uns 
Ihädliche Materialien verwendet werden. 

Eine bejondere Aufmerkjamkeit verdienen die Tapeten und Fenfterrouleaur, die 
häufig ſtark arjenhaltig find. 

Die Ichädlihe Wirkung derielben wird nicht allein dur die Schwängerung 
der Atmojphäre mit arjenhaltigen Staubpartifeln, ſondern auch durch fortdauernde 
Bildung von Arjenwaileritoff, einer höchit gejundheitsgefährlichen Gasart, hervor: 
gebradht. 

Der Arjengehalt findet fich hierbei nicht immer durch die grüne Farbe an— 
gedeutet, jondern kommt bei allen möglichen Farben vor. Die grüne Arjen- 
farbe (Schweinfurter Grün) eignet fih nämlich ganz befonderd zum SHerftellen 
des Untergrundes, weil fie jehr gut deckt. Man überdrudt daher jo grumdirte 
Tapeten, um ihnen den Anjchein der Ungefährlichkeit zu geben, nachher mit matt: 
grünen und mattigelben Farben. Auch dunkelrothe Tapeten kommen vielfach ſtark 
arienhaltig vor. 

Dieje giftigen Farbitoffe find um jo mehr zu verwerfen, al3 die Technif 
reich ift an Farben, die bei vollitändiger Unſchädlichkeit an tinftorieller Kraft jene 
jogar noch übertreffen. Da fich aber mitunter Arjen in geringer Menge al3 un— 
abjichtliche Verunreinigung vorfindet, jo könnte der erlaubte Gehalt an Arjen in 
Tapeten und Rouleaur auf dem Verordnungswege feſtgeſetzt werden. 

Eine beiondere Berüdlichtigung verdienen die Kinderjpielwaaren.) 

Troß miederholter polizeilicher Verbote finden ſich vielfah noch Spiel: 
waaren mit jchädlichen Farben bemalt vor. Die Schädlichfeit der Farben wird 
noch dadurch erhöht, daß fie fich bei der geringiten Befeuchtung von dem bemalten 
Gegenitande loslöſen. 

Ganz beionders möchte hier darauf aufmerkffam zu machen fein, daß auch 
Tuſchkaſten mit giftigen Mineralfarben, die bei ihrer Billigfeit große Ber: 
breitung finden, jehr häufig find. Diefe Thatfahe gewinnt durch den Umſtand 
an Bedeutung, daß bei Kindern die Umfitte beiteht, fich zum Anfeuchten des 
Pinfels refp. der Farbe ftatt des Waſſers des Speicheld zu bedienen umd bie 
gefüllten Pinfel zwiichen den Lippen zu fpigen. Auch in den Kleidern der Buppen 
finden fich giftige Farben, namentlich arjeniffaures Kupferoryd reip. Schwein- 
furtergrün. 
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Nach dem öfterreihiichen Sanitätögejeß dürfen zum Färben und Bemalen 
von Sinderipielwaaren Präparate und Farben, weldde Arten, Antimon, Blei, 
Kupfer, Kadmium, Stobalt, Nidel, Quedjilber (reinen Zinnober ausgenommen), 
Zint und Gummigutt enthalten, nicht verwendet werden. 


Bei der Heritellung von Geſchirren und metallenen Hausgeräthen 
fommen Glajuren und Emailirungen zur Verwendung. Diejelben werden 
häufig aus bleihaltigen Materialien verfertigt. Bei richtiger Heritellung der 
Glaſur reip. des Emails widerfteht diejelbe etwaigen auflöfenden Einflüſſen ver: 
diinnter Säuren oder anderer Subitanzen, welche mit ihnen bei der Benügung 
in unmittelbare Berührung fommen. Dagegen ift bei unzwedmäßiger Miſchung 
die Verwendung des Bleies für diefe Zwede nicht immer unbedenklich. Es find 
in der That Bleivergiftungen in Folge des Gebrauches jchlecht glafirter rein. 
emailirter Gefäße vorgefommen. Uebrigens ift man aud im Stande, haltbare 
Slafuren und Gmaile ohne Zuhilfenahme des Bleies herzuftellen. 


Sehr bedenklich iit die Anwendung nicht emailirter oder ſchlecht verzinnter, 
fupferner Gefäße, befonders wenn zur Bereitung der Speifen in ihnen eine Säure, 
wie 3. B. Eſſig, angewandt wird, da in dieſem Falle ſchon eine dünne vorhan- 
dene Oxydſchicht hinreiht, um Kupfer in Löſung gehen zu laffen. 

Das zur Verzinnung gebrauchte Metall ift häufig bleihaltig, ein Umftand, 
welcher durch Webergang des Bleies in die Speifen zur Schädigung der Geſund— 
heit beitragen kann. 

Es möchte daher rathſam jein, den Gebrauch fupferner, reſp. mejlingener, un: 
verzinnter Ktochgeichirre einzufchränfen und in dem Falle, wo fid) ein verzinntes 
Gefäß nicht anwenden läßt, Gefäße aus Eifen oder aus Porzellan zu empfehlen. 
Als Material für Mörſer kann Eiſen oder Steingut in Vorichlag gebradt 
werben. 

Die unter dem Namen Britanniametall befannte Ktompofition hat im Laufe 
der Zeit nicht immer ihre ehemalige Zuſammenſetzung aus Zinn und Antimon 
beibehalten, jondern enthält jet jehr oft Blei, was bei der weitverbreiteten Ver— 
wendung daraus angefertigter Geichirre im Hausgebrauche nicht ohne Bedenken 
iſt. Derartige Geichirre finden fich beſonders zu billigen Preifen auf Jahr: 
märften. Dasfelbe gilt auch von einer in den Nheinlanden und in Weftfalen zur 
Anfertigung von Staffeetöpfen, Tellern, Löffeln, Schöpfgefäßen u. ſ. w. verwen: 
beten Legirung von Blei und Zinn, die theilweife nur 50 Prozent und meistens 
nicht über 60 Prozent Zinn enthält. Zinngeichirre, namentlich Teller und Kaffee 
Löffel, werden häufig, um ihmen ein jchönes Ausjehen zu geben, mit Metallfarben 
bemalt, die nur oberflächlich durch Lad firirt find und beim Gebrauch ſehr bald 
abgehen. Man findet jolche namentlich vielfah in Bayern. 

Die grünen Brotförbchen und andere Geräthe find oft mit Schmweinfurter 
Grün angeftrichen und jollten folche aus der Küche verbannt werden. 

Bei den für den Haushalt und anderweitigen Gebraud zum Berfaufe kom: 
menden Gegenftänden wird ausfchließlich der Geſichtspunkt der Gejundheitsgefähr: 
lichkeit ins Auge zu faflen fein. 

Dei Beihräntung auf diefen janitären Geſichtspunkt erjcheint e8 vor Allem 
erforderlich, daß auf dem Verordnungswege feitgeftellt werde, welche Arten von 
Geräthen mit Nüdficht auf ihre geiundheitsgefährliche Beichaffenheit von dem Ber: 
fehr auszuichließen jeien. Insbeſondere wird durch geeignete Unterjuchungen feit- 
zustellen fein, biß zu welchem Grade Zinngejchirre und verzinnte Gegenstände blei- 
haltig jein können, ohne daß fie die Gefundheit zu ſchädigen geeignet find. 
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III. Verordnung über das gewerbsmähige VBerfaufen und Feil: 
halten von Petroleum, 
Bom 24. Februar 1882 (R.-G.-Bl. ©. 40). 
Bol. Verhandlungen des Reichstags 5. Legislaturperiode II. Seſſion 1882, Sten. Ber. 
©. 335—346; Drudjahe Nr. 7. 

$ 1. Das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum, welches, 
unter einem Baromteteritande von 760 Millimetern, jchon bei einer Erwärmung 
auf weniger als 21 Grade des hunderttheiligen Thermometers entflanımbare Dämpfe 
entweichen läßt, it nur in ſolchen Gefäßen geitattet, welche an in die Augen 
falfender Stelle auf rothem Grunde in deutlichen Buchſtaben die nicht verwiſch— 
bare Inſchrift „Feuergefährlich“ tragen. 

Wird derartiges Petroleum gewerbsmäßig zur Abgabe in Mengen von weniger 
al® 50 Silogramm feilgehalten oder in folchen geringeren Mengen verkauft, 
jo muß die Infchrift in gleicher Weife noch die Worte: „Nur mit bejonderen 
Vorfihtsmaßregeln zu Brennzweden verwendbar” enthalten. 

8 2. Die IInterfuhung des Petroleum: auf feine Entflammbarkeit im Sinne 
des $ 1 hat mitteld des Abel’ichen Betroleumprobers unter Beachtung der von 
denn Neichöfanzler wegen Handhabung des Probers zu erlaflenden näheren Vor: 
ihriften zu erfolgen. 

Wird die Unterfuhung unter einem anderen Barometerjtande ald 760 Milli 
meter vorgenommen, Jo ift derjenige Wärmegrad maßgebend, welcher nad einer 
vom Reichskanzler zu veröffentlichenden Umrechhnungstabelle unter dem jewveiligen 
Barometerftande dem im 8 1 bezeichneten Wärmegrade entipricht. 

8 3. Diefe Verordnung findet auf das Werfaufen und YFeilhalten von 
Petroleum in den Apotheken zu Heilzweden nicht Anwendung. 

8 4. Als Petroleum im Sinne diefer Verordnung gelten das Nohpetroleum 
und deſſen Deitillationsprodufte. 

8 5. Diele Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1883 in Kraft. 

Denkſchrift. 

Das Geſetz vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit Nahrungs— 
mitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenftänden (Reichs-Geſetzbl. S. 145), be 
ftimmt in $ 5: 

Fir das Neich können durch Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung 
des Bundesraths zum Schuge der Gefundheit Vorjchriften erlaffen werben, 
welche verbieten: 

5. dad gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum von 
einer beitimmten Bejchaffenheit. 

Es hat ſich als ein dringendes Bedürfniß heransgeftellt, daß von der durch 
das Geſetz ertheilten Grmäctigung Gebraucd gemacht werde. Die erhebliche Zu— 
nahme des Verbrauchs an Petroleum in Deutichland hat die mit der Benugung 
desfelben verbundenen Gefahren gefteigert, und zwar um jo mehr, als die meilten 
unferer Nachbarſtaaten bereits Kontrolevorichriften erlaffen haben, und in Folge 
deifen die dort zum Wertriebe nicht geeigneten Petroleumjorten ihren Abjag in 
Deutichland juchen. 

Die Gefährlichkeit des Petroleums liegt hauptſächlich darin, daß es reich ift 
an Beitandtheilen, welche fich bei verhältnigmäßig niedrigen Wärmegraden ver: 
flüchtigen und in Verbindung mit der atmofphärifchen Luft erplofive Gemijche 
bilden. Die Gefährlichkeit derartigen Petroleums wächſt, je geringer der Wärme: 
grad ift, bei welchem die Entweichung jolcher Dämpfe beginnt. Die Ausjonderung 


net. 
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der flüchtigen Beitandtheile aus dem Rohpetroleum geichieht mittelſt Fraftionirter 
Deftillation (Raffination), welche eine unerläßliche Vorbedingung für die Ber- 
wendbarkeit desjelben bildet. An das zu Brennzweden zu benugende Petroleum 
muß die Anforderung geftellt werden, daß daraus biejenigen Stoffe entfernt find, 
welche bereitö unter normalen Temperaturverhältniſſen fich verflüchtigen und ent— 
flammt werden fönnen. Das aus Amerifa zur Einfuhr gelangende Petroleum 
entipriht vorftehender Anforderung vielfach nicht, und es ift wejentlich Dielen 
Umftande zuzufchreiben, daß das Petroleum unter die nah) Maßgabe des Nahrungs: 
mittelgejegeö zu regelnden Gegenstände aufgenommen worden iſt. 

Die Vorarbeiten zum Erlaß einer entiprechenden Kaiferlihen Verordnung 
waren zunächſt auf die Auswahl eines Apparat3 gerichtet, welcher zur Unter: 
fuhung des Petroleums auf jeine Entflammbarfeit geeignet und in den Angaben 
möglichſt zuverläflig ift, gleichzeitig aber auch nicht zu große Schwierigfeiten be: 
züglich der praftiihen Handhabung bietet. Die verichiedenen in Betracht fomm: 
enden Apparate find im Staiferlihen Gejundheitsamt einer forgfältigen Prüfung 
unterzogen worden, deren Ergebniffe einer im Oktober des Jahre® 1880 zu: 
fammengetretenen Kommiſſion von Sadverftändigen des Handelöftandes, der Chemie 
und der Gewerbetechnit vorgelegt wurden.‘) Die Kommiffion hat ji für die 
Annahme des bereits feit dem Beginn ded Jahres 1880 in Großbritannien ge 
jeglich eingeführten Abel'ſchen Probers entichieden, gleichzeitig aber den dringenden 
Wunſch ausgeiprohen, e8 möchte die Grenze für die auch fernerhin ohne Be 
Ihränfung im Verkehr zu laſſenden Petroleumſorten für Deutichland nicht jo eng 
wie in Großbritannien gezogen, vielmehr auf eine Herabjegung des dort zu: 
Ban niedrigiten Entflammungspunftes (Tejtpunttes) Bedaht genommen 
werden. ? 

Das Kaiſerliche Gejundheitsamt hat hierauf eine große Zahl von Verſuchen 
angeftellt, um denjenigen Teſtpunkt zu ermitteln, welcher unter thunlichiter, mit 
dem gelundheitspolizeilichen Intereſſe vereinbarer Berüdjichtigung vorftehender 
Wünſche für Deutichland einzuführen fein möchte. Dabei hat fich herauögeftellt, 
daß — abgejehen von dem hier nicht weiter zu verfolgenden ungünftigen Ein: 
fluffe gewiller Lampenkonftruftionen — unter der Vorausſetzung eines Normal: 
barometeritandes von 760 mm ein Betroleum, welches auf dem Abel'ſchen Apparat 
bereitS bei einer Temperatur von weniger als 20° E. entflanımbare Dämpfe ents 
weichen läßt, die Gefahr einer Erplofion nicht genügend ausichließt. 

Es ift jedoch weiter ermittelt worden, daß eine Veränderung des Barometer: 
ftandes den Grad der Entflammbarfeit ändert; indem beiſpielsweiſe ein Petroleum, 
welches unter einem YBarometerftande von 760 mm bei 20° C. (Abel test) ent- 
flammbare Dämpfe entweichen läßt, ſolche unter einem Barometerftande von 730 mm 
bereit3 bei 199 C. abgibt. 

Diefe Thatſache mußte zunächſt zu der Beſtimmung führen, daß bei jeder 
Unterfuhung des Petroleums auf jeinen Entflammungspunft der Barometerftand 
zu berüdjichtigen ilt. Sonft würde Petroleum, welches an der See bei hohem 
Barometerſtande als vorichriftsmäßig befunden ift, im höher gelegenen Binnen: 
lande bei niedrigerem Barometerjtande als unzuläflig zurüdgewiefen werben, 
eine Eventualität, welche den Petroleumhandel aufs Empfindlichite Ihädigen müßte. 





1) Die Ergebniffe find enthalten in den „Materialien zur techniihen Begründung eines 
Entwurfs don Vorſchriften über den Verkehr mit Petroleum, nebjt einer Anlage von Zeid: 
nungen, bearbeitet vom Kaiferlihen Geſundheitsamt.“ 

2) Siehe das gedrudte „Protokoll über die Verhandlungen der Kommiſſion zur Aus 
wahl eines Betroleumprobers.” 
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Jener Teftpuntt von 20° E. hat mithin nur eine relative Bedeutung und wird, 
wenn die Unterſuchung bei einem anderen als dem Normal-Barometerjtande er: 
folgt, erjegt durch denjenigen Wärmegrad, welcher ihm nach den in dieſer Richtung 
vorgenommenen Unterfuchungen bei dem jeweiligen Barometerftande entipricht. Zur 
Vereinfahung des Verfahrens ift eine Umrechnungstabelle ausgearbeitet tworben, 
welche leicht efennen läßt, welcher Wärmegrad in jedem einzelnen Falle ent: 
ſcheidend iſt. 

Aber auch nach einer anderen Richtung hin war jene Entdeckung von maß— 
gebendem Einfluß. Der Barometerftand ift in den einzelnen Theilen Deutichlands 
in Folge der verjchiedenen Höhenlage ein jehr verſchiedener) und ſchwankt auch 
an demjelben Orte nicht unbeträchtlich. Der Teſtpunkt mußte nun fo gemählt 
werden, daß er thunlichſt an allen Orten und zu jeber Zeit eine Gewähr für 
die Ausſchließung gefährlicher Petroleumforten bietet. Es ijt daher in der Ver— 
ordnung der auf den Normal-Barometerftand berechnete Entflammungspunft bon 
20° um 19 E. erhöht worden, indem angenommen wurde, daß dad mit dem 
Herabgehen des Barometerftandes verbundene Sinfen der Entflammungstemperatur 
aud eine Vergrößerung der Erplofiondgefahr involpirt. 

Die Verordnung verbietet nicht unbedingt das gewerbömäßige Verkaufen und 
Feilhalten von Petroleum, welches der Anforderung hinfichtlic; des Entflamme 
ungspunktes nicht entipriht. Denn die leichteren Deftillate de3 Rohpetroleums 
werden nicht allein in der Anduftrie vielfältig gebraucht, fjondern können aud) 
unter entiprechenden Vorfichtsmaßregeln auf eigens dazu fonftruirten Lampen zu 
Brennziveden verwendet werden. Die Verordnung jchreibt nur vor, daß derartiges 
Petroleum durch eine augenfällige Etifettirung der zu feiner Aufbewahrung 
dienenden Gefäße für Jedermann als ein wegen feiner Feuergefährlichkeit mit be— 
jonderer Vorſicht zu handhabender Stoff gekennzeichnet wird. Es beiteht die 
Annahme, daß alsdann die große Mehrzahl der Konjumenten nur ſchwerer ent- 
flammbares Petroleum zu Brennziweden verwenden und im Falle einer ausnahms— 
weilen Benußung leichterer Petroleumjorten die Warnung vor Feuersgefahr be: 
achten wird. 

Eine weitere nicht zu unterichägende Folge der Verordnung wird voraus— 
iihtlich fein, daß die einzelnen Landesregierungen die in derjelben gegebene Unter: 
iheidung zwiſchen mehr und weniger gefährlihen Petroleumforten in die, ihrer 
Zuftändigfeit vorbehaltenen Beitimmungen über Lagerung, Aufbewahrung, Trans: 
port und Verwendung von Petroleum übernehmen und demgemäß das leicht 
entflammbare Petroleum weiteren Beſchränkungen unterwerfen werden. 

Zu den einzelnen Paragraphen der Verordnung ift Nachitehendes zu be— 
merken: 

Zu $ 1. Im Allgemeinen darf auf die bereits in dem eriten Theile diejer 
Denkſchrift enthaltenen Ausführungen Bezug genommen werden. Die zur Be: 
zeichnung der leicht entflammbaren Deftillate des Nohpetroleums gewählte In— 
ihrift: „Feuergefährlich* foll in jedermann verftändlicher Weile diejenige 
Eigenihaft desfelben hervorheben, welche ihm in größerem Maße als den übrigen 
Betroleumforten eigen ift umd gerade zu feiner erzeptionellen Behandlung Anlaß 
gegeben hat. Die gleichen Erwägungen haben in den meiften übrigen Staaten, 





) Der Durdjchnitt3= Barometerjtand war im Jahre 1880: in Hamburg 759, mm 
in Berlin 756,, mm, in Breslau 749,, mm, in Dresden 749, mm, in Nürnberg 743,4, mm, 
in Beuthen DO. Schi. 737,, mm, in Meiningen 734, mm, in Fulda 733,, mm, in Wugs- 
burg 718,,, mm, in München 716,,, mm. 
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welche eine wirkfame Kontrole auf diejem Gebiete ausüben, zu ähnlichen Be 
ſtimmungen geführt. Die Inſchrift hat zu lauten in Großbritannien: highly 
inflammable; in Franfreih: essence inflammable; in Dänemark: Gefährlid; 
in Schweden: Sehr feuergefährlih! — auf den zur Abgabe im Detailverfehr 
beitinnmten Gefäßen jedoh: Sehr feuergefährliche Flüſſigkeit, durch Verdunſtung 
derielben wird die Luft Feuer fangen! Ein von dem Söniglichen Polizei: 
präfidium zu Berlin aufgeftellter Entwurf ſchlug vor: Vorſicht! Feuerge— 
fährlich! 

Für den Detailverkehr zur unmittelbaren Abgabe an den Konſumenten er: 
icheint es zwedmäßig, die Inſchrift noch mit einem Zulage zu verjehen, welcher 
bejonders auf die bei der Benutzung zu Brennziveden anzumendende Vorſicht 
hinweiſt: Nur mit bejonderen Borjihtsmaßregeln zu Brennzmweden 
verwendbar! Es handelt ſich hier wejentlih mit um Stoffe, welche, mie 
Safolin, Ligroin, Petroleummnaphtha, Betroleumbenzin, als Beleuchtungsmaterial 
auf gewöhnlichen Petroleumlampen in der That ohne die größte Gefahr nicht 
nußbar gemacht werden können. 

Als Teftpunkt find angenommen in Großbritannien: 73° 5. (Abel-Apparat); 
in Dänemark: 40° C. (beionderer Apparat); in Franfreih: 35° C. (mit einer 
Toleranz von 2° mit Nüdficht auf die geringe Zuverläfligfeit des dort einge 
geführten Granier’ihen Apparats); in Schweden: 40° C. (vorübergehend auf 
36° C. herabgejegt) ; im Stanton Zürih: 34° C. (Apparat mit eleftriiher Zünd- 
ung); in der Stadt New-York: 100° F. (Tagliabues Apparat). In Deiterreich, 
wie an der New-Yorker Petroleumbörſe, wird das Petroleum nicht anf denjenigen 
MWärmegrad, bei welchem ſich entflammbare Dämpfe entwideln (flashing point, 
Entflammungspunft), fondern darauf hin geprüft, bei welchem MWärmegrad das 
Betroleum jelbit Feuer fängt (burning point, Entzündungspunkt). Als Be 
leuchtungsftoff dürfen in Defterreih nur ſolche Mineralöle verfauft werden, 
welche mindejtens auf 30° R. erwärmt werden müſſen, bis fie Feuer fangen und 
fortbrennen. Die New-Yorker Petroleumbörje verlangt einen burning test von 
110° %.; jedoch gibt die dort übliche Unterfuchungsmethode erfahrungsgemäß 
feine zuverläſſigen Ergebnifie. 

Zu $ 2. Die Beifügung einer vollftändigen Beſchreibung des Abel’ichen 
Proberd wiirde die Verordnung unnöthig mit Detailvorichriften belaſten. In 
den hauptſächlich betheiligten Handels: und Induſtriekreiſen ift der Apparat be 
fannt. Es beſteht außerdem die Abfiht, demnächſt eine Beichreibung im Ber: 
waltungswege zu publiziren?) und die Kaiſerliche Normal-Aihungstommiflion 
mit der Beglaubigung einzelner Gremplare des Probers zu beauftragen. 

Auch die Feititellung der Gebrauchsanweilung und der Umrechnungstabelle 
für die vom NormalsBarometerjtande abweichenden Barometerftände wird als 
wejentlich techniiches Detail zweckmäßig dem Reichskanzler zu überlaffen jein.?) 

1, Ein ungefährer, jedod nur wenig zuverläſſiger Vergleich der bei der Unterfuchung 
eines Betroleums auf verjchiedenen Apparaten fich ergebenden Entflammungspuntte läht ſich 
an der Hand der auf Seite 73 der „Materialien zur techniſchen Begründung eines Ent 
von Borichriften über den Verkehr mit Petroleum 20.” (j. oben) abgedrudten Tabelle 
anjtellen. 

) Siehe die inzwiichen veröffentlichte Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. April 
1882 (Gentralblatt für das Deutſche Reich S. 196); vergl. auch die Bejchreibung des Abel- 
Probers auf Seite 57 ıc. der oben erwähnten „Materialien zur technijchen ründung eines 
Entwurfs von Borjchriften über den Verkehr mit Petroleum ꝛc.“, und die Abbildung auf 


Blatt XVI der zugehörigen Zeichnungen; ferner Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
8. Januar 1883 (Zentralblatt ©. 1). 
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Zu $ 3. 63 erichien nicht nothwendig, die Apotheken, joweit fie fich mit 
dem Berfaufe und Feilhalten von Petroleumdeſtillaten zu Heilzweden beichäftigen, 
unter die Vorichriften der Verordnung zu stellen, da fie bereit3 anderweit einer 
viel ftrengeren, auf die Verhütung von Mißbrauch abzielenden Kontrole unter: 
liegen. Die Aufbewahrungsgefäße in den Apothefen find bereits mit Aufichriften 
verjehen, welche ihren Inhalt erfennen laſſen; eine doppelte Gtifettirung würde 
leicht Irrthümer hervorrufen. 

Zu $ 4. Das Geſetz vom 14. Mai 1879 ſpricht nur von Petroleum 
ihlehthin. Es erihien aus praftiichen Gründen zwedmäßig, diefen umfaſſenden 
Begriff in jeine Theile zu zerlegen und dahin zu verdeutlichen, daß nicht nur 
dad Rohpetroleum, jondern auch alle Deitillationsprodufte desielben unter die 
Verordnung fallen. Alle diefe Stoffe find gefährlich, wenn fie leicht entflamm— 
bare Beitandtheile enthalten, und zwar um jo mehr, je niedriger der Entflam— 
mungspunft Liegt. 

Zu 85. Der Ginführungstermin ift bis zum 1. Januar 1883 hinaus 
gerücdt worden, weil mit dem Beginn der Wirkfamfeit der Verordnung überall 
das Petroleum, den Beitimmungen derjelben entiprechend,, vorräthig jein muß. 
Wenn auch anzunehmen ift, daß ein erheblicher Theil des zur Zeit in Deutich- 
land vorräthigen oder für deutſche Nechnung eriworbenen Petroleum: den Anz 
forderungen der Verordnung bezüglich des Teitpunftes entipricht, jo würde doc 
eine nachträgliche Unteriuchung der jämmtlichen einzelnen Fäller mit einem un: 
verhältnigmäßig großen Aufiwande an Zeit und Koſten verfnüpft fein, da es 
jih um mehr als eine Million Fäller handelt. Die Petroleum-Importeure werden 
in Zukunft ihre Abjichlüffe in Amerika bereit3 nad) den neuen Teftvorichriften 
einrichten müffen und demgemäß den deutjchen Bedarf nad) gutem Petroleum evit 
dann deden fünnen, wenn die Lieferungen in Folge diejer Abſchlüſſe bewirkt fein 
werden. Die bedeutenden Mengen, weldye hier in Frage kommen, können nad 
dem Urtheile von Sachveritändigen erjt bis zum 1. Januar 1883 aus Amerika 
bezogen und den einzelnen Ablagplägen im Inlande zugeführt fein; für den Groß: 
handel wird allerdings jchon mehrere Monate vor dieſem Zeitpunfte nur gutes, 
erit bei einem Wärmegrade von mindeitens 21° C. (Abel test) entflammbares 
Petroleum verfäuflich fein. 


IV. Verordnung, betreffend die Verwendung giftiger Farben. 
Bom 1. Mai 1882, (RGB. ©. 55.) 


Bol. Verhandlungen des Reichstags. 5. Legislaturperiode, II. Seſſion 1882, 
Druckſache Nr. 17. 


$ 1. Giftige Farben dürfen zur Herftellung von Nahrungs: und Genuß: 
mitteln, welche zum Verkaufe beitimmt find, nicht verwendet werden. 
Giftige Farben im Sinne diefer Verordnung find alle diejenigen Farbitoffe 
und Zubereitungen, melde: 
Antimon (Spießglanz), 
Arſenik, 
Baryum, ausgenommen Schwerſpath (ſchwefelſauren Baryt), 
Blei, 
Chrom, ausgenommen reines Chromoxyd, 
Cadmium, 
Kupfer, 
Queckſilber, ausgenommen Zinnober, 
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Zint, 
Zinn, 
Gummigutti, 
Pikrinſäure 
enthalten. 
$ 2. Die Aufbewahrung und Verpackung von zum Verkaufe beſtimmten 
Nahrungs: und Genußmitteln in Umhüllungen, welche mit giftiger Yarbe ($ 1) 
gefärbt find, jowie in Gefäßen, welche unter Verwendung giftiger Farbe ($ 1) 
derart hergejtellt find, daß ein Uebergang des Giftitoffes in den Inhalt des Ge: 
fäßes ftattfinden fann, ift verboten. 
$ 3. Die Verwendung der im $ 1 bezeichneten giftigen Farben, mit Aus- 
nahme von Zintweiß und Chromgelb (dromjaures Blei) in Firniß oder Delfarbe, 
zur Herftelung von Spielwaaren ift verboten. 
$ 4. Die Verwendung der mit Arjenik dargejtellten Farben zur Herftellung 
bon Tapeten, imgleichen der mit Arſenik dargeftellten Kupferfarben und der folde 
Farben enthaltenden Stoffe zur Herftellung von Belleidungsgegenftänden ift ver- 
boten. 
$ 5. Das gewerbömäßige Verkaufen und yeilhalten von Nahrungs: und 
Genußmitteln, welche den Vorichriften der SS 1, 2 zuwider hergeitellt, aufbewahrt 
oder verpadt find, jowie von Spielmaaren, Tapeten und Befleidungsgegenjtänden, 
welche den Vorjchriften der 88 3, 4 zumider hergeitellt jind, iſt verboten. 
$ 6. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1883 in Kraft. 


Denkſchrift. 


Laut $ 5 des Geſetzes vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, können für dad Neid 
durch faiferlihe Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths zum Schute der 
Gejundheit Vorjchriften erlaffen werden, welche verbieten: 

1. bejtimmte Arten der Seritellung, Aufbewahrung und Berpadung von 

Nahrungs: und Genußmitteln, die zum Verkaufe beitimmt find; 

2. da3 gewerbsmäßige Verkaufen und FFeilhalten von Nahrungs: und Ge 
nußmitteln von einer beftimmten Bejchaffenheit oder unter einer der wirf: 
lihen Beichaffenheit nicht entiprechenden Bezeichnung ; 

3. das Verkaufen und Feilhalten von Thieren, welche an beſtimmten Krank— 
heiten leiden, zum Zwecke des Scladhtend, jowie das Verkaufen und 
Feilhalten des Fleiſches von Thieren, welche mit beitimmten Krankheiten 
behaftet waren; 

4. die Verwendung bejtimmter Stoffe und Farben zur Herftellung von Be 
fleidungögegenjtänden, Spielwaaren, Tapeten, Eß-, Trink: und Kochgeidirt, 
jowie das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Gegenständen, 
welche diejem Werbote zumider hergeltellt find; 

5. das gewerbsmäßige Berfaufen und Feilhalten von Petroleum von einer 
beitimmten Beſchaffenheit. 

Behufs Ausführung der Beſtimmung unter Ziffer 5 ilt die faiferliche Per: 
ordnung vom 24. Februar 1882 über das gewerbsmäßige Verfaufen und Feil— 
halten von Petroleum (Reichs-Geſetzblatt S. 40) erlaflen worden. Imgleichen 
wird die auf Grund der Vorichrift unter Ziffer 3 zu erlaflende Verordnung 
über das eilhalten von franfen Thieren 2c. gelonderter Behandlung vorzube 
halten jein. 
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Die Beitimmungen unter Ziffer 1, 2 und 4 ftehen unter fich in einem engen 
Zufammenhange, theild weil diejenigen Stoffe, deren Verwendung zur Herftellung 
von Nahrungs: und Genußmitteln als gejundheitsfhädlich zu verwerfen ift, auch 
bei der Herftellung von Belleidungsgegenftänden, Spielwaaren 2c. auszuſchließen 
find, — theild weil dad auf Grund der Ziffer 1 zu erlaffende Verbot der Ber: 
wendung ſchädlicher Stoffe zur Herftellung von Nahrungs: und Genußmitteln 
erft durch da3 auf Grund der Ziffer 2 hinzuzufügende Verbot des gewerbsmäßigen 
Verfaufend und Yeilhaltens der auf folche Weile angefertigten Gegenftände die 
volle Wirkjamfeit enthält. Es empfiehlt ſich daher, die verfchiedenen vom ges 
jundheit3polizeilihen Standpunkte intereflirenden Verwendungen eines bejtimmten 
Stoffes oder einer Kategorie von gleichartigen Stoffen thunlichit immer in einer 
und derſelben Verordnung zu regeln. 


Die Benugung giftiger Farben bei der Fabrikation von Nahrungs- und 
Genußmitteln, von Spielmaaren, Belleidungdgegenftänden und Tapeten wird als 
bejonder3 gejundheitögefährlid angejehen und ift daher auch bereits in der Mehr: 
zahl der Bundesftaaten durch entiprechende Vorichriften eingeſchränkt. Die Vor: 
ihriften weichen jedoch unter einander in Einzelheiten vielfach ab, jo daß Gegen- 
ftände, welche in dem einen Bundesftaate unbehelligt angefertigt und vertrieben 
werden dürfen, in anderen Bundesftaaten vom Verkehr ausgeſchloſſen find. Diefer 
Uebelſtand, ſowie das Fehlen ausreichender Beltimmungen in einer Anzahl von 
Bundesftaaten, laſſen die Herbeiführung einheitlicher Vorichriften als ein dringen 
des Bedürfniß erfennen. 


Der beſchleunigte Erlaß ſolcher Vorſchriften iſt bereits von mehreren Bundes— 
regierungen, ſowie auch in Reichſtag und aus den betheiligten gewerblichen und 
Handelskreiſen wiederholt angeregt worden. 


Die vorliegende unterm 1. Mai 1882 ſanktionirte kaiſerliche Verordnung, 
betreffend die Verwendung giftiger Farben, joll diefem Bebürfniß innerhalb der 
Grenzen des Nahrungsmittelgefeges abhelfen. Diejelbe lehnt fih im Wejentlichen 
an die in Preußen bejtehenden Beitimmungen an, ohne jedod die in den übrigen 
Bundesstaaten erlaſſenen Borichriften, ſowie die jeither gefammelten Erfahrungen 
unberüdfichtigt zu laſſen. 

Zu den einzelnen Paragraphen iſt nachitehendes zu bemerken. 


Zu $ 1. Bei weiten am gefährlichiten ift die Verwendung giftiger Farben 
zur SHerftellung jolcher Gegenftände, welche dazu beftimmt find, unmittelbar in 
den menschlichen Körper aufgenommen zu werden, weil hier die Schädigung un 
vermeidlich durch den bejtimmungsgemäßen Gebrauch der Gegenftände vermittelt 
wird. Im $ 1 wird daher die Verwendung giftiger Farben zur Herjtellung 
von Nahrungs- und Genußmitteln unbedingt verboten. 

Es erihien zwedentiprechend, diejenigen Farben, welche als giftig im Sinne 
der Verordnung anzufehen find, durch Benennung derjenigen Stoffe, deren Be— 
nugung als unzuläflig anzujehen ift, jpezieller zu fennzeichnen. 

Es konnte hierbei nicht die Abficht fein, alle Stoffe, welche irgend einen 
— wenn auch noch fo geringen — jchädigenden Einfluß auf die Gefundheit aus— 
zuüben vermögen, auszufchließen, da alsdann die Zahl der der freien Verwendung 
verbleibenden Farben unnöthig beichräntt, in Folge deilen die Waaren — und 
zwar vorwiegend zu Ungunften der weniger wohlhabenden Bevölkerung — une 
nöthig vertheuert, und den inländiichen Gewerbetreibenden die Konkurrenz mit 
dem Auslande erfchwert werden würde. Andererſeits war im Intereffe der befjeren 
Ueberfichtlichfeit auch von der Aufführung folcher Giftitoffe abzuſehen, welche, 
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wie 3. B. Molybdän, Nidel, Wismuth, Wolfram, innerhalb der durch die Ver: 
ordnung getroffenen Gewerbezweige ald Färbemittel nicht verwendet werden oder 
in den zumeift geringfügigen Beimifchungen der Farbpigmente gejundheitsichäd- 
lihe Einflüffe nicht auszuüben vermögen. 

Der Begriff „giftige Farben“ ift ferner zum Zweck des leichteren Verſtänd— 
niſſes dahin erläutert worden, daß nicht nur die eigentlichen gifthaltigen Farbitoffe, 
jondern auch die den giftigen Farbitoff enthaltenden Zubereitungen darunter ver: 
ftanden werden. Vielfach werben nämlich bei der Bereitung von Nahrungs- und 
Genußmitteln 2c. nicht die Farbſtoffe unmittelbar, jondern gefärbte Zubereitungen 
verwendet, welche an fich nicht Nahrungd= oder Genußmittel 2c. find. 

Als Giftjtoffe werden bezeichnet: Antimon (Spießglanz), Arſenik, Baryım, 
Dlei, Chrom, Cadmium, Kupfer, Quedjilber, Zint, Zinn, Gummigutti und Pifrin- 
fäure, jedoch jollen ausgenommen bleiben: Schwerſpath (ichwefelfaurer Baryt), 
reine Chromoryd und Zinnober (Schwefelanedfilber) ; denn dieſe Farbſtoffe find 
in den Störperflüfligkeiten (Schweiß, Speichel, Magenjaft 2c.) nicht löslich, mithin 
ungefährlih. Schwerſpath und Zinnober find ſelbſt in jehr jtarfen Säuren nicht 
löslih. Chromoryd ift ohnedies in der Malerei unentbehrlich. 


3u $2. Die Aufbewahrung und VBerpadung von Nahrungs: 
und Genußmitteln in giftig gefärbten Umhüllungen ift gleichfalls geſund— 
heitögefährlich, weil der Giftftoff fih den von der Hülle umjchloffenen Gegen: 
ftänden mittheilen und demnächſt in den menichlichen Körper überführt werden Fann. 

Das Gleiche gilt von den vorjtehenden Zweden dienenden Gefäßen; jedoch 
iſt es hier unter Umſtänden möglich, die Farbe jo zu firiren, dat ein Uebergang 
in die Nahrungs: und Genußmittel nicht- ftattfinden fann, 3 3. bei Glas- oder 
Gmailgefäßen mit unlöslichen Farben. Es liegt ein zureichender Grund nicht 
or, derartige Gefäße ebenfalls auszuschließen. In der Verordnung iſt daher zu 
Gunften derſelben ein entiprechender Vorbehalt gemacht worden. 

3u $ 3. Die Verwendung giftiger Farben zur SHerftelung von Spiel: 
waaren iſt nahezu ebenſo gefährlich, wie diejenige zur Herftellung von Nahrungs: 
und Genußmitteln. Es fommt hierbei in Betracht, daß nit nur die Spiel- 
waaren von den Kindern vielfach direft in den Mund genommen bezw. beledt 
oder doch mit angefeuchteten Fingern behandelt werden, fondern daß auch ber 
fonftige Gebrauch, welchen Kinder von Spielwaaren zu machen pflegen, eine mehr 
oder weniger bejchleunigte Abnugung ſelbſt der in möglichit dauerhafter Weiſe 
firirten arben zur Folge hat. Die in der einen oder anderen Weije gelöiten 
Farben fönnen hier um fo leichter gejundheitsichädigend einwirken, als der find- 
liche Körper dem erwachjenen in Bezug auf Widerftandäfraft gegen derartige Ein- 
flüffe erheblich nachſteht. 

Die Verordnung verbietet daher auch hier die Benugung der ſämmtlichen 
in $ 1 aufgeführten Farben. Ausgenommen find nur Zinkweiß und Chromgelb 
(chromſaures Bleioryd) in Firniß oder Delfarbe, da diefe Art der Verwendung 
den bejagten Farben den Charakter der Giftigfeit fo gut wie vollftändig benimmt, 
indem bdiejelben ihre Löslichkeit in den Körperflüfiigfeiten einbüßen. 

3u 8 4. Laut $ 4 follen Tapeten und Befleidungsgegenitände 
nur dann beanstandet werden, wenn dieſelben mit arjenifhaltigen Farben 
gefärbt find. Nur von diefen Farben ift hier eine wirflihe Gefährdung ber 
Gefundheit zu erwarten. 

Die Tapetenfabrifation würde jo gut wie lahm gelegt werben, wenn man 
die zahlreichen fonftigen giftigen Wandfarben ausichliegen wollte, welche, an ber 
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Tapete verwendet, indifferent erjcheinen. Auch die bei der Heritellung von Be: 
Heidungsgegenitänden benugten fonftigen giftigen Farben (Chromgelb 2c.) find, 
in Beizen, im Drud oder in der Faſer erzeugt, janitär als bedeutungslos an- 
zufehen. 

Was insbejondere die Arſenik-Farben betrifft, jo ift die Verwendung derjelben 
bei der Herftellung von Tapeten allgemein zu unterfagen, joweit es der gegenwärtige 
Stand der Fabrikation und der Technik nur irgend geitattet. Dagegen ift es 
durch janitäre Rückſichten nicht geboten, alle derartigen Färbemittel bei der Her- 
ftelung von Bekleidungsgegenſtänden und zugehörigen Berzierungsjachen auszu— 
Ihliegen. Nach diefer Richtung fommen vorzugsweife die allgemein verwendeten 
Anilinfarben und die giftigen Beizmittel der Yärberei, Druderei und Appretur 
der Gewebe in Betracht; diejelben enthalten meilt geringe Mengen von Arfenif, 
welche bei der großen Empfindlichkeit jeiner chemischen Reaktion auch ftet3 Teicht 
nadhzumeiien find. Die Anilinfarben fönnen aber bei der gewöhnlichen Bereit: 
ungsmethode in arjenfreier Beichaffenheit nicht geliefert werden, während die ar- 
jenifjauren Verbindungen der Thonerde und des Eifenoryduls neben der eilig- 
fauren Thonerde neuerdings in fteigendem Maße zur Firirung der Farben auf 
Geweben als Zufag zur eigentlichen Appreturmafje verwendet werden. In ihren, 
der Thier- und Pflanzenfafer feit abhärirenden, unlöslichen Zuftande ericheinen 
die geringfügigen Arjenmengen diejer Verbindungen nicht geeignet, auf die menſch— 
liche Gefundheit jchädlicher einzumirken, als die zahlreichen bereit3 oben als un: 
gefährlich bezeichneten giftigen Beizen, welche beiſpielsweiſe in den verjchiedenen 
Chlorverbindungen des Zinns in der Leinen= und Geidenfärberei, befonders aber 
in der Baumwollen- und MWollenfärberei von einer wichtigen und faſt unentbehr: 
lihen Bedeutung find. 


Bei Abwägung der gewerblichen Intereflen einerjeits, der Wohlfahrtsinter: 
eſſen und materiellen Bedürfniffe der unbemittelten Bevölkerung, welde vorwiegend 
anilingefärbte und gedrucdte Stleiderjtoffe verbraucht, amdererjeits, dürfte die Bes 
Ihräntung des Verbots auf diemit Arſenik dargeftellten Kupferfarben, 
alio auf Schweinfurter und Sceeli’hes Grün, alles Wejentlihe in Beziehung 
auf die wirklich jchädlichen Bekleidungsgegenſtände, namentlich) auch. die Teichten 
Ballkleider, die künstlichen Blätter und Blumen, ausreichend treffen. Angefichts 
der großen Mannigfaltigfeit der Gebrauchsgegenſtände und der jehr verichiedenen 
fanitären Bedeutung, welche die Verwendung giftiger Farben, je nad) der Art der 
Färbung, der chemijchen Zufammenfegung des Pigments, dem Gebrauchszwede 
und der dem Wechſel unterworfenen Beftimmung der Gegenstände hat, iſt es nicht 
rathjam, weiter zu gehen. Es jcheint hierzu um jo weniger Anlaß vorzuliegen, 
als einer die Gejundheit gefährdenden Verwendung ſchädlicher Farben auf dieſem 
Gebiete durch die SS 12 und 18 des Gefeges vom 14. Mai 1879 und im Fall 
einer eingetretenen Beltrafung durch die im 8 3 ebenda vorgejehenen Nevifionen 
genügend entgegengetreten werden fann. 


3u 85. Die 88 1 bis 4 treffen mur die Akte der Herftellung, ſowie der 
Aufbewahrung und VBerpadung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs— 
gegenftänden. Es ift jedoch nothwendig, auc den weiteren Vertrieb der vorſchrifts— 
widrig hergeitellten, aufbewahrten und verpadten Gegenftände zu umnterjagen. 
Andernfalls würde nur die inländiiche Fabrikation an der Verwendung giftiger 
Farben gehindert und nicht der Verkehr von ſolchen Gegenftänden ausgeſchloſſen 
werden, welche im Auslande mit giftigen Farben gefärbt worden find. Demge— 
mäß verbietet $ 5 der Verordnung das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten 
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von Nahrungs: und Genußmitteln, welche den Vorfchriften der SS 1, 2 zumiber 
hergeitellt, aufbewahrt oder verpadt find, jowie von Spielwaaren, Tapeten und 
Bekleidungsgegenſtänden, welche den Vorſchriften der 88 3, 4 zumider herge 
ftellt find. 


3u 8 6. Don fachverftändiger Seite ift es im Intereſſe der betheiligten 
Induftriee und Handelszweige als nothiwendig bezeichnet worden, daß die neuen 
Vorſchriften erjt längere Zeit nad) Verkündung der Verordnung in Kraft treten, 
da in Folge diefer Vorfchriften vielfah alte Fabrifationsarten verlafien, unter 
Umständen auch anderweite Handelöverbindungen angefnüpft werden müſſen, und 
überdies Billigkeitsrücfichten für die Bewilligung einer angemeflenen Friſt zur 
Räumung der vorhandenen Vorräthe jprehen. Die Verordnung jest daher den 
1. April 1883 als Ginführungstermin feft. 


— 





Alphabetifdhes Befammt-Kegikter 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1882 der „Annalen“ 


‚Vorbemerkung. Das folgende Negifter joll die Benugung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg ſachverſtändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regifters, das in pedantijcher Umftändlichkeit Taufende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. : 

„. „Die fett gedrudten Zahlen 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 
(8, 79, 80, 81 und 82 bedeuten die fünfzehn Jahresbände 1868— 1882; 
die mageren Ziffern bedeuten die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Wir bitten bejonders daraufzu ahten, daß im Laufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft ein und derjelbe Gegenjtand wiederholte 
Bearbeitung gefunden hat. Beim Nachſchlagen wird e3 ſich Daher empfehlen, 
die legten bez. Publikationen immer zuerft nachzujehen, und erjt dann, 
wenn dieſe die gewünjchte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf 
ältere Jahrgänge zurüczugehen. Dan 
‚ „Dies gilt insbejondere von der Abhandlung des Hrn. v. Aufſeß über 
die Zölle und Steuern des Reichs; hier ift nicht mehr der erſte Abdrud im 
Jahrgang 1873, fondern die Umarbeitung im Jahrgang 1880 zitirt; — ferner 
von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirehts von M. Seydel (Jahrgang 
1878 und 1881) u. ſ. w. 

Die Herausgeber. 
U. | — Materialien zur Reform des Aktien 
, weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiifton, 
Abrechnungen des Zollvereins 68, 13 umd Leipziger Handelsfammer, Ad. Wagner, 
32. 72, 1489. 73, 262. 487. 74, 97. ©. Ber. 1. Sozialpolitit, Juriftentag, Perrot). 
auch Kaffenweien, Zölle. — (rörterungen von W. Endemann 74, 
Acquits-A-caution 77, 536, — 388. 75, 1186. Statiſtik der preußiſchen 
Adrefje des nordd. Reichstags an den König A. 76, 640. 892. — Zur Kenntzeihnung 
in Berjailles 70, 765. Antwort des Königs des Aftiengründungsmweiens 77, 194, 240. 
ib. 767. — Adreſſe an den Kaijer 71, 817, — Umwandlung der Aktien in Reichswähr- 
’4, 145. ung 77, 638. — Statiftit der Kurfe und 
Aemter, ſ. Behörden. = Dividenden preußifcher Aktiengeſellſchaften 
Aenderung der Verfaſſung 71, 77. — ©. | 1858— 75 77, 1075 ff. — Dentichrift der 
a. Reſervatrechte, Kompetenz ꝛc. preußiſchen Regierung 78, 4. — Gutachten 
Aerzte, in Preußen 76, 637, ſ. Abnahme der Handelsfanmer zu Stuttgart 78, 1. — 
derjelben im Reihe 81, 152. ©. a. Medi- Zur Reform des Altienrechts (Endemann) 
zinalperfonen, Gewerbeordnung und Frei— S1, 417. — Betrieb fonzeffionspflichtiger Ge: 
zügigkeit. ER werbe dur A. 82, 620. Bgl. a. Boden— 
Aeußere VBerhältniffe, j. Gefandtichaften, kredit, Emiffionen, Krifis ac. 
Konfulatweien, Seeredt ꝛc. | Altienftempel f. Stempelfteuer. 
Agrarpartei, Programm derfelben, 76,103. | Aitersftufen der preußischen Bevölkerung 
Altiengefellihaften, Geſetzgebung über 78, 658. 
diefelben, 71, 216. 381. 72, 127. — Miß- | Altersverforgung der Arbeiter in Eljaß- 

bräuche des Aklienweſens, Denkichrift der Lothringen (Ch. Grad) 82, 760. 

Handelstammer zu Chenmig 73, 60%. — | Amerika. Staatsangehörigfeitsvertrag vom 

Verhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 22, Februar 1868 nebft Erläuterungen und 
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dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 959, 
— Die Ueberwanderung in der nordameri- 
taniſchen Union (von Landgraff) 72, 508. 
— Konfularvertrag 74, 225. — Zur Kritik 
des Staatsangehörtgkeitsvertrags (v. Marti) 
75, 793. 1113. (9. Wejendond) 77, 204, 
— Die mwirtbihaftlihen Zuſtände in den 
Bereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthichaftlihe Konkurrenz mit Deutſchland 
80, 965. — Die Unionsverfaffung (A. 
Haenel) 78, 796, — Die Wirkungen des 
Schutzzollſyſtems in den Vereinigten Staaten 
79, 805. — ©. a. Auswanderung, Krifis. 


Amtsbezirke, ſ. Kreisordnung. 

Annalen, Aufgabe derſelben, Vorwort zum 
Jahrgaug 1872. Ein Vorwort aus 
Oeſterreich (K. v. Stein) 76, 1. 213. 

Antragsdelitte 76, 83. 

Anleihen, fiehe Schuldenwefen, Kriegs- 
koſten ꝛc. 

Anwaltsweſen 75, 1205. 


Apothekenweſen, reichsrechtliche Ordnung 
74, 1809. Befetentwürfe und Dentichrift 
vom Fahre 1877 77, 926. 

Arbeit, voltswirtbicaftlicher Begriff der- 
jelben, 72, 529. 78, 809. 74, 11. Woesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derjelben, 
Hirth) 75, 912. Preis und Ertrag ber 
Arbeit (Hirth) 75, 1296. — Preis der Ar- 
beit im Staatsdienfte 78, 439. — Velaft- 
ung F Arbeit in den ioilifirten Staaten 
so, S. a. Gewerbeordnung. 


—— jugendliche ac. 81, 695. 

Urbeiterbudgets, Eifäßifche, Von P.Dehn | 
79, 100. Deutſche: Sclefiihe 80, 581. 
Bayerifche ibid. 843. 81, 540. ©. a. Löhne. 

Arbeiterfrage, Materialien zur, 73, 1471. 
1494. 74, 33, 1195. Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 
Großherzogthum Helfen 77, 253. — Die 
ge n für das Arbeiterwohl im Reiche. 
lande (Ch. Grad) 82, 714—768. — Bol. 
a. Hülfsfaffen, Kontraftbrud, Unfallver- 
fiherung x. 

Arbeiterhülfskaſſen 73, 1529. 74, 1195. 
Gejetentwurf 75, 873. 


Urbeiterverfiderung 80, 492, ©. a. 
Unfallverfiherung. 

Arbeiterwohnungen in Eljaß-Lothringen 
82, 732. 


Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derjelben, 73, 1536. 

Urbeitsbücder 74, 427. 1195. 

Arbeitslohn 74,33. 75, 1296. S. a. Löhne. 

Arbeitstheilung im Haufe 25, 928. 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. S. a. 
Kontraftbrud. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 

Arhivmejen, ſ. Reichsardiv. 

Areal des Zollvereins 69, 885. 80. 633, 

Urgentinifhe Konföüderation, Handels- 
vertrag 78, 316. 80, 621. 816, 


— 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Armeekorpsbezirke 73, 91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 

Armenpflege, Organifation derfelben (Seyf⸗ 
fardt-GErefeld) 82, 704. 

Urmenwejen, ſ. Unterſtützungswohnſitz. 

Artillerie, Neuformation derſelben, 73, 32. 
©. a. Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 

Aufenthalts der, f. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, |. 

Ausga ben vs Weite 73, 490. Bol. a. 
Finanzweſen xc. 

Ausland, Bertretung des Reihe im, f. F 
wärtige Verhältniſſe, Konfulatweien, Ge 
fandtjchaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165. 
1, 300. 715. tat desfelben 80, 20. — 
©. a. Verträge, Gefandtichaften, Konfulate :c. 

Auswärtige Berbältniffe, verfafjungs- 
mäßige Regelung und Leitung derfelben, 71, 
87. S. a. Konfırlatwefen, Gefandtfchaften, 
Vertragsrecht ꝛc. 


Auswanderung 70, 55. — En deutjche 
ee u J. C. F. Neßmann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 248. Berichte 


über die Thätigteit des Reihstommiffars 
75, 1107. 76, 214. 77, 699. 78, 461. 79, 
552. 80, 593. 81, 345. — Ueberſicht 77, 
805. 81, 245. 246. 350. — Einwanderung 
in Amerifa 1874, 75, 1549. — Aus 
wanderung nad Amerika 82, 239. — S. 
a. —— — 

Ausweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Defterteich. 

Averfa für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. — S. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 


Baarzahlung, j. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum beutihen Bund 70, 
768; zur Verfaffung des deutfchen Reiche 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigkeit ge: 
btibene Beftimmungen des Bertrage vom 
Nov. 1870, 71, 359, — . 
—* Bundesgefetge 71, 389. Berech⸗ 
nung der Matritularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — Bgl. a. Einfommenfleuer, Zoll. 

verein, Wahlgefege, Waſſerrecht zc. 

Bahnpolizeiveglement 73, 338. 
Bankweſen. Denktichrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Prome- 
moria der Dirchtoren der Braumfchweiger 
Bank ꝛc., betreffend gemeinfame Notenaus- 
£ der Privatbanfen 70, 119. — Das 
eld, fein Weſen und feine mwirtbichaftlichen 
—*2* Ein Beitrag zur Löſung der 
anf, Münz- und Währungsfrage von 
F. Perrot «0, 299. — Die Verwaltung der 
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preußiihen Banf 70, 216. — Erklärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanken 
in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Neichsfompetenz über das Bankwejen 71, 
192. — Die Banffrage. Bon G. D. — * 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banfnotenfperre 72, 1334. — Necdhtegut- 
achten in der Papiergeld- und Banfnoten- 
frage (von W. Endemann) 78, 361. — 
Materialien zur Bankfrage 73, 615; Dent- 
jchrift der Baukkommiſſion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutichen 
et (1872) 78, 685; vom deutſchen 
andwirthichaftsraıh (Dentſchrift Richters) 
73, 695; Statiſtiſches über die deutſchen 
Zettelbanken 73, 721 (hierzu die graphiſche 
Darſtellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverlehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der Wechſelverkehr im deutichen 
Neihe 1872 73, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banknotenſperre 74, 300. — 
Ucberficht der geſetzlichen ꝛc. Beftimmungen 
über die deutihen Zettelbanten (amtlıdh) 
ib, 633. — Statiſtik der NRotenemiffion 
1871—73 (W. Herberg) ib. 709. — Ber- 
waltuugsbericht der preußischen Bank 1872/73 
74, 1111. — Der erfte Entwurf eines 
Reichsbankgeſetzes (Juli 1874) ib. 1611. 
— Die Löjung der Banffrage vom redtl. 
Standpunkt (Hirth) ib. 1631 und 1816, 
— MNotenzirkulation der deutihen Banken 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Neihsbanfgefeg: Bericht der Reichstags- 
fommiffion (Bamberger) 75, 835. 945. An- 
lage 996. Das Geſetz jelbit, ib. 999. Das 
preußiiche Gefeß vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hypothefen- 
und Wechſelbank, ib. 1021. 
zum Neichsbankgefeg (2. Sonnemann) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Reich, ib. 15683, Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbank ib. 1581. — Das Banlgeſetz 
(Ueberfiht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Bermwaltungsbericht der preuß. Bank 


pro 1874, 75, 1385. — Verordnung betr. | 


die Auftellung der Reichsbankbeamten 76, 
385; Penftonen u. Kautionen der letteren ib. 
387. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Yucam) 76, 862. — Die preußifche 


Bemerkungen | 





Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, | 
— Abſchlüſſe der deutſchen Bankinftitute pro | 
1875, 76, 986. — Einheit in Miünz- und | 


Baukweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — | 


Fahresbericht über Bankweſen und Geld- 


— 


verkehr im Reiche fir 1876 (C. Stevogt) | 


77, 705. — Berwaltungbericht der Reiche» 
bank für 1876 77, 786; filr 1877 78, 673; 


für 1878 79, 577; für 1879 80, 434; für | 
1880 81, 354; für 1881 82, 329. — Ueber | 


ficht der Gefege und Verordnungen 77, 820. | 
der Banken 1858/75 77, 


— Dividenden 
1075. — Bol. a. Minzfrage, Papiergeld. 


| 
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Bauffrement (MHectsfall) 76, 139. 1022, 
Baummolleninduftrie. Geichäftliches und 


Statiftifches über die Lage derfelben im 
Zollverein vor, während und nach der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 533. — Die 8. in 
Elſaß⸗Lothringen 71, 999. — Deutihe 8. 
1863 bis 1874 75, 1391. — Die deutſche 
Baummollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 691. — Amerikaniſche 
Baummollen- Broduftion 82, 615. ©, a. 
Tertilinduftrie, Bolltarif zc. 


Baupolizeirecht, das deutihe. Bon €. E. 


Leuthold 79, 809. 


Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 


trages vom 23. November 1870 70, 746. 
771. 71, 362. 366. 369, — Beitritt zum 
deutfchen Neih 71, 37.— Die Einführung 
nordd. Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Berhandlungen im Reichstage ib. 382. 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die baper. 
Gefeßgebung über Gewerbsweſen, Heimath, 
Berehelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erflärung der bayerischen 
Regierung vom 14. Oftober 1871 (Unfehl- 
barleit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reichs» 
poft und bayerische Poftverwaltung 72, 597. 
— Militärverwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriegs: 
dienftgejeg 74, 186. — Genoſſenſchaftsgeſetz 
ib. 382, — Die Reform der bayerijhen 
direften Steuern (8. Burkart) 74, 1681, 
— Die Bierbefteuerung 76, 61. — Han- 
dels - und Genoffenichaftsregifter 76, 894. 
Reichsrecht und Landesrecht in Bayern (2. 
A. Miller) 76, 840. — Beamtenbefold- 
ungen in Bayern 77, 523. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — Bayer. VBerfehrsan- 
ftalten 1877 79, 1077. — Bgl. auch Zoll- 
verein, Berfaffung, Reſervatrechte, Volks— 
zäblung, Wahlgeſetze, Waſſerrecht :c. 


Beamte des Reichs 71, 304, — Bejoldungs- 


verbefferungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Neichsbeamten 73, 345. 74, 223. 254. 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34. — Das 
Reichs- Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu- 
dichum 76,261. I. Gejet vom 31. März 1873 
nebft Commentar ib. 265. (Allgemeine Be- 
ftimmungen 268; Berjegung in anderes 
Amt, Rubeftand 2c. 287; Benftonirung 292; 
Disziplin 308; vorläufige irren Fri 
329; Defelte der Beamten 332; Anfpriche 
gegen das Reich xc. 338; Schlußbeftimm- 
ungen 340). II. Die feit dem 1. Juli 1867 
ergangenen fonfligen Gefege und Beftimm- 
ungen über Reihsämter und Nechtsverhält- 
niffe der Neichabeamten (jpezielle Ueberficht 
76, 397.) — Mlaffififation der Neichsbeamten 
76, 361. 374, — Verzeichniß der Reiche» 
behörden 76, 378. — Yaband’s Auffaffung 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, 667. — 
Ueberfiht der über die Neichsbeamten er- 
55* 
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laffenen Gefege und Berordnungen 77, 841. 
s1, 439. — Wittwen- und Waifenfürforge 
(Thudihum) 81, 551. — Grundſätze f. d. 
Bejegung der Subaltern: und Unterbeamten= 
ftellen bei den Reichs- und Staatsbehörden 
mit Militäranwärterı 82, 556. ©. a. Be- 
hörden, Benfionen ꝛc. 
Beamtenbejoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520. 
Begleitfhein-Regulativ 69, 997. 73, 
166, Bgl. a. Zollgeſetz, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Perſo— 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Neihsämter und die 
Reihsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai« 
ferlich” 2c. 76, 351. — Berzeihniß der Reichs— 
behörden 76, 378. — Weberficht aller Geſetze 
und Verordnungen über Reichsbehörden 


J 


717, 838. — (5. a. unter „Beamte“, jowie 


die einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftand. Das preuß. Gefet 
vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 

Belgien, Handelsvertrag 73, 319. 80, 818. 

Bergwertsproduftion im deutichen Reiche 
75, 637. 1728. 78, 664. 

Berichtigung (Knies gegen Rocsler) 75, 792. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72, 971. Berlin’s Gewerbe- 
fleiß 78, 110. 

Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Boftverwaltung zc. 

Beſitz, vollswirthſchaftlicher Begriff desjelben, 
72, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwickelung 
des Beſitzes (Roesler) 75, 27. 


Beſoldungsverbeſſerungen 73,80. — | 


©. a. Wohnungsgelder. 
Befjemerftablfabrifation 76, 86. 78, 96. 
Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415. 
Bevölkerung. Faktiſche 
nungsbevölferung nah der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be— 
völferung 68, 1101. — Ueberſicht der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell: 
ung vom Zentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiſtik der Bewegung der 
Bevölkerung 70, 51. — Die Bevölferungs- 
zahl in der Bundesverfaffung 70, 445. — 
Die Bevölferung von Elfaß-Yorhringen 71, 
989. Volkswirthſchaftliche Bedeutung der 
Bevölkerung (Roesler) 75, 281. — Natürliche 
Zunahme der preuß. Bevölkerung v. 1872 bie 
1875, 76, 526. — Zufammenftellung der pro- 
duktiven Bevölferung in Europa 76, 783. — 
Wanderungen der gewerbtreibenden Bevöl— 
ferung Preußens 76, 891. — ©. a. unter 
Volkszählungen, Statiftit, Areal. 
Bibliothefordnungdes Reichstags 77,501. 
Bierbefteuerung, |. Braumal;. 
Bismard, Für, ſ. Reichskanzler. 
Bodenfredit und Bodenkreditanftalten mit 


und BZollabred- | 








Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


beſonderer Rückſicht auf Hypothekenbanken 
(K. v. Stengel) 78, 841. 

Börſen, voltswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 

Branntmwein Beitimmungen des Zoll 
bereinsvertrags 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergefege v. J. 1868 68, 701. 708. 
723. — Statiftif der Branntmweinfteuer 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinfteuer (von v. Aufich) 73, 220. 74, 95. 
75, 890. 76, 7%. 9, 715, — Statiftil 
74, 920. 75, 905. 76, 99. 804. 806. — 
Vertrieb und Ausſchank in Preußen 78, 366, 
— Reform der Spiritusbefteuerung (Perrot) 
78, 613. Bgl. a. Verbrauchsfteuern, Finanz— 
weſen ꝛc. 

Braumalz. Beſtimmungen des Zollvereins- 
vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergeſetz v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiftil der Braumalziteuer 
71, 585. — Reform der Bierbefteuerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Be- 
flimmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
73, 210. 74, 94. 75, 889. 76, 794. 80, 
704. — Statiftit 74, 922. 75, 903. 76. 
98. 807. — Zur Reform der Bierbeiteuer- 
ung (FF. Boccus) 76, 52. — Val. aud 
Verbrauchsſteuern, Finanzweſen zc. 

Braunſchweig. Reſſortverhältniſſe der Be— 
hörden 70, 671. 

Bremen. Organiſation der Handelsſtatiſtil 
70, 407. —— der Behörden 
70, 699. — S. a. Auswanderung, Handels 
ſtatiſtik, Zollausſchlüſſe, Preiſe ꝛc. 

Buchführung (häusliche, Hirth) 75, 931. 

Budgetreht des Reiches (PB. Laband) 78, 
524. ©. a. Finanzweſen, Militärbudget. 

Bund, norddeuticher, j. Berfaffung, Reiche- 
tag u. |. w. 

Bundesafte, deutiche, 71, 4. Der ehemalige 
deutihe Bund nach der Wiener Schinhake 
ib. 5. Auflöfung des deutfchen Bundes 
i. J. 1866; 71, 19, 

Bundesangebörigkeit, f. 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 

Bundesgericht, f. Gerichtshof. 

Bundesgejege, norddeutſche, Termine der 
—— derſelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariiche Ueberfiht ib. 389, 72, 485. — 
S. a. Juſtizgeſetzgebung, Finanzweien ı. f. m. 

Bundesglieder 71,54. — ©. a. Referat 
rechte. 

Bundespräfidiunm, ſ. Kailer, Verfaſſung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaflungsmäßige Stellung 
deflelben 71, 221. Seine Thätigkeit ib. 224, 
Ueberficht der Entſchließungen desfelben auf 
Beichlüffe des Neichstags aus der Seſſion 
von 1872 73, 863; desgl. aus der Seffton 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reiche 
fanzlers zum B. 82,9. — S. a. Berfaffung, 


Reichsange · 








über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“. 


Verordnungsrecht, 
Lothringen zc, 
Bundesshulden.Kommiffion, ſ. Schul- 
denweſen. 
Bundesſtaat und Staatenbund 71, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bnndesftaats: 
begriffes (M. Seydel) 76, 641. — Yaband’s 


Reichslanzler, Elſaß— 


| 


Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 


16, 657, — 
ftimmung des Bundesftaats (9. Hänel) 


77, 78. ©. a. Bundesratb, Vertragsredt, 


Verfaſſung zc. 
Bundesftaaten, 
nungsrecht zc. 
Bundesfteuern, ein jchweizerifches Urtheil 

über, 75, 785. 
Bundesverfaffung, ſ. Berfaffung. 
Bundesverjammlung, f. Bundesafte, 
Bürgerliches Recht, f. Zivilrecht. 


€. 
Chausfeegelder 80, 646. 


Ehemifalien. Zölle auf diejelben, fowie | 


auf Yarbewaaren 69, 632, 
tarif. 
Chemifhe Jnduftrie 72, 39. 
Chili, Handelövertrag 73, 318. 80, 718, 
China, Handelsvertrag 73, 316. SO, 717. 
Cholera. Unterfuhungsplan zur Erforſch- 
ung der Urjachen derjelben ꝛc. (Dentſchrift 


Vgl. a. Zoll» 


ſ. Berfaffung, Berord- | 


Zur Kritif der Begrifisbe- 





der ReichsCholera-Kommiſſion) 73, 1611, | 


D. 
Dänemark, Markenſchutz 81, 404. 
Darlehenskaſſen 72, 1397. 
Dehargirung, ſ. Kontrole, 
Defekte der Reichsbeamten 76, 332. 
Desinfeltionspverfahren, f. Beterinär- 
polizei. 
— en, für den Reichstag, 74, 159. 166, 
49, 


Dienfteid der Neichsbeamten 76, 346. 84. 


——— der Reichsbeamten 76, 
29. 


Dienſtvergehen, ſ. Disziplinarbehörden. 

Dienſtbotenfrage (Hirth) 75, 917. 

Dienſtinſtruktion für die Konſuln 71, 
095. 72, 1263, 

Diplomatifher Ausfhuß im Bundes- 
rath 70, 759, 71, 229. 

Disziplinarbehörden 76, 308. 367. 
Geichäftsordnung derjelben ib. 369. 8377. 
— Yaband’s Auffajlung der Disziplinarge- 
walt (Meyer) 76, 672. — Geſchäftsordnung 
für die Disziplinarbehörden 80, 489. 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere 71, 
1006 


Doppelbefteuerung, Befeitigung der, 71, 
168. 76, 177. 

Dotatiom der Kreiſe u. Provinzen, ſ. Kreis: 
ordnung 73, 1392. 1444. 75, 1635. In 
Sachſen 75, 1291. 


' Einjäbrigfreimillige, 
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Dorationen der FFeldherren 74, 158, 

Drei-Königs-Bündniß v. Jahre 1849, 
71, 12. 

Durhichnittspreife, ſ. Preife. 


E. 


Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 

Egypten, ſ. Konſulatweſen. 

Seren in Sachſen 77, 252. 

Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 
Beichränfungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Berfügung vom 20. Auguft 1868, 68, 927, 
— NAusnahmebeftimmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das bayerische 
Gefeß über Berehelihung 71, 469. 487. 
— Gejchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 
— GStatiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 378. — Eheſchließungen zwiſchen 
Blutsverwandten 82, 80. — gl. Bivilehe, 

Ehrengericte (ſ. Offiziere) 74, 1803. 

Gihämter ſ. Maaß- und Gemwichtsordung. 

Eid der Beamten 76, 84. 346, 

Einigungsämter 74, 434. 

Eigenthbum (wirthſch. Begriff), 1. Beſitz; 
des Neiches, ſ. Vermögen. 

Lehranftalt mit 
Beugnißberedtigung 76, 765. 

Einfuhr, ſ. Handelsftatiftit, Zölle. 

Eintommen, Begriff deflelben, 72, 536. 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber- 
theilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Hirth) 75, 1270. 1283. 
Die vier Grundtgpen der Einf.-Bertheilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nah ©. 1312.) 
Einfommensunterfhiede in Preußen und 
Sadjien 76, 239. Einfommensverhältniffe 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbeck, 
Geeitemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. 


| Einfommenfteuer 783, 846. 74, 25. — 


Materialien zu einer Reichs-Einfommenfteuer: 
Die Einfommenfteuer in Hamburg 74,101, 75, 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußische Hlaffen- und Einkom— 
menfteuer ib. 927; Anlagen 944; Nachtrag 
1029. Aus den Gutachten des Vereins für 
Sozialpolitit ib. 979. Vom landwirth- 
Ichaftlihen Congreß ib. 985. Die Neiche- 
Einfommtenftener und ihre Gegner ib. 987. 
Vorſchläge zum Progreffionsmodus ib. 1015; 
zur Selbſteinſchätzung 1022. — Die Steuer- 
reform im Königreih Sachſen (von Genfel) 
74, 1373. 75, 1519. Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matrifularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 
fteuer? (Birth) 75, 115. — Der deutiche 
Steuerreformverein 75, 483. Klafien- 
fteuer in Berlin pro 1875, 75, 485. — 
Ein jchweizerifches Urtheil über Bundes— 
fteuern ib. 785. — Die Höchſtbeſteuerten 
in Berlin 75, 791. — Einſchätzungs-In—- 
ftruftion fir das Königreih Sachſen 75, 
1534. — Die befteheuden Einfommenfteuern 


— 


862 


Eifen. 


(vergl. Darftelung v. K. Burkart) 76, 21, | 


682, 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein- 
fommensunterfchiede von Stadt und Pand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Dentichrift 
und Petition betr. den badischen Geſetzentwurf 
über Ermwerbfteuer (F. Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Rechtfertigung der Regier— 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 
fanımer zu Mannheim (Hecht) ib. 707. — 
Die Stellung 
lehrsſteueru im Steuerſyſteme (v. Bilinsli) 


76, 719. — Veranlagungen in Preußen für | 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direfte | 


der Bermögens- und Ber 





Steuer ein überwundener Standpunft? 79, 


153, Einfommenftener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein- 
fommenftener in Sadfen 1877 79, 1066; 


1878/79 80, 833. — Einfommensverhält: | 
niffe des preußischen Volles 1877 —81 82,484. 


Einnahmen des Neidhes 73, 496, — ©. 
a, Zölle ꝛc. 

Zölle und Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutiche Eijen- 
induftrie i. 3. 1874/75, 1547. 1661. 1695, 
1728. Die Befjemer- Stablfabrilation 
76, 86. Eifeninduftrie und Submifftonen 


77, 237. 1119. — Die Yage der Eifenin- | 


duftrie (Handelstammer Köln) 77, 1054. — 
Dividenden der Eifenhüttenmwerte 
1076. 1078. — 
im Dezember 1875 (Engel) 77, 1099. — 
Ein- und Ausfuhr 1877 78, 446. — Eifen- 
induftrie und Eiſenenquete (Bhilippion) 79, 
649. — Votum der Minderheit in der Zoll- 
tarifflommiffion 79, 654. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 713. — Deutſchlands 
Eifeneinfuhr und Durchfuhr (Laspeyres) 


50, 255. — Bol. a. Bergmerksprodultion, | 


Zolltarif, Zölle. 

Eifenbahnen. NReichsgejeßgebung über das 
Eifenbahnmefen 71, 205. 72, 128. 74, 302, 
1087. — Deutſche Eijenbahnftatiftif für das 


Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutich- | 


lands Eifenbahnen 73, 875. — Eifenbabn- 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Griünd- 
ung des Reichseifenbahnamts 74, 302. 76, 
358. — Eifenbahn-Unterfuhungstommiffton 
(preußische) 74, 359. — Neiche-Eijenbahn- 
gejegentwurf ib. 891. Die Eontrole 


des Reichs über das Eifenbahntarifmwejen | 
(#5. Berrot) 74, 1087. — Betriebsreglement | 


für die Eifenhahnen Deutſchlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs- 
Eifenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
bahntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiiche Beiträge zum Verſtändniß des 
Eiſenbahnweſens (von Trommer) 75, 105. 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der Uni- 
verfaltarif) 569. (III. Tarifigfteme, IV. 


über Giüterverfierung, V, Einnahmen und | 


Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffafiung des Trans» 


ec. 77, 
Die preuß. Eiſeninduſtrie 
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portweſens). 75, 1057. (X. Staate- oder 
Privatverwaltung? X1. Univerfaltarif gegen 
Bublitum und Bahnverwaltung, XII. Zoll- 
einrichtungen und Eifenbahu, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (I. Bom 
Nationalismus im Güter-Tarif-Erpeditions- 
wejen, II. Werthnachnahmen, III. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter ıc, 
V. der Umiverfaltarif, VL der Prennig- 
tarif, VII. Palet- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Präfidenten Maybach vor der Yaster'fchen 
Unterfuhungstommiifion 75, 403. — Denk- 
fohrift des Reichs - Eiienbahnamts über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eifenbabn-Reform- 
verein 75, 935. — Eijenbahn-Polizeiregles 
ment 75, 1175. — BVorläufiger Entwurf 
eines Neichs-Eifenbahngefeges (April 1875) 
nebft amtlihen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniffe der Eifenbahnen Deutich- 
lands 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 
1874 76, 245. — SKautionen der eljaf« 
fothringifchen Weichseifenbahubeamten 76, 
352. — Statiftil der preußiichen Eifenbabnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (L. Aus- 
dehnung 425, II. Anlagelapital 426, III. 
Transportmittel und Leiftungen derſelben 
427, IV. Berlehr 428, V. Finanzergebniſſe 
431, VI. Referve- ꝛc. Fonds, Beamten :c., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutichen Eifenbahnneges zu An- 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neiche- 
Eifenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Enquöte-Kom- 
miffion vom 138, Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Berzeihniß der vernommenen Sadverftän- 
digen 468.) — Gejegentwurf, betr. die Er- 
werbung der preußifchen Eifenbahnen dur 
das deutiche Reich. Nebft Motiven 76, 470, 
Für und wider die Ermwerbung der 
Eifenbahnen durch das Reich 76, 487. (Bor- 
bemerkung 487, Ankaufspreis und Börjen- 
fursmwerth der preußifchen Altien-Eifenbahnen 
488, Promemoria des Dr. Viltor Böhmert 
489, Nede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herrenhaufe 494, Nede des Dr. 
Elben im württembergifchen Landtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent 
gegengefegten Standpunkte 513, Erflärung 
des * G. Bergmann 523. — Die 
Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen und im deutjchen Reiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eiſenbahn— 
Unternehmungen vom 3, November 1838 
ib. 529, Regulativ, die Eifenbabn-Kom- 
miffariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutihen Handelsgefegbuh 540. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit- 
Gejellihaften auf Aktien und die Aktien 
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Geiellihaften 542. Aus der Berfaffung des | 
deutichen Reichs 543. Verfügung des Mini- | 
fters fir Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausfhuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutfchen Neiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiffion des preußifchen Abgeordneten. 
baujes über den Entwurf eines Gejetzes 
über die Eifenbahn » Kommiffariate 550. 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngejeg- 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell- 
ung der Eijenbahn » Kommiffarien und ber 
Eijenbahn-Kommiffariate 554. Der Juhalt 
des Gefegentwurfs 556, General-Distuffton 
557, Spezial-Distuffion und Petitionen 561. 
Das Neichs- Eifenbahnamt 563. Wegulativ 
für das durch Richter verftärfte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563. Eifenbahn-Betriebs- 
reglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei- Reglement für die Eifenbahnen 
Deutihlands vom 4. Januar 1875 564. 
1. Zuftand, Unterhaltung und Bewadung 
der Bahn 564, Normal- Profil 565, LI. 
Einrihtung und Zuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln für 
die Handhabung des Betriebes 570, IV. 
Beſtimmungen für das Publikum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Beauffichtig- 
ung 579, VII. Uebergangsbeftimmung 579, 
VII. Schlußbefiimmung 579. Eijenbahn« 
Boftgefeß, betr. die Abänderung des $ 4 
des Geſetzes über das Poftwefen des deutichen 
Reihe vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Nede des General» 
poftmeifters Stephan) 580, das Geſetz 583. 
Vollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn-Poft- 
ejege vom 20. Dezember 1875, 587. 
eglement über die Benutung der innerhalb 
des deutſchen Weichstelegraphengebiets ge- 
legenen Eifenbahn-Zelegraphen zur Beför— 
derung folder Telegramme, welche nicht den 
Eifenbahndienft betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform« 
Enquete- Kommiffion vom 13. Dez. 1875. 
596. (1. Stellung der Anhänger des natür- 
lihen Syftems zu diefer Frage 596, 2. Stell» 
ung der Anhänger der Klaſſifikation zur 
Spftemfrage 609, 3. die Stellung der An- 
bänger des gemiſchten Syftems zur Syitem- 
frage 620.) Der Etat der preußifchen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622. All- 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622. A. Staats-Erfenbahnen 622, Zuſam— 
menftellung der gleichnamigen Titel des Etats 
der einzelnen Staatseienbahnen für das 
Jahr 1875 unter Vergleihung des Ergeb- 
niffes derjelben mit den — Sum—⸗ 
men des Etats für das Jahr 1875 und des 
Rechnungsabſchluſſes für das Jahr 1874, 
627. B. Privat-Eifenbahnen, bei welchen 
der Staat betheiligt ift 630. Nachweiſung 
über das bis zum Schlufie des Jahres 1874 
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lagefapital unter Bergleihung mit dem etats- 
mäßigen Reinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Weberficht 
der im Befite des Staats befindlichen Eifen- 
bahn-Altien 632. Ueberſicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633. Vergleich der 
preußischen und englifhen Eifenbabhnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutfhen Eifenbahn-Reichsfrage (Al. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englifches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirthihaft und die Eifenbahnen, 
Rede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'ihen Enqueteberichten, 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußifchen Landtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürften Bismard und des Minifters 
Delbrüd zur Reihsbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnnetenhaufes 
zur Neichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut- 
achten der Münchener Haudels- und Ge— 
werbefammer 77, 109. Bericht über 
Eifenbahn» und Berfehrsweien (Wehren- 
pfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Reichs: Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußifchen Staatseifenbahnen 
im Jahre 1875 77, 696, — Ueberficht der 
Reichsgeſetze zc. 77, 812. — Tarifvorfchriften 
für den Gütertransport 77, 874. — Ent 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eifenbabn 77, 993. 
— Fahrgefhwindigfeit der Eijenbahnzüge 
und Dampfichiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eifen- 
bahnen 1855—75 77, 1078, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eiſenbahnſchienen 77,1119, 
— Neues Syftem der Sekundärbahnen be- 
fonders normal» und jchmalfpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauffeen 78, 101. — Eijenbahnftatiftif für 
1876 78, 814. — Der zollpflictige Eifen- 
bahnverfehr SO, 618. 659. — Zwangsvoll- 
ftredung gegen Eifenbahnen SL, 402, 411. 
— Der franzöfifhe Eiſenbahnausſchuß S1, 
566. Vgl. a. Zollgeſetz, Zölle, Poft. 
Eifenzölle, I. Eiſen. 
Elbzoll, ſ. Stromfcifffahrt. 
Elementarfhulen, j. Boltsichulmeien. 
Elfaß-Yothringen. Die Wiedervereinig« 
ung mit dem deutichen Reiche (eingehende 
Mittheilung der Aufchlußverhandlungen im 
Neichstage) 71, 845—958. Beſtellung des 
Bundes» Oberhandelsgerihts zum  oberften 
Serichtshofe ib. 959. — Beihaffung von 
Betriebsmitteln für die Eifenbahnen tu El— 
faß und Lothringen ib. 968. — Ztatiftifches 
über Elfaß und Lothringen (natürliche Ber 
ſchaffenheit, Waflerftraßen, franzöfifhe Ber« 
mwaltung, Kreis- und Ortsbevölferung, In— 
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duftrie), von 8. Brämer 71, 969. — Die 
Gejeggebung vom 9. Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 5593—598. — Erſter 
Bericht des Reichskauzlers über Gejetgeb- 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — 


Gründung der Univerſität Straß» | 


burg 72, 959. — Verlängerung der Die | 


taturperiode (Beje vom 20, Jun 1872) 72, 
1291. — Die Reichs-Eiſeubahnen (reichs-, 
finanzredtlih) 73, 414. — Die Stell. 
ung von Eljaß-Lorhringen im Neichsfinanz- 
recht (PB. Yaband) 73, 562. — Gejege und 
Verordnungen aus dem Berwaltungsjahr 


1872-1873, 73, 939, — Zweite Jahres- | 


überficht über die Geſetzgebung und Ber- 


waltung für 1872/73, 73, 967. — Ber 
bandlungen im Neichstage über Elſaß-Loth- 


ringiſche Angelegenheiten in den Seffionen 
1871— 1873 74, 155, 292. — Einführ- 


ung der Reichsverfaſſung 74, 294. — Die | 


ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfiihen Regierung erlaffenen Gejege 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Fahres- 
überficht über Gejeggebung und Berwalt- 


ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
orduungen bierzu ib, 810, — Laband über 


die Sonderftellung E.«“Le's im Reiche (Meyer) 
16, 677. — Deffeutliches Recht u, Vermwalt« 
ungsgerichtebarfeit in EL. (v. Stengel) 76, 
808, 897. — Entwidelung der Geſetzgebung 
bis 1876 (MWehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nad 
$ 10 des Berwaltungsgejeges (v. Stengel) 
78, 113. — Yaband über das Weſen der 
reichsländiſchen Geſetzgebung 78, 377. — 
Die direkten Steuern in Elfaß-Lorhringen 
(von Eh. Grad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Verfaſſung und Verwaltung Elſaß-Loth— 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Elſ.-loth. Zollmejen 80, 633. 641, 795. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
Neichslande 82, 714. S. a. Arbeiterbud- 
gets, Löhne u. ſ. w. 
Elſaß-Lothringiſche Geſetzgebung u. 
Verwaltung ſeit 1871. (Berichte des 
Neichsfanzlers, Gefege und Berordnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Gejege u. 
Verordnungen 72, 553. 

I. Organifation der Verwaltung im All 
gemeinen. Berichte des Neichsfanzlers: 72, 
874. 73, 967. 74, 773.  Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Berwaltung Geſetz v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeanten 72, 590. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Berfahren vor den Bezirksräthen 78, 939; 
vor dem kaiſerl. Natb ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Verw.-Dienft 73, 951. 
Umzuzsfoften der Zivilbeamten 73, 951. 
Amt. Geſchäftsſprache 73, 957. Kreisdirek— 
toren 74, 774. 8lı. Nechtsverhältniffe der Be- 
amten und Lehrer 74, 813, Benfionen der 
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Wittwen u. Maifen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Verordnung betr. 
den Fandesausfhuß 75, 481. 

11. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Reichskanzlers: 12, 869. 73, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abäuderung der Gerihtsverfaflung 
72, 566. 570. Etat der Juftizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Reichs 
ſtrafgeſetzbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum böberen 
Juſtizdienſt 72, 591. Wechjelorduung und 
— eſetzbuch 72, 1318. Erforderniſſe der 

erichtsjchreiber und Gerichtsvollzieber 73, 
955. Neifegebühren der yriedensrichter ib. 
957. Verfügungen zur todten Hand ꝛc. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordnung 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenschaften 74, 834. Außer- 

erichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
äufe von Liegenfchaften 74, 843. Yormund- 
Ihaftsverwaltung 74, 847. Eheſcheidung 74, 
849. Verſchollenheitserllärung 74, 850. 

III, Militär» Angelegenheiten. Berichte 
des Neichstanzlers 72, 867. 73, 973. 74, 779. 
Duartierleiftung 72, 576. Einführung reichs- 
geſetzl. Beftimmungen 72, 576, 1329. Koften 
der Garnifonen 72, 596. Militärerfaßinftrut- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Be- 
richte 72, 885. 73, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutſchen 
Boll- und Steuergejeßgebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.-Berf. 72, 99. Zollverfehr 
72,580. Wechielftempelftener 72, 580. Dop- 
pelbeftenerung 72, 581. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, 581. Landeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Jumider- 
handlungen gegen Bollgejege zc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinfteuer 78, 
960. 966. Enregiftrement 73, 1001. 74,802. 

V. innere Bermwaltung, Polizei, Kom- 
munalangelegenheiten. Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 874. 78, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks-, Kreis- u. 
Gemeindevertretungen 78, 952. 953. 74, 773. 
Statiftit 74, 785. 787. Gefängniäweien 74, 
70 


VI. Unterrichtswejen und Kultus-Berichte 
des Reichskanzlers 72, 882. 73, 987. 74, 7%. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 99. 
Geſetz betr. das Unterrichtsweien 73, 958. Aus: 
fiihrung deffelben 74, 852. Hechtsverbältnifie 
der En De 74, 813; deren Witwen und 
Waifen ib. 816. Witwen - Benftonen der 
Univerfität 74, 856. Kicchenverwaltung 72, 
832. 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro- 
teftantifhen Seminars 74, 857. 

VII Boltswirtbichaftlide Verwaltung, 
(FForitweien, Bergwerte, Eifenbabnen, Bau— 
ten, Laudwirthſchaft). Berichte des Reichs- 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
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Forftverwaltung 72,582. Etat derjelben ib, 
584. Ginrihtung und Zuftändigfeit der 
Bergbehörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582, 
584. 73, 1001. 74, 805. Eifenbahnmwefen 
71, 968. 72, 586. ;3, 414. 74, 792. 76, 
352. 356. 377. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
12, 584. 78, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
12, 561. 587. 73, 982. 74, 792. Yandmwirth- 
Ihaft 73, 985. 74, 793. Poſt- und Tele 
graphenmwejen 72, 587. Maaf-, Geld» uud 
Banfweien 72, 588. 73, 984. Patentweſen 
73, 985. 74, 793. 
VIII. Regelung der Beziehungen zu 
Frankreich 72, 863. 78, 968. 74, 775. 
ption 72, 1293. 78, 971. 
IX. Bejeitigung der Kriegsichäden. 72, 
865. 73, 972. 74, 778. 
Emifiionen von 1870--76 78, 437. 
Enquten über Eifrn-, Baummwoll«, Tabad- 
fabrifation 2c, 80, 625, 627. — Bgl. a. die 
betr.» Gegenftänbde. 
Entlafjungszeugnifie, Gejegentwunf 75, 
189. 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolle- 
wirtbichaftl. Bemerkungen zur Reform des 
E. (von H. v. Scheel) 77, 97. 

Erbihaftsfteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber— 
tragung derſelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberfiht der in den 
deutihen Staaten beftebenden Erbſchafts— 
fteuern 79, 955. 


Erfurter Parlament 71, 14. 
Erlaife, ſ. Verordnungsrecht. 
Ermland, Biſchof von, ſ. Krementz. 
Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 


Erfatzgeſchäft' (Militär-⸗) 75, 1447. 1518. 
Wirth⸗ 


Erwerbégenoſſenſchaften, ſ. 
ſchaftsgenoſſenſchaften. 
Etatsgeſetze, ſ. 


u. ſ. w. 
Etatsüberſchreitungen 73, 337. 


F. 
Fabriken, |. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 


Finauzweſen, Budgetrecht | 


Tabelle hierzu binter | 
&.990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. | 





Frauenarbeit, Kinderarbeu, Löhne, Gewerbe: | 


ordnung, Unfallverfiherung ꝛc. 
Yabrifatfteuer 80, 688. 736. 
Fabrikgeſetzgebung 72, 901. 73, 1471. 

74, 432. 78, 25. ©. a. Unfallverficherung ac. 


Fabrikinſpektoren, preußiiche 76, 997. | 
Die deutfchen Fabrikinfpeftoren (Meberficht | 


von P. Dehn) SI, 153. 441. — Gefepgeb- 
ung (Seydel) SI, 714. — Die Zukunft der 
deutschen Fabrikinſpeltion (P. Dehn) 82, 527. 
Fabrik u. Waarenzeihen 74, 305. 
Fachgerichte, ſtändige, 73, 1546. 
Familienbudget und häusliche Buchführ- 
ung (Hirth) 75, 907. 
De al Fideifommiffe, 


auſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) | 


80, 304. (Endemann) 81, 410. 
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Fälſchung von Lebensmitteln 78, 106. 

Feſtungskommiſſion, dentiche, 72, 1579. 

Feſtungen, NWeichseigembum an denfelben 
73, 433. — Umgeſtaltung derfelben 74, 262. 
— Garnifonen 74, 263. — Beichränfung 
des Grundeigenthums 73, 342. 74, 1066. 
Feſtungsbaufonds 77, 387. 982. — Ueber 
die Berehnung der Erfagfumme nach 8 35 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Regels— 
berger) 80, 241. 

Feuerverfiderung 78, 786. 77, 1117. 


Fideitommiß des heſſiſchen Kurhauſes 77, 
844. 1040. Die in den deutſchen Staaten 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über 
Familienfideilommiſſe (von W. Lewis) 79, 
465. 


Finanzrecht, ſ. Finanzweſen. 
Finanzweſen. Das Finanzweſen des nord— 
deutſchen Bundes (vollſtändige Kodifizirung 
aller geſetzlichen Beſtimmungen und der 
Etats pro 1868 und 1869 ac.) 69, 161. 
Anhang: Die Finanzverbältniffe der Bundes» 
ftaaten 69, 303. — Denkichrift des kgl. 
preuß. Finanzminifters vom 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen im 
den Fahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 
Inſtruktion für den Bundes-Rechnungshof 
70, 157. — Bericht des Vorſtandes der 
national-liberalen Partei 70, 601. — Die 
verfafjungsmäßige Regelung der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Reichshaushalts— 
etat für 1871, nebjt Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutichen Reichs (von 
PB. Yaband) 73, 405. (Einleitung, I. Das 
Neichsvermögen ib. 408, II. Die Finanz- 
gewalt ib. 447, IIl. Die Finanzwirthichaft 
ib. 487, IV. Das Budgetreht ib. 524.) 
— GSteuerfompetenz des Reichs 74, 30. — 
Verhandlungen des Reichstags über Finanz: 
vorlagen 1871— 73 74, 167. 206. 274. 
Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 
1105. — Einnahmen des Reichs 1873, 74, 
887. Steuerverwaltung in Preußen 1870 
bis 1872 (Bericht des Finanzminiſters) 74, 
897. — Zur Provinzial-, Kreis und Kom— 
munalfinanzftatiftift in Preußen 75, 1261. 
— Reichshaushalt vom Jahre 1875 77, 409. 
422. — Abſchluß der Neichshauptlafle für 
1876/77 77, 1114. — Reichshaushalt (Ver- 
tbeilung der Matrifularbeiträge für 1878/79) 
78, 696. — Berechnung der Matrikular— 
beiträge für 1879/80 79, 891. — Spezial» 
etats des Neihshaushalis fir 1879/80 SD, 
1. 104. 161 — Berechnung der Matrifular- 
beiträge fiir 1880/81 80, 497. — Die Zölle 
und Berbrauchsftenern des Reichs (v. Aufjeß) 
80, 609 fi. — Einfluß des Reichskanzlers auf 
die Finanzverwaltung 82, 45. — Yabaud’s 
Finanzrecht 82, 776. — Bal. a. Berfaffung:, 
Schuldenweſen; Kriegsenuihädigung, Kriegs» 
foften, Kaffenmweien, Kehmngebof, Reſervat⸗ 
rechte, Zölle, Einkommenſtener u. ſ. w. 
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Fisfus des Reichs 78, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufhebungen 
in Breußen es, 283; im nordd. Bunde 71, 
183. 380. 77,813. ©. a. Strom-Scifffahrt. 
lotte, j. Marine. 
lußſchifffahrt, deutihe, 75, 332. 
lüfſe, zollpflichtiger Berfehr 80, 657. 
orftftatiftif, deutiche, 74, 1677. 
ortbildungsihulen 78, 837. 1504. 
1543. 74, 29. 1195. — Berordnung des 
preuß. Kultusminiftere 74, 1674. 

Fraftionen des Reichstags 72, 282, 382, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum ꝛc. 

Frankenheim, traurige Zuftände, 76, 247. 

Sranffurt a. M., ſ. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß ꝛc. 

Frankreich. Notiz über den Handelsver— 
ie! 68, 226. 73, 326. — Gtatiftif der 
Zölle und Berbraucdsftenern 68, 156 bis 
218. — Organifation der Zoll- und Han- 
delsftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
ſailler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede dee FFürften 
Bismard über den Frankfurter Frieden 
ib. 876. Wirthichaftliche Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976. — Con— 
vention vom 12, Oftober 1871, 72, 163. 
Denfihrift dazu ib. 


mard 176. Die Zufatfonvention vom 11. 
Dezember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Elſaß-Lothringen 72, 868. — ie 
Speztalfonvention v. 29. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei-Milliarden-Anleihe ib. 
1476. — Die Uebereinfunft v. 15. März 
1873, 73, 893. — Ordnung der Bezieh- 
ungen Eljaß-Tothringens zu Frankreich 74, 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Ber 
mwegung dev Bevölferung 75, 626. — Fran« 
zöſiſches Gefep zum Schuß der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöfiihe Rekrutenein— 
ftelliing 76, 233. — Die Parifer Omnibus- 
geiellihaft 76, 234. — Die Steuern %.’8 
im „Jahre 1875 76, 249. — Finanzielle 
Loge Frankreichs 77, 233. — Tabalmonopol 
78, 260. — Erbſchaften und Staatsein- 
nahmen 78, 262. — Handelsverfehr Deutfch- 
lands mit Frankreich 79, 383. SO, 576. — 
Handelsvertrag SO, 825. — Eifenbahn-Aus- 
Ihuß 81,566. — Stempelfteuern S1, 799. — 
Bewegung der Bevölkerung 82,614. — ©.a. 
Kriegsentihädigung. 

Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75 43. — 
S. a. Familienbudget. 

Freihäfen f. Zollausichlüffe, Averfa, Ham- 
burg, Bremen ꝛc. 

Yreihändler, das Programm der deutfchen, 
712, 895. 783, 840. 

Freihandel, f. Bolltarif, Zölle ꝛc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1. Nov. 1867 
nebjt Erläuterungen und Ausführungsver- 


169, Separatfon- | 
vention ib. 173, Rede des Fürſten Bis- | 





Alphabetifches Gejanmt-Regifter 


ordnungen 68, 467. 71,408. — Die Yandes- 
vermweifung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Unterfommen“ 68, 928. — Freizügigfeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161; von M. Seydel 76, 
159. — Einführung in Sitddeutihland 71, 
374. — Erläuterungen von 9. Stolp 71, 
408. — Bahyeriſche Geſetzgebung 71, 469. 
491. — Ueberſicht 77, 804. — ©. a. Reichs- 
angehörigkeit, foziale Frage. 

Friedensleiftungen (milttäriiche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Vom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Vom Jahre 1871, 71, 507. 876. 
72, 163. 447. 1467. ©. a. frankreich. 

Friendly Societies in England 76, 229. 
ürftenfongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16. 
ubrfoften ſ. Tagegelder. 


&. 

Garantie zu Laften des Bundes, ſ. Schulden- 
wejen. 

Gafteiner Konvention 71, 17. 

Gebäudefteuer in Preußen 74, 901; in 
Bayern ib. 1688. 

Gebiet, f. Areal. 

Geburtsregiiter, f. Zivilehe. — Statiftif 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. 

Gebührenordnung j. Rechtsanwaltsord- 
nung ꝛc. 

Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 
999 


Beiftige Getränke, j. Branntwein. 
Geiftlihe Amtshandlungen 76, 78. 
Geiftlihe, Borbildung derielben, 74, 118. 
Geiftlihdes Amt, Mißbrauch desſelben 
(Ranzelparagraph) 72, 988, 

Geld, Geldwirthſchaft (Moesler) 75, 265. 
288 ff. (Hirth) 75, 918. 1266. — ©. a. 
Bankweſen, Miünzfrage, Papiergeld. 

Gemeindefteuern, ſ. Kommunalfteuern. 

Generalzolltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben 73, 125. SO. 615. 

Genoffenfhaftswefen, das, in Deutid- 
land, Frankreich und England, von Schulze» 
Delikih, 72, 947. — — 
74, 152. 382. 77, 637. — In Bayern 76, 
894. — ©. a. Wirthſchaftsgenoſſeuſchaften. 

Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 

Gerichtliches Verfahren 72, 141. 73, 
348, 354, Ueberſicht der bis 1877 über das 
gerichtl. Berfahren erlaffenen Reichsgeſetze 
und Berordnungen 77, 828. — Bgl. aud 

ivilprozeß, Schieds - und Handelsgerichte, 
öffen- und wurgerichte zc. 

Gerichtshof, oberfter des Reichs. Die Er- 
rihtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377. Die Fortentwidelung 
deſſelben 72, 150. Berfonal desſelben 70, 
161. — Etat für 1871, 71, 722, — Tbi- 
tigkeit desjelben (Kritif) 73, 852. — Die 
ziplinarbefugniffe desfelben 74, 407. — 





über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“. 


Regulativ für den Geichäftsgang desjelben 
ib. 1537. — Das jchweizeriiche Bundes- 
gericht (Landgraff) 76, 105. — ©. a. Eljaß- 
Lothringen. 

Gerichtsorganiſation des Reiches 71, 
85, 72, 150. 73, 348. 354. 75, 420. 1533, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaflung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Scöffen- und 
Schwurgeridte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Neichsgericht von W. Endemann 
75, 1208. — Reihsjuftizamt 75, 1216. — 
Berlauf der Berhandlungen 77, 646. 79, 
502. S1, 394. — Uebergang von Geſchäften 
auf das Reichsgericht 81, 397. — Bgl. a. 
Zuftizgefeggebung, Handelsgerichte, VBerwalt- 
ungsgerichte zc. 

Gejandtihaften im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 
Bollfreiheit derfelben 80, 646. — Das 
deutihe Gefandtichaftsrecht (v. Zorn) 82, 81. 

S. a. auswärtige Berhältniffe. 

Geihäftstrifen, ſ. Krifis. 

Geihäftsordnung, j. Reichstag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des nord- 
deutfcher Bundes und des deutfchen Reiches 
71, 1—44. (5. a. Reichstag, Verfaſſung 
Zollverein zc.) 

Gefellen j. Arbeiter. 

Gejeßgeber, Begriff desjelben (Endemann) 
75, 1206, (%aband) 78, 369. 

Gejeggebung. Ueberficht der Geſetze und 
Berordnnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Neichsverfaflung 72, 485. — Bericht 

über die Gejetgebung 1867—70 (Laster) 

70, 563; 1871—76 (Wehrenpfeunig) 77, 

257 ff. — Ueberficht aller Gefege und Ver— 

ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 

77, 801. — ©. a. Bundesgeſetze, Juſtiz- 

ejeßgebung, Berfaffung, Reichstag, Reichs— 

anzler, Zollparlament, Breußen zxc. 





Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- | 


felben 78, 466. Etat sy, 12. 
Öetreidezölle 78, 839. 0, 619. — Er- 


nährungsbilang des deutſchen Reichs für 
Erntemengen und | 


1878/79 79, 462. — 
Anbauflächen 1878 79, 552. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 719. — AYuternationale 
Statiftit 79, 1073. — Bodenbenugung in 


Preußen 79, 1075. — Bgl. a. Bolltarif ac. | 


Gewerbeanlagen (Seydel) 81, 624. 
Bewerbegerichte, ſ. Schiedsgerichte. 


Gewerbekammern, Organifation und Ver- 


zeichniß derſelben 78, 925, 
Gewerbeorduung. Das Nothgewerbegeſetz 
vom 8. Juli 1868 nebſt Erläuterungen und 
Ausführungsverorduungen 68, 849. — Die 
Gewerbeorduung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sach— 
regifter) 69, 441. — Anweifung zur Aus- 
= mul derjelben in der preuß. Monarchie 
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69, 689. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 69, 
919. — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutichen Kauffahrteifchiffen 69, 
939. — Anweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gemwerbebetrieb im 
Umberziehen) 68, 987. — Belauntmad- 
ungen betr. ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der 
Reichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe» 
berriebes 71, 194. — Das bayerische Ge- 
mwerbegejeg 71, 469. — Einführung der 
deutjchen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759. — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeordnung 78, 1471. 74, 425. 119. 
— Entwurf eines Gejeges, betr. Abände- 
rung einiger Beftimmungen der Gewerbes 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Neihstags darüber ib. 1233. Kommilfions- 
bericht darüber ib. 1317. — ragen zur 
Euquéte iiber das Gewerbeweſen 75, 90. 
— Verhandlungen 1874, 75, 119. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
717,287; — (Endemann) 77, 643. — Ueber- 
fiht der Gefete ꝛc. bis 1877 77, 805. — 
Der Gefegentwurf der fozialdemofratifchen 
Fraftion 77, 885. — Neferate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein fir Sozial— 
politif 78, 129. — Das Gewerbepofizeiredht 
nach der Reichsgewerbeordnung (M. Seydel); 
Zuhaltsiiberficht 78, 952. 81, 569. — Ge- 
jeß betr. Abänderung der Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 534. — 
Die Hamburger Dentihrift 79, 570. — 
ge Reform der Junungen 81, 171. 600. 

ortlaut der Gew.Ord. nach dem Stande 
von 1880 81, 724. — Der Betrieb konzef- 
fionspflicht. Gewerbe dur jurift. Perjonen 
(Seydel) 82, 620. — DasNormal-Fnnunge- 
ftatut 82, 644. — ©. a. Arbeiterfrage, Kon— 
traltbruch, Fabrikarbeiter, Gemwerbeftatiftik, 


Schauſtellungen, Straßenmuſik, ſoziale 
Frage ꝛc. 
Gewerbepolizeirecht des Reichs‘ (M. 


Seydel) 78, 529, 929, 952. — Neue Be— 
arbeitung des ganzen Gebietes (Seydel) S1, 
569. Alphabet. Regifter hierzu 81, 719. 
Gewerbefhulen (Hirth) 77, 793. 
Gewerbeftatiftit, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche Darftellung 
72, 363. Spftematifche Ueberfiht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftif (Engel) 76, 101. Grgebniffe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. Dez. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß. Gemerbe- 
zählung (Samter) 78, 209. (Aufjeß) 80, 757. 
Gewerbefteuer 74, 905. 999. 1690. 75, 
129, 76, 400, 695. 77, 241. ©. a. Steuern. 
Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsordnung. 
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A a LE der Arbeiter 82, 
753. 


Gleichheit, wirthichaftliche (Hirth) 75, 1276. 
Goldwährung, j. Münzfrage. 
Gothaer Bertrag 


vom 15. Juli 1851 


nebjt ſpäteren Berabredungen 68, 478. An- 


wendung desfelben in Bayern 71, 366. 472. 
Gottbardbahn. Deukſchrift an den Bun- 

desrath und Neichstag 70, 457. Neihe- 

finanzrechtliches darüber 73, 443, 

Grenzauffihtsbeamtes0, 678. 749. 782. 

Griebenland, Handelsverträge SO, 616. 

Örofbritannien. Statiftif der Zölle und 
Verbrauchsfteuern 68, 155— 218. 79, 571. 
Organifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 
Handelsvertrag mit — 73, 320. 80, 819. 
Stempelftenern S1, 803. 

Großiuduftrie, f. Juduſtrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Gründungswejien, fiehe Attieugeſellſchaften, 
Kriſis ꝛc. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desſelben und 
feiner Zukunft, von L. v. Stein (beſpr. v. 
Stengel) 82, 70. 

Grundeigenthum, ſ. Feitungen, 

Grundrechte, Aufnahme u in die | 
Bundesverfafliung 70, 750. 71, 50. 329, 
74, 146. 

Grundſteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 
s1, 95. in Bayern 79, 1682. 

Güterumlauf (Rorsler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produftion, Preisbildung, Wert. 

Gymnafi ien, Maruritätszeuguiffe 74, 1671. 
16, 765, 


9. 
Hafenre J u lative, Normativbeftimmungen 
für die, 72, 1507, 73, 168. 80, 661. 
Haftpflictgeiet 74, 150. 81, 413. 
Hamburg. Handels» 
68, 1075, 
68, 1112. 
ftatiftif 70, 407. 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 
Ss, 568. 589. 81, 336. — Gewerbefleiß 
78, 110. — Hauptfteueramgt 80, 663. 748. 
— Hamburgs Freihafenftellung und Zoll 
anfhluß (H. A. Bueck) SI, 314. — Alten- 
ftüde betr. den Zollanſchluß SL, 489, 516, 
Vgl. a. Preiſe, Zollausfchlüffe, Auswander- 
ung ꝛc. 
Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1370, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 


971. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels 
ftatiftif ac. 
Handelsbilanz, deutſche Maſſe) 75, 605, 


— Tabellen über 1872/73, 75, 685. 
Bemerkungen über die 9. Deutichlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. S. Handelsftatiftik. 
Handels» und Zollverträge, f. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Verträge 
abgejchloffen wurden. Vgl. die Ueberſicht 


i 


—. 





| Handelsredt. 


und Verlehroſtatiſtit 
— Anſchluß an den Zollverein 
— Organiſation der Handels- 
— Die Hamburger Ein- 


SHandelspolitik, 
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68, 230, 10, 732. 72, 921. 73, 311. SO 
812. — ©. a. Zollverein ꝛc., VBertragsredt. 

Handelsgericte. Beihluß, des Handels 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes- Gerichtshofs für Handels 
fahen 69, 1057. — Die Organiſation der 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bgl. aud Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelskammern. Drganifation ı uud Ber: 
zeihniß derfelben 78, 78, 925. S. a. 
Handelstag. 

Haudelsmarine des Reiches, Einbeitlichleit 
derfelben 71, 179. S. a. Konfularmeien, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Gele, beit. die Na— 
tionalität der Kauffahrteiſchiffe 71, 657. — 
Die Rechtsverhältniſſe der deutihen Handels 
marine (%. Reitz) 74, 55. — Negiftrirung 
der Kauffabrteifchifie 74, 306. 381. — Die 
deutihe Handelsflotte 1874, 75, 1709. — 
Beftand im Jahre 1875, 76, 216. — S. a. 
Konſulatweſen, Sciffsunfälle zc. 

j. Zölle, Zolltarif, Zoll⸗ 
verein, Handelsftatiftit x. 

Handelsregifter in Bayern 76, 39. 
S. a. Handelsgerichte, 

Die Einführung der allgem. 

deutschen Wechfelordnung, der Nürnberger 

Novellen und des allgem. deutſchen Handels 

a als Bundesgefete 69, 1047. — 
nführung in Süddeuiſchland 71, 375. 

Entwidelung des Handelsrchts bis Ende 

1871, 72, 125. — Zukunft desjelben (Ende 

mann) 74, 417; (Yuftizausihuß) ib. 1370. 

Bg l. a Handelsgerichte , Berfaffung, 
Attiengefellfejaften xC. 

oe Zur Piteratur derfelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge e zu einer deutfchen Handelstatiftif 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423. 70, 437, — Grundzüge zur Or 
ganifation der Handelsjtatiftif des Zollverrind 
«0, 65. — Die Methoden der Zoll- umd 
Handelsfatiflit in Gngland, Fraulreich, 
Holland, Hamburg, Bremen und im Zoll · 
verein (vom Herausgeber) 70, 407. 
Thefen zur Neform der Handelsftatiftil des 
Bollvereins 70, 433, — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, nn Deutſche Hanbels- 
ftatiftit pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutfche Handelsbi — (Soetbeer) 75, 731. 
— Spezialhaudel Frankreiche mit Deutſch— 
land ib, 943. — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
mijfion des valeurs 76, 88. — Wertb der 
Waarenausfuhr Deutschlands an Ganzfabri- 
faten 1868—75, 77, 343. Handelsver- 
lehr zwijchen Deuiſchlan d und Frankreich im 
Jahre 1875 77, 531. — Ein- und Au 
* von Halb- u. Ganzfabrikaten 1875/76 

‚1051. — Ueber die ſtatiſtiſche Gebühr 
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bei der Waaren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausmweije für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angeblihe Zunahmen des eng- 
liſchen Erports nah Deutichland 78, 837. 
Deutfhlandse Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854 —77 78, 902. 964, — Ein- und Aus- 
fuhr der wichtigeren Artifel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutihe Han— 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
ee: mit Frankreich 79, 383. — 
eutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249. 

Ein- und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1879 81, 276. — Ein» und Ausfuhr wich— 
tiger Artifel in 1880 81, 284. Reform der 
Handelsftatiftif vom 1. Yan. 1880 81, 279. 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
82,565. — Vgl. a. Preife, Werthberehnung, 
Statiftit, Zölle xc. 

Handelsjyftem des Reiches ſ. Zölle, Zoll 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftif zc. 

Handelstag, deutiher. Statut und Be- 
ihlüffe desjelben im Oftober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Fahre 1874 78, 89. — 
Geihäftsordnung 78, 91. — Wirkſamkeit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkfchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 

Handelsverträge, internationale 79, 562. 
80, 812. ©. a. Defterreich, Zollverein zc. 


J— £, moderne Arten desſelben, 77, 787. 

andwerfertammern 74, 1195. 

Hannover, 
einfünfte des chem. Königreichs 9. 69, 619. 
Verhäliniß zum Zollverein 80, 615. 618, 
S. a. Preußen. 

Haushaltungen im Reiche 78, 69. 

Paushalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 

Haushaltungsbudgets (Dehn) 79, 100. 
80, 581, 843. 81, 540, 82, 163. Ar—⸗ 
beiterbudgers, Buchführung :c. 

Haufirhbandel 81, 665. ©. a. Gewerbeord- 
nung. 

Heilgemerbe 78, 607. 

— \ 
eimathbsmwejfenf 

—— deutſche, Kriegsſtärke 1870/71, 72, 928. 
eeresformation, ſ. Militärverwaltung. 

Hderz, Interpellation betr. das Unfehlbarteits- 
dogma zc. 72, 3. 

Helien. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beftenerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Drganifation und Berfonalien der oberen 
Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfaffung 70, 
771. 71, 37. — Aufrecht erhaltene Be- 
fimmungen des Vertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeuticher 
Bundesgeſetze ib. 389. — Militärfonvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538, Vol. a. Zollverein, Volkszählung, 
Areal xc. 


ſ. Unterftügungswohnftg. | 
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Heffifhes Kurhaus, ſ. Fideilommiß. 

ee 74, 65. 
irtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872 
72, 933. 

Holzinduftrie 72, 398. 
Ausfuhr 76, 223. 
opfen (Produktion u. Verbrauch) 75, 1732. 
ülfskaſſen (Arbeiter-) 73, 1529. 74, 322, 
Geſetzentwurf des Neichstanzleramts 75, 873, 
— Gtatiftif (Preußen) 75, 1722. 77, 544. 
643, — Der korporative Hülfskaffenzwang 
82, 602. — Mrbeiterbülfstafien in Eifaß- 
Lothringen 82, 723. 

Hüttenwerke, f. Eijen. 

et f. Cholera. 
ypothetenbanken, ſ. Bodenkredit. 


J. 


Japan, Handelsverträge 80, 631. 823. 
JImpfgeſetz 75, 1173. 81, 435. 
Indigenat, f. Freizügigkeit, Reichs- und 
Staatsangehörigkeit, Rechtshülfe zc. 
Juduſtrie. Die Lebensbedingungen der deut- 
chen Induſtrie fonft und jett (Hirt) 77, 
777. — Die deutfhe Induſtrie und die 
Neicheregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduftrie im deutfchen Reiche 82, 605, 
— ©. a. Arbeiterfrage, Löhne, Fabriken, 
Gewerbe, Handel, Handelsftatiftif, Baum— 
wollinduftrie, Ellaß-Yothringen zc. 


Holz-Ein- umd 


ı Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 


Die Hauptfächlichiten Staats» | 


Inhaberpapiere 72, 138. 78, 342. 


Innungen, gewerbliche, j. Gewerbeordnung. 

Ynterpretation, ſ. Motive. 

Fuvalidenfonds des Reichs 74, 257. 75, 
88. 77, 316. 383. 891. 979. — ©. a. 
Penſionen. 

Invalidenſtiftung, Deutſche, 71, 1035. 
S. a. Penſionen. 

Irrenanſtalten in Preußen 78, 443, 

Italien, Handelsvertrag 73, 321. 80. 820. 
Stempelfteuern S1, 808. 


Jeſuiten, Petitionen im Reichstage 72, 1121. 





74, 230. Das Gneiſt'ſche Referat 72, 1121. 
Das Berbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230. 
Jungholz, öfterr. Gemeinde 634. 786, 793, 
Jura singulorum, f. Reſervatrechte. 
Juſtizkommiſſion des Reichstags 75, 1202. 
Fuſtizgeſetzgebung. Die des nord» 
deutihen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1. — Ueberfiht der Thätigkeit der Ju— 
ftizgejeßgebung im nordd. Bunde im Jahre 
1869, von Dr. W. Endemann, 70, 5. — 
Die Gerichtsorganifation des Neichs 71, 85. 
— Ueberfiht der Reichs - Fuftizgeleßgebung 
71, 212. — Entwidelung der Juſtizgeſetz— 
gebung und Rechtspflege bis Ende 1871 
(von Dr. ®. Endemann) 72, 113, — Be 
riht W. Endemann’s für das Jahr 1872 
73, 331; für das Jahr 1873 74, 379; für 
das Jahr 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für die Jahre 1877 und 1878 
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79, 501; für die Jahre 1879 u. 1880 81, 
394, — Die großen Gejeßentwirfe vom 
„Jahre 1874 (Endemann) 75, 1201. — Die 
Nechtseinheit (Wehrenpfennig) 77, 274. — 
Aufprahe des mationalliberalen Zentral- 
fomies 77, 444. — Niichterne Betracht⸗ 
ungen über die 18 Punkte des Kompromiffes 
(3. Bolt) 77, 450. — Bericht von W. Ende- 
mann 77, 647. Die Aufgaben des 
Neichsjuftizamts 77, 680. — ©. a. Rechts- 
hülfe, Zivilprozeß, Zivilrecht, Strafrecht, 
Finauzrecht ꝛc. 


K. 
Kadettenanſtalten 74, 218. 264. 
Kaffee. Ueberſicht der Preiſe, des Verbrauchs 

und des Zolles von Kaffee 1847 bie 69, 
70, 351; file 1847/77 79, 804. Bgl. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. 

Kaifer, deuticher, 70, 764. Aniprade an 
das deutihe Voll 70, 770. Berfaffungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 484. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Elfaß-Lothringen 71, 847, 920, 
— Bgl. a. Berfaffung, Verordnungsrecht, 
Bundesftaat, Reichslanzler, Heichstag zc. 

Kanalichifffahrt, deutiche, 75, 332. 80. 646. 

Kanzelparagrapb, ſ. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396. 
S. a. Werth, Einfommen. 

Kapitalventenfteuer (Bayern) 74, 1703. 

Karufielbefiger, ſ. Schauftellungen. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wedel. 

Kaſſenweſen. Neichsfafle und Landeskaſſen 
72, 1481. — Das Abrehnungsmeien der 
Zoll- und Steuerverwaltung (v. Aufjeß) 78, 
262. 80, 774. — 3. a. Finanzweſen. 

Katbederfocialismus 78, 851. 

Katholiiche Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Fer 
juiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffäbigkeit, ſ. Einfommen. 

Kauffahrteiichiffe, ſ. Handelsmarine, Kon» 
ſulatweſen. 

Kautionen 73, 440. Das Geſetz vom 2. 
Juni 1869 76, 341. Sonſtige auf das 
Kautionsmweien der Neichsbeamten bez. Ber 
ftimmungen ib. 344. 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387, 

Kinderarbeit in Fabriken 73, 1471. 74, 
©. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ıc. 1545, 
80, 969. Franzöſiſches Geſetz 76, 231. 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Un— 
feblbarfeit, Jeſuiten, Strafgefeg, Schulauf- 
fiht, Namszanomsti ꝛc. 

Kirhlih-politifhe Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, 117. — Geſchichte der be. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228. Die preuß. 
Geſetze vom Mar 1874 ib. 1151. 1578. 
Neichsgejeß betr. Ausiibung von Kirchen— 
ämtern ib. 1576. 75, 1174. Defterreichifche 
Kirchengejege 74, 1584. — Geſetzgebung 
im Reichstag und preuß. Landtag (Wehren- 
pfennig) 77, 297. — Zorn's „Eirchenftaats- 
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rechtliche Geſetze“ 77, 349. — S. aud Zivil 
ehe, Schulaufficht ꝛc. 
Kirhenkolleftenweien in Preußen 76, 77. 
Kirhenftaat. Haudels- und Schifffahrtäver- 
trag mit dem K. 68, 675. 
Kirchenverfaſſung, evangeliihe (Webren- 
pfennig) 77, 804. 
Klafjenfteuer, ſ. Einlommenfteuer. 
Klauenjeucde, f. Beterinärpolizei. 
Kuappichaftsvereine in Preußen 76, 989. 
82, 610. 
Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69, 475. 
507. — ©. a. Arbeiterfrage, Konrraftbrud x. 
Kobleuz, Kommunalfteuern, 76, 91. 


Koburg-Gotha. Reſſorwerhältniſſe der Be— 
hörden 70, 678. 

Kommunalſteuern. Im Reg-Bez. Koblenz 
76, 91. — Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Sozialpolitik 78, 248. — Statiſtil 
der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 265. 
— Die finanzielle Bedrängniß der preuß. 
Kommunalverbände 82, 608. 

Kommunismus 75, 23, 1280, 

Kompetenz des Reiches und die Ermeiter- 
ung derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 
412. — S. a. Berfafjung, Juftizgeietsgeb- 
ung, Reſervatrechte, Schulweſen, Finanz 
weſen ac. 

Konfeilionen, Gleichberechtigung derjelben 
in ftaatsbürgerliher Beziehung 71, 169. 
Einfluß der Konfeflion bei den Wablen 72, 
338. 359. 1018. Konf. in Preußen 75, 634. 

Kongregation, j. Orden. 

Konkursordnung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. 81, 405. 

Konfulatwejen. VBerzeihnig der nordd. 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein- 
beitliches Reichs-Konjulatweien 71, 183. — 
Abänderung des Gejeges vom 8. Nov. 1867 
71, 376. — Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konfuln des deutſchen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. geſetz- 
lihen und Berwaltungsvoricriften 71, 595 
— Etat für das Konfulatweien 69, 171. 
71, 719. Verzeichniß der Konſulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alphabetiſches 
Ortsregifter dazu 72, 481. — Juftruftion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schuß im 
türfifchen Reihe, China und Japan 72, 
1263. — Geſetz, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Koniulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Konfularverträge des deutichen 
Neihs von J. Neig, 72, 1281. Organi- 
fation der Bundesfonfulate 74, 70. — Kon: 
iulargerichtsbarfeit in Ggypten 75, 1176. 
77, 636. — leberfiht jämmtl. Geſetze x. 
77, 809. — Konfnlatsetat SO. 26. — Kon— 
fularverträge SO, 827. — Das Geieg vom 
10, Juli 1879 über Konfulargerichtsbartfeit 
s1, 400. — Das deutſche Konſularrecht 
(PH. Zorn) 82, 409— 483. — ©. a. Geſandt 
Ihaften, Handelsmarine ꝛc. 


über die Jahrgänge 18686—1882 der „Annalen“, 


Konjumtion (Roesler) 75, 283. (Hirth) ib. 
1269. 

Konfumvereine in Elſaß-Lothringen 82, 
745. — ©. a, Genofjenfhaftswejen, Wirth- 
ſchaftsgenoſſenſchaften zc. 

Kontingeutsherrlichleit 80, 343. 

Kontraftbruch der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Verhandlungen im 
Reichstag 74, 323. — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410. — Gutachten der 
Leipziger Handelsfammer ib. 427, — Ge 
jegentwurf, Berhandlungen u. Kommiffions» 


bericht ib. 1219. 1233. 1340, — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzmejens 69, — 
71, 146. 689. 78, 552. 74, 99. — a. 


Zollbehörben, Rechnungshof ꝛc. 
Konzeffionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derſelben, 82,620. S. a. ewerbeorduung zc. 
Kranfenpflege, f. Unterftügungsmwohnfig. 
Kredit (Bollsw. Weſen und Bedeutung 
Roester) 75, 371. NKreditanftalten und 
Bereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775. S. a. Zahlungs- 
verfahren. 
Kredite, ſ. Zoll- und Steuerfredite. 
Kreditlager 80, 664. 
Kreditregulative 80, 776, 
Kreisordnung, die neue preußifche. Gefet 
vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlihen In— 
firuftionen und erläutender Ueberſicht 73, 
1271—1456. 5. a. Provinzialordnung. 
Krementz, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 
Kriegsentfhädignn die franzöftiche, 
ihre Verwendung und Vertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Dent- 
Schrift vom Februar 1874 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
ae (Naffe) 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ihre Ber- 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260. 265. 
— Amtliche Ueberficht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfiht vom 
März 1879 79, 1034. Nachweiſung der 


Ausgaben bis 1878 79, 1042. ©. a. 
Kriegstoften. 
Kriegstoften. Denkichrift über die Aus- 


führung der den ——— für die Krieg- 
führung (pro 1870/71) betr. Gejege 72, 
1371. Tabellariſche Ueberſicht der Kriegs— 
koſten ib. 1399. — S. auch Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegsentſchädigung. 

Kriegsleiftungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 
77, 645. ©. a. Kriegsentihädigung. 

Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweſen. 

Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 459 
74, 169. 77, 986. 

Kriegsweſen des Reiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung defjelben 71, 99, 351. Ergänzende 
Beftimmungen der Verträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 
Bräfenzftärfe und die Militärausgaben 72, 
426. — Die deutſchen Militärgefete (Ueber- 
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fiht 72, 498. — Das Pauſchquantum für 
1872—74, 73, 2. — Die Nadläffe an den 
Mifitörausgaben 73, 17. — Etatsftärfe und 
yormation des Neicheheeres für das Yahr 
1873, 73, 21. — Die proviforishe Neu— 
formation der Artillerie 78, 32. — Der 
Hauptetat fiir 1873 78, 36. — Das Ertra- 
ordinarium von 1851-1873 78, 49. — 
Milttärausgaben neben dem Paufchaletat 
78, 69. — Geldverpflegung im Frieden 
73, 73. — Bejoldungsverbefferungen für 
Offiziere 78, 76; fir Beamte 78, 80. — 
Geldverpflegung je eines Fnfanterie-, Ka- 
vallerie-, uud Artillerie-Regiments 73, 84. 
— Naturalverpflegung im Frieden 78, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärvermwalt- 
ung 73, 90. — riedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere zc. 73, 91. 95. — Neiche« 
eigenthum in der Militärverwaltung 78, 
429. — Der Entwurf eines Reichemilitär- 
ejeges vom Mai 1873 783, 1549. — Ber- 
ns des Reichstags über den Mititär- 
etat in den Jahren 1871— 1873 74, 173, 
264. — Die Organijation des preußiſchen 
Kriegsminifteriums 74, 487. — Bevöller- 
ung der Armeetorpsbezirte 74, 500. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengeridhte ib. 1803. 
— Entwurf eines Reichs-Militärgeſetzes 78, 
1449. — Das Kriegsweſen des deutichen 
Reichs, rehtswiffenichaftlih dargeftellt von 
M. Seydel, Inhalt 75 S. 1393. — Er- 
gebniffe des Militär-Erjatgeihäfts 1871/74, 
75, 1513. — SKautionswejen 76, 347. — 
Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ge— 
feßgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
268. — Ueberſicht ſämmtl. Gejege u. Ber: 
ordnungen 77, 833. Etat für die Bermwalt- 
ung des Reichbheers 1879/80 80, 47. 104. 
161. — Schulbildung der Rekruten 80, 238. 
— Das Kriegsweſen in Laband's Neiche- 
ftaatsrecht (Meyer) 80, 337. — Die Marid- 
routen für Krie sverhältniffe 82, 668. 
Krifis, vollswirthichaftliche, im Deutichland. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikanische 
Geſchäftskriſen 76, 235, — Unfere volfs- 
wirtbichaftliche Krifis (Hirth) 77, 187. 
(Wehrenpfennig) 77, 319. Franzöſiſche 
Stimmen über die Kriſis in Deutfchland 77, 
346. ©.a. Induſtrie, Kriegsentihädigung zc. 
Kulturtampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
KRulturpolizei und Nechtögleihheit (vom 
Herausgeber) 78, 795. 823. — ©. aud 
Bolksbildung. 
Kulturzuftände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunſthandwerk j. Handwerk. 


L. 
Laband's „Reichsſtaatsrecht“ —— von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 
Cadungsverzeichnifle <0, 419. — hl. a. 
Bollgejeg. 


- 
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Laud, Ztadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73. | 

Yandesverorduungen zu Reichsgeſetzen 
(Zeydel) 74, 1143. 76, 11. 

Landeskaſſen, j. Kaſſenweſen. | 

Yandesverweijung, j. sreizügigleit, Gothaer | 
Vertrag. | 

Landſturmgeſetz 75, 655. 

Landtage der Bundesftaaten, Berathungen 
über die Bundesverfaffung 71, 29. 41. 
Öleihzeitiges Tagen mit dem Neichstage | 
74, 202. 251. | 

Landwehr, j. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, j. Arbeitgeber, Land, Ge- 
treide, Zölle ꝛc. 

Lauenburg. Bundesjtaatlihe Stellung des- 
jelben 71, 52. 709. 50, 622. 792. Be 
hördenorganijation 70, 256. 

Lebensmittelverfälihung (Bresgen) 78, 
106 





Lebensverjicherung, ſ. Berfiherungsmejen. 

tebranftalten, ſ. Schulen, Cinjährigfrei- 
willige. 

Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— ©. a. Gewerbeorduung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberalismus, Einfluß desjelben auf die 
Geſetzgebung 77, 259, 

tiberia, Handelsvertrag 73, 322. 80, 821. 

Lippe-Detmold. Reſſortverhältniſſe der Be- 
börden 70, 693. Verfaſſungszuſtände 74, 320. 

Literatur, j. Stein, Yaband, Zölle ꝛc. 

Löhne. Die Beihlagnahme der Yöhne (Er- 
läuterungen zum Geſetz vom 21. Juni 1869) | 
69, 1069. — Taglohnſätze für ländliche | 
Arbeiter in Deutichland 75, 629. — Löhne | 
in Württemberg ib. 633. — Yöhne in El- | 
faß-Lothringen (Grad) 77, 772. — v. für | 
weibl. Handarbeiter im landwirtbichaftlichen 
Gewerbe des deutichen Reichs (v. d. Golk) 
717, 863. — Die Gefindelöhne im land» 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Golk) ib. 897. — Arbeitsiöhne in 
den Fabrifen (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a, Arbeit, Arbeitgeber u. ſ. w. 

Fothringen, j. Elſaß. 

?orterieftempel, ſ. Stempelfteuer. 

Lumpenzoll 0, 623, 

Luremburg. Cifenbahnen 74, 226. 291. 
— Auslieferungsvertrag 77, 636. — Ber- 
hältniß zum Bollverein 80, 616. 634. 641. | 
786. 792. — Uebereinfunft betr. Armenredht | 
81, 402. 

Luxus (Begriff, Noesler) 75, 280. 

Luxusſteuer (Bilinsti) 76, 719. 

Lübeck. Anihluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Neffortverbältniffe der Behörden 70, 696. 


M. 


Maahmweien(wirthichaftl. Bedeutung) 75, 286. 
Maaf- und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Webultionstabellen zur 
Einführung derjelben von Herker und Duste, 
Anhang zum Ill. Bd. Jahrgang 1870 der 
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„Annalen“. .— Die neuen Maaße und Ge 
wichte 72, 185. Konferenz von Eichungs— 
beamten 74, 1813. — Ueberſicht aller * 
ſetze und Verordnungen 77, 817. — Die 
Thätigkeit der deutſchen Eichämter 1870/75 
77, 1111, 

Maifhraumfteuer SO, 717, 

Malthbufiihes Geſetz (Hirtb) 75, 1281. 

Malzauffhlag SO, 793. Walzfurrogate 
80, 706, 711. 

Marine. Eutwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neffortverhältniffe und Berio- 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 70, 
188. — Verfaffungsmäßige Beftimmungen 
71, 125. — Die deutibe Darine- Akademie 
72, 325. — Neuer Flottengründungsplau 
74, 272. Einjährig - yreimillige der 
Matrojendivifion 76, 85. — Kautionsweien 
76, 349. — MUeberfiht der auf Widerruf 
auzuftelenden Beamten ib. 354. — Ueber- 
fiht der Gefeßgebung 77, 833. — Wal. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Verfaſſung xc. 

Markenſchutz. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Ende: 
mann) 75, 1192. — Die bei Aumeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
77, 527. ©. a, Mufterihug, Dänemart x. 

Marktverkehr 78, 603. 81, 677, 

Marſchrouten f. Kriegsverhältniſſe 82, 668, 

Mafchineuninduftrie 72, 393. 

Matritularbeiträge. tat derjelben 69, 
253. Berichte des Ausjchuffes des Bundes- 
raths für Rechnuungsweſen vom 3. umd 
15. Juli 1868 über die Zuläſſigleit der 
Erhöhung derfelben 69, 274. — Statt 
derjelben 71, 690; Berehnung für 1871 
71, 698. — Beredhnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrifularbeiträge vom finanzrecht- 
lihen Standpunft (Taband) 73, 519. — 
Statiftit fir 1868—1875 74, 1010. — 
Erjegung derfelben duch Reihseintommen- 
fteuer (Hirth) 75, 115. — Berehnung für 
1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497. 

Maturitätszeugnijfe der Öymnafien 74, 
1671. 

Medlenburg. Zoll-Uebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anſchluß an den Zoll» 
verein 68, 1117. — Organifation und 
Berfonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Milttärlonvention mit Preußen 72, 1569, 
— ©. a. Auswanderung, Bolfövertretungen zc. 


Medizinalperfonen im preuß. Staate 
76, 637. ©. a. Aerzte. 
Medizinalpolizei, Ueberiht 77, 804. 


Kurpfufcherei 81, 435. Heilgewerbe SI, 681. 
Meßkonten 80, 668, 
Metallinduftrie 72,392. — S.a. Eifen xc, 
Merilo, Handelsvertrag 73, 325. SO. 525 


über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“. 


Milittäranmwärter 76, 76. 82, 556. S. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
S. a. Kriegsweſen. 

Militärkonventionen (Preußens mit 
deutihen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— 8. ferner unter den betr. Bundesftaaten. 

Militärgejeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Penſionen, Invaliden, Verfaſſung (XI. Ab- 
ſchnitt). 

Militärpenſions recht (Seydel) 75, 53. 
1507. 


Militärpflichtige, Körperbeſchaffeuheit 81 
483. 


Militärfonderredhte (Seydel) 75, 1483. 
Militärftrafgefegbud 78, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärverwaltung, f. Kriegsweſen zc. 
Milliarden, . Kriegsentichädigung. 
Milzbrand, ſ. Beterinärpolizet. 
Mintfterien der Bundesftaaten, ſ. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sadjfen u. ſ. mw. 


Minifterverantwortlidleit 71, 280. 
74, 252. 

Monographien, rechtöewiſſenſchaftliche, 
16, 213. j 


Motive zu Gejegentwürfen, Bedeutung der— 
jelben (Endemann) 75, 1205. 

Münzmefen. Beichlüffe des deutichen Han- 
delstags vom Dftober 1868 68, 974. — 
Rährung und Münze, von John Prince» 
Smith 6, 143. — Denlſchrift, betr. deutſche 
Münzeinigung vom Ausſchuſſe des deutjchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebſt zahlreihen ftatiftiichen Beilagen und 
riner lithogr. Tafel 69, 729—854. — Er- 
mägungen und Fragen zur Münzenquéte 
(Bromemoria des nordd. Bundesraths) 70, 
451. 
Uebergangs zur Goldwährung von ©. D. 
Augspurg 71, 757. — Zur Müngzreform, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln 71, 
825. — Das Gefeß, betr. die Ausprägung 
von Neichsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagsver- 
bandlungen) 72, 647—857. Dentichrift 
über die Ausführung des Geſetzes ib. 858. 
— Die Berlängerung der Banknotenfperre 
(Rede Bambergers) 72, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelstammer (Juni 1872) 
ib. 1351. — Berhandlungen des Reiche- 
tags über die Miünzfrage 1871—73 74, 
180. 297. 354. — Das Miinzgefeg vom 
9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Neichstags) 74, 545. — Zweite Denf- 
jchrift des Neichsfanzlers, Statiftif der Aus- 
prägumgen ꝛc. 74, 618; dritte Denkichrift 
ib. 875; vierte Dentichrift 76, 180. (Ans 
kagen umd ftatift. Ueberftchten hierzu ib. 191); 
fünfte Dentfchrift 77,353. (Anlagen ©. 366); 
fechite Dentichrift 79, 905; fiebente Dent- 
ichrift 79, 923; achte Denkſchrift 80, 508; 
neunte Denkichrift 82, 134. — Geſetz betr. 
Annalen des Deutihen Reichs. 1882. 


— Die wirthihaftlihen Gefete des | 
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Abänderung des Art. 15 des Münzgeſetzes 
76, 203. — Die Werthrelation der Edel- 
metalle (wirthichaftsgefchichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 297. — Münzreform und 
Wechſelkurſe (E. Nafie) 75, 595. — lm 
rehnung der Aftien in Reichsmarkwähr— 
ung 75, 1197. 76, 202. — Silberabfluß 
nah Oftafien. ib. 1708. — Das Sinten des 
Silberpreifes 76, 527. — Einheit im Münz- 
weſen (Webrenpfennig) 77, 277. — Ueberſicht 
aller Gejege 77, 817. — Das deutihe Münz:- 
foftem in Gefahr? (Soetbeerr) SO, 76. — 
Deutiche Denkichrift zur Parifer Münzton- 
ferenz 81, 474 — Zur Währungsfrage 
(v. Dechend?) 82, 401, — ©, a. Geld, 
Bankweſen, Papiergeld ꝛc. 
Münzhoheit des Staats 78, 368. 
Miünzpertrag vom 24. Yan, 1857 68, 129. 
Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 
Muſterſchutzgeſetz, das deutiche, (J. Land— 
raf) 76, 743. (I. rn 743, II. wer 
Bat Anspruch auf das neue Muſterſchutzgeſetz 
745, III. was fann Gegenftand des Mufter- 
ſchutzes ſein? 746, IV. die formellen Bor- 
ausfegungen des Mufterrehts 748, V. die 
Garantieen des Mufterrechts 752. Anlagen. 
A. Das Gefeg vom 11. Januar 1876, 754. 
B Beitimmungen über die Zufammenfegung 
und den Geichäftsbetrieb der künſtleriſchen, 
photographiſchen und gewerblihen Sad: 
verftändigen-Bereine 757. C. Beftimmungen 
über die Sührung des Mufterregifters 758.) 
— Beridt von W. Endemann 77, 640. 


Nachläſſe an den Militärausgaben 69, 191. 
71, 706. 78, 17, 

Nahrungsmittel, Verfälfchung derfelben. 
Denkichrift des d. Landwirthichaftsraths 77, 
1079. — Gejet von 1879 81,433. — Das 
Geſetz nebit Erläuterungen ıc. 82, 781. 

Namszanowsti, Armeeprobft 72, 1113, 

Nationalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gneift 72, 929. 

Nationalverfammlung, franffurter, 71, 7. 

Naturalifation, j. Reichsangehörigfeit. 

Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200. 

Niederlage-Regulativ 69, 995. 78, 170. 
80, 663. Bgl. a. Zollgejeg, Zölle. 

Niederlande, Handels- und Scifffahrts- 


vertrag 78, 314. 80, 815. Stempeffteuern 
s1, 804, 

Norddeutfher Bund, ſ. Berfaffung 
Neichstag ꝛc. 


Rord-Ditfee-Kanal 74, 273. 

NormalEihungstommiflfion 80, 11. 

Normativbeftiimmungen (W. Endemann) 
718, 397. 


Notariatsordunung 72, 157. 
Nothbedarf, Begriff deffelben (Hirth) 75, 
1293. 
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DOberhandelsgericht, j. Gerichtähof. 
Obertirhenrath, evangelifcher, in Preußen 
70, 213. 
DOberrehnungstamıner, preußiihe 70, 
218. — 9. auch Finanzredt. 
Defterreih. Frühere Verträge 68, 235. 
Handels- und Zollvertrag mit Oeſterreich 
vom 9. März 1868 (mit Einleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 73, 322e 
— Abkommen wegen der Uebernahme Ausr 
zumeiender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bank (Lucam) 76, 862. — Dentfchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422. 
— Der Handelsvertrag vom 16, Dezember 
1878 79, 385; Deulſchrift dazu ibid. 609. 
— Verhältniß zum BZollverein 80, 629. 673. 
821. — Uebereinfuuft wegen Urfundenbe- 
glaubigung 81, 404. — Der Handelsver- 
trag von 1881 81, 517. 
Offiziere, ſ. Militärverwaltung. 
Olympia, Ausgrabungen zu, Reichsſubven— 
tion hierzu 80, 35. 
Omnibusgejellihaft, parifer, 76, 234. 
Option in Elfaß-fothringen 72, 1293. 78, 
971 


Orden und Kongregationen der katholiſchen 
Kirche in Deutihland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten zc. 


P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konſolidation des deutſchen Staatspa- 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Rechtsgutadhten von W. Endemann 73, 361. 
— Berbandlungen des Reichstags 1873 74, 
300. — Die Ausgabe von Reichspapiergeld 
(Hirtb) ib. 715; Tabelle 719. — Neiche- 
faffenicheine, Münzreform und Reichsbank 
(8. Bamberger) 74, 1601. — Wefen des 
Papiergelds (Roesier) 75, 374. — Reiche. 
fafjenfcheingejeg (Endemann) 75, 1186. — 
S. auch Bankweſen, Milnzfrage. 

Papft. Die deutiche Gefandrichaft beim Papft 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papft Pius IX. und das dentjche 
Neih (der Koloß und das Steindhen) 72, 
1227. — Kaiſer Wilhelm und der Papſt 
a 74, 135, 

Paraguay, Handelsverrrag 80, 621. 

Paris. Die Nahrungsforgen des Parifers 
77, 254. 

Paßweſen. Gefeg vom 12. OÖftober 1867 
68, 903. — Ueberfiht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reichs 
gejeßgebung 71, 210. 

Patentweſen. Uebereinfunft wegen Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139, — Moti- 
virter Antrag des Bundesfanzlers betr. die 
Reform der Patentgejeßgebung 69, 383. 
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Dentihrift von W. Siemens 69, 41. — 
Neichepatentgejeg 73, 357. Patenttare im 
deutihen Reiche 75, 626. — Eutmurf eines 
Patentgejeges 77, 325. — Dentichrift des 
Patentichubvereins 77,505. — Reiche-Patent: 
gefeg v. 25. Mai 1877 77, 914; Berord- 
nungen ac, hierzu 77, 921. 924. 1011. 
Erfahrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 
Etat des Patentamtes 80, 14. — Beridt 
des Patentamts für 1878 80, 479. 

PBaufhjummen- Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mi— 
litärverwaltung u. ſ. w. 

Penſionen. Das Reichs - Militär - Benfions- 
gel vom 27. Juni 1871 und die Keiſer 

ilhelms· Invalidenſtiftung 71, 1001. &- 

laß des Kriegsmimiftere v. 27. Juni 1871 
72, 181. — Finanzrechtliches über Penfionen 
73, 441. — Das Militärpenfiousredt 75, 
53, 1507. — Wiedergemährung der Penfion 
76, 83. — Das Benfionsredht der Keidt 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — S. a. Beamt, 
Juvalidenfonds ꝛc. 

Perjien, Handelsvertrag 73, 316. 74, 10. 
308. 80, 816. 

Perſonalunion 71, 60. 

Perſonenſtand, Vorſchriften zur Fefſiſtel— 
ung deſſelben in den einzelnen Bundes 
ftaaten 78, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauumgen ın 
Preußen 77, 245. — Bgl. a. Zivilebe. 

Petroleumlager 80, »65. 

Petroleumfteuer, j. Bolltarif. 

Pfandbriefe, zur Frage des jyaufipfand- 
rechts (Hecht) 80, 304. 

Pferdebeftamd militärifcher in Preußen 77, 
247 


Photograpbien, Urheberrecht 77, 6%. 

Polizerliche Geſetzgebung des Reiches TI, 
209. S. a. Gewerbeordnung, Bereriär- 
polizei ꝛc. 

Portugal, Haubdelsvertrag 73, 328. 80, 526. 

Poſtüberſchüſſe, Antbeile der Bunde 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenmwefen, verfah 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 18. 
Geſetzgebung über dafjelbe 72, 494. Reicht 
eigenthbum 78, 428. Bermaltungsfompeten; 
des Reiches 73, 492, — Berjchmelzung der 
Zelegraphie mit der Poft 75, 1730. 76, 205. 

as Amtsblatt 76, 104, — Abgrenzung 
des Gejchäftskreifes des General · Poſtmeiſters 
ıc. 76, 205. — Bezirks» Poft- und Tele 
graphenbehörden 76, 210. — Kautionen der 
Poft- und Telegraphenbeamten 76, 344, 360. 
368. — Ueberſicht aller Gejege und Ber 
ordnungen bie 1877 77, 815. — S. a. 
Poftverwaltung, Telegraphenvermaltung. 

Poſtſparkaſſen 78, 807. 

Poftverwaltung. Etat derjelben 69, 224 
71, 693. — Statiftit der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 49. 


über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“, 


— Neffortverhältmiffe der Bundespoftbehör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gehaltsaufbefier- 
ungen und Reorganijation des Beamten- 
wejens 71, 725. — Auszug aus dem Regler 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Zivil- und Militärauwärtern 71, 738. — 
Grundſätze flir die Ueberleitung der vorhan— 
denen Beamten in die neue Organijation 
71, 738. — Herftellung eines Dienftgebäu- 
des für das Gemeralpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral Boftverwaltungs- 
often 71, 746. — Dentfchrift, betr. den 
allgemeinen Bofttongreß 71, 751. — Deutiche 
Reichspoſt und bayerische Poftverwaltung 72, 
597. — Das Neichspoftgefeg vom 28. Ott. 
1871 73, 389, 74, 154. Wortlaut deffelben 
73, 1003. Erläuterungen dazu ib. 1237. 
— Die Reorganifation des faijerlihen Ge— 
neralpoftamts 73, 591. — Beſtimmungen 
über den Berfehr mit der Neichspoft 78, 
1003. — Poftreglement nebft Ausführungs- 
beftimmungen 73, 1017. — Beftimmungen 
über den Poſttarif 73, 1127. — Bollamt- 
lihe Behandlung im Boftvertehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsvertehr ib. 1163. — 
Portofreiheitsmeien 78, 1217. — Beichlag- 
nahme von Poftfendungen 73, 1248. — 
-Garantieleiftungen 73, 1250. — Bedjel- 
verfehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
reih und Yuremburg 73, 1255. — Ber- 
jegung von Poftfefretären 74, 155. — ft 
die Poft im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
als Kaufmann zu betrachten? ib. 1530, — 
Der internationale Poftvertrag vom 9. Ott. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesrathsaus- 
ſchuſſes dazu ib. 464. — Erlaß einer neuen 
Poftordnung 75, 621. 1195. — Neue Poit- 
tarifbeftimmungen ib. 622. — Ueberſicht 
der auf Widerruf anzuftellenden Beamten 
76, 355. — Die Berner Poftlonferenz 1876, 
76, 780. — Ergebniffe der Reichs Poftver- 
waltung während der Jahre 1872—1875. 
77, 120. 1069; im Jahre 1876 78, 36. 
— Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 76, 583, 
587; 77, 642. — Aufnahme von Wedhjel- 
proteften durch Poftbeamte 78, 42. — Porto: 
freiheit in Zoll- und Reichsdienſtſachen 80, 
647. — Bollabfertigung von Poftgütern SO, 
662. 750. — Weltpoftverein: Uebereinkunft 
betr. Poftpadete S1, 477. — Die deutichen 
Poftwertbzeichen (Seydel) 82, 617. 

Prämienverloofungen 72, 138. 74, 151. 

Präſenzſtärke des Reichsheeres 72, 426. 
73, 21. 1552, ©. a. Kriegsweſen 
Militärverwaltung. 

Präzipuen, Wegfall derjelben 71, 545. 

Preisbildung (Roesler) 75, 392. Urſachen 
der Thenerung (Hirt) 75, 918. Das 
jouveräne Gejeg der Preisbildung (Hirth) 
75, 1265. 

Preife. Das Gefe des Preifes 72, 532. 
— Roaaren-Durhichmittspreife in —— 
(1847—1868) 69, 85 und 435; für 186 





875 


70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit- 
räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 
Duartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 
bis 1879 80, 81, 856; für das Jahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; in 
Bremen (1851— 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Löhne in Württemberg 75, 631.— 
Preife für den deutfchen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durdfchnuttspreife 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
81, 195; desgl. im Jahre 1881 82, 517. 
— ©. a. Werthberechnung. 

Preffe. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preffe, Referat von K. Bieder- 
mann 72, 85; Entwurf des Vereins „Ber- 
finer Breffe“ 72, 107. 73, 857. — Ber- 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197, 
314. — Neihspreßgejeg (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlide Aufforderung zum 
Ungehorfam 76, 84. — Das NReichspreß- 
geſetz (Wehrenpfennig) 77, 178. 

Preußen Neffortverhältniffe, Berjonalien 
der Minifterien und Provinzialbehörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national- 
liberalen Partei über die Legislaturperiode 
1868—70 des preußifchen Abgeordneten- 
haufes 70, 563. — Aus dem Bermwaltungs- 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentl, Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74,503. — Stenerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520, 78, 439. 
— Zur Bohlhabenheits- und Steuerftatiftif 
preuß. Städte 78, 442. — Mltersitufen 
der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Innere 
Wanderungen der preußischen Bevölkerung 
82, 607. Erwerb und Berluft der 
Staatsangehörigkeit 82, 611. — ©. a, 
Boltszählung, Finanzweien, Grundjteuer, 
Eintommenfteuer, Kommumnalfteuern, Ge— 
werbefteuer, Gewerbeordnung, Subhafta- 
tionsorduung, Unterftügungswohnfig, Volks» 
ſchulen, Schulaufficht, Eirchenpolitiiche Gejeh- 
gebung, Berwaltungsreform, Provinzial« und 
Kreisordnung ꝛc., Heicheangehörigkeit, Bant- 
mejen, Sparlafien, Wahlgejege, Waſſerrecht. 

Privatredt, ſ. Zivilrecht. 

Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 

Produktivität (Roesler) 75, 259. 

Progreffion, j. Einfommenfteuer. 

Promulgation (Yaband) 78, 372. 

Brovinzıalbehörden in Preußen 70, 219, 
und 249. — ©. a. Kreisordnung. 

Provinzialordnung, preußifche, 75, 1593. 
717, 305. 

Prozeßordnung, 
prozeß. 


j. Zivilprozeß, Straf 


O. 
Quartalsertrakte 9, 771. 
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Duartierleiftungen im Frieden 74, 1037. 
75, 1081. 1201. 


N. 


Realunion 71, 60. 

Reaktion, die wirtbichaftliche 
pfennig) 77, 319. 

NReblauseinfuhr sl, 434. — Fnternationale 
Reblausfonvention 82, 625. 

Rehnungsmefen, f. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 257. — Inſtruktion für den R. 
Reichs 75, 1253, 

Rechtsanwaltsordnung 79, 508. 
bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 

Rechtsgleichheit. Ueber Kulturpolizei und 
Rechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795, 
839. Grundjäge der Nechtsgleichheit (Ende— 
mann) 74, 419. 

Rechtshülfe. — — und Rechts⸗ 
pflege (Ausſchußbericht des Bundesraths 
nebſt Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
der Rechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031. 
— Mopdifilation des Geſetzes 71, 378. 72, 
158. — Rechtshülfe für Reichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. —- Ueberſicht 77, 833. 

Rechtspflege, ſ. Juſtizgeſetzgebung u. ſ. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volls— 
wirthſchaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derſelben im Reiche 76, 6. — 
S. a. Fuftizgefetgebung. 

Redtewillenihaftlice Monograpbien 
76, 243. 


Neduftionstabellen, ſ. Maf- und Ge- 
wichtsordnung. 

Reich, deutfches, Organismus deffelben (L. v. 
Stein) 76, 5. — ©. a. Berfaffung, Reichs- 
tag u. ſ. w. 

Neihsangehörigleit. Ausführungen zum 
Reichs- und Staatsangebörigfeitsgejeg von 
Dr. Th. Yandgraff 70, 625. — Reichs- und 
Staatsangehörigkeit, von L. v. Rönne 71, 
151. — Abänderung des Gefeges 71, 381. 
Wortlaut des Gejeßes ib, 653. — Das 
Recht der Staatsangehörigkeit im inter 
nationalen Verkehr (v. Martit) 75, 793. 
1113. — Erwerb und Berluft der Reichs» 
und Staatsangehörigkeit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die deutfche Reichs- und 
Staatsangehörigkeit (ſyſtemat. Darftellung 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles In— 
haltsverzeichniß hierzu ib. 179.) Nachtrag 
zu Ddiefer Abhandlung 81, 67. — Die 
Koften der Naturalifationsurkfunden (TB. 
Fandgraff) 76, 729. — Das deutiche Naturali- 
fationsverfahren (M. Seydel) 76, 733. — 
Der Fall Bauffremont (Th. Landgraff) 76, 
1022, — lieber den deutich-amerifan. Ber- 
trag vom 22. Febr. 1868 (Wejendond) 77, 
204. Zur Frage der Entlaffung von Re- 
ferviften ꝛc. aus dem Reichsverbande 81, 67. 
— Statiftifches 81, 482. 82, 611. 

Reihsardiv. Ueber die Wiederherftellung 


(Webhren- 


J 
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eines R's und über Reformen im Archiv 
wejen von Frhr. v. Hagle 68, 451. 
Reihsarmenredht, fiehe Unterſtützungs- 
wohnſitz. 
Reichsbauk, ſ. Baukweſen. 
Reichsbeamte, ſ. Beamte, Bebörden, 
Reichskanzler ꝛc. 
Reichsbevollmächtigte für Zölle und 
Steuern 80, 803, 
Neihsbürgerthum 74, 20. — Bgl. a 
Reichsaugehörigkeit zc. 
Reihseigenthum 72, 1447. 783,412. 422, 
74, 255. 403, 
Neihseinftommenfteuer, ſ. Einkommen 
fteuer. 
Reichseiſenbahnamt, j. Eijenbabnen. 
Reichsgeſetzblatt 7I, 48. 
Reichsgeſetze, I. Geſetzgebung. 
Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 
Reichsgewalt, Definition derſelben bei‘. v. 
Rönne 71, 45. 62. — S. a. Verfaſſung. 
Reichsgoldmünzen, ſ. Münzfrage. 
Reichshauptkaſſe 80, 786. 
Reichshaushaltsetat, ſ. Finanzweſen. 
Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärpermwalt 
ung ꝛc. 
Reichsjuſtizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben deffelben (Rede des Präſ. Arie 


berg) 77, 680. 
Reichskanzlei, Etat derjelben 80, 3. 


Reihstanzler. Seine verfailungsmäßige 
Stellung und Berantmortlichkeit 71, 275. 
— Die Subftitutionsbefugnig des Reihe 
fanzlers nach deutſchem Staatsrecht (M. Fol) 
78, 402. — Rede des Fürſten Bismard 
78, 503. — Das Stellvertretungsgeleg vom 
17. März 1878 78 (M. Zoe) 78, 76l. 
Das neue —— des Fürſitu 
Bismard 79, 219. — Reden des Fürſten 
Bismard: über die Revifion der Reihivr- 
faffung 71, 324. 326; über die Kriegstoften: 
Anleihe ib. 686; über dem Frieden mit 
Frankreich ib. 876; tiber den Anſchluß von 
Elſaß-Lothringen ib. 851. 928. 948; über 
die Konvention mit Frankreich 72, 176. — 
Finanzreformpläne des Fürſten Bismard 
30, 626. 81,338. — Die Stellung des Reihe 
fanzlers nach dem Staatsrechte des deuiſchen 
Reihe (P. Henfel) 82, 1— 60. — ©. a. aus— 
wärtige Berhältniffe, Bundesrath, Ellaß- 
Lothringen, Kaifer, Reichstag, Verordnungs- 
recht, Berfaffung ꝛc. 

Reihsfanzleramt. Etat deilelben 69, 168. 
Erweiterung des Etats 71, 707. — Reflort- 
verhältniffe deſſelben 70, 156. 71, 285. — 
zn und Etat desfelben 77, 335. 833. 

’ 4, 

Reichskaſſe, ſ. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſenſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichskommiſſariate SO, 8. | 

Reihstontrole für Zölle und Steuern , 
797. 810, 








über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“. 


Reihsmilitärgefeg, Entwurf deſſelben 
1549. 


Reichsoberhandelsgericht 73, 351. 
S. a. Gerichtshof. 

Reihstag. (S. a. Berfaffung.) Der kon« 
ftitwirende nordd. Reichstag 71, 28. Recht⸗ 
lie Natur des Reichstags ib. 243; feine 
———— ib. 245; Bedingungen und 

auer feiner Thätigkeit ib. 252; Rechte des 
Reichstags ib. 257; perjönliche Rechte feiner 
Mitglieder ib, 264. — Mitglieder deffelben 
im Jahre 1868 68, 433. Geſchäftsordnung 
vom 6. Juni 1868 68, 913. Geichäftsord- 
nung des deutſchen Reichstags 71, 267. 
Thronreden zur Eröffnung und zum Schluffe 
des fonftituirenden Reichstags 68, 1061, der 
1. ordentlihen Seffion 68, 1066, der 2. 
ordentlichen Seifion 68, 1068, der 3, ordent⸗ 
lien Seifion 69, 1095, der 4. orbent- 
lien Sefftion 70, 1. u. 617, der 1. außer- 
ordentlihen Seffion 70, 717. Etat des 
Reihstages 69, 170. — Bericht des Bor- 
ftandes der national-liberalen Partei (von 
Ed. Laster) über die Legislaturperiode 1867 
bie 70 70, 568. — Ueberſicht der Gefet- 
gebung des nordd. Bundes und des Boll- 
vereind 1867 bis 1870 70, 721. — Die 
Gründung des neuen Reiches 70, 735. — 
Nichtgemeinfchaftlichkeit bei den —— 
der einzelnen Gegenſtäude 70, 753. — Er— 
öffnung des erſten deutſchen Reichstags 
(Thronrede und Adreſſe) 71, 313; Schluß 
deſſelben ib. 1041. — Thronreden zur Er— 
Öffnung der II. Seffion (1871) 72, öl, der 
III. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Wit- 
— des deutſchen Reichstags (biograph. 

otizen) 72, 191 -282; Fraktionsverzeichniß 
ib. 282. — Statiſtik der Wahlen zum erſten 
deutſchen Reichstag (von J. Knorr) 72, 287. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs— 
tags 1873 73, 1641. — Nüdblide auf die 
I, Legislaturperiode des Ddeutfchen Reichs— 
tags (1871 bis 73) 74, 130. Erſte Seffion 
ib. 142, Bmeite Seifion ib. 162. Dritte 
Seffion ib. 201. Bierte Seifton ib. 245. 
— Borläufiger Bericht über die 1. Seffion 
IV. Legislaturperiode (Friihjahr 1874) 74, 


1134, Thronrede ib. 1129. — Berbhaft- 
ung von Neihstagsmitgliedern während der 
Situngsperiode 76 82, — Bericht über 


die Gejeggebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 
77, 257. — Geſchäftsordnung des Reiche- 
tags nebft Bibliothefordnung 77, 490. — 
Ueberficht der Gejege und Berordnnungen 
über den Reichstag 77, 843. Ergebniß der 
Neihsragswahlen 1878 79, 574, — Ütat 
des Reichstags SO, 18. — Die Wahlen zum 
Weihstag 1871—1878 80, 333. — Der 
deutſche Reichstag (vechtsmwiffenichaftliche Dar- 
ftellung, Seydel) 80, 352. — Stellung des 
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— ſ. Berordnungs- 

recht. 

Reichsverwaltung, derſelben, 
76, 9. 

Reichsverfaſſung, ſ. Verfaffung. 

Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634. 

Reſervatrechte in der Reichsverfaſſung 72, 
423. Authentiſche Erklärungen jüdd. 
Minifter 72, 1585. — Der Begriff der 
Sonderrechte nach deutihem Neichsrecht (von 
Laband) 74, 1487. — Die Sonderrechte 
der deutſchen Staaten und die Reichsver— 
fafjung (von Roening) 75, 337. — S. a. 
Bayern, Bundesftaat, Verordnungsrecht, Ber- 
faffung x. 

Neftperwaltung 73, 545. 

Retablijiementsfoften 72, 1371. 1392, 
1466. 73, 70. 74, 261. 

Reuß (Fürftenthümer). Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 691. 

Rhederei, f. Handelsmarine, Konfulatweien zc. 

Rheinbund, Geichichte deſſelben 71, 2. 

Rbeinſchifffahrt SO, 658. 

Rinderpeft, Gefetgebung dariiber 71, 210. 
77,685. — Deutfchrift über deren Vor— 
ftommen 1872 bie 1877, 78, 512, 629. — 
Belanntmahung, Gebührniffe und Koften- 
erftattung betr. 79, 602. S. a. Veterinär» 
polizei. 

Robben, Schonzeit 77, 696. 

Rom, Gasa Zuccari 90, 41. 

Rotz, ſ. Veterinärpolizei. 

Rübenzucker, ſ. Zuder. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußlaud 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
regulirung 75, 1175. — Ürbredtsverhält- 
niſſe Reihsangehöriger nad der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385, — Zoll 
verhältniffe 80, 828. 


S. 


Sachſen (Königreih). Behördenorgauiſation 
und Perſonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform 
(J. Genſel) 74, 1373. 75, 1519. 76, 95. 
— Dotation der Bezirksverbände 75, 1391. 

Salz. Uebereinkunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgeſetz vom 12. Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftit der Salzitener in den 
Jahren 1868— 70 71, 575. — Die Be- 
ftimmungen über die Salzfteuer (v. Aufſeß) 
73, 203. 74, 93. 75, 838. 76, 794. 80, 
621. 697. 704. — Statiftit 74, 916. 75, 
902. 76, 93. 802. 

Sanftion der Geſetze (Faband) 78, 351. 

Schatanweifungen 73, 444. — ©. a. 
Anleihen, Schuldenweien zc. 


Charalter 


Reichskanzlers zum Reihstag 82, 15. — Schauſtellungen 76, 79. 
Statiſtik der Reichstagswahlen 188182, 542. Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 


Reichstagsgebäude 74, 289. 


1195. Geſetzentwurf und Kommiſſionsbericht 
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ib. 1219, 1317. — Das jchiedsrichterliche 
Verfahren nah dem Entwurf der Zivilpro- 
zeßordnung 75, 153. — Die g. Schieds- 
gerichte in Preußen 77, 96. — ©. Arbeiter- 


frage 
Schiffer, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen zc. 
Schifffahrtsabgaben Aufhebungen im 


Preußen 68, 238. S. a. Flößerei. 
Schifffahrisftatikil. Organifation derſelben 
70, 70. 
Schifffahrtsverträge 80, 812. 
Schiffsbau. Beſtimmungen über die Ge— 
währung einer Zollvergütung für die ver— 
wendeten Materialien 72, 1530. 73, 186. 
Schiffsmeldungen 81, 437. 
Schiffsunfölle an der deutschen Küfte 
1867— 78, 76, 218. — Gejellicpaft zur Rett- 
ung Schiffbrüciger 78, 111, Berbiitung 
des Zuſammenſtoßens auf See 81, 437. 
Schlesmwig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwiihen Preußen und Oefterreih 71, 17. 
— Offiziere der ehem. Schleswig-Holftein- 
iſchen Armee 73, 441. 
Schleufengelver S0, 646. 
Schlußnotenftempel, j. Stempelfteuer. 
Schöffengerichte, Zuftändigfeit nah dem 
74er Entwurf, 75, 239 
Schulauffihtsgejeß, das preußiiche, 72, 
1029— 1101. (rlaß zur Ausführung des» 
jelben ib. 1102, Die Stellung der Geift- 
lichleit zu dem Geſetze ib. 1103. 74, 24. 
Schulbildung in Preußen 75, 634. Säul- 
bildung der 1875—1879 in der deutſchen 
Armee eingeftellten Rekruten 80, 238. 
Schule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnaſien, 
Volksſchule ꝛc. 
Schulgeſetzgebung 73, 824. 74, 8. 
Schuldenmweien des Reiches 69, 2837. 
71, 147. Schulden der Bundesftaaten 69, 
309. Die preußischen Staatsjchulden 69, 
607. 
70, 160, 
Bundesshulden-Kommilfion für die Fahre 
1868, 1869 und 1870 71, 665. — Die 
Kriegsfoftenanleihe vom Jahre 1871 71, 
680. — Bericht der Reicheſchutden Kommiſ⸗ 
ſion für das Jahr 1871 72, 1859. — Die 
Neihsichulden (finangrechtlich, von P. Laband) 


13, 435, 460. — Bericht der Reichsichulden- | 


Kommiffion für 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib. 973. 

Schuldhaft, Geſetz, betr. die Aufhebung 
derjelben vom 29. Mai 1868 68, 806. 
72,135. Frage der Wiedereinführung SL, 402. 

— Theorie deſſelben 74 14. 

Schutzzoll, j, Zollarif. 

Schutz— und. Trugbündnifje 
mit den Südftaaten 71, 33. 
Schwarzburg-Sondershaufen. Reſſort— 

verhälmifje der Behörden 70, 687. 

Schweden, Zollvertrag 828. 

Schmeiz, Handelsvertrag 80, 673. 823. — Die 
Bundesverfaffung der Eidgenoffenihaft (Gar- | 


Preußens 








Die Bundesihulden -Rommiffion | 
Die eriten drei Berichte der | 
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eis) 75, 489. — Bundesſteuern ib. 785. 
— Das Bundesgericht (Tandgraff) 76, 106. 
Shmwurgeridte ( (1874er Enmurf) 75, 239. 
BERLINER. Seeunfälle (Perels) 76, 
1001 


Seeleute ſ. Marine, Handelsmarine, Kon- 
fulatwejen ꝛc. 

Seemannsorduung 73, 343. 74, 69. 
224. 380. 

Seeredt, |. Strandungsordnung ꝛc. 


Seeverkehr, ſ. Hafenregulative. 

Selbſteinſchätzung, ſe Einkommenſteuer. 

Selbſtmorde, ſ. Unfälle. 

Selbitverwaltung, Begriff derielben 78, 
1444. 74, 28. — S. in Preußen (Webren- 
pfennig) 77, 308. 

Serpis, |. gg 

Seudhengejeggebung, f. Medizinal- und 
Veterinärpolizei. 

Siam, Handelsvertrag 73, 318. 

Silberwährung, j. Münzfrage. 

Sonderredte, j. Reſervatrechte, 
weſen ac. 

Sonntagsarbeit 73, 1471. 

Sonntagsrube, Störung derielben, 76, 76. 

—— Frage 73, 795. 1471. 1536. 74. 

. 83. 322. — ©. Boltswirtbichaftslebre, 

Hcheiterfrage, Freihändler, Voltsbildung «t. 

Sozialdemokratie 73, 812. 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Gefe zur Abwehr fozialdeinotratifcher Aus» 
fchreitungen. Entwurf vom Mai 1878 78, 
757. — Preußiicher Entwurf vom Auguft 
1878 78, 921. — Vorlagen an den Reichs— 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 989. — 
Beriht der IV. Kommiſſion des Reichs— 
tags über den Entwurf 79, 27. Beihlüffe 
der Kommiffion ib. 67. — Aus den Ber» 
bandlungen im Meichstage 79, 161—218 
und 225—284. — Kommentar zum Sozi⸗ 
aliftengefeg v. K. Gareis 79, 285; das Nach⸗ 
tragsgejeg von 1880 80, 600. — Ueber» 
fiht der verbotenen Vereine ib. 295, der 
verbotenen Schriften ib. 324. — Tharakter- 
iſtil > Geſetzes (W. Endemann) 79, 543. 
s1, 437. 

Sozialgejetgebung Bayerns, ſ. Bavern. 

Spanien. ‚Handels- umd Scifffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669. 73, 322. SO, 822, 

Spielfartenftempel 80, 643, 744, 786, 
797. 


Kriege 


Sparkaſſen in Preußen 76, 89. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057. — Einführung der Poftiparfaffen in 
Deutichland 78, 807, 

Spielbanten, Gejet vom 1. Juli 1868 
nebft Erläuterungen 68, 819. 

Spiritusbefteuerung, |. Branntwein. 

Staat und Kirde, ſ. Unfeblbarteit, Jeſniten, 
Schulauffiht, Namszanowski zc. 

Staatenbildnng, das Nationalttäteprinzip 
in der, von R. Gneift 72, 929. 

Staatenbund und Bundesftaat 71, 8 u. 50. 


t 
{ IJ 
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Staatsangebörigleit, das Recht der- 
jelben im internationalen Verkehr (FF. v. 
Marti) 75, 763, 1113. Ueberficht der Ge- 
ſetze ꝛc. 77, 803. Uebrigens ſ. Reichsange- 
börigfeit, Volkszählung. 

Staatsbeamte in Preußen 77, 250. 

Staatsbegriff (Hirth) 74, 5. 

Staatsbürgerredt, f. Reichsangehörigkeit. 

Staatspapiergeld, j. Papiergeld, Banl- 
weſen, Miünzfrage. 

Staatsihuldenfommiffion, ſ. Schulden- 
weſen. 

Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Stände, ſ. Wahlgeſetze, VBolfsvertretungen. 

Stahl, j. Eiien. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 351. 

= = r — — j. Zivilehe, Perſoneuſtand. 

Stationskontroleure 78, 304. 80, 808. 

Statiftil. Beriht an den Zollbundesrath 
über die Neform der Statiftit des Zoll» 
vereind vom 28. Mai 1869 69, 641, — 
Die Kommilfion zur meiteren Ausbildung 
der Statiftit des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde fiir deutiche 
Statiftit 72, 69. 1547. — Organifation der 
Statiftil der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Waarenverfehrs (v. Aufieß) 80, 755. 
— DOrganifation der Statiftit in Italien 
und den Niederlanden 79, 807. — Statift- 
tiche Gebühr SO, 628. 763. 786. Vgl. auch 
Boltszählung, Bevölkerung, Handelsftatiftit, 
Berbraucsjteuern, Finanzweſen, Münzfrage, 
Eiienbahnen, Telegraphen- und Poftwermwalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe u. ſ. m. 

Statiftiiches Amt des Neihes 72, 69. 
1547. 80, 10. 759. — ©. Statiftik. 

Statiftiihes Bureau in Berlin, Biblio» 
thet, 75, 938. Seminar 80, 831. 

Stein, 8. v., deſſen Schrift über die zutun 
der Staats: und Hechtswiffenichaft in Deutſch- 
land, beiprocdhen von K. v. Stengel, 76, 251. 

Steintohlenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Vgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters zc.) 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 

Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reid) 
77, 1036. Ueberficht der Stempelfteuer in 
den deutſchen Bundesftaaten 79, 955. Neichs- 
gefeg und Verordnungen SI, 768. — Ueber» 
fiht ausländischer Beftimmungen S1, 799. 

Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiftil 76, 220. 
79, 109. 

Steuerfompetenz des Reichs, ſ. Finanz- 
mweien. 

Steuern, ſ. Berbrauchsfteuern. Zölle, Wechiel- 
ftempelfteuer, Bier, Branntwein, Salz, Ta- 
bad, Einkommenſteuer, Stempel-, Erb- 
ihaftsfteuern, Fraukreich, Preußen, Elfaß- 
Lothringen, Finanzweſen zc. 

Steuerpolitil, Grundfäge derſelben 
(Schäffle), beipr. v. Gefiden, 82, 681. 
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Steuerreform im Reihe, Dentſchrift des 
Neichslanzlers vom 17. März 1881 S1, 338. 

Strafgeiegbud. Aus dem Entwurf des- 
jelben 69, 657. — Zur Kritik des Geſetzes 
70, 580. — Einführung in Bayern 71, 379. 
— Sanzelparagraph ($ 1302.) Mifbraud 
des geiftlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — 
Die Strafgejetsnovelle vom 26. Febr. 1876 
76, 388. — Bol. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Strafprozegordnung, Vorbereitung dazu 
72, 148. 73, 348. 74, 421. 1533, — Ein- 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be- 
merfungen zum Entwurf von W. Endemann 
76, 1218. — Berlauf der Verhandlungen 
77, 646. — Strafverfahren in Zollſachen 
80, 679. 685. 696. 712. 730, Straf- 
regifter und wechfelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutichen Reiche 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung defielben 72, 121. 
73, 337. 75, 1172. 77, 632. 79, 519. — 
Ueberfiht der bis 1877 erlaffenen reiche- 
rechtl. Geſetze und Verordnungen 77, 825, 

Straudungsordnung 75, 1177. 80, 660. 

Straßburg, Gründung der Univerfität 72 
959, 


Straßenmufit 76, 80. 

Strifes 74, 33. — ©. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beſchlüſſe des Handels- 
tags vom Oftober 1868 68, 975. — Der 
Elbzoll 69, 430, Ablöſung des Elbzolls 
(Etat der Entihädigungen) 71, 709. 

Subhaftationsordnung. Die preußiiche 
vom 15. März 1869 69, 686. 

Syrup, ſ. Zucker. 


T. 


Taback. Materialen zur Tabackſteuerfrage (Ge— 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Sta— 
tiftit) 68, 357. Beſteuerungsgeſetz vom 26, 
Mai 1868 ib. 683 (Entwurf vom 7. Mai 
1868 ib. 685). Bollvereinsländiiche Sta- 
tiftit pro 1867 68, 1093. — Statiſtik der 
Tabaditener 1868—1870 71, 578. — Die 
Befteuerung des Tabads (Frhr. v. Aufſeß) 
75, 387. 6, 793. — Zur Tabadfteuer- 
reform ( Statiftiiches und Beſteuerungs— 
modus) 78, 741, 74, 93. — Statiftif 74, 
919. 75, 901. 1712. 76, 801. — Der 
Tabad im deutichen Zollgebiere (amtliche 
Statiftit für 1876/77) 78, 214 - Bur 

rage der Bejtenerung des Tabades (K. 

leiden) 78, 238. 273. — Das Tabad- 
monopol und die amerikanische Tabaditeuer 
(Felfer) 78, 300. 449. — Das Tabadıno- 
nopol in Frankreich 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der ——————— amerika⸗ 
nischen Tabachſtempels in Deutſchland 78, 
621. — Wie fteht fich der Konfument beim 
Tabadmonopol 78, 672. — Ein neues Ta- 
badjteuerprojeft 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquete 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquéête-Kommiſſion 79, 456. 


n ———— — — — 
—— — — — 
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— Der Geſetzentwurf vom April 1879 
79, 627. — Ueberficht der Befteuerung (v. 
Auffeß) SO, 689. — Die Befteuerung von 
1879/80 Geſetz, Bekanntmachung, Dienft- 
vorfchriften und WNiederlageregulativ) SO, 
689, 875. — Strafgefegl. Beftimmungen 
s1, 435. — Materialien zur Monopolfrage 
s2, 177—236. 371—400. 489516. 

Tagegelder der Reichsbeamten 76, 381. 384. 

Tara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790. 80, 655. 

Tarifreform, j. Zolltarif, Eifenbahnen ꝛc. 

Zelegrapbenordnung 73, 340 Abänder- 
ungen 76, 761. 

Telegrapbenvermwaltung, Etat derjelben 
69, 243. — Statiſtik pro 1868 69, 719. 
— Zentralverwaltung (Perfonalien) 70, 164. 
— Rang der Zelegraphendireftoren 76, 351. 
— Der Vorttarif der Telegramme 77, 1088, 
— ÜErgebniß der Berwaltung pro 1876 
18, 39. Entwidelung des Neichstele- 
graphenmweiens 79, 157. — Telegraphen- 
ftattionen und Apparare 81, 486. — Das 
Telegraphenweſen im deutſchen Reiche 82, 237. 
— ©. a. Poft- und Telegraphenweſen. 

Telephonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Die Lage der- 
felben 1872—77 78, 751. — ©. Baum- 
wollfpinnerei zc. 

Theuerung, j. Preisbildung. 

Thronrede, ſ. Reichstag und Zollparlament. 

Thüringiiher Zoll- und Handels- 
verein 68, 33, 44. 241. 80, 614. 79. 798, 

Tollwuth, f. Beterinärpolizei. 

Tranfitlager SO, 627. 664. 667. 

Transportwefen. Denkichrift des Handels- 
tage 69, 51. 

Türkei, Handelsvertrag 73, 318. SO, 818. 


u. 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 38. 43, 
71, 585. 78. 281. 74, 98. 75, 893. 80, 787. 
Ueberfidten, ſ. Berfaflung, Zölle, Geſetz— 
gebung x. 
Umzugsfojten, ſ. Taggelder. 
Unfallverjiderung ın Preußen 76, 994. 
Geſetz-Entwurf nebft Motiven von Baare- 
Bodum 81, 69. — Die Reichs-Uufallver- 
fiherung (erfter Entwurf nebft Begründung 
und Gutachten) S1, 97. 139. — Berunglüd- 
ungen in Preußen 1879 81, 342, 
Unfälle ꝛc. in Preußen 1874 75, 1724. 
Unfeblbarfeit, Dogma der päpftlichen. 
Erklärung der bayr. Regierung v. 14. Olt. 
1871 72, 5. — Stellung der preuß. Re 
gierung zur fathol. Bewegung 72, 1011; 
Reden des Fürften Bismard zc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug- 
niß der deutfchen Bifchöfe) 72, 1233, 
Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 
Unteroffiziere. Berbefferung ihrer Lage 
74, 266. 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


Unterridtsanftalten für 
Reichslande 82, 715. 


Unterrichtsweſen, ſ. Arbeiterfrage, Kultur. 
polizei, Vollsſchulen zc. 

Unterſtützungswohnſitz 71, 169. Zu 
ſammenſtellung des Neichsgefeges vom 6. Yuni 
1870 mit dem preußischen Armenpflegegeieh 
vom 8. März 1871, mit erläuternden An 
merfungen von Dr. H. Stolp 71, 39. U 
phabetiſches Sacregifter dazu ib. 436. - 
Inſtruktion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10, April 1871 71, 443, — Das 
bayerifhe Heimaths- und Armenpflegegeieh 
71, 469. 480. 495. — linterftügung EAN 
angeböriger im Ausland 71, 632. — Etat 
des Bundesamtes für das Heimatsweſen 71, 
713. — Präjudifate 76, 81. 86. — Das 
Reichsarmenrecht (rechtswiſſenſchaftl. Mono» 
graphie von M. Seydel) 77, 545; JInhalts- 
überficht hiezu S. 630. — Abänderung des 
Geſetzes über den U. 77, 1042, 

Urlaub der Reichsbeamten 76, 376. 
Urheberrecht, Geſetz zum Schub des geifl- 
igen Eigentbums 71, 217. 382. 72, 132. 

77, 638. Ueberficht der Geſetze zc. 77, 809. 


Uruguay, Handelsvertrag 73, 315. 75, 8%. 
0, 816. — Auslieferungsvertrag 404, 


Arbeiter im 





V. 


Berantwortlichkeit des Reichslanzlers 
82, 51. 

Verbrauchsſteuern. Statiſtik bie zum J. 
1866 68, 155-218. — Geſetzgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiftit für 187 
68, 727. Statiftif für das erfte Semeher 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnaimen 
aus denjelben 69, 216. — Die Gefepagrb- 
ung des Reiches 71, 30. — Statiftil für 
1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsfteuern zc. des deutſchen 
Reichs, von Frhru. v. Aufieß 80, 609. — 
Bertrags- und verfaflungsmäßige Haupt 
grundfäge für das Zoll- und Steuermeien 
80, 637. — Uebergangsabgaben und Ber- 
brauchsfteuergruppen 73, 281. — Bermalt« 
ungsfompetenz des Reiche (Taband) 78, 471. 
— Entwidelung der Gefeßgebung 1873 (v. 
Aufieß) 74, 81. 75, 881. — "Einfluß der 
Steuern auf den Familienhausbalt (Hirtb) 
75, 925. — Statiftif fir 1870/74 74, 914. 
887. 75, 897. — Die Gejeggebung 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — 
Ueberfiht 77, 820. — Zur Charatteriftil 


der Verbrauchsfteuern 78, 927. (Bgl. a. 
Branntwein, Bier, Zölle ꝛc.) 
Berbredertbum in Preußen, Statiftil 
74. 


Beredlungsverkehr 80, 673. 
Verhelichung, ſ. Eheſchließung. 
Vereinigte Staaten, ſ. Amerika. 


u — 


über die Jahrgänge 1868—1882 der „Annalen“, 


Bereinsgejeßgebung 72, 131. 73, 346. 
74, 197. 242. 383. — Indikate des preuß. 
Obertribunals iiber politifche Vereine 75, 145. 

Berfaffung. Gründungsgefhichte des nordd. 
Bundes 71, 22. Die Verfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metzel 
68, 1017. — Die Gründung des neuen 
Reiches (zur Gefchichte und Interpretation 
der Verträge mit den Sidftaaten) 70, 735. 
— Die Berfafjung des deutſchen Reiches 
(Zufammenftellung mit der nordd. Bundes- 
verfafjung) ib. 771. — Das Berfaffungs- 
recht des deutjchen Reiches, hiſtoriſch-dog— 
matiſch dargeftellt von Dr. L. v. Rönne 
71, 1-—312; jpezielles Inhaltsverzeichniß 
dazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421, 
— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. Kom— 
petenz des Reiches ib. 62; BVerfaflungs- 
Aenderung ib. 77. — Die revidirte Reichs— 
verfafjung vom 16. Aprif 1871 nebſt den 
ergänzenden Vertragsbeftimmungen 71, 321. 
Tert der Meichsverfaflung ib. 334. Die 
ergänzenden Bertragsbeftimmungen ib. 357. 
— Befugniffe des Reichs zc. in Bezug auf 
das Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. — 
Laband's „Staatsrecht des deutfchen Reichs“ 
a von Meyer) 76, 656, 78, 369. 
— S. a. Bundesgejete, Bundesſtaat, Bayern, 
Finanzweien, Eljaß-Yorhringen,Kaifer, Reichs: 
tanzler, Reichstag, Juftizgefeßgebung, Reſer— 
vatrecht ꝛc. 

Verjährungsfriſt, einjährige 77, 228. 

Verkehr, vollswirthſchaftliche Bedeutung des— 
ſelben (Roesler) 75, 385. — S. Handel, 
Transportweſen, Voſtverwaltung, Eiſen— 
bahnen, Telegraphen, Stromſchifffahrt zc. 

Vermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403. 75, 1498. 

Verordnungsrecht 74, 1143. 76, 7. — 
Das Reichẽeverorduungsrecht (M. Seydel) 
76, 11. (Laband, Meyer) 78, 376. 

Berjailler Verträge 71, 37. 359, 72, 1585. 

Verſetzung der Neichsbeamten 76, 287. 

Berfiherungswefen Beſchlliſſe des Han— 
delstags 1868 68, 979. — Die Lebensper- 
fiberung in Deutfchland (Statiftiiches) 68, 
1011. — Gejetsgebung über Berjiherungs- 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs + Berfiherungsgefeßgebung (von 
TH. Sendiner) 73, 773. — Weſen und 
Arten der Verficherung (Noesler) 75, 388. 
— Das Vebensverficherungsgeihäft 1873 


so, 74. — Meichsgefeglihe Negelung des | 


Berfiherungswefens 80, 138. — Ueber 
Arbeiterverfiherung 80, 492. S. a. Unfall» 
verficherung. 

Berträge, f. die einzelnen Staaten, mit 
welchen dieſelben abgejchloffen wurden. Val, 
die Ueberficht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. SO, 812, S. a. auswärtige Ver— 
hältniſſe, Zollverein, Friedensverträge zc. 
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Bertragsreht des deutichen Reichs (F. 
Gorius) 74, 759. 75, 531. — (Faband u. 
Meyer) 78, 378. — Der Abichluß völker- 
rechtlicher Verträge durch das deutiche Reich 
und deffen Einzelftaaten (M. Procbit) 82, 
241. 

Berwaltungstonpetenz des Reiches, von 
BP. Laband 73, 458. 9%. v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 


Verwaltungsgerichte. . Die Uebertragung 
der Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußiſche Geſetz vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Verwaltungsgerichtsbarkeit in 
Elſaß-Lothringen (Stengel) 76, 808. 897. 
* Geſetzgebung in Ai (Wehrenpfennig) 

7, 305, 

Bermwaltungsorganifation in Elſaß— 
Tothringen 72, 554. 

Berwaltungsredht, Reform deffelben 72, 
538. 75, 1307. i 

Berwaltungsreform in Preußen (Ueber 
blid) 75, 329. — Dentichrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver— 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392, 1444. 75, 1635. — ©. a. Kreis— 
und Provinzialordiung. 

Veterinärpolizei. Fuſtruktion zum Ge— 
ſetze vom 23. Juni 1880 SL, 205. Die 
Beterinärpolizei-Gejeßgebung nad) den reichs— 
gefeglihen Beftimmungen (Monogr. v. Ph. 
Böring) 81, 809. Alphabetifches Fuhalts- 
verzeichniß biezu 973. S. a. Ninderpeft. — 
Beterinärpolizeiliche Gejeggebung S1, 432. 

Viehhandel, Gemwährleiftung im 73, 359. 

Viehſenchen, ſ. Veterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, 635. 

Viviſektion 81, 435. 

Volksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (von Hirth) 73, 795. 823. Das 
deutiche Reich und die Schule 74, 3. 

Boltsihulen, ftaatsrechtlihe Stellung ders 
jelben 73, 823. — Die Reform der preuß. 
Volksſchule vom 15. Oftober 1872 73, 897, 
— Das deutsche Reih und die Schule (von 

irth) 74, 3. — Petition, betr. reichsrechte 
liche Ordnung des Volksſchulweſens ib. 889, 
— Statiftit der preußischen Volksſchullehrer 
76, 237. — Das Volksſchulweſen in Preußen 
77, 98. 311. 82, 407. 

Bolksvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgefege deutſcher Bun— 
desjtaaten (v. L. U. v. Müller) S1, 3. 

Voltswirthſchaftslehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (von H. Roesler) 72, 509. 
Ueber die Geſetzmäßigkeit der volkswirth— 
ſchaftlichen Erſcheinungen (von Roesler) 75, 
1. 259. 371. — Die Volkswirthſchaftslehre 
als Wiſſenſchaft (Hirth) 75, 1310. — ©. a. 
foziale Frage. 

Bolkswirthihafterath, preußifcher 80, 
961. Ernennungen hierzu SI, 91. 
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Boltszählung. Refultate der Volkszählung 
vom 3. Dezember 1864 68, 149, — Desgl. 
vom 3. Dezember 1867 (vorläufig, mit 
Aufzählung der Kreisbehörden in Preußen) 
88, 501. — Definitive Nefultate 68, 779. 
— Die ftaatsangehörige Bevölferung ſämmt— 
liher Staaten des nordd. Bundes (mitge 
theilt von Dr. Engel) 68, 1101. — Die 
feemännifche Bevölkerung im preuß. Staat 
68, 1005. — Ueberſicht der Bevölkerung 
des HZollvereins (amtliche Anfftellung vom 
Zentralburean des Zollvereins) 69, 855. — 
Die Bollabrehnungs - « Benölferung für die 
Fahre 1868— 70 1, 544. — Organifation 
der Volkszählung für das Jahr 1871 70, 
24. — Bundeeverſaffur und Boltszählung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom 
miſſion zur weiteren Ausbildung der Statiftif 
des Zollvereins) 70, 445. — Vorläufige 
Ergebniffe der Boltszäylung vom 1.De3.1871 
72, 902. — Definitive Ergebniſſe mit den 
verfaffungs- und geſetzmäßigen Unterfcheid- 
ungen 73, 1271. — Zoll-Direftivbezirte und 
Armeeforpsbezirte 74, 493. — Die B. am 
1. Dez. 1875 75, 1720, — Borläufiges 
Ergebniß der B. vom 1. Dez. 1875 76, 388, 
— Definitives Ergebniß 77, 471. 78, 49. 
178. 491. Anbäufung und "Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — Alters» 
ftufen der preuß. Bevölferung 78, 658. — 
Bedeutung für die Zollabrehnung 80, 645. 
757. — Städtebewölferungen in Preußen 
81,92. — Definitives Ergebniß der Volle: 
zählung vom 1. Dez. 1880 82, 146. 
Bevölferungsbewegung in Deutjchland und 
Frankreich * 614. — Bgl. auch Statiſtik, 
Bevölkerung ꝛc 

Bollziehende ‚Gewalt im Reihe (L. v. 
Stein) 76, 5. ©. a. Berfaffung, Kaifer, 
Bundesftaat x. 

Vorlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 


VBorparlament in frankfurt am Main | 


71,9 


W. 


Waaren (Ein- und Ausfuhr ꝛc.e), ſ. unter 
Zölle, Zolltarif, Handelsftatiftit, Preife zc. 

Waarenauftionen 77, 1064. 78, 738. 

N amtliches 75, 883. 
76, 82. 80, 655. 765. 

Waarenzeiden, — Markenſchutz. 

Wahlberedtigung 712, 323. 

Wahlen, Statiftik derfelben 12, 287. ©. a. 
Reichstag. 

Bahlgefebe deutfher Bundesftaaten 
(Monographie v. 2. A. Miller) S1, 3. — 
Das preußische Wah AA für den Nordbund 
vom 15. Oft. 1866 68, 1053. — Wahlgeſetz 
vom 31. Mai 1869 7, 245, 

Wahllreije zum Reichstag 72, 291. 213. 

Bahlprüfungen 72, 347. 80, 386, 

Waifenfürforge, |. — 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Wanderlager 77, 1064. 78, 707. 

Wappen, kaiſerliches 76, 351. 

Wafjerredt, das deutiche, Monographie vd. 
R. Brüdner 77, 1-77 

Währung, ſ. Dkünnorfen. 

Wechſel (Wefen derfelben, Roesler) 75, 381. 
©. a. Bankweſen, Papiergeld. 

Wechſelakzepte, Einholung dur Poftauf- 
trag 77, 231. 

Befelfähigteit, Beihräufung berfelben 
s1, 418 

Wecfelturfe (E. Naffe) 75, 595. 

Wechſelordnung, ſ. Handelsrcdt. 

Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 
Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Denkſchrift des Handels 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. — Mopdififation des Gejetes vom 
10. Juni 1869 71, 377. — Statiftit pre 
1870 71, 592. — Bermwaltungsfompetay 
des Reiche (P. Laband) 73, 467. 497. — 
Statiftif der Wechfelftempelfteuer 13, 7%, 
74, 725. Präjudifate 76, 81. — Lage der 
ðeſebgebung 1880 80, 736. 786. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431. 

Weingroßbandel WM, 666. 


Weinftener in Elfaß «Lothringen 73, 2 
Projekt einer Meichefteuer 74, 1008, 
Einfubr und ZBolertrag von Wein im 
deutihen Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zul: 
tarif ꝛc. 

Weltausftellung in Wien 1873 (Programm 
2c.) 72, 910. 


| MWeltpoftverein, !. Poftverwaltung. 





Werth (Begriff) 75, 10, 
bildung. 
Wertbberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — Ueber 
Werthermittelungen in der Handelsftaritil 
70. 429. — Bg l. a. Handelsftariftif. Preiſe x. 
— (Roesler) 75, 268. 
Wiener Schlußalte 71. 4. 


RT -turemburg » Eifenbahnen 

74, 291 

Wirinfhaftsgenoffenfgaften Belek 
vom 4, Juli 1868 68, 825. 130. Sta 
tiftit für die Jahre 68, 843. 
— Gtatiftif für 1873 (Pröbft) 75, 321. — 
S. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

— (geſchichtl., H. Rock 
ler) 75, 15. 

Wittwenfürſorge, ſ. Beamte. 

erenzaſeſſe 74, 267. 76 
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— S. a. 


Balle, Wollenwaaren, ſ. Zölle, Zel: 
tarif ac. 

Wuchergeſetze, Aufbebung derjelben und 
der © uldhaft 68, 799. — Wuchergeſet 


von 1580 81, 423, 


über die Jahrgänge 1868— 1882 der „Annalen“. 


Württemberg. Anfchluß an den deutichen 
Bund 70, 769, an die Neichsverfaffung 70, 
771. 71, 37. 41. Militärtonvention mit 
Preußen 71, 120. — Aufrechterhaltene Be- 
ftimmungen des Bertrags vom 25, Nov, 
1870 71, 359. — Einführung nordd. Bun— 
desgefege 71, 389. — Berehnung der Ma- 
trifularbeiträge fiir 1871 71, 701. — Mi- 
fitäretat 73, 46. Bierbeftenerung 76, 65. 
S. a. Wahlgefege, Wafferrecht, Zollverein zc. 


3. 


Zablungsverfabren, 
16, 1031. 77, 228, 
Zeitſchrift, Aufgabe einer ftaatswiflenichaft« 

lihen 76, 3. 

JJ ſ. Behörden. 
entralbureau des Zollvereins 72, 1556. 
73, 262. 

Zentralgewalt, proviſoriſche im Jahre 
1848 71, 10. 

Zentrum, Reichstags-Fraktion 72, 1. 283. 
335. 1018. 74, 144. 

Zettelbanken, ſ. Bankweſen. 

Zeugenpflhicht 82, 776. 

Zinsfuß 76, 882. S. a. Bankweſen. 

Zinſen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 

Zivilehe, obligatoriſche 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommiſſionsbericht von 
1873 74, 437. Das preußiſche Geſetz von 
1874 nebſt Miniſterial-Verfügungen 2c. 74, 
1551. Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 
1875, 75, 641. Ausführungsverordnung 
dazu, ib. 1553. — Bericht von W. Ende— 
mann über das Geſetz 75, 1181. — Um— 
wandlung von Geld» in zzreiheitsftrafen 76, 
84. — Bildung der Standesamtsbezirke in 
Bayern 76, 85. — Ausführungen v. M. 
Seydel 76, 172. S. a. Eheſchließung. 

Zivilpro zeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeforduung 69, 649. Vorar- 
beiten fiir diefelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 78, 567. — Aus dem 
1874er Entwinf: Das jchiedsrichterliche Ber- 
fahren, 75, 158. 1219. — Berlauf d. Ber- 
handlungen (Endemann) 77, 646. — Val. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung deffelben, 72, 125. 
183, 339. 74, 193. 310. Rede des Minifters 
Fäuſtle in der bayerischen II. Kammer 74, 
330. Das Neumayr’fhe Referat ib. 339. 
— W. Endemann ib. 412. — Eine Feft- 
tede Lasker's ib. 743. — Bericht des Ju— 
ftizausschuffes über Plan und Methode bei 
Ausarbeitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs 
74, 1329. Die Mitglieder der Bivilgejeß- 
bud-Kommiffion ib. 1680. — Weiteres 
über den Entwurfdes Geſetzbuchs (Endemann) 
77, 1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgefeßbuch im Sommer 1876 
(P. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 


Neform deſſelben, 


| 
Zollbehörden in Deutichland. Neffortver- 
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über die Arbeiten der Kommiſſion bis 1876 
77, 423. — Weberfiht der bis 1877 er: 
laſſenen zivilrechtl. Gefege und Verordnungen 
77, 822. — ©. a. Konkursordnung, Juſtiz- 
geſetzgebung x. 

Zipilftandsregifter, ſ. Perſonenſtand. 

Zollausſchlüſſe, Bericht der Kommiſſion 
zur Erörterung der Frage betr. die Averſa 
80, 531. Bei Aufſeß: 80, 634. 636. 748. 
791. 

Zoll- und Handelsſyſtem des Reiches, 
Einheitlichkeit deſſelben, 71, 171. 80, 633. 
— Ueberſicht ſämmtlicher Geſetze ac. 77, 807. 
— S. a. Zolltarif ꝛc. 

Zoll- und Steuerkredite, Abbürdung der— 
| jelben 72, 1481. 74, 170. — Beftimm« 
ungen über diejelben 73, 266. S. Kredite, 
' Zölle. Statiſtik für die Zeit bis 1868 68, 

165 — 222. Statiftif für 1867 68, 729. 
— Statiſtik für das erfte Semefter 1868 
68, 998. — Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Böllen 69, 216. — Organifation der 
Statiftit der Zölle 70, 71. — Statiftil der 
Bolleinnahmen x. 1862 — 1869, 70, 343. 
— Die Neihs-Zollgefeßgebung 71, 130. 
72, 489. — Statiftif der Zölle und Waareıt- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Berbrauchsftenern ꝛc. des 
deutichen Neichs, won Frhr. v. Aufſeß SV, 
609. — Vertrags: und verfaffungsmäßige 
Hauptgrundiäge für das Zoll- und Steuer- 
mweien 80, 637. — Bejondere Vorſchriften 
für die Ein- und Ausgangszölle SO, 650. 
— Das Abrechnungsweſen 80, 769, — 
NReichstontrole der Zoll- und Steuerverwalt- 
ung 80, 797. — Bermwaltungstompetenz des 
Neiches (Yaband) 73, 471. 498. — Ent: 
widelung der Gejeßgebung 1873 — 74 (v. 
Aufſeß) 74, 75. 75, 881. 76, 785. — 
Statiftif 74, 911. 75, 897. 1389. 1701. 
76, 799. — Werth» oder Gemwichtzöfle ? 
(2. F. Seyfardt-Erefeld) 77, 135. — Die 
Geſetzgebung üder Zölle und Steuern 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 282. — 
Ueber Schußzölle (Hirth) 77, 896. — Han— 
delspolitiihe Erflärung von 203 Reiche» 
tagsmitgliedern 79, 460. — Das handels- 
politiihe Programın des Reichskanzlers 
(Schreiben an den Bundesrath) 79, 219. 
— Eingabe des Freihandelsvereins an den 
Bundesrath 79, 358. — Rede des Heren 
v. Riecke in der württembergiichen I. Kammer 
79, 370. — Die wicdtigften Finanzzölle in 
Deutichland und Großbritannien, 79, 571. 
Einnahmen 1879/80 80, 591. -—- ©. a. 
Zolltarif, Zollverein, Zollgeſetz, Kaffen- 
weien, Finanzweien, Statiftit und Handels« 
ftatiftif, Zollausſchlüſſe zc. 


bältniffe derfelben, Meberficht der Aemter zc. 
68, 405. Die Bereinsbeamten des 
deutichen Zollvereins (Anfang April 1870) 
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70, 139. — Organifation der Zoll- und 
Steuerverwaltung (v. Aufſeß) 80, 747. 
Reichskontrole der Zoll- und Steuerverwalt- 
ung 73, 292. 74, 99. 75, 894. 80, 797. 

Bolltartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 

Bollgebiet 74, 79. 493. 75. 881. — Be 
grenzung und Bevölferung der Zolldireltiv- 
bezirfe 77, 478. 

Bollgejeg vom 23. Yan. 1838 68, 51. — 
Das Bereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 
(mit Erläuterungen und alphabetiichem Sach— 
regifter) 69, 511. — Zur Ausführung des 
Zollgeſetzes (Anweiſung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 80, 650, 

Zollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Dentichrift des Handelstags betr. Reform 
des HZollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beſtimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. Bal. a. 
Zollgeſetz. 

Zoltparlament. (S. a. Zollverein.) Mit- 
glieder deſſelben 1868 68, 433. — Thron. 
reden zur Eröffnung und zum Schluffe der 
eriten Seſſion 68, 1070, der zweiten Seifton 
69, 1100, der dritten Seſſion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed. Laster) über die Pegislaturs 
periode 1867—70 70, 563. — Ueberſicht 
der Gefetsgebung des nordd. Bundes und 
des Zollvereins in den Jahren 1867 —70 
70, 721. 

Zollſtrafgeſetz, Grundiäte, betr. das vom 
‘Jahre 1336 68, 115. — Bol. a. Zollgefeg. 

Zolltarif (Vereins) vom 1. Juli 1865 
68, 93. Deukſchrift des deutichen Handels— 
tags über Reform des Zolltarifs 68, 249. 
Geſetz vom 25. Mai 1868 68, 649. Boll- 
tarif vom 1, Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Betroleumjteuerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des * 
1870 70, 92. — Die Reform des Vereins— 
Zolltarifs vom Mai 1870 (nebſt allgemeinen 
und ſpeziellen Erläuterungen) 70, 325. — 
Der Zolliarif vom 1. Juli 187 0 an 0, 
379 — Beftimmungen über die Tara 72, 
1541. — Die Beitimmungen über den 
Bolltarif (v. Auffeß) 73, 162. Tarif- 
reform vom 
Nedaktion des Zolltarifs vom 1. Oltober 
1873 (in der Darkwährung) 77, 144. — 
Freihandel oder Schnutzzoll? Dentichrift des 
Vorſteheramts der Königsberger Kaufmann— 
ſchaft 75. 1549. Zur Vertheidigung ge⸗ 
mäßigter Schutzzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkſchrift des Vereins der Eijenindu« 
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ftriellen ib. 1695. — Ueberfiht der Haupt- 
ſächlichſten Schußzölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klauſel der „Mmeiftbegünftigten 
Nation” 77,534. — Die aquits-a-caution 
77, 535, Der Zolltarifenwurf vom 
4. April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (ipezielle Ueberficht im Jubaltsperzeich- 
niß des Jahrg. 1879). Das Tarifgefeg 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Lage ber 
Geſetzgebung 1880 80, 623. 627. 653. 
Abänderungen des Zolltarifgefeges in den 
Jahren 1850—82 83,674. — ©. a. Zölle, 
Zollverein ꝛc. 


Mittelbare Zollvereinsglieder 
233. Bertrag vom 8. Juli 1867, die 
a des Zoll- und SHandelsvereins 
Betreffenb. Bericht für den nordd. Bundes— 
rath 68, 1 ff. Tert des Vertrags ib. 15, 
— Lueratur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereius 
68, 1109. 71, 171. — Die Bollverein“ 
eſetzgebung als Beftandtheil des Neichsver- 
Feffungeredte 71, 357. — Geſchichte des 
Zollvereins (v. Auffeß 80, 610. Um- 
fang, Größe und Einwohnerzahl des Bol: 
und Handelsgebiets des deutichen Reiths W, 
633. — Zollvereinsberollmädtigte 73, 30%. 
— Boll-, Handels: und Scifffahrtsverträge 
des Ddeutichen Neichs mit freinden Staaten 
175, 38%. 80, 812. — Aus der Enquéte 
über die Handeleverträge 77, 395. Gutachten 
der Handelsfammer zu Cöln ib. 1049, — 
Ueberficht der deutſchen Handelsverträge 79, 
384. 562. — Bgl. a. Verfaſſung VI. Ab» 
ſchnitt), Zollparlament, Zollgeſetz, Holltarif, 
Handelstatiftil, Statiftit, Oeſterreich xc. 
Uebereintunft wegen Beſteuerung 
des Rübenzuckers vom 16. Mai 1865 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß— 
britannien und ‚Frankreich 68, 155. Dent- 
Ichrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbeftenerung 68, 303. — 
Beſchluß des Handelstage 68, 983. 
Dentichrift zur Reform der Auder- - Zoll- 
und Steuergefeßgebung von E. Langen 69, 
361. — Die re Per im Zoll. 
verein nach dem Geſetz vom 26. Juni 1869 
69, 905. — Rübenzuckerſteuerſtatiſtik für die 
Sabre 1868—70 71, 573. — Die Befteu- 
erung des Nübenzuders (Frhr. v. Aufſeß) 
73, 190. 74, 92. 80, 682 — Statiftit ib. 
914. 75, 899, 1551. 76, 248. 
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